
§ 6

Bewe r t ung

idF des EStG v. 8.10.2009 (BGBl. I 2009, 3366; BStBl. I 2009, 1346),
zuletzt geändert durch AmtshilfeRLUmsG v. 26.6.2013

(BGBl. I 2013, 1809; BStBl. I 2013, 802)

(1) Für die Bewertung der einzelnen Wirtschaftsgüter, die nach § 4 Ab-
satz 1 oder nach § 5 als Betriebsvermögen anzusetzen sind, gilt das Fol-
gende:
1. Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die der Abnutzung unterlie-

gen, sind mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder dem
an deren Stelle tretenden Wert, vermindert um die Absetzungen für
Abnutzung, erhöhte Absetzungen, Sonderabschreibungen, Abzüge
nach § 6b und ähnliche Abzüge, anzusetzen. 2Ist der Teilwert auf
Grund einer voraussichtlich dauernden Wertminderung niedriger, so
kann dieser angesetzt werden. 3Teilwert ist der Betrag, den ein Erwer-
ber des ganzen Betriebs im Rahmen des Gesamtkaufpreises für das
einzelne Wirtschaftsgut ansetzen würde; dabei ist davon auszugehen,
dass der Erwerber den Betrieb fortführt. 4Wirtschaftsgüter, die bereits
am Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres zum Anlagever-
mögen des Steuerpflichtigen gehört haben, sind in den folgenden
Wirtschaftsjahren gemäß Satz 1 anzusetzen, es sei denn, der Steuer-
pflichtige weist nach, dass ein niedrigerer Teilwert nach Satz 2 ange-
setzt werden kann.

1a. Zu den Herstellungskosten eines Gebäudes gehören auch Aufwen-
dungen für Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die
innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes durch-
geführt werden, wenn die Aufwendungen ohne die Umsatzsteuer 15
Prozent der Anschaffungskosten des Gebäudes übersteigen (anschaf-
fungsnahe Herstellungskosten). 2Zu diesen Aufwendungen gehören
nicht die Aufwendungen für Erweiterungen im Sinne des § 255 Ab-
satz 2 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs sowie Aufwendungen für Erhal-
tungsarbeiten, die jährlich üblicherweise anfallen.

2. Andere als die in Nummer 1 bezeichneten Wirtschaftsgüter des Be-
triebs (Grund und Boden, Beteiligungen, Umlaufvermögen) sind mit
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder dem an deren Stelle
tretenden Wert, vermindert um Abzüge nach § 6b und ähnliche Abzü-
ge, anzusetzen. 2Ist der Teilwert (Nummer 1 Satz 3) auf Grund einer
voraussichtlich dauernden Wertminderung niedriger, so kann dieser
angesetzt werden. 3Nummer 1 Satz 4 gilt entsprechend.

2a. Steuerpflichtige, die den Gewinn nach § 5 ermitteln, können für den
Wertansatz gleichartiger Wirtschaftsgüter des Vorratsvermögens un-
terstellen, dass die zuletzt angeschafften oder hergestellten Wirt-
schaftsgüter zuerst verbraucht oder veräußert worden sind, soweit
dies den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung entspricht. 2Der Vorratsbestand am Schluss des Wirtschaftsjah-
res, das der erstmaligen Anwendung der Bewertung nach Satz 1 vo-
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rangeht, gilt mit seinem Bilanzansatz als erster Zugang des neuen
Wirtschaftsjahres. 3Von der Verbrauchs- oder Veräußerungsfolge nach
Satz 1 kann in den folgenden Wirtschaftsjahren nur mit Zustimmung
des Finanzamts abgewichen werden.

2b. Steuerpflichtige, die in den Anwendungsbereich des § 340 des Han-
delsgesetzbuchs fallen, haben die zu Handelszwecken erworbenen Fi-
nanzinstrumente, die nicht in einer Bewertungseinheit im Sinne des
§ 5 Absatz 1a Satz 2 abgebildet werden, mit dem beizulegenden Zeit-
wert abzüglich eines Risikoabschlages (§ 340e Absatz 3 des Handels-
gesetzbuchs) zu bewerten. 2Nummer 2 Satz 2 ist nicht anzuwenden.

3. Verbindlichkeiten sind unter sinngemäßer Anwendung der Vorschrif-
ten der Nummer 2 anzusetzen und mit einem Zinssatz von 5,5 Pro-
zent abzuzinsen. 2Ausgenommen von der Abzinsung sind Verbind-
lichkeiten, deren Laufzeit am Bilanzstichtag weniger als zwölf
Monate beträgt, und Verbindlichkeiten, die verzinslich sind oder auf
einer Anzahlung oder Vorausleistung beruhen.

3a. Rückstellungen sind höchstens insbesondere unter Berücksichtigung
folgender Grundsätze anzusetzen:
a) bei Rückstellungen für gleichartige Verpflichtungen ist auf der

Grundlage der Erfahrungen in der Vergangenheit aus der Abwick-
lung solcher Verpflichtungen die Wahrscheinlichkeit zu berück-
sichtigen, dass der Steuerpflichtige nur zu einem Teil der Summe
dieser Verpflichtungen in Anspruch genommen wird;

b) Rückstellungen für Sachleistungsverpflichtungen sind mit den
Einzelkosten und den angemessenen Teilen der notwendigen Ge-
meinkosten zu bewerten;

c) künftige Vorteile, die mit der Erfüllung der Verpflichtung voraus-
sichtlich verbunden sein werden, sind, soweit sie nicht als Forde-
rung zu aktivieren sind, bei ihrer Bewertung wertmindernd zu be-
rücksichtigen;

d) Rückstellungen für Verpflichtungen, für deren Entstehen im wirt-
schaftlichen Sinne der laufende Betrieb ursächlich ist, sind zeit-
anteilig in gleichen Raten anzusammeln. 2Rückstellungen für ge-
setzliche Verpflichtungen zur Rücknahme und Verwertung von
Erzeugnissen, die vor Inkrafttreten entsprechender gesetzlicher
Verpflichtungen in Verkehr gebracht worden sind, sind zeitanteilig
in gleichen Raten bis zum Beginn der jeweiligen Erfüllung anzu-
sammeln; Buchstabe e ist insoweit nicht anzuwenden. 3Rückstel-
lungen für die Verpflichtung, ein Kernkraftwerk stillzulegen, sind
ab dem Zeitpunkt der erstmaligen Nutzung bis zum Zeitpunkt, in
dem mit der Stilllegung begonnen werden muss, zeitanteilig in
gleichen Raten anzusammeln; steht der Zeitpunkt der Stilllegung
nicht fest, beträgt der Zeitraum für die Ansammlung 25 Jahre;

e) Rückstellungen für Verpflichtungen sind mit einem Zinssatz von
5,5 Prozent abzuzinsen; Nummer 3 Satz 2 ist entsprechend anzu-
wenden. 2Für die Abzinsung von Rückstellungen für Sachleis-
tungsverpflichtungen ist der Zeitraum bis zum Beginn der Erfül-
lung maßgebend. 3Für die Abzinsung von Rückstellungen für die
Verpflichtung, ein Kernkraftwerk stillzulegen, ist der sich aus
Buchstabe d Satz 3 ergebende Zeitraum maßgebend; und
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f) bei der Bewertung sind die Wertverhältnisse am Bilanzstichtag
maßgebend; künftige Preis- und Kostensteigerungen dürfen nicht
berücksichtigt werden.

4. Entnahmen des Steuerpflichtigen für sich, für seinen Haushalt oder
für andere betriebsfremde Zwecke sind mit dem Teilwert anzusetzen;
in den Fällen des § 4 Absatz 1 Satz 3 ist die Entnahme mit dem ge-
meinen Wert anzusetzen. 2Die private Nutzung eines Kraftfahrzeugs,
das zu mehr als 50 Prozent betrieblich genutzt wird, ist für jeden Ka-
lendermonat mit 1 Prozent des inländischen Listenpreises im Zeit-
punkt der Erstzulassung zuzüglich der Kosten für Sonderausstattung
einschließlich Umsatzsteuer anzusetzen; bei der privaten Nutzung
von Fahrzeugen mit Antrieb ausschließlich durch Elektromotoren,
die ganz oder überwiegend aus mechanischen oder elektroche-
mischen Energiespeichern oder aus emissionsfrei betriebenen Ener-
giewandlern gespeist werden (Elektrofahrzeuge), oder von extern
aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen, ist der Listenpreis dieser Kraft-
fahrzeuge um die darin enthaltenen Kosten des Batteriesystems im
Zeitpunkt der Erstzulassung des Kraftfahrzeugs wie folgt zu mindern:
für bis zum 31. Dezember 2013 angeschaffte Kraftfahrzeuge um 500
Euro pro Kilowattstunde der Batteriekapazität, dieser Betrag mindert
sich für in den Folgejahren angeschaffte Kraftfahrzeuge um jährlich
50 Euro pro Kilowattstunde der Batteriekapazität; die Minderung pro
Kraftfahrzeug beträgt höchstens 10000 Euro; dieser Höchstbetrag
mindert sich für in den Folgejahren angeschaffte Kraftfahrzeuge um
jährlich 500 Euro. 3Die private Nutzung kann abweichend von Satz 2
mit den auf die Privatfahrten entfallenden Aufwendungen angesetzt
werden, wenn die für das Kraftfahrzeug insgesamt entstehenden Auf-
wendungen durch Belege und das Verhältnis der privaten zu den übri-
gen Fahrten durch ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nachgewiesen
werden; bei der privaten Nutzung von Fahrzeugen mit Antrieb aus-
schließlich durch Elektromotoren, die ganz oder überwiegend aus
mechanischen oder elektrochemischen Energiespeichern oder aus
emissionsfrei betriebenen Energiewandlern gespeist werden (Elektro-
fahrzeuge), oder von extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen,
sind die der Berechnung der Entnahme zugrunde zu legenden ins-
gesamt entstandenen Aufwendungen um die nach Satz 2 in pauscha-
ler Höhe festgelegten Aufwendungen, die auf das Batteriesystem ent-
fallen, zu mindern. 4Wird ein Wirtschaftsgut unmittelbar nach seiner
Entnahme einer nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuer-
gesetzes von der Körperschaftsteuer befreiten Körperschaft, Personen-
vereinigung oder Vermögensmasse oder einer juristischen Person des
öffentlichen Rechts zur Verwendung für steuerbegünstigte Zwecke
im Sinne des § 10b Absatz 1 Satz 1 unentgeltlich überlassen, so kann
die Entnahme mit dem Buchwert angesetzt werden. 5Satz 4 gilt nicht
für die Entnahme von Nutzungen und Leistungen.

5. Einlagen sind mit dem Teilwert für den Zeitpunkt der Zuführung an-
zusetzen; sie sind jedoch höchstens mit den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten anzusetzen, wenn das zugeführte Wirtschaftsgut
a) innerhalb der letzten drei Jahre vor dem Zeitpunkt der Zuführung

angeschafft oder hergestellt worden ist,
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b) ein Anteil an einer Kapitalgesellschaft ist und der Steuerpflichtige
an der Gesellschaft im Sinne des § 17 Absatz 1 oder Absatz 6 betei-
ligt ist; § 17 Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend, oder

c) ein Wirtschaftsgut im Sinne des § 20 Absatz 2 ist.
2Ist die Einlage ein abnutzbares Wirtschaftsgut, so sind die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten um Absetzungen für Abnutzung zu
kürzen, die auf den Zeitraum zwischen der Anschaffung oder Herstel-
lung des Wirtschaftsguts und der Einlage entfallen. 3Ist die Einlage
ein Wirtschaftsgut, das vor der Zuführung aus einem Betriebsver-
mögen des Steuerpflichtigen entnommen worden ist, so tritt an die
Stelle der Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Wert, mit dem
die Entnahme angesetzt worden ist, und an die Stelle des Zeitpunkts
der Anschaffung oder Herstellung der Zeitpunkt der Entnahme.

5a. In den Fällen des § 4 Absatz 1 Satz 8 zweiter Halbsatz ist das Wirt-
schaftsgut mit dem gemeinen Wert anzusetzen.

6. Bei Eröffnung eines Betriebs ist Nummer 5 entsprechend anzuwen-
den.

7. Bei entgeltlichem Erwerb eines Betriebs sind die Wirtschaftsgüter mit
dem Teilwert, höchstens jedoch mit den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten anzusetzen.

(2) 1Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder der nach Absatz 1
Nummer 5 bis 6 an deren Stelle tretende Wert von abnutzbaren beweg-
lichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die einer selbständigen
Nutzung fähig sind, können im Wirtschaftsjahr der Anschaffung, Herstel-
lung oder Einlage des Wirtschaftsguts oder der Eröffnung des Betriebs in
voller Höhe als Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, vermindert um einen darin enthaltenen
Vorsteuerbetrag (§ 9b Absatz 1), oder der nach Absatz 1 Nummer 5 bis 6
an deren Stelle tretende Wert für das einzelne Wirtschaftsgut 410 Euro
nicht übersteigen. 2Ein Wirtschaftsgut ist einer selbständigen Nutzung
nicht fähig, wenn es nach seiner betrieblichen Zweckbestimmung nur zu-
sammen mit anderen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens genutzt
werden kann und die in den Nutzungszusammenhang eingefügten Wirt-
schaftsgüter technisch aufeinander abgestimmt sind. 3Das gilt auch,
wenn das Wirtschaftsgut aus dem betrieblichen Nutzungszusammen-
hang gelöst und in einen anderen betrieblichen Nutzungszusammenhang
eingefügt werden kann. 4Wirtschaftsgüter im Sinne des Satzes 1, deren
Wert 150 Euro übersteigt, sind unter Angabe des Tages der Anschaffung,
Herstellung oder Einlage des Wirtschaftsguts oder der Eröffnung des Be-
triebs und der Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder des nach Ab-
satz 1 Nummer 5 bis 6 an deren Stelle tretenden Werts in ein besonderes,
laufend zu führendes Verzeichnis aufzunehmen. 5Das Verzeichnis
braucht nicht geführt zu werden, wenn diese Angaben aus der Buchfüh-
rung ersichtlich sind.
(2a) 1Abweichend von Absatz 2 Satz 1 kann für die abnutzbaren beweg-
lichen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die einer selbständigen
Nutzung fähig sind, im Wirtschaftsjahr der Anschaffung, Herstellung
oder Einlage des Wirtschaftsguts oder der Eröffnung des Betriebs ein
Sammelposten gebildet werden, wenn die Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten, vermindert um einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag
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(§ 9b Absatz 1), oder der nach Absatz 1 Nummer 5 bis 6 an deren Stelle
tretende Wert für das einzelne Wirtschaftsgut 150 Euro, aber nicht 1000
Euro übersteigen. 2Der Sammelposten ist im Wirtschaftsjahr der Bildung
und den folgenden vier Wirtschaftsjahren mit jeweils einem Fünftel ge-
winnmindernd aufzulösen. 3Scheidet ein Wirtschaftsgut im Sinne des Sat-
zes 1 aus dem Betriebsvermögen aus, wird der Sammelposten nicht ver-
mindert. 4Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder der nach
Absatz 1 Nummer 5 bis 6 an deren Stelle tretende Wert von abnutzbaren
beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die einer selbstän-
digen Nutzung fähig sind, können im Wirtschaftsjahr der Anschaffung,
Herstellung oder Einlage des Wirtschaftsguts oder der Eröffnung des Be-
triebs in voller Höhe als Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn die
Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um einen darin ent-
haltenen Vorsteuerbetrag (§ 9b Absatz 1), oder der nach Absatz 1 Num-
mer 5 bis 6 an deren Stelle tretende Wert für das einzelne Wirtschaftsgut
150 Euro nicht übersteigen. 5Die Sätze 1 bis 3 sind für alle in einem Wirt-
schaftsjahr angeschafften, hergestellten oder eingelegten Wirtschafts-
güter einheitlich anzuwenden.
(3) 1Wird ein Betrieb, ein Teilbetrieb oder der Anteil eines Mitunterneh-
mers an einem Betrieb unentgeltlich übertragen, so sind bei der Ermitt-
lung des Gewinns des bisherigen Betriebsinhabers (Mitunternehmers)
die Wirtschaftsgüter mit den Werten anzusetzen, die sich nach den Vor-
schriften über die Gewinnermittlung ergeben; dies gilt auch bei der un-
entgeltlichen Aufnahme einer natürlichen Person in ein bestehendes Ein-
zelunternehmen sowie bei der unentgeltlichen Übertragung eines Teils
eines Mitunternehmeranteils auf eine natürliche Person. 2Satz 1 ist auch
anzuwenden, wenn der bisherige Betriebsinhaber (Mitunternehmer)
Wirtschaftsgüter, die weiterhin zum Betriebsvermögen derselben Mit-
unternehmerschaft gehören, nicht überträgt, sofern der Rechtsnachfolger
den übernommenen Mitunternehmeranteil über einen Zeitraum von min-
destens fünf Jahren nicht veräußert oder aufgibt. 3Der Rechtsnachfolger
ist an die in Satz 1 genannten Werte gebunden.
(4) Wird ein einzelnes Wirtschaftsgut außer in den Fällen der Einlage (§ 4
Absatz 1 Satz 8) unentgeltlich in das Betriebsvermögen eines anderen
Steuerpflichtigen übertragen, gilt sein gemeiner Wert für das aufnehmen-
de Betriebsvermögen als Anschaffungskosten.
(5) 1Wird ein einzelnes Wirtschaftsgut von einem Betriebsvermögen in ein
anderes Betriebsvermögen desselben Steuerpflichtigen überführt, ist bei
der Überführung der Wert anzusetzen, der sich nach den Vorschriften
über die Gewinnermittlung ergibt, sofern die Besteuerung der stillen Re-
serven sichergestellt ist; § 4 Absatz 1 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.
2Satz 1 gilt auch für die Überführung aus einem eigenen Betriebsver-
mögen des Steuerpflichtigen in dessen Sonderbetriebsvermögen bei einer
Mitunternehmerschaft und umgekehrt sowie für die Überführung zwi-
schen verschiedenen Sonderbetriebsvermögen desselben Steuerpflichti-
gen bei verschiedenen Mitunternehmerschaften. 3Satz 1 gilt entspre-
chend, soweit ein Wirtschaftsgut
1. unentgeltlich oder gegen Gewährung oder Minderung von Gesell-

schaftsrechten aus einem Betriebsvermögen des Mitunternehmers in
das Gesamthandsvermögen einer Mitunternehmerschaft und umge-
kehrt,
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2. unentgeltlich oder gegen Gewährung oder Minderung von Gesell-
schaftsrechten aus dem Sonderbetriebsvermögen eines Mitunterneh-
mers in das Gesamthandsvermögen derselben Mitunternehmerschaft
oder einer anderen Mitunternehmerschaft, an der er beteiligt ist, und
umgekehrt oder

3. unentgeltlich zwischen den jeweiligen Sonderbetriebsvermögen ver-
schiedener Mitunternehmer derselben Mitunternehmerschaft übertra-
gen wird. 4Wird das nach Satz 3 übertragene Wirtschaftsgut innerhalb
einer Sperrfrist veräußert oder entnommen, ist rückwirkend auf den
Zeitpunkt der Übertragung der Teilwert anzusetzen, es sei denn, die
bis zur Übertragung entstandenen stillen Reserven sind durch Erstel-
lung einer Ergänzungsbilanz dem übertragenden Gesellschafter zuge-
ordnet worden; diese Sperrfrist endet drei Jahre nach Abgabe der
Steuererklärung des Übertragenden für den Veranlagungszeitraum, in
dem die in Satz 3 bezeichnete Übertragung erfolgt ist. 5Der Teilwert
ist auch anzusetzen, soweit in den Fällen des Satzes 3 der Anteil einer
Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse an dem
Wirtschaftsgut unmittelbar oder mittelbar begründet wird oder dieser
sich erhöht. 6Soweit innerhalb von sieben Jahren nach der Übertra-
gung des Wirtschaftsguts nach Satz 3 der Anteil einer Körperschaft,
Personenvereinigung oder Vermögensmasse an dem übertragenen
Wirtschaftsgut aus einem anderen Grund unmittelbar oder mittelbar
begründet wird oder dieser sich erhöht, ist rückwirkend auf den Zeit-
punkt der Übertragung ebenfalls der Teilwert anzusetzen.

(6) 1Wird ein einzelnes Wirtschaftsgut im Wege des Tausches übertragen,
bemessen sich die Anschaffungskosten nach dem gemeinen Wert des
hingegebenen Wirtschaftsguts. 2Erfolgt die Übertragung im Wege der
verdeckten Einlage, erhöhen sich die Anschaffungskosten der Betei-
ligung an der Kapitalgesellschaft um den Teilwert des eingelegten Wirt-
schaftsguts. 3In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a
erhöhen sich die Anschaffungskosten im Sinne des Satzes 2 um den Ein-
lagewert des Wirtschaftsguts. 4Absatz 5 bleibt unberührt.
(7) Im Fall des § 4 Absatz 3 sind
1. bei der Bemessung der Absetzungen für Abnutzung oder Substanz-

verringerung die sich bei der Anwendung der Absätze 3 bis 6 ergeben-
den Werte als Anschaffungskosten zugrunde zu legen und

2. die Bewertungsvorschriften des Absatzes 1 Nummer 1a und der
Nummern 4 bis 7 entsprechend anzuwenden.

Autoren:
Dipl.-Finw. (FH) Hans-Martin Eckstein, Wirtschaftsprüfer/Steuerberater,

PricewaterhouseCoopers AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt/Main
(Abs. 1 Nr. 5, Nr. 5a, Nr. 6 und 7, Abs. 6)

Dr. Kurt Gratz, Wirtschaftsprüfer/Steuerberater, CMS GmbH Steuerberatungs-
gesellschaft, Stuttgart (Abs. 3), unter Mitwirkung von Hans-Hermann Bühl,
Wirtschaftsprüfer/Steuerberater, Luise Uhl-Ludäscher, Steuerberaterin, und
Roland Wutzke, Steuerberater, alle CMS GmbH Steuerberatungsgesellschaft,

Stuttgart
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Dr. MarcusHelios, Rechtsanwalt/Steuerberater, KPMG AG Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Düsseldorf (Abs. 1 Nr. 2b)

Dr. Hanno Kiesel, Rechtsanwalt/Steuerberater, Ernst & Young, Stuttgart
(Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 3a),

Dr. Werner Kleinle, Wirtschaftsprüfer/Steuerberater, Wirtschaftstreuhand
GmbH/Tobias Dreixler, Wirtschaftsprüfer/Steuerberater, Stuttgart

(Anh. zu Abs. 1 Nr. 2 Anm. 905–1089, Abs. 2 und Abs. 2a)
Prof. Dr. Ulrich Niehus, Stralsund/Prof. Dr. HelmuthWilke, Steuerberater,

Berlin (Abs. 4 und Abs. 5)
Prof. Dr. Heiner Richter, Stralsund (Allgemeine Erläuterungen Anm. 8–39,
Abs. 1 Satz 1 Anm. 101–224, Anh. zu Abs. 1 Nr. 2 Anm. 790–899 und

Anm. 1090–1120 und Abs. 1 Nr. 2a)
Norbert J. Sailer Khuepach, B.A., LL.M. (tax), MSc (Econ), Rechtsanwalt,
Baker Tilly Roelfs Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, München (Abs. 1 Nr. 4

Anm. 1190–1201a)
Dr. Tibor Schober, Richter, Berlin (Abs. 1 Nr. 4 Sätze 2 bis 5 und Abs. 7)
Prof. Dr. Thomas Stobbe, Steuerberater, Pforzheim/München (Allgemeine
Erläuterungen Anm. 1–6, 40–100, Abs. 1 Anm. 225–303, Abs. 1 Nr. 1 Satz 1,
Anm. 470–553, Abs. 1 Nr. 1 Satz 4, Anh. zu Abs. 1 Nr. 1, Abs. 1 Nr. 1a, Abs. 1

Nr. 2 und Anh. zu Abs. 1 Nr. 2 Anm. 780–789)
Prof. Dr. Thomas Stobbe, Steuerberater, Pforzheim/München/Prof. Dr. Katja

Rade, Pforzheim (Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 Anm. 454–469)
Dr. Susanne Tiedchen, Vors. Richterin am FG, Cottbus (ABC der Bilanzierung

und Bewertung Anm. 1700)
Prof. Dr. NorbertWinkeljohann, Wirtschaftsprüfer/Steuerberater, Pricewater-
houseCoopers AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt (Abs. 1 Nr. 1

Satz 1 Anm. 304–453 und Abs. 1 Nr. 1 Sätze 2 und 3)
Mitherausgeber: Prof. Dr. Thomas Stobbe, Steuerberater, Pforzheim/München
Dr. Susanne Tiedchen, Vors. Richterin am FG, Cottbus (ABC der Bilanzierung

und Bewertung Anm. 1700)
MichaelWendt, Vors. Richter am BFH, München (Abs. 4 und 7)
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er.'{{^z {7( 'z_^0^z
G70(.~;'D(.Ap(^0z U U U U U U vs+M

sU 57zDpArzA _^. G70(9
.~;'D(.Ar(. 7z ^7z^z

X$^.(7{{(^zW $^(07^$9
|7~;^z hr(erzA.er.'{9
{^z;'zA U U U U U U U U U U U U U vs+v

tU K^~;z7.~;^ @$.(7{{rzA
'rD^7z'z_^0 U U U U U U U U U U U vs+s

bbbd CjQ:-PJ !jQ Pj:%PJ&6!>Uj6
]-J'-6UPX&S>U<j>J JQ3J'
!jQ ^2U:>$S<j>J" !j6 ]-J?
'-6UP'-P@88j6S@6U '-
)j$SPj:6 g;%Pd / G@J' If U U vs+t

bCd 03:Uj6 XjS:j6!jQ Pj:%PJ&6?
!>UjQ ]-J'-6UPX&S>U<j>J U U vs+B

4d 7-$S8&T>Uj C3Q@-PPjJ?
'-6Uj6 !jQ 7j)jQJ-6UP?
XQj>Sj>J g;%Pd / G@J' V
-6! Wf

qU <^.xz_^0^. H^0e^7~;z7.
X@$.U s L'(e BW U U U U U U U U U U U U vs+C

qqU @r. _^0 <r~;Dp;0rzA ^09
.7~;(|7~;^ @zA'$^z X@$.U s
L'(e CW U U U U U U U U U U U U U U U U U U vs+*

1d Hj$SJPX3:Uj6 !jQ 7j)jQ?
J-6UPXQj>Sj>J

qU G';|k^7.^ @$.^(erzA _^0
@z.~;'DDrzA.9 x_^0 /^0.(^|9
|rzA.}x.(^z '|. <^(07^$.'r.9
A'$^z U U U U U U U U U U U U U U U U U U U vs++

qqU @$.^(erzA 7{ o';0 _^0 @z9
.~;'DDrzA` /^0.(^||rzA x_^0
57z|'A^ U U U U U U U U U U U U U U U U U U vs+]

0d ;75 !jQ UjQ>6U)jQJ>Uj6
B>QJP$S@XJPU,JjQ U U U U U U U U U vtMM

1Q:&-JjQ-6Uj6 '- ;%Pd /@#
[33:@%P$SQj>%-6U

@z{U @z{U

;d ;::Uj8j>6j 1Q:&-JjQ-6Uj6 '-
;%Pd /@# [33:@%P$SQj>%-6U

bd D%jQ%:>$< '- ;%Pd /@ U U U U U vtMv
bbd Hj$SJPj6JPJjS-6U !jP

;%Pd /@ U U U U U U U U U U U U U U U U U vtMs
bbbd 7jUQ>XX" 7j!j-J-6U -6!

CjQX@PP-6UP8&T>U<j>J
!jP ;%Pd /@ U U U U U U U U U U U U U U vtMt

bCd .j:J-6UP%jQj>$S !jP
;%Pd /@ U U U U U U U U U U U U U U U U U vtMB

Cd CjQS&:J6>P '- @6!jQj6 C3Q?
P$SQ>XJj6
vU H^0;&|(z7. er0 /'z_^|.9

$7|'ze U U U U U U U U U U U U U U U U vtMC
sU H^0;&|(z7. er @rDe^7~;9

zrzA.mx0.~;07D(^z X<r~;9
Dp;0rzA` qzm^z('0W U U U U U U vtM*

tU H^0;&|(z7. er 'z_^0^z
.(^r^0|7~;^z Hx0.~;07D9
(^z U U U U U U U U U U U U U U U U U U vtM+
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7d C3Q@-PPjJ'-6Uj6 -6! Hj$SJP?
X3:Uj6 !jQ [33:@%P$SQj>%-6U
g;%Pd /@ G@J' if

bd C3Q@-PPjJ'-6Uj6
vU <^.(^;^z _^. G';|0^~;(.

er0 <^k^0(rzA.D0^7;^7(
z'~; @$.U s U U U U U U U U U U U vtM]

sU 57A^z.~;'D( _^. @$.^(9
erzA.x$6^}(.
'W @$zr(e$'0^ $^k^A9

|7~;^ G70(.~;'D(.9
Ap(^0 _^. @z|'A^m^09
{wA^z. U U U U U U U U U U U vtMy

$W Jz.~;&_|7~;^ j^0}9
{'|^ U U U U U U U U U U U U U UvtMy'

tU L^|$.(&z_7A^ hr(erzA.9
D&;7A}^7( U U U U U U U U U U U U U U vtvM

BU /w~;.(9 rz_ j7z_^.(9
A0^ze^z _^0 cxx|9
'$.~;0^7$rzA
'W 20rz_.&(e^ U U U U U U U U vtvv

$W 57ze^|;^7(^z _^0
/w~;.(9 rz_ j7z9
_^.(A0^ze^ U U U U U U U U Uvtvv'

bbd Hj$SJPX3:Uj6 !jQ [33:?
@%P$SQj>%-6U
vU G';|0^~;( er0 <7|_rzA

^7z^. L'{{^|ux.(^z.
z'~; @$.U s' L'(e v U U U U U vtvs

sU /w;^ _^0 cxx|'$.~;0^79
$rzA X@$.U s' L'(e sW U U U vtvt

tU Jz$^'~;(|7~;}^7( _^.
@r..~;^7_^z. ^7z^. G70(9
.~;'D(.Ar(. 'r. _^{ <^9
(07^$.m^0{wA^z X@$.U s'
L'(e tW U U U U U U U U U U U U U U U vtvB

BU G';|0^~;( er0 @$.~;0^79
$rzA mxz G2 $7. vCM !
X@$.U s' L'(e BW U U U U U U U U vtvC

CU 57z.~;0&z}rzA _^. G';|9
0^~;(. z'~; @$.U s'
L'(e C U U U U U U U U U U U U U U U U vtv*

1Q:&-JjQ-6Uj6 '- ;%Pd I

@z{U @z{U

;d ;::Uj8j>6j 1Q:&-JjQ-6Uj6
'- ;%Pd I

bd .Q-6!>6X3Q8@J>36 U U U U U U U U vttM
bbd Hj$SJPj6J)>$<:-6U

vU 2^.^(e|7~;^ N^A^|rzA
rz_ Hx0|&rD^00^A^|rz9
A^z U U U U U U U U U U U U U U U U U U vttv

sU 20rz_ Dp0 _7^ A^.^(e|7~;^
N^A^|rzA U U U U U U U U U U U U U vtts

bbbd 7j!j-J-6U !jQ C3QP$SQ>XJ U vttt
bCd .j:J-6UP%jQj>$S !jP

;%Pd I
vU L'~;|7~;^0 2^|(rzA.9

$^0^7~; U U U U U U U U U U U U U U U vttB
sU c^0.wz|7~;^0 2^|(rzA.9

$^0^7~; U U U U U U U U U U U U U U U vttC
Cd CjQS&:J6>P '- @6!jQj6

C3QP$SQ>XJj6 U U U U U U U U U U U U U vtt*
Cbd CjQX@SQj6PXQ@Uj6

vU 4^.(.(^||rzA.D0'A^z U U U U U vtt+
sU h'~;(0&A|7~;^ .~;&_9

|7~;^ H^0DpArzA^z '|.
0p~}k70}^z_^. 50^7Az7. U U vtt]

7d F@J%jPJ@6!P*3Q@-PPjJ'-6?
Uj6 -6! Hj$SJPX3:Uj6 !jP
;%Pd I

bd .jUj6PJ@6! !jQ D%jQJQ@?
U-6U 6@$S G@J' i
vU L'~;A^.'{(;^7(^z 7{

L7zz^ _^0 Hx0.~;07D( U U U U vtBM
sU K'($^.('z_.{^0}{'|a

I$^0(0'ArzA _^0 L'~;9
A^.'{(;^7( U U U U U U U U U U U U vtBv

tU Er0p~}$^;'|(rzA mxz
G70(.~;'D(.Ap(^0z
'W <^A07DD _^0 k^.^z(9

|7~;^z <^(07^$.A0rz_9
|'A^ U U U U U U U U U U U U U U vtBC

$W Er0p~}$^;'|(rzA
mxz k^.^z(|7~;^z <^9
(07^$.A0rz_|'A^z U U U U vtB*

BU I$^0(0'ArzA ^7z^. <^9
(07^$.
'W <^A07DD.$^.(7{{rzA U vtCM
$W I$^0(0'ArzA _^. <^9

(07^$. U U U U U U U U U U U U U vtCv
CU I$^0(0'ArzA ^7z^. K^7|9

$^(07^$.
'W <^A07DD.$^.(7{{rzA U vtCC
$W j^0}{'|^ ^7z^. K^7|9

$^(07^$. U U U U U U U U U U U vtC*
~W I$^0(0'ArzA _^. K^7|9

$^(07^$. U U U U U U U U U U U vtC+
*U I$^0(0'ArzA ^7z^. A'ze^z

j7(rz(^0z^;{^0'z(^7|.
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'W <^A07DD.$^.(7{{rzA U vt*M
$W J{D'zA _^. j7(9

rz(^0z^;{^0'z(^7|. U Uvt*M'
~W I$^0(0'ArzA _^.

j7(rz(^0z^;{^0'z9
(^7|. U U U U U U U U U U U U U U vt*v

_W Lxz_^0$^(07^$.m^09
{wA^z '|. Drz}(7xz'|
k^.^z(|7~;^ <^(07^$.9
A0rz_|'A^ U U U U U U U U U Uvt*v'

^W Er0p~}$^;'|(rzA
mxz Lxz_^0$^(07^$.9
m^0{wA^z {7( Drz}9
(7xz'| k^.^z(|7~;^z
<^(07^$.A0rz_|'A^z U U vt*s

DW 2^.'{(u|'z0^~;(9
.u0^~;rzA U U U U U U U U U vt*t

AW nxz}r00^ze er
@$.U C $^7 _^0 I$^09
(0'ArzA ^7z^. j7(9
rz(^0z^;{^0'z(^7|.
{7( Lxz_^0$^(07^$.9
m^0{wA^zR U U U U U U U U U vt*B

+U I$^0(0'ArzA _^. K^7|.
^7z^. j7(rz(^0z^;{^09
'z(^7|.
'W <^;'z_|rzA _^. K^7|.

^7z^. j7(rz(^0z^;9
{^0'z(^7|. U U U U U U U U U vt*C

$W <^;'z_|rzA _^. Lxz9
_^0$^(07^$.m^0{w9
A^z. U U U U U U U U U U U U U U vt**

~W 87.Srx('|^ I$^0(0'9
ArzA _^. Lxz_^09
$^(07^$.m^0{wA^z. U Uvt**'

_W G^7(^0^ @zk^z9
_rzA.$^0^7~;^ U U U U U U vt*+

]U @rDz';{^ 7z $7.;^07A^.
57ze^|rz(^0z^;{^z U U U U U vt*]

yU j7(rz(^0z^;{^07.~;^
<^(07^$.'rD.u'|(rzA U U U U Uvt*]'

bbd A-Q,$<%jS@:J-6U *36
B>QJP$S@XJPU,JjQ6 6@$S
G@J' /
vU H^0;&|(z7. mxz L'(e s er

L'(e v U U U U U U U U U U U U U U U U vt*y
sU G70(.~;'D(.Ap(^0 7{

L7zz^ mxz L'(e s U U U U U U Uvt*y'
tU Er0p~}$^;'|(^z 7{

z&{|7~;^z <^(07^$.m^09
{wA^z U U U U U U U U U U U U U U Uvt*y$

BU n^7z^ .~;&_|7~;^ H^09
DpArzA _r0~; I$^0z^;9
{^0 U U U U U U U U U U U U U U U U Uvt*y~

CU L~;&_|7~;^ rz_ rz.~;&_9
|7~;^ H^0DpArzA^z U U U U U Uvt*y_

bbbd E6j6JUj:J:>$S<j>J !jQ
D%jQJQ@U-6U
vU @$A0^zerzA ek7.~;^z

^z(A^|(|7~;^0 rz_ rz^z(9
A^|(|7~;^0 I$^0(0'ArzA U U U vt+M

sU H^0{r(rzA^z _^0 N^~;(9
.u0^~;rzA Dp0 ^z(A^|(|79
~;^z $ekU rz^z(A^|(9
|7~;^z 50k^0$ U U U U U U U U U vt+v

tU 50$D'|| U U U U U U U U U U U U U U U vt+s
BU L~;^z}rzA^z

'W <^A07DD _^0 L~;^z9
}rzA U U U U U U U U U U U U U U vt+t

$W K^7|^z(A^|(|7~;^ Hx09
A&zA^ U U U U U U U U U U U U U vt+B

CU Jz^z(A^|(|7~;^ I$^0(0'9
ArzA 'rD ^7z^ 2^.^||9
.~;'D(
'W I$^0(0'ArzA 'rD ^7z^

n'u7('|A^.^||.~;'D( U U vt+C
$W I$^0(0'ArzA 'rD ^7z^

c^0.xz^zA^.^||.~;'D( U vt+*
~W @zk'~;.rzA U U U U U U U vt++

*U Jz^z(A^|(|7~;^ I$^0(0'9
ArzA _r0~; ^7z^ 2^.^||9
.~;'D(
'W I$^0(0'ArzA _r0~;

^7z^ n'u7('|A^.^||9
.~;'D( U U U U U U U U U U U U U vt+]

$W I$^0(0'ArzA _r0~;
^7z^ c^0.xz^zA^.^||9
.~;'D( U U U U U U U U U U U U U vt+y

bCd Hj$SJPX3:Uj# 7-$S)jQJ?
*jQ<6,hX-6U
vU <^;'z_|rzA $^7{ I$^09

(0'A^z_^z
'W n^7z^ 2^k7zzm^09

k70}|7~;rzA U U U U U U U U vt]M
$W Er0p~}$^;'|(^z^

G70(.~;'D(.Ap(^0 7{
4'||^ mxz L'(e v U U U U U vt]v

~W Er0p~}$^;'|(^z^
G70(.~;'D(.Ap(^0 7{
4'||^ mxz L'(e s U U U U Uvt]v'

_W l^7.(rzA ^7z^. 5z(9
A^|(. _r0~; _^z I$^09
z^;{^0 U U U U U U U U U U U vt]s

sU <^;'z_|rzA $^7{ 50k^09
$^0
'W 50k^0$ ^7z^0 L'~;9

A^.'{(;^7( x_^0 ^7z9
e^|z^0 G70(.~;'D(.9
Ap(^0 U U U U U U U U U U U U U vt]C

$W Jz^z(A^|(|7~;^0 509
k^0$ U U U U U U U U U U U U U U vt]*
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~W l^7.(rzA ^7z^. 5z(9
A^|(. _r0~; _^z I$^09
z^;{^0 U U U U U U U U U U U vt]+

tU <^;'z_|rzA $^7 .u&(^0^{
G^AD'|| _^0 Hx0'r..^(9
erzA^z _^. L'(e s
'W Np~}k70}^z_^ 2^9

k7zzm^0k70}|7~;rzA
$^7{ I$^0(0'A^z_^z U vt]]

$W 4x|A^k70}rzA $^7 _^0
2^k7zz^0{7((|rzA
_^. I$^0z^;{^z_^z U vt]y

5d 1Q%X@:: -6! 1Q%@-Pj>6@6?
!jQPjJ'-6U %j> G@$SUj?
P@8JSj>Jj6

bd D%jQ%:>$< ,%jQ 1Q%X@::
-6! 1Q%@-Pj>6@6!jQPjJ?
'-6U

vU 50$D'|| U U U U U U U U U U U U U U U vtyM
sU 50$'r.^7z'z_^0.^(erzA U U vtyv

bbd 1Q%X@:: %j> G@$SUjP@8J?
Sj>Jj6
vU Kx_ _^. 57ze^|rz(^0z^;9

{^0.
'W I$^0A'zA 'rD ^7z^z

@||^7z^0$^z U U U U U U U U vtyC
$W I$^0A'zA 'rD

{^;0^0^ j7(^0$^z U U U vty*
sU Kx_ ^7z^. j7(rz(^09

z^;{^0.
'W E7m7|0^~;(|7~;^

20rz_|'A^z U U U U U U U U vBMM
$W L(^r^00^~;(|7~;^ <^9

;'z_|rzA U U U U U U U U U U vBMv
bbbd 1Q%@-Pj>6@6!jQPjJ'-6U

%j> G@$SUjP@8JSj>Jj6 U U U U vBMC

1Q:&-JjQ-6Uj6 '- ;%Pd V

@z{U @z{U

;d ;::Uj8j>6j 1Q:&-JjQ-6Uj6
'- ;%Pd V

bd D%jQ%:>$< U U U U U U U U U U U U U U U vBsM
bbd Hj$SJPj6J)>$<:-6U

vU Hx0|&rD^00^A^|rzA U U U U U U vBsv
sU 20rz_ _^0 A^.^(e|7~;^z

N^A^|rzA U U U U U U U U U U U U U vBss
tU E^7(|7~;^0 2^|(rzA.9

$^0^7~; U U U U U U U U U U U U U U U vBst
bbbd 7j!j-J-6U !jQ C3QP$SQ>XJ U vBsB
bCd .j:J-6UP%jQj>$S !jP

;%Pd V U U U U U U U U U U U U U U U U U U vBsC
Cd CjQS&:J6>P '- @6!jQj6

C3QP$SQ>XJj6 U U U U U U U U U U U U U vBs*
Cbd CjQX@SQj6PXQ@Uj6 U U U U U U U U vBs+

7d F@J%jPJ@6!P*3Q@-PPjJ'-6?
Uj6 !jP ;%Pd V

qU 57ze^|z^. G70(.~;'D(.Ar(
'|. 2^A^z.('z_ _^0 I$^0(0'9
ArzA U U U U U U U U U U U U U U U U U U U U vBtM

qqU I$^0(0'ArzA 'rD ^7z^z 'z_^9
0^z L(^r^0uD|7~;(7A^z U U U U U U U vBtv

qqqU Jz^z(A^|(|7~;}^7( _^0 I$^09
(0'ArzA U U U U U U U U U U U U U U U U U U vBts

qHU I$^0(0'ArzA 7z ^7z <^(07^$.9
m^0{wA^z U U U U U U U U U U U U U U U U vBtt

HU n^7z 4'|| _^0 57z|'A^ U U U U U U vBtB
HqU H^0{wA^z.erA^;w07A}^7( rz_

H^0'z|'..rzA.'0( $^7{ I$^09
(0'A^z_^z U U U U U U U U U U U U U U U UvBtB'

5d Hj$SJPX3:Uj6

bd C3Q%j8jQ<-6U U U U U U U U U U U vBtC
bbd Hj$SJPX3:Uj6 X,Q !j6 1Q?

)jQ%jQ U U U U U U U U U U U U U U U U U U vBt*
bbbd ;-P)>Q<-6Uj6 %j>8 D%jQ?

JQ@Uj6!j6
vU I$^0(0'ArzA mxz G70(9

.~;'D(.Ap(^0z _^. <^9
(07^$.m^0{wA^z. U U U U U U U vBt+

sU I$^0(0'ArzA mxz G70(9
.~;'D(.Ap(^0z _^. c07m'(9
m^0{wA^z. U U U U U U U U U U U U vBt]
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;d ;::Uj8j>6j 1Q:&-JjQ-6Uj6
'- ;%Pd W

bd .Q-6!>6X3Q8@J>36j6 U U U U U vBBM
bbd Hj$SJPj6J)>$<:-6U

vU N^~;(.^z(k7~}|rzA mxz
@$.U C L'(e v rz_ s
'W N^~;(.|'A^ $7. vyy] U UvBBM'
$W N^~;(.|'A^ '$ vyyy U UvBBM$

sU N^~;(.^z(k7~}|rzA mxz
@$.U C L'(e t[*
'W N^~;(.|'A^ mx0 vyyy [

L(^r^0z^r(0'|^ I$^09
(0'ArzA mxz 57ze^|9
k70(.~;'D(.Ap(^0z
z'~; _^{ j7(rz(^09
z^;{^0950|'.. U U U U U U vBBv

$W N^~;(.|'A^ vyyy rz_
sMMM [ Q@$.~;'D9
DrzAP _^. j7(rz(^09
z^;{^0950|'..^.
_r0~; _'. L(5z(|2
vyyy)sMMM)sMMs U U U UvBBv'

~W N^~;(.|'A^ '$ sMMv U UvBBv$
tU E^7(|7~;^0 @zk^z_rzA.9

$^0^7~;
'W L'(e v rz_ s 7_4 _^.

L(5z(|2
vyyy)sMMM)sMMs U U U U vBBs

$W L'(e v rz_ s 7_4 _^.
oL(2 sMvM U U U U U U U U UvBBs'

~W L'(e t 7_4 _^.
L(5z(|2
vyyy)sMMM)sMMs U U U UvBBs$

_W L'(e t[* 7_4 _^.
Jz(L(42 U U U U U U U U U UvBBs~

bbbd 7j!j-J-6U !jQ C3QP$SQ>XJ
vU <^_^r(rzA mxz L'(e v

rz_ s U U U U U U U U U U U U U U U U vBBt
sU <^_^r(rzA mxz

L'(e t[* U U U U U U U U U U U U U UvBBt'
bCd CjQj>6%@Q<j>J 8>J

1-Q3h@Qj$SJ U U U U U U U U U U U U UvBBt$
Cd .j:J-6UP%jQj>$S

vU c^0.wz|7~;^0 2^|(rzA.9
$^0^7~;
'W 2^|(rzA.$^0^7~;

mxz L'(e v rz_ s U U U U vBBB
$W 2^|(rzA.$^0^7~;

mxz L'(e t rz_ B U U U UvBBB'
~W 2^|(rzA.$^0^7~;

mxz L'(e C rz_ * U U U UvBBB$
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Allgemeine Erläuterungen zu § 6

A. Grundinformation zu § 6

Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 und § 5 ist – ausgenommen in Fällen zulässiger Über-
schussrechnung gem. § 4 Abs. 3 – für die stl. Gewinnermittlung das Ergebnis ei-
nes Vermögensvergleichs maßgebend. Damit wird jedoch nur der Ansatz der
WG des Betriebsvermögens vorgeschrieben (s. auch Anm. 230).
Die Bewertung des einzelnen Ansatzes wird in § 6 geregelt (s. § 4 Abs. 1 Satz 8
und § 5 Abs. 6: Die Vorschriften über die Bewertung sind zu befolgen; s.
Anm. 69). Für Stpfl., die unter § 5 fallen, gelten für die Bewertung, soweit nicht
§ 6 eine zwingende Regelung enthält, die handelsrechtlichen GoB (s.
Anm. 46–48; § 5 Anm. 61).
Zweck des Abs. 1 ist es, die Gleichmäßigkeit der Besteuerung durch eine für alle
Stpfl. grds. (vorbehaltlich der Bewertungsfreiheiten) gleichmäßig geltende Be-
wertung der Bilanzansätze zu gewährleisten. Dies geschieht durch die Festlegung
von Untergrenzen und Obergrenzen der Bewertung (zum Überblick s.
Anm. 239–243). Dabei passt § 6 sich jedoch – eingeschränkt – dem kaufmän-
nischen Vorsichtsprinzip an:
– nicht verwirklichte Gewinne dürfen grds. nicht ausgewiesen werden (Abs. 1

Nr. 1 Satz 4, Nr. 2 Satz 3 Halbs. 2; Ausnahme in Abs. 1 Nr. 2b);
– nicht verwirklichte Verluste dürfen ausgewiesen werden (Abs. 1 Nr. 1 Satz 2,

Nr. 2 Satz 2); ergänzend gilt das handelsrechtliche Niederstwertprinzip (s.
Anm. 51); allerdings ist bei einer voraussichtlich vorübergehenden Wertmin-
derung eine Teilwertabschreibung – teilweise (zB beim Umlaufvermögen) im
Gegensatz zum Handelsrecht – nicht zulässig.

Die Abs. 3 und 5 enthalten Sonderregelungen für die Fortführung bisheriger
Buchwerte für die Zwecke der Unternehmensnachfolge und Umstrukturierung
von PersGes. Abs. 4 enthält für die unentgeltliche Übertragung einzelner WG,
Abs. 6 für den Tausch und die verdeckte Einlage Sonderregelungen für die AK,
die uU zu einer Gewinnrealisierung führen.

B. Rechtsentwicklung des § 6

EStG 1920: Bei Land- und Forstwirten sowie bei Gewerbetreibenden war die
Bewertung mit dem gemeinen Wert für die beim Vermögensvergleich zu berück-
sichtigenden Gegenstände vorgeschrieben; der Ansatz der niedrigeren Anschaffungs-
oder Herstellungskosten (AHK) war allerdings gestattet (§§ 32 Abs. 2, 33 Abs. 1
letzter Satz). Bei Stpfl., die Handelsbücher nach den Vorschriften des HGB
führten, war der Geschäftsgewinn grds. „nach den Grundsätzen zu berechnen,
wie sie für die Inventur und Bilanz nach dem HGB vorgeschrieben sind“ (§ 33
Abs. 2).
StÄndG v. 24.3.1921 (RGBl. 1921, 313): Statt der in §§ 32 Abs. 2, 33 Abs. 1 ge-
troffenen Regelung wurde in einem neuen § 33a bestimmt, dass die AHK (ggf.
abzgl. AfA) anzusetzen waren oder nach Wahl des Stpfl. der niedrigere gemeine
Wert. § 33 Abs. 2 blieb erhalten.
EStG 1925: Die Bewertung der Gegenstände des Betriebsvermögens war für die
Zwecke der stl. Gewinnermittlung in §§ 19 und 20 geregelt.
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Nach § 19 waren die einzelnen dem Betrieb gewidmeten Gegenstände erstmals nach ih-
rem Erwerb für den Schluss des Steuerabschnitts mit dem gemeinen Wert (im Rahmen
des Betriebs) oder an dessen Stelle mit dem Anschaffungs- oder Herstellungspreis, ggf.
gekürzt um die AfA oder Substanzverringerung, anzusetzen, und zwar ohne Rücksicht
darauf, welcher der beiden Werte der höhere oder niedrigere war. Im Fall der Eröff-
nung oder des entgeltlichen Erwerbs eines Betriebs (also in der Eröffnungsbilanz)
durften die dem Betrieb gewidmeten Gegenstände höchstens mit dem Anschaffungs-
oder Herstellungspreis bewertet werden. Die hiernach zulässigen oder gewählten Bi-
lanzansätze mussten nach § 20 grds. auch für die folgenden Steuerabschnitte beibe-
halten werden; doch durfte der Stpfl. im Einzelfall jeweils auch unter Wechsel der
Bewertungsart zu einem niedrigeren Wert übergehen. Ausnahmsweise konnte bei un-
entgeltlicher Übertragung eines Betriebs für die letzte Veranlagung des bisherigen
Betriebsinhabers auch der höhere gemeine Wert angesetzt werden. Der neue Betriebs-
inhaber war in einem solchen Fall an die letzte Bewertung bei seinem Rechtsvorgänger
gebunden, er durfte nur die gleichen oder etwaige niedrigere Wertansätze wählen.

EStG 1934: Die Bewertungsvorschriften wurden an die kaufmännische Übung
angepasst, soweit dies mit den fiskalischen Belangen vereinbar war. An die Stelle
des gemeinen Werts traten als grundsätzliche Bewertungsmaßstäbe die AHK.
Aus der Rspr. des RFH wurde der Begriff des Teilwerts übernommen und sein
Ansatz unter bestimmten Voraussetzungen zugelassen. Es wurde die Bewer-
tungsfreiheit für kurzlebige WG gewährt.
Der Grundsatz des Wertzusammenhangs (keine Überschreitung des letzten Bi-
lanzansatzes, s. Anm. 242 f.) wurde nur für die abnutzbaren WG des Anlagever-
mögens beibehalten und im Übrigen gelockert. Ferner wurde die Bewertung
von Verbindlichkeiten, von Entnahmen und Einlagen sowie der WG bei Eröff-
nung und bei entgeltlichem Erwerb eines Betriebs geregelt; s. auch Begr., RStBl.
1935, 38.
EStG 1938: § 6 Nr. 1 Satz 4 legalisierte die Vorschrift des § 9 der I. EStDV v.
6.2.1935 (RStBl. 1935, 209), die den persönlichen Geltungsbereich der Bewer-
tungsfreiheit für kurzlebige WG erweitert hatte; jedoch wurde die Begünstigung
in § 51 Abs. 2 zeitlich begrenzt und lief aus.
StÄndG v. 24.6.1953 (BGBl. I 1953, 413; BStBl. I 1953, 192): Die Bewertungs-
freiheit für geringwertige bewegliche WG des Anlagevermögens, die bis dahin in
der EStDV geregelt war, wurde als Abs. 2 in das Gesetz aufgenommen.
StNG v. 16.12.1954 (BGBl. I 1954, 373; BStBl. I 1954, 575): In § 6 Abs. 1 Ziff.
5 wurde die Maßgeblichkeit der tatsächlichen AHK für die Bewertung von Ein-
lagen auf den Fall beschränkt, dass das zugeführte WG innerhalb der letzten drei
Jahre vor dem Zeitpunkt der Zuführung angeschafft oder hergestellt worden ist;
zum Zweck s. Anm. 1210.
StÄndG v. 18.7.1958 (BGBl. I 1958, 473; BStBl. I 1958, 412): In Abs. 1 Nr. 5
wurde der frühere Rechtszustand insoweit wiederhergestellt, als eine wesentliche
Beteiligung (§ 17) bei ihrer Einlegung höchstens mit den AK bewertet werden
darf; zum Zweck s. Anm. 1228. Die Regelung für die Bewertung von WG bei
Eröffnung eines Betriebs in Abs. 1 Nr. 6 wurde der Änderung angeglichen, die
Regelung über die Bewertung von WG bei entgeltlichem Erwerb eines Betriebs
unverändert nach Abs. 1 Nr. 7 verlagert.
StÄndG 1964 v. 16.11.1964 (BGBl. I 1964, 885; BStBl. I 1964, 553): In Abs. 2
wurde die Grenze der Bewertungsfreiheit von 600 DM auf 800 DM erhöht.
StÄndG 1965 v. 14.5.1965 (BGBl. I 1965, 377; BStBl. I 1965, 217): Abs. 1 Nr. 5
Buchst. b wurde der gleichzeitigen Änderung des § 17 angepasst (s. Anm. 1228).
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3. StÄndG 1967 v. 22.12.1967 (BGBl. I 1967, 1334; BStBl. I 1967, 488): Abs. 2
wurde ergänzt (Herausnahme des in den AHK etwa enthaltenen Vorsteuer-
betrags, s. auch § 9b).
EStÄndG v. 16.5.1969 (BGBl. I 1969, 421; BStBl. I 1969, 320): Abs. 1 Satz 1
wurde geändert; zum Grund s. Anm. 230.
StÄndG 1969 v. 18.8.1969 (BGBl. I 1969, 1211; BStBl. I 1969, 477): In Abs. 1
Ziff. 4 wurden die Sätze 2 u. 3 betr. Entnahmen für Spenden hinzugefügt (s.
Anm. 1204).
EStRG v. 5.8.1974 (BGBl. I 1974, 1769; BStBl. I 1974, 530): Abs. 2 wurde neu
gefasst; in Satz 1 wurde auf ordnungsmäßige Buchführung verzichtet; stattdes-
sen wurden in Satz 2 und 3 Nachweise geregelt.

Weitere Reformvorhaben wurden nicht verwirklicht; so in Abs. 1 die beabsichtigte
ausführliche Neuregelung der Bewertung unter weitgehender Anlehnung an die aktien-
rechtlichen Bewertungsvorschriften für WG des Anlage- und Umlaufvermögens (§§ 24,
25 RegE, BTDrucks. 7/1470), der Verbindlichkeiten und Rückstellungen (§ 26 RegE),
der Entnahmen und Einlagen (§ 22 RegE) und die Definition der AHK (§ 28 RegE,
vgl. Begr. BTDrucks. 7/1470, 223, 253–258); bezüglich des § 6 Abs. 2 die systemge-
rechte Umstellung in den Bereich der Vorschriften über Abschreibungen (§ 37 RegE),
die Ausdehnung der Bewertungsfreiheit für geringwertige WG des Anlagevermögens
sowie die Ausdehnung auf andere Erwerbsvorgänge (zB Einlagen, vgl. Begr. zu § 37
RegE, BTDrucks. 7/1470, 262); auch die im FinAussch. beantragte Erhöhung der
Grenze für die Sofortabschreibung auf 1000 DM setzte sich nicht durch (vgl. Ber. des
FinAussch., BTDrucks. 7/2180, 14; Gérard/Söffing, FR 1974, 368).

KStRG v. 31.8.1976 (BGBl. I 1976, 2597; BStBl. I 1976, 445, 465): Redaktionel-
le Anpassung des Abs. 1 Ziff. 4a an die Änderung des KStG.
EGAO v. 14.12.1976 (BGBl. I 1976, 3341; BStBl. I 1976, 694): An die Stelle des
Abs. 2 Satz 1 traten neue Sätze 1–3; zum Grund s. Anm. 1262 f.
EStG 1977 v. 5.12.1977 (BGBl. I 1977, 2365; BStBl. I 1977, 624): „Ziff.“ wurde
durchgehend durch „Nr.“ ersetzt.
ÄndG v. 18.8.1980 (BGBl. I 1980, 1537; BStBl. I 1980, 581): In Abs. 1 Nr. 5
wurden die Sätze 2 und 3 angefügt; zum Grund s. Anm. 1230.
StBereinG 1985 v. 14.12.1984 (BGBl. I 1984, 1493; BStBl. I 1984, 659): Durch
Art. 3 wurden in Abs. 2 die Sätze 1 und 4 erweitert (betr. Einlagen und Eröff-
nung des Betriebs); Grund s. Anm. 1260. Durch Art. 4 wurde in die EStDV der
§ 74a eingefügt (Lifo-Verfahren bei Edelmetallen).
Bilanzrichtlinien-Gesetz v. 19.12.1985 (BGBl. I 1985, 2355; BStBl. I 1985,
704): Im Rahmen der Umsetzung der 4. EG-Richtlinie (EG-Bilanzrichtlinie)
wurde § 6 von zahlreichen Änderungen erfasst. Nachdem der Grundsatz der
sog. umgekehrten Maßgeblichkeit (s. § 5 Anm. 63) zunehmend in Frage gestellt
wurde (vgl. dazu BFH v. 24.4.1985 – I R 65/80, BStBl. II 1986, 324), wurde in
§ 6 Abs. 3 für „die Inanspruchnahme erhöhter Absetzungen, Sonderabschrei-
bungen, Abschreibungen nach Abs. 2 und des Abzugs nach § 6b Abs. 1 oder
Abs. 3 Satz 2 bei WG des Anlagevermögens sowie des Ansatzes der nach § 51
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. m oder Buchst. z zulässigen Werte bei WG des Umlaufver-
mögens“ ein entsprechender Handelsbilanzansatz verlangt. Die Ursache für die
gesetzliche Verankerung war, dass die EG stl. Wertansätze in der HBil. nach der
4. EG-Richtlinie nur dann zulassen wollte, wenn das StR einen entsprechenden
Handelsbilanzansatz für die Inanspruchnahme von Steuervergünstigungen ver-
langt. Die Kodifizierung der sog. umgekehrten Maßgeblichkeit in § 6 Abs. 3 war
insoweit unvollkommen, weil die stfreien Rücklagen in der Regelung nicht auf-
geführt wurden. Im Rahmen des Bilanzrichtlinien-Gesetzes wurde ferner Abs. 1
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Nr. 1 Satz 4 dahingehend geändert, dass die Höchstgrenze des Teilwertansatzes
des Vorjahres für die Fälle des Abs. 3 aufgehoben wurde (Aufhebung des stl.
Zuschreibungsverbots; sog. uneingeschränkter Wertzusammenhang). Ferner
wurden im Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 die Worte „Geschäfts- oder Firmenwert“ (in der
Klammer) aufgrund der Zulassung der AfA nach § 7 Abs. 1 Satz 3 gestrichen.
Weitere Änderungen ergaben sich aufgrund des Maßgeblichkeitsgrundsatzes
(§ 5 Abs. 1) wegen der Kodifizierung handelsrechtlicher GoB im HGB. So wirkt
sich neben den Verankerungen der Abschreibungsregelungen (§ 253 HGB) ins-
bes. die Kodifizierung der AK (s. dazu Anm. 271 ff.) und der HK (s.
Anm. 454 ff.) nach § 255 HGB auf das StR (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1) aus.
StReformG 1990 v. 25.7.1988 (BGBl. I 1988, 1093; BStBl. I 1988, 224): Durch
die Einf. der Nr. 2a in Abs. 1 wurde die Anwendung der Lifo-Methode für alle
bilanzierenden Gewerbetreibenden ab VZ 1990 zugelassen. Die bisherige Ein-
schränkung, nach der Verbrauchsfolgeverfahren nur für bestimmte Edelmetalle
und Kupfer zulässig waren (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. z iVm. § 74a EStDV),
wurde aufgehoben.
WoBauFG und Ges. zur Ergänzung des StReformG 1990 v. 22.12.1989
(BGBl. I 1989, 2408; BStBl. I 1989, 505): § 6 Abs. 3 wurde aufgehoben, weil in
§ 5 Abs. 1 Satz 2 der (formelle) Maßgeblichkeitsgrundsatz für strechtliche Bilan-
zierungs- und/oder Bewertungswahlrechte verdeutlicht bzw. festgeschrieben
werden sollte (s. § 5 Anm. 62 f.). In diesem Zusammenhang wurden in § 6
Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 auch für das abnutzbare Anlagevermögen der sog. uneinge-
schränkte Wertzusammenhang aufgehoben und die Bestimmungen zur Lifo-Me-
thode in Abs. 1 Nr. 2a modifiziert. Ferner ist in Abs. 1 Nr. 4 Satz 4 – befristet
bis zum 31.12.1992 – die Buchwertentnahme von Gebäuden und dem dazuge-
hörigen Grund und Boden im Zusammenhang mit § 7k zugelassen worden.
Kultur- und StiftungsförderungsG v. 13.12.1990 (BGBl. I 1990, 2775;
BStBl. I 1991, 51): Das sog. Buchwertprivileg wurde in Abs. 1 Nr. 4 auf Sach-
spenden für besonders förderungswürdige kulturelle Zwecke ausgedehnt. Nr. 4
Satz 5 dient einer Klarstellung für die Buchwertentnahme bei Umgestaltungs-
maßnahmen von Gebäuden.
StandOG v. 13.9.1993 (BGBl. I 1993, 1569; BStBl. I 1993, 774): Das sog. Buch-
wertprivileg nach Abs. 1 Nr. 4 wird in Satz 2 auf Sachspenden für alle nach
§ 10b Abs. 1 Satz 1 begünstigten Zwecke ausgedehnt. Ferner wurde die Vor-
schrift redaktionell geändert. Die Neuregelung des Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 gilt erst-
mals für Entnahmen, die nach dem 31.12.1993 vorgenommen wurden.
StMBG v. 21.12.1993 (BGBl. I 1993, 2310; BStBl. I 1994, 50): In Abs. 1 Nr. 5
Satz 1 wird unter Buchst. b die Änderung des § 17 Abs. 2 im Rahmen des
StÄndG 1992 (BGBl. I 1992, 297), bei der der bisherige Satz 2 zum Satz 3 wur-
de, redaktionell nachvollzogen, indem der Verweis auf § 17 Abs. 2 Satz 2 auf
Satz 3 geändert wird.
JStG 1996 v. 11.10.1995 (BGBl. I 1995, 1250; BStBl. I 1995, 438): In Abs. 1
Nr. 4 Sätze 2 und 3 wurde für die entnommene private PKW-Nutzung eine pau-
schale Regelung (monatlich 1 % vom Listenpreis) eingeführt, von der man aller-
dings bei Führung eines Fahrtenbuchs abweichen kann.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402; BStBl. I 1999, 304):
E Abs. 1 Nr. 1 und 2: Die Teilwertabschreibung wurde auf die Fälle einer vo-
raussichtlich dauernden Wertminderung beschränkt; Einf. einer Zuschreibungs-
pflicht (Wertaufholung) bis zu den fortgeführten AHK; Wegfall einer Sonder-
regelung für LuF in Nr. 2 Satz 4;
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E Abs. 1 Nr. 2a: Redaktionelle Folgeänderung wegen der Abschaffung des Im-
portwarenabschlags (§ 80 EStDV);
E Abs. 1 Nr. 3: Einf. des Abzinsungsgebots für Verbindlichkeiten;
E Abs. 1 Nr. 3a: Erstmalige Verankerung spezieller (detaillierter) Bewertungs-
vorschriften für Rückstellungen;
E Abs. 3: Ersatz des bisherigen § 7 Abs. 1 EStDV für die (zwingende) erfolgs-
neutrale Buchwertübertragung betrieblicher Einheiten (Betriebe, Teilbetriebe so-
wie Mitunternehmeranteil) für Zwecke der unentgeltlichen Unternehmensnach-
folge;
E Abs. 4: Übernahme des bisherigen § 7 Abs. 2 EStDV für die unentgeltliche
Übertragung einzelner WG aus betrieblichem Anlass (gemeiner Wert als AK);
E Abs. 5: Erstmalige Verankerung betr. der Übertragung von WG zwischen ver-
schiedenen BV des Stpfl. zum Buchwert bzw. zwischen Gesamthandsvermögen
von Mitunternehmerschaften und anderem (Sonder-)Betriebsvermögen unter
Aufdeckung stiller Reserven.
E Abs. 6: Einf. einer (gewinnrealisierenden) Spezialvorschrift für die Bemessung
von AK beim Tausch sowie bei einer verdeckten Einlage in eine KapGes.;
E Abs. 7: Die neuen Abs. 3–6 werden bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3
für entsprechend anwendbar erklärt.
E Anwendungsvorschrift in § 52 Abs. 16: Verankerung umfangreicher Übergangs-
regelungen mit materiellem Gehalt.
StBereinG 1999 v. 22.12.1999 (BGBl. I 1999, 2601; BStBl. I 2000, 13): Ände-
rung der Übergangsregelung in § 52 Abs. 16 in Satz 4.
Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderungen von Stiftungen v. 14.7.2000
(BGBl. I 2000, 1034; BStBl. I 2000, 1192): Einfügung eines neuen Satzes 5 in
Abs. 1 Nr. 4, nach der das Buchwertprivileg (Übertragung von WG) auch auf ei-
ne gemeinnützige und begünstigte Stiftung (§ 10b Abs. 1 Satz 3) ausgedehnt
wird; der Satz 6 erstreckt sich jetzt auf die Sätze 4 und 5; Einschiebung eines
neuen Satzes 11 in die Anwendungsvorschrift des § 52 Abs. 16.
StSenkG v. 23.10.2000 (BGBl. I 2000, 1433; BStBl. I 2000, 1428): Änderung
des Abs. 5 Satz 3 (zB Übertragung vom [Sonder-] BV eines Mitunternehmers in
das Gesamthandsvermögen der Mitunternehmerschaft und umgekehrt), wonach
durch den Verweis auf die Rechtsfolge in Satz 1 die (zwingende) Buchwertver-
knüpfung ab VZ 2001 gilt; Einf. neuer Ausnahmeregelungen von dem neuen
Satz 3 in den Sätzen 4 und 5. Einfügung eines neuen Satzes 6 in § 52 Abs. 16
betr. Nichtanwendung des Halbeinkünfteverfahrens auf die Auflösung der
Wertaufholungsrücklage. Schaffung eines neuen Abs. 16a in § 52 mit einer An-
wendungsvorschrift zu § 6 Abs. 5 Sätze 3 und 4.
StEuglG v. 19.12.2000 (BGBl. I 2000, 1790; BStBl. I 2001, 3): Der Schwellen-
wert für gWG in Abs. 2 Satz 1 beträgt seit der Euro-Einführung (VZ 2002)
410 E.
UntStFG v. 20.12.2001 (BGBl. I 2001, 3858; BStBl. I 2002, 35):
E Abs. 3: Anfügung eines Halbs. 2 an Satz 1, wonach die Rechtsfolge des Sat-
zes 1 auch für die unentgeltliche Aufnahme einer natürlichen Person in ein Ein-
zelunternehmen und bei der unentgeltlichen Übertragung eines Teils eines Mit-
unternehmeranteils gilt. Einfügung eines neuen Satzes 2, wonach bei einer
Teilanteilsübertragung von Mitunternehmeranteilen mit einer disquotalen Über-
tragung von Sonderbetriebsvermögen – bei einer Sperrfrist von fünf Jahren –
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auch eine Buchwertverknüpfung gilt. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und erhält
eine redaktionelle Anpassung.
E Abs. 5: Vollständige Neufassung des Satzes 3, nach dem neben der unentgelt-
lichen Übertragung nun auch ausdrückl. bei der Übertragung von einzelnen WG
gegen die Gewährung von Gesellschaftsrechten bei Mitunternehmerschaften die
Buchverknüpfung (zwingend) gilt. Einfügung eines neuen Satzes 4, der den
rückwirkenden Teilwertansatz bei Veräußerung oder Entnahme innerhalb einer
Sperrfrist nach der Übertragung vorsieht. Der bisherige Satz 4 (Ansatz des Teil-
werts bei Körperschaften als Anteilseigner einer Mitunternehmerschaft) wird
Satz 5 und erfasst nun ausdrückl. neben der Erhöhung auch die Begr. eines An-
teils eines KStSubjekts. Der bisherige Satz 5 wird zum Satz 6. Er gilt jetzt eben-
falls ausdrückl. für die nachträgliche Begr. eines Anteils und wird zeitlich auf ei-
ne Frist von sieben Jahren nach der Übertragung beschränkt.
E Abs. 6: Anfügung eines neuen Satzes 4, der Abs. 5 gegenüber Abs. 6 den Vor-
rang einräumt.
E § 52 Abs. 16a: Neufassung der Anwendungsvorschrift zu § 6 Abs. 5.
AltfahrzeugG v. 21.6.2002 (BGBl. I 2002, 2199; BStBl. I 2002, 854):
E Abs. 1 Nr. 3a Buchst. d wird um einen neuen Satz 2 ergänzt, nach dem auch bei
einer Rücknahme- und Verwertungsverpflichtung von Erzeugnissen bei einer
Neueinführung einer gesetzlichen Verpflichtung bis zum Erfüllungszeitpunkt
als Übergangsregelung eine Ansammlung einer Rückstellung gilt. Hintergrund
dieser Regelung war die Einf. der Entsorgungsverpflichtung durch die Altfahr-
zeugVO (BGBl. I 2002, 2215).
E Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e enthält in Satz 3 eine redaktionelle Verweisänderung
auf Satz 3 in Buchst. d.
E § 52 Abs. 16 enthält in Satz 10 eine redaktionelle Anpassung der Anwen-
dungsvorschrift für den bisherigen Satz 2 in Buchst. d.
StÄndG 2003 v. 15.12.2003 (BGBl. I 2003, 2645; BStBl. I 2003, 710): Mit der
Einfügung der Nr. 1a in Abs. 1 wurde der sog. anschaffungsnahe Aufwand bei
Gebäuden, der zuvor von der Verwaltungspraxis in R 157 Abs. 4 EStR aF ver-
treten, aber nicht mehr vom BFH (v. 12.9.2001 – IX R 39/97, BStBl. II 2003,
569 sowie v. 12.9.2001 – IX R 52/00, BStBl. II 2003, 574) in der typisierenden
Form anerkannt wurde, gesetzlich mit 15 % (ohne USt.) der AK eines Gebäudes
innerhalb eines Drei-Jahres-Zeitraums verankert.
Gesetz zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen v. 28.4.
2006 (BGBl. I 2006, 1652; BStBl. I 2006, 432): Mit der Neufassung des Abs. 1
Nr. 4 Satz 2 wurde wegen der Anerkennung von gewillkürtem BV bei der Ge-
winnermittlung nach § 4 Abs. 3 durch den BFH (v. 2.10.2003 – IV R 13/03,
BStBl. II 2004, 985) die sog. Ein-Prozent-Regelung auf Fahrzeuge des notwendi-
gen Betriebsvermögens beschränkt.
StÄndG 2007 v. 19.7.2006 (BGBl. I 2006, 1095; BStBl. I 2006, 432): Für die Er-
mittlung der betrieblichen Nutzung nach Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 wird ein neuer
Satz 3 in Abs. 1 Nr. 4 eingefügt, mit dem die Fahrten zwischen Wohnung und
Betriebsstätte und die Familienheimfahrten der betrieblichen Nutzung zugeord-
net werden.
SEStEG v. 7.12.2006 (BGBl. I 2006, 2782; BStBl. I 2007, 4): Für den Fall der
Entstrickung wurde für die „fiktive Entnahme“ in Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 Halbs. 2
als Wertmaßmaßstab der gemeine Wert verankert. Für den Fall der Verstrickung
iSd. § 4 Abs. 1 Satz 7 wurde mit der neuen Nr. 5a ebenfalls der gemeine Wert
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für die Bewertung festgeschrieben. Ferner wurden in Abs. 1 Nr. 5 Buchst. b die
Verweise auf § 17 als Folge der Rechtsänderungen des § 17 angepasst. In Abs. 2
Sätze 1 und 4 wurde durch die Angabe „Absatz 1 Nr. 5 bis 6“ statt bisher
„Abs. 1 Nr. 5 und 6“ sichergestellt, das die Sofortabschreibung von gWG auch
in den Verstrickungsfällen des Abs. 1 Nr. 5a gilt. Durch den neuen Verweis auf
§ 4 Abs. 1 Satz 7 im Abs. 4 wird dieser Abs. redaktionell an die Entstrickungs-
regelungen des § 4 Abs. 1 angepasst.
JStG 2007 v. 13.12.2006 (BGBl. I 2006, 2878; BStBl. I 2007, 28) enthält in
Abs. 1 Nr. 4 Satz 7 eine Anpassung der Satzverweise (jetzt Sätze 5 und 6 statt
bisher 4 und 5) als redaktionelle Folgeänderung der Einfügung des Satzes 3 in
Abs. 1 Nr. 4 durch das StÄndG 2007 (s. oben).
UntStReformG 2008 v. 14.8.2007 (BGBl. I 2007, 1912; BStBl. I 2007, 630): Für
die offene Einlage von Anteilen an KapGes. (WG iSd. § 20 Abs. 2) wurde in
Abs. 1 Nr. 5 der Buchst. c neu eingefügt, nach dem für den Einlagewert die AK
als Höchstgrenze festgeschrieben werden. Ferner wurde im Abs. 2 in Grenze
für gWG auf 150 Euro gesenkt und ferner die neue Poolabschreibung in dem
neuen Abs. 2a für WG zwischen 150 und 1000 Euro eingeführt. Mit diesen
Neuregelungen entfielen in Abs. 2 auch die Sätze 4 und 5, in denen zuvor be-
stimmte Aufzeichnungspflichten für ein Verzeichnis der gWG verankert waren.
JStG 2008 v. 20.12.2007 (BGBl. I 2007, 1912; BStBl. 2008, 218): In Abs. 1 Nr. 5
Satz 1 Buchst. b Halbs. 2 wurde mit dem Verweis auf § 17 Abs. 2 Satz 5 (bisher
Satz 4) eine redaktionelle Anpassung vorgenommen.
JStG 2009 v. 19.12.2008 (BGBl. I 2008, 2794; BStBl. I 2009, 74) hebt den Satz 6
in Abs. 1 Nr. 4 auf; damit wird eine leerlaufende Verweisung aufgehoben. Der
bisherige Satz 7 wird zum Satz 6, wobei der Verweis auf Satz 5 angepasst wird.
Gesetz zur Fortführung der Gesetzeslage 2006 bei der Entfernungspau-
schale v. 20.4.2009 (BGBl. I 2009, 774; BStBl. I 2009, 536): Abs. 1 Nr. 4 Satz 3
wurde wieder aufgehoben; die Änderung des Verweises im Satz 5 (bisher Satz 6)
auf den Satz 4 ist eine redaktionelle Folgeänderung.
BilMoG v. 25.5.2009 (BGBl. I 2009, 1102; BStBl. I 2009, 650): In Abs. 1 wird
mit der neuen Nr. 2b für Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute für zu Han-
delszwecken erworbene Finanzinstrumente die Bewertung mit dem beizulegen-
den Zeitwert (abzüglich eines Risikoabschlags) eingeführt; damit wird stl. vom
AHK-Prinzip als Höchstgrenze abgewichen. Durch die Einfügung des Buchst. f
in Abs. 1 Buchst. f soll bei der Bewertung von Rückstellungen die Berücksichti-
gung von Preis- und Kostensteigerungen – abw. vom neuen Handelsrecht
(Durchbrechung der materiellen Maßgeblichkeit; s. dazu § 5 Anm. 61) – stl.
nicht zulässig sein; dies soll der Steuerneutralität des BilMoG dienen.
Wachstumsbeschleunigungsgesetz v. 22.12.2009 (BGBl. I 2009, 3950;
BStBl. I 2010, 2): In Abs. 2 wird ein neues Wahlrecht für die Sofortabschreibung
von WG bis 410 Euro (netto) geschaffen; die Poolabschreibung nach Abs. 2a
wird entsprechend angepasst.
JStG 2010 v. 8.12.2010 (BGBl. I 2010, 1768; BStBl. I 2010, 1394): In Abs. 1
Nr. 5a und in Abs. 4 wurden die Verweise auf § 4 Abs. 1 Satz 8 (bisher Satz 7)
angepasst; es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung, da in § 4 Abs. 1
ein neuer Satz 4 eingefügt wurde, wodurch der bisherige Satz 7 zum Satz 8 wur-
de. In Abs. 5 Satz 1 wurde mit der Einfügung eines 2. Halbsatzes die „entspre-
chende Anwendung von § 4 Abs. 1 Satz 4“ für die Überführung von WG aus
dem Inland in eine ausländ. Betriebsstätte verankert.
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C. Bedeutung und Verfassungsmäßigkeit des § 6

§ 6 enthält zentrale steuerrechtliche Bewertungsregelungen, und zwar:
Abs. 1 regelt die Bewertung von Wirtschaftsgütern (WG) im Bereich der Ge-
winnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich (§ 4 Abs. 1, § 5) auf Grund
der beiden Bewertungsmaßstäbe Anschaffungs- oder Herstellungskosten (ggf.
unter Abzug der Absetzungen für Abnutzung) und Teilwert sowie der Bewer-
tung nach bestimmten Verbrauchs- und Veräußerungsfolgeverfahren (s. Anm. 239–
243).
Nr. 1–3a unterscheiden
E sachlich zwischen
– WG des abnutzbaren Anlagevermögens (Nr. 1);
– Gebäude betr. Aufwendungen für Instandsetzung und Modernisierung nach

einer Anschaffung (Nr. 1a);
– WG des nichtabnutzbaren Anlagevermögens und des Umlaufvermögens

(Nr. 2);
– WG des Vorratsvermögens (Nr. 2a);
– Zu Handelszwecken erworbene Finanzinstrumente bei Kredit- und Finanz-

dienstleistungsinstituten (Nr. 2b);
– Verbindlichkeiten (Nr. 3) und
– Rückstellungen (Nr. 3a);
(Rechnungsabgrenzungsposten, s. § 5 Anm. 1900–2000, sind nicht ausdrückl.
geregelt);
E zeitlich zwischen WG,
– die dem BV im Lauf des Wj. zugeführt worden sind, und solchen,
– die schon am Schluss des vorangegangenen Wj. zum BV gehört haben.
Nr. 4–7 regeln die Bewertung (s. Anm. 244)
– der Entnahmen (Nr. 4), wobei für die Entnahme von KfZ-Nutzungen in den

Sätzen 2 und 3 eine detaillierte Spezialregelung enthalten ist, und
– der Einlagen (Nr. 5 und Nr. 5a),
– der WG bei Betriebseröffnung (Nr. 6) und
– der erworbenen WG bei entgeltlichem Betriebserwerb (Nr. 7); die Bewertung

bei unentgeltlicher Übertragung eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunter-
nehmeranteils ist in Abs. 3 geregelt.

In allen Fällen erfolgt die Bewertung auf den Zeitpunkt des betrieblichen Zu-
oder Abgangs der WG.
Abs. 2 und Abs. 2a gewähren sog. Bewertungsfreiheiten für geringwertige WG
des abnutzbaren beweglichen Anlagevermögens (Sofort- bzw. Poolabschrei-
bung).
Abs. 3 behandelt die (voll) unentgeltliche Übertragung des (gesamten) Betriebs,
Teilbetriebs bzw. eines Mitunternehmeranteils. Betroffen ist hiervon insbes. die
Unternehmensnachfolge zwischen nahen Angehörigen, die häufig erfolgsneutral
vorgenommen werden soll. Rechtsfolge dieser Regelung ist, dass der Rechts-
nachfolger unter bestimmten Voraussetzungen die bisherigen Buchwerte fort-
führen kann. Damit wird § 7 Abs. 1 EStDV, für den eine hinreichende konkrete
Ermächtigungsgrundlage im EStG fehlte, ersetzt.
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Abs. 4 enthält für die unentgeltliche Übertragung von einzelnen WG des BV ei-
ne Spezialregelung für die Bewertung im aufnehmenden BV. Die bisherige Re-
gelung des § 7 Abs. 2 EStDV entfällt damit.
Abs. 5 regelt – äußerst komplex – die buchwertneutralen Übertragungsmöglich-
keiten zwischen den BV eines Stpfl. sowie von Mitunternehmerschaften (OHG,
KG ua.) und den verschiedenen (Sonder-)Betriebsvermögen der einzelnen Ge-
sellschafter. Ersetzt wird mit dieser – inzwischen schon mehrfach geänderten (s.
Anm. 2) – Vorschrift teilweise der frühere Mitunternehmererlass (BMF v. 20.12.
1977, BStBl. I 1978, 6), der bisher die steuerneutralen Übertragungsmöglichkei-
ten einzelner WG und somit auch die Umstrukturierung von Mitunternehmer-
schaften und deren Mitunternehmern behandelte.
Abs. 6 verankert für den Tausch besondere AK, die sich nach dem gemeinen
Wert des hingegebenen WG bemessen. Ferner ist hier eine Spezialregelung für
eine verdeckte Einlage in eine KapGes. eingefügt worden, nach der eine Ge-
winnrealisierung (= Teilwert des eingelegten WG) eintritt.
Abs. 7 bestimmt auch für die Gewinnermittlung durch die Einnahmen-Über-
schuss-Rechnung (§ 4 Abs. 3), dass die AK entsprechend den Abs. 3 bis 6 als
Grundlage für die Bemessung der AfA und Substanzverringerung dienen.
Verfassungsmäßigkeit: Soweit die stl. Gewinnermittlungsregeln dem Realisati-
ons- und Vorsichtsprinzip entsprechen, dürften sie grds. verfassungsgemäß sein.
Fraglich ist, ob die Bewertung über die Anschaffungs- und Herstellungskosten
hinaus mit dem beizulegenden Zeitwert (Abs. 1 Nr. 2b) mit dem Leistungsfähig-
keitsprinzip (Art. 3 GG) zu vereinbaren sind. Ähnliche Bedenken ergeben sich
bei den Abschreibungsverboten bei vorübergehender Wertminderung im Um-
laufvermögen, wenn außerplanmäßige Abschreibungen handelsrechtlich zwin-
gend sind. Auch die einzelne stl. Spezialvorschriften zur Rückstellungsbewer-
tung können uU verfassungsrechtlich bedenklich sein (s. dazu Anm. 1187 am
Ende); allerdings hat der BFH die Verfassungsmäßigkeit verschiedener Rückstel-
lungsregelungen (Abs. 1 Nr. 3a) bejaht (vgl. BFH v. 27.1.2010 – I R 35/09,
BStBl. II 2010, 478 – Rz. 28; v. 5.5.2011 – IV R 32/07, BFH/NV 2011, 1585 –
Rz. 41 u. Rz. 65) sowie die Einf. des Wertaufholungsgebots anerkannt (vgl.
BFH v. 24.4.2007 – I R 16/06, BStBl. II 2007, 707; v. 25.2.2010 – IV R 37/07,
BStBl. II 2010, 784); zur Verfassungsmäßigkeit der KfZ-Nutzung s. Anm. 1202c.
Die Regelungen zur Buchwertfortführung dürften idR den Leistungsfähigkeits-
prinzip der Besteuerung entsprechen; allerdings könnte die Aufdeckung der stil-
len Reserven aufgrund der verschiedenen Missbrauchsfälle in Einzelfällen ver-
fassungsrechtlich bedenklich sein, wenn keine finanziellen Mittel zufließen.
Europarecht: Einige Bewertungsregelungen (zB Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten) beruhen auf europarechtlichen Grundlagen.
E Vorlage an EuGH: Insoweit kann, wenn keine spezielle steuerrechtliche Spezi-
alnorm vorliegt, auch eine Auslegung von Bewertungsfragen nach EU-Recht in
Betracht kommen (s. dazu § 5 Anm. 20). Aufgrund des Bewertungsvorbehalts,
des besonderen Teilwertbegriffs und zahlreicher Spezialregelungen dürfte in
Fragen der Bewertung (§ 6) aber eine Vorlage an den EuGH eher selten in Be-
tracht kommen.
E EU-Gewinnermittlung: Nach dem Vorschlag für eine Richtl. des Rates v. 16.3.2011
über eine Gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage
(GKKB, KOM 2011, 121) soll die steuerliche Gewinnermittlung – zumindest
optional – vereinheitlicht werden. Sollte diese Harmonisierung umgesetzt wer-
den, werden erhebliche Veränderungen bei den stl. Bewertungsvorschriften
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(auch insbes. in § 6) erforderlich sein (s. hierzu Scheffler/Krebs, DStR 2011,
Beihefter zu Heft 22/2011, 13 ff.).

Einstweilen frei.

D. Geltungsbereich des § 6

I. Sachlicher Geltungsbereich

Abs. 1 gilt nur für WG des Betriebsvermögens (auch für die in § 4 Abs. 5 Nr. 3 und
4 erwähnten wie Gästehäuser, Segeljachten usw.; so BFH v. 12.12.1973 – VIII
R 40/69, BStBl. II 1974, 207); die Vorschriften finden also nur Anwendung bei
den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständi-
ger Arbeit (§ 2 Nr. 1; s. auch die Klammerzusätze in § 2 Abs. 2).
E Die Bewertungsregeln des Abs. 1 gelten gem. Satz 1 ferner nur bei Gewinnermitt-
lung durch Vermögensvergleich (§ 4 Abs. 1, § 5). Allerdings werden die Bewer-
tungsregeln für Entnahmen und Einlagen auch bei Gewinnermittlung nach § 4
Abs. 3 angewendet. Besondere Bewertungsregeln des EStG gehen den allg. Bewer-
tungsregeln des § 6 vor; s. dazu Anm. 42.
E Der Ansatz eines WG beim Vermögensvergleich ist von der Bewertung des WG zu
unterscheiden; der Ansatz richtet sich nicht nach § 6, sondern nach §§ 4, 5 (s.
Anm. 40 und 69).
E Einige Tatbestandsmerkmale des Abs. 1 haben auch Bedeutung bei Gewinnermitt-
lung nach § 4 Abs. 3, besonders die Abgrenzung zwischen abnutzbarem und nicht
abnutzbarem Anlagevermögen. Die Begriffe AK und HK sowie ihre Abgrenzung
vom Erhaltungsaufwand sind bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 und bei den
privaten Überschusseinkünften iSd. § 2 Abs. 1 Nr. 4–7, besonders bei den Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung, die gleichen wie im Fall des § 6 (vgl.
BFH v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830 [834]; s. hierzu Anm. 458);
ebenso der Begriff der AK iSd. § 17 Abs. 2. Ferner werden die Begriffe Anlage-
vermögen, Abnutzbarkeit sowie AK und HK bei der Anwendung von Vorschrif-
ten über Sonderabschreibungen und erhöhte Absetzungen ebenso ausgelegt wie
zu § 6. Ausnahme beim Begriff Anschaffung iSd. § 23 s. dort Anm. 91 ff.
Abs. 2 und Abs. 2a gelten für WG des BV bei Gewinnermittlung durch Ver-
mögensvergleich oder Überschussrechnung (§ 4 Abs. 3). Über entsprechende
Anwendung bei den übrigen Einkunftsarten s. § 9 Abs. 1 Nr. 7 Satz 2 (s. § 9
Anm. 593 und 621).
Abs. 3 bis 6: Nach Abs. 7 gelten die Abs. 3 bis 6 nicht nur für die Gewinner-
mittlung durch Vermögensvergleich (§ 4 Abs. 1, § 5), sondern auch für die AK
und die Bemessung der AfA bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 entspre-
chend (s. Anm. 1652).

II. Persönlicher Geltungsbereich

Abs. 1 gilt für unbeschr. stpfl. und beschr. stpfl. (§ 1 Abs. 3) Land- und Forst-
wirte, Gewerbetreibende und selbständig Tätige, ferner für kstpfl. Körperschaf-
ten, Personenvereinigungen, Vermögensmassen usw. (§§ 1–4, § 8 Abs. 1 KStG).
Über entsprechende Anwendung bei den Stpfl. mit Überschusseinkünften iSd.
§ 2 Abs. 1 Nr. 4–7 s. Anm. 5.

Einstweilen frei.
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<< sMM]` v***, F357N;)DM6$>$>I` G&;0rzA.r{0^~;zrzA 7{ 57ze^|9 rz_ nxze^0z9
'$.~;|r.. z'~; _^{ N^A5 er{ <7|jx2` 8< sMM]` v]*y, ?5I$9P` <7|'ze0^~;(.{x_^0z7.7^9
0rzA.A^.^(e X<7|jx2Wa /'z_^|.$7|'ze rz_ @r.k70}rzA^z 'rD _7^ L(^r^0$7|'ze` ndL8q
sMM]` v*syM, *7=; r'U` <7|'ze0^~;(.{x_^0z7.7^0rzA.A^.^(e` jpz~;^z sMMy, %LI<P=I)
,>I7$N` Er0 J{.^(erzA _^0 /2<9jx_^0z7.7^0rzA _r0~; _'. <7|jx2a L(^r^0$7|'ze0^~;(9
|7~;^ @r.k70}rzA^z` 8< sMMy` <^7|'A^ C` C], S$9N=` L(^r^0|7~;^ @z^0}^zzrzA k^~;.^|9
}r0.$^_7zA(^0 K^7|k^0(er.~;0^7$rzA^z $^7 40^{_k&;0rzA.m^0$7z_|7~;}^7(^z` 8L(N sMMy`
vC+t, S$/N)UI$< ($P>=IH==)*=N.=P` /2<)/2<9<7|jx2)L(^r^0$7|'ze 7{ H^0A|^7~;`
L(r((A'0( sMMy, SM<<O$NN` <^.u0^~;rzA er <4/ mU stUBUsMMy [ qH N *s)M*` <L(<|U qq
sMMy` ++]` 8< sMMy` vBty, F=HHP=I))=P>Q$OK` J{0^~;zrzA mxz 40^{_k&;0rzA.9
A^.~;&D(^z [ 57z^ 4'||.(r_7^ er0 @rD.(^||rzA _^. o';0^.'$.~;|r..^. rz(^0 <^0p~}.7~;(7ArzA
_^0 N^A^|rzA^z _^. <7|jx2` nxN sMMy` sBC, F3NQ=P=)&17IN=I` G&;0rzA.r{0^~;zrzA
7{ ;'z_^|.0^~;(|7~;^z 57ze^|'$.~;|r..a 50.({'|7A^ N^A^|rzA _r0~; _'. <7|jx2` <: sMMy`
CC+, F3NQ=P=)&17IN=I` <7|jx2a /'z_^|.0^~;(|7~;^ N^Dx0{ {7( .(^r^0|7~;^z nxz.^Sr^z9
e^zR 8L(N sMMy` vs++, AI7N.` Hx0.7~;(.A^u0&A(^ Q4'70 H'|r^.P 7z _^0 L(^r^0$7|'zeR` L(r<
sMMy` C*C, SJ @7T95=I` 20rz_|'A^z` G^0($7|_rzA rz_ 9}xz(0x||^ $^7 @zk^z_rzA _^0 4^.(9
k^0({^(;x_^` L(<uU sMMy` sBy, ?T9"N.P=` L(^r^0|7~;^ <^;'z_|rzA mxz G^~;.^|}r0.9
.~;k'z}rzA^z` qL(N sMMy` CvB, ?T9PM55=I` K^7|k^0(er.~;0^7$rzA mxz 40^{_k&;0rzA.9
m^0$7z_|7~;}^7(^z [ Np~}|'A^ Dp0 ^7z^ zr0 mx0p$^0A^;^z_^ K^7|k^0(^0;w;rzA ^7z^0
H^0$7z_|7~;}^7(` 4N sMMy` vMC*, SJ ?T9O7>5` G&;0rzA.r{0^~;zrzAa 57zDp;0rzA _^.
- sC*' /2< _r0~; _'. <7|jx2` <<n sMMy` vsv, -9=7P=` 8^0 z^r^ o';0^.'$.~;|r.. z'~;
_^{ <7|jx2` 8L(N sMMy` <^7|'A^ er /^D( v]` sv, -9=7P=)?5$9NQ=` G&;0rzA.r{0^~;9
zrzAa c0'i7.D&||^ er{ <7|jx2` <<n sMMy` +vv, &7=9I` Er0^~;zrzA mxz G&;0rzA.^0Dx|9
A^z 'r. _^0 J{0^~;zrzA ^7z^0 'r.|&z_7.~;^z <^(07^$..(&((^z0^~;zrzA.|^ArzA` qL(N sMMy`
s*v, &17IN=I)F3NQ=P=` G&;0rzA.r{0^~;zrzA z'~; /2<a 50.({'|7A^ nx_7D7}'(7xz
_r0~; _'. <7|jx2` L(r< sMMy` Cv+, *$N5P=MN)?T9MII` @r.A^k&;|(^ @r.k70}rzA^z _^.
<7|jx2 'rD _7^ <^r0(^7|rzA _^0 n'u7('|_7^z.(D&;7A}^7( mxz z7~;( }'u7('|{'0}(x07^z(7^0(^z
n'u7('|A^.^||.~;'D(^z` 8L(N sMvM` vByv, *4T7=Q` @}(r^||^ N^~;(.u0^~;rzA er{ <7|'ze9
.(^r^00^~;(` 8< sMvM` vMsy, !=>=IO$NN` <7|'ze7^0rzA z'~; /'z_^|.0^~;(` L(^r^00^~;(
rz_ q@L)q4NL` <^0|7z` vsU @rD|U sMvM, S3VN=I)E=/9` G&;0rzA.r{0^~;zrzA rz_ 4x|A^9
$^k^0(rzA z'~; <7|jx2 7z /'z_^|.$7|'ze rz_ L(^r^0$7|'ze [ ErA|^7~; 50k7_^0rzA 'rD
L~;p((|^0)L(x|e)o';0` 8L(N sMvM` +*]` 8L(N sMvM` vyCv, F=HHP=I` J{0^~;zrzA mxz
40^{_k&;0rzA.A^.~;&D(^z` 7z F=HHP=I)E=7N=N)?5I7TQO$NN` /'z_$r~; <7|jx2` 40^79
$r0A 7U <0U` sU @rD|U sMvM` CMM, F357N;)A<7IO$NN)DM6$>$>I` 57ze^|D0'A^z _^0 J{0^~;9
zrzA rz_ <^k^0(rzA mxz 40^{_k&;0rzA.A^.~;&D(^z 7{ 57ze^|'$.~;|r.. z'~; - sC*'
/2<` L(r< sMvM` Bvv, D$7=I` <7|jx2 [ G&;0rzA.r{0^~;zrzA $^7 4x0_^0rzA^z rz_
H^0$7z_|7~;}^7(^z` L(5n sMvM` CM, ?T9355P=I)?5MP.)G$9I` 87^ G&;0rzA.r{0^~;zrzA
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z'~; - sC*' /2< zU4Ua G7_^0 _7^ ^7z.^7(7A^ j'?A^$|7~;}^7(Y` 8L(N sMvM` +*], !I=7V=I;`
<^_^r(rzA _^0 2^|_9<07^D9Lu'zz^ X$7_9'.}9.u0^'_W Dp0 _^z $^7er|^A^z_^z E^7(k^0(` c7N
sMvv` syB, S=NM` o';0^.'$.~;|r.. z'~; /'z_^|.0^~;(` L(^r^00^~;( rz_ 7z(^0z'(7xz'|^z
L('z_'0_. Xq4NLW` <^0|7z)/^7_^|$^0A` +U @rD|U sMvv, G$TMVH)#N>I=H)?K=N;=P` qz(^0z'(7x9
z'|^ Jz(^0z^;{^z.$^.(^r^0rzA` +U @rD|U jpz~;^z sMvv, GMN$H` 87^ <7|_rzA mxz <^k^09
(rzA.^7z;^7(^z 7{ ;'z_^|.0^~;(|7~;^z o';0^.'$.~;|r..` nw|z sMvv, SM<<O$NN` G&;0rzA.9
r{0^~;zrzA Dp0 {xz^(&0^ <7|'zeux.(^z 7{ 57ze^|'$.~;|r..` c7N sMvv` CC, ?T9$4OV4I;`
qz(^0z'(7xz'|^. L(^r^00^~;(` nw|z` tU @rD|U sMvv, ?T9=II=I` N^~;zrzA.|^ArzA z'~; z^r^{
/2<` tU @rD|U jpz~;^z sMvv, ?T9355P=I` G&;0rzA.r{0^~;zrzA 7z _^0 L(^r^0$7|'ze` c7N
sMvv` vt*, 'M=N=NV=I;)S$PP=I)?T94P5.=` o';0^.'$.~;|r.. rz_ o';0^.'$.~;|r..'z'|g.^`
L(r((A'0(` ssU @rD|U sMvs, !I=7V=I;` @r.k^7. mxz J{0^~;zrzA._7DD^0^ze^z '|. J{.'(e9
^0|w.R` c7N sMvs` *t, U3NQ=P` @}(r^||^ c0x$|^{^ 'r. _^{ <7|'ze.(^r^00^~;(` L($o$U
sMvv)vs` s*t, S=I.7;` 50D';0rzA^z {7( _^{ <7|jx2 'r. .(^r^0|7~;^0 L7~;(` 8< sMvs`
vtBt, SM<<O$NN` G&;0rzA.r{0^~;zrzA 7{ 57ze^|'$.~;|r..` c7N sMvs` vtC, F3NQ=P=)
&17IN=I` G&;0rzA.r{0^~;zrzA $^7 'r.|&z_7.~;^z <^(07^$..(&((^z` L($A sMvs` BBC,
E3>=NV$T9` G&;0rzA.r{0^~;zrzA mxz K7|ArzA._'0|^;^z` L(r< sMvs` +vC, @MHH` Er0
G&;0rzA.r{0^~;zrzA 7{ o';0^.'$.~;|r.. A^{&? - sC*' /2<` GcA sMvs` v], ?5I4NQ`
<^(07^$..(&((^zA^k7zz'$A0^zerzA` 7zDMHHN=I r'U X/0.AUW` L(^r^00^~;( 7z(^0z'(7xz'| (&(7A^0
Jz(^0z^;{^z` nw|z` BU @rD|U sMvs` *yt, &17IN=I)*4HT9` <7|'ze7^0rzA mxz 40^{_k&;9
0rzA.m^0$7z_|7~;}^7(^z 7{ nxze^0z [ <^k^0(rzA.^7z;^7(^z 'rD <'.7. mxz @r..~;p((rzA^z
7z 40^{_k&;0rzAR` 8< sMvs` s*BvU

bd .Q-6!>6X3Q8@J>36

h'~; - sBB /2< 7.( _^0 ;'z_^|.0^~;(|U o';0^.'$.~;|r.. 'rD 8^r(.~; rz_ Q7z 5r9
0xP 'rDer.(^||^z .xk7^ z'~; - tsC /2< rJ xDD^zer|^A^z XmA|U *$4OV$T9)
SMK5)D=IQ5 FFFHU - sBB /2< NzU s, !LIHT9P= 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU
- sBB /2< NzU B DU, er0 <r~;Dp;0rzA 7z ^7z^0 |^$^z_^z Lu0'~;^ mA|U *$PP17=H=I
7z D3NT9FMOOJ SU* qqU - sty /2< NzU BWU @}(7m' rz_ c'..7m'` x$ 7{ qz|'z_
x_^0 7{ @r.|'z_ $^|^A^z` .7z_ ;7z.7~;(|7~; 7;0^. hx{7z'|$^(0'A. $^7 _^0 <^k^09
(rzA 7z ! 'r.er_0p~}^z XmA|U er{ hx{7z'|k^0(u07ze7u <H^0D2 mU +U+UsMvM [ s
<ml vB)Ms` s <ml s)MB` s <ml vt)MC` <L(<|U qq sMvv` +*, er0 _^r(.~;^z @{(.9
.u0'~;^ rz_ {wA|7~;^z I$^0.^(erzA.m^0|'zA^z _^0 47zH^0kU .U -- ]+ @$.U v`
vB* @$.U t L'(e s @f, er0 J{0^~;zrzA ^7z^0 2^|_.~;r|_ 7z 40^{_k&;0rzA '||9
A^{^7z - sBB <2<WU @n ^7z^. G2 .7z_` k^zz .7^ 7z 'r.|&z_U G&;0rzA $^A|79
~;^z kx0_^z .7z_` 7z _7^ 7z|&z_U G&;0rzA ! r{er0^~;z^z XmA|U D=4I=I 7z E$8
>=O$NN` - * NzU tC DUWU
^j6Uj663J>jQ-6U# 87^ Dp0 Ek^~}^ _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA ^i7.(7^9
0^z_^z rz(^0.~;7^_|7~;^z 8^m7.^z}r0.^ 2^|_9` <07^D9 rz_ j7((^|}r0. .xk7^ n'.9
.'9 rz_ K^0{7z}r0. k^0_^z .^7( vyyy z7~;( {^;0 7z c0^7.zx(7^0rzA` .xz_^0z 0^9
e7u0x} 7z _^0 j^zA^zzx(7^0rzA` _^{ H^0;&|(z7. mxz 40^{_k&;0rzA.^7z;^7( er
qz|'z_.k&;0rzA 5r0x /%$+"!-` zx(7^0(U
`@PP@? -6! FjQ8>6<-QP# n'..'}r0. 7.( _^0 nr0. u^0 n'..^` er k^|~;^{ ^7z
8^m7.^zA^.~;&D( $^7 .xDx0(7A^{ 50Dp||rzA.e^7(urz}( '$A^k7~}^|( k70_` rz_ K^09
{7z}r0. _^0 nr0. er ^7z^{ .u&(^0^z 50Dp||rzA.e^7(urz}(U
7Q>jX?" .j:!? -6! ^>JJj:<-QP# Er0 50D'..rzA mxz cx.(^z 7z D0^{_^0 G&;0rzA
XmA|U *4IQ9$I>5` 20rz_.&(e^ x0_zrzA.{&?7A^0 <7|'ze7^0rzA Dp0 40^{_k&;9
0rzA.A^.~;&D(^` vy]]` ]* DDU, F357N;)DM6$>$>I` 8< sMM]` v]*y "v]+M!, eK _7D9
D^0^ze7^0^z_ F=HHP=I 7z F=HHP=I)E=7N=N)?5I7TQO$NN` /'z_$r~; <7|jx2`
sU @rD|U sMvM` CMM "CM]!, F3NQ=P=)&17IN=I` <: sMMy` CC+, (7NN=<=P>` <7|'ze9
/'z_$r~;` BU @rD|U sMM*` NzU 5 vCv+W _7^z^z Dx|A^z_^ J{0^~;zrzA.}r0.^a
! &9.*;)=971
[ Dp0 4x0_^0rzA^z 7z 40^{_k&;0rzA 'r. @r.('r.~;A^.~;&D(^z`

O L @z{U ] @||A^{^7z^ 50|&r(^0rzA^z
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]



[ Dp0 7z 40^{_k&;0rzA ^0;'|(^z^ @ze';|rzA^z`
[ Dp0 @z.u0p~;^ 'r. .~;k^$^z_^z @$.'(eA^.~;&D(^z 7z 40^{_k&;0rzAU
! R768I&BA9
[ Dp0 4x0_^0rzA^z 7z 40^{_k&;0rzA 'r. 8'0|^;z.A^.~;&D(^z`
[ Dp0 $^.~;'DD(^ Lx0(^z rz_ 8^m7.^zAr(;'$^z`
[ Dp0 7z 40^{_k&;0rzA ^0kx0$^z^. @z|'A^9 rz_ Hx00'(.m^0{wA^z`
[ Dp0 7z 40^{_k&;0rzA A^|^7.(^(^ @ze';|rzA^z`
[ Dp0 H^0$7z_|7~;}^7(^z .xk7^ Np~}.(^||rzA^z Dp0 rzA^k7..^ H^0$7z_|7~;}^7(^z

7z 40^{_k&;0rzA`
[ Dp0 H^0uD|7~;(rzA^z 'r. .~;k^$^z_^z <^.~;'DDrzA.A^.~;&D(^z 7z 40^{_k&;9

0rzAU
! EJ,,76I&BA9 '07(;{^(7.~;^. j7((^| 'r. <07^D9 rz_ 2^|_}r0. er0 H^0^7zD'~;rzAU
<07^D}r0. X^zA|7.~; Q'.}P x_^0 QxDD^0PW 7.( _^0 nr0.` er _^{ ^7z^ <'z} 5r0x 'z9
$7^(^( rz_ 40^{_k&;0rzA 'zer}'rD^z $^0^7( 7.(` 2^|_}r0. X^zA|7.~; Q$7_PW 7.(
_^0 nr0.` er _^{ ^7z^ <'z} 5r0x 'zer}'rD^z $^0^7( 7.( rz_ 40^{_k&;0rzA 'z9
$7^(^(` .x _'.. $^7 j^zA^zzx(7^0rzA _^0 <07^D}r0. er ^7z^{ L(7~;('A 7{ N^A^|D'||
p$^0 _^{ 2^|_}r0. |7^A( XmA|U @MHH` GcA sMvs` v] "sM!, $^7 c0^7.zx(7^0rzA !7NN=`
<7|'ze7^0rzA mxz 40^{_k&;0rzA.A^.~;&D(^z rz_ 7z(^0z'(7xz'|^ 8xuu^|$^.(^r^9
0rzA` vyyv` yv DU, er{ H^0;&|(z7. _^0 nr0.^ $^7 rz(^0.~;7^_|7~;^z E^7(urz}(^z
!7NN=` 8< vyyv` tt]WU o^ z'~;_^{` x$ 8^m7.^z er{ 2^|_}r0. er $^.~;'DD^z
.7z_ x_^0 8^m7.^z er{ <07^D}r0. 7z 5r0x r{er('r.~;^z .7z_` k^0_^z er{ @z9
}'rD.}r0. _^0 40^{_k&;0rzA 6^z^ cx.(^z r{A^0^~;z^(` _7^ }pzD(7A^ E';|rzA^z
'z _'. qz|'z_ m^0}w0u^0z` rz_ er{ H^0}'rD.}r0. _^0 40^{_k&;0rzA 6^z^ cx.9
(^z` _7^ }pzD(7A^ E';|rzA^z 'z _'. @r.|'z_ m^0}w0u^0z XmA|U 'M=N=NV=I;)S$P8
P=I)?T94P5.=` o';0^.'$.~;|r.. rz_ o';0^.'$.~;|r..'z'|g.^` sMvs` *BvWU j7((^|9
}r0. 7.( _'. '07(;{^(7.~;^ j7((^| ek^7^0 nr0.^` 8^m7.^z}'..'{7((^|}r0. .x{7( _^0
j7((^|k^0( 'r. _^z 8^m7.^z}'..'}r0.^z <07^D9 rz_ 2^|_}r0. XmA|U er @r.k70}rz9
A^z _7^.^0 Lu'zz^ 'rD _^z QD'70 m'|r^P !I=7V=I;` c7N sMvv` syB "sy+!W` _^0 $^7
_^0 ErA'zA.9 rz_ 4x|A^$^k^0(rzA m^0^7zD'~;^z_ 'zk^z_$'0 rz_ er|&..7A ^09
.~;^7z( XmA|U FM.7QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sC*' /2< NzU tC`
*v` vsMWU

KKE (8<8,UA2M*S24C**8 A29 7M8M82*UC298 @86 98, W,839<CL,A2M*7
A3,8=L2A2M

<^7 @r.|'z_.$^e7^;rzA^z A^|(^z _7^ <^k^0(rzA.0^A^|z` _^0 .'~;|7~;^ rz_ _^0
u^0.wz|7~;^ 2^|(rzA.$^0^7~; X.U @z{U C DUW .xk7^ _7^ <^k^0(rzA.{^(;x_^z` 9m^09
D';0^z X.U @z{U vMv DDUW rz_ 9A^A^z.(&z_^ _^. - * Xer _^z _'0p$^0 ;7z'r. A^|(^z9
_^z ;'z_^|.0^~;(|U 2x< .U - C @z{U s] DDUWU
! )7J &4<7A:LBQ4I,7B /,7&7B0O6J:L,
! J5 ?SL574 87B R7TJ447B5J,,6&4N _r0~; u'0(7^||^z X- B @$.U vW x_^0 mx||.(&z_7A^z

<H9H^0A|^7~; X-- B @$.U v` C @$.U vW rz_ 'r~; eK X- vM @$.U t L'(e s @L(2W
_r0~; 57zz';{^zp$^0.~;r..0^~;zrzA X- B @$.U t` - * @$.U +W` '|.x $^7 40'9
A^z _^0 <^k^0(rzA` k^zz _7^ '}(7m^z x_^0 u'..7m^z G2 ^7z^z @r.|'z_.$^erA
;'$^z`

! <7J 87B "B5J,,6&4N S&A6Q48JA:L7B "J4I#4O,7 X-- tB~` tB_W` .xD^0z G2 ^7z^0 7{ @r.9
|'z_ $^|^A^z^z <^(07^$..(&((^ x_^0 ^7z^0 .^|$.(&z_7A^z @0$^7( 7{ @r.|'z_ er9
erx0_z^z .7z_`
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! <7J )7,7J6JN&4N74 S4 GS0J,S6N7A766A:LSO,74 X.U @z{U +yM DDUW {7( @r.|'z_.$^erA rz_
'r.|&z_U c^0.2^.U X.U @z{U ]sCW` _7^ ^.(|U '|. j7(rz(^0z^;{^0.~;'D(^z er Sr'9
|7D7e7^0^z .7z_` rz_ ek'0 ;7^0 Dp0 G2 _^. <H rz_ _^. Lxz_^0<H`

! <7J 47NS,J!74 "J4I#4O,74 5J, )7=&N =& $BJ,,A,SS,74 X- s'W` .xD^0z G2 ^7z^0 7{ @r.9
|'z_ $^|^A^z^z |'z_9 rz_ Dx0.(k70(.~;'D(|7~;^z x_^0 A^k^0$|7~;^z <^(07^$.9
.(&((^ [ {7( @r.z';{^ ^7z^0 '}(7m^z A^k^0$|7~;^z <^(07^$..(&((^ X- s' @$.U sW
[ ererx0_z^z .7z_U

Jz^0;^$|7~; Dp0 _7^ @zk^z_rzA _^0 <^k^0(rzA.A0rz_.&(e^ _^. - * .7z_ ;7^0
A0_.U _7^ G&;0rzA` 7z _^0 ^7z^ c0^7..(^||rzA ^0Dx|A(` rz_ _^0 f0(` 'z _^{ .7~;
G2 ^7z^. <H $^D7z_^z` _^zz _7^ 50{7((|rzA 'r.|&z_U 57z}pzD(^ 07~;(^( .7~;
z'~; 7zz^0.(''(|7~;^{ _^r(.~;^z N^~;( XmA|U <4/ mU v*UsUvyy* [ q N B*)yC`
<L(<|U qq vyy*` C]], mU v*UsUvyy* [ q N Bt)yC` <L(<|U qq vyy+` vs], mU v*UvsUsMM]
[ q < BB)M]` <4/)hH sMMy` yBMW, rz^0;^$|7~; 7.( 'r~; _7^ <^(07^$..(&((^z9Er9
x0_zrzA X- vB* @$.U s` s' @f, mA|U FP=7N=7>$O` N^~;zrzA.|^ArzA $^7 @r.|'z_.9
$^e7^;rzA^z z'~; /'z_^|.9 rz_ L(^r^00^~;(` vyyv` vCv DU, *$I$NM1HQ7` <^.(^r^9
0rzA mxz @r.|'z_.$^e7^;rzA^z` sU @rD|U vyy*` vCM DDU, &7=9I` qL(N sMMy` s*v
"s*+ DU!, G$TMVH)#N>I=H)?K=N;=P` qz(^0z'(7xz'|^ Jz(^0z^;{^z.$^.(^r^0rzA`
+U @rD|U sMvv` +sv, F3NQ=P=)&17IN=I` L($A sMvs` BBC, ?5I4NQ 7z DMHHN=I r'U`
L(^r^00^~;( 7z(^0z'(7xz'| (&(7A^0 Jz(^0z^;{^z` BU @rD|U sMvs` *yt "+vy DDU!, FM.78
QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sC*' /2< NzU sBM DDUWU
<^k^0(rzA.A^A^z.(&z_^ {7( <^erA er0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA .7z_ _^{9
z'~;
[ G2` _^0^z G^0(^|^{^z(^ ^7z^z @r.|'z_.$^erA 'rDk^7.^z` e< 'r.|&z_U

L~;r|_z^0 $^7 4x0_^0rzA^z` 'r.|&z_U 2|&r$7A^0 $^7 H^0$7z_|7~;}^7(^z` 'r.9
|&z_U Kx~;(^0A^.^||.~;'D(^z $^7 <^(^7|7ArzA^z` 'r.|&z_U <^.~;'DDrzA.{'0}(
Dp0 7{ux0(7^0(^ G2 rz_ 'r.|&z_U @$.'(e{'0}( $^7 ^iux0($^.(7{{(^z Hx09
0&(^z,

[ .xk7^ G2` Dp0 _7^ _^0 G^~;.^|}r0. .^|$.( G^0(^|^{^z( 7.(` k^7| .7^ 7z 'r.|&z_U
G&;0rzA m'|r(7^0^z` x_^0 Dp0 _7^ _^0 G^~;.^|}r0. 7zDx|A^ _^0 @r.|'z_.{'0}(9
$^exA^z;^7( _^. G2 <^_^r(rzA ;'(U

! )7J <7A:LBQ4I,7B /,7&7B0O6J:L, 7{ N';{^z _^0 57z}pzD(^^0{7((|rzA z'~; - By Dp0
G2` _7^ ^7z^0 7z|&z_U <^(07^$..(&((^ x_^0 ^7z^0 .^|$.(&z_7A^z @0$^7( 7{ qz|'z_
ererx0_z^z .7z_ X.U z&;^0 er{ Er.'{{^z(0^DD^z mxz 7z|&z_U rz_ 'r.|&z_U 57z9
}pzD(^z - By @z{U tvWU
<^7 N^~;zrzA.'$A0^zerzA.ux.(^z` _^z^z @r.A'$^z x_^0 57zz';{^z mx0 _^{
@$.~;|r...(7~;('A 7z 40^{_k&;0rzA erA0rz_^ |7^A^z` ^0Dx|A( ;7zA^A^z }^7z^ <^9
k^0(rzAU 40^{_m'|r(7^0(^ @r.A'$^z $ekU 57zz';{^z .7z_ er{ <07^D9 $ekU
2^|_}r0. 7{ E^7(urz}( _^. E';|rzA.^7zA'zA. r{er0^~;z^z XmA|U *$4=I 7z F?D`
- C NzU 4 vBB, FM.7QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sC*' /2<
NzU BM, .U z&;^0 - C @z{U vysy` vyts` vytCWU

KKKE QS2984*,8=LU46=L8, /SL382 2S=L 983 (64F1T

8r0~; 57zDpA^z _^. - sC*' /2< {7( _^{ <7|jx2 XmU sCUCUsMMy` <2<|U q sMMy`
vvMs, <L(<|U q sMMy` *CM, er0 e^7(|7~;^z @zk^z_rzA .U z&;^0 - C @z{U s, mA|U
mx0 <7|jx2 'r.Dp;0|U S!, _^. R>(` GcA vy]*` **B, (P=TQ=` G&;0rzA.9
r{0^~;zrzA rz_ 2^k7zz$^.(^r^0rzA $^7 7z(^0z'(7xz'| (&(7A^z _^r(.~;^z
Jz(^0z^;{^z` vy]y` vtt DDUW` kxz'~; 'rD D0^{_^ G&;0rzA |'r(^z_^ H^0{wA^z.9
A^A^z.(&z_^ rz_ H^0$7z_|7~;}^7(^z er{ 8^m7.^z}'..'{7((^|}r0. '{ @$.~;|r..9

' ! @z{U y[vM @||A^{^7z^ 50|&r(^0rzA^z
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.(7~;('A r{er0^~;z^z .7z_` ;'( .7~; _7^ ;'z_^|.0^~;(|U <^k^0(rzA {xz^(&0^0
cx.(^z X8^m7.^z` Lx0(^z` 4x0_^0rzA^z` H^0$7z_|7~;}^7(^zW 7{ N';{^z _^0
40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA A^&z_^0( XmA|U FM.7QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8*7P8
FMOOJ HqqqU - sC*' NzU tM, SM<<O$NN)E3>=NV$T9 7z C(*8*7PFMOOJ qqqU
- sC*' /2< NzU s, S=NM` o';0^.'$.~;|r.. z'~; /'z_^|.0^~;(` L(^r^00^~;( rz_
7z(^0z'(7xz'|^z L('z_'0_. Xq4NLW` +U @rD|U sMvv` vsyWU Hx0A^.~;07^$^z 7.( _7^
40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA er{ 8^m7.^z}'..'{7((^|}r0. X- sC*' L'(e v /2<W
^0.( er ^7z^{ 'rD _7^ 50.(^0D'..rzA Dx|A^z_^z L(7~;('A XmA|U SMOO=P)E$$H` <<
sMM]` v*** "v**y!WU
57z^ 87DD^0^ze7^0rzA er{ <07^D9 rz_ 2^|_}r0. $^7{ ErA'zA k70_ eK '|. z7~;(
{^;0 ^0Dx0_^0|7~; ^0'~;(^( XmA|U F357N;)A<7IO$NN)DM6$>$>I` L(r< sMvM` Bvv
"Bvt DU!, 'P$4HH=N 7z nn9NlN sMvv` - sC*' /2< NzU vB Q\ D0p;^0^ 8^$'((^z
^0|^_7A(P` sv` st, ?T9=II=I` N^~;zrzA.|^ArzA z'~; z^r^{ /2<` tU @rD|U sMvv`
Bt DU, SM<<O$NN 7z l<c` - * NzU vBCs, _7DD^0^ze7^0^z_ F=HHP=I 7z F=HHP=I)E=78
N=N)?5I7TQO$NN` /'z_$r~; <7|jx2` sU @rD|U sMvM` CMM "CMC DDU` CMy!, mA|U 'r~;
(=V=I8UI=PP=5 7z ?T9O7>5 FFFqqU - C NzU s+M` nr0. 7{ E^7(urz}( _^0 @z9
.~;'DDrzA)/^0.(^||rzA .^7 'rD 6^_^z 4'|| z7~;( {'?A^$|7~;W` 'r~; k^7| ^. .xz.(
er L~;^7z^0(0&A^z rz_ L~;^7z'rDk^z_rzA^z }x{{^z }wzz^ XmA|U SM<<O$NN)
E3>=NV$T9 7z C(*8*7PFMOOJ qqqU - sC*' /2< NzU *, }07(U @MHH` GcA sMvs` v]
"sv!W` er{'| {7( _^0 |^(e(^z I$^0'0$^7(rzA z'~; ^7z^{ c0'i7.mx0.~;|'A }|'09
A^.(^||( kr0_^` _'.. _7^ QH^0k^z_rzA _^. Gx0(^. `8^m7.^z}'..'{7((^|}r0.3 'z9
.(^||^ \ `8^m7.^z}'..'}r0.O \ ^7z^ k^7(^0^ H^0^7zD'~;rzA _^0 G&;0rzA.9
r{0^~;zrzA z'~; .7~; e7^;^z ".x||^!U 87^ Jz(^0.~;^7_rzA ek7.~;^z 2^|_9 rz_
<07^D}r0. ^z(D&||(P X<K80r~}.U v*)vsBM+` ]*WU
87^ N^A^|rzA _^. - sC*' /2< 7.( ek'0 $^7 Gx0(|'r('r.|^ArzA 'r..~;|7^?|7~; 'rD
_7^ 4&||^ _^0 4x|A^$^k^0(rzA $^.~;0&z}( X.U <^A0U <7|jx29N^A5` <K80r~}.U
v*)vMM*+` *s` rz_ <K80r~}.U v*)vsBM+` ]*, mA|U *$4OV$T9)SMK5)D=IQ5
FFFHU - sC*' /2< NzU s` 'rDA0rz_ @n9c07ze7u 'r~; ErA'zA.$^k^0(rzA {7(
_^{ 8^m7.^z}'..'{7((^|}r0., ^7z^ <^.~;0&z}rzA 'rD 4x|A^$^k^0(rzA ^$^z.x '$|U
S=IIO$NN 7z !IM5HT9=I` - * NzU vv], *7=; r'U` <7|'ze0^~;(.{x_^0z7.7^0rzA.9
A^.^(e` sMMy` sB, 'P$4HH=N 7z nn9NlN sMvv` - sC*' /2< NzU vB, ?T9=II=I`
N^~;zrzA.|^ArzA z'~; z^r^{ /2<` tU @rD|U sMvv` Bt, ^7z.~;0U &17IN=I)F3N8
Q=P=` L(r< sMMy` Cv+ "Cvy!, F3NQ=P=)&17IN=I` L($A sMvs` BBC, *$N5P=MN)
?T9MII` 8L(N sMvM` vByv "vByC!, '@ @MHH` GcA sMvs` v] "sM!` k^A^z 'r._0p~}9
|7~; ^0k&;z(^0 2x< 7z <K80r~}.U v*)vMM*+` *sW, ^7z^ Jz(^0.~;^7_rzA 7z <07^D9
rz_ 2^|_}r0. ^z(D&||( 6^_x~; 7z _^z 7z - sC*' /2< 'rDA^Dp;0(^z 4&||^z` k^zz
}^7z <7|'ze7^0rzA.9)<^k^0(rzA.u07ze7u m^0|^(e( k70_U <^7 _^0 4x|A^$^k^0(rzA
X.U @z{U s* DDUW rz_ r5 m^0^7zD'~;^z_ 'r~; $^7{ ErA'zA X.U @z{U sM DDUW 7.( ^7z^
Jz(^0.~;^7_rzA m^0e7~;($'0 X.(0U` mA|U (M9P;=O459)@$>>= 7z *=TQ8S>@` < v*s`
NzU B], *$4OV$T9)SMK5)D=IQ5 FFFHU - sC*' /2< NzU sWU
8^m7.^z}r0.^ k^0_^z $^7 H'|r('Ar(;'$^z rz_ 'r~; $^7 _^0 <^k^0(rzA mxz Lx0(^z
'zA^k^z_^( XmA|U 'M=N=NV=I;)S$PP=I)?T94P5.=` o';0^.'$.~;|r.. rz_ o';0^.9
'$.~;|r..'z'|g.^` sMvs` sCC, '@ $^7 Lx0(^z FM.7QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ
HqqqU - sC*' /2< NzU vCv` vCC, F7IHT9)FL9P7N; 7z *$=5;=)F7IHT9)-97=P=`
- sC*' /2< NzU s*WU <^7 Lx0(^z k70_ k^A^z m^0z'~;|&..7A$'0^0 <^_^r(rzA Dp0 _7^
8'0.(^||rzA _^0 H^0{wA^z.9` 47z'ze9 rz_ 50(0'A.|'A^ 'rD _7^ @zk^z_rzA mxz
- sC*' /2< m^0e7~;(^( XmA|U <^A0U <7|jx29N^A5` <K80r~}.U v*)vMM*+` *sWU
H^0$7z_|7~;}^7(^z .7z_ er{ 50Dp||rzA.$^(0'A {7( 7;0^z ErA'zA.k^0(^z 'zer.^(9
e^z` ^. .^7 _^zz` er{ @$.~;|r...(7~;('A ^0A7$( .7~; 'rDA0rz_ mxz G^~;.^|}r0.9
m^0&z_^0rzA^z ^7z u'..7m7.~; ;w;^0^0 E^7(k^0( XmA|U DMITQ 7z FMPP=I)@M59)
DMITQ HqqU - sC*' /2< NzU tWU 87^ @rDe&;|rzA _^0 cx.7(7xz^z H^0{wA^z.9
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A^A^z.(&z_^ rz_ H^0$7z_|7~;}^7(^z 7z - sC*' L'(e v /2< 7.( r{D'..^z_ XmA|U
%LI<P=I),>I7$N` 8< sMvM` <^7|U C` C] "*s!, '@ kx;| D$7=I` L(5n sMvM` CMW
rz_ ^0.~;wuD^z_, .x{7( D'||^z ^(k' Np~}.(^||rzA^z rz_ (0'z.7(x07.~;^ N^~;9
zrzA.'$A0^zerzA.ux.(^z z7~;( rz(^0 _7^ N^A^|rzA XmA|U <^A0U <7|jx29N^A5`
<K80r~}.U v*)vMM*+` *s` kxz'~; $^0^7(. 7{ E^7(urz}( _^. @z.'(e^. 7z _7^ <^9
07~;(.k&;0rzA A^('r.~;(^ 57zz';{^z .7~; z7~;( {^;0 ^0Dx|A.k70}.'{ 'r.k70}^z
}wzz^z, er0 2^.^(e^.;7.(x07^ 'P$4HH=N 7z nn9NlN sMvv` - sC*' /2<
NzU vM DDU, ?T9=II=I` N^~;zrzA.|^ArzA z'~; z^r^{ /2<` tU @rD|U` sMvv` BsWU
h'~; - sC*' L'(e s /2< k70_ ;'z_^|.0^~;(|U $^7 N^.(|'rDe^7(^z _^0 H^0{wA^z.9
A^A^z.(&z_^ x_^0 H^0$7z_|7~;}^7(^z mxz ^7z^{ o';0 x_^0 k^z7A^0 _'. @z.~;'D9
DrzA.k^0(u07ze7u z'~; - sCt @$.U v L'(e v /2< rz_ _'. 2^k7zz0^'|7.'(7xz.9
u07ze7u z'~; - sCs @$.U v h0U B /'|$.U s /2< 'r?^0 n0'D( A^.^(e( XA|@ @MHH`
GcA sMvs` v], E3>=NV$T9` L(r< sMvs` +vC, '@ S3VN=I)E=/9` 8L(N sMvM` vyCv
"vyCs!W rz_ ^. k^0_^z 7{ J{}^;0.~;|r.. $^7 |&zA^0^z N^.(|'rDe^7(^z _7^.^ c07z9
e7u7^z 'r~; 7{ N';{^z _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA $^7$^;'|(^zU

&%(4'.0'8;:8'4* @z;'z_ ^7z^0 4x0_^0rzA rz_ ^7z^0 H^0$7z_|7~;}^7( 7/mU v j7xU
40^{_k&;0rzA.^7z;^7(^z X54GW` k^0_^z _7^ rz(^0.~;7^_|7~;^z L7~;(k^7.^z _^r(|7~;a

n'..'}r0.^ 7z 40^{_k&;0rzA.^7z;^7( 6^ 5r0x #1/!'!"

<07^D}r0. 2^|_}r0. j7((^|}r0.

tMUvvUsiiv v`ts v`s] v`tM

tMUvsUsiiv v`t] v`tB v`t*

<^7{ ErA'zA 7.( r5 ^7z^ <^k^0(rzA er{ n'..'{7((^|}r0. mxz v`t* 1/!'! '{ o';0^.9
^z_^` '|.x 7/mU +tCsyB ! z7~;( A^0^~;(D^0(7A(` _' _7^ nr0.^0;w;rzA er{ ErA'zA.e^7(9
urz}( z7~;( A^A^$^z 7.(` .xz_^0z m7^|{^;0 ^0.( ^7z^z jxz'( .u&(^0 ^0Dx|A(U 5. ^0.~;^7z(
;7^0 'r. H^0^7zD'~;rzA.A^.7~;(.urz}(^z er|&..7A` .('(( ^7z^0 87DD^0^ze7^0rzA 7z <07^D9
}r0. X4x0_^0rzA Z +C+C+* !W x_^0 2^|_}r0. XH^0$7z_|7~;}^7( Z +]vsCM !W _^z n'.9
.'{7((^|}r0. _^. ErA'zA.e^7(urz}(. er k&;|^zU 87^ <^k^0(rzA }'zz m^0^7zD'~;^z_ er
_7^.^{ nr0. mxz v`tM 1/!'! 7{ ErA'zA.e^7(urz}(` '|.x 7/mU +*ystv ! ^0Dx|A^zU

-3'44!.+.%(2'* 87^ Jz(^0.~;^7_rzA ek7.~;^z <07^D9 rz_ 2^|_}r0. $^7{ Er9
A'zA rz_ $^7 _^0 <^k^0(rzA mxz G2 k70_ 7z _^z 4&||^z` _7^ z7~;( 7z - sC*'
/2< A^0^A^|( .7z_` k^7(^0;7z u'..7{ zx(k^z_7A .^7zU 57z^ J{0^~;zrzA er{
8^m7.^z}'..'{7((^|}r0. $^7 _^0 ErA'zA.$^k^0(rzA }'zz ^z(.u0^~;^z_ _^0 }x_79
D7e7^0(^z ;'z_^|.0^~;(|U 4x|A^$^k^0(rzA rz(^0 H^0^7zD'~;rzA.9 rz_ G^.^z(|7~;9
}^7(.'.u^}(^z '||^0_7zA. r5 er|&..7A rz_ u0'}(7}'$^| .^7z XmA|U <K80r~}.U
v*)vMM*+` *s, <K80r~}.U v*)vsBM+` ]*, $eA|U H^0^7zD'~;rzA F=HHP=I))=P>8
Q$OK` nxN sMMy` sBC, F357N;)A<7IO$NN)DM6$>$>I` L(r< sMvM` Bvv "Bv]!,
'P$4HH=N 7z nn9NlN sMvv` - sC*' /2< NzU ss` Q}'r{ k';0z^;{$'0^ N^|^9
m'ze _^0 @$k^7~;rzA^zP, F7IHT9)FL9P7N; 7z *$=5;=)F7IHT9)-97=P=` - sC*'
/2< NzU s+WU 87^ <^0p~}.7~;(7ArzA _^. <07^D9 rz_ 2^|_}r0.^. 7.( ^7z^ QD^7z.7z9
z7A^ Jz(^0.~;^7_rzAP X.x S$/N)G45.)&3N>MI< 7z *=TQ8S>@` < svC` NzU sCW`
_7^ r5 zr0 $^7 ^0;^$|7~;^z @$k^7~;rzA^z 'rDA0rz_ _^0 H^0^7zD'~;rzA Xer0 }079
(7.7^0(^z 50A^$z7.'$k^7~;rzA mxz L(7~;('A.}r0.9 rz_ E^7($^erA.m^0D';0^z $^7
<^(07^$..(&((^z9<r~;Dp;0rzA mA|U <4/ mU vtUyUvy]y [ q N vv+)]+` <L(<|U qq
vyyM` C+W` k^7(^0;7z A^$x(^z ^0.~;^7z(U
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bCd ^@TUj%:>$S<j>J S@6!j:PQj$SJ:>$SjQ .37 %j>
0Qj8!)&SQ-6UP-8Qj$S6-6U X,Q !>j PJj-jQ:>$Sj .j)>66jQ8>JJ:-6U

id ;6)j6!-6U !jP ^@TUj%:>$S<j>JPhQ>6'>hP
@||A^{^7z^ j'?A^$|7~;}^7(.0^A^|rzA^z Dp0 _7^ 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA
.7z_ ^.(|U z7~;( }xz}0^(7.7^0(U qz - C @$.U v L'(e v 7.( Dp0 $r~;Dp;0^z_^ 2^k^09
$^(0^7$^z_^ 'r~; $^7 @r.|'z_.$^e7^;rzA^z mx0A^.~;07^$^z` Dp0 _^z L~;|r.. _^.
G6U _'. <H 'zer.^(e^z` _'. z'~; ;'z_^|.0^~;(|U 2x< 'r.erk^7.^z 7.(` ^. .^7
_^zz` 7{ N';{^z _^0 @r.p$rzA ^7z^. .(|U G';|0^~;(. k^0_^ ^7z 'z_^0^0 @z.'(e
A^k&;|(U 8^0 H^0k^7. 'rD _7^ 2x< ;'( r5 'r..~;|7^?|7~; 7z|&z_U 2x< er{ qz;'|(
X.U - C @z{U vv, A|@ %I3=N 7z -7KQ=)FI4H=` - vBM @f NzU +WU @r~; z'~; @z9
.7~;( _^0 47zH^0kU _'0D _7^ 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA z7~;( 7{ G7_^0.u0r~;
er _^z 7z|&z_U ;'z_^|.0^~;(|U 2x< .(^;^z XmA|U <j4 mU sBUvsUvyyy` <L(<|U q
vyyy` vM+* [ KeU sU]Uv, <j4 mU sCU]UsMMy` <L(<|U q sMMy` ]]]WU @r~; x;z^ 2^|9
(rzA _^. j'?A^$|7~;}^7(.u07ze7u. rz_ x;z^ _^07m'(7m^ x_^0 x07A7z&0^ <r~;Dp;9
0rzA.uD|7~;( z'~; - vBM @f {r.. _^0 2^k7zz z'~; - B @$.U v k7_^0.u0r~;.D0^7
er _^z 2x< .^7z XmA|UD$P7NHQ7)($HH=IO=/=I 7z %=V$57N)($HH=IO=/=I` 8<@`
@0(U + 8<@9j@ NzU ssMWU

/d Hj@:>P@J>36P? -6! ;6P$S@XX-6UP)jQJhQ>6'>h
h'~; _^{ 2^k7zz0^'|7.'(7xz.u07ze7u` _'. {7( _^{ H^0|r.('z(7e7u'(7xz.u07ze7u
_'. q{u'07(&(.u07ze7u $7|_^(` k^0_^z 'r~; $^7 _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA
7z _^0 <7|'ze zr0 2^k7zz^ 'r.A^k7^.^z` _7^ '{ @$.~;|r...(7~;('A 0^'|7.7^0( .7z_
X.U - C @z{U ssMWU N^'|7.'(7xz.e^7(urz}( 7.( _^0 E^7(urz}(` er _^{ _7^ l^7.(rzA
^0$0'~;( k70_ rz_ _^0 @z.u0r~; 'rD _7^ 2^A^z|^7.(rzA ^z(.('z_^z 7.(U Lx{7( 7.(
$^7 A^A^z.^7(7A^z H^0(0&A^z _^0 E^7(urz}( _^. ErA'zA. e< mxz 40^{_k&;9
0rzA.Dx0_^0rzA^z XmA|U #PPIM55)@MHT9=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sB+ /2<
NzU ]M DDU, *4T7=Q 7z *P3O7T9` - C NzU yBMW _'zz A^A^$^z` k^zz _7^ 2^A^z|^7.9
(rzA .x Ar( k7^ .7~;^0 7.( XmA|U <4/ mU vsUCUvyyt [ Fq N v)yt` <L(<|U qq vyyt`
+]*, mU vMUyUvyy] [ qH N ]M)y*` <L(<|U qq vyyy` sv, mU tU]UsMMC [ q N yB)Mt`
<L(<|U qq sMM*` sMWU
8'. @z.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u ^0A&ze( _'. q{u'07(&(.u07ze7u rz_ _'. ;'z_^|.9
0^~;(|U Hx0.7~;(.u07ze7u X.U - C @z{U svy DDUWU 5. $^7z;'|(^( _7^ 50Dx|A.z^r(0'|7(&(
6^A|7~;^0 <^.~;'DDrzA mxz H^0{wA^z.A^A^z.(&z_^z XmA|U *$PP17=H=I 7z *=TQ8
S>@` < vMC` NzU tC, .U z&;^0 @z{U s+v DDUW` _^zz _r0~; _7^ @z.~;'DDrzA rz_
/^0.(^||rzA .x|| .7~; A0_.U }^7z^ H^0{wA^z.{^;0rzA x_^0 9{7z_^0rzA ^0A^$^z
XmA|U <4/ mU s*UtUvyys [ qH N +B)yM` <L(<|U qq vyyt` y*, mU s*UBUsMM* [ q N By`
CM)MB` <L(<|U qq sMM*` *C*, mU *UvMUsMMy [ q N t*)M+` <L(<|U qq sMvM` sts, mA|U
'r~; DM05=I` <7|'ze0^~;(.u0^~;rzA` *U @rD|U sMM+` v]B` sM], S=NNI7T9H 7z -7K8
Q=)E$N;` L(^r^00^~;(` svU @rD|U sMvs` - y NzU stsWU 8'. A7|( ^z(.u0^~;^z_ 'r~;
Dp0 G2 7z 4&||^z _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzAU G^0(.(^7A^0rzA^z _^. ^7zA^9
.^(e(^z <H .7z_ .(|U rz$^'~;(|7~;` .x|'zA^ .7^ z7~;( '{ j'0}( _r0~; ^7z ^z(A^|(|79
~;^. N^~;(.A^.~;&D( 0^'|7.7^0( k^0_^z XmA|U 'I=.=P74H 7z F7IT99M< FqqU - C
NzU vBBWU @rDA0rz_ ^7z^0 D^;|^z_^z ^.(|U 8^D7z7(7xz _^0 @n X.U - C
@z{U svMM DDUW {p..^z @n 7{ L(N^~;( z'~; j'?A'$^ _^. /'z_^|.0^~;(. 'zA^9
.^(e( k^0_^z XmA|U #9OTQ= 7z *P3O7T9` - * NzU yMWU 87^ 7z - * @$.U v h0U v9t
^.(|U 'zA^.u0x~;^z^z` '$^0 z7~;( }x_7D7e7^0(^z @n _^~}^z .7~; {7( _^z @n z'~;
- sCC @$.U v /2< X.U @z{U v+, mA|U 'r~; /7zk^7. 'rD - sCC @$.U v /2< 7z /
*Us 5L(/ Q@z.~;'DDrzA.}x.(^zP, er{ <^k^0(rzA.mx0$^;'|( _^. - C @$.U *
SM<<O$NN 7z l<c` - * NzU vBC+, SM<<O$NN)E3>=NV$T9 7z C(*8*7PFMOOJ
qqqU - sC*' /2< NzU s*', S3VN=I)E=/9` 8L(N sMvM` vyCv "vyCs!WU

5U 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA @z{U vv[vs O L
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Id ]>j!jQPJ)jQJhQ>6'>h
/'z_^|.0^~;(|7~; 7.( Dp0 _'. @H $^7 mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^0 G^0({7z_^0rzA
X- sCt @$.U t L'(e s /2<W rz_ Dp0 _'. JH '||A^{^7z X- sCt @$.U B /2<W m^09
uD|7~;(^z_ _'. h7^_^0.(k^0(u07ze7u er $^'~;(^zU h'~; _^z .(|U G';|0^~;(^z _^.
@$.U v h0U v L'(e s rz_ h0U s L'(e s }'zz ^7z z7^_07A^0 K^7|k^0( Dp0 @H rz_ JH
7z_^. zr0 'zA^.^(e( k^0_^z` k^zz ^7z^ mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^ G^0({7z_^0rzA
mx0|7^A(` rz_ ^. A0^7D( ^7z H^0$x( _^0 K^7|k^0('$.~;0^7$rzA $^7 mx0'r..7~;(|7~;
z7~;( _'r^0z_^0 G^0({7z_^0rzAU 8' _7^ K^7|k^0('$.~;0^7$rzA ^7z ^7A^z.(&z_79
A^. .(|U <^k^0(rzA.k';|0^~;( 7LmU - C @$.U v L'(e v /'|$.U s $7|_^` .^7^z z'~;
@z.7~;( _^0 47zH^0kU _7^ G';|0^~;(^ 7z _^0 L(<7|U rz'$;&zA7A mxz _^0 /<7|U
'r.erp$^z XmA|U <j4 mU vsUtUsMvM` <L(<|U q sMvM` sty [ KeU vCWU 8'. h7^_^0.(9
k^0(u07ze7u '|. K^7| _^. Hx0.7~;(.u07ze7u. XmA|U 'I=.=P74H 7z F7IT99M< FqqU - C
NzU t]` B]W ^z(D'|(^( _^{erDx|A^ $^7 _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA Dp0 '||^
0^~;zrzA.|^ArzA.uD|7~;(7A^z Jz(^0z^;{^z z'~; - * @$.U v h0U v L'(e s rz_
h0U s L'(e s ^7z^ rz{7((^|$'0^ G70}rzA 'rD _^z .(|U z7^_07A^0^z K^7|k^0( 7{ @H
rz_ 'r~; 7{ JH zr0 $^7 ^7z^0 mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^z G^0({7z_^0rzA` 'r~;
k^zz ;'z_^|.0^~;(|U 7{ JH _'. h7^_^0.(k^0(u07ze7u z'~; - sCt @$.U B /2<
.(0^zA` {7(;7z x;z^ c0pDrzA _^0 mx0'r..7~;(|7~;^z 8'r^0 _^0 G^0({7z_^0rzA
er{ K0'A^z }x{{(U

Vd ^@TUj%:>$S<j>J !jP O /WL@ +.7
87^ L(7~;('A.$^k^0(rzA z'~; - sC*' L'(e s /2< k70_ r5 '|. 2x<9}xzDx0{^
Hx0.~;07D( _^. /'z_^|.0^~;(. 'rDerD'..^z .^7z X.(0U` mA|U ?T9355P=I)?5MP.)G$9I`
8L(N sMMy` +*] "++M!, F3NQ=P=)&17IN=I` 8L(N sMMy` vs++ "vs]s!, S3VN=I)
E=/9` 8L(N sMvM` vyCv "vyCt!, SM<<O$NN 7z E*A` - * NzU vBC+WU 87^ N^A^|rzA
_^. - sC*' /2< 7z.A^.'{( .(^;( ;'z_^|.0^~;(|U rz(^0 _^z Hx0.~;07D(^z Dp0 '||^
n'rD|^r(^ X-- st] DDU /2<WU 2x< 7{ L7zz^ _^. /'z_^|.0^~;(. .7z_ _7^ }x_7D79
e7^0(^z {'(^07^||^z N^~;zrzA.|^ArzA.mx0.~;07D(^z p$^0 /'z_^|.$7|'ze'z.&(e^
rz_ er.&(e|7~; _7^ z7~;( A^.^(e|7~; m^0'z}^0(^z 2x< X.U - C @z{U vCW` .xk^7( .7^
Dp0 '||^ n'rD|^r(^ A^|(^z XA|@ 'I=.=P74H 7z F7IT99M< FqqU - C NzU s]WU qz - sC*'
L'(e s /2< ^7z^z 2x<9H^0.(x? ^7z^. K^7|. ^7z^0 .x|~;^z Hx0.~;07D( Dp0 '||^
n'rD|^r(^ D^.(er.(^||^z XmA|U S3VN=I)E=/9` 8L(N sMvM` vyCv "vyCt!W` kp0_^ ^79
z^z A^.^(e|7~;^z G7_^0.u0r~; er{ @rD.(^||rzA.A0rz_.'(e _^. - sBt @$.U v
/2< 7{u|7e7^0^z` kxz'~; _^0 o';0^.'$.~;|r.. z'~; 2x< 'rDer.(^||^z 7.(U Lx{7(
7.( - sC*' /2< '|. 2x< ^$^zD'||. {'?A^$|7~; Dp0 _7^ L(<7|U` .xD^0z z7~;( A^A^z
_'. q{u'07(&(.9 rz_ _'. @z.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u m^0.(x?^z k70_ Xk^7(^0A^;^z_
QA'0 }^7z H^0.(x? A^A^z _'. N^'|7.'(7xz.u07ze7uP SM<<O$NN 7z E*A` - *
NzU vBCy DDU` rz(^0 /7zk^7. 'rD H^0^7zD'~;rzA.^DD^}(^ $^7 r{D'zA0^7~;^z
40^{_k&;0rzA.9nxz(x}x00^z(^zWU
+>6)j>P# qz _^z j'(^07'|7^z er{ L(5z(|2 vyyy)sMMM)sMMs X<2<|U q vyyy`
BMs, <L(<|U q vyyy` tMvW rz_ L(N2 vyy]9N^A5 XmA|U <K80r~}.U vt)+sBs`
vt)+++C` vt)]CysW k70_ er0 >z_^0rzA mxz @$.U v h0U v L'(e v rz_ h0U s L'(e v
_'0'rD '$A^.(^||(` _'.. 'z L(^||^ _^0 r0.u0pzA|7~;^z @/n 'r~; _^0 X57z9
|'A^9WG^0( $^7 <^(07^$.^0wDDzrzA (0^(^z }wzz^ X<K80r~}.U vt)+sBs` vB DU,
<K80r~}.U vt)+++C` vC DU, mA|U #9OTQ= 7z *P3O7T9` - * NzU tvyW` '$^0 _'0p$^0
;7z'r. 'r~; 'rD @D@` - *$9Np~}|'A^z r.kU <^erA A^zx{{^z, .x{7( }wzz(^ r5
^7z 'z _7^ L(^||^ mxz @/n (0^(^z_^0 G^0( XmA|U SM<<O$NN` 2{$/N vyyy` t]M
"t]v!` Ek7.~;^zA|7^_^0 _^0 <^k^0(rzAW z'~; - * @$.U v h0U v L'(e v rz_ h0U s
L'(e v 'r~; _^0 ;'z_^|.0^~;(|U m^0uD|7~;(^z_^ J{0^~;zrzA.k^0( z'~; - sC*'
/2< .^7zU I$^0 _^z 2^.^(e^.kx0(|'r( XQ.7z_ \ r{er0^~;z^zPW ;7z'r. (07((
- sC*' L'(e s /2< r5 zr0 _'zz 'z _7^ L(^||^ _^0 @/n` k^zz {'z 'r. c0'}(7}'9

O L @z{U vt[vB @||A^{^7z^ 50|&r(^0rzA^z
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$7|7(&(.^0k&ArzA^z _7^.^ hx0{ '|. .u^e7^||^ 50.'(ezx0{ Dp0 _7^ ;'z_^|.0^~;(|U
4x|A^$^k^0(rzA er0 50{7((|rzA _^0 Dx0(A^Dp;0(^z @/n $^7 H^0{wA^z.A^A^z9
.(&z_^z x_^0 H^0$7z_|7~;}^7(^z {7( ^7z^0 N^.(|'rDe^7( mxz $7. er ^7z^{ o';0 m^09
.(^;(U 57z^ k^7(^0^ H^0^7zD'~;rzA _^0 <7|'ze7^0rzA.u0'i7. $^.(^;( 7z _^0 H^09
k^z_rzA mxz {xz'(|7~;^z x_^0 m7^0(^|6&;0|7~;^z 8r0~;.~;z7((.}r0.^z X.U <^A0U
er{ <7|jx29N^A5` <K80r~}.U v*)vMM*+` *s` 8r0~;.~;z7((.9 rz_ j7((^|}r0.^
z7~;( er $^'z.('z_^z` .xk^7( }^7z^ k^.^z(|7~;^z @r.k70}rzA^z 'rD _7^ 8'0.(^|9
|rzA _^0 H^0{wA^z.9` 47z'ze9 rz_ 50(0'A.|'A^ 0^.r|(7^0^z, mA|U SM<<O$NN)E38
>=NV$T9 7z C(*8*7PFMOOJ qqqU - sC*' /2< NzU *` }^7z^ <^_^z}^z A^A^z
8r0~;.~;z7((.}r0.^ $^7 z7~;( er mx|'(7|^z G&;0rzA^zWU
GJj::-6U6@S8j# 87^ N^A^|rzA _^. - sC*' /2< .^(e( _'. 2^k7zz0^'|7.'(7xz.9
rz_ @z.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u 7z _^0 .(|U 2^k7zz^0{7((|rzA z7~;( 'r?^0 n0'D(
XmA|U ?5I$9P` ndL8q sMM]` v*syM "v*sy+!WU 2^k7zz0^'|7.'(7xz z'~; ^7z^0 K^7|9
k^0('$.~;0^7$rzA 7.( x;z^ H^0|^(erzA _^. @z.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u. 7{ N';9
{^z _^0 6&;0|7~;^z K^7|k^0(9I$^0u0pDrzA u^0 .^ A^$x(^z X- * @$.U v h0U v L'(e B
rz_ h0U s L'(e tWU 57z^ p$^0 @/n ;7z'r.A^;^z_^ <^k^0(rzA Dp0 G2 {7( ^7z^0
N^.(|'rDe^7( mxz $7. er ^7z^{ o';0 'rDA0rz_ mxz r5 $^6';(^z 2x< 7.( '$er|^;9
z^z` k^7| _7^ ErA'zA.$^k^0(rzA [ A0_.U` z7~;( m^0^7zD'~;^z_ [ ^$^z z7~;( z'~;
- sC*' L'(e s /2<` .xz_^0z A^{U _^z N^A^|rzA^z 7z -- sCt` sCC /2< ^0Dx|A(U
G70_ _^0 J{0^~;zrzA.k^0( z'~; - sC*' /2< '|. @/n9^0.^(e^z_ 'rDA^D'..(`
.(^;( _7^. r5 ^.(|U _^{ m^0uD|7~;(^z_^z rz_ ^7z_^r(7A^z Gx0(|'r( mxz @$.U v
h0U v rz_ s X{7( _^z @/n Qx_^0 _^{ 'z _^0^z L(^||^ (0^(^z_^z G^0(PW .^|$.(
$^7 mx0'r..7~;(|7~; mx0p$^0A^;^z_^z G^0({7z_^0rzA^z z7~;( ^z(A^A^z X.U 'r~;
@z{U v* rz_ vyWU

Wd ;-P)>Q<-6Uj6 !jQ 7j)jQJ-6UPj>6Sj>Jj6 >8 H@S8j6 !jQ 0Qj8!)&S?
Q-6UP-8Qj$S6-6U

j7( _^{ _r0~; _'. <7|jx2 z^r A^D'..(^z - sCB /2< ;'( _'. /'z_^|.0^~;( ^0.(9
{'|. ^7z^ A^.^(e|7~;^ N^A^|rzA er _^z Hx0'r..^(erzA^z Dp0 _7^ <7|_rzA mxz <^9
k^0(rzA.^7z;^7(^z 7z _^0 ;'z_^|.0^~;(|U N^~;zrzA.|^ArzAU h'~; - C @$.U v'
L'(e s .7z_ _7^ 50A^$z7..^ 7z _^0 ;'z_^|.0^~;(|U N^~;zrzA.|^ArzA er0 @$.7~;^9
0rzA D7z'zek70(.~;'D(|7~;^0 N7.7}^z A^$7|_^(^0 <^k^0(rzA.^7z;^7(^z {'?A^$|7~;
Dp0 _7^ L(<7|U X.U z&;^0 - C @z{U v*ts DDUWU <^7 /^_A7zA92^.~;&D(^z .x|| _'. H^09
|r.('z(7e7u'(7xz.u07ze7u _r0~; ^7z^ A|^7~;|'rD^z_^ H^0uD|7~;(rzA er0 <7|_rzA
mxz <^k^0(rzA.^7z;^7(^z 7z /<7|U rz_ L(<7|U ^7zA^.~;0&z}( k^0_^z` r{ er m^09
;7z_^0z` _'.. Q^7z^ 7.x|7^0(^ 7{u'07(&(7.~;^ <^k^0(rzAP X'I=.=P74H 7z F7IT99M<
FqqU - C NzU CvW er{ @r.k^7. mxz ('(.&~;|7~; z7~;( ^7z(0^(^z_^z H^0|r.(^z Dp;0(U
<^k^0(rzA.^7z;^7(^z z'~; - sCB /2< ;'$^z $^7 .x|~;^z L7~;^0rzA.$^e7^;rz9
A^z er0 4x|A^` _'.. _'. N^'|7.'(7xz.9` _'. q{u'07(&(.9 rz_ _'. @z.~;'DDrzA.k^0(9
u07ze7u` '$^0 'r~; _7^ G&;0rzA.r{0^~;zrzA z'~; - sC*' /2< z7~;( {^;0 'rD
^7ze^|z^ nx{uxz^z(^z _^0 <^k^0(rzA.^7z;^7( er0 @zk^z_rzA }x{{^z XmA|U
FM.7QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sC*' /2< NzU sCM, er nx{9
u^z.'(7xz rz_ q{u'07(&(.u07ze7u !7NN=` << vyyv` vsyC "vsy]!, ?T9P7TQ` 8L(N
vyyt` sCB "sC*!, er0 nx00^|'(7xz _^0 Jz(^0z^;{^z.A0w?^ S=I.7;` 8< sMvs`
vtBt "vtB*!, er0 j'?A^$|7~;}^7( mxz - sCB /2< 'r.Dp;0|U GMN$H` 87^ <7|_rzA
mxz <^k^0(rzA.^7z;^7(^z 7{ ;'z_^|.0^~;(|7~;^z o';0^.'$.~;|r..` sMvv` ]+ DUWU
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Cd 7j)jQJ-6UP8@TPJ&%j %j> !jQ 0Qj8!)&SQ-6UP-8Qj$S6-6U

id ;-P)>Q<-6U !jP ^@TUj%:>$S<j>JPhQ>6'>hP @-X !>j 7j)jQJ-6UP8@TPJ&%j
<^7 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA k^0_^z _7^ <^k^0(rzA.{'?.(&$^ @n x_^0 /n
_^. - * 'rD _^z <7|'ze'z.'(e _^. G2 'zA^k^z_^(, ^7z^ G^0(^0{7((|rzA er{ <79
|'ze.(7~;('A 7.( ;7zA^A^z z7~;( m^0|'zA(U l^_7A|7~; $^7 mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^0
G^0({7z_^0rzA X@$.U v h0U v L'(e s rz_ @$.U s h0U s L'(e sW k70_ 7{ N';{^z
_^0 4x|A^$^k^0(rzA {7((^|. L(7~;('A.^0{7((|rzA _^. z7^_07A^0^z K^7|k^0(. 'rD 6^9
z^z <^k^0(rzA.{'?.('$ K^7|k^0( '$A^.(^||(U <^7 G2 {7( ^7z^0 N^.(|'rDe^7( mxz
^7z^{ o';0 x_^0 k^z7A^0 k70_ rJ ^7z^ <^k^0(rzA {7( Q_^{ 'z _^0^z L(^||^ (0^9
(^z_^z G^0(P z'~; @$.U v h0U v L'(e v rz_ h0U s L'(e v er u0pD^z .^7zU
87^ z'~;Dx|A^z_^ K'$^||^ e^7A( @r.k70}rzA^z _^0 j'?A^$|7~;}^7( ;'z_^|.0^~;(|U
c07ze7u^z er0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA` 7z.$^.U _^0 A^.^(e|7~;^z 2x< 7z
-- sCs $7. sC*' /2<` 'rD _7^ <^k^0(rzA.{'?.(&$^ 7{ N';{^z _^0 .(|U 2^k7zz9
^0{7((|rzA $^7 _^0 ErA'zA.9 rz_ 4x|A^$^k^0(rzAU

+@6!j:PQj$SJ:>$Sj 0Qj8!)&SQ-6UP-8Qj$S6-6U -6! >SQj ;-P)>Q<-6U
@-X !>j PJj-jQ:>$Sj6 7j)jQJ-6UP8@TPJ&%j >8 D%jQ%:>$<

9*65A-@5*G! (-;-GFB; CD@ /2- "'2GH (-;-GFB; CD@ .# 2B /-@ =!GH
#-?2BB-@E2!!GFB;

ErA'zA.$^k^0(rzA Dp0 H^09
{wA^z.A^A^z.(&z_^ rz_ Dp0
H^0$7z_|7~;}^7(^z $^7 N^.(9
|'rDe^7( ! v o';0

@z.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u
z'~; - sCt @$.U v /2< @z.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u

z'~; - * @$.U v[t 5L(2
7H{U - sCt @$.U v /2<

H^0^7zD'~;rzAa <^k^0(rzA
z'~; - sC*' /2< er{ 8^9
m7.^z}'..'{7((^|}r0.

$^7 N^.(|'rDe^7( = v o';0 @z.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u
z'~; - sCt @$.U v /2<

@z.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u
z'~; - * @$.U v[t 5L(2
7H{U - sCt @$.U v /2<

4x|A^$^k^0(rzA Dp0 H^09
{wA^z.A^A^z.(&z_^ rz_ Dp0
H^0$7z_|7~;}^7(^z $^7 N^.(9
|'rDe^7( ! v o';0

<^k^0(rzA er{ 8^m7.^z9
}'..'{7((^|}r0. z'~; - sC*'
L'(e v /2< AADU {7( 2^9
k7zz0^'|7.'(7xz

$^7 z7~;( mx0'r..7~;(|7~; _'r9
^0z_^0 G^0({7z_^0rzA H^09
$x( _^0 K^7|k^0('$.~;0^79
$rzA, rJ 'z _7^ L(^||^ _^0
@/n (0^(^z_^0 G^0( X.U 'r~;
@z{U vyW

$^7 mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^0
G^0({7z_^0rzAa h7^_^0.(9
k^0(u07ze7u z'~; - * @$.U v
h0U v rz_ s 5L(2 7H{U - sCt
@$.U t[C /2<

$^7 N^.(|'rDe^7( = v o';0 h7^_^0.(k^0(u07ze7u - sCt
@$.U t[C /2<

$^7 ;w;^0^{ K^7|k^0(a @z9
.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u z'~;
- * @$.U v[t 5L(2 7H{U
- sCt @$.U v /2< x;z^ 2^9
k7zz0^'|7.'(7xz

/d ;6P$S@XX-6UP<3PJj6
Er @n .U z&;^0 @z{U s+v DDU, er _^z Dx0(A^Dp;0(^z @n .U @z{U vyU
8^0 <^A07DD _^0 @n X.U @z{U s]tW $^.(7{{( '|. @r.D|r.. _^. 2^k7zz0^'|7.'(79
xz.u07ze7u. _^z @z.~;'DDrzA.mx0A'zA '|. ^7z^ ^0A^$z7.z^r(0'|^ H^0{wA^z.9
r{.~;7~;(rzA XmA|U UIM55=P)U$>=Q 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sCC /2<

O L @z{U v*[v+ @||A^{^7z^ 50|&r(^0rzA^z

1 B] # (265!-@ ^0(0'A.(^r^00^~;(U_^

v*

v+



NzU sMW` rz_ ek'0 _r0~; /7zA'$^ ^7z^0 2^A^z|^7.(rzA` k^|~;^ _7^ @n _^(^0{79
z7^0(U
4p0 Ek^~}^ _^0 J{0^~;zrzA 7.( z'~; _^{ <7|jx2 XmU sCUCUsMMy` <2<|U q sMMy`
vvMs, <L(<|U q sMMy` *CMW _^0 8^m7.^z}'..'{7((^|}r0. er{ @z.~;'DDrzA.e^7(9
urz}( XmA|U(M9P;=O459)@$>>= 7z *=TQ8S>@` < v*s` NzU By, .U / *Us Q@r.|&z9
_7.~;^ G&;0rzAP 5L(/, er j7((^|}r0.^z <4/ mU +U]UvyCv [ q t])Cv J`
<L(<|U qqq vyCv` vyMW {'?A^$^z_ XmA|U _7^ I$^0.7~;( $^7 !=>=IO$NN` <7|'ze7^9
0rzA z'~; /'z_^|.0^~;(` L(^r^00^~;( rz_ q@L)q4NL` vsU @rD|U sMvM` BvCWU qz
40^{_k&;0rzA 'zA^.~;'DD(^ G2 {p..^z {7( _^{ G^~;.^|}r0. XmA|U 'P$4HH=N
7z nn9NlN sMvv` - sC*' /2< NzU sM` '{(|7~;^0 nr0. 'r?^0 $^7 ^ix(7.~;^z
G&;0rzA^zW 7{ E^7(urz}( _^0 @z.~;'DDrzA r{A^0^~;z^( k^0_^z XmA|U <4/ mU
v*UvsUvy++ [ qqq N ys)+C` <L(<|U qq vy+]` stt, mU *UvvUvyy+ [ qqq N vyM)yB`
<L(<|U qq vyy]` vst` $^7_^ er0 qzm^.(7(7xz.er|'A^, mU yU]Uvy]y [ q < vv])]]`
<L(<|U qq vyyM` v+C, er{ L(7~;('A.}r0.m^0D';0^z $^7 c0xA0^..7xz.mx0$^;'|(,
(=IN>P 7z F?D` - * NzU @ ss*WU 8^0 J{D'zA _^0 @n Xc0^7.^` J{0^~;zrzA.9
}r0.^W $^.(7{{( .7~; z'~; _^z H^0;&|(z7..^z _^. E^7(urz}(.` 7z _^{ z'~; _^0
H^0.~;'DDrzA _^0 k70(.~;'D(|7~;^z H^0DpArzA.{'~;( XmA|U <4/ mU BU*UsMMt [ F
N By)Mv` <L(<|U qq sMMt` +C` _x0( er <^.7(ep$^0A'zA $^7 - vM^, mU vUsUsMvs [ q N
C+)vM` <L(<|U qq sMvs` BM+` er{ @$.~;0^7$rzA.$^A7zz mxz G7z_}0'D('z|'A^zW
_7^ hr(erzA _^. G2 7{ <H ^0.({'|. {wA|7~; 7.(U <^7 z7~;(9{xz^(&0^z cx.(^z
;'( ^7z^ .u&(^0^ G^~;.^|}r0.&z_^0rzA }^7z^z 57zD|r.. 'rD _7^ /w;^ _^0 @nU
>z_^0rzA^z _^0 G&;0rzA.u'07(&(^z k70}^z .7~; 'rD _7^ @n _^0 G2 z&{|7~;
z7~;( {^;0 _70^}( 'r. XmA|U ?T9"N.P=` qL(N sMMy` CvB "CvC!WU
Er $^0p~}.7~;(7A^z .7z_ AADU 07.7}x{7z_^0z_^ x_^0 9}x{u^z.7^0^z_^ j'?z';9
{^z XmA|U UP$N=;;=I` 4L L~;{7_(` vyyt` vBC "v*M!W` 6^_x~; rz(^0 A0_.U <^'~;9
(rzA _^. 57ze^|$^k^0(rzA.u07ze7u. X.U z&;^0 @z{U ]y, !7HT9=I 7z F7IT99M< FqqU
- * NzU y DDUW` _'. 7{u|7e7( 7z - * $^7z;'|(^( 7.(U L^|$.( p$^0;w;(^ @n .7z_` .xD^0z
.7^ $^(07^$|7~; m^0'z|'..( .7z_` er '}(7m7^0^z XA|@ (M9P;=O459)@$>>= 7z *=TQ8
S>@` < v*s` NzU tt, '@ @8L HqU - sCC /2< NzU v]` +v {kh, kx;| 'r~;DM08
5=I` <7|'ze0^~;(.u0^~;rzA` *U @rD|U sMM+` v]* DUWU
4'||^z _^0 E^7(urz}( _^. 50|'zA^z. _^0 k70(.~;'D(|7~;^z H^0DpArzA.{'~;( rz_
_7^ jwA|7~;}^7( _^0 ^0.({'|7A^z $^(07^$|7~;^z hr(erzA 'r.^7z'z_^0` $^.(7{{^z
.7~; _7^ @n z'~; _^z G^0(m^0;&|(z7..^z rz_ J{0^~;zrzA.}r0.^z` er _^z^z _7^
@rDk^z_rzA^z mx0A^zx{{^z kr0_^zU <^7 z'~;(0&A|7~;^z @n x_^0 @z.~;'D9
DrzA.z^$^z}x.(^z z'~; - sCC @$.U v L'(e s /2< XmA|U <4/ mU vBU+Uvy]] [ qH N
+])]C` <L(<|U qq vy]y` v]y, mU tU]UsMMC [ q N t*)MB` <L(<|U qq sMM*` t*y, (7=>8
O$NN 7z #V=NIM59)*M46MN;)GMMH5)?5IM9N qqU - sCC /2< NzU vC, UIM55=P)
U$>=Q 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sCC /2< NzU +M, F4PMH$ 7z ?T9O7>5 FFFqqU
- * NzU CM, .U z&;^0 @z{U sytW 7.( 0^A^|{&?7A _^0 E^7(urz}( _^0 l7^D^0rzA $ekU
l^7.(rzA.^0.(^||rzA Dp0 J{0^~;zrzA.ek^~}^ {'?A^$|7~; XmA|U SM<<O$NN)E38
>=NV$T9 7z C(*8*7PFMOOJ qqqU - sC*' /2< NzU ] DUWU

RE Q8,*U844A2M*51*U82
Er /n .U z&;^0 @z{U BCB DDU, er z'~;(0&A|7~;^z /n .U @z{U B**U
8^0 J{D'zA _^0 /n $^.(7{{( .7~; k7^ $^7 @n A0_.U z'~; _^z H^0;&|(z7..^z
_^. E^7(urz}(.` 7z _^{ z'~; <^^z_7ArzA _^0 4^0(7A.(^||rzA _7^ ek^~}^z(.u0^9
~;^z_^ hr(erzA ^7z^. G2 7{ <^(07^$ ^0.({'|. {wA|7~; 7.(U Lxk^7( _7^ @rDk^z9
_rzA^z e^7(0'r{$^exA^z .7z_` {p..^z .7^ 'rD _^z E^7(0'r{ _^0 /^0.(^||rzA ^z(9
D'||^z X*$PP17=H=I 7z D3NT9FMOOJ SU* qqU - sCC /2< NzU Cs` er{
/^0.(^||rzA.e^7(0'r{ .U z&;^0 @z{U s**WU 57z^ J{0^~;zrzA '||^0 7{ /^0.(^|9

5U 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA @z{U v+[v] ' !

QQ/ HPME BO$ j'7 sMvt (0*2%&. + " By

v]



|rzA.e^7(0'r{ 'zD'||^z_^0 rz_ '|. /n er Sr'|7D7e7^0^z_^0 @rDk^z_rzA^z` _7^
er rz(^0.~;7^_|7~;^z Hx0z';{^e^7(urz}(^z 'zD'||^z` ;'( {7( _^z 6^k^7|7A^z
J{0^~;zrzA.}r0.^z er ^0Dx|A^z rz_ z7~;( ^7z;^7(|7~; er{ E^7(urz}( _^0
qz$^(07^$z';{^ ^7z^. G2U Ek'0 .^7 ^7z^ x07A7z&0^ /^0.(^||rzA mxz 2p(^0z Q 17z
40^{_k&;0rzAO z7~;( _^z}{wA|7~;P X.x (P=TQ=` G&;0rzA.r{0^~;zrzA rz_
2^k7zz$^.(^r^0rzA $^7 7z(^0z'(7xz'| (&(7A^z _^r(.~;^z Jz(^0z^;{^z` vy]y`
vC*W` .x$'|_ 7z_^. ^7ze^|z^ <^.('z_(^7|^ _^0 /n 7z 40^{_k&;0rzA 'zD'||^z` k709
}^z .7~; _7^ J{0^~;zrzA.}r0.^ 'rD _7^ /n 'r.` rz_ ek'0 rz{7((^|$'0 p$^0 _7^
/w;^ _^0 @n _^0 Hx0|^7.(rzA^z Xer K^7|9/n .U @z{U B*]WU @r~; $^7 z'~;(0&A|79
~;^z /n 7.( 7{ N';{^z _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA 'rD rz(^0.~;7^_|7~;^
Hx0z';{^9 rz_ J{0^~;zrzA.e^7(urz}(^ '$er.(^||^zU

NE +864<8,U
h'~; .(N.u0U XmA|U <4/ mU tvUvUvyyv [ qH N tv)yM` <L(<|U qq vyyv` *s+, mU tvUtU
vyys [ qF N v*B)]+` <L(<|U qq vyys` ]M*, mU sCU+UsMMM [ Hqqq N tC)y+` <L(<|U qq
sMMv` C**, mU +UsUsMMs [ qH N ]+)yy` <L(<| qq sMMs` syB, mU stU+UsMvM [ qH <
vs)My` <4/)hHsMvM` sM*tW k70_ m^0{r(^(` _'.. 7{ E^7(urz}( _^0 @z.~;'DDrzA
x_^0 /^0.(^||rzA ^7z^. G2 .^7z G^0( {7( _^z @/n p$^0^7z.(7{{(U 87^. {r..
r5 'r~; 7{ 4'||^ _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA A^|(^z` rz_ ek'0 .^|$.( $^7
p$^0;w;(^z @rDk^z_rzA^zU Hxz Lxz_^0D0'A^z _^0 }x{u^z.'(x07.~;^z <^k^09
(rzA '|. <^k^0(rzA.^7z;^7( X.U - C @z{U v*ts DDU, er L7~;^0rzA.A^.~;&D(^z 'r.9
Dp;0|U !LIHT9P=)+H7N;=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sCB /2< NzU sM DDUW '$A^9
.^;^z` ^z(.(^;^z .(^(. ^7ze^|z er $^k^0(^z_^ ux.7(7m^ x_^0 z^A'(7m^ G2U
h'~; - sC*' L'(e v /2< ^0Dx|A( ;'z_^|.0^~;(|U 7{ G^A^ _^0 4x|A^$^k^0(rzA
Dp0 H^0{wA^z.A^A^z.(&z_^ rz_ H^0$7z_|7~;}^7(^z` _7^ ^7z^ N^.(|'rDe^7( mxz $7.
er ^7z^{ o';0 ;'$^z` rz(^0 H^0z'~;|&..7ArzA _^. @z.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u.
z'~; - sCt @$.U v /2< .xk7^ _^. q{u'07(&(.u07ze7u. z'~; - sCs @$.U v h0U B
/2< Xer _7^.^z c07ze7u7^z 7{ /7z$|7~} 'rD _7^ {'?A^$|7~;^z 2x< $^7 40^{_9
k&;0rzA.r{0^~;zrzA .U @z{U vvW ^7z^ x$|7A'(x07.~;^ J{0^~;zrzA {7( _^{
8^m7.^z}'..'{7((^|}r0. er{ @$.~;|r...(7~;('AU 4p0 _7^.^ {r({'?|7~; z7~;(
X{^;0W _'r^0z_ _^{ Jz(^0z^;{^z er _7^z^z $^.(7{{(^z G2 ;&|( _7^ 47z9
H^0kU ^7z^ K^7|k^0('$.~;0^7$rzA z'~; - * @$.U v h0U v L'(e s rz_ h0U s L'(e s
'rDA0rz_ ^7z^0 _'r^0z_^z G^0({7z_^0rzA '||^0_7zA. zr0 Dp0 er|&..7A` k^zz _7^
G^0({7z_^0rzA $7. er{ E^7(urz}( _^0 @rD.(^||rzA _^0 <7|'ze x_^0 er{ m^0A'z9
A^z^z H^0}'rD.9 x_^0 H^0$0'r~;.e^7(urz}( 'z;&|( X}07(U SM<<O$NN` c7N sMvv`
CC "C*!, ?T9355P=I` c7N sMvM` vt* "vt+!` 'rDA0rz_ _^0 <^A07DD|7~;}^7( _^. JH`
_'. z7~;( _'r^0z_ _^{ 2^.~;&D(.$^(07^$ er _7^z^z $^.(7{{( .^7z }'zzWU 87^
47zH^0kU m^0|'zA(` er.&(e|7~;^ 50}^zz(z7..^ $7. er _7^.^z E^7(urz}(^z er $^9
0p~}.7~;(7A^z` e< nr0..~;k'z}rzA^z mxz $w0.^zzx(7^0(^z G2 _^. JH XmA|U
<j4 mU sCUsUsMMM` <L(<|U q sMMM` t+s [ KeU st DDUWU <^k^0(rzA..(7~;('A Dp0 G2`
_7^ ^7z^z @r.|'z_.$^erA 'rDk^7.^z` 7.( 6^_x~; _^0 @$.~;|r...(7~;('AU 8'. A7|(
'r~; Dp0 _7^ ^7z^0 'r.|&z_U <^(07^$..(&((^ erA^x0_z^(^z G2U
8'. @z.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u` 'rD _'. 7z - * @$.U v` s rz_ t <^erA A^zx{{^z
k70_` 7.( $^7 G2` _7^ ^7z^ N^.(|'rDe^7( mxz ^7z^{ o';0 x_^0 k^z7A^0 ;'$^z`
_r0~; - sC*' L'(e v /2< ^.(|U r5 A0_.U z7~;( 'r?^0 n0'D( A^.^(e(U 5. A0^7D( 6^9
_^zD'||. $^7 G2` _7^ ^7z^ N^.(|'rDe^7( mxz {^;0 '|. ^7z^{ o';0 ;'$^zU <^7 G2
{7( ^7z^0 N^.(|'rDe^7( mxz ^7z^{ o';0 x_^0 k^z7A^0 k70_ '$^0 rJ ^7z^ <^k^0(rzA
{7( _^{ 'z _7^ L(^||^ _^0 @/n (0^(^z_^z G^0( z'~; @$.U v h0U v L'(e v rz_
h0U s L'(e v er u0pD^z .^7zU - * @$.U v h0U v L'(e v rz_ h0U s L'(e v }wzz(^ 'r~;
_^0 ;'z_^|.0^~;(|U m^0uD|7~;(^z_ er k&;|^z_^ J{0^~;zrzA.k^0( z'~; - sC*'
L'(e v /2< .^7zU 8'mxz '$k^7~;^z_ }x{{( z'~; - sC*' L'(e v rz_ s /2<

' ! @z{U v][vy @||A^{^7z^ 50|&r(^0rzA^z

" CM # (0*2%&. ^0(0'A.(^r^00^~;(U_^

vy



^7z $^7er|^A^z_^0 G^0( er{ @$.~;|r...(7~;('A $^7 N^.(|'rDe^7(^z _^0 H^09
{wA^z.A^A^z.(&z_^ x_^0 H^0$7z_|7~;}^7(^z mxz {^;0 '|. ^7z^{ o';0 k^A^z
2^|(rzA _^. @z.~;'DDrzA.9 rz_ h7^_^0.(9)/w~;.(k^0(u07ze7u. rz_ _^. G^0(9
'rD;x|rzA.A^$x(. X- sCt @$.U v rz_ t[C /2<W _'zz er{ K0'A^z` k^zz ^0 mx9
0'r..7~;(|7~; _'r^0z_ z7^_07A^0 $ekU $^7 H^0$7z_|7~;}^7(^z ;w;^0 7.( '|. _^0
<r~;k^0(U

A@S:j6%j>Ph>j:# <^7 ^7z^0 40^{_k&;0rzA.Dx0_^0rzA 7/mU v j7xU 40^{_k&;0rzA.^7z9
;^7(^z X54GW` _7^ z7~;( mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_ 7{ G^0( A^{7z_^0( 7.(` ^0A7$( .7~; Dx|9
A^z_^. <7|_a

n'..'}r0.^ 7z 40^{_k&;0rzA.^7z;^7( 6^ 5r0x #1/!'!"

8'(r{ <07^D}r0. 2^|_}r0. j7((^|}r0.

tMUvvUsiiv v`ts v`s] v`tM

tvUvsUsiiv v`t] v`tB v`t*

tvUMvUsiis v`BM v`t* v`t]

s]UMsUsiis v`s] v`sB v`s*

<^7{ ErA'zA 7.( m^0^7zD'~;^z_ ^7z^ <^k^0(rzA er{ n'..'{7((^|}r0. mxz v`tM 1/!'!
7/mU +*ystv ! .('(( er{ <07^D}r0. +C+C+* ! er|&..7AU <^7 Hx0|7^A^z ^7z^0 z7~;( mx0'r.9
.7~;(|7~; _'r^0z_^z G^0({7z_^0rzA _^0 4x0_^0rzA er{ L(7~;('A tvUvsUsiiv k&0^ ^7z^
@$.~;0^7$rzA z'~; @$.U v h0U s L'(e s 'rD _^z z7^_07A^0^z K^7|k^0( er m^0z^7z^zU <^7
^7z^0 N^.(|'rDe^7( mxz ^7z^{ o';0 x_^0 k^z7A^0 7.( _7^ 4x0_^0rzA ;'z_^|.0^~;(|U x$|7A'9
(x07.~; z'~; - sC*' L'(e s /2< {7( _^{ j7((^|}r0. mxz v`t* 1/!'! r{er0^~;z^z`
{7(;7z 7/mU +tCsyB ! 'r.erk^7.^zU 57z ^.(|U 'z _7^ L(^||^ mxz @/n (0^(^z_^0 G^0(
z'~; - * @$.U v h0U s L'(e v }wzz(^ r5 _7^.^0 J{0^~;zrzA.k^0( .^7z X.U @z{U vBWU
87^ ;'z_^|.0^~;(|U rz(^0.~;7^_|7~;^ <^r0(^7|rzA ^z(D'|(^( 'rDA0rz_ _^. j'?A^$|7~;9
}^7(.u07ze7u. ^7z^ }x00^.uxz_7^0^z_^ ^.(|U @r.k70}rzA Dp0 6^z^ G2` _7^ H^0{wA^z.9
A^A^z.(&z_^z Xx_^0 H^0$7z_|7~;}^7(^zW {7( N^.(|'rDe^7(^z mxz $7. er ^7z^{ o';0 ^z(9
.u0^~;^zU

GJj::-6U6@S8j# 87^ ;'z_^|.0^~;(|U N^A^|rzA^z z'~; - sC*' /2< er H^09
{wA^z.A^A^z.(&z_^z x_^0 H^0$7z_|7~;}^7(^z` _7^ ^7z^ N^.(|'rDe^7( mxz ^7z^{
o';0 x_^0 k^z7A^0 ;'$^z` |'rD^z r5 ^.(|U $^7 G2 7z. l^^0^` k^zz A^A^z _'. @z9
.~;'DDrzA.k^0(u07ze7u m^0.(x?^z k70_ XA|@ 9FD>02 7z (+5B.CG FFFqqU - *
NzU ssWU <^7 N^.(|'rDe^7(^z mxz {^;0 '|. ^7z^{ o';0 A0^7D^z 7{ J{}^;0.~;|r..
'r. - sC*' L'(e s /2< _'. h7^_^0.(9 $ekU /w~;.(k^0(u07ze7u rz_ _'. @z.~;'D9
DrzA.k^0(u07ze7uU 8^0 @zk^z_rzA.$^erA _^. - sC*' /2< 7z.A^.'{( Dp0 ^.(|U
Ek^~}^ |7^A( .x{7( 7z ^7z^0 H^0^7zD'~;rzA XmA|U ">==B2@@ 7z 6',` - * NzU vBCs`
kxz'~; Jz(^0.~;^7_rzA mxz 2^|_9 rz_ <07^D}r0. Dp0 _7^ L(<7|U .~;xz 'r. H^09
^7zD'~;rzA.A0pz_^z p$^0;x|( .^7W _r0~; I$^0z';{^ _^. G^0(. Dp0 G2 z'~;
8^m7.^z}'..'{7((^|}r0.` .xD^0z z7~;( A^A^z 2x< m^0.(x?^z k70_, - sC*' /2<
.(^||( r5 '$^0 .^|$.( ^7z^z 2x< _'0 X.U @z{U vBWU Lx{7( 7.( er{ @$.~;|r...(7~;9
('A $^7 z7~;( mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^0 G^0({7z_^0rzA mxz G2` _7^ N^.(|'rD9
e^7(^z mxz ^7z^{ o';0 x_^0 k^z7A^0 'rDk^7.^z` ^z(A^A^z _^{ 7{ J{}^;0.~;|r..
'r. @$.U v h0U s L'(e s rz_ h0U t L'(e v ^i7.(7^0^z_^z @$.~;0^7$rzA.m^0$x(
zrz{^;0 - sC*' L'(e v rz_ s /2< er u0pD^zU <^7 .x|~;^z G2 }'zz rJ ^7z^
<^k^0(rzA {7( Q_^{ 'z _^0^z L(^||^ (0^(^z_^z G^0(P z'~; @$.U v h0U v L'(e v
$ekU h0U s L'(e v {wA|7~; .^7zU

5U 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA @z{U vy O L

++H _XUd /WM j'7 sMvt (0*2%&. + 1 Cv



Cbd 0Qj8!)&SQ-6UP-8Qj$S6-6U %j>8 A-U@6U *36 B>QJP$S@XJPU,JjQ6

id A-U@6U *36 G@$S@6:@Uj*jQ82Uj6
H^0{wA^z.A^A^z.(&z_^` _7^ z'~; - sB+ @$.U s /2< _'r^0z_ _^{ 2^.~;&D(.9
$^(07^$ er _7^z^z $^.(7{{( .7z_ XmA|U '2FB-2+5)">:G)3A4EG FFFHU - sB+
/2< NzU CW` rz_ ^z(.u0^~;^z_^ G2 XmA|U N *Uv 5L(NW 0^~;z^z er{ @H X.U
@z{U sCtWU q{ N';{^z _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA '|. A0_.U ^0Dx|A.z^r(0'9
|^ 0^7z^ K0'z.Dx0{'(7xz Xer 'r.|&z_U <^(07^$..(&((^z .U (G4F@E 7z 3>00@A4 r'U`
L(^r^00^~;( 7z(^0z'(7xz'| (&(7A^0 Jz(^0z^;{^z` BU @rD|U sMvs` *yt "+vy DDU!W k70_
_^0 40^{_k&;0rzA.$^(0'A {7( ^7z^{ G^~;.^|}r0. er{ K0'z.'}(7xz.('A {r|(79
u|7e7^0(U
87^ 7z 40^{_k&;0rzA 'zA^.~;'DD(^z $ekU ;^0A^.(^||(^z G2 _^. L'~;'z|'A^m^09
{wA^z. k^0_^z {7( _^{ G^~;.^|}r0. 7{ E^7(urz}( _^0 @z.~;'DDrzA $ekU /^09
.(^||rzA r{A^0^~;z^( XmA|U <4/ mU v*UvsUvy++ [ qqq N ys)+C` <L(<|U qq vy+]`
sttWU
1>6'j:%j)jQJ-6UPUQ-6!P@J'# 8'. 'zA^.~;'DD(^ $ekU ;^0A^.(^||(^ G2 .^|$.( [
'$^0 'r~; _7^ _'{7( 7z Er.'{{^z;'zA .(^;^z_^ H^0$7z_|7~;}^7( 7z 40^{_k&;9
0rzA X.U @z{U sBW [ 7.( ^7ze^|z er $7|'ze7^0^z` .x _'.. .u&(^0^ G^~;.^|}r0.&z_^9
0rzA^z A0_.U }^7z^ @r.k70}rzA 'rD _7^ @/n _^. @z|'A^Ar(. {^;0 ;'$^z }wz9
z^z XmA|U <4/ mU s+UsUvyyv [ q N v+*)]B` <L(<|U qq vyyv` BC*, ?F--A0.@;` ED$4
vy]v` ]MB "]M+ DU!, )&( HqU - sCC /2< NzU *B, 8A4@CD 7z 9(3` - * NzU @ ss*,
"A44B2@@ 7z $4>G0+5A4` - * NzU vvyWU 4p0 _7^ 50{7((|rzA _^0 @n .7z_ 7z {'z9
~;^z 4&||^z z^$^z _^{ E^7(urz}( _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA zx~; _7^
jwA|7~;}^7(^z mxz nr0..7~;^0rzA^z mxz <^_^r(rzA X.U @z{U s]*, er0 @r.z';9
{^ $^7 <^k^0(rzA.^7z;^7(^z $^0^7(. "$) _^. !C8` GcA vy]*` **B "**C DU!, .U z&9
;^0 - C @z{U v*ts DDUWU 57ze^|z erx0_^z$'0^ nr0..7~;^0rzA^z $^.^7(7A^z _7^ Jz9
.7~;^0;^7( p$^0 _^z Np~}e';|rzA.}r0. XmA|U 8>5D;ABFG5)*2CCA 7z 'A+E1"C*`
< v*s` NzU CMW` .x _'.. K^0{7z}r0.^ ;^0'zA^exA^z k^0_^z }wzz^z` ^. .^7 _^zz`
_7^ nr0..7~;^0rzA k^0_^ mx0 _^{ E';|rzA.(^0{7z 'rDA^A^$^z XmA|U ?F--A0.@;`
ED$4 vy]v` ]sC, #4>GGAD)#2CAE 7z 'A+E1'.D9>BB7 HqqqU - sCC /2< NzU CBWU
`@-X @-X A>j:# <^7 ^7z^{ n'rD 'rD E7^| 7.( _^0 @z.~;'DDrzA.e^7(urz}( rz_ z7~;(
_^0 <r~;rzA.('A '|. E^7(urz}( _^0 50.(m^0$r~;rzA {'?A^$|7~; XmA|U 8>5D1
;ABFG5)*2CCA 7z 'A+E1"C*` < v*s` NzU By, .(0U` mA|U )&( HqU - sCC /2<
NzU *t, #4>GGAD)#2CAE 7z 'A+E1'.D9>BB7 HqqqU - sCC /2< NzU CC` ;'|(^z _^z
<r~;rzA.('A Dp0 m^0(0^($'0` k^zz e^7(z'; A^$r~;( k70_WU

A@S:j6%j>Ph>j:# 57z 7z|&z_U Jz(^0z^;{^z }'rD( er{ c0^7. XuW mxz vvMMMMM 40^{_9
k&;0rzA.^7z;^7(^z X54GW $^7{ 'r.|&z_U l7^D^0'z(^z ^7z @z|'A^Ar(U h'~; l7^D^0rzA
rz_ jxz('A^ er{ $^(07^$.$^0^7(^z Er.('z_ X- sCC @$.U v /2<W ^0Dx|A( 7{ .^|$^z o';0
_7^ E';|rzA 7/mU vvMMMMM 54GU

n'rD ^7z^. @z|'A^Ar(. {7( E';|rzA 7z 40^{_k&;0rzA

8'(r{ L'~;m^0;'|( $ 7z 1/! nr0. 7z
1/!'!

<^(0'A 7z !

tMUvvUsiiv H^0$7z_|7~;}^7( 'r. l7^D^0rzA vvMMMMM v`* *]+CMM

tMUvvUsiiv @n _^. @z|'A^Ar(. [ [ *]+CMM

tvUvsUsiiv E';|rzA vvMMMMM v`+ *B+MC]

87^ H^0$7z_|7~;}^7( mxz vvMMMMM 54G 7.( er{ J{0^~;zrzA.}r0. X2^|_}r0. x_^0 m^09
^7zD'~;^z_ 8^m7.^z}'..'{7((^|}r0.W mxz v`* 1/!'! r{er0^~;z^z XZ *]+CMM !W` .x
_'.. .7~; @n 7z _^0.^|$^z /w;^ ^0A^$^zU

O L @z{U sM @||A^{^7z^ 50|&r(^0rzA^z

1 Cs # (0*2%&. ^0(0'A.(^r^00^~;(U_^

sM



C3Q@-P?K7@Q'@S:-6U# <^7 Hx0'r.9 x_^0 <'0e';|rzA k70_ z'~; ;j ;7zA^A^z
_^0 Dp0 _7^ 40^{_k&;0rzA ('(.&~;|7~; 7{ E^7(urz}( _^0 E';|rzA 'rDA^k^z_^(^
5r0x9<^(0'A Dp0 _7^ <^{^..rzA _^0 @n ^0D'..( XmA|U ,%? HqU - sCC /2<
NzU *t, UIM55=P)U$>=Q 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sCC /2< NzU CB, F357N;)
DM6$>$>I 7z F357N;)A<75.=I)(=V=I HU - sC*' /2< NzU Cv, '@ rz_ _7^ Lxz9
_^0$^;'z_|rzA mxz Hx0'r.9 x_^0 <'0e';|rzA^z .xk7^ @ze';|rzA^z '$|U SM<<8
O$NN)E3>=NV$T9 7z C(*8*7PFMOOJ qqqU - sC*' /2< NzU y DUWU 57z^ A^|^7.(^(^
Hx0'r.e';|rzA 7z 40^{_k&;0rzA 7.( _'z'~; er{ j7((^|9 x_^0 <07^D}r0. _^.
E';|rzA.e^7(urz}(. er $^k^0(^zU J{A^}^;0( 7.( ^7z^ ^0;'|(^z^ @ze';|rzA 7z
40^{_k&;0rzA 7{ E^7(urz}( _^. 57zA'zA. er{ j7((^|9 x_^0 2^|_}r0. er $^9
k^0(^z XmA|U(7NN=<=P>` <7|'ze9/'z_$r~;` BU @rD|U sMM*` NzU 5 vCv+WU

A@S:j6%j>Ph>j:# 57z 7z|&z_U Jz(^0z^;{^z $^.(^||( er{ c0^7. XuW mxz vvMMMMM 40^{_9
k&;0rzA.^7z;^7(^z X54GW $^7{ 'r.|&z_U l7^D^0'z(^z ^7z @z|'A^Ar( rz_ |^7.(^( 7z mx||^0
/w;^ ^7z^ Hx0'r.e';|rzAU

n'rD ^7z^. @z|'A^Ar(. {7( Hx0'r.e';|rzA 7z 40^{_k&;0rzA

8'(r{ L'~;m^0;'|( $ 7z 1/! nr0. 7z
1/!'!

<^(0'A 7z !

tvUvMUsiiv Hx0'r.e';|rzA vvMMMMM v`C +ttttt

tMUvvUsiiv l7^D^0rzA [ v`* [

tMUvvUsiiv @n _^. @z|'A^Ar(. [ [ +ttttt

87^ Hx0'r.e';|rzA mxz vvMMMMM 1/! k70_ er{ nr0. _^. E';|rzA.e^7(urz}(. mxz
v`C 1/!'! r{A^0^~;z^( XZ +ttttt !W rz_ $^.(7{{( .x{7( _7^ @nU

;6'@S:-6Uj6# j'?A^$|7~;^0 E^7(urz}( _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA $^7
5i7.(^ze mxz @ze';|rzA^z 7.( k7^ $^7 Hx0'r.e';|rzA^z erz&~;.( _7^ @ze';|rzA
.^|$.(` k&;0^z_ $^7 _^{ .u&(^0^z ErA'zA _^. H^0{wA^z.A^A^z.('z_. _7^ J{9
$r~;rzA _^0 @ze';|rzA ^0Dx|A.z^r(0'| XmA|U er0 50Dx|A.z^r(0'|7(&( ,%? HqU - sCC
/2< NzU *t, UIM55=P)U$>=Q 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sCC /2< NzU Ct, F38
57N;)DM6$>$>I 7z F357N;)A<75.=I)(=V=I HU - sC*' /2< NzU Cv, ^7z.~;0U $^7
;x;^z @ze';|rzA^z FM.7QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sC*'
/2< NzU +v, '@ ?T9O7>5` <<n sMMy` vsv "vss!, SM<<O$NN)E3>=NV$T9 7z
C(*8*7PFMOOJ qqqU - sC*' /2< NzU y DU` {7( E';|^z$^7.u7^|^z rz_ _^{ 50A^$9
z7. ^7z^. D'}(7.~;^z G';|0^~;(.W er ^0Dx|A^z ;'(U 8'. A7|( ^.(|U ^z(.u0^~;^z_
$^7{ ErA'zA mxz G2a

A@S:j6%j>Ph>j:# 57z 7z|&z_U Jz(^0z^;{^z $^.(^||( er{ c0^7. XuW mxz vvMMMMM 40^{_9
k&;0rzA.^7z;^7(^z X1/!W $^7{ 'r.|&z_U l7^D^0'z(^z ^7z @z|'A^Ar( rz_ |^7.(^( 7/mU
tMMMMM 1/! ^7z^ @ze';|rzAU h'~; ^0Dx|A(^0 l7^D^0rzA rz_ <^(07^$.$^0^7(.~;'D( k70_
7{ .^|$^z o';0 _^0 N^.($^(0'A 7/mU ]MMMMM 1/! A^e';|(U

n'rD ^7z^. @z|'A^Ar(. {7( @ze';|rzA)E';|rzA 7z 40^{_k&;0rzA

8'(r{ L'~;m^0;'|( $ 7z 1/! nr0. 7z
1/!'!

<^(0'A 7z !

tvUvMUsiiv @ze';|rzA tMMMMM v`C sMMMMM

tMUvvUsiiv H^0$7z_|7~;}^7( 'r. l7^D^0rzA ]MMMMM v`* CMMMMM

tMUvvUsiiv @n _^. @z|'A^Ar(. [ [ +MMMMM

tMUvsUsiiv N^.(e';|rzA ]MMMMM v`+ B+MCs]

G&;0^z_ _7^ @ze';|rzA mxz tMMMMM 1/! er{ nr0. mxz v`C 1/!'! r{er0^~;z^z 7.(
XZ sMMMMM !W` {r.. _7^ H^0$7z_|7~;}^7( mxz ]MMMMM 1/! $^7 l7^D^0rzA er{ nr0. mxz

5U 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA @z{U sM O L

++H _XUd /WM j'7 sMvt (0*2%&. + 1 Ct



v`* 1/!'! r{A^0^~;z^( k^0_^z XZ CMMMMM !WU 5. ^00^~;z^z .7~; .x{7( @n 7/mU
sMMMMM ! T CMMMMM ! Z +MMMMM !U

0jPJ%j)jQJ-6U# <^7 _^0 4^.(k^0($7|_rzA X.U / CUB Q4^.(k^0(P 5L(/W k^0_^z
erz&~;.( _7^ @/n 7z $^.(7{{(^0 /w;^ '}(7m7^0(` x;z^ mxz _7^.^{ 4^.(k^0(
@D@ mx0erz^;{^z` rz_ 50.'(e$^.~;'DDrzA^z rz{7((^|$'0 m^0^7zD'~;^z_ '|. <@
A^$r~;( X<4/ mU syU+Uvy** [ Hq tMs)*C` <L(<|U qqq vy*+` vCv, mU stUtUvy+s [ H
N vty)+v` <L(<|U qq vy+s` *]t, mU vU]Uvy]C [ H N ]B)+]` <4/)hH vy]+` ttvWU
<^7 L'~;'z|'A^m^0{wA^z XDp0 qzm^z('0 x_^0 L('{{'z|'A^zW 7.( A0_.U ^7z^ 4^.(9
k^0($7|_rzA z'~; - sBM @$.U t /2< er|&..7A` .x _'.. $^7 ^0Dx0_^0|7~;^0 40^{_9
k&;0rzA.r{0^~;zrzA _^0 4^.(k^0( _r0~; J{0^~;zrzA _^0 6^k^7|7A^z @z.~;'D9
DrzA.u0^7.^ _^0 4^.({^zA^ er{ 2^|_9 x_^0 j7((^|}r0. X.U @z{U vMW ^0Dx|A(U 4p0
^7z^z rzA^D&;0 A|^7~;$|^7$^z_^z <^.('z_ k70_ ^7z Dp0 {^;0^0^ c^07x_^z rzm^09
&z_^0|7~;^z @z.~;'DDrzA.'rDk'z_ _^0 G2 '}(7m7^0( XmA|U (7NN=<=P>` <7|'ze9
/'z_$r~;` BU @rD|U sMM*` NzU < vCMW rz_ _7^ A0ruu^zk^7.^ er.'{{^zA^D'..(^z
G2 x;z^ $r~;{&?7A^ 4x0(Dp;0rzA }xz.('z( 7z _^0 /<7|U rz_ L(<7|U 'r.A^k7^9
.^z XmA|U (=IN>P 7z F?D` - * NzU @ v*yWU j'?A^$|7~; Dp0 _7^ 4^.(k^0($7|_rzA
.7z_ _7^ z'~;0'zA7A^ <^_^r(rzA _^. 2^.'{(k^0(. _^0 G2 Dp0 _'. Jz(^0z^;{^z
.xk7^ _7^ A^07zA^z H^0&z_^0rzA^z _^. <^.('z_. 7{ N';{^z _^0 4^.(k^0(}xz9
(0x||^ XmA|U SJ @7T95=I` L(<uU sMMy` sBy "sCs!W z'~; 20w?^` G^0( rz_ Er.'{9
{^z.^(erzA _^0 G2 X.U z&;^0 @z{U vCM DDUWU Lx{7( k70_ _7^ <^k^0(rzA {7( ^79
z^{ 4^.(k^0( $^7 mx0'r..7~;(|7~; .('0} .~;k'z}^z_^z 8^m7.^z}r0.^z r5 z7~;(
er|&..7A .^7z XmA|U *$4OV$T9)SMK5)D=IQ5 FFFHU - sBM /2< NzU +` {kh,
FM.7QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sC*' /2< NzU +tWU

/d A-U@6U *36 7jJj>:>U-6Uj6 -6! X>6@6'>j::j6 B>QJP$S@XJPU,JjQ6 !jP ;6?
:@Uj*jQ82Uj6P

<^(^7|7ArzA^z .7z_ A0_.U {7( _^z @n X.U @z{U v+` s+v DDU` ]MMW er $^k^0(^z
X@$.U v h0U s L'(e vW` _' .~;xz _7^ @r.A'$^ mxz n'u7('|'z(^7|^z ^7z^0 z^r9
A^A0pz_^(^z n'u2^.U k70(.~;'D(|7~; _^z :;'0'}(^0 ^7z^0 @z.~;'DDrzA ;'( XmA|U
FNMVV=8F=4Q` <7|'ze9 rz_ Jz(^0z^;{^z..(^r^00^~;(` yU @rD|U vyyt` svM, '@
UIM55=P)U$>=Q 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sCC /2< NzU vBt` {khWU L5` @2`
n2'@ rz_ 2{$/ .7z_ 7z|&z_U n'u2^.U 7L_U - v @$.U v h0U v nL(2U 57z Jz(^09
.~;7^_ er 'r.|&z_U 2^.^||.~;'D(^z $^.(^;( $^7 .(0r}(r0^||^0 2|^7~;;^7( A0_.U z7~;(
XmA|U ?5I$9P 7z FMIN` - * NzU tMCWU f$ ^7z^ n'u2^.U mx0|7^A(` 7.( z'~; ^7z^{
Kgu^zm^0A|^7~; er $^.(7{{^z Xer n'u2^.U` _7^ z'~; 'r.|&z_U N^~;( ^007~;(^(
kr0_^z` <4/ mU v*UvsUvyys [ q N ts)ys` <L(<|U qq vyyt` tyy, mU sBUtUvyys [ Hqqq
N Cv)]y` <L(<|U qq vyys` yBv, mU s*U]Uvyyt [ q N BB)ys` <4/)hH vyyB` tv], mU
v*UvsUvyy] [ q N vt])y+` <L(<|U qq vyyy` Bt+, mU sMU]UsMM] [ q N tB)M]` <L(<|U qq
sMMy` s*t, <j4 mU vyUtUsMMB` <L(<|U q sMMB` BvvWU 50A7$( _7^ .(|U br'|7D7}'(7xz ^79
z^ I$^0^7z.(7{{rzA {7( _^{ Kgur. ^7z^0 7z|&z_U n'u2^.U` 7.( _7^ 57A^z.~;'D(
_^0 @z(^7|^ 'z _^0 'r.|&z_U 2^.^||.~;'D( '|. G2 rz.(07((7A rz_ ^. A^|(^z Dp0 _7^
<^k^0(rzA _7^ '||A^{^7z^z 20rz_.&(e^ X.U @z{U +yM DDU, Dp0 .xz.(7A^ @z(^7|^` _7^
z7~;( '|. <^(^7|7ArzA er k^0(^z .7z_` .U @z{U vMyM DDUW` .xk^7( z7~;( 'r?^zk70(9
.~;'D(..u^e7D7.~;^ <^.xz_^0;^7(^z er $^0p~}.7~;(7A^z .7z_U @n .7z_ _'$^7 r5
z7~;( D7z'|` .xz_^0z m^0'z|'..rzA.x07^z(7^0( er 7z(^0u0^(7^0^z` _^zz _^0 $0^7(^
@n9<^A07DD ^z(.u07~;( ^7z^0 k70(.~;'D(|7~;^z <^(0'~;(rzA.k^7.^ XmA|U DM05=I`
<7|'ze0^~;(.u0^~;rzA` *U @rD|U sMM+` v]tWU

O L @z{U sM[sv @||A^{^7z^ 50|&r(^0rzA^z
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sv



RE VAMS2M >12 )34SAP>8,30M82

SG VAMS2M >12 &1,,CU82
@/n mxz Nx;9` /7|D.9 rz_ <^(07^$..(xDD^z $^.(7{{^z .7~; z'~; _^{ mx{ 'r.9
|&z_U l7^D^0'z(^z 7z N^~;zrzA A^.(^||(^z c0^7.U @|. h^$^z}x.(^z _^z @n ;7z9
erer0^~;z^z .7z_ _7^ mx{ 7z|&z_U n&rD^0 er p$^0z^;{^z_^z @rDk^z_rzA^z
Dp0 K0'z.ux0(` 57z9 rz_ @r.Dr;0ew||^ rz_ 'z_^0^ 57zA'zA.'$A'$^zU Ew||^ rz_
'z_^0^ 57zA'zA.'$A'$^z` _7^ ^0.( $^7 _^0 5z(z';{^ _^0 Hx00&(^ 'r. _^{ Ex||9
x_^0 40^7;'D^z|'A^0 ^0;x$^z k^0_^z` .7z_ z'~;(0&A|7~; _^z @n erer0^~;z^z`
.xk^7( ^. .7~; r{ ^7z^ zx~; _^{ @z.~;'DDrzA.mx0A'zA ererx0_z^z_^ Ek79
.~;^z|'A^0rzA ;'z_^|(U <^7 <^k^0(rzA.m^0^7zD'~;rzA^z z'~; - sBM @$.U t rz_
B` - sC* /2< rz_ - * @$.U v h0U s' X.U z&;^0 @z{U vvC DDU` vtC DDU` vBC DDU`
vvsv DDUW .7z_ $^7 _^0 I$^0u0pDrzA 7;0^0 Er|&..7A}^7(` 7;0^0 8r0~;Dp;0rzA.mx09
.~;07D(^z rz_ 7;0^0 Dp0 _7^ f0_zrzA.{&?7A}^7( rz(^0.(^||(^z 47}(7xz^z _7^
40^{_k&;0rzA.}r0.^ '|. er.&(e|7~;^ G^0(^|^{^z(^ er $^'~;(^zU G^7(^0A^;^z_^
H^0^7zD'~;rzA^z _^0 c0'i7. .7z_ rJ '}e^u('$^|` .xD^0z _7^ @$k^7~;rzA^z z7~;(
k^.^z(|7~; .7z_ rz_ .7^ z7~;( er A'ze rzer(0^DD^z_^z @n Dp;0^z XmA|U FM.78
QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sC*' /2< NzU vvvWU
T,AII827 A29 %A,=L*=L26UU*@8<8,UA2M; <^7 _^0 8r0~;.~;z7((.$7|_rzA 7{
N';{^z _^0 20ruu^z$^k^0(rzA k^0_^z ^7zA^;^z_^ ErA&zA^ 7z 40^{_k&;0rzA
{7( _^{ 2^|_}r0. x_^0 r5 m^0^7zD'~;( {7( _^{ 8^m7.^z}'..'{7((^|}r0. r{A^9
0^~;z^(U /7^0$^7 .7z_ _7^ Dp0 _7^ 50{7((|rzA _^. A^kxA^z^z c^07x_^z9 x_^0 A|^79
(^z_^z 8r0~;.~;z7((.k^0(. er ^0D'..^z_^z l'A^0erA&zA^ 'rD <'.7. _^0 $^7 _^0
<^.~;'DDrzA 6^k^7|7A^z @z.~;'DDrzA.}r0.^ r{er0^~;z^zU qz.xD^0z ^0A^$^z .7~;
|^_7A|7~; 7{ 4'||^ ^7z^0 7z 40^{_k&;0rzA A^Dp;0(^z Xl'A^09W<r~;Dp;0rzA er9
.&(e|7~;^ 40'A^z z'~; _^{ er(0^DD^z_^z J{0^~;zrzA.}r0. Dp0 _^z 7z 40^{_9
k&;0rzA ^0D'..(^z 5z_$^.('z_U 8^0 ^7zD'~;^ 8r0~;.~;z7((.}r0. X.U @z{U vBMW
kp0_^ _^0 A^Dx0_^0(^z 2^k7~;(rzA z'~; j^zA^ rz_ 40^{_k&;0rzA.u0^7. z7~;(
mx|| ^z(.u0^~;^z` r5 7.( _7^ J{0^~;zrzA _^. A^kxA^z^z 40^{_k&;0rzA.9
$^.('z_. {7( _^{ ^7zD'~;^z c^07x_^z_r0~;.~;z7((.}r0. '||^0_7zA. m^0(0^($'0` .x9
D^0z z7~;( ^0;^$|7~;^ nr0..~;k'z}rzA^z er ^7z^{ D'|.~;^z 2^.'{($7|_ _^0
H^0{wA^z.|'A^ Dp;0^z rz_ _'{7( rJ ^7z 2x<9H^0.(x? mx0|7^A( X_7^ 2x<9nxz9
Dx0{7(&( _^0 20ruu^z$^k^0(rzA k70_ mxz _^0 47zH^0kU 'r._0p~}|7~; Dp0 Hx09
0'(.m^0{wA^z 7z N *U] @$.U B L'(e s 5L(N m^0|'zA(WU
&8,@,SA=L*P14M8>8,PSL,82; <^7 H^0$0'r~;.Dx|A^m^0D';0^z 7.( _^0 E^7($^erA
_^0 6^k^7|7A^z G^~;.^|}r0.^ _r0~; _7^ H^0$0'r~;.D7}(7xz _^(^0{^z(7^0(U qz - *
@$.U v h0U s' X.U z&;^0 @z{U vvsv DDUW 7.( '|. ^7ze7A .(|U er|&..7A^. H^0$0'r~;.Dx|9
A^m^0D';0^z _'. l7Dx9H^0D';0^z XQ|'.( 7z9D70.( xr(PW _r0~; _'. L(N^Dx0{2 vyyM
mU sCU+Uvy]] X<2<|U q vy]]` vMyt, <L(<|U q vy]]` ssBW }x_7D7e7^0( rz_ Dp0 G6U 'z9
k^z_$'0` _7^ z'~; _^{ tvUvsUvy]y ^z_^zU /7^0 .7z_ Dp0 _7^ Hx00'(.$^k^0(rzA
_7^ e^7(|7~; k^7(^0 er0p~}|7^A^z_^z 57ze^|$^.~;'DDrzA.k^0(^ {'?A^$|7~;` k^7|
_7^ er|^(e( 'zA^.~;'DD(^z Hx00&(^ '|. er^0.( m^0$0'r~;( A^|(^zU <^7 ^7z^0 7z 5r0x
A^Dp;0(^z Xl'A^09W<r~;Dp;0rzA (0^(^z }^7z^ $^.xz_^0^z c0x$|^{^ 'rD` _' _7^
@z.~;'DDrzA.}r0.^ $^0^7(. $^7 _^0 @z.~;'DDrzA.m^0$r~;rzA 'zerk^z_^z k'9
0^zU
W8*U@8<8,UA2M; 87^ 4^.($^k^0(rzA XmA|U / *U] Q4^.(k^0(P 5L(/W 7.( $^7 G2
_^. JH zr0 er|&..7A Dp0 Nx;9` /7|D.9 rz_ <^(07^$..(xDD^ XmA|U <j4 mU ]UtUvyyt`
<L(<|U q vyyt` s+*, .U z&;^0 @z{U vCvWU ErA&zA^ .7z_ er '}(7m7^0^z` $7. _^0
L(7~;('A.$r~;k^0( _7^ 'zer.(0^$^z_^ 4^.(k^0(;w;^ ^00^7~;(` rz_ 7{ r{A^}^;09
(^z 4'|| 7.( .x |'zA^ er k'0(^z` $7. .7~; ^7z 'zz&;^0z_ A|^7~;$|^7$^z_^0 <^.('z_.9
k^0( ^7zA^.(^||( ;'(U @|. G^0(^ }x{{^z 0^A^|{&?7A _7^ @/n 7z <^(0'~;(` _7^

5U 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA @z{U ss ' !
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ss



z'~; 57ze^|9 $ekU 8r0~;.~;z7((.$^k^0(rzA x_^0 H^0$0'r~;.Dx|A^m^0D';0^z ^09
{7((^|( k^0_^z }wzz^z XmA|U ,%? HqU - sBM /2< NzU yyWU 4^.($^k^0(rzA 7.( zr0
er|&..7A` k^zz z7~;( {7( ^0;^$|7~;^z nr0..~;k'z}rzA^z er 0^~;z^z 7.(U

@G VAMS2M >12 W1,98,A2M82: #8,UISI68,82 A29 46DA6982 F6UU842
W1,98,A2M82; 87^ <7|'ze7^0rzA $^7 ErA'zA _^0 4x0_^0rzA^z ^0Dx|A( A0_.U {7(
_^z @n A^{U @$.U v h0U s k7^ 7z _^0 /<7|U X-- sCt @$.U v L'(e v 7H{U sCC
@$.U v L'(e v /2<WU Lxkx;| $^7 40^{_k&;0rzA.Dx0_^0rzA^z 'r. l7^D^0rzA^z
rz_ l^7.(rzA^z '|. 'r~; 'r. 8'0|^;^z.A^k&;0rzA^z .(7{{^z _7^ @n 7_N {7(
_^{ h^zzk^0( _^0 4x0_^0rzA p$^0^7z X.U z&;^0 @z{U yM+WU @n .7z_ @rDk^z9
_rzA^z` _7^ A^|^7.(^( k^0_^z` r{ ^7z G2 er ^0k^0$^z` .xk^7( .7^ _7^.^{ ^7ze^|z
erA^x0_z^( k^0_^z }wzz^z X- sCC @$.U v /2<WU Lx{7( ;'z_^|( .7~; r{ ^7z^z
@z.~;'DDrzA.9 rz_ z7~;( r{ ^7z^z /^0.(^||rzA.mx0A'zA X.U @z{U v+` s*tWU @r~;
z7~;( (&A|7~; D&||7A^ <'z}Ar(;'$^z .7z_ Dp0 40'A^z _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;9
zrzA '|. 4x0_^0rzA^z rz_ z7~;( '|. 8^m7.^z$^.(&z_^ 'zer.^;^z XmA|U (P=TQ=`
G&;0rzA.r{0^~;zrzA rz_ 2^k7zz$^.(^r^0rzA $^7 7z(^0z'(7xz'| (&(7A^z _^r(9
.~;^z Jz(^0z^;{^z` vy]y` s*yWU 20rz_.&(e|7~; .7z_ 4x0_^0rzA^z 'r. l7^D^0rzA
rz_ l^7.(rzA er{ <07^D}r0. 7;0^0 5z(.(^;rzA 7{ E^7(urz}( _^0 l7^D^0rzA $ekU
l^7.(rzA rz_ 4x0_^0rzA^z 'r. n0^_7(A^k&;0rzA er{ 2^|_}r0. $^7 7;0^{ Er9
A'zA 7z 40^{_k&;0rzA r{er0^~;z^zU H^0^7zD'~;^z_ }wzz^z r5 4x0_^0rzA^z
'||A^{^7z er{ 8^m7.^z}'..'{7((^|}r0. $^7{ ErA'zA 7z 40^{_k&;0rzA r{A^9
0^~;z^( k^0_^z XmA|U FM.7QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sC*'
/2< NzU vsMWU
#8,UISI68,8 A29 .2U8648; <^7 G^0(u'u7^0^z rz_ @z(^7|^z 7z 40^{_k&;0rzA
A^|(^z _7^ @r.Dp;0rzA^z er _^z D7z'ze7^||^z G2 _^. @H` 7z.$^.U er 'r.|&z_U
2^.^||.~;'D(^z` .7zzA^{&? X.U @z{U sv` vMyM DDUWU
H6DA698 F6UU84; qz 40^{_k&;0rzA m'|r(7^0^z_^ (&A|7~; D&||7A^ <'z}Ar(;'$^z
x_^0 L~;^~}. k7^ 'r~; Lx0(^z .7z_ m^0^7zD'~;^z_ er{ 8^m7.^z}'..'{7((^|}r0.
XmA|U 'M=N=NV=I;)S$PP=I)?T94P5.=` o';0^.'$.~;|r.. rz_ o';0^.'$.~;|r..'z'9
|g.^` sMvs` sCC, U=V9$I>5)*I=Q=I` 8< vyyv` vCsyW $^7{ 6^k^7|7A^z ErA'zA
r{er0^~;z^zU <^7 40^{_k&;0rzA.}xz(x}x00^z(^z {7( .(&z_7A k^~;.^|z_^{
<^.('z_ }'zz _^0 nxz(^z.'|_x _^. L(7~;('A. z'~; .^7z^0 5z(.(^;rzA m^0^7z9
D'~;^z_ z'~; 8r0~;.~;z7((.9 x_^0 H^0$0'r~;.Dx|A^ k7^ $^7 Hx00&(^z ^0{7((^|(
k^0_^zU

VSL482@86*I684; 57z 40^{_k&;0rzA.}xz(x k70_ {7( M ! 5z_^ f}(x$^0 siiv ^0wDDz^(
rz_ k^7.( er rz(^0.~;7^_|7~;^z K^0{7z^z rz_ J{0^~;zrzA.}r0.^z m^0.~;7^_^z^ 57z9
rz_ @r.e';|rzA^z 'rDU

nxz(x}x00^z(}xz(x {7( 57z9 rz_ @r.e';|rzA 7z 40^{_k&;0rzA

8'(r{ L'~;m^0;'|( <^(0'A 7z
1/!

nr0. 7z
1/!'!

<^(0'A 7z !

tvUvMUsiiv 57ze';|rzA vCMMMM v`CM vMMMMM

tMUvvUsiiv 57ze';|rzA t*sCM v`BC sCMMM

CUvsUsiiv @r.e';|rzA 9+MMMM v`BM 9CMMMM

tvUvsUsiiv 57ze';|rzA vCCMM v`CC vMMMM

L(7~;('A.9
8r0~;.~;z7((.9
l7Dx

J{0^~;zrzA vtv+CM v`CC
v`By
v`CM

]CMMM
]]MsM
]+]tt

' ! @z{U ss[st @||A^{^7z^ 50|&r(^0rzA^z
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G^zz _7^ @r.e';|rzA mxz +MMMM 1/! er{ nr0. mxz XvCMMMM T t*sCMW ) XvMMMMM T
sCMMMW Z v`By 7{ A|^7(^z_^z 8r0~;.~;z7(( r{A^0^~;z^( k70_` '|.x +MMMM ) v`By Z
B*y]M !` $^.(7{{( .7~; .x{7( _^0 L'|_x er vMMMMM T sCMMM [ B*y]M T vMMMM Z
]]MsM !` k&;0^z_ $^7 l7Dx9J{0^~;zrzA er{ nr0. mxz v`C _^0 ^0.(^z 57ze';|rzA r{9
A^0^~;z^( k70_, {7(;7z ^00^~;z^( {'z 7z _^{ 4'|| vtv+CM ) v`C Z ]+]tt !U

G^7(^0^ H^0^7zD'~;rzA^z _^0 8r0~;.~;z7((.$7|_rzA rz_ H^0$0'r~;.Dx|A^D7}(7x9
z^z .7z_ r5 ^$^zD'||. er|&..7A XmA|U SM<<O$NN)E3>=NV$T9 7z C(*8*7PFMOOJ
qqqU - sC*' /2< NzU ss` s+'` {7( E';|^z$^7.u7^|, _7DD^0^ze7^0^z_ F7IHT9)FL98
P7N; 7z *$=5;=)F7IHT9)-97=P=` - sC*' /2< NzU s*, FM.7QM1HQ7)E=7H5N=I 7z
*=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sC*' /2< NzU vvv` vCv DU, '@ (P=TQ=` G&;0rzA.9
r{0^~;zrzA rz_ 2^k7zz$^.(^r^0rzA $^7 7z(^0z'(7xz'| (&(7A^z _^r(.~;^z Jz(^09
z^;{^z` vy]y` s]BWU

NE VAMS2M >12 &8,@62946=L586U82
H^0$7z_|7~;}^7(^z {7( @r.|'z_.$^erA .7z_ z'~; - sCt @$.U v L'(e s /2< k7^
'||^ H^0$7z_|7~;}^7(^z {7( 7;0^{ 50Dp||rzA.$^(0'A 'zer.^(e^zU 57z @r.|'z_.9
$^erA _^0 H^0$7z_|7~;}^7(^z 7.( A^A^$^z` k^zz ^7z 'r.|&z_U l7^D^0'z( .^7z^ m^09
(0'A|7~;^ H^0uD|7~;(rzA ^0Dp||( ;'( x_^0 k^zz ^7z 40^{_k&;0rzA._'0|^;^z 'rD9
A^zx{{^z kr0_^U @r~; ^0;'|(^z^ @ze';|rzA^z 7z 40^{_k&;0rzA 0^~;z^z
z'~; - s** @$.U t /2< er _^z H^0$7z_|7~;}^7(^zU @||A^{^7z A^|(^z _7^ @r.Dp;9
0rzA^z er 40^{_k&;0rzA.Dx0_^0rzA^z {7( r{A^}^;0(^{ Hx0e^7~;^z .7zz9
A^{&? X.U @z{U tWU
q.( _7^ /w;^ _^0 Np~}e';|rzA.m^0uD|7~;(rzA ^7z^0 40^{_k&;0rzA.m^0$7z_|7~;9
}^7( mxz ^7z^{ $^.(7{{(^z G^~;.^|}r0. '$;&zA7A` 7.( A0_.U _^0 G^0( er{ E^7(9
urz}( _^. 5z(.(^;^z. _^0 H^0$7z_|7~;}^7( {'?A^$^z_ XmA|U <j4 mU vsU]UsMMs`
<L(<|U q sMMs` +ytWU 4p0 _7^ 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA mxz H^0$7z_|7~;}^7(^z
7.( k^A^z _7^.^0 'zerk^z_^z_^z J{0^~;zrzA.}r0.^ er rz(^0.~;^7_^z` x$ ^.
.7~; r{ H^0$7z_|7~;}^7(^z 'r. l7^D^0rzA^z rz_ l^7.(rzA^z $ekU 8'0|^;^z.m^09
$7z_|7~;}^7(^z x_^0 r{ ^0;'|(^z^ @ze';|rzA^z ;'z_^|(U 50;'|(^z^ @ze';|rzA^z
.7z_ A0_.U {7( _^{ ;w;^0^z <07^D}r0. rz_ H^0$7z_|7~;}^7(^z 'r. l7^D^0rzA^z
rz_ l^7.(rzA^z $ekU 8'0|^;^z.m^0$7z_|7~;}^7(^z {7( _^{ 2^|_}r0. $^7{ Er9
A'zA r{er0^~;z^z` k^zz z7~;( k7^ r5 'r~; $^7{ ErA'zA _^0 8^m7.^z}'..'{7(9
(^|}r0. ;^0'zA^exA^z k70_ X.U I$^0.7~;( 7z @z{U vMWU

OE VAMS2M >12 /?=5*U844A2M82
Hxz _^z z'~; /'z_^|.0^~;( A^$x(^z^z Np~}.(^||rzA^z z'~; - sBy @$.U v /2<
;'$^z |^_7A|7~; Np~}.(^||rzA^z {7( L~;r|_~;'0'}(^0 X_'er FNMVV=8F=4Q` <7|'ze9
rz_ Jz(^0z^;{^z..(^r^00^~;(` yU @rD|U vyyt` vv*W` z&{|7~; Np~}.(^||rzA^z Dp0
rzA^k7..^ H^0$7z_|7~;}^7(^z` _0x;^z_^ H^0|r.(^ 'r. .~;k^$^z_^z 2^.~;&D(^z
rz_ 2^k&;0|^7.(rzA^z` _7^ x;z^ 0^~;(|U H^0uD|7~;(rzA ^0$0'~;( k^0_^z` ^7z^z
<^erA er0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA XmA|U (P=TQ=` G&;0rzA.r{0^~;zrzA
rz_ 2^k7zz$^.(^r^0rzA $^7 7z(^0z'(7xz'| (&(7A^z _^r(.~;^z Jz(^0z^;{^z`
vy]y` s]]WU 80x;m^0|r.(0p~}.(^||rzA^z _p0D^z 6^_x~; ^.(|U z'~; - C @$.U B'
L'(e v z7~;( A^$7|_^( k^0_^zU Er z^zz^z .7z_ ^(k' 2^k&;0|^7.(rzA^z Dp0 5iux09
(^ x_^0 rzA^k7..^ H^0uD|7~;(rzA^z Dp0 7{ @r.|'z_ er Dp;0^z_^ N^~;(..(0^7(^U
87^ /w;^ _^0 rzA^k7..^z H^0$7z_|7~;}^7( 7.( p$|7~;^0k^7.^ 7{ L~;&(ek^A^ er
^0{7((^|z rz_ _^0 .x ^0{7((^|(^ 40^{_k&;0rzA.$^(0'A ^z(.u0^~;^z_ _^0 Hx09
A^;^z.k^7.^ $^7 _^z 40^{_k&;0rzA.m^0$7z_|7~;}^7(^z X.U @z{U sBW {7( _^{
8^m7.^z}'..'A^|_}r0. r{er0^~;z^z XmA|U (P=TQ=` G&;0rzA.r{0^~;zrzA rz_
2^k7zz$^.(^r^0rzA $^7 7z(^0z'(7xz'| (&(7A^z _^r(.~;^z Jz(^0z^;{^z` vy]y`
syM DDUWU j'zA^|. 50k&;zrzA 7z _^0 ^0.~;wuD^z_^z @rDe&;|rzA _^0 cx.7(7xz^z

5U 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA @z{U st[sC ' !
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mxz - sC*' L'(e v /2< XmA|U %LI<P=I),>I7$N` 8< sMvM` <^7|U C` C] "*s!W D'||^z
Np~}.(^||rzA^z ek'0 z7~;( rz(^0 _7^ m^0^7zD'~;^z_^ N^A^|rzA mxz - sC*' L'(e s
/2<, 'r~; ;7^0 k70_ '$^0 r5 ^7z^ ErA'zA.$^k^0(rzA er{ 8^m7.^z}'..'{7((^|9
}r0. 'r. H^0^7zD'~;rzA.A0pz_^z z7~;( er $^'z.('z_^z .^7z XmA|U FM.7QM1HQ7)
E=7H5N=I 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sC*' /2< NzU v*v` v*CWU
h'~; - * @$.U v h0U t' <r~;.(U ^ .7z_ H^0uD|7~;(rzA.0p~}.(^||rzA^z '$ere7z.^z
X@$e7z.rzA 'r~; ;'z_^|.0^~;(|U z'~; - sCt @$.U s /2<, mA|U FM.7QM1HQ7)
?T94V=I5 7z *=TQ8*7PFMOOJ HqqqU - sCt /2< NzU v]]WU 4p0 _7^ @$e7z.rzA mxz
Np~}.(^||rzA^z Dp0 L'~;|^7.(rzA.m^0uD|7~;(rzA^z 7.( _^0 E^7(0'r{ $7. er{ <^9
A7zz _^0 50Dp||rzA {'?A^$^z_ X- * @$.U v h0U t' <r~;.(U ^ L'(e s, er E7z._7DD^9
0^ze^z rz(^0.~;7^_|7~;^0 G&;0rzA.0&r{^ $^7 Np~}.(^||rzA^z Dp0 40^{_k&;9
0rzA.m^0uD|7~;(rzA^z -9=7P=` 8L(N sMMy` <^7|U er /^D( v]` sv "ts!WU

&KKE W,839<CL,A2M*A3,8=L2A2M @86 98, W14M8@8<8,UA2M >12 #6,U7
*=LSPU*M?U8,2

JE W14M8@8<8,UA2M >12 -S=LS24SM8>8,30M82
G70(.~;'D(Ap(^0 _^. L'~;'z|'A^m^0{wA^z.` _^z^z <^(0&A^ 'r. _^0 40^{_k&;9
0rzA.r{0^~;zrzA erA0rz_^ |7^A^z` .7z_ er0 <^r0(^7|rzA mxz G^0({7z_^0rzA^z
x_^0 G^0(^0;w;rzA^z rz_ er0 @r.k';| _^. ^z(.u0^~;^z_^z J{0^~;zrzA.}r09
.^. A0_.U _'z'~; er rz(^0.~;^7_^z` x$ Dp0 _^z K^7|k^0( ^7z 'r.|&z_U @$.'(e9 x_^0
<^.~;'DDrzA.{'0}( ^7z.~;|&A7A 7.(U q.( ^7z @$.'(e{'0}( {'?A^$|7~;` ^0Dx|A( A0_.U
_7^ J{0^~;zrzA er{ <07^D}r0.` 7.( ^7z <^.~;'DDrzA.{'0}( ^7z.~;|&A7A` ^0Dx|A(
A0_.U ^7z^ J{0^~;zrzA er{ 2^|_}r0., m^0^7zD'~;^z_ }'zz r5 7z $^7_^z 4&||^z
^7z j7((^|}r0. er0 @zk^z_rzA }x{{^z XmA|U FM.7QM1HQ7)E=7H5N=I 7z *=TQ8
*7PFMOOJ HqqqU - sC*' /2< NzU **WU
#8,U36298,A2M; K^7|k^0('$.~;0^7$rzA^z .7z_ $^7 '$zr(e$'0^z G2 _^. L'~;9
'z|'A^m^0{wA^z. z'~; @$.U v h0U v L'(e s zr0 $^7 mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^0
G^0({7z_^0rzA er|&..7A X.U <4/ mU vBUtUsMM* [ q N ss)MC <L(<|U qq sMM*` *]M,
<j4 mU sCUsUsMMM` <L(<|U q sMMM` t+sWU G^0({7z_^0rzA^z }wzz(^z e< 'r. z'~;
40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA A^.rz}^z^z G7^_^0$^.~;'DDrzA.}x.(^z mxz G2
0^.r|(7^0^z` Dp0 _7^ ^7z 'r.|&z_U <^.~;'DDrzA.{'0}( 0^|^m'z( 7.(` rz_ 'r~; $^7 A^9
u|'z(^{ H^0}'rD ^7z^. G2 _^. L'~;'z|'A^m^0{wA^z. 7z. @r.|'z_U hr0 $^7 ^7z^0
mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^z G^0({7z_^0rzA $^.(^;( ;'z_^|.0^~;(|U ^7z^ cD|7~;(
er0 'r?^0u|'z{&?7A^z @$.~;0^7$rzA X- sCt @$.U t L'(e t /2<WU L^7( _^{ <7|9
jx2 0^.r|(7^0( z'~; @z.7~;( _^0 47zH^0kU ^7z ^7A^z.(&z_7A^. .(|U G';|0^~;( XmA|U
<j4U mU vsUtUsMvM` <L(<|U q sMvM` sty, .(0U` .U @z{U Cv` +*+ rz_ - C @z{U vvM
{khWU <^7 z7~;( '$zr(e$'0^z G2 _^. @H A7|( @$.U v h0U s L'(e s {7( 7_^z(79
.~;^0 .(|U nxz.^Sr^zeU
#8,U8,L0LA2M; <^7 G^0(^0;w;rzA^z` _7^ 7{ Er.'{{^z;'zA {7( 40^{_k&;9
0rzA.r{0^~;zrzA^z e< 'r. A^.(7^A^z^z G7^_^0$^.~;'DDrzA.}x.(^z mxz G2 0^9
.r|(7^0^z }wzz^z` 7.( ^7z^0.^7(. er rz(^0.~;^7_^z` x$ ^. .7~; r{ ^7z^ G^0(^0;w9
;rzA z'~; ^7z^0 mx0'r.A^A'zA^z^z K^7|k^0('$.~;0^7$rzA ;'z_^|(` rz_
'z_^0^0.^7(. _'0'rD '$er.(^||^z` x$ _7^ G2 '$zr(e$'0 .7z_ x_^0 z7~;(U nx{u^z9
.7^0( _7^ K^7|k^0(950;w;rzA ^7z^ mx0'r.A^A'zA^z^ K^7|k^0('$.~;0^7$rzA` 7.( $^7
'$zr(e$'0^z G2 _^. @H _7^ Er.~;0^7$rzA ;w~;.(^z. $7. er _^z r{ @D@ z'~;
- + Dx0(A^Dp;0(^z @/n er|&..7A rz_ 'rDA0rz_ 6&;0|7~;^0 K^7|k^0(9nxz(0x||^ A^9
$x(^zU f;z^ mx0;^07A^ K^7|k^0('$.~;0^7$rzA x_^0 p$^0 _7^ [ AADU Dx0(A^Dp;0(^z
[ @/n _^0 G2 ;7z'r. 7.( 'rDA0rz_ _^. 7z @$.U v h0U v L'(e v rz_ h0U s L'(e v
}x_7D7e7^0(^z <^erA. er _^z @/n ^7z^ Er.~;0^7$rzA .(|U z7~;( er|&..7A XmA|U F48

' ! @z{U sC[s* @||A^{^7z^ 50|&r(^0rzA^z

" C] # (0*2%&. ^0(0'A.(^r^00^~;(U_^
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#2," 7z (1'!&-* FFFqqU - * NzU ssWU 87^. A7|( 'r~;` k^zz ;'z_^|.0^~;(|U 'r.9
z';{.k^7.^ - sC*' /2< Dp0 L'~;'z|'A^z <^_^r(rzA ^0|'zA( X.U @z{U vBWU
0jPJ%j)jQJ-6U# X.U 'r~; @z{U sM Q4^.($^k^0(rzAPW Er ^7z^0 >z_^0rzA _^.
4^.(k^0(. }x{{( ^. '||A^{^7z _'zz` k^zz _^0 <^.('z_ _^0 {7( ^7z^{ 4^.(k^0(
$^k^0(^(^z G2 7z .^7z^0 20w?^` .^7z^{ G^0( x_^0 .^7z^0 Er.'{{^z.^(erzA
X- sBM @$.U t /2<W z7~;( zr0 A^07zA^z H^0&z_^0rzA^z rz(^0|^A^z ;'(U G70_ ^7z
4^.(k^0( Dp0 7z 40^{_k&;0rzA 'zA^.~;'DD(^ G2 A^$7|_^( rz_ .(^7A( 'z z'~;Dx|9
A^z_^z L(7~;('A^z _^0 J{0^~;zrzA.}r0.` {r.. _^0 4^.(k^0( z'~; rz(^z }x09
07A7^0( k^0_^z, _7^ 47zH^0kU A^;( 7z N CUB @$.U t L'(e B 5L(N mxz ^7z^{ /^0'$9
.^(erzA.k';|0^~;( 'r.U

/d 03:Uj%j)jQJ-6U *36 7jJj>:>U-6Uj6 -6! X>6@6'>j::j6 B>QJP$S@XJPU,JjQ6
!jP ;6:@Uj*jQ82Uj6P

Er0 K^7|k^0(^0{7((|rzA mxz <^(^7|7ArzA^z 'z ^7z^0 'r.|&z_U n'u2^.U ;'( .~;xz
_^0 N4/ mU v]U]UvyBt XHq vCs)Bt` NL(<|U vyBt` +vMW 'rD _^0^z 7zz^0^z G^0( Dp0
_^z @z(^7|.^7Az^0 '$A^.(^||(U 87^ 4rz}(7xz rz_ _7^ <^_^r(rzA _^0 <^(^7|7ArzA
Dp0 _'. _7^.^ <^(^7|7ArzA $7|'ze7^0^z_^ Jz(^0z^;{^z .7z_` k^zz {'z 7_N mx{
50(0'A.k^0( _^. Jz(^0z^;{^z. 'r.A^;(` $^7 ^7z^0 >z_^0rzA _^. G^~;.^|}r0.^.
_^0 'r.|&z_U G&;0rzA 7z _7^ <^k^0(rzA ^7zer$^e7^;^zU <^7{ 7zz^0^z G^0( ^7z^0
<^(^7|7ArzA .7z_ '|.x 50(0'A.|'A^ rz_ 9'r..7~;(^z` H^0{wA^z.k^0( rz_ _7^ Drz}9
(7xz'|^ rz_ k70(.~;'D(|7~;^ <^_^r(rzA _^. <^(^7|7ArzA.rz(^0z^;{^z. er $^0p~}9
.7~;(7A^z XmA|U <4/ mU s+U+Uvy]] [ q N vMB)]B` <L(<|U qq ]y` s+B` {kh, mU yUtU
sMMM [ F < vM*)yy` <4/)hH` vvyB, mU *UvvUsMMt [ qH N vM)Mv` <L(<|U qq sMMB`
Bv*, .U z&;^0 @z{U ]vMWU
BjQJ8>6!jQ-6U# K^7|k^0('$.~;0^7$rzA^z e< k^A^z z'~; 40^{_k&;0rzA.9
r{0^~;zrzA A^.rz}^z^z G7^_^0$^.~;'DDrzA.}x.(^z .7z_ $^7 G2 _^. 47z'ze9
'z|'A^m^0{wA^z. z'~; @$.U v h0U s L'(e s ^$^zD'||. zr0 $^7 mx0'r..7~;(|7~; _'r9
^0z_^0 G^0({7z_^0rzA [ rz_ ek'0 D'}r|('(7m k^A^z _^. 'r. L7~;( _^0 47zH^0kU
XmA|U <j4 mU vsUtUsMvM` <L(<|U q sMvM` sty` .(0UW ^7A^z.(&z_7A^z .(|U G';|0^~;(. [
er|&..7A` 'r~; k^zz $^7 ^7z^0 mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^z G^0({7z_^0rzA ^7z
;'z_^|.0^~;(|U @$.~;0^7$rzA.A^$x( z'~; - sCt @$.U t L'(e t /2< rz_ $^7 ^7z^0
mx0'r..7~;(|7~; z7~;( _'r^0z_^z G^0({7z_^0rzA ^7z ;'z_^|.0^~;(|U @$.~;0^79
$rzA.k';|0^~;( z'~; - sCt @$.U t L'(e B /2< $^.(^;(U
! 0>@*F==265!G265- &*F-@4 Hxz ^7z^0 mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^z G^0({7z_^0rzA
A^;( _7^ 47zH^0kU XmA|U <j4 mU s*UtUsMMy` <L(<|U q sMMy` CvBW zr0 'r.` k^zz _^0
<w0.^z}r0. mxz $w0.^zzx(7^0(^z @}(7^z er{ 6^k^7|. '}(r^||^z <7|'ze.(7~;('A r{
{^;0 '|. BM V rz(^0 _7^ @n x_^0 er{ 6^k^7|. '}(r^||^z <7|'ze.(7~;('A rz_ _^{
mx0'zA^A'zA^z^z <7|'ze.(7~;('A r{ {^;0 '|. sC V rz(^0 _7^ @n A^.rz}^z 7.(,
er.&(e|7~;^ 50}^zz(z7..^ $7. er{ E^7(urz}( _^0 @rD.(^||rzA _^0 /<7|U $ekU
L(<7|U .^7^z er $^0p~}.7~;(7A^z XmA|U <j4 mU sCUsUsMMM` <L(<|U q sMMM` t+sWU <^7
^7z^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA }'zz r5 mxz ^7z^0 mx0'r..7~;(|7~; 8'r^0
'r.A^A'zA^z k^0_^z` k^zz z'~; ^7z^0 G^0({7z_^0rzA rz(^0 _7^ @n }^7z^ }xz9
}0^(^z @z;'|(.urz}(^ ^7z^0 G^0(^0;x|rzA er{ @$.~;|r...(7~;('A mx0|7^A^z XmA|U
<4/ mU s*UyUsMM+ [ q N C])M*` <L(<|U qq sMMy` syB` er qzD7z^xz9@}(7^z, 'r.9
Dp;0|U _'er 0)3$+#` L($o$U sMvv)vs` s*t "s** DU!, er '$|U N.u0U $^7 40^{_k&;9
0rzA.m^0$7z_|7~;}^7(^z .U @z{U sBWU
! )BG*FCA-@GF=!-4 <^7 @z|'rDm^0|r.(^z` _7^ 7{ @z.~;'DDrzA.u0^7. ^7z^0 'r.|&z_U
<^(^7|7ArzA <^0p~}.7~;(7ArzA D7z_^z` e< k^7| _'. Jz(^0z^;{^z z'~; .^7z^0
20pz_rzA mx0'r..7~;(|7~; 7z z';^0 Er}rzD( z'~;;'|(7A {7( 2^k7zz '0$^7(^z
k70_ XmA|U <4/ mU stUyUvy*y [ q N +v)*+` <L(<|U qq vy+M` ]+W` .7z_ 7_N }^7z^ K^7|9

5U 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA @z{U s*[s+ O L
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k^0('$.~;0^7$rzA^z {wA|7~; XmA|U N4/ mU vvUCUvyty [ qqq vBM)t]` NL(<|U vyty`
]MC, <4/ mU s+U+Uvy]] [ q N vMB)]B` <L(<|U qq vy]y` s+BWU @|. @z|'rDu;'.^ k^09
_^z $^7 ^7z^0 'r.|&z_U n'u2^.U DpzD o';0^ 'zA^zx{{^zU Er $^0p~}.7~;(7A^z
.7z_ r5 @z|'rDm^0|r.(^ $^7 'r.|&z_ 2^.^||.~;'D(^z` _7^ 'rDA0rz_ ^7z^. p$^0;w;9
(^z @z.~;'DDrzA.u0^7.^. Qp$^00'.~;^z_P 'zD'||^z XmA|U.2%*+/` <7|'ze0^~;(.u0^9
~;rzA` *U @rD|U sMM+` s]y DUW` rz_ ^$^z.x G^0({7z_^0rzA^z` _7^ z'~;k^7.|7~; 'rD
^7z^0 4^;|{'?z';{^ $^0r;^z_^ H^0|r.(^ _'0.(^||^z XmA|U <4/ mU s+U+Uvy]] [ q N
vMB)]B` <L(<|U qq vy]y` s+B, .U er K^7|k^0('$.~;0^7$rzA^z 'rD <^(^7|7ArzA^z 'z
'r.|&z_U Kx~;(^0A^.^||.~;'D( 5r2/ mU syUtUsMM+ [ : tB+)MB` <L(<|U qq sMM+`
Bys, <j4 mU vvU*UsMM+` <L(<|U q sMM+` B]], er0 _'r^0z_^z G^0({7z_^0rzA $^7
$w0.^zA^;'z_^|(^z @z(^7|^z <4/ mU s*UyUsMM+ [ q N C])M*` <L(<|U qq sMMy` syB,
mU svUyUsMvv [ q N ]y)vM` <4/)hH sMvs` tM*, mU +UvvUsMvv` q N +)vv` <4/)hH
sMvs` tvMWU
<^7 <^(^7|7ArzA^z rz_ G2 _^. 47z'ze'z|'A^m^0{wA^z. {7( ^7z^0 N^.(|'rDe^7(
mxz ^7z^{ o';0 x_^0 k^z7A^0 }'zz _^0 ;'z_^|.0^~;(|U J{0^~;zrzA.k^0( z'~;
- sC*' /2< 'r. _^0 40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA ^7z 'z _7^ L(^||^ _^0 @/n
z'~; @$.U v h0U s L'(e v (0^(^z_^0 G^0( .^7z` .xD^0z - sC*' /2< '|. 2x< 'rD9
A^D'..( k70_ rz_ _'{7( {'?A^$|7~; Dp0 _7^ .(|U 2^k7zz^0{7((|rzA z'~; -- B` C 7.(U
BjQJjQS2S-6U# <^7 G^0(^0;w;rzA^z` _7^ 7{ Er.'{{^z;'zA {7( 40^{_k&;9
0rzA.r{0^~;zrzA^z e< 'r. A^.(7^A^z^z G7^_^0$^.~;'DDrzA.}x.(^z mxz G2
_^. 47z'ze'z|'A^m^0{wA^z. 0^.r|(7^0^z }wzz^z` 7.( er rz(^0.~;^7_^z` x$ ^. .7~;
r{ ^7z^ G^0(^0;w;rzA z'~; ^7z^0 mx0'r.A^A'zA^z^z K^7|k^0('$.~;0^7$rzA ;'z9
_^|( x_^0 z7~;(U
! +F=65@-2<FB;=;-<>!4 hr0 k^zz _7^ K^7|k^0(^0;w;rzA ^7z^ mx0'r.A^A'zA^z^ K^7|9
k^0('$.~;0^7$rzA }x{u^z.7^0(` 7.( ^7z^ Er.~;0^7$rzA ;w~;.(^z. $7. er _^z ;7.9
(x07.~;^z @/n er|&..7A rz_ 'rDA0rz_ 6&;0|7~;^0 K^7|k^0(}xz(0x||^z A^$x(^zU
f;z^ mx0;^07A^ K^7|k^0('$.~;0^7$rzA x_^0 p$^0 _7^ @/n ;7z'r. 7.( 'rDA0rz_
@$.U v h0U s L'(e v .(|U }^7z^ k^0(^0;w;^z_^ Er.~;0^7$rzA {wA|7~;U 87^. A7|(
'r~;` k^zz ^. .7~; ;'z_^|.0^~;(|U r{ 47z'ze'z|'A^m^0{wA^z ;'z_^|(` _'. z'~;
- sC*' L'(e s /2< ^7z^ N^.(|'rDe^7( mxz ^7z^{ o';0 x_^0 k^z7A^0 ;'(U
! )FCG:=FB;=;-?2BB4 Er0 <^0^~;zrzA _^. @rD|w.rzA.A^k7zz. 'r. ^7z^0 7z 'r.|&z_U
G&;0rzA 'zA^.~;'DD(^z rz_ m^0&r?^0(^z <^(^7|7ArzA 'z ^7z^0 n'u2^.U 7.( z7~;(
|^_7A|7~; _^0 L'|_x _^. 7z 'r.|&z_U G&;0rzA ^00^~;z^(^z H^0&r?^0rzA.A^k7zz.)
H^0&r?^0rzA.m^0|r.(^. er{ E^7(urz}( _^0 H^0&r?^0rzA r{er0^~;z^z` .xz_^0z
^. .7z_ er rz(^0.~;7^_|7~;^z L(7~;('A^z .xkx;| _7^ @n '|. 'r~; _^0 H^0&r?^9
0rzA.u0^7. er{ E^7(urz}( 7;0^. 6^k^7|7A^z 5z(.(^;^z. 7z 5r0x r{er0^~;z^z
XmA|U <4/ mU sBUvUsMvs [ qF N *s)vM` <4/)hH sMvs` ]B+WU

Id 03:Uj%j)jQJ-6U *36 E8:@-X*jQ82Uj6
4p0 JH A7|( ;'z_^|.0^~;(|U _'. .(0^zA^ h7^_^0.(k^0(u07ze7u z'~; - sCt @$.U B
/2<U 87^ 47zH^0kU |&..( ^7z^ K^7|k^0('$.~;0^7$rzA Dp0 G2 _^. JH z'~;
@$.U v h0U s L'(e s zr0 'rDA0rz_ ^7z^0 _'r^0z_^z G^0({7z_^0rzA er rz_ zr0
_'zz` k^zz _7^ G^0({7z_^0rzA $7. er{ E^7(urz}( _^0 @rD.(^||rzA _^0 L(<7|U 'z9
;&|(U @r?^0_^{ k70_ m^0|'zA(` er.&(e|7~;^ 50}^zz(z7..^ $7. er0 @rD.(^||rzA _^0
/<7|U $ekU` k^zz }^7z^ /<7|U 'rDer.(^||^z 7.(` $7. er0 @rD.(^||rzA _^0 L(<7|U er
$^0p~}.7~;(7A^z XmA|U <j4 mU sCUsUsMMM` <L(<|U q sMMM` t+s [ KeU st` tsWU 4p0
G^0(^0;w;rzA^z A^|(^z _7^ @r.Dp;0rzA^z er G2 _^. @H X.U @z{U s*W .7zz9
A^{&?U
C3QQ&Jj# h'~; - sCt @$.U B /2< .7z_ Hx00&(^ m^0uD|7~;(^z_ '$erk^0(^zU Hx09
0&(^ }wzz^z .(|U z'~; @$.U v h0U s L'(e s $^7 mx0'r..7~;(|7~; _'r^0z_^0 G^0({7z9

O L @z{U s+[s] @||A^{^7z^ 50|&r(^0rzA^z
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_^0rzA D0^7k7||7A XmA|U <j4U mU vsUtUsMvM` <L(<|U q sMvM` styW {7( _^{ z7^_07A^9
0^z K^7|k^0( 'zA^.^(e( k^0_^zU
! )7A:LSOO&4NAK 387B .<AS,=5QBI,79 <^7 Hx00&(^z $^.(7{{^z .7~; 7{ N';{^z ^7z^0
40^{_k&;0rzA.r{0^~;zrzA _7^ z'~; - sCt @$.U B /2< 'r. ^7z^{ <w0.^z9
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F. Verhältnis des § 6 zu anderen Vorschriften

I. Verhältnis zu anderen Gewinnermittlungsvorschriften

Die allgemeinen Regelungen der Gewinnermittlung sind in §§ 4, 5, 6 u. 7 enthal-
ten (vgl. die Überschrift zu Abschn. II 3 des EStG „Gewinn“). Sie gliedern sich
in zwei Gruppen: § 4 und § 5 regeln den Ansatz der Wirtschaftsgüter, § 6 und
§ 7 die Höhe des Ansatzes, seine Bewertung (s. über den Unterschied zwischen
Ansatz und Bewertung auch Anm. 69). § 7 ergänzt den § 6 Abs. 1 für den Fall,
dass Anschaffungs- oder HK entstanden sind; § 6 Abs. 2 und Abs. 2a ergänzen
bzw. ersetzen den § 7 für den Fall der Anschaffung oder Herstellung geringwer-
tiger WG und gehören gesetzessystematisch zu § 7 (s. Anm. 1251 u. 1307).
§ 6 beschr. sich also auf die Bewertung der nach § 4 Abs. 1 oder § 5 beim Ver-
mögensausgleich anzusetzenden WG. Dagegen bildet § 6 Abs. 1 „keine eigenstän-
dige Bilanzierungsvorschrift“ (RegE z. EStÄndG v. 16.5.1969, BTDrucks. V/3187);
dh. aus § 6 kann nicht geschlossen werden, ob ein WG anzusetzen ist (s. dazu
ausführl. Anm. 226–230).
Sonderbestimmungen der Gewinnermittlung enthalten § 16 Abs. 2, Abs. 3
Satz 3 und § 17 Abs. 2 betr. bestimmte Veräußerungsgewinne. Im Fall des § 16
Abs. 2 erfolgt der Ansatz des veräußerten BV oder Anteils gem. § 4 Abs. 1 oder 5,
seine Bewertung gem. § 6 (s. § 4 Abs. 1 Satz 6, § 5 Abs. 6). Im Fall des § 17 greift
§ 6 nicht ein.

Einstweilen frei.

II. Verhältnis zu anderen steuerlichen Bewertungsvorschriften

1. Andere einkommensteuerrechtliche Bewertungsvorschriften
§ 6 Abs. 1 enthält die allgemeinen Bewertungsregeln für die beim Vermögensvergleich
iSd. § 4 Abs. 1 oder § 5 anzusetzenden WG. Über Ergänzung des § 6 Abs. 1
durch § 7 und § 6 Abs. 2 und Abs. 2a s. Anm. 40.
Sonderregelungen gehen den allgemeinen Regeln der §§ 6, 7 vor; so besonders:
– Vorschriften über die Bewertung bestimmter WG (§ 6a Abs. 3–4, § 6b, § 16

Abs. 2 u. 3 (s. dazu § 16 Anm. 21 und 22), § 17 Abs. 2 Satz 2 (s. auch § 17
Anm. 29–31): s. auch R 6.6 EStR betr. Übertragung stiller Rücklagen bei Er-
satzbeschaffung (s. dazu § 5 Anm. 459);

– Bewertungsfreiheiten, erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen (s.
§§ 7 a–7k; die in § 51 Abs. 1 Nr. 2 enthaltenen Ermächtigungen und ihre Aus-
füllung durch die EStDV; einkommensteuerrechtliche Bewertungsfreiheiten
in anderen Gesetzen);

– Billigkeitsmaßnahmen durch Zulassung von Bewertungen, die von § 6 abwei-
chen, durch die FinVerw. (§ 163 AO).

2. Vorschriften des Bewertungsgesetzes
Ergänzende Bedeutung des Bewertungsgesetzes für das EStG: Die Bewer-
tungsregeln des BewG gelten im Verhältnis zu § 6, dh. für die Bewertung von
WG im Rahmen der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 oder § 5, nur ergänzend;
§ 6 geht vor (vgl. § 1 Abs. 2 BewG).

Einstweilen frei.
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III. Verhältnis zu den handelsrechtlichen Bewertungsregeln

Schrifttum: Raupach (Hrsg.), Werte und Wertermittlung im StRecht, Köln 1984 (DStJG
7), insbes. mit folgenden Beiträgen zu allgemeinen Bewertungsfragen in der StBil.: Mein-
cke, Bewertung als Rechtsproblem, S. 7; Tanzer, Die Maßgeblichkeit der HBil. für die Be-
wertung in der StBil., S. 55; Schneeloch, Bilanzrichtlinien-Gesetz und Besteuerung, WPg.
1985, S. 565; Biener/Berneke, Bilanzrichtlinien-Gesetz, Düsseldorf 1986; Bordewin, Zur
Maßgeblichkeit der HBil. für die stl. Gewinnermittlung, DStR 1988 S. 668; Schneeloch,
Abschreibungen und Zuschreibungen, WPg. 1988, S. 661; Mathiak, Mängel der beabsich-
tigten Neuregelung der formellen und umgekehrten Maßgeblichkeit in § 5 Abs. 1 Satz 2
EStG eines Regierungsentwurfs, DStR 1988, S. 274; Söffing, Offene Fragen beim umge-
kehrten Maßgeblichkeitsgrundsatz I + II, DB 1988, S. 241–247 u. 297–301; Stobbe, Offe-
ne Probleme des Maßgeblichkeitsgrundsatzes nach dem Steuerreformgesetz 1990, DStR-
Beil. zu Heft 20/1988; Beisse, Die Generalnorm des neuen Bilanzrechts und ihre
steuerrechtliche Bedeutung, in Mellwig/Moxter/Ordelheide (Hrsg.), HBil. und StBil.,
Wiesbaden 1989, S. 15–31; Raupach, HBil.- u. StBil.-Maßgeblichkeit und umgekehrte
Maßgeblichkeit, in Mellwig/Moxter/Ordelheide (Hrsg.), HBil. und StBil., Wiesbaden
1989, S. 105–117; Döllerer, Maßgeblichkeitsprinzip und Bewertung, in Bericht über die
Fachtagung 1988 des IDW, Düsseldorf 1989, S. 287–293; zur Literatur seit 1990 s. das
ausführliche Schrifttumsverzeichnis vor § 5 Anm. 61.

1. Überblick – Rechtslage bis 1990
In § 5 Abs. 1 ist der sog. Maßgeblichkeitsgrundsatz enthalten, wonach das BV
nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung aus-
zuweisen ist. Dabei sind verschiedene Ebenen zu unterscheiden, und zwar:
– Zurechnung der Wirtschaftsgüter (Einlage, Entnahme),
– Ansatz der Wirtschaftsgüter und die
– Bewertung der Wirtschaftsgüter.
§ 5 Abs. 1 bestimmt für den Schluss des Wirtschaftsjahrs den Ansatz desjenigen
BV, „das nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung auszuweisen ist“, und zwar mit Geltung sowohl für solche Gewerbe-
treibenden, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, Bücher zu
führen und regelmäßig Abschlüsse zu machen, als auch für solche Gewerbetrei-
benden, die ohne eine solche Verpflichtung Bücher führen und regelmäßig Ab-
schlüsse machen. Soweit der Ansatz von Vermögensgegenständen handelsrecht-
lich normiert ist (bes. in §§ 246–251 HGB), erstreckt sich die Bezugnahme des
§ 5 Abs. 1 auf die handelsrechtlichen GoB auch auf jene Normen, wobei aller-
dings § 5 Abs. 2 bis 5 als „lex specialis“ vorgehen. Ferner wird der Maßgeblich-
keitsgrundsatz bei Wahlrechten durch die Rspr. des Großen Senats des BFH (v.
3.2.1969 – GrS 2/68, BStBl. II 1969, 291) auch im Bereich des Bilanzansatzes
eingeschränkt (s. § 5 Anm. 81, 105).
Der Maßgeblichkeitsgrundsatz wird aufgrund des Vorbehalts in § 5 Abs. 6 für
den Bereich der Zuordnung zum BV (Einlage, Entnahme) und der Bewertung der
WG erheblich durchbrochen.
Frühere Rechtslage (bis 1990): Die Anwendung des Maßgeblichkeitsgrundsat-
zes für den Bereich der Bewertung wurde bis 1990 im Schrifttum teilweise abge-
lehnt (vgl. zB noch BFH v. 12.6.1978 – GrS 1/77, BStBl. II 1978, 620/625 r.
Sp.: „Für die Bewertung der Wirtschaftsgüter besteht grundsätzlich keine Maß-
geblichkeit der HBil. für die StBil. (§ 5 Abs. 4, § 6 EStG)“ [jetzt § 5 Abs. 6]; Tan-
zer, DStJG 7 [1984], 55 [78 ff.]; s. ferner die Nachweise bei Schmidt XIII. § 5
Anm. 9c) bb); Meincke, StuW 1990, 15).
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Gegen eine Anwendung des Maßgeblichkeitsgrundsatzes im Rahmen der Bewer-
tung spricht der auf den „Ansatz“ von WG bezogene Wortlaut des § 5 Abs. 1
Satz 1 (so Tanzer, DStJG 7 [1984], 55 [ 78]; vgl. auch die kritischen Ausführun-
gen von Ahmann, FS L. Schmidt, 1993, 269 [285 f.]).

2. Grundsätzliche Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen Bewertungs-
regeln für die steuerliche Gewinnermittlung

Die Verweisung auf die GoB gilt nach inzwischen herrschender Auffassung zu-
mindest subsidiär – also in bestimmten Grenzen – auch für die Bewertung (s.
§ 5 Anm. 86; ebenso zB Weber-Grellet in Schmidt XXX. § 5 Rn. 33).
Anwendung der Maßgeblichkeit im Rahmen der Bewertung: Die Geset-
zesbegründung zur Einf. des Abs. 1 Satz 2 aF (seit VZ 1990) hat klargestellt (vgl.
BTDrucks. 11/5970 v. 5.12.1989, 36; Raupach, BFuP 1990, 515 [524 f.]), dass
sich die Maßgeblichkeit auch auf den Bereich der Bewertung erstreckt (vgl.
BTDrucks. 11/5970 v. 5.12.1989, 36; dazu Wassermeyer, DStJG 14 [1991], 29
[38 f.]; Ballwieser, BFuP 1990, 477 [488]; Raupach, BFuP 1990, 515 [524 f.];
Stobbe, DStR 1991, 53 [56]; Herzig in Küting/Weber, HdR V., Kap. 3, Rn. 8,
21 ff.); s. § 5 Anm. 86. Durch die Änderung des Abs. 1 Satz 2 durch das BilMoG
(s. § 5 Anm. 2, 62) hat sich daran uE nichts geändert.
Bestätigung durch den Großen Senat: Der GrS (BFH v. 4.7.1990 – GrS
1/89, BStBl. II, 830 [833]) hat inzwischen für einen Kernbereich der Bewertung
– und zwar für die Begriffsbestimmung der HK (s. dazu § 6 Anm. 455) – die
Anwendung des Maßgeblichkeitsgrundsatzes anerkannt und damit seine frühere
Rspr. (BFH v. 12.6.1978 – GrS 1/77, BStBl. II 1978, 620 [625]) aufgegeben.
Damit ist – zumindest seit 1990 – im begrenzten Umfang von einer Maßgeblich-
keit im Rahmen der Bewertung auszugehen (s. auch BFH v. 26.8.1993, BStBl. II
1994, 232; v. 21.10.1993 – IV R 87/92, BStBl. II 1994, 176; v. 15.7.1998 – I R
24/96, BStBl. II 1998, 728 [730 mwN]; v. 17.10.2001 – I R 32/00, BStBl. II
2002, 349; im Ergebnis ebenso Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 34). Dabei ist aller-
dings das Verhältnis zum Bewertungsvorbehalt und zu den anderen Bewer-
tungsvorschriften noch nicht abschließend geklärt.

3. Formeller Vorrang des § 6 vor den handelsrechtlichen Bewertungs-
regeln (Bewertungsvorbehalt)

Bewertungsvorbehalt: § 5 Abs. 6 bestimmt, dass die Vorschriften der §§ 6, 6a
und 7 zu befolgen sind, dass sie also bei der steuerlichen Gewinnermittlung der
in § 5 Abs. 1 genannten Gewerbetreibenden den handelsrechtlichen Bewertungs-
regeln vorgehen, soweit sie diesen widersprechen (so auch RegE EStÄndG v.
16.5.1969, BTDrucks. V/3187). Der Bewertungsvorbehalt war schon im § 13
EStG 1925 und im § 5 EStG 1934 – mit modifiziertem Wortlaut – enthalten (s.
den Text des damaligen Gesetzeswortlauts bei § 5 Anm. 2 und § 5 Anm. 71–76).
Hintergrund dieser Regelung damals war, dass im Handelsrecht noch keine
detaillierten Bewertungsvorschriften kodifiziert und daher Unterbewertungen in
der HBil. teilweise zulässig waren, die durch den Bewertungsvorbehalt und
durch steuerrechtliche Spezialvorschriften teilweise ausgeschlossen werden soll-
ten (vgl. Vogt, Die Maßgeblichkeit des Handelsbilanzrechts für die Steuerbilanz,
1991, 104 f.).
Möglicher Anwendungsbereich des Maßgeblichkeitsgrundsatzes trotz
des Bewertungsvorbehalts: Fraglich ist, ob und inwieweit der Bewertungsvor-
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behalt auch bei fehlenden stl. Vorschriften und Regelungen einschlägig ist. Da-
bei sind folgende drei Ebenen bei der Bewertung zu differenzieren:
– Maßgeblichkeit handelsrechtlicher Begriffe bei fehlender stl. Begriffsbestim-

mung,
– Geltung handelsrechtlicher Ermittlungsregeln bei fehlenden stl. Ermittlungs-

regeln sowie
– Geltung zwingender handelsrechtlicher Bewertungsregeln bei stl. Wahlrech-

ten.
Handelsrechtliche Begriffsbestimmungen und Ermittlungsregeln bei feh-
lenden stl. Vorschriften: Entsprechend dem Beschl. des Großen Senats v. 4.7.
1990 (GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830 [833]) ist bei einer fehlenden Begriffs-
bestimmung im § 6 EStG von einer Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen Be-
griffsbestimmung auszugehen (ebenso Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 34; s.
Anm. 271). UE kann dieser Beschl. auch auf die sonstigen handelsrechtlichen
Gewinnermittlungsregeln übertragen werden (Kalkulation; Ermittlung der Un-
terbeschäftigung uä.).
Geltung handelsrechtlicher Grundsätze ordnungsmäßiger Bilanzierung
(GoB) für die Bewertung: Die Bewertungsregeln des § 6 Abs. 1 Nr. 1–7 sind
nicht vollständig. Daher sind für die stl. Bewertung nach inzwischen hM die
handelsrechtlichen GoB trotz des Bewertungsvorbehalts – zumindest – ergän-
zend heranzuziehen.
Wahlrechte bei handelsrechtlicher Begriffsbestimmung: Nach Auffassung
des IV. Senats geht die Maßgeblichkeit handelsrechtlicher Begriffsbestimmun-
gen allerdings im Rahmen der Bewertung nur sehr eingeschränkt. Nach dem
BFH-Urt. v. 21.10.1993 (IV R 87/92, BStBl. II 1994, 176) ist § 6 EStG oft er-
gänzend auszulegen (ebenso Weber-Grellet, DB 1994, 288 [291]; s. dazu aus-
führl. § 5 Anm. 81 und 105).
Angleichung der StBil. an die Handelsbilanz: Da es keine Verpflichtung
gibt, eine selbständige StBil. aufzustellen, ist der FinVerw. eine stl. korrigierte
HBil. einzureichen (§ 60 Abs. 2 EStDV). Fallen die Bewertungen für ein WG an
einem Stichtag auseinander, so müssen sie doch in den folgenden Bilanzen
durch Anpassung in der StBil. einander angeglichen werden, soweit die stl. Be-
stimmungen dies zulassen (Bilanzänderung oder Bilanzberichtigung nach § 4
Abs. 2; s. dazu § 4 Anm. 353–356, 372–485).

4. Anwendung handelsrechtlicher Bewertungsvorschriften im Rahmen
der materiellen Maßgeblichkeit – Verhältnis zu steuerrechtlichen Spe-
zialregelungen

Schrifttum: s. § 5 Vor Anm. 61.

a) Allgemeine Bewertungsgrundsätze
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB): Durch das 1985 ver-
abschiedete und am 1.1.1986 in Kraft getretene Bilanzrichtlinien-Gesetz (zu den
Gesetzesmaterialien s. insbes. Biener/Berneke, Bilanzrichtlinien-Gesetz, 1986)
sind im § 252 HGB allgemeine Bewertungsgrundsätze kodifiziert worden. Hier-
zu zählen (s. dazu zB Pittroff/Schmidt/Siegel, in Beck-HdR, B 161 mwN):
– Realisationsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB),
– Imparitäts- und Vorsichtsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB),
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– Grundsatz der Einzelbewertung und Stichtagsbezogenheit (§ 252 Abs. 1
Nr. 3 iVm. Nr. 4 HGB),

– Grundsatz der Unternehmensfortführung (Going-Concern Prinzip, § 252
Abs. 1 Nr. 2 HGB),

– Abgrenzung nach der Sache und der Zeit (§ 252 Abs. 1 Nr. 5 HGB),
– Grundsatz der Bilanzidentität oder der formellen Bilanzkontinuität (§ 252

Abs. 1 Nr. 1 HGB) sowie
– Grundsatz der Stetigkeit oder der materiellen Kontinuität (§ 252 Abs. 1 Nr. 6

HGB).
Materielle Maßgeblichkeit: Die allg. Bewertungsgrundsätze des § 252 HGB
(zB Einzelbewertungsgrundsatz [so zB BFH v. 12.10.1995 – I R 179/94, BStBl. II
1996, 402, 403], Realisationsprinzip, Vorsichtsprinzip; s. § 5 Anm. 210 ff.) fallen
grds. unter den Anwendungsbereich des Abs. 1 Satz 1, da diese Regelungen zu
den Grundpfeilern der handelsrechtl. GoB zählen.
Einschränkungen: Die Anwendung der materiellen Maßgeblichkeit hinsicht-
lich der allg. Bewertungsvorschriften ist allerdings insoweit eingeschränkt, als
§ 6 (zB Teilwert, spezielle Bewertungsvorschriften zu den Rückstellungen) oder
§ 7 Abweichendes vorschreiben (vgl. zB Weber-Grellet in Schmidt XXX. § 5
Rz. 33). Allerdings können die handelsrechtl. GoB auch ergänzend (subsidiär)
herangezogen werden (zB Durchschnittsbewertung als Ausnahme zum Einzel-
bewertungsgrundsatz).

b) Anschaffungs- und Herstellungskosten
Fehlende steuerliche Begriffsdefinition: In § 6 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 wer-
den die Begriffe der Anschaffungs- und HK zwar genannt, aber nicht definiert.
Insoweit gibt es für die Auslegung dieser Begriffe keine stl. Vorschrift, die als
Bewertungsvorbehalt greift.
Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen Definitionen: Aufgrund des nicht
eingreifenden Bewertungsvorbehalts kommt bei den Definitionen der AHK die
materielle Maßgeblichkeit zum Tragen. Da § 255 HGB in den allg. – für alle
Rechtsformen verbindlichen – Bewertungsvorschriften verankert ist, sind die
handelsrechtl. Begriffsdefinitionen betr. AHK grds. maßgeblich (ebenso BFH v.
4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830 [833]; v. 12.9.2001 – IX R 39/97,
BStBl. II 2003, 569 [570 f.]; v. 12.9.2001 – IX R 52/00, BStBl. II 2003, 574 [575];
v. 6.5.2003 – IX R 51/00, BFH/NV 2003, 1118; H 6.2, H 6.3 EStH; s. § 6
Anm. 271 und 461 mwN).
Abschaffung der Einbeziehungswahlrechte des § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB:
Handelsrechtl. besteht nach § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB ein Wahlrecht für Verwal-
tungskosten, Aufwendungen für betriebliche Altersversorgung, soziale Einrich-
tungen und freiwillige Sozialleistungen. Nach BMF v. 12.3.2010 (BStBl. I 2010,
239 – Rn. 8) soll dieses Wahlrecht – entgegen der bisherigen Anerkennung
durch R 6.3 Abs. 4 EStR – stl. nicht mehr gelten; es wird in eine Einbeziehungs-
pflicht umqualifiziert. Der Verweis auf BFH v. 21.10.1993 – IV R 87/92
(BStBl. II 1994, 176), das sich überwiegend auf Material- und FGK bezieht, ist
uE für Verwaltungskosten und soziale Aufwendungen nicht zutreffend, da die-
ses Urt. sich nicht auf die Aufwendungen iSd. § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB bezieht
(ebenso Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 199; Korn/Strahl in Korn, § 6
Rn. 25 u. 171; s. auch Anm. 105 und § 6 Anm. 461).
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Fremdkapitalzinsen bei der Einbeziehung in die Herstellungskosten: An-
wendung der formellen Maßgeblichkeit nach BMF v. 12.3.2010, Rn. 7 (uE zwei-
felhaft, s. dazu Anm. 62).

c) Teilwert
Eigene Bewertungskonzeption des Steuerrechts: Das StRecht enthält mit
dem Teilwert eine Bewertungskonzeption, die dem Handelsrecht fremd ist. Da-
her greift bei Unterschieden zwischen dem handelsrechtl. „beizulegenden Wert“
und dem Teilwert immer der Bewertungsvorbehalt ein (vgl. zB Herzig in Kü-
ting/Weber, HdR V., Kap. 3 (Stand 2002), Rn. 29). Allerdings kommt es bei
der Auslegung dieser handels- und strechtl. Bewertungskonzeptionen häufig zu
ähnlichen Ergebnissen (s. dazu § 6 Anm. 618–621), so dass man sich häufig die
Frage stellen kann, ob trotz des Bewertungsvorbehalts ergänzend noch die mate-
rielle Maßgeblichkeit zur Anwendung kommen kann.
Anwendung des strengen und gemilderten Niederstwertprinzips: Die han-
delsrechtl. Abwertungspflicht bei dauerhaften Wertminderungen wird trotz des
strechtl. Wahlrechts („kann“) durch die Rspr. und das Schrifttum auch bei der
stl. Gewinnermittlung angewandt (vgl. BFH v. 31.1.1991 – IV R 31/90, BStBl. II
1991, 627; v. 12.10.1995 – I R 179/94, BStBl. II 1996, 402 [403]; R 6.8 Abs. 1
Satz 3 EStR; Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 563 f.; Fischer in Kirchhof X. § 6
Rn. 99; Herzig in Küting/Weber, HdR V., Kap. 3 (Stand 2002), Rn. 25 mwN;
s. ausführl. § 6 Anm. 562), wobei allerdings der Teilwert nicht unterschritten
werden darf. Unklar war bisher, ob dies aus der materiellen oder formellen (§ 5
Abs. 1 Satz 2 aF) Maßgeblichkeit resultiert; zur Kritik s. ausführl. § 5 Anm. 110.
BMF v. 12.3.2010 (BStBl. I 2010, 239 – Rn. 15) geht nach dem Wegfall des bis-
herigen Satzes 2 davon aus, dass hier die handelsrechtl. Pflicht nicht durch-
schlägt; das Wahlrecht kann somit nach der Auffassung der FinVerw. abw. von
der handelsrechtl. Abschreibungspflicht ausgeübt werden; folglich wird die An-
wendung der materiellen Maßgeblichkeit nach Abs. 1 Satz 1 eingeschränkt.
Stellungnahme: Die unterschiedlichen handels- und strechtl. Begriffe führen
zu erheblichen Schwierigkeiten bei der Anwendung des Maßgeblichkeitsgrund-
satzes. Hierzu gibt es zwei Alternativen: Entweder man schließt in dem Bereich
des Teilwerts die Anwendung des Maßgeblichkeitsprinzips vollständig aus, wobei
man im EStG das strenge und gemilderte Niederstwertprinzip (statt des bisheri-
gen Wahlrechts: „kann“) für dauerhafte Wertminderungen ausdrückl. verankern
könnte, oder man überträgt für außerplanmäßige Abschreibungen den handels-
rechtl. Begriff des „beizulegenden Wertes“ auf das (Bilanz-) StR und streicht aus
dem § 6 den Teilwertbegriff (zur Annäherung der Begriffe „beizulegender Wert“
und „Teilwert“ s. § 6 Anm. 621) sowie die damit zusammenhängenden stl. Wahl-
rechte. Im letzten Fall könnte dann die materielle Maßgeblichkeit de lege ferenda
in diesem Teilbereich ganz zum Tragen kommen. Die Auffassung des BMF (v.
12.3.2010, BStBl. I 2010, 239, Rn. 15) zur neuen Rechtslage widerspricht uE der
bisherigen BFH-Rspr.; daher wird der BFH zukünftig zu prüfen haben, ob nach
dem Wegfall der formellen Maßgeblichkeit (§ 5 Abs. 1 Satz 2 aF) das Handels-
recht auf das explizite stl. Wahlrecht nach Abs. 1 Satz 1 durchschlägt.

d) Absetzung für Abnutzung
Vorrang der Spezialregelung: § 7 regelt die AfA nach der linearen (gleiche
Jahresbeträge nach Abs. 1) sowie der degressiven Methode (Restwertabschrei-
bung nach Abs. 2). Mit Ausnahme des Geschäfts- und Firmenwerts (Abs. 1
Satz 2; s. dazu § 7 Anm. 198–209) und der Gebäudeabschreibungen (Abs. 4
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und 5) ist die ND in § 7 nicht festgelegt. Insoweit ist die stl. Regelung zur AfA
lückenhaft.
Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen Nutzungsdauer: Da die ND für die
AfA in § 7 nicht verankert ist, kommt aufgrund der vorliegenden Lücke die han-
delsrechtl. Nutzungsdauer, die sich nach § 253 Abs. 2 HGB für die planmäßige
Abschreibung ergibt, nach Abs. 1 Satz 1 auch für die stl. Gewinnermittlung zum
Tragen (ebenso Handzik in LBP, § 7 Rn. 8); s. § 7 Anm. 21. Soweit Abschreibun-
gen nach typisierten AfA-Tabellen vorgenommen werden, müssen diese mit dem
Handelsrecht übereinstimmen. Sollte tatsächlich eine kürzere handelsrechtl. ND
vorliegen, so ist diese vorrangig, da die sog. AfA-Tabellen (s. § 7 Anm. 195 ff.;
BMF v. 15.12.2000, BStBl. I 2000, 1532; uU abweichende Einzelfallprüfung der
Nutzungsdauer, was den handelsrechtl. GoB entsprechen dürfte, nach BFH v.
9.12.1999 – III R 74/97, BStBl. II 2001, 311) keine entgegenstehenden stl. Vor-
schriften darstellen, sondern nur die Meinung der FinVerw. widerspiegeln.

e) Absetzung für außergewöhnliche Abnutzung
Eigenständiger Begriff: § 7 Abs. 1 Satz 6 enthält für Absetzungen für außerge-
wöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung eine stl. Spezialregelung,
die eine Parallelvorschrift zu den handelsrechtl. außerplanmäßigen Abschreibun-
gen nach § 253 Abs. 2 HGB darstellt, diesen aber hinsichtlich der begrifflichen
Ausprägung nicht entspricht. Insoweit könnte hier der Bewertungsvorbehalt ein-
greifen.
Anwendung des Niederstwertprinzips ist nicht abschließend geklärt, da § 7
Abs. 1 Satz 6 – wie die Regelungen der Teilwertabschreibungen – als Wahlrecht
(„sind zulässig“) ausgestaltet ist. Hierzu gelten die Ausführungen zu einer mögli-
chen Abwertungspflicht bei Teilwertabschreibungen (s. Anm. 51; s. § 7
Anm. 257) entsprechend (vgl. Herzig in Küting/Weber, HdR V, Kap. 3 [Stand
2002], Rn. 25), wobei allerdings das Kriterium der Dauerhaftigkeit dem Wortlaut
nach nicht (inhaltlich wohl aber bei der Messung der Einbuße der Nutzbarkeit)
erfüllt sein muss; zur Kritik einer möglichen Abwertungspflicht s. allg. § 5
Anm. 110.

f) Sonstige Bewertungsvorschriften
Maßgeblichkeit bei steuerlichen Lücken: Sofern das StR keine eigenständige
konkrete Bewertungsregelung enthält oder eine vorhandene Vorschrift nicht ab-
schließend ist, kommt uE die die Maßgeblichkeit einer allg. handelsrechtl. Rege-
lung (§§ 238–256 HGB) zur Anwendung.
Bewertungsvereinfachungsverfahren: Wegen fehlender stl. Regelungen kom-
men die handelsrechtl. Vorschriften zur Gruppen- sowie Festbewertung (§ 240
Abs. 4 und 3 HGB) als Ausnahme zum Einzelbewertungsgrundsatz auch stl. zur
Anwendung (vgl. Herzig in Küting/Weber, HdR V, Kap. 3 [Stand 2002],
Rn. 30; R 6.8 Abs. 3 u. 4 EStR; vgl. BFH v. 26.8.1993 – IV R 127/91, BStBl. II
1994, 332; H 6.8 „Festwert“ EStH); s. auch Anm. 101, 105, 116, 137 u. 150.
Nach Auffassung der FinVerw. ist trotz der Abschaffung des bisherigen Satzes 2
(§ 5 Abs. 1) eine einheitliche Wahlrechtsausübung in HBil. und StBil. erforder-
lich; insoweit leitet das BMF aus § 5 Abs. 1 Satz 1 eine formelle Maßgeblichkeit
bei handelsrechtl. Wahlrechten, die stl. nicht geregelt sind, ab (so BMF v. 12.3.
2010, BStBl. I 2010, 239, Rn. 7; uE unzutreffend, s. dazu ausführl. § 5 Anm. 62).
Verbindlichkeiten und Rückstellungen: Auch bei der Begriffsbestimmung
der Verbindlichkeiten sowie deren AK kann trotz der Spezialvorschrift in § 6
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Abs. 1 Nr. 3 ergänzend auf das Handelsrecht zurückgegriffen werden (s. § 6
Anm. 1131 f.). Gleiches gilt für die ergänzende Auslegung von § 6 Abs. 1 Nr. 3a
hinsichtlich der Rückstellungsbewertung (s. § 6 Anm. 1160).

Einstweilen frei.

IV. Verhältnis zum DM-Bilanzgesetz

Schrifttum: Schüler, Zur Definition der Anschaffungs- und Herstellungskosten im
DDR-Rechnungswesen, DB 1990, DDR-Report, S. 3050; Budde/Forster, D-Mark-Bi-
lanzgesetz, Kommentar, München 1991 sowie Ergänzungsband, München 1991 mwN;
Braatz, Bilanzberichtigung nach § 36 DMBilG, WPg. 1992, S. 43; Heni, Einzelfragen zur
Steuerbilanz in den neuen Bundesländern, BB 1992, S. 929 mwN; Schmitz, Steuerliche
Eröffnungsbilanz und Folgebilanzen nach dem DM-Bilanzgesetz, StBp. 1994, S. 25; v.
Wysocki, Das Aufhellungsproblem bei der Anwendung von § 36 DMBilG, in FS Moxter,
Bilanzrecht und Kapitalmarkt, hrsg. v. Ballwieser ua., Düsseldorf 1994, S. 897–915.

1. Steuerliche Eröffnungsbilanz in den neuen Bundesländern
Nach § 50 DMBilG haben Stpfl., die unter den Anwendungsbereich des DM-Bi-
lanzgesetzes (§ 1 DMBilG) fallen, auch bei der steuerrechtlichen Gewinnermitt-
lung die Vorschriften des DMBilG zu befolgen. Die steuerliche Eröffnungs-
bilanz, die nach § 50 Abs. 2 DMBilG zum 1.7.1990 zu erstellen ist, muss der
handelsrechtlichen Eröffnungsbilanz – abgesehen von den in § 50 festgelegten
Abweichungen – entsprechen. § 50 DMBilG kann also als spezielle Maßgeblich-
keitsvorschrift des DMBilG für das StR gesehen werden (vgl. Bullinger in
Budde/Forster, DMBilG, § 50 Anm. 6; Heni, BB 1992, 929). Aufgrund der
Maßgeblichkeit der Vorschriften des DMBilG gelten für die steuerliche Bewer-
tung in den neuen Bundesländern die nachfolgenden Spezialregelungen.

2. Bewertung in der DM-Eröffnungsbilanz nach den Vorschriften des
DMBilG

Neubewertung: Im Rahmen der handelsrechtlichen und steuerlichen Eröff-
nungsbilanz sind die Vermögensgegenstände bzw. Wirtschaftsgüter – abw. von
den für die alten Bundesländer geltenden Bewertungsregeln – mit ihren Wieder-
beschaffungs- oder Wiederherstellungskosten anzusetzen (Neubewertung nach
§ 7 DMBilG), wobei allerdings höchstens der beizulegende Zeitwert angesetzt
werden darf (vgl. BMF v. 21.7.1994, DB 1994, 1597). Es dürfen folglich – abw.
von § 255 HGB – die historischen Anschaffungs- oder HK überschritten wer-
den (vgl. Forster/W. Gelhausen/Wagner in Budde/Forster, DMBilG, § 7
Anm. 28–38).
Höchstgrenze für die Folgebilanzen und Basis für die Bewertung nach
§ 6 EStG: Die Wertansätze der DM-Eröffnungsbilanz und der steuerlichen Er-
öffnungsbilanz gelten für die Folgebilanzen als fingierte „Anschaffungs- und
Herstellungskosten“ und somit als Basis für die Bewertung nach § 6 EStG. Ana-
log den üblichen Bewertungsregeln dürfen diese „Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten“ – vorbehaltlich § 36 DMBilG (s. unten) – in der Folgezeit nicht
mehr überschritten werden (Höchstwertansätze; vgl. BMF v. 29.11.1991,
BStBl. I 1991, 977). Eine Neubewertung, die zu einer Überschreitung der AK/
HK der Eröffnungsbilanz führen würde, ist also in den Folgebilanzen – von Be-
richtigungen nach § 36 DMBilG abgesehen – nicht zulässig.

§ 6 Anm. 54–65 Allgemeine Erläuterungen
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DM-Bilanzberichtigung: Nach § 50 Abs. 3 DMBilG sind die steuerliche Er-
öffnungsbilanz und die Folgebilanzen zu berichtigen, sofern eine Bilanzberichti-
gung nach § 36 DMBilG vorgenommen wird. Aufgrund von § 36 DMBilG müs-
sen die Anschaffungs- und HK der Eröffnungsbilanz (vgl. oben) geändert
werden, sofern nachträglich bessere Erkenntnisse über die Wertverhältnisse
zum 1.7.1990 vorliegen (vgl. hierzu ausführl. Braatz, WPg. 1992, 43; Budde/
Kofahl in Budde/Forster, DMBilG, § 36 Anm. 11 f.; v. Wysocki, FS Moxter,
897, [903 ff.]), wobei sich die DM-Bilanzberichtigung nicht nur auf Verluste und
Risiken, sondern auch auf Gewinne und Chancen bezieht (vgl. v. Wysocki, FS
Moxter, 897 [911]).
Als Beispiele kommen ua. in Betracht:
E DM-Bilanzberichtigung bei Grundstücken: Die Berichtigung nach § 36 DMBilG
gilt insbes. für die Grundstücksbewertung, da bei der Aufstellungsfrist oft noch
keine Marktpreise verfügbar waren. Eine Berichtigungspflicht für die Grund-
stücksbewertung ergibt sich immer dann, wenn die Grundstücke zunächst nach
der „Arbeitsrichtlinie zur vorläufigen Bewertung von Grund und Boden“ (abge-
druckt in: Rechnungslegung und Prüfung in den neuen Bundesländern, 1993,
Anl. 25, 433) bewertet wurden und nachträglich – etwa aufgrund bekannter Ver-
kehrswerte, die durch die Erkenntnisse der Gutachterausschüsse auf den 1.7.
1990 zurückgerechnet werden können – bessere Erkenntnisse über die Bewer-
tung des Grund und Bodens zum 1.7.1990 vorliegen.
E DM-Bilanzberichtigung bei Rechtsstreitigkeiten: Bei Rechtsstreitigkeiten über Forde-
rungen und Verbindlichkeiten sowie ggf. dafür gebildete Rückstellungen, deren
Ursachen und begründende Wirkung (zB Lieferung, Leistungen, Vertragsver-
hältnis, Schadenersatz für Kündigung von alten Verträgen aus der DDR-Zeit)
vor dem 1.7.1990 zurückreichen, ist nach Rechtskraft eines betreffenden Urteils
bzw. nach einem Vergleich eine DM-Bilanzberichtigung vorzunehmen, da in ei-
nem derartigen Fall aufgrund der Beendigung des Rechtsstreits „nachträglich ge-
wonnene bessere Erkenntnisse über die Situation am Bilanzstichtag“ vorliegen,
die nach § 36 DMBilG berichtigt werden müssen (Braatz, WPg. 1992, 45; vgl.
auch v. Wysocki, FS Moxter, 897 [910–912]).

Einstweilen frei.
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Erläuterungen zu Abs. 1 Satz 1:
Bewertung, Bewertungsgegenstände,

Bewertungsregeln

Schrifttum: s. vor Anm. 46 und § 5 vor Anm. 61.

A. Überblick

Bei den Vorschriften des EStG zur Gewinnermittlung durch Betriebsver-
mögensvergleich sind folgende Ebenen zu unterscheiden:
– Zuordnung (Zugehörigkeit) zum Betriebsvermögen,
– Bilanzansatz und
– Bewertung.
E Bei der Zugehörigkeit zum BV geht es primär um die Frage, ob WG überhaupt
dem BV und nicht dem PV zuzurechnen sind. Dies richtet sich im StR primär
nach dem § 4. Da § 5 Abs. 6 bezüglich der Einlagen und Entnahmen einen ex-
pliziten Vorbehalt enthält, kommt hier der Maßgeblichkeitsgrundsatz idR nicht
zum Tragen (vgl. auch Anm. 46–48).
E Beim Bilanzansatz wird die Frage geklärt, ob ein bilanzierungsfähiges (positives
oder negatives) WG überhaupt vorliegt und ob dies bilanziell dann erfasst wer-
den darf oder muss. Für den Bilanzansatz verweist § 5 Abs. 1 Satz 1 explizit auf
die handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. § 5 Abs. 2–5
enthalten ergänzend spezielle steuerrechtliche Ansatzvorschriften, die teilweise
Ausfluss handelsrechtlicher GoB sein können, teilweise aber auch von diesen
abweichen können (zB § 5 Abs. 4) und dann als lex specialis der Maßgeblichkeit
handelsrechtlicher GoB vorgehen.
E Bewertung: Erst wenn die Frage der Zurechnung zum BV und dann anschlie-
ßend die Bilanzierungsfähigkeit positiv geklärt ist – also ein bilanzierungsfähiges
WG des BV vorliegt –, sind die WG zu bewerten.
Diese Trennung berücksichtigt auch das EStG im systematischen Aufbau der
Gewinnermittlungsvorschriften. Vorangestellt sind im § 4 die Regelungen zur
Zurechnung (Zugehörigkeit) zum BV. Seit dem EStÄndG v. 16.5.1969 (BGBl. I
1969, 421; BStBl. I 1969, 320) wird scharf zwischen dem Ansatz der WG dem
Grunde nach (§ 5 Abs. 1 Satz 1 sowie Abs. 2–5) und der Bewertung der WG
der Höhe nach (gem. § 6 Abs. 1 nach bestimmten steuerrechtlichen Bewertungs-
regeln, s. Anm. 207–211) getrennt.
Der Einleitungssatz des § 6 Abs. 1 bringt dies ebenfalls deutlich durch die Art
zum Ausdruck, in der er den Regelungsgegenstand umreißt („Für die Bewertung
der einzelnen Wirtschaftsgüter, die nach §§ 4 Abs. 1 oder nach § 5 als BV anzu-
setzen sind, …“), um dann zu den für diese Wirtschaftsgüter geltenden Bewer-
tungsregeln überzuleiten („… gilt das Folgende:“).
Es geht also um die „Bewertung“, das ist die Zuordnung von Werten (s. Anm. 69)
zu bestimmten „Bewertungsgegenständen“, das sind die WG, die nach den GoB im
Rahmen des Betriebsvermögensvergleichs der §§ 4, 5 anzusetzen sind (s.
Anm. 225–230) nach bestimmten „Bewertungsregeln“, die in Abs. 1 Nr. 1–7 enthal-
ten sind.

E 71
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B. Die Bewertung

Schrifttum: Schildbach, Reale Gewinne als Besteuerungsgrundlage, ZfbF 1981, 965;
D. Schneider, Kritische Anmerkungen zur Bilanzauffassung des Bundesfinanzhofs,
StbJb. 1981/82 S. 175; Pohmer, Vermögenssicherung, Inflation und Einkommensbesteue-
rung, Zur technischen Möglichkeit einer Umgestaltung des Einkommensteuerrechts, in FS
Brandt, Freiburg 1983 S. 383; Raupach (Hrsg.), Werte und Wertermittlung im StRecht,
Köln 1984 (DStJG 7) S. 207; Kloos, Die Transformation der 4. EG-Richtlinie (Bilanz-
richtlinie) in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, Berlin 1993 S. 365 ff.

I. Begriff der Bewertung

Bewertung ist die Zuordnung eines Wertes. „Wert“ ist der – in einem Vielfachen
einer Maßeinheit (idR Geld) ausgedrückte – Rang eines Gutes innerhalb einer
Rangordnung von Gütern (ähnlich K. Vogel, Verkehrswert, Ertragswert und an-
dere Werte, Bemerkungen zum Begriff des „Wertes“ im Steuerrecht, DStZ
1979, 29). Solche Rangordnungen können unter einer Vielzahl von Gesichts-
punkten aufgestellt werden, je nachdem welcher Zweck damit verfolgt wird.
„Bewertung“ lässt sich also definieren als Zuordnen von Geldeinheiten zu Gü-
tern im Hinblick auf ein Ziel (vgl. Busse von Colbe in Raupach [Hrsg.], Werte
und Wertermittlung im Steuerrecht, Köln 1984, 40). Es gibt daher nicht einen
„Wert“ an sich (Mark in Raupach [Hrsg.], Werte und Wertermittlung im Steuer-
recht, Köln 1984, 297); unterschiedliche Bewertungsziele erfordern vielmehr un-
terschiedliche Bewertungsmaßstäbe (vgl. Moxter in Raupach [Hrsg.], Werte
und Wertermittlung im Steuerrecht, Köln 1984, 388, Grundsatz der „Aufgaben-
adäquanz“). Das HGB gibt bestimmte Werte vor, die anhand bestimmter – an
den GoB ausgerichteten – Bewertungsmethoden ermittelt werden (vgl. ADS VI.
Vorbem. §§ 252–256 HGB Tz. 16). Über den Maßgeblichkeitsgrundsatz gilt dies
– vorbehaltlich § 5 Abs. 6 – auch für die Bewertung in der StBil. (s. Anm. 46–48).
Unterscheidung zwischen Ansatz und Bewertung: „Ansatz“ ist die Aufnah-
me eines Bewertungsgegenstandes in den Betriebsvermögensvergleich gem. § 5,
wobei vor der Klärung der Bilanzierungsfähigkeit geprüft werden sollte, ob eine
Zurechnung zum BV nach § 4 gegeben ist.
E Bewertungsgegenstand sind im StR WG (hier einschließlich des betrieblich ge-
nutzten Teils eines WG, Verbindlichkeiten, Rückstellungen und Rechnungs-
abgrenzungsposten). Bei der Frage des Ansatzes geht es also um die Aufnahme
eines WG in den Betriebsvermögensvergleich dem Grunde nach, bei der Bewer-
tung dagegen um den Ausweis der Höhe nach. Auch das Bilanzrichtlinien-Gesetz
unterscheidet zwischen „Ansatzvorschriften“ (§§ 246–251 HGB) und „Bewer-
tungsvorschriften“ (§§ 252–256a HGB).
E Bewertungsmaßstäbe: s. Anm. 239.

II. Durchführung der Bewertung

1. Überblick
Die Durchführung der Bewertung (zum Begriff s. Anm. 69) wirft Rechts-
und Tatfragen auf:
E Bewertung ist Rechtsanwendung und erfordert die Anwendung gesetzlicher Bewer-
tungsregeln (s. Anm. 71). Nach ihnen vollzieht sich die Bewertung

§ 6 Anm. 69–70 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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– durch Anwendung eines Bewertungsmaßstabs (s. Anm. 239),
– nach allgemeinen Bewertungsgrundsätzen (s. § 5 Anm. 210 ff.) und
– nach bestimmten Bewertungsmethoden (s. Anm. 101–223)
– auf einen Bewertungsgegenstand (s. Anm. 226).
E Bewertung ist Anwendung einer sich am Nominalwert (nicht am inneren Wert) orientieren-
den Geldrechnung (vgl. Lang in Tipke/Lang, Steuerrecht, XX. § 9 Rn 56 f.); zum
Nominalwertprinzip als technischer Regel und als allgemeines Ordnungsprinzip
s. Anm. 71.
E Bewertung ist Wertfeststellung oder Wertschätzung; dabei durchdringen sich Rechts-
und Tatfragen (s. Anm. 73).
E Bewertung erfordert die Verwendung von Kenntnissen; maßgebend sind die Kenntnis-
se am Bilanzaufstellungszeitpunkt über die Verhältnisse am Bilanzstichtag.

2. Bewertung als Rechtsanwendung (Anwendung gesetzlicher Bewer-
tungsregeln)

Die Bewertung dient der Ermittlung der Steuerbemessungsgrundlage, ist also ein
Rechtsproblem (vgl. zu diesem Thema Meincke in Raupach [Hrsg.], Werte und
Wertermittlung im StRecht, Köln 1984, 8 ff.) und unterliegt damit der Gesetzes-
bindung (Meincke in Raupach [Hrsg.], Werte und Wertermittlung im StRecht,
Köln 1984, 12–26).
Gesetzliche Bewertungsregeln treffen Bestimmungen über den Bewertungs-
gegenstand sowie über Bewertungsmaßstäbe und deren Anwendung.
In diesem Sinn bestimmt der Einleitungssatz des Abs. 1 Satz 1: „Für die Bewer-
tung der einzelnen Wirtschaftsgüter, die nach § 4 Abs. 1 oder nach § 5 als BV
anzusetzen sind“ (Bewertungsgegenstand, s. Anm. 225–230) „gilt das Folgende“
(Verweisung auf die nachfolgenden Vorschriften über Bewertungsmaßstäbe und
deren Anwendung; s. Anm. 235–244).
Abs. 1 Satz 1 erweckt den Eindruck der Vollständigkeit („gilt das Folgende“).
Tatsächlich reichen aber die Regelungen der nachfolgenden Nr. 1 bis 7 zur
Durchführung der Bewertung nicht aus. Es fehlen:
– Begriffsbestimmungen, so für die Bewertungsmaßstäbe der Anschaffungs-

und Herstellungskosten,
– allgemeine Bewertungsgrundsätze und
– Regeln über spezielle Bewertungsmethoden.
Maßgeblichkeit: Die inzwischen wohl hM schließt diese Lücken durch Anwen-
dung des sog. Maßgeblichkeitsgrundsatzes des § 5 Abs. 1 auch auf die Bewer-
tung (s. Anm. 47 f. und § 5 Anm. 86). Der Verweisung des § 5 Abs. 1 folgend
wurden die fehlenden Begriffsbestimmungen, allg. Bewertungsgrundsätze und
Bewertungsmethoden den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger
Buchführung (GoB) entnommen.
Das Nominalwertprinzip ist ungeschriebenes Recht (§ 3 WährG ist nicht
Quelle, sondern allenfalls Ausfluss oder Bestätigung des NPrinzips), gilt aber
wohl gewohnheitsrechtlich als allgemeiner Rechtsgrundsatz. Die Vorschriften
des EStG über die Ermittlung der Einkünfte beruhen auf einer nominellen, dh.
von Nennbeträgen ausgehenden Geldwertrechnung, welche Veränderungen der
Kaufkraft des Geldes unberücksichtigt lässt. Die Rspr. hat bisher an der Nomi-
nalwertrechnung des EStG festgehalten (s. näher Einf. ESt. Anm. 550).

E 73
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Bewertung nach Nominalwerten: Für die Bewertung gem. §§ 6, 7 bedeutet
die Nominalwertrechnung:
E Das Verbot, die nominellen (sog. historischen) AK und HK zu überschreiten (§ 6
Abs. 1 Nr. 1 Satz 4, Nr. 2 Satz 3, Nr. 5 Halbs. 2, Nr. 7; Ausnahme für Kredit-
institute uä. nach Abs. 1 Nr. 2b), gilt auch dann, wenn der Teilwert des WG nur
infolge der Geldentwertung über die AK oder HK gestiegen ist;
E Absetzungen für Abnutzung und Substanzverringerung gem. § 7 sind auch dann
nur von den nominellen AK und HK vorzunehmen, wenn die Wiederbeschaffungs-
kosten eines derartigen WG nur infolge der Geldentwertung gestiegen sind;
E Der Unterschied zwischen den nominellen AK und HK (ggf. abzgl. Absetzungen
gem. § 7) und dem bei Veräußerung oder Entnahme anzusetzenden Betrag ist
auch insoweit für die Gewinnermittlung maßgebend, als er durch die Geldent-
wertung beeinflusst worden ist.

Einstweilen frei.

3. Bewertung als Wertfeststellung oder Wertschätzung
„Jeder Bewertung liegt mehr oder minder implizit ein Vergleich zugrunde“ (Bus-
se von Colbe in Raupach [Hrsg.], Werte und Wertermittlung im StRecht, Köln
1984, 39); daraus ergeben sich besondere Unsicherheiten für die Durchführung
der Bewertung (vgl. Raupach in Raupach [Hrsg.], Werte und Wertermittlung im
StRecht, Köln 1984, 447). Zukunftswerte, wie sie bei der Rückstellungsbewer-
tung erforderlich werden, bereiten Prognoseschwierigkeiten (vgl. Strobl in Raupach
[Hrsg.], Werte und Wertermittlung im StRecht, Köln 1984, 205) und werfen das
Problem der Auf- und Abzinsung auf (vgl. Clemm in Raupach [Hrsg.], Werte
und Wertermittlung im StRecht, Köln 1984, 219 ff.).
Solche Schwierigkeiten lassen sich vermeiden, wenn auf Vergangenheitswerte abge-
stellt wird, wie das bei der Bewertung zu AK oder HK der Fall ist. Diese „Wer-
te“ sind genau feststellbar;Mathiak (in Raupach [Hrsg.], Werte und Wertermitt-
lung im StRecht, Köln 1984, 110) spricht von der Bewertungsgenauigkeit der
AK und HK. Im Grunde stellen die Teilwertvermutungen der höchstrichterl. Rspr.
(s. Anm. 586–599) eine (verständliche und vielleicht auch unvermeidliche) Flucht
vor den Schwierigkeiten zeitnaher Bewertung dar (so Raupach in Raupach
[Hrsg.], Werte und Wertermittlung im StRecht, Köln 1984, 448).
Bewertung als Wertermittlung ist daher entweder (exakte) Wertfeststellung
oder Wertschätzung:
E Wertfeststellung erfolgt bei Bewertung mit den tatsächlichen AK oder HK;
E Wertschätzung erfolgt vor allem bei abnutzbaren Anlagegütern
– hinsichtlich der Nutzungsdauer,
– bei geschätzten AK oder HK,
– bei der Bewertung mit dem Teilwert, soweit keine Teilwertvermutungen ein-

greifen (s. Anm. 586–599).
Schätzung: s. Vor §§ 4–7 Anm. 11–17 f.

Einstweilen frei.

§ 6 Anm. 71–100 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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C. Bewertungsmethoden (Bewertungsverfahren)

Schrifttum: Schlottmann, Festwertverfahren für Sachanlagen sowie Buch- und Durch-
schnittsbewertungen bei Gleisanlagen, Rohr- und Kabelleitungen, Köln 1970; Federmann,
Der Einfluss der Erhöhung der degressiven AfA durch das 2. HStruktG auf die Höhe der
Festwerte für abnutzbares Anlagevermögen, DB 1983, 293; Leffson/Rückle/Grossfeld
(Hrsg.), Handwörterbuch unbestimmter Rechtsbegriffe im Bilanzrecht des HGB, Köln
1986; Büttner/Wenzel, Die Bewertung von Wirtschaftsgütern mit einem Festwert, DB
1992, 1893; Veigel/Lentschig, Der Ansatz von Festwerten, StBp. 1994, 81; Buchner,
Zur Bestimmung der Höhe des Festwerts bei Gegenständen das abnutzbaren Sach-
anlagevermögens, BB 1995, 816; Buchner, Die Festwertrechnung in der europäischen
Rechnungslegung, BB 1995, 2259; Pooten, Einzelbewertungsgrundsatz und erstmalige
Festbewertung von Neubeständen des abnutzbaren Sachanlagevermögens, BB 1996, 839;
Schneider, Sind Bewertungsvereinfachungen, wie das Lifo-Verfahren oder die Festwert-
rechnung, Steuervergünstigungen?, StuW 1996, 145; Trappmann, Bewertungsverein-
fachungsverfahren für Grundstücke zulässig?, DB 1996, 391; Wilke/Kesselmeier, Die
Teilwertermittlung von Handelswaren bei gesunkenen Verkaufspreisen, DStR 1996, 6;
Zehetmair/Hofmann, Zur Bestimmung der Höhe des Festwerts bei Gegenständen das
abnutzbaren Sachanlagevermögens, BB 1996, 261; Wohlgemuth, Die Anschaffungs-
kosten in Handels- und Steuerbilanz, HdJ Abt. I/9, Köln 1999; Eisele, Technik des be-
trieblichen Rechnungswesens, 7. Aufl. München 2002; Christiansen, Zum Grundsatz der
Einzelbewertung – insbesondere zur Bildung so genannter Bewertungseinheiten, DStR
2003, 264; Wiedmann, Bilanzrecht, 2. Aufl. München 2003; Hachmeister, Inventur und
Inventar, HdJ Abt. II/5, Köln 2004; Hundsdoerfer, Die Vorräte, HdJ Abt. II/4, Köln
2004; Coenenberg, Jahresabschluss und Jahresabschlussanalyse, 20. Aufl. Stuttgart 2005;
Sigloch/Schmidt/Hageböke, Die Clusterbewertung für Großimmobilienbestände als
Ausnahmefall vom Einzelbewertungsgrundsatz, DB 2005, 2589; Utz, Übersicht über die
Bewertungsverfahren, StStud. 2005, 304; Weber-Grellet, Einzelbewertung und Wertauf-
hellung bei einer Rückstellung für drohende Verluste aus einem Auslands-Avalkredit, StuB
2005, 306; Wöhe, Die Handels- und Steuerbilanz, 5. Aufl. München 2005;Winnefeld, Bi-
lanz-Handbuch, 4. Aufl. München 2006; Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen, 9. Aufl. Düs-
seldorf 2007; Kahle/Heinstein, Das Sachanlagevermögen, HdJ Abt. II/2, Köln 2007;
Meyer, Bilanzierung nach Handels- und Steuerrecht, 18. Aufl. Herne/Berlin 2007; Mox-
ter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. Tübingen 2007; Lenz/Fiebiger, Die Gliederung der
Bilanz nach HGB und IFRS, HdJ Abt. I/6, Köln 2008.
Weiteres Schrifttum s. vor Anm. 89 und 1121.

I. Überblick

Bewertungsmethoden (-verfahren) dienen der konkreten Wertermittlung und
stellen in ihrem Ablauf definierte GoB-konforme Wertfndungsverfahren dar
(vgl. ADS VI. § 252 HGB Rn. 105; Federmann, Bilanzierung nach Handelsrecht
und Steuerrecht, 11. Aufl. 2000, 345 f., „Ermittlung der konkreten Werthöhe“).
Als Bewertungsmethode ist in § 6 explizit das Lifo-Verfahren (s. Anm. 1121 ff.)
normiert; implizit beinhaltet § 6 im Grundsatz der Einzelbewertung (s. näher
Anm. 89) die entsprechende Einzelwertermittlung.
Einzelbewertung als Methode ist demnach Teil der individuellen Wertzuord-
nung zum Ansatz des einzelnen Bewertungsgegenstands. Als Verfahren be-
stimmt sich mit der Einzelbewertung stl. die grds. auf ein einzelnes WG – han-
delsrechtl. auf einen einzelnen Vermögensgegenstand – bezogene Wertermitt-
lung (s. Anm. 105).
Wertermittlungsrichtung ist im Rahmen der Einzelwertfeststellung von AK,
HK oder Teilwert üblicherweise progressiv, dh. entsprechend der zeitlichen Ab-
folge im Anschaffungs- oder Herstellungsprozess, aus Praktikabilitätserwägun-
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gen hingegen retrograd, wenn die AHK oder der Teilwert im Wege der Rück-
rechnung ermittelt werden (s. Anm. 110).
Ausnahmen von der Einzelbewertung als Regelfall der Wertfeststellung (Feder-
mann, Bilanzierung nach Handelsrecht und Steuerrecht, 11. Aufl. 2000, 348)
existieren handels- und steuerrechtl. bei Anwendung der
– Gruppenbewertung (s. Anm. 115 ff.),
– Durchschnittsbewertung (s. Anm. 135 ff.),
– Festbewertung (s. Anm. 145 ff.),
– Verbrauchsfolgebewertung (s. Anm. 210 und näher Anm. 1121 ff.) sowie
– Pauschalbewertung (s. Anm. 220 ff.).

Einstweilen frei.

[Anschluss S. E 95]

§ 6 Anm. 101–104 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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II. Einzelbewertungsmethode und Wertermittlungsrichtung

1. Begriff, Bedeutung und Ausnahmen der Einzelbewertung
Begriff und Bedeutung der Einzelbewertung: Der handelsrechtl. Grundsatz
der Einzelbewertung (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB) verlangt, Vermögensgegenstän-
de und Schulden zum Abschlussstichtag einzeln zu bewerten. Ein Ziel der Ein-
zelbewertung ist es, hier zu verhindern, dass ein Wertausgleich zwischen Ver-
mögensgegenständen, eine Verrechnung von Aktiv- und Passivposten (vgl. zum
allgemeinen Verrechnungsverbot des § 246 Abs. 2 HGB Förschle/Kroner in
Beck-BilKomm. VI. § 246 Rn. 100 ff.) oder insbes. ein Ausweis nicht realisierter
Gewinne über Saldierung mit auszuweisenden drohenden Verlusten vorgenom-
men wird (vgl. Winnefeld, Bilanz-Handb., 4. Aufl. 2006, Rn. E 40 ff.; Wohl-
gemuth in BonnerHdR, § 252 HGB Rn. 27; Siegel/Schmidt in Beck-HdR,
B 161 Rn. 88). Nach dem Prinzip der Maßgeblichkeit der HBil. für die stl. Ge-
winnermittlung (s. näher § 5 Anm. 61 ff.) gilt der Grundsatz der Einzelbewer-
tung und das daraus resultierende Verfahren stl. entsprechend (vgl. KSM/
Werndl, § 6 Rn. A 148 ff.; s. auch § 6-Einleitungssatz „Für die Bewertung der
einzelnen [WG]..“. Einzelbewertung erfordert „die Betrachtung des kleinsten
Sachverhalts [..], der nach der Verkehrsanschauung als selbstständig realisier-
und bewertbar angesehen wird“ (Christiansen, DStR 2003, 264 [265]; BFH v.
15.10.1997 – I R 16/97, BStBl. II 1998, 249). Bei mehreren einzeln erworbenen
gleichartigen WG ist wegen des Einzelbewertungsgebots eine getrennte AK-Er-
mittlung vorzunehmen (vgl. Kirchhof/Fischer VIII. § 6 Rn. 11). Auch bei ei-
nem Gesamtpreis für mehrere selbständige WG muss dieser auf die einzelnen
WG aufgeteilt werden (s. näher Anm. 304 ff.). Das Einzelbewertungsverfahren
stellt eine Bewertungsmethode iSv. § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB dar, die dem Soll-
Erfordernis der Methodenstetigkeit unterliegt.
Ausnahmen von der Einzelbewertung: Als Ausnahmen zu nennen sind die
gesetzlich normierten Bewertungsvereinfachungen der Gruppen- (s. Anm. 115 ff.),
Fest- (s. Anm. 145 ff.) und Verbrauchsfolgebewertung (s. Anm. 1121 ff.), die Pau-
schalwert- (s. Anm. 220) und die Durchschnittswertmethode (s. Anm. 135 ff.) so-
wie in § 252 Abs. 2 HGB begründete Ausnahmefälle (vgl.Wiedmann in Ebenroth/
Boujong/Joost/Strohn II. § 252 HGB Rn. 43 ff.; Winkeljohann/Geissler in
Beck-BilKomm. VI. § 252 Rn. 72 ff.), die über das Maßgeblichkeitsprinzip stl. Gel-
tung entfalten (vgl. BFH v. 24.1.1990 – I R 145/86 und I R 157/85, BStBl. II
1990, 639, zu Ausnahmen bei niedrig verzinslichen Bankforderungen). Allgemein
findet der Grundsatz der Einzelbewertung dann seine Grenzen, wenn die indivi-
duelle Wertermittlung unmöglich oder mit vertretbarem Zeit- und Arbeitsaufwand
wirtschaftlich nicht mehr zu vereinbaren wäre (vgl. Quick/Wolz in Baetge/
Kirsch/Thiele, Bilanzen, 9. Aufl. 2007, § 240 HGB Rn. 16). Außerdem existieren
Ausnahmen vom Grundsatz der Einzelbewertung bei Kompensations- und
Kurssicherungsgeschäften (vgl. Frotscher/Herrmann, § 6 Rn. 47b). Zu Aus-
nahmen bei funktionalen Bewertungseinheiten s. näher Anm. 90 sowie die
Kommentierungen zu § 5 Abs. 1a.

Einstweilen frei.

2. Wertermittlungsrichtung
Progressive Wertermittlung: Nach der typischen zeitlichen Abfolge der be-
trieblichen Vorgänge erfolgt die Wertermittlung bei AK (s. Anm. 284 ff.), HK
(s. Anm. 460 ff.) oder Teilwert (s. Anm. 604 ff.) regelmäßig progressiv, zB für
die AK und HK wie folgt:
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Tab. 1: Progressiv AHK-Ermittlung

AK-Ermittlung progressiv HK-Ermittlung progressiv

Vorbereitende Beschaffungskosten Materialeinzelkosten
+ Anschaffungspreis + Materialgemeinkosten
± Anschaffungspreiserhöhungen/

-minderungen
+ Fertigungseinzelkosten

+ Anschaffungsnebenkosten + Fertigungsgemeinkosten
+ Aufwendungen, um das WG in einen

betriebsbereiten Zustand zu versetzen
(Transport, Inbetriebnahme)

+ Sondereinzelkosten der Fertigung

+ nachträgliche Anschaffungsaufwen-
dungen

+ Verwaltungsgemeinkosten

= AK = HK

Die progressive Wertermittlung entspricht der üblichen handelsrechtl. Vorge-
hensweise in § 255 Abs. 1, 2 HGB. Auch die für den Teilwert erforderlichen
Wiederbeschaffungskosten bzw. Wieder-HK können progressiv ermittelt wer-
den.
Retrograde Wertermittlung: Die Vorgehensweise der Rückrechnung besteht
dagegen darin, retrograd von den Verkaufspreisen der WG (vgl. zum Verkaufs-
wertverfahren Winnefeld, Bilanz-Handb., 4. Aufl. 2006, Rn. B 195; Feder-
mann, Bilanzierung nach Handelsrecht und Steuerrecht, 11. Aufl. 2000, 347) die
auf AHK gemachten Zuschläge inkl. Gewinnzuschlag sowie noch anfallende
Kosten in Abzug zu bringen, um im Ergebnis auf die AK und auch HK (vgl.
Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 64), zu schließen.
Für die AHK gilt hier zB:

Tab. 2: Retrograde AHK-Ermittlung

AHK-Ermittlung retrograd

Netto-Verkaufspreis
(ohne USt., § 9b Abs. 1)

+ Erlösminderungen (zB Rabatte)

= Brutto-Verkaufspreis
(ohne USt., § 9b Abs. 1)

– Rohgewinnabschlag

= AHK (geschätzter Einstandspreis)

Diese Form der Bewertung – zB für Waren (H 6.2 „Waren“ EStH) – ist indes
nur zulässig, wenn die Rohgewinnabschläge ohne beachtliche Schätzungsfehler
festzustellen sind (so schon RFH v. 10.8.1938, RStBl. 1938, 888; BFH v. 29.11.
1960 – I 137/59 U, BStBl. III 1961, 154; v. 29.4.1965 – IV 262/64 U, BStBl. III
1965, 448; v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35). Den Rohgewinn-
abschlag ermittelt man mit Hilfe des Rohgewinnabschlagssatzes (A), der bei be-
kanntem Rohgewinnzuschlagssatz (Z) nach der Formel A = Z

1þZ präzise zu be-
rechnen ist. Bei retrograder Bestimmung des Teilwerts sind insbes. noch
anfallende Verkaufs-, Vertriebs- und Reparaturkosten und auch anteilige be-
triebliche Fixkosten zu berücksichtigen (BFH v. 25.7.2000 – VIII R 35/97,
BStBl. II 2001, 566; vgl. zur Teilwertermittlung von Handelswaren bei gesunke-
nen Verkaufspreisen auch Wilke/Kesselmeier, DStR 1996, 6). Bei der Teilwert-
ermittlung soll mit der retrograden Vorgehensweise eine „verlustfreie Bewer-

§ 6 Anm. 110 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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tung“ (vgl. H 6.8 „Retrograde Bewertungsmethode“ EStH) zu ermöglichen sein.
Bei am Bilanzstichtag bereits herabgesetzten Preisen darf jedoch nicht von der
ursprünglich kalkulierten Handelsspanne, sondern nur vom verbleibenden Ver-
kaufsaufschlag ausgegangen werden. Andererseits können auch die bereits am
Bilanzstichtag vorhandenen Preisherabsetzungen zu einem Teilwertabschlag
von den AK führen (BFH v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35). Es
ist unzulässig, bei der Kalkulation der Erlösminderungen allein die tatsächlich
verkauften Waren zugrunde zu legen (BFH v. 5.6.1985 – I R 65/82, BFH/NV
1986, 204). Zur retrograden Wertermittlung von Vorratsvermögen s. näher
Anm. 973, 976 und 1010 ff.

Einstweilen frei.

III. Gruppenbewertungsmethode

1. Begriff und Bedeutung der Gruppenbewertung
Begriff der Gruppenbewertung: Gruppenbewertung (auch: „Sammel-, Kol-
lektivbewertung“, Winkeljohann/Philipps in Beck-BilKomm. VI. § 240 Rn. 130)
ist die Zusammenfassung mehrerer WG zu einer Gruppe bei der Inventur und
ihre Bewertung mit dem gewogenen Durchschnitt (s. Anm. 135 ff.). Gruppen-
bewertung durchbricht den mit § 6-Einleitungssatz und in § 252 Abs. 1 Nr. 3
HGB vorgeschriebenen Einzelbewertungsgrundsatz, indem einzelne WG der
Gruppe im Vergleich zur Einzelbewertung höher, andere im Vergleich dazu
niedriger bewertet und Unterschiede somit im Wert ausgeglichen werden. Eine
bloße technische Zusammenfassung (Addition) mehrerer einzeln bewerteter
gleicher WG zu einer Gruppe als übliche Bildung von Bilanzposten stellt hin-
gegen keine Gruppenbewertung dar (vgl. Lademann/Meurer, § 6 Rn. 138).
Bedeutung der Gruppenbewertung: Die Gruppenbewertung bedeutet insbes.
eine Vereinfachung und Rationalisierung (ablehnend bzgl. Inventurverein-
fachung Quick/Wolz in Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen, 9. Aufl. 2007, § 240
HGB Rn. 91) durch gruppenweise Zusammenfassung der Vermögensgegenstän-
de bei Inventur, Inventar (vgl. Hachmeister in HdJ Abt. II/5, Rn. 384 ff.) und
auch bei der Jahresabschlusserstellung (§ 256 Satz 2 HGB; s. Anm. 116). Die
Regelung soll diese „Erleichterung der Inventur und der Bewertung“ (R 6.8
Abs. 4 EStR) durch Verzicht auf eine gesonderte Erfassung nach Art und Men-
ge bei der Bestandsaufnahme (vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 113) sowie durch
Verzicht auf eine WG-bezogene Wertzuordnung bewirken. Gruppenbewertung
kann als Nebeneffekt zur Bildung von stillen Reserven führen (vgl. Winkel-
johann/Philipps in Beck-BilKomm. VI. § 240 Rn. 132).

2. Rechtsgrundlagen und Geltungsbereich der Gruppenbewertung
Handelsrecht: Nach § 240 Abs. 4 HGB können gleichartige Vermögensgegen-
stände des Vorratsvermögens sowie andere gleichartige oder annähernd gleich-
wertige bewegliche Vermögensgegenstände und Schulden jeweils zu einer Grup-
pe zusammengefasst und mit dem gewogenen Durchschnittswert angesetzt
werden. Als „Bewertungsvereinfachungsverfahren“ (§ 256 HGB, Überschrift)
ist die für das Inventar kodifzierte Norm gem. § 256 Satz 2 HGB auch auf den
Jahresabschluss anwendbar (vgl. Wiedmann in Ebenroth/Boujong/Joost/
Strohn, HGB, 2. Aufl. 2008, § 240 Rn. 33) und zulässig für alle Kaufleute. Die
Regelung geht auf Art. 40 Abs. 1 der 4. EG-Richtlinie (ABl. EG Nr. L 222 v.
14.8.1978, 11) zurück; das Verfahren war als GoB-konform aber schon vorher
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anerkannt (vgl. DIHT-Gutachten v. 17.1.1933, RStBl. 1934, 1062). Der Gel-
tungsbereich der Gruppenbewertung erstreckt sich zum einen auf gleichartige
Vermögensgegenstände des bis auf „Geleistete Anzahlungen“ (vgl. ADS VI.
§ 240 HGB Rn. 114) nach § 266 Abs. 2 B. I. HGB abzugrenzenden Vorratsver-
mögens (s. Anm. 120; vgl. zur Abgrenzung Lenz/Fiebiger in HdJ Abt. I/6,
Rn. 69 ff.; Ellrott/St. Ring in Beck-BilKomm. VI. § 247 Rn. 60 ff.) und zum
anderen auf gleichartige oder annähernd gleichwertige bewegliche Vermögens-
gegenstände des Anlage- oder Umlaufvermögens, wie etwa Wertpapiere
(s. Anm. 1090 ff.) oder bestimmte Vermögensgegenstände in Vertriebseinrich-
tungen des Handels, und Schulden, wie zB versicherungstechnische Rückstel-
lungen sowie Urlaubs-, Gleitzeit-, Altersteilzeit- und Garantierückstellungen
(vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 117a; Winkeljohann/Philipps in Beck-Bil-
Komm. VI. § 240 Rn. 134), nicht aber auf Grundstücke (zu Ausnahmen – hier
ablehnend, s. näher Anm. 120 – Trappmann, DB 1996, 391 f.), Gebäude oder
immaterielle Vermögensgegenstände (vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 115).
Steuerrecht: Wegen der Maßgeblichkeit der HBil. für die stl. Gewinnermittlung
(s. allgemein § 5 Anm. 61 ff.) ist für Stpfl., die ihren Gewinn nach §§ 4, 5 Abs. 1
ermitteln, mangels eines Bewertungsvorbehalts nach § 5 Abs. 6 die Gruppen-
bewertung gem. § 240 Abs. 4 iVm. § 256 Satz 2 HGB auch stl. erlaubt. Bei
Stpfl., die nicht handels-, wohl aber strechtl. buchführungspflichtig sind, gelten
die §§ 240, 256 HGB entsprechend (§ 141 Abs. 1 AO). Zwar ist in R 6.8 Abs. 4
EStR explizit nur erlaubt, gleichartige WG des Vorratsvermögens jeweils zu ei-
ner Gruppe zusammenzufassen und mit dem gewogenen Durchschnittswert an-
zusetzen; für andere gleichartige oder annähernd gleichwertige bewegliche WG
und Schulden fehlt es indes an einer entgegenstehenden stl. Regelung (vgl.
Anm. 48, 79). Gruppenbewertung ersetzt nicht die mengenmäßige Erfassung
der einzelnen WG (s. auch Anm. 135; vgl. BFH v. 13.2.2003 – IV R 72/00,
BFH/NV 2003, 1155; Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 261), denn durch
Gruppenbewertung verlieren WG nicht ihre Eigenschaft als einzelne WG (so
schon RFH v. 28.11.1939, RStBl. 1940, 31). Auch wenn bei Anwendung der
Gruppenbewertung Teile des in einem Bilanzposten zusammengefassten Vor-
ratsvermögens in den Vorjahren nicht aktiviert worden sind, greift der Grund-
satz des formellen Bilanzenzusammenhangs (BFH v. 4.3.2004 – IV B 154/02,
BFH/NV 2004, 1099).

Einstweilen frei.

3. Voraussetzungen der Gruppenbewertung
Überblick: Die Voraussetzungen der stl. Gruppenbewertung ergeben sich all-
gemein bzw. nach Ansicht der FinVerw. aus
– der Gruppenbewertungsfähigkeit der WG,
– der Gleichartigkeit bzw. annähernden Gleichwertigkeit der WG,
– der GoB-Konformität (so ausdrücklich für Vorratsvermögen R 6.8 Abs. 4

Satz 2 EStR) und
– bei gleichartigen, jedoch ungleichwertigen WG des Vorratsvermögens dem

Erfordernis eines bekannten Durchschnittswerts (R 6.8 Abs. 4 Sätze 3 und 4
EStR).

Gruppenbewertungsfähigkeit der Wirtschaftsgüter: Nur für positive sowie
negative WG, mangels Bewertbarkeit, jedoch nicht für transitorische RAP (s. § 5
Anm. 1900 f.), kommt eine stl. Gruppenbewertung überhaupt in Betracht. WG,

§ 6 Anm. 116–120 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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auf die die Gruppenbewertung angewendet wird, brauchen nicht von nachrangi-
ger Bedeutung für das Unternehmen zu sein (vgl. Frotscher/Herrmann, § 6
Rn. 56). Folgende Arten von positiven und negativen WG sind hier zu unter-
scheiden:
E WG des Vorratsvermögens: Zum Vorratsvermögen (s. Anm. 965 ff.) rechnen ins-
bes. die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, die fertigen und unfertigen Erzeugnisse
bzw. Leistungen sowie Waren. Die unter „Vorräte“ in der Vollgliederung nach
§ 266 Abs. 2 B. I. 4 HGB für KapGes. aufgeführten geleisteten Anzahlungen
eignen sich als Geldbeträge aber nicht für eine Gruppenbewertung (glA ADS
VI. § 240 HGB Rn. 114 mwN). Betrachtete man den Gesetzeswortlaut des
§ 240 Abs. 4 HGB bzgl. des Vorratsvermögens isoliert, müsste es sich nicht um
„bewegliche“ Vermögensgegenstände (bzw. stl. WG) handeln, so dass prinzipiell
auch als Vorräte ausgewiesene Immobilien zur Gruppenbewertung in Frage kä-
men (glA Trappmann, DB 1996, 391). Jedoch legt es schon die enge Verknüp-
fung im gesetzlichen Kontext von Gegenständen des Vorratsvermögens und an-
deren beweglichen Vermögensgegenständen nahe, Immobilien hier auszuschlie-
ßen (vgl. Hachmeister in HdJ Abt. II/5, Rn. 384; Knop in Küting/Weber
V. § 240 HGB Rn. 74, 77; Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, GmbHG,
18. Aufl. 2006, § 41 Rn. 52), zumal aufgrund des absolut und relativ hohen
Werts und der besonderen Individualität von Grundvermögen ein gewogener
Durchschnittswert idR nicht sachgerecht und uU GoB-widrig (s. Anm. 120) sein
dürfte (vgl. aber Sigloch/Schmidt/Hageböke, DB 2005, 2589 ff. zu möglichen
Ausnahmefällen des § 252 Abs. 2 HGB bei Clusterbewertung für Großimmobi-
lienbestände).
E Andere bewegliche WG: Gleichartige oder annähernd gleichwertige WG außer-
halb des Vorratsvermögens – idR Massenbestände des Anlagevermögens und
übriges Umlaufvermögen wie Wertpapiere (Quick/Wolz in Baetge/Kirsch/
Thiele, Bilanzen, 9. Aufl. 2007, § 240 HGB Rn. 93) – sind ebenfalls einer Grup-
penbewertung zugänglich, sofern sie das Merkmal „beweglich“ erfüllen (einge-
fügt in § 240 Abs. 4 HGB mit BiRiLiG v. 19.12.1985, BGBl. I 1985, 2355;
BStBl. I 1985, 704). Gruppenbewertung ist für Immobilien, grundstücksgleiche
Rechte oder immaterielle WG des Anlagevermögens danach unzulässig (vgl. zu
Ausnahmen Trappmann, DB 1996, 391 f.). Es ergibt sich „aus der Natur der
Sache“ (ADS VI. § 240 HGB Rn. 115), dass Forderungen oder flüssige Mittel
nicht für eine Gruppenbewertung geeignet sind. Wegen der nunmehr (UntSt-
ReformG 2008 v. 14.8.2007, BGBl. I 2007, 1912; BStBl. I 2007, 630) obligatori-
schen Regelungen für gWG bis 150 E nach Abs. 2 Satz 1 und Sammelposten
mit Poolabschreibung nach Abs. 2a kommt für hierunter fallende abnutzbare
bewegliche WG des Anlagevermögens – die nach dem 31.12.2007 angeschafft,
hergestellt oder in ein BV eingelegt werden (§ 52 Abs. 16 Satz 17) – eine Grup-
penbewertung nicht in Betracht. Voraussetzung für solche stl. gWG schon iSd.
Abs. 2 aF sowie auch weiterhin iSd. Abs. 2, 2a nF ist aber selbständige Nut-
zungsfähigkeit (s. näher Anm. 1249 ff.).
E Schulden – begrifflich sowohl (gewisse) Verbindlichkeiten als auch Rückstel-
lungen insbes. für ungewisse Verbindlichkeiten umfassend – waren schon vor
der klarstellenden Ausdehnung des § 240 Abs. 4 HGB durch das VersRLGes. v.
24.6.1994 (BGBl. I 1994, 1377) einer Gruppenbewertung zugänglich, wenn es
sich um eine größere Zahl gleichartiger Schulden handelte (vgl. BFH v. 22.11.
1988 – VIII R 62/85, BStBl. II 1989, 359 zum pauschalen Bewertungsverfahren
und fehlender individueller Bestimmbarkeit „bei einem Gesamtbestand gleich-
artiger Verbindlichkeiten“ aus sog. Gutmünzen; dazu Moxter, Bilanzrechtspre-
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chung, 6. Aufl. 2007, 88 f.). Bei Schulden und insbes. Rückstellungen erscheint
es somit sinnvoll, ebenfalls auf die Kriterien der Gleichartigkeit oder
annähernden Gleichwertigkeit alternativ abzustellen (einschr. Winkeljohann/
Philipps in Beck-BilKomm. VI. § 240 Rn. 137, „annähernde Gleichwertigkeit
der Risiko-Arten“), auch wenn es aus der Aufzählung in § 240 Abs. 4 HGB dem
Wortlaut nach nicht eindeutig hervorgeht.
Gleichartigkeit bzw. Gleichartigkeit oder annähernde Gleichwertigkeit
sind bei grds. gruppenbewertungsfähigen WG als Voraussetzung mit jeweils un-
terschiedlicher Bezugnahme zu nennen.
E Gleichartigkeit ist ausdrückliche Voraussetzung bei WG des Vorratsvermögens;
das Kriterium betriebswirtschaftlich auszulegen (glA LBP/Hoffmann, § 6
Rn. 118) empfiehlt sich. Gleichartig sind WG dann, wenn sie in wesentlichen
Merkmalen der Art (vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 120 „Beschaffenheit“) – zB
Waren ungleicher Qualität der gleichen Warengattung – oder Funktion (vgl.
Winkeljohann/Philipps in Beck-BilKomm. VI. § 240 Rn. 136 „Verwendbar-
keit“) – zB Fässer, Flaschenkästen aus verschiedenen Materialien – übereinstim-
men und keine erheblichen Qualitätsunterschiede aufweisen. Erhebliche Preis-
unterschiede sind nach FinVerw. „Anzeichen für Qualitätsunterschiede“ (R 6.9
Abs. 3 Satz 4 EStR). Gleichwertigkeit begründet für sich genommen keine
Gleichartigkeit (Knop in Küting/Weber V. § 240 HGB Rn. 76) und umgekehrt
fehlende Gleichwertigkeit keine fehlende Gleichartigkeit (glA Schmidt/Glaneg-
ger XXVII. § 6 Rn. 261). Annähernde Gleichwertigkeit wird indes als „unge-
schriebene“ generelle Voraussetzung für die Gleichartigkeit und Gruppenbewer-
tung angesehen, die sich aus der GoB-entsprechenden Rechtsfolge der Durch-
schnittsbewertung (s. Anm. 135 ff.) ergebe (ADS VI. § 240 HGB Rn. 121, 123;
aA Knop in Küting/Weber V. § 240 HGB Rn. 76). Zur Gruppenbildung bei
der Lifo-Bewertung s. Anm. 1123b.
E Gleichartigkeit oder annähernde Gleichwertigkeit ist Anwendungsvoraussetzung bei
nicht zum Vorratsvermögen zählenden sonstigen beweglichen WG und Schul-
den. Annähernd gleichwertig sind WG dann, wenn die Preise der in der Gruppe
zusammengefassten WG nicht wesentlich voneinander abweichen. Für noch
vertretbar gehalten wird eine Schwankungsbreite zwischen höchstem und nied-
rigstem Wert innerhalb der Gruppe von 20 % (vgl. ADS IV. § 155 AktG
Rn. 140; ADS VI. § 240 HGB Rn. 134 mwN; Winkeljohann/Philipps in Beck-
BilKomm. VI. § 240 Rn. 137; KSM/Werndl, § 6 Rn. A 163; Meyer, Bilanzie-
rung nach Handels- und Steuerrecht, 18. Aufl. 2007, 110). Wenn Gruppen-
bewertung aber zu keinem gegenüber Einzelbewertung wesentlich anderen
Bilanzwert führen soll, dürfte dieser Spielraum insbes. bei höheren Einzelwerten
eingeschränkt sein (vgl. Quick/Wolz in Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen,
9. Aufl. 2007, § 240 HGB Rn. 98; Hachmeister in HdJ Abt. II/5, Rn. 387; Ball-
wieser in Münchener Komm. zum HGB, 2. Aufl. 2008, § 240 Rn. 29). Obschon
annähernd gleichwertige WG für Gruppenbewertung grds. nicht gleichartig sein
müssen (Lademann/Meurer, § 6 Rn. 145 „nicht völlig verschiedenartig“), wird
ua. mit dem Argument der sonst fehlenden GoB-Vereinbarkeit das Vorliegen
weiterer wichtiger gemeinsamer Merkmale der Gruppenzugehörigkeit verlangt
(vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 126).
E Verhältnis zwischen Gleichartigkeit und (annähernder) Gleichwertigkeit: Gleichartige,
aber ungleichwertige WG dürfen grds. zu einer Gruppe zusammengefasst wer-
den, es sei denn, die Ungleichwertigkeit ist so erheblich, dass die WG nicht
(mehr) als gleichartig anzusehen sind (aA wohl Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 66).
Gleichwertige, aber ungleichartige bewegliche WG außerhalb des Vorratsver-
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mögens (WG des Vorratsvermögens also nicht) dürfen zu einer Gruppe zusam-
mengefasst und bewertet werden, wenn noch weitere gemeinsame Merkmale,
wie etwa gleiche Sortimentszugehörigkeit, vorliegen (vgl. Hachmeister in HdJ
Abt. II/5, Rn. 387; Knop in Küting/Weber V. § 240 HGB Rn. 78).
GoB-Entsprechung: Gruppenbildung und -bewertung dürfen nach Ansicht
der FinVerw. nicht gegen die GoB verstoßen (R 6.8 Abs. 4 Satz 2 EStR; früher
schon § 40 Abs. 4 Nr. 1 HGB aF vor der Neuregelung durch das BiRiLiG
v. 19.12.1985, BGBl. I 1985, 2355; BStBl. I 1985, 704). Die Spezialregelung nach
§ 240 Abs. 4 HGB könnte aber Vorrang vor dem GoB-Gebot des § 243 Abs. 1
HGB haben (aA Knop in Küting/Weber V. § 240 HGB Rn. 78). Wird die Gel-
tung der GoB unterstellt, ist die Gruppenbewertung nur zulässig, wenn ein
Missverhältnis zwischen Aufwand und erzielter Genauigkeit vermieden wird
oder das Ergebnis einer Einzelbewertung durch Gruppenbewertung mindes-
tens annähernd erreicht wird (Bernert in Leffson/Rückle/Grossfeld, Hand-
wörterbuch unbestimmter Rechtsbegriffe im Bilanzrecht des HGB, 1986, 221).
Aus einem GoB-Konformitätserfordernis ergibt sich dann die Unzulässigkeit
der Gruppenbewertung für gleichwertige, aber ganz ungleichartige WG – damit
nicht völlig unterschiedliche Posten mit zufällig gleichen AHK in einer Gruppe
zusammengefasst werden – sowie andererseits für gleichartige, aber nicht annä-
hernd gleichwertige WG (ADS VI. § 240 HGB Rn. 113), ferner für besonders
wertvolle WG (s. Anm. 150). Außerdem resultiert aus der GoB-Entsprechung,
dass alle Ergebnisse von Bewertungsvereinfachungen noch abschließend einem
Niederstwertvergleich unterzogen werden müssen (s. zB Anm. 1123g). Bei un-
terschiedlicher Zusammensetzung der Gruppe muss zur Wertminderungsfest-
stellung auf den Gesamtwert der Gruppe abgestellt werden (ADS VI. § 240
HGB Rn. 138). Falls die Zusammensetzung des Bestands nicht bei der Inventur
festgestellt wurde, muss diese, soweit eine Wertminderung nicht ausgeschlossen
ist, auf andere Weise (zB Analyse der Zu-/Abgänge) ermittelt werden oder es
muss zur Einzelbewertung übergegangen werden (vgl. ADS VI. § 240 HGB
Rn. 137; Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 262).
Erfordernis eines bekannten Durchschnittswerts: Für den Fall gleichartiger
WG des Vorratsvermögens wird von der FinVerw. gefordert, dass ein Durch-
schnittswert bekannt sein muss, was der Fall sei, „wenn bei der Bewertung der
gleichartigen ... [WG] ein ohne Weiteres feststellbarer, nach den Erfahrungen
der betreffenden Branche sachgemäßer Durchschnittswert verwendet wird“ (R
6.8 Abs. 4 Sätze 4, 5 EStR). Auf das Bekanntsein eines solchen Durchschnitts-
werts kommt es stl. uE aber nicht an (glA Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 67; Win-
keljohann/Philipps in Beck-BilKomm. VI. § 240 Rn. 141), vielmehr auf dessen
Berechenbarkeit als gewogener Durchschnitt (s. Anm. 135 ff.); zur Übernahme
eines aus Betriebsvergleichen oder Musterbetrieben der FinVerw. bekannten
Durchschnittswerts sind Stpfl. nämlich nicht verpflichtet.

Vgl. zB für LuF insbes. BFH v. 4.6.1992 – IV R 101/90, BStBl. II 1993, 276; v. 1.10.
1992 – IV R 97/91, BStBl. II 1993, 284; v. 1.10.1992 – IV R 98/91, BFH/NV 1994,
533; v. 16.6.1994 – IV R 84/93, BStBl. II 1994, 932; v. 5.12.1996 – IV R 81/95, BFH/
NV 1997, 394; v. 23.4.1997 – IV B 43/96, BFH/NV 1997, 654; v. 23.4.1997 – IV B
47/96, BFH/NV 1997, 835; v. 15.2.2001 – IV R 19/99, BStBl. II 2001, 549; v. 9.3.
2005 – IV B 80/03, BFH/NV 2005, 1532; v. 31.8.2006 – IV R 26/05, BStBl. II 2006,
910).

Einstweilen frei.
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4. Anwendung der Gruppenbewertung
Wahlrecht: Statt zu Einzelwerten kann die durch Inventur festgestellte Menge
der Elemente einer Gruppe mit dem gewogenen Durchschnitt (s. Anm. 135) be-
wertet werden. Dieses Wahlrecht des Stpfl. stellt ein über § 5 Abs. 1 Satz 1 stl.
wirksames handelsrechtl. Bewertungswahlrecht dar (vgl. Utz, StStud. 2005, 304
[307]), das ungeachtet des eigentlichen Vereinfachungszwecks auch zur Bilanz-
politik einsetzbar sein kann (vgl. Winkeljohann/Philipps in Beck-BilKomm.
VI. § 240 Rn. 132). Es beinhaltet ebenso die Wahl der Varianten innerhalb der
Durchschnittsbewertung (s. Anm. 135). Einschränkend bzgl. der Wahlrechtsaus-
übung sind das Gebot der Bewertungsmethodenkontinuität des § 252 Abs. 1
Nr. 6 HGB (vgl. zur Methodenstetigkeit Merkt in Baumbach/Hopt, HGB,
33. Aufl. 2007, § 252 Rn. 19) sowie das handelsrechtl. Niederstwertprinzip zu
nennen, das stl. nach dem Maßgeblichkeitsgrundsatz (s. § 5 Anm. 61 ff.), sofern
ein niedrigerer Teilwert aufgrund einer voraussichtlich dauernden Wertmin-
derung am Abschlussstichtag vorliegt, dem Ergebnis einer Gruppenbewertung
auf AHK-Basis zum gewogenen Durchschnitt vorgeht.
Gewogener Durchschnitt: Die Berechnung des Durchschnittswerts hat bei
Preis-/Wertunterschieden im Zeitablauf die unterschiedlichen Anfangs-/Zu-
gangsmengen zu berücksichtigen, was nur mit Hilfe des mengenbezogenen ge-
wogenen Durchschnitts – nicht aber mit dem einfachen Durchschnittswert (der
demzufolge unzulässig ist) – möglich ist. Auch wenn ein Durchschnittswert „be-
kannt“ (vgl. R 6.8 Abs. 4 Satz 4 EStR) ist, muss er uE als unzulässig verworfen
werden, sofern er nicht mit dem gewogenen Durchschnittswert übereinstimmt.
Innerhalb der zulässigen Verfahren mit gewogenem Durchschnitt sind die Peri-
odenvariante und die gleitende (Skontrations-)Variante zu unterscheiden. Die ei-
gentliche Methodik der Durchschnittsbildung kann als identisch zur Gruppen-
bewertungsmethode angesehen werden (vgl. Lademann/Meurer, § 6 Rn. 146;
Coenenberg, Jahresabschluss und Jahresabschlussanalyse, 20. Aufl. 2005, 207);
s. zu diesen Verfahrensvarianten daher Anm. 135 ff.

5. Einzelfälle (ABC) zur Gruppenbewertung
Betriebsvergleich: s. Durchschnittswert.
Bewegliche Wirtschaftsgüter außerhalb des Vorratsvermögens können grup-
penbewertet werden, es sei denn, es handelt sich um gWG erster (Abs. 2) oder
zweiter (Abs. 2a) Kategorie, für die ab 2008 verpflichtend die Neuregelungen
des UntStReformG 2008 greifen.
Bilanzenzusammenhang: Auch wenn bei Gruppenbewertung Teile des Vor-
ratsvermögens in vorherigen Wj. nicht aktiviert worden sind, gilt der formelle
Bilanzenzusammenhang (BFH v. 4.3.2004 – IV B 154/02, BFH/NV 2004,
1099).
Durchschnittswert: Auf einen zB aus Betriebsvergleichen/Musterbetrieben
bekannten Durchschnittswert kommt es nicht an, vielmehr auf dessen Bere-
chenbarkeit als gewogener Durchschnitt (s. Anm. 150).
Einzelerfassung: Gruppenbewertung ersetzt nicht die mengenmäßige Erfas-
sung der einzelnen WG (BFH v. 13.2.2003 – IV R 72/00, BFH/NV 2003,
1155).
Fertigerzeugnisse: s. Vorratsvermögen.
Formeller Bilanzenzusammenhang: s. Bilanzenzusammenhang.
GoB sind nach R 6.8 Abs. 4 Satz 2 EStR für Gruppenbildung beachtlich.

§ 6 Anm. 128–129 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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Gutmünzen: s. Schulden.
GWG: s. Bewegliche WG.
Inventur: Neben der körperlichen Bestandsaufnahme wird auch die Jahres-
abschlusserstellung vereinfacht (s. Anm. 115).
Kunstwerke: Für das Warenlager einer Kunstgalerie kann der Teilwert nach
Gruppen gleichartiger WG ermittelt werden. Dabei ist die Gruppenbildung nach
AK ein sachgerechter Maßstab (BFH v. 29.1.1986 – II R 218/82, BFH/NV
1987, 290).
Musterbetriebe: s. Durchschnittswert.
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe: s. Vorratsvermögen.
Schulden sind bei Gleichartigkeit (zu Gutmünzen BFH v. 22.11.1988 – VIII R
62/85, BStBl. II 1989, 359) oder annähernder Gleichwertigkeit der Gruppen-
bewertung zugänglich.
Stille Reserven können als Nebeneffekt der Gruppenbildung vorkommen.
Unfertige Erzeugnisse: s. Vorratsvermögen.
Vorratsvermögen ist bis auf „Geleistete Anzahlungen“ gruppenbewertungs-
fähig (s. Anm. 120).
Waren: s. Vorratsvermögen.

Einstweilen frei.

IV. Durchschnittswertmethode

1. Begriff und Bedeutung der Durchschnittswertmethode
Begriff der Durchschnittswertmethode: Vertretbare (vertretbar sind nach
§ 91 BGB „bewegliche Sachen, die im Verkehr nach Zahl, Maß oder Gewicht
bestimmt zu werden pflegen“) WG werden bei der Durchschnittswertmethode
mit dem gewogenen Durchschnitt ihrer AHK bewertet, wodurch die Wert-
ermittlung vereinfacht wird (vgl. Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VI. § 255
Rn. 209, 303 bzgl. Wertpapiere), zB bei gemeinsamer Lagerung von zu unter-
schiedlichen Einstandskosten angeschafften/hergestellten WG (Schmidt/Glan-
egger XXVII. § 6 Rn. 262). Auch zur Ermittlung des Niederstwerts oder Teil-
werts kann die Methode angewendet werden (vgl. BFH v. 29.1.1986 – II R
218/82, BFH/NV 1987, 290; zum niedrigeren Teilwert bei Anwendung der Li-
fo-Methode nach R 6.9 Abs. 6 EStR s. Anm. 1123g). Die FinVerw. definiert die
Durchschnittsbewertung – im Rahmen der Gruppenbewertung des Vorratsver-
mögens (s. Anm. 115 ff.) – als Bewertung nach dem gewogenen Mittel der im
Laufe des Wj. erworbenen und ggf. zu Beginn des Wj. vorhandenen WG (R. 6.8
Abs. 3 Satz 3 EStR).
Bedeutung der Durchschnittswertmethode: Ein am Abschlussstichtag vor-
handener Bestand an WG wird mengenmäßig festgestellt; Durchschnittsbewer-
tung bezieht sich also nur auf die Wertfestsetzung (insbes. der AHK) und bietet
keine Vereinfachung hinsichtlich der aufzunehmenden Menge (vgl. Quick/
Wolz in Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen, 9. Aufl. 2007, § 240 HGB Rn. 91).
Bei unmöglicher (zB Vermischung) oder wirtschaftlich unvertretbarer (zB große
Mengen) Einzelbewertung stellt die Durchschnittsbewertung ein brauchbares
Schätzverfahren dar, das weitgehend frei von erheblichen Verbrauchs- oder
Veräußerungsfolgeunterstellungen (s. Anm. 1121 ff.) ist.
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2. Rechtsgrundlagen und Geltungsbereich der Durchschnitts-
wertmethode

Handelsrechtlich existiert nur eine ausdrückliche Rechtsgrundlage der Durch-
schnittsbewertung in § 240 Abs. 4 iVm. § 256 Satz 2 HGB für die Gruppen-
bewertung (s. Anm. 116). Allerdings kann die Durchschnittsbewertung als Ver-
brauchs-/Veräußerungsfolgeverfahren (s. Anm. 1121 ff.) in § 256 Satz 1 HGB
angesehen werden, wenn der Durchschnittsbildung eine sonstige bestimmte Fol-
ge an Verbräuchen/Veräußerungen, und zwar genaue Proportionalität zu An-
fangsbestandsmengen und Zugängen, als Annahme zugrunde liegt. Außerdem
war die Durchschnittsbewertung als Bewertungsvereinfachung schon vor der
Geltung von § 256 HGB GoB-konform (vgl. ADS IV. § 155 AktG Rn. 86 f.), so
dass § 243 Abs. 1 HGB als weitere Rechtsgrundlage herangezogen werden kann.
Die (gewogene) Durchschnittswertmethode ist danach nicht nur innerhalb der
Gruppenbewertung (s. Anm. 115 ff.) für gleichartige bzw. annähernd gleichwer-
tige Vermögensgegenstände, sondern für gleiche Vermögensgegenstände „nach
den GoB ohnehin“ (ADS VI. § 240 HGB Rn. 130) zulässig; für Durchschnitts-
bewertung als selbständige Methode auch außerhalb der Gruppenbewertung
(ADS VI. Vorb. zu §§ 252–256 HGB Rn. 18 und § 255 HGB Rn. 111 ff.; Lade-
mann/Meurer, § 6 Rn. 146, 178; einschr. Coenenberg, Jahresabschluss und
Jahresabschlussanalyse, 20. Aufl. 2005, 207, „keinerlei Unterschiede“).
Steuerrechtlich gibt es bis auf das Lifo-Verfahren in Abs. 1 Nr. 2a – das als
Verbrauchs-/Veräußerungsfolgefiktion hier allein zulässig ist (s. dazu
Anm. 1122h), weshalb eine Durchschnittsbildung stl. auch nicht auf § 256 Satz 1
HGB fußen kann – keine Regelung, so dass das Verfahren wegen Geltung des
Maßgeblichkeitsprinzips (s. § 5 Anm. 61 ff.) zulässig ist. Durchschnittsbewer-
tung ist stl. anzuerkennen, wenn eine Einzelbewertung (zB bei Vermischung)
von WG nicht in Betracht kommen kann oder wenn eine handelsrechtl. zulässi-
ge Bewertungsmethode (zB Fifo, Hifo) stl. unzulässig ist (s. Anm. 210).
Unabhängig davon hat die Rspr. die Durchschnittsbewertung schon früh als
sachgerechte Schätzungsmethode anerkannt (RFH v. 12.6.1934, RStBl. 1934,
1070; OFH v. 3.6.1949, StuW 1949, 205; vgl. BFH v. 17.12.1985 – VIII R
288/82, BStBl. II 1986, 346) und auch bei Bewertung von Viehbeständen
(s. Anm. 732), Rückstellungen (BFH v. 6.5.2003 – VIII B 163/02, BFH/NV
2003, 1313), Mitunternehmerteilanteilen (vgl. BFH v. 13.2.1997 – IV R 15/96,
BStBl. II 1997, 535) oder Wertpapieren in einem Girosammeldepot (BFH v.
26.8.1960 – I D 1/59 U, BStBl. III 1961, 31, Analogie zum Umlaufmetallstock;
BFH v. 15.2.1966 – I 95/63, BStBl. III 1966, 274; v. 19.5.1971 – I B 9/71,
BStBl. II 1971, 691; v. 24.11.1993 – X R 49/90, BStBl. II 1994, 591; vgl. BMF
v. 25.10.2004, BStBl. I 2004, 1034 Tz. 45 ff.; s. zur Rechtslage bis 2003 näher
§ 23 Anm. 158) erlaubt.
Ausdrücklich für WG des Vorratsvermögens lässt R 6.8 Abs. 3 EStR unter be-
stimmten Voraussetzungen (s. Anm. 137) die Durchschnittsbewertung als
zweckentsprechendes Schätzungsverfahren zu.

3. Voraussetzungen der Durchschnittswertmethode
Die Geltung der GoB unterstellt, ist Voraussetzung der Durchschnittswert-
methode, dass eine Einzelbewertung (s. Anm. 89, 105) nicht oder nur mit unver-
tretbarem Aufwand möglich ist. In R 6.8 Abs. 3 EStR setzt die FinVerw. über-
dies voraus, dass es sich um vertretbare WG des Vorratsvermögens handelt, bei
denen die AHK wegen Schwankungen der Einstandspreise im Laufe des Wj.
einzeln nicht mehr einwandfrei feststellbar sind.

§ 6 Anm. 136–137 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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Vertretbare Wirtschaftsgüter sind solche WG, „die im Verkehr nach Maß,
Zahl oder Gewicht bestimmt werden“ (R 6.8 Abs. 3 Satz 2 EStR; vgl. § 91
BGB), wie etwa Kraftstoffe, Kies, Kokskohle (vgl. Utz, StStud. 2005, 304
[307]).
Wirtschaftsgüter des Vorratsvermögens: s. Anm. 120 und 965 ff.
Schwankungen der Einstandspreise:Wenn WG mit ihren AHK ohne unver-
tretbaren Aufwand identifizierbar sind, müssen sie mit ihren tatsächlichen Ein-
standspreisen bewertet werden (so schon OFH v. 3.6.1949, StuW 1949, 205; vgl.
auch BFH v. 20.6.2000 – VIII R 32/98, BStBl. II 2001, 636; dazu näher
Anm. 1122d), während sich ein – mittels Durchschnittswertmethode lösbares –
Bewertungsproblem in zeitlicher Hinsicht oder bei Gruppenbildung ergibt,
wenn für die einzelnen einzubeziehenden WG unterschiedliche Einstandspreise
(„Schwankungen“, R 6.8 Abs. 3 Satz 2 EStR) existieren.
GoB-Entsprechung: s. analog Anm. 120 „GoB-Entsprechung“. Auch das Nie-
derstwertprinzip ist trotz Anwendung der Durchschnittswertmethode – wie bei
den Bewertungsvereinfachungen (s. zB Anm. 1123c), sofern das Maßgeblich-
keitsprinzip greift – vorrangig gegenüber dem ersten vereinfachenden Ergebnis
der Durchschnittsbildung.

Einstweilen frei.

4. Anwendung der Durchschnittswertmethode
Wahlrecht: Die Durchschnittswertmethode stellt eine gegenüber dem Regelfall
der Einzelbewertung freiwillige Bewertungs- oder Schätzungsmethode dar. Da-
rüber hinaus bestehen Wahlmöglichkeiten bzgl. der verschiedenen zulässigen
– die Bildung simpler arithmetischer Mittel der Preise ohne Berücksichtigung
der zu Einzelwerten angeschafften oder hergestellten Mengen ist nämlich nach
hM sowohl bei der allgemeinen Durchschnittsbewertung als auch innerhalb der
Gruppenbewertung unzulässig (vgl. Federmann, Bilanzierung nach Handels-
recht und Steuerrecht, 11. Aufl. 2000, 351; Wiedmann, Bilanzrecht, 2. Aufl.
2003, § 240 HGB Rn. 36; Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2 Rn. 281) – Va-
rianten der Durchschnittswertmethode.
Varianten der Durchschnittswertmethode: Zu unterscheiden sind die zuläs-
sigen Varianten der einfachen und gewogenen Durchschnittswertbildung. In al-
len Fällen wird der Bestand am Schluss des Vorjahrs mit seinem Buchwert
– AK, HK, Teilwert, Durchschnittswert oder auch Lifo-Wert bei Wiederaufgabe
des Lifo-Verfahrens (s. Anm. 1123j) – berücksichtigt.
E Einfacher gewogener Durchschnittswert: Der einfache gewogene Durchschnitt er-
rechnet sich periodenbezogen, indem die Summen der AHK der einzelnen Peri-
odenzugänge einschl. des wertmäßigen Anfangsbestands mit der Summe aus
Anfangsbestandsmenge (im Beispiel nachfolgend 100 Stück, s. Tab. 3) und den
Periodenzugangsmengen (hier chronologisch 100, 100, 200 Stück) gewichtet
werden. Aus der Multiplikation des so ermittelten Durchschnittswerts (von
7,40 E je Stück) mit dem Inventurbestand (350 Stück) ergibt sich der End-
bestandswert der Periode (hier 2590 E). Periode kann dabei das Wj. oder auch
ein kürzerer Zeitraum, etwa Quartal, Monat etc., sein (vgl. zur Staffelbewertung
Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht, 8. Aufl. 2004, 158).
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Tab. 3: Bewertung mit einfachem gewogenen Durchschnitt

Einfacher gewogener Durchschnitt Preis p Menge M Wert W

Anfangsbestand 4,– 100 400
Zugang Z1 6,– 100 600
Zugang Z2 8,– 100 800
Zugang Z3 10,– 200 2000

Abgänge A1–A3 sowie 7,40 – 150 – 1110
Endbestand zu p = 3 800/500 = 7,40 7,40 350 2590

E Gleitender gewogener Durchschnittswert: Dieser berechnet nach jedem Zugang (im
Beispiel wiederum chronologisch 100, 100, 200, s. Tab. 4) „gleitend“ einen neu-
en Durchschnittswert (vgl. Hundsdoerfer in HdJ, Abt. II/4 Rn. 75 f.), wodurch
infolge der Verkürzung des Berechnungszeitraums die Schätzung verfeinert
wird. Die Methode führt zur bestmöglichen Annäherung an die Einzelbewer-
tung, wenn alle Abgänge jeweils „streng verhältnismäßig“ aus Anfangsbestand
und Zugängen stammen (Wöhe, Die Handels- und Steuerbilanz, 5. Aufl. 2005,
185; zur Skontration vgl. statt vieler Eisele, Technik des betrieblichen Rech-
nungswesens, 7. Aufl. 2002, 313). Stellt dieses Verfahren auch etwas höhere An-
forderungen an das Rechnungswesen (nach ADS VI. § 240 HGB Rn. 133 ist ei-
ne einwandfreie Fortschreibung nur dann gewährleistet, wenn der Beleglauf
unter Berücksichtigung der Skonti, Rabatte, Preisanpassungen mit den mengen-
mäßigen Bewegungen „nahezu synchron“ vorliegt), so ist gleichwohl der Ver-
einfachungszweck des Verfahrens angesichts moderner EDV nicht zu verneinen
(vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 131). Jeder Abgang (im Beispiel je 50 Stück) wird
zum zuletzt ermittelten Durchschnitt bewertet. Ein für den letzten Abgang er-
mittelter Durchschnittswert (von 8,10 E je Stück) dient zugleich der Bewertung
des Endbestands (von 350 Stück, somit 2835 E).

Tab. 4: Bewertung mit gleitendem gewogenen Durchschnitt

Gleitender gewogener Durchschnitt Preis p Menge M Wert W

Anfangsbestand 4,– 100 400
Zugang Z1 6,– 100 600
Abgang A1 zu p = 1 000/200 = 5,– 5,– – 50 – 250
Zugang Z2 8,– 100 800
Abgang A2 zu p = 1 550/250 = 6,20 6,20 – 50 –310
Zugang Z3 10,– 200 2000
Abgang A3 zu p = 3 240/400 = 8,10 8,10 – 50 – 405

Endbestand ebenfalls zu p = 8,10 8,10 350 2835

Einstweilen frei.

V. Festwertmethode

1. Begriff und Bedeutung der Festwertmethode
Die Festwertmethode stellt ein der Vereinfachung dienendes Inventur-, Bilan-
zierungs- und Bewertungsverfahren dar, bei dem aus Wirtschaftlichkeitsgründen
– ursächlich waren Schwierigkeiten der Erfassung und Bewertung, wenn Gegen-
stände zu verschiedenen Zeitpunkten und Preisen gekauft wurden und die Iden-
tität der verbrauchten/veräußerten und der noch vorhandenen Güter aufgrund
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Vermischung nicht mehr festzustellen war (vgl. Buchner, BB 1995, 2259) – für
gruppenweise zusammengefasste Vermögensgegenstände/WG ein gleichblei-
bender Bestand und Wert für mehrere aufeinander folgende Abschlussstichtage
unterstellt wird. Auf eine regelmäßige jährliche körperliche Bestandsaufnahme
kann somit grds. verzichtet werden. Festwertbildung bedeutet, dass zunächst die
AHK in bestimmter Höhe aktiviert werden, von diesem Festwert keine AfA
vorgenommen werden und Ersatzbeschaffungen unmittelbar vereinfachend als
BA gebucht werden (BFH v. 29.7.1966 – VI 302/65 BStBl. III 1967, 151;
v. 23.3.1972 – V R 139/71, BStBl. II 1972, 683; v. 1.8.1985 – V R 84/78, BFH/
NV 1987, 331), um im Ergebnis – in Durchbrechung des Einzelbewertungs-
grundsatzes (s. Anm. 105) – für einen in etwa in gleicher Höhe benötigten Be-
stand an WG einen für mehrere Perioden unveränderlichen Anschaffungsauf-
wand zu aktivieren (vgl. Winnefeld, Bilanz-Handb., 4. Aufl. 2006, Rn. B 150).
Damit werden die gruppenweise zu einer Bewertungseinheit zusammengefass-
ten WG ohne buchmäßige Fortführung grds. konstant in der HBil. und stl. Ge-
winnermittlung ausgewiesen (vgl. KSM/Werndl, § 6 Rn. A 169). Ein späterer
Herstellungsaufwand zur Erhaltung des Bestands wie auch Ersatzbeschaffungen
von zu einer bereits festbewerteten Gruppe gehörenden WG werden nicht mehr
aktiviert.
Eine Anwendung der Regeln über den Ausweis der Zu- und Abgänge sowie Zu-
und Abschreibungen ist für Festwerte solange nicht notwendig, wie sich Größe,
Wert und Zusammensetzung im Rahmen der gesetzlich angenommenen geringen
Veränderungen bewegen. Wenn die Zugänge die Abgänge übersteigen, kann das
Festwertverfahren zur Bildung von stillen Reserven führen; bei steigenden Wie-
derbeschaffungskosten kann es ggf. der Kapitalerhaltung dienen (Winnefeld, Bi-
lanz-Handb., 4. Aufl. 2006, Rn. B 151; zur theoretischen Analyse vermeintlicher
Steuervergünstigungen Schneider, StuW 1996, 145 ff.). Die vornehmliche Bedeu-
tung der Festbewertung der WG des Sachanlagevermögens sowie der Roh-,
Hilfs- und Betriebsstoffe bleibt aber die erhebliche Arbeitsvereinfachung.

2. Rechtsgrundlagen und Geltungsbereich der Festwertmethode
Handelsrechtlich war Rechtsgrundlage zunächst die Geltung der GoB, später
§ 40 Abs. 4 Nr. 2 HGB aF mit ausdrücklichem GoB-Bezug. Die Festwertbil-
dung für die Inventur ist jetzt in § 240 Abs. 3 HGB geregelt; entsprechend
Art. 38 der 4. EG-Richtlinie (ABl. EG L 222 v. 14.8.1978, 11) und BiRiLiG
v. 19.12.1985 (BGBl. I 1985, 2355; BStBl. I 1985, 704) wurden die Regelungen
des § 40 Abs. 4 Nr. 2 HGB aF – mit teilweise geänderten Voraussetzungen – in
§ 240 Abs. 3 HGB übernommen, der GoB-Bezug eliminiert und die Festwertbil-
dung beschränkt auf Vermögensgegenstände, die regelmäßig ersetzt werden und
deren Gesamtwert für das Unternehmen von nachrangiger Bedeutung ist. Für
den Jahresabschluss findet die Festwertmethode über § 256 Satz 2 HGB analoge
Anwendung. Als Vorschrift für „alle Kaufleute“ (vgl. Überschrift des ersten Ab-
schnitts des dritten Buchs §§ 238 ff. HGB) ist sie rechtsformunabhängig.
Steuerrechtlich bestehen keine entgegenstehenden gesetzlichen Normen, wohl
aber in den EStR „Normierungen ..., die auch handelsrechtl. akzeptabel erschei-
nen“ (Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen, 9. Aufl. 2007, 373); nach dem allgemei-
nen Maßgeblichkeitsprinzip (s. § 5 Anm. 61 ff.) haben für Festwerte in der stl.
Gewinnermittlung die handelsrechtl. Vorschriften zu gelten. Die Festwert-
methode ist von Stpfl. anwendbar, die den Gewinn nach § 5 ermitteln, also – ge-
setzlich (auch handelsgesetzlich oder gem. § 141 AO) verpflichtet oder freiwillig
– buchführenden Gewerbetreibenden, außerdem uE auch von Stpfl., die ihren

E 107

Bewertungsmethoden Anm. 145–146 § 6

146



E 108 H. Richter

Gewinn nach § 4 Abs. 1 ermitteln (glA Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 48), hingegen
nicht bei Einnahmen-/Überschussrechnern nach § 4 Abs. 3 und ebenso wenig
im Rahmen der Überschusseinkünfte. Die Rspr. hatte bereits vor einer handels-
gesetzlichen Regelung die Festwertmethode für die stl. Gewinnermittlung aner-
kannt (zB OFH v. 3.6.1949, StuW 1949, 205; RFH v. 4.3.1931, RStBl. 1931, 460;
v. 16.12.1936, RStBl. 1937, 272; BFH v. 1.3.1955 – I 140/52 U, BStBl. III 1955,
144). Die FinVerw. regelt in R 5.3 Satz 2 EStR, dass zulässig zu Festwerten ange-
setzte Gegenstände des beweglichen Anlagevermögens nicht in das Bestandsver-
zeichnis aufgenommen zu werden brauchen, und in R 5.4 Abs. 4 EStR die Vo-
raussetzungen der – zeitlich regelmäßig verlängerten – Fristen der körperlichen
Bestandsaufnahme (vgl. Lademann/Meurer, § 6 Rn. 168, wonach Aufzeichnun-
gen über die in den Festwert einbezogenen WG, Zeitpunkt der Anschaffung/
Herstellung, Höhe der AHK, Lager, Zustand und Verwertbarkeit der WG erfor-
derlich sind). Anwendungsschwerpunkt bei Festbewertung des Sachanlagever-
mögens dürften nur bewegliche WG (vgl. Frotscher/Herrmann, § 6 Rn. 48;
ähnl. Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2 Rn. 236) sein, denn für unbewegliche
WG wird ein Festwert idR nicht in Betracht kommen können, wenn die Voraus-
setzung (s. Anm. 150) des regelmäßigen Ersatzes nicht erfüllt ist oder das WG
für den Stpfl. nicht von nachrangiger Bedeutung ist (vgl. BMF v. 26.2.1992, DStR
1992, 542). Hauptsächliche Anwendungsbereiche für Festwertbildung sind be-
stimmte Branchen wie Bergbau (vgl. dazu speziell BMF v. 12.8.1993, BB 1993,
1767), Chemie, Stahl-, Maschinenbau- und Bauindustrie sowie Gastronomie.

Einstweilen frei.

3. Voraussetzungen der Festwertmethode
Überblick: An kumulativ zu erfüllenden stl. Voraussetzungen der Festwert-
methode nach § 240 Abs. 3 HGB sind zu nennen (vgl. auch BMF v. 8.3.1993,
BStBl. I 1993, 276, welches durch BMF v. 29.3.2007, BStBl. I 2007, 369 in der
Positivliste der weiterhin anzuwendenden BMF-Schreiben für Steuertatbestän-
de, die nach dem 31.12.2004 verwirklicht werden, unter Nr. 450 explizit auf-
geführt wird):
– die Festwertfähigkeit der WG,
– ihr regelmäßiger Ersatz,
– die nachrangige Bedeutung des Gesamtwerts der WG für das Unternehmen,
– geringe Veränderungen des Bestands in Größe, Wert und Zusammensetzung
– sowie körperliche Bestandsaufnahme in best. Zeitabständen (idR alle drei

Jahre).
Festwertfähigkeit der Wirtschaftsgüter: Entsprechend dem handelsrechtl.
Gesetzeswortlaut dürfen Festwerte stl. für körperliche WG (vgl. KSM/Mathi-
ak, § 5 Rn. A 318) des Sachanlagevermögens und für Roh-, Hilfs- und Betriebs-
stoffe, also nicht für negative WG (Schulden), immaterielle WG, Finanzanlagen,
fertige und unfertige Erzeugnisse, Waren oder sonstiges Umlaufvermögen gebil-
det werden.
E Sachanlagevermögen: Vermögensgegenstände, die dauernd dem Geschäftsbetrieb
zu dienen bestimmt sind (§ 247 Abs. 2 HGB), rechnen zum Anlagevermögen
(s. Anm. 253), wovon nur Sachanlagevermögen zur Festwertbildung zugelassen
wird. Festwerte können für Inventar gebildet werden, auch für Stammanlagen
(zB Gerätepark, Beispiele bei Knop in Küting/Weber V. § 240 HGB Rn. 69)
sind Festwerte zulässig. Ob in stl. Sicht die körperlichen WG beweglich oder un-
beweglich, abnutzbar oder nicht abnutzbar sind, ist theoretisch unerheblich;
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praktisch sind aber wohl nur bewegliche (Frotscher/Herrmann, § 6 Rn. 48)
abnutzbare WG insbes. der Positionen „technische Anlagen und Maschinen“,
etwa Apparate der Chemieindustrie, Lagerbehälter, Rohrleitungen, Betriebsvor-
richtungen (§ 266 Abs. 2 A. II. 2 HGB; vgl. Hoyos/F. Huber in Beck-Bil-
Komm. VI. § 247 Rn. 480 ff.) oder „Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung“, zB nicht unmittelbar der Produktion dienende Transportanlagen,
Werkstätten-, Labor-, Büro- oder Ladeneinrichtungen (§ 266 Abs. 2 A. II. 3
HGB; vgl. ADS VI. § 266 HGB Rn. 55 ff.), die in größerer Zahl vorhanden sind,
in Betracht zu ziehen. Unzulässig ist die Festbewertung ua. bei Abschlägen nach
§ 6b (vgl. Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 269). Wegen der aktuell ver-
pflichtenden gWG-Regelungen in Abs. 2 und 2a (UntStReformG 2008 v. 14.8.
2007, BGBl. I 2007, 1912; BStBl. I 2007, 630) kommen Festwerte für entspre-
chende abnutzbare bewegliche WG des Anlagevermögens – sofern sie nach
dem 31.12.2007 angeschafft, hergestellt oder in ein BV eingelegt werden (§ 52
Abs. 16 Satz 17) – ebenfalls nicht in Betracht (bereits vorher bei Bewertungsfrei-
heit keine Festwertbewertung für nach Abs. 2 berücksichtigte gWG und WG
ohne Wert oder kurzlebige WG, BFH v. 26.8.1993 – IV R 127/91, BStBl. II
1994, 232; H 5.4 „Festwert“ EStH; auch keine gWG-Nachholung bei Festwert-
aufgabe, s. Anm. 153; BFH. v. 17.3.1982 – I R 144/78, BStBl. II 1982, 545). Vo-
raussetzung für stl. gWG schon iSd. Abs. 2 aF sowie auch weiterhin iSd Abs. 2,
2a nF ist aber selbständige Nutzungsfähigkeit, so dass bei WG von geringem
Wert eine Festwertbildung nur in Betracht kommt, wenn sie einer selbständigen
Nutzung nicht fähig sind.
E Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, nach § 266 Abs. 2 B. I.1 HGB aufgeführt in der
Vollgliederung für KapGes. (gültig auch für sonstige Kaufleute; zB Knop in Kü-
ting/Weber V. § 240 HGB Rn. 56), gehen als Haupt- (dann Rohstoffe) und
Nebenbestandteile (dann Hilfsstoffe) in die produzierten Erzeugnisse ein oder
dienen als Betriebsstoffe der Fertigung wie auch anderen Betriebsbereichen. Im
Unterschied zu den fertigen/unfertigen Erzeugnissen sind sie fremdbezogen,
noch nicht einer Be- oder Verarbeitung unterzogen und anders als Waren ohne
eine solche Be-/Verarbeitung nicht zur Veräußerung oder anderweitigen Abga-
be (etwa als Muster) bestimmt (vgl. ADS VI. § 266 HGB Rn. 102 ff.; Ellrott/
Krämer in Beck-BilKomm. VI. § 266 Rn. 90 ff.). Mineralölunternehmen können
zB für Kraftstoffe keinen Festwert bilden, wenn sie für das Unternehmen
(un)fertige Produkte darstellen (vgl. Lademann/Meurer, § 6 Rn. 164).
Regelmäßiger Ersatz der Wirtschaftsgüter: Voraussetzung der Festwertbil-
dung ist, dass der Bestand an WG, der durch Verbrauch, Abnutzung oder Aus-
scheiden vermindert wird, durch entsprechende Zugänge regelmäßig ausgegli-
chen wird. Diese laufenden Zugänge entsprechen unterstelltermaßen (vgl. BMF
v. 26.2.1992, DStR 1992, 542) in etwa den Abgängen und Abschreibungen im
Fall der Einzelbewertung (vgl. Winnefeld, Bilanz-Handb., 4. Aufl. 2006, Rn. B
150; ADS VI. § 240 HGB Rn. 73). Ob als Ersatz in diesem Sinne auch jene Fälle
gelten, in denen nicht durch regelmäßige Wiederbeschaffung, sondern durch In-
standhaltung oder Aufarbeitung eine Bestandswerterhaltung erreicht wird
(KSM/Mathiak, § 5 Rn. A 318), könnte fraglich sein (ablehnend zB für nicht
abnutzbares Anlagevermögen Knop in Küting/Weber V. § 240 HGB Rn. 57;
vgl. Unterstellung, dass alte WG ständig durch neue ersetzt werden, BMF v.
26.2.1992 aaO). Regelmäßiger Ersatz stellt uE ab auf die Üblichkeit von Ersatz-
beschaffungen im gewöhnlichen Geschäftsgang, so dass der Verbrauch eines
Jahres lediglich grds. bis zum Abschlussstichtag ersetzt werden muss, zB damit
der Bestand in seiner Größe nur geringen Veränderungen unterliegt (vgl. ADS
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VI. § 240 HGB Rn. 78). Mithin müsste ausnahmsweise auch ein längerer Wie-
derbeschaffungsrhythmus möglich sein.
Nachrangige Bedeutung des Gesamtwerts der Wirtschaftsgüter: § 240
Abs. 3 HGB erlaubt die Festwertmethode nur, wenn der Gesamtwert der Fest-
wertgegenstände für das Unternehmen von nachrangiger Bedeutung ist. Selbst
wertvolle WG können also grds. festwertfähig sein, wohingegen eine Vielzahl
wertvoller WG idR nicht mehr als unbedeutend anzusehen sein wird (glA KSM/
Mathiak, § 5 Rn. A 318).
E Nachrangige Bedeutung: Die Auslegung der Nachrangigkeit ist handelsrechtl.
umstritten und wird uE nicht pauschal und ohne Würdigung des Einzelfalls er-
folgen dürfen (vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 81 mwN). Eine bestimmte Wert-
grenze der Nachrangigkeit findet sich nämlich nicht im Gesetz (zu pauschalen
handelsrechtl. Orientierungsgrößen vgl. Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2
Rn. 243).
E Gesamtwert: Ob bei der Beurteilung der Nachrangigkeit des Gesamtwerts auf
jeden einzelnen Festwert oder aber weiter gefasst auf die Summe vermögensart-
bezogener bzw. aller Festwerte abzustellen sei, ist str.

Während nach Knop (in Küting/Weber V. § 240 HGB Rn. 58) die Nachrangigkeit
schrittweise – bei Festwertbezugnahme auf einzelne Vermögensgegenstände im Ver-
hältnis zu den anderen Vermögensgegenständen des gleichen Bilanzpostens und allen-
falls im zweiten Schritt im Verhältnis zur Bilanzsumme, jedoch bei Festwertbezugnah-
me auf den gesamten Bilanzposten stets in Relation zur Bilanzsumme – zu beurteilen
sei, ist nach aA nicht auf den Gesamtwert aller Festwerte abzustellen, sondern das Vor-
liegen der Voraussetzung für jeden Festwert getrennt zu prüfen (ADS VI. § 240 HGB
Rn. 79 ff.; Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 269; vgl. auch BMF v. 26.2.1992,
DStR 1992, 542, „keine Addition aller im Einzelfall gebildeten Festwerte“). Dem-
gegenüber wird es bei Existenz mehrerer Festwerte auch als problematisch angesehen,
nur auf einzelne Festwerte abzustellen, da diese zusammengefasst durchaus von erheb-
licher Bedeutung für ein Unternehmen sein könnten (Winkeljohann/Philipps in
Beck-BilKomm. VI. § 240 Rn. 87; vgl. auch Petersen/Zwirner in Beck-HdR, A 230
Rn. 29; uE ist zur Beurteilung der Nachrangigkeit das Abstellen auf Vergangenheits-
werte grds. problematisch).

Für die stl. Praxis ist zur Beurteilung der Nachrangigkeit nach Meinung der Fin-
Verw. (BMF v. 8.3.1993, BStBl. I 1993, 276) auf die Bilanzsumme abzustellen.
Der Gesamtwert der für einen einzelnen Festwert in Betracht kommenden WG
ist danach für das Unternehmen grds. von nachrangiger Bedeutung, wenn er an
den dem Bilanzstichtag vorangegangenen fünf Stichtagen im Durchschnitt 10 %
der Bilanzsumme nicht überstiegen hat (s. Tab. 5, Festwertbildung ist hier zuläs-
sig, weil der Durchschnitt von 10 % bezogen auf die Bilanzsumme im Fünfjah-
resmittel nicht überschritten wird; abweichendes Beispiel bei Büttner/Wenzel,
DB 1992, 1893 [1894 f.]):

Tab. 5: Nachrangige Bedeutung im Fünfjahresdurchschnitt

Nachrangige Bedeutung der Festwertanteile

Stichtag Bilanzsumme in TE Festwert in TE Anteil

01 1500 135 9 %
02 1400 140 10 %
03 1500 120 8 %
04 1500 150 10 %
05 1000 130 13 %

Durchschnittl. 1/5 (9 % + 10 % + 8 % + 10 % + 13 %) = 10 %

§ 6 Anm. 150 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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Geringe Veränderung in Größe, Wert und Zusammensetzung des Be-
stands der Wirtschaftsgüter: Der Bestand der in den Festwert einbezogenen
WG darf in seiner Größe (Bestandsmenge nach Zahl, Maß oder Gewicht), Wert
(insbes. AHK, Marktpreise) und Zusammensetzung (in qualitativer Hinsicht)
nur geringen Veränderungen unterliegen.
E Größe des Bestands: Diese Komponente bezieht sich auf das dem einzelnen
Festwert zugrunde liegende Mengengerüst, wobei unwesentliche Veränderungen
ohnehin unschädlich sind (vgl. Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2 Rn. 244)
und dem Verfahren nicht entgegenstehen. Unerwartete Veränderungen des Be-
stands beeinträchtigen nicht im Nachhinein einen zulässigen Festwertansatz, wie
auch größere Mengenänderungen (zB auf Grund von Unternehmensentwicklun-
gen, Betriebserweiterungen) die Anwendung der Festwertmethode nicht grds.
ausschließen (vgl. RFH v. 19.12.1934, RStBl. 1935, 675; ADS VI. § 240 HGB
Rn. 84). Es ist dann jedoch eine Überprüfung des Festwerts selbst vorzunehmen
(vgl. Winkeljohann/Philipps in Beck-BilKomm. VI. § 240 Rn. 89).
E Wert des Bestands: Die Wertkomponente stellt auf die der Bewertung zugrunde
liegenden Preisansätze der Festwertgegenstände ab. Unter dem Gesichtspunkt
der lediglich in geringem Umfang zulässigen Wertänderungen ist nach hM (vgl.
ADS VI. § 240 HGB Rn. 85; Winkeljohann/Philipps in Beck-BilKomm. VI.
§ 240 Rn. 90; Knop in Küting/Weber V. § 240 HGB Rn. 61; Kahle/Heinstein
in HdJ, Abt. II/2 Rn. 244) eine Festbewertung nur anwendbar bei Vermögens-
gegenständen (stl. WG), die erfahrungsgemäß geringen Preisschwankungen un-
terliegen (nach H 6.8 „Festwert“ EStH darf Festbewertung nicht dem Ausgleich
von Preisschwankungen und insbes. -steigerungen dienen, unter Hinweis auf
BFH v. 1.3.1955 – I 140/52 U, BStBl. III 1955, 144, und v. 3.3.1955 – IV
203/53 U, BStBl. III 1955, 222), und umgekehrt ausgeschlossen etwa für zu
Weltmarktpreisen gehandelte Rohstoffe (zB Kaffee, Kakao, Kupfer, NE-Metal-
le); sie kommt uU ferner nicht in Frage bei Sachanlagegütern mit erheblichen
Nutzungsdauerabweichungen (ADS VI. § 240 HGB Rn. 86), da daraufhin ua.
deren Wert nicht nur geringen Veränderungen unterliege. Zur Beantwortung
der Frage, was hierbei noch als gering anzusehen ist, kann als ein Anhaltspunkt
die von der FinVerw. in R 5.4 Abs. 4 Satz 5 EStR akzeptierte Schwankungsbrei-
te von 10 % dienen.
E Zusammensetzung des Bestands: In qualitativer Hinsicht darf sich die Zusammen-
setzung der in die Festbewertung einbezogenen WG nicht erheblich verändern.
Eine Zusammenfassung verschiedenartiger WG zum Zweck der Festbewertung
ist also grds. möglich (vgl. Knop in Küting/Weber V. § 240 HGB Rn. 62). Dem
Stetigkeitserfordernis der Zusammensetzung ist dabei bereits bei der Auswahl
der einzubeziehenden Gegenstände Rechnung zu tragen (vgl. ADS VI. § 240
HGB Rn. 89), damit das Verhältnis der einbezogenen verschiedenen Güterarten
in etwa konstant bleibt. Durch das Kriterium der nur geringen Veränderung der
Zusammensetzung werden geringfügige übliche Qualitätsunterschiede (zB infol-
ge technischer Weiterentwicklung) nicht untersagt, jedoch muss während der
Geltung des Festwertansatzes die Funktionsgleichheit der Festwertgüter (vgl.
schon Schlottmann, Festwertverfahren für Sachanlagen sowie Buch- und
Durchschnittsbewertungen bei Gleisanlagen, Rohr- und Kabelleitungen, 1970,
36; Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 269) im Wesentlichen gesichert sein.
Außerdem sollen die zusammengefassten Anlagengegenstände insbes. eine eini-
germaßen gleiche Altersstruktur aufweisen und keine erheblich unterschied-
lichen Nutzungsdauern haben (BMF v. 26.2.1992, DStR 1992, 542). Die hier an-
sonsten fehlende Homogenität in den Festwerten lässt sich indes ggf. mit Bil-
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dung neuer, in sich homogener Festwerte erreichen (ADS VI. § 240 HGB
Rn. 89), und durch die idR dreijährliche Festwertkontrolle wird einer sich all-
mählich vollziehenden Strukturänderung – hierbei wird man auf die Verände-
rungen zum Bilanzstichtag abzustellen haben – Rechnung getragen.
Körperliche Bestandsaufnahme der Wirtschaftsgüter: Handelsrechtl. ist ei-
ne Festwertbildung nur zulässig, wenn idR alle drei Jahre – also abweichend von
§ 240 Abs. 2 HGB – eine körperliche Bestandsaufnahme durchgeführt wird
(§ 240 Abs. 3 Satz 2 HGB), um insbes. Mengenänderungen festzustellen. In be-
gründeten Ausnahmefällen – evtl. wenn die Entwicklung des Festwertbestands
anhand plausibler Schlüsselgrößen (dazu Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2
Rn. 251) annähernd zuverlässig verfolgt werden kann (vgl. Knop in Küting/We-
ber V. § 240 HGB Rn. 63) oder zwischenzeitlich angepasst wurde – ist eine ge-
legentliche Ausweitung des Zeitraums nicht zu beanstanden; eine ständige Frist-
überschreitung ist jedoch unzulässig (vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 96). Der
handelsrechtl. Dreijahresturnus wird bzgl. beweglicher WG des Anlagever-
mögens in R 5.4 Abs. 4 Satz 1 EStR grds. übernommen („an jedem dritten ... Bi-
lanzstichtag“) und zugleich bestimmt, dass ergänzend zum Regelfall eine körper-
liche Bestandsaufnahme „spätestens aber an jedem fünften Bilanzstichtag“
vorzunehmen ist; der handelsrechtl. Dreijahresturnus – idR – gilt ohne Weiteres
für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe (vgl. Schmidt/Glanegger XXVII. § 6
Rn. 261). Die erstmalige Bildung eines Festwerts setzt ebenfalls eine körperliche
Bestandsaufnahme voraus (Winkeljohann/Philipps in Beck-BilKomm. VI.
§ 240 Rn. 98).

4. Anwendung der Festwertmethode

a) Überblick
Bei Vorliegen aller Voraussetzungen (s. Anm. 150) besteht ein handelsrechtl. –
stl. dann einheitlich auszuübendes – Wahlrecht (s. Anm. 146) zur Festwertbil-
dung (vgl. Lademann/Meurer, § 6 Rn. 153). Dieses Wahlrecht eröffnet die
Möglichkeit, Festwerte auch nur für eine Teilmenge einer Bilanzposition zu
bilden (vgl. für den Steinkohlebergbau BMF v. 12.8.1993, BB 1993, 1767; glA
Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2 Rn. 238). Planmäßige AfA, Abgänge durch
Verbrauch oder Schwund sowie Wertaufholungen – trotz grds. Zuschreibungs-
pflicht beim abnutzbaren Anlagevermögen (vgl. Schmidt/Glanegger XXVII.
§ 6 Rn. 271) – bleiben in der Zeit des Festwertansatzes insgesamt unberücksich-
tigt; Aufwendungen zur Erhaltung des Festwertbestands stellen sofort abzieh-
bare BA (buchungstechnisch BA in einer „verdeckten ... Form“, vgl. BFH
v. 23.3.1972 – V R 139/71, BStBl. II 1972, 683) dar. AfaA und Teilwertabschrei-
bungen können uU vorgenommen werden, sind aber an Einzelfeststellungen an-
hand einer körperlichen Bestandsaufnahme (s. Anm. 150) gebunden (vgl. BMF
v. 26.2.1992, DStR 1992, 542; einschränkend zustimmend Schmidt/Glanegger
XXVII. § 6 Rn. 272; zur AfaA vgl. RFH v. 14.10.1941, RStBl. 1941, 895). Im
Hinblick auf die Anwendung – in zeitlicher Abfolge – der Festwertmethode ist
somit
p bei der Festwertbildung und insbes. bei der erstmaligen Anwendung der Me-

thode zu unterscheiden, ob es sich um (abnutzbares) Anlagevermögen oder
um Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe des Umlaufvermögens handelt,

p während der Geltung eines Festwerts – es entfallen nunmehr die buchwert-
beeinflussenden Abgangsbuchungen und die Zugänge, Zuschreibungen oder
Herstellungsaufwendungen wirken umgekehrt sofort gewinnmindernd – eine
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regelmäßige Festwertkontrolle durchzuführen und (ggf. freiwillig oder ver-
pflichtend) eine Festwertanpassung vorzunehmen

p sowie uU eine Auflösung/Wiederaufgabe von Festwerten (ggf. freiwillig oder
verpflichtend) vorzunehmen bzw. das Festwertverfahren zu beenden.

b) Festwertbildung
Festwertbildung im Anlagevermögen: Der angestrebte Festwert wird beim
abnutzbaren Anlagevermögen regelmäßig nicht sofort ausgewiesen (so offenbar
noch RFH v. 16.12.1936, RStBl. 1937, 272; BFH v. 23.3.1972 – V R 139/71,
BStBl. II 1972, 683, hier zur Selbstverbrauchbesteuerung), sondern es wird der
bisherige Stichtagswert dem angestrebten Festwert (sog. „Anhaltewert“, auch als
„Festhaltewert“ bezeichnet, vgl. Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 270) ge-
genübergestellt. Die Festlegung des Festwerts erfolgt unter Berücksichtigung
von im Regelfall planmäßigen Abschreibungen, Zu- und Abgängen (vgl. Nord-
meyer/Göbel in Beck-HdR, B 212 Rn. 207), während stl. Sonderabschreibun-
gen bzw. erhöhte Absetzungen nach FinVerw. nicht berücksichtigt werden (vgl.
BMF v. 8.3.1993, BStBl. I 1993, 276). Ausgangsgröße des Festwerts sind die
AHK bzw. ggf. niedrigere Stichtagswerte auf Grund gesunkener Wiederbeschaf-
fungskosten (Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2 Rn. 253). Werden im Ausnah-
mefall Gegenstände mit unterschiedlichen Nutzungsdauern (üblicherweise keine
erhebliche Unterschiedlichkeit der Nutzungsdauern, vgl. BMF v. 26.2.1992,
DStR 1992, 542) zulässigerweise zu einem Festwert zusammengefasst, so ist uE
eine durchschnittliche betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer durch mengenmäßig
gewichtete Durchschnittsbildung zu ermitteln:

Tab. 6: Mengenmäßige Gewichtung von Nutzungsdauern

Mengenmäßige Gewichtung von Nutzungsdauern

Menge m Nutzungsdauer N m × N

300 10 Jahre 3000
200 5 Jahre 1000
500 4 Jahre 2000

1000 6000

Durchschnittl. Nutzungsdauer N = 6 000/1 000 = 6 Jahre

Zur weiteren Vereinfachung der Festbewertung berücksichtigt die Praxis eine al-
tersmäßige Schichtung des Festwertbestands rechnerisch mit Hilfe des prozen-
tualen Durchschnittswerts der AHK früherer Wj. auch als „Wertigkeitsquoten“
(vgl. ausführl. Tabellen schon bei Federmann, DB 1983, 293 ff.).
Bei unterstellter gleichmäßiger Ersetzung und Abschreibung in gleichen Jahres-
beträgen werden Wertigkeitsquoten angegeben mit 43,75 %/45 %/47,5 % bei
vier/fünf/zehn Jahren Nutzungsdauer (so exempl. Winnefeld, Bilanz-Handb,
4. Aufl. 2006, Rn. B 163; vgl. auch Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2 Rn. 252).
Diese Wertigkeitsquoten (zur rechnerischen Ermittlung der Formel Federmann,
Bilanzierung nach Handelsrecht und Steuerrecht, 11. Aufl. 2000, 356; vgl. str.
Buchner, BB 1995, 816; Zehetmair/Hofmann, BB 1996, 261; Pooten, BB
1996, 839) berücksichtigten noch die mittlerweile mit § 7 Abs. 1 Satz 4 (idF des
HBeglG 2004 v. 29.12.2003, BGBl. I 2003, 3076; BStBl. I 2004, 120) abge-
schaffte Halbjahresregel nach R 44 Abs. 2 EStR aF und dürften uE, wenn nicht
weitere Modellannahmen getroffen werden, inzwischen überholt sein (unter un-
veränderten Annahmen rechnerisch nunmehr stets 50 % als Ergebnis).
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Werden WG einer bestimmten Art erstmals angeschafft (insbes. bei Betriebs-
gründungen), können die Festwerte nicht mit derselben Durchschnittswertigkeit
wie bei einer Nutzung im laufenden Betrieb angesetzt werden, da der für Fest-
bewertung erforderliche Gleichgewichtszustand zwischen Ersatzbeschaffungen
und Abschreibungen/Abgängen noch nicht erreicht sein wird (vgl. Veigel/
Lentschig, StBp. 1994, 81 ff.). Die FinVerw. geht von einem buchmäßigen Dau-
erbestandswert iHv. 40–50 % der tatsächlichen AHK aus (BMF v. 26.2.1992,
DStR 1992, 542; zustimmend wohl ADS VI. § 240 HGB Rn. 101; auch bei in
Gebrauch befindlichen WG kann dieser Durchschnittswert verwendet werden,
Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2 Rn. 259). Ein solcher Ansatz iHv. 40–50 %
sei für einen Festwert in der Anfangsphase indes zu niedrig, weil die Zugänge in
dieser Phase die Abgänge noch übersteigen (vgl. KSM/Mathiak, § 5 Rn. A
321).
Festwertbildung im Umlaufvermögen: Bei WG des Umlaufvermögens – hier
nur zulässig Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe (s. Anm. 150 „Festwertfähigkeit der
WG“) – sind die Zugänge weiterhin zu aktivieren, bis der Stichtagsbuchwert die
anzustrebende Festwerthöhe erreicht. Für den umgekehrten Fall, dass der Stich-
tagswert darüber liegt, ist so lange zu warten, bis sich ein annähernd gleichblei-
bender Bestandswert eingestellt hat (durch Verbräuche oder uU Teilwertab-
schreibung). Im Übrigen bestimmt sich die Höhe des Festwerts schlicht durch
die Mengen- und Wertverhältnisse am entsprechenden Bilanzstichtag der erst-
maligen Festbewertung. Als Werte kommen regelmäßig die AHK in Betracht,
wobei diese nach üblichen Verfahren (Einzel-, Durchschnittsbewertung, Ver-
brauchsfolgeverfahren) ermittelt werden können (vgl. ADS VI. § 240 HGB
Rn. 99); bei alters-, qualitäts- und wertmäßig gemischten Beständen können Ab-
schläge begründet sein. Ggf. sind niedrigere Stichtagswerte auf Grund des han-
delsrechtl. Niederstwertprinzips heranzuziehen.

c) Festwertkontrolle
Prinzipiell ist die vollständige Erfüllung der Anwendungsvoraussetzungen der
Festwertmethode (s. Anm. 150) an jedem Bilanzstichtag zu überprüfen (vgl.
ADS VI. § 240 HGB Rn. 76). Die Festwertkontrolle für jeden angesetzten Fest-
wert hat separat zu erfolgen. Der Festwertansatz selbst ist nämlich regelmäßig
daraufhin zu überprüfen, ob er bestätigt und unverändert fortgeführt werden
darf, ob Anpassungen vorzunehmen sind oder die Festbewertung aufzugeben
ist (vgl. Ballwieser in Münchener Komm. zum HGB, 2. Aufl. 2008, § 240
HGB Rn. 24). Die Festwertkontrolle hat dabei idR im Rahmen der körperlichen
Bestandsaufnahme zu erfolgen (vgl. mit instruktivem Beispielen Knop in Kü-
ting/Weber V. § 240 HGB Rn. 71 f.), ggf. aber auch zwischen den Bilanzstich-
tagen (vgl. Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2 Rn. 261) bei Betriebserweiterun-
gen, Aufgabe von Produktionszweigen etc.
Festwertbestätigung: Zutreffend gebildete Festwerte werden grds. unver-
ändert von Abschluss zu Abschluss fortgeführt. Weicht der Inventurwert nicht
oder lediglich geringfügig ab, wird der bisherige Festwert idR beibehalten (vgl.
KSM/Mathiak, § 5 Rn. A 320).
E Inventurwert gleich bisherigem Festwert: In diesem Fall kann – bzw. uU muss (denn
bei Fortführung des Festwertverfahrens und andernfalls Vorliegen eines Versto-
ßes gegen die Bewertungsstetigkeit nach § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB ist ein „will-
kürlicher Wechsel ... nicht zulässig“, BMF v. 12.8.1993, BB 1993, 1767) – der
bisherige Festwert fortgeführt werden. Die Beibehaltung des Festwerts setzt
grds. eine ordnungsgemäße Instandhaltung für die betreffende Festwertgruppe
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(sonst möglich AfaA, vgl. RFH v. 14.10.1941, RStBl. 1941, 895; ähnlich Kahle/
Heinstein in HdJ, Abt. II/2 Rn. 265, im Hinblick auf „nachhaltig mangelnde
Instandhaltung“) voraus.
E Inventurwert geringfügig höher als bisheriger Festwert: Sofern der neu ermittelte Wert
den bisherigen Festwert um nicht mehr als 10 % übersteigt, hat der Stpfl. ein
Wahlrecht, den bisherigen Festwert beizubehalten (vgl. R 5.4 Satz 5 EStR, aus-
drücklich für bewegliche WG des Anlagevermögens; glA Knop in Küting/
Weber V. § 240 HGB Rn. 71, Winkeljohann/Philipps in Beck-BilKomm. VI.
§ 240 Rn. 105, Hachmeister in HdJ Abt. II/5, Rn. 383, Kahle/Heinstein in
HdJ, Abt. II/2 Rn. 264; ablehnend, wenn stl. Bagatellregelung die Darstellung
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage abhängig von der absoluten Festwert-
höhe tangiert, vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 102) oder den Festwert (s.u.) anzu-
passen; dies gilt für jeden einzelnen Festwert und betrifft nicht nur Mengen-
(Zusammensetzung), sondern auch durch Inventur ermittelte Wertänderungen.
Festwertanpassung: Zu einer Änderung des Festwerts kommt es allgemein
dann, wenn der Bestand der mit einem Festwert bewerteten WG in seiner Grö-
ße, seinem Wert oder seiner Zusammensetzung (also in Umkehrung zu den Vo-
raussetzungen von § 240 Abs. 3 HGB nicht kumulativ, sondern alternativ) nicht
nur geringen Veränderungen unterlegen hat.
E Inventurwert nicht nur geringfügig höher als bisheriger Festwert: Sofern der neu ermit-
telte Wert den bisherigen Festwert – jenseits der Abweichungstoleranz in Anleh-
nung bzw. Übereinstimmung mit der stl. Regelung in R 5.4 Abs. 4 Satz 2 EStR
(vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 102; Winkeljohann/Philipps in Beck-BilKomm.
VI. § 240 Rn. 105; Nordmeyer/Göbel in Beck-HdR, B 212 Rn. 206) – um mehr
als 10 % überschreitet, ist dieser Wert als künftiger Festwert anzusetzen. Preis-
steigerungen sind dabei nach hM nur insoweit zu berücksichtigen, als sie auf
den Mehrbestand entfallen (vgl. ADS VI. § 240 HGB Rn. 106). Für den Alt-
bestand dürfen wegen Geltung der handelsrechtl. Anschaffungswerts- und Im-
paritätsprinzipien (Verbot des Ausweises nicht realisierter Gewinne) Preissteige-
rungen nicht berücksichtigt werden (Winkeljohann/Philipps in Beck-Bil-
Komm. VI. § 240 Rn. 106); dabei sichert eine bestimmte Aufstockungstechnik
deren Einhaltung: Der bisherige Festwert wird so lange um die AHK der im
Festwert erfassten nach dem Bilanzstichtag des vorangegangenen Wj. ange-
schafften/hergestellten WG aufgestockt, bis der neue Festwert erreicht ist
(R 5.4 Abs. 4 Satz 3 EStR; vgl. Utz, StStud. 2005, 304 [307]). Die Aufstockung
erfolgt uE mit den vollen AHK, da die Abnutzung bereits bei der Höhe des
Festwerts berücksichtigt wurde.
E Inventurwert niedriger als bisheriger Festwert: Sofern der neu ermittelte Wert den
bisherigen Festwert unterschreitet, ist handelsrechtl. – und im Ergebnis wegen
des Maßgeblichkeitsprinzips (s. § 5 Anm. 61 ff.) auch mit stl. Wirkung – zu diffe-
renzieren, ob die Ursache der Herabsetzung mengen- oder preisbedingt ist, ob
Anlagegüter oder Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und ob KapGes. oder Nicht-
KapGes. betroffen sind:
p Ist der gegenüber dem Festwert niedrigere Wert in Mindermengen begründet,

muss zwingend eine Anpassung vorgenommen werden (vgl. WP-Handb., Bd.
I, 2006, E Rn. 363; glA Winkeljohann/Philipps in Beck-BilKomm. VI.
§ 240 Rn. 106; Kahle/Heinstein in HdJ, Abt. II/2 Rn. 263) und der nied-
rigere Wert ist als neuer Festwert anzusetzen.

p Ist der gegenüber dem Festwert niedrigere Wert preisbedingt, muss bei Vor-
liegen von Umlaufvermögen (hier Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe) ebenfalls
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der niedrigere Wert angesetzt werden (§ 253 Abs. 3 Satz 1, 2 HGB, vgl. ADS
VI. § 240 HGB Rn. 107).

p Ist der niedrigere Wert nicht mengenbedingt und betrifft er einen Festwert für
Anlagevermögen, muss bei voraussichtlich dauernder Wertminderung (§ 253
Abs. 2 Satz 3 letzter Halbs. HGB) – rechtsformunabhängig – dieser niedrigere
Wert angesetzt werden (so auch weiterhin in § 253 Abs. 2 Satz 3 HGB nF
nach dem Entwurf eines BilMoG, Art. 1 Nr. 10, BTDrucks. 16/10067, 6). Bei
einer nicht voraussichtlich dauernden Wertminderung haben Nicht-KapGes.
handelsrechtl. derzeit noch ein Abschreibungswahlrecht (§ 253 Abs. 2 Satz 3
HGB), das für KapGes. nach § 279 Abs. 1 Satz 2 HGB (nach dem Entwurf
eines BilMoG, Art. 1 Nr. 28, BTDrucks. 16/10067, 9, wird ua. § 279 HGB
aufgehoben) hier nicht in Anspruch genommen werden darf, da es sich bei
Festwerten nicht um Finanzanlagen handelt. In R 5.4 Abs. 4 Satz 4 EStR (ggf.
iVm. H 5.4 und H 6.8 EStH) wird – uE unzutreffend – in jedem Fall von ei-
nem Herabsetzungswahlrecht („kann“) ausgegangen.

Festwertaufgabe: Das Wahlrecht der Festbewertung beinhaltet umgekehrt
auch die Möglichkeit, unter Beachtung des Stetigkeitsgebots (§ 252 Abs. 1
Nr. 6 HGB; BMF v. 12.8.1993, BB 1993, 1767) zur Einzelbewertungsmethode
(s. Anm. 105 und näher Anm. 89) zurückzukehren, etwa wenn kein Verein-
fachungszweck mehr erreicht wird (vgl. Veigel/Lentschig, StBp. 1994, 81 [84];
ADS VI. § 240 HGB Rn. 109). Wird freiwillig der Festwert aufgegeben oder
ist eine Festbewertung auf Grund inzwischen fehlender Voraussetzungen
(s. Anm. 150) nicht mehr zulässig, zB bei erheblicher Änderung der Zusammen-
setzung oder Unregelmäßigkeit des Ersatzes, ist eine Aufteilung auf die vorhan-
denen WG vorzunehmen, diese über eine Restnutzungsdauer (keine Nach-
holung der – früher nach Abs. 2 Satz 1 aF – fakultativen Bewertungsfreiheit für
gWG, BFH. v. 17.3.1982 – I R 144/78, BStBl. II 1982, 545) bzw. ggf. auf den
niedrigeren Teilwert abzuschreiben, sofern es sich um WG des Sachanlagever-
mögens handelt, oder bei Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen entsprechend ihrem
Verbrauch eine Aufwandsverrechnung vorzunehmen (vgl. ADS VI. § 240 HGB
Rn. 108). Nach Aufgabe des Festwertverfahrens werden die neuen Zugänge
nach normalen Bilanzierungs-, Bewertungs- und Abschreibungsverfahren be-
wertet, auch bei Übergang innerhalb eines Wj. Jedoch ist ohnehin nur im An-
schluss an eine regelmäßige körperliche Bestandsaufnahme ein Wechsel empfeh-
lenswert, weil nach Aufgabe eines Festwerts alle WG im Bestandsverzeichnis
erfasst werden müssen.

5. Einzelfälle (ABC) zur Festwertmethode

AfaA: s. „Teilwertabschreibungen“.
Bahnanlagen: s. „Gleisanlagen“.
Baugewerbe: Für Gerüst- und Schalungsteile ist Festwertbildung zulässig (WP-
Handb., Bd. I, 2006, E Rn. 363; ADS VI. § 240 HGB Rn. 93; schon FinMin.
Ba.-Württ. v. 11.12.1961, BStBl. II 1961, 190).
Baumschulkulturen: Kein Festwertansatz (BFH v. 3.12.1970 – IV R 170/67,
BStBl. II 1971, 321; vgl. zur Bewertung BMF v. 10.8.2006, BStBl. I, 2006, 493).
Bergbauanlagen: Festbewertung grds. zulässig (BMF v. 12.8.1993, BB 1993,
1767).
Besteck: s. „Gastronomie“.
Betriebsausstattung: s. „Geschäftsausstattung“.
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Bilanzsumme: Die FinVerw. stellt bei der Beurteilung der Festwertnachrangig-
keit auf die Bilanzsumme ab (s. Anm. 150); der Gesamtwert ist nachrangig,
wenn er im Fünfjahresdurchschnitt 10 % der Bilanzsumme nicht überstiegen
hat (BMF v. 8.3.1993, BStBl. I 1993, 276).
Brauerei: s. „Flaschen, Flaschenkästen“.
Erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen sind bei der Ermittlung des
sog. Anhaltewerts (s. Anm. 152) nach FinVerw. nicht zu berücksichtigen (BMF
v. 8.3.1993, BStBl. I 1993, 276).
Fette: s. „Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe“.
Flaschen, Flaschenkästen: Für Kästen, Kisten, Flaschen im Brauereigewerbe
ist ein Festwertansatz zulässig (BMF v. 26.2.1992, DStR 1992, 542).
Fünfjahresdurchschnitt: s. „Bilanzsumme“.
Gastronomie: Ein Festwertansatz ist zulässig typischerweise für Bestecke, Ge-
schirr, Wäsche (WP-Handb., Bd. I, 2006, E Rn. 362).
Gerüste: s. „Baugewerbe“.
Geschäftsausstattung: Ein Festwert kommt ua. für Teile der Geschäfts- und
Betriebsausstattung in Betracht (vgl. Frotscher/Herrmann, § 6 Rn. 302).
Geschirr: s. „Gastronomie“.
Gleisanlagen sind wie allgemein Bahnanlagen, Signalanlagen, Transport- und
Förderanlagen grds. festwertfähig (WP-Handb., Bd. I, 2006, E Rn. 362; schon
RFH v. 4.3.1931, RStBl. 1931, 460), sofern das Merkmal der Nachrangigkeit
(s. Anm. 150) vorliegt (vgl. Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 274).
Hotellerie: s. „Gastronomie“.
Investitionszulage:Werden WG zulässigerweise mit einem Festwert angesetzt,
sind für Zwecke der InvZul. (s. allgemein InvZulG 2005 v. 17.3.2004, BGBl. I
2004, 438) bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage die AHK dieser WG
und nicht ihr Festwert zu berücksichtigen (BMF v. 20.1.2006, BStBl. I 2006,
119, unter Hinweis auf BFH v. 29.7.1966 – VI 302/65 BStBl. III 1967, 151, für
Gerüst- und Schalungsteile).
Kästen: s. „Flaschen, Flaschenkästen“.
Nachrangigkeit: s. „Bilanzsumme“.
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe: Ein Festwert ist grds. iHv. AHK anzusetzen
(BMF v. 26.2.1992, DStR 1992, 542).
Schalungsteile: s. „Baugewerbe“.
Schmierstoffe: s. „Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe“.
Sonderabschreibungen: s. „Erhöhte Absetzungen“.
Steinkohlebergbau: s. „Bergbauanlagen“.
Teilwertabschreibungen und AfaA können ggf. vorgenommen werden; sie
sind aber an Inventurfeststellungen gebunden (BMF v. 26.2.1992, DStR 1992,
542; s. Anm. 152).
Wäsche: s. „Gastronomie“.
Werkzeug: Ein Festwert ist zulässig für Werkzeugbestände des Anlagevermö-
gens, Stanzen, Modelle, Mess- und Prüfgeräte (BMF v. 26.2.1992, DStR 1992,
542).

Einstweilen frei.
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VI. Verbrauchsfolgeverfahren

Soweit es den GoB entspricht, können handelsrechtl. für den Wertansatz gleich-
artiger Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens Verbrauchsfolgen, wie
Lifo/Fifo/Hifo (für engl. Last/First/Highest in – first out) etc., unterstellt
werden (§ 256 Satz 1 HGB). Stl. ist als Verbrauchsfolgeverfahren explizit und
nach hM (s. näher Anm. 1122h; R 6.9 Abs. 1 EStR; Schmidt/Glanegger
XXVII. § 6 Rn. 260, 265; Ellrott in Beck-BilKomm. VI. § 256 Rn. 85) nur Lifo
zulässig; zu dem gesamten Problemkreis des Lifo-Verbrauchsfolgeverfahrens s.
Anm. 1121 ff.

Einstweilen frei.

VII. Pauschalwertmethode

1. Begriff und Bedeutung der Pauschalwertmethode
Pauschalbewertung bedeutet, dass bei der Bewertung die wertrelevanten Um-
stände eines Bewertungsgegenstands außer Betracht bleiben und stattdessen da-
von ausgegangen wird, dass sie generell in einem bestimmten geschätzten Um-
fang für eine Gruppe von gleichen oder gleichartigen WG vorliegen und
deshalb pauschal bei der Bewertung der Gruppe berücksichtigt werden können.
Pauschale Bewertung kann danach auch als eine Form der Gruppenbewertung
(s. näher Anm. 115 ff.) und damit als Ausnahme (nach Weber-Grellet, StuB
2005, 312, Anm. zu BFH v. 15.9.2004 – I R 5/04, BFH/NV 2005, 421, „ein
praktisches Hilfsmittel; korrekter ist die Einzelbewertung“) vom Einzelbewer-
tungsgrundsatz angesehen werden (vgl. KSM/Werndl, § 6 Rn. A 165), ohne
dass allerdings deren Voraussetzungen (s. Anm. 120) zutreffen müssen, zB bei
einheitlicher Bewertung auf Grund unternehmensspezifischer oder branchenbe-
zogener Erfahrungen (vgl. Schmidt/Weber-Grellet XXVII. § 5 Rn. 69), und
insbes. – GoB-konform – in Fällen der „Unmöglichkeit, Schwierigkeit oder
Unvertretbarkeit einer Einzelwertermittlung“ (Federmann, Bilanzierung nach
Handelsrecht und Steuerrecht, 11. Aufl. 2000, 358).

2. Rechtsgrundlagen und Voraussetzungen der Pauschalwertmethode
Als Rechtsgrundlage der Pauschalwertmethode wird in stRspr. (BFH v. 9.5.1961
– I 128/60 S, BStBl. III 1961, 336; v. 16.7.1981 – IV R 89/80, BStBl. II 1981,
766; v. 22.11.1988 – VIII R 62/85, BStBl. II 1989, 359 mwN; noch weiter
EuGH v. 14.9.1999 – Rs. C-275/97, ABl. EU 1999, C 352/7; EuGH v. 7.1.2003
– Rs. C-306/99, ABl. EU 2003, C 44/1; einschränkend BFH v. 15.9.2004 – I R
5/04, BFH/NV 2005, 421) gesehen, dass die konkrete individuelle Wert- und
Risikenermittlung eines einzelnen Bewertungsobjekts unmöglich, schwierig oder
unzumutbar erscheint und nur durch eine zusammengefasste Bewertung ein zu-
treffendes Bild der Vermögensverhältnisse des Kaufmanns und des Stands sei-
ner Schulden (§ 242 Abs. 1 Satz 1 HGB) sichergestellt werden kann (Frot-
scher/Herrmann, § 6 Rn. 46). Der Grundsatz der Einzelbewertung tritt
insoweit gegenüber der Forderung nach einem zutreffenden Ausweis der Ver-
mögensverhältnisse zurück (vgl. BFH v. 27.3.1996 – I R 3/95, BStBl. II 1996,
470, mwN; v. 12.12.1990 – I R 153/86, BStBl. II 1991, 479). Als Rechtsgrund-
lage der Pauschalbewertung wird auch auf § 252 Abs. 2 HGB iVm. § 5 Abs. 1
verwiesen (vgl. ADS VI. § 252 HGB Rn. 57 f.).

Einstweilen frei.

§ 6 Anm. 210–222 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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3. Anwendungsbereiche der Pauschalwertmethode
Gängige Beispiele für die Anwendung pauschaler Bewertungsmethoden sind:
Pauschalierung der Anschaffungsnebenkosten kommt insbes. bei solchen
Anschaffungsnebenkosten in Betracht, die üblicherweise im Verhältnis zum Wa-
renwert gleichbleibend sind oder die geringfügig anfallen und deren Einzel-
zurechnung erheblichen Arbeitsaufwand verursacht (vgl. Wohlgemuth in HdJ,
Abt. I/9 Rn. 28; s. näher Anm. 294 und 973). Zur Pauschalierung kommen ins-
bes. Eingangsfrachten, Verpackungs- und Transportversicherungskosten in Be-
tracht (Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VI. § 255 Rn. 202).
Pauschalwertberichtigungen auf Forderungen sind ein weiterer Anwen-
dungsfall für Pauschalbewertung und wurden bisher als GoB zugelassen (vgl.
BFH v. 16.7.1981 – IV R 89/80, BStBl. II 1981, 766). So ist zB bei einem größe-
ren Forderungsbestand eine Einzelbewertung uU nicht mehr durchführbar, so
dass auf eine Gruppenbewertung oder Schätzung zurückgegriffen werden muss
(Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 374).
Zu den Pauschalwertberichtigungen auf Forderungen. s. näher Anm. 931 ff.
Pauschalrückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten: s. näher
Anm. 1164 ff.

Einstweilen frei.
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D. Bewertungsgegenstände: Die nach § 4 Abs. 1 oder § 5
anzusetzenden Wirtschaftsgüter

Schrifttum: s. vor Anm. 46 sowie vor § 5 Anm. 61.

I. Vorbemerkung

Abs. 1 Satz 1 bestimmt den Bewertungsgegenstand: Die „einzelnen Wirtschafts-
güter, die nach § 4 Abs. 1 oder nach § 5 als Betriebsvermögen anzusetzen sind“.
Über einzelne WG s. Anm. 226; über nach § 4 Abs. 1 oder § 5 anzusetzende
WG des BV s. Anm. 230. Über den in § 6 Abs. 1 Satz 1 zum Ausdruck kom-
menden Grundsatz der Einzelbewertung s. Anm. 105.

II. „Einzelne Wirtschaftsgüter“ als Bewertungsgegenstände

Der Begriff „Wirtschaftsgüter“ iSd. Abs. 1 Satz 1 umfasst alle gem. § 4 Abs. 1
oder § 5 angesetzten Bewertungsgegenstände (glA Uelner, StKongrRep. 1975,
99); s. Vor §§ 4–7 Anm. 100 ff.
Wirtschaftsgüter sind Vermögensgegenstände iSd. Handelsrechts (vgl. BFH v.
26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348 [352]; v. 7.8.2000 – GrS 2/99,
BStBl. II 2000, 632 [635]; Döllerer, BB 1965, 1405; Söffing, JbFfStR 1978/79,
212; Ellrott/Krämer in Beck-BilKomm. VII. § 247 HGB Rn. 12; Schmidt/
Weber-Grellet XXIX. § 5 Rn. 93 f.; s. Vor §§ 4–7 Anm. 116). Dabei können
allerdings hinsichtlich der Kriterien für die Bilanzierungsfähigkeit in Grenzberei-
chen Unterschiede bestehen, da von der BFH-Rspr. und dem handelsrechtl.
Schrifttum zu verschiedenen Kriterien unterschiedliche Auffassungen vertreten
werden (s. § 5 Anm. 84 mwN).
Sonstige Bewertungsgegenstände:
E Überblick: Abs. 1 Satz 1 regelt dem Wortlaut nach nur die Bewertung von
„Wirtschaftsgütern“. Es gibt aber Bewertungsgegenstände, die ebenfalls „nach
§ 4 Abs. 1 oder § 5 als Betriebsvermögen anzusetzen sind“ (oder angesetzt wer-
den dürfen), sich aber schlecht unter den Begriff des WG unterordnen lassen,
sondern eine bilanztechnische Funktion zwecks zeitlicher Zurechnung von Auf-
wendungen und Erträgen besitzen; das sind bes. die Rechnungsabgrenzungspos-
ten (s.u.).
E Rechnungsabgrenzungsposten (s. im Einzelnen § 5 Anm. 1910–2000) dienen der
richtigen zeitlichen Abgrenzung von Einnahmen und Ausgaben (s. § 5
Anm. 222), sie sind bilanztechnische Hilfsmittel zur Erzielung jenes Zwecks (so
zB BFH v. 17.8.1967 – IV 285/65, BStBl. II 1968, 80; v. 17.7.1974 – I R
195/72, BStBl. II 1974, 684 Abschn. 3; Tiedchen in HdJ II/11, Rz. 36: „bilanz-
technische Posten“; s. § 5 Anm. 1915 u. 1929). Für eine zusätzliche Anwendung
der Bewertungsregeln des § 6 ist kein Raum (vgl. Tiedchen aaO, Rn. 116–118;
Schmidt/Weber-Grellet XXIX. § 5 Rn. 253).
E Rückstellungen: Ferner kann die Bewertung nach § 6 für den Ansatz von Rück-
stellungen von Bedeutung sein, und zwar zB dann, wenn Aktiva für Abwer-
tungszwecke nicht in der Höhe für noch zu berücksichtigende Risiken zur Ver-
fügung stehen (s. Anm. 559); aufgrund des Ansatzverbots von Rückstellungen
für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften nach § 5 Abs 4a ist dies al-
lerdings nur noch bei Verpflichtungsrückstellungen, in Ausnahmefällen bei Auf-
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wandsrückstellungen iSd. § 249 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HGB möglich; s. § 5
Anm. 116.
E Keine weitergehenden Auswirkungen auf Bilanzierung: Die Bewertungsregeln des § 6
haben bis auf die dargelegten Ausnahmefälle für die Bilanzierungsfähigkeit nach
§ 5 keine weiteren Auswirkungen. Es kann allerdings der Fall vorkommen, dass
ein bilanzierungsfähiges WG nach § 5 vorliegt, dieses aber nach § 6 mit 0 E zu
bewerten ist und daher dann ein Ausweis in der Bilanz nicht erfolgt (zu gering-
wertigen WG s. Anm. 1249–1300).
„Einzelne“ Wirtschaftsgüter: Abs. 1 Satz 1 verlangt einzelne Bewertung der
WG und stellt damit den sog. Grundsatz der Einzelbewertung auf (s. Anm. 89; vgl.
zu den Saldierungsverboten nach § 246 Abs. 2 HGB und § 5 Abs. 1a Satz 1, § 5
Anm. 218 und 1639). Was im konkreten Fall Bewertungsgegenstand ist, insbes.
ob ein einzelnes, aus mehreren Teilen bestehendes WG oder mehrere (selbstän-
dige) WG vorliegen, ist in erster Linie eine Frage des Ansatzes (s. dazu
Anm. 69), da die WG nicht nur einzeln zu bewerten, sondern auch einzeln anzu-
setzen sind (Grundsatz der Einzelerfassung nach § 240 HGB, vgl. zB Winkel-
johann/Philipps in Beck-BilKomm. VII. § 240 HGB Rn. 27). Aufgrund von
Funktionszusammenhängen zwischen verschiedenen positiven und negativen
WG kann es allerdings erforderlich sein, dass Bewertungseinheiten gebildet wer-
den können oder müssen und dass somit nur eine zusammengefasste Bilanzie-
rung der WG erfolgt (zB Berücksichtigung von Rückgriffsmöglichkeiten bei der
Rückstellungsbildung: pass. Saldoausweis ohne Ansatz der Vorteile auf der Ak-
tivseite, s. Anm. 1175–1181; zu Bewertungseinheiten s. § 5 Anm. 1640–1649).

Einstweilen frei.

III. „Nach § 4 Abs. 1 oder § 5 anzusetzende Wirtschaftsgüter“
des Betriebsvermögens

Rechtsentwicklung:
E EStG 1934–1967: § 6 Abs. 1 Satz 1 lautete: „Für die Bewertung der einzelnen
Wirtschaftsgüter, die dem Betrieb dienen, gilt das folgende:“.
E ÄndG v. 16.5.1969 (BGBl. I 1969, 421; BStBl. I 1969, 320): § 6 Abs. 1 Satz 1
wird neu gefasst: („… der einzelnen Wirtschaftsgüter, die nach § 4 Abs. 1 oder
§ 5 als Betriebsvermögen anzusetzen sind…“).
Bedeutung: § 6 regelt nach Abs. 1 Satz 1 ausschließlich die Bewertung, nicht
den Ansatz von WG (zu den Unterschieden dieser Begriffe s. Anm. 69; zu Aus-
nahmen s. Anm. 226). Abs. 1 bildet also grds. „keine eigenständige Bilanzie-
rungsvorschrift“ (RegE z. EStÄndG v. 14.5.1969, BTDrucks. V/3187). Die Fas-
sung des Abs. 1 Satz 1 durch das EStÄndG v. 16.5.1969: „die nach § 4 Abs. 1
oder nach § 5 als Betriebsvermögen anzusetzen sind“ (statt früher „die dem Be-
trieb dienen“) sollte dies sicherstellen. UE liegt darin nur eine Klarstellung.
Eine Bewertung nach § 6 setzt also einen Ansatz nach § 4 Abs. 1 oder § 5 voraus
(s. Anm. 69). Erst wenn die Frage nach dem Ansatz bejaht worden ist, kann § 6
angewendet, also eine Bewertung nach § 6 durchgeführt werden. Die Vorfrage
nach dem Ansatz ist also allein unmittelbar nach § 4 Abs. 1 oder § 5, nicht auf
dem Umweg über die Bewertungsregeln des § 6 zu beantworten; über das Ver-
hältnis zwischen §§ 4 Abs. 1, 5 und § 6 s. Anm. 40 sowie Vor §§ 4–7 Anm. 100
und 112.

Einstweilen frei.

§ 6 Anm. 226–234 Abs. 1: Bewertung
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E. Die Bewertungsregeln des Abs. 1 (Überblick)

I. Allgemeines zu den Bewertungsregeln des Abs. 1

1. Gliederung der Bewertungsregeln des Abs. 1
Die Bewertungsregeln des Abs. 1 sind nicht historisch gegliedert; die zeitlich am
Anfang stehende Bewertung in der Bilanz eines eröffneten und eines erworbe-
nen Betriebs (Anm. 244) wird wegen der Besonderheit der Bewertung erst in
Abs. 1 Nr. 6 und 7 geregelt. Nr. 1–3a beginnen mit den weit häufigeren, wichti-
geren und hinsichtlich der Bewertungsmaßstäbe „normalen“ Fällen: mit der Be-
wertung derjenigen WG, die während des Bestehens eines Betriebs angeschafft
oder hergestellt worden sind, auf den Schluss des Anschaffungs- oder Herstel-
lungsjahrs und der Folgejahre (s. Anm. 240–243). Es folgen die Regeln für die
– ebenfalls in einem bestehenden Betrieb erfolgten – Entnahmen und Einlagen
(s. Anm. 244).

2. Zwingende Natur der Bewertungsregeln des Abs. 1
Zwingende Bewertungsregeln: Die Bewertungsregeln des Abs. 1 sind zwin-
gend (§ 4 Abs. 1 Satz 8, § 5 Abs. 6), soweit sie nicht ein Bewertungswahlrecht
gewähren (Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 und Nr. 2 Satz 2; zum Niederstwertprinzip § 5
Anm. 62 und 123); teilweise sind sie aber auch lückenhaft, so dass bei Gewinn-
ermittlung nach § 5 ergänzend die handelsrechtl. GoB zu beachten sind (s.
Anm. 46–48, § 5 Anm. 86, 120–126; über Bewertungsmethoden s. Anm. 101–
224).
Bewertungsfreiheiten: Begriff s. § 7a Anm. 10. Zweck der Bewertungsfreihei-
ten ist eine Vereinfachung (§ 6 Abs. 2 und Abs. 2a; s. Anm. 1251) oder eine wirt-
schafts-, sozialpolitische usw. Förderung. Die Wirkung einer Bewertungsfreiheit
besteht in einer Abweichung von den Bewertungsregeln der §§ 6, 7 und einer da-
durch ermöglichten Gewinnminderung.
Die Übertragung stiller Reserven gem. §§ 6b, 6c und R 6.6 EStR (s. § 5
Anm. 572 ff.) bedeutet ebenfalls ein Abweichen von den Bewertungsregeln des
§ 6. Mittelbar gilt dies auch für die Bildung steuerfreier Rücklagen insoweit, als der
durch die Anwendung des § 6 ausgewiesene Gewinn korrigiert wird.

Einstweilen frei.

II. Überblick über die Bewertungsregeln des Abs. 1 Nr. 1–7

1. Überblick über die Bewertungsmaßstäbe
Als Bewertungsmaßstäbe (oder Wertmaßstäbe) iSd. § 6 bezeichnet man die sach-
lichen und rechnerischen Bezugsgrößen, nach denen der dem einzelnen Bilanz-
ansatz zugemessene Wert bestimmt wird.
Bewertungsmaßstäbe des Abs. 1 Nr. 1–7: Die Vorschriften bestimmen drei
Bewertungsmaßstäbe, nämlich AK, HK und Teilwert. Ein zulässiger sog. Zwi-
schenwert, dh. ein zwischen AK oder HK und Teilwert liegender Wert bildet
keinen selbständigen Bewertungsmaßstab.
§ 6 stellt dabei aus guten Gründen nicht auf den Verkaufswert, sondern auf den
Aufwand für die Anschaffung oder Herstellung ab und führt die AHK als
Hauptbewertungsmaßstab ein (s. Anm. 240). Dadurch wird der Ausweis nicht
verwirklichter Gewinne vermieden (s. Anm. 260). Mit dem weiteren Bewer-
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tungsmaßstab des § 6, dem (niedrigeren) Teilwert, sollen nach seiner gesetzli-
chen Definition (Abs. 1 Nr. 1 Satz 3, s. Anm. 579 ff.) Marktentwicklungen sowie
die Antizipation von Verlusten (zum Vorsichtsprinzip s. Anm. 562, § 5
Anm. 219, 221) teilweise (nur bei dauerhafter Wertminderung) berücksichtigt
werden.
Als AK sind grds. die tatsächlichen Aufwendungen des Stpfl. anzusetzen. Dies
geschieht auch dann, wenn beim Tausch der gemeine Wert des hingegebenen
WG als AK des erworbenen WG angesetzt wird (Abs. 6 Satz 1; s.
Anm. 1475 ff.); der gemeine Wert bildet hier keinen eigenständigen Bewertungs-
maßstab, sondern bestimmt die Höhe der tatsächlichen AK. Dagegen werden
AK zT unterstellt („fingiert“), zB indem der bei einer Entnahme oder Einlage
angesetzte Wert für die folgende Zeit als AK des betreffenden WG gilt.
Sonderregelungen (s. auch Anm. 42):
E Bei WG des Vorratsvermögens kann seit dem StReformG 1990 (s. Anm. 1121 ff.)
als Verbrauchsfolgeverfahren das Lifo-Verfahren nach Abs. 1 Nr. 2a angewandt
werden; damit sollen die AHK vereinfacht ermittelt werden können (s.
Anm. 1123 ff.).
E Bei Finanzinstrumente des Handelsbestands von Kreditinstituten uä. (§ 340 HGB)
gilt grds. die Bewertung mit dem Zeitwert (Abs. 1 Nr. 2b).
E Bei unentgeltlichem Erwerb einzelner WG aus betrieblichem Anlass aus einem
fremden BV gilt der gemeine Wert als AK des Erwerbers (sog. fiktive AK nach
Abs. 4; s. Anm. 1420 ff., 1436).
E Bei Aufgabe eines Betriebs sind die nicht veräußerten WG mit dem gemeinen
Wert anzusetzen (§ 16 Abs. 3 Satz 7).
E Zur Fortführung des Buchwerts oder zum Ansatz des gemeinen Werts bei der Re-
alteilung nach § 16 Abs. 3 Sätze 2–4 s. § 16 Anm. 440–475.
E Über sog. fiktive AK von Grund und Boden in bestimmten Fällen s. § 55.
E Bewertungsmaßstäbe bei Pensionsrückstellungen s. § 6a Abs. 3–5.
Über sog. fiktive AK s. auch Anm. 303, § 7 Anm. 141–148 .

2. Überblick über die Bewertungsregeln des Abs. 1 Nr. 1–3

a) Bewertung auf den Schluss des Anschaffungs- oder Herstellungsjahrs
und der Folgejahre

Für den Schluss des Wj., in dem die einzelnen WG angeschafft oder hergestellt
worden sind, also in der ersten Schlussbilanz nach der Anschaffung oder Her-
stellung, sind zu bewerten:
Abnutzbare Anlagegüter:
– regelmäßig (Ausnahme s. nachstehend) mit dem Absetzungswert (AHK ab-

züglich AfA oder AfS gem. § 7) oder stattdessen mit dem niedrigeren Teil-
wert (Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 und 2);

– die geringwertigen abnutzbaren Anlagegüter ebenso oder im Anschaffungs-
jahr mit einem Erinnerungswert (Abs. 2) oder mit dem Wert, der sich aus der
sog. Poolabschreibung (Abs. 2a) ergibt;

Nicht abnutzbare Anlagegüter und Wirtschaftsgüter des Umlaufver-
mögens: mit den AHK (beim Vorratsvermögen ggf. nach dem Lifo-Verfahren;
s. Anm. 1123 ff.) oder stattdessen mit dem niedrigeren Teilwert (Abs. 1 Nr. 2
Satz 1 und 2); die frühere Sonderregelung bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben
ist durch das StEntlG 1999/2000/2002 (s. Anm. 2) weggefallen.

§ 6 Anm. 239–240 Abs. 1: Bewertung
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Finanzinstrumente des Handelsbestands sind bei Unternehmen iSd. § 340
HGB (insbes. Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute) seit dem BilMoG (idR
ab VZ 2010) abweichend vom Anschaffungswertprinzip nach Abs. 1 Nr. 2b mit
dem Zeitwert (s. dazu § 255 Abs. 4 HGB) zu bewerten.
Verbindlichkeiten und Rückstellungen: mit den „Anschaffungskosten“ oder
stattdessen mit dem höheren Teilwert, wobei die Sondervorschriften zu beach-
ten sind (Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 3a; s. Anm. 1125–1189).
Bilanzenzusammenhang: Die Werte vom Schluss des Jahrs sind für den Be-
ginn des nächsten Jahrs maßgebend; s. Anm. 99.
Kritik an dem von § 6 grds. verlangten Festhalten an den nominellen („histori-
schen“) AHK als Bewertungsmaßstab auch bei Preissteigerungen ist rechtspolitisch
wegen des Auftretens sog. Scheingewinne verschiedentlich geübt worden (vgl.
Anm. 71, 967; Einf. ESt. Anm. 550); im Rahmen des BilMoG erfolgte bei Kre-
dit- und Finanzdienstleistungsunternehmen iSd. § 340 HGB teilweise eine Ab-
kehr von dem nominellen Anschaffungswertprinzip.

Einstweilen frei.

b) Beibehaltung des Vorjahreswerts und Abwertungen
Bewertungszusammenhang: Ausgangsgrundlage für die Bewertung ist der
Vorjahreswert des gleichen WG. Dieser kann uU beibehalten, herabgesetzt oder
heraufgesetzt werden.
E Unzulässiger Vorjahreswert: Hatte der Stpfl. in der Vorjahresbilanz unzulässiger-
weise ein aktives WG zu niedrig bewertet, so ist uE in der nächsten Bilanz, die noch
nicht einer bestandskräftigen Veranlagung unterlegen hat, der niedrigste zulässi-
ge Wert einzustellen (weil das Vermögen richtig – den stl. Bewertungsvorschrif-
ten entsprechend – ausgewiesen werden muss). Das ist bei inzwischen gestiege-
nem Teilwert der niedrigste Wert, der in der unrichtigen Bilanz zulässigerweise
hätte angesetzt werden können; bei gesunkenem Teilwert kann stattdessen die-
ser Wert angesetzt werden.

Beispiel: Der Stpfl. hat eine Darlehensforderung mit 50 % wertberichtigt; nur 20 %
waren angemessen. Die Veranlagung ist bestandskräftig. Ohne Rücksicht hierauf darf
der Stpfl. in der folgenden Bilanz nur 20 % des Forderungsbetrags als Wertberichti-
gung ansetzen. Er muss diesen Abschlag um 5 % herabsetzen, wenn inzwischen nur
noch ein Abschlag von 15 % gerechtfertigt ist. Ist inzwischen dauerhaft ein Abschlag
von 30 % gerechtfertigt, so ist ein Abschlag von 30 % vorzunehmen.

Übernahme des Vorjahreswerts: Die Beibehaltung des Werts vom Schluss des
Vorjahrs in der Bilanz zum Schluss des folgenden Jahrs kann notwendig, zuläs-
sig oder unzulässig sein.
E Abnutzbare WG des Anlagevermögens: Nach hM ist die Beibehaltung des Vorjah-
reswerts unzulässig (sofern nicht nur ein Erinnerungswert angesetzt worden
war): s.u. und Anm. 544 über Fortsetzung von AfA.
E Nicht abnutzbare WG des Anlagevermögens und Umlaufvermögen: Die Beibehaltung
des Vorjahreswerts (Buchwert) ist
– notwendig, wenn der (niedrigere) Teilwert ebenso hoch ist wie der Vorjahres-

wert;
– unzulässig, wenn der Teilwert – nach einer in Vorjahren erfolgten Teilwert-

abschreibung – höher ist als der Vorjahreswert oder die frühere Teilwert-
abschreibung nicht mehr dauerhaft ist (Zuschreibungspflicht; s. Anm. 243),
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– notwendig, wenn der Teilwert nicht abnutzbarer Anlagegüter voraussichtlich
nur vorübergehend unter den Vorjahreswert gesunken ist (s. Anm. 562);

– zulässig (dh. Wahlrecht zur Teilwertabschreibung; str.), wenn der Teilwert
nicht abnutzbarer Anlagegüter oder wenn der Teilwert von Umlaufgütern vo-
raussichtlich dauerhaft unter den Vorjahreswert gesunken ist (s. § 5
Anm. 123).

E Verbindlichkeiten: Die Beibehaltung des Vorjahreswerts ist
– notwendig, wenn der Teilwert einer Verbindlichkeit sich mit dem Vorjahreswert

und den AK der Verbindlichkeit deckt oder darunter liegt (s. Anm. 1140);
– zulässig, wenn der Teilwert dauerhaft über dem Vorjahreswert liegt (s.

Anm. 1132 und § 5 Anm. 123).
E Rückstellungen: Analoge Anwendung der Verbindlichkeitsgrundsätze unter Be-
achtung der Spezialvorschriften; s. Anm. 1160 und 1163.
Wertherabsetzungen gegenüber der letzten Schlussbilanz (Absetzungen,
Abschreibungen): Bewertung mit einem Betrag, der unter dem Wert der vor-
jährigen Schlussbilanz liegt, kommt in Betracht
E bei abnutzbaren Anlagegütern durch Bewertung
– mit dem sog. Absetzungswert (AHK abzüglich AfA oder AfS; Abs. 1 Nr. 1

Satz 1; s. Anm. 544) oder
– mit dem niedrigeren Teilwert (Abs. 1 Nr. 1 Satz 2; s. Anm. 562); der Vorjah-

reswert darf bei dauerhafter Wertminderung (s. Anm. 53) nicht beibehalten
werden;

E bei nicht abnutzbaren Anlagegütern und bei Umlaufvermögen durch Bewertung mit
dem niedrigeren (dauerhaften) Teilwert (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2).
Über Verbindlichkeiten s. Anm. 1130–1132, 1138–1140.
Wahlrechtsausübung: Bei Wahlrechten ist zu prüfen, ob strechtl. ein eigen-
ständiges Wahlrecht besteht (s. dazu § 5 Anm. 62). Nach Auffassung des BMF
(v. 12.3.2010, BStBl. I 2010, 239) können ausdrücklich im Steuerrecht kodifizier-
te Wahlrechte unabhängig von der HBil. ausgeübt werden, und zwar auch dann,
wenn im Handelsrecht zwingende Vorschriften bestehen (so bei Teilwert-
abschreibungen nach BMF v. 12.3.2010 aaO Rn. 15; zur Kritik s. § 5 Anm. 123).

c) Zuschreibungen in Folgejahren
Früherer Grundsatz des uneingeschränkten Wertzusammenhangs: In bis
zum 31.12.1989 endenden Wj. durfte man eine Bewertung des Vorjahres bei Ak-
tiva nicht mehr überschreiten. Auch wenn die Gründe für vorangegangene Teil-
wertabschreibungen weggefallen waren, durfte nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 aF eine
Zuschreibung bei WG des abnutzbaren Anlagevermögens nicht erfolgen (Zu-
schreibungsverbot).
Zuschreibungswahlrecht gegenüber der letzten Schlussbilanz: Vom VZ
1990 (WoBauFG v. 22.12.1989, BGBl. I 1989, 2408; BStBl. I 1989, 505) bis
zum VZ 1998 galt sowohl für WG des Anlagevermögens als auch des Umlauf-
vermögens sowie andere WG ein Zuschreibungswahlrecht, sofern sich in den
Folgejahren wieder ein höherer Teilwert ergab. Sofern eine Zuschreibung vor-
genommen werden sollte, setzte dies ab VZ 1990 nach § 5 Abs. 1 Satz 2 aF eine
entsprechende Zuschreibung in der HBil. voraus, sofern inhaltsgleiche Wahl-
rechte bestehen (s. Anm. 79 und 624).

§ 6 Anm. 242–243 Abs. 1: Bewertung
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Zuschreibungsgrenze: DieWertobergrenze für Zuschreibungen sind maximal die
(fortgeführten) AHK, die beim abnutzbaren Anlagevermögen um die AfA, Son-
derabschreibungen, erhöhte Absetzungen, Abzüge nach § 6b sowie ähnliche
Abzüge zu verringern sind (s. Anm. 625). Bei der Fortführung dieser Wert-
obergrenze sind ggf. weitere AK (s. Anm. 288–297) sowie Herstellungsaufwand
(s. Anm. 470 ff.) zu berücksichtigen. Ist der Teilwert höher als der Buchwert des
Vorjahrs, aber niedriger als die fortgeführten AHK (Wertobergrenze), so gilt als
Zuschreibungsgrenze der Teilwert. Ist der Teilwert aber höher als die fort-
geführten AHK, so darf eine Zuschreibung über diese Wertobergrenze nicht er-
folgen; eine Bewertung zu einem höheren Teilwert ist nicht zulässig.
Zuschreibungspflicht: Durch das StEntlG 1999/2000/2002 v. 24.3.1999
(BGBl. I 1999, 402; BStBl. I 1999, 304) wurde ab VZ 1999 das bisherige Zu-
schreibungswahlrecht in Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 sowie durch den Verweis in Nr. 2
Satz 3 durch eine Zuschreibungspflicht ersetzt (s. Anm. 625).

3. Überblick über die Bewertungsregeln des Abs. 1 Nr. 4–7
Überblick über die Bewertungsregeln für Entnahmen und Einlagen
(Nr. 4–5):
E Grundsätzlich erfolgt Bewertung mit dem Teilwert. Dies entspricht dem Zweck
der estl. Bestimmungen über Entnahmen und Einlagen (s. Anm. 1191).
E Ausnahmen:
– Durch das JStG 1996 v. 11.10.1995 (BGBl. I 1995, 1250; BStBl. I 1995, 438)

wurde für die entnommene private PKW-Nutzung eine pauschale Regelung
(monatlich 1 % vom Listenpreis) in Abs. 1 Nr. 4 Sätzen 2 und 3 eingeführt,
von der man allerdings bei Führung eines Fahrtenbuchs abweichen kann.

– Über Ansatz des Buchwerts von Entnahmen für Spenden (Nr. 4 Sätze 4
und 5) s. Anm. 1204–1205.

– Über Ansatz der AHK von Einlagen (Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2) s. Anm. 1219–
1227.

– Über den Wertansatz bei Begründung des deutschen Besteuerungsrechts s.
Nr. 5 a.

Überblick über die Bewertungsregeln für Betriebseröffnung und Betriebs-
erwerb (Nr. 6–7):
E Eröffnung eines Betriebs: Abs. 1 Nr. 5 gilt entsprechend; dh. die aus dem PV ein-
gelegten WG sind grds. mit dem Teilwert, unter bestimmten Voraussetzungen
aber mit den niedrigeren AHK zu bewerten; s. Anm. 1235–1236. Die Überfüh-
rung einzelner WG aus einem anderen Betrieb (eines anderen Stpfl.) wird in § 6
nur für den unentgeltlichen Erwerb (Abs. 4, s. Anm. 1420 ff.) geregelt; sie richtet
sich ansonsten nach den Grundsätzen des § 4, bei eigenen Betrieben und Mit-
unternehmerschaften, an denen der Stpfl. selbst beteiligt ist, zusätzlich nach den
Regelungen des § 6 Abs. 5; im Fall des Tauschs ist nach Abs. 6 der gemeine
Wert (s. Anm. 1475 ff.) maßgebend.
E Erwerb eines Betriebs: Die entgeltlich erworbenen WG sind mit dem Teilwert
oder mit den AHK zu bewerten, und zwar mit dem niedrigeren der beiden Wer-
te; s. näher Anm. 1240.
Bei unentgeltlichem Erwerb eines Betriebs bzw. Teilbetriebs sind grds. die Buchwer-
te des Rechtsvorgängers fortzuführen (§ 6 Abs. 3; s. Anm. 1330 ff.).

Einstweilen frei.
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Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 1 Satz 1:
Bewertung des abnutzbaren Anlagevermögens mit

dem Absetzungswert

A. Überblick

Bewertungsgegenstand iSd. Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 sind Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens (s. Anm. 253–255), die abnutzbar sind (s. Anm. 258).
Bewertungsmaßstab iSd. Nr. 1 Satz 1 sind die Anschaffungskosten (s. Anm. 269–
404) oder Herstellungskosten (s. Anm. 454–535), vermindert um Absetzungen gem.
§ 7 (s. Anm. 544).
Ergebnis der Bewertung ist, vereinfachend ausgedrückt, der Absetzungswert
oder Abnutzungswert

Einstweilen frei.

B. Von Abs. 1 Nr. 1 erfasste abnutzbare Anlagegüter

I. Begriff des Anlagevermögens

1. Begriffsbestimmung und Begriffsmerkmale

Schrifttum: Bieg, Ermessensentscheidungen beim Handelsbilanzausweis „Finanzanla-
gen“ und „Wertpapiere des Umlaufvermögens“ – auch nach neuem Bilanzrecht?, DB
1985 Beil. 24; Sieben/Ossadnik, Stichwort „Dauernd“, HuRB, 105 ff.; Strunz, Prüfungs-
felder der steuerlichen Außenprüfung bei inländischen Tochtergesellschaften von auslän-
dischen Hersteller-Muttergesellschaften, StBp. 1987, 183; Federmann, Bilanzierung nach
Handelsrecht, Steuerrecht und IAS/IFRS, 12. Aufl. Berlin 2010.

Der Begriff „Anlagevermögen“
– wird im EStG nicht bestimmt, sondern als feststehend vorausgesetzt und
– entstammt dem Handelsrecht (§ 247 Abs. 2 HGB; H 6.1 EStH „Anlagever-

mögen“):
– „Gegenstände …, die bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen.“

Aufgrund der fehlenden Konkretisierung im Steuerrecht ist nach der mate-
riellen Maßgeblichkeit (s. § 5 Anm. 61) die handelsrechtliche Abgrenzung
zwischen Anlage- und Umlaufvermögen auch steuerlich anzuwenden (ebenso
BFH v. 10.8.2005 – VIII R 78/02, BStBl. II 2006, 58; v. 9.2.2006 – IV R
15/04, BFH/NV 2006, 1267; v. 13.12.2006 – VIII R 51/04, BStBl. II 2008,
13; s. auch § 5 Anm. 371; Blümich/Ehmcke § 6 Rn. 703).

„Dem Geschäftsbetrieb dienen“: Die für die Charakterisierung als Anlagever-
mögen erforderliche Art des Dienens ergibt sich aus dem Zusatz „dauernd“ (s.
dazu unten), maßgebend ist die Zweckbestimmung (R 6.1 Abs. 1 Satz 2 EStR; s.
§ 5 Anm. 373).
Dient ein WG der betrieblichen Nutzung, so liegt Anlagevermögen vor (vgl. Ko-
zikowski/F. Huber, in Beck-BilKomm. VII. § 247 Rn. 354). Die höchstrichterl.
Rspr. spricht von WG, die dazu bestimmt sind, dem Betrieb durch Gebrauch zu
dienen (vgl. Federmann, Bilanzierung nach Handelsrecht, Steuerrecht und IAS/

§ 6 Anm. 251–253 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1: Bewertung
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IFRS, 12. Aufl. 2010, 347). „Gebrauch“ in diesem Sinne ist auch das Vermieten,
sofern das Vermieten nicht zur Absatzförderung und somit zu Veräußerungs-
zwecken erfolgt (BFH v. 2.5.1961 – I 63/60 S, BStBl. III 1961, 537; v. 1.10.1970
– V R 49/70, BStBl. II 1971, 34; v. 29.11.1972 – I R 178/70, BStBl. II 1973, 148
betr. Container; v. 2.2.1990 – III R 165/85 BStBl. II 1990, 706 betr.
„Test“-Mietvertrag für Fernsehgeräte). Sind dagegen WG zur Veräußerung
(BFH v. 17.3.1981 – VIII R 149/78, BStBl. II 1981, 522 [527] betr. Grund-
stückshandel) oder zum Verbrauch – also nicht zur betrieblichen Nutzung – be-
stimmt, so liegt grundsätzlich kein Anlagevermögen vor (BFH v. 5.2.1987 – IV
R 105/84, BStBl. II 1987, 448 [450]).
Am Bilanzstichtag dem Betrieb zum Gebrauch dienen muss das WG. Ob dies der Fall
war, ist nach der Zweckwidmung am Bilanzstichtag „nicht aus der Rückschau“,
zB nach erfolgtem Verkauf des Gegenstandes“, zu beurteilen (BFH v. 31.3.1977
– V R 44/73, BStBl. II 1977, 684).
„Dauernd“: bedeutet nicht „immer“ oder „für alle Zeiten“ (vgl. BFH v. 5.2.
1987 – IV R 105/84, BStBl. II 1987, 448 [450], Kozokowski/F. Huber, in Beck-
BilKomm. VII. § 247 Rn. 353); entscheidend ist vielmehr die Zweckbestimmung
des WG (vgl. ADS VI. § 247 HGB Rn. 107, Sieben/Ossadnik, in HuRB, insbes.
S. 113; Kahle/Heinstein/Dahlke, in HdJ II/2, Rz. 1–3). Dabei ist eine längere
Verweildauer ein Indiz für das Vorliegen einer Daueranlage.

Vgl. Kahle/Heinstein/Dahlke aaO Rn. 3; BFH v. 8.10.1970 – IV R 125/69, BStBl. II
1971, 51/52: „voraussichtliche Nutzungsdauer länger als ein Jahr“; s. auch BFH v. 9.3.
1967 – IV R 149/66, BStBl. III 1967, 238: „betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer mehr
als ein Jahr“ betr. Investitionszulage für Maschinenwerkzeuge; gegen Grenze von ei-
nem Jahr: Kupsch in Bonner-HdR, § 247 Rn. 15.

„Bestimmt“: Die Zuordnung zum Anlage- oder Umlaufvermögen hängt zwar
aufgrund des Kriteriums „Zweckbestimmung“ (R 6.1 Abs. 1 Satz 2 EStR; eben-
so für das Handelsrecht Kozokowski/F. Huber, in Beck-BilKomm. VII. § 247
Rn. 353) subjektiv vom entsprechenden Willen des Kaufmanns ab; dieser muss
jedoch anhand objektiver Maßstäbe nachvollziehbar sein (BFH v. 5.2.1987 – IV
R 105/84, BStBl. II 1987, 448; v. 23.5.1990 – III R 192/85, BFH/NV 1990,
734 [736]; v. 30.4.1998 – III R 29/93, BFH/NV 1998, 1372; v. 25.10.2001 – IV
R 47, 48/00, BStBl. II 2002, 289; Kahle/Heinstein/Dahlke, in HdJ II/2
[2007], Rz. 2; s. auch § 5 Anm. 373; KSM/Werndl, § 6 Rn. B 9).

Einstweilen frei.

2. Abgrenzung zum Umlaufvermögen

a) Bedeutung der Unterscheidung
Hinsichtlich des § 6 hat die Unterscheidung zwischen Anlagevermögen und
Umlaufvermögen in folgenden Punkten Bedeutung (vgl. KSM/Werndl, § 6 Rn.
B 7; s. auch § 5 Anm. 374):
– Absetzungen für Abnutzung gem. § 7 sind nur bei Anlagevermögen zulässig (§ 6

Abs. 1 Nr. 1);
– für Teilwertabschreibungen gilt handelsrechtl. bei Anlagevermögen ein gemilder-

tes, bei Umlaufvermögen im Fall der Gewinnermittlung handelsrechtl. ein
strenges Niederstwertprinzip, das strechtl. nach Auffassung der FinVerw.
aber nicht mehr zu beachten ist (eigenständiges Wahlrecht nach BMF v. 12.3.
2010, BStBl. I 2010, 239 Rn. 15; zur Kritik dazu s. § 5 Anm. 123; str.); wird
das Handelsrecht auch strechtl. angewandt, so hat die Abgrenzung zwischen
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Anlage- und Umlaufvermögen bei Teilwertabschreibungen weiterhin Bedeu-
tung.

– Wertheraufsetzungen (Zuschreibungen) gegenüber dem in der Vorjahresbilanz
angesetzten Wert waren bis zum 1.1.1990 (unter bestimmten Voraussetzun-
gen) nur bei Umlaufvermögen und nicht abnutzbarem Anlagevermögen zu-
lässig (s. Anm. 221). Durch die Neufassung der Nr. 1 Satz 4 im Rahmen des
WoBauFG sind Zuschreibungen auch beim abnutzbaren Anlagevermögen
zulässig.

– Geringwertige Wirtschaftsgüter nach Abs. 2 und Poolabschreibung nach Abs. 2 a.

b) Begriff des Umlaufvermögens
Eine selbständige Begriffsbestimmung des Umlaufvermögens erübrigt sich; sie
führt uU bei einer zu engen Umschreibung dazu, außer Anlagevermögen und
Umlaufvermögen eine dritte Vermögensart anzunehmen, was bei einem geson-
derten Ausweis einer Mischposition in der HBil. aufgrund der handelsrechtl.
Gliederungsvorschriften zwar möglich sein dürfte, stl. – sowie auch nach den
handelsrechtl. Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften – aber wegen der
strikten Unterscheidung zwischen Anlage- und Umlaufvermögen in Abs. 1 Nr. 1
und 2 auf Schwierigkeiten stößt (ablehnend BFH v. 13.1.1972 – V R 47/71,
BStBl. II 1972, 744). Es genügt daher, den Begriff des Umlaufvermögens negativ
vom Begriff des Anlagevermögens abzugrenzen (BFH v. 10.8.2005 – VIII R
78/02, BStBl. II 2006, 58: das vom Anlagevermögen „im Umkehrschluss abzu-
grenzende Umlaufvermögen“):
Umlaufvermögen ist danach die Summe der WG, die weder Anlagevermögen (s.
Anm. 253) noch Rechnungsabgrenzungsposten (s.u.) sind (glA BFH v. 9.4.1981 – IV
R 24/78, BStBl. II 1981, 481 [483]; Ellrott/Roscher in Beck-BilKomm. VII.
§ 247 HGB Rn. 51; BMF v. 9.2.1971, StEK EStG § 4 BetrVerm. Nr. 12 = DB
1971, 455). Regelmäßig sind das WG, die bestimmungsgemäß dem Wechsel un-
terliegen. Während sich Umlaufvermögen „in einem einmaligen betrieblichen
Akt erschöpft (Veräußerung, Verbrauch, einmalige Nutzung)“ (BFH v. 13.1.
1972 – V R 47/71 aaO; R 6.1 Abs. 2 EStR), wird abnutzbares Anlagevermögen
durch Dienen im Betrieb allmählich verbraucht. Vgl. die Aufzählung in § 266
Abs. 2 Aktivseite B. HGB.
Rechnungsabgrenzungsposten zählen weder zum Anlage- noch zum Um-
laufvermögen, sondern bilden nach § 266 Abs. 2 Aktivseite C. HGB eine selb-
ständige Bilanzposition. Zur Frage, ob überhaupt WG vorliegen, s. § 5
Anm. 1929.
Grenzfälle: Umlaufvermögen liegt auch dann vor, wenn ein Händler WG über
einen längeren Zeitraum vermietet (zB 6 Monate) und den Mietern unter An-
rechnung der Mietzahlungen ein Optionsrecht zum Kauf eingeräumt wird (vgl.
BFH v. 2.2.1990 – III R 165/85, BStBl. II 1990, 706; v. 30.4.1998 – III R 29/93,
BFH/NV 1998, 1372). In diesem Fall liegt der Absatz der Produkte im Interesse
des Kaufmanns, so dass hier Umlaufvermögen anzunehmen ist.
Wird hingegen ein WG nach einer länger andauernden betrieblichen Nutzung
veräußert, so liegt Anlagevermögen vor, da das WG erst nach Erfüllung der be-
trieblichen Zweckbestimmung verkauft wird (vgl. Kozikowski/F. Huber in
Beck-BilKomm. VII. § 247 HGB Rn. 354, 361). So gelten nach der Rspr. des
BFH (v. 23.9.2008 – I R 47/07, BStBl. II 2009, 986 [987]) Musterhäuser eines
Fertighausherstellers bis zu ihrer Umwidmung zum Verkauf als Anlagever-
mögen.

§ 6 Anm. 255–256 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1: Bewertung
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Einstweilen frei.

II. Abnutzbarkeit des Anlagevermögens

Anlagevermögen: Begriff s. Anm. 253–256 .
Abnutzbarkeit: Abnutzbar ist ein Wirtschaftsgut (WG), wenn seine Nutzung
durch den Stpfl. zur Erzielung von Einkünften aufgrund technischer, wirtschaft-
licher oder rechtl. Gründe zeitlich begrenzt ist (§ 253 Abs. 2 HGB; H 7.1 „Wirt-
schaftliche oder technische Abnutzung“ EStH; BMF v. 8.5.2008, BStBl. I 2008
Rn. 33). Die begrenzte Nutzbarkeit und der damit zusammenhängende Werte-
verzehr ergeben sich durch Verbrauch, Verschleiß, Ausbeutung, äußere Einflüs-
se, technischen Fortschritt, Veralterung (Mode) oder aufgrund vertraglicher oder
gesetzlicher Begrenzung oder Nutzbarkeit von WG (vgl. ADS VI. § 253 HGB
Rn. 355–357; Kozokowski/Roscher/Schramm, in Beck-BilKomm. VII. § 253
Rn. 212 f.). § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 verweist hinsichtlich der Abnutzung auf die
AfA nach § 7, dh., dass alle AfA-berechtigten WG unter diese Vorschrift fallen;
daraus folgt, dass auch WG, deren Abnutzbarkeit aufgrund der fehlenden zeitli-
chen Begrenztheit nicht feststellbar oder bestimmbar ist (vgl. BFH v. 14.3.1979
– I R 37/75, BStBl. II 1979, 470 [472] betr. Verlagswerte) und die daher früher
als nicht abnutzbar galten, aufgrund spezieller Gesetzesvorschriften zu abnutz-
baren WG erklärt werden (so für den Geschäfts- und Firmenwert: § 7 Abs. 1
Satz 3; s. dazu und zur Abgrenzung zu den nicht abnutzbaren WG ausführlich
§ 5 Anm. 379–382).

Einstweilen frei.

C. Anschaffungs- und Herstellungskosten
als Bewertungsmaßstäbe

Schrifttum zu den AK (Schrifttum zu den HK s. Anm. 454): Dahl, Die Aktivierung
der Sachanlagegüter in Handels- u. StBil., Köln/Opladen 1959; Döllerer, AK und HK
nach neuem Aktienrecht unter Berücksichtigung des StRechts, BB 1966, 1405; Döllerer,
Zur Problematik der Anschaffungs- und Herstellungskosten, JbFfStR 1976/77, 196; Söhn
(Hrsg.), Die Abgrenzung der Betriebs- und Berufssphäre von der Privatsphäre im Ein-
kommensteuerrecht, Köln 1980 (DStJG 3); Mathiak, Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten, DStJG 7 (1984), 97; Wichmann, Anschaffung und Herstellung als Vorgänge im
Wirtschaftsleben – und deren strechtliche Beurteilung, DStR 1984, 547; Biener/Berneke,
Bilanzrichtlinien-Gesetz, Düss. 1986; Streim, Stichwort „Betriebsbereiter Zustand“, in
HuRB, 78 ff.; Vodrazka, Stichwort „Wesentliche Verbesserung“, in HuRB, 447; Wohl-
gemuth, Stichwort „Zeitraum der Herstellung“, in HuRB, 470 ff.; Döllerer, Handels-
bilanz und Steuerbilanz, BB-Beil. 12/1987; Glanegger, AK und HK bei Grundstücken
und Gebäuden, DB 1987, 2115 und 2173; Autenrieth, Teilentgeltliche Übertragung von
Mitunternehmeranteilen und einzelner Wirtschaftsgüter bei der Einkommensteuer, StVj.
1989, 82; Moxter, Zur wirtschaftlichen Betrachtungsweise im Bilanzrecht, StuW 1989,
232; Ordelheide, Zu den Anschaffungsnebenkosten nach Handels- und StRecht, in
Festschr. G. Felix, Köln 1989, 223; Kupsch, Zur Problematik der Ermittlung von AK,
StbJb. 1989/90, 93; Ritzrow, Die AK in der Außenprüfung, StBp. 1990, 54, 84 und 108;
Schüller, Zur Definition der Anschaffungs- und HK im DDR-Rechnungswesen, DB
1990, DDR-Report, 3050; Groh, Zur Bilanzierung des Skontos, BB 1991, 2334; Heuer-
mann, Anschaffungsnaher Aufwand – Überlegungen zur neuesten Rspr. des BFH, DB
1992, 600; Döllerer, Die Verknüpfung handels- und steuerrechtlicher Rechnungslegung,
ZHR 157 (1993), 349; Kloock, Flexible Prozeßkostenrechnung und Deckungsbeitrags-
rechnung, Kostenrechnungspraxis, Sonderheft 2/1993, 55; Knobbe-Keuk, Bilanz- und
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Unternehmensstrecht, 9. Aufl. Köln 1993, 162 ff.; Wassermeyer, Die Konkurrenz zwi-
schen verdeckter Gewinnausschüttung und Bilanzrecht, FR 1993, 793; Stobbe, Einge-
schränkte Maßgeblichkeit bei den HK, FR 1994, 105; Spindler, Zur Abgrenzung von
AK, HK, Erhaltungsaufwendungen bei grundlegenden Instandsetzungs- und Modernisie-
rungsmaßnahmen an Gebäuden, DStR 1996, 766; Wichmann, Die Systematik der An-
schaffungs- und Herstellungsvorgänge, FR 1997, 589; Balmes, Evolution des „anschaf-
fungsnahen Aufwands“ in der neueren Rechtsprechung, FR 1999, 1339; Rosarius, Private
Veräußerungsgeschäfte im Immobilienbereich nach dem BMF-Schreiben v. 5.10.2000,
INF 2000, 673; van Lishaut, Steuersenkungsgesetz: Mitunternehmerische Einzelübertra-
gungen, DB 2000, 1784; Wacker, Bruchteilsbetrachtung bei einer Kapitalbeteiligungen
veräußernden vermögensverwaltenden Personengesellschaft, BB 2000, 1979; Bomsdorf,
Lebenserwartung und Kapitalwert einer lebenslänglichen Nutzung und Leistung, Zur Not-
wendigkeit der Anpassung von Anlage 9 Bewertungsgesetz, BB 2002, 2582; Fischer, Ab-
schied vom anschaffungsnahen Herstellungsaufwand, DStZ 2002, 860; Franz/Seitz, Die
Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistungen im Umbruch, Anmerkungen zum
BMF-Schreiben vom 26.8.2002, DStR 2002, 1745; Heine, Grunderwerbsteuer bei fingier-
ten Grundstücksgeschäften – Anschaffungskosten oder Aufwand?, INF 2002, 44;
Hommel, Anschaffungskosten, in Handwörterbuch der Rechnungslegung und Prüfung
(HWRP), hrsgg. von Ballwieser ua., 3. Aufl. Stuttgart 2002, Sp. 77–87; Röhrig, Übertra-
gung von Wirtschaftsgütern auf die Nachfolgegeneration, EStB 2002, 475; Saure, Neue
Logik der Warenbeschaffung bei Handelsunternehmen und Einbeziehung dieser Aufwen-
dungen in die steuerlichen Anschaffungskosten i.S. des § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG, StBp. 2002,
285; Spindler, Zur Abgrenzung von AK, HK, Erhaltungsaufwendungen bei grundlegen-
den Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen an Gebäuden, BB 2002, 2041;
Wolff-Diepenbrock, Anschaffungsnahe Aufwendungen, DB 2002, 1286; Christiansen,
Zum Grundsatz der Einzelbewertung – insbesondere zur Bildung sogenannter Bewer-
tungseinheiten, DStR 2003, 264; Fatouros, Grunderwerbsteuer bei Umwandlungen als
sofort abziehbare Betriebsausgabe, DStR 2003, 772; Förster/Brinkmann, Teilentgeltliche
Nachfolge in betrieblichen Einheiten, BB 2003, 657; Götz, Lebzeitiger Zugewinnausgleich
unter Ehegatten – schenkungsrechtliche Vorteile und ertragsteuerliche Risiken, FR 2003,
127; Tiedtke, Die ertragsteuerrechtliche Behandlung von Leistungen an Erfüllungs statt
im Rahmen des Zugewinnausgleichs und zur Abgeltung von Pflichtteilsansprüchen, DB
2003, 1471; Neufang, Anschaffungs- und Herstellungskosten von Gebäuden – Ein Ver-
gleich der Rechtsprechung des BFH und der Verwaltungsauffassung, BB 2004, 78; Schar-
fenberg/Marquardt, Die Bilanzierung des Customizing von ERP-Software, DStR 2004,
195; Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. Tübingen 2007, 183 ff.; Baetge/Kirsch/
Thiele, Bilanzen, 10. Aufl. Düss. 2009; Schildbach, Der handelsrechtliche Jahres-
abschluss, 9. Aufl., Herne 2009; Federmann, Bilanzierung nach Handelsrecht, Steuerrecht
und IAS/IFRS, 12. Aufl. Berlin 2010.

I. Bedeutung der Anschaffungs- und Herstellungskosten als
Bewertungsmaßstäbe bei den Gewinneinkünften

Die AHK sind bei den Gewinneinkünften ein zentraler Bewertungsmaßstab. Als
Ausfluss der handelsrechtl. GoB (Realisationsprinzip, aus dem das Anschaf-
fungswertprinzip folgt) soll durch die Aktivierung der AHK (zB Erhöhung der
Vorräte bei gleichzeitiger Verminderung der Zahlungsmittel) erreicht werden,
dass die Anschaffung und die Herstellung von WG erfolgsneutral erfolgt (vgl.
Ballwieser, Grundsätze ordn. Bilanzierung, in Beck-HdR, B 105 [Stand 2009]
Rn. 35; s. Anm. 282b). Durch die Anschaffung und Herstellung soll sich grund-
sätzlich eine Vermögensumschichtung, also keine Vermögensmehrung oder
-minderung ergeben (vgl. Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 184 und
208), was allerdings bei Vorliegen von Wahlrechten bei den HK nur einge-
schränkt möglich ist (vgl. Oestreicher, Herstellungskosten, in Beck-HdR, B
163 Rn. 13–18). Werden die WG, die angeschafft oder hergestellt wurden, durch
Abnutzung verbraucht oder entwertet, so sind sie entsprechend dem Vorsicht-
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sprinzip und dem Grundsatz der Abgrenzung nach der Sache und Zeit (Auf-
wands- und Ertragsperiodisierung) abzuschreiben (vgl. Winkeljohann/Büssow
in Beck-BilKomm. VII. § 252 HGB Rn. 51 ff.).
Handelsrechtliche Entwicklung: Das sog. Anschaffungswertprinzip gilt seit über
einhundert Jahren als eherner Grundsatz ordnungsmäßiger Buchführung, wel-
ches grundsätzlich die Bewertung mit den AHK (ggf. abzüglich planmäßiger Ab-
schreibungen) verlangt. Dieses Prinzip ist eingebettet in das Realisations- und Im-
paritätsprinzip und ergänzt somit das handelsrechtl. Vorsichtsprinzip (s. § 5
Anm. 219–221). Das Anschaffungswertprinzip wurde handelsrechtl. legalisiert
in § 42 Nr. 1 GmbHG v. 20.4.1892, § 33c Nr. 1–2 GenG idF der ÄndVO v.
30.5.1933, § 133 Nr. 1–3 AktG 1937 und § 153 Abs. 1, § 155 Abs. 1 AktG 1965;
§ 253 HGB.
Steuerrechtliche Entwicklung: Sie folgte der handelsrechtl. in § 6 EStG 1934
(s. Anm. 2). Das grundsätzliche Festhalten an den AHK als Bewertungsmaßstab
in § 6 verwehrt den Stpfl. – übereinstimmend mit dem Handelsrecht und den
GoB – den Ausweis eines Gewinns, der zwar nach den Wertverhältnissen am
Bilanzstichtag im Vergleich zu den AHK im Fall eines Realisationsakts zu erwar-
ten wäre, aber noch nicht verwirklicht worden ist. Eine Ausnahme gilt hiervon
gilt seit dem BilMoG nach Abs. 1 Nr. 2b für Stpfl. iSd. § 340 HGB (insbes. Fi-
nanzinstrumente des Handelsbestands bei Kreditinstituten). Entsprechend dem
Imparitätsprinzip gestattet § 6 Teilwertabschreibungen. Die AHK bilden also
den grundsätzlichen, der Teilwert einen korrigierenden Bewertungsmaßstab (s.
über Bewertungsmaßstäbe auch Anm. 239).

II. Bedeutung der Anschaffungs- und Herstellungskosten
als Bewertungsmaßstäbe in anderen steuerlichen Vorschriften

Die Begriffe Anschaffungskosten und Herstellungskosten, wie sie zu § 6 aus-
gelegt werden, gelten in gleicher Weise für die übrigen Einkunftsarten (vgl. BFH
v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830 [833]; v. 21.1.1999 – IV R 27/97,
BStBl. II 1999, 638 [640]; v. 19.12.2000 – IX R 100/97, BStBl. II 2001, 699; v.
12.9.2001 – IX R 52/00, BStBl. II 2003, 574; v. 8.9.2005 – IV R 52/03, BStBl. II
2006, 128); s. besonders die Vorschriftenkette § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 7, § 7
Abs. 1, § 6 Abs. 1 Nr. 1, jedoch ergibt sich die Übereinstimmung schon aus dem
allgemeinen Grundsatz, dass ein Begriff, den der Gesetzgeber in einem Gesetz
mehrfach verwendet, im Zweifel von ihm in dem gleichen Sinn gemeint ist (s.
auch Anm. 5).
Bei den Überschusseinkünften werden Wirtschaftsgüter (WG) nicht zu einem
Bewertungsstichtag bewertet, sondern es werden rechnerisch die AHK der Er-
mittlung der Einkünfte zugrunde gelegt (s. besonders § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 7,
§ 23 Abs. 3 Satz 1).
Für Fördergesetze haben die AHK eine zentrale Bedeutung wie zB für das
InvZulG oder das FördG. So bemisst sich beispielsweise die Investitionszulage
nach den AHK der begünstigten Investitionen (§ 5 InvZulG 2010). Insoweit
sind auch die Begriffe „Anschaffung“ und „Herstellung“ für die Investitions-
zulagen von Bedeutung (vgl. BFH v. 7.12.1990 – III R 171/86, BStBl. II 1991,
377; BMF v. 8.5.2008, BStBl. I 2008, 590 Rn. 176–178; zur Anwendbarkeit des
§ 255 HGB betr. FördG s. BFH v. 8.9.2005 – IV R 52/03, BStBl. II 2006, 128;
v. 19.8.2008 – IX R 65/07, BFH/NV 2009, 582).
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III. Abgrenzung der Anschaffungs- und Herstellungskosten

1. Anschaffung und Herstellung

a) Auslegungsquellen zur Begriffsbestimmung
Die Begriffe der Anschaffung und Herstellung werden im EStG nicht definiert.
Zwar werden die Begriffe der „Anschaffung“ und „Herstellung“ in verschiede-
nen Vorschriften außerhalb des § 6 verwendet (zB § 4 Abs. 3, §§ 6b, 6c, 7g
EStG; § 2 Satz 1 InvZulG 2010; § 2 Satz 1, § 3 Satz 1 FördG), eine Begriffs-
bestimmung ist diesen Vorschriften jedoch nicht zu entnehmen. § 9a EStDV be-
stimmt als Zeitpunkt der Anschaffung den Zeitpunkt der Lieferung. Lediglich
eine Verwaltungsanweisung gibt eine Konkretisierung des Anschaffungsbegriffs
(vgl. BMF v. 8.5.2008, BStBl. I 2008, 590 Rn. 176).
Auch das Handelsrecht gibt keine Definition der Begriffe „Anschaffung“ und
„Herstellung“. Sie stammen aus kaufmännischer Übung und Sprachgebrauch
und sind deshalb unter der Berücksichtigung der handelsrechtl. GoB auszulegen
(vgl. Wassermeyer, DStR 1986, 773; s. auch Anm. 263; vgl. auch Wichmann,
DStR 1984, 547). Im Handelsrecht werden sie als Wortbestandteil der „Anschaf-
fungskosten“ (AK) und „Herstellungskosten“ (HK) verwendet (§§ 253, 255
HGB). Aus der handelsrechtl. AK- und HK-Definition lassen sich aber Rück-
schlüsse auf die Konkretisierung der Begriffe „Anschaffung“ und „Herstellung“
ableiten.

b) Begriff der Anschaffung
Begriff: Unter Anschaffung wird der Erwerb eines bestehenden WG (von ei-
nem Dritten) verstanden (vgl. BFH v. 2.9.1988 – III R 53/84, BStBl. II 1988,
1009; Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 31; KSM/Werndl, § 6 Rn. B 28; BMF v.
8.5.2008, BStBl. I 2008, 590 Rn. 176). Dabei hat der Begriff der Anschaffung im
EStRecht unterschiedliche Bedeutungen (vgl. BFH v. 13.1.1993 – X R 53/91,
BStBl. II 1993, 346; v. 14.7.1993 – X 74-75/90, BStBl. II 1994, 15).
Normspezifischer Anschaffungsbegriff in Sonderfällen: Nach BFH v. 13.1.
1993 – X R 53/91 (BStBl. II 1993, 346) soll der Erbfall iS einer Gesamtrechts-
nachfolge nicht unter den Begriff der Anschaffung fallen, da der Übergang des
Vermögens kraft Gesetzes erfolge (zur Gesamtrechtsnachfolge s. BFH v. 25.6.
2002 – IX R 47/98, BStBl. II 2002, 756). Ferner hat der Anschaffungsbegriff
iSd. § 6 Abs. 1 Nr. 5 nach BFH v. 14.7.1993 – X R 74-75/90 (aaO, 16) eine ab-
weichende Bedeutung, wonach beim unentgeltlichen Erwerb die Anschaffung
oder Entnahme des Schenkers dem Einzelrechtsnachfolger nicht zugerechnet
werden könne, da der Beschenkte keinen Einfluss auf den Zeitpunkt der Zu-
wendung hat, wenn der Schenker das WG innerhalb von 3 Jahren vor der Zu-
wendung angeschafft hat (s. hierzu Anm. 1227). UE kann diese Auffassung kei-
ne generellen Auswirkungen auf den Begriff der Anschaffung haben; der Begriff
der Anschaffung sollte vielmehr normspezifisch ausgelegt werden (zB zur Ge-
samtrechtsnachfolge s. BFH v. 25.6.2002 – IX R 47/98, BStBl. II 2002, 756;
KSM/Werndl, § 6 Rn. B 29). UE kann mit einem Einverständnis zur Annahme
der Schenkung ein WG erworben und somit angeschafft werden (vgl. BFH v.
11.3.1992 – X R 113/89, BStBl. II 1992, 886 betr. § 10e Abs. 6; Autenrieth,
StVj. 1989, 82 [87 f.]; fiktive Anschaffungen nach Wichmann, FR 1997, 589
[594]). Mit einem derartigen Erwerb sind aber nicht „neue“ AK zwingend; inso-
weit ist aufgrund einer Spezialvorschrift (zB Abs. 3) bei einem Rechtsnachfolger
auch die Buchwertfortführung zulässig. Auch der Rückerwerb eines WG kann
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zwar als „Anschaffung“ oder „Erwerb“ gesehen werden, muss aber bei den
§§ 17, 20 Abs. 2 oder 23 – wie bei den Besitzzeiten bei einem Rechtsnachfolger-
„normspezifisch“ ausgelegt werden (ebenso Korn/Strahl, § 6 Rn. 58), so dass
hier mit der „Übergabe“ eines WG nicht zwingend eine Veräußerung iS dieser
Vorschriften zu sehen ist (vgl. BFH v. 27.6.2006 – IX R 47/04, BStBl. II 2007,
162).
Bewertungsmaßstab:
E Entgeltlicher Erwerb (Kauf uä.): Anschaffungskosten (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2)
E Tausch: s. Anm. 1475 ff.
E Unentgeltlicher Erwerb durch
p Schenkung: Der Beschenkte hat bei unentgelticher Übertragung von Betrieben,

Teilbetrieben und Mitunternehmeranteilen fiktive AK (vgl. dazu Wichmann,
FR 1997, 589 [594]), die sich aus Abs. 3 ergeben. Bei einer Übertragung von
BV führt der Beschenkte als Rechtsnachfolger die Buchwerte des Rechtsvor-
gängers (Schenkers) fort (so auch Korn/Strahl, § 6 Rn. 99: „AK-Fiktio-
nen“); s. dazu Anm. 1380 ff.; zur gemischten Schenkung (Teilentgeltlichkeit)
s. Anm. 1387; zur unentgeltlichen Übertragung einzelner WG in das BV an-
derer Stpfl. s. Abs. 4, Anm. 1420 ff.: Gemeiner Wert.

p Einlage: Sofern einzelne WG in einen Betrieb eingelegt werden, ergibt sich der
Bewertungsmaßstab nach Abs. 1 Nr. 5, wobei zwischen privater und betrieb-
licher Veranlassung beim Erwerber einerseits und beim Zuwendenden zwi-
schen PV und BV andererseits zu differenzieren ist (s. Anm. 1211). Nach
Abs. 1 Nr. 5 sind auch geschenkte WG idR – unter Beachtung der Ausnah-
men – mit dem Teilwert in ein BV einzulegen (vgl. BFH v. 14.7.1993 – X R
74-75/90, BStBl. II 1994, 15; s. ausführl. Anm. 1227).

Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht: Zum Anschaffungsvor-
gang im weiteren Sinne zählen alle diejenigen Maßnahmen, die dazu bestimmt
sind, die wirtschaftliche Verfügungsmacht über ein WG zu erlangen und es zur
Erzielung von Einkünften nutzen zu können (hM und Rspr., zB BFH v. 12.2.
1985 – IX R 114/83, BStBl. II 1985, 690; v. 22.4.1988 – III R 54/83, BStBl. II
1988, 901 mwN).
Nach der früheren Rspr. wurde unter Anschaffung nur die Erlangung der wirt-
schaftlichen Verfügungsgewalt (-macht) verstanden.

So BFH v. 31.7.1967 – I 219/63, BStBl. II 1968, 22 in der Formulierung, dann aber
den „Beschaffungsbereich“ über den Zeitpunkt der Erlangung der wirtschaftlichen
Verfügungsmacht ausdehnend; BFH v. 5.2.1969 – I R 21/66, BStBl. II 1969, 334 mit
Hinweis auf BFH v. 22.8.1966 – GrS 2/66, BStBl. III 1966, 672; v. 24.2.1972 – IV R
4/68, BStBl. II 1972, 422; v. 20.12.1972 – I R 73/71, BStBl. II 1973, 266 unter 2.d; v.
12.11.1975 – I R 135/73, BStBl. II 1976, 297 unter 1.c; v. 3.8.1976 – VIII R 101/71,
BStBl. II 1977, 65; v. 19.4.1977 – VIII R 44/74, BStBl. II 1977, 600; v. 19.4.1977 –
VIII R 119/75, BStBl. II 1977, 601; v. 26.4.1977 – VIII R 196/74, BStBl. II 1977, 714.

Wenn man aber alle Aufwendungen nach dem Erlangen der wirtschaftlichen
Verfügungsmacht nicht mehr dem Anschaffungsvorgang zurechnen würde, so
wären alle Aufwendungen für die erstmalige Nutzung des erworbenen WG be-
reits HK. Es entspricht aber den handelsrechtl. GoB und auch dem Sinn und
Zweck der in § 6 und § 7 verwendeten Begriffe der AK und HK, wenn man zur
Anschaffung auch diejenigen Maßnahmen rechnet, die dazu bestimmt sind
(auch wenn objektiv ungeeignet), das erlangte WG zur Erzielung von Einkünf-
ten nutzen zu können.
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Vgl. BMF v. 8.5.2008, BStBl. I 2008, 590 Rn. 182–184: „Anschaffungskosten sind alle
Aufwendungen, die geleistet werden, um ein Wirtschaftsgut zu erwerben und es in ei-
nen betriebsbereiten Zustand zu versetzen (…). Dazu gehören der Anschaffungspreis
und die Nebenkosten der Anschaffung, soweit sie dem Wirtschaftsgut einzeln zugeord-
net werden können. Nicht zu den Anschaffungskosten gehören die Finanzie-
rungs(Geldbeschaffungs-)kosten … Die Anschaffungskosten werden durch Preisnach-
lässe (Skonti, Rabatte oder ähnliches) gemindert …“; vgl. auch H 6.2 „Preisnachlass
oder Rabatt“ EStH.

Anschaffung unter Einbeziehung der Phase der Betriebsbereitschaft: Im
Rahmen der Definition der AK im Handelsrecht hat sich der Gesetzgeber für
die weitergehende Definition entschieden, die auch der bisherigen hM und der
stl. Rspr. entsprach. Nach § 255 HGB wird der Anschaffungsvorgang in zwei
Phasen aufgespalten (vgl. Streim, Betriebsbereiter Zustand, in HuRB, 78), und
zwar:
– Erwerbsvorgang (Planung des Erwerbs bis zur Erlangung der wirtschaftli-

chen Verfügungsmacht) und
– Versetzung des erworbenen WG in den Zustand der Betriebsbereitschaft (s.

Anm. 276).
Als Anschaffung ieS kann man den Erwerbsvorgang, als Anschaffung iwS den
gesamten Anschaffungsvorgang vom Erwerb bis zur Betriebsbereitschaft be-
zeichnen.

c) Anschaffungszeitpunkt und Anschaffungskostenzeitraum
Anschaffungszeitpunkt ist der Zeitpunkt des Erwerbs eines WG, also das Er-
langen der Verfügungsmacht (vgl. Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 79; Göbel
in Bonner-HdR, § 255 HGB Rn. 15; ADS VI. § 255 HGB Rn. 10). Dieser Zeit-
punkt ist strechtl. dann von Bedeutung, wenn etwa die Anschaffung strechtl. Re-
levanz hat (zB Abschreibungsbeginn; zeitliche Zuordnung hinsichtlich Investiti-
onszulage zu einem VZ; Änderung von Steuergesetzen) und daher ein konkreter
Zeitpunkt – also kein Zeitraum – als Kriterium erforderlich ist.
Nach BMF v. 8.5.2008 (BStBl. I 2008, 508 Rn. 15) ist für die Anschaffung die
Lieferung bzw. die Begründung des wirtschaftlichen Eigentums maßgebend
(§ 39 Abs. 2 Nr. 1 AO). Das ist idR der Fall, wenn Eigenbesitz, Gefahr, Nutzen
und Lasten auf den Erwerber übergehen (BFH v. 25.9.1998 – III R 112/95,
BStBl. II 1998, 70 unter Bezug auf BFH v. 28.4.1977 – IV R 163/75, BStBl. II
1977, 553; vgl. auch Mathiak, DStJG 7 [1984], 118; KSM/Werndl, § 6 Rn. B
28).
Anschaffungskostenzeitraum: Mit dem Anschaffungszeitpunkt ist allerdings
nicht festgeschrieben, dass nach (oder vor) dem Zeitpunkt keine Aufwendungen
zu den AK gerechnet werden dürfen (vgl. Ellrott/Brendt in Beck-Bil-Komm.
VII. § 255 HGB Rn. 33 f.). Die finale Begriffsdefinition (vgl. hierzu BFH v.
12.6.1978 – GrS 1/77, BStBl. II 1978, 620 [624 ff.]) führt vielmehr dazu, dass
von einem „Anschaffungskostenzeitraum“ auszugehen ist und dass die Über-
führung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht lediglich als Hauptzweck der An-
schaffung und somit als „Anschaffungszeitpunkt“, aber nicht als zeitliches Ende
der AK zu verstehen ist (vgl. Mathiak, DStJG 7 [1984], 118 ff.; vgl. auch ADS
VI. § 255 HGB Rn. 11). Als Anschaffungskostenzeitraum kann man den Beginn
der Planung des Erwerbsvorgangs (zB Besichtigung des zu erwerbenden WG)
bis zur Erlangung der Betriebsbereitschaft bezeichnen.

§ 6 Anm. 263–264 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1: Bewertung
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d) Begriff der Herstellung
Herstellung ist
– Neuschaffung eines bisher noch nicht bestehenden WG;
– Ergänzende Schaffung; hierunter fallen Erweiterung eines vorhandenen WG,

wobei eine „Mehrung der Substanz“ (ADS VI. § 255 HGB Rn. 122), zB Ge-
bäudeanbau, vorliegen muss, oder eine wesentliche Verbesserung, dh. wenn
ein bisher benutztes WG eine Nutzungsdauerverlängerung oder Nutzungs-
werterhöhung erhält (zB Erneuerung von Rohrleitungen mit entsprechender
Nutzungsdauerverlängerung; grundlegende Modernisierung eines Gebäudes,
die zu einer Mieterhöhung und somit zu höherem Nutzungswert führt; vgl.
Vodrazka, Wesentliche Verbesserung, in HuRB, 447 ff.); unter die Erweite-
rung und wesentliche Verbesserung fallen idR nicht Maßnahmen, die der nor-
malen Erneuerung (Anpassung an den technischen Fortschritt) oder der Er-
haltung der bisherigen WG (Schönheitsreparaturen) dienen;

– Wesensänderung oder Neuherstellung eines bereits bestehenden WG („Neuherstel-
lung“, so LBP/Hoffmann, § 6 Rn. 291). Eine Wesensänderung liegt dann vor,
wenn ein vorhandenes WG so verändert wird, dass man es anders gebrau-
chen oder verwenden kann (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 125; Ellrott/
Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 375); eine gesonderte Auf-
nahme dieses Begriffs ist in § 255 Abs. 2 HGB nicht enthalten, da sich eine
Aktivierung bzw. Einbeziehung in die HK unter dem Gesichtspunkt der Sub-
stanzmehrung oder der wesentlichen Verbesserung ergibt (vgl. Ellrott/
Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 379).

Zur Konkretisierung der Herstellung im zweiten und dritten Fall s. näher
Anm. 482, 484 sowie Nr. 1a (anschaffungsnahe Aufwendungen).

e) Zeitpunkt und Zeitraum der Herstellung
Herstellung ist ein Vorgang, der sich idR nicht zu einem bestimmten Zeitpunkt,
sondern innerhalb eines Zeitraums vollzieht. Am Ende des Herstellungsprozesses
muss ein aktivierungsfähiges WG vorliegen. Allerdings ist es uE denkbar, dass
aufgrund von Vorbereitungs- und Planungskosten schon HK vor der Existenz
eines fertiggestellten und bilanzierungsfähigen WG anfallen, da auch unfertige
Erzeugnisse aktiviert werden dürfen; Gleiches dürfte für Rechte gelten, die neu
geschaffen werden, aber noch nicht rechtl. wirksam sind (ähnlich wie Anlagen
im Bau). Entscheidend ist uE, dass sich ein in Schaffung befindliches WG kon-
kretisiert (zB durch die selbständige Bewertbarkeit, die durch entstandene Auf-
wendungen für ein sich abzeichnendes WG feststellbar ist).
Zeitpunkt der Herstellung: Wo gesetzlich darauf abgestellt wird, ist dies nach
§ 9a EStDV (1965 ff.) der Zeitpunkt der Fertigstellung, also der Abschluss der Her-
stellung des WG. Die Fertigstellung eines WG ist dann anzunehmen, wenn die
Herstellungsarbeiten so weit fortgeschritten sind, dass das WG bestimmungs-
gemäß genutzt oder benutzt werden kann (vgl. HFA des IdW, IDW Stellung-
nahme zur Rechnungslegung, RS 31 v. 23.6.2010, WPg. 2010, Supplement 3
Tz. 11).

Vgl. auch R 7.4 Abs. 1 Satz 5 EStR mit Hinweisen; OFD Düss. v. 31.1.1964, StEK
EStG § 7 Nr. 19; BFH v. 15.9.1977 – V R 81/76, BStBl. II 1977, 887; v. 24.3.1987 –
IX R 17/84, BStBl. II 1987, 694 mwN; v. 1.12.1987 – IX R 134/83, BStBl. II 1988,
431.

Ein Wohngebäude ist zB fertiggestellt, wenn es bewohnt werden kann (vgl. H
7.4 „Fertigstellung“ EStH mwN), wobei allerdings einzelne Arbeiten (zB Außen-
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putz, Garagenzufahrt, Garten) noch ausstehen können (vgl. Mathiak, DStJG 7
[1984], 130 f.; Wohlgemuth, Zeitraum der Herstellung, in HuRB, 475; OFD
München v. 2.1.1986, StEK BewG 1965 § 74 Nr. 6). Das Ende des HKZei-
traums ist gegeben, wenn ein WG des Umlaufvermögens einen auslieferungs-
und verkaufsfähigen Zustand erreicht hat; die Phase des Vertriebs gehört nicht
mehr zum HKZeitraum (vgl. Wohlgemuth aaO, 475).
Anfangszeitpunkt des Herstellungszeitraums ist der Beginn der durch die
Herstellung veranlassten Maßnahmen. Dazu gehören auch vorbereitende Arbei-
ten wie Planungen (so bei Gebäuden BFH v. 13.11.1973 – VIII R 157/70,
BStBl. II 1974, 161; v. 6.3.1975 – IV R 146/70, BStBl. II 1975, 574; v. 11.3.1976
– IV R 176/72, BStBl. II 1976, 614; über vergebliche Planungskosten s.
Anm. 649–650), Herstellung von Modellen, Formen, Spezialwerkzeugen und
dgl.; der Kauf (Anschaffung) und die Einlagerung von Produktionsfaktoren
(Rohstoffen) gehören noch nicht zum Herstellungszeitraum, da noch nicht fest-
steht, wann und für welchen Produktionsprozess die Rohstoffe in die Produkti-
on einfließen; erst die Bereitstellung der Produktionsfaktoren (Konkretisierung)
für den Produktionsprozess gehört zur Herstellung von Erzeugnissen und somit
zum HKZeitraum (vgl. Mathiak aaO, 130; Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm.
VII. § 255 HGB Rn. 366).
Auch nach dem Zeitpunkt der Herstellung (Fertigstellung) können anfal-
lende Aufwendungen den HK zuzuordnen sein, „wenn sie noch in einem wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit dem Herstellungsvorgang stehen“ (BFH v.
1.12.1987 – IX R 134/83, BStBl. II 1988, 431 betr. Aufwendungen für Beseiti-
gung von Baumängeln, die schon beim Herstellungsvorgang entstanden waren
[unter Bezugnahme auf BFH v. 8.3.1984 – IX R 45/80, BStBl. II 1984, 702], so-
wie BFH v. 31.3.1992 – IX R 164/87, BStBl. II 1992, 805).

2. Abgrenzung von Anschaffung und Herstellung
Gemeinsam ist Anschaffung und Herstellung, dass der Stpfl. ein Wirtschaftsgut
erlangt.
Unterschiede zwischen Anschaffung und Herstellung: Der Stpfl. erwirbt
bei Anschaffung ein schon bestehendes WG, während er bei der Herstellung
ein bis dahin noch nicht bestehendes WG schafft (vgl. ADS VI. § 255 HGB
Rn. 127; Knop/Küting, in Küting/Pfitzer/Weber, HdR V. § 255 HGB
Rn. 13) oder auf eigene Rechnung und Gefahr schaffen lässt (vgl. § 15 EStDV
zum Begriff des Bauherrn als Hersteller eines Gebäudes) – Neuschaffung – oder
ein vorhandenes WG in seiner Substanz vermehrt oder wesentlich verbessert
(ergänzende Schaffung) oder so umgestaltet, dass wirtschaftlich ein neues WG
entsteht (Wesensänderung oder Neuherstellung, s. näher Anm. 275). Ähnlich
BFH v. 30.11.1976 – VIII R 202/72, BStBl. II 1977, 384 (386).
E Der zeitliche Abstand der Aufwendungen von dem Zeitpunkt der Erlangung der wirt-
schaftlichen Verfügungsmacht über das WG ist nicht entscheidend; schon kurz nach
jenem Zeitpunkt kann bereits Herstellungsaufwand, noch lange danach kann
Anschaffungsaufwand anfallen (s. Anm. 264, 276 und 297). Entscheidend ist
der sachliche Zusammenhang der Aufwendungen mit der Anschaffung und die
Schaffung des betriebsbereiten Zustands (s. Anm. 276).
E Anschaffungsnahe Aufwendungen: Die Abgrenzung zwischen Anschaffung und
Herstellung kann fließend sein (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 127). Dies zeigt
sich insbes. bei den sog. anschaffungsnahen Aufwendungen nach Abs. 1 Nr. 1a.
Hierbei kommt es auf das finale Verständnis der Betriebsbereitschaft für neu an-
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geschaffte WG an. Erwirbt man zB einen maroden (nicht bewohnbaren) Altbau
in der Absicht, ihn grundlegend zu modernisieren, so sind diese Kosten nach
der handelsrechtl. AKDefinition des § 255 HGB der Phase der Schaffung der
Betriebsbereitschaft und somit dem AKBegriff zuzuordnen (vgl. auch Heuer-
mann, DB 1992, 601 [606] mwN; Wolff-Diepenbrock, DB 2002, 1286 [1289]),
da die Modernisierung entscheidender Faktor für die Erzielung von Einkünften
(höhere Mieten) ist. Aufgrund des Maßgeblichkeitsgrundsatzes (s. Anm. 271) ist
eine derartige Modernisierung auch stl. dem AKBegriff zuzuordnen. Erstreckt
sich die Modernisierung hingegen über einen längeren Zeitraum und ist das Ge-
bäude bewohnbar, so sind die Modernisierungskosten nicht als AK, sondern als
sog anschaffungsnahe Aufwendungen, die als HK gelten, nach Abs. 1 Nr. 1a zu
aktivieren, sofern diese innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung anfallen
und 15 % der AK überschreiten (zur früheren Rspr. s. zB BFH v. 29.10.1991 –
IX R 117/90, BStBl. II 1992, 285). Führt eine derartige Renovierung dazu, dass
ein neues oder ein wesentlich verändertes WG geschaffen wird, so liegt eine
Herstellung eines neuen WG und somit aktivierungspflichtiger Herstellungsauf-
wand vor, wobei in die HK des neuen Objekts auch die AK des alten Objekts
einfließen (zur handelsrechtl. Auslegung vgl. Streim, in HuRB, 82 f.; aA Ellrott/
Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 389, die in den anschaffungs-
nahen Aufwendungen – nicht aktivierungsfähigen – Erhaltungsaufwand sehen,
wenn keine Substanzmehrung oder wesentliche Verbesserung vorliegt; ebenso
offenbar Kupsch, StbJb. 1989/90, 119 f.). Dies ist im Regelfall dann gegeben,
wenn ergänzende Schaffungen (Erweiterungen) oder Wesensänderungen bzw.
Neuherstellungen vorliegen (zu den Begriffen s. Anm. 265). Bedeutung für die
Aktivierung hat dies insofern, als bei AK nur Einzelkosten aktiviert werden dür-
fen, bei HK hingegen auch anteilige produktionsbezogene Gemeinkosten ein-
zubeziehen sind (handelsrechtl. Einbeziehungspflicht seit dem BilMoG). Die
Rspr. zur Abgrenzung von Anschaffung und Herstellung in diesem Bereich ist
allerdings nicht eindeutig.
Für AK beim Kauf einer Eigentumswohnung in einem Altbau, wobei eine Re-
novierung im Kaufvertrag vereinbart wird und diese im Kaufpreis enthalten ist:
BFH v. 30.7.1991 – IX R 43/89, BStBl. II 1991, 918; s. hierzu auch BFH v.
12.2.1985 – IX R 114/83, BStBl. II 1985, 690; v. 31.10.1989 – IX B 124/89,
BFH/NV 1990, 365; v. 12.6.1990 – IX B 293/89, BFH/NV 1991, 87; zur Ab-
grenzung AK/HK beim sog. Modernisierungsmodell s. BFH v. 12.9.2001 – IX
R 52/00, BStBl. II 2003, 574; zu Abs. 1 Nr. 1a s. OFD München und Nürnberg
v. 11.6.2004, DStR 2004, 1338 und Spindler, DB 2004, 507.
E Herstellung durch wesentliche Verbesserung: Anders sieht hingegen die Sachlage aus,
wenn man einen Altbau, den man seit mehreren Jahren besitzt, grundlegend mo-
dernisieren will. Bei diesem Sachverhalt ist kein Bezug zum Anschaffungsvor-
gang erkennbar. Hier greift das Kriterium der wesentlichen Verbesserung ein.
Führen die Modernisierungsmaßnahmen zu einer Nutzungsdauerverlängerung
(vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 125) oder zu einer Nutzungswerterhöhung (vgl.
auch Vodrazka, in HuRB, 456 f.; Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII.
§ 255 HGB Rn. 386), so ist das Kriterium der wesentlichen Verbesserung erfüllt
und der Tatbestand der Herstellung (und somit die Aktivierung von HK) gegeben
(str.; vgl. Heuermann, DB 1992, 606; zur Diskussion s. auch Glanegger, DB
1987, 2115 ff. (Teil I), hier Teil II, 2173 ff.; Spindler, BB 2002, 2041 [2043
mwN]; Wolff/Diepenbrock, DB 2002, 1286 [1290]; zur Rspr. zur Steigerung
des Gebrauchswerts bzw. Nutzungspotentials s. zB BFH v. 9.5.1995 – IX R
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116/92, BStBl. II 1996, 632; v. 5.3.2007 – IX B 189/06, BFH/NV 2007, 1124;
zur Auslegung durch die FinVerw. s. BMF v. 18.7.2003, BStBl. I 2003, 386).

3. Bedeutung der Unterscheidung zwischen Anschaffung und
Herstellung

Die Unterscheidung zwischen Anschaffung und Herstellung hat Bedeutung
– für immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die stl. nur zu aktivieren sind,

wenn ein entgeltlicher Erwerb vorliegt (§ 5 Abs. 2); insoweit wird die Abgren-
zung zwischen Anschaffung und Herstellung zum entscheidenden Kriterium
der Bilanzierungsfähigkeit;

– für den Umfang der zu aktivierenden Aufwendungen, da bei den AK nur Einzelkos-
ten, bei den HK jedoch auch Gemeinkosten einzubeziehen sind oder ein-
bezogen werden dürfen. Dies hat insbes. Auswirkungen bei den Kosten der
Betriebsbereitschaft, wenn der Stpfl. die Betriebsbereitschaft selbst (über sein
Unternehmen) herstellt und dabei ein beträchtlicher Anteil an nicht direkt zu-
rechenbaren Kosten anfällt (vgl. Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber,
HdR V. § 255 HGB Rn. 33–38);

– für die Behandlung der Fremdkapitalzinsen, die idR nur bei den HK einbezogen
werden dürfen (zur Ausnahme zur Berücksichtigung von Fremdkapitalzinsen
bei AK s. Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber, HdR V. § 255 HGB
Rn. 39–41; s. Anm. 299);

– für den Beginn der planmäßigen Abschreibung und die Möglichkeit der Inanspruchnahme
von Sonderabschreibungen (Steuervergünstigungen; zB §§ 6b, 6c, 7g) sowie Inves-
titionszulagen (§ 2 Satz 1 InvZulG 2010), sofern es auf den Zeitpunkt der
Anschaffung (Jahr der Lieferung nach § 9a EStDV) und Herstellung (Jahr der
Fertigstellung) ankommt.

Keine Bedeutung hat die Unterscheidung zwischen Anschaffungskosten
und Herstellungskosten insofern, als die Aufwendungen in beiden Fällen akti-
vierungspflichtig sind und bei mehrjähriger Nutzung abnutzbarer Anlagegüter
auf deren Nutzungsdauer zu verteilen sind (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2). Ferner gilt
die Unterscheidung in gleicher Weise für bewegliche und unbewegliche WG.

IV. Prinzipien zur Bestimmung der Anschaffungs- und
Herstellungskosten

1. Erfolgsneutralität des Anschaffungs- und Herstellungsvorgangs
Grundsatz: Die Begriffe der Anschaffungskosten und Herstellungskosten sind
grundsätzlich so auszulegen, dass der Anschaffungs- und Herstellungsvorgang
als eine erfolgsneutrale Vermögensumschichtung behandelt wird.

Vgl. BFH v. 15.2.1966 – I 103/63, BStBl. III 1966, 468; v. 26.3.1992 – IV R 74/90,
BStBl. II 1993, 96 betr. Anschaffung; Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007,
184 und 208; Biener/Berneke, Bilanzrichtlinien-Gesetz, 1986, 111; Wohlgemuth in
HdJ I/9, Rn. 3; ADS VI. § 255 HGB Rn. 5; Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII.
§ 255 HGB Rn. 20.

Dieses Prinzip soll gewährleisten, dass anlässlich eines Anschaffungs- und Her-
stellungsvorgangs einerseits eine Gewinnrealisierung ausgeschlossen ist, anderer-
seits aber auch eine Ergebnisverminderung verhindert wird (vgl. Moxter aaO,
184 und 208 f.; Baetge/Thiele/Kirsch, Bilanzen, 10. Aufl. 2009, 129; KSM/
Werndl, § 6 Rn. B 27). Letzteres hat zur Folge, dass auch überhöhte und ver-
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gebliche Aufwendungen idR zu aktivieren sind, sofern ihnen Gegenleistungen
gegenüberstehen.

Vgl. Moxter aaO, 208 f.; ADS VI. § 255 HGB Rn. 18; Wohlgemuth, in Beck-HdR, B
162 Rn. 33; BFH v. 4.3.1987 – IX R 31/84 BStBl. II 1987, 695 (697) betr. Schnellbau-
kosten; v. 24.3.1987 – IX R 68/83, BFH/NV 1987, 708 betr. vergebliche Anschaf-
fungs- und Herstellungsaufwendungen; s. auch: BFH v. 24.3.1987 – IX R 58/84,
BFH/NV 1987, 709; v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830 (834); v. 31.3.1992 –
IX R 164/87, BStBl. II 1992, 805; s. auch § 7 Anm. 137.

Einschränkungen durch das Vorsichtsprinzip: In Konflikt steht das Erfolgs-
neutralitätsprinzip insbes. mit dem Vorsichtsprinzip, das in § 252 Abs. 1 Nr. 4
HGB verankert ist und über das Maßgeblichkeitsprinzip auch für das Steuer-
recht verbindlich ist (s. Anm. 271 und 454). Bei den AK schränkt das Vorsichts-
prinzip das Erfolgsneutralitätsprinzip insoweit ein, als Anschaffungsgemein-
kosten nicht aktiviert werden dürfen (vgl. Moxter aaO, 184; s. Anm. 277). Zu
erheblich weitreichenderen Einschränkungen des Erfolgsneutralitätsprinzips
durch das Vorsichtsprinzip kann es bei der HKBewertung kommen (vgl. Mox-
ter, BB 1988, 938; Oestreicher in Beck-HdR, B 163 Rn. 14 ff.; nach Wohl-
gemuth in HdJ I/10, Rz. 5 gilt die Erfolgsneutralität des Herstellungsvorgangs
nicht). Aufgrund der Einbeziehbarkeit von Gemeinkosten und der zT erlaubten
Gewinnrealisierung bei langfristiger Auftragsfertigung (vgl. Oestreicher aaO
Rn. 16 f.) ist im Vergleich zum Anschaffungsvorgang (Verbot der Aktivierung fi-
xer Gemeinkosten) eine höhere Aktivierung erlaubt (stl. nach H 6.2 „Gemein-
kosten“ EStH geboten). Dies kann sogar dazu führen, dass durch den Herstel-
lungsprozess das Ausschüttungspotential erhöht wird (vgl. Oestreicher aaO
Rn. 14). Andererseits wird die Erfolgsneutralität durch die handelsrechtl. Wahl-
rechte erheblich eingeschränkt. Betrachtet man aus betriebswirtschaftlicher Sicht
die Aktivierung zu Teilkosten als erfolgsneutral, so ist die – bis zum BilMoG gel-
tende – handelsrechtl. HKDefinition fakultativ gewinnwirksam; sieht man hin-
gegen die Vollkosten als den richtigen betriebswirtschaftlichen Maßstab an, so
ist die Regelung wahlweise verlustwirksam.

Vgl. Oestreicher aaO Rn. 15; Siegel, in HuRB, 417 (421) bezeichnet aufgrund der
kontroversen betriebswirtschaftlichen Beurteilungen das frühere Wahlrecht zur Ein-
beziehung der Gemeinkosten als „Kompromisswahlrecht“; vgl. auch Döllerer, ZHR
157 (1993), 354; aus betriebswirtschaftlicher Sicht s. zB Busse von Colbe, StbJb.
1968/69, 431; Herzig, BB 1970, 116.

2. Veranlassungsprinzip
Während das Erfolgsneutralitätsprinzip und das Vorsichtsprinzip über den Maß-
geblichkeitsgrundsatz aus dem Handelsrecht in das Steuerrecht transformiert
werden, stellt sich die Frage, ob neben den handelsrechtl. Prinzipien aufgrund
des Bewertungsvorbehalts nach § 5 Abs. 6 noch gesonderte stl. Bewertungsprin-
zipien bei der Ermittlung der AHK beachtet werden müssen.
Fraglich ist insbes., ob die Begriffe Anschaffungskosten und Herstellungskosten
– kausal,
– final oder
– veranlassungsorientiert
– auszulegen sind.
Kausaler Begriff: Folgt man der kausalen Begriffsauslegung, so käme es für die
Zuordnung auf die reine Verursachung von Aufwendungen an. Danach könnten
nur Aufwendungen, die für die Anschaffung oder Herstellung ursächlich sind –

E 127

des abnutzbaren Anlagevermögens Anm. 269–270 § 6

270



E 128 Stobbe

also durch sie allein hervorgerufen sind –, angesetzt werden. Dementsprechend
dürfen auch keine geschlüsselten Kosten den AHK zugerechnet werden.

Beispiel: Im Rahmen des Baus eines Gebäudes reißt beim Transport schwerer Lasten
ein Seil; die Lasten fallen auf die Decke, die daraufhin einstürzt. Ursache der für die
Wiederherstellung der Decke anfallenden Aufwendungen ist nicht der Bau des Gebäu-
des, sondern das brüchige Seil.

Entsprechend dem Kausalitätsverständnis dürften diese Aufwendungen nicht
den Herstellungsaufwendungen des Gebäudes zuzuordnen sein. Da derartige
Aufwendungen aber mit der gesamten Baumaßnahme zusammenhängen und
Reparaturleistungen auch dem Zweck der Herstellung dienen, ist das kausale
Verständnis in dem vorliegenden Fall als zu eng abzulehnen. „Aufwendungen
zur Beseitigung von Baumängeln vor Fertigstellung des Gebäudes sind keine so-
fort abziehbaren WK, sondern gehören zu den HK des Gebäudes“ (BFH v.
31.3.1992 – IX R 164/87, BStBl. II 1992, 805 sowie v. 24.3.1987 – IX R 31/84,
BStBl. II 1987, 695); vgl. zu einem anderen Beispiel Offerhaus, BB 1979, 620;
v. Bornhaupt, DStJG 3 (1980), 180; s. auch § 9 Anm. 142.
Finaler Begriff: Entsprechend dem finalen Verständnis müssen die Aufwen-
dungen dem Zweck der Anschaffung oder der Herstellung dienen (s. auch § 9
Anm. 115). Die Rspr. spricht bei der Auslegung von AHK von einem „finalen
Gehalt“ (BFH v. 13.10.1983 – IV R 160/78, BStBl. II 1984, 101 [103]), einem
„finalen Element“ (BFH v. 13.9.1984 – IV R 101/82, BStBl. II 1985, 49) bzw.
von einer finalen Bestimmung oder Definition (BFH v. 1.12.1987 – IX R
134/83, BStBl. II 1988, 431 [432]; v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830
[834]; vgl. auch Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 200; Wassermey-
er, FR 1993,796).
Die „reine“ Zweckgerichtetheit von Aufwendungen für die Zurechnung zu den
AHK kann sich allerdings im Einzelfall als zu eng erweisen. Dies gilt insbes.
dann, wenn Schlüsselungen für die Zurechnung von Aufwendungen zu den
AHK erforderlich sind.

Nach BFH v. 13.4.1988 – I R 104/86 (BStBl. II 1988, 892 [893]) gehören zu den AK
„auch alle Aufwendungen, die im Zusammenhang mit dem Erwerb des WG stehen, so-
weit diese Aufwendungen dem einzelnen WG direkt zugeordnet werden können“. In
dieser Entscheidung hat der BFH eine Jahresleistungsprämie als Bestandteil der AK
anerkannt, da eine direkte Zuordnung entspr. der Menge und Zeit möglich war. Daher
gehören derartige Kosten auch zu den aktivierungspflichtigen AK.

Auch wenn zeitabhängige Aufwendungen nicht dem direkten Zweck dienen, ein
konkretes WG herzustellen, so ist der Anlass derartiger Aufwendungen doch
mit der Herstellung von WG begründet. Daher ist entsprechend der Rspr. von
einem „erweiterten finalen Verständnis“ der AHK auszugehen.
Veranlassungsprinzip: Es ist gesetzlich für die BA in § 4 Abs. 4 verankert,
wird im Wege der Rechtsfortbildung für WK (§ 9 Abs. 1) angewandt und kann
heute als übergeordnetes Prinzip der Rechtsanwendung bezeichnet werden. Es
meint die Veranlassung von Aufwendungen durch eine Erwerbsleistung (Ein-
kunftsquelle), die der Einkunftserzielung dient (eingehender dazu § 9 Anm. 117;
vgl. hierzu auch die Beiträge von Söhn, v. Bornhaupt ua. in DStJG 3 [1980]).
Anhaltspunkte für eine Berücksichtigung des Veranlassungsprinzips bei der
Auslegung der Begriffe Anschaffungskosten und Herstellungskosten sieht
KSM/v. Bornhaupt, § 9 Rn. B 180 in der BFH-Rspr. (vgl. BFH v. 13.10.1983 –
IV R 160/78, BStBl. II 1984, 101; v. 13.9.1984 – IV R 101/82, BStBl. II 1985,
49). Eine Berücksichtigung des Veranlassungsprinzips kann man auch in § 255
HGB sehen (vgl. BFH v. 21.10.1993 – IV R 87/92, BStBl. II 1994, 176). Bei
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den AK wird dies aus der Zweckgerichtetheit der Aufwendungen ersichtlich
(§ 255 Abs. 1 HGB: „… Aufwendungen, die geleistet werden, um …“). Bei der
HKDefinition ist aufgrund der Worte „entstehen“ (§ 255 Abs. 2 Satz 1 HGB)
und „veranlasst“ (§ 255 Abs. 2 Satz 3 HGB) teilweise eine Verankerung des Ver-
anlassungsprinzips im handelsrechtl. Gesetzeswortlaut enthalten.
Da die handelsrechtl. Begriffsdefinition auf der Steuerrechtspraxis beruht (so
Wassermeyer, FR 1993, 793 [796]), können uU die Rspr. und das Schrifttum
zum Veranlassungsprinzip bei der Auslegung der AHK herangezogen werden.
Dies setzt allerdings eine Klärung voraus, inwieweit die handelsrechtl. Begriffs-
definitionen für § 6 EStG maßgeblich sind. Da die Handelsrechtler heute noch
sehr weit von einer derartigen Begriffsinterpretation entfernt sind (so Wasser-
meyer aaO, 796 bezogen auf die „finale“ Interpretation), könnte eine Gesetzes-
grundlage aufgrund übergeordneter Rechtsgrundsätze aus dem Bewertungsvor-
behalt des § 5 Abs. 6 ableitbar sein (vgl. BFH v. 21.10.1993 – IV R 87/92
BStBl. II 1994, 176; kritisch hierzu Stobbe, FR 1994, 105 [106 f.]).
„Veranlassungsorientierte Auslegung“: Die Zweckbestimmung und das „fi-
nale Element“ ist uE allerdings nicht immer für die Zuordnung von Aufwen-
dungen – insbes. bei erforderlichen mengen- und zeitmäßigen Schlüsselungen –
ausreichend; uE sollte vielmehr als ergänzendes Kriterium der Anlass der Auf-
wendungen herangezogen werden (vgl. dazu auch Raupach, Festschr. Moxter,
1994, 120). Folgt man dieser Auffassung, die dem handelsrechtl. Schrifttum
fremd ist, so könnte dies uU dazu führen, dass besondere strechtl. Prinzipien im
EStRecht einheitlich angewandt werden (vgl. zu diesen Forderungen Weber-
Grellet, DB 1994, 288 [291]).
E Veranlassung durch Anschaffung und Herstellung: Ist das innere und äußere Mo-
ment (Motiv, Beweggrund, Anstoß; s. dazu § 9 Anm. 140) von Aufwendungen
– die Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht und der Betriebsbereit-

schaft (Anschaffung s. Anm. 263) bzw.
– die Herstellung, Erweiterung oder die wesentliche Verbesserung von WG

durch den Verbrauch von Gütern oder die Inanspruchnahme von Diensten
(s. Anm. 265),

so liegen AHK vor.
E Veranlassungsorientierte Bestimmung der AK: Diese Auslegung kann einerseits auf-
grund der handelsrechtl. Begriffsdefinition nach § 255 Abs. 1 HGB („… Auf-
wendungen, die geleistet werden, um …“) über das Maßgeblichkeitsprinzip (s.
hierzu Anm. 271), andererseits auch wegen des strechtl. Veranlassungsprinzips,
das übergeordneten Charakter hat, über den Bewertungsvorbehalt nach § 5
Abs. 6 für den AK- und HKBegriff iSd. § 6 abgeleitet werden. Allerdings ist das
Veranlassungsprinzip bei den AK nach § 255 Abs. 1 Satz 1 HGB auf die Einzel-
kosten begrenzt („soweit sie dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet
werden können“; s. dazu Anm. 267).
E Veranlassungsorientierte Bestimmung der HK: In der handelsrechtl. Begriffsdefiniti-
on (§ 255 Abs. 2 HGB) geben die Worte „entstehen“ und „veranlasst“ Hinweise
dafür, dass das Veranlassungsprinzip bei der Auslegung des HKBegriffs zu be-
rücksichtigen ist. Nach Offerhaus kommt es für die Zuordnung zu den HK
„… nicht darauf an, ob sie in den Wert des WG eingegangen sind. Auch nach
der Fertigstellung des WG anfallende Aufwendungen können HK sein, wenn
sie noch in einem wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Herstellungsvor-
gang stehen“ (Offerhaus, StBp. 1988, 122).
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Vgl. auch BFH v. 5.8.1958 – I 70/57 U, BStBl. III 1958, 392: „Zu den HK gehören alle
Aufwendungen, die im Betrieb mit der Herstellung in Zusammenhang stehen“; BFH v.
13.9.1984 – IV R 101/82, BStBl. II 1985,49): „… sowohl die unmittelbar der Herstel-
lung dienenden Kosten als auch Aufwendungen, die zwangsläufig im Zusammenhang
mit der Herstellung des WG anfallen oder mit seiner Herstellung in einem engen wirt-
schaftlichen Zusammenhang stehen“.

Folgt man dem Veranlassungsprinzip für die stl. HKBewertung, so kann man
uU das direkte und indirekte Verursachungsprinzip, das Beanspruchungs- sowie
das Einwirkungsprinzip als Zurechnungsprinzipien bei der Bewertung heranzie-
hen (zu den Prinzipien aus der Sicht der Kostenrechnung siehe Kloock, KRP-
Sonderheft 2/1993, 55 [56]). Folgt man einer derartigen Auffassung, so kann
dies – mit gewissen kleineren Abweichungen – eventuell zu einer Rechtfertigung
der HKUntergrenze nach R 6.3 EStR 2008 führen (vgl. auch BFH v. 21.10.1993
– IV R 87/92 aaO). Da allgemeine Verwaltungskosten idR nicht durch die Her-
stellung veranlasst sind und daher auch nur über das Durchschnittsprinzip (eher
willkürlich) verrechnet werden können, dürften sie dementsprechend auch nicht
Bestandteil der HKUntergrenze sein (vgl. auch Moxter, BB 1988, 944 f.; Knob-
be-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 168). Ebenso
kann man über das Veranlassungsprinzip dazu gelangen, dass nicht angemessene
(idR fixe) Material- und Fertigungsgemeinkosten nicht in die HK eingerechnet
werden dürfen, sofern eine Zurechnung über die o.g. Prinzipien (mit Ausnahme
der willkürlichen Verrechnung über das Durchschnitts- oder Tragfähigkeitsprin-
zip) nicht möglich ist.

D. Begriff der Anschaffungskosten,
Bewertung mit den Anschaffungskosten

Schrifttum: Siehe vor Anm. 260.

I. Begriff der Anschaffungskosten

1. Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen Begriffsbestimmung
Das Handelsrecht enthielt bis zum BiRiLiG keine Definition der „Anschaffung“
und „Anschaffungskosten“. Diese Begriffe werden seit dem BiRiLiG erstmals in
§ 255 Abs. 1 HGB wie folgt umschrieben:

„Anschaffungskosten sind die Aufwendungen, die geleistet werden, um einen Ver-
mögensgegenstand zu erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand zu verset-
zen, soweit sie dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden können. Zu den
Anschaffungskosten gehören auch die Nebenkosten sowie die nachträglichen Anschaf-
fungskosten. Anschaffungspreisminderungen sind abzusetzen.“

Auch vor dem BiRiLiG war der Begriff der AK aus dem Handelsrecht in das
EStG übernommen und nach den handelsrechtl. GoB ausgelegt worden (zust.
BFH v. 28.4.1977 – IV R 163/75, BStBl. II 1977, 553). Der Bewertungsvor-
behalt greift uE aufgrund einer fehlenden strechtl. Definition der AK nicht ein,
so dass der Begriff der AK im StRecht nach Maßgabe des Handelsrechts ange-
setzt werden muss (so zB Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 90; s. auch FG Berlin v.
22.5.1989, EFG 1990, 224, rkr., sowie R 6.2 EStR). Somit muss im Handels-
und Steuerrecht eine einheitliche Begriffsbestimmung für die AK gelten (vgl.
Mathiak, DStR 1990, 696; Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuer-
recht, 9. Aufl. 1993, 162: „Begriffe sind im Handels- und Steuerrecht im Prinzip
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inhaltsgleich“). Die gelegentlich verwandte These des BFH, dass der Grundsatz
der Maßgeblichkeit der HBil. für die StBil. nicht hinsichtlich der Bewertung gelte
(BFH v. 12.6.1978 – GrS 1/77, BStBl. II 1978, 620), ist uE für den Begriff der
AK nicht einschlägig. Aufgrund der handelsrechtl. Kodifizierung und der
strechtl. Gesetzeslücke muss uE BFH v. 4.7.1990 – GrS 1/89 (BStBl. II 1990,
830 [833]), nach dem der handelsrechtl. HKBegriff auch für das EStRecht maß-
geblich ist, analog auf den Begriff der AK angewandt werden, so dass der han-
delsrechtl. AK-Begriff für das StRecht maßgeblich ist (vgl. Hey in Tipke/Lang,
StRecht, 20. Aufl. 2010, § 17 Rn. 132; v. 21.1.1999 – IV R 27/97, BStBl. II 1999,
638 [640]; v. 19.12.2000 – IX R 100/97, BStBl. II 2001, 699; v. 12.9.2001 – IX R
52/00, BStBl. II 2003, 574; v. 8.9.2005 – IV R 52/03, BStBl. II 2006, 128). So-
mit gibt es für einen eigenständigen strechtl. AKBegriff keine Rechtsgrundlage
mehr (eine abweichende Meinung konnte man bis 1990 uU auf BFH v. 12.6.
1978 – GrS 1/77, BStBl. II 1978, 620 [625 r.Sp.] stützen).

2. Prinzipien und Merkmale zur Begriffsbestimmung der Anschaffungs-
kosten

a) Allgemeines zum Begriff
Die handelsrechtl. Begriffsbestimmung (s. Anm. 271) wurde in Anlehnung an
die frühere BFH-Rspr. gewählt und sollte zu keiner Änderung des vor dem BiRi-
LiG gültigen AKBegriffs führen (vgl. Biener/Berneke, Bilanzrichtlinien-Gesetz,
1986, 111; Göbel in Bonner-HdR, § 255 HGB Rn. 11–13; ADS VI. § 255 HGB
Rn. 6;Wohlgemuth in HdJ I/9, Rn. 3).
Unter AK werden alle Aufwendungen subsumiert, die durch die Anschaffung ei-
nes WG veranlasst sind. Hierunter fallen auch die einzeln zurechenbaren Kosten
zur „Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht“ und der Betriebsbereit-
schaft (vgl. Wohlgemuth aaO Rn. 10). Die AK werden also durch die Höhe
der Gegenleistung bestimmt, wobei von der Ergebnisneutralität des Anschaf-
fungsvorgangs auszugehen ist (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 5; Wohlgemuth
aaO Rn. 2 f.; Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 20).

b) Erfolgsneutralität des Anschaffungsvorgangs
Der Begriff der AK ist grundsätzlich so auszulegen, dass der Anschaffungsvor-
gang erfolgsneutral behandelt wird (vgl. BFH v. 26.3.1992 – IV R 74/90,
BStBl. II 1993, 96; Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 184). Dieses
Prinzip soll gewährleisten, dass anlässlich eines Anschaffungsvorgangs einerseits
eine Gewinnrealisierung ausgeschlossen ist, andererseits aber auch eine Ergeb-
nisverminderung verhindert wird (vgl. Anm. 279 mwN).

c) Veranlassungsprinzip zur Bestimmung der Höhe der Gegenleistung
Unter Gegenleistung werden alle Ausgaben subsumiert, die durch die Anschaf-
fung eines WG veranlasst sind. Nach hM ist der AKBegriff final auszulegen (vgl.
Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 33 mwN; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/
Weber, HdR V. § 255 HGB Rn. 12). Danach kommt es auf die Zweckgerichtet-
heit der Ausgaben zur Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht und der
Betriebsbereitschaft an (vgl. Wohlgemuth in HdJ I/9, Rz. 10). Auch der BFH
macht die Zurechnung von Aufwendungen zu den AK davon abhängig, wel-
chen Zweck der Stpfl. mit ihnen verfolgt.

BFH v. 19.4.1977 – VIII R 44/74, BStBl. II 1977, 600; v. 19.4.1977 – VIII R 119/75,
BStBl. II 1977, 601 mit Hinweis auf BFH v. 12.11.1975 – I R 135/73, BStBl. II 1976,
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297 unter 1.c; v. 12.6.1978 – GrS 1/77, BStBl. II 1978, 620 betr. Erwerb eines bebau-
ten Grundstücks in Abbruchabsicht, s. Anm. 686–687; v. 13.10.1983 – IV R 160/78,
BStBl. II 1984, 101; v. 13.9.1984 – IV R 101/82, BStBl. II 1985, 49; v. 15.11.1985 – IV
R 170/83, BStBl. II 1986, 60; v. 22.4.1988 – III R 54/83, BStBl. II 1988, 901; Döl-
lerer, JbFfStR 1976/77, 197. Der BFH beschränkte sich früher in diesem Zusammen-
hang darauf, unter Anschaffung die Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht
und somit unter AK Aufwendungen zum Zweck der Erlangung der wirtschaftlichen
Verfügungsmacht zu verstehen (zB BFH v. 22.8.1966 – GrS 2/66, BStBl. III 1966,
672; v. 20.12.1972 – I R 73/71, BStBl. II 1973, 266; v. 12.11.1975 – I R 135/73,
BStBl. II 1976, 297; v. 2.8.1977 – VIII R 104/74, BStBl. II 1978, 143; v. 16.12.1977 –
III R 92/75, BStBl. II 1978, 233; v. 24.11.1978 – III R 121/76, BStBl. II 1979, 366).

UE sollte der AKBegriff veranlassungsorientiert ausgelegt werden (s. Anm. 270
mwN; BFH v. 21.10.1993 – IV R 87/92, BStBl. II 1994, 176).
Der zeitliche Zusammenhang der Aufwendungen mit der Erlangung der wirtschaft-
lichen Verfügungsmacht (kurz: mit dem Erwerb) ist für die Zurechnung der
Aufwendungen zu den AK weder erforderlich noch genügend (BFH v. 14.8.
1956 – I 82/56 U, BStBl. III 1956, 321). Entscheidend ist vielmehr der sachliche
(wirtschaftliche) Zusammenhang der Aufwendungen mit der Anschaffung (vgl.
Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 259 ff.); hierbei kann die Veranlassung (das auslösen-
de Moment; s. Anm. 270) der Aufwendungen als Maßstab dienen. Der Zusam-
menhang bzw. Anlass kann auch noch bei lange Zeit nach der Anschaffung ge-
machten Aufwendungen bestehen.

d) Wirtschaftliche Verfügungsmacht
Nach BFH v. 22.8.1966 – GrS 2/66 (BStBl. III 1966, 672) sind AK „die Kosten,
die aufgewendet werden, um das WG von einem anderen zu erwerben oder –
anders ausgedrückt – um es von der fremden in die eigene wirtschaftliche Ver-
fügungsgewalt zu überführen“. Das Kriterium der Erlangung wirtschaftlicher
Verfügungsmacht entsprach der stRspr. (vgl. auch BFH v. 16.12.1977 – III R
92/75, BStBl. II 1978, 233) und ist schließlich auch vom Gesetzgeber in der
handelsrechtl. – und für das StRecht verbindlichen – Begriffsbestimmung durch
die Formulierung „um … zu erwerben“ kodifiziert worden, wobei allerdings zu
beachten ist, dass dieses Kriterium nicht (mehr) als entscheidendes, sondern als
eines zwischen mehreren Kriterien angesehen wird. Nach BFH v. 13.11.1985 –
I R 145/81 (BFH/NV 1986, 331) gilt ein WG als angeschafft, sobald es aus
fremder in die eigene Verfügungsmacht überführt ist. IdR ist dieser Zeitpunkt
mit der Lieferung (§ 446 BGB) bzw. mit dem Übergang von Besitz, Gefahr,
Nutzung und Lasten gegeben (Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 35; vgl. BFH v.
28.4.1977 – IV R 163/75, BStBl. II 1977, 553 unter 1.b mwN; v. 2.9.1988 – III
R 53/84, BStBl. II 1988, 1009; v. 3.8.1988 – I R 157/84, BStBl. II 1989, 21:
„Verfügungsmacht über Sachen [§ 90 BGB] bedeutet – unmittelbarer oder mit-
telbarer Besitz an ihnen.“); zur Anschaffung nach § 4b InvZulG 1982 (sog. Be-
schäftigungszulage) s. BFH v. 7.12.1990 – III R 171/86 (BStBl. II 1991, 377),
wonach es auf den Realakt der Lieferung und somit auf die objektive Ver-
fügungsmöglichkeit beim Käufer ankommt; im Investitionszulagenrecht reicht
der Gefahrübergang, der für die Gewinnrealisierung beim Verkäufer ausreicht
(vgl. hierzu zB BFH v. 27.2.1986 – IV R 52/83, BStBl. II 1986, 552), hingegen
nicht aus.

e) Betriebsbereiter Zustand
Durch die Aufnahme des Merkmals „Versetzung in den betriebsbereiten Zu-
stand“ in die AKDefinition des § 255 Abs. 1 HGB hat der Gesetzgeber klar-
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gestellt, dass er auch einen „Anschaffungskostenzeitraum“ anerkennt. Das Kri-
terium der Betriebsbereitschaft wird vom Schrifttum teils aus dem finalen AK-
Begriff (Versetzung in den geeigneten Betriebszustand; s. Schmidt/Kulosa
XXIX. § 6 Rn. 33 und 44) gefolgert. UE hat dieses Kriterium auch eine veranlas-
sungsorientierte Komponente (s. auch Anm. 270), so dass die Aufwendungen
aus Anlass für die Betriebsbereitschaft des angeschafften WG zu aktivieren sind;
daher sind derartige nachträgliche Aufwendungen (Einzelkosten der Anschaf-
fung) als AK zu qualifizieren (vgl. Döllerer, Handels- und Steuerbilanz, BB-
Beilage 12/1987, 7 unter Bezug auf BFH v. 31.7.1967 – I 219/63, BStBl. II
1968, 22 betr. Kosten des Transports, Umladens und erstmaligen Einlagerns
von Rohstoffen). In diesem Zusammenhang ist die „Betriebsbereitschaft“ als
bestimmungsgemäße, also auch zweckbestimmte Verwendung der angeschafften
WG zu verstehen (vgl. BFH v. 12.9.2001 – IX R 52/00, BStBl. II 2003, 574;
Wohlgemuth in HdJ I/9, Rn. 5 f.). Dies hat erhebliche Bedeutung für die Aus-
legung der Anschaffungsnebenkosten sowie der nachträglichen AK. Die Phase
der Betriebsbereitschaft beginnt mit dem Ende des Erwerbsvorgangs und endet,
wenn das WG erstmalig den betriebsbereiten Zustand erreicht hat (vgl. Streim
in HuRB,78).

Beispiel: Ist ein Wohngebäude bei Anschaffung nicht vermietbar und somit nicht
funktionstüchtig, so stellen die Aufwendungen zur Beseitigung von Schäden (zB defek-
te Heizung oder Fenster) und zur Bewohnbarkeit der Wohnungen (nachträgliche) AK
dar, da damit erst ein betriebsbereiter Zustand erreicht wird (vgl. BFH v. 20.8.2002 –
IX R 70/00, BStBl. II 2003, 585 sowie v. 12.9.2001 – IX R 52/00, BStBl. II 2003, 574
bzgl. sog. Modernisierungsmodell von Altbauten). In einem derartigen Fall handelt es
sich nicht um HK und/oder anschaffungsnahe Aufwendungen iSd. Abs. 1 Nr. 1a (vgl.
Spindler, DB 2004, 507 [509]).

Die Betriebsbereitschaft ist unter Beachtung der betrieblichen Verhältnisse ob-
jektiv zu beurteilen (vgl. Kupsch, StbJb. 1989/90, 115; zu den verschiedenen
Kostenarten s. Anm. 295).

f) Zuordnung (Zurechenbarkeit) der Aufwendungen
Herrschende Meinung: Nach der AKDefinition des § 255 Abs. 1 HGB wer-
den nur solche Aufwendungen zu den AK gerechnet, die „einzeln zugeordnet
werden können“. Wohlgemuth (in HdJ I/9, Rz. 11) folgert daraus, dass nur
„Einzelausgaben“ in die AK einzubeziehen sind, „Gemeinausgaben“ hingegen
unberücksichtigt bleiben müssen. Nach hM (Ellrott/Brendt in Beck-Bil-
Komm. VII. § 255 HGB Rn. 73 und 204; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/
Weber, HdR V. § 255 HGB Rn. 33, 36; Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unterneh-
menssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 164 f.) dürfen nur Einzelkosten in die AK
einbezogen werden, Gemeinkosten hingegen nicht. Auch H 6.2 „Gemeinkos-
ten“ EStH geht davon aus, dass Gemeinkosten nicht zu den AK gehören. Zu
den nicht aktivierungsfähigen (echten) Gemeinkosten zählen beispielsweise die
im Warenbeschaffungsbereich anfallenden Reisekosten einer Einkaufsabteilung,
da idR vor Beginn der Reise nicht feststeht, ob und in welchem Umfang einge-
kauft wird und somit eine einzelne Zuordnung nicht möglich ist (vgl. BFH v.
24.2.1972 – IV R 4/68, BStBl. II 1972, 422; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/
Weber, HdR V. § 255 HGB Rn. 38).
Kritik: Diese (wohl im Schrifttum herrschende) Auffassung ist uE insofern un-
differenziert, als sie nicht zwischen echten und unechten Gemeinkosten unter-
scheidet (vgl. Göbel in Bonner-HdR, § 255 HGB Rn. 33–36; Wohlgemuth
aaO Rn. 32). Die unechten Gemeinkosten – also die Kosten, die den einzelnen
WG zugerechnet werden können, aber etwa aus Wirtschaftlichkeitsgründen des
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Rechnungswesens tatsächlich nicht erfasst werden – sind uE zu aktivieren, da
die Unternehmen aufgrund ihrer Kostenrechnung oft selbst bestimmen können,
ob eine direkte oder indirekte Kostenzurechnung erfolgt.

Zum Vorentwurf des BiRiLiG s. Kommission Rechnungswesen, DBW-Sonderheft
1979, 61; Göbel in Bonner-HdR, § 255 HGB Rn. 36; ablehnend aufgrund des Geset-
zeswortlauts: Wohlgemuth aaO Rn. 32; Wohlgemuth/Radde, in Beck-HdR B 162
Rn. 103 f. sowie die o.g. Quellen.

Da es nicht im Ermessen des Stpfl. liegen kann, aus subjektiver Sicht selbst über
die Kostenrechnung zu bestimmen, ob hier direkte Kosten oder Gemeinkosten
vorliegen, müssen auch hier Objektivierungskriterien – also keine subjektive
Sicht – greifen, die an anderer Stelle vom Schrifttum herangezogen werden (vgl.
Kupsch, StbJb. 1989/90, 115). Daraus folgt, dass beispielsweise Transport- und
Montagekosten, die zwar theoretisch einzelnen Anschaffungsvorgängen zuge-
rechnet werden könnten, praktisch aber aufgrund von Schlüsselungen (zB
Durchschnittskosten je PKW oder Arbeitsstunde für Montage bzw. Transport;
s. aber BFH v. 31.7.1967 – I 219/63, BStBl. II 1968, 22, wo als typische Einzel-
kosten Fertigungslöhne bezeichnet werden; v. 13.4.1988 – I R 104/86, BStBl. II
1988, 892, s. hierzu auch Anm. 292) als unechte Gemeinkosten qualifiziert wer-
den, auch zu aktivieren sind (str.; zur ablehnenden Haltung s. auch ADS VI.
§ 255 HGB Rn. 137). Auch die Grundsätze der Erfolgsneutralität des Anschaf-
fungsvorgangs sowie das Veranlassungsprinzip (s. Anm. 269 f.) gebieten es, diese
Kosten zu aktivieren, da sie zumindest über das Beanspruchungs- oder Kosten-
einwirkungsprinzip den AK zugerechnet werden können. „Nur bei Einbezie-
hung aller variablen Kosten in die Anschaffungskosten ist die Erfolgsneutralität
des Beschaffungsvorgangs sichergestellt“ (Wohlgemuth aaO Rn. 33). Aufgrund
des Kriteriums der Erfolgsneutralität ist es folglich konsequent, die variablen
(unechten) Gemeinkosten in die AK einzubeziehen, während für die fixen (ech-
ten) Gemeinkosten bei den AK ein Aktivierungsverbot der Zielsetzung des AK-
Begriffs entspricht (vgl. Wohlgemuth aaO Rn. 33).

Einstweilen frei.

3. Bewertung mit den Anschaffungskosten
Eine „Bewertung“ mit AK bedeutet lediglich die Anwendung der AK als Bewer-
tungsmaßstab auf den Bilanzansatz des WG, nicht dagegen eine Ermittlung des
Werts, der dem WG am Bilanzstichtag beizumessen ist. Der Begriff der AK
hängt also nicht vom gemeinen Wert oder Teilwert des betreffenden WG ab,
auch nicht davon, dass die Aufwendungen den Wert eines WG erhöhen. Daher
sind AK auch diejenigen Aufwendungen, die als überhöht gelten (vgl. Ellrott/
Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 20; BFH v. 24.3.1987 – IX R
31/84, BStBl. II 1987, 695 [697]), soweit der Stpfl. die Aufwendungen jedenfalls
aus Anlass der Erzielung von Einkünften gemacht hat (BFH v. 3.5.1967 – I
70/64, BStBl. III 1967, 463), also zB nicht etwa durch die Zahlung des Über-
preises dem Veräußerer persönlich etwas zuwenden wollte (insoweit liegt eine
Entnahme vor).
Aufgrund des Prinzips der Erfolgsneutralität des Anschaffungsvorgangs (s.
Anm. 279) ist es konsequent, überhöhte AK, die betrieblich veranlasst und be-
gründbar sind, zu aktivieren (vgl. Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII.
§ 255 HGB Rn. 20; ADS VI. § 255 HGB Rn. 8; aA Wohlgemuth/Radde in
Beck-HdR, B 162 Rn. 33).

§ 6 Anm. 277–283 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1: Abnutzbare Anlagegüter
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II. Umfang der Anschaffungskosten

1. Zusammensetzung – Überblick
Die AK bestehen nach § 255 HGB aus den Aufwendungen für den Erwerb und
die Erlangung der Betriebsbereitschaft eines Vermögensgegenstands bzw. WG.
Die Ausgaben für den Erwerb eines WG werden auch als „Anschaffungspreis“
bezeichnet.

So zB Wohlgemuth in HdJ I/9, Rz. 12; Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII.
§ 255 HGB Rn. 50; s. auch BFH v. 11.9.1991 – XI R 4/90, BFH/NV 1992, 169 (170):
„Zu den Anschaffungskosten eines Wirtschaftsguts gehören außer dem Anschaffungs-
preis auch die Anschaffungsnebenkosten, …“.

Der Anschaffungspreis ist zu korrigieren um die sog. „Anschaffungspreisänderungen“
. Hierunter fallen nicht nur die in § 255 Abs. 1 Satz 3 HGB explizit genannten
„Anschaffungspreisminderungen“, sondern auch „Anschaffungspreiserhöhun-
gen“ (vgl. Ellrott/Brendt aaO § 255 HGB Rn. 61–65). Die Anschaffungs-
preiserhöhungen werden im Schrifttum zT auch unter die nachträglichen AK,
die in § 255 Abs. 1 Satz 2 HGB explizit genannt werden, subsumiert (vgl. zB
ADS VI. § 255 HGB Rn. 45–48; Federmann, Bilanzierung nach Handelsrecht,
Steuerrecht und IAS/IFRS, 12. Aufl. 2010, 422 f.).
Neben dem Anschaffungspreis gehören ferner die in § 255 Abs. 1 Satz 2 HGB
genannten Anschaffungsnebenkosten zu den AK. Unter die Anschaffungsnebenkos-
ten fallen einerseits die Erwerbsnebenkosten, andererseits auch die Aufwendun-
gen zur Versetzung in die Betriebsbereitschaft, soweit man diese direkt zuord-
nen könnte (vgl. Anm. 277). Diese sind auch dann zu berücksichtigen, wenn sie
nachträglich anfallen (§ 255 Abs. 1 Satz 2 HGB).
Schematisch kann man die Anschaffungsnebenkostenbestandteile wie folgt dar-
stellen (vgl. Federmann aaO, 423):

Anschaffungspreis

./. Anschaffungspreisminderungen

+ Anschaffungspreiserhöhungen

+ Erwerbsnebenkosten

+ Aufwendungen zur Versetzung in die Betriebsbereitschaft

+ nachträgliche AK (Anschaffungspreisänderungen, Anschaffungsnebenkosten)

= Anschaffungskosten

2. Anschaffungspreis

a) Rechnungspreis – Kaufpreis – Vertrags- bzw. Übernahmepreis
Ausgangsgröße und idR Hauptbestandteil der AK ist der Anschaffungspreis für
den Erwerb eines WG. Unter Anschaffungspreis versteht man den Kaufpreis
(Rechnungspreis oder gezahltes Entgelt) des erworbenen WG. Vom Rechnungs-
preis ist nach § 9b Abs. 1 Satz 1 die in Rechnung gestellte Vorsteuer, sofern sie
beim Stpfl. abziehbar ist (§ 15 UStG), abzuziehen (vgl. Ellrott/Brendt in
Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 51). Nachträgliche Vorsteuerberichtigun-
gen nach § 15a UStG führen nach § 9b Abs. 2 zu keinen nachträglichen Ände-
rungen der AK.
Es ist nur der Betrag zu aktivieren, der tatsächlich für das WG aufgewendet wird
(vgl. Göbel in Bonner-HdR, § 255 HGB Rn. 21–24; so auch BFH v. 18.9.1991 –
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XI R 18/89, BFH/NV 1992, 32 [33]: „… nur der tatsächlich geleistete Betrag
[kann] bei den Anschaffungskosten berücksichtigt werden“); entscheidend ist al-
so die „Ausgabenwirksamkeit“ des Rechnungspreises (vgl. Wohlgemuth in HdJ
I/9, Rz. 9). Die Ausgabenwirksamkeit ist dabei anstelle eines Abgangs von Akti-
va (Kasse, Bank, Forderungen) auch in dem Zugang von Passiva (idR Verbind-
lichkeit, aber auch Übernahme eines ungewissen Risikos, zB Altlasten, Pensio-
nen in Form von Rückstellungen) möglich (vgl. Wohlgemuth aaO Rz. 9).
Entscheidend für die Höhe der AK und des Anschaffungspreises ist die Höhe
der Verpflichtung zur Gegenleistung (vgl. BFH v. 10.4.1973 – VIII R 157/72,
BStBl. II 1973, 595). Diese Verpflichtung kann vertraglich festgeschrieben sein.
Ebenso kann die Übernahme von WG (zB Hofübernahme durch die Kinder)
an die Übernahme von Ausgleichszahlungen oder Verbindlichkeiten geknüpft
sein.

Vgl. hierzu: BFH v. 5.7.1990 – GrS 2/89, BStBl. II 1990, 837 betr. Abfindungszahlun-
gen an Miterben als AK; keine AK sind Versorgungsleistungen für die Eltern (sog. Al-
tenteil oder Leibgedinge), so BFH v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89, BStBl. II 1990, 847
(851 f.); Übernahme von Verbindlichkeiten sowie Zusage einer Abstandszahlung hin-
gegen AK, vgl. BFH v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89 aaO (853 f.); s. auch BFH v. 20.12.1990
– XI R 4/86, BFH/NV 1991, 384 sowie v. 30.1.1991 – XI R 6/84, BFH/NV 1991,
453 betr. Kaufpreisverzicht durch Schenkung keine AK; v. 5.6.1991 – XI R 3/84,
BFH/NV 1991, 679 betr. Abfindungszahlungen an Bruder für Erbverzicht als AK; v.
20.12.1990 – XI R 4/83, BFH/NV 1991, 449 sowie v. 3.7.1991 – X R 26/90, BFH/
NV 1991, 812 betr. Zusage sog. Gleichstellungsgelder als AK; s. auch Anm. 287 „Erb-
auseinandersetzung“ und „vorweggenommene Erbfolge“; zu dinglichen Lasten als AK
s. Anm. 384 ff.

Obige Ausführungen zur Höhe der Verpflichtung zur Gegenleistung und zum
Anschaffungspreis gelten auch bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3; s.
auch Anm. 1260 über Bewertungsfreiheit für geringwertige Anlagegüter bei
Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3. Die AK bestehen in dem Wert der Ver-
pflichtung, nicht in ihrem hiervon etwa abweichenden Nennbetrag (so zB BFH
v. 10.4.1991 – XI R 7, 8/84, BStBl. II 1991, 791 [792 mwN]). Über zinslose
Stundung s. Anm. 299.

b) Anschaffungspreis in ausländischer Währung

Schrifttum: Tubbesing, Bilanzierungsprobleme bei Fremdwährungsposten im Einzel-
abschluß, ZfbF 1981, 804; HFA des IdW, Geänderter Entwurf einer Verlautbarung zur
Währungsumrechnung im Jahres- und Konzernabschluß, WPg. 1986, 664; s. auch
Anm. 10 ff.

Bei Anschaffung von WG in Fremdwährung ist für die Bestimmung der AK
entscheidend, welcher Zeitpunkt für die Umrechnung des Fremdwährungs-
betrags in Betracht kommt und ob hierbei Kurssicherungen zu berücksichtigen
sind.
Entscheidend für die Umrechnung des Anschaffungspreises ist seit dem Bil-
MoG wegen § 256a HGB der Devisenkassamittelkurs (§ 256a HGB) zum An-
schaffungszeitpunkt, dh. der Tag, an dem der Stpfl. die wirtschaftliche Verfügungs-
macht über das WG erlangt (vgl. H 6.2 „Ausländische Währung“ EStH;
Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 22; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber,
HdR V. § 255 HGB Rn. 26; Wohlgemuth/Radde in Beck-HdR, B 162
Rn. 45–50, insbes. Rn. 49: einer Differenzierung nach Geld und Briefkurs bedarf
es nach dem BilMoG nicht mehr).
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Der Anschaffungszeitpunkt ist auch bei Kauf auf Ziel maßgebend. Vgl. Ellrott/
Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 55; Wohlgemuth/Radde aaO
Rn. 49; str.; nicht maßgeblich ist uE der Buchungstag (so ADS VI. § 255 HGB
Rn. 63 unter Verweis auf HFA des IdW, WPg. 1986, 664, wo der Zeitpunkt der
Erstverbuchung als zulässig erachtet wird).
Bei Anzahlungen und bei Barzahlung ist der tatsächlich aufgewandte Euro-Betrag
für die Bemessung der AK zu erfassen (vgl. ADSVI. § 255HGBRn. 63; Ellrott/
Brendt aaO § 255 HGB Rn. 53 f.; Wohlgemuth/Radde aaO Rn. 45).
Werden zu bestimmten Anschaffungsvorgängen einzeln zuordbare Kurssiche-
rungsgeschäfte (Kongruenz) durchgeführt, so werden durch den Terminkurs die
AK des WG und durch die erstmalige (zeitnahe) Buchung der Betrag der Kauf-
preisverbindlichkeit fixiert (somit konkretisierbar iSd. Einzelbewertung nach
§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB). Dieser Terminkurs ist idR bei der Bemessung der AK
heranzuziehen, sofern die Kurssicherung nicht aufgegeben wird (vgl. Tubbesing,
ZfbF 1981, 804 [825 f.]; Ellrott/Brendt aaO § 255 HGB Rn. 54; zu Swaps und
Deckungsgeschäften s.Wohlgemuth/Radde aaO Rn. 50).
Für die Anschaffungsnebenkosten und nachträglichen AK ist für die Umrechnung
der Fremdwährung der Zeitpunkt der Lieferung bzw. Leistungserstellung oder
aus Vereinfachungsgründen auch das erfasste Rechnungsdatum bzw. der tat-
sächlich gezahlte E-Betrag maßgeblich, sofern die obigen Voraussetzungen er-
füllt sind (zeitnahe Erfassung; geringe Kursdifferenzen bzw. unwesentlicher Be-
trag).

c) Sonderfälle zur Ermittlung der Anschaffungskosten
Bauherrenmodell:Wenn Anleger nicht als Bauherren, sondern als Erwerber ei-
nes bebauten Grundstücks beurteilt werden – etwa weil sie sich an einem vom
Projektanbieter vorformulierten Vertragswerk beteiligen und sich jeweils durch
die Projektanbieter vertreten lassen –, so sind alle – auf den Erwerb des bebau-
ten Grundstück gerichteten – Aufwendungen als AK der bebauten Grundstücke
zu behandeln (vgl. BFH v. 14.11.1989 – IX R 197/84, BStBl. II 1990, 299; dazu
BMF v. 14.3.1990, BStBl. I 1990, 147; BFH v. 11.1.1994 – IX R 82/91, DStR
1994, 931; v. 8.5.2001 – IX R 10/96, BStBl. II 2001, 720; v. 28.6.2001 – IV R
40/97, BStBl. II 2001, 717; dazu Nichtanwendungserlass BMF v. 29.11.2002,
BStBl. I 2002, 1344; Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 369). Diese Grundsätze gelten
auch für das sog. „Modernisierungsmodell“ (vgl. BFH v. 30.7.1991 – IX R
43/89, BStBl. II 1991, 918; v. 4.2.1992 – IX B 39/91, BStBl. II 1992, 883; v.
4.3.1992 – IX B 24/91, BFH/NV 1992, 648; v. 12.9.2001 – IX R 52/00,
BStBl. II 2003, 574 unter II.2.b bb; v. 10.12.2004 – IX B 100/04, BFH/NV
2005, 697).
Einlage: s. dazu Abs. 1 Nr. 5 und Anm. 1208–1232; zur verdeckten Einlage
nach Abs. 6 s. Anm. 1488a – 1489b.
Erbauseinandersetzung und vorweggenommene Erbfolge:

Schrifttum: s. vor Anm. 1330 und § 16 vor Anm.80 und vor Anm. 90.

Verwaltungsanordnungen: BMF v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80, 464; v. 14.3.2006,
BStBl. I 2006, 253.

Sie können in bestimmten Fällen zu AK führen. Dies richtet sich nach den Be-
schlüssen des Großen Senats des BFH v. 5.7.1990 – GrS 2/89 (BStBl. II 1990,
837) und v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89 (BStBl. II 1990, 847). Nach früherer Rspr.
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galten der Erbfall und die anschließende Erbauseinandersetzung als Einheit, wo-
bei unterstellt wurde, dass ein Miterbe, der die anderen Erben auszahlte, den Be-
trieb unmittelbar vom Erblasser übernommen hatte. Dies hatte zur Folge, dass
Ausgleichszahlungen an die Miterben nicht als AK des Betriebs berücksichtigt
werden konnten. Nach dem Beschluss des BFH v. 5.7.1990 – GrS 2/89
(BStBl. II 1990, 837) sind in dem Erbfall und der Erbauseinandersetzung zwei
selbständige Rechtsakte zu sehen (s. § 16 Anm. 80; vgl. Mayer-Wegelin in B/B,
§ 6 Rn. 104 ff.).
E Im Rahmen der Erbauseinandersetzung führen Abfindungen (Ausgleichszahlungen) an
die weichenden Erben zu AK beim übernehmenden Erben, während bei den
weichenden Erben ein Veräußerungsgewinn nach §§ 16, 34 entsteht (s. dazu
§ 16 Anm. 83 mwN; BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 14–17; vgl. auch
Schmidt/Wacker XXIX. § 16 Rn. 610 ff.; Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unterneh-
menssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 798 ff., 807; Groh, StbJb. 1990/91, 9; s. auch
Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 104). Für den ererb-
ten Anteil des fortführenden Erben sind keine AK anzusetzen. Keine AK eines
Betriebs sind auch dann anzunehmen, wenn ein Alleinerbe einen Betrieb über-
nimmt und die bisherigen Buchwerte fortführt (§ 6 Abs. 3; s. Anm. 1395); dies
gilt auch bei mehreren Erben, wenn eine Erbengemeinschaft einen Betrieb ohne
Auseinandersetzung fortführt (s. Anm. 1396).
E Für den Fall der vorweggenommenen Erbfolge hat der Große Senat des BFH v. 5.7.
1990 – GrS 4-6/89 (BStBl. II 1990, 847) entschieden, dass zugesagte Versor-
gungsleistungen an die Übergeber (sog. Altenteil an die Eltern oder Leibgedinge)
keine AK darstellen, da „eine dem Übergeber zugesagte Rente … in der Regel
eine außerbetriebliche Versorgungsrente, nicht aber eine Veräußerungsrente
dar[stelle]“ (BFH v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89 aaO [850 mwN]; s. dazu § 16
Anm. 93); Gleiches gilt für eine Versorgungsverpflichtung hinsichtlich der Pfle-
ge in alten und kranken Tagen (vgl. BFH v. 24.4.1991 – XI R 9/84, BStBl. II
1991, 794). In einer weiteren Entscheidung hat der BFH vom bisherigen Eigen-
tümer ausbedungene Nutzungsrechte (Wohnrechte), die auch vom bisherigen
Eigentümer im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge an Dritte zugewen-
det wurden, analog den Versorgungsleistungen nicht als AK des Übernehmers
anerkannt (vgl. BFH v. 10.4.1991 – XI R 7, 8/84, BStBl. II 1991, 791). Ein dem
Übergeber zugesagtes Nutzungsrecht mindert den Wert des betreffenden WG
(zB Grundstück) und ist bei einer Aufteilung eines Rechtsgeschäfts in einen ent-
geltlichen (zB Abstandszahlungen) und unentgeltichen Teil zu berücksichtigen
(vgl. BFH v. 24.4.1991 – XI R 5/83, BStBl. II 1991, 793). Der BFH behandelt
einen Übergabevertrag aufgrund der wenigstens teilweisen unentgeltlichen Zu-
wendung als Schenkung (vgl. BFH v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89 aaO [851]), weswe-
gen der Übernehmende auch die Buchwerte entsprechend § 6 Abs. 3 und ent-
sprechend § 11d EStDV die Ausgangswerte des Übergebers hinsichtlich des
übernommenen Vermögens übernehmen kann.
Die Zusage von Ausgleichszahlungen und Abstandszahlungen (sog. Gleichstellungsgel-
der an Angehörige) und die Übernahme von Verbindlichkeiten, sofern diese
nicht unter den Voraussetzungen des Abs. 3 geschieht, führen hingegen beim
Übernehmer zu AK (BFH v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89 aaO [851]; Übernahme be-
trieblicher Verbindlichkeiten sind hingegen keine AK von Geschäftsanteilen, da
betriebliche Schulden; s. dazu Anm. 1374; vgl. Schmidt/Wacker XXIX. § 16
Rn. 48 und 67 f. sowie Schmidt XIII. § 16 Rn. 120c mwN; bei Vermächtnis kei-
ne AK, s. Söffing, DStR 1991, 201 [205]; str.; krit. Paus, FR 1991, 69 ff.). Leistet
der Übernehmer – statt einer Versorgungszusage – eine Abstandszahlung an
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den Übergeber, so liegt ein Anschaffungs- und Veräußerungsgeschäft vor mit
der Folge, dass in Höhe der Abstandszahlung AK gegeben sind (vgl. BFH v.
5.7.1990 – GrS 4-6/89 aaO [853]; s. auch Anm. 1374 u. § 16 Anm. 64). Dies gilt
auch, wenn Ausgleichszahlungen an Dritte (Gleichstellungsgelder an Angehöri-
ge) geleistet werden (vgl. BFH v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89 aaO [853]). In der
Übernahme von persönlichen Verbindlichkeiten des Übergebers wird eine
Schenkungsauflage gesehen, deren Begleichung durch den Übernehmer zu AK
des WG gehören, da hier Aufwendungen getätigt werden, um die Verfügungs-
macht über ein WG (zB Betrieb, Hof) zu erlangen. Zahlungen zur Ablösung ei-
nes aufgrund eines Vermächtnisses oder im Rahmen der Erbauseinandersetzung
eingeräumten Wohn- oder Nutzungsrechts stellen (nachträgliche) AK dar (vgl.
BFH v. 28.11.1991 – XI R 2/87, BStBl. II 1992, 381; v. 21.7.1992 – IX R 72/90,
BStBl. II 1993, 486 und v. 21.7.1992 – IX R 14/89, BStBl. II 1993, 484).
Erbbaurecht: Das Erbbaurecht ist ein Dauerrechtsverhältnis, für das als schwe-
bendes Geschäft keine AK anzusetzen sind, sofern sich Leistung und Gegenleis-
tung ausgleichen. Insoweit kann der Erbbauzins bzw. dessen Barwert nicht akti-
viert werden. Im Gegensatz zu den Erbbauzinszahlungen sind aber die
Aufwendungen für den Erwerb des Erbbaurechts (Grunderwerbsteuer, Makler-
provision, Notariatsgebühren) als Erwerbsnebenkosten (s. auch Anm. 293) akti-
vierungspflichtig (vgl. BFH v. 4.6.1991 – X R 136/87, BStBl. II 1992, 70); s.
auch § 5 Anm. 1052. Ebenso sind vom Erbbauberechtigten übernommene Er-
schließungskosten AK des Erbbaurechts (vgl. BFH v. 23.11.1993 – IX R 84/92,
BStBl. II 1994, 292).
Hingabe an Erfüllungs Statt (§ 364 Abs. 1 BGB): Besitzt der Stpfl. eine be-
triebliche Geldforderung und gibt der Schuldner ihm an Erfüllungs Statt ein
WG, dessen gemeiner Wert unter dem Betrag der Geldforderung liegt, so beste-
hen die AK des WG uE nicht im Nennbetrag der Forderung; der Stpfl. erlässt
vielmehr seinem Schuldner gewinnmindernd einen Betrag in Höhe des Unter-
schieds zwischen dem Nennbetrag der Forderung und dem gemeinen Wert des
empfangenen WG. Als AK des WG ist daher nur ein Betrag in Höhe seines ge-
meinen Werts anzusetzen. Es liegt ebenso, als wenn der Stpfl. die nicht vollwertige
Forderung von zB nominell 6000 E an einen Dritten zur Tilgung einer Kaufpreis-
schuld von 4000 E abtritt; auch bestehen die AK des gekauften WG nur in dem
Wert der Forderung von 4000 E (vgl. RFH v. 5.10.1932, RStBl. 1932, 1065).
Immobilienfonds: s. Bauherrenmodell; vgl. BFH v. 11.1.1994 – IX R 82/91,
DStR 1994, 931.
Konzeptionskosten: Bei einem entgeltlichen Anschaffungsvorgang uU AK ei-
nes immateriellen WG (vgl. BFH v. 10.12.1992 – XI R 45/88, BStBl. II 1993,
538 [542]).
Leistungen des Veräußerers, die er dem Stpfl. zu erbringen hat, bilden, auch
wenn sie dem vom Stpfl. angeschafften WG zugute kommen, nicht Gegenstand
eines besonderen Rechts des Stpfl.; vielmehr erwirbt er nur das WG. Was er auf-
wendet, bildet ausschließlich AK des WG (vgl. zB BFH v. 14.6.1967 – VI
318/65, BStBl. III 1967, 574: Der Stpfl. kauft ein Grundstück von einer Ge-
meinde; diese verpflichtet sich, den ihr gehörenden Zufahrtsweg auszubauen).
Liquidation: Der entgeltliche Übergang des wirtschaftlichen Eigentums von ei-
nem Dritten auf den Stpfl. (s. Anm. 263) wird als Voraussetzung einer Anschaf-
fung iSd. EStG betrachtet (s. zB § 23 Anm. 91; § 6b Anm. 54 betr. Einlage; § 6b
Anm. 170 „Auflösung einer KapGes.“; BFH v. 1.10.1975 – I R 198/73, BStBl. II
1976, 113 betr. Sonderabschreibungen). Keine Anschaffung iSd. § 23 liegt nach
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Ansicht des BFH vor, wenn den Gesellschaftern einer aufgelösten GmbH in der
Liquidation dieser Gesellschaft gem. § 72 GmbHG ein zum Gesellschaftsver-
mögen gehörendes Grundstück übertragen wird und der Vermögensübertra-
gung kein schuldrechtl. Vertrag vorausgegangen ist (vgl. BFH v. 19.4.1977 –
VIII R 23/75, BStBl. II 1977, 712). UE liegt jedenfalls eine Anschaffung iSd.
§ 6 vor, da die Ersetzung des bisherigen Buchwerts der Beteiligung durch den
gemeinen Wert der aus dem Gesellschaftsvermögen übertragenen WG wirt-
schaftlich wie eine Veräußerung der Beteiligung und eine Anschaffung der WG
wirkt, so dass mit dieser Gegenleistung ein fiktiver entgeldicher Erwerb ange-
nommen werden kann; s. auch § 17 Abs. 4: Der Untergang der Anteile einer pri-
vaten wesentlichen Beteiligung an einer KapGes. nebst Auskehrung des Ver-
mögens aus der Liquidationsmasse der Gesellschaft wird einer Veräußerung der
Beteiligung gleichgestellt und muss folglich wie eine Anschaffung der WG be-
handelt werden.
Mietkaufvertrag: s. § 5 Anm. 1100–1199 und 1280–1288.
Nießbrauch: Zahlungen zur Ablösung eines Nießbrauchs stellen nachträgliche
AK dar, da das Recht zur Nutzung des WG zuvor beschränkt war und die Ablö-
sungssumme die Beschränkung der Eigentümerbefugnisse beseitigt. Dies gilt
auch dann, wenn das Nutzungsrecht im Rahmen der Erbauseinandersetzung
(unentgeltlich) eingeräumt wird oder wenn das Grundstück zuvor unentgeltlich
erworben wurde (vgl. BFH v. 21.7.1992 – IX R 72/90, BStBl. II 1993, 486 und
v. 21.7.1992 – IX R 14/89, BStBl. II 1993, 484, entgegen dem sog. Nießbrauch-
serlass, BMF v. 15.11.1984, BStBl. I 1984, 561 Rn. 25, 46 und 51).
Schuldübernahme (Übernahme einer Verbindlichkeit des Veräußerers, auch ei-
ner bei ihm nicht passivierten, zB von Pensionsverpflichtungen) ist Gegenleis-
tung für den Erwerb des WG und daher Teil der AK (vgl. BFH v. 12.1.1983 –
IV R 180/80, BStBl. II 1983, 595; v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89, BStBl. II 1990, 847
[853]), und zwar in Höhe desjenigen Betrags, mit dem die Verbindlichkeit auf
den Erwerbspreis angerechnet worden ist (vgl. BFH v. 8.6.1966 – VI 147/64,
BStBl. III 1966, 535; keine HK); „wird sie mit einem höheren als dem gemeinen
Werte auf den Kaufpreis angerechnet, so bedeutet das nur, dass der Anschaf-
fungspreis des Gegenstandes in Wirklichkeit niedriger ist, als die Beteiligten ihn
angeben“ (RFH v. 29.11.1933, RStBl. 1934, 357 betr. Pfandbriefschuld: gemei-
ner Wert gleich Kurswert am Tag der Übernahme; RFH v. 5.10.1932, RStBl.
1932, 1065 betr. Anrechnung einer nicht vollwertigen Forderung zum Nenn-
betrag; aA RFH v. 26.2.1935, RStBl. 1935, 825, wonach der Käufer eines mit ei-
ner Aufwertungshypothek belasteten Grundstücks die Hypothek mit dem ge-
meinen Wert oder mit dem Nennbetrag passivieren konnte und die AK des
Grundstücks sich nach dieser Bewertung richteten).
Ist dem Veräußerer bei Aufnahme der dann durch den Stpfl. übernommenen
Darlehensschuld ein Disagio einbehalten worden und übernimmt der Stpfl. die
Schuld zum Nennbetrag (so dass er dem Veräußerer das Disagio erstattet), so
gehört nur derjenige Teil des Disagios zu den AK, der auf die Zeit entfällt, die
von der Darlehensaufnahme bis zur Schuldübernahme verstrichen ist; der Rest
bildet durch Rechnungsabgrenzung zu verteilende Finanzierungskosten des
Stpfl. (vgl. Blümich/Ehmcke § 6 Rn. 375 „Bauzeitzinsen“, abweichend von
BFH v. 17.2.1981 – VIII R 95/80, BStBl. II 1981, 466).
Wert des angeschafften Wirtschaftsguts: Er kann ein Beweisanzeichen für
die Höhe der zur Anschaffung gemachten Aufwendungen bilden, wenn nämlich
im einzelnen Fall angenommen wird, dass die AK des erworbenen WG sich mit

§ 6 Anm. 287 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1: Abnutzbare Anlagegüter



HHR Lfg. 243 September 2010 Stobbe

seinem gemeinen Wert decken (s. Anm. 1475 ff. über mittelbare Wertermittlung
beim Tausch; Anm. 301 über unbestimmte Leistungen als AK).
Wohnrecht: Zahlungen zur Ablösung eines dinglichen Wohnrechts stellen
nachträgliche AK eines Grundstücks dar (vgl. BFH v. 15.12.1992 – IX R
323/87, BStBl. II 1993, 488); bei wiederkehrenden Leistungen keine AK (vgl.
BFH v. 13.10.1993 – X R 86/89, BStBl. II 1994, 451).

3. Anschaffungspreisänderungen

a) Allgemeines
Begriff: Unter einer „Änderung“ des Anschaffungspreises versteht man eine
durch die Anschaffung veranlasste Erhöhung oder Verringerung der bisherigen,
durch die Anschaffung veranlassten Aufwendungen. Von den Anschaffungs-
preisänderungen sind die Anschaffungsnebenkosten und die nachträglichen AK,
die zusätzliche – bisher noch nicht (ihrer Art nach) erfasste – Kosten betreffen,
zu unterscheiden. Anschaffungspreisänderungen sind also nachträgliche Preis-
korrekturen. Derartige Preiskorrekturen können nicht nur beim Anschaffungs-
preis, sondern auch bei Anschaffungsnebenkosten (vgl. Wohlgemuth in HdJ.
I/9, Rz. 16, 44) und nachträglichen AK anfallen.
Abgrenzung: Von Änderungen der AK sind solche Vorgänge zu unterschei-
den, die sich zwar ebenfalls auf ein angeschafftes WG beziehen und ebenfalls
Vermögensminderungen oder -erhöhungen des Stpfl. bilden, aber nicht durch
die Anschaffung veranlasst sind und daher die AK des WG nicht beeinflussen.
Beispiel: Herstellungsaufwand und Erhaltungsaufwand auf ein angeschafftes
WG (sog. anschaffungsnahe Aufwendungen; Abgrenzung von AK s. Anm. 267).
Änderung der Verpflichtung zur Gegenleistung für die Anschaffung eines
WG: Es ist ebenfalls zu unterscheiden, ob die Änderung durch die Anschaffung
veranlasst ist oder unabhängig davon eingetreten ist.
DerWert der Gegenleistung, die der Stpfl. zu erbringen hat, kann nach der Anschaf-
fung steigen oder fallen. Hängt diese Veränderung von dem Eintreten künftiger
Ereignisse, die das erworbene WG betreffen, ab (zB Erreichen bestimmter Ge-
winne beim Unternehmenskauf, Poenalen wegen Nichteinhaltung bestimmter
Arbeitsplatz- oder Investitionszusagen), so liegen nachträgliche Anschaffungs-
preisänderungen vor, die idR schon im Kaufvertrag festgelegt sind. Anders ist
dies hingegen, wenn die Änderung nicht in dem angeschafften WG, sondern in
der eingegangenen Verbindlichkeit (zB Rentenverpflichtung) begründet ist. Tritt
die Wertänderung außerhalb des Anschaffungsvorgangs auf und ist sie vom an-
geschafften WG unabhängig, so gehen das angeschaffte WG einerseits und die
dafür eingegangene Verbindlichkeit andererseits getrennte Wege. Das gilt zB,
wenn der Stpfl. für die Anschaffung von Maschinen, die er erhalten hat, Waren
liefern muss und deren gemeiner Wert nach der Anschaffung der Maschinen
steigt; BFH v. 16.7.1964 – IV 377/62 U (BStBl. III 1964, 622): Entsprechend
bilden die erhöhten Leistungen bei ihrem Empfänger laufende Einnahmen, also
keinen Teil des Veräußerungsentgelts. Das Gleiche gilt zB bei einer Änderung
der Verbindlichkeit infolge einer Währungsänderung (s. Anm. 10 und 286; glA
BFH v. 16.12.1977 – III R 92/75, BStBl. II 1978, 233; Rau, BB 1968, 577), einer
Wertsicherungsklausel (s. Anm. 1155 „Wertgesicherte Verbindlichkeiten“ Reichel,
BB 1983, 1072; Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 65)
oder eines Rentenwagnisses (s. § 5 Anm. 1325; § 9 Anm. 34–35); s. hierzu aus han-
delsrechtl. Sicht zB ADS VI. § 255 HGB Rn. 63–66 mwN.
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Abweichend gelagerte Fälle vgl. BFH v. 20.1.1965 – I 12/62 U (BStBl. III 1965, 296)
betr. Herabsetzung der Vermögensabgabe und v. 29.7.1960 – VI 200/58 (StRK
EStG § 7 R. 67) betr. Erlass von Umstellungsgrundschulden. Diese Entscheidungen
stehen dem Grundsatz, dass eine Wertänderung der Gegenleistungsverpflich-
tung die AK nicht berührt, nicht entgegen (BFH v. 31.8.1972 – IV R 93/67,
BStBl. II 1973, 51 unter I.3.).
Ebenfalls können sich Anschaffungspreisänderungen ergeben, wenn der Kauf-
preis vom Eintritt bestimmter Bedingungen (zB Erreichen bestimmter Gewinne
beim Anteils- oder Unternehmenskauf) oder von einer Rechtsstreitigkeit (Pro-
zess, Schiedsspruch) abhängig ist (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 46; Ellrott/
Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 60). Dies gilt entsprechend
auch für Kaufpreisänderungen, die aufgrund von Bilanzberichtigungen nach
§ 36 DMBilG vorgenommen werden (vgl. dazu Anm. 66).
Zeitpunkt der Änderung: Er ist für die Qualifizierung eines Vorgangs als Än-
derung der AK ohne Bedeutung. Insbesondere können – weitere, zusätzliche –
AK noch lange nach der Anschaffung anfallen (vgl. BFH v. 6.2.1987 – III R
203/83, BStBl. II 1987, 423 [427]; Ellrott/Brendt aaO § 255 HGB Rn. 60).

b) Anschaffungspreisminderungen
Unter Anschaffungspreisminderungen fallen alle Preisnachlässe, die einem An-
schaffungsvorgang zugeordnet werden können. Die Absetzung von Anschaf-
fungspreisminderungen soll dazu führen, dass nur der tatsächlich aufgewendete
Geldbetrag als AK angesetzt wird, damit der Anschaffungsvorgang erfolgsneu-
tral bleibt (vgl. BFH v. 3.8.1976 – VIII R 101/71, BStBl. II 1977, 65; Moxter,
Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 187–189).
Preisnachlässe: Hierzu zählen zB Rabatte, Boni, Provisionen sowie Skonti (vgl.
BFH v. 22.4.1988 – III R 54/83, BStBl. II 1988, 901). Für die Gewährung von
Rabatten, Provisionen uä. ist es nicht erforderlich, dass derjenige, der die An-
schaffungspreisminderung „gewährt, formalrechtlich in die Rechtsbeziehungen
des Anschaffungsgeschäfts einbezogen ist oder nicht“ (BFH v. 22.4.1988 – III
R 54/83 aaO [902]). Entscheidend ist vielmehr, dass der Erwerber die Vergüns-
tigung wirtschaftlich dem Anschaffungsvorgang zuordnen kann. Sowohl ein An-
teil aus der Provision des Verkäufers, der dem Erwerber zugeht, als auch ein zu-
sätzlicher Nachlass eines Fahrzeugherstellers, zu dem der Käufer keine
Rechtsbeziehungen hatte, mindern die AK, da sie sich wirtschaftlich als Ver-
günstigung (Nachlass, Rabatt) zum Anschaffungsgeschäft darstellen (vgl. BFH
v. 22.4.1988 – III R 54/83 aaO; Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255
HGB Rn. 61).
E Boni werden meist nachträglich gewährt und betreffen idR Güter des Umlauf-
vermögens (hier uU für auf Lager liegendes Umlaufvermögen pauschale Abset-
zung möglich, s. ADS VI. § 255 HGB Rn. 50; Blümich/Ehmcke, § 6
Rn. 325–327). Sollte ein Bonus für den Kauf von Gegenständen des Anlagever-
mögens (Orientierung an Umsatz- oder Mengengrößen) gewährt worden sein
(zB beim zentralen Möbeleinkauf), so ist eine anteilmäßige (prozentuale) An-
schaffungspreisminderung vorzunehmen; hier bestehen gegen eine Durch-
schnittsbildung oder Pauschalierung keine Bedenken (vgl. Groh, BB 1991, 2334
[2336 bzgl. Inventurbestand von Vorräten]), sofern die Boni tatsächlich gewährt
(zB gegebene Zusage) werden und diese sich auf noch zum BV gehörende WG
beziehen (s.u.); vgl. ADS aaO; Blümich/Ehmcke aaO; aA Ellrott/Brendt aaO
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§ 255 HGB Rn. 62, die eine Berücksichtigung von Boni aufgrund der fehlenden
Möglichkeit einer Einzelzuordnung ablehnen.
E Skonti gelten als Minderungen der AK, sofern sie tatsächlich in Anspruch ge-
nommen werden (vgl. BFH v. 3.12.1970 – IV R 216/67, BStBl. II 1971, 323; v.
27.2.1991 – I R 176/84, BStBl. II 1991, 456; s. hierzu Groh, BB 1991, 2334).
Aufgrund völlig unüblich hoher Zinssätze hat der BFH den Skontoabzug auch
nicht als Zins qualifiziert (vgl. BFH v. 27.2.1991 – I R 176/84 aaO [458 f.]; Ell-
rott/Brendt aaO § 255 HGB Rn. 63). Der mögliche Skontoabzug darf aber
weder zum Anschaffungszeitpunkt noch zum nachfolgenden Bilanzstichtag bei
den AK abgezogen werden, wenn zum Bilanzstichtag der Stpfl. vom Skonto-
abzug noch keinen Gebrauch gemacht hat (vgl. BFH v. 27.2.1991 – I R 176/84
aaO; s. auch Beiser, DStR 1991, 174 ff.).
Schadensersatz: Der von einem Dritten für das an sich vermeidbare Entstehen
bestimmter AK geleistete Schadensersatz führt nicht zu einer AKMinderung
(vgl. BFH v. 26.3.1992 – IV R 74/90, BStBl. II 1993, 96 betr. Schadensersatz
eines Steuerberaters für angefallene Grunderwerbsteuer, die bei anderer Gestal-
tung nicht angefallen wäre). Wenn hingegen die zu den AK führende Zahlungs-
verpflichtung aufgrund einer Wandelung oder eines Schadensersatzes rückgän-
gig gemacht wird, kommt eine Minderung der AK in Betracht (vgl. BFH v. 26.3.
1992 – IV R 74/90 aaO).
Nicht mehr zum Betriebsvermögen gehörendes Wirtschaftsgut: Sofern
WG nicht mehr zum BV gehören, ist eine Anschaffungspreisminderung nicht
mehr möglich. Eine nachträgliche Ermäßigung (zB Boni) führt zu einer BE, so-
fern sie nicht aus persönlichen Gründen gewährt worden ist und deshalb eine er-
folgsneutral als Einlage zu buchende Schenkung bildet (RFH v. 8.1.1936, RStBl.
1936, 416). Sofern sich Anschaffungspreisminderungen sowohl auf inzwischen
abgegangene als auch auf aktivierte WG beziehen, ist eine Aufteilung erforder-
lich, wobei die Minderungen für inzwischen abgegangene WG entsprechend ih-
rem Anteil als BE und nicht als Minderungen der AK der sonstigen aktivierten
WG zu behandeln sind. Aus Vereinfachungsgründen ist hier eine pauschale
(nachvollziehbare) Aufteilungsregelung (zB bei Boni für inzwischen abgegange-
ne und noch auf Lager liegende Vorräte) möglich, sofern diese den Grundsätzen
der Erfolgsneutralität von Anschaffungsvorgängen entspricht.
Vergebliche Geltendmachung einer Minderung: Nach BFH v. 1.12.1987 –
XI R 134/83 (BStBl. II 1988, 431) tragen die sog. Abwehr- und Prozesskosten
das Schicksal der Aufwendungen, für die sie getätigt wurden (vgl. auch BFH v.
31.3.1992 – IX R 164/87, BStBl. II 1992, 805 [807]; nach Bauder, Inf. 1966,
530: zusätzliche AK). Folglich müssen bspw. Prozesskosten für nicht anerkannte
Schadensersatzansprüche (etwa wegen verfolgter AKMinderung aufgrund an-
geblicher Schlechtlieferung) aktiviert werden; uE ist diese Auffassung der Rspr.
zweifelhaft, da keine Werterhöhung des angeschafften WG erfolgt ist. Wurden
hingegen Vorauszahlungen für Lieferungen getätigt, die aufgrund eines Konkur-
ses nicht erbracht wurden, so sind die vergeblichen Vorauszahlungen wegen der
fehlenden Gegenleistung keine AK, sondern sofort abziehbare BA (vgl. BFH v.
4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830). Dementsprechend sind in diesen Fäl-
len die damit zusammenhängenden Prozess- und Abwehrkosten sofort abzieh-
bare BA.
Geschäfte zwischen Kapitalgesellschaft und Gesellschafter: Erhält eine
KapGes. von ihrem Gesellschafter auf Lieferungen des Gesellschafters nach-
träglich einen Preisnachlass, so ist zu prüfen, ob der Nachlass durch die Ge-
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schäftsbeziehungen (dann Minderung der AK) oder durch das Gesellschaftsver-
hältnis (dann Einlage, s. Anm. 803) veranlasst ist (vgl. BFH v. 14.8.1974 – I R
168/72, BStBl. II 1975, 123).

c) Anschaffungspreiserhöhungen
Auch nach Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht über ein WG kön-
nen Aufwendungen noch durch die Anschaffung eines WG veranlasst sein und
daher AK bilden (s. auch Anm. 288, 263 f., 292 ff.), zB eine Nachzahlung auf
den irrtümlich zu niedrig berechneten Kaufpreis oder aufgrund eines Schieds-
spruchs (vgl. BFH v. 17.2.1965 – I 400/62 U, BStBl. III 1965, 354: auch wenn
erst 12 Jahre nach der Anschaffung); Nachzahlung aufgrund eines Vergleichs
über einen nichtigen Kaufvertrag (FG Nürnb. v. 23.10.1970, EDStZ 1971, 397:
Neuabschluss eines Kaufvertrags, § 141 Abs. 2 BGB); aA BFH v. 12.3.1976 –
III R 127/74 (BStBl. II 1976, 524) und BMF v. 28.8.1991 (BStBl. I 1991, 768
Rn. 70) betr. freiwillige Rückzahlung eines zu Recht in Anspruch genommenen
Skontos.
Rückwirkende Erhöhungen: Auch beim Unternehmens- und Anteilskauf fal-
len bei entsprechender kaufvertraglicher Regelung unter bestimmten Bedingun-
gen – etwa bei Erreichen bestimmter Gewinne – nachträgliche Anschaffungs-
preiserhöhungen an (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 45 f.; Ellrott/Brendt in
Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 65). Dies gilt auch bei Kaufpreisänderun-
gen aufgrund von Bilanzberichtigungen nach § 36 DMBilG; s. dazu Anm. 66.
Nicht mehr zum Betriebsvermögen gehörendes Wirtschaftsgut: Ist das WG
nicht mehr im BV vorhanden, so bildet die Nachzahlung eine sofort abziehbare
BA.

d) Spezialfragen
Restitutionsansprüche: Werden beim Unternehmenskauf – zB von der Treu-
handanstalt – Zusagen gegeben, dass die Restitutionsansprüche vom Käufer aus-
geglichen werden (zB Differenz zwischen Abfindungswert und Buchwert), so
liegt hier bei späteren Ausgleichszahlungen eine nachträgliche Kaufpreiserhö-
hung vor, die schon im Kaufvertrag geregelt war.
Risiken, ungewisse: Sagt ein Käufer im Kaufvertrag zu, für gewisse Risiken
auch über zurückgestellte Beträge bzw. über nicht bilanzierte Risiken hinaus zu
haften, und führt er für diese Zwecke dem Unternehmen oder Dritten finanziel-
le Mittel zu, so liegen hier nachträgliche Kaufpreiserhöhungen einer Beteiligung
(Unternehmung bzw. Betriebsteil) vor. AK können bei derartigen Risiken aber
nur tatsächlich aufgewandte Beträge sein. Treten bedingte Lasten erst nach meh-
reren Jahren auf, so sind sie nicht im Anschaffungszeitpunkt, sondern erst im
Zeitpunkt der tatsächlichen Belastung (Zahlung) als nachträgliche AK zu behan-
deln (s. auch Anm. 384 ff.). Ebenso sind nachträglich zu entrichtende Poenalen,
die im Kaufvertrag als ungewisse Kaufpreisschuld gekennzeichnet werden (da
abhängig von Bedingungen), erst im Zeitpunkt der tatsächlichen Belastung als
nachträgliche Kaufpreiserhöhung zu berücksichtigen (s. auch Anm. 401).
Wertsicherungsklausel: Die Erhöhung einer Verbindlichkeit, die der Stpfl. als
Gegenleistung für die Anschaffung aufgrund einer Wertsicherungsklausel einge-
gangen ist, erhöht nicht die AK, sondern wirkt unmittelbar gewinnmindernd
(vgl. BFH v. 16.1.1979 – VIII R 38/76, BStBl. II 1979, 334; v. 29.11.1983 – VIII
R 231/80 BStBl. II 1984, 109 betr. Leibrente, s. dort zur abweichenden Beurtei-
lung bei Einkünften aus VuV; BFH v. 6.2.1987 – III R 203/83, BStBl. II 1987,
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423 [426]; vgl. auch ADS VI. § 255 HGB Rn. 66; Ellrott/Brendt in Beck-Bil-
Komm. VII. § 255 HGB Rn. 65).

4. Anschaffungsnebenkosten

Schrifttum: Streim, Stichwort „Betriebsbereiter Zustand“, in HuRB, 78 ff.; Ordelheide,
Zu den Anschaffungsnebenkosten nach Handels- und StRecht, in Festschr. Felix, Köln
1989, 223; Kupsch, Zur Problematik der Ermittlung von AK, StbJb. 1989/90, 93 ff.; s.
auch Literatur vor Anm. 260.

a) Allgemeines
Begriff: Unter Anschaffungsnebenkosten sind alle Aufwendungen zu erfassen,
die zusätzlich zum Anschaffungspreis anfallen. Bei den Anschaffungsnebenkos-
ten kann man die Erwerbsnebenkosten (Kosten zur Erlangung der wirtschaftli-
chen Verfügungsmacht) und die Kosten zur Erlangung der Betriebsbereitschaft
unterscheiden (s. Anm. 263 f.; vgl. auch BFH v. 13.4.1988 – I R 104/86,
BStBl. II 1988, 892 [893 mwN]). Zu den Anschaffungsnebenkosten gehören au-
ßer der Gegenleistung an den Lieferanten (Kaufpreis) alle sonstigen Aufwen-
dungen, auch wenn sie an andere Personen erbracht werden.
Bei innerbetrieblichen Kosten dürfen nach hM nur die Einzelkosten, nicht aber
die betrieblichen Gemeinkosten angesetzt werden (so zB Schmidt/Kulosa XXIX.
§ 6 Rn. 48).

Zur früheren Rspr., die vor dem BiRiLiG ergangen ist, s. BFH v. 26.1.1960 – I D 1/58
S, BStBl. III 1960, 191 (193); v. 31.7.1967 – I 219/63, BStBl. II 1968, 22, wo allerdings
als typische Einzelkosten die Fertigungslöhne des Herstellungsbereichs bezeichnet wer-
den (Schlüsselung erlaubt?); v. 24.5.1968 – VI R 6/67, BStBl. II 1968, 574; v. 24.2.1972
– IV R 4/68, BStBl. II 1972, 422 betr. Reisekosten des Warenbeschaffungsbereichs als
Gemeinkosten, da kein direkter Zusammenhang mit dem Erwerb einer bestimmten
Ware.

UE muss § 255 HGB dahingehend verstanden werden, dass nur die direkt zure-
chenbaren Kosten anzusetzen sind, worunter auch die unechten Gemeinkosten
fallen (so auch Wohlgemuth/Radde, AK, in Beck-HdR, B 162 Rn. 88 ff.; s. da-
zu die Diskussion in Anm. 277). Nach BFH v. 13.4.1988 – I R 104/86 (BStBl. II
1988, 892 [893]) gehören zu den AK „auch alle Aufwendungen, die im Zusam-
menhang mit dem Erwerb des Wirtschaftsguts stehen, soweit diese Aufwendun-
gen dem einzelnen Wirtschaftsgut direkt zugeordnet werden können“ (Hervorh.
d. Verf.). In dieser Entscheidung hat der BFH eine Jahresleistungsprämie als Be-
standteil der AK anerkannt, da eine direkte Zuordnung entsprechend der Menge
und Zeit möglich war. Wenn eine derartige Leistungsprämie jedoch vom Unter-
nehmen geschlüsselt wird, liegen (unechte) Gemeinkosten vor, die man direkt
zurechnen könnte. Daher gehören derartige Kosten auch zu den aktivierungs-
pflichtigen AK.
Anschaffungsnebenkosten beim Erwerb eines Erbbaurechts: Grund-
erwerbsteuer, Maklergebühren, Notariatsgebühren sind aktivierungspflichtig;
vgl. BFH v. 4.6.1991 – X R 136/87, BStBl. II 1992, 70); übernommene Erschlie-
ßungskosten gelten beim Erbbauberechtigten als AK des Erbbaurechts (BFH v.
14.9.1999 – IX R 31/96, BFH/NV 2000, 558); s. auch Anm. 287 „Erbbaurecht“
und § 5 Anm. 1052.
Anschaffungsnebenkosten bei unentgeltlichem Erwerb: Auch bei unent-
geltlichem Erwerb der wirtschaftlichen Verfügungsmacht über ein WG können
Aufwendungen entstehen, die noch durch die Anschaffung des WG veranlasst
sind. Sie treten uE zu den fiktiven AK hinzu, und zwar aus folgenden Gründen:
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E Bei Erwerb aus betrieblichem Anlass gilt der gemeine Wert des WG als AK
(Abs. 4). Die Anschaffungsnebenkosten sind in diesem Wert noch nicht enthal-
ten. Abs. 1 Nr. 1 verlangt Bewertung mit den AK, und zwar mit allen; das sind
die fiktiven AK und die Anschaffungsnebenkosten (s. auch Anm. 1436).
E Bei unentgeltlichem Erwerb aus privatem Anlass regelt § 11d EStDV die Bewertung
für die Bemessung der AfA. Der Fall, dass der Stpfl. nicht voll unentgeltlich er-
wirbt, sondern auch Aufwendungen zur Anschaffung macht, ist dort nicht gere-
gelt. UE ist nicht anzunehmen, dass die Regelung hinsichtlich der AK abschlie-
ßend sein und somit Anschaffungsnebenkosten von der Berücksichtigung
ausschließen sollte. Vielmehr besteht eine Lücke, die der VOGeber, hätte er sie
erkannt, uE durch Behandlung der Anschaffungsnebenkosten wie bei entgeltli-
cher Anschaffung geregelt hätte; dh. die Anschaffungsnebenkosten sind bei der
Bemessung der AfA als AK zu berücksichtigen, also neben den gem. § 11d
EStDV vorzunehmenden AfA.

b) Erwerbsnebenkosten
Zu den Erwerbsnebenkosten gehören sowohl die Aufwendungen, die aufgrund
der Erwerbsentscheidung – also vor dem Erwerb – angefallen sind, als auch die
Aufwendungen zur Überführung des WG von der fremden in die eigene Ver-
fügungsmacht, sofern sie direkt zurechenbar sind. Hierzu zählen (vgl. Ordelhei-
de, Festschr. Felix, 1989, 223 [229–233]; Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm.
VII. § 255 HGB Rn. 71):
– Aufwendungen für Reisen zum Zwecke des Vertragsabschlusses, sofern vor der Reise

eine direkte Zuordnung zu einem zu erwerbenden Objekt vorgenommen
werden kann (zu dieser Einschränkung s. BFH v. 24.2.1972 – IV R 4/68,
BStBl. II 1972, 422, wo Reisekosten des Warenbeschaffungsbereichs als Ge-
meinkosten und somit als nicht aktivierbare Anschaffungsnebenkosten be-
handelt wurden, da kein direkter Zusammenhang mit dem Erwerb einer be-
stimmten Ware; Begutachtung der Beschaffenheit eines angeschafften WG
gilt als Anschaffungsnebenkosten; vgl. Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 257; aA
ADS VI. § 255 HGB Rn. 26).

– Aufwendungen für die Besichtigung eines noch zu erwerbenden Grundstücks oder
eines Betriebs, wo ein Anteilskauf später vorgenommen wird (vgl. BFH v.
10.3.1981 – VIII R 195/77, BStBl. II 1981, 470), sowie die Aufwendungen
für deren Begutachtung (Grundstückswertgutachten; Unternehmensbewer-
tung). Wird das Grundstück oder die Beteiligung später hingegen nicht ge-
kauft, so handelt es sich um sofort abziehbare BA (vgl. BFH v. 15.4.1992 –
III R 96/88, BStBl. II 1992, 819; Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 257; zur Diskus-
sion siehe Ordelheide aaO [231 f.]). Teile des handelsrechtl. Schrifttums (so
zB Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 71; ADS VI.
§ 255 HGB Rn. 22) sprechen sich hingegen gegen eine Aktivierbarkeit von
Aufwendungen aus, wenn diese vor der tatsächlichen Erwerbsentscheidung
angefallen sind (vgl. Hommel, AK, in HwRev., 3. Aufl. 2002, Sp. 80). UE ist
dies für die Fälle, in denen die Aufwendungen einem konkreten Erwerb zuge-
ordnet werden können (zB Grundstücks- oder Unternehmenswertgutachten),
nicht zutreffend, da eine Behandlung als BA der Erfolgsneutralität des An-
schaffungsvorgangs widersprechen würde. Daher sind derartige Aufwendun-
gen als Erwerbsnebenkosten zu aktivieren; s. auch BFH v. 20.12.1990 – XI R
11/88, BFH/NV 1991, 308 betr. Wertschätzungsgutachten eines Grund-
stücks bei teilentgeltlicher Eigentumsübertragung.
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– Gutachtenkosten für den Erwerb einer Beteiligung (sog. Due Diligence) sind An-
schaffungsnebenkosten einer Beteiligung (BFH v. 27.3.2007 – VIII R 62/05,
BStBl. II 2010, 159); dies gilt auch bei einer fehlgeschlagenen Gründung einer
KapGes (BFH v. 20.4.2004 – VIII R 4/02, BStBl. II 2004, 597).

– Aufwendungen des Einkaufs von Wirtschaftsgütern wie zB Provisionen (so auch für
Provisionen zum Beitritt in eine Bauherrengemeinschaft BFH v. 13.10.1983
– IV R 160/78, BStBl. II 1984, 101 als Anschaffungsnebenkosten des Grund-
stücks; vgl. auch BFH v. 11.1.1994 – IX R 82/91 DStR 1994, 931), Makler-
gebühren, Courtage; Schmiergelder (vgl. Hommel, AK, in HwRev., 3. Aufl.
2002, Sp. 80).

– Steuern und öffentliche Abgaben im Zusammenhang mit dem Erwerb, wobei diese
vor und (zT auch Jahre) nach dem Erwerb als Anschaffungsnebenkosten gel-
ten (zB Grunderwerbsteuer, Kapitalverkehrsteuern, Erschließungskosten; vgl.
BFH v. 16.11.1982 – VIII R 167/78, BStBl. II 1983, 111 betr. gesetzl. Beitrag
zur Fußgängerzone, aA FG Düss. v. 20.2.1990, DB 1990, 2240, anders hin-
gegen BFH v. 12.4.1984 – IV R 137/80, BStBl. II 1984, 489, wenn Beitrag
freiwillig geleistet wurde; v. 6.7.1989 – IV R 27/87, BStBl. II 1990, 126 betr.
nachträglichen Flächenbeitrag nach § 58 Abs. 1 BBauG als AK; s. auch
Anm. 640–641).

– Beförderungskosten zur Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht
(Transport, Umladung und Entladung, s. dazu Anm. 294) sowie die Trans-
portversicherung, öffentliche Abgaben und Zölle.

– Kosten der Lieferbereitschaft beim Bezug von Gas, Strom und Wasser (vgl. BFH
v. 13.4.1988 – I R 104/86, BStBl. II 1988, 892 betr. Jahresleistungspreis; s.
auch Anm. 292).

c) Beförderungskosten
Beförderung zum Betrieb: BFH v. 31.7.1967 – I 219/63 (BStBl. II 1968, 22)
unterscheidet Beschaffungsbereich und Herstellungsbereich. Der Beschaffungs-
bereich (die Anschaffung) endet „erst dann, wenn die Rohstoffe das Lager er-
reicht haben und erstmals eingelagert worden sind. Die Kosten des Transports
bis zum Betriebsgrundstück, ferner die Kosten des Umladens und des weiteren
Transports bis zum Lagerplatz und die Kosten des erstmaligen Einlagerns fallen
somit im Beschaffungsbereich an“. AK sind aber nach BFH v. 31.7.1967 – I
219/63 (aaO) nur die Einzelkosten, nicht die (echten) Gemeinkosten (s. auch
Anm. 277 und 292; str. hinsichtlich unechter Gemeinkosten). Die Abgrenzung
zwischen beiden ist nach den gleichen Grundsätzen wie im Herstellungsbereich
vorzunehmen (s. Anm. 975, 980–981). Die Kosten der Beförderung durch fremde
Unternehmer sind danach Einzelkosten und als AK zu aktivieren (glA RFH v. 7.7.
1926, RFHE 19, 201; v. 4.12.1928, RStBl. 1929, 79). Bei der Beförderung mit ei-
genen Beförderungsmitteln setzt eine Erfassung als AK lt. BFH v. 31.7.1967 – I
219/63 (aaO) die Ermittlung der Einzelkosten voraus (zB der Löhne der aus-
schließlich „bei dem Entladen und Umladen, beim Transport zum Lagerplatz
und beim erstmaligen Einlagern“ – nicht gleichzeitig anderweitig – beschäftigten
Arbeiter); AfA auf Beförderungsmittel bilden Gemeinkosten. Der BFH räumt
aber ein, es werde „für die Annahme von Einzelkosten im Beschaffungsbereich
im allgemeinen wenig Raum sein, wenn das Umladen der angeschafften Güter,
das Verbringen auf den Lagerplatz und das erstmalige Einlagern durch den Ein-
satz eigener Fahrzeuge, Maschinen und Arbeitskräfte bewältigt werden“. BFH
v. 24.2.1972 – IV R 4/68 (BStBl. II 1972, 422) „stimmt jedenfalls den grundsätz-
lichen Überlegungen dieser Entscheidung insoweit zu, als solche Aufwendungen
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auf dem Gebiet der im Zusammenhang mit dem Erwerb von Umlaufvermögen
stehenden Nebenkosten im allgemeinen den Verwaltungsgemeinkosten zuzu-
rechnen sind, wenn sie im eigenen Beschaffungsbereich des Unternehmens
anfallen“; es könne „dahingestellt bleiben, ob diese Unterscheidung und unter-
schiedliche Behandlung von Transportkosten je nachdem, ob sie im betriebli-
chen Eigenbereich des Unternehmens oder durch die Heranziehung fremder
Unternehmer anfallen, immer zu wirtschaftlich berechtigten und verständlichen
Ergebnissen führen“.
Von den Beförderungskosten dürften lediglich die Lohnkosten der Fahrer sowie
der Kraftstoffverbrauch einzelerfassbar (variabel) sein (zur Diskussion s. Wohl-
gemuth in HdJ I/9, Rz. 32 f.). Aus Praktikabilitäts- und Vereinfachungsüberlegun-
gen wäre hierfür auch eine nachvollziehbare pauschale Ermittlung nicht zu be-
anstanden (zur pauschalen Ermittlung vgl. Göbel in Bonner-HdR, § 255 HGB
Rn. 35 und 41; Wohlgemuth aaO Rz. 28–30; Küting/Knop, in Küting/Pfitzer/
Weber, HdR V. § 255 HGB Rn 34; ADS VI. § 255 HGB Rn. 30 f., allerdings ab-
lehnend für intern anfallende Anschaffungsnebenkosten in Rn. 46). Die übrigen
Transportkosten (zB Abschreibung, LKW-Versicherung uä.) sind hingegen als
echte Gemeinkosten zu qualifizieren und somit nicht in die AK einbeziehbar.
Beförderung im Betrieb: Beförderungskosten, die nach beendeter Anschaf-
fung – das ist nach BFH v. 31.7.1967– I 219/63 (aaO) nach der erstmaligen Ein-
lagerung – anfallen, bilden keine AK mehr, sondern fallen in den Herstellungs-
bereich (BFH v. 31.7.1967 – I 219/63 aaO); s. auch Anm. 1000 „Beförderung“.

d) Kosten der Betriebsbereitschaft
Neben den Erwerbsnebenkosten zählen auch die Kosten zu den aktivierungs-
pflichtigen Anschaffungsnebenkosten, die dazu dienen, die erstmalige Betriebs-
bereitschaft einer Maschine oder Betriebsvorrichtung herzustellen (vgl. Ordel-
heide, Festschr. Felix, 1989, 223 [234 f.]; s. hierzu auch Anm. 263 f. und 276).
Zu den Kosten der Betriebsbereitschaft unter der Voraussetzung der direkten
Zurechenbarkeit („Einzelerfassbarkeit“, s. Anm. 277 und 292) gehören (vgl.
Streim in HuRB, 81 ff.; Ordelheide aaO [234]) zB:
– Transport- und Umladekosten (soweit nicht schon Erwerbsnebenkosten; s.

Anm. 294);
– Montagekosten;
– Kosten für notwendige Zubehörteile;
– bauliche Maßnahmen für die Aufstellung bzw. Errichtung von Maschinen

oder Betriebsvorrichtungen (zB Fundamentierung);
– Kosten zur Erreichung der Funktionsfähigkeit;
– Erlangung einer Betriebsgenehmigung zur Inbetriebnahme eines WG sowie
– bei Kauf eines gebrauchten Objekts zur Überholung und ggf. (Umrüstung)

Umgestaltung des Objekts, damit das WG im Betrieb des Käufers eingesetzt
werden kann (vgl. Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB
Rn. 25 mwN).

Nicht zu den Kosten der Betriebsbereitschaft iSv. § 255 Abs. 1 HGB fallen Aufwen-
dungen, die in späteren Perioden anfallen und lediglich der Erhaltung oder Wie-
derherstellung (nach einem Defekt) der Betriebsbereitschaft eines WG dienen
(vgl. Streim in HuRB, 81; Ordelheide aaO [236]).

Einstweilen frei.
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5. Nachträgliche Anschaffungskosten
Die nachträglichen AK wurden in § 255 Abs. 1 Satz 2 HGB ausdrücklich kodifi-
ziert. Erforderlich ist für die Aktivierung von nachträglichen AK ein funktiona-
ler Zusammenhang mit der Anschaffung (vgl. Schmidt/Kulosa XXIX. § 6
Rn. 33; s. auch Anm. 270, 274, 276). Unter die nachträglichen AK fallen auch
Anschaffungspreisminderungen und -erhöhungen (s. Anm. 288–291) sowie An-
schaffungsnebenkosten (s. Anm. 292–295).
Besondere Bedeutung können die nachträglichen AK bei Instandsetzung von
Gebäuden nach dem Erwerb erlangen (vgl. etwa ADS VI. § 255 HGB Rn. 42
mwN; str.; s. hierzu Anm. 267 „Anschaffungsnahe Aufwendungen“ und
Anm. 276). Im Bereich der Sachanlagen können nachträgliche AK aufgrund öf-
fentlicher Abgaben (zB Erschließungsbeiträge) auch noch Jahre nach der An-
schaffung anfallen (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 43 f.; Ellrott/Brendt in
Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 110 f.). Ebenso führt uU eine zinslose
Darlehensgewährung von einer Muttergesellschaft an eine Tochtergesellschaft
zu nachträglichen AK einer Beteiligung (BFH v. 30.5.1990 – I R 97/88,
BStBl. II 1990, 875). Ferner führen uU Abfindungen für die Ablösung eines
Wohn- oder Nutzungsrechts im Rahmen der Erbauseinandersetzung, eines Ver-
mächtnisses oder eines unentgeltlich eingeräumten Nießbrauchs zu nachträgli-
chen AK (vgl. BFH v. 21.7.1992 – IX R 72/90, BStBl. II 1993, 486 und v. 21.7.
1992 – IX R 14/89, BStBl. II 1993, 484; v. 15.12.1992 – IX R 323/87, BStBl. II
1993, 536; s. auch Anm. 287).
Zu den nachträglichen AK gehören auch Ausgaben für Auflagen der Inbetrieb-
nahme, die im Rahmen von Vergleichen, Schiedssprüchen oder Prozessen anfal-
len. So sind beispielsweise die Ausgaben für Lärmschutz an betroffene Personen
(zB Anlieger an einer Autobahn; Abstandszahlungen oder Ausgaben für Fens-
tereinbau) aktivierungspflichtige Anschaffungsnebenkosten des Baus einer Stra-
ße. Ferner können nachträgliche Anschaffungsnebenkosten der Betriebsbereit-
schaft vorkommen, wenn etwa aufgrund von Umweltbelastungen einmalig
Aufwendungen für die Weiterführung eines Betriebs anfallen (zB nachträglicher
Filtereinbau bei nahe liegenden Gebäuden aufgrund von Umweltschutzauf-
lagen). Sollten die Ausgaben einem WG nicht zuordenbar sein, so ist ggf. ein im-
materielles WG (Konzession uä.) anzusetzen. Hierzu zählen nicht regelmäßig
anfallende Umweltschutzaufwendungen.
Rechtl. Streitigkeiten können dazu führen, dass nachträgliche AK auch noch
nach über 10 Jahren nach dem Erwerbsvorgang (Anschaffung) anfallen und zu
aktivieren sind (vgl. Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 317 unter Bezug auf BFH v.
17.2.1965 – I 400/62 U, BStBl. III 1965, 354 betr. Schiedsgutachten nach 12
Jahren).

Einstweilen frei.

6. Zinsen
Die Aktivierung von Zinsen bei den AK ist grundsätzlich nicht zulässig.
Eigenkapitalzinsen dürfen nicht aktiviert werden, weil keine Ausgaben vorlie-
gen. Eine Aktivierung würde gegen die Erfolgsneutralität eines Anschaffungs-
vorgangs verstoßen und zum Ausweis fiktiver Gewinne führen (vgl. ADS VI.
§ 255 HGB Rn. 34; zur Eigenkapitalvermittlungsprovision s.u.).
Fremdkapitalzinsen, die im Rahmen einer Kreditaufnahme für die Finanzie-
rung von Anschaffungen anfallen, sind ebenso nicht aktivierbar (vgl. BMF v.
8.5.2008, BStBl. I 2008, 590 Rn. 182). Folglich gelten Zinsen, die der Stpfl. für
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einen gestundeten Kaufpreis oder für ein Darlehen zur Anschaffung eines WG
zahlt, als sofort abziehbare BA. Erstattet allerdings der Erwerber eines WG dem
Veräußerer Zinsen und sonstige Finanzierungskosten, so liegen nach BFH-Rspr.
beim Erwerber AK vor (vgl. BFH v. 18.2.1993 – IV R 40/92, BStBl. II 1994,
224 [226 mwN]).
Stundung: Die zinslose Stundung von Kaufpreisen hat die strechtl. Rspr. seit
dem BiRiLiG noch nicht eindeutig geklärt. Bei zinsloser Stundung des Kaufprei-
ses bis zu einem Jahr (s. auch § 12 Abs. 3 Satz 1 BewG) dürfte es auch nach han-
delsrechtl. GoB und somit auch stl. zulässig sein, den vollen Rechnungsbetrag
als AK zu behandeln, es sei denn, dass der Zinsanteil wegen der Höhe der AK
oder der Höhe des Zinssatzes (zB über 12 %) im einzelnen Fall erhebliche Be-
deutung besitzt (vgl. auch Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 276 ff.). Anders zu beurtei-
len ist hingegen die langfristige Stundung des Kaufpreises, dh. idR bei einer Stun-
dung von über einem Jahr (vgl. Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 277 ff.). In diesem
Fall entsprechen die AK den auf den Anschaffungszeitpunkt (bzw. den Zeit-
punkt des Anfalls von Anschaffungsnebenkosten) abgezinsten Barwerten der Kauf-
preisschuld (so BFH v. 10.4.1991 – XI R 7, 8/84, BStBl. II, 791 [792]).

Vgl. auch die frühere Rspr.: RFH v. 19.2.1936, RStBl. 1936, 766; v. 14.7.1938, RStBl.
1938, 938; BFH v. 24.5.1968 – VI R 6/67, BStBl. II 1968, 574; v. 20.8.1970 – IV
143/64, BStBl. II 1970, 807; v. 29.10.1970 – IV R 141/67, BStBl. II 1971, 92; v. 25.6.
1974 – VIII R 163/71, BStBl. II 1975, 431; v. 25.2.1975 – VIII R 19/70, BStBl. II
1975, 647; v. 19.4.1977 – VIII R 119/75, BStBl. II 1977, 601 (603); v. 21.10.1980 –
VIII R 190/78, BStBl. II 1981, 160; s. auch § 16 Anm. 315.

Nach BFH v. 30.11.1988 – I R 114/84 (BStBl. II 1990, 117) gilt bei unverzins-
lichen oder niedrig verzinslichen Forderungen nicht der Barwert, sondern min-
destens der ausgezahlte Darlehensbetrag als AK (bzw. Nennwert). Die Unver-
zinslichkeit bzw. zu niedrige Verzinsung kann also nicht zu einer Senkung der
AK, sondern lediglich zu einer Teilwertabschreibung führen; im vorliegenden
Fall hat der BFH allerdings die Zulässigkeit einer Teilwertabschreibung verneint;
uE fraglich, da bei Einzelveräußerung der Forderung an Dritte – zB Kreditinsti-
tute – eine Abschreibung – zumindest aus handelsrechtl. Sicht – auf den Ver-
äußerungspreis (hilfsweise Barwert) erforderlich wäre.
Bauzeitzinsen: Fraglich ist seit dem BiRiLiG, ob bei Anschaffungen, die sich
über einen längeren Zeitraum erstrecken (zB Bauten), Zinsen aktiviert werden
dürfen. Aufgrund des Tatbestands, dass die Aktivierbarkeit von Zinsen bei HK
explizit nach § 255 Abs. 3 Satz 2 HGB zulässig ist, kann man aufgrund der
Nichtberücksichtigung von Zinsen in der AKDefinition nach § 255 Abs. 1
HGB schließen, dass für sog. „Bauzeitzinsen“ ein Aktivierungsverbot besteht
(so Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 501). Bei Voraus-
zahlungen und Anzahlungen wird allerdings ein so enger Zusammenhang mit
der Erlangung eines WG gesehen, dass die hM von einer Aktivierbarkeit der
Zinsen ausgeht (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 36; WP-Hdb. 2006, Bd. I, Tz E
250; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber, HdR V. § 255 HGB Rn. 40;
Wohlgemuth in HdJ I/9, Rz. 38). Hintergrund dieser Auffassung ist, dass es
vom Standpunkt der Bilanzierung unerheblich sein dürfte, ob die Zinsaufwen-
dungen vom Lieferanten angefallen sind und weiterberechnet werden (somit ein-
deutig AK beim Käufer) oder der Käufer die Fremdfinanzierungskosten selbst
bezahlt. Strittig ist bei Bejahung der Aktivierbarkeit, ob ein Aktivierungswahl-
recht (so ADS VI. § 255 HGB Rn. 36; WP-Hdb. 2006, Bd. I, Tz. E 250) oder ei-
ne Aktivierungspflicht (so Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber, HdR V.
§ 255 HGB Rn. 40; Wohlgemuth in HdJ I/9, Rz. 38) besteht. Der Wortlaut
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des Gesetzes sieht keine Wahlbestandteile vor; daher ist bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen der Aktivierbarkeit (Problem Ermessensspielräume) von einer
Aktivierungspflicht auszugehen.
Die Rspr. rechnet sog. „Bauzeitzinsen“ zu den AK eines WG, wenn sie vom
Veräußerer für die Finanzierung vor der Übergabe des WG dem Erwerber in
Rechnung gestellt werden (vgl. BFH v. 27.7.2004 – IX R 32/01 BStBl. II 2004,
1002; zustimmend Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 140 „Finanzierungskos-
ten“). UE ist aus stl. Sicht – auch unter Berücksichtigung des Maßgeblichkeits-
grundsatzes – der herrschenden handelsrechtl. Auffassung zu folgen, da bei Vo-
rauszahlungen und damit entstandenen Finanzierungskosten damit zu rechnen
ist, dass die AK eines WG im Regelfall niedriger ausfallen werden als bei nach-
träglicher Bezahlung des Kaufpreises an den Erwerber (in diesem Fall wären die
beim Veräußerer entstandenen Finanzierungskosten Bestandteil des Kaufpreises
und somit der AK). Insoweit unterliegen „Bauzeitzinsen“ stl. einem Aktivie-
rungsgebot, sofern sich die Finanzierung auf über ein Jahr erstreckt.
Finanzierungsvermittlungsgebühr: Sofern die Kriterien für Bauzeitzinsen
analog erfüllt sind und hierdurch eine Reduzierung des Anschaffungspreises er-
reicht wird, zählt eine derartige Gebühr bei konkreter Zuordenbarkeit zu den
Anschaffungsnebenkosten, str.; vgl. BFH v. 14.11.1989 – IX R 197/84, BStBl. II
1990, 299 betr. Bauherrenmodell; v. 28.6.2001 – IV R 40/97, BStBl. II 2001, 717
betr. Eigenkapitalvermittlungsgebühr mit Nichtanwendungserlass BMF v. 29.11.
2002, BStBl. I 2002, 1388; nach FG Hamb. v. 15.10.2008 (EFG 2009, 582, nrkr.
Rev. Az. BFH IV R 50/08) keine AK.

Einstweilen frei.

7. Unbestimmte, unbekannte und fiktive Anschaffungskosten

a) Unbestimmte Leistungen als Anschaffungskosten
Begriff: Unter unbestimmten Leistungen verstehen wir – im Unterschied zu un-
bekannten AK – Leistungen, deren Bemessungsgrundlagen feststehen (zB die
Höhe einer Leibrente), während Höhe und/oder Dauer der gesamten Leistun-
gen erst in der Zukunft bekannt werden.
Höhe der Anschaffungskosten: Leistungen von unbestimmter Höhe und/
oder Dauer als Gegenleistung für die Anschaffung eines WG bilden mit ihrem
Barwert die AK des WG. Der unbestimmte Teil der Leistungen (ihre Höhe
und/oder ihre Dauer) ist zu schätzen. Der Barwert ist als AK des WG zu akti-
vieren, der gleiche Betrag als Verbindlichkeit zu passivieren. Über Schätzung des
Werts einer als Gegenleistung eingegangenen Verbindlichkeit und damit der AK
nach dem gemeinen Wert des angeschafften WG, wenn der Wert der Verbind-
lichkeit schwer zu schätzen ist, s. Anm. 1155 „Unbestimmte Höhe der Verbind-
lichkeit“. In einem solchen Fall wird also als AK des WG sein gemeiner Wert
angesetzt.
Einzelfragen:
E Aufschiebend bedingte Verbindlichkeiten dürfen nach Rspr. und FinVerw. nicht
passiviert werden. Ein gegen Eingehung einer solchen Verbindlichkeit erworbe-
nes WG kann daher nicht mit dem Betrag der Verbindlichkeit bewertet, sondern
muss als unentgeltlich erworben mit dem gemeinen Wert bewertet werden (s.
Anm. 391), sofern das WG überhaupt dem Stpfl. zuzurechnen ist (vgl. den Fall
FG Münster v. 18.3.1980, EFG 1980, 294, rkr.).
E Gewinnbeteiligungslast: s. § 5 Anm. 1396.

E 151

Bewertung mit den Anschaffungskosten Anm. 299–301 § 6

300

301



E 152 Stobbe

E Leibrenten, Zeitrenten: Bei Anschaffung gegen Eingehung einer betrieblich ver-
anlassten Rentenverpflichtung ist der versicherungsmathematische Barwert der
Rente zu passivieren und gleichzeitig als AK zu aktivieren; s. auch Anm. 1155
„Leibrenten“, § 5 Anm. 1323 (über Ermittlung des Barwerts der Rente nach
§ 14 BewG als AK eines WG des Privatvermögens s. § 7 Anm. 600 „Rentenverpflich-
tung“). Über Nachholung der Passivierung einer Leibrentenverpflichtung vgl.
BFH v. 26.1.1978 – IV R 62/77, BStBl. II 1978, 301. Eine Wertsicherungsklau-
sel bleibt bei der Bewertung der Rentenverpflichtung als AK uE unberücksich-
tigt, s. Anm. 291. Eine spätere Änderung der Rente, besonders aufgrund einer
Wertsicherungsklausel, und der Wegfall der Rentenverpflichtung beeinflussen
nicht die Höhe der AK, sondern bilden einen selbständigen Vorgang; s. auch
Anm. 291, 1155 „Leibrenten“ und „Ungesicherte Verbindlichkeiten“.
Nicht zu den AK eines WG gehören die Aufwendungen des Erwerbers, der sich
dem Veräußerer gegenüber zur Zahlung einer Leibrente verpflichtet hat, für eine
Lebensversicherung, die er für den Fall seines vorzeitigen Ablebens zugunsten
des Veräußerers abgeschlossen hat; die Aufwendungen bilden vielmehr SA
(BFH v. 26.7.1962 – IV 355/61 U, BStBl. III 1962, 390).
E Nutzungen: Muss der Erwerber eines WG an den Veräußerer Nutzungen ab-
führen, so liegen hierin Gegenleistungen für den Erwerb, also keine laufenden
BA oder WK (FG Düss. v. 23.6.1963, EFG 1964, 13, rkr.). Über Anschaffung
gegen Bestellung eines Nießbrauchs s. Anm. 391. Zu Nutzungsrechten (Wohn-
rechten) im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge s. Anm. 287.

b) Unbekannte Anschaffungskosten
Endgültig unbekannte Anschaffungskosten: Kann der Stpfl. die Höhe der
AHK eines WG nicht oder nur mit unzumutbarem Aufwand genau feststellen,
so muss er sie schätzen. Über Rückrechnung von Verkaufspreisen s. Anm. 110 und
1010. Über Aufteilung eines Gesamtpreises s. Anm. 304–316.
Vorläufig unbekannte Anschaffungskosten: Ist die Höhe der AK zur Zeit
der Bilanzaufstellung noch nicht geklärt, so muss der Stpfl. vorsorglich die ihm
aus der Anschaffung möglicherweise erwachsenden Verpflichtungen passivieren
(zB eine streitige Provision) und als AK behandeln. Über eine spätere Änderung
der AK s. Anm. 288–290.

c) Sog. fiktive Anschaffungskosten
Begriff: Als fiktive AK bezeichnet man Beträge, die als AK gelten (ob es sich
wirklich um eine Fiktion handelt, kann hier dahingestellt bleiben; da der Aus-
druck „fiktive Anschaffungskosten“ üblich ist, folgen wir dem allgemeinen
Sprachgebrauch). Von tatsächlichen AK unterscheiden sie sich dadurch, dass sie
vom Stpfl. nicht in der fingierten Höhe für eine Anschaffung oder für einen wie
eine Anschaffung behandelten Vorgang aufgewendet worden sind.

Beispiel: Der Stpfl. legt ein unbebautes Grundstück, das er vor mehr als 3 Jahren an-
geschafft und bisher zur Erzielung von Einkünften aus Vermietung benutzt hat, in sei-
nen Gewerbebetrieb ein. Der als Einlagewert anzusetzende Teilwert des Grundstücks
(Abs. 1 Nr. 5) deckt sich zufällig mit den ursprünglichen AK. Deshalb werden AK, ob-
wohl durch die Einlage nicht veranlasst, fingiert (vgl. Anm. 273).

Grund der Fiktion: Da das EStG an die Zugehörigkeit eines WG zum BV
(oder zum Vermögen eines bestimmten Betriebs oder zum BV einer bestimmten
Einkunftsart) bestimmte Rechtsfolgen knüpft, müssen diese Rechtsfolgen zeit-
lich und sachlich abgegrenzt werden. Insbes. bildet die Fiktion von AK eine
Ergänzung zu den Regeln über die Bewertung von Entnahmen und Einlagen
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(s. Anm. 1191, 1211). ZT wird die Fiktion einer Anschaffung oder von AK in ei-
ner Norm ausdrücklich ausgesprochen (s.u.); in anderen Fällen ergibt sie sich aus
der vorstehend dargelegten Notwendigkeit einer Abgrenzung bei der Einkunfts-
ermittlung.
Fälle der Fingierung von Anschaffungskosten (vgl. dazu Wichmann, FR
1997, 589 [594]):
– unentgeltlicher Erwerb eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils (s.

Abs. 3);
– betrieblicher unentgeltlicher Erwerb einzelner WG (Abs. 4);
– privater unentgeltlicher Erwerb einzelner WG (§ 11d EStDV);
– verdeckte Gewinnausschüttung in Form von WG (s. Anm. 404);
– Grund und Boden in bestimmten Fällen (§ 55 Abs. 1 und 4);
– Entnahmen (der hierbei angesetzte Teilwert gilt für die folgende Zeit als AK, s.

Anm. 1197; über Gebäude s. R 7.3 Abs. 6 Satz 4 EStR);
– Einlagen (s. Anm. 1211; Gebäude s. R 7.3 Abs. 6 Satz 5 EStR), der hierbei an-

gesetzte Wert gilt für die folgende Zeit als AK;
– Überführung in das Privatvermögen bei Aufgabe eines Betriebs oder Teilbetriebs

(§ 16 Abs. 3 Satz 7, Bewertung mit dem gemeinen Wert);
– Empfang von WG infolge Kapitalherabsetzung oder Liquidation einer KapGes. (§ 17

Abs. 4 Satz 2, Bewertung mit dem gemeinen Wert; s. auch Anm. 287);
– bestimmte Umwandlungsvorgänge (s. § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 2 und Abs. 3, § 12

Abs. 1, § 15 Abs. 1, § 16 Satz 1, § 20 Abs. 2, § 24 Abs. 2 UmwStG);
– Anschaffung vor dem 21.6.1948 (s. § 53 EStDV betr. Anteile an KapGes.; § 7

Anm. 145);
– Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln (§ 3 KapErhStG);
– AK im Beitrittsgebiet nach § 7 DMBilG (Neubewertung, Zeitwert, Wiederbe-

schaffungskosten; s. auch Anm. 64–66).
Keine Fiktion bilden die Schätzung unbestimmter oder unbekannter AK (s.
Anm. 301, 302) und die Anwendung vereinfachender Verfahren zur Ermittlung
der AK (Festwert, Durchschnittsbewertung, retrograde Wertermittlung; s. Anm. 110, 115
und 145).
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E. Wichtige Sonderfälle bei der Bewertung
mit den Anschaffungskosten

I. Aufteilung eines Gesamtpreises für mehrere Wirtschaftsgüter

Schrifttum: Kromschröder, Die steuerliche Behandlung des Gebäudeabbruchs als Pro-
blem der Bilanzierung bebauter Grundstücke, StuW 1974, 117–122 (Grundstückserwerb);
J. P. Müller, Grundsatzentscheidungen über die Zulässigkeit getrennter Aktivierung einer
erworbenen Beteiligung und des gleichzeitig miterworbenen Gewinnbezugsrechts, DB
1974, 268; Conze, Verletzung bilanzmäßiger Bewertungsgrundsätze und ihr Ausgleich in
ertragstl. Sicht, BB 1976, 1316; Rose/Luckey, Grundstückserwerb und Gebäudeabbruch
in der Steuerbilanz, DB 1976 Beilage 5, 5; Hütz, Kaufpreisaufteilung beim Erwerb mehre-
rer Wirtschaftsgüter zu einem unter den Teilwerten der übernommenen WG liegenden
Anschaffungspreis, StBp. 1979, 268; Meyer-Arndt, Abrechnung zwischen Verkäufer und
Käufer bei der Übertragung von Gesellschaftsanteilen, GmbHR 1980, 277; Littmann,
Veräußerung von Anteilen mit Gewinnansprüchen, DStR 1981, 588; Nolte, Zum Pro-
blemkreis: Besteuerung bei Interessengleichlauf, DB 1981, 908; Birkenfeld, Die Auftei-
lung des Gesamtkaufpreises für eine Eigentumswohnung, FR 1983, 441; Bockholt, Be-
messungsgrundlage für die Ermittlung der Abschreibungen bei Kauf älterer Eigentums-
wohnungen, DB 1983, 150; Wichmann, Die Aufteilungsproblematik hinsichtlich der AK
für ein bebautes Grundstück, DStR 1983, 379; Bürger, Ertragsteuerliche Bewertung von
ausgebeuteten Kiesgruben bei Naßbaggerei, StBp. 1984, 79; Döllerer, Anspruch auf An-
rechnung der KSt. als Teil des Gewinns aus Gewerbebetrieb und des Gewerbeertrags, BB
1985, 36; Pfleger, Bilanzpolitische Sachverhaltsgestaltungen im Dezember, DB 1985,
2465; Bilsdorfer, Aufteilung der AK als Steuerhinterziehung, DB 1986, 923; Döllerer,
Die Kapitalrücklage der AG bei Ausgabe von Optionsanleihen nach Handels- und Steuer-
recht, AG 1986, 237; Hein, Die Besteuerung des Aufgeldes bei Optionsanleihen beim
Emittenten, FR 1986, 421; Kock/Vogel, Zur handels- und steuerrechtlichen Behandlung
von Optionsanleihen, BB 1986 Beilage 10, 11 ff.; Meilicke, Aufteilung der AK ohne Steu-
erhinterziehung, DB 1986, 2045; Pfleger, Beeinflussung der Aufteilung von AK auf meh-
rere WG als legale bilanzpolitische Sachverhaltsgestaltung, DB 1986, 925; Pöllath/Ro-
din, Besteuerung niedrigverzinslicher Optionsanleihen, DB 1986, 2094; Schindler,
Berechnungsvorschlag für die Bewertung einer Eigenjagd bei Verkauf land- und forstwirt-
schaftlich genutzter Grundstücke, StBp. 1986, 61; Schmidt, L., Grundsatzurteil: Erwerb
eines GmbH-Anteils mit „Gewinnbezugsrecht“, FR 1986, 465; Wichmann, Die Frage
nach der zutreffenden einkommensteuerlichen Behandlung von Gewinnbezugsrechten,
DB 1986, 776; Häuselmann, Bilanzierung von Optionen aus handelsrechtlicher Sicht, DB
1987, 1745; Mathiak, Rechtsprechung zum Bilanzsteuerrecht, StuW 1987, 51; Dreissig,
Bilanzsteuerrechtliche Behandlung von Optionen, BB 1989, 1511; Niemeyer, Bilanzierung
und Ausweis von Optionsgeschäften nach Handels- und Steuerrecht, BB 1990, 1022; Hör-
ger/Stobbe, Zuordnung stiller Reserven beim Ausscheiden eines Gesellschafters einer
PersGes., DStR 1991, 1230; Schult/Richter, Wider den Teilwert – eine Schimäre des
Steuerrechts, DStR 1991, 1261; Siegel, Stille Reserven beim Unternehmens- oder Anteils-
verkauf, Geschäftswert und Teilwert, DStR 1991, 1477; Berger/Klotz, Die steuerliche
Behandlung der Emittenten von Optionsanleihen bei Nichtausübung der Optionsrechte,
DB 1993, 953; Flies, Auftragsbestand und Firmenwert, DB 1996, 846; Sydow, Die Entste-
hung des „Bodenschatzes“ als selbständiges bewertbares Wirtschaftsgut, DB 1998, 2237;
Schuhmann, Immer wieder Probleme beim Firmen-/Geschäftswert; StBp. 1999, 206;
Häuselmann/Wagner, Steuerbilanzielle Erfassung aktienbezogener Anleihen: Options-,
Wandel-, Umtausch- und Aktienanleihen, BB 2002, 2431; Mayer, Steuerbilanzielle Be-
handlung von Mehrwerten bei Erwerb einer Beteiligung an einer doppelstöckigen Per-
sonengesellschaft – Anwendung der Spiegelbildmethode in der Steuerbilanz, DB 2003,
2034; zu Ortenburg, Anschaffungskosten für den Erwerb von Waldflächen, NWB 2005,
3013.
Speziell zum Gesamtpreis für Boden und Gebäude: Puhl, Wertermittlung von Grund und Boden
und aufstehendem Bauwerk bei Erwerb eines Grundstücks gegen Entrichtung eines Ge-
samtkaufpreises, FR 1972, 508; Heibel, Die Behandlung des Gebäudeabbruchs im Bilanz-
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steuerrecht, BB 1983, 540; Schürer-Waldheim, Die Aufteilung des Gesamtkaufpreises bei
Erwerb von Grund und Gebäuden im Betriebsvermögen, StuW 1983, 217; Mannek, Ver-
kehrswertapproximation als Mittel zur Aufteilung des Kaufpreises in Grund und Boden
und Gebäudewert, FR 1987, 465; Wichmann, Die Aufteilungsproblematik bei den AK für
ein bebautes Grundstück, FR 1988, 513; Dostmann, AK und Kaufpreisaufteilung beim
Erwerb bebauter Erbbaurechte, DB 1988, 775; Stöckel, Aufteilung der AK in Boden-
und Gebäudewertanteil unter Berücksichtigung der Besonderheiten beim Wohnungs-
eigentum bzw. Teileigentum, DStZ 1988, 220; Wichmann, Aufteilungsproblematik bei
den AK für ein bebautes Grundstück – insbesondere im Falle der Eigentumswohnungen,
FR 1988, 513; Lecher, Ertragsteuerliche Behandlung der vorweggenommenen Erbfolge:
Aufteilung von Anschaffungskosten bei Nutzungsrecht an Gebäudeteil, DStR 1993, 678;
Sprengnetter, Zur Kaufpreis- und Verkehrswertaufteilung in Gebäude- und Bodenanteile
(gleichzeitig Rezension des BFH-Beschlusses vom 24.2.1999 – IV B 73/98), DB 2003,
525; s. auch vor Anm. 670.

1. Begriff des Gesamtpreises; Abgrenzung von ähnlichen Vorgängen
Begriff des Gesamtpreises: Unter einem Gesamtpreis versteht man eine für
die Anschaffung mehrerer WG erbrachte einheitliche Gegenleistung. Häufigster
Fall ist der Kauf mehrerer WG mit Vereinbarung eines einzigen Preises, zB der
Kauf eines Betriebs oder eines bebauten Grundstücks.
Gleichzeitige Vereinbarung einzelner Kaufpreise für mehrere Wirtschafts-
güter statt eines Gesamtpreises: Wird für mehrere WG zwar ein Gesamtpreis
vereinbart, haben aber die Parteien diesen Preis auf Grund übereinstimmender
Vorstellungen über den Wert der einzelnen WG – über deren den Parteien ange-
messen erscheinende Preise – bemessen, so bildet der Gesamtpreis wirtschaft-
lich nur eine rechnerische Zusammenfassung von Einzelpreisen. Die im Vertrag
vorgenommene Aufteilung des Gesamtkaufpreises durch die Vertragsparteien
ist maßgebend, es sei denn, dass eine Steuerumgehung iSd. § 42 AO vorliegt,

[Anschluss S. E 157]
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 pn�»± ÂÄÄÄ� }��� �® �®Â}®ÂÄÄ� � § µ Ä��Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄÄ� �Â�� �® Â}®Â}®�}}} � m§
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x�����Å ��tÅ ���® �� Çt�x� ¥£�� £�t ��� ptÅ±���®
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�v�Å��� xtÇ� {s� ��Å ³�tÇ���� £�t o��Å���s�È�Å� �¥ �t�v �t� ¨t����£���v¥{u
{�Åx�ÈÃ���Å ¥�� ��Æ ±��È�v������ ¥£Ç�t��Å� �xÇ®  pn �® �®�®ÂÄÄ� � ±mmm  
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tÅ  ± �����w��� �t��® ²Å������ÇÇ� Æ¥Å� �¥�� ��� q����£�� £�~¥vÇ�� �¥� ���
±����w���� ���Ç¥Åx� � �v® £�t qtÅ~�ÇÁ��t��Å {s� �t� �tÅ~�ÇÅ�Å ¨o ���Ç¥Åx�Å
�s��� �� �Ã ÈÃÆÆ� �� ¥�{ �t� ±��v�Ç�Åt��� £�tÆ ±����w���� ¥Å ¿�Ã ¥��v  pn �®

� � ¡ÅÆ® �}z��}� ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ Â� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���
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Â�®y®ÂÄ�Ä � m± µ �}y��z ¥¥º°® ²Å������ÇÇ� Æ¥Å �¥x�x�Å� �¥�� ��� q����£�� �¥�u
É�Åtx� ~¥vÇ�� �¥� tvÆ �t� ¨o ���� �tÅ�� �Å� �¥�� �t�� �t� ³�tÇ����� ¥�� ��� ´t�v�
��tÅ��  ���t�£� �tÅ�� �Ã È¥ÅÅ �t� ¡�{��tÇ�Åx £�t ±����w���� �Å� q����£�� �Å���u
��vt��Çt�v ��tÅ ¿xÇ¡ mZwr� pµ ÂÄ��� zÂÂ £�t ±����w���Åx ¥��  ± tÅ ¹± Ã���
�Æx�È�v��°®
tznln]L rt� ³�tÇ����� £�tÆ ±����w���� £tÇ��Å� ¥£x���v�Å �ÃÅ ��� ±����w���Åx
�tÅ��  ���t�£� Ã��� ³�tÇ£���t�£�� �tÅ�Å ¡�{��tÇ�Åx�Æ¥w��¥£ �ÃÅ ~��t{�Çv¥{��Æ
�̈��� �t� �t�v ��vÃÅ ¥�� ��� ²Å�����vt��Çt�vÈ�t� ��� ³�tÇ����� ��� xÇ�t�v�Å ¨o

£�tÆ ±����w���� �Å� £�tÆ q����£�� �Å� ��Æ ´�v�¥ÅÈ�Å ��� µ�Á�® ~�t��v�Å
£�t��Å ³�tÇ�����Å ¥Ç� ¡�{��tÇ�Åx���vÇs���Ç ��xt£�® r�� ±����w���� £�Æt��� ��Å
¹��t� �tÅ~�ÇÅ�� ¨o Åt�v� Å¥�v ¼¥wx¥£� ��� �̈���� ��Å �t� {s� tvÅ tÆ µ¥vÆ�Å
��� pÃ��{sv��Åx ��tÅ��  ���t�£� £��t�~�Å� �v�� Å¥�v ��Å £��ÃÅ����Å mÅ�������Å
��� q����£��� ¥Æ q����£ �Å� �¥Æt� Å¥�v ��Å ³�tÇ�����Å tÆ µ¥vÆ�Å ��� ��u
���£�Å��Å  ���t�£�� tÅ ¥ÇÇ�� µ�x�Ç ¥£�� Å¥�v ��Æ x�Æ�tÅ�Å �̈��® ¡k �tÅ� �¥��
�¥� ��� q����£�� ¥�� ��tÅ�� ´t�v� ¥�{��Å���� Åt�v� �¥� ��� ±����w���� ���Ç¥Åx�
¿xÇ¡ `rYquTw�WwqTsQ� � � µÅ® �y�� {s� ¡�{��tÇ�Åx ��� o��¥Æ�È¥�{Á��t��� Å¥�v
¼¥wx¥£� ��� ³�tÇ����� £�tÆ q����£�� tÅ �Å��Á���v�Å��� ¡Å��Å��Åx �ÃÅ � �
¡£�® Â »�® � kTwYcQcvhVrRwQuq� ´��¨ ÂÄ��� �Â�°� �® ¥��v ¡ÅÆ® ��� s£�� �t�
µ�Á�®� �t� £�tÆ q����£ �tÅ�� o�£������ �¥� ��� ´�Á{Ç® �Á���� ¥££�t�v�� �t�  �u
v¥Å�Ç�Åx ��� ¡k �ÃÅ ��� ±����Å��Åx�¥£�t�v� ��� q����£��� ¥£v�Åxtx Æ¥�v�®
��k��x{do���keud� rt� ¡�{��tÇ�Åx �tÅ�� o��¥Æ�Á��t��� x���vt�v� Åt�v� ����v
�tÅ� ¥ÇÇ�tÅ Æ¥wx�£Çt�v�  ����vÅ�Åx� �ÃÅ���Å ����v ´�v��~�Åx� �xÇ® ~   pn �®
�®�®ÂÄÄ� � ±mmm   �}�Ä��  pn�»± ÂÄÄÄ� ��� Æ�»® �̈ÅÅ �tÅ�¥Å�{��t�
¼¥w���£� {�vÇ�Å� È¥ÅÅ �t� ¡�{��tÇ�Åx Å�� x�t{{��t�� �Å� Æt� ¡ÅÅ�v���Åx����u
��Å x���v�v�Å ¿ pn �® ��®�®ÂÄ�� � ±m ��}��y�  ´� Ç® mmm ÂÄ��� yz�°® qtÅ�Å �tÅu
~tx�Å Ã£É�È�t��Å �̈�� {s� É���� �tÅ~�ÇÅ� �����w���� ¨o� ��� ¥��v �ÃÅ É���Æ
r�t���Å £�~¥vÇ� �����Å �s���� xt£� �� Åt�v�� �ÃÅ���Å Å�� �tÅ�Å ´�v��~�Åx��¥vu
Æ�Å� tÅÅ��v¥Ç£ �����Å �t� x�Æ�tÅ�Å �̈��� Ã��� ³�tÇ����� ��� �tÅ~�ÇÅ�Å ¨o Çt�u
x�Å È�ÅÅ�Å ¿�xÇ® ¥��v mZwr� pµ ÂÄ��� z}� {®� m�rQxQc� r  ÂÄ��� Ä�z°®
[�lou�fi�kgui� vu� ��i�k��o�£�idxi£�� ps� �t� ¡�{��tÇ�Åx �tÅ�� o��¥Æ�Á��tu
��� �tÅ� �t� �̈�����v�Ç�Åt��� ~�� ¦�t� ���  tÇ��Åx ��� o��¥Æ�Á��t��� Æ¥wu
x�£�Å� ¿ pn �® �®�®ÂÄÄ� � ±mmm   �}�Ä��  pn�»± ÂÄÄÄ� ��� �® Âz®Â®ÂÄ�z � m§
µ �Â����  ´� Ç® mm ÂÄ�z� �z�°® �̈ÅÅ ��� ´�Á{Ç® �tÅ�Å ³�tÇ ��� ���Ã�£�Å�Å ¨o
�Á���� Æt� ±��Ç��� �����w���� �Ã È¥ÅÅ �t�� �tÅ�Å ´�vÇ��� ¥�{ �t� �̈�����v�Ç�Åt���
~�� ¦�t� ��� ¹��t�£tÇ��Åx ~�Ç¥���Å� È¥ÅÅ ¥£�� ¥��v ¥�{ �Á���� �tÅx������Å�Å ²Æu
���Å��Å £���v�Å� �t� �¥ÅÅ £�t ��� ¡�{��tÇ�Åx ��� o��¥Æ�Á��t��� ¥�w��  ���¥�v�
£Ç�t£�Å Æs���Å® ±xÇ® �¥~�  pn �® z®�®ÂÄ�Ä � m Â������  ´� Ç® mm ÂÄ�Ä� ���®
s_NplzSq[nNp| Ykrl|n[kXq |nX|y w|y_Zl]_krTz|ny|y ¥�{ ¡È�t�Å �Å�  �~�x����v� ��{ÃÇx�
Å¥�v ��Å ±��v�Ç�Åt���Å tÆ ¦�t�Á�ÅÈ� ��� µ�¥Çt�t���Åx ���  �~�x����v��� �xÇ®
 pn �® �Â®Â®ÂÄÄÄ � m± µ ���Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄÄ� ���®

p  ��� vu� �{r�uif{do

����{�k uidu� `u��{vu��  �t Ã£É�È�t��� �̈��ÇÃ�txÈ�t� ��� o�£����� ¥�{ �tu
Å�Æ o��Å���s�È �Å�{�ÇÇ� ��� �ÃÇÇ� k¥�{Á��t� ¥�{ ��Å o��Å� �Å�  Ã��Å ¿ pn
�® Âz®�®ÂÄ�Ä � § µ Ä�����  ´� Ç® mm ÂÄ�Ä� �}y°® qÅ��Á���v�Å��� xtÇ� £�t q����£
Æt� ¡££���v���Á{Çt�v��Åx ��� ±����w����� ¿ pn �® ��®�®ÂÄ�y � m µ ÂÄ���}�
 ´� Ç® mm ÂÄ�z� Â��°® �£�� ¡Å��v¥{{�Åx �tÅ�� £�£¥���Å o��Å���s�È� Æt� ¡£u
£���v¥£�t�v� �®  pn �® �}®y®ÂÄÄ� � m§ µ Â������  ´� Ç® mm ÂÄÄ�� z}y� �Ã�t�
¡ÅÆ® ��y����®

b ÂzÄ

 ������Åx Æt� ��Å ¡Å��v¥{{�Åx�ÈÃ���Å ¡ÅÆ® �}���}� � �

�}�
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�{ry{�k� {dv `�{dv����g� qtÅ �tÅv�t�Çt�v�� o��¥Æ�È¥�{Á��t� t�� ¥�{~���tÇ�Å®
rt�� xtÇ� ¥��v �¥ÅÅ� ��ÅÅ ��� q����£�� �t� ¡£�t�v� v¥�� ��Å  ���¥Å� �Æx�v�Å�
¥£~�vÃÇ~�Å� �¥ o��Å����~� ~�Æ q����£ �tÅ�� o�£����� Æt� ¡££���v¥£�t�v� ¿�®
¡ÅÆ® ��y����° �q �Å��Á���v�Å� x�Ç��Å�® q��¥� ¥Å����� xtÇ�� ��ÅÅ ��� k¥�{u
�����¥x �tÅ� �Å��Á���v�Å�� ¡�{��tÇ�Åx �Ã��t�v�� �t����v¥{�Çt�v� o�sÅ�� {s� �t�
¡�{��tÇ�Åx �Á���v�Å �Å� �ÃÆt� �tÅ� ¼¥ÅtÁ�Ç¥�tÃÅ ~�Æ ¦���È� ��� ´�������u
�Á¥�Åt� ¥��x���vÇÃ���Å t��� �xÇ®  pn �® Ä®y®ÂÄ�� � m± µ �����y�  pn�»± ÂÄ���
��y® ¦�Æ q����£ �ÃÅ ¥̈Ç�{Ç��v�Å �ÃÅ ���  ±±o  Ã��Å��������Åx�u �Å�
u����¥Ç��Åx� oÆ£n �® �Z yc\QpUZcx� »¨  p® �� Â����®
�u�uifio{do�u�yu�� ei� `uyidd�d�£�{�k�
" t|nX| q|yUXJ|zl| Y]lnjn|zkXqL  �tÆ q����£ �tÅ��  ���tÇtx�Åx ÈÃÆÆ� �tÅ� x��ÃÅu
����� ¡È�t�t���Åx �tÅ�� o��tÅÅ¥Å�Á���v�� ��ÅÅ ~�� ¦�t� ��� q����£� �tÅ o�u
�tÅÅ¥Å�Á���v ÅÃ�v Åt�v� �Å���¥Å��Å t��� ��tÇ �tÅ o��tÅÅ�����tÇ�Åx�£���vÇ���
Ã���� {¥ÇÇ� ��� o���ÇÇ��v¥{�������¥x �¥�ÃÅ ¥£�t�v�� �tÅ� p������ÇÇ�Åx ��� l¥v���u
£tÇ¥Å~ ÅÃ�v Åt�v� ��{ÃÇx� t��� Åt�v� tÅ  ���¥�v�® r¥� x�~¥vÇ�� qÅ�x�Ç� x�v��� tÅ
�ÃÇÇ�Æ ²Æ{¥Åx ~� ��Å ¡k ��� ¡Å��tÇ�® rt�� xtÇ� ¥��v �¥ÅÅ� ��ÅÅ ��� o��tÅÅu
¥Å�Á���v ¥����s�ÈÇt�v �Å� �Å��� x��ÃÅ������ ±���tÅ£¥��Åx �tÅ�� ¹��t��� �¥{s�
¥£x������Å �t��®

 pn �® �Â®Â®ÂÄÄÄ � m± µ ���Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄÄ� ���� �® �Â®z®ÂÄ�� � m µ ÂÄÄ��y�
 ´� Ç® mm ÂÄ��� �Äy� �® �Â®z®ÂÄ�� � m µ ÂÄ}��Â�  ´� Ç® mm ÂÄ��� �Âz� ~���tÆÆ�Å� {V\v
wuVs� ´��¨ ÂÄ��� zÂ� |d kTwquR\� pµ ÂÄ��� y�z� ¥¡huTwqVpp� r  ÂÄ��� ���®

ox{® ÆtÅ���� �t� o��tÅÅ¥����vs���Åx ��Å ³�tÇ���� ���  ���tÇtx�Åx ¿ pn �®
�Â®z®ÂÄ�� � m µ ÂÄ}��y �Å� �® �Â®z®ÂÄ�� � m µ ������� É���tÇ� ¥¥º°® ¦�� ¥��u
��vs���Åx�£��tÅx��Å ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx �® ¡ÅÆ® �ÂÂ®
" w|yUXJ|zl| Y]lnjn|zkXqL m�� ��� o��tÅÅ¥����vs���Åx�¥Å�Á���v ~�� ¦�t� ��� q�u
���£� ���  ���tÇtx�Åx £���t�� �Å���¥Å��Å� �Ã £tÇ��� �� �tÅ ¨o {s� �t�v �Å� È¥ÅÅ
�¥v�� x����ÅÅ� �ÃÅ ���  ���tÇtx�Åx ¥Åx���v¥{{� �����Å® ¦�� ¡È�t�t���Åx �ÃÅ
o��tÅÅ¥����vs���Åx�¥Å�Á�s�v�Å �® � z ¡ÅÆ® ��y®
�u��iu��u�yu��� ¦�� ¡�{��tÇ�Åx �tÅ�� o��¥Æ�Á��t��� �® ¥��v ¡ÅÆ® Â�y}® ¡�{u
��tÇ�Åx ��� k¥�{Á��t��� v¥� ¥Åv¥Å� ��� ³�tÇ����� ~� ��{ÃÇx�Å® ¡k {s� �tÅ�Å o�u
��v�{������ �tÅ� É��Ã�v ����� Å¥�v ��� �Ãx® µ�������Æ��vÃ�� ~� ��Æt���ÇÅ� �¥
��� o���v�{������ Æt� ��Æ  ���¥x ~� £������Å t��� ��� Å¥�v ��Æ ³�tÇ����¥Å�¥�~
{s� ¥ÇÇ� s£�tx�Å ¨o ���£Ç�t£�� �xÇ®  pn �® ��®�®ÂÄÄ� � m± µ Â�Ä�Ä}�  ´� Ç® mm
ÂÄÄ�� �yÂ� �® Â�®Ä®ÂÄ�� � mmm µ �������  ´� Ç® mm ÂÄ��� yyÂ®
�ux{o��u�k�� ¨t�� �tÅ  �~�x����v� ¥�{ É�Åx� ¡È�t�Å ����v k¥Át�¥Ç��v�v�Åx�u
£���vÇ��� ÈÃÅÈ���t�t���� ��x�£�Å �t�v �t� ¡k {s� �¥�  �~�x����v� ����v ¡£�Á¥Çu
��Åx �tÅ�� ³�tÇ� ��� ¡k ��� {s� �¥�  �~�x����v� ÅÃ���Å�tx�Å ¡Ç�¥È�t�Å ¿ pn �®
�®Â�®ÂÄ�� � m± µ Â�y����  ´� Ç® mm ÂÄ�Ä� Â}z� �® �Â®Â®ÂÄÄÄ � m± µ ���Ä��
 ´� Ç® mm ÂÄÄÄ� ���°®
�¥vud��k��x {dv `�{dv����g� »¥�v  pn �tÅ� ³�tÇ� ��� ¨o o��Å� �Å�  Ãu
��Å� �t� £Ã��Å��v¥�~v¥Ç�tx� ´�vt�v��Å ��� q��£Ã��Å�� Å�� �¥ÅÅ ¥Ç� ¨o ��Ç£u
���Å�tx £�����£¥�� ��ÅÅ Æt� ��� ¡�{��vÇt�w�Åx �Å� ±�������Åx ���  Ã��Åu
��v¥�~�� £�xÃÅÅ�Å �t��� ~�ÆtÅ���� ¥£�� Æt� ��� ±�������Åx �ÅÆt���Ç£¥� ~�
���vÅ�Å t�� ¿ pn �® �®Â�®ÂÄÄ} � m± µ ���Ä�  ´� Ç® mm ÂÄÄÂ� �y�� �® y®Ä®ÂÄÄ� � m±
µ ���Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄ�� �z�� �¥~� ¥��v  ¼p �® �®Â}®ÂÄÄ��  ´� Ç® m ÂÄÄ�� Â��Â°®
¦��  �v¥Å�Ç�Åx £�È¥ÅÅ���� �Å�x�Ç�Çt�v ���Ã�£�Å��  Ã��Å��v��~� �Å� £�È¥ÅÅu
���� ¥£�� Åt�v� �Å�x�Ç�Çt�v ���Ã�£�Å��  Ã��Å��v��~� �® � � ¡ÅÆ® z�}�z��®
`u��{vu {dv `�{dv {dv �¥vud� �® ¡ÅÆ® �Â�®
`u��k�r��yu��� r�� o���v�{��u Ã��� pt�Æ�Å���� t�� �tÅ  sÅ��Ç �ÃÅ x���v�{��u
����£tÇ��Å��Å p¥È�Ã��Å� �¥� Åt�v� ��t��� ~��Ç�x� �����Å È¥ÅÅ ¿ pn �® Â�®�®ÂÄ��
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� m± µ y���Ä�  ´� Ç® mm ÂÄ��� �z�°® ¦�� ¡�{��tÇ�Åx �tÅ�� o��¥Æ�È¥�{Á��t��� {s�
�tÅ�Å  ���t�£ ¥�{ x���v�{������£tÇ��Å�� p¥È�Ã��Å �Å� tÆÆ¥���t�ÇÇ� qtÅ~�Ç¨o
�xÇ®  pn �® ��®�®ÂÄÄ} � mm µ �}��Ä�  ´� Ç® mm ÂÄÄ}� z�Ä� �® ��®ÂÂ®ÂÄ�� � mm µ
�}Ä����  ´� Ç® mm ÂÄ�Ä� ��� �® �®ÂÂ®ÂÄ�z � m± µ �����  ´� Ç® mm ÂÄ��� Â�� Æ�»®
¦�� ¡£x��Å~�Åx �® ¡ÅÆ® ��� �Å� ��z®
]{dvud���ee�  �t �Å�x�Ç�Çt�v�Æ� t�ÃÇt����Æ q����£ �t�� ��� k�Å��Å��¥ÆÆ
x���vÅÇt�v �t� �tÅ �tÅ~tx�� ¨o £�v¥Å��Ç�® qtÅ� t�ÃÇt���� �£����¥x�Åx ��� k�Åu
��Å��¥ÆÆ� È¥ÅÅ �Ã�Çt�x�Å� ��ÅÅ �tÅ q�ÁÃ��Æ¥�È� ¥£x������Å Ã��� �tÅ� ±��u
��t�£��Á¥��� s£����¥x�Å �t�� ¿ pn �® �}®�®ÂÄ�� � m µ ÂzÂ����  pn�»± ÂÄ���
y��� �® �}®�®ÂÄ�� � m µ Âz�����  pn�»± ÂÄ��� y�Â°® ±ÃÅ �tÅ�� t�ÃÇt����Å �£��u
��¥x�Åx t�� tÅ�£��® tÅ ��Å p�ÇÇ�Å ¥��~�x�v�Å� �Ã �t� ¹����ÅÇt�vÈ�t� ��� ²Å���u
Å�vÆ��� {s� ��Å pÃ��£���¥Å� �ÃÅ ����Å�Çt�v��  ������Åx t�� Ã��� �Ã �t�
o���v�{��£�~t�v�Åx �Å��� ¼t�vtÇ{� ��� ¥�{x�£�Å��Å k¥�{Æ¥ÅÅ� Æt� ��Æ É���tu
Çtx�Å o���v�{��Á¥��Å�� Å�� £�x�sÅ��� �����Å Æ��� ¿po k�ÇÅ �® ��®Â®ÂÄ�z�
qpo ÂÄ�z� y�Ä� �È�®� Æ�»°® ¨t�� �tÅ  ���t�£ Æt� ´�tÇÇÇ�x�Åx�¥£�t�v� ���Ã�£�Å
�Å� �t� k�Å��Å ��Æ q����£�� s£��Ç¥���Å� t�� �¥� qÅ�x�Ç�� ��Ç�v�� �t� ´�ÆÆ�
��� ³�tÇ����� ��� ¥Å����Å ¨o s£�����tx�� ¥Ç� ¡k {s� �tÅ x���v�{�������vÅÇt�v��
¨o ªk�Å��Å��¥ÆÆ© ~� ¥È�t�t���Å� �xÇ®  pn �® ��®�®ÂÄ�Ä � m µ yÄ��z�  pn�
»± ÂÄÄ}� yy�®
³¥����vÇt�v v¥Å��Ç� �� �t�v £�tÆ k�Å��Å��¥ÆÆ ¥£�� �Æ �tÅ  sÅ��Ç �ÃÅ ¨o�
Å�ÆÇt�v �Æ �t� o���v�{��£�~t�v�Åx�Å ~� ��Å �tÅ~�ÇÅ�Å k�Å��Å® r¥v�� È¥ÅÅ
¡�{��tÇ�Åx ��� ¡k ¥�{ �t��� o���v�{��£�~t�v�Åx�Å ��{Ã����Çt�v ��tÅ® p�ÇÇ� ~ 
�tÅ �ÃÇ�v�� k�Å�� tÅ kÃÅÈ���� �Ã t�� �tÅ� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx ��� ¥�{ ��Å
k�Å��Å �Å�{¥ÇÇ�Å��Å ³�tÇ� ��� ¡k ��� k�Å��Å��¥ÆÆ� x�£Ã��Å®
rt� �Ãx® xnXp|nlylp|Uzn| ��� �Ç����Å µ�Á�® � ��� �̈��¥Å�¥�~ �t�� ����v �t� �ÃÆ
´�Á{Ç® Å¥�v ��� ¡Å��v¥{{�Åx ��� k�Å��Å��¥ÆÆ� ��t���vtÅ x��Ã�£�Å�Å k�Å��Å
��v¥Ç��Å � t�� �q Åt�v� ¥Å��Å�£¥� ¿�® ¥��v ¡ÅÆ® Ä}}°� ~�� p�¥x�� Ã£ �Å� tÅ�t�u
��t� �t� qtÅv�t���v�Ã�t� s£��v¥�Á� ÅÃ�v  ������Åx v¥�� �® � � ¡ÅÆ® �}}®
�£�� �tÅ�Å £��ÃÅ���� x�Ç¥x����Å p¥ÇÇ ¿µ�¥Ç��tÇ�Åx �tÅ�� ºno Æt� ¦¥vÇ�Åx �tÅ��
´Át�~�Å¥��xÇ�t�v� ����v �tÅ�Å o���ÇÇ��v¥{��� {s� ��Å ����v tvÅ s£��ÅÃÆÆ�Å�Å
³�tÇ ��� k�Å��Å��¥ÆÆ� �Å� �¥ÅÅ kÃÅÈ��� �tÅ�� k�Å��Å° �xÇ® po n¥Æ£® �®
�®ÂÂ®ÂÄ�z ¿qpo ÂÄ��� zz}� �È�®°� �Ã ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx ��� ¥È�t�t����Å ´Át�u
~�Å¥��xÇ�t�v� ~�x�Ç¥���Å �����®
[i�{d�u�dukeu��d�uif�jb�yu��� r�� ���Ã�£�Å� ¡Å��tÇ ¥Å �tÅ�� ¹���o��® �t��
Åt�v� ¥Ç� �tÅv�t�Çt�v��� Åt�v� ¥£Å��~£¥��� tÆÆ¥���t�ÇÇ�� ¨o £���¥�v���� �� ���u
��Å �t�ÇÆ�v� Æt� �t���Æ ¡Å��tÇ ¥�� ��Ç® ´t�v� ¡Å��tÇ� ¥Å ��Å �tÅ~�ÇÅ�Å ¨o� �t�
~�Æ o��¥Æ�v¥Å�����Æ�x�Å ��� ¹���o��® x�v���Å� ���Ã�£�Å ¿ pn �® Â�®�®ÂÄÄ�
� m± µ y}�Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄy� ��y°® ª¦�¥� t�� ��� ¡Å��tÇ ¥Å �tÅ�� ¹���o��®
�����v�Ç® È�tÅ ¨o® q� ���È��Á��� É��Ã�v �t� ´�ÆÆ� ¥ÇÇ�� ¡Å��tÇ� ¥Å ��Å ~�Æ
o���ÇÇ��v¥{�����Æ�x�Å x�v���Å��Å ¨o ®®®© ¿ pn �® �z®�®ÂÄÄÂ � o�´ ���Ä�
 ´� Ç® mm ÂÄÄÂ� �Ä�°® mÅ ��� ´� tÇ® ��� q����£��� t�� �t�  ���tÇtx�Åx Ç��txÇt�v �tÅ
ª¼��ÈÁÃ���Å© £~�® ¥Ç� ª´�ÆÆ� ��� ¡Å��tÇ� ¥Å ��Å ¨o© ��� ¹���o��® Å¥�v ���
´Át�x�Ç£tÇ�Æ��vÃ�� ¥��~���t��Å ¿�xÇ® ~  {V�Qc� r  �}}�� �}�y°® ¦�� ¡�{��tu
Ç�Åx �tÅ�� s£�� ��Å  ��v���� ��� ¡Å��tÇ� vtÅ¥�� x�~¥vÇ��Å ¼�v�£���¥x� Å¥�v
�£��Å¥vÆ� ���  ��v����¥Å��tÇ� ��� ±����w����� ¥Å ��Å �tÅ~�ÇÅ�Å ¨o� �t�
~�Æ o��¥Æ�v¥Å�����Æ�x�Å ��� ¹���o��® x�v���Å� �xÇ®  pn �® �y®z®ÂÄ�y � m µ
Â������  ´� Ç® mm ÂÄ�y� �y� ¿�z}°® rt� �Ã�� �Ã�x���vÇ¥x�Å� elkr|Xlp|Uzn| �����
�ÃÅ �ScxQc�k\oUUQ ¿r´�µ ÂÄÄÂ� Â��}° �Å� kuQxQr ¿r´�µ ÂÄÄÂ� Ây��° ~�� ZUJno
rnQn|zl|X elkr|Xlp|Uzn| ��t����Å��t�È�Ç�� �® ¥��v ¡ÅÆ® ��z� � Âz ¡ÅÆ® y�� �Å� � Â�
¡ÅÆ® �y�®

b Â�Â

 ������Åx Æt� ��Å ¡Å��v¥{{�Åx�ÈÃ���Å ¡ÅÆ® �}� � �
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r�� q����£ Æ�v����� ¼t��Å���Å�vÆ��¥Å��tÇ� £������� É���tÇ� ¡Å��v¥{{�Åx �ÃÅ
¼t��tx�Å��Æ�¥Å��tÇ�Å ¥Å ��Å �tÅ~�ÇÅ�Å ¨o ��� ¼t��Å���Å�vÆ����v¥{�� �t�
´�ÆÆ� ��� ¥�{ �¥� �tÅ~�ÇÅ� ¨o �Å�{¥ÇÇ�Å��Å ¡k £tÇ��� �tÅ�Å �tÅ~tx�Å  ���¥x®
q��t�£� ~  �tÅ »t�v�x���ÇÇ��v¥{��� Å¥�v�tÅ¥Å��� �t� ¡Å��tÇ� ��� o���ÇÇ��v¥{���
�tÅ�� ¹���o��® � �Ã �¥�� �tÅ qtÅ~�Ç�Å���Å�vÆ�Å �Å����v� � �Å� �����w��� ��
�¥ÅÅ �tÅ�Å ³�tÇ ��� o��Å�£��t�~�� ���  ���t�£�� �Ã t�� ��Æ ±����w���Åx�Á��t�
��� ¥�{ ��Å �����w����Å ³�tÇ ��� o��Å�£��t�~�� �Å�{¥ÇÇ�Å�� ³�tÇ ��tÅ�� ¿¥ÈÈ�Æ�u
Çt����Å°  ��v����� x�x�Ås£��~����ÇÇ�Å ¿�Ã x��Å����~Çt�v ¥��v  pn �® �®�®ÂÄ�z �
m± µ Â�Ä����  ´� Ç® mm ÂÄ��� � ¢Ä�� �Ã ~� � z Å�� ��x�Å ��� ¦���È� ��� ±Ã�u
��v�t{� �tÅ� ³��ÅÅ�Åx ��{ÃÇx��°®
�£�i¥d��dfuiku t�� �tÅ� ´�v�Ç������v��t£�Åx� ~����~Çt�v ¥��x���¥���� Æt� �tÅ�Æ
µ��v� ¿ªºÁ�tÃÅ©° ¥�{  �~�x �ÃÅ ¡È�t�Å ��� qÆt���Å��Å tÅ �tÅ�Æ �Ã� ¡��x¥£�
��� ºÁ�tÃÅ�¥ÅÇ�tv� £���tÆÆ��Å ±��v�Ç�Åt� ~�Æ »�ÅÅ���� ��� ´�v�Ç������v��tu
£�Åx� rt� ºÁ�tÃÅ�¥ÅÇ�tv� ����� {�sv�� ¥Ç� �tÅ �tÅ~tx�� ¨o £���¥�v��� �Å� �Å�u
�Á���v�Å� £tÇ¥Å~t���® »¥�v Å������ ¡Å�t�v� ��v¥{{� ¥£�� ��� q����£�� �tÅ�� ºÁu
�tÃÅ�¥ÅÇ�tv�� ¥��v ��ÅÅ ��� ºÁ�tÃÅ���v�tÅ ÅÃ�v Åt�v� ¥£x����ÅÅ� t��� ~��t ¨o
¥Å� �t� eNpk[Jj|zyNpz|nOkXq �Å� �¥� hTlnUXyz|NplK É� Æt� x��ÃÅ�����Å ¡k® mÆ p¥ÇÇ ���
¡��s£�Åx ��� ºÁ�tÃÅ ��v�v� �¥� ºÁ�tÃÅ��Å�x�Ç� �t� ¡k ��� ���Ã�£�Å�Å ¨o
¿£�t ±��È¥�{ ÆtÅ���� �¥� ºÁ�tÃÅ��Å�x�Ç� ��Å q�Ç��°

±xÇ® zuQqQ�Qc�    ÂÄÄ}� Â}��� XSrrQcQc� ¡o ÂÄ��� ��� {{® ¿�y�°� �or�wQuqQc� ¨¼
ÂÄ��� ÂÂ�Ä {{® ¿ÂÂ�z°� }oTw�ioxQr�    ÂÄ��  �tÇ® Â}� ÂÂ� ¿Â��Âz°� mSrrV\w�loRup�
r  ÂÄ��� �}Äy� �Å��Á���v�Å� ~��  �v¥Å�Ç�Åx £�tÆ qÆt���Å��Å ¥��v �Qup� pµ ÂÄ���
y�Â� `QcxQc�}ro\�� r  ÂÄÄ�� Äz�� ºpr rs��® �® ��®�®�}}Â� r  �}}Â� Â���� �[ZaQrv
qVpp�hVxpQc�    �}}�� �y�Â®

�u�eiu�{do��u�k�� m�� �t� ±��Æt���Åx �tÅ�� ¨o ��Ã�~ q����£ ��� qtx�Å��Æ�
Å�� Æt� ¦���tÆÆ�Åx ��� ±����w����� ~�Ç���tx� �Ã È�ÅÅ�Å {s� ��Å q����£ �Å�
�¥� ±��Æt���Åx����v� x����ÅÅ�� qÅ�x�Ç�� ����tÅ£¥�� �����Å® qtÅ� �ÃÇ�v� ±���tÅu
£¥��Åx ����� ¥Å��È¥ÅÅ� £�t ��� ¡Å��v¥{{�Åx £��Át�Ç��� ±t��Ãuk¥������Å ~��
±��Æt���Åx �Å� �Á�����Å ±����w���Åx ¿ºpr ¼sÅ���� �® �®Â®ÂÄ�z� ´�qk q´�o
� � ¡£�® � »�® �} | pµ ÂÄ�z� Âz�°®
�¥�g�{r��u�k� {dv �¥�eiu��u�k�� r�Å o��¥Æ�Á��t� {s� tv�� xÇ�t�v~�t�tx� qtÅu
���Æ�Åx ¥Å �tÅ�Æ o��Å���s�È ��tÇ� µpn �® Â�®�®ÂÄyÂ ¿µ´� Ç® ÂÄyÂ� �zz° Å¥�v
��� �t����v¥{�Çt�v�Å  ������Åx £�t��� µ��v�� {s� ��Å  ����v�tx��Å ¥�{®
�{o��u� �t� ��� q����£�� �tÅ�� ¨o �ÃÆ ±����w���� ��v�Ç�� ���t�£� �� Åt�v� ¥��
x��ÃÅ�����Æ ¡ÅÇ¥�� �Å�Å�x�Ç�Çt�v� �ÃÅ���Å ¥ÅÇ���Çt�v ��� ¡Å��v¥{{�Åx ¥Ç� ³�tÇ
��� j�t���Åx ��� ±����w�����® rt� �ÃÆ q����£�� ¥�{x���Å����Å ¡k �Å�{¥ÇÇ�Å �¥u
v�� �Ã�ÃvÇ ¥�{ ��Å n¥�Á�x�x�Å��¥Å� ��� o���v�{�� ¥Ç� ¥��v ¥�{ �t� ¦�x¥£�� �t�
¡k �tÅ� ¥�{ £�t�� ¨o ¥�{~���tÇ�Å® »¥�v »��® po �® �®�®ÂÄÄÂ ¿qpo ÂÄÄÂ� z�}�
�È�®° t�� ��� {s� �tÅ o��Å���s�È ����tÅ£¥��� o��¥Æ�È¥�{Á��t� ¥�{~���tÇ�Å� ��ÅÅ
�t�v ��� ±����w���� ��� o��Å���s�È� ~�� �£���txÅ�Åx ��� o��Å���s�È� �Å� �¥u
Å�£�Å ~�� ¦¥vÇ�Åx �ÃÅ  �Ç¥���Åx�~���vs���Å ¥Å �ÃÆ q����£�� ~� £�Å�ÅÅ�Å��
r�t��� ���Á{Çt�v���® k�tÅ� ~����~Çt�v� j�t���Åx ��� q����£��� ���ÇÇ� ��� qtÅ��t�� tÅ
¼t��������x� �¥�® r¥� oÇ�t�v� xtÇ�� ��ÅÅ ¥ÅÇ���Çt�v ��� ¡Å��v¥{{�Åx �tÅ�� ¨o �tÅ
��t����� ¨o ¥�{ ��Å q����£�� s£��x�v� �Å� �t� ¹¥���t�Å ��Å �£��x¥Åx ~�¥�
Åt�v� £��¥�v� v¥£�Å� tvÅ ¥£�� £�t  ��s�È�t�v�tx�Åx x�£tÇÇtx� v����Å� ~  ��ÅÅ �tÅ
o���v�{��¥Å��tÇ �tÅ�� oÆ£n x�x�Å qÅ�x�Ç� ¥£x������Å �t��� �Å� ~� �t���� ¦�t�
�tÅ o��tÅÅ¥����vs���Åx�¥Å�Á���v ¥Ç� ��Ç£���Å�tx�� ¨o ¿x��ÃÅ������ oÇ��£tx��u
���v�° ����v o���ÇÇ��v¥{���£���vÇ��� �Å���¥Å��Å �¥�� É��Ã�v Åt�v� x��ÃÅ���� ¥£u
x������Å �t��� �ÃÅ���Å Å¥�v ¡Å�t�v� ��� ¹¥���t�Å Æt� ��Æ o���v�{��¥Å��tÇ s£��u
x�v� �Å� �ÃÆ q����£�� x�Ç��Å� x�Æ¥�v� �t��®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

� � ¡ÅÆ® �}���Â� ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ Â� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���
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q  �{r�uif{do uidu� `u��e�£�ui�u� �ui �u��{�ud `�{dv����gud

��k�ir��{e� �® �Ã� ¡ÅÆ® �}y®

´® ¥��v ¡ÅÆ® Âz}} ªo�Æt��v� x�Å��~�� o��Å���s�È�©� ª´Ã~t¥Ç�� ¨ÃvÅ�Åx�u
£¥�©� ª¨ÃvÅ�Åx�£¥��Å���Å�vÆ�Å©� s£�� q����£ �ÃÅ ¡Å��tÇ�Å ¥Å �tÅ�Æ mÆu
ÆÃ£tÇt�Å{ÃÅ�� �® ¡ÅÆ® ���®
Z¥�yudviogui� vu� �{r�uif{do�  �t £�£¥���Å o��Å���s�È�Å �����Å  Ã��Å
�Å� �¥�¥�{ £�{tÅ�Çt�v� o�£���� ��x�ÇÆ�wtx x�Æ�tÅ�¥Æ �Å� ~� �tÅ�Æ o��¥Æ�u
Á��t� �����w���� ~�Æ¥Ç ��ÅÅ £s�x��Çt�vu���v�Ç® Å�� �tÅ� �tÅ~�ÇÅ� ´¥�v� �Ã�Çt�x��
�t� �¥v�� Å�� ~� �tÅ�Æ �tÅ~tx�Å ¹��t� �����w��� �����Å È¥ÅÅ® ¦�� »Ã���Å�txu
È�t� ��� ¡�{��tÇ�Åx �® ¡ÅÆ® �}z®
[�lou�fi�kgui� ¥�hug�izu� �u��zu�k�f�di��u� n¥£�Å �t� k¥�{�����¥x�Á¥���tu
�Å �tÅ� ¡�{��tÇ�Åx ��� k¥�{Á��t��� Åt�v� �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å Ã��� t�� �t� ¡�{��tÇ�Åx
Åt�v� ¥Å~���È�ÅÅ�Å ¿�® ¡ÅÆ® �}z°� �Ã Æ��� �t� ����v ´�v��~�Åx ��{ÃÇx�Å� �Å�
~�¥� Å¥�v ��� µ�Á�® ¥Åv¥Å� ��� ³�tÇ����� ¿£�t  ���t�£�x��Å���s�È�Å° Ã��� ���
x�Æ�tÅ�Å �̈����±��È�v������� ¿£�t ¹�t�¥�x��Å���s�È�Å° �ÃÅ  Ã��Å �Å� o�u
£����Å�  pn �® ÂÂ®�®�}}� � m§ µ Â��}}�  pn�»± �}}�� ��Ä� �® �®�®ÂÄÄ� �
±mmm   �}�Ä��  pn�»± ÂÄÄÄ� ��® �£�� o��Å���s�È�� �t� ~�Æ ³�tÇ  ±� ~�Æ
³�tÇ ¹± �tÅ��  pn �® Â�®y®ÂÄ�Ä � m± µ �}y��z�  pn�»± ÂÄÄ}� �y®
��k��x{do vu� oueuidud �u��� ¿±��È�v�������° ���  Ã��Å¥Å��tÇ� �Å� ���
o�£����¥Å��tÇ� È¥ÅÅ Å¥�v ��� �̈����Æt��Ç�Åx����Ã��Å�Åx ¿ �̈��±° t�p �® �®Â�®
ÂÄ�� ¿ o Ç® m ÂÄ��� ��}Ä° ��{ÃÇx�Å®

 pn �® Â�®�®ÂÄÄÄ � m±   ÂÂ��Ä��  pn�»± �}}}� Â�y� �® Âz®�®�}}Â � mmm µ �}�ÄÄ�
 ´� Ç® mm �}}�� ��z� �® ÂÂ®�®�}}� � m§ µ Â��}}�  pn�»± �}}�� ��Ä� É���tÇ� Æ�»®

»¥�v � � �̈��± È¥ÅÅ �t� q�Æt��Ç�Åx ��� ±��È�v������� tÆ ±��xÇ�t�v�����u� q�u
��¥x�����u Ã��� ´¥�v�������{¥v��Å ��{ÃÇx�Å® ±��xÇ�t�v�u �Å� q���¥x��������{¥vu
��Å �tÅ� Å¥�v ¡�{{¥���Åx ���  pn É��Ã�v x���® È�tÅ� x��txÅ���Å ±��{¥v��Å� �¥
�t� Æt� ��Æ o�£Ã� ��� qtÅ~�Ç£������Åx Åt�v� ����tÅ£¥� �tÅ�®

 pn �® �Â®�®�}}Â � m§ µ Âz�Ä��  pn�»± �}}�� ��y� �® Â}®Â}®�}}} � m§ µ ���Ä��
 ´� Ç® mm �}}Â� Â��� �® Âz®Â®ÂÄ�z � m§ µ �Â����  ´� Ç® mm ÂÄ�z� �z�� �® ÂÂ®�®�}}� � m§
µ Â��}}�  pn�»± �}}�� ��Ä� ¥¡ ~�Æ ±��xÇ�t�v��������{¥v��Å  pn �® �}®�®�}}� �
m§ µ ���}}�  pn�»± �}}�� zÄz� ¦��t{�ÇÅ� ¥Å ��� ²Å~�Ç���txÈ�t� ��� q���¥x��������u
{¥v��Å  pn �® �y®�®ÂÄÄÄ�  pn�»±ÄÄ� Â�}Â ¿È�t�t��v vt��~� kfcQpxpQ\\Qc� r  �}}��
z�z°®

 �t qtx�Å��Æ��ÃvÅ�Åx�Å ¿�® Å�v��  pn �® Âz®Â®ÂÄ�z � m§ µ �Â����  ´� Ç® mm
ÂÄ�z� �z�° Ç�vÅ� ���  pn �tÅ ¡£��vÇ¥x £�tÆ  Ã��Å���� ��x�Å ��� £���v��ÅÈu
��Å ±��{sx�Åx�Æ�xÇt�vÈ�t� ��� ¨ÃvÅ�Åx��tx�Å�sÆ��� s£�� ��Å  Ã��Å ¥£®
�u��yu��eu�k¥vu�  �t �tÅ�Æ O|O_kl|X wzkXJylRN] ������w� �� x�x�Å ��Å o��Å�u
�¥�~ ��� qtÅ~�Ç£������Åx ¿�® ¡ÅÆ® �Ä°� Å�� ��Å �̈�� ��� o�£����� ~� ��Æt���ÇÅ�
�ÃÆ o��¥Æ�Á��t� ¥£~�~t�v�Å� �Å� ��Å µ������� ��Æ  Ã��Å ~�~����vÅ�Å ¿vt��u
x�x�Å ¥��v po n¥Æ£® �® ��®�®ÂÄ��� qpo ÂÄ�y� Ä� �È�®° Ã��� �Æx�È�v�� ~�u
Å��v�� ��Å  Ã��Å���� ~� ��Æt���ÇÅ �Å� �ÃÆ o��¥Æ�Á��t� ¥£~�~t�v�Å ¿ pn �®
Âz®Â®ÂÄ�z � m§ µ �Â����  ´� Ç® mm ÂÄ�z� �z�� �® �®�®ÂÄÄy � m§ µ ��� �y�Ä��
 ´� Ç® mm �}}Â� Â��� �® Â}®Â}®�}}} � m§ µ ���Ä��  ´� Ç® mm �}}Â� Â��°®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

�  �u�r�k�ud�r��oud
µ��vÅ�� ��� ´�Á{Ç® £�t  tÇ��Åx �tÅ�� o��¥Æ�È¥�{Á��t��� {s�  Ã��Å �Å� o�£����
�tÅ�Å ~� vÃv�Å ³�tÇ ��� ¹��t��� ��Å ¡k ��� o�£����� ~� �Å� ���¥ÅÇ¥x� �¥� p¡
��Æ�Å��Á���v�Å� ��Å ´�Á{Ç® {s� �tÅtx� l¥v�� £���¥Å��È��{�tx� �Ã t�� �¥� p¡

b Â��

 ������Åx Æt� ��Å ¡Å��v¥{{�Åx�ÈÃ���Å ¡ÅÆ® �Â���Â� � �

�Â�

�Ây��Âz

�Â�
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xÇ�t�v�ÃvÇ Åt�v� x�vtÅ����� £�t �Á�����Å ±��¥ÅÇ¥x�Åx�Å �t� µ��v��Ç¥x� �Å¥£v�Åu
xtx �ÃÅ ��� £�t ��Å ±��¥ÅÇ¥x�Åx�Å {s� �t� ±Ã�É¥v�� ��������Å�Å ¡Å�t�v� Å�� ~�
Á�s{�Å� �tÅ�Å ³�tÇ ��� £t�v�� ��Æ o�£���� ~�x����vÅ���Å ¡k ��Æ  Ã��Å ~�u
~����vÅ�Å �Å� �t� ¡{¡ �ÃÆ o�£���� {s� �t� ÅÃ�v Åt�v� £���¥Å��È��{�tx ���u
¥ÅÇ¥x�� ¦�t� Å¥�v ��Å ���£Ç�t£�Å��Å ¡k ��� o�£����� ~� £�Æ����Å ¿ pn �®
��®Â}®ÂÄ�z � ±mmm µ Â}y��Â�  ´� Ç® mm ÂÄ��� �yz°®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

^^  |idofi�ku \���ud {dv �d��k�rr{do�g¥��ud

��k�ir��{e� �ruQa� µ��v��{�¥x�Å £�t ���  ��������Åx �tÅ�� »t�w£�¥��v�� r´�µ ÂÄ�z� �zÂ�
jwoqV� rt� qtÅ���Æ�Åx �ÃÅ ¨ÃvÅ���v��Å £�t ��� �£����¥x�Åx �ÃÅ o��Å���s�È�Å�
´� Á® ÂÄ��� Âzz� �cuQxQc� rtÅxÇ® »��~�Åx����v�� {s� ��Å ±����w���� tÆ µ¥vÆ�Å �tÅ��
k¥�{�����¥x���    ÂÄ��� ��� |u\\qVpp� qtÅÈo���¥Ç��Åx ����v »t�w£�¥��v�£����ÇÇ�Åx«
mÅ{® ÂÄ��� Â� iVpxQco�� ¦�� ��Ç® ¡���t�È�Åx ��� ¿�Å�Å�x�Ç�Çt�v�Å° »t�w£�¥��v� �Å� ���
¨ÃvÅ���v��� ´��¨ ÂÄ��� ���� �QZQc� ¡Å��v¥{{�Åx �Å��� �£��Å¥vÆ� �tÅxÇt�v�� j¥���Å�
pµ ÂÄ��� �� �uTw\QrqVpp� ²Å�Å�x�Ç�Ç® �£����¥x�Åx �tÅ�� ~� �tÅ�Æ  ���t�£����Æ�x�Å x�u
v���Å��Å o��Å���s�È� �Å��� xÇ�t�v~�t�tx��  ����ÇÇ�Åx �tÅ�� £���t�£Ç® £��tÅx��Å »t�wu
£¥��v����v��� {s� ��Å ´�v�ÅÈ��� mÅ{® ÂÄ�}� �ÄÂ� |u\\qVpp� »t�w£�¥��v��Ã�£�v¥Ç� £�t
o��Å���s�È�s£����¥x�Åx �Å� ±��Æt���Åx ¥Å o��Å���s�È������£��� mÅ{® ÂÄ�}� y��� |u\\v
qVpp� ²Å�Å�x�Ç�Ç®  ���t�£�s£����¥x�Åx �Å��� qtÅ���Æ�Åx ��� »t�w£�¥��v� ¥Å �tÅ�Æ
o��Å���s�È ~�x�Å���Å ��� �£����¥x�Å��Å� mÅ{® ÂÄ�Â� ��� kQu\wQr� rt� �Å�Å�x�Ç�Ç® �£��u
��¥x�Åx �tÅ��  ���t�£�� ³�tÇ£���t�£� Ã��� ¼t��Å���Å�vÆ��¥Å��tÇ� �Å��� ±Ã�£�v¥Ç� ��� »t�wu
£�¥��v� ¥Å �tÅ�Æ  ���t�£�x��Å���s�È� r´�µ ÂÄ�Â� �y�� �Vc�VcR\� »t�w£�¥��v� ¨ÃvÅu
���v�� µ�Å��Å �Å� �̈�£�Åx�ÈÃ���Å� r´�¦ ÂÄ��� �z�� |u\\qVpp� ´�v�ÅÈ�Åx �tÅ�� ~�Æ
 ���t�£����Æ�x�Å x�v���Å��Å o��Å���s�È� �Å��� xÇ�t�v~�t�tx�Æ »t�w£�¥��v��Ã�£�v¥Ç�
{s� ��Å ´�v�ÅÈ�� ~� £���t�£Ç® ¦���È�Å� mÅ{® ÂÄ��� z}z� huQxQr� ´�v�ÅÈ�Åx �tÅ�� o��Å�u
��s�È� ¥�� �tÅ�Æ  ���t�£����Æ�x�Å �Å��� ¦��s�Èv¥Ç��Åx ��� »t�w£�¥��v�� ´� Á® ÂÄ���
���� }cVw� »t�w£�¥��v����v� £�t �Å�Å�x�Ç�Ç® �£��Ç¥���Åx �tÅ��  ���t�£�x��Å���s�È� tÅ
¦��¥ÆÆ�Åv¥Åx Æt� ��� �Å�Å�x�Ç�Ç® �£����¥x�Åx �tÅ��  ���t�£�� ³�tÇ£���t�£� Ã��� ¼t�u
�Å���Å�vÆ��¥Å��tÇ�� mÅ{® ÂÄ��� y�Â� |u\\qVpp� r´�µ ÂÄ�y� �}� ¿~�  pn �® ��®�®ÂÄ�y � m±
µ �}��Ä�  ´� Ç® mm ÂÄ�y� y�Â £���® ´�v�ÅÈ�Åx �tÅ��  ���t�£�x��Å���s�È� �Å��� »t�wu
£�¥��v��Ã�£�v¥Ç�°� |d kTwquR\� pµ ÂÄ�y� ��� ¿~�  pn �® ��®�®ÂÄ�y � ±mmm µ �Â}����
 ´� Ç® mm ÂÄ�z� � £���® ±��È¥�{ �tÅ�� Á�t�¥��Å o��Å���s�È� x�x�Å qtÅ���Æ�Åx �tÅ�� �tÅxÇ®
¨ÃvÅ���v��°� ^op�Q�  ��������Åx ��� q����£� �tÅ�� �Å�x�Ç�Ç® »t�w£�¥��v� �Å� �tÅ��
�tÅxÇ® ¨ÃvÅ���v���    ÂÄ�z� Â�Ä�� �Qru�� qÅ�x�Ç�Ç® »t�w£�¥��v ¥Å �tÅ�Æ o��Å���s�È�
´�kÃÅx�µ�Á® ÂÄ�z� yÂÄ�y��� kTwZr�Q �Zc huQaTwQ� »t�w£�¥��v�£����ÇÇ�Åx �Å� »t�wu
£�¥��v��Ã�£�v¥Ç� ¥Å  ���t�£�x��Å���s�È�Å ¥Ç� qÅ�Å¥vÆ��¥�£���¥Å�� r  ÂÄ�z� �Â�� kS�v
�upx� pµ ÂÄ�z� ��Â �® yÂÄ ¿qtx�Å��Æ�s£����¥x�Åx �Å��� »t�w£�¥��v��Ã�£�v¥Ç�°� �cZpQ�
²Å�Å�x�Ç�® �£��x¥Åx �tÅ�� qtÅ~�Ç�Å���Å�vÆ�Å� tÆ �̈x� ��� �Ã���xx�ÅÃÆÆ�Å�Å q�£u
{ÃÇx� �Å��� ±Ã�£�v¥Ç� ��� »t�w£�¥��v� ¥Æ  ���t�£�x��Å���s�È� r´�¦ ÂÄ��� Â�� WwqTsQ�
luTw\Qc� mÅ{® ÂÄ�Ä� �Ä ¿qtx�Å��Æ�s£����¥x�Åx �Å� »t�w£�¥��v��Ã�£�v¥Ç�°� }poUUQv
}QZs� ´��¨ ÂÄ�Ä� �Â� ¿´�v�ÅÈ�Åx �Å��� »t�w£�¥��v��Ã�£�v¥Ç�°� kTwZr�Q �Zc huQaTwQ�
r�� »t�w£�¥��v ¥Æ  ���t�£����Æ�x�Å� pµ ÂÄ�Ä� ���� �o�Qc� ¡£x��Å~�Åx ��� �Å�x�Ç�Ç®
�ÃÆ �Å�Å�x�Ç�Ç® »t�w£�¥��v�    ÂÄ�}� Ây��� `ocRQ�up� ¦�Æ Å���Å »t�w£�¥��vuq�Ç¥w�
´�£kÃÅx�µ�Á® ÂÄ�Â� Ây�� {u\\QrUVTw� �£����¥x�Åx �ÃÅ ±��Æ�x�Å �Å��� ±Ã�£�v¥Ç� ���
»t�w£�¥��v�� r´�¦ ÂÄ�Â� ���� bUQxx� qÅ�x�Ç�Çt�vÈ�t��Á�s{�Åx £�t  ����ÇÇ�Åx �tÅ�� »t�wu
£�¥��v� ¥Å o��Å���s�È�Å� r  ÂÄ��� ÂzÂ� `QuaaQ� ±Ã�£�v¥Ç��Åt�w£�¥��v t�� È�tÅ� o�x�Åu
Ç�t���Åx ��� o��Å���s�È������£���� m»p ÂÄ��� �Â� �rocaTwY\�� r�� ª~��s�È£�v¥Ç��Å�©
»t�w£�¥��v ¥Å o��Å�£��t�~� mÅ{® ÂÄ��� ��� �cow� ¦�� oÇ�t�v���ÇÇ�Åx �tÅxÇ® �® Ã£Çtx¥�Ã�®
»��~�Åx����v���    ÂÄ��� Â��� {V\wuVs� µ��v��Á���v�Åx ~�Æ  tÇ¥Å~���������v�� ´��¨
ÂÄ��� ���� y��QcwVZa� ¹�s{�Åx�¥ÅÃ��Å�Åx ÃvÅ� ÈÃÅÈ����Å ¡ÅÇ¥w«� ´� Á® ÂÄ��� ���� {u\v
\QrUVTw� »t�w£�¥��v � ¦t�tÇ���v�� ´�µ��v�� z® ¡�{Ç® k�ÇÅ ÂÄ��� kS��upx� ±Ã�£�v¥Ç��Åt�wu
£�¥��v ¥Å �̈��Á¥Át���Å� pµ ÂÄ��� �yz� `cuQaQ� ±�����È�� ¡����vs���Åx�Å £�tÆ q����£
�ÃÅ o�x�Å���Å��Å ��� ¡ÅÇ¥x����Æ�x�Å�� r  ÂÄ��� �y�� XSrrQcQc� ¦��  tÇ¥Å~t���Åx
�tÅxÇt�v�� µ��v�����v�Ç�Åt����    ÂÄ�y� �}�y� ~VpaQp�~VpaQp� r�� »t�w£�¥��v tÆ ¦t�tÇu
���v� �® ´�µ��v�� y® ¡�{Ç® n��Å� ÂÄ�y� Xd {Q�Qc� qtÅÈ��Ç®  �v¥Å�Ç�Åx ��� »t�w£�¥��v��

� � ¡ÅÆ® �Â����� ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ Â� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���

�Â�����
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n��Å� ÂÄ�y� XSrrQcQc� q����£ �tÅ�� Åt�w£�¥��v�£�Ç¥�����Å o��Å���s�È��    ÂÄ�z� ��ÄÄ�
k\QfwVp� rt� ��Ç®  �v¥Å�Ç® ��� »t�w£�¥��v� £�t �Å�x�Ç�Ç® q����£ ��� Å��~�Åx����v��£�Ç¥�u
����Å o��Å���s�È�� r  ÂÄ�z� ��Â�� `cVpRQpUQcx� »t�w£�¥��v ¥Å ¹�t�¥�x��Å���s�È�Å�
 ���t�£�x��Å���s�È�Å �Å� k¥Át�¥Ç���Æ�x�Å� �® ¡�{Ç®� n��Å�� ��ÇtÅ ÂÄ�z� kQu\wQr� qtÅu
ÈÃÆÆ�Å���������v�Çt�v�  �v¥Å�Ç�Åx ��� »t�w£�¥��v� �Å� ¥Å����� »��~�Åx����v�� £�t
qtÅÈsÅ{��Å ¥�� ±��Æt���Åx �Å� ±��Á¥�v��Åx �Å� ¥�� k¥Át�¥Ç���Æ�x�Å� �® ¡�{Ç®� n�t��Çu
£��x ÂÄ�z� hupsQrtowVpp� r�� »t�w£�¥��v ¥Å o��Å���s�È�Å tÆ £���t�£Çt�v�Å  ���t�v�
r´�µ ÂÄ�z� ���� �rVpQxxQc� ¡Å��v¥{{�Åx�u �Å� n�����ÇÇ�Åx�ÈÃ���Å £�t o��Å���s�È�Å
�Å� o�£����Å� r  ÂÄ��� �ÂÂz �® �Â��� hupsQrtowVpp� »t�w£�¥��v ¥Å Á�t�¥��Æ �Å� £�u
��t�£Çt�v�Æ o��Å�£��t�~ � ±Ã���tÇv¥{�txÈ�t��¥Å¥Ç��� �Å� o���¥Ç��Åx��ÆÁ{�vÇ�Åx�Å� n�tu
��Ç£��x ÂÄ��� lVqTsQ� qtÅÈÃÆÆ�Å���������v�Çt�v� ¡���t�È�Åx�Å �ÃÅ �tÅxÇt�v�Å j¥���Å
£�t o��Å���s�È�s£����¥x�Åx�Å� n¥Æ£��x ÂÄ�Ä� XSrrQcQc� ±�����È�� o��tÅÅ¥����vs�u
��Åx �Å� ������È�� qtÅÇ¥x�Å £�t k¥Áo��®� �® ¡�{Ç®� n�t��Ç£��x ÂÄÄ}� �cow� rt� �Ã���xu
x�ÅÃÆÆ�Å� q�£{ÃÇx� � �tÅ ±����w���Åx�x���v�{�«� r  ÂÄÄ}� �Â��� |d kTwquR\� qÅ�x�Ç�u
Çt�v� ±����w���Åx �tÅ�� £�£¥���Å  ���t�£�x��Å���s�È� �Å��� »t�w£�¥��v�u±Ã�£�v¥Ç��
r´�µ ÂÄÄ}� �ÂÂ� �QccqVpp� qtÅÈÃÆÆ�Å���������v�Çt�v�  �v¥Å�Ç�Åx ���  ����ÇÇ�Åx �tu
Å�� �tÅxÇt�v�Å ¨ÃvÅ���v�� x�x�Å �£����¥x�Åx �tÅ�� �Å£�£¥���Å o��Å���s�È� tÆ Á�tu
�¥��Å  ���t�v� r´�µ ÂÄÄÂ� ��Ä� kTwqu\�� �£����¥x�Åx Á�t�¥��Å o��Å����Æ�x�Å� �Å���
»t�w£�¥��v��Ã�£�v¥Ç� tÅ �Ã���xx�ÅÃÆÆ�Å�� q�£{ÃÇx�� r´�µ ÂÄÄ�� yÄ�� kfupRrQc� ¦��
���������v�Çt�v�Å  �v¥Å�Ç�Åx �ÃÅ ¦¥vÇ�Åx�Å ~�� ¡£Ç���Åx �tÅxÇt�v�� »��~�Åx����v�� ¥Å
o��Å���s�È�Å £�tÆ qtx�Å�sÆ��� r  ÂÄÄ�� �Ä�� �oQc\�Qp� »t�w£�¥��v �Å� �¥���Å��
j¥���Å tÆ ¦��¥ÆÆ�Åv¥Åx Æt� ±��Æ�x�Å�s£����¥x�Åx�Å tÆ µ¥vÆ�Å �Ã���xx�ÅÃÆu
Æ�Å�� q�£{ÃÇx�� r´�µ ÂÄÄy� Âzz�� mVZa� qÅ�x�Ç�Çt�v�� q����£ �tÅ�� o��Å���s�È� x�x�Å
�¥���Å�� j¥��� pµ ÂÄÄz� ���� kTwZr�Q �Zc huQaTwQ� »t�w£�¥��v ¥Æ o���ÇÇ��v¥{��¥Å��tÇ
�tÅ�� ¹���o��®� r´�µ ÂÄÄz� �Â�� lQuTwQc\�kTwru\\�XYrr� rt� x���ÇÇ��v¥{��u �Å� ������u
���v�Çt�v� o���¥Ç��Åx ��� »t�w£�¥��v� ¥Å oÆ£nu¡Å��tÇ�Å� oÆ£nµ ÂÄÄ�� z�z� kTwZr�Q
�Zc huQaTwQ� rt� ����¥x������Çt�v�  �v¥Å�Ç�Åx �ÃÅ »t�w£�¥��v �Å� ³���v¥Å� ¥Æ ¼t�u
�Å���Å�vÆ��¥Å��tÇ� pµ ÂÄÄÄ� ��Â� ^Vcr]�`VZaTwV\�� »t�w£�¥��v £�t  ���t�£����Æ�x�Å �
~t�tÇu �Å� ���������v�Çt�v� ¹�Ã£Ç�Æ� �Å� j���Åx�Å� k�´rm �}}Â� Â����� mVZa� �£����¥u
x�Å �tÅ�� ����Å�Çt�v�Å  ���tÇtx�Åx �Å��� »t�w£�¥��v��Ã�£�v¥Ç� �Å� �Á����� ¡£Ç���Åx�
r´�¦ �}}�� ÂÂ�®

¤  �ffoueuidu�

�¡ ��u��fi�g
rt� ¡��{sv��Åx�Å tÅ ¡ÅÆ® ��y��ÄÄ £����{{�Å ��Å p¥ÇÇ� �¥�� �t� �£����¥x�Åx
�tÅ�� ¨o �Å��� �£��Å¥vÆ� Ã���  ����ÇÇ�Åx �tÅ�� �tÅxÇt�v�Å j¥�� ��{ÃÇx� �Å�
¥��v ��Ç® ¥Å~���È�ÅÅ�Å t��® ¦�� ¡£{tÅ��Åx {s� �t�  �{��t�Åx �ÃÅ �tÅ�� �tÅxu
Çt�v�Å j¥�� �® ¡ÅÆ® y}Â®
±ÃÅ �tÅ�� �£����¥x�Åx ��� ¨o t�� �¥ÅÅ Åt�v� ¥��~�x�v�Å� ��ÅÅ �t� ´��ÇÇ�Åx
��� �£����¥x�Å��Å �Å� �tÅxÇt�v  ����v�tx��Å tÅ ���v�Ç® �Å� �t����v¥{�Çt�v��
ntÅ�t�v� �Ã x���¥Ç��� t��� �¥�� tvÆ �¥� ���v�Ç® s£����¥x�Å� ¨o ��Ç® ��t���vtÅ ~�u
~����vÅ�Å t�� ¿�xÇ® ^op�Q� ´��¨ ÂÄ��� ��z°�
���ud z¥d b�yu���z¥�o�doud� ²q t�� ~� �Å�����v�t��Å ~�t��v�Å �Å�x�Ç�Çtu
�v�Æ ¿¡ÅÆ® �����Ä�° �Å� �Å�Å�x�Ç�Çt�v�Æ q����£ ¿¡ÅÆ® �ÄÄ° �Ã�t� ~�t��v�Å
q����£ x�x�Å j�t���Åx�Á{Çt�v��Å ¿¡ÅÆ® ���° �Å� ²Å���Ç¥���Åx�u £~�® r�Çu
��Åx�Á{Çt�v��Å ¿¡ÅÆ® ��Ä��Ä�°� ~�� ¡£x��Å~�Åx �® ¡ÅÆ® ���� ���®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

�¡ |irru�udxiu�{do xyi��kud ud�ouf�fi�kue {dv {dud�ouf�fi�kue b�yu��
bd�ouf�fi�k t�� ��� q����£ �tÅ�� ¨o� �Ã��t� ��� ´�Á{Ç® {s� ��Å q����£ �tÅ� o�u
x�ÅÇ�t���Åx ��£�tÅx� ¿¡£x��Å~�Åx �ÃÆ �Å�Å�x�Ç�Çt�v�Å q����£ �® ¡ÅÆ® yÂy°®
¡k �Å����v�Å tÅ n�v� ��� o�x�ÅÇ�t���Åx ¿~�~sxÇt�v »�£�ÅÈÃ���Å°® qtÅ �Å�x�Ç�u
Çt�v�� q����£ Çt�x� Åt�v� �Ã�� ��ÅÅ �t�v ��� �£��x�£�� �tÅ�� ±��Æ�x�Å� �tÅ
�tÅxÇt�v�� Ã��� Ã£Çtx¥�Ã�t��v�� »��~�Åx����v� ¿~  »t�w£�¥��v� ¨ÃvÅ���v�° ¥Å

b Â�z

 ������Åx Æt� ��Å ¡Å��v¥{{�Åx�ÈÃ���Å ¡ÅÆ® ��y���� � �

��y

��z

���
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s£����¥x�Å�Å ¨o �Ã�£�v�Ç� Ã��� �� ��Å �£��Å�vÆ�� ���Á{Çt�v���� tvÆ Ã��� �tu
Å�Æ r�t���Å �tÅ �ÃÇ�v�� »��~�Åx����v� ¥Å ��Æ ~� s£����¥x�Å��Å ¨o �tÅ~����u
Æ�Å� �¥ tÅ �t���Å p�ÇÇ�Å £���t�� £�Ç¥������ ±��Æ�x�Å ���Ã�£�Å �����®

 pn �® �y®y®ÂÄÄÂ � §m µ z����  ´� Ç® mm ÂÄÄÂ� �Ä�� �® �®�®ÂÄÄy � m§ µ ����y�Ä��
 ´� Ç® mm ÂÄÄy� Ä��� �® �Â®z®�}}} � m§ z}� zÂ�Ä��  ´� Ç® mm �}}Â� zÄy®

j�t���� ��� q����£�� ¥�w�� ���  ����ÇÇ�Åx ��� j¥�� �tÅ qÅ�x�Ç�� �Ã �tÅ� £�t ¹�su
{�Åx ��� p�¥x�� Ã£ �¥� o���v�{� �Å�x�Ç�Çt�v Ã��� �Å�Å�x�Ç�Çt�v t��� �¥� qÅ�x�Ç�
�Å� ��� q|ZnXJ|zl| a|zl ��� o��Å���s�È� Æt��tÅ¥Å��� ~� ���xÇ�t�v�Å®
qtÅ »��~�Åx����v�� �¥� ��� q����£�� �tÅ�� o��Å���s�È� ��Æ ±����w���� ¥Å �tu
Å�Æ _XJ|z|X ¥Ç� ��Æ �����w����Å o��Å���s�È �tÅ���Æ�� t�� £�t ��� o��Å���s�È�u
�����w���Åx �q ~����{{�Å� ³�tÇ ��� o�x�ÅÇ�t���Åx ¿�xÇ®  pn �® Â�®Ä®ÂÄ�Ä � ±m
µ �������  ´� Ç® mm ÂÄ�Ä� �}�� �® Ä®�®ÂÄ�Ä � § µ �}����  ´� Ç® mm ÂÄÄ}� Â��� ¥¡
�Sca\Qc��Q�QcQa�    ÂÄÄÂ� Ây�Â°®
�dud�ouf�fi�k t�� ��� q����£ �tÅ�� ¨o �Å��� �£��Å¥vÆ� �tÅ�� £���t�� £����u
v�Å��Å Ã��� �Å���  ����ÇÇ�Åx �tÅ�� j¥��� tÅ�£��® �tÅ�� �tÅxÇt�v�Å »��~�Åx�u
���v��� ¥Å ��Æ ~� s£����¥x�Å��Å ¨o� ��ÅÅ �t� �£���txÅ�Åx ��� ¨o ÃvÅ� ��tu
���� o�x�ÅÇ�t���Åx ��{ÃÇx�®

�¡ |irru�udxiu�{do xyi��kud \ui��{do�£rfi�k� {dv |{fv{do�j ¥vu�
�d�u�f���{do�£rfi�k�

w|q|X[|nylkXq t�� �t� �£��Å¥vÆ� �tÅ�� £����v�Å��Å Ã��� �t�  ����ÇÇ�Åx �tÅ�� �tÅxu
Çt�v�Å j¥�� �¥ÅÅ� ��ÅÅ �t� j¥��
� ~� j�t���Åx�Å ���Á{Çt�v��� Ã���
� ¥Å �tÅ�Æ ¥Å����Å ¥Ç� ��Æ s£����¥x�Å��Å ¨o £����v� £~�® £�x�sÅ��� �t��®
rt� ²Å�����v�t��Åx ��s�~� �t�v ¥�{ ��Å  �x�t{{ ��� ¡k ¿�® ¥ÇÇx® ¡ÅÆ® ���°� �v®
�t� ���ÇÇ� �¥�¥�{ ¥£� tÅ�t���t� ��� ´�Á{Ç® ¡�{��Å��Åx�Å ��£�tÅx�� �t� Æ¥Å ¥Ç�
����v �t� ¡Å��v¥{{�Åx ���¥ÅÇ¥��� ¥Å��v�Å È¥ÅÅ� tÆ qtÅ~�ÇÅ�Å �® ¡ÅÆ® �����Ä�®
r¥ �� �t�v £�t ��Å £�Ç¥�����Å ¨o Æ�t���Å� �Æ o��Å���s�È� v¥Å��Ç�� �Á���v�Å
�t� tÆ {ÃÇx�Å��Å ~³ Å�� �ÃÅ �t���Æ p¥ÇÇ®
¼��� ��� q����£�� vtÅx�x�Å tÆ  �~�x ¥�{ �¥� s£����¥x�Å� ¨o ���¥� ��Ç��Å
Ã��� �Å���Ç¥���Å� �Ã t�� �� ��ÅÈ£¥�� �¥�� �t� j¥�� ¥Ç� £ÇÃw� a|zlZnXJ|zkXq ���
¨o Ã��� tv�� �£��Å¥vÆ� Ã���  ����ÇÇ�Åx ¥Ç� x��ÃÅ���� ��£�¥�v�� o|q|X[|nylkXq
~� £���¥�v��Å t��®
¼¥Å È�ÅÅ�� �t� ¡�{���v���v¥Ç��Åx É������� j¥�� ¥Ç� ��Ç£���Å�tx� j�t���Åx ���
q����£��� �Å� �¥Æt� ¥Ç� ¡Å��v¥{{�Åx�¥�{�¥Å� £���¥�v��Å®
¡Å�������t�� È�ÅÅ�� �t� j¥�� ¥Ç� £ÇÃw� �̈��ÆtÅ����Åx ��� ¨o x������� ���u
��Å� ��� ´�Á{Ç® ���t�£� Å�� �tÅ £���v��ÅÈ��� qtx�Å��Æ �Å� ��Å��� �¥{s� �Å�u
�Á���v�Å� ��Åtx�� ¥�{® ps� �t��� ¡�{{¥���Åx �Á�t�v� �t� ³¥��¥�v�� �¥�� �t� �tÅxu
Çt�v�  �Ç¥���Åx ¥�{ ��Æ o�x�Å��¥Å� ¥Ç� �ÃÇ�v�Å ��v� �Å� ����v ��tÅ�
�£���txÅ�Åx Ã��� ¡£�����Åx x��Å����~Çt�v Åt�v� £��sv�� �t��®

}  bd�ouf�fi�ku� b�yu�� {d�u� ��u�d�keu ¥vu� �uo��dv{do z¥d
\ui��{do�£rfi�k�ud

rt� �tÅxÇt�v�  �Ç¥���Åx �tÅ�� ¨o� £��ÃÅ���� �tÅ�� o��Å���s�È�� �t� ��� q����u
£�� s£��ÅtÆÆ� Ã��� ��Æ ±����w���� �tÅ���Æ�� x�v��� É���Å{¥ÇÇ� tÅ�Ã��t� ~�
��Å ¡k ��� ¨o� ¥Ç� ��� q����£�� ¥�{ o��Å� ���  �Ç¥���Åx ���¥� ~� Ç�t���Å v¥�®
r¥� t�� Å¥Æ�Å�Çt�v ��� p¥ÇÇ £�t n�ÁÃ�v�È� o��Å���v�Ç�� µ�Å��Å��v�Ç� �Å� µ�¥Çu
Ç¥��� �® ¥��v ¡ÅÆ® ��� ª´�v�Ç�s£��Å¥vÆ�© £���® �£��Å¥vÆ� �tÅ�� ±��£tÅ�Çt�vu
È�t� ¥Ç� ¡k®  �t µ�Å��Å��v�Ç� �Å� µ�¥ÇÇ¥�� Æ��� ���  ¥����� x���v��~� �����Å

� � ¡ÅÆ® ������� ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ Â� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���
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¿�® ¡ÅÆ® �}Â°� ¥��v £�t n�ÁÃ�v�È �Å� o��Å���v�Ç� tÆ p¥ÇÇ ��� ²Å���~tÅ�Çt�vu
È�t�® ¦��  ¥�������Æt��Ç�Åx �xÇ®  pn �® Â�®Â}®ÂÄÄy � m§ µ z�����  ´� Ç® mm
ÂÄÄz� Â�Ä� �® Ä®�®ÂÄÄy � m§ µ ÂÂ}�Ä}�  ´� Ç® mm ÂÄÄz� y�� È�t�® �¥~� mVZa� pµ
ÂÄÄz� ���®
rt� j�t���Åx�Á{Çt�v�� �t� Å�£�Å ��Å �t� �t�v��Å��Å �tÅxÇt�v�Å µ��v��Å £����v�
£~�® �Å����v�� t�� ~� Á¥��t�t���Å £�t xÇ�t�v~�t�tx�� ¡È�t�t���Åx ��� o��Å���s�È�
Æt� ��Å �ÃÇÇ�Å ¡k� �Ã ¥��v �cow� r  ÂÄÄ}� �Â�� ¿�ÂÄ}°® »¥�v  pn �® �y®y®
ÂÄÄÂ � §m µ z��� ¿ ´� Ç® mm ÂÄÄÂ� �Ä�° t�� £�t �£����¥x�Åx �tÅ�� o��Å���s�È�
tÆ �̈x� ��� �Ã���xx�ÅÃÆÆ�Å�Å q�£{ÃÇx� x�x�Å ±Ã�£�v¥Ç� �tÅ�� »��~�Åx�u
���v�� �Ã�t� ¦��¥x� �ÃÅ oÇ�t�v���ÇÇ�Åx�x�Ç���Å �Å� �tÅ�� ¡£��¥Å��~¥vÇ�Åx �ÃÅ
�tÅ�Æ ��tÇ�Å�x�Ç�Çt�v�Å µ��v��x���v�{� ¥��~�x�v�Å® mÅ n�v� ��� ~�x��¥x��Å
oÇ�t�v���ÇÇ�Åx�x�Ç��� £~�® ��� ¡£��¥Å��~¥vÇ�Åx ÅtÆÆ� ���  pn �Å���  ���u
{�Åx ¥�{ �t� tÅ  pn �® z®�®ÂÄÄ} � o�´ y����Ä ¿ ´� Ç® mm ÂÄÄ}� �y�° Åt����x�Ç�xu
��Å o��Å����~� ~�� �Ã���xx�ÅÃÆÆ�Å�Å q�£{ÃÇx� £�tÆ �£��Å�vÆ�� ¡k ¥Å®
r�� ±Ã�£�v¥Ç� ��� ¿�tÅxÇt�v�Å Ã��� Ã£Çtx¥�Ã�t��v�Å° »��~�Åx����v�� ��{ÃÇx�
��Æx�x�Ås£�� �Å�Å�x�Ç�Çt�v® ±xÇ® ¥��v  ¼p �® �y®�®ÂÄÄ��  ´� Ç® m ÂÄÄ�� ÄÂy
³~® y}®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

~  bd�ouf�fi�ku� b�yu�� {d�u� ��u�d�keu ¥vu� �uo��dv{do vidofi�ku�
�d�u�f���{do�j ¥vu� |{fv{do�£rfi�k�ud �d uidue �dvu�ud �f� vue
��u����oudud �i����k�r��o{�

r�� �̈�����Ç��� ��� o��Å���s�È� ¿¼tÅ����Åx ��� �̈��� ¥�{x��Å� ��� »��u
~�Åx����v��° ���ÇÇ� ¡k {s� �¥� ���Ã�£�Å� ¨o �¥�� �xÇ®  pn �® Ä®�®ÂÄ�Ä � § µ
�}����  ´� Ç® mm ÂÄÄ}� Â��®

p  bd�ouf�fi�ku� b�yu�� {d�u� ��u�d�keu ¥vu� �uo��dv{do vidofi�ku�
�d�u�f���{do�j ¥vu� |{fv{do�£rfi�k�ud �d vue ��u����oudud �i��j
��k�r��o{�

rt� µ�Á�® ���  pn £���¥�v��� £�t ��� �£���txÅ�Åx �tÅ�� o��Å���s�È� �t�  �u
���ÇÇ�Åx �tÅ�� �Ãx® ±Ã�£�v¥Ç��Åt�w£�¥��v� ����v ��Å q����£�� ~�x�Å���Å ���
£t�v��tx�Å qtx�Å�sÆ��� Åt�v� ¥Ç� o�x�ÅÇ�t���Åx {s� ��Å q����£ �Å� �ÃÆt� Åt�v�
¥Ç� ¡k� ¥��v ��ÅÅ �¥� µ��v��x���v�{� tÆ �£�tx�Å �Å�x�Ç�Çt�v t�� ¿�® ¡ÅÆ® �Ä�
s£�� »��£�x�sÅ��Åx �ÃÅ j¥���Å°� �t�  �Ç¥���Åx �t�� �t�ÇÆ�v� ¥Ç� ����ÆtÅu
���Å��� ²Æ��¥Å� £�����tÇ�� ��� q����£�� ��v�Ç� �¥� o��Å���s�È tÅ �t���Æ ¦�u
��¥Å� ¿ªx�ÆtÅ������ qtx�Å��Æ©°® r¥� Æ��� �¥ÅÅ ¥��v £�t ��� �£���txÅ�Åx �tu
Å�� £���t�� £�Ç¥�����Å o��Å���s�È� x�Ç��Å ¿xÇ¡  pn �® Â�®ÂÂ®�}}y � m µ Ä��}��
 pn�»± �}}z� yy}°® rt� �tÅxÇt�v�Å j¥���Å ���ÇÇ�Å Å¥�v ¡�{{¥���Åx ���  pn
È�tÅ� Á¥��t�t���Åx�{�vtx�Å ´�v�Ç��Å tÆ £tÇ¥Å~���v�Ç® ´tÅÅ� �¥�� �ÃÅ���Å Å��
�̈��ÆtÅ����Åx�Å ��� £�Ç¥�����Å o��Å���s�È�� �xÇ®  pn �® Ä®�®ÂÄ�Ä � § µ

�}����  ´� Ç® mm ÂÄÄ}� Â��� �® �®�®ÂÄÄy � m§ µ ����y�Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄy� Ä��� �®
�Â®z®�}}} � m§ µ z}�zÂ�Ä��  ´� Ç® mm �}}Â� zÄy® »¥�v � Ä�  o  v¥£�Å µ��v��
¥Å o��Å���s�È�Å �¥���Ç£� ´�vt�È�¥Ç �t� �¥� o��Å���s�È� ¥Å ��Æ �t� v¥{��Å� �t�
�tÅ� ªÅ�x¥�t��  ���¥Å���tÇ�© ��� o��Å���s�È��  pn �® Â�®ÂÂ®�}}y � m µ Ä��}��
 pn�»± �}}z� yy}®
º£ �t� r�Ç��Åx�u �Å� ²Å���Ç¥���Åx�Á{Çt�v��Å �tÅ� £��ÃÅ����  �~t�v�Åx ~�Æ
£�Ç¥�����Å ¨o v¥£�Å ¿~  o��Å��t�Å��£¥�È�t��Å x�Æ® � Â}Â�  o  �Å� �tÅxu
Çt�v�� ±Ã�È¥�{����v� x�Æ® � Â}Äy  o ° Ã��� Åt�v� ¿~  »t�w£�¥��v x�Æ® Â}�}
 o � �¥� �tÅxÇt�v� ¨ÃvÅ���v� t´�® � Â}Ä}  o � ~�t�Çt�v �Å£�x��Å~��� ¨ÃvÅu
���v� �Å� r¥���Å��~�Åx��ÃvÅ���v� t´�® � �Â ¨qo° t�� �¥£�t �q Å¥�v ��� ���u

b Â��

 ������Åx Æt� ��Å ¡Å��v¥{{�Åx�ÈÃ���Å ¡ÅÆ® �����ÄÂ � �

��Ä

�Ä}

�ÄÂ
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~�t�tx�Å µ�Á�® ���  pn �Å��v�£Çt�v® qÅ��Á���v�Å� �t{{���Å~t���Å� vt�� £t� j{x®
��}®
�ur�i��u�u Z{�x{do��u�k�u {dv jf���ud �ÃÇÇ�Å Å¥�v ¡�{{¥���Åx �ÃÅ j®
kTwquR\ ¿r´�µ ÂÄÄ}� �ÂÂ ¢�Âz�° �Å��� ntÅ��t� ¥�{ lVqTsQ ¿qtÅÈÃÆÆ�Å������u
���v�Çt�v� ¡���t�È�Åx�Å �ÃÅ �tÅxÇt�v�Å j¥���Å £�t o��Å���s�È�s£����¥x�Åx�Å�
ÂÄ�Ä° £�tÆ o��Å���s�È��tx�Å�sÆ�� ´�v�Ç��Å tÆ £tÇ¥Å~���v�Ç® ´tÅÅ� ��tÅ® q�
{�vÇ� ¥Å ���  ������Åx��tÅv�t� ¿kTwquR\��rVpQxxQc §§±m® � � µÅ® Ây}� rtÅxu
Çt�v� j¥��� �£�Å�Ã po »s�Å£® �® �®Â�®ÂÄÄÄ � mmm ÂyÄ�Ä�� qpo �}}}� �Â�� �È�®°®
 �t �Å�x�Ç�Çt�v�� o��Å���s�È������w���Åx �Å��� ±Ã�£�v¥Ç� �tÅ�� £�{�t�����Å
»��~�Åx����v�� �tÅ� £�{�t����� »��~�Åx����v�� �Å� uÇ¥���Å ³�tÇ ��� o�x�ÅÇ�t�u
��Åx®
�  �tÆ ±����w���� t�� ���  ¥����� ��� »��~�Åx����v�� ³�tÇ ��� ±����w���Åx�u

Á��t���� �¥� »��~�Åx����v� t�� Æt� ��Æ  ¥����� ~� ¥È�t�t���Å®
�  �tÆ q����£�� t�� ���  ¥����� ��� �Ã�£�v¥Ç��Å�Å »��~�Åx����v�� ³�tÇ ���

¡k� �t� »t�w£�¥��v�Ç¥�� t�� ~� Á¥��t�t���Å®
|d kTwquR\ ¿r´�µ ÂÄÄ}� �ÂÂ ¢�Âz�° v�Ç� �t��� j���Åx�¥Ç���Å¥�t�� ���v¥Ç£ {s� {¥�u
~tÅt���Å�� ��tÇ tv�� £tÇ¥Å~���v�Ç® q�x�£Åt��� tÅ ���¥ ��ÅÉ�Åtx�Å �t����v¥{�Çt�v
���xÇ�t�v£¥��� ´¥�v���v¥Ç��x���¥Ç��Åx�Å �Å��Á���v�Å® ¡Ç�  �t�Át�Ç �t�� �t�
o��Å���s�È������w���Åx �Å��� µs�È���Æt���Åx ¥�{ £���tÆÆ�� ¦�t� ¥Å ��Å ±��u
��w���� ¥Åx�{sv��� �Ã£�t ��� ¥£x�~tÅ��� ¼t��~tÅ� tÅ �tÅ�Æ  ���¥x �Å��� ±��u
���vÅ�Åx Æt� �tÅ�Æ ³�tÇ ��� k¥�{Á��t��� �Ã�¥��x�~¥vÇ� �t��®  �t �t���Æ ±��u
xÇ�t�v È�ÅÅ�� ¥£�� �t� �Å�����vt��Çt�v� ���v�Ç® ·�¥Çt��� £�t��� p¥ÇÇx���¥Ç��Åx�Å
~� £�¥�v��Å ��tÅ®  �t ��� o��Å���s�È�s£����¥x�Åx �Å��� ±Ã�£�v¥Ç� �tÅ�� £�{�t�u
����Å »��~�Åx����v�� ��v�Ç� ��� q����£�� �tÅ Æt� �tÅ�Æ »��~�Åx����v� £�Ç¥���u
��� o��Å���s�È� ��v��Å� £�tÆ q����£ ��� o��Å���s�È� �Å��� µs�È���Æt���Åx
�tÅ �Å£�Ç¥������ o��Å���s�È ���Ã�£�Å �t��� �¥� tÅ �tÅ�Æ ~��t��Å µ��v��¥È� ���u
Æt���� �t��® r�� q����£ �tÅ�� £���t�� ~��Ã� ¥Å ��Å ±����w���� ���Æt�����Å
o��Å���s�È� ��v�t��� ¥��® mÆ o�x�Å�¥�~ �¥~� È¥ÅÅ �t�v ��� ±����w���� �Ã� ���
±����w���Åx ��Ç£�� �tÅ �tÅxÇt�v�� »��~�Åx����v� ¥Å ��Æ �¥ÅÅ ~� �����w��Å��Å
o��Å���s�È £����ÇÇ�Å®  �tÆ �Ã�£�v¥Ç��Å�Å Ã£Çtx¥�Ã�t��v�Å »��~�Åx����v� t��
�t�� ¥Å���� ¿�xÇ® tÆ qtÅ~�ÇÅ�Å hupsQrtowVpp� »t�w£�¥��v ¥Å Á�t�¥��Æ �Å� £�u
��t�£Çt�v�Æ o��Å�£��t�~� ÂÄ�Ä� ��� {{®°®

 on �® ÂÂ®Â�®ÂÄ�Â � ± ¦µ ��}��} ¿»l¨ ÂÄ��� ���Â° v¥� �t�v Æt� ��Æ ²Å�����vt��
~�t��v�Å �tÅxÇt�v�Å �Å� ��v�Ç����v�Ç® µ��v�����v�Ç�Åt���Å ¥���tÅ¥Å���x����~� �Å�
{���x����ÇÇ�� �¥�� ��� qtx�Å�sÆ�� �tÅ�� o��Å���s�È� �¥�¥Å �tÅxÇt�v� µ��v�� ~� ��tÅ�Å
�tx�Å�Å o�Å���Å ��Ç£�� £����ÇÇ�Å È�ÅÅ�® ´�v�Ç����v�Ç® »��~�Åx����v�� È�ÅÅ��Å �¥x�u
x�Å Å�� ����v �tÅ�Å r�t���Å £�x�sÅ��� �����Å� �t� qÅ����v�Åx �tÅ�� ´�v�Ç����v�Ç�Åt�u
��� ���~� ÅÃ���Å�tx����t�� �tÅ�Å oÇ��£tx�� �Å� �tÅ�Å ´�v�Ç�Å�� �Ã�¥��®

��uff{dod�keu� ²q È¥ÅÅ �� {s� �t�  �����tÇ�Åx ��� n�v� ��� ¡k ¥�{ �t���
²Å�����v�t��Åx Åt�v� ¥ÅÈÃÆÆ�Å® qÅ���v�t��Å� t�� �t�ÇÆ�v�� �¥� ��Æ q����£�u
�Ã�x¥Åx �¥����vÇt�v ~�x��Å�� Çt�x�®  �tÆ q����£ �tÅ�� Åt�w£�¥��v£�Ç¥�����Å
o��Å���s�È� �t�� £�Ç¥������ qtx�Å��Æ ���Ã�£�Å® oÇ�t�v�� xtÇ�� ��ÅÅ �tÅ
o��Å���s�È �Å��� ��� ±��Á{Çt�v��Åx ���Ã�£�Å �t��� ��Æ ±����w���� �tÅ »t�wu
£�¥��v����v� ~� £����ÇÇ�Å® ¡��v tÅ �t���Æ p¥ÇÇ �t�� £�Ç¥������ qtx�Å��Æ ���Ã�u
£�Å� �Ã£�t �t�  �Ç¥���Åx ����v ��Å �̈�� ��� »t�w£�¥��v����v�� ÈÃÅÈ���t�t���
�t��® qÅ��Á���v�Å��� Æs���� �¥ÅÅ x�Ç��Å� ��ÅÅ �tÅ o��Å���s�È �Å��� ��� ±��u
Á{Çt�v��Åx ���Ã�£�Å �t��� �tÅ »��~�Åx����v� ~� x���v��Å® q��Ã�£�Å �t�� �¥�
£�Ç¥����� o��Å���s�È� ��� �̈�� ��� j¥�� ÈÃÅÈ���t�t��� �t�v ¥��v vt�� tÆ �̈�� ���
»��~�Åx����v��� �v® tÆ �̈�� ��� ����v �t�  �Ç¥���Åx �Å�x�v�Å��Å »��~�Åx�Å®

� � ¡ÅÆ® �ÄÂ ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ Â� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���
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q  Zu{�uo��dv{do z¥d |{fv{do�j {dv �d�u�f���{do�£rfi�k�ud ¥kdu
�u�¥dvu�u �uxiuk{do x{e �uf���u�ud `�{dv����g

¨t� �Á���v�Å tÆ pÃÇx�Å��Å �ÃÅ ��Æ v¥�Á����vÇt�v �Ã�ÈÃÆÆ�Å��Å p¥ÇÇ ���
»t�w£�¥��v� ¿�® tÆ �£�tx�Å ¡ÅÆ® �Ä}°®
Pn| yl|k|z[nNp| f|NplyTz|NpkXq £���¥�v��� £�t �£���txÅ�Åx �tÅ�� ¨o ��Å ±Ã�£�v¥Ç�
��� »t�w£�¥��v� Åt�v� ¥Ç� o�x�ÅÇ�t���Åx ��� q����£���® r�� q����£�� ���t�£�
�t�ÇÆ�v� qtx�Å��Æ� �¥� Æt� �tÅ�Æ »t�w£�¥��v £�Ç¥���� t��® r¥� »��~�Åx����v�
ÆtÅ���� ��Å �̈�� ��� s£��x�x¥Åx�Å�Å ±��Æ�x�Å�®

 pn �® ��®�®ÂÄ�Â � ±mmm µ Â�y����  ´� Ç® mm ÂÄ��� ���� �® �®Â�®ÂÄ�� � ±mmm µ Â����}�
 ´� Ç® mm ÂÄ��� ��}� �® �®�®ÂÄ�z � m§ µ ������  pn�»± ÂÄ��� ���� �® Â}®y®ÂÄÄÂ � §m
µ �����y�  ´� Ç® mm ÂÄÄÂ� �ÄÂ� �® �®�®ÂÄÄy � m§ µ ����y�Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄy� Ä��� �®
Â�®ÂÂ®�}}y � m µ Ä��}��  pn�»± �}}z� yy}®

YkNp rRz W|lzn|Oyj|zZMq|X Æ��� �¥ÅÅ ��� o��Å��¥�~ ��� µ�Á�® x�Ç��Å� �¥�� �t�
 ����ÇÇ�Åx ��� ±Ã�£�v¥Ç��Åt�w£�¥��v� È�tÅ� o�x�ÅÇ�t���Åx ��� o��Å���s�È�u
�����£��� £tÇ��� ¿xÇ¡ `QuaaQ� m»p ÂÄ��� �Â� XSrrQcQc�    ÂÄ�y� �}��� hupsQrv
towVpp� r  ÂÄ�z� ���°®  �tÆ q����£�� ��� o��Å���s�È� t�� ¥Ç�Ã ��� »t�wu
£�¥��v Åt�v� ¥Ç� ¡k ��� o��Å���s�È� ~� £�v¥Å��ÇÅ �Å� �t� »t�w£�¥��v�Ç¥��
Åt�v� ~� Á¥��t�t���Å� £�tÆ ±����w���� �tÅ�� ¨o ���  ± t�� ��� �Ã�£�v¥Ç��Å�
»t�w£�¥��v ~� ¥È�t�t���Å� �Ã£�t �t�v �t� ¡k {s� �¥� »��~�Åx����v� Å¥�v ��Æ
�̈�����Ç��� ��� o��Å���s�È� £�Æ����Å®
 pn �® Ä®�®ÂÄ�Ä � § µ �}����  ´� Ç® mm ÂÄÄ}� Â��� �® z®�®ÂÄ�y � m± µ ����Â�  ´� Ç® mm
ÂÄ�y� �ÂÂ� ~���® XSrrQcQc�    ÂÄ�z� ��ÄÄ� hupsQrtowVpp� r  ÂÄ�z� ���® r��  ¼p
���vÅ�� Æt� ��Æ  pn ��Å k¥Át�¥Ç���� ��� »t�w£�¥��v� £�t ¹± Åt�v� ~� ��Å ¡k ���
o��Å���s�È� ¿ ¼p �® �y®�®ÂÄÄ��  ´� Ç® m ÂÄÄ�� ÄÂy µÅ® y�°® »¥�v  ¼p �® Â�®Â®ÂÄÄ��
 ´� Ç® m ÂÄÄ�� �} ³~® Â} �Å� �y ~�� ����¥x��Ç®  �v¥Å�Ç�Åx ��� �Ã���xx�ÅÃÆÆ�Å�Å
q�£{ÃÇx� t�� �t� µ�Á�®� Å¥�v ��� ��� ±Ã�£�v¥Ç� Ã��� �t� qtÅ���Æ�Åx �ÃÅ »��~�Åx�u
���v��Å ¥Å ��Æ s£����¥x�Å�Å ±��Æ�x�Å È�tÅ� o�x�ÅÇ�t���Åx �¥����ÇÇ� ¿ pn �® �y®y®
ÂÄÄÂ � §m µ z����  ´� Ç® mm ÂÄÄÂ� �Ä�°� {s� �t� �£����¥x�Åx �ÃÅ  ± �Å��Á���v�Å� ¥Åu
��Å�£¥�®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

�  �dud�ouf�fi�ku� b�yu�� uidu� �i����k�r��o{�� {d�u� ��u�d�keu ¥vu�
�u��uff{do uidu� vidofi�kud \���

rt� �Å�Å�x�Ç�Çt�v� �£����¥x�Åx �tÅ�� ¨o �Å���  ����ÇÇ�Åx �tÅ�� �tÅxÇt�v�Å j¥��
t�� �tÅ� eNp|X]kXq kXl|z Ykr[_q|� �¥ �t�  ����ÇÇ�Åx £~�® �£��Å¥vÆ� ��� j¥�� È�tÅ�
o�x�ÅÇ�t���Åx ��� q����£��� �¥����ÇÇ� �® ¡ÅÆ® �ÄÂ �® �Ä�°®
w|ZnyNpl| eNp|X]kXqL  tÇ��� �t� �£����¥x�Åx �tÅ�� ¨o �Å��� �£��Å¥vÆ� Ã���
 ����ÇÇ�Åx �tÅ�� �tÅxÇt�v�Å j¥�� �tÅ� x�Æt��v�� ´�v�ÅÈ�Åx� �Ã Çt�x� �q �tÅ� ��tÇ�
�Å�x�Ç�Çt�v�� ��tÇ� �Å�Å�x�Ç�Çt�v� �£����¥x�Åx �Ã�® r�� q����£�� v¥� ¥Ç�Ã� �Ã��t�
�� �Å�x�Ç�Çt�v ���t�£�� �¥����vÇt�v� �Å�� �Ã��t� �� �Å�Å�x�Ç�Çt�v ���t�£�� {tÈ�t��
¡k� �xÇ®  pn �® �Â®z®�}}} � m§ µ z}�zÂ�Ä��  ´� Ç® mm �}}Â� zÄy® r¥ �t�  �Ç¥�u
��Åx �tÅ�� ¨o Æt� �tÅ�Æ �tÅxÇt�v�Å »��~�Åx����v� ¥Ç� £ÇÃw� �̈��ÆtÅ����Åx
��� o��Å���s�È� ¿�® ¡ÅÆ® �ÄÂ° xtÇ�� t�� �t� j¥�� Åt�v� ~� Á¥��t�t���Å®
 �t kX|Xlq|[l[nNp|Z xzi|zO |nX|y W|lzn|Oy {sv�� ��� q����£�� �q ��Å  ��v���� ���
£�Ç¥�����Å o��Å���s�È� {Ã�� ¿¡£�® �°®  �t kX|Xlq|[l[nNp|Z O|lzn|O[nNp|Z xzi|zO |nX|y
aw �Å��� »t�w£�¥��v��Ã�£�v¥Ç� t�� �¥� ¨o �q� ��ÅÅ Æ¥Å ��� µ�Á�® {ÃÇx��
Å¥�v ¡£�® y �Å���  ��s�È�t�v�tx�Åx ��� �̈��ÆtÅ����Åx ����v �t� »t�w£�¥��v�u
Ç¥�� ~� £������Å®
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�  ��ridv{do r�� �ur�ui{do z¥d uidu� vidofi�kud \���
Z��k���ofi�ku �d��k�rr{do�g¥��ud� rt� ��Ç® µ�Á�® �t�v� ¡£{tÅ��Åx�Å ~�� ¡£u
Ç���Åx �ÃÅ �tÅxÇt�v�Å »��~�Åx����v��Å ¥Å o��Å���s�È�Å x��Å����~Çt�v ¿�®�®°
¥Ç� Å¥�v���xÇt�v� ¡k ��� o��Å���s�È��tx�Å�sÆ��� ¥Å� �¥ ��� o��Å���s�È��tx�Åu
�sÆ�� ¡�{��Å��Åx�Å {s� �t� ¡£Ç���Åx �tÅ�� �tÅxÇt�v�Å »��~�Åx����v�� ���tx�
�Å� �¥Æt� ����Æ¥Çtx �t� {��t� ±��{sx�Åx�£�{�xÅt� t´�® � Ä}�  o  ��v�Ç�® rt�� t��
�Å¥£v�Åxtx �¥�ÃÅ� Ã£ �¥� o��Å���s�È �Å�x�Ç�Çt�v ���Ã�£�Å �Ã���Å t��®

 pn �® Â�®ÂÂ®�}}y � m µ Ä��}��  pn�»± �}}z� yy}� �® �Ä®�®ÂÄÄ� � m§ µ �Ä�Äy�
 ´� Ç® mm ÂÄÄ�� ���� �® Âz®Â�®ÂÄÄ� � m§ µ �������  ´� Ç® mm ÂÄÄ�� y��� �® �Â®�®ÂÄÄ� �
m§ µ Ây��Ä�  ´� Ç® mm ÂÄÄ�� y�y� �® �Â®�®ÂÄÄ� � m§ µ ���Ä}�  ´� Ç® mm ÂÄÄ�� y��� �®
�Ä®�®ÂÄÄ� � m§ µ yy��Ä�  pn�»± ÂÄÄy� y�}� ¥��{sv�Çt�v �¥~� kfupRrQc� r  ÂÄÄ��
�Ä�® rt� ¡£Ç���Åx �tÅ�� ¨ÃvÅ���v�� ����v ��Å ¼t���£�Å {sv�� ~� Å¥�v���xÇt�v�Å ¡k
¿ pn �® ��®ÂÂ®ÂÄÄÂ � §m µ �����  ´� Ç® mm ÂÄÄ�� ��Â°� ��� k¥Át�¥Ç���� Ç¥�{�Å��� ¦¥vu
Ç�Åx�Å ~�� ¡£Ç���Åx ��� ¨ÃvÅ���v�� �tÅ�� ±��Æ��v�Åt�Å�vÆ��� ���ÇÇ� Å¥�v���xÇt�v�
¡k �¥� ¿ pn �® �}®�®ÂÄÄy � m§ µ ��ÄÂ�  pn�»± ÂÄÄz� �ÄÂ°®

cX|Xlq|[l[nNp|z xzi|zO ���v� ���  ��s�È�t�v�tx�Åx ��� ¡£Ç���~¥vÇ�Åx�Å ¥Ç� ¡k
Åt�v� �Å�x�x�Å ¿�xÇ®  ¼p �® �y®�®ÂÄÄ��  ´� Ç® m ÂÄÄ�� ÄÂy ³~® zz {s� ¹±°® ¡Åu
���� £�t Æt��£����vÇt�v�� o���¥Ç��Åx t´�® � y� ¡º £~�® ��ÅÅ ¦���Å��Åx�Å
Å¥�v � Â� »�® � q´�o �Ã�Çt�x�Å®

 pn �® �}®�®ÂÄÄy � m§ µ ��ÄÂ�  pn�»± �}}z� �ÄÂ� �® �®�®ÂÄÄ� � m§ µ ÂÂ�����
 ´� Ç® mm ÂÄÄ�� y�Ä� �® �Â®�®ÂÄÄ� � m§ µ Ây��Ä�  ´� Ç® mm ÂÄÄ�� y�y� �® Âz®Â�®ÂÄÄ� � m§
µ �������  ´� Ç® mm ÂÄÄ�� y��®

¨���� �t� �tÅxÇt�v�  �Ç¥���Åx Ç��txÇt�v ¥Ç� ´t�v��v�t� {s� {��Æ�� ´�v�Ç��Å £�u
���ÇÇ� �Å� �¥��Å �¥v�� �t� »��~�Åx�u �Å� ±��{sx�Åx�Æ�xÇt�vÈ�t��Å ��� qtx�Åu
�sÆ��� Åt�v� £��tÅ����v�tx�� Çt�x�Å È�tÅ� Å¥�v���xÇt�v�Å ¡k �Ã�� �xÇ®  pn �®
�Ä®�®ÂÄÄ� � m§ �Ä�Äy�  ´� Ç® mm ���®
]uidu d��k���ofi�kud �d��k�rr{do�g¥��ud �Å����v�Å tÅ ��Æ ´ÃÅ���{¥ÇÇ� �¥��
�t� ¡£Ç���Åx �tÅ�� £�t ±��Æ�x�Å�s£��x¥£� �Ã�£�v¥Ç��Å�Å »t�w£�¥��v� ����v
�tÅ� Tznj_l| b|zyUzqkXqyz|Xl| ��{ÃÇx�® ¼t� ��� ¡£Ç���Åx ��� »t�w£�¥��v� ����v �tÅ�
Á�t�¥�� ±���Ã�x�Åx���Å�� �t�� �tÅ� ¥Å���� pÃ�Æ ��� ±Ã�£�v¥Ç�� ��� q����x� ���
s£��x�v�Å��Å ±��Æ�x�Å� Á�¥È�t~t���� ��� �t����v¥{�Çt�v� o�v¥Ç� ��� ±Ã�£�v¥Ç��
�ÃÅ q����x�Å £Ç�t£� �Å����Å����® »¥�v ¡�{{¥���Åx ���  pn ���ÇÇ�Å �t� �t����u
È�v��Å��Å ¦¥vÇ�Åx�Å ¥�{x��Å� ��� Á�t�¥��Å ±���Ã�x�Åx���Å�� È�tÅ� ¡k� �ÃÅu
���Å ´ÃÅ���¥��x¥£�Å �¥�® ¨t�� ��� »t�w£�¥��v x�x�Å qtÅÆ¥Ç~¥vÇ�Åx ¥£x�Ç����
�tÅ� �t� ¡�{��Å��Åx�Å ¡k ¿ pn �® Â�®�®�}}z � § µ z}�}Â�  ´� Ç® mm �}}z�
Â�ÄÄ� �® Â�®�®ÂÄÄ� � mmm µ �}}�Äy�  pn�»± ÂÄÄ�� �zÄ� �® �Â®�®ÂÄÄ� � § µ
Ây��Ä�  ´� Ç® mm ÂÄÄ�� y�y°®
�u�¥dvu�kui�ud �ui �u��iu��zu�e�oud� r¥ �tÅxÇt�v� j¥���Å ��Ç® Åt�v� ~� Á¥�u
�t�t���Å �tÅ�� ��tÇ �t� Å�ÆÇt�v ¥Ç� £ÇÃw� �̈��ÆtÅ����Åx ��� £�Ç¥�����Å ¨o ¿t�µ
�tÅ�� o��Å���s�È�° ¥Åx���v�Å �����Å ¿�® ¡ÅÆ® �Ä�°� �tÅ� Å¥�v���xÇt�v�� ~����~u
Çt�v� ¡k ��� £�Ç¥�����Å ¨o ¥Å~�Å�vÆ�Å®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

^^^  �d��k�rr{do�g¥��ud �ui zu�vu�g�u� `uyidd�{���k���{do

 �t ±����w���Åx�x���v�{��Å ~�t��v�Å �tÅ�� k¥Áo��® �Å� tv��Å o���ÇÇ��v¥{���Å
È�ÅÅ�Å �o¡ �Ã�ÈÃÆÆ�Å® ntÅ�t�v�Çt�v ��� ¡k �ÃÅ ¨o tÆ ¦��¥ÆÆ�Åv¥Åx
Æt� �o¡ t�� �t� {ÃÇx� ~� �Å�����v�t��Å�
�u��{lu�{do z¥e `u�uff��k�r�u� �d viu `u�uff��k�r� x{ uidue x{ k¥kud
��ui�� rt� ¡k ��� o���ÇÇ��v¥{� £����v�Å Å�� tÆ ¥Åx�Æ����Å�Å ¹��t� ¿µpn �®

� � ¡ÅÆ® y}Â�y}y ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ Â� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���
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ÂÂ®�®ÂÄ��� ´��¨ ÂÄ�� »�® y�z°� �v® �t� ���È�Å �t�v Æt� ��Æ x�Æ�tÅ�Å �̈�� ���
¨o� ��� �£��Á��t� t�� �t����v¥{�Çt�v Åt�v� ±����w���Åx��Å�x�Ç�� �ÃÅ���Å ¡��u
��vs���Åx ¿xÇ¡ XSrrQcQc� ±�����È�� o��tÅÅ¥����vs���Åx�Å �Å� ������È�� qtÅu
Ç¥x�Å £�t k¥Át�¥Çx���ÇÇ��v¥{��Å� �® ¡�{Ç® ÂÄÄ}� Â�� {{®� `cuQaQ� r  ÂÄ��� �y��
}poUUQv}QZs�  tÇ¥Å~u �® ²Å���Å�vÆ�Å�´�µ��v�� Ä® ¡�{Ç® ÂÄÄ�� � ÂÄ m �¥� ���®°®
¡¡ �ScaTwrQ�`Yaao� tÅ  ��Èu tÇkÃÆÆ® ±m® � ��� µÅ® ÂÂÂ� �t� £�t �£����¥u
x�Åx �ÃÅ o�x�Å���Å��Å ¥�{ �t� k¥Áo��® ~� �tÅ�Æ s£��v�v��Å k¥�{Á��t� ¡k
tÅ n�v� ��� k¥�{Á��t��� ¥ÅÅ�vÆ�Å �Å� �tÅ� ¡£�����Åx ¥�{ ��Å ¥Åx�Æ����Å�Å
¹��t� ¥Ç� ¡£��v��t£�Åx ¥����t��Å �ÃÇÇ�Å®
r��  �x�t{{ ��� ¡k t´�® � �zz ¡£�® Â no  t�� �q j|z_X[_yykXqyUzn|Xln|zl ~� ������u
v�Å ¿�® ¡ÅÆ® ��} Æt� ��t����Å »¥�v��t��Å°® jt�x� �t� ±��¥ÅÇ¥���Åx �ÃÅ ¡�{u
��Å��Åx�Å Åt�v� �¥�tÅ� �tÅ�Å o�x�Å��¥Å� ~� �����£�Å� �ÃÅ���Å ~³ tÅ �tÅ��
±Ã���tÇ�~���Å��Åx� t�� ��� ¥Åx�£Çt�v� k¥�{Á��t� tÅ ¡k �Å� �o¡ ¥�{~���tÇ�Å®
�u��{lu�{do z¥d vu� `u�uff��k�r� �d vud `u�uff��k�r�u� x{ uidue x{
diuv�ioud ��ui�� »¥�v ��� �Ãx® ptÈ�tÃÅ��v�Ã�t� ���~�Å �t�v �t� ¡k £�tÆ o���ÇÇu
��v¥{��� ¥�� ��Æ ¹��t� ~�~sxÇt�v ��� x�Æ�tÅ�Å �̈��� ��� �o¡ ~��¥ÆÆ�Å® r��
±Ã�x¥Åx t�� �Ã ~� £���¥�v��Å� ¥Ç� v¥£� ��� o���ÇÇ��v¥{��� ��Å ¥Åx�Æ����Å�Å
¹��t� ¥Å �t� o���ÇÇ��v¥{� x�~¥vÇ� �Å� ¥Ç� v¥£� �t��� �tÅ�Å  ���¥x tÅ n�v� ���
¹��t���Æ�wtx�Åx ¥Å ��Å o���ÇÇ��v¥{��� ¥��x���vs����®

oÇ¡ ºpr n¥Æ£® �® Ây®�®ÂÄ�y� ´�qk q´�o � Â� »�® �� Ã®±®� r  ÂÄzz� z�Â� `S\\TwQc�
´�£l£® ÂÄz��z�� Âz�� }owrQpUVTw� r  ÂÄzÄ� �}�� Ã®±®� r  ÂÄ�}� ��Ä� Ã®±®� oÆ£nµ
ÂÄ�Ä� yz� `cQ�upx� ´� Á® ÂÄ�y� �z® ¡¡ Ã®±®� oÆ£nµ ÂÄ��� �z®

���k��u�d�keu� rt� �£���txÅ�Åx �tÅ�� ¨o �ÃÆ o���ÇÇ��v¥{��� ¥Å �t� o�u
��ÇÇ��v¥{� tÅ ¡Å���vÅ�Åx ¥�{ �tÅ�  ¥��tÅ~¥vÇ�Åx����Á{Çt�v��Åx ��� o���ÇÇ��v¥{u
���� £�t o�sÅ��Åx Ã��� k¥Át�¥Ç��v�v�Åx t�� �t� �tÅ� ±����w���Åx ~� £�v¥Å��ÇÅ
¿�® ¡ÅÆ® ���°® rt� ¡k ���  ���tÇtx�Åx ��� o���ÇÇ��v¥{���� £����v�Å tÆ �̈�� ���
´¥�vÇ�t���Åx ~�~sxÇt�v ��� �o¡ ¿po  ��ÇtÅ �® y®�®ÂÄ��� qpo ÂÄ��� y��� �È�®°®
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F. Begriff der Herstellungskosten, Bewertung mit den Herstel-
lungskosten
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BB 1965, 1412; Albach, Bewertungsprobleme des Jahresabschlusses nach dem AktG
1965, BB 1966, 377; Erhard, Herstellungskosten bei Unterbeschäftigung, StBp. 1966, 101;
Frank, Zur Ableitung der aktivierungspflichtigen „Herstellungskosten“ aus der kalkulato-
rischen Buchhaltung, BB 1967, 177; Kühn, Einbeziehung von Unterbeschäftigungskosten
in die Herstellungskosten, NBW 1967 Heft 7, 9; Mutze, Die unterschiedliche Behandlung
der Herstellungskosten auf den verschiedenen Anwendungsgebieten, DB 1967, 169; Lay-
er, Die Herstellungskosten der Deckungsbeitragsrechnung und ihre Verwendbarkeit in
Handelsbilanz und Steuerbilanz für die Bewertung unfertiger und fertiger Erzeugnisse,
ZfbF 1969, 131; O. Sauer, Bewertung der Halb- und Fertigfabrikate zu den Herstellungs-
kosten, StBp. 1969, 76.

Aufsätze 1970–1984: Herzig, Zum Begriff der Herstellungskosten, BB 1970, 116; Jacobi,
Die Bestimmung der steuerlichen Herstellungskosten unter Berücksichtigung der Er-
kenntnisse der betriebswirtschaftlichen Kostenlehre, FR 1970, 204; Layer, Herstellungs-
kosten in neuester Sicht, DB 1970, 988; Lutz, Der „richtige“ Herstellungsaufwand, DB
1971, 253; D. Schneider, StuW 1971, 334 (zum Gutachten der StRefKommission); Buch-
ner/Adam/Bruns, Zur Bedeutung des Anschaffungswertprinzips für die Ermittlung der
aktienrechtlichen Herstellungskosten, ZfB 1974, 71; Hauptfachausschuss des IDW, Die
Aktivierung von Fremdkapitalzinsen als Teil der Herstellungskosten, WPg. 1974, 324 =
DB 1974, 1303; Erhard, Teilwertermittlung bei unfertigen und fertigen Erzeugnissen,
StBp. 1975, 28; Sender, Der handelsrechtlichen und steuerrechtlichen Begriff der Herstel-
lungskosten, StBp. 1975, 275; Wurl, Handelsrechtliche Bewertung unfertiger und fertiger
Erzeugnisse bei Kuppelproduktion, WPg. 1975, 101; Mösbauer, Zur Bewertung des
BetrV nach dem EStG 1975, BB 1976, 1281; Rudolph, Verbrauchsteuern, Abfüll- und
Transportkosten auf Außenlager als Teil der Herstellungskosten, BB 1976, 877; Döllerer,
Zur Problematik der Anschaffungskosten und Herstellungskosten, JbFfSt. 1976/77, 196;
Betriebswirtschaftlicher und Finanzausschuss des Verbandes der Chemischen Indus-
trie e. V., Erfassung und Verrechnung von Kosten der Unterbeschäftigung, DB 1977,
1810; Grützner, Herstellungskosten in Handels- und Steuerbilanz, BBK F 13, 2183
(1977); J. Schmidt, Bewertung unfertiger Erzeugnisse, DB 1977, 1068; Conradi, Beinhal-
tet der steuerliche Herstellungskostenbegriff die Aktivierungspflicht von Fixkosten? BB
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1979, 978; Backhaus, Die Gewinnrealisation bei mehrperiodigen Lieferungen und Leis-
tungen in der Aktienbilanz, ZfbF 1980, 347; Boegeholz, Herstellungskosten, Kosten-/
Kostenarten-ABC – Systematische Zusammenstellung, StBp. 1980, 83; Hanraths/Gla-
ser, Grundstücks- und Gebäudewerte in der Steuerbilanz und Steuerpraxis, 4. Aufl.,
Herne/Berlin 1980; Clemm, Grundprobleme der Gewinn- und Verlustrealisation bei lang-
fristiger Auftragsfertigung und langfristiger Vermietung, DStJG 4 (1981), 117; Freidank,
Bilanzierungsprobleme bei unterausgelasteten Kapazitäten im handels- und steuerrecht-
lichen Jahresabschluss der Aktiengesellschaft, BB 1984, 29; Märkle, Herstellungskosten
und Erhaltungskosten bei Gebäuden, 3. Aufl., Stuttgart 1983; Mathiak, Anschaffungs-
und Herstellungskosten, DStJG 7 (1984), 97; Wichmann, Anschaffung und Herstellung
als Vorgänge im Wirtschaftsleben – und deren steuerrechtliche Beurteilung, DStR 1984,
547; Schindler, Die Probleme bei langfristiger Fertigung nach derzeitigem und zukünfti-
gem Handelsrecht, BB 1984, 574.

Aufsätze 1985-1999: Baetge/Uhlig, Zur Ermittlung der handelsrechtlichen „Herstel-
lungskosten“ unter Verwendung der Daten der Kostenrechnung, WiSt. 1985, 274; Borde-
win, Zur Bedeutung handelsrechtlicher Wahlrechte bei der Bewertung von Rückstellungen
für die steuerliche Gewinnermittlung, BB 1985, 516; Schneeloch, Bilanzrichtlinien-Ge-
setz und Besteuerung, WPg. 1985, 565; Selchert, Fremdkapitalzinsen in der Kalkulation
der bilanziellen Herstellungskosten, DB 1985, 2413; Selchert, Probleme der Unter- und
Obergrenze von Herstellungskosten, BB 1986, 2298; Vodrazka, Wesentliche Verbes-
serung, in HuRB, 447;Wohlgemuth, Zeitraum der Herstellung, in HuRB, 470; Döllerer,
Handelsbilanz und Steuerbilanz, BB 1987, Beilage 12/87; Friedrichs, Rechnungslegung
bei Umweltschutzmaßnahmen, DB 1987, 2580; Glanegger, Anschaffungskosten und
Herstellungskosten bei Grundstücken und Gebäuden, DB 1987, 2115 und 2173; Nahlik,
Bilanzpolitische Bedeutung der Herstellungskosten, Die Bank 1988, 84; Paus, Verlorene
Anzahlungen als Teil der Herstellungskosten, Inf. 1988, 101; Schmeisser/Steinle, Sind
die Lohnnebenkosten Bestandteil der handelsbilanziellen Wertuntergrenze der Herstel-
lungskosten gem. § 255 Abs. 2 HGB?, DB 1987, 2317; Söffing, Der Stetigkeitsgrundsatz
in steuerrechtlicher Sicht, DB 1987, 2598; Weber, Die Einordnung von Sondereinzelkos-
ten des Vertriebs bei langfristiger Auftragsfertigung, DB 1987, 393; Seeger, Die neue han-
delsrechtliche Definition der Herstellungskosten und die Bewertungswahlrechte des § 255
HGB; ihre Bedeutung für die Steuerbilanz, in StbJb. 1987/88, 91; IDW, Stellungnahme
SABI 2/1987, Zum Grundsatz der Bewertungsstetigkeit (§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB) und
zu den Angaben bei Abweichungen von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden (§ 284
Abs. 2 Nr. 3 HGB), WPg. 1988, 48; Jouvenal, Wesentliche Änderungen der Bewertungs-
vorschriften für Kapitalgesellschaften im neuen Bilanzrichtlinie-Gesetz – Wahrung der
Steuerneutralität?, DStZ 1988, 241; Krieger, Der Grundsatz der Maßgeblichkeit der Han-
delsbilanz für die steuerrechtliche Gewinnermittlung, in Knobbe-Keuk/Klein/Moxter
(Hrsg.), Handelsrecht und Steuerrecht, Festschrift Georg Döllerer, Düsseldorf 1988, 327;
Küting/Haeger, Die Bedeutung des Maßgeblichkeitsprinzips für die Ermittlung der steu-
erbilanziellen Herstellungskosten – Eine kritische Betrachtung vor dem Hintergrund des
Entwurfs eines Steuerreformgesetzes 1990, DStR 1988, 159; Moxter, Aktivierungspflich-
tige Herstellungskosten in Handels- und Steuerbilanz, BB 1988, 937; P.J. Ritzrow, Um-
fang der Herstellungskosten nach Handels- und Steuerrecht, SteuStud. 1988, 45; P.J.
Schmidt, Gefahr für steuergesetzlich nicht ausdrücklich zugelassene Bewertungswahlrech-
te, DB 1988, 1277; Stobbe, Offene Probleme des Maßgeblichkeitsgrundsatzes nach dem
Steuerreformgesetz 1990, DStR 1988, Beilage zu Heft 20; Beisse, Die Generalnorm des
neuen Bilanzrechts und ihre steuerrechtliche Bedeutung, in Mellwig/Moxter/Ordelhei-
de (Hrsg.), Handelsbilanz und Steuerbilanz, Beiträge zum neuen Bilanzrecht, Bd. 2, Wies-
baden 1989, 15; Reintges, Steuerliche Herstellungskosten und neues Handelsrecht, in
Mellwig/Moxter/Ordelheide (Hrsg.), Handelsbilanz und Steuerbilanz, Beiträge zum
neuen Bilanzrecht, Bd. 2, Wiesbaden 1989, 73; Küting, Aktuelle Probleme bei der Ermitt-
lung der handelsrechtlichen Herstellungskosten, BB 1989, 587; Ballwieser, Ist das Maß-
geblichkeitsprinzip überholt? BFuP 1990, 477; Schneeloch, Herstellungskosten in Han-
dels- und Steuerbilanz, DB 1989, 285; Schüller, Zur Definition der Anschaffungskosten
und Herstellungskosten im DDR-Rechnungswesen, DB 1990, 3050; Schulze-Osterloh,
Herstellungskosten in der Handels- und Steuerbilanz, StuW 1989, 242; Hauser/Hagenau,
Einbeziehung der Aufwendungen nach dem Lohnfortzahlungsgesetz in die Herstellungs-
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kosten?, DB 1990, 440; A. Söffing, Herstellungskosten nach dem Vorentwurf einer EG-
Gewinnermittlungsrichtlinie, DB 1990, 1293; Bachem, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
und bilanzielle Herstellungskosten, BB 1991, 380; Christiansen, Der Umfang der steuer-
lich aktivierungspflichtigen Herstellungskosten, StBp. 1991, 201; Hartung, Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall und bilanzielle Herstellungskosten, BB 1991, 872; IDW, Stellung-
nahme HFA 5/1991, WPg. 1992, 94; Schäfer, Herstellungskosten und Einbeziehung der
Gemeinkosten, DStZ 1991, 430; Söhn, Anschaffungskosten/Herstellungskosten und Be-
triebsausgabenbegriff, StuW 1991, 270; Steilen, Herstellungskostenbewertung zu Han-
delsbilanz für die Steuerbilanz und die Umkehr dieses Grundsatzes, DStJG 14 (1991), 29;
Wichmann, Zur Einheitlichkeit des Herstellungskostenbegriffs im Einkommensteuer-
recht, BB 1991, 1835; Wilhelm, Bewertungswahlrechte bei den Herstellungskosten, BB
1991, 1151; Möller, Herstellungskosten, Prüfung der, in HwRev., 2. Aufl., Stuttgart 1992,
Sp. 814; Christiansen ua., Aktuelle Fragen aus der Betriebsprüfung, Gemeinkosten als
Teil der Herstellungskosten, in JbFStR 1991/92, 97; Ordelheide, Zum Verbot der Akti-
vierung von Vertriebskosten in den Herstellungskosten gem. § 255 Abs. 2 Satz 6 HGB, in
Windmöller/von Wysocki/Moxter (Hrsg.), Rechnungslegung – Entwicklungen bei der
Bilanzierung und Prüfung von Kapitalgesellschaften, Festschrift für Karl-Heinz Forster,
Düsseldorf 1992, 635; Hartung, Ist die deutsche Herstellungskostenobergrenze richtlini-
enkonform?, BB 1992, 2392; Stuhrmann, Sonderabschreibungen der Teilherstellungskos-
ten und Anzahlungen nach dem Fördergebietsgesetz, DStR 1993, 123; von Wysocki, Zur
Ermittlung der Untergrenze der Herstellungskosten von Vorräten aus betriebswirtschaftli-
cher Sicht, in von Beisse/Lutter/Närger (Hrsg.), Festschrift Beusch, Berlin/New York
1993, 929; Klein, Der Herstellungsbegriff in § 255 Abs. 2 Satz 1 des Handelsgesetzbuches
und seine Prägung durch den BFH bei Gebäuden, in Ballwieser/Böcking/Drukarczyk/
Schmidt (Hrsg.), Bilanzrecht und Kapitalmarkt, Festschrift für Adolf Moxter, Düsseldorf
1994, 277; Kraus-Grünewald, Zur Bewertung von Halb- und Fertigerzeugnissen mit den
Herstellungskosten, ZfbF 1994, 32; Raupach, Das Steuerrecht als unerwünschte Rechts-
quelle der Handelsbilanz, in Ballwieser/Böcking/Drukarczyk/Schmidt (Hrsg.), Bilanz-
recht und Kapitalmarkt, Festschrift für Adolf Moxter, Düsseldorf 1994, 101; Siegel, Das
Realisationsprinzip als allgemeines Periodisierungsprinzip, BFuP 1994, 1; Stobbe, Einge-
schränkte Maßgeblichkeit bei den Herstellungskosten, FR 1994, 105; Mellwig, Herstel-
lungskosten und Realisationsprinzip, in Förschle/Kaiser/Moxter (Hrsg.), Rechen-
schaftslegung im Wandel, Festschrift Budde, München 1995, 397; Weber-Grellet,
Handelsrechtliche Bewertungswahlrechte in der Steuerbilanz – Reichweite des steuerrecht-
lichen Bewertungsvorbehalts, StbJb. 1994/95, 97 (sowie Podiumsdiskussion: 163); Siegel,
Herstellungskosten und Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, in von Elschen/Sie-
gel/Wagner (Hrsg.), Unternehmenstheorie und Besteuerung, Festschrift D. Schneider,
Wiesbaden 1995, 635.

Aufsätze ab 2000: Anschaffungskosten Immaterielle Werte im Rechnungswesen der
Schmalenbach-Gesellschaft für BWL e. V., Leitlinien zur Bilanzierung selbstgeschaffe-
ner immaterieller Vermögensgegenstände des Anlagevermögens nach dem Regierungsent-
wurf des BilMoG, DB 2008, 1813; Haupt, Aktivierung von Bauzeitzinsen und anderer
Herstellungskosten – alte Lösungen für neue Probleme, DStR 2008, 1815; Köhler, Bi-
lanzpolitische Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen der Zugangsbewertung beim Vor-
ratsvermögen, StBp 2008, 221; Köhler, Bilanzpolitische Gestaltungsmöglichkeiten im
Rahmen der Ermittlung der Herstellungskosten, StBp 2008, 260; Küting, Die Ermittlung
der Herstellungskosten nach den Änderungen durch das BilMoG, StuB 2008, 419; Lengs-
feld/Wielenberg, Zur Herstellungskostenuntergrenze nach dem Entwurf des BilMoG,
WPg 2008, 321; Herzig/Briesemeister, Reichweite und Folgen des Wahlrechtsvorbehalts
§ 5 Abs. 1 EStG, DB 2010, 917; IDW, Stellungnahme zur Rechnungslegung (RS HFA 31),
Aktivierung von Herstellungskosten, WPg. Supplement 3/2010, 79; Rade, „Angemesse-
ne“ Herstellungskosten nach BilMoG – Keine Irrelevanz der Abgrenzung von Einzel-
und Gemeinkosten, DStR 2011, 1334; Richter, Die Maßgeblichkeit der handelsrecht-
lichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung für die steuerliche Gewinnermittlung –
Anmerkungen zum BMF-Schreiben vom 12.03.2010, GmbHR 2010, 505; Scheffler/
Krebs, Richtlinienvorschlag zur CCCTB: Bestimmung der Steuerbemessungsgrundlage im
Vergleich mit der Steuerbilanz nach EStG, DStR 2011, Beihefter zu Heft 22, 13.
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Zur Abgrenzung zwischen Herstellungs- und Erhaltungsaufwand s. auch vor Anm. 470.
Zu Zinsen als Herstellungskosten s. Anm. 985. Über Herstellungskosten bei Abbruch von
Gebäuden s. Anm. 670–693.

Verwaltungsanordnungen: Zusammenstellung der in der steuerliche Bp. zu verwenden-
den Begriffe, BStBl. I 1974, 994 (insbes. 1000, 1003–1008); BMF v. 8.5.2008, BStBl. I
2008, 590; BMF v. 12.3.2010, BStBl. I 2010, 239, ergänzt durch BMF v. 22.6.2010,
BStBl. I 2010, 597.

I. Bedeutung der Bewertung mit den Herstellungskosten

Der Begriff der HK hat insbes. Bedeutung für die Bewertung von Umlaufgütern
(Vorräte, s. Anm. 975–1000). Er gilt aber auch für das Anlagevermögen (zB Ge-
bäude, s. Anm. 634–715) und ist entsprechend bei den Rückstellungen anzuwen-
den (zB RdV aus schwebenden Geschäften; s. Anm. 1126; Kozikowski/Schu-
bert in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB insb. Rn. 169–171 mwN).
Nach Moxter (Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 208 f.) soll durch Ansatz
von Aktiva zu ihren HK erreicht werden, „den Herstellungsvorgang als erfolgs-
neutrale Vermögensumschichtung auszuweisen“ (BFH v. 15.2.1966 – I 103/63,
BStBl. III 1966, 468); es soll sich durch die Herstellung demnach lediglich „eine
Vermögensumschichtung, also keine Vermögensmehrung oder -minderung er-
geben“ (vgl. Moxter, 2007, 184 und 208). Die Erfolgsneutralität kann bei der
HKBewertung aber nur insoweit zur Geltung kommen, als das Vorsichtsprinzip
beachtet wird (vgl. Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 209; Moxter,
BB 1988, 938). Daher kann die Erfolgsneutralität des Herstellungsvorgangs nur
eingeschränkt gelten (vgl. Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 13; nach
Wohlgemuth, HdJ I/10, Rn. 5 gilt die Erfolgsneutralität des Herstellungsvor-
gangs nicht; s. ausführl. Anm. 269).

II. Allgemeines zum handelsrechtlichen Begriff der Herstellungskosten
(§ 255 HGB)

1. Maßgeblichkeit des handelsrechtlichen Herstellungskostenbegriffs
Der Begriff der HK (zum Begriff der Herstellung s. Anm. 265 f.) wird in § 6
zwar genannt, aber nicht definiert. Nach § 5 Abs. 1 gilt die Maßgeblichkeit han-
delsrechtl. Regelungen (materielle Maßgeblichkeit) auch für die Bewertung, so-
fern § 5 Abs. 6 keinen Bewertungsvorbehalt enthält.

Vgl. Döllerer, BB 1987 Beil. 12, 14; Wassermeyer, DStJG 14 (1991), 29 (38 ff.); Schä-
fer, DStZ 1991, 430 (431); Stobbe, DStR 1991, 53 (56); Kulosa in Schmidt XXX. § 6
Rn. 151; Werndl in KSM, § 6 Rn. A 204–208 und B 3; Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 380, erkennen entgegen der früher vertretenen Auffassung (Rn. 497 [Stand 22. Liefe-
rung, s. elektronisches HHR-Archiv unter www.ertragsteuerrecht.de/hhr_archiv.htm])
inzwischen die Maßgeblichkeit des handelsrechtl. HKBegriffs an; ebenso Hoffmann in
LBP, § 6 Rn. 251; aA noch Weber-Grellet, StbJb. 1994/95, 97 (102 f.); ausführl. s.
Anm. 47–50, 271.

Die vom BFH (v. 12.6.1978 – GrS 1/77, BStBl. II 1978, 620 [625]) vertretene
These, wonach „für die Bewertung der Wirtschaftsgüter … grds. keine Maßgeb-
lichkeit der HBil. für die StBil. [besteht]“, gilt uE aufgrund von BFH v. 4.7.1990
(GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830 [833]) zumindest nicht (mehr) für die Maßgeb-
lichkeit der handelsrechtl. Begriffsdefinition des HKBegriffs für das StRecht.
Der BFH führt aus, dass „der handelsrechtliche Herstellungskostenbegriff des
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§ 255 Abs. 2 HGB … auch für das Einkommensteuerrecht maßgebend [ist]“
(BFH v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830 [833]; s. auch BFH v. 9.5.1995
– IX R 116/92, FR 1995, 741 [742]; sowie Anm. 47). Diese Rechtsentwicklung
ist uE konsequent, da in § 6 keine Definition enthalten ist und somit eine stl. Lü-
cke existiert, so dass § 5 Abs. 6 für die HKDefinition nicht eingreift (s.
Anm. 50).
Begriffsmerkmale: § 255 Abs. 2 Satz 1 HGB umfasst folgende Begriffsmerk-
male, die aufgrund der fehlenden Definition in § 6 iVm. § 5 Abs. 1 auch für die
StBil. maßgeblich sind (vgl. Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 255; BFH v.
23.11.2004 – IX R 59/03, BFH/NV 2005, 543, Rn. 9; BMF v. 18.7.2003,
BStBl. I 2003, 386 – Tz. 17):
– Aufwendungen (s. Anm. 459),
– Entstehung (iSd. Veranlassung; s. Anm. 270, 459) durch

– – Herstellung (s. Anm. 265),
– – Erweiterung oder
– – wesentliche Verbesserung (s. Anm. 470 ff.)

eines Vermögensgegenstands bzw. WG (ebenso Oestreicher in Beck-HdR, B
163, Rn. 255).

2. Rechtsentwicklung
Handelsrecht: Entwickelt wurde der Begriff der HK aus den handelsrechtl.
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung. In der Aktienrechtsnovelle von
1931 ist in § 261 HGB erstmalig der Begriff der HK erwähnt (vgl. Wohl-
gemuth, HdJ I/10, Rn. 1–2). Eine gesetzliche Kodifizierung des HKBegriffs er-
folgte erstmals rudimentär für Aktiengesellschaften im AktG 1937 (§ 133
Abs. 1), die später im § 153 Abs. 2 AktG 1965 fortgeführt wurde. Es war früher
umstritten, inwieweit diese Vorschrift auch für alle anderen Kaufleute als all-
gemeinverbindlicher GoB galt. Durch das Bilanzrichtlinien-Gesetz wurde in
§ 255 Abs. 2 und 3 HGB erstmalig eine für alle Kaufleute verbindliche Definiti-
on der HK geschaffen, die im Rahmen des BilMoG – insbes. hinsichtlich der
HK-Untergrenze (Einbeziehungspflicht für angemessene Teile der Material-
und Fertigungsgemeinkosten) sowie der Forschungs- und Entwicklungskosten
modifiziert wurde. Da diese Regelung für alle Kaufleute gilt, kann sie auch als
handelsrechtl. GoB anerkannt werden.
EU-Gewinnermittlung: Nach dem Vorschlag für eine Richtl. des Rates v. 16.3.
2011 über eine Gemeinsame Konsolidierte Körperschaftsteuerbemessungs-
grundlage (GKKB, KOM 2011, 121) werden die HK nach Art. 33 als Abschrei-
bungsbasis umschrieben, die die direkten mit dem Erwerb oder der Verbes-
serung zusammenhängenden Kosten (ohne abziehbare Umsatzsteuer) und
zusätzlich beim selbsthergestellten Anlagevermögen die nicht anderweitig ab-
ziehbaren indirekten Kosten umfassen. Für Vorräte und unfertige Erzeugnisse
sind die HK abw. in Art. 29 geregelt. Danach sollen nur die direkten Kosten in
die HK einfließen. Es existiert allerdings ein Wahlrecht zur Einbeziehung der in-
direkten Kosten, wenn diese Kosten – vor Anwendung der Richtl. – als Be-
standteil der HKBewertung im System der Gewinnermittlung oder bei der tat-
sächlich erstellten StBil. galten; dies ist jedoch nicht eindeutig in dem
Richtlinienvorschlag geregelt. Es bleibt abzuwarten, ob dieses Wahlrecht als na-
tionales oder Unternehmenswahlrecht in der endgültigen Richtl. umgesetzt wird
(vgl. hierzu Scheffler/Krebs, DStR 2011, 13; s. zum Art. 3 des „Vorentwurfs
für eine Richtl. über die Harmonisierung der Gewinnermittlungsvorschriften“
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vom März 1988, der wie folgt lautete: „Die HK sind gleich den Kosten, die dem
Unternehmen unmittelbar durch die Herstellung des betreffenden WG entste-
hen“ Söffing DB 1990, 1293).

3. Einheitlicher Begriff der Herstellungskosten
Der Begriff der HK ist in Abs. 1 Nr. 1 der gleiche wie in Nr. 2. Darüber hinaus
wird von der Einheitlichkeit des HKBegriffs für die Gewinneinkünfte und
Überschusseinkünfte ausgegangen.

Vgl. BFH v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830 (834); v. 10.5.1995 – IX R 73/91,
BStBl. II 1995, 713; v. 12.9.2001 – IX R 39/97, BStBl. II 2003, 569; Kruse, FR 1981,
473 (478); Wichmann, BB 1991, 1835 unter Bezugnahme auf BFH v. 12.2.1985 – IX
R 144/83, BStBl. II 1985, 690 (691); zur Diskussion s. auch Söhn, StuW 1991, 270
(277).

Dieser handelsrechtl. und stl. maßgebende Begriff gilt auch für das Investitions-
zulagenrecht (vgl. BFH v. 8.2.1996 – III R 35/93, BStBl. II 1996, 427; v. 19.10.
2006 – III R 73/05, BStBl. II 2007, 331) und für Steuervergünstigungen (vgl. zB
BFH v. 29.6.2005 – X R 37/04, BFH/NV 2006, 40; v. 26.10.2006 – IX B 9/06,
BFH/NV 2007, 447 betr. FörderGG).

4. Verhältnis zwischen § 255 HGB und den Einkommensteuerrichtlinien
Handelsrechtliche Pflichtbestandteile: In Bezug auf die einbeziehungspflich-
tigen, produktionsbezogenen Gemeinkostenbestandteile gibt es seit der Neufas-
sung des § 255 Abs. 2 Satz 2 HGB keine Unterschiede mehr zu der bisher für
die FinVerw. maßgeblichen R. 6.3 Abs. 1 EStR 2008:

„In die HK eines Wirtschaftsgutes sind auch angemessene Teile der notwendigen Ma-
terialgemeinkosten und FGK sowie der Wertverzehr von Anlagevermögen, soweit er
die durch die Herstellung des Wirtschaftsgutes veranlasst ist, einzubeziehen.“

Die in R 6.3 Abs. 1 EStR 2008 definierte Pflicht zur Einbeziehung angemesse-
ner Teile notwendiger Material- und FGK sowie des Werteverzehrs des Anlage-
vermögens folgt dem BFH-Urteil v. 21.10.1993 (IV R 87/92, BStBl. II 1994,
176).
Deklaratorische Bedeutung der Einkommensteuerrichtlinien: Da die han-
delsrechtl. Bewertungsvorschrift als GoB über § 5 Abs. 1 auch für die stl. Ge-
winnermittlung gilt, hat die von der FinVerw. angewandte R 6.3 Abs. 1 EStR
2008 uE nur deklaratorische Bedeutung (s. Anm. 455 und § 5 Anm. 105). Dies
gilt auch für die in Abs. 2 aufgeführten kostenstellenbezogenen Beispiele für
Material- und Fertigungsgemeinkosten. Wahlbestandteile sind derzeit sowohl
nach § 255 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 als auch nach R 6.3 Abs. 4 EStR 2008 (str.;
s. Anm. 461):
– Verwaltungskosten (s. Anm. 463h) sowie
– Aufwendungen für freiwillige soziale Leistungen und für die betriebliche Al-

tersversorgung (s. Anm. 463i),
soweit sie auf den Herstellungszeitraum (s. Anm. 266) entfallen.
Abweichend zu R 6.3 Abs. 4 EStR 2008 sieht das BMF-Schreiben v. 12.3.2010
(BStBl. I 2010, 239 – Tz. 8) eine strechtl. Einbeziehungspflicht für allgemeine
Verwaltungskosten und Aufwendungen für freiwillige soziale Leistungen und
für betriebliche Altersversorgung vor, was uE abzulehnen ist (s. ausführl.
Anm. 461); allerdings kann nach dem BMF-Schreiben v. 22.6.2010 (BStBl. I
2010, 597) R 6.3 Abs. 4 EStR 2008 bis zu einer geänderten (neuen) Richtlini-
enfassung weiterhin angewandt werden.

§ 6 Anm. 456–458 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1: Abnutzbare Anlagegüter

457

458



HHR Lfg. 250 Januar 2012 Stobbe/Rade

Gemäß R. 6.3 Abs. 4 Satz 1 Halbs. 2 EStR 2008 ist das Bewertungswahlrecht in
Übereinstimmung mit der Vorgehensweise in der HBil. auszuüben. Aufgrund
des Wegfalls des § 5 Abs. 1 Satz 2 aF ist uE eine Ausübung des Einbeziehungs-
wahlrechts auch unabhängig von der handelsrechtl. Vorgehensweise möglich (s.
§ 5 Anm. 62; glA Herzig/Briesemeister, DB 2010, 923; Richter, GmbHR
2010, 507 f.).
Auch Zinsen für Fremdkapital sind sowohl nach § 255 Abs. 3 HGB als auch
nach R 6.3 Abs. 4 EStR 2008 als Wahlbestandteile definiert (s. Anm. 465).
Forschungs- und Vertriebskosten (s. Anm. 464 und 464a) dürfen nach § 255
Abs. 2 Satz 4 HGB nicht einbezogen werden. Die EStR enthalten hierzu keine
Regelung und Konkretisierung.

III. Begriff der Herstellungskosten

1. Begriffsmerkmale der Herstellungskosten in § 255 Abs. 2 Satz 1 HGB
Aufwendungen:
E Aufwendungen, nicht Kosten: HK sind trotz der Bezeichnung „… Kosten“ nicht
als Größe iS der Kostenrechnung (s. dazu zB Buchner/Adam/Bruns, ZfB
1974, 71), sondern als Herstellungsaufwendungen zu verstehen. Der Begriff
Herstellungsaufwendungen wurde vermutlich im BiRiLiG deshalb nicht gewählt,
weil der Begriff „Herstellungsaufwand“ (s. Anm. 470 ff.) in Rspr. und Schrifttum
als spezifischer stl. Tatbestand besetzt war (vgl. Wohlgemuth, HdJ I/10, Rn. 6
und 165). Nach BMF v. 8.5.2008 (BStBl. I 2008, 590 – Tz. 185) sind HK „alle
Aufwendungen, die durch den Verbrauch von Gütern und die Inanspruchnah-
me von Diensten für die Herstellung eines Wirtschaftsguts entstehen“. Unter
diese Aufwendungen fallen auch Minderungen des übrigen Vermögens.
E Pagatorische Aufwendungen: HK nach § 255 HGB können nur tatsächlich ange-
fallene (pagatorische) Aufwendungen sein, dh., den Kosten müssen Ausgaben
zugrunde liegen. Daraus folgt, dass kalkulatorische Kosten, die unter die sog.
Zusatz- oder Anderskosten fallen (zB kalkulatorischer Unternehmerlohn [H 6.3
EStH „Kalkulatorische Kosten“], kalkulatorische Eigenkapitalzinsen, Mieten
und Wagnisse), bei den HK nicht einbezogen werden dürfen (vgl. ADS VI. § 255
HGB Rn. 116; IDW, WP-Handbuch 2006, Bd. I, Teil E Rn. 269 und 285; zur
Ermittlung s. Baetge/Uhlig, WiSt. 1985, 274).
Veranlassung der Aufwendungen für
– die Herstellung eines WG oder
– die Erweiterung eines WG oder
– die wesentliche Verbesserung eines WG
durch den Verbrauch von Gütern oder die Inanspruchnahme von Diensten ist
Voraussetzung für die Entstehung von HK (vgl. auch BFH v. 5.8.1958 – I
70/57 U, BStBl. III 1958, 392: „Zu den HK gehören alle Aufwendungen, die im
Betrieb mit der Herstellung in Zusammenhang stehen“; BFH v. 13.9.1984 – IV
R 101/82, BStBl. II 1985, 49: „sowohl die unmittelbar der Herstellung dienen-
den Kosten als auch die Aufwendungen, die zwangsläufig im Zusammenhang
mit der Herstellung des WG anfallen oder mit seiner Herstellung in einem engen
wirtschaftlichen Zusammenhang stehen“). Fraglich ist, ob das finale Verständnis
für die HKUntergrenze verbindlich ist (so zB Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 455).
Hinsichtlich der Finalität des HKBegriffs führt BFH v. 23.3.1987 – IX R 31/84
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(BStBl. II 1987, 695 [697]) aus: „Maßgebend für die Zuordnung zu den HK ist
die Zweckrichtung der Aufwendungen auf die Herstellung eines WG (mwN).
Mithin sind HK alle Aufwendungen, die gemacht werden, um durch den Ver-
brauch von Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten ein WG herzustel-
len“ (vgl. auch Döllerer, JbFStR 1976/77, 196, 202; Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 452). Aus dieser Entsch. wird ersichtlich, dass Aufwendungen durch die
Herstellung, Erweiterung oder wesentliche Verbesserung veranlasst sein müssen
(„Veranlassung dem Grunde nach“). Aufwendungen, die nicht durch den Her-
stellungsprozess dem Grunde nach veranlasst werden, sondern ihre Begr. in an-
deren Verträgen oder Gebühren haben (zB IHK, sonstige Mitgliedschaften in
Verbänden uÄ) und deren Bemessungsgrundlagen an die Produktion (zB Lohn-
summe, Maschinenstunden) oder die hergestellten Mengen anknüpfen, dürfen
bei den HK der hergestellten WG nicht einbezogen werden (ebenso BFH v. 9.6.
1993 – I R 8/92, BStBl. II 1994, 44, wonach bei Mineralvorkommen der Förder-
zins, dessen Bemessungsgrundlage die Abbaumenge ist, nicht zu den AK der ge-
förderten Mineralien zählt). Eine „Veranlassung der Höhe nach“, die sich durch
eine Bezugsgröße im Herstellungsprozess ergeben könnte, ist dementsprechend
nicht für den HKBegriff entscheidend. Voraussetzung ist in derartigen Fällen
vielmehr zusätzlich die „Veranlassung dem Grunde nach“. Gebühren an Dritte,
die lediglich an Ausbringungsmengen anknüpfen, aber nicht der Herstellung ei-
nes WG dienen, erfüllen dieses Kriterium nicht; zum Veranlassungsprinzip s.
Raupach, FS Moxter, 1994, 101 (120); s. Anm. 270.
Einzeln erfassbare Kosten: Bis zur Neufassung des § 255 Abs. 2 Satz 2 HGB
kam der Auslegung des Begriffs der Einzelkosten und dessen Abgrenzung zu
den Gemeinkosten eine hohe Bedeutung zu. Gemäß BMF v. 8.5.2008 (BStBl. I
2008, 590 – Tz. 185) umfassen die HK eines WG die „AK beweglicher WG, so-
weit sie bestimmungsgemäß zur Herstellung eines WG angeschafft werden“.
Hierzu gehören uE die AK der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, und zwar auch
dann, wenn sie nur mittelbar als unechte Gemeinkosten zugerechnet werden.
Dies entspricht Art. 35 Abs. 3 der 4. EG-Richtlinie, die schon vor Umsetzung
des BilMoG als entscheidender Maßstab für die Auslegung von § 255 Abs. 2
HGB heranzuziehen war (vgl. Beisse in Mellwig/Moxter/Ordelheide, 1989,
15 [23 f.]; Hartung, BB 1992, 2392). Nach hM kommt es bei mengenabhängi-
gen Roh-, Hilfs- oder Betriebsstoffen nicht auf die tatsächliche unmittelbare Zu-
rechnung, sondern auf die Möglichkeit einer direkten Zurechnung an (Zure-
chenbarkeit nach Menge, Zeit oder Wert; vgl. BFH v. 21.10.1993 – IV R 87/92,
BStBl. II 1994, 176, Rn. 9; v. 13.4.1988 – I R 104/86, BStBl. II 1988, 892,
Rn. 16, betr. AK; v. 11.12.1988 – IV R 191/85 BStBl. II 1988, 661, Rn. 14, betr.
Drohverlustrückstellungen; FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05, DStRE
2009, 1290; vgl. aus handelsrechtl. Sicht: Selchert, BB 1986, 2301; Schneeloch,
DB 1989, 292; ADS VI. § 255 HGB Rn. 137; Oestreicher in Beck-HdR, B 163,
Rn. 5 f., 29; von Wysocki, FS Beusch, 1993, 932; differenzierend,Wohlgemuth,
HdJ I/10, Rn. 20–23; IDW, RS HFA 31, WPg. Supplement 3/2010, Rn. 14). In
diesem Sinne sind Einzelkosten als „einzeln erfassbare Kosten“ auszulegen und
umfassen auch die variablen unechten Gemeinkosten. Dies kann auch aus der
Gesetzesbegründung zu § 255 Abs. 2 HGB nF abgeleitet werden: „Unmittelbar
zurechenbar … sind … solche Aufwendungen, die in Abhängigkeit von der Er-
zeugnismenge variieren“ (BTDrucks. 16/10067, 60).
Mit der Umwandlung des handelsrechtl. Einbeziehungswahlrechts für angemes-
sene Material- und FGK in eine Einbeziehungspflicht hat das Zuordnungspro-
blem für variable unechte Gemeinkosten (vgl. hierzu ausführl. Lengsfeld/Wie-
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lenberg, WPg. 2008, 323 f.) zukünftig nur noch im Falle überhöhter AK prakti-
sche Bedeutung. Überhöhte AK für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sind im Fal-
le von Einzelkosten idR in voller Höhe einzubeziehen (s. Anm. 269), wegen des
Kriteriums der „Angemessenheit“ gilt dies uE jedoch nicht uneingeschränkt für
die Materialgemeinkosten (vgl. Rade, DStR 2011, 1334 ff.).

2. Bestandteile der Herstellungskosten nach § 255 Abs. 2 Satz 2 bis 6,
Abs. 3 HGB

a) Bedeutung der Regelung
Für die Auslegung der einzelnen HKBestandteile iSd. § 6 ist uE aufgrund fehlen-
der stl. Begriffbestimmungen das Handelsrecht heranzuziehen (vgl. BFH v. 4.7.
1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830 [833]; s. Anm. 47). Umstritten ist lediglich
die Frage, ob für bestimmte Bestandteile ein Einbeziehungswahlrecht oder eine
Einbeziehungspflicht besteht (s. Anm. 461).

b) Maßgeblichkeit handelsrechtlicher Bewertungswahlrechte für das
Steuerrecht

Rechtslage nach den Beschlüssen des Großen Senats (BFH v. 3.2.1969 –
GrS 2/68, BStBl. II 1969, 291; v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830):
Der Große Senat des BFH hat seit dem Bilanzrichtlinien-Gesetz zur Frage der
Maßgeblichkeit der handelsrechtl. Bewertungswahlrechte bei den HK noch
nicht Stellung bezogen. Nach Auffassung von L. Schmidt (Anm. zum Beschl. v.
4.7.1990, DStR 1990, 558 [559]) ist hinsichtlich der Maßgeblichkeit der handels-
rechtl. Bewertungswahlrechte vom BFH durch den Beschl. des Großen Senats
v. 4.7.1990 keine Entsch. getroffen worden, so dass diese „Rechtsfrage weiterhin
offen“ ist (vgl. auch Schmidt XII. § 5 Anm. 12b mwN).
Im Schrifttum war diese Frage bisher äußerst umstritten (zur Diskussion s. zB
Christiansen ua., JbFStR 1991/92, 97 mit Aussprache, 106). Nach Biener/Ber-
neke (Bilanzrichtlinien-Gesetz, 1985, 113) ist in diesem Zusammenhang der
BFH-Beschluss v. 3.2.1969 (GrS 2/68, BStBl. II 1969, 291) in der Form an-
wendbar, dass die handelsrechtl. Wahlrechte nicht existieren, so dass aus han-
delsrechtl. Einbeziehungswahlrechten stl. eine Einbeziehungspflicht wird (vgl.
Söffing, DB 1987, 2598 [2602]). Wendet man diesen Gedanken konsequent an,
so müssten abw. von R 6.3 EStR alle handelsrechtl. Wahlrechte stl. zu einer Ein-
beziehungspflicht führen.

So Mathiak, DStJG 7 (1984), 97, insbes. 112 ff. und 132 ff. für die Aktivierung von
Verwaltungskosten; ebenso Seeger, StbJb. 1987/88, 91, insbes. 108; Schulze-Oster-
loh, StuW 1989, 242 (249).

Die wohl hM ging bis zum BilMoG davon aus, dass zumindest die in R 6.3 EStR
verankerten Wahlrechte auch stl. gelten. Diese Auffassung konnte mit dem Ar-
gument der Steuerneutralität des Bilanzrichtlinien-Gesetzes gesehen werden,
worauf auch bei der Kodifizierung der handelsrechtl. HK-Definition hingewie-
sen wurde.

Siehe hierfür stellvertr. Biener/Berneke, Bilanzrichtlinien-Gesetz, 1985, 113 und 118
mit Ber. des Rechtsausschusses zu § 255 Abs. 2; Döllerer, BB 1987, Beil. 12, 14;Mox-
ter, BB 1988, 937 (942 ff., 945): „aus der Entstehungsgeschichte folgt jedoch auch,
dass Kosten der allgemeinen Verwaltung und bestimmte Sozialkosten einkommensteu-
errechtlich nicht einrechnungspflichtig sind“; Glanegger in Schmidt XIV. § 6 Rn. 173;
Ordelheide in Beck-HdR, B 163, Rn. 151; Weber-Grellet , StbJb. 1994/95, 118 f.;
FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05, DStRE 2009, 1290, rkr., betr. freiwillige so-
ziale Aufwendungen.
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Nach einer im Schrifttum seit dem BiRiLiG stark vertretenen Auffassung sind
aufgrund des Maßgeblichkeitsgrundsatzes (vgl. § 5 Anm. 61 ff. und 105) die han-
delsrechtl. Wahlrechte stl. maßgeblich. Begründet wird diese Auffassung damit,
dass aufgrund fehlender stl. Kodifizierung eine stl. Gesetzeslücke besteht und
somit der Bewertungsvorbehalt nach § 5 Abs. 6 nicht eingreift (vgl. Krieger, FS
Döllerer, 1988, 344). Die Anwendung des BFH-Beschlusses v. 3.2.1969 (GrS
2/68, BStBl. II 1969, 291) wird von dieser Auffassung für den Bereich der HK
abgelehnt, da sich dieser Beschl. nur auf Ansatzwahlrechte, nicht aber auf Be-
wertungswahlrechte bezieht.

Vgl. Schneeloch, WPg. 1985, 565 (571); Küting/Haeger, DStR 1988, 159 (164); Jou-
venal, DStZ 1988, 241 (248); Stobbe, DStR 1988, Beil. 20, 5; Ballwieser, BFuP 1990,
488; Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 170 f.; Schä-
fer, DStZ 1991, 430; Steilen, BB 1991, 1894; Wilhelm, BB 1991, 1151; Siegel, FS
Schneider, 1995, 635 (644).

Entscheidung des BFH v. 21.10.1993 (IV R 87/92, BStBl. II 1994, 176 = FR
1994, 118): Mit dieser Entscheidung, die auf einer Rev. gegen ein Urt. des Nds.
FG basiert (v. 21.2.1991 – XIII 167/90, EFG 1991, 655), wird für „angemessene
Teile der notwendigen Material- und Fertigungsgemeinkosten“ eine Einbezie-
hungspflicht in die HK verlangt, obwohl nach § 255 HGB idF des BiRiLiG für
diese HK-Bestandteile ein Wahlrecht gilt.
Nach Auffassung des IV. Senats, der sich ausdrückl. dem BFH-Beschluss v. 4.7.
1990 (GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830) anschließt, wonach die handelsrechtl. Be-
griffsbestimmung auch für die stl. Begriffsbestimmung nach § 6 gelte, gilt der
Maßgeblichkeitsgrundsatz nicht für die Wahlrechte. Aufgrund des Bewertungs-
vorbehalts nach § 5 Abs. 6 sei der Ansatz „mit den … HK“ (§ 6 Abs. 1 Nr. 2
Satz 1) dahingehend zu interpretieren, dass „alle Aufwendungen, die ihrer Art
nach HK sind“ stl. einzubeziehen sind. Der IV. Senat ist in der genannten
Entsch. zu der Auffassung gelangt, dass diese Interpretation auch dem Beschl.
v. 3.2.1969 (GrS 2/68, BStBl. II 1969, 291) entspricht und dass eine Übertra-
gung dieses Beschlusses auf Bewertungswahlrechte dazu dient, der Bildung stil-
ler Reserven einen Riegel vorzuschieben. Der IV. Senat lässt allerdings aus-
drückl. offen, ob dieser Grundsatz auch für die Wahlrechte nach § 255 Abs. 2
Satz 4 HGB aF (jetzt § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB: Verwaltungskosten, Aufwen-
dungen für soziale Einrichtungen des Betriebs, für freiwillige soziale Leistungen
und für die betriebliche Altersversorgung) gilt.
Finanzverwaltung nach BMF v. 12.3.2010 (BStBl. I 2010, 239 – Tz. 8) will die
bisher nach R 6.3 EStR anerkannten Wahlrechte für Verwaltungskosten, Auf-
wendungen für soziale Einrichtungen des Betriebs, für freiwillige soziale Leis-
tungen und für die betriebliche Altersversorgung nicht mehr anerkennen. Aller-
dings kann – als Übergangsregelung nach BMF v. 22.6.2010 (BStBl. I 2010, 597)
– die bisherige Richtlinienfassung des R 6.3. Abs. 4 EStR 2008 bis zu einer geän-
derten neuen Richtlinienfassung weiter angewandt werden.
Wie sich die unterschiedlichen Auffassungen auf die einzelnen HKBestandteile
auswirken, ist dem folgenden Schaubild zu entnehmen (vgl. Federmann, Bilan-
zierung nach Handelsrecht, Steuerrecht und IAS/IFRS, 12. Aufl. 2010, 434):
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§ 255 HGB R 6.3 EStR BMF v.
12.3.2010
iVm. R 6.3

EStR

direkt zurechenbare Kosten (Einzelkosten)*

– Materialkosten Pflicht Pflicht Pflicht

– Fertigungskosten Pflicht Pflicht Pflicht

Sondereinzelkosten der Fertigung Pflicht Pflicht Pflicht

Materialgemeinkosten Pflicht Pflicht Pflicht

Fertigungsgemeinkosten Pflicht Pflicht Pflicht

Werteverzehr des Anlagevermögens

– planmäßig Pflicht Pflicht Pflicht

– außerplanmäßig, AfaA, Sonder-, Teilwert-
abschreibungen Verbot Verbot Verbot

allg. Verwaltungskosten Wahlrecht Wahlrecht Pflicht

Aufwendungen für

– soziale Einrichtungen Wahlrecht Wahlrecht Pflicht

– freiw. soz. Einrichtungen Wahlrecht Wahlrecht Pflicht

– betriebl. Altersversorgung Wahlrecht Wahlrecht Pflicht

zurechenbare Fremdkapitalzinsen Wahlrecht uU Wahl-
recht

uU Wahl-
recht

Vertriebs- und Forschungskosten Verbot Verbot Verbot

kalkulatorische Kosten Verbot Verbot Verbot

nicht notwendige, unangemessene
Gemeinkosten

Verbot Verbot Verbot

* Nach unserer Auffassung zählen hierzu auch die unechten Gemeinkosten.

Stellungnahme: Die Entsch. des IV. Senats v. 21.10.1993 geht uE über den
Wortlaut des Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 hinaus und enthält eine unzulässige Uminter-
pretation des Gesetzeswortlauts, indem der Ansatz „mit den Herstellungskos-
ten“ durch „mit allen Herstellungskosten“ ersetzt wird (vgl. hierzu und zum Fol-
genden Stobbe, FR 1994, 105 ff.; Raupach; FS Moxter, 1994, 101 ff., insbes.
114 ff.). Wegen der grundsätzlichen Bedeutung und des Beschlusses des BFH v.
4.7.1990 (GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830) wäre uE eine Klärung durch den Gro-
ßen Senat zumindest wünschenswert – wenn nicht sogar erforderlich – gewesen.
Der IV. Senat setzt sich über die Kodifizierung europäischen Rechnungs-
legungsrechts, das über das BiRiLiG auch in das HGB transformiert wurde, ein-
fach hinweg und führt als Begr. ein Gutachten des RFH v. 4.2.1939 (GrS D
7/38, RStBl. 1939, 321) an, das angesichts des damaligen politischen Drucks
und der damaligen Finanzlage (kurz vor Kriegsbeginn) als äußerst fragwürdig zu
beurteilen ist (vgl. hierzu Bühler, Bilanz und Steuer, 5. Aufl. 1952, 259) und auf-
grund des BiRiLiG überholt sein dürfte. Die handelsrechtl. HKDefinition gilt
für Personen- und Kapitalgesellschaften und ist aufgrund dieser allgemeinver-
bindlichen Kodifizierung – angesichts des (langen) politischen Prozesses – als
handelsrechtl. GoB anzusehen (vgl. hierzu Schildbach, Der handelsrechtliche
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Jahresabschluss, 9. Aufl. 2009, 86; aA Schulze-Osterloh, StuW 1989, 242
[249]). Die handelsrechtl. Regelung entspricht auch den Ergebnissen der be-
triebswirtschaftlichen Diskussion, die bisher zu keinen eindeutigen Ergebnissen
geführt hat.
Bei den Wahlrechten nach § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB nF (zB allgemeine Verwal-
tungskosten) liegt uE lediglich eine Bewertungshilfe vor, aus der wegen der Will-
kürlichkeit der Kostenzuordnung kein Einbeziehungsgebot gefordert werden
kann (vgl. Moxter, BB 1988, 945; Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 72
und 134; Hartung, BB 1992, 2395, geht sogar von einem Aktivierungsverbot
nach der 4. EG-Richtlinie aus). Nach der materiellen Maßgeblichkeit (§ 5 Abs. 1
Satz 1, s. dazu § 5 Anm. 61) müsste das handelsrechtl. Wahlrecht auch stl. gelten
(vgl. FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05, DStRE 2009, 1290, rkr., betr.
freiwillige soziale Leistungen; s. auch § 5 Anm. 105 mwN). Aufgrund der öko-
nomischen Unwägbarkeiten sollten diese handelsrechtl. Wahlrechte als Kom-
promiss- oder Vereinfachungswahlrechte (ähnlich Döllerer, ZHR 157 (1993),
349 [354]; Kraus-Grünewald, ZfbF 1994, 32 [42 ff. und 48 ff.]; Stobbe, FR
1994, 108 f.; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 359; Ku-
losa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 199: vertretbar als Vereinfachungswahlrecht)
anerkannt werden, da sie wegen des Charakters einer Bewertungshilfe – im Ge-
gensatz zu § 253 Abs. 4 HGB aF – nicht das Ziel haben, stille Reserven zu bil-
den (aA Weber-Grellet, StbJb. 1994/95, 118 f.).
Sofern der Gesetzgeber die Auffassung nach BMF v. 12.3.2010 (BStBl. I 2010,
269 – Tz. 8) für geltendes Recht hält, wäre es aus Gründen der Rechtssicherheit
wünschenswert, wenn eine explizite strechtl. Norm für die HK in § 6 geschaffen
würde (vgl. StRefkommission, Schriftenreihe des BMF Heft 17, 1971, V
Rn. 131–133, 200 für Übertragung der Umschreibung der EStR in das Gesetz;
P.J. Schmidt, DB 1988, 1277 [1280]). Bei Verankerung einer Spezialnorm in § 6
würde keine strechtl. Lücke mehr existieren und folglich der Bewertungsvor-
behalt des § 5 Abs. 6 eingreifen, so dass der Maßgeblichkeitsgrundsatz für die
handelsrechtl. Wahlrechte der HKDefinition, die nach § 6 dann als Einbezie-
hungspflichten kodifiziert würden, nicht mehr anwendbar wäre.

c) Konsequenzen für die Rückstellungsbewertung
Wegen fehlender Funktionsgleichheit der Bewertungsobjekte ist die handels-
rechtl. HKDefinition stl. nicht ohne Weiteres übertragbar, da ein Grundsatz der
Einheitlichkeit der Bewertung für unterschiedliche Bilanzpositionen nicht gilt
(vgl. IDW, Stellungnahme SABI 2/1987, WPg. 1988, 48 f.; vgl. auch ADS VI.
§ 253 HGB Rn. 254, die der Auffassung sind, dass handelsrechtl. stets ein An-
satz zu Vollkosten möglich ist; aA Siegel, FS Schneider, 1995, 635 [672d]) und
stl. zusätzlich in Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b eine Spezialvorschrift verankert ist (s.
Anm. 1174), die aufgrund des Bewertungsvorbehalts nach § 5 Abs. 6 vorrangig
zu beachten ist (vgl. BFH v. 19.7.2011 – X R 26/10, BFH/NV 2011, 2147 =
DStR 2011, 1990).
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IV. Die einzelnen Bestandteile der Herstellungskosten
(§ 255 Abs. 2 Satz 2 bis 6, Abs. 3 HGB)

1. Material- und Fertigungskosten (§ 255 Abs. 2 Satz 2 HGB)

a) Materialkosten
Materialeinzelkosten: Nach § 255 Abs. 2 Satz 2 HGB nF gehören die „Materi-
alkosten“ sowie angemessene Teile der „Materialgemeinkosten“ ausdrückl. zu
den aktivierungspflichtigen HK. Der neuformulierte Satz 2 soll die Konformität
zu Art. 35 Abs. 3 der Bilanzrichtlinie gewährleisten (vgl. BTDrucks. 16/10067,
60), in der die Begriffe Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe verwendet werden. Aus
dem Gesetzeswortlaut des § 255 HGB nF ist abzuleiten, dass der erstgenannte
Begriff der Materialkosten mit den Materialeinzelkosten gleichzusetzen ist. Dazu
gehören neben den Rohstoffen auch alle Hilfs- und Betriebsstoffe, die dem ein-
zelnen Produkt zugerechnet werden könnten (vgl. Hartung, BB 1992, 2392),
selbst wenn diese – etwa aus Vereinfachungs- oder Praktikabilitätsgründen – als
(unechte) Gemeinkosten behandelt werden (vgl. Oestreicher in Beck-HdR, B
163, Rn. 36–37; von Wysocki, FS Beusch, 1993, 929 [932]; glA im Hinblick auf
die Roh- und Hilfsstoffe: Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255
HGB Rn. 168). Der HFA des IDW (IDW RS HFA 31, WPg. Supplement
3/2010, Rn. 10) stellt auf den quantitativen Zusammenhang zwischen hergestell-
tem Gegenstand und dem durch seine Herstellung entstandenen Verbrauch an
Gütern (mengenmäßige Erfassbarkeit) ab, wobei es auf die Möglichkeit einer di-
rekten Zurechnung – also nicht auf die tatsächlich vorgenommene Zurechnung
– ankommen soll; zur Diskussion s. auch Anm. 459 „Einzeln erfassbare Kos-
ten“.
Einbeziehungspflichtige Materialeinzelkosten sind uE: (vgl. ADS VI. § 255
HGB Rn. 142–144; Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 36 f.):
– unfertige Erzeugnisse des Unternehmens;
– Einbauteile sowie Rohstoffe, die von Dritten erworben wurden und im Fer-

tigungs-(Produktions-)prozess weiterverarbeitet werden;
– Bezugskosten von Rohstoffen, Einbauteilen uÄ (zB Eingangsfrachten; Roll-

gelder);
– im Herstellungsprozess wiederverwertete Abfälle;
– verbrauchsbedingter Schwund, zB durch Gewichtsverlust, Abfälle, Bruch,

Verschnitt und Ausschuss, soweit diese nicht an anderer Stelle wieder ver-
wendet werden (dann Kostengutschrift); hierzu zählt aber nicht der Schwund
durch Diebstahl, Unterschlagung oder Zerstörung;

– Innenverpackung (vgl. BFH v. 12.11.2008 – XI R 46/07, BStBl. II 2009, 558,
Rn. 21; v. 2.2.1990 – III R 126/85, BStBl. II 1990, 593, Rn. 12; v. 20.5.1988 –
III R 31/84, BStBl. II 1988, 961; Mathiak, DStR 1989, 233; Knop/Küting
in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 172);

– Hilfsstoffe (zB Säcke; Etuis; Tuben; Schrauben, Nägel, Lacke, Farben und
Klebstoffe bei der Möbelproduktion; Seife der Wäscherei; Konservierungs-
stoffe und Bindemittel der Nahrungsmittelindustrie; Filme und Chemikalien
des Berufsphotographen; Gerbstoffe des Gerbers);

– Betriebsstoffe, die sich von den Hilfsstoffen dadurch unterscheiden, dass sie
nicht in das Erzeugnis eingehen, sondern dass sie für die Durchführung des
Betriebsprozesses und die Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft erfor-
derlich sind (Energie für Fertigungsanlagen; Schmierstoffe; aA in Bezug auf
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den Charakter von Betriebsstoffen als Einzelkosten: Küting, StuB 2008, 423;
ADS VI. § 255 HGB Rn. 143);

– von der mengen- oder zeitabhängigen Inanspruchnahme der Maschinen ver-
ursachter Wartungs- und Reparaturmaterialverbrauch.

Nebenkosten, die für den Bezug von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen anfallen
(zB Beiträge eines Erdölbevorratungsverbands), sind nicht in jedem Fall in die
HK einzubeziehen. Ihre Einbeziehungspflicht richtet sich vielmehr nach der Er-
füllung der allgemeinen Kriterien des Herstellungsbegriffs („Veranlassung dem
Grunde nach“, s. Anm. 459). Sie müssen in einem engen sachlichen und zeitli-
chen Zusammenhang mit der Herstellung des WGs stehen und innerhalb des
Herstellungszeitraums (s. Anm. 266) anfallen (vgl. BFH v. 17.10.2001 – I R
32/00, BStBl. II 2002, 349, Rn.12–13).
Zur Ermittlung und Bewertung der Materialkosten sowie zur Ermittlung der
Materialverbräuche bei Kuppelproduktion s. Anm. 965 ff.

b) Fertigungskosten
Fertigungseinzelkosten: Auch der Begriff der Fertigungskosten wird in § 255
Abs. 2 Satz 2 HGB nF nicht definiert. Dem Wortlaut nach handelt es sich hier-
bei um Einzelkosten mit einem Bezug zur Fertigung. Aus der handelsrechtl.
HKDefinition kann man eine Negativabgrenzung ableiten. Danach fallen unter
Fertigungskosten alle Kosten, die nicht zu den
– Materialkosten,
– Sonderkosten der Fertigung,
– Werteverzehr des Anlagevermögens,
– Kosten der allgemeinen Verwaltung, sozialer Einrichtungen, freiwilliger sozia-

ler Leistungen sowie der Altersversorgung und zu den
– Vertriebskosten oder
– Forschungs- und Entwicklungskosten
zählen (vgl. Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 44).
Wegen der gleichzeitig bestehenden Einbeziehungspflicht für Materialkosten,
Sonderkosten der Fertigung und den Werteverzehr des Anlagevermögens bleibt
die Abgrenzung zu diesen HKBestandteilen nach Umsetzung des BilMoG ohne
materielle Bedeutung.
Als aktivierungspflichtige Fertigungseinzelkosten werden insbes. die Fertigungs-
löhne angesehen, die der BFH (v. 31.7.1967 – I 219/63, BStBl. II 1968, 22,
Rn. 17) als typische Einzelkosten bezeichnet hat. Diese Klassifizierung ist heute
jedoch nur bei bestimmten, in der Praxis allerdings selten anzutreffenden Lohn-
formen (zB reine Akkordlöhne oder mengenmäßige Prämien) zutreffend, da sie
gleichzeitig das Kriterium der variablen, leistungsabhängigen Kosten erfüllen
(vgl. Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 183 f.). Ob-
wohl es sich bei Zeit- und Prämienlöhnen aus kostentheoretischer Sicht um Ge-
meinkosten handelt, werden sie überwiegend weiterhin den Fertigungseinzelkos-
ten zugeordnet (vgl. Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 80 f.; Wohlgemuth,
HdJ I/10, Rn. 26; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB
Rn. 347; ADS § 255 HGB Rn. 147; aA Knop/Küting in Küting/Pfitzer/We-
ber V. § 255 HGB Rn. 183 f.). Begründet wird dies mit dem Kriterium der Ein-
zelerfassbarkeit, das über eine Umrechnung von Stundenlöhnen auf die einge-
setzte Fertigungszeit oder über eine Schlüsselung der Stückzahl erreicht werden
kann (vgl. IDW, RS HFA 31, WPg. Supplement 3/2010, Rn. 14). Aufwendun-
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gen, die zwar mengenmäßig an eine Bezugsgröße der Fertigung anknüpfen, bei
denen aber nicht das Kriterium der „Veranlassung dem Grunde nach“ (s.
Anm. 459) erfüllt ist (zB IHK-Beitrag, Gebühren), gehören nicht zu den Fer-
tigungseinzelkosten.
Die nachfolgenden Kostenkategorien sind den Fertigungseinzelkosten zuzuord-
nen (vgl. IDW, WP-Handbuch 2006, Bd. I, Teil E Rn. 276; Oestreicher in
Beck-HdR, B 163, Rn. 46):
Fertigungslöhne, wozu zählen:
– Löhne für direkt am Produktionsprozess des Erzeugnisses tätige Mitarbeiter

(Produktions- und Verarbeitungslöhne);
– Löhne in Hilfsbetrieben (Energie, Werkstätten, Transport);
– Lohnnebenkosten (vgl. auch Schneeloch, DB 1989, 287) wie Zuschläge für

Überstunden, Schichtdienst oder Sonn- und Feiertagsarbeit, Sozialversiche-
rungsbeiträge (Arbeitgeberanteil) sowie andere gesetzlich oder tariflich auf-
erlegte Sozialaufwendungen (Berufsgenossenschaftsbeiträge, vermögenswirk-
same Leistungen);

– vom Unternehmen übernommene Lohn- und Kirchensteuer.
Stellungnahme: Wird die Gesetzesbegründung zum neugefassten § 255 Abs. 2
HGB zur Klassifizierung von Fertigungslöhnen herangezogen, ist ein Großteil
der hier angeführten Lohnbestandteile nicht mehr den Fertigungseinzelkosten,
sondern den FGK zuzuordnen. Unmittelbar zurechenbar (= Einzelkosten) sind
solche Aufwendungen, die „in Abhängigkeit von der Erzeugnismenge variieren“
(BTDrucks. 16/10067, 59 f.). Damit wären Zeit- und Prämienlöhne zukünftig
als FGK zwar weiterhin einbeziehungspflichtig, aber nur, soweit sie dem Prinzip
der „Angemessenheit“ (s. Anm. 463c) genügen.
Löhne für im Produktionsprozess tätiges Management sowie für tech-
nische Verwaltung (Werkmeister, Arbeitsvorbereitung usw.) gehören nur bei
Einzel- oder Auftragsfertigung zu den Fertigungseinzelkosten. Im Falle der Seri-
en-, Sorten- und Massenfertigung liegen wegen der fehlenden Möglichkeit zur
Einzelerfassung FGK vor.
Aufwendungen für Drittleistungen:
– externe Bearbeitungskosten (zB Subunternehmer, Veredelung);
– externe Projekt- und Planungsarbeiten, soweit direkt zurechenbar;
– externe Hilfstätigkeiten (zB Reparatur);
– öffentliche Abgaben (zB für Abwasser), soweit einzeln erfassbar.
Umstrittene Zuordnung zu den Fertigungseinzelkosten:
E Ausfallzeiten wie Lohnfortzahlung im Krankheitsfall (ablehnend zur Lohnfortzah-
lung Schmeisser/Steinle, DB 1987, 2319; Hauser/Hagenau, DB 1990, 440;
Bachem, BB 1991, 380; Hartung, BB 1991, 872) sowie Einmalzahlungen wie
Weihnachts- und Urlaubsgeld (ablehnend Schneeloch, DB 1989, 287) sind bei
der Einbeziehungspflicht von Fertigungslöhnen umstritten, da diese Leistungen
nicht direkt dem Erzeugnis zugerechnet werden können; andererseits ist fest-
zustellen, dass die Leistungen Lohnbestandteile darstellen, die bei einer Fest-
legung einer Jahresvergütung einbezogen werden; werden zB Mitarbeiter von
Leiharbeitsfirmen ausgeliehen, so sind idR die Ausfallzeiten und die Sonderzah-
lungen in den effektiven Stundensätzen, die dann höher liegen dürften als die ef-
fektiv im Unternehmen zu zahlenden Stundenlöhne, einkalkuliert.
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E Erfolgsprämien für Mitarbeiter im Fertigungsbereich: Ob gewinnabhängige Aufwen-
dungen (Tantiemen) überhaupt in die HK einbezogen werden dürfen, ist um-
stritten, da sie einen Teil des Rohgewinns darstellen (vgl. ADS VI. § 255 HGB
Rn. 177, 195; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 470
„Gewinnbeteiligung von Arbeitnehmern“ für vertragliche gewinnabhängige
Tantiemen). Teile des Schrifttums ordnen sie den einbeziehungspflichtigen Fer-
tigungseinzelkosten zu, wenn die Prämienzahlung vertraglich fixiert ist, und für
in der Fertigung beschäftigte Mitarbeiter anfällt (vgl. Oestreicher in Beck-HdR,
B 163, Rn. 132; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB
Rn. 257). Fehlt eine vertragliche oder gesetzliche Regelung, gehören Erfolgsprä-
mien zu den freiwilligen sozialen Aufwendungen iSd. § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB
mit einem korrespondierenden Einbeziehungswahlrecht (vgl. Oestreicher in
Beck-HdR, B 163, Rn. 132; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255
HGB Rn. 257–258; so auch FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05, DStRE
2009, 1290, rkr., Rn. 31 sowie R 6.3 Abs. 4 Satz 4 EStR 2008; krit. hierzu Kulosa
in Schmidt XXX. § 6 Rn. 201; wohl auch Grottel/Pastor in Beck-BilKomm.
VIII. § 255 HGB Rn. 435).
Kalkulatorischer Unternehmerlohn: Die Einbeziehung eines kalkulatorischen
Unternehmerlohnes in die HK ist grds. ausgeschlossen. Allerdings wird dies
vom BFH explizit nur für den fiktiven Unternehmerlohn des Einzelunterneh-
mers best. (vgl. BFH v. 8.2.1996 – III R 35/93, BStBl. II 1996, 427 – Rn. 8 so-
wie v. 19.7.2011 – X R 26/10, DStR 2011, 1990). Tätigkeitsvergütungen an Mit-
unternehmer für die Bauaufsicht und Koordination von Handwerkerarbeiten
werden – trotz ihres Charakters als Sondervergütungen iSd. § 15 Abs. 1 Nr. 2 –
vom BFH (BFH v. 8.2.1996 – III R 35/93, BStBl. II 1996, 427, Rn. 9) als Fer-
tigungskosten eingestuft. Als Begr. führt der BFH die handelsrechtl. Selbststän-
digkeit von PersGes. an (vgl. BFH v. 25.2.1991 – GrS 2/89, BStBl. II 1991, 691
[698]) und verweist darauf, dass § 15 Abs. 1 Nr. 2 keine rechtliche Handhabe
biete, den HKBegriff zu modifizieren (vgl. BFH v. 8.2.1996 – III R 35/93,
BStBl. II 1996, 427, Rn. 9; aA Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 192).

c) Sonderkosten der Fertigung
Der Begriff der Sonderkosten der Fertigung ist in § 255 Abs. 2 Satz 2 HGB nF
weiterhin als eigenständiger einbeziehungspflichtiger HKBestandteil ohne Legal-
definition erfasst. Zu den Sonderkosten der Fertigung gehören Aufwendungen,
die dem Fertigungsprozess – nicht aber den Forschungs- und Entwicklungskos-
ten für neue Produkte, der Verwaltung oder dem Vertrieb – zuzurechnen sind.
Häufig fallen diese im Vorfeld des eigentlichen Fertigungsprozesses an, zB Ent-
wurfskosten (Planungs- und Konstruktionskosten), Lizenzgebühren ausgenom-
men Vertriebslizenzen, s. Anm. 1000 „Lizenzgebühren“), AfA der AK von Pa-
tenten, Know-how und Spezialwerkzeugen, Aufwendungen für Formen,
Modelle, Schablonen (J. Schmidt, DB 1977, 1069), Schnitte und Statik sowie
hiermit zusammenhängende Aufwendungen für Subunternehmer. Auch Zulas-
sungskosten eines neu entwickelten Pflanzenschutzmittels wurden vom BFH
(BFH v. 8.9.2011 – IV R 5/09, DStR 2011, 2186) als Teil der HK der Rezeptur
eingestuft, was uE eine Zuordnung zu den Sonderkosten der Fertigung impli-
ziert. Entscheidend für die Aktivierbarkeit der Sonderkosten ist, dass zumindest
ein Bezug zwischen den Aufwendungen und der Herstellung von Erzeugnissen
besteht (vgl. Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 54). Das Schrifttum folgert
überwiegend, dass nur Sondereinzelkosten unter die in § 255 Abs. 2 Satz 2
HGB explizit aufgeführten Sonderkosten der Fertigung fallen (ADS VI. § 255
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HGB Rn. 150; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB
Rn. 188). Hierzu gehören uE die dem Fertigungsprozess eines Erzeugnisses zu-
rechenbaren Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, und zwar auch dann, wenn diese
als (unechte) Gemeinkosten erfasst werden (vgl. Art. 35 Abs. 3 der 4. EG-Richt-
linie sowie Anm. 459 „Einzeln erfassbare Kosten“).
Verbrauchsteuern: s. Anm. 463b.
Kein Fertigungsbezug: Als nicht fertigungsbezogen werden solche Vorarbei-
ten angesehen, deren bezwecktes Ergebnis noch nicht mit einem konkreten Er-
zeugnis so in Zusammenhang steht, dass es als dessen unmittelbare Vor- und
Zwischenstufe anzusehen ist. Auf dieser Grundlage ist auch die Abgrenzung zu
den Forschungs- und Entwicklungskosten zu beurteilen (s. allg. Anm. 464). Die
Aufwendungen für Grundlagenforschung sind regelmäßig einer Vorstufe zuzu-
ordnen, in der kein Zusammenhang mit dem konkreten zu fertigenden Produkt
besteht, so dass hier das Einbeziehungsverbot des § 255 Abs. 2 Satz 4 HGB
greift (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 151; Oestreicher in Beck-HdR, B 163,
Rn. 53; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 485). Auch
bei Neuentwicklungen fehlt der direkte Bezug zur laufenden Produktion als Vo-
raussetzung für die Einbeziehung als Sonderkosten der Fertigung. Hier ist die
Regelung des § 255 Abs. 2a HGB zu prüfen, die allerdings wegen des in § 5
Abs. 2 definierten Aktivierungsverbots für selbst geschaffene immaterielle WG
des Anlagevermögens stl. nicht anwendbar ist.
Unklar ist die Zugehörigkeit zu den Sondereinzelkosten der Fertigung, wenn es
sich um eine Weiterentwicklung derzeitiger Erzeugnisse (zB face-lifting) handelt.
Überwiegend wird hier der Charakter der FGK gesehen (vgl. ADS VI. § 255
HGB Rn. 151; Oestreicher in Beck HdR, B 163, Rn. 53; Knop/Küting in Kü-
ting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 285), die nach Umsetzung des BilMoG
ebenfalls in die HK einbezogen werden müssen. Auch wenn mit der Weiterent-
wicklung der Beginn der Herstellung eines bestimmten Erzeugnisses (auch eines
Prototypen) verbunden ist, ergibt sich eine Aktivierungspflicht für die unmittel-
bar mit der Erstellung anfallenden Aufwendungen.
Bei auftrags- und objektbezogenen Sonderkosten (zB Planungs- und Konstruk-
tionskosten) handelt es sich hingegen grds. um einbeziehungspflichtige HK (vgl.
ADS VI. § 255 HGB Rn. 151; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255
HGB Rn. 424–426). Derartige Kosten (Kosten der Auftragsvorbereitung und
-abwicklung) sind jedoch nur aktivierbar unter der Voraussetzung, dass ein kon-
kreter Auftrag erteilt wurde (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 214). Kosten der Auf-
tragserlangung gehören idR zu den nicht aktivierbaren Vertriebskosten (vgl.
Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 169; diffe-
renzierend ADS VI. § 255 HGB Rn. 213 mwN; s. auch Anm. 464a).

2. Einbeziehungspflicht fertigungsbezogener Gemeinkosten (§ 255
Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 HGB)

a) Abgrenzung zwischen Einzelkosten und Gemeinkosten
Notwendigkeit der Abgrenzung: Die Notwendigkeit zur Abgrenzung zwi-
schen Einzel- und Gemeinkosten hat mit der seit dem BilMoG bestehenden
Einbeziehungspflicht für angemessene Teile fertigungsbezogener Gemeinkosten
an Bedeutung verloren. Relevant ist die Abgrenzung aber noch im Hinblick auf
das Prinzip der Angemessenheit, das dem Wortlaut nach nur für die Gemeinkos-
ten gilt.
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Begriff der Gemeinkosten: Bei Gemeinkosten handelt es sich im Rahmen der
HK um „Aufwendungen für Güter, Leistungen und Dienste, die nicht unmittel-
bar in das Produkt eingehen, sondern nur über eine Schlüsselung oder Umlage
zu dem hergestellten Vermögensgegenstand (bzw. WG; Anm. der Verf.) in Be-
ziehung gebracht werden können“ (IDW, RS HFA 31, WPg. Supplement
3/2010, Rn. 15).
Echte und unechte Gemeinkosten: Unter den Begriff der Gemeinkosten fal-
len uE nur die echten Gemeinkosten, die fix und variabel sein können. Hierzu
zählen solche Aufwendungen, die für ein Erzeugnis nicht direkt erfasst werden
können, etwa weil sie für mehrere Erzeugnisse gemeinsam anfallen (zB Licht-
und Heizkosten in einer Halle, in der mehrere Fertigungsstraßen sind, als varia-
ble echte Gemeinkosten (vgl. Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 29; diese
Kosten sind uE als Einzelkosten einbeziehungspflichtig; s. ausführl. Anm. 459
„Einzeln erfassbare Kosten“ mwN).
Abgrenzung: Für die Behandlung als Einzel- und Gemeinkosten kommt es
nicht auf die tatsächliche Kostenrechnung, sondern auf die mögliche Kosten-
rechnung iS einer Erfassbarkeit von Einzelkosten an (vgl. Selchert, DB 1986,
2301; IDW, RS HFA 31, WPg. Supplement 3/2010, Rn. 19; zur Diskussion s.
Küting, BB 1989, 589 f.; Wohlgemuth, HdJ I/10, Rn. 20–23). Sofern aus Prak-
tikabilitäts- und Wirtschaftlichkeitsgründen tatsächlich keine Einzelerfassung er-
folgt, können für die Abgrenzung von Einzel- und Gemeinkosten auch Schät-
zungen in Betracht kommen (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 137). Liegt ein
eindeutiger und nachweisbarer quantitativer Zusammenhang zwischen dem her-
gestellten WG und dem durch seine Herstellung entstandenen Werteverzehr
vor, steht eine Umrechnung, die sich auf die Ausbringungsmenge, Zeit oder Be-
schäftigung bezieht, dem unmittelbaren Zusammenhang der Einzelkosten mit
dem betreffenden WG nicht entgegen (vgl. IDW, RS HFA 31, WPg. Supple-
ment 3/2010, Rn. 14), soweit das Kriterium der „Veranlassung dem Grunde
nach“ erfüllt ist (s. Anm. 459).
Stellungnahme: Die Begr. zum BilMoG enthält ein zweites Kriterium zur Ab-
grenzung von Einzel- und Gemeinkosten. Hiernach liegen Einzelkosten (= un-
mittelbar zurechenbare Aufwendungen) immer dann vor, wenn sie „in Abhän-
gigkeit von der Erzeugnismenge variieren“ (BTDrucks. 16/10067, 59-60). In
der überwiegenden Mehrzahl der Anwendungsfälle (zB Hilfs- und Betriebsstoffe
wie Energie für Maschinen, Öle, Fette, Schrauben) werden die Abgrenzungskri-
terien „Einzelerfassbarkeit“ und „Variabilität“ zur gleichen Zuordnung führen.
Unterschiede ergeben sich jedoch bei den Fertigungslöhnen, die nach hM ein-
zeln erfassbar sind, aber nicht oder nur zum Teil mit der Ausbringungsmenge
variieren. Wird das Kriterium der Variabilität als zusätzliches Abgrenzungskrite-
rium herangezogen, sind die beschäftigungsunabhängig anfallenden Bestandteile
der Fertigungslöhne den Gemeinkosten zuzuordnen, für die das Kriterium der
Angemessenheit gilt.
Gemeinkostenverrechnung bei Unterbeschäftigung: Sog. „Leerkosten“, die
aufgrund einer Unterbeschäftigung entstehen, dürfen nach hM grds. nicht in die
HK einbezogen werden (vgl. von Wysocki, FS Beusch, 1993, 929 [937 f.];
Schildbach, Der handelsrechtliche Jahresabschluss, 9. Aufl. 2009, 180; s. auch
Freidank, BB 1984, 29 ff.; und Anm. 984). R 6.3. Abs. 6 EStR 2008 konkretisiert
hierzu, dass es sich um eine teilweise Stilllegung oder mangelnde Aufträge han-
deln muss. In der Literatur werden Leerkosten bei „dauerhafter, offenbarer Un-
terbeschäftigung“ (ADS VI. § 255 HGB Rn. 162; Werndl in KSM, § 6 Rn. B
261) bzw. einer Unterschreitung von 70 % der Normalauslastung angenommen
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(vgl. Küting, BB 1989, 587 [595]; Beiser, DB 2003, 2557; gegen die Anwendung
eines pauschalen Prozentsatzes vgl. Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII.
§ 255 HGB Rn. 485). Beruhen die Leerkosten hingegen auf branchenüblichen
Schwankungen (zB Zuckerfabrik), sind die HK weiterhin auf Basis der tatsäch-
lich angefallenen Gemeinkosten zu ermitteln (vgl. Kulosa in Schmidt XXX. § 6
Rn. 196; BFH v. 15.2.1966 – I 103/63, BStBl. III 1966, 468).
Prinzip der Angemessenheit der Gemeinkosten: Nach § 255 Abs. 2 Satz 2
Halbs. 2 HGB sind nur „angemessene Teile“ der Gemeinkosten (Material, Fer-
tigung, Wertverzehr) in die HK einzubeziehen (vgl. BFH v. 21.10.1993 – IV R
87/92, BStBl. II 1994, 176 = FR 1994, 118; Stobbe, FR 1994, 108 f.). Angemes-
senheit bedeutet, dass nur diejenigen Ist-Gemeinkosten bei den HK zu erfassen
sind, die einem bestimmten Produkt nach vernünftigen betriebswirtschaftlichen
Kriterien zugerechnet werden können und die sich inhaltlich und zeitlich auf sei-
ne Herstellung beziehen. Die Zurechnung darf nicht willkürlich sein und muss
unter Beachtung des Vorsichtsprinzips erfolgen. Letzteres ist insbes. im Rahmen
der Kuppelproduktion, bei kleinen Losgrößen und längeren Rüstzeiten zu prü-
fen (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 157-158). Betriebs- und periodenfremde so-
wie außergewöhnliche Gemeinkosten dürfen nicht einbezogen werden (vgl.
ADS VI. § 255 HGB Rn. 158; Küting, StuB 2008, 419 [424]; Kulosa in Schmidt
XXX. § 6 Rn. 196).
Veranlassung durch die Herstellung: Ob Aufwendungen überhaupt als Ge-
meinkosten in die HK einbezogen werden dürfen, hängt von ihrem unmittel-
baren Zusammenhang mit dem Herstellungsvorgang ab. § 255 Abs. 2 Satz 2
HGB bestimmt, dass der Werteverzehr des Anlagevermögens nur dann einzube-
ziehen ist, wenn er durch die Fertigung veranlasst ist (vgl. BFH v. 21.10.1993 –
IV R 87/92, BStBl. II 1994, 176; Stobbe, FR 1994, 108 f.). In diesem Fall ist ins-
bes. die Abgrenzung zwischen Herstellung (Fertigung) und Vertrieb von Bedeu-
tung, da Vertriebskosten einem Einbeziehungsverbot unterliegen; zu dieser Ab-
grenzung s. BFH v. 20.5.1988 – III R 31/84, BStBl. II 1988, 961;
Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 452 mwN; s. auch
Anm. 270.
Zeitraum der Herstellung: Gemeinkosten dürfen nur insoweit in die HK ein-
bezogen werden, als sie auf den Zeitraum der Herstellung entfallen. Dieser
Wortlaut ist nach Umsetzung des BilMoG zwar nur noch für den Werteverzehr
des Anlagevermögens im Gesetz enthalten, wird aber für die übrigen Gemein-
kosten durch das Kriterium der Angemessenheit weiterhin abgedeckt (vgl.
Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 244; s. auch
Anm. 266).

b) Materialgemeinkosten
Zu den seit BilMoG einbeziehungspflichtigen Materialgemeinkosten gehören
„die Kosten (ohne abziehbare Vorsteuer), die mit der Lagerung und Wartung
des Materials in Zusammenhang stehen“ (BMF v. 11.11.1974, BStBl. I 1974,
994 – Tz. 21b). Diese fallen üblicherweise auf den Kostenstellen Material und
Rechnungsprüfung, Lagerhaltung, innerbetrieblicher Transport, Materialverwal-
tung und -bewachung an (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 172; Knop/Küting in
Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 235; s. auch R 6.3 Abs. 2 EStR
2008). Bei den Kostenarten handelt es sich meist um Personal- und Raumkosten
sowie Abschreibungen und Versicherungen. Sofern einzelerfassbare Kosten vor-
liegen (zB Transportversicherungen), sind diese als ANK (s. Anm. 292 ff.) der
eingekauften Materialien (Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe) in die Materialeinzel-
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kosten einzubeziehen. Aufwendungen für die Kostenstellen Einkauf und Wa-
renannahme werden in Anlehnung an R 6.3 Abs. 4 Satz 2 EStR 2008 inzwischen
überwiegend den Verwaltungsgemeinkosten zugerechnet (vgl. Oestreicher in
Beck-HdR, B 163, Rn. 127; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255
HGB Rn. 262 mwN; aA ADS VI. § 255 HGB Rn. 172), für die ein Einbezie-
hungswahlrecht besteht.
Die Materialgemeinkosten werden idR durch einen prozentualen (wertmäßigen)
Zuschlag auf das Fertigungsmaterial verrechnet, wobei bei nicht unwesentlichen
Abweichungen unterschiedliche Zuschläge (Prozentsätze) je Stoffgruppe vor-
zunehmen sind (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 173). In neueren Kostenrech-
nungsansätzen (zB Prozesskostenrechnung, s. Anm. 467) wird die Schlüsselung
der Materialgemeinkosten verstärkt anhand mengenmäßiger Kostentreiber vor-
genommen.

c) Fertigungsgemeinkosten
Nach BFH v. 21.1.1971 (IV R 51/69, BStBl. II 1971, 304) gehört zu den FGK
„alles, was dazu verwendet wird, um die Halb- oder Fertigware herzustellen, dh.
alles, was hierbei in vollem Umfange in dem Herstellungsprozeß aufgeht“. Hin-
sichtlich der Abgrenzung der FGK ist festzustellen, dass es sich hierbei um ei-
nen Auffangtatbestand handelt; dh. FGK sind alle Aufwendungen, die nicht den
Materialeinzel- oder -gemeinkosten, Fertigungseinzelkosten oder Sondereinzel-
kosten zugerechnet werden und auch nicht zu den Verwaltungs- oder Vertriebs-
kosten zählen (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 174). Die Abgrenzung der FGK ist
stark von den betrieblichen Gegebenheiten und somit vom jeweiligen Einzelfall
abhängig. In R. 6.3 Abs. 2 EStR 2008 und den handelsrechtl. Kommentierungen
(vgl. zB ADS VI. § 255 HGB Rn. 175; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm.
VIII. § 255 HGB Rn. 423; Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 66) erfolgt die
Abgrenzung sowohl über Kostenarten als auch über Kostenstellen. Beispielhaft
werden folgende Kostenarten genannt:
– Raumkosten (einschl. Bewachung und Reinigung),
– Sachversicherungen,
– Energiekosten und sonstige Hilfs- und Betriebsstoffe, die nicht schon als un-

echte Gemeinkosten (= Materialeinzelkosten) erfasst sind,
– Grundsteuer auf Fertigungsanlagen,
– sonstige Aufwendungen (zB Telefon, Reisekosten, Sozialkosten), sofern sie

auf den Fertigungsbereich entfallen.
Mögliche Kostenstellen des Fertigungsbereichs sind:
– Arbeitsvorbereitung, Fertigungs- und Qualitätskontrolle,
– Betriebsleitung, Meisterbüro sowie Werkstattverwaltung,
– laufende Wartung, Instandhaltung und Reparaturen der Fertigungsanlagen

(zB technische Anlagen, Maschinen, Einrichtungen, Vorrichtungen, Werk-
zeuge),

– Unfallstationen und Unfallverhütungseinrichtungen der Fertigungsstätten,
– Lohnbüro, soweit in ihm die Löhne und Gehälter der in der Fertigung tätigen

ArbN abgerechnet werden,
– Werkzeuglager.
Diejenigen Löhne und Gehälter der im Fertigungsbereich beschäftigten Mit-
arbeiter, die nicht als Einzelkosten erfasst werden können, sind einschließlich
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der gesetzlichen Sozialabgaben und Zulagen ebenfalls den FGK zuzuordnen.
Ob diese Einbeziehungspflicht auch für vertraglich fixierte Ergebnisbeteiligun-
gen der Mitarbeiter im Fertigungsbereich gilt, ist umstritten (bejahend: Oestrei-
cher in Beck-HdR, B 163, Rn. 78; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V.
§ 255 HGB Rn. 257–258; ablehnend: ADS VI. § 255 HGB Rn. 177; Grottel/
Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 470 „Gewinnbeteiligung von
Arbeitnehmern“; s. Anm. 463a).
Wird das in der Begr. zum BilMoG definierte Kriterium der Variabilität zur Ab-
grenzung zwischen Einzel- und Gemeinkosten zusätzlich herangezogen, ist ein
Großteil der Fertigungslöhne dem „Auffangtatbestand“ der FGK zuzuordnen
(s. Anm. 463a und 463c).

d) Abschreibungen – Werteverzehr des Anlagevermögens
Handelsrecht: Seit dem BilMoG unterliegt auch der Werteverzehr des Anlage-
vermögens, soweit er durch die Fertigung veranlasst ist, nach § 255 Abs. 2 Satz 2
Halbs. 2 HGB einer Einbeziehungspflicht. Da nur angemessene Teile einbezo-
gen werden dürfen, muss sich der Werteverzehr auf den Zeitraum der Herstel-
lung (s. Anm. 266) beziehen. Aus dem Prinzip der Angemessenheit resultiert
auch, dass nur planmäßige Abschreibungen iSd. § 253 Abs. 3 Satz 1 HGB ein-
bezogen werden dürfen. Für außerplanmäßige Abschreibungen, steuerliche Son-
derabschreibungen sowie erhöhte Absetzungen besteht hingegen ein Einbezie-
hungsverbot (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 191; Knop/Küting in
Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 245 und 249; Oestreicher in Beck-
HdR, B 163, Rn. 91;Wohlgemuth, HdJ I/10, Rn. 40; Kulosa in Schmidt XXX.
§ 6 Rn. 198).
Steuerrecht: Die handelsrechtl. Bewertungsvorschrift gilt als GoB über § 5
Abs. 1 auch für die strl. Gewinnermittlung. Zu beachten ist jedoch, dass von der
FinVerw. R 6.3 Abs. 3 EStR 2008 herangezogen wird, die nicht zwingend han-
delsrechtl. GoB entsprechen.
Absetzung für Abnutzung: Die bei der Bilanzierung des Anlagevermögens stl.
angesetzte Absetzung für Abnutzung (AfA) ist gem. R 6.3 Abs. 3 Satz 1 EStR
2008 bei der Ermittlung des strechtl. einzubeziehenden Werteverzehrs grds. zu
übernehmen. Dies gilt auch, wenn die Bewertung des beweglichen Anlagever-
mögens mit fallenden (degressiven) Jahresbeträgen auf Grundlage von § 7
Abs. 2 erfolgt. Wahlweise können hier gem. R 6.3 Abs. 3 Satz 2 EStR 2008 aber
auch gleichbleibende (lineare) AfA-Beträge in die HK eingerechnet werden. In
diesen Fällen muss der Stpfl. die linearen AfA-Beträge durchgehend in die HK
einbeziehen und zwar auch, wenn diese gegen Ende der ND höher sind als die
bei der Bewertung des beweglichen Anlagevermögens angesetzten degressiven
AfA-Beträge (vgl. R 6.3 Abs. 3 Satz 3 EStR 2008).
Bewertungsfreiheiten, Sonderabschreibungen und erhöhte Absetzungen
dürfen nach dem Wortlaut der R 6.3 Abs. 3 Satz 4 EStR 2008 ebenfalls in die
HK einbezogen werden (vgl. Köhler, StBp. 2008, 264): „Der Wertverzehr des
der Fertigung dienenden AVs ist bei der Berechnung der HK der Erzeugnisse
auch dann in Höhe der sich nach den AK oder HK des AVs ergebenden AfA in
gleichen Jahresbeträgen zu berücksichtigen, wenn der Stpfl. Bewertungsfreihei-
ten, Sonderabschreibungen oder erhöhte Absetzungen in Anspruch genommen
und diese nicht in die HK der Erzeugnisse einbezogen hat.“
Stellungnahme: Diese stl. Wahlrechte zur Einbeziehung von degressiven AfA,
Bewertungsfreiheiten, Sonderabschreibungen und erhöhten Absetzungen in die
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HK sind nicht mit den handelsrechtl. GoB vereinbar. Derartige Aufwendungen
sind nicht durch die Fertigung veranlasst, sie widersprechen dem Angemessen-
heitsprinzip als Ausfluss des Vorsichtsprinzips (s. Anm. 463c) und sind häufig
auch nicht mit dem Stetigkeitsprinzip vereinbar. Folglich sind bei der stl. Ge-
winnermittlung vergleichbar zum Handelsrecht grds. nur lineare Abschreibungs-
beträge in den HK zu berücksichtigen (glA Kulosa in Schmidt XXX. § 6
Rn. 198; Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 486; Köhler, StBp. 2008, 264; offen las-
send Werndl in KSM, § 6 Rn. B 256 f.).
Teilwertabschreibungen auf das Anlagevermögen iSd. § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2
sind hingegen auch gem. R 6.3 Abs. 3 Satz 6 EStR 2008 bei der HK-Ermittlung
nicht zu berücksichtigen.
Kalkulatorische Abschreibungen sind nach handelsrechtl. hM grds. zulässig,
sofern nicht von höheren Wiederbeschaffungswerten ausgegangen wird (vgl.
Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 93; ADS VI. § 255 HGB Rn. 184; krit.
im Hinblick auf den Sinn und Zweck der Übernahme kalkulatorischen Abschrei-
bungen in die HK: Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB
Rn. 246 ff.). Hinsichtlich der Abschreibungsbasis ist also auch bei der kalkulato-
rischen Abschreibung das pagatorische Prinzip zu beachten. In Bezug auf die
Abschreibungsmethoden ist die Frage zu beantworten, ob und inwiefern die
kostenrechnerisch ermittelten Abschreibungen den „wahren Werteverzehr“ des
Anlagevermögens und eine möglicherweise damit korrespondierende „wahre
Werterhöhung“ der Erzeugnisse besser abbilden können als die bilanziellen Ab-
schreibungen. Auch hier ist krit. zu prüfen, ob aus der Übernahme einer degres-
siven Abschreibung in die HK Überbewertungen der Vorräte resultieren, die
nicht mit dem Vorsichts- und Stetigkeitsprinzip vereinbar sind. Nicht zu bean-
standen ist es, wenn bei der kalkulatorischen Abschreibung eine längere ND als
die steuerliche (zB bei Gebäuden 50 Jahre anstelle der ND von 33 1/3 Jahren)
angesetzt wird.
Veranlassung durch die Herstellung: s. Anm. 463c.

e) Steuern
Ertragsteuern: Nach herrschender handelsrechtl. Auffassung gehören die ge-
winnabhängigen Steuern nicht zu den HK; nach Handelsrecht sind nicht nur die
ESt. und KSt., sondern auch die GewSt. (GewErtrSt.) bei den HK nicht ein-
beziehbar (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 177; Kirsch in Baetge/Kirsch/Thiele,
§ 255 HGB Rn. 130; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB
Rn. 363 ff.; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 470
„Steuern“). Steuerlich wird dem Einbeziehungsverbot nur hinsichtlich der ESt.
und KSt. gefolgt. Für die GewErtrSt. wird stl. unter Bezugnahme auf BFH v.
5.8.1958 (I 70/57 U, BStBl. III 1958, 392) ein stl. Wahlrecht angenommen (so
auch Weber-Grellet, StbJb. 1994/95, 122). Aufgrund der Maßgeblichkeit der
handelsrechtl. HKDefinition und wegen der Einf. des § 4 Abs. 5b (GewSt. als
nichtabziehbare BA) dürfte dieses stl. Wahlrecht allerdings nicht mehr haltbar
sein (so auch die neugefasste R 6.3 Abs. 5 Satz 2 EStR 2008; vgl. Werndl in
KSM, § 6 Rn. B 250; Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht,
9. Aufl. 1993, 171; s. auch Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255
HGB Rn. 366 mit anderer Argumentation; Siegel, FS Schneider, 1995, 635
[645]).
Substanzsteuern: Die Gewerbekapital-, Grund- und VSt. sind handelsrechtl.,
soweit sie auf den Herstellungsbereich entfallen, bei den HK einbeziehbar (vgl.
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ADS VI. § 255 HGB Rn. 176; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V.
§ 255 HGB Rn. 361f; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB
Rn. 468 „Steuern“; Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 76). Die Substanz-
steuern, die auf den Verwaltungs- und Vertriebsbereich entfallen, sind gesondert
zu ermitteln (vgl. Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 470
„Steuern“). Substanzsteuern, die auf den Vertriebsbereich entfallen, dürfen folg-
lich nicht aktiviert werden (vgl. Anm. 464a).
Verbrauchsteuern: Die USt. gehört zum Vertriebsbereich und kann daher folg-
lich nicht in die HK einbezogen werden. Nicht abziehbare Vorsteuern rechnen
zu den HK (vgl. BFH v. 27.9.1990 – IX B 268/89, BFH/NV 1991, 297, Rn. 7
zu § 9b; vgl. auch Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB
Rn. 470 „Steuern“). Verbrauchsteuern (zB Biersteuer, Branntweinsteuer, Mine-
ralölsteuer, Tabaksteuer) und Zölle könnten aus handelsrechtl. Sicht bei direkter
Zuordenbarkeit zum Fertigungsbereich als Einzelkosten den HK zugerechnet
werden (vgl. Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 470
„Verbrauchsteuern“; Wohlgemuth, HdJ I/10, Rn. 27 und 59; Knop/Küting in
Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 367 f.; Oestreicher in Beck-HdR,
B 163, Rn. 58–60). Aufgrund der Spezialregelungen des § 5 Abs. 5 Satz 2 zählen
die Verbrauchsteuern zu den Rechnungsabgrenzungsposten. Die früher handels-
rechtl. geltenden Aktivierungswahlrechte nach § 250 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und
Nr. 2 HGB aF sind durch das BilMoG weggefallen. Steuerlich besteht aufgrund
der expliziten Vorschrift hingegen ein Aktivierungsgebot (vgl. Wohlgemuth,
HdJ I/10, Rn. 27).
Rechtslage bis zum BilMoG: Handelsrechtlich wurde aber auch eine Erfas-
sung bei den HK anstelle eines Ansatzes bei den RAP für zulässig gehalten (vgl.
ADS VI. § 255 HGB Rn. 153; IDW, WP-Handbuch 2006, Bd. I Teil E, Rn. 277).
Entsprechendes gilt für die USt. auf erhaltene Anzahlungen (vgl. ADS VI. § 255
HGB Rn. 154).

3. Verwaltungskosten und Aufwendungen für soziale Leistungen (§ 255
Abs. 2 Satz 4 HGB)

a) Verwaltungskosten
Nach § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB gilt für die Einbeziehung der Verwaltungskosten
in die HK ein Wahlrecht. Dieses Wahlrecht ist für das StR auch in R 6.3 Abs. 4
EStR 2008 definiert. BMF v. 12.3.2010 (BStBl. I 2010, 239 – Tz. 8) sieht eine
strechtl. Einbeziehungspflicht für allgemeine Verwaltungskosten (sowie Auf-
wendungen für freiwillige soziale Leistungen und für betriebliche Altersversor-
gung) vor, wobei R 6.3 Abs. 4 EStR 2008 bis zu einer geänderten (neuen) Richt-
linienfassung weiterhin angewandt werden kann (s. dazu und zur Diskussion
ausführl. Anm. 461).
Als allgemeine Verwaltungskosten sind gem. R 6.3. Abs. 4 Satz 2 EStR 2008 und
hM (vgl. Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 126-127; Knop/Küting in Kü-
ting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 261 f.) aktivierbar:
– Gehälter und Löhne des Verwaltungsbereichs: Geschäftsleitung, Finanz- und

Rechnungswesen, Betriebsrat, Personalbüro, Nachrichtenwesen, Ausbil-
dungswesen, Steuer- und Rechtsabteilung, interne Revision, Feuerwehr,
Werkschutz, allgemeine Fürsorge einschließlich Betriebskrankenkasse sowie
Einkauf und Wareneingang (aA ADS VI. § 255 HGB Rn. 172, die Einkauf
und Wareneingang den Materialgemeinkosten zurechnen) sowie andere
Stabsabteilungen;
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– die entsprechenden Abschreibungen und Mieten sowie
– sonstige in diesem Bereich anfallenden Aufwendungen (zB Reisekosten, Be-

ratungskosten, Kosten des Aufsichtsrats und der Abschlussprüfung, Telefon,
Porti, Instandhaltung der Verwaltungsgebäude, Versicherungen, Gebühren
und Beiträge, soweit diese nicht anderen Bereichen zuzuordnen sind).

Kosten der Verwaltung dürfen nach § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB nur insoweit be-
rücksichtigt werden, als sie auf den Zeitraum der Herstellung entfallen (s.
Anm. 266). Ferner ist der Neufassung des Gesetzeswortlauts (nach BilMoG)
nun explizit zu entnehmen, dass nur angemessene Teile der Verwaltungskosten
(s. auch Anm. 463c zum Angemessenheitsprinzip) einbezogen werden dürfen.
Zu den Kosten der allgemeinen Verwaltung gehören allerdings nicht die tech-
nischen Verwaltungskosten (zB Lagerverwaltung, Meister in der Produktion,
Lohnbüro der in der Fertigung tätigen Arbeitnehmer), die den Material- oder
FGK zuzurechnen (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 175 sowie R 6.3 Abs. 2 EStR
2008) und als solche einbeziehungspflichtig sind. Streng zu trennen von den
Verwaltungskosten sind die Vertriebskosten (zB Abschreibungen auf Vertriebs-
anlagen, Mieten, Strom und Heizungskosten für den Versandbereich), für die
ein Einbeziehungsverbot gilt (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 193; Oestreicher in
Beck-HdR, B 163, Rn. 219f).
Zu gewinnabhängigen Aufwendungen wie zB Tantiemen s. Anm. 463a und
463e.

b) Freiwillige soziale Aufwendungen, betriebliche Altersversorgung und
Aufwendungen für soziale Einrichtungen des Betriebs

§ 255 Abs. 2 Satz 3 HGB enthält ein Einbeziehungswahlrecht für Aufwendun-
gen für soziale Einrichtungen des Betriebs, für freiwillige soziale Leistungen und
für betriebliche Altersversorgung (vgl. FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05,
DStRE 2009, 1290, rkr.). Diese Wahlrechte werden auch von der FinVerw. gem.
R 6.3 Abs. 4 Satz 1 EStR 2008 anerkannt, sie sollen jedoch nach Veröffent-
lichung der nächsten EStR in eine stl. Einbeziehungspflicht umgewandelt wer-
den (zur Diskussion s. Anm. 461).
Aufwendungen für soziale Einrichtungen des Betriebs: Hierunter fallen ua.
Aufwendungen für Kantinen (einschließlich Essenszuschüsse), Kindergärten so-
wie für Freizeitgestaltung der Mitarbeiter (zB Ferienerholungsheime, Betriebs-
ausflüge sowie für Sporteinrichtungen (vgl. R 6.3 Abs. 4 Satz 3 EStR 2008) so-
wie Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 496).
Freiwillige soziale Leistungen: Hierzu zählen zB Fahrgeld- und Essens-
zuschüsse, Jubiläumsgeschenke, Weihnachtszuwendungen, Heirats-, Geburts-,
Wohnungs- und sonstige Beihilfen (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 198; R 6.3
Abs. 4 Satz 4 EStR 2008). Bei sozialen Aufwendungen für Mitarbeiter des Mate-
rial- und Fertigungsbereichs, für die nach Gesetz, Tarifvertrag oder Anstellungs-
vertrag eine Verpflichtung existiert, wird von der hM hingegen eine Einbezie-
hungspflicht gesehen (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 198; Grottel/Pastor in
Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 435; Oestreicher in Beck-HdR, B 163,
Rn. 132; abl. für die Aufwendungen für den Krankheitsfall nach dem Lohnfort-
zahlungsgesetz: Hauser/Hagenau, DB 1990, 440 ff.; Bachem, BB 1991, 380 ff.;
Hartung, BB 1991, 872). Gemäß R 6.3 Abs. 4 Satz 4 EStR 2008 und FG Ba.-
Württ. v. 17.12.2007 (6 K 69/05, DStRE 2009, 1290, rkr.) sind freiwillig gezahlte
Erfolgsprämien nicht den Verwaltungskosten, sondern den freiwilligen sozialen
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Leistungen zuzuordnen, für die ebenfalls ein Einbeziehungswahlrecht besteht
(krit. hierzu Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 201; s. Anm. 463a).
Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung: Dazu gehören Auf-
wendungen für Pensions- oder Unterstützungskassen, Pensionsfonds, für Zu-
führungen zu Pensionsrückstellungen sowie für Direktversicherungen. Hierfür
gilt nach hM unverändert ein Einbeziehungswahlrecht (vgl. Grottel/Pastor in
Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 434 mwN sowie R 6.3 Abs. 4 Satz 5
EStR 2008).

4. Forschungs- und Entwicklungskosten sowie Vertriebskosten (§ 255
Abs. 2 Satz 4 HGB)

a) Forschungs- und Entwicklungskosten
Grundlagenforschung: Gemäß § 255 Abs. 2 Satz 4 HGB ist die Einbeziehung
von Forschungskosten in die HK ausgeschlossen, da diese vor dem Beginn des
Herstellungszeitraums anfallen. Es fehlt ein unmittelbarer Zusammenhang zwi-
schen den Aufwendungen und der späteren Herstellung der Erzeugnisse (vgl.
bereits vor Umsetzung des BilMoG: BFH v. 17.12.1976 – III R 141/74,
BStBl. II 1977, 234; BMF v. 26.11.1985, BStBl. I 1985, 683; ADS VI. § 255
HGB Rn. 151 sowie Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB
Rn. 284). Das Einbeziehungsverbot gilt für alle handelsrechtl. VG und über das
Maßgeblichkeitsprinzip auch stl. für alle WG.
Entwicklungskosten dürfen stl. aufgrund des Aktivierungsverbots für immate-
rielle WG nach § 5 Abs. 2 grds. nicht aktiviert werden. Bei einer Aktivierung im-
materieller WG des Umlaufvermögens oder als Sondereinzelkosten der Fer-
tigung materieller WG (s. ausführl. Anm. 463b) ist eine Einbeziehbarkeit in die
HK von WG geboten. Für die Einbeziehung in die Sondereinzelkosten der Fer-
tigung sollte die Legaldefinition des § 255 Abs. 2a HGB herangezogen werden
(vgl. dazu Arbeitskreis „Immaterielle Werte im Rechnungswesen“ der Schma-
lenbachGesellschaft für Betriebswirtschaft e.V., DB 2008, 1816 f.;Grottel/
Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 488 mwN; s. auch Kulosa in
Schmidt XXX. § 6 Rn. 202, der für ein generelles Aktivierungsverbot für Ent-
wicklungskosten plädiert).
Entwicklungskosten für Weiterentwicklungen materieller Vermögens-
gegenstände/Wirtschaftsgüter der laufenden Produktion werden überwie-
gend den einbeziehungspflichtigen FGK zugeordnet (vgl. ADS VI. § 255 HGB
Rn. 151; Oestreicher in Beck HdR, B163, Rn. 53; Knop/Küting in Küting/
Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 285), sofern damit keine „wesentliche Ände-
rung“ der Produktion einhergeht. Auch die Abgrenzung zwischen den Entwick-
lungskosten für Produkte der derzeitigen Herstellung (= Einbeziehungspflicht)
und der zukünftigen Herstellung (je nach Festlegung des Beginns der Herstel-
lung = Einbeziehungspflicht oder -verbot) ist uE insbes. bei neuen Produkt-
varianten mit erheblichen Ermessensspielräumen verbunden.
Auftrags- oder objektgebundene Entwicklungskosten (insbes. vorgelagerte
Kosten für Planung und Konstruktion) sind nach hM den Sondereinzelkosten
der Fertigung zuzurechnen, für die eine Einbeziehungspflicht besteht (vgl. ADS
VI. § 255 HGB Rn. 151 sowie Anm. 463b mwN).

b) Vertriebskosten
Auch nach Umsetzung des BilMoG gibt es keine Legaldefinition für den Begriff
der Vertriebskosten. Nach § 255 Abs. 2 Satz 4 HGB dürfen Vertriebskosten
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nicht in HK einbezogen werden. Diese Vorschrift gilt über das Maßgeblichkeits-
prinzip auch steuerlich.

Siehe auch § 153 Abs. 2 AktG 1965; R 6.3 Abs. 5 Satz 3 EStR 2008; stRspr., zB BFH v.
29.10.1969 – I 93/64, BStBl. II 1970, 178 aE; v. 19.6.1973 – I R 206/71, BStBl. II
1973, 774; v. 3.3.1978 – III R 30/76 und III R 46/76, BStBl. II 1978, 412 und 413;
BGH v. 12.7.1981 – II ZR 175/81, DB 1982, 1861 Abschn. 2a.

Vertriebseinzel- und -gemeinkosten: In der Literatur ist unstrittig, dass dieses
Einbeziehungsverbot für alle Vertriebseinzel- und -gemeinkosten gilt (vgl.
Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 442 und 449; ADS
VI. § 255 HGB Rn. 211 und 216).
Typische nicht einbeziehungsfähige Vertriebseinzelkosten sind Außenver-
packungen um das bereits verpackte Produkt (BFH v. 20.5.1988 – III R 31/84,
BStBl. II 88, 961). Die Abgrenzung zu den aktivierungspflichtigen Materialein-
zelkosten wird über das Kriterium der Verkaufsfähigkeit vorgenommen (vgl.
BFH v. 26.2.1975 – I R 72/73, BStBl. II 1976, 13; v. 12.11.2008 – XI R 46/07,
BStBl. II 2009, 558, Rn. 21).
Zu den nicht aktivierbaren Vertriebsgemeinkosten gehören zB folgende ver-
triebstypische Kostenarten (vgl. Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII.
§ 255 Rn. 443; ADS VI. § 255 HGB Rn. 216):
– Kosten der Marktforschung, Werbung (Inserate, Funk & Fernsehen, Rekla-

mematerial) und Absatzförderung (Ausstellungen, Messen);
– Provisionszahlungen und zugesagte Festgehälter für Vertreter;
– Verkäuferschulung;
– Reisekosten für Vertriebsmitarbeiter;
– Warenproben und Muster.
Ein Großteil der Kostenarten kann dem Vertriebsbereich nur über die jeweiligen
Kostenstellen zugeordnet werden. So sind zB Personalkosten, Abschreibungen,
Kommunikationskosten und Energiekosten nicht einbeziehungsfähig, wenn sie
auf typischen Vertriebskostenstellen anfallen. Diese sind zB:
– Fertigungsendlager, Vertriebslager, Kommissionierung und Versand der Fer-

tigerzeugnisse;
– Innerbetrieblicher Transport für Fertigerzeugnisse;
– Kundendienst;
– Marketing;
– Verkauf.
Sondereinzelkosten des Vertriebs dürfen bereits seit dem BiRiLiG nicht mehr
aktiviert werden (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 211; Knop/Küting in Küting/
Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 270; IDW, RS HFA 31, WPg. Supplement
3/2010, Rn. 12). Abzugrenzen sind hiervon Kosten, die sowohl bei der Fer-
tigung als auch im Vertrieb anfallen (s. unten Abgrenzungsfragen). Unter dieses
Aktivierungsverbot fallen nicht Zölle und Verbrauchsteuern, da hier nach § 5
Abs. 5 Satz 2 Ziff. 1 stl. eine Aktivierungspflicht besteht (s. § 5 Anm. 1970–
1990).
Abgrenzungsfragen: Nicht eindeutig ist, inwieweit Kosten der Auftragserlan-
gung und Auftragsvorbereitung sowie -abwicklung bei auftragsgebundenen Fer-
tigungen in Ausnahmefällen dem Herstellungsbereich zugeordnet werden kön-
nen (vgl. hierzu Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 456;
„nur in sehr eingeschränktem Umfang“ für Kosten der Auftragserlangung nach
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ADS VI. § 255 HGB Rn. 213; weitergehend Knop/Küting in Küting/Pfitzer/
Weber V. § 255 HGB Rn. 194 f.). Nach BFH v. 13.9.1989 (II R 1/87, BStBl. II
1990, 47) gelten zB Kosten der Auftragsnachmessung als nicht aktivierbare Ver-
triebskosten. In Fällen, in denen Angebotsunterlagen (etwa Konstruktionszeich-
nungen, Planungen zur Auftragsabwicklung in der Fertigung, Modelle, uU als
Sondereinzelkosten der Fertigung aktivierungspflichtig) nach erfolgten Aufträ-
gen in der Fertigung verwandt werden, ist es uE nicht zu beanstanden, diese –
auch im Rahmen des Vertriebs angefallenen – Kosten dem Fertigungsbereich
und somit den HK zuzurechnen. Entscheidend für die Aktivierung derartiger
Kosten sollte als zusätzliches Kriterium die Werthaltigkeit der zu fertigenden
Produkte sein (vgl. Oestreicher in Beck HdR, B 163, Rn. 227). Sollte eine über-
wiegende Zuordnung zum Fertigungsbereich oder die Werthaltigkeit nicht gege-
ben sein, so ist aufgrund der expliziten Regelung in § 255 Abs. 2 Satz 4 HGB
und des im Bilanzrecht verankerten Vorsichtsprinzips das Einbeziehungsverbot
verbindlich; dieses Verbot gilt auch für alle Zweifelsfalle (zB gleiche Nutzung
im Herstellungs- und Vertriebsbereich bei nicht gewährleisteter Werthaltigkeit).

5. Zinsen (§ 255 Abs. 3 HGB)
Eigenkapitalzinsen sind keine ausgabenwirksamen Aufwendungen und auf-
grund des pagatorischen Prinzips nicht aktivierbar (vgl. ADS VI. § 255 HGB
Rn. 200; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 302). Sie
stellen daher keine HK dar und gelten folglich nur als kalkulatorische Größe,
die im Rahmen der Kostenrechnung (zusätzlich) berücksichtigt werden kann.
Fremdkapitalzinsen gehörten bis zur Verabschiedung des BiRiLiG nach über-
wiegender stl. Rspr. und nach Ansicht der FinVerw. grds. nicht zu den HK der-
jenigen WG, deren Herstellung über einen Kredit finanziert worden ist.

BFH v. 15.5.1952 – IV 469/51 U, BStBl. III 1952, 169 drittletzter Abs.; v. 27.8.1953 –
IV 324/53, BB 1954, 830; v. 16.9.1958 – I 351/56 U, BStBl. III 1958, 462 Abschn. 2a;
v. 24.4.1959 – VI 19/57 U, BStBl. III 1959, 236; v. 24.5.1968 – VI R 6/67 BStBl. II
1968, 574, jedoch nur im Leitsatz; v. 18.3.1970 – I R 105/66, BStBl. II 1970, 529, bei-
läufig: Die Einrechnung von Fremdkapitalzinsen in die HK werde handelsrechtl. im
Allgemeinen nicht für richtig gehalten.

In den 70er Jahren setzte sich jedoch im Handelsrecht und in der FinVerw. die
Auffassung durch, dass als Ausnahme vom grundsätzlichen Aktivierungsverbot
unter bestimmten Voraussetzungen Fremdkapitalzinsen im Rahmen der HK an-
gesetzt werden durften (vgl. HFA des IDW, WPg. 1974, 324; BMF v. 24.2.1975,
BStBl. I 1975, 212 ff.). Aufgrund der 4. EG-Richtlinie wurde im Rahmen des Bi-
RiLiG im HGB ein Unternehmenswahlrecht (s. Oestreicher in Beck-HdR, B
163, Rn. 170 ff.) für den Ansatz von Fremdkapitalzinsen in Form einer Bewer-
tungshilfe geschaffen (Begründung RegE BiRiLiG, 88; s. auch Grottel/Pastor
in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 502). In § 255 Abs. 3 HGB wird das
Wahlrecht wie folgt umschrieben:

„1Zinsen für Fremdkapital gehören nicht zu den Herstellungskosten. 2Zinsen für
Fremdkapital, das zur Finanzierung der Herstellung eines Vermögensgegenstands ver-
wendet wird, dürfen angesetzt werden, soweit sie auf den Zeitraum der Herstellung
entfallen; in diesem Fall gelten sie als HK des Vermögensgegenstands.“

Nach dieser Regelung wird festgestellt, dass für Fremdkapitalzinsen grds. ein
Einbeziehungsverbot gilt, es sei denn, dass der Ausnahmetatbestand in Satz 2 er-
füllt ist.
Materielle Maßgeblichkeit: Für den Ausnahmefall gilt handelsrechtl. ein Un-
ternehmenswahlrecht, das aufgrund des Maßgeblichkeitsgrundsatzes auch
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strechtl. ohne Änderungen gelten müsste (vgl. auch das Einbeziehungswahlrecht
in R 6.3. Abs. 4 Satz 1 EStR 2008). Die Anwendung der materiellen Maßgeblich-
keit (s. § 5 Anm. 61) hat inzwischen auch der BFH (v. 19.10.2006 – III R 73/05,
BStBl. II 2007, 331) in einer Entsch. zum Investitionzulagenrecht anerkannt,
wobei die Frage der Einbeziehungspflicht oder der einheitlichen Handhabung in
der Besteuerung und bei der Investitionszulage (sog. formelle Maßgeblichkeit, s.
§ 5 Anm. 62) vom BFH nicht entschieden wurde (s. BMF v. 8.5.2008, BStBl. I
2008, 590 – Tz. 186). Nach der Stellungnahme HFA 31/2010 des IDW ist die
gesetzliche Regelung eng auszulegen (WPg. Supplement 3/2010, Rn. 24).
Kriterien: Für die Berücksichtigung von Fremdkapitalzinsen ist eine objekt-
oder auftragsbezogene Finanzierung notwendig. Wenn keine direkte Zurech-
nung von Krediten aufgrund kreditvertraglicher Vereinbarung (zweckgebundene
Verwendung der Mittel) vorgenommen werden kann, so sollten zumindest Indi-
zien für einen sachlichen und zeitlichen Zusammenhang vorliegen. Derartige
Zusammenhänge dürften bei größeren Projekten (zB Flugzeuge, Schiffe, Bau-
ten, Kraftwerke, größere Investitionsvorhaben) herleitbar sein (vgl. Grottel/
Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 506 f.). Das Wahlrecht gilt
nicht nur für WG des Anlagevermögens, sondern auch für WG des Umlaufver-
mögens (vgl. Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 172). Insoweit können auch
die Hersteller von größeren Objekten (zB Werften, Anlagenbauer) konkret zuor-
denbare Fremdkapitalzinsen in die HK einbeziehen.
Neben dem sachlichen (auftragsbezogenen) Zusammenhang ist der – zweite ein-
grenzende – zeitliche Zusammenhang zu beachten. Danach darf nach Feststel-
lung des sachlichen Zusammenhangs einer Finanzierung zu einem konkreten
Auftrag oder Objekt der Ansatz von Fremdkapitalzinsen nur insoweit erfolgen,
als die Zinsen auf den Zeitraum der Herstellung entfallen. Sobald ein WG einen
auslieferungs- oder verkaufsfähigen Zustand erreicht hat, ist das Ende des
HKZeitraums und somit die zeitliche Grenze für die Aktivierbarkeit von Fremd-
kapitalzinsen gegeben. Fremdkapitalzinsen, die auf den Vertriebsbereich (zB
Zinsen für auf Lager liegende fertiggestellte Produkte) entfallen, dürfen nicht in
die HK einbezogen werden.
Anwendung der formellen Maßgeblichkeit: R 6.3 Abs. 4 EStR 2008 hat die
Diskussion um mögliche Unterschiede hinsichtlich der Einbeziehbarkeit von
Fremdkapitalzinsen in StBil. und HBil. im Ergebnis entschärft. Nach hM wird
die stl. Zulässigkeit der Einbeziehung von Fremdkapitalzinsen befürwortet (vgl.
ADS VI. § 255 HGB Rn. 206; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255
HGB Rn. 510; Oestreicher in Beck-HdR, B 163, Rn. 186). Uneinigkeit besteht
jedoch im Hinblick auf die gesetzliche Grundlage für die Einbeziehung und Ver-
pflichtung zur gleichartigen Ausübung des Einbeziehungswahlrechts in HBil.
und StBil., wie sie von der FinVerw. auch seit der Änderung des § 5 Abs. 1
durch das BilMoG verlangt wird (BMF v. 12.3.2010, BStBl. I 2010, 222 – Tz. 6
sowie R 6.3 Abs. 4 Satz 2 EStR 2008 vor dem BilMoG; ebenso Oestreicher in
Beck-HdR, B 163, Rn. 188).
Stellungnahme: Seit dem Wegfall des § 5 Abs. 1 Satz 2 besteht uE keine
Rechtsgrundlage mehr für eine formelle Maßgeblichkeit, so dass das Wahlrecht
bei der stl. Gewinnermittlung auch unabhängig von der HBil. ausgeübt werden
kann (zur Begr. s. § 5 Anm. 62).
Stundung: Eine Berücksichtigung von Zinsen ist auch bei unverzinslicher Stun-
dung von HKBestandteilen (zB AK von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen) erfor-
derlich. Eine unverzinsliche Stundung bewirkt, dass die betroffenen HKBe-
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standteile nur mit dem Barwert der entsprechenden Verbindlichkeiten in die HK
einbezogen werden dürfen (vgl. BFH v. 11.12.1986 – IV R 222/84, BStBl. II
1987, 553 [556]).

6. Nachträgliche Herstellungskosten
Aufwendungen, die nach dem Zeitpunkt der Fertigstellung – also dem Ende des
HKZeitraums (s. Anm. 266) – anfallen, können uU als nachträgliche HK ange-
setzt werden. Ein WG ist fertiggestellt, wenn es seine bestimmungsgemäße Nut-
zung erreicht hat (vgl. zB BFH v. 1.12.1987 – IX R 134/83, BStBl. II 1988, 431
– Rn. 16, sowie Anm. 266 mwN). Nach dem Zeitpunkt der Fertigstellung kön-
nen noch anfallende Aufwendungen in einem wirtschaftlichen Zusammenhang
mit dem Herstellungsprozess stehen (vgl. zB BFH v. 1.12.1987 – IX R 134/83,
BStBl. II 1988, 431 – Rn. 17). „Aufwand, der zu den HK eines Gebäudes ge-
hört, verliert diese Eigenschaft nicht dadurch, dass er erst zu einem Zeitpunkt
anfällt, der nach dem Beginn der bestimmungsmäßigen Nutzung liegt, sofern es
sich nicht um Erhaltungsaufwand handelt“ (BFH v. 8.3.1984 – IX R 45/80,
BStBl. II 1984, 702 – Rn. 21; v. 6.5.2003 – IX R 51/00, BStBl. II 2003, 710, betr.
Ablöse der Verpflichtung zur Errichtung von Stellplätzen).

Beispiele:
– Nach BFH v. 29.8.1989 (IX R 176/84, BStBl. II 1990, 430 [432]) sind bei einem

Gebäude nach Fertigstellung dann nachträgliche HK gegeben, wenn Bestandteile
eingebaut werden, die bisher nicht vorhanden waren (zB Markise).

– Der Einbau einer Alarmanlage in ein fertiggestelltes Haus führt zu nachträglichen
HK des Hauses, da die Alarmanlage als unselbständiger Gebäudeteil gilt (vgl. BFH
v. 16.2.1993, BStBl. II 1993, 544).

Denkbar sind nachträgliche HK ferner bei nachträglichen Preisänderungen (et-
wa aufgrund einer Nachkalkulation) von in den Herstellungsprozess einbezoge-
nen Teilen oder Teilleistungen (zur Anschaffung s. Anm. 288 ff.), bei nachträgli-
chen Erschließungskosten oder etwa aufgrund eines Schadenersatzprozesses (s.
auch Anm. 297).
Außerdem gibt es bei Erweiterungen, wesentlichen Verbesserungen oder Funk-
tionsänderungen nachträgliche HK (zur Abgrenzung von Herstellungs- und Er-
haltungsaufwand s. Anm. 470 ff.).

Beispiel: Aufwendungen für die Instandsetzung und Modernisierung eines Gebäudes,
die nicht bereits als sog. anschaffungsnaher Herstellungsaufwand zu beurteilen sind,
führen nur dann zu (nachträglichen) HK infolge einer wesentlichen Verbesserung
(§ 255 Abs. 2 HGB), wenn die Maßnahmen in ihrer Gesamtheit über die zeitgemäße
substanzerhaltende Bestandteilserneuerung hinaus den Gebrauchswert des Hauses ins-
gesamt deutlich erhöhen (vgl. BFH v. 9.5.1995 – IX R 116/92, BStBl. II 1996, 632).

Bilanzielle Behandlung:
E Die nachträglichen HK müssen in dem Jahr, in dem sie angefallen sind, dem Bi-
lanzansatz für das WG – gleichgültig, ob dieser die AK, HK oder den Teilwert
darstellt – zugeschlagen (zuaktiviert) werden (vgl. zB RFH v. 23.7.1935, RStBl.
1935, 1198; BFH v. 25.11.1970 – I R 165/67, BStBl. II 1971, 142; Werndl in
KSM, § 6 Rn. B 302). Die Abschreibung der neuen Bemessungsgrundlage ist
über die uU neu zu schätzende Restnutzungsdauer zu verteilen (vgl. § 7 Abs. 1;
R 7.3 Abs. 5 EStR 2005). Wenn die nachträglichen HK unter Berücksichtigung
des Zustands nach Beendigung der nachträglichen Herstellungsarbeiten zu einer
längeren Nutzung führen können, so ist die Restnutzungsdauer idR zu verlän-
gern und neu zu schätzen (Waldhoff, in KSM, § 7 Rn. B 245).
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E Ausgeschiedene Teile des Wirtschaftsguts, bei welchem (aktivierungspflichtiger) Her-
stellungsaufwand vorgenommen worden ist, sind im Weg der AfaA gem. § 7
Abs. 1 Satz 5 oder der Teilwertabschreibung auszubuchen, soweit ihre AK oder
HK noch nicht völlig abgesetzt worden sind (vgl. zB BFH v. 23.6.1961 – VI
161/60 U, BStBl. III 1961, 401, betr. Öfen; zur Abgrenzung von Erhaltungs-
und Herstellungsaufwand s. Anm. 470 ff.).

V. Ermittlung der Herstellungskosten

Schrifttum: Freidank, Bilanzierungsprobleme bei unterausgelasteten Kapazitäten im
Handels- und steuerrechtlichen Jahresabschluss der Aktiengesellschaft, BB 1984, 29; Sel-
chert, Probleme der Unter- und Obergrenze von Herstellungskosten, BB 1986, 2298;
Moxter, Aktivierungspflichtige Herstellungskosten in Handels- und Steuerbilanz, BB
1988, 937; Horvath/Mayer, Prozeßkostenrechnung. Der neue Weg zu mehr Kosten-
transparenz und wirkungsvolleren Unternehmensstrategien, Controlling 1989, 214; Kü-
ting, Aktuelle Probleme bei der Ermittlung der handelsrechtlichen Herstellungskosten,
BB 1989, 587; Schneeloch, Herstellungskosten in Handels- und Steuerbilanz, DB 1989,
285; Fischer/Klein, Einsatz der Prozeßkostenrechnung zur Ermittlung bilanzieller Her-
stellungskosten, DB 1995, 485; Ritzrow, Bewertung der Fertig- und Teilfertigerzeugnisse
in der Steuerbilanz, SteuStud. 1995, 393; Kirsch, Ermittlung bilanzieller Herstellungskos-
ten durch Anwendung der Prozeßkostenrechnung, WPg. 1999, 281; Weissenber-
ger/Stromann, Die Bedeutung von Prozesskosten für die Bewertung der Herstellungs-
kosten nach § 255 Abs. 2 HGB, DBW 2000, 607; Coenenberg ua., Kostenrechnung und
Kostenanalyse, 7. Aufl., Stuttgart 2009; Schweitzer/Küpper, Systeme der Kostenrech-
nung, 10. Aufl., München 2011.

Bedeutung der Betriebsabrechnung: Die Ergebnisse der Betriebsabrechnung
dienen in der Praxis idR als Anhaltspunkt für die Ermittlung der HK (vgl. ADS
VI. § 255 HGB Rn. 217). Es ist jedoch zu beachten, dass die Kostenrechnung in
der Hauptsache andere Zwecke verfolgt, und hier die Bereitstellung entschei-
dungsrelevanter Daten zB für die „Kostenkontrolle, Kostensenkung und Steige-
rung der Wirtschaftlichkeit und der Produktivität“ (Möllers, WPg. 1956, 223;
ebenso van der Velde, StbJb. 1956/57, 341 und DB 1962, 709) im Mittelpunkt
steht. Entscheidend für den Ansatz der HK sind allerdings nicht die tatsächlich
vorgenommenen kostenrechnungsmäßigen Zuwendungen oder die angewand-
ten Kostenrechnungsmethoden (vgl. für das Handelsrecht: IDW, RS HFA 31,
WPg. Supplement 3/2010, Rn. 19). Die Betriebsabrechnung und die Kosten-
rechnung können nur dann übernommen werden, wenn die nach § 255 HGB
verbindlichen Kriterien eingehalten werden. Die Kostenrechnung sollte dabei
insbes. auf die Möglichkeit der Zurechnung, also die Zurechenbarkeit zu einer
der in § 255 Abs. 2 HGB angeführten Aufwands-(Kosten-)arten abstellen sowie
die Anders- und Zusatzkosten jeweils getrennt ausweisen.
Kostenrechnungsverfahren: Der Gesetzgeber hat in § 255 HGB kein be-
stimmtes Kostenrechnungsverfahren vorgeschrieben (vgl. Wohlgemuth, HdJ
I/10, Rn. 118; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB
Rn. 205). Sofern die Kostenrechnung von den handels- und strechtl. Prinzipien
abweicht, ist es ggf. erforderlich, gesonderte Kostenrechnungen für die Be-
standsbewertung zu erstellen. Im Rahmen der Bp. kann dies von den Stpfl. ins-
bes. dann verlangt werden, wenn die einzelnen Kostenarten iSd. R 6.3 EStR
nicht plausibel aufschlüsselbar sind. Insbesondere ist es erforderlich, die Kosten
der Forschung und Entwicklung, des Herstellungsbereichs sowie der Verwal-
tung und des Vertriebs getrennt zu ermitteln. Ferner sollte darauf geachtet wer-
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den, dass bei der Ermittlung der Einzelkosten das Kriterium der „Zurechenbar-
keit“ beachtet wird (s. Anm. 459 „Einzeln erfassbare Kosten“). Sofern ein ge-
sonderter Ausweis nicht erfolgt, muss im Rahmen der Bp. damit gerechnet wer-
den, dass eine Schätzung vorgenommen wird und dass der Kreis der iSd. R 6.3
EStR einbeziehungspflichtigen Material- und FGK möglichst weit gezogen wird,
so dass es zu einer Gewinnerhöhung sowie einer Steuermehrbelastung für den
Stpfl. kommen kann.
Die Konzeption des § 255 Abs. 2 HGB und des R 6.3 EStR 2008 gehen von der
Anwendung der Zuschlagskalkulation aus (vgl. Moxter, BB 1988, 940; Wohl-
gemuth, HdJ I/10, Rn. 118). Es ist aber durchaus möglich, andere Kostenrech-
nungsverfahren – wie zB die Divisionskalkulation oder die Prozesskostenrech-
nung – anzuwenden, wenn dabei die einrechenbaren und -pflichtigen
Kostenarten iSd. § 255 HGB und des R 6.3 EStR ermittelbar sind (vgl. Moxter,
BB 1988, 940; Wohlgemuth, HdJ I/10, Rn. 118; Grottel/Pastor in Beck-Bil-
Komm. VIII. § 255 HGB Rn. 470 „Divisionskalkulation“; Ehmcke in Blümich,
§ 6 Rn. 514 f.).
Ist-Kostenrechnung: Die tatsächlich angefallenen Aufwendungen (Ist-Kosten)
bilden unter Beachtung der Einbeziehbarkeit iSd. § 255 HGB die HKObergren-
ze (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 222). Eine Überschreitung der Ist-Kosten wür-
de zu einem unzulässigen Ausweis unrealisierter Gewinne führen. Jedoch
scheint es aus Wirtschaftlichkeitsgründen gerechtfertigt zu sein, wenn man für
die tatsächlichen Ist-Verbräuche und Ist-Preise entsprechend den Bewertungs-
vereinfachungsverfahren eine Durchschnittsbildung zulässt (vgl. Wohlgemuth,
HdJ I/10, Rn. 82–84). Die normalisierten Durchschnittsverbräuche und -preise
dürfen allerdings nicht erheblich von der Ist-Situation abweichen; insoweit dür-
fen Planungsrechnungen nicht verwandt werden (differenzierend: Knop/Küting
in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 381, die die Verwendung [kor-
rigierter] Planherstellkosten für bilanzielle Zwecke grds. für möglich halten).
Normalkostenrechnung: Abweichungen von der Ist-Kostenrechnung sind bei
unwirtschaftlicher Produktionsweise, Unterbeschäftigung oder bei zu hohen,
marktunüblichen Einkaufspreisen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe erforder-
lich. Hier ist iSd. Angemessenheitsprinzips (s. Anm. 463c) zu prüfen, ob und
wann ein Übergang auf „normalisierte Größen“ notwendig ist. Zur Ausschal-
tung von Beschäftigungsgradschwankungen wird für die Verrechnung der Ge-
meinkosten von einer sog. Normalbeschäftigung ausgegangen, die der praktisch
realisierbaren Kapazität entspricht und idR nur als betriebsindividuelle Band-
breite definiert werden kann (Wohlgemuth, HdJ I/10, Rn. 96; Knop/Küting in
Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 298; Werndl in KSM, § 6 Rn. B
261 bevorzugt das „System der Sollkosten“). Überwiegend wird eine Pflicht zur
Eliminierung der sog. Leerkosten erst gefordert, „wenn die tatsächliche Beschäf-
tigung 70 % der normalerweise erreichbaren Kapazität übersteigt“ (Küting, BB
1989, 587 [595]; ebenso Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255
HGB Rn. 299; Oestreicher in Beck-HdR, B163, Rn. 97); auch Werndl (in
KSM, § 6 Rn. B 261) befürwortet die Eliminierung von Leerkosten erst bei einer
„dauerhaften und offensichtlichen Unterauslastung“. Der Wortlaut der R 6.3.
Abs. 6 EStR 2008 weist hingegen auf eine engere Bandbreite zur Einbeziehung
von Leerkosten in die HK hin: „Wird ein Betrieb infolge teilweiser Stilllegung
oder mangelnder Aufträge nicht voll ausgenutzt, sind die dadurch verursachten
Kosten bei der Berechnung der HK nicht zu berücksichtigen.“
Andere Verfahren: Von ADS (VI. § 255 HGB Rn. 228–236) werden weitere
Verfahren für die Berechnung der HK zugelassen, und zwar:
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– Kosten auf Basis des kostengünstigsten Betriebs eines Unternehmens,
– Kosten auf Basis des kostengünstigsten Betriebs eines Konzerns sowie
– Kosten auf Basis des nach dem jeweiligen Stand der Technik kostengünstigs-

ten Betriebs.
Diese Verfahren betonen uE einen Ideal-Zustand eines Unternehmens und wei-
chen von dem für die HK geltenden pagatorischen Prinzip erheblich ab. Da
nicht der tatsächliche Produktionsbetrieb des bilanzierenden Unternehmens,
sondern ein anderer (fremder) Betrieb als Basis herangezogen wird, sind diese
Verfahren für die HKBewertung abzulehnen (ebenso Wohlgemuth, HdJ I/10,
Rn. 86–88). Sollten die HK von den Marktpreisen abweichen, so ist ggf. eine
Teilwertabschreibung auf die WG erforderlich. Ferner werden von ADS VI.
§ 255 HGB Rn. 227 noch die „Kosten auf Basis einer optimalen Beschäftigung“,
dh. eine Bewertung mit demjenigen Beschäftigungsgrad mit den niedrigsten
Stückkosten, für zulässig gehalten. Dieser Beschäftigungsgrad ist regelmäßig
nicht zu erreichen, so dass eine Bewertung zu den niedrigsten Stückkosten zur
Bildung stiller Reserven führt und somit der Einblick in die Ertragslage erheb-
lich beeinträchtigt wird. Daher ist uE auch diese Methode bei der stl. HKBewer-
tung nicht anwendbar (aA Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255
HGB Rn. 294).
Zuschlagskalkulation: Die Zuschlagskalkulation basiert auf der Differenzie-
rung von Einzel-, Sondereinzel- und Gemeinkosten. Dabei werden die Material-,
Fertigungs- und Sondereinzelkosten direkt verrechnet, die Material- und FGK
indirekt über Zuschlags- und Verrechnungssätze zugeschlagen (vgl. Coenenberg
ua., 7. Aufl. 2009, 130 ff.; Schweitzer/Küpper, 10. Aufl. 2011, 171 ff.; Ehmcke
in Blümich, § 6 Rn. 514). Insoweit handelt es sich um eine Addition aller direkt
und indirekt verbrauchten Güter (progressive Methode). Diese Methode wird v.
Gesetzgeber und von der FinVerw. (R 6.3 EStR 2008) präferiert (vgl. Knop/Kü-
ting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 206), wobei – allerdings mit
Mehraufwand aufgrund von Sonderrechnungen – auch andere Kalkulationsver-
fahren rechtlich zulässig sind (vgl. Coenenberg ua., 7. Aufl. 2009, 130 ff.;
Schweitzer/Küpper, 10. Aufl. 2011, 171 ff.; Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 514).
Divisionskalkulation: Bei dem Verfahren der Divisionskalkulation sind zB die
Vorräte (unfertige und fertige Erzeugnisse) „mit den durchschnittlichen Kosten
je Einheit“ (ADS VI. § 255 HGB Rn. 238) anzusetzen. Die seit dem BilMoG be-
stehende Einbeziehungspflicht für produktionsabhängige Einzel- und Gemein-
kosten hat die Anwendung der Divisionskalkulation erleichtert, da die Sonder-
rechnungen zur Trennung von EK und GK an Bedeutung verloren haben.
Weiterhin ist aber darauf zu achten, dass die Verwaltungs- und Vertriebskosten
getrennt von dem Herstellungsbereich ausgewiesen werden (vgl. Grottel/Pas-
tor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 470 „Divisionskalkulation“).
Wenn am Bilanzstichtag unfertige Erzeugnisse in unterschiedlichen Fertigungs-
stufen vorliegen, ist eine Stufendivisionskalkulation erforderlich, bei der eine
Kostenstellenbildung entsprechend den einzelnen Produktionsstufen erfolgt
(vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 239; Wohlgemuth, HdJ I/10, Rn. 122). Nach
ADS wird für die Zurechnung der allgemeinen Verwaltungskosten und der so-
zialen Aufwendungen eine Aufteilung entsprechend dem Verhältnis der Kosten-
summen der einzelnen Produktionsstufen (ohne Materialkosten) idR für zulässig
gehalten (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 239).
Äquivalenzziffernrechnung: Hierbei handelt es sich um ein spezielles Verfah-
ren der Divisionskalkulation für ähnliche Produkte (insbes. Sortenproduktion).
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Durch die Verwendung von Gewichtungs- und Wertigkeitsziffern (Äquivalenz-
ziffern) wird die Kostenverursachung oder -einwirkung der Herstellung der Pro-
dukte und somit deren Kostenintensität berücksichtigt und gleichwertig ge-
macht, damit die Divisionskalkulation durchgeführt werden kann (vgl.
Knop/Küting in Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB
Rn. 376; Coenenberg ua., 7. Aufl. 2009, 135 f. ; Schweitzer/Küpper, 10. Aufl.
2011, 169 f. mit Beispielen).
Prozess(orientierte) Kostenrechnung: Die Prozesskostenrechnung stellt eine
Weiterentwicklung der fertigungsorientierten Verfahren der traditionellen Voll-
kostenrechnung dar, die aufgrund des permanenten Anstiegs der Kosten in den
„indirekten“ Leistungsbereichen (zB Beschaffung, Arbeitsvorbereitung, Quali-
tätssicherung, Auftragsabwicklung) entwickelt wurde (vgl. hierzu ausführl. Hor-
varh/Mayer, Controlling, 1989, 214 f.). Im Gegensatz zur klassischen Zu-
schlagskalkulation werden Gemeinkosten nicht mehr auf Grundlage
wertmäßiger Bezugsgrößen (Material- und Fertigungseinzelkosten) verrechnet,
sondern eine Schlüsselung anhand mengenmäßiger Kosteneinflussgrößen (zB
Anzahl der Bestellungen, Anzahl der betreuten Lieferanten) vorgenommen, wo-
bei die Zuordnung des Kostenvolumens zu den Prozessen wegen des hohen
Anteils an Personalkosten idR über die Arbeitszeit erfolgt. Zur Ermittlung der
HK werden die (prozessorientierten) Gemeinkosten (zB Prozesskosten für eine
Bestellung) den jeweiligen Kostenträgern in Abhängigkeit von den hierfür benö-
tigten Prozessmengen zugeschlüsselt. Tendenziell ist damit eine Verringerung
der HK für Standardprodukte und eine Erhöhung der HK für komplexe Pro-
dukte und Spezialanfertigungen verbunden (vgl. hierzu Kirsch, WPg. 1999,
281 f.;Weißenberger/Stromann, DBW 2000, 607 f.). Die grundsätzliche Zuläs-
sigkeit der Prozesskostenrechnung zur Ermittlung der HK ist weitgehend aner-
kannt (Knop/Küting in Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255
HGB Rn. 205 und 385; Weißenberger/Stromann, DBW 2000, 619; Fischer/
Klein, ZfB 1995, 1276; Kirsch, WPg. 1999, 281 [286]), die Einstufung als ein
der Zuschlagskalkulation überlegenes Bewertungsinstruments ist jedoch umstrit-
ten (abl. Knop/Küting in Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255
HGB Rn. 385 mwN).
Kuppelproduktion: Da bei der Kuppelproduktion idR eine Einzelbewertung
nicht möglich ist, sind für die Ermittlung der HK vereinfachende Verfahren er-
forderlich. Dabei wird die Anwendung der Marktwertmethode und der Rest-
wert- oder Subtraktionsmethode diskutiert (vgl. Grottel/Pastor in Beck-Bil-
Komm. VIII. § 255 HGB Rn. 470 „Kuppelproduktkalkulationen“;
Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 218 f.; Coenen-
berg ua., 7. Aufl. 2009, 143 f.; Schweitzer/Küpper, 10. Aufl. 2011, 179 f.). Die
Restwert- oder Subtraktionsmethode ist idR anzuwenden, wenn man die Kup-
pelprodukte (zB bei chemischen Produktionsprozessen, Raffinerien oder beim
Abbau von Bodenschätzen) in ein Hauptprodukt und mehrere Nebenprodukte
unterteilen kann; bei diesem Verfahren werden zur Ermittlung der HK des
Hauptprodukts von den HK des gesamten Kuppelprozesses die Verkaufserlöse
der Nebenprodukte (ohne anteilige Weiterverarbeitungs- und Vertriebskosten)
abgesetzt (vgl. Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 470
„Kuppelproduktkalkulationen“).
Leitsätze für die Preisermittlung (LSP): Die LSP wurden durch eine VO des
Bundesministers für Wirtschaft festgeschrieben (VO PR 30/53 v. 21.11.1953
mit Anlage, BAnz. Nr. 244 v. 18.12.1953 mit zahlreichen Änderungen; vgl. hier-
zu Michaelis/Rhösa, Preisbildung bei öffentlichen Aufträgen, Loseblattsamm-
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lung; Coenenberg ua., 7. Aufl. 2009, 144). Sie dienen der Preisermittlung bei öf-
fentlichen Aufträgen. Die Preisermittlung erfolgt dabei auf Grundlage einer de-
tailliert festgelegten Selbstkostenkalkulation, die allerdings nicht für die handels-
oder steuerrechtl. HKDefinition verbindlich sein kann, da nach den LSP auch
kalkulatorische Kosten wie zB kalkulatorischer Unternehmerlohn, kalkulatori-
sche Zinsen und Wagniskosten in die Selbstkosten für die öffentlichen Aufträge
einbezogen werden dürfen.

VI. Besondere Arten von Herstellungskosten

1. Teilherstellungskosten
Ist die Herstellung am Bilanzstichtag noch nicht beendet, so sind die TeilHK zu
aktivieren. „Als TeilHK wird die Summe dieser Aufwendungen bezeichnet, die
bis zum Ende eines Wj., das vor der Fertigstellung liegt, bereits entstanden sind“
(BFH v. 10.3.1982 – I R 75/79, BStBl. II 1982, 426/427; v. 15.11.1985 – III R
110/80, BStBl. II 1986, 367 [368]; die Fertigstellung kann sich auch über mehre-
re Jahre erstrecken; zur Teilgewinnrealisierung bei langfristiger Fertigung s.
Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 457–464; § 5
Anm. 258–261b). Die Aktivierung richtet sich danach, ob die angefallenen Kos-
ten nach den GoB und entsprechend der HKDefinition (§ 255 HGB) in die HK
einbeziehbar sind (vgl. Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB
Rn. 457 ff.; Kulosa in Schmidt XXX. § 7a Rn. 4). Voraussetzung für die Akti-
vierung von TeilHK ist, dass bei der Herstellung eines noch nicht fertiggestellten
WG Aufwendungen durch den Verbrauch von Gütern und durch die (tatsäch-
liche) Inanspruchnahme von Leistungen bzw. des Personals (Lohn) entstanden
und diese nach § 255 HGB einbeziehbar sind (vgl. BFH v. 15.11.1985 – III R
110/80, BStBl. II 1968, 367 [368]). Dazu zählen nach Auffassung der FinVerw.
bei der Herstellung eines Gebäudes „auch die Aufwendungen für das bis zum
Ende des Wj. auf der Baustelle angelieferte, aber noch nicht verbaute Baumateri-
al“ (R 7a Abs. 6 Satz 1 EStR 2008). Anzahlungen, denen kein Güterverbrauch
oder keine Leistungen gegenüberstehen, sind nicht als HK (zB als Vorräte oder
Anlagen in Bau) aktivierbar (R 7a Abs. 6 Satz 1 EStR 2008; jedoch ist eine Akti-
vierung als Anzahlungen geboten). Keine Voraussetzung für die Aktivierung
von TeilHK ist, dass schon entsprechende Zahlungen im Wj. geleistet worden
sind (vgl. R 7a Abs. 6 Satz 2 EStR 2008).
Es ist nicht erforderlich, dass bis zum Bilanzstichtag durch die Aufwendungen
bereits ein (greifbares) WG entstanden ist; ausreichend ist die Veranlassung der
Aufwendungen durch die Herstellung eines WG, insbes. ihre Zweckbestimmung
(glA R 6.3 Abs. 7 EStR 2008; die Rspr. des BFH v. 18.6.1975 – I R 24/73,
BStBl. II 1975, 809, betr. Redaktionskosten – krit. hierzu Bordewin, BB 1975,
1472 f. – ist überholt, weil für den Ansatz von TeilHK bereits entstehende Ge-
genstände ausreichen; s. auch BFH v. 12.6.1978 – GrS 1/77, BStBl. II 1978,
620). Daher gehören zu den HK auch fertigungsbezogene Vorbereitungskosten,
zB Planungskosten (s. Anm. 647 ff.); es genügt, dass die Aufwendungen in un-
mittelbarem sachlichen Zusammenhang mit der Herstellung eines WG anfallen
(BFH v. 23.11.1978 – IV R 20/75, BStBl. II 1979, 143 [145] betr. Aufwendun-
gen für Abraumvorrat als HK des abzubauenden Bodenschatzes; BFH v. 22.4.
1980 – VIII R 149/75, BStBl. II 1980, 441 [444]). BFH v. 12.6.1978 (GrS 1/77,
BStBl. II 1978, 620) rechnet zu den HK auch die Aufwendungen für die An-
schaffung eines Gebäudes in Abbruchs- und Neubauabsicht.
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Wenn zum Bilanzstichtag endgültig feststeht, dass das WG nicht fertiggestellt
wird, sind die bis zum Bilanzstichtag entstandenen HK eines abnutzbaren WG
in vollem Umfang als BA oder WK abzuziehen, sofern die Kosten nicht in die
HK eines anderen WG einzubeziehen sind (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 438 mwN); bei nicht abnutzbaren WG scheidet hingegen die Berücksichti-
gung als sofortige WK aus (vgl. BFH v. 14.2.1978 – VIII R 9/76, BStBl. II 1978,
455).
Aktivierung von Teilherstellungskosten: s. auch § 5 Anm. 965, 971 f.; § 7a
Anm. 44; zu den TeilHK und Anzahlungen nach dem FördG s. Stuhrmann,
DStR 1993, 123.

2. Fiktive Herstellungskosten
Fiktive HK sind Beträge, die als HK gelten, ohne dass der Stpfl. sie tatsächlich in
dieser Höhe aufgewendet hat (s. auch Anm. 303 über fiktive AK).
DM-Bilanzgesetz 1990 (DMBilG): Für das Beitrittsgebiet ergeben sich fiktive
HK. § 5 DMBilG bestimmt, dass die allgemeinen handelsrechtl. Bewertungsvor-
schriften – hier § 255 Abs. 2 HGB – unter Beachtung der speziellen Regelungen
(hier § 7 Abs. 1 und 3 DMBilG) anzuwenden sind (s. auch Anm. 64 f.). Nach § 7
Abs. 1 Satz 5 DMBilG gelten die „in der Eröffnungsbilanz angesetzten Werte
… für die Folgezeit als Anschaffungs- oder Herstellungskosten, soweit Berichti-
gungen nach § 36 nicht vorzunehmen sind“. Im Rahmen der DM-Eröffnungs-
bilanz ist der Begriff der Wiederherstellungskosten für die Neubewertung der
WG eingeführt worden (vgl. hierzu Forster/Gelhausen/Wagner in Budde/
Forster, DMBilG, Kommentar, § 7 Rn. 68 ff.; vgl. auch § 12 DMBilG zur Be-
wertung der Vorräte). Nach § 7 Abs. 1 DMBilG dürfen die WG in der DM-Er-
öffnungsbilanz mit ihrem Neuwert, höchstens aber mit ihrem Zeitwert
angesetzt werden.

VII. Abgrenzung zwischen Herstellungsaufwand und
Erhaltungsaufwand

Schrifttum: Sudhoff, Herstellungs- und Erhaltungsaufwand bei Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung, StuW 1960 Sp. 243; Gail, Erhaltungsaufwand bei wirtschaftlicher
Abnutzung, BB 1970, 1343; Oswald, Erhaltungsmaßnahmen im Zusammentreffen mit
Herstellungsmaßnahmen, DStR 1974, 599; Schindele, Grundstücke und Gebäude in der
Bilanz, Heidelberg, 4. Aufl. 1974; Stripf, Abgrenzungsmerkmale für Herstellungsaufwand
und Erhaltungsaufwand bei Betriebsgebäuden, DB 1974, 12; Mittelbach, Abgrenzung
zwischen Erhaltungsaufwand und Herstellungskosten bei Gebäuden, DStZ 1977, 363;
Mittelbach, Abgrenzung zwischen Erhaltungs- und Herstellungsaufwand bei Maschinen
und Betriebsvorrichtungen, Inf. 1978, 389; Gail, Funktionsänderung als Kriterium für die
Abgrenzung zwischen Erhaltungs- und Herstellungsaufwand, StbJb. 1982/83, 298; Bohn,
Die Behandlung von Modernisierungskosten in der Handelsbilanz, WPg. 1983, 137; Röss-
ler, Erhaltungsaufwand während der Herstellungsphase eines Gebäudes, DStR 1983, 731;
Pougin, Die Abgrenzung zwischen Herstellungs- und Erhaltungsaufwand in der Handels-
und Steuerbilanz, DB 1983, 241; Feuersänger/Tismer, Zur Abgrenzung zwischen Her-
stellungs- und Erhaltungsaufwand, DB 1984, 2015 (für Heranziehung der Rspr. zu § 13
Nr. 4 der VOB); IdW, Stellungnahme WFA 2/1983 „Zur Aktivierung von Modernisie-
rungskosten bei Wohngebäuden“, WPg. 1984, 81; Streim, Rückstellungen für Großrepa-
raturen, BB 1985, 1575; Biener/Berneke, Bilanzrichtlinien-Gesetz, Düsseldorf 1986;
Kleinjohann, Zur Abgrenzung von Herstellungs- und Erhaltungsaufwand in der Steuer-
bilanz, Diss., Göttingen 1986; Stahl, Erhaltungsaufwand, KÖSDI 1986, 6446; Glaneg-
ger, Anschaffungs- und Herstellungskosten bei Grundstücken und Gebäuden, DB 1987,
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2115 und 2173; Deutsche Baurevision (Hrsg.), Die Aufhebung der Steuerbefreiungen
von Unternehmen der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft, Düsseldorf 1989; Obermei-
er, Thesen zum anschaffungsnahen Aufwand, DStR 1990, 409; Horlemann, Der Abzug
von Erhaltungs- und Herstellungsaufwand bei vermieteten und selbstgenutzten Gebäu-
den, DStZ 1991, 133; Heuermann, Anschaffungsnaher Aufwand – Überlegungen zur neu-
esten Rechtsprechung des BFH, DB 1992, 600; Heuermann, Die Abziehbarkeit von Auf-
wendungen zur Beseitigung verdeckter Mängel, DStR 1993, 1318; Gail, Herstellungs- und
Erhaltungsaufwand bei Sanierungsmaßnahmen, in Herzig (Hrsg.), Bilanzierung von Um-
weltaltlasten und Umweltschutzverpflichtungen, Köln 1994, 87; Kramer, Vom Verhältnis
von Absetzungen für Abnutzung und Reparaturaufwendungen, FR 1994, 485; Pezzer,
Die Instandsetzung und Modernisierung von Gebäuden nach der jüngsten Rechtspre-
chung des BFH, DB 1996, 849, Spindler, Zur Abgrenzung von Herstellungs- und Erhal-
tungsaufwand bei Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen an Gebäuden, DStR
1996, 765; Spindler, Zur Abgrenzung von Anschaffungskosten und Erhaltungsaufwen-
dungen bei grundlegenden Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen an Gebäu-
den, insbesondere auch bei sog. anschaffungsnahen Aufwendungen, BB 2002, 2041;
Wolff-Diepenbrock, Anschaffungsnahe Aufwendungen, DB 2002, 1286; Pannen, Be-
standaufnahme zur Abgrenzung von Anschaffungskosten, Herstellungskosten und Erhal-
tungsaufwand bei Instandsetzung und Modernisierung von Gebäuden, DB 2003, 2729;
Vogelgesang, Der Anwendungsbereich der BFH-Urteile vom 12.9.2001 zum anschaf-
fungsnahen Aufwand nach der geplanten Wiedereinführung der 15 %-Grenze durch das
Steuervergünstigungsabbaugesetz, DB 2003, 65; Neufang, Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten von Gebäuden – Ein Vergleich der Rechtsprechung des BFH und der Ver-
waltungsauffassung, BB 2004, 78; G. Söffing, Der anschaffungsnahe Aufwand – Plädoyer
für eine Streichung von § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG, DB 2004, 946.
Siehe auch vor Anm. 454, vor Anm. 730 (anschaffungsnahe Aufwendungen) und vor
Anm. 654 (Gebäude).

Verwaltungsanweisungen: R 157 EStR aF = R 21.1 EStR; BMF v. 28.2.1978, BStBl. I
1978, 136; OFD Nürnberg v. 2.11.1989, StEK EStG § 4 BetrAusg. Nr. 344 (betr. schad-
stoffreduzierende Maßnahmen beim Pkw.); BMF v. 10.10.1991, StEK EStG § 6 Abs. 1
Ziff. 1 Nr. 70 (betr. Behandlungsplatz bei einem Zahnarzt, Amalgamabschneider); Erlass
Sächs. FinMin. v. 8.10.1991, FR 1992, 57 = StEK EStG § 6 Abs. 1 Ziff. 1 Nr. 71 (betr.
Rohrleitungen); BMF v. 18.7.2003 – IV C 3 - S 2211 - 94/03, BStBl. I 2003, 386; OFD
München v. 11.6.2004 – S 2211 - 45 St 41, DStR 2004, 1338.

1. Allgemeines zur Unterscheidung zwischen Herstellungs- und Erhal-
tungsaufwand

a) Überblick und Geltungsbereich
Herstellungsaufwand ist bei abnutzbaren Anlagegütern zu aktivieren und auf die
ND verteilt „abzuschreiben“ (s. Anm. 544). Bei nichtabnutzbaren WG erfolgt
die Aktivierung ohne die Möglichkeit planmäßiger Abschreibung; zulässig sind
nur Teilwertabschreibungen (über HK beim Grund und Boden s. Anm. 782,
beim Umlaufvermögen s. Anm. 975–1000).
Erhaltungsaufwand ist dagegen im Zeitpunkt der Entstehung und bei Über-
schussrechnung bei Abfluss (§ 11 Abs. 2) in voller Höhe abziehbar (s.
Anm. 477).
Bedeutung, Geltungsbereich: Aus der unterschiedlichen Behandlung (s.o.) ge-
winnt die Unterscheidung, die im Laufe der Rechtsentwicklung nicht immer ein-
heitlich gesehen wurde (s. Anm. 472), ihre Bedeutung (s. Anm. 471). Da der
HK-Begriff nicht nur für die Gewinn-, sondern auch für die Überschussein-
kunftsarten gilt (zB BFH v. 12.9.2001 – IX R 29/97, BStBl. II 2003, 569; v.
16.1.2007 – IX R 39/05, BStBl. II 2007, 922; s. Anm. 261), ist die Unterschei-
dung zwischen Herstellungs- und Erhaltungsaufwand sowohl für die Gewinn-
einkünfte als auch für die Überschusseinkünfte anzuwenden (s. Anm. 457).
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Die Abgrenzung des Erhaltungsaufwands (s. allg. Anm. 481) erfolgt dem-
entsprechend negativ (s. Anm. 476) ausgehend vom Begriff der HK (so auch
Spindler, DStR 1996, 766; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255
HGB Rn. 375 und 390; s. dazu Anm. 267, 460); dadurch lassen sich Merkmale
gewinnen, die für die Abgrenzung maßgebend sind (s. Anm. 265, 455 und 482).

b) Bedeutung der Unterscheidung
Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1, § 7 dürfen HK bei WG, deren Verwendung oder Nut-
zung sich durch den Stpfl. zur Erzielung von Einkünften erfahrungsgemäß auf
einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt, nicht im Wj. der Aufwendung
voll abgesetzt werden. Insoweit wirken Herstellungsaufwendungen zunächst er-
folgsneutral (s. Anm. 454). Sie müssen vielmehr bei abnutzbaren WG auf die
ND als Aufwand verteilt werden (zur Verteilung von nachträglichen HK, zB
durch wesentliche Verbesserung, s. § 7 Anm. 152 und § 7a Anm. 26). Erhal-
tungsaufwendungen sind jedoch grds. als BA oder WK sofort abziehbar, es sei
denn, dass sie – fakultativ – nach § 82b EStDV über fünf Jahre verteilt werden
(s. dazu Anh. zu § 11 Anm. 17).

2. Rechtsentwicklung zur Abgrenzung von Herstellungs- und Erhal-
tungsaufwand

a) Überblick
Früher waren die Grundsätze zum Herstellungsaufwand weder im HGB noch
im EStG kodifiziert. Regelungen zur Abgrenzung von Herstellungs- und Erhal-
tungsaufwand waren früher in R 157 EStR (entspricht jetzt vergleichbar mit Mo-
difikationen R 21.1 EStR) zu finden. Ergänzende Regelungen zur Behandlung
von Erhaltungsaufwendungen gibt es in § 82b EStDV sowie in §§ 11a und 11b.
Aufgrund des Maßgeblichkeitsprinzips (s. Anm. 50 und 454) erlangt jedoch seit
dem BiRiLiG die handelsrechtl. HKDefinition auch Bedeutung für die HK nach
§ 6 und somit für die Abgrenzung zwischen Herstellungs- und Erhaltungsauf-
wand (zB BFH v. 12.9.2001 – IX R 39/97, BStBl. II 2003, 569 mwN; Oestrei-
cher in Beck-HdR, B 163 Rn. 255). Nach § 255 Abs. 2 Satz 1 HGB sind bei ei-
ner „Erweiterung“ oder bei einer „wesentliche(n) Verbesserung“ eines WG HK
anzunehmen (s. Vodrazka in HuRB, 447; Pezzer, DB 1996, 849; Spindler,
DStR 1996, 766 und BB 2002, 2041 [2042]; Oestreicher in Beck-HdR, B 163
Rn. 239 ff.; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 375).
Nach Biener/Berneke (Bilanzrichtlinien-Gesetz, 1986, 113 f.) soll Herstellungs-
aufwand nach Handelsrecht nur vorliegen, „wenn ein vorhandener Vermögens-
gegenstand neu geschaffen oder erweitert oder über seinen ursprünglichen Zu-
stand hinaus wesentlich verbessert worden ist. Neu geschaffen idS ist ein
Vermögensgegenstand auch dann, wenn er eine erhebliche Wesensveränderung
iS der Rspr. des BFH erfährt“ (Biener/Berneke, Bilanzrichtlinien-Gesetz, 1986,
114, unter Bezugnahme auf BFH v. 3.12.1958 – I 173/58 U, BStBl. III 1959,
95; zur sog. ergänzenden Schaffung und Umschaffung s. auch Anm. 276). Die
gesetzliche Definition der HK bzgl. der Abgrenzung von Herstellungs- und Er-
haltungsaufwand wird von der FinVerw. in BMF v. 18.7.2003 (BStBl. I 2003,
386) ausgelegt. Damit wurde die frühere Auslegung und Abgrenzung aus R 157
EStR ergänzend und umfassender geregelt. Ferner wurde der sog. anschaffungs-
nahe Aufwand, der von der Rspr. (zB BFH v. 12.9.2001 – IX R 29/97, BStBl. II
2003, 569; v. 12.9.2001 – IX R 52/00, BStBl. II 2003, 574; s. dazu Spindler, BB
2002, 2041; sowie Wolff-Diepenbrock, DB 2002, 1286) einschränkend beurteilt

E 253

Bewertung mit den Herstellungskosten Anm. 470–472 § 6

471

472



E 254 Stobbe

§ 6 Anm. 472–474 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1: Abnutzbare Anlagegüter

wurde, in Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a im StÄndG 2003 v. 15.12.2003 (BStBl. I 2003,
710; s. Anm. 2) gesetzlich kodifiziert (zur gesetzlichen Einf. s. Vogelgesang,
DB 2003, 65, sowie zu dessen Kritik G. Söffing, DB 2004, 946).

b) Ältere Rechtsprechung
Die Rspr. des RFH und zunächst auch der BFH nahm an, dass Aufwendungen
für die Instandhaltung eines WG unter den Begriff der HK fielen; sie gestattete
aber ihren sofortigen Abzug bei alljährlich regelmäßiger Wiederkehr in bestimm-
ter Höhe, weil Aktivierung nebst AfA ungefähr zum gleichen Ergebnis führten
wie der sofortige Abzug und dieser daher der Vereinfachung diene.

ZB RFH v. 24.6.1926, RStBl. 1927, 96 = StuW Nr. 499; v. 7.7.1926, RFHE Bd. 19,
201; v. 28.5.1927, RFHE Bd. 21, 201; v. 12.3.1930, RStBl. 1930, 309; v. 4.3.1931, RStBl.
1931, 460; v. 6.5.1931, RStBl. 1931, 809; v. 7.3.1934, RStBl. 1934, 662; v. 19.4.1944,
RStBl. 1944, 626; BFH v. 9.7.1953 – IV 8/53 U, BStBl. III 1953, 245; Hoffmann, FR
1960, 522; zur Rspr. s. Kleinjohann, Zur Abgrenzung von Herstellungs- und Erhal-
tungsaufwand in der Steuerbilanz, 1986, 58 f., 81 f., 87 f., 99 f. und 103 ff.

Die Rspr. von 1966 bis 1985, die sich auf BFH v. 22.8.1966 (GrS 2/66,
BStBl. III 1966, 672) beruft und die bis Mitte der achtziger Jahre vom BFH ver-
treten wurde, stützt die Unterscheidung zwischen Herstellungsaufwand und Er-
haltungsaufwand auf folgende Erwägungen. Die Aktivierung jedes auf ein WG
gemachten Aufwands würde dazu führen, dass bei Erneuerung eines Teils eines
WG dieser Teil (zB das Dach eines Gebäudes) sowohl mit dem im Buchwert
des WG enthaltenen Teil der ursprünglichen AK oder HK als auch mit dem
Aufwand für die Erneuerung, also zweimal aktiviert wäre (Doppelaktivierung;
krit. zu diesem Argument: Kleinjohann, Zur Abgrenzung von Herstellungs-
und Erhaltungsaufwand in der Steuerbilanz, 1986, 15 ff.); das Vermögen des
Stpfl. würde also zu hoch ausgewiesen, was handelsrechtl. und damit stl. bei
Kaufleuten, stl. aber auch bei sonstigen Stpfl. unzulässig wäre. Danach müssten
diejenigen Aufwendungen, durch die das WG nur in seinem Zustand erhalten
werde, als sofort abziehbare BA oder WK behandelt werden (BFH v. 22.8.1966
– GrS 2/66, BStBl. III 1966, 672; v. 14.12.1962 – VI 270/61 S, BStBl. III 1963,
89; v. 6.6.1974 – IV R 170/72, BStBl. II 1974, 710; v. 9.11.1976 – VIII R 27/75,
BStBl. II 1977, 306 [308]).

c) Neuere Rechtsprechung seit 1985
Herstellungskosten wegen wesentlicher Verbesserung: Aufgrund verschie-
dener Urteile des IX. Senats des BFH (BFH v. 12.2.1985 – IX R 114/83,
BStBl. II 1985, 690; v. 11.8.1989 – IX R 44/86, BStBl. II 1990, 53; v. 13.3.1990
– IX R 66/86, BFH/NV 1990, 778; v. 29.10.1991 – IX R 117/90, BStBl. II
1992, 285; v. 12.9.2001 – IX R 39/97, BStBl. II 2003, 569) ist eine Tendenz zur
Erweiterung des aktivierungspflichtigen Herstellungsaufwands im Zusammen-
hang mit dem Kriterium der wesentlichen Verbesserung, insbes. Erhöhung des
Gebrauchswerts oder des Nutzungspotentials, erkennbar (s. auch Grottel/Pas-
tor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 386).
E Kriterien für wesentliche Verbesserung: Die Erhöhung des Gebrauchswerts wird bei
Gebäuden insbes. an der Standarderhöhung bei Sanitär-, Elektro- oder Hei-
zungsinstallationen oder der Fenster und des Daches konkretisiert, wobei meh-
rere Kriterien – idR mindestens drei – beim Standard erheblich erhöht sein müs-
sen (vgl. zB BFH v. 20.8.2002 – IX R 98/00, BStBl. II 2003, 604; v. 20.8.2002 –
IX R 61/99, BFH/NV 2003, 148; v. 20.8.2002 – IX R 21/00, BFH/NV 2003,
33; v. 20.8.2002 – IX R 95/00, BFH/NV 2003, 301; v. 18.8.2010 – X R 30/07,
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BFH/NV 2011, 215 – Rn. 46; v. 22.12.2011 – III R 37/09, BFH/NV 2012,
1069, Rn. 30; s. auch R 21.1 Abs. 1 EStR sowie BMF v. 18.7.2003, BStBl. I 2003,
386; s. dazu Pannen, DB 2003, 2729).
E Erwerbszeitpunkt als Vergleichsmaßstab: Als Maßstab für die wesentliche Verbes-
serung gilt nicht die ursprüngliche Herstellung des WG, sondern der Erwerbs-
zeitpunkt des WG; dh., wenn ein Jugendstilgebäude 1910 gebaut, aber im Jahr
2005 käuflich erworben wurde, kommt es auf den Zustand im Erwerbszeitpunkt
– also hier im Jahr 2005 – an (BFH v. 9.5.1995 – IX 116/92, BStBl. II 1996, 632,
unter I.2.c).
E Zeitliche Nähe zur Anschaffung: Die zeitliche Nähe zur Anschaffung und eine da-
mit verbundene Höhe der Aufwendungen (bzw. Prozentsatz in Bezug auf die
AK) reichten der Rspr. allerdings als maßgebliche Kriterien – entgegen der frü-
heren Auffassung der FinVerw. zum sog. anschaffungsnahen Aufwand – nicht
mehr aus; daher wurde für die sog. anschaffungsnahen Aufwendungen die ge-
setzliche Neuregelung in Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a vorgenommen.
E Keine zeitliche Begrenzung nach Anschaffungen: Auch längere Zeit nach dem Er-
werb (über drei Jahre) können aktivierungspflichtige HK – also Herstellungsauf-
wand – vorliegen, wenn durch Baumaßnahmen das Gebäude in seinem Wesen
oder in seinem Nutzungswert oder in seiner bisherigen ND über seinen ur-
sprünglichen Zustand erheblich verbessert wird (BFH v. 21.6.1990 – IV B
99/89, BFH/NV 1991, 154).
Konkretisierung des Gebrauchswerts: Nach BFH v. 12.2.1985 (IX R 114/83,
BStBl. II 1985, 690 [692]) ist „Herstellungsaufwand … regelmäßig anzunehmen,
wenn der Stpfl. ein Gebäude, das im Zeitpunkt des Erwerbs stark herunter-
gewirtschaftet ist und für das er einen entsprechend niedrigen Kaufpreis gezahlt
hat, durch hohe Aufwendungen wieder vollkommen instand setzt“. Der IX. Se-
nat des BFH v. 13.3.1990 (IX R 66/86, BFH/NV 1990, 778) führt als Kriterium
für Herstellungsaufwand eine wesentliche Modernisierung und damit zusam-
menhängende Mietsteigerungen an; nach dem Urt. v. 9.5.1995 (IX R 116/92,
BStBl. II 1996, 632) ist ein deutlich gesteigerter Gebrauchswert (vgl. zur neuen
Rspr. BFH v. 25.1.2006 – I R 58/04, BStBl. II 2006, 707, unter II.2.c; BFH v.
25.9.2007 – IX R 28/07, BStBl. II 2008, 121) entscheidend, für den die deutliche
Mietsteigerung lediglich als „Hinweiszeichen“ gilt (vgl. auch BFH v. 9.5.1995 –
IX R 69/92, DStR, 1668 [1669]; s. dazu Pezzer, DB 1996, 849, unter IV.3.b)cc);
s. auch Nds. FG v. 12.4.2007 – 10 K 415/00, EFG 2007, 1756, rkr., Rn. 46: hö-
heres Nutzungspotential betr. nachträgliche HK des Grund und Boden bei kon-
taminierten Grundstücken). Nach BFH v. 9.5.1995 (IX R 116/92, BStBl. II
1996, 632, unter I.4.b und I.3.b) ist allerdings nicht die (ungewöhnliche oder zu-
sammengeballte) Höhe der Aufwendungen das maßgebliche Kriterium, sondern
die Erhöhung des Gebrauchswerts (in Form eines höheren „Nutzungspotentia-
l[s]“ (im Ergebnis ebenso: BFH v. 22.9.2009 – IX R 21/08, BFH/NV 2010, 846;
s. auch Anm. 482).
Erweiterung der Anschaffungskosten oder Herstellungskosten (Herstel-
lungsaufwand): Der IX. Senat hat in der grundlegenden Entsch. v. 12.2.1985
(IX R 114/83, BStBl. II 1985, 690 [692]) die Frage offengelassen, ob bei einer
Aktivierungspflicht sog. anschaffungsnaher Aufwendungen AK oder HK vorlie-
gen (s. ergänzend BFH v. 10.6.1992 – I R 9/91, BStBl. II 1993, 41); zur Abgren-
zung s. auch Anm. 267. Erhaltungsaufwand ist danach bei einem bloßen Ersatz
einer alten (technisch oder wirtschaftlich verbrauchten) Leitung durch eine neu-
wertige Leitung gegeben, wenn der Ersatz lediglich dazu dient, die Nutzungs-
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fähigkeit in bisherigem Umfang zu erhalten (BFH v. 10.6.1992 – I R 9/91,
BStBl. II 1993, 41 [43]). „Aufwendungen, durch die ein bereits hergestelltes
Wirtschaftsgut zwar verändert, aber weder erweitert noch über seinen ursprüng-
lichen Zustand hinaus wesentlich verbessert wird, sind keine Herstellungskos-
ten, sondern sofort abzuziehender Erhaltungsaufwand“ (BFH v. 10.6.1992 – I
R 9/91, BStBl. II 1993, 42).
Herstellungsaufwand ist bei Erfüllung mindestens eines der folgenden Krite-
rien gegeben:
– Kapazitätserweiterung,
– Erhöhung der Versorgungssicherheit,
– höhere Leistungsfähigkeit (BFH v. 22.1.2003 – X 9/99, BStBl. II 2003, 596,

unter II.2.f)dd) betr. Elektroinstallation) oder
– Erweiterung, wobei in diesem Zusammenhang auch der Ersatz von technisch

oder wirtschaftlich verbrauchten Teilen aufgrund der Gesamtmaßnahme als
Herstellungsaufwand zu sehen ist (BFH v. 10.6.1992 – I R 9/91, BStBl. II
1993, 42).

d) Stellungnahme zur neueren Rechtsprechung
Herstellungsaufwand: Die Rechtsprechungsentwicklung, die auf dem Kriteri-
um der wesentlichen Verbesserung und der damit entstandenen Wertsteigerung,
Mieterhöhungsmöglichkeit, höherer Leistungsfähigkeit oder Kapazitätserweite-
rung (Nutzungswerterhöhung) aufbaut und somit zu aktivierungspflichtigem
Herstellungsaufwand führt, ist unter ökonomischen Gesichtspunkten vertretbar
(vgl. Bohn, WPg 1983, 137 [insbes. 145 ff.]; Kleinjohann, Zur Abgrenzung von
Herstellungs- und Erhaltungsaufwand in der Steuerbilanz, 1986, 53–79; zur Dis-
kussion unter dem Gesichtspunkt der Nutzungspotentiale s. Streim, BB 1985,
1575 [1577 ff.]; zur internationalen Rechnungslegung s. IAS 16.7 und Oestrei-
cher in Beck-HdR, B 163 Rn. 270 ff.), da ein Kaufmann idR nicht größere Er-
haltungsinvestitionen in Form von Großreparaturen tätigen wird, wenn er sich
keine längere Nutzungsmöglichkeit oder eine Wertsteigerung verspricht. Ins-
besondere bei abgeschriebenen WG ist es nicht einsehbar, diese als Erhaltungs-
aufwand zu behandeln, da hier keine Restwerte mehr vorliegen (nach Streim,
BB 1985, 1575 [1579], sind Reparaturen, die nach einer Vollabschreibung vor-
genommen werden, immer aktivierungspflichtig!). Daher ist bei abgeschriebenen
WG von einer Nutzungsdauerverlängerung auszugehen. Dies gilt nicht nur für
Gebäude, sondern auch für Industrieanlagen oder für Rohreinrichtungen (zB
Pipelines, Wasserversorgungsrohre), die sukzessive – zB etwa über vier Jahre zu
jeweils 25 % – erneuert werden (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 125: zB „wesentli-
che Erhöhung der Produktionskapazität“ sowie „andere Gebrauchs- oder Ver-
wendungsmöglichkeit“); s. hierzu Sächs. FinMin. v. 8.10.1991, FR 1992, 57 =
StEK § 6 Abs. 1 Ziff. 1 Nr. 71, wonach „Aufwendungen für Erneuerungen von
bereits in den HK der Versorgungsanlage enthaltenen Teilen, Einrichtungen
oder Anlagen … nur dann Herstellungsaufwand [sind], wenn die einzelne Ver-
sorgungsanlage wesentlich in ihrer Substanzmehrung vermehrt und in ihrem
Wesen erheblich verändert oder über den bisherigen Zustand hinaus deutlich
verbessert wird“; Verstärkungen des Leitungsnetzes gelten hingegen stets als
Herstellungsaufwand. Bei noch nicht abgeschriebenen WG ist zu überlegen, ob
man entweder eine AfaA der vorhandenen erneuerten Teile des WG bei voll-
ständiger Hinzuaktivierung (s. § 7 Anm. 212–215) oder aus Vereinfachungs-
und Praktikabilitätsgründen eine anteilige Hinzuaktivierung unter Berücksichti-
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gung der bisher vorgenommenen Abschreibungen und der ND vornehmen soll-
te (vgl. Kleinjohann, Zur Abgrenzung von Herstellungs- und Erhaltungsauf-
wand in der Steuerbilanz, 1986, 41–52). Dabei wäre ebenfalls zu prüfen, ob etwa
wesentliche Verbesserungen vorliegen, die zu einer Nutzungsverlängerung füh-
ren.
Erhaltungsaufwand ist bei regelmäßig wiederkehrenden Reparaturaufwendun-
gen anzunehmen, also wenn ein WG im ordnungsgemäßen Zustand erhalten
wird, wozu zB Ersatz vorzeitig erneuerungsbedürftiger Verschleißteile durch
gleichartige Teile sowie notwendige Pflege- und Wartungsarbeiten (einschl.
Schönheitsreparaturen) gehören (so auch Kleinjohann, Zur Abgrenzung von
Herstellungs- und Erhaltungsaufwand in der Steuerbilanz, 1986, 66 ff., 78 f.).
Dies gilt insbes. für Teile, die in kürzeren Abständen (zB bei einem Gebäude et-
wa alle fünf bis zehn Jahre) ersetzt werden (vgl. auch Kleinjohann, Zur Abgren-
zung von Herstellungs- und Erhaltungsaufwand in der Steuerbilanz, 1986, 69 ff.,
der für die Anerkennung als Voraussetzung zusätzlich das Kriterium der Erhal-
tungsbedürftigkeit fordert). Hier ist die Höhe der Aufwendungen im Verhältnis
zu den historischen AK und zum Buchwert zu sehen. Wenn etwa Instandhal-
tungsaufwendungen unter 5 % der historischen AK (bzw. bei niedrigeren Buch-
werten unter 10 %) in einem Jahr betragen, so sollten derartige Aufwendungen
grds. aus Vereinfachungsgründen und unter dem Aspekt der Wesentlichkeit
(§ 255 Abs. 2 HGB stellt auf die wesentliche Verbesserung ab) dem Erhaltungs-
aufwand zugeordnet werden.
Abgrenzung von Anschaffungs- und Herstellungskosten: Sofern Verbes-
serungen und/oder Erweiterungen im Zusammenhang mit einer Anschaffung
durch den Erwerber erfolgen, ist seit dem StÄndG 2003 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a er-
gänzend zu prüfen (sog. anschaffungsnaher Aufwand; s. auch Anm. 267).

3. Begriff und Behandlung des Erhaltungsaufwands

a) Begriff des Erhaltungsaufwands
Rechtsprechung: Erhaltungsaufwand liegt nach der Rspr. bei einem bebauten
Grundstück dann vor, wenn die Aufwendungen die Wesensart des Grundstücks
nicht verändern oder die Substanz nicht vermehren (s. Anm. 265), das Grund-
stück im ordnungsmäßigen Zustand erhalten sollen und keine erhebliche Steige-
rung des Gebrauchswerts oder Nutzungspotentials durch die erhebliche Erhö-
hung des Standards erfolgt (sog. wesentliche Verbesserung; s. die Nachweise in
Anm. 474; vgl. auch Oestreicher in Beck-HdR, B 163 Rn. 256–257).
Methode der Begriffsbestimmung: Eine positive Bestimmung des Begriffs
des Erhaltungsaufwands neben der gleichfalls positiven Bestimmung des Be-
griffs des Herstellungsaufwands erscheint methodologisch bedenklich, denn es
könnte dann Aufwendungen geben, die bei zu enger Fassung beider Definitio-
nen unter keine von ihnen, bei zu weiter Fassung unter beide passen. Die Rspr.
beschr. sich daher im einzelnen Fall mit Recht oft darauf, nur den Begriff des
Herstellungsaufwands zu umschreiben und die Unterordnung der zu beurteilen-
den Aufwendungen unter diesen Begriff zu prüfen. Auch § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2
kennt nur den Begriff der Herstellungskosten. Aufwendungen, die weder AK
noch HK sind, bilden (sofern nicht Lebenshaltungskosten) sofort abziehbare
BA oder WK; ihre Bezeichnung als Erhaltungsaufwand besagt rechtlich nur ne-
gativ, dass sie nicht zu den HK gehören, und charakterisiert sie wirtschaftlich im
Unterschied von anderen BA und WK als solche Aufwendungen, die im Hin-
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blick auf die Erhaltung des Zustands eines WG vorgenommen werden. Eine po-
sitive Definition des Erhaltungsaufwands erscheint daher entbehrlich.
Zu Einzelfragen s. Anm. 494–502, 646, 1500.

b) Steuerliche Behandlung des Erhaltungsaufwands
Zeitpunkt des Abzugs: Erhaltungsaufwand ist grds. im Jahr des Abflusses als
BA oder WK abziehbar. Zur Verteilung nach § 82b EStDV auf mehrere Jahre s.
Anh. zu § 11 Anm. 17 sowie Kommentierungen zu §§ 11a und 11b.
Aktivierungen von Reparaturmaterial: Materialien für Erhaltungsaufwand,
den der Stpfl. erst in einem späteren Wj. durchführt, muss er am Bilanzstichtag
aktivieren (BFH v. 16.5.1973 – I R 186/71, BStBl. II 1974, 25).

Einstweilen frei.

4. Abgrenzung zwischen Herstellungs- und Erhaltungsaufwand

a) Allgemeines zur Abgrenzung
Da eine begriffliche Unterscheidung zwischen Herstellungs- und Erhaltungsauf-
wand im EStG fehlt (abgesehen von der Verweisung auf die handelsrechtl. GoB
in § 5) und die Abgrenzung sich aus den Bedürfnissen der Praxis und der Be-
rücksichtigung des Zwecks des § 7 entwickelt hat, ist die Grenze zwischen Her-
stellungs- und Erhaltungsaufwand notwendigerweise fließend (Kleinjohann,
Zur Abgrenzung von Herstellungs- und Erhaltungsaufwand in der Steuerbilanz,
1986, 133, lehnt die fließende Grenze ab und fordert eine einheitliche Definiti-
on); dh., es ist trotz der in Rspr. und Schrifttum erfolgten Formulierung all-
gemeiner Abgrenzungsmerkmale (s. Anm. 454 mwN) unvermeidlich, dass in
einzelnen Fällen Zweifel auftreten. Skeptisch zB BFH v. 23.6.1961 – VI 179/60
S (BStBl. III 1961, 403); v. 23.1.1964 – IV 428/60 S (BStBl. III 1964, 187):
„Nach der Rechtsprechung des BFH sind die Grenzen zwischen Herstellungs-
und Erhaltungsaufwand fließend, so daß vom Einzelfall losgelöste, allgemein
gültige Unterscheidungsmerkmale kaum aufgestellt werden können“; ebenso
BFH v. 14.10.1960 – VI 100/59 U, BStBl. III 1960, 493; v. 22.8.1966 – GrS
2/66, BStBl. III 1966, 672 (674).
Anpassung an laufende (technische) Fortentwicklung, mit der Teile des
WG ersetzt werden, führt idR zu Erhaltungsaufwand. Die Rspr. neigte teilweise
dazu, den Begriff des Erhaltungsaufwands weit zu fassen (vgl. Hoffmann in
LBP, § 6 Rn. 293 mit mwN), sofern nicht gleichzeitig eine erhebliche Standard-
erhöhung mehrerer Kriterien erfolgt (s. Anm. 474).
Ob mit der Rspr. des IX. Senats aufgrund des Kriteriums der wesentlichen Ver-
besserung ab bestimmten Größenordnungen im Zweifel eher Herstellungsauf-
wand anzunehmen ist, ist noch nicht abschließend geklärt (s. Anm. 474 f.).
Diese Behandlung der Abgrenzung geschieht wohl weniger in Verfolgung wirt-
schaftspolitischer Ziele – was dem BFH nicht obläge – oder zur Vereinfachung
als vielmehr deshalb, weil infolge der technischen und wirtschaftlichen Entwick-
lung manchen Maßnahmen, die früher als Substanzmehrung oder wesentliche
Änderung der bisherigen Verwendungs- und Nutzungsart eines WG angesehen
wurden, inzwischen nicht mehr so weitreichende Wirkungen beigemessen wer-
den, namentlich im Fall einer Modernisierung. Wenn zB ein erneuerter Gebäu-
deteil zwar nicht die gleiche Beschaffenheit aufweist wie der bisherige Gebäude-
teil, nicht technisch in der gleichen Weise wirkt, sondern dem technischen
Fortschritt entsprechend modernisiert worden ist, aber die gleiche Funktion für
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das einheitliche Gebäude in vergleichbarer Weise erfüllt, liegt idR Erhaltungsauf-
wand vor.

So zB BFH v. 13.3.1979 (VIII R 83/77, BStBl. II 1979, 435) betr. Verstärkung von
Schall- und Wärmeschutz; BFH v. 24.7.1979 (VIII R 162/78, BStBl. II 1980, 7) betr.
Heizungsumstellung; BFH v. 24.2.1981 (VIII R 122/79, BStBl. II 1981, 468) betr. Lau-
bengänge an Wohnungen; BFH v. 13.12.1984 (VIII R 273/81, BStBl. II 1985, 394)
betr. Vergrößerung des Rauminhalts einer Halle durch Erneuerung des Daches ohne
Änderung der Funktion der Halle; FG Münster v. 27.1.1987 (VI 5081/84 E, EFG
1987, 343, rkr.) betr. Anschluss eines bisher mit Wasser versorgten Grundstücks an die
gemeindliche Wasserversorgung; BFH v. 2.5.1990 (VIII R 198/85, BFH/NV 1991,
29) betr. Beitrag zur Verbesserung einer bereits vorhandenen Straße; BFH v. 19.6.1991
(IX R 195/87, BFH/NV 1991, 812) betr. Außenfassade; Ersatz eines schadhaften
Flachdachs durch ein Satteldach ist hingegen Herstellungsaufwand (vgl. BFH v. 19.6.91
– IX R 1/87; BStBl. II 1992, 73; s. auch Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 398c.

Prüfungspflicht des Finanzamts: Nach R 21 Abs. 2 Satz 2 EStR ist bei Ge-
bäuden die Abgrenzung zwischen Herstellungs- und Erhaltungsaufwand nur bei
einer verhältnismäßig großen Aufwendungen zu prüfen; bei Beträgen von bis zu
4000 E je Baumaßnahme und je Gebäude können die Aufwendungen, auf An-
trag ohne Prüfung als Erhaltungsaufwand behandelt werden; früher galt nach R
157 Abs. 4 EStR 1978 ff. eine Nichbeanstandungsgrenze von 4000 DM.

b) Abgrenzungsmerkmale
Herstellungsaufwand (HK iSd. § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2) sind alle Aufwendungen,
die durch die Herstellung eines WG oder des Teils eines WG veranlasst sind,
dh. durch
– Neuschaffung eines bisher noch nicht bestehenden WG,
– ergänzende Schaffung (Zuschaffung), dh. die wesentliche Vermehrung der

Substanz eines bereits bestehenden WG („Erweiterung“, § 255 Abs. 2 HGB)
oder

– Umschaffung eines bereits bestehenden WG, indem es in seinem sachlichen
Zustand so wesentlich geändert wird, dass dadurch seine Wesensart, dh. seine
bisherige Verwendungs- und Nutzungsmöglichkeit, wesentlich geändert wird
(s. dazu unten „Änderung der Wesensart“; § 255 Abs. 2 HGB lässt „eine über
seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung“
des Gegenstands genügen (vgl. BFH v. 25.1.2006 – I R 58/04, BStBl. II 2006,
707, unter II.2.c; s. auch ADS VI. § 255 HGB Rn. 124).

Vermehrung der Substanz ist materielle Mehrung und daher als Herstellungs-
aufwand zu behandeln (zB Anbau eines Balkons, vgl. zB BFH v. 22.12.2011 –
III R 37/09, BFH/NV 2012, 1069 – Rn. 29; ebenso für geringfügige neue Ge-
bäudeteile wie zB Markise BFH v. 29.8.1989 – IX R 176/84, BStBl. II 1990, 430;
und Alarmanlagen BFH v. 16.2.1993 – IX R 85/88, BStBl. II 1993, 545; Kulosa
in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 161); aktivierungspflichtiger Herstellungsaufwand
liegt auch bei nur geringfügigen Erweiterungen (zB im Verhältnis zur Gesamt-
wohnfläche) vor (vgl. BFH v. 19.6.1991 – IX R 1/87, BStBl. II 1992, 73; v. 9.5.
1995 – IX R 88/90, BStBl. II 1996, 628; v. 9.5.1995 – IX R 2/94, BStBl. II 1996,
637; v. 3.12.2002 – IX R 64/99, BStBl. II 2003, 590, unter II.4).
E Trennwände: Das Einsetzen und Entfernen von zusätzlichen Trenn- bzw. Zwi-
schenwänden ist umstritten. Während der X. Senat (BFH v. 22.1.2003 – X R
9/99, BStBl. II 2003, 596, unter II.2.f)bb); v. 22.1.2003 – X R 20/01, BFH/NV
2003, 763, unter II.3) Herstellungsaufwand annimmt, hat der IX. Senat (BFH v.
17.6.1997 – IX R 30/95, BStBl. II 1997, 802, unter 3.c; v. 3.12.2002 – IX R
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64/99, BStBl. II 2003, 590, unter II.1.b; v. 16.1.2007 – IX R 39/05, BStBl. II
2007, 922, betr. Umbau von Großraumbüros und Einzelbüro unter II.1.a)aa)
idR Erhaltungsaufwand angenommen, wenn keine (geringfügige) Erweiterung
festzustellen war (vgl. Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 171; zur früheren
Rechtslage s. BMF v. 15.1.1976, BStBl. I 1976, 66, wonach die Schaffung eines
Großraumbüros durch Entfernen von Zwischenwänden seitens eines Mieters
Herstellungsaufwand bildete).
Stellungnahme: Beim Einbau von Trennwänden ist uE idR nicht auf die Er-
weiterung, sondern auf die Umschaffung (s.o.) oder die Änderung der Wesensart
und die damit verbunden Erhöhung des Nutzungspotentials (Gebrauchswert,
s.u.) abzustellen.
Änderung der Wesensart erfordert nicht, dass das ganze WG eine andere
Funktion erhält; es genügt, dass Teile des WG in einer nicht ganz unwesentli-
chen Art anders genutzt werden können (Beispiel: Versetzen von Trennwänden,
um Räume anders nutzen zu können, ohne dass zusätzliche Wände geschaffen
werden, falls dadurch die Funktion des Gebäudes wesentlich geändert wird; an-
ders noch zB im Fall FG Hamb. v. 8.11.1984 – II 48/82, EFG 1985, 333, rkr.).
Es muss eine Änderung der Wesensart hinzukommen, die eine andere Verwen-
dungsmöglichkeit zulässt (vgl. auch BFH v. 25.1.2006 – I R 58/04, BStBl. II
2006, 707, unter II.2.c). Die Frage, ob eine wesentliche Vermehrung der Sub-
stanz oder eine wesentliche Änderung der bisherigen Verwendungs- und Nut-
zungsmöglichkeit erfolgt ist, tritt besonders häufig bei Heizungsanlagen auf; bei
Ersatz einer Kohle-Zentralheizung durch eine zentrale Elektro-Block-Speiche-
rung wurde vom IX. Senat Herstellungsaufwand angenommen (BFH v. 11.8.
1989 – IX R 157/87, BFH/NV 1990, 494); s. Anm. 660 f.
Kapazitätserweiterung: Eine Erweiterung bzw. Vergrößerung der Kapazitäten
und der Nutzungspotenziale führt zu einer wesentlichen Verbesserung eines
WG; daher sind die in diesem Zusammenhang getätigten Aufwendungen – so-
weit nicht unwesentlich – dem Herstellungsaufwand zuzuordnen (vgl. BFH v.
10.6.1992 – I R 9/91, BStBl. II 1993, 41 [42]; Streim, BB 1985, 1575 [1578 f.];
ADS VI. § 255 HGB Rn. 125).
Leistungsfähigkeit: Eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit führt idR zu Her-
stellungsaufwand (vgl. BFH v. 22.1.2003 – X 9/99, BStBl. II 2003, 596, unter
II.2.f)dd) betr. Elektroinstallation); s. „Kapazitätserweiterung“.
Nutzungswerterhöhung, Gebrauchswerterhöhung, Mietsteigerungsmög-
lichkeit als wesentliche Verbesserung: Diese Kriterien werden vom BFH für
die Annahme von Herstellungsaufwand genannt (vgl. BFH v. 13.3.1990 – IX R
66/86, BFH/NV 1990, 778; v. 30.7.1991 – IX R 59/90, BFH/NV 1992, 32; v.
29.10.1991 – IX R 117/90, BStBl. II 1992, 285; v. 23.9.1992 – X 10/92,
BStBl. II 1993, 338 [339]; v. 9.5.1995 – IX R 116/92, BStBl. II 1996, 632; zur
neueren Rspr. s. BFH v. 25.1.2006 – I R 58/04, BStBl. II 2006, 707, unter II.2.c;
v. 25.9.2007 – IX R 28/07, BStBl. II 2008, 218; v. 22.12.2011 – III R 37/09,
BFH/NV 2012, 1069 – Rn. 30; Nds. FG v. 12.4.2007 – 10 K 415/00, EFG
2007, 1756, rkr., Rn. 46; FG Münster v. 14.12.2011 – 10 K 1471/09 K, G, EFG
2012, 944, nrkr., Az. BFH I R 8/12); aus dem Schrifttum s. Bohn, WPg. 1983,
141 ff.; Kleinjohann, Zur Abgrenzung von Herstellungs- und Erhaltungsauf-
wand in der Steuerbilanz, 1986, 79 (Wertsteigerung); Heuermann, DB 1992, 600
(602); aA IdW, WPg. 1984, 81.
Die alleinige Verkehrswerterhöhung – also ohne Erhöhung des Nutzungswerts
– soll hingegen nach der Rspr. des IX. Senats als Kriterium für die Annahme
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von Herstellungsaufwand nicht maßgebend sein (vgl. BFH v. 12.6.1990 – IX B
293/89, BFH/NV 1991, 87 (88); v. 30.7.1991 – IX R 59/89, BStBl. II 1992, 940;
anders offenbar BFH v. 12.1.1995 – IV R 3/93, BStBl. II 1995, 632). Der
IX. Senat des BFH (v. 9.5.1995 – IX R 116/92, BStBl. II 1996, 632) stellt auf
die deutliche Erhöhung des Gebrauchswerts ab, wofür die Mietsteigerung ledig-
lich als „Hinweiszeichen“ dienen soll. Bei einer nicht erheblichen Wertsteige-
rung, die über den Ausgleich der durch Abnutzung eingetretenen Wertmin-
derung hinausgeht, kann uU Erhaltungsaufwand gegeben sein (zB wenn
schadhafte Treppen und Decken aus Holz durch solche aus Beton ersetzt wer-
den; anders, wenn dadurch die Tragfähigkeit zur Aufstellung schwerer Maschi-
nen und zur Beförderung schwerer Lasten erhöht wird; dann kann bei erhebli-
cher Änderung der Nutzungsweise Herstellungsaufwand vorliegen).
Verminderung der Substanz, die im Übrigen aber nicht zu einer Änderung der
Nutzungsmöglichkeiten führt, bewirkt uE regelmäßig keinen Herstellungsauf-
wand (zB Abbruch des obersten Stockwerks und Erneuerung des Dachs auf
dem restlichen Gebäude; teilweise Entfernung einer Gleisanlage, einer Lichtlei-
tung, Beseitigung eines Bodenbelags und Freilegung des Betonbodens); eine
Ausnahme soll wohl gelten, wenn der verbliebene Teil des WG gerade infolge
der Verminderung eine wesentlich andere Funktion erfüllt (s. dazu „Änderung
der Wesensart“ und „Zweckänderung“; zu Trennwänden s. „Vermehrung der
Substanz“.
Versorgungssicherheit: Eine Erhöhung der Versorgungssicherheit führt zu
Herstellungsaufwand (vgl. BFH v. 10.6.1992 – I R 9/91, BStBl. II 1993, 41 [42]);
s. auch „Kapazitätserweiterung“.
Zweckänderung verursacht Herstellungsaufwand dann, wenn eine Umschaf-
fung im eingangs beschriebenen Sinn erfolgt, dh., maßgebend ist, ob die Ver-
änderung des sachlichen Zustands zu einer Änderung der Wesensart des WG
geführt hat.
– Herstellungsaufwand bei funktionaler Umgestaltung eines Gebäudes (vgl.

BFH v. 22.12.2011 – III R 37/09, BFH/NV 2012, 1069 – Rn. 21 betr. Um-
bau einer Mühle in ein Wohnhaus)

– Erhaltungsaufwand bei zweckändernden Maßnahmen ohne wesentliche Um-
gestaltung, vgl. FG Hamb. v. 8.11.1984 (II 48/82, EFG 1985, 333, rkr.) betr.
Änderung der Raumaufteilung wegen geänderter Bedürfnisse des Betriebs;
RFH v. 14.6.1928 (RStBl. 1928, 307) betr. bauliche Änderungen, um besser
vermieten zu können, zB Schaffung einer Tür zwischen zwei Wohnungen auf
Wunsch der betr. Mieter.

Zur Abgrenzung im Einzelnen s. auch Anm. 654 ff. („Anlagen in Gebäu-
den“), 646 („Kanalisation“); 715 und 1500.

Einstweilen frei.

5. Wichtige Abgrenzungsfälle

a) Aufwendungen auf ganz oder fast ganz abgeschriebene Wirtschafts-
güter

Aufwand kann nur nach seiner Natur (objektiv) Erhaltungsaufwand oder Her-
stellungsaufwand sein; die zufällig richtige oder falsche Schätzung der ND be-
einflusst nicht das Wesen des Aufwands. Ob Erhaltungs- oder Herstellungsauf-
wand vorliegt, hängt nach der Rspr. nicht davon ab, ob das betr. WG in der
StBil. noch einen bestimmten Buchwert besitzt. Maßgebend sind vielmehr auch
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bei voll abgeschriebenen WG die in Anm. 482 wiedergegebenen grundsätzlichen
Abgrenzungsmerkmale. Die Verlängerung der ND machte nach der früheren
Rspr. auch bei voll abgeschriebenen WG Erhaltungsaufwand nicht zu Herstel-
lungsaufwand.

BFH v. 30.5.1974 – IV R 56/72, BStBl. II 1974, 520, betr. den Einbau eines gebrauch-
ten Motors (Austauschmotors) in ein abgeschriebenes Motorfahrzeug. Die gleiche
rechtliche Beurteilung gilt aber auch bei Einbau eines fabrikneuen Motors nach Ablauf
der betriebsgewöhnlichen ND (FinVerw., Erl. v. 10.1.1975, StEK BerlinFG Nr. 82
und InvZulG Nr. 38; DB 1975, 128; BB 1975, 76).

Nach der neueren Rspr. ist aber die Einschränkung zu machen, dass die ganze
oder fast ganze Abschreibung eines WG Anlass zu einer sorgfältigen Prüfung
gibt, ob eine Erhöhung des Nutzungspotenzials oder des Gebrauchswerts (s.
Anm. 482) vorliegt. Eine wesentliche Erhöhung des Gebrauchswerts wird nach
neuerer Rspr. häufig mit einer Verlängerung der ND verknüpft sein (vgl. BFH
v. 9.5.1995 – IX R 116/92, BStBl. II 1996, 632 [636] unter I.3.b)dd).
Nach BFH v. 28.9.1990 (III R 77/89, BStBl. II 1991, 361) ist bei ganz oder fast
ganz abgeschriebenen WG ferner zu beachten, ob bei nachträglichen Herstel-
lungsarbeiten ein neues WG entsteht. Nach BFH v. 28.9.1990 (III R 77/89,
BStBl. II 1991, 361) ist von der Herstellung eines neuen WG auszugehen, „wenn
eine bereits vorhandene bewegliche Sache unter Verwendung anderer, neu ange-
schaffter beweglicher Sachen so tiefgreifend umgestaltet oder in einem solchen
Ausmaß erweitert wird, dass die neuen Teile der Gesamtsache das Gepräge ge-
ben und die Altteile bedeutungs- und wertmäßig untergeordnet erscheinen“
(BStBl. II 1991, 361 [363], im Leitsatz wird ein neues WG angenommen, wenn
der Teilwert der bei der Herstellung verwandten gebraucht WG 10 % des Teil-
werts des hergestellten WG nicht übersteigt).
Stellungnahme: Der Rspr., die auf BFH v. 30.5.1974 (IV R 56/72, BStBl. II
1974, 520) aufbaut, ist aus ökonomischen Gesichtspunkten nicht zu folgen, da
mit erheblichen Erneuerungs- oder Reparaturmaßnahmen idR Nutzungspoten-
ziale (Verlängerung der Soll-Nutzungsdauer; vgl. Streim, BB 1985, 1575 [1578];
nach ADS VI. § 255 HGB Rn. 125, führt eine erhebliche Verlängerung der ND
zu einer wesentlichen Verbesserung und somit zu Herstellungsaufwand) ge-
schaffen werden, die nicht in einer Periode verbraucht sind. Eine Berücksichti-
gung von künftigen Nutzungspotenzialen entspricht auch den Grundgedanken
der Rechnungslegung nach IFRS (so Oestreicher in Beck-HdR, B 163 Rn. 270).
Ein Kaufmann wird idR größere Erhaltungsinvestitionen, (Groß-)Reparaturen
oder Investitionen aufgrund von Umweltschutzauflagen nur dann durchführen,
wenn er sich eine längere Nutzungsmöglichkeit der WG oder eine Wertsteige-
rung verspricht (sofern durch Umweltschutzauflagen eine Stilllegung droht, wird
durch die Investitionen zur Erfüllung der Auflagen eine Verlängerung der ND
erreicht). Daher sollte uE bei vollständig oder fast ganz abgeschriebenen WG –
unter der Voraussetzung der weiteren Nutzungsmöglichkeit – generell eine Akti-
vierung verlangt werden (ebenso Streim, BB 1985, 1575 [1579]). Das Argument
einer unzulässigen Doppelaktivierung (vgl. BFH v. 22.6.1966 – GrS 2/66,
BStBl. III 1966, 672 [674]) versagt bei vollständig abgeschriebenen WG; bei wei-
terer Nutzungsmöglichkeit widerspricht das Vorsichtsprinzip einer Aktivierung
derartiger Instandsetzungs- oder Verbesserungsmaßnahmen nicht. Daher sollte
bei abgeschriebenen WG eine Aktivierung von größeren Reparaturen uÄ erfol-
gen, sofern eine Nutzung von mehreren Jahren (Grenze zB aus Wesentlichkeits-
gesichtspunkten: zwei Jahre) noch erwartet wird. In diesem Fall ist dann von ei-
ner Nutzungsdauerverlängerung auszugehen. Dies gilt nicht nur für Gebäude,



HHR Lfg. 255 Februar 2013 Stobbe

sondern auch für Industrieanlagen, Rohreinrichtungen (s. ausf. Anm. 471), für
Bewässerungssysteme etc. Sofern WG noch nicht vollständig abgeschrieben sind
– also noch Restwerte existieren –, sollte analog vorgegangen werden, wobei das
Argument des Verbots der Doppelaktivierung zu beachten ist. Dieses kann be-
rücksichtigt werden, indem man entweder eine AfaA auf den Restwert der Teile
des WG, die erneuert werden, bei vollständiger Hinzuaktivierung der neuen Tei-
le oder eine teilweise Hinzuaktivierung unter Berücksichtigung der bisher vor-
genommenen Abschreibungen vornimmt (vgl. Kleinjohann, Zur Abgrenzung
von Herstellungs- und Erhaltungsaufwand in der Steuerbilanz, 1986, 41–52; zur
internationalen Sichtweise s. IAS 16.7 und 16.14, dazu Oestreicher in Beck-
HdR, B 163 Rn. 276; s. auch Anm. 471).

Einstweilen frei.

b) Generalüberholung
Generalüberholung ist die Vornahme von Aufwendungen auf ein WG, die ein-
zeln – für sich betrachtet – Erhaltungsaufwand bilden würden, zusammen aber
eine Herstellung bewirken, dh. die Substanz des WG vermehren oder durch Er-
neuerung der Substanz oder wesentliche Änderung der bisherigen Verwen-
dungs- und Nutzungsart ein anderes WG entstehen lassen (glA FG Hamb. v.
10.12.1981 – VI 190/78, EFG 1982, 340, rkr.; s. Anm. 482). Neuwertig braucht
das WG nicht zu werden.
Nach BFH v. 29.10.1991 (IX R 117/90, BStBl. II 1992, 285) können erhebliche
Instandsetzungs- und Modernisierungskosten, die den Charakter einer General-
überholung haben, zu einer wesentlichen Verbesserung führen und somit auf-
grund von § 255 Abs. 2 Satz 1 HGB aktivierungspflichtigen Herstellungsauf-
wand darstellen (s. auch BFH v. 30.7.1991 – IX R 123/90, BStBl. II 1992, 28).
In diesem Zusammenhang misst der IX. Senat dem Kriterium der Nutzungs-
werterhöhung entscheidende Bedeutung zu (BFH v. 29.10.1991 – IX R 117/90,
BStBl. II 1992, 285 [286]; v. 12.1.1995 – IV R 3/93, BStBl. II 1995, 632; v.
19.12.1995 – IX R 88/93, BFH/NV 1996, 537; FG Bremen v. 22.7.1993 – 1
89011 K 3, EFG 1994, 619, rkr.; FG München v. 26.10.1993 – 16 K 1836/91,
EFG 1994, 746, rkr.; s. auch Anm. 482). Nicht ausreichend für die Annahme ei-
ner aktivierungspflichtigen Generalüberholung ist die Tatsache, dass in einer Pe-
riode Aufwendungen in ungewöhnlicher Höhe zusammengeballt getätigt werden
und hoch sind (BFH v. 12.9.2001 – IX R 39/97, BStBl. II 2003, 569; v. 22.9.
2009 – IX R 21/08, BFH/NV 2010, 846 – Rn. 11; entscheidend sind auch in
derartigen Fällen die dargelegten maßgebenden Kriterien, s. Anm. 482; vgl.
BFH v. 9.5.1995 – IX R 116/92, BStBl. II 1996, 632 = FR 1996, 741, mit Anm.
Drenseck, der der Auffassung ist, dass der Begriff der Generalüberholung für
die Abgrenzung von Erhaltungs- und Herstellungsaufwand nicht mehr tauglich
ist).
Steuerrechtliche Behandlung einer Generalüberholung: Für die Aufwen-
dungen einer Generalüberholung gelten die allgemeinen Grundsätze für die Ab-
grenzung zwischen Herstellungs- und Erhaltungsaufwand (s. Anm. 482); bei Ge-
bäuden sind dies also insbes. die erhebliche Erhöhung von drei sog.
Standard-Merkmalen (s. Anm. 474).

Einstweilen frei.

E 261
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§ 6 Anm. 499–502 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1: Abnutzbare Anlagegüter

c) Wiederherstellung eines untergegangenen oder teilzerstörten Wirt-
schaftsguts – Vollverschleiß

Untergegangenes Wirtschaftsgut: Die Wiederherstellung bewirkt die Entste-
hung eines neuen WG und verursacht Herstellungsaufwand. Das Gleiche gilt,
wenn das WG nur noch als Schrott oder Ruine vorhanden war (BFH v. 12.2.
1960 – VI 201/59, DB 1960, 803).
Vollverschleiß, teilzerstörtes Wirtschaftsgut: Ob seine Wiederherstellung
Herstellungsaufwand oder Erhaltungsaufwand verursacht, richtet sich nach den
allgemeinen für die Abgrenzung zwischen beiden Aufwandsarten geltenden
Grundsätzen; s. Anm. 482, auch Anm. 496. Wenn ein Gebäude aufgrund schwe-
rer Substanzschäden – etwa wegen (Teil-)Zerstörung oder Verfall – nicht mehr
nutzbar ist, liegt ein Vollverschleiß vor, so dass bei der Instandsetzung idR ein
neues WG entsteht (vgl. BFH v. 13.10.1998 – IX R 61/95, BStBl. II 1999, 282
[283], unter 1.a; s. Spindler, BB 2002, 2041 [2042] mwN). War das WG zwar be-
schädigt, aber noch nahezu voll verwendbar, so bildet die Schadensbeseitigung
Erhaltungsaufwand (FG Düss./Köln v. 19.4.1961, EFG 1961, 534, rkr., betr.
Dachstuhl), sofern keine Nutzungswerterhöhung (s. Anm. 482) eintritt.

Einstweilen frei.

d) Zusammentreffen von Herstellungsaufwand und Erhaltungsaufwand
Gesamtmaßnahme: Nach BFH v. 30.7.1991 (IX R 67/90, BStBl. II 1992, 28
[29]) „sind Aufwendungen für ein Bündel von Einzelmaßnahmen, die für sich
genommen teils Herstellungs-, teils Erhaltungsaufwand darstellen, insgesamt als
HK zu behandeln, wenn sie in engem räumlichen, zeitlichen und sachlichen Zu-
sammenhang zueinander stehen und in ihrer Gesamtheit eine einheitliche Bau-
maßnahme bilden, wie dies bei einer Generalüberholung und Modernisierung
des Hauses im ganzen und von Grund auf der Fall ist“. Wenn beispielsweise bei
einem Anbau oder Ausbau eines Hauses Eingriffe in die Bausubstanz (zB
Durchbrüche, Vergrößerung von Fenstern, Einbau neuer Fenster und Türen,
auch bei schon bestehenden Räumen) erforderlich werden, so handelt es sich
um eine einheitliche Baumaßnahme mit der Folge, dass auch Modernisierungs-
aufwendungen, die separat betrachtet lediglich Ersatzcharakter hätten und daher
eigentlich als Erhaltungsaufwand gelten würden, aufgrund der Gesamtmaßnah-
me als Herstellungsaufwand zu qualifizieren sind (s. BFH v. 19.8.1986 – IX R
80/82, BFH/NV 1987, 147; v. 16.9.1986 – IX R 126/84, BFH/NV 1987, 149
mwN; BFH v. 29.10.1991 – IX R 117/90, BStBl. II 1992, 285; v. 31.8.1994 – IX
B 44/94, BFH/NV 1995, 293; v. 9.5.1995 – IX R 116/92, BStBl. II 1996, 632 =
FR 1995, 741 [744]; v. 10.5.1995 – IX R 62/94, BStBl. II 1996, 639; v. 19.12.
1995 – IX R 88/93, BFH/NV 1996, 537; FG Bremen v. 11.6.1991 – II 162/89
K, EFG 1992, 180, rkr.; FG Saarl. v. 14.7.1992 – 1 K 226/91, EFG 1992, 726,
rkr.).
„Sind Ausbesserungsarbeiten an den Fundamenten eines Betriebsgebäudes Vor-
bedingung für einen anschließend erstellten Erweiterungsbau, so handelt es sich
um eine einheitliche Baumaßnahme mit der Folge, daß nicht nur die (weitaus
überwiegenden) Kosten für den Erweiterungsbau, sondern auch die Kosten für
die Fundamentierung zu aktivieren sind“ (BFH v. 9.3.1962 – I 192/61 U,
BStBl. III 1962, 195, betr. Überbauung einer Durchfahrt zwischen Sudhaus und
Kellereigebäude).
Aufwendungen mehrerer Steuerpflichtiger sind uE für jeden einzelnen Stpfl.
gesondert zu beurteilen (Beispiel: Der Mieter ist zur Unterhaltung verpflichtet
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und bezahlt anlässlich des vom Vermieter durchgeführten Umbaus einer Etage
die Reparatur von Anstrich, Tapeten und Bodenbelag). Man wird bei jedem
Stpfl. fragen müssen, als was gerade sein Aufwand sich für ihn darstellt, weil die
Besteuerungsmerkmale für jeden Stpfl. getrennt zu beurteilen sind; trotz einer
technisch einheitlichen Maßnahme liegen wirtschaftlich und damit stl. zwei ge-
trennte Maßnahmen von zwei verschiedenen Stpfl. vor. Dann kann (wie im Bei-
spiel) bei einem Stpfl. Herstellungsaufwand, beim anderen Erhaltungsaufwand
gegeben sein (glA o.V., DB 1961, 486; immerhin zweifelhaft; aA DStPr. EStG
§ 9 Nr. 14).
Nur zeitlicher Zusammenhang zwischen verschiedenen Aufwendungen:
Aufwendungen, die für sich allein beurteilt Erhaltungsaufwand bilden, bleiben Er-
haltungsaufwendungen, auch wenn sie in zeitlichem Zusammenhang mit Herstel-
lungsaufwand, sachlich aber getrennt von ihm durchgeführt werden. Dies setzt
aber voraus, dass es sich jeweils um eine Einzelmaßnahme handelt und dass ein
Zusammenhang mit einer grundlegenden Modernisierung nicht vorliegt (zB Ma-
lerarbeiten im Obergeschoß/grundlegende Modernisierung im Erdgeschoß bei je-
weils getrennter bzw. einzeln zuordenbarer Rechnungslegung); s. auch BFH v.
11.8.1989 – IX R 87/86, BStBl. II 1990, 130; nach BFH v. 9.5.1995 (IX R 116/92,
BStBl. II 1996, 632 = FR 1996, 741 [744]) sind Erhaltungsaufwendungen abzieh-
bar, wenn sie vom Herstellungsaufwand abgrenzbar sind; dies gilt aber nicht für
Maßnahmen, die bautechnisch ineinandergreifen (BFH v. 9.5.1995 – IX R 2/94,
BStBl. II 1996, 637; v. 10.5.1995 – IX R 62/94, BStBl. II 1996, 639).
Aufteilung und Schätzung: Werden bei Instandsetzungsmaßnahmen, die zu
einer Erhöhung des Gebrauchswerts führen, gleichzeitig Schönheitsreparaturen
durchgeführt oder andere Teile zeitgemäß ersetzt, so dass hier isoliert Erhal-
tungsaufwendungen vorliegen würden, so ist eine Aufteilung der Aufwendungen
geboten. Bei Vermengung der Aufwendungen (Zusammenfassung in einer
Rechnung) müssen sie aufgeteilt werden, ggf. unter Einholung von Auskünften
derer, die die Arbeiten ausgeführt haben. Eine Schätzung dürfte auch in derarti-
gen Fällen noch zulässig sein (vgl. Spindler, BB 2002, 2041 [2043], unter 2.b
mit Hinweis auf BFH v. 14.10.1960 – VI 100/59, BStBl. III 1960, 493; v. 9.5.
1995 – IX R 116/92, BStBl. II 1996, 632, unter I.3.b)cc).
Erhaltungsaufwand während Herstellung: Solange die Herstellung eines
WG läuft, werden die Aufwendungen auf dieses WG regelmäßig insgesamt zu
den HK gehören. Dieser Grundsatz gilt jedoch nicht ausnahmslos. Zieht sich
nämlich die Herstellung über längere Zeit hin, so kann bereits Aufwand zur Er-
haltung der fertiggestellten Teile entstehen, zB wenn Teile eines Baus vor der
Fertigstellung schadhaft werden und ausgebessert werden müssen (FG Bremen
v. 20.2.1980 – I 30/78, EFG 1980, 222, rkr.; FG Rhld.-Pf. v. 17.10.1983 – 5 K
1/83, EFG 1984, 273; aufgeh. durch BFH v. 24.3.1987 – IX R 17/84, BStBl. II
1987, 694; Rössler, DStR 1983, 731). Der IX. Senat des BFH v. 24.3.1987 (IX
R 17/84, BStBl. II 1987, 694) ist dieser Auffassung nicht gefolgt und hat auch
Aufwendungen für den Ersatz einer schadhaften Drainage vor dem Zeitpunkt
der Fertigstellung eines Gebäudes – also für die Beseitigung von Baumängeln –
als aktivierungspflichtige HK behandelt. Es handelt sich uE hierbei um den Er-
satz vergeblicher HK mit der Folge, dass die Aufwendungen für die schadhafte
Drainage nicht aktivierungsfähig wären (vgl. BFH v. 4.7.1990 – GrS 1/89,
BStBl. II 1990, 830 [836], betr. vergebliche Vorauszahlungen; aA BFH v. 31.3.
1992 – IX R 164/87, BStBl. II 1992, 806).

Einstweilen frei.

E 262/1
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§ 6 Anm. 544 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1: Abnutzbare Anlagegüter

G. Verminderung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten
um Absetzungen nach § 7 und andere Abzüge

Bewertungsregel, die als Ausgangsbasis für weitergehende Bewertungs-
regelungen dient (zB Teilwertabschreibungen von diesem Wert, s. Anm. 558;
Zuschreibungen bis zu diesem Wert, s. Anm. 625). Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 verlangt
Kürzung der AHK, die bei der Bewertung abnutzbarer Anlagegüter anzusetzen
sind, um die „Absetzung für Abnutzung nach § 7“ (Bewertung mit dem sog. Ab-
setzungs- oder Abnutzungswert bzw. fortgeführten AHK).
Geänderte Bewertungsobergrenze nach dem StEntlG 1999/2000/2002:
Von dem Ausgangswert der AHK abzgl. der AfA sind seit dem VZ 1999 nun
auch ausdrückl. erhöhte Absetzungen, Sonderabschreibungen, Abzüge nach
§ 6b und ähnliche Abzüge abzuziehen (BFH v. 4.6.2008 – I R 84/07, BStBl. II
2009, 187; allerdings ist seit der Neufassung des § 5 Abs. 1 durch das BilMoG –
s. dazu § 5 Anm. 63 – eine einheitliche Ausübung in HBil. und StBil. nicht mehr
notwendig). Die Berücksichtigung dieser Abzüge bei den sog. fortgeführten
AHK hat insbes. Bedeutung als neue Bewertungsobergrenze für Zuschreibun-
gen (s. Anm. 625).
Absetzungen für Abnutzung sind zwingend, s. auch § 7 Abs. 1 Satz 1. Der
Absetzungswert muss auch dann angesetzt werden, wenn er unter dem Teilwert
liegt (s. auch § 7 Anm. 6). Zur Frage der Geltung des § 7 bei WG mit einer ND
von nicht mehr als einem Jahr s. § 7 Anm. 125.
E Teilwertabschreibung schließt uE für das betreffende Jahr die Vornahme der AfA
nicht aus. Vor der Durchführung der Teilwertabschreibung ist zunächst zwin-
gend die (ggf. zeitanteilige) AfA vorzunehmen (s. Anm. 556; vgl. Brandis in
Blümich, § 7 Rn. 222). Der sich dann ergebende Absetzungswert (unter Ein-
beziehung der anderen Abzüge, s.o.) ist dann mit dem niedrigeren Teilwert zu
vergleichen, der dann an die Stelle der sog. fortgeführten AHK tritt.
E AfA für teilweise privat genutzte Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens sind entspre-
chend dem privaten Nutzungsanteil als Entnahmen zu behandeln.
E AfA nach Teilwertabschreibung: Auch wenn im Vorjahr der unter dem Abset-
zungswert liegende Teilwert angesetzt worden war, muss der Stpfl. den neuen
Buchwert in den folgenden Jahren auf die Restnutzungsdauer verteilt absetzen
(s. § 7 Anm. 25; glA Kulosa in Schmidt XXXI. § 7 Rn. 83). Der Absetzungs-
wert ist auch dann anzusetzen, wenn das WG zu einem höheren Betrag verkauft,
aber erst im folgenden Wj. übereignet worden ist (glA Mittelbach, DStZ 1966,
268).

Beispiel: Anschaffung einer Maschine Januar 2010 für 1000 E. AfA linear 10 %. Wj. =
Kj. Buchwert am 31.12.2013 mithin 1000 ./. 4 × 100 = 600 E, am 31.12.2014500 E.
Teilwert infolge einer voraussichtlich dauernden Wertminderung am 31.12.2013420 E.
Nach Teilwertabschreibung auf 420 E beträgt die AfA ab 2013 70 E. Sollte der Teilwert
zum 31.12.2014 auf 500 E steigen (oder die ursprüngliche Teilwertabschreibung nur
noch vorübergehenden Charakter haben; s. Anm. 562), so ist zum 31.12.2014 auf
500 E wieder zuzuschreiben (Wertaufholungspflicht; s. Anm. 625). Im letzteren Fall
würde die AfA ab 2015 wieder 100 E betragen.

E Nachholung unterlassener AfA s. § 7 Anm. 95–97.
Absetzungen für Substanzverringerung: Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 ordnet „Abset-
zungen für Abnutzung“, aber „nach § 7“ an. Gemäß § 7 Abs. 6 tritt bei Betrie-
ben, die „einen Verbrauch der Substanz mit sich bringen“ (wie zB Bergbau-
unternehmen, Steinbrüche, Kiesgruben) an die Stelle der AfA des § 7 Abs. 1 die
Absetzung für Substanzverringerung. § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 besagt dementspre-
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chend in diesen Fällen, dass WG des AV, die dem Substanzverbrauch unterlie-
gen, mit den AHK abzgl. der AfS anzusetzen sind.
Andere Abzüge und Bewertungsfreiheiten: Statt der oder neben den norma-
len Absetzungen gem. § 7 können – nach dem StEntlG 1999/2000/2002 aus-
drückl. – auch höhere Absetzungen (erhöhte Absetzungen, Sonderabschreibun-
gen) vorgenommen werden; eine dieser den § 7 ergänzenden Sonderregelungen
ist ferner die Bewertungsfreiheit für geringwertige WG gem. § 6 Abs. 2, die da-
her rechtssystematisch zu § 7 gehört; die Verweisung auf § 7 in § 6 Abs. 1 Nr. 1
ist gedanklich um eine Verweisung auf solche Regelungen zu ergänzen.

Einstweilen frei.

Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 1 Sätze 2–4:
Bewertung des abnutzbaren Anlagevermögens

mit dem Teilwert

A. Teilwertabschreibung abnutzbarer Wirtschaftsgüter
des Anlagevermögens (Abs. 1 Nr. 1 Satz 2)

Schrifttum zum Teilwert (Tw.) bis 1979: Becker, StuW 1938 Sp. 377; Meilicke, Zwei
Teilwertbegriffe?, StuW 1941 Sp. 481; Bühler, Soll der „Teilwert“ verschwinden? BB 1948,
285; Bühler, Der Streit um den Teilwert, StbJb. 1951, 42–44; Wall, Der Tw., seine Proble-
matik u. s. Ersetzung durch den gem. Wert, WPg. 1957, 545; Mittelbach, Teilwertabschr.
u. Absetzung für außergewöhnl. Abnutzung, Stbg. 1959, 152; Saage, Das Wesen des Teil-
wertes, BFuP 1959, 570; Koch, Zur Problematik des Teilwerts, ZfhF 1960, 319; Stumpe,
Rendite u. Tw. eines Wirtschaftsguts, FR 1960, 398; Albach, Zur Bewertung von Wirt-
schaftsgütern mit dem Tw., WPg. 1963, 624; Kremer, Der vermögenstl. Tw., DB 1963,
1653; Lenzen, Zur Ersetzung des Teilwertbegriffs, WPg. 1964, 346; Jähnke, Teilwertbewer-
tung u. Niederstwertprinzip, StBp. 1965, 57; Reuter, Zur Zulässigkeit der Teilwertabschr.,
StuW 1966 Sp. 285;Maassen, Der Tw. im StRecht, Köln 1968; Vodrazka, Wertuntergrenzen
für das bilanzielle Vermögen im Aktien- u. ErtragStRecht, in FS Peter Scherpf, Berlin 1968,
139; Heigl, Brauchen wir den Tw. noch?, StuW 1969, Sp. 461; D. Schneider, Die Problema-
tik betriebsw. Teilwertlehren, WPg. 1969, 305, 1970, 68; Jacob, Teilwertabschr. oder Verlust-
ausgleich?, WPg. 1970, 61; Höffken, Gedanken des BFH zur Teilwertermittlung im Lichte
der Entscheidungstheorie, ZfbF 1970, 609; Bise, Bewertung in der Vermögensaufstellung,
Besonderheiten bei Unternehmen mit schlechter Ertragslage sowie bei schwebenden Ge-
schäften, StbJb. 1973/74, 379; Breitwieser, Der Tw. bei der ertragst. Bewertung des bewegl.
Anlagevermögens u. der Beteiligungen, StBp. 1973, 248; Schindle, Der Tw. bei der ertragstl.
Bewertung des bewegl. Anlagevermögens u. der Beteiligungen, StBp. 1974, 79; Selchert,
Bindung der StBil. an Tw.- u. Sonderabschreibungen in der HBil. gem. § 154 Abs. 2 Satz 1
Ziff. 2 AktG?, DB 1974, 2313; Erhard, Teilwertermittlung bei unfertigen u. fertigen Erzeug-
nissen, StBp. 1975, 28; Groh, Künftige Verluste in der Handels- u. StBil., zugleich ein Bei-
trag zur Teilwertdiskussion, StuW 1976, 32; Mösbauer, Zur Bewertung des BV nach dem
EStG 1975, BB 1976, 1281 (1284); Ch. Reichel, Bewertung von Wirtschaftsgütern des ab-
nutzbaren Anlagevermögens bei gesunkenen Wiederbeschaffungpreisen, DB 1979, 1901; K.
Vogel, Verkehrswert, Ertragswert und andere Werte, DStZ 1979, 28.

1980–1989: Müller, Der Einheitswert des BV schlecht rentierender Betriebe, DB 1980,
897; Doralt, Der Tw. als Anwendungsfall des Going-Concern-Prinzips, DStJG 7 (1984),
141; W. Euler, Gemeiner Wert u. Tw., DStJG 7 (1984), 155; Jaeger, Der Tw., rechtswiss.
Diss. Bochum 1984; Krause, Die geltende Auslegung des stl. Teilwertbegriffs – die Tabui-
sierung einer Legaldefinition, Inf. 1984, 293; H. Merkert, Zum Einfluß staatlicher Beihil-

[Anschluss S. E 263]
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§ 6 Anm. 553 Abs. 1 Nr. 1 Sätze 2–4: Abnutzbare Anlagegüter
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fen auf die Teilwertfindung, DB 1984, 1595; Anders, Teilwertabschreibung auf Kreditfor-
derungen, DStR 1985, 243; Luhmer, Zur Logik des Tw., ZfbF 1985, 1051; Bordewin,
Steuerverg¬nstigungen, Zuschreibungen und Teilwertabschreibungen im Handels- und
Steuerrecht, FR 1986, 281; G_mbel, Der Tw.: Legaldefinition und Zurechnungsalgorith-
mus, ZfbF 1987, 131; Wilhelm, Jochen: Der Tw. und seine Ermittlung auf der Grundlage
des G¬mbel-Algorithmus – Eine arbitrage-theoretische Analyse, ZfbF 1988, 360;
Schmidt, Betriebswirtschaftslehre, Tw. und Realit�t, BB 1989, 1596.
Seit 1990: Ebling, Der Teilwert von Beteiligungen an ausl�ndischen Kapitalgesellschaften
im AnlagevermÀgen, DStR 1990, 327; Lehmann, Das Tw.-Konzept und das Bilanzieren
von �nderungen zwischen Entscheidungszeitpunkt und Bilanzstichtag, DB 1990, 2481;
Mayer-Wegelin, Der Tw. von unverzinslichen Arbeitnehmer-Darlehen, BB 1990, 23;
Wohlgemuth, Niedrigere Wertans�tze in der HBil., HdJ I/11 (KÀln 1990); Schildbach,
Niedriger Zeitwert versus Tw. und das Verh�ltnis von Handels- und Steuerbilanz, StbJb.
1990/91, 31; Jonas, Tw. beim SachanlagevermÀgen, StbJb. 1991/92, 113; Dntsch, Teil-
wertabschreibung auf Organbeteiligungen, DB 1991, 10; Brenner, Teilwertabschreibun-
gen auf Finanzanlagen, StbJb. 1991/92, 99; Piltz, Tw. bei Unrentabilit�t des Unterneh-
mens, StbJb. 1991/92, 147; Hoffmann, Tw. einer Beteiligung, BB 1991, 515; Schult/
Richter, Wider den Tw. – eine Schim�re des Steuerrechts, DStR 1991, 1261 (sowie Erwi-
derung auf die Replik von Siegel, DStR 1991, 1477 in DStR 1992, 208); Siegel, Stille Re-
serven beim Unternehmens- oder Anteilsverkauf, Gesch�ftswert und Teilwert, DStR
1991, 1477; Oesterle, Betriebswirtschaftliche �berlegungen zur Teilwertabschreibung auf
Beteiligungen an Kapitalgesellschaften in der Rechtsprechung des BFH, WPg. 1991, 317;
Groh, Unterverzinsliche Darlehn in der Handels- und Steuerbilanz, StuW 1991, 297;
Moxter, Funktionales Teilwertverst�ndnis, FS Loitlsberger, Wien 1991, 473; R. Euler,
Zur Verlustantizipation mittels des niedrigeren beizulegenden Wertes und des Teilwertes,
ZfbF 1991, 191; Brenner, Teilwertabschreibung auf Finanzanlagen, StbJb. 1991/92, 99;
Christiansen, Probleme der Teilwertermittlung bei VorratsvermÀgen, StbJb. 1991/92,
125; Anders, Zum Tw. einer im Umlauf ausgewiesenen Beteiligung, Inf. 1992, 55; Siepe,
Darf ein ertragsteuerlicher Wertansatz den handelsrechtlich gebotenen Wertansatz ¬ber-
schreiten?, FS Forster, D¬sseldorf 1992, 607; Hnnle, Systemwidrigkeit beim mitgekauften
Gewinn und der aussch¬ttungsbedingten Teilwertabschreibung, BB 1993, 252; Mellwig,
F¬r ein bilanzzweckad�quates Teilwertverst�ndnis, FS Moxter, D¬sseldorf 1994, 1069;
Moxter, Zur Kl�rung der Teilwertkonzeption, FS Klein, KÀln 1994, 827; Jonas, Die Bi-
lanzierung verlustbringender Organbeteiligungen, DB 1994„ 1529; Kessler, Verabschiedet
sich der Bundesfinanzhof vom Imparit�tsprinzip, DStR 1994, 1289; Niehues, Verlustfreie
Bewertung der Vorr�te – Quo vadis?, DStR 1995, 168; Becker, Negativer Tw. wegen eines
Wertverlusts durch Umweltsch�den, BB 1995, 715; Kleinbach, Teilwertabschreibung we-
gen langer Lebensdauer verneint – Ein BFH-Fehlurteil?, DB 1995, 601; K_ting/Kessler,
Teilwertabschreibungen auf Beteiligungen, GmbHR 1995, 345; Mujkanovic, Teilwerter-
mittlung – ein betriebswirtschaftlich lÀsbares Problem, DB 1995, 837; Dnrner, Teilwert-
abschreibungen auf GmbH-Anteile, Inf. 1995, 225; Mnller, Ist ein negativer Teilwert
bilanzierbar?, BB 1996, 2291; M_ller-Dott, Der steuerliche Tw., FS Ritter, KÀln 1997,
215; Hoffmann/R_sch, Schwerpunkte EntwStEntG 1999/2000/2002 aus der Sicht der
Beratungspraxis, GmbHR 1998, 1197; Jakobs/Lorbacher, Verbot von Teilwert-AfA und
Gebot zur Wertaufholung. Eine Verfassungsrechtliche Existenzberechnung vieler Unter-
nehmen durch das StEntlG 1999/2000/2002, GmbHR 1998, 1204; Moxter, K¬nftige
Verluste in HB und StB, DStR 1998, 509; Cattelans, StEntlG 1999/2000/2002: Teilwert-
AfA und Wertaufholung, DB 1999, 1185; Feld, Auswirkungen des neuen Wertaufho-
lungs- und Abzinsungsgebots auf die HB, WPg 1999, 861; Groh, StEntlG 1999/2000/
2002: Imparit�tsprinzip und Teilwertabschreibung, DB 1999, 978; G_nkel/Fenzl, Ausge-
w�hlte Fragen zum StEntlG: Bilanzierung und Verlustverrechnung, DStR 1999, 649; Her-
zig/Rieck, Bilanzsteuerliche Aspekte des Wertaufholungsgebotes im StEntlG, WPg. 1999,
305; Kessler, Teilwert-AfA und Wertaufholung in der Kreditwirtschaft nach dem StEntlG
1999/2000/2002, DB 1999, 2577; Moxter, BilRspr., 5. Aufl., T¬bingen 1999, 247–296;
Stobbe/Loose, StEntlG 1999/2000/2002. Auswirkungen auf die handels- und steuer-
rechtliche Gewinnermittlung, FR 1999, 405; Dietrich, Teilwert-AfA, Wertaufholungsge-
bot und „voraussichtlich dauernde Wertminderung“ im Spiegel des BMF-Schreibens vom
25. 2. 2000, DStR 2000, 1629; Grotherr, Einfluß des StEntlG 1999/2000/2002 auf die
handelsrechtliche Rechnungslegung, in „Investororientierte Unternehmenspublizit�t“,
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Wiesbaden 2000, 255; Hoffmann, Bilanzierung und Bewertung der „Halbfertigen Bauten
auf fremden Grund und Boden“ bei Bauunternehmen nach dem Wegfall der Drohverlust-
r¬ckstellungen, DStR 2000, 1338; Hommel/Berndt, Voraussichtlich dauernde Wertminde-
rung bei der Teilwert-AfA und Abschlussstichtagsprinzip, FR 2000, 1206; Loitz/Winnak-
ker, Die dauernde Wertminderung im UmlaufvermÀgen vor dem Hintergrund der
handelsrechtlichen und steuerlichen Bilanzierung, DB 2000, 2229; Strahl, Teilwert-AfA
und Wertaufholung, K¤SDI 2000, 12371; Fischer/Wenzel, Wertaufholung nach handels-,
steuerrechtlichen und internationalen Rechnungslegungsvorschriften, WPg. 2001, 597;
Kirsch, Außerplanm�ßige Abschreibung von Sachanlagen und immateriellen VermÀ-
genswerten nach IAS 36 und nach § 6 Abs. 1 EStG, DStR 2002, 645.

Schriftum zur Bedeutung der Rentabilit\t des Betriebs oder des WG f¬r den Tw. s. vor
Anm. 607; weiteres Schriftum s. jeweils vor der Behandlung der einzelnen WG; vgl. auch
die Komm. zum BewG zu dem mit dem estl. Teilwertbegriff ¬bereinstimmenden Teil-
wertbegriff iSd. § 10 BewG.

I. Der Begriff der „Teilwertabschreibung“

Der Begriff „Teilwertabschreibung“ wird in Rspr. und Schrifttum f¬r die Bewer-
tung mit dem niedrigeren Teilwert gem. Abs. 1 u. 2 verwendet. Teilwert ist nach
Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 „der Betrag, den ein Erwerber des ganzen Betriebs im Rah-
men des Gesamtkaufpreises f¬r das einzelne WG ansetzen w¬rde; dabei ist da-
von auszugehen, daß der Erwerber den Betrieb fortf¬hrt“ (s. dazu Anm. 581).
Auch Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 u. Nr. 2 Satz 2 sprechen davon, daß der Teilwert „an-
gesetzt“ werden kann. Zudem gilt der Teilwertbegriff nicht nur f¬r Aktivposten,
sondern auch f¬r Passivposten (Abs. 1 Nr. 3, s. Anm. 1138–1140; zu Abs. 1
Nr. 3 a s. Anm. 1163). Der Teilwertbegriff ist rechtssystematisch als Bewertungs-
maßstab, nicht aber als Abschreibungsart konzipiert. Auch handelsrechtlich dif-
ferenziert § 253 HGB lediglich zwischen planm�ßiger und außerplanm�ßiger
Abschreibung. Die Bezeichnung Teilwertabschreibung ist insofern unsystematisch,
sie wird hier aber verwendet, da sie stl. gebr�uchlich und verst�ndlich ist.

Einstweilen frei.

II. Die Teilwertabschreibung nach Nr. 1 Satz 2

1. Abgrenzung der Teilwertabschreibung von den Absetzungen nach § 7

Teilwertabschreibung: Zum Begriff s. Anm. 554.
Absetzung f�r Abnutzung (AfA) ist nicht Bewertung, sondern zeitliche Ver-
teilung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten (AHK) auf die Gesamtdauer
der Verwendung des WG; zur betriebsgewÀhnlichen Nutzungsdauer s. § 7
Anm. 170–197; zur Leistungs-AfA s. § 7 Anm. 232–236. Der Teilwert der WG
bleibt bei der AfA gem. § 7 unber¬cksichtigt, da planm�ßige Abschreibungen
nur den Zweck verfolgen, f¬r eine vern¬nftige Verteilung des Wertverzehrs
eines WG ¬ber seine Nutzungsdauer zu sorgen (Jonas, StbJb. 1991/92, 113).
Selbst wenn die Nutzungsdauer eines WG ¬bersch�tzt wird, ist bei der Ab-
schreibung nach § 7 lediglich die Verteilung des Restbuchwerts auf die neu ge-
sch�tzte Restnutzungsdauer vorzunehmen (s. § 7 Anm. 187). Bei einer Teilwert-
abschreibung soll dagegen versucht werden, den Wertansatz dem jeweiligen
tats�chlichen (Verkehrs-)Wert anzupassen.
Die Teilwertabschreibung ist nur in HÀhe der Differenz zwischen Buchwert
nach Vornahme der Jahres-AfA und dem niedrigeren Teilwert vorzunehmen
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(vgl. Bl_mich/Brandis, § 7 Rn. 222, aA hier bis Lfg. 192; Schmidt/Drenseck
XXII. § 7 Rn. 12). Der Vorrang planm�ßiger Abschreibungen beruht auf der
zwingenden Verteilung des Wertverzehrs eines WG ¬ber seine Nutzungsdauer,
die handelsrechtlich auch im Anlagengitter erscheinen muß (s. auch Anm. 544).
Bedeutung hat der Vorrang planm�ßiger Abschreibungen f¬r die Bemessung
der Abschreibungen und Zuschreibungen in den Folgejahren (s. hierzu
Anm. 625 und § 7 Anm. 387) sowie f¬r die Bemessung der HK, da hier planm�-
ßige Abschreibungen, nicht aber Teilwertabschreibungen zu ber¬cksichtigen
sind (s. Anm. 463 f.).
Absetzung f�r außergew�hnliche Abnutzung ist nicht vorzunehmen bei ge-
wÀhnlichen, mit den AfA bereits ber¬cksichtigten Wertminderungen. Vielmehr
sind außergewÀhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzungen bereits
bestehender WG bei einer unmittelbaren kÀrperlichen Einwirkung eines von
außen kommenden Ereignisses erforderlich (BFH v. 30. 8. 1994 IX R 23/92,
BStBl. II 1995, 306). Die AfaA bedingt eine Nutzungsbeeintr�chtigung des WG.
Kann sowohl AfaA als auch eine Teilwertabschreibung in Anspruch genommen
werden, tritt uE die AfA nach § 7 – und somit auch die AfaA – an die Stelle der
Teilwertabschreibung (aA hier bis Lfg. 192; nicht eindeutig nach § 7 Anm. 243).
Entspricht der Wert nach AfaA dem Teilwert, kann nur eine AfaA vorgenom-
men werden, da die Voraussetzungen der Teilwertabschreibung nicht vorliegen;
s. auch Anm. 558.
Liegt eine Wertminderung vor, ohne daß zugleich die betriebsgewÀhnliche Nut-
zung des WG beeintr�chtigt ist, kommt eine AfaA nicht in Betracht; gleichwohl
kann eine Teilwertabschreibung vorzunehmen sein.

Einstweilen frei.

2. Voraussetzungen f�r die Teilwertabschreibung nach Nr. 1 Satz 2

Teilwert niedriger als der Absetzungswert nach Satz 1: Voraussetzung f¬r
eine Teilwertabschreibung ist, daß der Teilwert eines WG am Bilanzstichtag un-
ter dem Wert liegt, der sich f¬r ihn bei Bewertung gem. Satz 1 ergeben w¬rde,
dh. die AHK abz¬glich der gem. § 7 vorzunehmenden AfA oder AfaA m¬ssen
den Teilwert ¬bersteigen. Mit dem Absetzungswert ist uE der Restbuchwert des
Vorjahrs nach Vornahme der Abschreibungen f¬r das laufende Jahr gemeint.
Sonderabschreibungen oder erh�hte Absetzungen: Nimmt der Stpfl. Son-
derabschreibungen oder erhÀhte Absetzungen in Anspruch, so kann der Teil-
wert nur angesetzt werden, wenn dieser unter demjenigen Betrag liegt, der sich
zu dem betreffenden Bilanzstichtag nach Inanspruchnahme der Sonderabschrei-
bung oder erhÀhten Absetzung ergibt.
Bei sbertragung einer R�cklage f¬r Ersatzbeschaffung oder nach § 6b gilt
Entsprechendes: Eine Teilwertabschreibung auf das ErsatzWG kann nur dann
vorgenommen werden, wenn der Teilwert nach der �bertragung der stillen Re-
serven am Bilanzstichtag unter dem verbleibenden Buchwert liegt (BFH v.
5. 2. 1981 IV R 87/77, BStBl. II, 432; H 35 Abs. 3 EStH). Eine Teilwertab-
schreibung ist dagegen zul�ssig, wenn diese vor �bertragung der R¬cklage vor-
genommen wird (zust. Mathiak, StuW 1982, 81 f¬r den Fall eines ErsatzWG,
welches sich noch in der Herstellung befindet).
Dauernde Wertminderung: Mit der Neufassung des Abs. 1 durch das StEntlG
1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 ist die Inanspruchnahme einer Teilwertabschrei-
bung f¬r Wj., die nach dem 31. 12. 1998 enden, nur noch dann gestattet, wenn
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die Wertminderung des WG voraussichtlich von Dauer sein wird. Das handels-
rechtliche Abwertungswahlrecht (§§ 253 Abs. 2 Satz 3, 279 Abs. 1 Satz 2 HGB),
das eine Abwertung auf den niedrigeren beizulegenden Wert bei lediglich vor-
¬bergehender Wertminderung gestattet, ist strechtlich unbeachtlich. Eine Teil-
wertabschreibung von Anlageg¬tern aufgrund einer vor¬bergehenden Wertmin-
derung ist unabh�ngig von der Rechtsform des Unternehmens f¬r nach dem
31. 12. 1998 endende Wj. auf keinen Fall mehr mÀglich (s. auch Anm. 562).
Jnhrlicher Nachweis: Dem Stpfl. obliegt sowohl die Nachweispflicht f¬r den
niedrigeren Teilwert als auch f¬r die voraussichtliche Dauerhaftigkeit der Wert-
minderung. Dar¬ber hinaus ist der Stpfl. auch daf¬r beweispfl., daß und in wel-
chem Umfang der Teilwert weiterhin unter der Bewertungsobergrenze des WG
(den um die planm�ßigen Abschreibungen verminderten AHK) liegt. Der Stpfl.
muß nicht nur das Entstehen, sondern auch das Fortbestehen der Wertminde-
rung jedes Jahr nachweisen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4).
Maßgeblichkeit der Handelsbilanz: s. Anm. 562.

3. Konkurrenz von R�ckstellungsbildung und Teilwertabschreibung

Bedeutung: Sowohl Teilwertabschreibung als auch R¬ckstellungsbildung sind
Instrumente einer vorsichtigen Bewertung (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) und die-
nen der Ermittlung eines aussch¬ttungs- bzw. besteuerungsf�higen Gewinns.
Die Voraussetzungen einer Teilwertabschreibung kÀnnen gemeinsam mit den
Voraussetzungen der Bildung von R¬ckstellungen f¬r drohende Verluste aus
schwebenden Gesch�ften und f¬r R¬ckstellungen aufgrund ungewisser Verbind-
lichkeiten vorliegen. Teilweise wird in der Literatur die Auffassung vertreten,
daß eine Bilanzierungkonkurrenz zwischen diesen beiden Methoden der Verlust-
ber¬cksichtigung bestehe (vgl. Hoffmann, DStR 2000, 1338), wobei zwischen
der Minderung k¬nftiger Nutzenpotentiale des Aktivums und einer selbst�ndig
bewertbaren Verpflichtung zu trennen sei (vgl. dazu Fnrschle/Scheffels, DB
1993, 1197 [1200];Wesner in FS Moxter, 1994, 433 [439]). Nach der Auffassung
des FG-Rhld.-Pf. (v. 18. 11. 2002, EFG 2003, 289, nrkr., Az beim BFH VIII
R 1/03) f¬hrt das Passivierungsverbot des § 5 Abs. 4 a nicht grds. zu einem Ver-
bot der Teilwertabschreibung; danach stehen Teilwertabschreibung und Droh-
verlustr¬ckstellung „... nicht in einem wie auch immer gearteten Subordinations-
bzw. Vorrangigkeitsverh�ltnis zueinander, sondern sie erg�nzen sich auch in
zeitlicher Hinsicht in der Weise, daß Verluste, die aus einem schwebenden
Rechtsgesch�ft erst nach dem Bilanzstichtag drohen, allein Gegenstand einer
handelsbilanziellen Drohverlustr¬ckstellung sein kÀnnen“ (ebenda unter III. 3.),
die stl. nicht zul�ssig ist (�hnlich zur Nichtber¬cksichtigung k¬nftiger Verluste
als Teilwertabschreibung: OFD Kiel v. 30. 3. 2000, FR 2000, 738; BMF v.
23. 10. 2000, BStBl. I, 1514).
Doppelber�cksichtigung von R¬ckstellungsbildung und Teilwertabschreibung
scheidet aus, da die Verlustantizipation auf der Aktiv- und auf der Passivseite
dem Bilanzzweck einer periodengerechten Gewinnermittlung nicht gerecht wird
(Bartels, BB 1992, 1311; Bordewin, DB 1992, 1097; Herzig in FS Moxter,
1994, 227; IdW, WPg. 1992, 326; Kupsch, BB 1992, 2320, Schmidt/Glanegger
XXII. § 6 Rn. 250 „Umweltschutz“; aA Crezelius, DB 1992, 1353).
R�ckstellungen f�r drohende Verluste aus schwebenden Geschnften: In
der StBil. d¬rfen Drohverlustr¬ckstellungen nach § 5 Abs. 4 a f¬r Wj., die nach
dem 1. 1. 1997 enden, nicht mehr gebildet werden (Gesetz zur Fortsetzung der
Unternehmenssteuerreform v. 29. 10. 1997 [BGBl. I, 2584; BStBl. I, 928]). Han-
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delsbilanziell kommt auch nach diesem Zeitpunkt bei drohenden Verlusten aus
schwebenden Gesch�ften neben einer Teilwertabschreibung die Bildung einer
Drohverlustr¬ckstellung nach § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB in Betracht (vgl. BFH v.
21. 10. 1981 I R 170/78, BStBl. II 1982, 121). UE geht die Verlustantizipation
durch die Bewertung des Erzeugnisses zum niedrigeren Teilwert der R¬ckstel-
lungsbildung bei vollem Ausweis der AHK vor (so auch Christiansen, Steuer-
liche R¬ckstellungsbildung, 1993, 95), soweit sie sich auf Verluste beziehen, die
bis zum Bilanzstichtag zu antizipieren waren (zB bei unfertigen Erzeugnissen
nach dem Fertigstellungsgrad: anteiliger zu erwartender Ver�ußerungserlÀs ab-
z¬gl. angefallene HK = anteilige Unterdeckung bei negativem Betrag, die als
Teilwertabschreibung zu ber¬cksichtigen w�re; grds. Einzelbetrachtung je WG);
k¬nftige Verluste kÀnnen aufgrund des auch f¬r das Teilwertverst�ndnis g¬ltigen
Stichtagsprinzips – iVm. § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB und erg�nzend mit § 5
Abs. 4 a – nicht als Teilwertabschreibung auf Aktiva erfaßt werden (vgl. FG
Rhld.-Pf. v. 18. 11. 2002 aaO; BMF v. 23. 11. 2000, BStBl. I, 1514).
E Zur BerVcksichtigung des durchschnittlichen Unternehmensgewinns s. BFH v. 19. 7.
1983 VIII R 160/79, BStBl. II 1984, 56; v. 10. 7. 2002 I R 79/01, BStBl. II, 784;
R 36 Abs. 2 Satz 3 EStR.
R�ckstellungen f�r ungewisse Verbindlichkeiten: Konkurrenzen bestehen
insbes. im Bereich der bilanziellen Ber¬cksichtigung von Umweltschutzmaßnah-
men. Dem gesunkenen Teilwert des mit Schadstoffen belasteten WG steht ggf.
eine Àffentlich-rechtliche oder auch eine privatrechtliche Verpflichtung zur
Schadensbeseitigung gegen¬ber.

Zu den Voraussetzungen der R¬ckstellungsbildung bei Altlastenf�llen s. § 5 Anm. 735;
BFH v. 19. 10. 1993 VIII R 14/92, BStBl. II, 891; FG M¬nster v. 21. 10. 1994, EFG
1995, 197, rkr.; FG Saarland v. 7. 8. 1996, EFG 1997, 150, rkr.; krit. zB Herzig/Knster,
WiB 1995, 361; Loose, FR 1995, 393; Stuhr/Bock, DStR 1995, 1134; Frenz, DStZ
1997, 37.

Die AuflÀsung der Bilanzierungskonkurrenz ist im einzelnen str. Aufgrund des
Gebots der Einzelbewertung des § 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB ist uE die aktivische
Ber¬cksichtigung vorzuziehen (Siegel, BB 1993, 326; im Ergebnis ¬bereinstim-
mend Budde in FS Forster, 1992, 101, 120; Ballwieser, Die Ber¬cksichtigung
von Umweltlasten und Umweltrisiken im Rechnungswesen, Unternehmensf¬h-
rung und externe Rahmenbedingungen, Schmalenbach Gesellschaft (Hrsg.),
1994, 143 [148]; Schneider, DB 1995, 1421; Groh, StbJb. 1994/95, 23 [33]),
wenn die Altlastenverpflichtung direkt einem WG zugeordnet werden kann und
den Unternehmer selbst keine direkte Sanierungsverpflichtung – also zB nach
einer etwaigen Ver�ußerung des betroffenen WG (zB schadstoffbelastetes
Grundst¬ck) – unabh�ngig von dem WG trifft.

Ein Vorrang der R¬ckstellungsbildung ist nach aA aus dem Verh�ltnis von Realisati-
onsprinzip und Imparit�tsprinzip abzuleiten. Weil die R¬ckstellungsbildung auf dem
grundlegenden Realisationsprinzip beruht, tritt die aufgrund des (nur) erg�nzenden
Imparit�tsprinzips zu erfassende Teilwertabschreibung zur¬ck (Herzig in FS Moxter,
1994, 227 [244]; R_rup in FS Forster, 1992, 519). Alternativ wird der R¬ckstellungsbil-
dung auch aus Vereinfachungsgr¬nden der Vorzug gegeben (Bartels, WPg. 1992, 74).
Auch kann auf die Absichten abgestellt werden, die der Unternehmer mit dem betrof-
fenen WG verfolgt (so auch Schmidt/Glanegger XXII. § 6 Rn. 250 „Umweltschutz“).
Beabsichtigt der Bilanzierende das WG vor einer Sanierung zu ver�ußern und hat er
selbst keine Sanierungsverpflichtung zu erf¬llen, so ist die Wertminderung ¬ber eine
Teilwertabschreibung zu ber¬cksichtigen (so auch IdW, WPg. 1992, 326). Ist dagegen
von einer Beseitigungsverpflichtung auszugehen und kann auch ein mÀglicher Be-
triebserwerber das WG nicht ohne weiteres gegen ein ErsatzWG austauschen, geht
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nach dieser Auffassung die R¬ckstellungsbildung der Teilwertabschreibung vor (Rau-
tenberg, WPg. 1993, 265; Klein/Wienands, FR 1995, 641).

E Fehlende Nutzungsbeeintr\chtigung bei vermuteter Schadstoffbelastung: Eine Teilwert-
schreibung ist nicht zul�ssig, wenn die Nutzung eines betroffenen WG (zB
Tankstellengrundst¬ck), bei dem eine Schadstoffbelastung vermutet wird, aber
der zust�ndigen UmweltbehÀrde nicht bekannt ist (= keine R¬ckstellung),
uneingeschr�nkt zul�ssig ist und eine Nutzungsbeeintr�chtigung auch nicht zu
erwarten ist (vgl. FG Ba.-W¬rtt. v. 13. 12. 2000 2 K 351/99, SIS 031674).

Einstweilen frei.

4. Recht oder Pflicht zur Teilwertabschreibung

a) sberblick

Das Recht oder die Pflicht zur Teilwertabschreibung gilt grds. nur f¬r den Be-
reich der Gewinnermittlung durch VermÀgensvergleich gem. § 4 Abs. 1 bzw. § 5
(vgl. BFH v. 12. 6. 1978 GrS 1/77 BStBl. II, 620; v. 31. 1. 1992 IV R 57/88,
BStBl. II, 401; Grube, DStZ 1989, 495). Die Einnahmen-�berschußrechnung
des § 4 Abs. 3 kennt dagegen keine Teilwertabschreibung (aA FG KÀln v.
17. 5. 1994, EFG 1994, 1083, rkr.; s. auch § 4 Anm. 536). Auch bei den �ber-
schußeinkunftsarten spielen bloße Wertver�nderungen des der Einkunftserzie-
lung dienenden WG keine Rolle, so daß eine Teilwertabschreibung hier nicht in
Frage kommt (BFH v. 30. 8. 1994 IX R 126/92, BFH/NV 1995, 764). Bei der
Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 oder § 5 h�ngt die Zul�ssigkeit oder Notwen-
digkeit der Teilwertabschreibung davon ab, daß es sich um eine voraussichtlich
dauerhafte und nicht um eine lediglich vor¬bergehende Wertminderung handelt.
Neben der Dauerhaftigkeit ist auch die Eigenart der WG von Relevanz.

b) Gewinnermittlung nach § 5

Stpfl., die ihren Gewinn nach § 5 ermitteln, haben f¬r den Schluß des Wj. das
BV anzusetzen, das nach den handelsrechtlichen GoB auszuweisen ist. F¬r sie
gilt der allg. Grundsatz der Maßgeblichkeit (vgl. BFH v. 21. 10. 1993 IV R 87/
92, BStBl. II 1994, 176). Als GoB gilt das „Niederstwertprinzip“, das konkrete
Auspr�gungen im „gemilderten Niederstwertprinzip“ f¬r das AnlagevermÀgen
und im „strengen Niederstwertprinzip“ f¬r das UmlaufvermÀgen erf�hrt.
Wirtschaftsg�ter des Anlageverm�gens:
E Voraussichtlich vorVbergehende Wertminderung: F¬r WG des AnlagevermÀgens be-
steht bei voraussichtlich vor¬bergehender Wertminderung nach § 253 Abs. 2
HGB ein Abschreibungswahlrecht. Dieses Wahlrecht ist f¬r KapGes. auf den
Bereich der Finanzanlagen beschr�nkt (§ 279 Abs. 1 Satz 2 HGB). Das Maßgeb-
lichkeitsprinzip des § 5 Abs. 1 Satz 1 l�ßt das stl. Recht zur Teilwertabschreibung
unber¬hrt (BFH v. 19. 5. 1987 VIII R 327/83, BStBl. II, 848). Nach der formel-
len Maßgeblichkeit des § 5 Abs. 1 Satz 2 war bis 1998 das Wahlrecht in HBil.
und StBil. einheitlich auszu¬ben, wenn der Teilwert dem beizulegenden Wert
entspricht (s. Anm. 619–621). Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 idF des StEntlG
1999/2000/2002 ist seit 1999 im Fall einer lediglich voraussichtlich vor¬berge-
henden Wertminderung eine Teilwertabschreibung nicht mehr gestattet. Wird in
der HBil. das Abschreibungswahlrecht in Anspruch genommen, so kann dies in
der StBil. nicht in gleicher Weise erfolgen. Das handelsrechtliche Abwertungs-
wahlrecht wird zu einem stl. Abwertungsverbot. Insoweit kommt es bei der Aus-
¬bung des Abschreibungswahlrechts zu Abweichungen zwischen der HBil. und
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der StBil. Der handelsrechtliche Gewinn ist im Wj. der Aus¬bung der Abwer-
tung niedriger als der stbilanzielle Gewinn. Diese Gewinndifferenz gleicht sich
¬ber unterschiedliche Abschreibungen oder sp�testens bei der Ver�ußerung
bzw. bei dem Abgang des WG wieder aus. Es handelt sich um eine zeitliche Dif-
ferenz zwischen handelsbilanziellem und stbilanziellem Gewinn, f¬r die Kap-
Ges. auf der Aktivseite der HBil. einen Abgrenzungsposten f¬r latente Steuern
als Bilanzierungshilfe bilden d¬rfen (§ 274 Abs. 2 HGB).
E Voraussichtlich dauernde Wertminderung: Handelsrechtlich muß eine „außerplan-
m�ßige Abschreibung oder Wertberichtigung“ auf den niedrigeren beizulegen-
den Wert vorgenommen werden (§ 252 Abs. 2 Satz 3 Halbs. 2 HGB). Bei der
Beurteilung, ob es sich bei der Wertminderung am Bilanzstichtag um eine vor-
aussichtlich dauernde handelt, ist die Eigenart des betreffenden WG zu ber¬ck-
sichtigen (so auch ausdr¬cklich BMF v. 25. 2. 2000, BStBl. I, 372 Tz. 5). „Maß-
gebend ist die Voraussehbarkeit einer dauernden Entwertung nach den
Verh�ltnissen am Bilanzstichtag, wie sie sich dem Stpfl. bei vern¬nftiger kauf-
m�nnischer Beurteilung darstellen“ (BFH v. 27. 11. 1974 I R 123/73, BStBl. II
1975, 294). Eine voraussichtlich dauernde Wertminderung ist gegeben, wenn
der beizulegende Wert des WG zum Abschlußstichtag nachhaltig unter den
Buchwert gesunken ist. Hiervon ist beim AnlagevermÀgen auszugehen, wenn
der Zeitwert des WG w�hrend eines erheblichen Teils der Restnutzungsdauer
unter der Wertobergrenze liegen wird (vgl. Berger/M. Ring Beck-BilKomm. V.
§ 253 HGB Rn. 295; Groh, DB 1999, 982; Richter in HdJ Abt. II/1 Rn. 259;
Schmidt/Glanegger XXII. § 6 Rn. 218; aA Hommel/Berndt, DStR 2000, 1751,
nach denen eine dauerhafte Wertminderung dann vorliegt, wenn der Buchwert
des WG durch die durch ihn erzielbaren UmsatzerlÀse nicht mehr amortisiert
werden kann). Die Wertobergrenze bestimmt sich nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 und
Nr. 2 Satz 1. Beim nichtabnutzbaren AnlagevermÀgen sind folglich die AHK
oder der an ihre Stelle tretende Wert, vermindert um Abz¬ge nach § 6b und
�hnliche Abz¬ge zugrunde zu legen, w�hrend beim abnutzbaren AnlagevermÀ-
gen zus�tzlich noch AfA, Sonderabschreibungen oder erhÀhte Absetzungen
zum Bilanzstichtag zu ber¬cksichtigen sind; s. Anm. 544.
Bei WG des abnutzbaren Anlagevermmgens ist die Nachhaltigkeit der Wertminde-
rung dann anzunehmen, wenn deren Teilwert f¬r mindestens die H�lfte der
Restnutzungsdauer unter dem Wert liegt, der sich bei planm�ßiger Abschreibung
ergibt (ADS VI. § 253 HGB Rn. 477; Berger/M. Ring Beck-BilKomm. V. § 253
HGB Rn. 295; Kropff, AktG 1965, 245; BMF v. 25. 2. 2000, BStBl. I, 372
Tz. 6). Dies setzt voraus, daß gepr¬ft wird, nach welchem Zeitraum die Fortf¬h-
rung der planm�ßigen AfA zu einem Wertansatz f¬hrt, der dem beizulegenden
Wert des zum AnlagevermÀgen gehÀrenden WG zum Abschlußstichtag ent-
spricht. Die zugrunde zu legende Restnutzungsdauer soll nach der Auffassung
der FinVerw. f¬r Geb�ude nach § 7 Abs. 4 und 5 und f¬r andere WG grds. nach
den amtlichen AfA-Tabellen zu bestimmen sein (BMF v. 25. 2. 2000, BStBl. I,
372 Tz. 6). UE ist bei WG, deren Nutzungsdauer von den amtlichen AfA-Tabel-
len abweicht, zur Bestimmung der Restnutzungsdauer von der zugrunde geleg-
ten Nutzungsdauer auszugehen.
Bei WG des nichtabnutzbaren Anlagevermmgens wird von einer dauernden Wertmin-
derung auszugehen sein, wenn sich f¬r einen ¬berschaubaren Zeitraum eine
Werterholung nicht abzeichnet. Als ¬berschaubarer Zeitraum d¬rfte ein Zeit-
raum von 3–5 Jahren, wie er etwa der operativen Unternehmensplanung zugrun-
de liegt, in Betracht kommen. Aus Gr¬nden der Vorsicht ist im Zweifel von
einer dauerhaften Wertminderung auszugehen, sofern nicht konkret Anhalts-
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punkte f¬r eine Werterholung sprechen (BFH v. 9. 9. 1986 VIII R 20/85, BFH/
NV 1987, 442; Mellwig Beck-HdR, B 164 Rn. 28). Nach der Auffassung der
FinVerw. stellen Kursschwankungen bÀrsennotierter WG des AnlagevermÀgens
nur eine vor¬bergehende Wertminderung dar, die nicht zu einer Teilwertab-
schreibung berechtigt (BMF v. 25. 2. 2000, BStBl. I, 372 Tz. 11, 18–20; vgl. auch
Schmidt/Glanegger XXII. § 6 Rn. 231). Die FinVerw. will in derartigen F�llen
die HÀhe der Teilwertabschreibung auch von der Kursentwicklung bis zum Bi-
lanzerstellungszeitpunkt abh�ngig machen (BMF v. 25. 2. 2000, BStBl. I, 372
Tz. 18–22).

Stellungnahme: UE ist zur Beurteilung, ob der niedrigere BÀrsenkurs (zum Verh�ltnis der
Begriffe „BÀrsenwert“ und Teilwert s. Anm. 578) am Bilanzstichtag eine nur vor¬ber-
gehende oder eine dauerhafte Wertminderung darstellt, der weitere Kursverlauf bis
zum Bilanzerstellungszeitpunkt zu betrachten. Kommt es in diesem Zeitraum nicht zu
einer Werterholung oder setzt sich der Kursverfall fort und existiert auch keine Aus-
sicht auf einen steigenden Ertragswert (als HilfsgrÀße), ist eine Teilwertabschreibung
vom Grunde her zu bejahen. F¬r die Bestimmung der HÀhe der Teilwertabschreibung
sind hingegen allein die Verh�ltnisse am Bilanzstichtag maßgebend (Stichtagsprinzip; s.
dazu Anm. 81 f.). Wenn die Kursentwicklung bis zum Zeitpunkt der Bilanzerstellung
stark durch wertbeeinflussende Tatsachen gepr�gt ist, d¬rfen derartige Wert�nderun-
gen keine Auswirkungen auf den Bilanzansatz der HÀhe nach haben (s. Anm. 82; glA
Strahl, K¤SDI 2000, 12375; s. auch FG KÀln v. 26. 6. 2002 13 K 6968/99, SIS
031022, rkr.).

p Erhebliche Wertminderungen aus besonderem Anlaß, wie zB Katastrophen und tech-
nischer Fortschritt, sind sowohl handelsrechtlich als auch strechtlich stets
durch Abwertungen auf den beizulegenden Wert (Teilwert) zu ber¬cksichti-
gen (vgl. ADS VI. § 253 HGB Rn. 477; BMF v. 25. 2. 2000, BStBl. I, 372
Tz. 4). Eine Pr¬fung der Dauerhaftigkeit ist in diesen F�llen nicht erforder-
lich.

p Maßgeblichkeit: Entspricht bei einer voraussichtlich dauernden Wertminderung
der niedrigere beizulegende Wert nach § 253 Abs. 2 HGB dem Teilwert (zum
Verh�ltnis der Begriffe „beizulegender Wert“ und Teilwert s. Anm. 577), ist
nach der Rspr. wegen der Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen GoB f¬r die
Bewertung (s. § 5 Anm. 123; str.) eine Teilwertabschreibung geboten.
Nach BFH v. 31. 1. 1991 IV R 31/90 (BStBl. II, 627) resultiert dieses Gebot aufgrund
des handesrechtlichen (betr. UmlVerm.: strengen; betr. AnlVerm.: gemilderten)
Niederstwertprinzips (ebenso im Ergebnis: Vorlagebeschluß des BFH v. 29. 4. 1999 IV
R 40/97, BStBl. II, 828; Bl_mich/Ehmcke, § 6 Rn. 563; Kirchhof/Fischer III. § 6
Rn. 107), also aus der materiellen Maßgeblichkeit nach § 5 Abs. 1 Satz 1; uE fraglich
und nicht eindeutig, da uU – zumindest seit 1990 – die formelle Maßgeblichkeit an-
wendbar w�re (so offenbar auch Schmidt/Weber-Grellet XXII. § 5 Rn. 42 [2]); zur
Kritik s. § 5 Anm. 110 u. 123.
Liegt der beizulegende Wert ¬ber dem Teilwert, besteht f¬r den Stpfl. nur in HÀhe der
Differenz zwischen beiden Werten ein Abwertungswahlrecht (Christiansen, StbJb
1991/92, 128). Liegt der Teilwert ¬ber dem beizulegenden Wert, ist der Teilwert anzu-
setzen. Der Differenzbetrag bleibt unber¬cksichtigt (BFH v. 17. 8. 1967 IV R 73/63,
BStBl. II 1968, 79; v. 31. 1. 1991 IV R 31/90, BStBl. II, 627).

Wirtschaftg�ter des Umlaufverm�gens: Nach § 253 Abs. 3 HGB besteht f¬r
WG des UmlaufvermÀgens bereits bei voraussichtlich vor¬bergehender Wert-
minderung ein Abschreibungszwang auf den niedrigeren BÀrsen- oder Markt-
preis bzw. den beizulegenden Wert. Das Handelsrecht unterscheidet folglich
nicht zwischen vor¬bergehend und dauerhaft. Diese Unterscheidung macht
beim UmlaufvermÀgen auch keinen Sinn, denn die WG des UmlaufvermÀgens
sind regelm�ßig zur baldigen innerbetrieblichen Verwendung oder zur (soforti-
gen) Ver�ußerung bestimmt. Strechtlich ist nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 hingegen
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auch beim UmlaufvermÀgen eine Teilwertabschreibung nur aufgrund einer vor-
aussichtlich dauernden Wertminderung zul�ssig. Eine Wertminderung, die auch
noch zum Zeitpunkt des Verbrauchs oder der Ver�ußerung fortbesteht, ist end-
g¬ltig und rechtfertigt damit eine Teilwertabschreibung. F¬r die Frage der Dau-
erhaftigkeit ist folglich auf die noch verbleibende Verweildauer der WG des Um-
laufvermÀgens im BetriebsvermÀgen des Stpfl. abzustellen. Eine voraussichtlich
dauernde Wertminderung ist daher anzunehmen, wenn bis zum Zeitpunkt der
Bilanzerstellung oder zu dem vorangegangenen Verbrauchs- oder Ver�ußerungs-
zeitpunkt eine Werterholung bei dem WG nicht eingetreten ist (so auch BMF v.
25. 2. 2000, BStBl. I, 372 Tz. 23). Hinsichtlich der Bestimmung der HÀhe der
Teilwertabschreibung gilt das zum AnlagevermÀgen Ausgef¬hrte entsprechend
(aA BMF v. 25. 2. 2000, BStBl. I, 372 Tz. 26–31).
Steuerfreie sbergangsr�cklage nach § 52 Abs. 16 Satz 3: s. Anm. 627.

c) Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1

Nach § 141 Abs. 1 Satz 2 AO gelten die §§ 243–256 HGB auch f¬r gewerbliche
Unternehmer sowie f¬r Land- und Forstwirte, die nach § 141 Abs. 1 Satz 1 oder
§ 140 AO buchf¬hrungspfl. sind, sofern sich nicht aus den Steuergesetzen etwas
anderes ergibt. § 141 AO bezieht sich nach hL nur auf formelle Buchf¬hrungs-
pflichten, nicht aber auf die materielle Maßgeblichkeit der HBil. (Trzaskalik in
HHSp, AO § 141 Rn. 2; Tipke/Kruse, AO § 141 Tz. 10–18). F¬r Stpfl., die ihren
Gewinn nach § 4 Abs. 1 ermitteln, gilt das Maßgeblichkeitsprinzip iSd. § 5
Abs. 1 Satz 1 somit nicht, da § 6 hier ein konkretes Wahlrecht vorsieht, f¬r das
uE nicht die materielle Maßgeblichkeit, sondern allenfalls die formelle Maßgeb-
lichkeit anwendbar w�re. Die formelle Maßgeblichkeit kann aber bei § 4 Abs. 1
wegen fehlender HBil. nicht einschl�gig sein. Entsprechend f¬hrt § 141 Abs. 1
Satz 2 AO nicht dazu, daß Teilwertabschreibungen zwingend vorgenommen
werden m¬ssen (vgl. OFD M¬nster v. 17. 1. 1991, FR 1991, 183; R 36 Abs. 1
Satz 5 EStR; aA Schmidt/Glanegger XVIII. u. XXII. § 6 Rn. 217; Bl_mich/
Ehmcke, § 6 Rn. 576); s. auch vor §§ 4–7 Anm. 24.

Einstweilen frei.

5. Gegenstand der Teilwertabschreibung

Grundsatz der Einzelbewertung: Die Bewertungsregeln des § 6 sind nach
dem Grundsatz der Einzelbewertung auf einzelne WG anzuwenden (s. Anm. 89).
Das gilt auch dann, wenn mehrere WG so miteinander verbunden sind, daß sie
nur gemeinsam ver�ußert werden kÀnnen; s. Anm. 635, 780 ¬ber Boden und
Geb�ude. Ausgeschlossen ist ebenfalls eine Teilwertabschreibung eines ganzen
Unternehmens (RFH v. 25. 10. 1933, RStBl. 1934, 410; BFH v. 16. 12. 1998 II R
53/95, BStBl. II 1999, 160 [Ausnahme uU bei am Bilanzstichtag vorliegendem
Stillegungs- oder Liquidationsbeschluß]; Piltz, StbJb. 1991/92, 147; Kottke, BB
1996, 1265). Zur Teilwertabschreibung auf einen aktivierten Gesch�ftswert s.
Anm. 726. Zu Ausnahmen vom Grundsatz der Einzelbewertung s. u.
E Kompensationsbereich wertbildender Faktoren: Aufgrund des Teilwertbegriffs (s.
Anm. 572) sind bei der Bewertung der einzelnen WG alle wertbildenden Fakto-
ren zu ber¬cksichtigen, die den Teilwert mindern oder erhÀhen. Der Teilwert-
gedanke erfordert insbes., daß sich nicht bilanzierungsf�hige wirtschaftliche Vor-
teile und Verpflichtungen, die in unmittelbarer Verbindung mit dem zu
bewertenden WG stehen, gegenseitig ausgleichen. Es ist generell unzul�ssig, ein-
zelne Faktoren, positiver wie negativer Art, unber¬cksichtigt zu lassen.
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BFH v. 26. 8. 1958 I 80/57 U, BStBl. III, 420; v. 19. 11. 1953 IV 142/53 U, BStBl. III
1954, 16; v. 15. 5. 1963 I 69/62 U, BStBl. III, 503 Nr. 2 aE; v. 30. 11. 1988 I R 114/84;
BStBl. II 1990, 117; v. 24. 1. 1990 I R 145/86, BStBl. II, 639.

Bspw. ist bei der Ermittlung des Teilwerts von Forderungen ein bestehender
Versicherungsschutz zur Absicherung evtl. bestehender Ausfallrisiken gegenzu-
rechnen (Christiansen, DStZ 1995, 385). Der Kompensationsbereich der Teil-
wertermittlung ist analog zur Passivierung von Verlustr¬ckstellungen abzugren-
zen, bei denen sich nach BFH v. 23. 6. 1997 GrS 2/93 (BStBl. II, 735) alle
wechselseitigen Leistungen, zu denen sich die Vertragspartner verpflichten, ge-
genseitig ausgleichen. F¬r den im Beschluß zu entscheidenden Fall wurde festge-
legt, daß der wirtschaftliche Vorteil, der sich f¬r den Betrieb einer Apotheke aus
der Weitervermietung von Praxisr�umen an einen Arzt ergibt, zum Kompensa-
tionsbereich der Vor- und Nachteile aus einem Mietverh�ltnis gehÀrt.
Im Ergebnis erfolgt eine weite Abgrenzung des Kompensationsbereichs der
Teilwertfindung im Rahmen des Grundsatzes der Einzelbewertung. Gegenstand
der Bewertung bleibt das einzelne WG, wobei alle wertbeeinflussenden betrieb-
lichen Zusammenh�nge zu ber¬cksichtigen sind.
E Stille Reserven werden insoweit mit der Teilwertabschreibung saldiert, als bei
dem zu bewertenden VermÀgensgegenstand ein Verlust nicht droht, solange der
Netto-Einzelver�ußerungspreis nicht unter den Buchwert sinkt. Ließe man nicht
zu, daß die unrealisierten Gewinne als sog. zweckgebundene Verlustvorsorge ge-
gengerechnet werden, so w¬rde eine Teilwertabschreibung f¬r entgehende zu-
k¬nftige Gewinne zugelassen.

Beispiel: Ein Grundst¬ck hat einen Buchwert von 600000 E und einen Teilwert von
1100000 E. Es werden Altlasten festgestellt, die zu Sanierungsaufwendungen von
500000 E f¬hren w¬rden. Damit sinkt der Teilwert des Grundst¬cks auf 600000 E.
Dies entspricht dem Buchwert und f¬hrt daher nicht zu einer Teilwertabschreibung;
vgl. Schneider, DB 1995, 1421.

Die Tatsache, daß der Teilwert einiger WG ¬ber ihrem Buchwert liegt, steht der
Teilwertabschreibung bei gleichartigen anderen WG nicht entgegen (so auch
FinMin. NRW v. 18. 3. 1977, DB 1977, 981 zur Einheitsbewertung).
Ausnahmen:
E Gruppenbewertung beim Umlaufvermmgen: Zur Erleichterung der Inventur und der
Bewertung kÀnnen gem. § 240 Abs. 4 und § 256 Satz 2 HGB gleichartige WG
des UmlaufvermÀgens zu einer Gruppe zusammengefaßt und mit dem gewoge-
nen Durchschnitt angesetzt werden (s. Anm. 115–142). Soweit eine Gruppen-
bewertung zul�ssig ist, kann auch eine Teilwertminderung der einzelnen als
Gruppe bewerteten WG in einem Gesamtbetrag ausgedr¬ckt werden (BFH v.
28. 9. 1962 III 372/59 U, BStBl. III, 510). Entsprechendes gilt bei Verwendung
eines Verbrauchsfolgeverfahrens (Schneider, DB 1995, 1421). Eine Sammel-
abschreibung auf verschiedenartige WG ist dagegen unzul�ssig (RFH v.
7. 11. 1933, RStBl., 1322, wo eine Sammelabschreibung auf wesensverschiedene
Gruppen von Anlageg¬tern f¬r unzul�ssig erkl�rt wird; BFH v. 28. 9. 1962 III
372/59 U, BStBl. III, 510 betr. Warenbestand).
E Pauschalwertberichtigung: Pauschale Teilwertabschl�ge auf WG des Umlaufver-
mÀgens sind nicht zul�ssig, selbst dann nicht, wenn angegebene allg. Gr¬nde
eine Wertminderung nicht ausgeschlossen sein lassen (FG Saarl. v. 14. 12. 1989,
EFG 1990, 346, rkr., betr. pauschale Teilwertabschl�ge auf ein Ersatzteillager;
ebenso BFH v. 16.1 2. 1998 II R 53/98, BStBl. II 1999, 160 betr. pauschalen
Abschlag auf das BetriebsvermÀgen). �ber Pauschalwertberichtigung auf Forde-
rungen s. Anm. 931 f.
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E Bildung von Bewertungseinheiten: Bewertungseinheiten von postiven und negati-
ven WG sind als Ausnahme vom Grundsatz der Einzelbewertung insbes. dort
zu bilden, wo sich Forderungen und Verbindlichkeiten eines Unternehmens mit
(ann�hernd) identischen ausl�ndischen Werteinheiten gegen¬berstehen (vgl.
hierzu Anm. 90). Eine Teilwertabschreibung auf die Fremdw�hrungsforderung
ist bei einer Absicherung des W�hrungsrisikos durch ein zuordenbares Devisen-
termingesch�ft nicht zul�ssig (vgl. BFH v. 24. 1. 1990 I R 157/85 u. I R 145/86,
BStBl. II, 639 [642]; FG Schl.-Holst. v. 15. 3. 2000 I 714/91, SIS 029603, rkr.).

6. Zeitpunkt der Teilwertabschreibung

a) Grundsatz der Maßgeblichkeit des Bilanzstichtags

Eine Teilwertabschreibung kann nur zum Bilanzstichtag und nach den Wertver-
h�ltnissen am Bilanzstichtag, nicht auf einen beliebigen Tag zwischen zwei Bi-
lanzstichtagen erfolgen (BFH v. 9. 9. 1986 VIII R 20/85, BFH/NV 1987, 442;
v. 5. 2. 1981 IV R 87/77, BStBl. II, 432; Mathiak, StuW 1982, 81), da Handels-
recht und StR die Bildung von Wertans�tzen nur anl�ßlich der Bilanzierung vor-
schreiben und zulassen. Demzufolge ist darauf abzustellen, ob am Bilanzstichtag
Umst�nde vorgelegen haben, die eine Teilwertabschreibung rechtfertigen (BFH
v. 19. 11. 1953 IV 142/53, BStBl. III 1954, 16; v. 14. 7. 1966 IV 389/62,
BStBl. III, 641; v. 7. 11. 1990 I R 116/86, BStBl. II 1991, 342; Bl_mich/Ehmcke,
§ 6 Rn. 550). Zul�ssig ist eine Teilwertabschreibung dann, wenn anhand der
Umst�nde eine voraussichtlich dauernde Wertminderung angenommen werden
kann (zur Dauerhaftigkeit s. Anm. 562). Sind den Teilwert mindernde Umst�nde
zwar gegeben, aber nicht nachhaltig, ist eine Teilwertabschreibung nicht zul�ssig.
Eine Teilwertabschreibung ist auch dann nicht gerechtfertigt, wenn zwar vor
und nach dem Bilanzstichtag den Teilwert mindernde Umst�nde vorliegen, nicht
jedoch am Bilanzstichtag. Der fr¬hestmÀgliche Zeitpunkt f¬r eine Teilwert-
abschreibung ist der auf den Zugang des WG folgende Bilanzstichtag. Nicht
zul�ssig ist die Abschreibung schon auf den Zeitpunkt der Fertigstellung/An-
schaffung (BFH v. 9. 9. 1986 VIII R 20/85, BFH/NV 1987, 442). Zur Teilwert-
abschreibung erst nach �bertragung einer R¬cklage f¬r Ersatzbeschaffung oder
einer R¬cklage nach § 6b s. Anm. 558.

b) Zulnssige Teilwertabschreibung

Ist eine Teilwertabschreibung zul�ssig, aber nicht notwendig (zur ausschließ-
lichen Zul�ssigkeit der Teilwertabschreibung s. Anm. 563), so hat der Stpfl. ein
Wahlrecht, zu welchem Bilanzstichtag nach dem Sinken des Teilwerts er eine
Abschreibung vornimmt.

Verschiebt der Stpfl. die Teilwertabschreibung auf einen sp�teren Bilanzstichtag, ist
Voraussetzung f¬r die dann vorzunehmende Teilwertabschreibung, daß zwischenzeit-
liche Wertsteigerungen nicht eingetreten sind bzw. den (fortgef¬hrten) Buchwert nicht
erreicht haben. Wertsteigerungen schließen eine Nachholung der urspr¬nglich gerecht-
fertigten Teilwertabschreibung insoweit aus (BFH v. 5. 2. 1981 IV R 87/77, BStBl. II,
432).

Aufgrund der Neufassung des § 6 Abs. 1 durch das StEntlG 1999/2000/2002
steht dieses Wahlrecht nur noch den Stpfl. zur Verf¬gung, die ihren Gewinn
nach § 4 Abs. 1 ermitteln; s. Anm. 563.
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c) Notwendige Teilwertabschreibung

Besteht eine Pflicht zur Teilwertabschreibung, so muß sie zu dem auf die Wert-
minderung folgenden Bilanzstichtag erfolgen. Unterbleibt sie, so liegt eine
Pflicht zur Teilwertabschreibung an den folgenden Bilanzstichtagen solange vor,
wie die Teilwertminderung fortbesteht.
Versehentlich unterlassene Teilwertabschreibung (zB infolge falscher Beur-
teilung des Sachverhalts): Erkennt der Stpfl. den fehlerhaften Ansatz vor Einrei-
chen der Bilanz, ist er ohne Einschr�nkung nach § 150 Abs. 2 und 4 AO iVm.
§ 60 EStDV zur Berichtigung verpflichtet. Das FA muß bei Aufdeckung des
Fehlers die Bilanzen auf die Bilanzstichtage nach der Wertminderung berichti-
gen.
Absichtlich (zwecks steuerlichen Vorteils) unterlassene Teilwertabschrei-
bung: Der Stpfl. darf eine bewußt unterlassene Teilwertabschreibung zur Ver-
schaffung sp�terer stl. Vorteile an folgenden Bewertungsstichtagen nicht nach-
holen (BFH v. 16. 1. 1951 I 57/50, StuW Nr. 38; v. 20. 8. 1964 IV 83/64 U,
BStBl. III 1965, 110; v. 24. 3. 1970 I R 102/68, BStBl. II, 516; v. 28. 10. 1976 IV
R 76/72, BStBl. II 1977, 73 [76]; Offerhaus, StBp. 1970, 197).

d) Nachholung

Nachholung einer zul�ssigen oder notwendigen Teilwertabschreibung ist uE nur
insoweit zul�ssig, als sie nach den Verh�ltnissen an demjenigen Bilanzstichtag,
zu dem die Abschreibung nunmehr vorgenommen wird, noch gerechtfertigt ist,
dh. ein zwischenzeitlicher Wiederanstieg des Teilwerts schließt insoweit eine
Nachholung der urspr¬nglich gerechtfertigten Teilwertabschreibung aus (glA
BFH v. 13. 9. 1973 IV R 5/70, BStBl. II, 846; v. 5. 2. 1981 IV R 87/77,
BStBl. II, 432; FG M¬nchen v. 11. 2. 1971, EFG 1971, 328, rkr., betr. unrichtige
Versagung einer Teilwertabschreibung in einer bestandskr�ftigen Veranlagung;
Mathiak, StuW 1982, 81).

e) Rechtsbehelfsverfahren

Im Rechtsbehelfsverfahren ist eine Teilwertabschreibung zu ber¬cksichtigen,
wenn sie bis zur Beschlußfassung ¬ber das FG-Urt. vorgenommen wird; bei
Vornahme zwischen Beschlußfassung und Bekanntgabe des Urt. nebst Antrag
auf WiedererÀffnung der m¬ndlichen Verhandlung kann das Gericht die Wie-
dererÀffnung beschließen (§ 93 Abs. 3 FGO; vgl. BFH v. 16. 10. 1970 VI B 24/
70, BStBl. II 1971, 25; v. 29. 11. 1973 IV R 221/69, BStBl. II 1974, 115; v.
26. 2. 1975 II R 120/73, BStBl. II, 489; Tipke/Kruse, FGO § 93 Tz. 3). Eine erst
im Revisionsverfahren vorgenommene Teilwertabschreibung kann nur dann
von den VorbehÀrden ber¬cksichtigt werden, wenn die Sache zur¬ckverwiesen
wird (BFH v. 2. 3. 1954 I 133/53 S, BStBl. III, 129; v. 9. 8. 1989 IV R 110/87
BStBl. II 1990, 195). Ist eine Teilwertabschreibung zul�ssig, nicht aber notwen-
dig, und bildet ihre Vornahme eine Bilanz�nderung, so kann diese ohne Zustim-
mung des FA in Anspruch genommen werden, wenn die Vornahme in einem
engen zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit einer Bilanzberichtigung
nach § 4 Abs. 2 Satz 1 steht und soweit die Auswirkung der Bilanzberichtigung
auf den Gewinn reicht (§ 4 Abs. 2 Satz 2; BMF v. 18. 5. 2000, BStBl. I, 587).
Den zeitlichen Zusammenhang sieht die FinVerw. gewahrt, wenn der �nde-
rungsantrag im Laufe des außergerichtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfver-
fahrens (sofern im Zusammenhang mit einer Bilanzberichtigung) bzw. bis um
Ablauf der der Einspruchsfrist (sofern nicht im Zusammenhang mit einer Bi-
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lanzberichtigung) gestellt wird (BMF v. 23. 3. 2001, BStBl. I, 244). Allg. zur Bi-
lanz�nderung und -berichtigung s. § 4 Anm. 398 und 461.

7. Durchf�hrung der Teilwertabschreibung

Ansatz des Teilwerts: Die Teilwertabschreibung ist aktivisch vorzunehmen
– sog. direkte Methode. Die Bildung eines passivischen Wertberichtigungspo-
stens unter Beibehaltung des Buchwerts des WG – sog. indirekte Methode – ist
(seit dem BiRiLiG) f¬r Einzelabschl¬sse von Wj., die nach dem 31. 12. 1986 be-
ginnen, nicht mehr vorgesehen. Die Teilwertabschreibung braucht in der Bilanz
nicht als solche gekennzeichnet zu werden.
Ansatz eines Zwischenwerts: Zwischenwert ist ein Wert, der zwischen dem
Absetzungswert (AHK./. AfA) und dem Teilwert liegt. Eine Bewertung mit
einem Zwischenwert ist zul�ssig, wenn der Stpfl. zum Ansatz des niedrigeren
Teilwerts nur berechtigt, nicht aber verpflichtet ist (RFH v. 11. 1. 1933, RStBl.,
372; v. 28. 1. 1937, StuW Nr. 142; v. 30. 3. 1938, RStBl., 629).
Zur Zul�ssigkeit, nicht aber Notwendigkeit einer Teilwertabschreibung s.
Anm. 563.

B. Der Teilwertbegriff (Abs. 1 Nr. 1 Satz 3)

I. Allgemeines

1. Rechtsentwicklung

Entstehung des Teilwertbegriffs: Der Wert eines WG kann unterschiedlich
sein, je nachdem, ob man auf den Einzelver�ußerungspreis oder auf die Bedeu-
tung des WG f¬r den Betrieb, zu dem es gehÀrt, unter der Annahme seiner Fort-
f¬hrung (going concern) abstellt. Nur eine Bewertung im letzteren Sinn ist ge-
eignet, eine zweckgerechte Aussage ¬ber den Unternehmensgewinn zu
ermÀglichen (vgl. Fuisting, Die preußischen direkten Steuern, I/1, 603, 607).
Der Fortf¬hrungsgedanke hat auch in § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB seinen Nieder-
schlag gefunden.

Hierzu auch schon Reichsoberhandelsgericht v. 3. 12. 1873 (Slg. Bd. 12, 19) und die
Rspr. zum preuß. EStG (zB OVGSt. 6, 40; 8, 86 f.; 9, 97 f.; 14, 233; 15, 270). Entspre-
chende Regelungen enthielten dann § 139 Abs. 1 RAO 1919 und (f¬r nicht zum Ver-
kauf bestimmte Gegenst�nde) § 19 Abs. 1 Satz 2 EStG 1925 (ebenso § 31 Abs. 2
RBewG 1925, §§ 14, 50 Abs. 3 RBewG 1931).

F¬r den Wert, den ein WG gerade im Hinblick darauf besitzt, daß es Teil eines
Betriebs ist, wurde der Begriff „Teilwert“ gepr�gt (Mirre, Gemeiner Wert und
Ertragswert, Zeitschr. des Dt. Notarvereins 1913, 155, Zeitschr. f. Zollwesen u.
Reichssteuern 1915, 129 u. 1917, 180, 205, DStZ 1927 Sp. 292, 1928 Sp. 113,
118).
In der Rspr. zum § 19 EStG 1925 wurde vom RFH schon fr¬hzeitig festgestellt,
daß der Teilwert den Wert repr�sentiert, der sich f¬r das WG als Teil der wirt-
schaftlichen Einheit „Betrieb“ ergibt, wenn der Betrieb nicht liquidiert – also
fortf¬hrungsf�hig – ist.

ZB RFH v. 14. 12. 1926, RFHE 20, 87; v. 14. 12. 1927, RFHE 22, 309; v. 14. 12. 1927,
StuW 1928 Nr. 78, v. 14. 3. 1928, RStBl., 182; v. 9. 5. 1928, RFHE 23, 244; v.
10. 10. 1928, StuW 1929 Nr. 70; v. 11. 1. 1929, RStBl., 221; v. 18. 12. 1929, 20. 3. 1930
u. 28. 2. 1930, RStBl. 1930, 90, 348, 360 u. 436; v. 7. 2. 1934, RStBl., 571.
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Diese Rspr. wurde durch die Teilwertdefinition des § 6 Nr. 1 Satz 3 EStG 1934
legalisiert (RStBl. I 1934, 1005; zur Gesetzesbegr¬ndung: RStBl. I 1935, 38; ent-
sprechend § 12 RBewG 1934).
Anwendung des Teilwertbegriffs: Die Anwendung des Teilwertbegriffs, wenn
man den Teilwert eines WG als Teil des Unternehmenspreises versteht, erwies
sich jedoch von Beginn an als schwierig. RFH v. 10. 10. 1928 (StuW 1929
Nr. 70) bezeichnete als Teilwert den „Preis, den ein K�ufer des ganzen Betriebs
f¬r den betreffenden Gegenstand bewilligen w¬rde“. Seither oblag es der Rspr.,
die abstrakte gesetzliche Konzeption der Ermittlung des zuzurechnenden Be-
trags im Rahmen des Gesamtkaufpreises zu konkretisieren (BFH v. 4. 12. 1956
I 99/56 U, BStBl. III 1957, 16; s. ausf¬hrlich Anm. 579 ff.). Die aufgrund der
gesetzlichen Teilwertdefinition naheliegende Forderung nach einer Verteilung
des gedachten Gesamtkaufpreises auf die einzelnen VermÀgensgegenst�nde ließ
sich nicht befriedigend durchf¬hren. Vielmehr entwickelte die Rspr. im Interesse
der Praktikabilit�t des Teilwertbegriffs (widerlegbare) Teilwertvermutungen und
Teilwertgrenzen (s. Anm. 587–600, 614–616).
In den ¬ber 60 Jahren seiner gesetzlichen Festlegung blieb der Teilwertbegriff
umstritten. Eine �nderung der gesetzlichen Teilwertdefinition ist jedoch bis
heute nicht erfolgt. Im Jahre 1971 gelangte die Große StRefKomm. zu dem Er-
gebnis, daß die Teilwertdefinition trotz bestehender Schw�chen nicht durch ei-
nen besseren Wertmaßstab ersetzt werden kann. Die Kommission trug damals
unter Verweis auf die ¬ber 30j�hrige Rspr. vor, im Interesse der Rechtssicherheit
und der Wahrung der Kontinuit�t die bisherige Teilwertdefinition beizubehalten
(Euler, DStJ 7 [1984], 155).
Funktionale Auslegung: Aufgrund des Einflusses der GoB auf die strechtliche
Bilanzierung wird in neuerer Zeit im Fachschrifttum eine verst�rkte funktionale
Auslegung des Teilwertbegriffs gefordert (Euler, ZfbF 1991, 191; Moxter in FS
Loitlsberger, 1991, 473; Mellwig in FS Moxter, 1994, 1069; Moxter, BilRspr.,
5. Aufl. 1999, 253; ablehnendM_ller-Dott in FS Ritter, 1997, 215). Die bilanz-
zweckorientierte Auslegung des Teilwertbegriffs fordert einen R¬ckgriff auf
handelsrechtliche Bewertungsgrunds�tze. Dies f¬hrt zu einer verst�rkten An-
n�herung an den handelsrechtlichen Wertmaßstab des beizulegenden Werts (s.
hierzu Anm. 577 und 618).

2. Bedeutung des Teilwertbegriffs

Materiell-rechtlich besteht die Bedeutung des Teilwertbegriffs darin, daß der
Mehrwert erfaßt werden soll, den ein WG gerade wegen seiner ZugehÀrigkeit zu
einem bestimmten BV im Unterschied zum gemeinen Wert besitzt (vgl. BFH v.
30. 1. 1980 I R 89/79, BStBl. II, 327; s. auch Anm. 572). Zu diesem Zweck un-
terstellt Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 seinem Wortlaut nach eine Ver�ußerung des Betriebs
und seine Fortf¬hrung durch den Erwerber sowie die Zurechnung von Kauf-
preisteilen zu den einzelnen WG durch den Erwerber „im Rahmen des Gesamt-
kaufpreises“ (s. Anm. 580–582). Die Bewertung mit dem Teilwert dient zum
einen dazu, den Stpfl. nicht aufgrund zu hoher Wertans�tze, die ggf. aus den
fortgef¬hrten AHK resultieren, zu hoch zu belasten. Zum anderen aber soll die
Bildung ungerechtfertigter stiller Reserven verhindert werden (so auch
Bl_mich/Ehmcke, § 6 Rn. 546).
Verfahrensrechtlich bildet der Teilwertbegriff in den F�llen des Abs. 1 Nr. 1
u. 2 einen erg�nzenden, korrigierenden Wertmaßstab neben den vorrangig gel-
tenden Bewertungsmaßst�ben der AHK (BFH v. 7. 11. 1990 I R 116/86,
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BStBl. II 1991, 342; v. 16. 7. 1968 GrS 7/67, BStBl. II 1969, 108, 111; s. auch
Anm. 574). Er ist nicht von den fortgef¬hrten AHK losgelÀst zu betrachten,
sondern stellt vielmehr einen Korrekturwert zu diesen dar. Infolgedessen besei-
tigt die Bewertung mit dem Teilwert nicht die Pflicht, zun�chst die AHK zu er-
mitteln. Zum Bilanzstichtag ist jedoch ein Vergleich zwischen dem Buchwert
(den fortgef¬hrten AHK) und dem Teilwert erforderlich.

Den alleinigen Wertmaßstab bildet der Teilwert in den F�llen des Abs. 1 Nr. 4 Satz 1,
Nr. 5 Satz 1 Halbs. 1 u. Nr. 6, eine HÀchstgrenze stellt er in den F�llen des Abs. 1
Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2, Nr. 7 und des § 55 Abs. 5 dar; zur Ber¬cksichtigung der Teilwerte
bei Aufteilung eines Gesamtkaufpreises f¬r mehrere WG s. Anm. 307–311; bei Teilung
eines WG s. Anm. 106.

3. Verhnltnis zu anderen Bewertungsmaßstnben

a) Teilwertbegriff iSd. Bewertungsgesetzes

Der Begriff des Teilwerts iSd. Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 ist (abgesehen von der unter-
schiedlichen Fassung „Betrieb“/“Unternehmen“) nicht nur dem Wortlaut, son-
dern auch der Auslegung nach der gleiche wie derjenige iSd. § 10 BewG (vgl.
FG Hamb. v. 27. 8. 1996 II 24/95, KFR F 9 § 109 BewG 1/97, 83; RFH v.
4. 6. 1940, RStBl., 1067 Abschn. 2; G_rsching/Stenger, BewG/VStG, § 10
Rn. 3 BewG; Rnssler/Troll/Langner, BewG/VStG, § 109 BewG Rn. 4; Maas-
sen, Der Teilwert im Steuerrecht, 1968, 6 u. 11; Ebling, DStR 1981, 342). Die
zu § 10 BewG (§ 12 BewG 1934) ergangene Rspr. kann daher zu § 6 herangezo-
gen werden (glA BFH v. 19. 11. 1963 I 279/61 U, BStBl. III 1964, 358; FG KÀln
v. 5. 7. 1995, EFG 1995, 1046, aufgehoben durch BFH v. 16. 12. 1998 II R 53/
95, BStBl. II 1999, 160).
Abgrenzung: Der Teilwertbegriff ist im Bewertungsrecht nur von subsidi�rer
Bedeutung. Waren bis zum 31. 12. 1992 WG gem. § 10 BewG (iVm. § 109
Abs. 1, § 96 BewG) „in der Regel“ mit dem Teilwert zu bewerten, so ist dies
durch Art. 13 St�ndG 1992 v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297; BStBl. I, 146) in nicht
unerheblichem Umfang ge�ndert worden, indem der Teilwert nur noch anzuset-
zen ist, „soweit nichts anderes vorgeschrieben ist“. Da § 109 BewG statt des
Teilwertansatzes nun f¬r die Bewertung der WG bei Stpfl., die ihren Gewinn
nach § 4 Abs. 1 oder § 5 ermitteln, den Ansatz des Steuerbilanzwerts fordert, ist
im Bewertungsrecht der Teilwert nur in Ausnahmef�llen heranzuziehen. Vgl.
hierzu insbes. G_rsching/Stenger, § 10 BewG Rn. 1–10; Rnssler/Troll, § 10
BewG Rn. 1,2.

b) Gemeiner Wert

Der Begriff des gemeinen Werts wird im EStG nur ausnahmsweise verwendet
(§ 16 Abs. 3 Satz 4 Halbs. 2 und Satz 7). Zur Begriffsbestimmung s. § 9 Abs. 2
BewG:

„Der gemeine Wert wird durch den Preis bestimmt, der im gewÀhnlichen Gesch�fts-
verkehr nach der Beschaffenheit des Wirtschaftsguts bei einer Ver�ußerung zu erzielen
w�re. Dabei sind alle Umst�nde, die den Preis beeinflussen, zu ber¬cksichtigen. Unge-
wÀhnliche oder persÀnliche Verh�ltnisse sind nicht zu ber¬cksichtigen.“

Begrifflich ist der gemeine Wert ein anderer als der Teilwert und f¬r dessen
HÀhe nicht maßgebend (BFH v. 24. 11. 1955 IV 231/53 U, BStBl. III 1956, 38;
v. 19. 6. 1956 I 207/53 U, BStBl. III, 224; v. 10. 12. 1964 IV 328/61, StRK EStG
[bis 1974] § 6 Abs. 1 Nr. 1 R. 136 betr. Grundst¬ck; ¬ber Beteiligungen s.
Anm. 803).
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Abgrenzung: Auch praktisch stimmt der gemeine Wert in den ¬berwiegenden
F�llen nicht mit dem Teilwert ¬berein. Dies liegt darin begr¬ndet, daß der Teil-
wert eines WG aus Sicht des Erwerbers eines ganzen Betriebs zu ermitteln ist,
w�hrend der gemeine Wert auf die isolierte Betrachtung der Ver�ußerung eines
einzelnen WG abstellt (Verkehrswert). Im gemeinen Wert ist deshalb nicht der
sog. Mehrwert erfaßt, der sich f¬r das einzelne WG dadurch ergibt, daß es zur
VermÀgensmasse eines Betriebs gehÀrt. Der Teilwert deckt sich daher nur dann
mit dem gemeinen Wert, wenn der Einzelver�ußerungspreis abzgl. USt. als Teil-
wert anzusetzen ist (vgl. BFH v. 26. 11. 1987 IV R 171/85, BStBl. II 1988, 490;
s. Anm. 616). In den anderen F�llen weicht der Teilwert vom gemeinen Wert bei
Anlageg¬tern meist nach oben ab, zB aufgrund von Erwerbsnebenkosten.

c) Einheitswert

Begriff: Der Begriff des Einheitswerts wird gesetzlich nicht definiert. Im Wort-
sinn bedeutet er einen einheitlichen Wert als Besteuerungsgrundlage f¬r mehrere
Steuern (s. Rnssler/Troll, BewG, § 19 Rn. 2). Durch das JStG 1997 wird er nur
noch f¬r die in § 19 Abs. 1 BewG genannten wirtschaftlichen Einheiten des in-
l�ndischen Grundbesitzes ermittelt. Die festgestellten Einheitswerte des Grund-
besitzes gelten f¬r die Grundsteuer und die GewSt.
Abgrenzung: Der Einheitswert von Grundst¬cken deckt sich idR nicht mit
dem Teilwert des EStG und ist f¬r die Teilwertermittlung nicht maßgebend.

d) Beizulegender Wert

Begriff: Der in § 253 Abs. 2 und 3 HGB genannte niedrigere beizulegende Wert
hat im Gegensatz zum Teilwert keine Legaldefinition erfahren. Seine Auslegung
hat gest¬tzt auf die Zwecke der HBil. zu erfolgen, die durch die GoB konkreti-
siert werden. Das System der GoB dient der Ermittlung eines objektivierten,
verlustantizipierenden Umsatzgewinns (Moxter, StuW 1983, 307). Unter Be-
r¬cksichtigung des Imparit�tsprinzips sind VermÀgensgegenst�nde so zu bewer-
ten, daß sie in k¬nftigen Perioden von Verlusten freigehalten werden (Berger/
M. Ring, Beck-BilKomm. V. § 253 Rn. 287). Der Objektivierung der Verlustan-
tizipation dient das Einzelbewertungsprinzip, nach dem nur Aufwands¬ber-
sch¬sse vorwegzunehmen sind, die den VermÀgensgegenst�nden konkretisiert
zurechenbar sind. Das Fortf¬hrungsprinzip pr�zisiert schließlich, daß nur die
bei Unternehmensfortf¬hrung zu erwartenden Aufwands¬bersch¬sse zu antizi-
pieren sind (vgl. Euler, ZfbF 1991, 192–193). F¬r VermÀgensgegenst�nde be-
deutet die zweckgerechte Auslegung des Begriffsinhalts des beizulegenden
Werts, daß eine Bewertung hÀchstens mit den zurechenbaren, erwarteten Netto-
ertr�gen erfolgen kann. �bersteigt der Buchwert die k¬nftigen Nettoertr�ge, so
drohen Aufwands¬bersch¬sse, die durch eine Abschreibung auf den niedrigeren
beizulegenden Wert zu antizipieren sind. Das Zurechnungsproblem sowie die
Unsicherheit der Zukunft bedingen die Sch�tzung der Zunkunftsertr�ge und
-aufwendungen. Die Konkretisierung der Sch�tzung – und damit die Festlegung
des beizulegenden Werts – h�ngt ab von der Art des zu bewertenden VermÀ-
gensgegenstands bzw. von der Funktion, die diesem innerhalb der Gesamtunter-
nehmung zukommt. Zu den Konkretisierungen der Sch�tzungen s. die Gegen-
¬berstellung mit den Teilwertvermutungen in Anm. 618.
Abgrenzung: Die GoB haben durch das Maßgeblichkeitsprinzip des § 5 Abs. 1
auch f¬r die StBil. Bedeutung. Bei der Ermittlung des vollen, aussch¬ttbaren Ge-
winns der StBil. (Schildbach, BFuP 1987, 14; Siegel, BFuP 1987, 315) sind un-
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ter Beachtung des Bewertungsvorbehalts des § 5 Abs. 6 zuk¬nftig drohende
Aufwands¬bersch¬sse entsprechend dem Imparit�tsprinzip zu antizipieren. F¬r
die Teilwertbestimmung sind dar¬ber hinaus jedoch die besonderen Begriffs-
merkmale des Teilwerts zu ber¬cksichtigen, die in Satz 3 genannt sind. Bedeu-
tung f¬r die wortlautorientierte Auslegung hat insbes. die Formel „im Rahmen
des Gesamtkaufpreises“. Der Teilwert wird bei wortlautorientierter Auslegung
als isolierter, am betriebsindividuellen Marktwert orientierter Kaufpreis interpre-
tiert, den ein Unternehmenserwerber f¬r das zu bewertende WG zahlen w¬rde
(BFH v. 30. 11. 1988 II R 237/83, BStBl. II 1989, 183). Diese effektivvermÀ-
gensabh�ngige Teilwertinterpretation stellt auf die geplante Nutzung des Gegen-
stands innerhalb des Gesamtunternehmens ab. Unterschiede zum aufwands-
¬berschußfreien, beizulegenden Wert kÀnnen dann entstehen, wenn
unternehmenswertabh�ngige Faktoren in die Teilwertfindung einbezogen wer-
den, die bei der Ermittlung des beizulegenden Werts unbeachtet bleiben (s.
Anm. 586 ff. sowie die Gegen¬berstellung in Anm. 618).

e) B�rsenwert

Begriff: Der BÀrsenwert wird in § 11 Abs. 1 BewG als Bewertungsmaßstab f¬r
Wertpapiere und Anteile genannt. Er ermittelt sich f¬r zum amtlichen Handel
zugelassene Wertpapiere aus dem niedrigsten am Stichtag f¬r sie notierten Kurs.
Der BÀrsenwert ist damit ein realer Marktpreis, der aufgrund subjektiver Erwar-
tungen unter Ber¬cksichtigung von Marktchancen und Marktrisiken entsteht.
Abgrenzung: Demgegen¬ber stellt der Teilwert einen fiktiven und vorsichtig
gesch�tzten objektiven Wertmaßstab dar (zur Bedeutung des Vorsichtsprinzips
BFH v. 6. 11. 1985 II R 220/82, BStBl. II 1986, 281; FG Hamb. v. 5. 3. 1991,
EFG 1992, 18, rkr.). Er beruht auf der allg. Auffassung, wie sie in der Marktlage
am Bilanzstichtag zum Ausdruck kommt (BFH v. 31. 1. 1991 IV R 31/90,
BStBl. II, 627; s. Anm. 580). Jegliche Wertbemessung orientiert sich nicht an
konkreten, sondern an typischen Marktsituationen. Weiterhin kann der reale Ak-
tion�r nicht mit dem fiktiven Erwerber des Gesamtbetriebs gleichgesetzt wer-
den. W�hrend Aktion�re idR alle zuk¬nftigen Ertr�ge in ihre Bewertung einbe-
ziehen, wird ein fiktiver Erwerber nicht die erwarteten k¬nftigen Ertr�ge
verg¬ten, die mit der Gesch�fts¬bernahme durch ihn verbunden sind. Schließ-
lich sind auch die Informationen bzw. die Sachkenntnis, die der Wertfindung zu-
grundeliegen, bei Aktion�r und fiktivem K�ufer unterschiedlich. Im Ergebnis
wird es aus den genannten Gr¬nden zu Abweichungen zwischen Teilwert und
BÀrsenwert kommen. W�hrend der Teilwert nach einem objektivierten Verfah-
ren unter Ber¬cksichtigung einer vorsichtigen „Selbsteinsch�tzung“ zu ermitteln
ist, entspricht der BÀrsenwert einem realen Marktwert, der auf situativen bzw.
nicht unternehmensbezogenen Faktoren beruht.

II. Die Tatbestandsmerkmale der Teilwertdefinition
in Abs. 1 Nr. 1 Satz 3

1. Vorbemerkung

Inhalt der Teilwertdefinition: Die Teilwertdefinition des Abs. 1 Nr. 1 Satz 3
verlangt ihrem Wortlaut nach die Annahme
– einer Ver�ußerung des ganzen Betriebs (s. Anm. 580),
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– seiner Fortf¬hrung durch den „fiktiven“ Erwerber (s. Anm. 581),
– einer Bewertung im Rahmen des Gesamtkaufpreises (Anm. 582).
Wesen der Teilwertdefinition: Die Teilwertdefinition trifft Annahmen, die
weniger als Fiktion zu betrachten sind, sondern vielmehr der wirklichkeitsbe-
zogenen Bewertung dienen. Sie werden solange getroffen, wie nicht tats�chlich
betriebswirtschaftlich sinnvolle oder rechtlich zul�ssige Gegebenheiten diesen
Annahmen entgegenstehen (vgl. Messmer, StbJb. 1977/78, 65 ff., [80–81];
Doralt, DStJG 7 [1984], 141, 144: Fiktion w�re im Gegenteil die Annahme der
Liquidation statt der Fortf¬hrung des Unternehmens; Hoffmann in L/B/P, § 6
Rn. 410; so auch § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB). Die Annahme eines hypothetischen,
tats�chlich nicht eintretenden Sachverhalts dient dem Ziel der Objektivierung
der Wertermittlung (vgl. BFH v. 6. 12. 1995 I R 51/95, BStBl. II 1998, 781).

2. Annahme der Vernußerung des ganzen Betriebs

Der Gesetzgeber verlangt, bei der Ermittlung des Teilwerts die Annahme einer
Ver�ußerung des ganzen Betriebs zugrunde zu legen. Damit ist beabsichtigt, daß
bei der Bewertung der WG ihre wirtschaftliche Bedeutung f¬r den lebenden Be-
trieb ber¬cksichtigt wird. „Wenn das Gesetz fordert, daß als Teilwert der Betrag
einzusetzen ist, den ein Erwerber des ganzen Betriebs im Rahmen des Gesamt-
kaufpreises f¬r das einzelne WG ansetzen w¬rde, so verbietet es damit in der
Hauptsache, den Liquidationswert des WG als Teilwert anzusehen“ (BFH v.
15. 5. 1952 IV 469/51 U, BStBl. III, 169; v. 8. 10. 1957 I 86/57 U, BStBl. III,
442). Die Ver�ußerungsfiktion soll allein der Beantwortung der Frage dienen,
was ein Erwerber zum Bilanzstichtag f¬r das jeweilige WG im Rahmen des Ge-
samtkaufpreises gezahlt h�tte, wenn er sich in der Lage des Stpfl. befunden h�tte
(BFH v. 31. 1. 1991 IV R 31/90, BStBl. II, 627; v. 6. 12. 1995 I R 51/95,
BStBl. II 1998, 781). So kommt es zB nicht darauf an, ob am Bewertungsstich-
tag eine Ver�ußerung des ganzen Betriebs aus rechtlichen oder tats�chlichen
Gr¬nden ¬berhaupt mÀglich ist. So darf zB ein unverk�ufliches WG nicht mit
0 E angesetzt werden, weil ein Erwerber des Betriebs es nicht erwerben kÀnnte;
es kommt vielmehr darauf an, was das Recht dem Erwerber wert w�re, wenn er
an Stelle des Stpfl. den Betrieb fortf¬hren w¬rde (glA BFH v. 4. 11. 1965 IV 5/
65 U, BStBl. III 1966, 67 betr. Versorgungsanspruch eines Freiberuflers; v.
30. 1. 1980 I R 89/79, BStBl. II, 327 [329] betr. unverk�ufliche �rztemuster von
Arzneimittelherstellern, zu diesen s. Anm. 1025; aA Meincke, DStJG 7 [1984],
25). Es ist auch in dem Fall nur von einer gedachten Ver�ußerung auszugehen,
in dem sich kurzfristig kein Erwerber f¬r das Unternehmen finden ließe, so daß
die WG des Betriebs auch zu diesem Zeitpunkt noch einen Teilwert besitzen,
der grÀßer ist als 0 E. Erst eine langfristige Unver�ußerbarkeit des Betriebs oder
eine Ver�ußerbarkeit zu einem stark verminderten Preis kann sich auf die HÀhe
des Teilwerts auswirken (vgl. Bl_mich/Ehmcke, § 6 Rn. 586; s. auch Rn. 608
bzgl. schlechter Rentabilit�t des Unternehmens). Einen Teilwert hat auch ein
schuldrechtliches Nutzungsrecht, welches die Ehefrau dem Ehemann – aber nur
ihm – unentgeltlich, eindeutig und unwiderruflich einger�umt hat und welches
daher (nach der Rspr.) vom Ehemann als Einlage mit dem Teilwert zu bewerten
ist (s. Anm. 1215 a; § 7 Anm. 52; aA Knobbe-Keuk, StuW 1979, 308). F¬r die
Ermittlung des Teilwerts hat man sich also in die Lage eines potentiellen Erwer-
bers zu versetzen, der durch die Zahlung des Gesamtkaufpreises exakt die Stel-
lung erwirbt, in der sich der jetzige Ver�ußerer befindet.

§ 6 Anm. 579–580 Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2–4: Abnutzbare Anlageg¬ter
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3. Annahme der Fortf�hrung des Betriebs durch den (fiktiven) Erwerber

Die vom Gesetz verlangte Annahme einer Fortf¬hrung des Betriebs durch den
Erwerber hat zwei Aufgaben:
Fortf�hrung des Betriebs: Zum einen soll gew�hrleistet werden, daß der Teil-
wert nicht dem (Einzel-)Ver�ußerungspreis f¬r den Fall der Liquidation des Be-
triebs entspricht. Stattdessen soll der Teilwert vor dem Hintergrund der weiteren
betrieblichen T�tigkeit ermittelt werden. Ein sog. „Mehrwert“, der sich durch
die ZugehÀrigkeit der einzelnen WG zum BV ergibt, ist zu ber¬cksichtigen.
Fortf�hrung wie durch den Steuerpflichtigen: Zum zweiten soll die wirt-
schaftliche Bedeutung der WG f¬r den lebenden Betrieb so erfaßt werden, wie
sich diese Bedeutung unter der F¬hrung (oder Inhaberschaft) des Betriebs durch
den Stpfl. darstellt (vgl. auch Schult/Richter, DStR 1991, 1261). Es ist somit
grds. davon auszugehen, daß der gedachte Erwerber den Betrieb in der gleichen
Weise fortf¬hrt wie der Stpfl., also zB mit der gleichen Gesch�ftspolitik, dem
gleichen Produktionsprogramm, unter Verwendung der gleichen Betriebsge-
heimnisse usw. (BFH v. 24. 2. 1994 IV R 18/92, BStBl. II, 514; v. 30. 11. 1988 I
R 114/84, BStBl. II 1990, 117; s. auch Anm. 582 zur Ber¬cksichtigung subjekti-
ver Umst�nde). Aufgrund dieser Annahme ist es daher unerheblich, ob die
Zusammensetzung und Nutzbarkeit der WG von besonderen Kenntnissen und
F�higkeiten des derzeitigen Betriebsinhabers abh�ngt (BFH v. 31. 1. 1991 IV
R 31/90, BStBl. II, 627).
Grenzen der Fortf�hrungsannahme: Man wird jedoch nicht so weit gehen
kÀnnen, zu unterstellen, daß der Erwerber auch gesch�ftlich unsinnige und nutz-
lose, unlautere oder gar strafbare Handlungen des Ver�ußerers fortsetzen wird
(zust. Doralt, DStJG 7 [1984], 144; Schult/Richter, DStR 1991, 1261). Das
sind subjektive, dh. allein auf die Person des Stpfl. bezogene Umst�nde, die im
Hinblick auf den objektiven Charakter des Teilwertbegriffs (s. Anm. 604) unbe-
r¬cksichtigt bleiben m¬ssen.

Beispiel: Der Stpfl. f�lscht Ware durch Verwendung von Rohstoffen minderer Quali-
t�t. Er w¬rde diese am Bilanzstichtag vorhandenen Erzeugnisse nicht oder nur zu
einem weit unter den HK liegenden Preis ver�ußern kÀnnen, wenn dem Erwerber die
Zusammensetzung der Ware bekannt w�re. Tats�chlich ist dem Stpfl. aber der Verkauf
derartiger Ware einige Jahre lang zu dem f¬r einwandfreie Ware maßgebenden Preis ge-
lungen, weil der Mangel nicht entdeckt wurde. Dann darf gleichwohl nicht unterstellt
werden, daß der Teilwert dieser minderwertigen Ware mit den HK ¬bereinstimmt. Es
muß vielmehr davon ausgegangen werden, daß ein Erwerber des Betriebs die F�lschun-
gen nicht fortsetzen w¬rde. Der Teilwert derartiger Vorr�te deckt sich daher mit dem
Einzelver�ußerungspreis unter Ber¬cksichtigung der minderwertigen Qualit�t.

4. Bewertung im Rahmen des Gesamtkaufpreises

Die Ermittlung (Berechnung oder Sch�tzung) des Teilwerts erfolgt nach Abs. 1
Nr. 1 Satz 3 „im Rahmen des Gesamtkaufpreises“, den ein gedachter Erwerber
zahlen w¬rde.
Bedeutung des Gesamtkaufpreises: Der Gesamtkaufpreis f¬r ein Unter-
nehmen wird in der Praxis heute regelm�ßig durch Kapitalisierung des Ertrags
gefunden, also ohne oder mit nur kontrollierender Sch�tzung des Sachwerts/
Substanzwerts der einzelnen WG.

Vgl. zB Goetzke/Sieben (Hrsg.), Moderne Unternehmensbewertung und Grunds�tze
ihrer ordn. Durchf., GEBERA-Schriften Bd. 1, 1977, dort zB Zapf, S. 37, Sielaff,
S. 108 u. 277; Mayer-Wegelin, DStZ 1980, 336; H. M_ller, DB 1980, 897; M_nster-
mann, BFuP 1980, 114; Moxter, Grunds�tze ordnungsm�ßiger Unternehmensbewer-
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tung, 2. Aufl. 1983, 9; Sieben, Unternehmensbewertung, HandwÀrterbuch der Be-
triebswirtschaftslehre, 5. Aufl. 1993 Sp. 4315; s. weiteres Schrifttum vor Anm. 722.

Der Wortlaut des Gesetzes l�ßt zun�chst auf eine Forderung nach der Ermitt-
lung eines Gesamtkaufpreises schließen. Die Gesamtbewertung des Betriebs mit
sp�terer Aufteilung auf einzelne VermÀgensgegenst�nde ist jedoch in Abs. 1
Nr. 1 Satz 3 nicht gemeint. Sie wird uE weder idealtypisch gefordert noch tat-
s�chlich durchgef¬hrt.
Begr�ndung: Wie sich aus der Entwicklung des Teilwertbegriffs und seiner Be-
deutung (s. Anm. 572 f.) ergibt, wollte der Gesetzgeber den Teilwert nicht als
Ertragswert verstanden wissen und die tats�chliche Ermittlung eines Gesamtun-
ternehmenswerts (der den Ertragswert ber¬cksichtigt) und seine anschließende
Aufteilung auf die einzelnen WG verlangen (BFH v. 12. 7. 1968 III 181/64,
BStBl. II, 794; v. 19. 5. 1972 III R 21/71, BStBl. II, 748; v. 2. 3. 1973 III R 88/
69, BStBl. II, 475; v. 12. 5. 1993 II R 2/90, BStBl. II, 587; zust. Doralt, DStJG
7 [1984], 141). Vielmehr wollte der Gesetzgeber nur sicherstellen, daß bei der
Ermittlung des Werts der einzelnen WG ihre Bedeutung f¬r den Betrieb unter
der Annahme seiner Fortf¬hrung ber¬cksichtigt wird (vgl. auch BFH v.
20. 7. 1973 III R 100–101/72, BStBl. II, 794). Das Gesetz spricht auch nicht
vom „Teil des Gesamtkaufpreises“, sondern formuliert „im Rahmen des Ge-
samtkaufpreises“. Daraus l�ßt sich ableiten, daß die Kenntnis des Gesamtkauf-
preises f¬r das Unternehmen nicht unerl�ßliche Voraussetzung f¬r die Ermitt-
lung des Teilwerts ist (vgl. Mujankovic, DB 1995, 837 [842]; BFH v. 16. 7. 1968
GrS 7/67 BStBl. II 1969, 108; v. 20. 7. 1973 III R 100–101/72 aaO mit Hinweis
auf BFH v. 2. 3. 1973 III R 88/69 aaO; ebenso v. 8. 5. 1981 III R 26/79,
BStBl. II, 702; v. 12. 5. 1993 II R 2/90, BStBl. II, 587).
Die tats�chliche Ermittlung eines Gesamtkaufpreises des Betriebs widerspr�che
der objektivierungsdominierten Konzeption des estrechtlichen BilanzvermÀ-
gensvergleichs (Moxter, Betriebswirtschaftliche Gewinnermittlung, 1982, 5–9).
Durch das Fehlen einer eindeutigen Zurechnungsregel w¬rde das stl. Gebot der
Einzelbewertung verletzt werden (zu diesem s. Anm. 89). F¬r die tats�chliche
Teilwertermittlung ist daher zu fragen, was der Erwerber, wenn er den ganzen
Betrieb kauft, daf¬r also einen Gesamtkaufpreis zahlt, und zu dessen Ermittlung
die WG einzeln bewertet, f¬r das einzelne WG unter Ber¬cksichtigung seiner
ZugehÀrigkeit zum Betrieb und dessen unver�nderter Fortf¬hrung zahlen
w¬rde. Es ist eine hypothetische, von der Bewertung des Unternehmens als
Ganzen abweichende Substanzbewertung des BV vorzunehmen (so auch
Schmidt/Glanegger XXII. § 6 Rn. 215; BFH v. 19. 7. 1995 I R 56/94,
BStBl. II, 28). Bezweckt wird eine Bewertung der einzelnen WG unter den Vor-
aussetzungen der ZugehÀrigkeit zum Gesamtbetrieb und der Fortf¬hrung des
Betriebs.
Zur Vereinfachung der Wertfindung hat die Rspr. sog. „Teilwertvermutungen“
und „Teilwertgrenzen“ aufgestellt (s. Anm. 587–600, 614–616; vgl. auch Gut-
achten der StRefKommission, Schriftenreihe des BMF Heft 17, 1971 Abschn. V
Tz. 135–141). Auch wenn die Rspr. bis in die neueste Zeit entsprechend der
Wortfassung des Abs. 1 Nr. 1 von einer „Aufteilung des Gesamtkaufpreises auf
einzelne Wirtschaftsg¬ter“ spricht (zB BFH v. 5. 11. 1981 IV R 103/79,
BStBl. II 1982, 258; v. 25. 8. 1983 IV R 218/80, BStBl. II 1984, 33; v.
23. 1. 1991 II R 79/87, BFH/NV 1992, 369), erfolgt bei den meisten WG durch
die substanzwertorientierten Teilwertvermutungen eine Bewertung unabh�ngig
vom „Gesamtkaufpreis“ (s. jedoch zum Gesch�fts- oder Firmenwert
Anm. 726).

§ 6 Anm. 582 Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2–4: Abnutzbare Anlageg¬ter
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Nebenkosten: Bei einer substanzwertbezogenen Auslegung des Begriffs „Ge-
samtkaufpreis“ ist es gerechtfertigt, wenn auch diejenigen Betr�ge, die der Er-
werber des Betriebs als sog. Nebenkosten der Anschaffung an Dritte zahlen
m¬ßte, zum Teilwert des betreffenden WG hinzugerechnet werden (vgl. BFH v.
15. 7. 1966 VI 226/64, BStBl. III, 643; s. auch Anm. 1095 „Nebenkosten“).
Preisvorstellungen des gedachten Erwerbers: F¬r die Teilwertermittlung
kommt es nach dem Wortlaut des Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 darauf an, was der ge-
dachte Erwerber zahlen, nicht aber darauf, was der Stpfl. verlangen w¬rde. AA
allerdings BFH v. 20. 9. 1960 I 108/60 U (BStBl. III, 461) betr. Teilwert eines
im sozialen Wohnungsbau errichteten Geb�udes, dessen gemeiner Wert wegen
der niedrigen Mieten erheblich unter den HK lag: Eine Ver�ußerung zu diesem
niedrigeren Preis h�tte der wirtschaftlichen Vernunft widersprochen. Ebenso
unter Anf¬hrung dieses Urt. BFH v. 11. 1. 1966 I 99/63 (BStBl. III, 310), aber
doch abschw�chend: „Einsichtiges kaufm�nnisches Denken aber gebietet es
dem Erwerber, f¬r ein Betriebsgeb�ude diejenigen Kosten zu ersetzen, die er
selbst bei sinnvollem Verhalten h�tte aufwenden m¬ssen, um das Wirtschaftsgut
anzuschaffen oder herzustellen.“ (den Urt. zust. Rose/Luckey, DB 1976 Beil. 5
zu Heft 8, 6).
In seiner Rspr. stellt der BFH (zB v. 6. 12. 1995 I R 51/95, BStBl. II 1998, 781;
v. 27. 2. 1991 XI R 14/87, BStBl. II, 627; v. 15. 7. 1966 VI 226/64, BStBl. III,
614) allerdings im Rahmen der sog. Erwerberfiktion immer wieder die Annahme
auf, daß es sich bei dem gedachten Erwerber idR – persÀnliche Momente einmal
vernachl�ssigt – um den tats�chlichen Betriebsinhaber handelt. Damit ist der
augenblickliche Betriebsinhaber gleichzeitig auch der gedachte Erwerber des Be-
triebs, was Auswirkungen auf die HÀhe der Preisvorstellung des fiktiven Erwer-
bers hat. Dem Teilwert liegt zwar nicht der Wert zugrunde, den der Stpfl. von
sich selbst als fiktivem Erwerber verlangen w¬rde, wohl aber der Wert, den der
Stpfl. als fiktiver Erwerber an sich selbst als tats�chlichen Betriebsinhaber f¬r
den Betrieb zahlen w¬rde. In der Praxis werden diese beiden Werte uE jedoch
nicht wesentlich voneinander abweichen, was darin begr¬ndet liegt, daß Ver-
�ußerer und fiktiver Erwerber in einer Person zusammenfallen.
Existiert tats�chlich ein Erwerber, der von dem Ver�ußerer verschieden ist (so
zB im Fall des Abs. 1 Nr. 7), ist f¬r die Bestimmung des Teilwerts der Wert rele-
vant, den der Erwerber im Rahmen des Gesamtkaufpreises f¬r das einzelne WG
zu zahlen bereit ist, und nicht der Wert, den der Ver�ußerer – der im Zweifel
einen Verlust mÀglichst nicht realisieren mÀchte – verlangt. Es ist also der Wert
zugrunde zu legen, der bei sinnvollem Verhalten des (ggf. fiktiven) Erwerbers
h�tte aufgewendet werden m¬ssen und den der Ver�ußerer bei sinnvollem Ver-
halten h\tte verlangen kÀnnen. Im Urt. v. 15. 7. 1966 VI 226/64 (aaO) erl�utert
der BFH die Ber¬cksichtigung der Forderungen des Ver�ußerers dahingehend,
es sei anzunehmen, daß der gedachte Erwerber von den gleichen Erw�gungen
ausgehe, die den gedachten Ver�ußerer bei seiner Betriebsf¬hrung bestimmt h�t-
ten. Der vom Ver�ußerer voraussichtlich verlangte Preis ist nach § 6 gerade
nicht gesetzliches Merkmal des Teilwertbegriffs (glA Albrod/Friele, FR 1975,
237; aA wohl Hartz, DB 1956, 1044 Abschn. 2).
Angebot und Nachfrage: Es ist zu ber¬cksichtigen, ob Betriebe dieser Art an-
geboten oder gesucht sind; ein �berwiegen der Angebote vermindert den Preis
f¬r derartige Betriebe und damit den Preis f¬r die einzelnen WG. Auch wenn
ein Verkauf praktisch nicht in Frage kommt, zB weil ein K�ufer nicht zu finden
w�re, kann eine Bewertung (unter der Annahme eines Erwerbs) nicht unterblei-
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ben (s. auch Anm. 580); s. ferner Anm. 1500 „Konjunkturrisiko“, „Stillegung“,
„Verf¬gungsverbot“.

Einstweilen frei.

III. Teilwertvermutungen und ihre Widerlegung

1. Allgemeines

Um den Teilwertbegriff praktikabel zu gestalten (s. Anm. 582), hat die Rspr.
Teilwertvermutungen (s. Anm. 587–600) und Teilwertgrenzen (s. Anm. 614–
616) aufgestellt. �ber Beurteilungsmaßst�be f¬r die Teilwertermittlung s. ferner
Anm. 604–613.
Nach der Rechtsprechung gelten folgende Teilwertvermutungen:
E Teilwert zum Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung = AHK (s. Anm. 587);
E Teilwert zum Schluß eines Wj.:
p nichtabnutzbare AnlagegVter: Teilwert = AHK (s. Anm. 594);
p abnutzbare AnlagegVter: Teilwert = Absetzungswert (AHK abz¬gl. AfA gem.

§ 7) bei WG, die keinen Marktpreis haben; Wiederbeschaffungskosten bei
WG, die einen Marktpreis haben (s. Anm. 595);

p Umlaufvermmgen: Teilwert idR = Wiederbeschaffungskosten am Bilanzstichtag
(s. Anm. 596, 615, 1004–1005), bei entbehrlichen WG = Marktpreis (Einzel-
ver�ußerungspreis; s. Anm. 616).

Bedeutung der Teilwertvermutungen: Die von der Rspr. aufgestellten Teil-
wertvermutungen bilden auf Erfahrungen gest¬tzte allg. Sch�tzungsgrundlagen
ohne Rechtsverbindlichkeit. Sie m¬ssen plausibel sein und den allg. Sch�tz-
grunds�tzen, Erfahrungss�tzen sowie Denkgesetzen entsprechen (BFH v.
26. 10. 1995 I B 20/95, BFH/NV 1996, 378 mwN). Verfahrensm�ßig beeinflus-
sen sie die Nachweis- und Feststellungslast; die Vermutung wirkt als Anscheins-
beweis, dessen Widerlegung demjenigen obliegt, der seine Richtigkeit bestreitet
(s. Anm. 598).
Da nach dem Gesetzeswortlaut (Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 und Nr. 2 Satz 2) eine Teil-
wertabschreibung nur noch zul�ssig ist, wenn die Wertminderung voraus-
sichtlich von Dauer ist, reichen vor allem die Teilwertvermutungen f¬r WG des
UmlaufvermÀgens allein nicht mehr aus, eine Teilwertabschreibung zu rechtfer-
tigen. Ferner muß der Stpfl. in dem auf die Teilwertabschreibung folgenden Jahr
nachweisen, daß der Wert auch weiterhin voraussichtlich dauerhaft niedrigerer
sein wird als die (fortgef¬hrten) AHK oder der an ihre Stelle tretende Wert. Dies
wird idR auf die vermuteten Werte hinauslaufen.
Teilwert einzelner Wirtschaftsg�ter: s. zu Beteiligungen an KapGes.
Anm. 800–819, Forderungen Anm. 910–946, Geb�uden Anm. 635, Gesch�fts-
wert Anm. 726, Grund und Boden Anm. 785, liegendes Holz Anm. 747, Ver-
bindlichkeiten Anm. 1142–1146, VorratsvermÀgen Anm. 1002–1025, Wert-
papiere Anm. 1095, 1096. Einzelfragen s. auch Anm. 1500.

2. Teilwert im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung

a) Grundsatz

Nach stRspr. besteht eine Vermutung daf¬r, daß sich der Teilwert jedes WG im
Zeitpunkt seiner Anschaffung oder Herstellung mit seinen AHK deckt.

§ 6 Anm. 582–587 Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2–4: Abnutzbare Anlageg¬ter
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Vgl. zB BFH v. 25. 10. 1972 GrS 6/71, BStBl. II 1973, 79; v. 13. 10. 1976 I R 79/74,
BStBl. II 1977, 540; v. 28. 10. 1976 IV R 76/72, BStBl. II 1977, 73; v. 9. 2. 1977
I R 130/74, BStBl. II, 412; v. 17. 1. 1978 VIII R 31/75, BStBl. II, 335; v. 31. 1. 1980
IV R 126/76, BStBl. II, 491 (493); v. 21. 7. 1982 I R 177/77, BStBl. II, 758 betr. Ge-
sch�ftswert; v. 20. 5. 1988 III R 151/86, BStBl. II 1989, 269; v. 12. 4. 1989 II R 213/
85, BStBl. II, 547; v. 31. 1. 1991 IV R 31/90, BStBl. II, 627; v. 29. 4. 1999 IV R 63/67,
BFH/NV 1999, 1418; v. 25. 7. 2000 VIII R 35/97, BStBl. II 2001, 566; v. 7. 2. 2002
IV R 87/99, BStBl. II, 294 mwN.

Der Teilwert halbfertiger Arbeiten auf fremdem Grund und Boden umfaßt die
bis zum Bewertungsstichtag angefallenen HK zuz¬glich der Gemeinkosten und
der Vertriebskosten, nicht aber den anteiligen Gewinn (BFH v. 8. 3. 1968 III
85/65, BStBl. II, 575; v. 15. 3. 1968 III R 161/66, BStBl. II, 578). Entsprechen-
des gilt auch f¬r die Anschaffungsnebenkosten eines Grundst¬cks (ebenso BFH
v. 29. 4. 1999 IV R 63/97, BFH/NV 1999, 1418 betr. BetriebserÀffnung).

b) sberh�hte Aufwendungen

�berhÀhte Aufwendungen liegen vor, wenn Aufwendungen von einem Stpfl.
bewußt get�tigt werden, ihnen auch eine erbrachte Gegenleistung gegen¬ber-
steht, jedoch aus der Sicht eines Dritten ein Ungleichgewicht zwischen Leistung
und Gegenleistung vorliegt. Bei ¬berhÀhten Aufwendungen gilt die Vermutung,
daß sich der Teilwert eines WG im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung
mit den AHK deckt. F¬r einen gedachten Erwerber des ganzen Betriebs, bei
dem es sich auch um den Stpfl. selbst handeln kann (vgl. Anm. 582), hat das
WG mit seiner ZugehÀrigkeit zum Betrieb im Zeitpunkt der Anschaffung/Her-
stellung den Wert, den er als AHK daf¬r aufgewandt hat.

StRspr., zB RFH v. 26. 6. 1935, RStBl., 1496; v. 16. 12. 1936, RStBl. 1937, 106 betr.
g¬nstig gelegenes Vorratsgel�nde; BFH v. 30. 8. 1962 IV 81/59, StRK EStG (bis 1974)
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 R. 96 betr. ¬berhÀhte Baukosten; v. 27. 3. 1968 I 133/65, BStBl. II,
521 betr. �bernahme einer GmbH-Beteiligung bei KapitalerhÀhung; v. 17. 1. 1978
VIII R 31/75, BStBl. II, 335 betr. �bergrÀße eines neuen Geb�udes; vgl. aber zum ent-
schiedenen Fall Freericks, StRK-Anm. EStG § 6 Abs. 1 Nr. 1 R. 225. betr. Vornahme
von AfaA; s. BFH v. 31. 3. 1992 IX R 164/87, BStBl. II, 806 und v. 30. 8. 1994 IX R
23/92, BStBl. II 1995, 307; v. 12. 8. 1998 IV B/98, BFH/NV 1999, 305 mwN betr.
Weinberg; v. 7. 2. 2002 IV R 87/99, BStBl. II, 292; vgl. auch OFD Frankfurt v.
24. 7. 2002, BB 2002, 2600 betr. Grund und Boden bei LuF unter 2.

Bei einer aus einem anderen Grund berechtigten Teilwertabschreibung nimmt
der �berpreis „in dem Verh�ltnis teil, das dem gegen¬ber dem Anschaffungs-
zeitpunkt gesunkenen Vergleichswert entspricht“ (BFH v. 7. 2. 2002 IV R 87/99
aaO).

c) Vergebliche Aufwendungen

Vergebliche Aufwendungen liegen vor, wenn Kosten entstanden sind, denen
(¬berhaupt) kein wirtschaftlicher Wert gegen¬bersteht. Dies hat zur Folge, daß
ein gedachter Erwerber diese vom Stpfl. get�tigten Aufwendungen wegen des
nicht vorhandenen Gegenwerts voraussichtlich nicht ersetzen wird. Daher sind
uE derartige Aufwendungen nicht in die AHK einzubeziehen bzw. bleiben bei
der Ermittlung des Teilwerts unber¬cksichtigt (vgl. RFH v. 26. 4. 1930, RStBl.
30, 589; Vorlagebeschl. des IV. Senats des BFH v. 29. 4. 1999 IV R 40/97,
BStBl. II, 828 betr. Eigenkapitalvermittlungsprovisionen; glA Feuerbaum, DB
1966, 1697 [1703]; Bl_mich/Ehmcke, § 6 Rn. 603; aA Lademann/Ortmann-

Babel, § 6 Rn. 400; s. auch Anm. 599 ¬ber Fehlmaßnahmen). In solchen F�llen
kann uE eine Teilwertabschreibung auf die um die Aufwendungen verminderten
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AHK schon nach Vornahme der Aufwendungen gerechtfertigt sein (vgl. zur
Behandlung von unn¬tzen Herstellungsaufwendungen bei Geb�uden BFH v.
31. 3. 1992 IX R 164/87, BStBl. II, 806).

d) Erzwungene Aufwendungen

Die oben erw�hnte Vermutung (Teilwert = AHK) gilt nach der Rspr. auch dann,
wenn der Stpfl. wegen einer Zwangslage einen �berpreis zahlt: Im Zweifel
w¬rde ihm ein Erwerber seines Betriebs die aufgewendeten AK im Rahmen des
Gesamtkaufpreises verg¬ten (vgl. BFH v. 4. 3. 1998 X R 151/94, BFH/NV
1998, 1086 mwN; zust. Bl_mich/Ehmcke, § 6 Rn. 603).
Stellungnahme: UE ist zu differenzieren zwischen einer Zwangslage, die nur
vor¬bergehend beim Erwerb des WG existiert, und einer Zwangslage, die fort-
wirkenden Einfluß auf den Betrieb hat. Ist die Zwangslage nicht nur vor¬berge-
hend, so kann unterstellt werden, daß sich die Situation f¬r einen Betriebserwer-
ber im Bewertungszeitpunkt im wesentlichen unver�ndert darstellt, so zB bei
einem Grundst¬ckskauf zum �berpreis, um behÀrdliche Auflagen erf¬llen zu
kÀnnen. Dies f¬hrt dazu, daß als Teilwert die erhÀhten AHK angesetzt werden
m¬ssen. �berpreiszahlungen hingegen, die nur in einer vor¬bergehenden
Zwangssituation im Erwerbszeitpunkt des WG, die nicht auf einen sp�teren Be-
wertungsstichtag fortwirkt, beruhten, sind bei der Ermittlung des Teilwerts nicht
zu ber¬cksichtigen. „Erwirbt ein Kaufmann eine Maschine ¬berteuert, weil er
sie im Betrieb kurzfristig dringend benÀtigt, so kann er den ¬ber dem normalen
Marktpreis liegenden Aufwand alsbald verrechnen. Dann handelt es sich ... um
eine Abschreibung auf den niedrigeren Teilwert“ (vgl. BFH v. 26. 8. 1958 I 80/
57 U, BStBl. III, 420).

e) Investitionszusch�sse

Erh�lt der Stpfl. von einem Dritten einen Zuschuß zu den AHK eines WG,
kann er diesen von den AHK des WG absetzen (s. R 34 EStR; § 5 Anm. 1620,
1622). F¬r Zwecke der Teilwertermittlung kÀnnen Finanzierungsmittel f¬r die
Anschaffung oder Herstellung von WG, wie zB Àffentliche Zusch¬sse, entspre-
chend der finalen Begriffsdefinition der AHK keinen Einfluß auf die HÀhe der
AHK haben. Der Teilwert bestimmt sich nach dem mit dem Lieferanten, Bau-
tr�ger u�. festgelegten Preis. Eine Verrechnung von AHK (als Ausgangswert) im
Rahmen der Teilwertvermutungen ist nicht zul�ssig.

RFH v. 8. 7. 1943, RStBl., 669; BFH v. 6. 10. 1953 I 55/53 U, BStBl. III, 315 (aE); v.
12. 4. 1989 II R 213/85, BStBl. II, 545; v. 20. 9. 1989 II R 96/86, BStBl. II 1990, 206
(betr. regionale WirtschaftsfÀrderung NRW); v. 17. 1. 1990 II R 64/87, BStBl. II, 367;
v. 21. 2. 1990 II R 27/87, BStBl. II, 566 (betr. Molkereizusch¬sse); v. 1. 7. 1992
II B 160/91, BFH/NV 1993, 305 (betr. ZIP I-Programm); v. 14. 9. 1994 II R 83/91,
BFH/NV 1995, 493 (betr. MarktstrukturG); v. 19. 7. 1995 I R 56/94, BStBl. II 1996,
28 (betr. Krankenhauspfleges�tzeG); v. 22. 11. 1995 II B 63/95, BFH/NV 1996, 390
(betr. Forschungsanlage); v. 28. 1. 1998 II R 48/95, BFH/NV 1998, 1069 betr. Landes-
zuschuß f¬r Wasserversorgungsnetz.

Schreibt der Stpfl. umgekehrt zun�chst auf den Teilwert ab, der sich rechnerisch
durch Absetzung des Zuschusses von den AHK ergibt, so kann er nicht außer-
dem vom verbleibenden Buchwert den Zuschuß absetzen, sondern muß ihn ge-
winnerhÀhend vereinnahmen (BFH v. 19. 7. 1995 I R 56/94 aaO; v. 28. 1. 1998
II R 48/95 aaO; Bl_mich/Ehmcke, § 6 Rn. 602, 690 „Zulagen und Zusch¬sse“
mwN).
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Zwei Umst�nde kÀnnen geeignet sein, diese Teilwertvermutung zu entkr�ften
(vgl. BFH v. 21. 2. 1990 II R 27/87 aaO; v. 1. 7. 1992 II B 160/91 aaO). Zum ei-
nen f¬hrt eine generelle Beeinflussung des Marktpreises von bestimmten WG
durch die Gew�hrung von Zusch¬ssen zu sinkenden Teilwerten (BFH v.
8. 5. 1981 III R 109/76, BStBl. II, 700 betr. Àffentl. Zusch¬sse f¬r Seeschiffe;
�hnlich BFH v. 8. 9. 1994 IV R 16/94, BStBl. II 1995, 309 betr. Grundst¬cks-
vorzugspreise aus ansiedlungspolitischen Gr¬nden). Zum anderen kann eine
starke unternehmenspolitische Beschr�nkung des Zuschußempf�ngers (BFH v.
8. 5. 1981 III R 26/79, BStBl. II, 702; v. 8. 5. 1981 III R 33/79, BStBl. II, 705
betr. Àffentl. Zusch¬sse f¬r Heizwerke; diese Ausnahmef�lle best�tigend: BFH
v. 28. 1. 1998 II R 48/95 aaO) zu einer Widerlegung der Vermutung f¬hren. In
beiden F�llen ist davon auszugehen, daß im Zeitpunkt der Anschaffung oder
Herstellung der Teilwert des WG den um den Zuschuß gek¬rzten AHK ent-
spricht, da es f¬r einen potentiellen Erwerber aufgrund des Zuschusses g¬nsti-
ger ist, das gefÀrderte WG neu zu errichten, statt es zum ungek¬rzten Wert zu
erwerben (zu den Ausnahmen BMF v. 14. 5. 1990, BStBl. I, 221; vgl. auch Jonas,
StbJb. 1991/92, 113 [119]).

f) Investitionszulagen

Im Gegensatz zu Investitionszusch¬ssen kÀnnen Investitionszulagen nicht von
den AHK abgesetzt werden (§ 9 InvZulG 1999), sondern sind stfrei zu verein-
nahmen. Hinsichtlich der Teilwertermittlung des beg¬nstigten WG besteht je-
doch �bereinstimmung mit gew�hrten Investitionszusch¬ssen. Wie Zusch¬sse
sollen auch stfreie Investitionszulagen den Teilwert grds. nicht mindern. Aus-
gangspunkt der Teilwertermittlung sind die ungek¬rzten AHK, eine Entkr�ftung
dieser Regelvermutung kann jedoch insbes. bei unbefristeten Zulagen gelingen,
die nachhaltig den Marktpreis beeinflussen, und damit den Teilwert beeinflussen
(FG M¬nchen v. 18. 12. 1984, EFG 1985, 436). F¬r Investitionszulagen nach § 1
InvZulG (BFH v. 12. 4. 1989 II R 213/85, BStBl. II, 545), § 4 a InvZulG (BFH
v. 17. 1. 1990 II R 64/87, BStBl. II, 367) sowie nach § 19 BerlinFG (BFH v.
12. 4. 1989 II R 213/85, BStBl. II, 545) ist dies jedoch versagt worden (vgl. auch
Hntzel, BB 1986, 1272).

g) Skontoabzug

Die AK von WG mindern sich weder zum Anschaffungszeitpunkt noch zum
nachfolgenden Bilanzstichtag um einen mÀglichen Skontoabzug, wenn der Stpfl.
nicht bis zum Bilanzstichtag von der MÀglichkeit des Skontoabzugs Gebrauch
gemacht hat. Die AK sind am Tag der Lieferung in HÀhe der Kaufpreisverbind-
lichkeit zu bestimmen und AK und Kaufpreisschuld getrennt zu betrachten
(BFH v. 16. 12. 1977 III R 92/75, BStBl. II 1978, 232). Damit entsprechen die
AK der WG im Anschaffungszeitpunkt dem vereinbarten, nicht durch einen
mÀglichen Skontoabzug geminderten Kaufpreis. Wird nach dem Anschaffungs-
zeitpunkt die Kaufpreisschuld unter Skontoabzug beglichen, mindern sich die
AK entsprechend. Wird der Skontoabzug nicht in Anspruch genommen, recht-
fertigt dies nicht eine Teilwertabschreibung in HÀhe des mÀglich gewesenen
Skontoabzugs.

BFH v. 27. 2. 1991 I R 176/84, BStBl. II, 456 als Aufhebung des Vorlagebeschl. v.
30. 3. 1989 I R 176/84, BStBl. II, 874; zust. Beiser, DStR 1991, 174; Groh, BB 1991,
2334; Offerhaus, StBp. 1991, 144; L. Schmidt, FR 1991, 298; aA Paus, DStZ 1991,
501, dem uE aber nicht gefolgt werden kann.
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3. Teilwertvermutungen zu spnteren Bewertungsstichtagen

a) Nichtabnutzbares Anlageverm�gen

Beim nichtabnutzbaren AnlagevermÀgen gilt die Teilwertvermutung im Zeit-
punkt der Anschaffung oder Herstellung auch an sp�teren Bewertungsstich-
tagen. Demnach gilt auch dann, daß der Teilwert den AHK entspricht (BFH v.
9. 2. 1977 I R 130/74, BStBl. II, 412; v. 7. 11. 1990 I R 116/86, BStBl. II 1991,
342; v. 13. 3. 1991 I R 83/89, BStBl. II, 595; v. 4. 12. 1991, BStBl. II 1992, 383;
v. 12. 8. 1998 IV B 4/98, BFH/NV 1999, 305; v. 7. 2. 2002 IV R 87/99,
BStBl. II, 294 mwN; OFD Frankfurt v. 24. 7. 2002, BB 2002, 2600 unter 1.).
Die Teilwertvermutung ist in zeitlicher Hinsicht einzuschr�nken. „Je k¬rzer der
zeitliche Abstand zwischen Herstellungszeitpunkt und Bilanzstichtag ist, desto
st�rker ist die Vermutung der �bereinstimmung von Teilwert und AHK und de-
sto grÀßer sind die an den Nachweis einer Teilwertminderung zu stellenden An-
forderungen“ (BFH v. 17. 1. 1978 VIII R 31/75, BStBl. II, 335; s. auch BFH v.
30. 11. 1988 I R 114/84, BStBl. II 1990, 117; v. 7. 11. 1990 I R 116/86, BStBl. II
1991, 342; v. 13. 3. 1991 I R 83/89, BStBl. II, 595).
F¬r den Teilwert von Beteiligungen an KapGes. gilt die Annahme, daß dieser
den Wiederbeschaffungskosten entspricht. Die Wiederbeschaffungskosten ent-
sprechen aber nicht grds. dem BÀrsenkurswert, so daß der Hinweis auf einen ge-
fallenen BÀrsenkurswert noch nicht die Annahme eines gesunkenen Teilwerts
der Anteile rechtfertigt. Da bei Beteiligungen im Regelfall weder beabsichtigt ist,
diese zu ver�ußern, noch es mÀglich ist, sie ¬ber den geltenden Kurs an der
BÀrse zu erwerben, kommt es hinsichtlich des Wiederbeschaffungswerts der Be-
teiligung grds. auf den inneren Wert der Beteiligung an (vgl. BFH v. 7. 11. 1990
I R 116/86, BStBl. II 1991, 342; s. auch Moxter, BilRspr., 5. Aufl. 1999, 270 f.).
So ist in den F�llen, in denen beim Erwerb einer entsprechenden Beteiligung ein
sog. Paketzuschlag gezahlt werden m¬ßte, dieser bei der Ermittlung des Teil-
werts zu ber¬cksichtigen (BFH v. 7. 11. 1990 I R 116/86 aaO). Kursschwankun-
gen belegen somit nicht prinzipiell die erforderliche Dauerhaftigkeit der Wert-
minderung. Nach der Auffassung der FinVerw. stellen sie per se nur eine
vor¬bergehende Wertminderung dar, die demzufolge nicht zu einer Teilwertab-
schreibung berechtigt (BMF v. 25. 2. 2000, BStBl. I, 372 Tz. 11; krit. Hommel/
Berndt, FR 2000, 1309 f.). Sofern der BÀrsenkurswert am Bilanzstichtag unter-
halb der AK liegt und sich auch innerhalb des Aufhellungszeitraums nicht wie-
der insoweit erholt, daß die urspr¬nglichen AK erreicht werden, ist uE von einer
voraussichtlich dauernden Wertminderung auszugehen und damit eine Teilwert-
abschreibung vom Grunde her zu bejahen.

b) Abnutzbares Anlageverm�gen

Absetzungswert oder Wiederbeschaffungskosten: Bei abnutzbaren WG des
AnlagevermÀgens besteht die grunds�tzliche Vermutung, daß sich ihr Teilwert
am Bilanzstichtag mit den AHK abz¬glich AfA nach § 7 deckt (vgl. BFH v.
4. 3. 1998 X R 151/54, BFH/NV 1998, 1096). Ob die ge�nderte Wertobergren-
ze in Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 nach dem StEntlG 1999/2000/2002, bei der auch
erhÀhte Absetzungen, Sonderabschreibungen, Abz¬ge nach § 6b und �hnliche
Abz¬ge Auswirkungen auf diese Teilwertvermutung haben, ist – aufgrund feh-
lender hÀchstrichterlicher Rspr. – noch fraglich. Wenn der BFH die Rspr. zu
den Investitionszusch¬ssen, wo ertragstl. nach R 34 EStR ein Wahlrecht zum
Abzug von den AHK existiert (s. Anm. 591), auf die neue Rechtslage ¬bertr�gt,
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x�£�Å� {s� �t� ³�tÇ������Æt��Ç�Åx t�� �t�ÇÆ�v�� ��Ç�v� ��� Æ�xÇt�v�Å ¡£��v��tu
£�Åx�Å ~� �tÅ�Æ  ��v���� {sv��� ��� Æt� ��Æ ³�tÇ���� s£���tÅ��tÆÆ� Ã��� �t�v
�t���Æ É���Å{¥ÇÇ� Å�v��� ¿�Ã ¥��v Wd kTwquR\�    ÂÄÄÂ� Â}Â�� Wd kTwquR\�   
ÂÄ�Ä� ÂzÄ�� ~���® ~opVa� ´�£l£® ÂÄÄÂ�Ä�� ÂÂ� ¢Â�Â�°® rt� x��Å����~Çt�v� ¡ÅÅ¥vu
Æ�� �¥�� �t� ÇtÅ�¥� ¥£x���v�t�£�Å�Å ¡nk ��Æ ³�tÇ���� �Å��Á���v�Å� �t�Å� �¥u
v�� Å�� ��� ±���tÅ{¥�v�Åx ¿ºpr  ��Æ�Å �® Â�®�®ÂÄ��� ´�qk  ��o ÂÄ�z � Â}Ä
»�® Â�� �® ÂÂÄ� ª£�t p�ÇÇ�Å Æt� x��w���� ������Çt�v�� ¡���t�È�Åx ¢t��� ~� Á�s{�Å
®®®©� Ã£ �t� ��x����t�� ¡£��v��t£�Åx�Æ��vÃ�� �tÅ�Å ~����{{�Å��Å ³�tÇ���� ��u
xt£�°® ´ÃÅ���¥£��v��t£�Åx�Å �Å� ��v�v�� ¡£���~�Åx�Å� �t� ��� ´�Á{Ç® tÅ ¡Åu
�Á���v x�ÅÃÆÆ�Å v¥�� �tÅ� £�t ��� q�Æt��Ç�Åx ��� ³�tÇ����� �t���� vtÅu
~�~����vÅ�Å� �� �tÅ� Å¥�v £t�v��tx�� µ�Á�® Å�� �t� ÁÇ¥ÅÆ�wtx�Å ¡{¡ ~�
£��s�È�t�v�tx�Å� ~�� �Å����Åx ��� ¡��x¥Åx������ £�t ��Å ¡nk �®Ã®

�¡ �ef�{rzu�e�oud
ps� �t�  ���tÆÆ�Åx ��� ³�tÇ����� ¥Å ��Å  tÇ¥Å~��t�v�¥x�Å� �t� ��Æ ¡Å��v¥{u
{�Åx�u Ã��� n�����ÇÇ�Åx�~�t�Á�ÅÈ� {ÃÇx�Å� v¥� �t� µ�Á�® �t� ±��Æ���Åx ¥�{u
x����ÇÇ�� �¥�� ��� ³�tÇ���� ��Å ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å ¥Æ  tÇ¥Å~��t�v�¥x �Å�u
�Á�t�v� ¿�xÇ® ~   pn �® Â�®�®ÂÄ�y � m± �������  ´� Ç® mmm ÂÄ�y� y��°®
 �t q�~��xÅt���Å �Å� ¥̈��Å�Ã�����Å È¥ÅÅ �t�v �tÅ tÆ ±��xÇ�t�v ~� ��Å ¨t����u
£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å Åt���tx���� ³�tÇ���� ��x�£�Å� ��ÅÅ ��� �Ã�¥���t�v�Çt�v�
ÈsÅ{�tx� ±����w���Åx���Ç�� �t� ´�Ç£��ÈÃ���Å �Å� �tÅ�Å tÆ  ���t�£ s£Çt�v�Å ²Åu
���Å�vÆ��x��tÅÅ Åt�v� Æ�v� ���È� ¿�xÇ®  pn �® Ä®ÂÂ®ÂÄÄy � m µ ���Ä��
 ´� Ç® mm ÂÄÄz� ���� �® ��®Â}®ÂÄ�� � m± µ Ây���}�  ´� Ç® mm ÂÄ�y� �z Æ�»°® ´Ãu
Æt� v�Åx� ��� ³�tÇ���� Åt�v� ¥����vÇt�wÇt�v �ÃÅ ��Å ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å�
�ÃÅ���Å ¥��v �ÃÅ ��Æ �Ã�¥���t�v�Çt�v�Å ±����w���Åx���Ç�� ��� ~�Æ ¡£�¥�~ £�u
��tÆÆ��Å ¨o ¥£ ¿�® ¥��v  pn �® �y®�®ÂÄÄy � m± µ Â��Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄy� zÂy°®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

p  �ivu�fuo{do z¥d �uifyu��zu�e{�{doud

�¡ `�{dv���xfi�ku�
�ivu�fuo���gui�� ³�tÇ�������Æ���Åx�Å �tÅ� �t���Ç�x£¥�® �̈� �ÃÅ ��� ±��u
Æ���Åx tÆ �tÅ~�ÇÅ�Å p¥ÇÇ ¥£��t�v�Å �tÇÇ� Æ��� �t� ³¥��¥�v�Å� �t� �t� ´�v��~�Åx
�tÅ�� �ÃÅ ��� ±��Æ���Åx ¥£��t�v�Å��Å ³�tÇ����� ���v�{���tx�Å� �¥���Å �Å� tÆ
´���t�{¥ÇÇ Å¥�v��t��Å ¿¥ÇÇx® ~�� �Ãx® p������ÇÇ�Åx�Ç¥��  pn �® �y®�®ÂÄ�� � m± µ
Â}Â��z�  ´� Ç® mm ÂÄ��� z���  ¼p �® �z®�®�}}}�  ´� Ç® m� ��� ³~® �°®
��� vu� Z��kyui�u�� r�� ´�Á{Ç®� ��� �t�v x�x�Å �tÅ� ³�tÇ�������Æ���Åx ��Åu
���� Æ��� tv�� ²Å�t�v�txÈ�t� ����v ÈÃÅÈ����� Å¥�vÁ�s{£¥�� ³¥��¥�v�Å Å¥�v��tu
��Å Ã��� xÇ¥�£v¥{� Æ¥�v�Å ¿ pn �® ÂÂ®�®ÂÄ�Â � m �ÂÂ��} ´�  ´� Ç® mmm ÂÄ�Â�
y��� �® Â�®�®ÂÄ�� � m± Â������  ´� Ç® mm ÂÄ��� ÂÂ°®
r�� ´�Á{Ç® Æ��� £�Ç�x�Å� �¥�� ��tÅ� ³�tÇ������v��~�Åx �tÅ� Ã£É�È�t�� £���t�£Çt�v�
o��Å�Ç¥x� v¥�� �Ã�s£�� �t�v �¥� p¡ �Å� xx{® �¥� po �tÅ �tx�Å�� ²���tÇ £tÇ��Å
È�ÅÅ�Å Æ��� ¿ pn �® z®�®ÂÄ�z � m µ �z����  pn�»± ÂÄ��� �}y°® ´tÅ� £�v¥�Áu
���� ³¥��¥�v�Å Åt�v� {������ÇÇ£¥�� �Ã t�� �tÅ�  �Æ����Åx ��� ³�tÇ����� ¥£��t�v�Å�
�ÃÅ ��Å ³�tÇ�������Æ���Åx�Å Åt�v� Æ�xÇt�v ¿�xÇ®  pn �® Â�®Â}®ÂÄ�� � m µ
�Ä��y�  ´� Ç® mm ÂÄ��� zy}� �® �y®�®ÂÄÄy � m± µ Â��Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄy� zÂy°®
" Pn| b|zZklkXq inJ|z[|q|XJ| d_ly_Np|XL ³�tÇ�������Æ���Åx�Å �tÅ� �t���Ç�x£¥�
����v ��Å »¥�v��t��
� �¥�� �t� ¡Å��v¥{{�Åx Ã��� n�����ÇÇ�Åx ��� ¨o �tÅ� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ� £tÇ��� ¿�®

¡ÅÆ® zÄÄ��}}° Ã���

� � ¡ÅÆ® zÄz�zÄ� ¡£�® Â »�® Â ´��~� ��y� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���

zÄ�

zÄ�

zÄ�
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� �¥�� ��� �¥����vÇt�v� ³�tÇ���� ��� ¨o ¥Æ  tÇ¥Å~��t�v�¥x �ÃÆ ���Æ�����Å
³�tÇ���� ¥£��t�v� Ã���

� �¥�� �¥� ¨o Åt�v� Æ�v� �Ã�v¥Å��Å t�� ¿�xÇ®  pn �® Â�®Ä®ÂÄ�� � mmm µ
�}Â��}���y�  ´� Ç® mm ÂÄ��� y��� �tÅ~�ÇÅ� ²Æ���Å��� �t� ��Å ³�tÇ���� £��tÅu
{Ç����Å È�ÅÅ�Å� �® ¡ÅÆ® Âz}}°®

" xnX q|znXqrRqnq|z cXl|zyNpn|J ~�t��v�Å  ��v���� �Å� £�v¥�Á����Æ ³�tÇ���� x�u
Åsx� Åt�v� ~�� ¨t���Ç�x�Åx ��� ±��Æ���Åx�Å ¿ pn �® Â�®y®ÂÄ�� � m µ Â}y����
 ´� Ç® mm ÂÄ��� �Ä�� �o��qVpp� pµ ÂÄzÄ� Â�}°® ¦�� p������ÇÇ�Åx� Ã£ ³¥��¥�v�Å
{s� �t� qÅ�È��{��Åx ��� ³�tÇ�������Æ���Åx �ÃÅ �tÅtx�Æ o��t�v� �tÅ�� t�� �Ãu
�ÃvÇ �t� ¥£�ÃÇ��� ¥Ç� ¥��v �t� Á�Ã~�Å��¥Ç� �̈���t{{���Å~ ~�t��v�Å £�v¥�Á����Æ
³�tÇ���� �Å� ���Æ�����Æ ³�tÇ���� v��¥Å~�~t�v�Å ¿�xÇ® ¥��v `rYquTw�WwqTsQ�
� � µÅ® ��Â°®
" s_Np J|Z Wn[_XQylnNpl_q O|]_XXl i|zJ|XJ| ����ÆtÅ���Å�� ²Æ���Å�� È�ÅÅ�Å Å��
tÅ�Ã��t�  ��s�È�t�v�tx�Åx {tÅ��Å� ¥Ç� ��� ´�Á{Ç® Å¥�v��t��Å È¥ÅÅ� �¥�� �t� £���t��
¥Æ  tÇ¥Å~��t�v�¥x �tÅx������Å �tÅ� ¿ pn �® Â�®Â®ÂÄ�� � ±mmm µ �Â��z�  ´� Ç® mm
ÂÄ��� ��z°®

�¡ aukfe�ld�keu
�uo�irr vu� aukfe�ld�keu� ²Å��� �tÅ�� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ� ������v� Æ¥Å �t�
±Ã�Å¥vÆ� �ÃÅ ¡�{��Å��Åx�Å� �t� ����v �t� £���t�£�£��tÅx�� ¡Å��v¥{{�Åx
Ã��� n�����ÇÇ�Åx �tÅ�� ¨o ���¥ÅÇ¥��� �tÅ�� ����v �t� ��� ´�Á{Ç® ¥£�� È�tÅ�Å
xÇ�t�v vÃv�Å �t����v¥{�Çt�v�Å o�x�Å���� ��Ç¥Åx� ¿ pn �® �}®z®ÂÄ�� � mmm µ
ÂzÂ����  ´� Ç® mm ÂÄ�Ä� ��Ä° �Å� ��Æx�Æ�w �t���� ¡�{�¥Å� �Ã �Å�t����v¥{�Çt�v
�¥�� �¥�� �� �ÃÅ �tÅ�Æ x��¥�v��Å q����£�� ��� x��¥Æ��Å  ���t�£� Åt�v� vÃÅÃu
�t��� �s��� ¿ pn �® Â�®�®ÂÄÄÂ � m µ ����Ä�  ´� Ç® mm ÂÄÄÂ� zÄz°® qtÅ� p�vÇÆ¥wu
Å¥vÆ� t�� �¥ÅÅ x�x�£�Å� ��ÅÅ �t�v ��� ´�Á{Ç® tÅ �tÅ�Æ m����Æ £�{¥Å� £~�® ��ÅÅ
�� �ÃÅ �Å�t�v�tx�Å ±Ã�¥�����~�Åx�Å ¥��x�x¥Åx�Å t��� �Å� ��� ��ÅÅ �� ��Å p�vÇ��
�Ã�v�� ��È¥ÅÅ� v����� �t� ¡�{��Å��Åx�Å Åt�v� x����tx� v���� ¿ pn �® �z®Â}®ÂÄ��
� o�´ ���Â�  ´� Ç® mm ÂÄ��� �Ä ¢�Â�°®
�i�g{do vu� aukfe�ld�keu� r���v ��Å »¥�v��t� ��� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ� �t��
�t� ±��Æ���Åx �t���Ç�x�� �¥�� ��� ³�tÇ���� �t�v Æt� ��Å �ÃÇÇ�Å ¡nk ��� £����{u
{�Å��Å ¨o ���È� ¿ pn �® �}®Ä®ÂÄ�} � m Â}���} ²�  ´� Ç® mmm ÂÄ�}� y�Â°®
q� Æs���Å �¥v�� ¥Å���� ±��Æ���Åx�Å x���Ã{{�Å �����Å� ¥�� ��Å�Å tÆ p¥ÇÇ �tu
Å�� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ� ��� ³�tÇ���� ¥£x�Ç�t��� �����Å È¥ÅÅ�  tÇ��� £���t�� �t� ¡Åu
��v¥{{�Åx Ã��� n�����ÇÇ�Åx ��� ¨o ��Ç£�� �tÅ� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ�� �Ã ���È� �t�v
��� ³�tÇ���� tÆ ¦��t{�Ç Æt� ��Æ qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t� ¿xÇ¡ ±o  ��ÇtÅ �®
�}®ÂÂ®ÂÄ�z� qpo ÂÄ��� ���� �È�®� �® ¥��v ¡ÅÆ® �Â�°®  tÇ��� �t� ¡Å��v¥{{�Åx
Ã��� n�����ÇÇ�Åx Å�� ��tÇ��t�� �tÅ� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ�� �Ã t�� ~� ���Æ���Å� �¥�� ���
³�tÇ���� �t�v Æt� ��ÆÉ�Åtx�Å ³�tÇ ��� ¡nk ¿xx{® ¥£~sxÇt�v ¡{¡° ���È�� ����Å
¡�{��Å��Åx È�tÅ� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ� £tÇ���� �Ã�¥��x����~� ��� ³�tÇ���� �Å���u
��v��t��� Åt�v� ��Å qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t� ��� ¨o ¿ pn �® Â�®Ä®ÂÄ�� � mmm µ
�}Â��}���y�  ´� Ç® mm ÂÄ��� y��°®

bidxufr�ffu x{ aukfe�ld�keud
�u�uifio{do� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ� £�t q��t�v��Åx �tÅ�� k¥Áo��®� ��ÅÅ �t�v v��¥��u
���ÇÇ�� �¥�� �t� o���ÇÇ��v¥{� Å¥�vv¥Ç�tx Åt�v� Æt� o��tÅÅ ¥�£�t��Å È¥ÅÅ ¿ pn �®
�Â®Â}®ÂÄ�� � ±mmm µ Â�y��y�  ´� Ç® mm ÂÄ�Ä� Â}�°®
�uy{���u �u�f{��g�fg{f��i¥d� k�tÅ� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx £�t £������ Åt�v�
ÈÃ���Å���È�Å� È¥ÇÈ�Çt����Å ¹�Ã��È��Å ¿ pn �® �Ä®y®ÂÄÄÄ � m± µ Ây�Ä��
 ´� Ç® mm ÂÄÄÄ� ��Â�  ¼p �® �z®�®�}}}�  ´� Ç® m �}}}� ���°®

b �ÄÂ

³�tÇ����¥£��v��t£�Åx ¡ÅÆ® zÄ���}} � �

zÄÄ

�}}
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[�douf� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ� £�t q����£ �tÅ�� ¼¥��vtÅ�� �t� �ÃÅ ¡Å{¥Åx ¥Å Æt� ��u
v�£Çt�v�Å ¼�Åx�ÇÅ £�v¥{��� t�� �Å� ���v¥Ç£ Åt�v� Ã��� Å�� ~�t���t�� {�ÅÈ�tÃÅ�u
�s�v�tx t��� �Å� ����Å ¼�Åx�Ç �ÃÆ ±����w���� Åt�v� tÅÅ��v¥Ç£ È��~�� ¦�t� £�vÃu
£�Å �����Å È�ÅÅ�Å ¿ pn �® Â�®Ä®ÂÄ�� � mmm µ �}Â��}���y�  ´� Ç® mm ÂÄ��� y���
¥��v £�t q����£ �tÅ�� o�£����� Æt� �������È��Å ¼�Åx�ÇÅ  pn �® �z®Ä®ÂÄ�� � m
Âzy��Â� npµ ÂÄ��� z�°®
��u�vieud�i¥diu�{do� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ� £�t q����£ �tÅ�� ¼¥��vtÅ�� �t� Å¥�v
��Å £���t�£�tÅ�t�t���ÇÇ�Å ±��v�Ç�Åt���Å �¥���v¥{� �Å� ��v�£Çt�v s£���tÆ�Å�tÃu
Åt��� t�� ¿ pn �® Â�®Ä®ÂÄ�� � mmm µ �}Â��}���y�  ´� Ç® mm ÂÄ��� y��°®
��u�£�ui�� rt� ¦¥vÇ�Åx �tÅ�� �£��Á��t��� £����v�tx� {s� �t�v x�ÅÃÆÆ�Å Åt�v�
~�Æ ¡Å�¥�~ ��� Åt���tx���Å ³�tÇ����� ¿ pn �® �®�®�}}� � §m   ���ÄÄ�  ´� Ç® mm
�}}�� �Äy� mVZa� r´�¦ �}}�� z��°� �t�� xtÇ� tÅ�£��ÃÅ���� �¥ÅÅ� ��ÅÅ ��� �£��u
Á��t� ¥�� £���t�£�{��Æ��Å� ��tÅ Á����ÅÇt�v�Å o�sÅ��Å x�~¥vÇ� �t�� ¿ pn �®
Â�®�®ÂÄÄ� � m±   y�Ä��  pn�»± ÂÄÄÄ� �}z°� �® ¥��v ¡ÅÆ® z��®
�y�do�f�ou� k�tÅ� p�vÇÆ¥wÅ¥vÆ�� ��ÅÅ ¥�{x��Å� �tÅ�� ¦�¥Åx�Ç¥x� ¡�{��Åu
��Åx�Å ��{Ã����Çt�v �����Å� ����v �t� ���  ���t�£ ¥�{ �tÅ� £������ o��Å�Ç¥x�
x����ÇÇ� �t�� ¿ pn �® y®Â®ÂÄ�� � m ����Â�  ´� Ç® mmm ÂÄ��� ��� �® Â�®Â�®ÂÄ�y � m±
�����Â� ´�µk q´�o ¢£t� ÂÄ�y� � � ¡£�® Â ¦t{{® Â µ® Â��°®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

^�  �uifyu��u�ei��f{do

¤  [�lou�fi�kgui� vu� �u�guk���{rr���{do
��hug�izu Z��{� vu� �uifyu���� r�� ³�tÇ���� t�� �tÅ Ã£É�È�t��� �̈��� ��� ¥�{
�tÅ�� ¥ÇÇx�Æ�tÅ�Å �̈����v��~�Åx £���v�� �t� �t� tÅ ��� ¼¥�È�Ç¥x� ¥Æ  tÇ¥Å~u
��t�v�¥x tv��Å ¡������È {tÅ���® ¼¥wx�£�Å� t�� �t� ±��È�v��¥�{{¥���Åx� ��Ç£��
��ÅÅ �t�v �Á���� v��¥�����ÇÇ�� �¥�� �t� Ã£É�È�t� �Å�t�v�tx �¥�®

µpn �® �®z®ÂÄ��� µ´� Ç® ÂÄ��� �yÄ� ¥��v �® ��®�®ÂÄ��� µ´� Ç® ÂÄ�Ä� ÂÄz� �® �®Â�®ÂÄ���
µ´� Ç® ÂÄ�Ä� �z��  pn �® ��®Â®ÂÄz� � m± z���zy ²�  ´� Ç® mmm ÂÄz�� ÂÂ�� �® �y®Â®ÂÄz� �
m± ��}�zz� ´�µk q´�o ¿£t� ÂÄ�y° � � ¡£�® Â ¦t{{® Â µ® yz� �® �®ÂÂ®ÂÄÄ} � m µ ÂÂ�����
 ´� Ç® mm ÂÄÄÂ� �y�� XocpQqVpp� ´� Á® ÂÄ��� ÂzÂ� �o��qVpp�    ÂÄÄÂ� zÂz®

´�£É�È�t�� ²Æ���Å��� �t� tÅ ��� ¹���ÃÅ ��� ´�Á{Ç® Ã��� �tÅ�� £���tÆÆ��Å mÅ��u
�����Å��Å ¥Æ ²Å���Å�vÆ�Å Çt�x�Å� �tÅ� {s� �t� q�Æt��Ç�Åx ��� ³�tÇ����� ��� �tÅu
~�ÇÅ�Å ¨o �Å��v�£Çt�v ¿�xÇ® µpn �® ��®�®ÂÄ��� µ´� Ç® ÂÄ�Ä� ÂÄz�  pn �® Â�®Â®
ÂÄ�� � ±mmm µ �Â��z�  ´� Ç® mm ÂÄ��� ��z� �® �Â®Â®ÂÄÄÂ � m± µ �Â�Ä}�  ´� Ç® mm
ÂÄÄÂ� ���°® rt� ptÈ�tÃÅ ���  ���t�£�{Ã��{sv��Åx tÆ ¡Å��vÇ��� ¥Å ��Å x��¥�v��Å
q����£ ��{Ã����� ��� �¥�� ��� � x��¥�v�� � q����£�� ¥Ç� xÇ�t�v��Æ¥w�Å �¥Çt{tu
~t��� ¥Åx���v�Å �t�� �t� ��� ÈÃÅÈ����  ���t�£�tÅv¥£��®
�u��iu���ux¥oudkui� vu� �uifyu���uo�irr�� r�� Ã£É�È�t�� �v¥�¥È��� ��� ³�tÇu
����£�x�t{{� £������� Åt�v� ���¥� �¥�� ��� �̈�� �tÅ�� ¨o �tÅv�t�Çt�v {s� ¥ÇÇ�  �u
��t�£� xtÇ�® mÆ o�x�Å��tÇ �ÃÇÇ �¥� �tÅ~�ÇÅ� ¨o É¥ x��¥�� ªtÆ µ¥vÆ�Å ��� o�u
�¥Æ�È¥�{Á��t���© ���  ���t�£�� �v® �Å���  ��s�È�t�v�tx�Åx ��tÅ��  ������Åx
x��¥�� {s� �t���Å  ���t�£ £������� �����Å ¿ pn �® �y®�®ÂÄ�� � m ��z��} ²�
 ´� Ç® mmm ÂÄ��� yy}°® ³¥����vÇt�v �t�� �t���� q�{Ã����Åt� ����v �¥� ¡�£�t��Å
Æt� ³�tÇ�������Æ���Åx�Å ��t�x�v�Å� ���Å¥�vÇ���tx�®

}  �uvu{�{do vu� �u{��uif{do v{��k vud ��u{u�£rfi�k�ioud
rt� �ÃÆ o����~ x�{Ã������ Ã£É�È�t�� »¥��� ��� ³�tÇ����� ��vÇt�w� �t�  �����tu
Ç�Åx ����v ��Å ´�Á{Ç® Åt�v� �ÃÇÇ���Å�tx ¥��® rt���� È�ÅÅ� �t� ±��v�Ç�Åt��� ��tÅ��

� � ¡ÅÆ® �}}��}z ¡£�® Â »�® Â ´��~� ��y� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���

�}Â��}�

�}y

�}z



__� \ro  }}c ºÈ�Ã£�� �}}� anX]|[^Up_XX

 ���t�£� �Å� ��� ¼¥�È��� �Å� È¥ÅÅ ¥Æ £����Å £�����tÇ�Å� �¥� �tÅ q����£�� �Ãu
�¥���t�v�Çt�v {s� ��Å  ���t�£ ~¥vÇ�Å �s���®
¡ÇÇ���tÅx� t�� ¥��v �tÅ Ã���Å�Çt�v�� k¥�{Æ¥ÅÅ Åt�v� ¥ÇÇ�t���Å�� �t� Ã£É�È�t� £��u
��Å  ��tÅx�Åx�Å ��� x��¥Æ��Å ¼¥�È��� È�ÅÅ�Å tvÆ �Å£�È¥ÅÅ� ��tÅ ¿�xÇ® `Qrv
aQc� r´�µ ÂÄÄÂ� Â�y°®  �t ��� ´�v��~�Åx �ÃÅ ¹��t��Å �t�� �t�v �¥v�� tÆÆ�� �tÅ�
 ¥Å�£��t�� ��x�£�Å� tÅÅ��v¥Ç£ ����� �t�v �t� ¹��t�� �Å��� Ã���Å�Çt�v�Å k¥�{Ç��u
��Å ÅÃ�Æ¥Ç����t�� £���x�Å ¿�xÇ®  pn �® �Ä®ÂÂ®ÂÄ�} � m Â���zÄ ²�  ´� Ç® mmm
ÂÄ�Â� Âzy°® rt� ´�v��~�Åx ��� ´�Á{Ç® t�� �¥£�t Æ¥wx�£Çt�v� �ÃÇ¥Åx� �t� Åt�v� Ã{u
{�Å�t�v�Çt�v �Å�t�v�tx Ã��� �tÇÇÈs�Çt�v t��®

~  �uifyu�� ofui�k���iou� �i����k�r��o��u�
¨o xÇ�t�v��  ���v¥{{�Åv�t�� xÇ�t�v�Å ¡Ç����� xÇ�t�v�� ¡£Å��~�Åx ���® v¥£�Å tÆ
xÇ�t�v�Å  ���t�£ tÆ ¦��t{�Ç ��Å xÇ�t�v�Å ³�tÇ����® ¿¡��Å¥vÆ� £�t ´�tÇÇ�x�Åx� �®
¡ÅÆ® Âz}}°® rt�� Æ��� ¥��v �¥ÅÅ x�Ç��Å� ��ÅÅ �t� xÇ�t�v�Å ¨o ~� �Å���u
��vt��Çt�v�Å ¹��t��Å ¥Åx���v¥{{� Ã��� v��x����ÇÇ� �Ã���Å �tÅ�®

p  �uvu{�{do vu� �ud���ifi���

�¡ `�{dv���xfi�ku�

��k�ir��{e� {VVaaQp� r�� ³�tÇ���� tÆ ´�µ��v�� k�ÇÅ ÂÄ��� ����Ä� �}��y� `uaQ�  ����u
��Åx tÅ ��� ±��Æ�x�Å�¥�{���ÇÇ�Åx� ´�£l£® ÂÄ����y� ��Ä� {VVaaQp� ´�µk ¡ÅÆ®  ��o � Â�
µ® ��� Ã®±®� r´�¹�® q´�o � � ³�tÇ�® »�® Â� ¿Â��ÂÄ�z°� �Quxr� ´��¨ ÂÄ��� �yz ¿mÅ����t�tÃu
Å�Å {s� ��Å ²Æ��Ç���v��~°� XSrrQcQc� rt� o��Å~�Å ��� mÆÁ¥�t����Á�tÅ~tÁ�� ´�£l£®
ÂÄ������ Â�Â�Â��� n® {YrrQc� r�� qtÅv�t������ ���  ± ��vÇ��v� ��Å�t���Å���  ���t�£��
r  ÂÄ�}� �Ä�� lQuTwQr� ³�tÇ����® �Å� q���¥x������ ´�  ÂÄ�Â� Â� mÅ��® p�´�®� rt�  ����u
��Åx tÅ ��� ´� tÇ® �Å� ��� ±��Æ�x�Å�¥�{���ÇÇ�Åx £�t �Å��Å�¥£Ç�Å ²Å���Å�vÆ�Å� ´�v�t{��Åu
��tv� ��� mÅ��® n�{� Â���  ÃÅÅ ÂÄ�y� k\coUr� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx�Å £�t ´¥�v�tÅÇ¥x�Å
��x�Å Æ¥Åx�ÇÅ��� µ�Å�¥£tÇt��� Ã��� k¥Á¥~t����¥��Ç¥���Åx� l£p´�µ ÂÄ�y��z� �Â���Âz ¿�¥u
~� rt�È���tÃÅ �£�®� ��Â����°� }o\\sQ� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx�Å ��x�Å ²Å��Å�¥£tÇt��� Å��
£�t ´�tÇÇ�x�Åx�Æ¥wÅ¥vÆ�Å«�    ÂÄÄ�� Â��z� �VcR\� ³�tÇ���� �Å��Å�¥£�Ç x�Å��~��� £���xu
Çt�v�� ¨t����v¥{��xs���� kpµ ÂÄÄ�� ��� �® ¥��v �Ã� ¡ÅÆ® ���®

�uvu{�{do vu� `u��k�r��yu���� rt� ³�tÇ������{tÅt�tÃÅ ��� ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ �
�Á�t�v� �ÃÆ o��¥Æ�È¥�{Á��t� {s� ��Å  ���t�£® rt���� ¹��t� £��s�È�t�v�tx� ¥��v
��Å �ÃÅ ��� q���¥x�È�¥{� £~�® ��� µ�Å�¥£tÇt��� ���  ���t�£� ¥£v�Åxtx�Å o�u
��v�{������ ¿�® �¥~� ¡ÅÆ® ��z°� �����Å �̈�� ¥£�� Åt�v� ¥�{ �t� s£�tx�Å ¨o �Æu
~�Ç�x�Å t��® ¦� {�¥x�Å t��� tÅ�t���t� �t� µ�Å�¥£tÇt��� ��Å ³�tÇ���� ��� �tÅ~�ÇÅ�Å
¨o £��tÅ{Ç����® r¥£�t t�� ~�t��v�Å ��� µ�Å�¥£tÇt��� ���  ���t�£� ¿¡ÅÆ® �}�°
�Å� ���É�Åtx�Å ��� �tÅ~�ÇÅ�Å ¨o ¿¡ÅÆ® �Â}° ~� �Å�����v�t��Å®
�uo�irr vu� �ud���ifi���� ²Å��� ¥����t�v�Å��� µ�Å�¥£tÇt��� �tÅ��  ���t�£� �t��
tÆ ¡ÇÇx® �tÅ� ¥Åx�Æ����Å� ±��~tÅ��Åx ��� qtx�ÅÈ¥Át�¥Ç� �����¥Å��Å ¿�Ã ~ 
kZwc� ´� Á® ÂÄ�y� Â� mur\� ´�£l£® ÂÄÄÂ�Ä�� Ây�°® ¼¥wx�£�Å� t�� ¥£�� Åt�v� �¥�
£��vÆ�wtx�� �ÃÅ���Å �¥� �¥����vÇt�v� qtx�ÅÈ¥Át�¥Ç� �¥� �q ¥Ç� �t� ´�ÆÆ� ���
¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å ��Æ�Çt�v�� ¡È�t�¥� ���ÆtÅ���� �Æ ��Æ�Çt�v� ¹¥��t�¥
Æt� ¡��Å¥vÆ� ��� £��vÆ�wtx�Å qtx�ÅÈ¥Át�¥Ç�� ¥Å~���v�Å t�� ¿xÇ¡ {VVaaQp�
´�µku¡ÅÆ®  ��o � Â� µ® ��� �ÃvÇ ¥��v `uaQ� ´�£l£® ÂÄ����y� ��Ä°®
¡Ç� Æ¥wx�£�Å��� q���¥x t�� ~�� µ�Å�t����Æt��Ç�Åx ��� ª��v��© £���t�£��t��u
��v¥{�Çt�v� q�{ÃÇx v��¥Å~�~t�v�Å® q� È¥ÅÅ �q tÅ ¡ÅÇ�vÅ�Åx ¥Å �t� o��Å����~�
~�� q���¥x�������Æt��Ç�Åx tÆ µ¥vÆ�Å ��� £���t�£��t����v¥{�Çt�v�Å ²Å���Å�vu
Æ�Å�£������Åx ��Æt���Ç� �����Å ¿�® mr �̈ np¡ ��ÂÄ��� Â°®
|iu �doueu��udkui� vu� �udvi�u v�Åx� �tÅ~�Ç{¥ÇÇ£�~Ãx�Å �ÃÅ ��Å ±��v�Ç�Åt�u
��Å ��� £����{{�Å��Å ¨t����v¥{��~��tx�� ��� ���Çt�v�Å j¥x� ���® ¥£®

b �Ä�

³�tÇ����¥£��v��t£�Åx ¡ÅÆ® �}z��}� � �

�}�

�}�
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ps� �t� ³�tÇ������Æt��Ç�Åx Æ¥wx�£�Å�� µ�Å�t��Á¥�¥Æ�����
" Pn| nXJnjnJk|[[| f|Xl_On[nlSl J|y |nXQ|[X|X W|lzn|Oy� �v® ¥ÇÇx�Æ�tÅ�� �t� µ�Å�¥£tÇt���
¥ÇÇ��  ���t�£� £��tÅ{Ç����Å�� ²Æ���Å�� � ~  �t� kÃÅÉ�ÅÈ���Ç¥x� � �ÃÇÇ�Å Åt�v�
£��s�È�t�v�tx� �����Å È�ÅÅ�Å ¿�Ã ~  |VRQqVpp�yc\qVppv`VUQr� � � µÅ® �Ä}°®
" Pn| UO^|]lnj| f|Xl_On[nlSl� �v® �t� £�t �¥�vx�Æ�w��  ��t����v¥{��Åx ��~t�Ç�� µ�Åu
�t��� Åt�v� �¥x�x�Å �tÅ� ��x�Å ��vÇ��v���  ��t����v¥{��Åx ����v ��Å ´�Á{Ç® ���u
���¥�v�� x��tÅx��� µ�Å�t��®
" Pn| ]RXrlnq| f|Xl_On[nlSl J|y W|lzn|Oy� �t� �t� £�t ���  tÇ¥Å~¥�{���ÇÇ�Åx Å¥�v ��Å
±��v�Ç�Åt���Å �ÃÆ  tÇ¥Å~��t�v�¥x ¥£~���v��~�Å t��® »�� �t� �s��� �ÃÅ �tÅ�Æ q�u
���£�� ���  ���t�£� £�t ���  ������Åx ��� ¨o £��s�È�t�v�tx� �����Å ¿ pn �®
Â�®Ä®ÂÄ�� � mmm µ �}Â��}���y�  ´� Ç® mm ÂÄ��� y��°® ¡�� ��� ±��x¥Åx�Åv�t� È�Åu
Å�Å ¥ÇÇ�Å{¥ÇÇ� ´�vÇs��� {s� �t� ¦�È�Å{� x�~Ãx�Å �����Å ¿�Ã ¥��v mur\�� ´�£l£®
ÂÄÄÂ�Ä�� Ây� ¢Â�}�°® ¦� �t����  ������Åx�{�¥x� ¥ÇÇx® �® ¡ÅÆ® �}���®

�¡ �ud���ifi��� vu� �u��iu��
�uvu{�{do uidu� o{�ud �ud���ifi��� vu� �u��iu��� rt� q���¥x�È�¥{� �tÅ��
²Å���Å�vÆ�Å� v�Åx� Åt�v� Å�� �ÃÆ �̈�� ��� �tÅ~�ÇÅ�Å ¨o ��� ²Å���Å�vÆ�Å��
�ÃÅ���Å �ÃÅ �t�Ç�Å ²Æ���Å��Å ¥£® qtÅ� x��� µ�Å�¥£tÇt��� ���  ���t�£� È¥ÅÅ £�t
���  ������Åx ��� �tÅ~�ÇÅ�Å ¨o ���  ���t�£� ��x�ÇÆ�wtx Åt�v� £��s�È�t�v�tx�
�����Å� ¥Å���Å{¥ÇÇ� �s��� �¥����v ��� o���v�{������ ��{¥��� �����Å®
�uvu{�{do uidu� ��kfu�k�ud �ud���ifi��� vu� �u��iu��� ´t� È¥ÅÅ �t�v ¥�{
��Å o��¥Æ�È¥�{Á��t�� ��Å �tÅ x��¥�v��� q����£�� ~� ~¥vÇ�Å £���t� ��tÅ �t���
¥���t�È�Å �Å�� �Ã��t� �tÅ� ¦�Ã��Å�Åx �tÅ�� ¼tÅ���Á��t��� ~� �tÅ�Æ ¥È�t�t����Å
o���v�{��u Ã��� pt�Æ�Å���� Åt�v� Æ�xÇt�v t�� ¿mur\�� ´�£l£® ÂÄÄÂ�Ä�� Ây� ¢Â���°�
Å�x¥�t� ¥�{ ��Å ³�tÇ���� �tÅ~�ÇÅ�� ¨o ¥���t�È�Å®
�̈x�Å ��� o��Å��¥�~�� ��� qtÅ~�Ç£������Åx ¿�® ¡ÅÆ® �Ä° t�� £�t É���Æ �tÅ~�Çu

Å�Å ¨o ~� Á�s{�Å� tÅ�t���t� £�t �t���Æ �tÅ� �̈��ÆtÅ����Åx ��x�Å ²Å��Å�¥£tu
Çt��� ��� x¥Å~�Å  ���t�£� £����v�® qtÅ Á¥���v¥Ç�� ¡£��vÇ¥x ¥�{ �¥� x��¥Æ��  �u
��t�£����Æ�x�Å ��x�Å Å¥�vv¥Ç�tx�� ²Å��Å�¥£tÇt��� ��� x¥Å~�Å  ���t�£�� t��
�Å~�Ç���tx ¿ pn �® Â�®Â�®ÂÄÄ� � mm µ z��Äz�  ´� Ç® mm ÂÄÄÄ� Â�}°®
rt� µ�Á�® Å�tx� �Å��� ��Æ qtÅ����È �tÅ�� x��t���Å ´¥�v������ÅÈ�Å� �¥~�� �tÅ�
�̈��ÆtÅ����Åx £�t  Ã��Å �Å� o�£����Å ����È�� ~� £�~��t{�ÇÅ ¥Ç� £�t £���xu

Çt�v�Å ¡ÅÇ¥x�xs���Å ¿~   pn �® ��®�®ÂÄ�� � m± µ y���Ä�  ´� Ç® mm ÂÄ��� z�Â� �®
ÂÄ®Â}®ÂÄ�� � m µ �yy��}�  ´� Ç® mm ÂÄ��� zy� �® �®�®ÂÄÄz � m± µ �}�Ä��  ´� Ç® mm
ÂÄÄz� ��Â°® rt� q�{¥v��Åx ~�tx� ¥£��� �¥�� p¥£�tÈx��Å���s�È� É���Å{¥ÇÇ� £�t jtu
�t�¥�tÃÅ ��v����� ~� �����w��Å �tÅ� ¥Ç� £���xÇt�v� ¡ÅÇ¥x�xs���� �¥� �t�� �t�v
¥��v ¥�{ tv��Å ¹��t� tÆ p¥ÇÇ ��� ±����w���Åx �tÅ�� ÅÃ�v ¥�£�t��Å��Å� ¥£�� �Åu
��Å�¥£Ç�Å  ���t�£� ¥���t�È�Å®
�{�e�l vu� ��kfu�k�ud �ud���ifi���� »�� �tÅ� £�����v�Çt�v� �Å� �Ã�¥���t�v�u
Çt�v ¥Å�¥���Å� ��vÇ��v�� µ�Å�¥£tÇt��� ���  ���t�£� t�� x��txÅ��� ��Å ³�tÇ���� ���
¨o ���  ���t�£� ~� ÆtÅ���Å ¿ pn �® �®�®ÂÄ�� � mmm µ ����Ä�  ´� Ç® mm ÂÄ���
y�z°® qtÅ� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx �tÅ~�ÇÅ�� ¨o �t�� �ÃÅ ��� µ�Á�® ���� �¥ÅÅ {s�
~�Ç���tx ��¥�v���� ��ÅÅ ÈÃÅÈ���� ¼¥wÅ¥vÆ�Å ~�� ´�tÇÇ�x�Åx Ã��� jt�t�¥�tÃÅ
��� ²Å���Å�vÆ�Å� x���Ã{{�Å �Ã���Å �tÅ� ¿�®  pn �® �®�®ÂÄ�� � mmm µ ����Ä�
 ´� Ç® mm ÂÄ��� y�z Æ�»� �® �}®Ä®ÂÄ�Ä � mmm µ Ä�����  ´� Ç® mm ÂÄÄ}� �}�� �®
Â�®Â�®ÂÄÄ� � mm µ z��Äz�  ´� Ç® mm ÂÄÄÄ� Â�}°� ¥��v ÃvÅ� �ÃÇ�v� ¼¥wÅ¥vÆ�Å
�s��� �tÅ q����£�� ���  ���t�£� £���t�� ��Åtx�� ¥Ç� �t� ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ�u
��Å ~¥vÇ�Å� ��ÅÅ �¥� ²Å���Å�vÆ�Å £�t ��tÅ È¥�{Æ�ÅÅt��v��  ���¥�v��Åx Åt�v�
Æ�v� ��t���x�{sv�� �����Å �¥�{® ²q v¥£�Å �t� ´�tÇÇÇ�x�Åx�u �Å� jt�t�¥�tÃÅ�u
Æ¥wÅ¥vÆ�Å ��Åtx�� Æt� ��� n�v� ��� ³�tÇ����� ¥Ç� Æ�v� Æt� ��Æ »¥�v��t�

� � ¡ÅÆ® �}���}� ¡£�® Â »�® Â ´��~� ��y� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���
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��� x���ÅÈ�Å�Å ³�tÇ����� ~� ��Å® r�� ³�tÇ���� �tÅ�� ¨o �tÅ�� �Å��Å�t��Çt�v�Å
 ���t�£� È¥ÅÅ �¥v�� Åt�v� �¥�ÃÅ ¥£v�Åx�Å� Ã£ �t� �ÃÆ  pn x�{Ã������Å ¼¥wu
Å¥vÆ�Å £���t�� �tÅx�Ç�t��� �����Å Ã��� Åt�v� ¿~���® mur\�� ´�£l£® ÂÄÄÂ�Ä�� Ây�
¢Â�y�� }o\\sQ�    ÂÄÄ�� Â��z� `rYquTw�WwqTsQ� � � µÅ® �Ä}°®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

�¡ �ud���ifi��� vu� uidxufdud �i����k�r��o{��

��k�ir��{e� �® ¡ÅÆ® �}�®

rt� µ�Å�¥£tÇt��� �tÅ�� ¨o È¥ÅÅ �tÅ~�ÇÅ �ÅÆt���Ç£¥� {������ÇÇ£¥� ��tÅ� £��® £�t
o��Å���s�È�Å �Å� o�£����Å� �� È¥ÅÅ ¥£�� ¥��v ��tÅ� �¥�� ��� qtÅ�¥�~ �tÅ��
¨o �t�v Å�� ¥ÇÇx�Æ�tÅ ¥�{ �t� µ�Å�¥£tÇt��� ���  ���t�£� ¥���t�È�®
^dviziv{uff �ud���fu ¥vu� {d�ud���fu �i����k�r��o��u�� rt� µ�Å�¥£tÇt��� �tu
Å�� �tÅ~�ÇÅ�Å ¨o È¥ÅÅ �t�v ¥�{ �����Å ³�tÇ���� ¥���t�È�Å� �Å� ~�¥� �¥ÅÅ�
��ÅÅ �tÅ q����£�� ���  ���t�£� �t� ������v�v�Å� Ã��� ����ÆtÅ���Å� £��s�Èu
�t�v�tx� ¿xÇ¡ µpn �® Ây®Â�®ÂÄ��� µpnq �}� ��� XSrrQcQc� ´�£l£® ÂÄ������ Â��°®
q� ÈÃÆÆ� ¥ÇÇ���tÅx� ¥��v vt�� Å�� ¥�{ �t� UO^|]lnj| xzlz_qy]z_rl ��� ¨o ��Ç£��
¥Å� �tÅ µs�Èx¥Åx ��� q���¥x� ��x�Å tÅ�t�t���ÇÇ ��vÇ��v���  ��t����v¥{��Åx t��
Åt�v� Æ¥wx�£�Å� ¿xÇ¡ k\Zqf�� pµ ÂÄ�}� �Ä�°®
" wkl| f|Xl_On[nlSl È¥ÅÅ ~� �tÅ�� ³�tÇ������v�v�Åx {sv��Å ¿ pn �® Ây®�®�ÂÂ®Â}®
ÂÄzz � m ÂÂ��zy ²�  ´� Ç® mmm ÂÄz�� ÂÂ� �® �z®Ä®ÂÄ�� � m Âzy��Â� npµ ÂÄ��� z�°®
±ÃÅ �tÅ�Æ x�Å���ÇÇ�Å ¡Å��t�x ��� ³�tÇ����� È¥ÅÅ ¥£�� Åt�v� ¥��x�x¥Åx�Å ���u
��Å ¿�® ¥��v  pn �® Â�®Â�®ÂÄÄÂ � m± µ z���Â�  ´� Ç® mm ÂÄÄ�� y��°®
" eNp[|Npl| f|Xl_On[nlSl v¥� ��Æx�x�Ås£�� �tÅ� ��tÇ������ÅÈ�Å�� ¨t�È�Åx ¿�xÇ®
 pn �® �z®�®ÂÄ�z � ±mmm µ ��y��Â�  pn�»± ÂÄ��� ��� �® Ây®�®ÂÄÄ} � m µ
ÂÄÂ��z�  pn�»± ÂÄÄÂ� ��z°® qtÅ� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx ��x�Å ²Å��Å�¥£tÇt���
�tÅ�� ¨o ÈÃÆÆ� É��Ã�v �¥ÅÅ Åt�v� tÅ  ���¥�v�� ��ÅÅ ��� ²Å��Å�¥£tÇt��� �tÅ
�Å��Á���v�Å��� ¡Å��t�x ��� ´�£��¥Å~����� �Å�x�x�Å���v�®
³�tÇ����¥£��v��t£�Åx�Å �Å��Å�¥£Ç�� ¨o £�t f|Xl_On[nlSl J|y q|y_Zl|X W|lzn|Oy �tÅ�
x��Å����~Çt�v ~�Ç���tx® q� xt£� È�tÅ�Å o��Å��¥�~� Å¥�v ��Æ �tÅ� ³�tÇ����u
¥£��v��t£�Åx �Ã�¥�����~�� �¥�� ���  ���t�£ tÅ�x��¥Æ� Åt�v� Æ�v� ��Å�¥£�Ç ¥�£�tu
��� ¿�xÇ®  pn �® Â�®Ä®ÂÄ��� mmm µ �}Â��}���y�  ´� Ç® mm ÂÄ��� y��°®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

�  `�udxud vu� �uifyu��u�ei��f{do

¤  bid��k��dg{do vu� �uifyu��zu�e{�{doud
»�£�Å ��� ¨t���Ç�xÇt�vÈ�t� ��� ³�tÇ�������Æ���Åx�Å ��t��t���Å ¥ÇÇx® o��Å~�Å
��� ³�tÇ������v��~�Åx® ²����vÇt�v vt��{s� t�� �t� q�{¥v��Åx��¥��¥�v�� �¥�� �tÅ
q����£�� ���  ���t�£� {s� �¥� �tÅ~�ÇÅ� ¨o v��v���Å� �t� ¨t����£���v¥{{�Åx�u
ÈÃ���Å �Å� ÆtÅ�����Å� ��Å qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t� £�~¥vÇ�Å �s���® r¥v�� xtÇ�
£�t ��� ³�tÇ������Æt��Ç�Åx� rt� ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å Ã��� ¨t����v�����Çu
Ç�Åx�ÈÃ���Å ���ÇÇ�Å �t� �̈��Ã£��x��Å~� ¿�® ¡ÅÆ® �Âz° �Å� �t� qtÅ~�Ç�����w�u
��Åx�ÈÃ���Å �t� �̈���Å���x��Å~� ¿�® ¡ÅÆ® �Â�° �¥�®

}  �iuvu��u��k�rr{do�g¥��ud ¥vu� �iuvu�ku���uff{do�g¥��ud
�f� ��u�o�udxu

�uo�irr vu� �iuvu��u��k�rr{do�g¥��ud� ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å �tÅ� �t�u
É�Åtx�Å ¡�{��Å��Åx�Å� �t� �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å �����Å Æs����Å� �Æ �tÅ ¨o xÇ�tu

b �Äz

³�tÇ����¥£��v��t£�Åx ¡ÅÆ® �}���Âz � �

�}Ä

�Â}

�ÂÂ��Â�

�Ây

�Âz



b �Ä� anX]|[^Up_XX

�v�� ¡�� �Å� os�� ¥Æ  ������Åx���t�v�¥x ¥Å~���v¥{{�Å Ã��� v��~����ÇÇ�Å® ¼¥wu
x�£�Å� �tÅ� �t� ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å� �t� �t�v tÅ ��Æ £����{{�Å��Å  �u
��t�£ ��x�£�Å ¿£���t�£�tÅ�t�t���ÇÇ�  ������Åx°� Åt�v� �t�É�Åtx�Å� �t� �t�v ÇÃ�x�u
Ç��� �ÃÅ ��Æ  ���t�£ {s� �tÅ ¨o ��� �Å��Á���v�Å��Å ¡�� �����vÅ�Å Ç¥���Å
¿ pn �® ÂÄ®z®ÂÄ�� � mmm µ �Â��Â�  ´� Ç® mm ÂÄ��� �y�� �® �}®�®ÂÄ�� � mmm µ
Â}}�Â}Â����  ´� Ç® mm ÂÄ��� �Äy°®
_�ku vu� �iuvu��u��k�rr{do�g¥��ud� o��Å�Ç¥x� {s� �t� q�Æt��Ç�Åx ���
¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å t�� ���  ����Åu Ã��� ¼¥�È�Á��t�� �Ã{��Å �� �Ã�v¥Å��Å
t��� £~�® ��� qtÅÈ¥�{�Á��t� ¥Æ  tÇ¥Å~��t�v�¥x ¿�® ¡ÅÆ® Â}}�°® m�� �t� n�v� ���
¡�{��Å��Åx�Å ~�� ¨t����£���v¥{{�Åx Åt�v� £�È¥ÅÅ�� �Ã �tÅ� �t� ¨t����£�u
��v¥{{�Åx�ÈÃ���Å ¿tÅÈÇ® ¡Å��v¥{{�Åx�Å�£�ÅÈÃ���Å �Å� uÆtÅ����Åx�Å° ¥�{x��Å�
��� ¹��t��� {s� �tÅ Å���� ¨o � �Å���  ��s�È�t�v�tx�Åx ��� ¦���¥Å�� ��� x�u
£�¥��v��Å� ~� £������Å��Å ¨o � ~� ��v��~�Å ¿µpn �® �}®�®ÂÄ��� µ´� Ç® ÂÄ���
ÂÄ��  pn �® Ä®Â}®ÂÄ�Ä � m± Â����y�  ´� Ç® mm ÂÄ�}� �}z°®
��u�vieud�i¥diu��u� �i����k�r��o{� ¿~� x�Ãw� ~� Ç�t���Åx���¥�È°� q� �tÅ� �t�
¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å �tÅ�� {s� �t� £���t�£Çt�v�Å ¦���È� ¥����t�v�Å��Å
¨o ¥Ç� ³�tÇ���� ¥Å~����~�Å� ÆtÅ�����Å� ¥£�� ��� qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t� ���
~� £������Å��Å ¨o ¿�xÇ®  pn �® Â�®Ä®ÂÄ�� � mmm µ �}Â��}���y�  ´� Ç® mm ÂÄ���
y��� xÇ¡ `cQ�upx�    ÂÄ�}  �tÇ® z ~� n�{� �y� zÂ� k\coUr� l£p´�µ ÂÄ�y��z�
�Ây {®°® ´Ã{��Å ¥£�� �¥� tÆ ¦�t�Á�ÅÈ� ���  tÇ¥Å~t���Åx s£���tÆ�Å�tÃÅt���� ¨o
��Æ ²Å���Å�vÆ�Å �t� ¡����vÅ�Åx ��� o���v�{���Æ{¥Åx� Ã{{�Å v¥Ç��Å �ÃÇÇ� t��
�tÅ� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx Åt�v� x����v�{���tx� ¿ pn �® Â�®Â®ÂÄ�� � mmm± µ
�Â��z�  ´� Ç® mm ÂÄ��� ��z°®
�ef�{rzu�e�oud� �® ¡ÅÆ® Â}}� {{®

~  bidxufzu��{lu�{do�£�ui� �f� �d�u�o�udxu
�d�u�o�udxu {s� �t�  �Æ����Åx ��� ³�tÇ����� t�� ��� qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t�®
r¥� t�� ª��� ¹��t�� ��Å ��� ´�Á{Ç® v���� ��~t�Ç�Å È�ÅÅ�Å� ��ÅÅ �� �¥� ¨o ¥Æ
´�t�v�¥x �tÅ~�ÇÅ ÃvÅ� µs�È�t�v� ¥�{ �t�  ���t�£�~�x�v��txÈ�t� �����w��� v����©
¿ pn �® Â�®Ä®ÂÄ�� � mmm µ �}Â��}���y�  ´� Ç® mm ÂÄ��� y��°®
¼tÅ�����Å� ���È� �t�v ��� qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t� Æt� ��Æ ¼¥���t¥Ç���� Ã���
´�v�Ã������ ¥£~sxÇt�v ±����w���Åx�ÈÃ���Å ¿�®  pn �® �®�®ÂÄ�� � mmm µ ����Ä�
 ´� Ç® mm ÂÄ��� y�z°® mÆ qtÅ~�Ç{¥ÇÇ È¥ÅÅ ��� qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t� ¥£�� �Ãx¥�
v�v�� ��tÅ ¥Ç� �t� ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å ¿�®  pn �® �z®�®ÂÄ�� � m± µ
�Â���}�  ´� Ç® mm ÂÄ�y� ��� �® y®Â�®ÂÄ�� � m± µ Â����z�  pn�»± ÂÄ��� �Ä�°®
`uoud���dv vu� �uyu��{do Æt� ��Æ qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t� ¥Ç� ³�tÇ����
�tÅ� x���® �t� �Å�£�v�Çt�v�Å� �v® {s� ��Å  ���t�£ s£��{Çs��tx�Å ¨o® rt��� �Å�u
£�v�Çt�v�Å ¨o �tÅ� É��Ã�v Åt�v� Æt� ��Å �Ãx® ��xÇt�v �����~£¥��Å ¨o xÇ�t�vu
~����~�Å ¿ pn �® ��®�®ÂÄ�� � m µ ÂÄÄ��Ä�  ´� Ç® mm ÂÄ��� y�Ä� �® z®Â}®ÂÄ�� � m±
µ ÂÂ���}�  ´� Ç® mm ÂÄ��� �}�°® ¡£�� ¥��v £�t ��Å ��xÇt�v �����~£¥��Å ¨o� �t�
Åt�v� �Å�£�v�Çt�v �tÅ�� �Å��Á���v�Å �t�v ~�Æ�t�� �t� ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å
�Å� ��� qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t� ¿ pn �® �z®�®ÂÄ�� � m± µ �Â���}�  ´� Ç® mm
ÂÄ�y� ��°®
�d�u� vue bidxufzu��{lu�{do�£�ui� ¿¥£~sxÇt�v kÃ���Å �Å� ²Å���Å�vÆ��x�u
�tÅÅ° È¥ÅÅ ��� ³�tÇ���� tÆ ¡ÇÇx® XnNpl Çt�x�Å® ps� ��Å p¥ÇÇ ÈÃÅ�¥ÆtÅt����� o��Å�u
��s�È� {Ã����Å `[TsQc�    ÂÄÄz� �Âz �Ã�t� {SrrQc�    ÂÄÄ�� ��ÄÂ ��Å ¡��u
��t� Å�x¥�t��� ³�tÇ����� ¿¥£Ç�vÅ�Å� É��Ã�v m�u\�Qc�kTwVZq�yaQc�    ÂÄÄ��
Â���°® ²q È¥ÅÅ £���t�� ¥�� o�sÅ��Å ��� ¡����t��� ��� ³�tÇ���� Åt�v� �Å��� } "
Çt�x�Å ¿xÇ¡ po µvÇ�®u¹{® �® ��®y®ÂÄ�z� qpo ÂÄ�z� yz�� �È�®°®

� � ¡ÅÆ® �Âz��Â� ¡£�® Â »�® Â ´��~� ��y� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���

�Â�
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b�ei��f{do vu� bidxufzu��{lu�{do�£�ui�u�� p�vÇ�Å ¼¥�È�Á��t�� {s� xÇ�t�vu
¥��tx� ¨o� �Ã È¥ÅÅ ¥�� ��Æ q�Ç��� ��� £�t �tÅ�Æ ±��È¥�{ ��� ¨o Å¥�v ��Æ
 ������Åx���t�v�¥x ��~t�Ç� �Ã���Å t��� ¥�{ ��tÅ�Å qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t� ¥Æ
 ������Åx���t�v�¥x �Å���  ��s�È�t�v�tx�Åx tÅ~�t��v�Å �tÅx������Å�� ¹��t��Å��u
��Åx�Å x���vÇÃ���Å �����Å� �t�� xtÇ� É��Ã�v �¥ÅÅ Åt�v�� ��ÅÅ ��� ±����w�u
��Åx�Á��t� �Å��� ¥�w��x���vÅÇt�v�Å ²Æ���Å��Å ~���¥Å�� x�ÈÃÆÆ�Å t��®
r�� �̈t����Å È¥ÅÅ ��� qtÅ~�Ç�����w���Åx�Á��t� ����Ãx�¥� ��Æt���Ç� �����Å® r¥u
Å¥�v t�� ��� �Ã�¥���t�v�Çt�v� ±����w���Åx���Ç�� ¥�� ´t�v� ��� ±��v�Ç�Åt��� ¥Æ
 tÇ¥Å~��t�v�¥x ~� ��v��~�Å �Å� �Æ Å¥�v ��Æ  tÇ¥Å~��t�v�¥x ÅÃ�v ¥Å{¥ÇÇ�Å��
kÃ���Å �Ã�t� �tÅ�Å o��tÅÅ¥�{��vÇ¥x ~� ���ÆtÅ���Å® ¦� ��Å kÃ���Å ~�vÇ�Å ~ 
�t� �t��È� ~����v�Å£¥��Å ¹���ÃÅ¥Çu� j¥x��u �Å�  ���t�£�ÈÃ���Å ¿kÃ���Å {s� �t�
±�������Åx �Å� ±��Æ¥�È��Åx°� ��v��Å� �tÅ� ¼tÅ����Åx �Æ ~�ÈsÅ{�tx ~� ~¥vu
Ç�Å�� ¦tÅ��Å {s� Åt�v� ~�Ç���tx ��¥�v��� �Ã���Å t�� ¿ pn �® Ä®ÂÂ®ÂÄÄy � m µ
���Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄz� ���°®

p  �u��iu�����uioudu �i����k�r��o��u�
r��  pn ¿²��® �® Â�®�®ÂÄzz � m Ây�zz ²�  ´� Ç® mmm ÂÄzz� �}�� �® �®Â}®ÂÄz� � m
���z� ²�  ´� Ç® mmm ÂÄz�� yy�� �® Ä®Â}®ÂÄ�Ä � m± Â����y�  ´� Ç® mm ÂÄ�}� �}z°
v¥� £�t ��� q�Æt��Ç�Åx ��� ³�tÇ����� ��� ¨o ��� ¡ÅÇ¥x����Æ�x�Å�� ����Å ¨t�u
���£���v¥{{�Åx �tÅ� x��t��� ¦�t� tÅ ¡Å�Á���v Å�vÆ�Å �s���� �tÅ�Å v�v���Å
¡Å�¥�~ ��� ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å ��x�Å ��� ¡��{¥ÇÇ� ��� ¨o {s� �t� ¦�t�
��� ¨t����£���v¥{{�Åx {s� ��Å µ�x�Ç{¥ÇÇ ¥£x�Ç�vÅ�� �¥ Åt�v� ��� q���¥x������
�ÃÅ���Å ��� ¼¥�È�Á��t� ��� �tÅ~�ÇÅ�Å ¨o Æ¥wx�£�Å� ��t� ¥Å���Å{¥ÇÇ� �s���Å
o��t�v��Á�ÅÈ��� �t� £�t ��� ´�v��~�Åx ��� o���v�{������� ��� ²Å���Å�vÆ�Å�
~� £�¥�v��Å ��t�Å� �Å~�Ç���tx����t�� £�t ���  ������Åx ��� s£�tx�Å ¡ÅÇ¥x����u
Æ�x�Å� Æt�£��s�È�t�v�tx� �����Å® rt� j�v�� �ÃÅ ��Å �Ãx® £���t�£�¥���tx�Å�Å
¨o ¿lQupwVcR\� r´�¦ ÂÄ�z� Â�Ä� {{®° �t�� �¥Æt� ¥£x�Ç�vÅ�� �® ¥��v ¡ÅÆ® �}��
�Â} s£�� �t�  ������Åx ��� µ�Å�¥£tÇt���®

�^  �u�k�f�di� z¥d �uifyu�� {dv �uix{fuoudvue �u�� d��k _�dvuf��u�k�

¤  `�{dv���xfi�ku�
r�� Åt���tx��� £�t~�Ç�x�Å�� �̈�� t´�® � �z� ¡£�® � �® � no  �t�� ����v ´�v��u
~�Åx ��� ~�ÈsÅ{�tx�Å »���Ã�����x� £���tÆÆ�� �t� ��Æ ~� £������Å��Å ¨o ~�u
~����vÅ�Å �tÅ� ¿�® ¡ÅÆ® z��°® r�� �Å���  �¥�v��Åx ��� oÃ  ÈÃÅÈ���t�t����
Åt���tx��� £�t~�Ç�x�Å�� �̈�� v¥� ����v �¥� ¼¥wx�£Çt�vÈ�t��Á�tÅ~tÁ ��� � z
¡£�® Â  ������Åx {s� �t� ´� tÇ® mÅ ¡£v�ÅxtxÈ�t� �¥�ÃÅ� ��Ç�v�  ������Åx ��Æ
 ������Åx��Ã�£�v¥Ç� ��� � z ¡£�® � �tÅx����Æ� �t��� È¥ÅÅ ��� ³�tÇ����£�x�t{{
�Åx ¥Æ ¨Ã��Ç¥�� ��� ´¥�~�� � Ã�t�Å�t��� ¥Ç� ���Æ�x�Å�¥£v�Åxtx�� �̈��Æ¥w��¥£
¥��x�Ç�x� Ã��� tÆÁ¥�t����Á�tÅ~tÁÈÃÅ{Ã�Æ ¥Ç� ¥�{�¥Å��s£����v���{��t�� £�t~�Ç�u
x�Å��� �̈�� tÅ���Á���t��� �����Å ¿�® ¡ÅÆ® z��°®

}  �d�u���kiuvu xyi��kud �uix{fuoudvue �u�� {dv �uifyu��
rt� �̈��¥Å���~� ���  ���v¥{{�Åx�Æ¥�È�� v¥£�Å {s� �t� q�Æt��Ç�Åx ��� v¥Å��Ç�u
���v�Ç® £�t~�Ç�x�Å��Å �̈��� �tÅ� ���xÇ�t�v���t�� x��tÅx�  ������Åx� ��v��Å�
�t� �����v�Ç® ³�tÇ�������Æ���Åx�Å ��� ptÅ¥Å~uµ�Á�® �t� ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ�u
��Å ~�Æ �ÃÆtÅ¥Å��Å �̈��Æ¥w��¥£ ��ÈÇ���Å® r¥� v¥Å��Ç����v�Ç® mÆÁ¥�t����Á�tÅu
~tÁ ���£t���� �t� ¡Å�t~tÁ¥�tÃÅ ÈsÅ{�tx�� o��tÅÅÆtÅ����Åx�Å� �t�ÇÆ�v� {Ã�����
�� �t� ±Ã���xÅ¥vÆ� ÅÃ�v �Å����v�Å��� ±��Ç���� ¥�� �tÅx�Ç�t����Å o���v�{��Å®
r�� s£�� �t� ~�ÈsÅ{�tx�Å ¡�{��Å��Åx�Å vtÅ¥��x�v�Å�� ¡£~�x �tÅ�� È¥ÇÈ�Ç¥�Ãu

b �Ä�

³�tÇ����¥£��v��t£�Åx ¡ÅÆ® �Â���ÂÄ � �
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�t��v�Å o��tÅÅ¥Å��tÇ� t�� v¥Å��Ç����v�Ç® �Å~�Ç���tx ¿Wrrco\\�k\d lupx�  ��Èu tÇu
kÃÆÆ® ±m® � �z� no  µÅ® z��� ¡r´ ±m®� � �z� no  µÅ® z��°® ´����v�Ç® vtÅu
x�x�Å £��s�È�t�v�tx� �t� ����Ãx�¥�� q�Æt��Ç�Åx ��� ¨t����£���v¥{{�Åx�ÈÃ���Å
��Å ¡£~�x �tÅ�� È¥ÇÈ�Ç¥�Ã�t��v�Å o��tÅÅ¥Å��tÇ�� �¥ ��� {tÈ�t�� q����£�� �ÃÅ �tu
Å�Æ o��tÅÅ~���vÇ¥x ¥�{ �t� ¥£x��������Å ±��Æ�x�Å�x�x�Å���Å�� ¥��x�v�
¿ pn �® z®z®ÂÄ�� � m± µ �z���}�  ´� Ç® mmm ÂÄ��� ��}� �® ��®Â}®ÂÄ�� � m± µ
Ây���}�  ´� Ç® mm ÂÄ�y� �z� kTwquR\��rVpQxxQc §§±m® � � µÅ® �z} ªn¥Å��Ç�u
�¥��©� �® ¡ÅÆ® Â}Â�°® r�� Åt���tx��� ³�tÇ���� È¥ÅÅ ¥Ç� ¡£��v��t£�Åx Å¥�v � �zy
no  qtÅx¥Åx tÅ �t� n tÇ® {tÅ��Å� É��Ã�v Åt�v� Å¥�v � ��Ä ¡£�® � no � �¥ vt��
�q �t� {Ã�Æ�ÇÇ� ¼¥wx�£Çt�vÈ�t� � ��x�Å ��� ¥£��t�v�Å��Å ��Ç® µ�x�Ç�Åx ¿ �u
�����Åx��Ã�£�v¥Ç�° � Åt�v� xtÇ�®

~  ��uff{dod�keu
rt� ²Å�����vt��� ~�t��v�Å ��Å £�t��Å �̈��Æ¥w���£�Å ����Ç�t���Å ¥�� �tÅ�� ¥Æ
¨Ã��Ç¥�� ��� ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ � Ã�t�Å�t����Å ³�tÇ������Æt��Ç�Åx� �t� ��Å ³�tÇu
���� ¥Ç� �{{�È�t����Æ�x�Å�¥£v�Åxtx�Å �̈��Æ¥w��¥£ ¥��Ç�x�® mÆ Å�����Å £�u
��t�£��t����v¥{�Çt�v�Å ´�v�t{���Æ �t�� x�{Ã������ ��Å {s� �t� �Ã��Ç¥��x������
¡��Ç�x�Åx �����vÇt�v�Å  ������Åx��Ã�£�v¥Ç� ��� � z ¡£�® � ~��s�È~����Åx�Å
�Å� s£�� �¥� ¼¥wx�£Çt�vÈ�t��Á�tÅ~tÁ ��Å v¥Å��Ç����v�Ç®  ������Åx�Æ¥w���£�Å
�tÅ� x��w���  ������Åx £�t ��� ³�tÇ������Æt��Ç�Åx �tÅ~����Æ�Å ¿�® ntÅ��t�� tÅ
¡ÅÆ® z��°® mÆ q�x�£Åt� £������� �t� pÃ�����Åx ��� ����È���Å  ��ÃÅ�Åx ���
¼¥wx�£Çt�vÈ�t��Á�tÅ~tÁ� �tÅ ¦��s�È���Åx�Å ��� £��ÃÅ����Å  �x�t{{�Æ��ÈÆ¥Ç�
��� ³�tÇ�����® ²q �tÅ� �t� ±Ã�¥�����~�Åx�Å �tÅ�� ��Ç�ÃÇÃxt��v�Å µ���È�tÃÅ ���
o����~���Ã��Ç¥��� Åt�v� x�x�£�Å� �¥ ���  ������Åx��Ã�£�v¥Ç� ��� � z ¡£�® �
Åt�v� �ÃÇÇ���Å�tx ~��s�Èx����Åx� �����Å È¥ÅÅ® ´Ã ��t�� ���  pn ¿²��® �® �Ä®y®
ÂÄÄÄ � m± µ Ây�Ä��  ´� Ç® mm ÂÄÄÄ� ��Â° ��ÁÇt~t� �¥�¥�{ vtÅ� �¥�� �tÅ tÆ ±��v�Ç�u
Åt� ~�Æ £�t~�Ç�x�Å��Å �̈�� ��� ±��Æ�x�Å�x�x�Å��¥Å�� v�v���� ³�tÇ���� x�Æ®
� z ¡£�® � ��Æ v¥Å��Ç����v�Ç® �̈��¥Å�¥�~ �Ã�x�v�® ¦�¥� �Á�t�v� ��� ´�����u
£tÇ¥Å~~���È ��� q�Æt��Ç�Åx �tÅ�� ª�ÃÇÇ�Å© o��tÅÅ� xx{® {s� �tÅ� tÆÁ¥�t����Á�tÅu
~tÁÈÃÅ{Ã�Æ� ³�tÇ����tÅ���Á���¥�tÃÅ� ��� x����~x�£��t��v x��ÃÇÇ�� ¨Ã��Ç¥�� ���
»Ã�Æ È¥ÅÅ £�t ��� ³�tÇ������Æt��Ç�Åx É��Ã�v Åt�v� �Å£�¥�v��� £Ç�t£�Å ¿�xÇ®
{YrrQcvXo\\ tÅ p�����v�® µt����� ÂÄÄ�� ��z°®

qtÅ����tÇ�Å {��t®

�  �u��u�k�k{do ououd��u� vue z¥��douo�doudud �if�dx�d���x
r�� ��d{�x���u �df�ouo��u� ¢Z�  ¤ ���x p¡

^  _�dvuf��u�k�

�{��k�ui�{do�y�kf�u�k�� � �z� ¡£�® z no  Ç���� £�t qtÅ~�Ç�Å���Å�vÆ�Å
�Å� ¹���o��® �t�  �t£�v¥Ç��Åx �tÅ�� Åt���tx���Å �̈��¥Å�¥�~�� ¥��v �¥ÅÅ ~��
��ÅÅ �t� o�sÅ�� {s� �tÅ� ���Á�sÅxÇt�v �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å� ¥�w��ÁÇ¥ÅÆ�wtx� ¡£u
��v��t£�Åx ��xx�{¥ÇÇ�Å �tÅ�® �̈ÅÅ �ÃÅ ��Æ  �t£�v¥Ç��Åx��¥vÇ���v� È�tÅ o�u
£�¥��v x�Æ¥�v� �t��� {sv�� �t�� £�t �̈x{¥ÇÇ ��� ¡£��v��t£�Åx�x�sÅ�� ~� �tÅ��
¦���v��t£�Åx ¿�xÇ® ¡r´ ±m® � �z� no  µÅ® �}�° £t� Æ¥�tÆ¥Ç ~��  ������Åx�u
Ã£��x��Å~� ¿t�µ {Ã��x�{sv��� ¡nk ¥£~sxÇt�v ÁÇ¥ÅÆ�wtx�� ¡£��v��t£�Åx�Å� �xÇ®
`QcxQc�kTwcVqq�{d lupx tÅ  ��Èu tÇkÃÆÆ® ±m® � �z� µÅ® �zz� kuQxQr tÅ
 ��Èun�µ�   Â�Ä ¿p�£��¥� �}}�° µÅ® �� t±Æ® �Ä� }Y\upx�gYpRoc� tÅ }Y\upx�
hQUQc m±� � ��} no  µÅ® Â} {{®� tÅ�£��® µÅ® ÂÄ°® p¥È�t��v {sv�� �t�� �¥~�� �¥��

� � ¡ÅÆ® �ÂÄ���y ¡£�® Â »�® Â ´��~� ��y� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���

��}

��Â����

��y
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Å¥�v ��Å ¥ÇÇx®  ������Åx��Ã���v�t{��Å {s� qtÅ~�Ç�Å���Å�vÆ�Å �Å� ¹���o��®
v¥Å��Ç����v�Ç® �¥® �tÅ ¦���v��t£�Åx�u¿ �̈��¥�{vÃÇ�Åx�u°�¥vÇ���v� £����v�®
�u���{rk¥f{do ¢�{��k�ui�{do¡ �ui ]�£i��fou�uff��k�r�ud� »¥�v � ��}
no  x�Ç��Å {s� k¥Áo��® £��ÃÅ���� ¦���v��t£�Åx���x�Ç�Åx�Å® r¥�  �t£�v¥Çu
��Åx��¥vÇ���v� ��� � �z� ¡£�® z no  t�� {s� k¥Áo��® Åt�v� ¥Å��Å�£¥�� �¥
� ��} ¡£�® Â no  �Ã���v��t£�� �¥�� x���® �tÅ� �̈��¥�{vÃÇ�Åx ¿¦���v��t£�Åx°
�Ã�~�Å�vÆ�Å t��� ��ÅÅ �t� o�sÅ�� {s� �t� �Ã�¥Åx�x¥Åx�Å� ¥�w��ÁÇ¥ÅÆ�wtx�
¡£��v��t£�Åx £~�® ¡£�����Åx Åt�v� Æ�v� £����v�Å® ±ÃÅ �t���Æ o�£Ã� xt£� ��
�tÅ� ¡��Å¥vÆ���x�Ç�Åx® ´Ã È¥ÅÅ Å¥�v � ��} ¡£�® � no  �ÃÅ ��� ¦���v��t£�Åx
ª®®® ¥£x���v�Å �����Å� ��ÅÅ ��� Åt���tx��� �̈��¥Å�¥�~ £�t ��� ���������v�Çt�v�Å
o��tÅÅ��Æt��Ç�Åx £�t£�v¥Ç��Å �����Å È¥ÅÅ �Å� ��ÅÅ ±Ã�¥�����~�Åx {s� �t�
 �t£�v¥Ç��Åx t��� �¥�� ��� Åt���tx��� �̈��¥Å�¥�~ ¥��v tÅ ���  tÇ¥Å~ £�t£�v¥Ç��Å
�t��®©
" v_XJ|[yz|Npl[{ a_p[z|Npl Ony Qkz xnXrRpzkXq J|y ylz|Npl[{ a|zl_krpU[kXqyq|OUly ¿¡£�® Â
»�® Â ´¥�~ y°� ps� £t� ~�Æ �Â®Â�®ÂÄÄ� �Å��Å�� ¨É® x¥Ç� ��Ç® ¿�® ¡ÅÆ® ��z° �tÅ ¦�u
��v��t£�Åx��¥vÇ���v�® rt� mÅ¥Å�Á���vÅ¥vÆ� �t���� ��Ç® ¥̈vÇ���v�� �¥� ��x�Å
��� � ÂÄÄ} ���¥ÅÈ����Å � {Ã�Æ�ÇÇ�Å ¼¥wx�£Çt�vÈ�t� tÅ � z ¡£�® Â ´¥�~ � �ÃÅ
��Æ ÈÃÅÈ����Å �̈��¥Å�¥�~ tÅ ��� n£tÇ® ¥£v�Åxtx� ��ÅÅ ÈÃ����ÁÃÅ�t���Å��
¥̈vÇ���v�� £���¥Å��Å® r¥ v¥Å��Ç����v�Ç® Å¥�v � ��} ¡£�® � no  ��� ±��~t�v�

¥�{ �t� �̈��¥�{vÃÇ�Åx Æ�xÇt�v �¥� ¿ ¥̈vÇ���v�°� ��ÅÅ �¥� ´��������v� �tÅ�Å
���¥��tx�Å Åt���tx���Å �̈��¥Å�¥�~ tÅ ��� n tÇ® ¿| {Ã�Æ�ÇÇ� ¼¥wx�£Çt�vÈ�t� Å¥�v
� z ¡£�® Â ´¥�~ �° ���Ç¥Åx��� Æ����� ��� ´�Á{Ç® ��Å Åt���tx���Å ��Ç® �̈�� ��vÃÅ tÅ
��� n tÇ® ¥Å���~�Å� �Ã{��Å �� ��Å ��Ç® q���¥x ¥�� ��� ¦���v��t£�Åx £�t ��� ��Ç®
o��tÅÅ��Æt��Ç�Åx ���Æ�t��Å �ÃÇÇ�� ¿�® � z ¡ÅÆ® ��°® r¥ �t� {Ã�Æ�ÇÇ� ¼¥wx�£u
Çt�vÈ�t� tÅ � z ¡£�® Â ´¥�~ � ���� Å¥�v ��� ±��¥£��vt���Åx ��� y® qouµt�v�ÇtÅ�
¿ tÇ¥Å~�t�v�ÇtÅt�° ���¥ÅÈ��� ������ £���¥Å��Å £t� ~�Æ l¥v� ÂÄÄ� ��v�£Çt�v� ���Ãu
Á¥���v�Ç®  ���ÅÈ�Å {s� �t� ±��¥ÅÈ���Åx ��� �Æx�È�v���Å ¼¥wx�£Çt�vÈ�t� tÅ
� ��} ¡£�® � no  ¿�£�Å�Ã kuQxQr tÅ  ��Èun�µ�   Â�Ä µÅ® �Â Æ�»°®
" v_XJ|[yz|Npl[{ `kyNpz|nOkXqyTr[nNpl ¥£ ±¦ ÂÄÄÄ� r���v ��Å �̈x{¥ÇÇ ��� ��Ç® ¦�u
��v��t£�Åx��¥vÇ���v�� {�ÇÇ� ��� ¡Å��Å��Åx�£���t�v ��� �Æx�È�v���Å ¼¥wx�£u
Çt�vÈ�t� Å¥�v � ��} ¡£�® � no  ��x� �¥ �t� {Ã�Æ�ÇÇ� ¼¥wx�£Çt�vÈ�t� ¿��x�Å
{�vÇ�Å��� ÈÃ����ÁÃÅ�t���Å��� ¥̈vÇ���v��° Åt�v� ¥Å��Å�£¥� t��® ´ÃÆt� ÈÃÆÆ�
�¥� ¿���tÈ��° �̈��¥�{vÃÇ�Åx�x�£Ã� ¿� ��} ¡£�® Â no ° ~�� ¡Å��Å��Åx®
" v_XJ|[yz|Npl[{ a|zl_kr[U[kXqyzRN][_q|L mÆ p¥ÇÇ ��� �̈��¥�{vÃÇ�Åx È¥ÅÅ ��� qtx�Åu
È¥Át�¥Ç¥Å��tÇ Å¥�v � �Ä ¡£�® y oÆ£no £~�® Å¥�v � z� ¡£�® �¥ ¡È�o � tÆ µ¥vu
Æ�Å ��� p������ÇÇ�Åx ��� l¥v���¥£��vÇ����� ¥Ç� ¡È� ��� ¿±Ã�¥£u°o��tÅÅ�����Åu
��Åx � tÅ �tÅ� v¥Å��Ç����v�Ç® µs�ÈÇ¥x� �tÅx����ÇÇ� �����Å ¿�xÇ® hupsQrtowVpp�
jVQ\�pQc tÅ  ��Èu tÇkÃÆÆ® ±m® � ��} µÅ® �� {{®� kuQxQr ¥¥º� µÅ® �} {®°® rt�
v¥Å��Ç����v�Ç® �̈��¥�{vÃÇ�Åx��s�ÈÇ¥x� t�� �q tÅ ��� n tÇ® ¥�{~�Ç���Å� ��ÅÅ ���
£����{{�Å�� ±��Æ�x�Å�x�x�Å��¥Å� ¥£x���v�t�£�Å �t�� Ã��� ¥£x�v� ¿�£�Å�Ã kuQv
xQr ¥¥º� µÅ® ��� ¥¡ hupsQrtowVpp�jVQ\�pQc tÅ  ��Èu tÇkÃÆÆ® ±m® � ��}
µÅ® y�°®
" v_XJ|[yz|Npl[{ `kyNpz|nOkXq UpX| yl[{ `kyNpz|nOkXq{ ¨���� v¥Å��Ç���v�Ç® ~��Ã� �tÅ�
¿¥�w��ÁÇ¥ÅÆ�wtx�° ¡£��v��t£�Åx �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å� ÃvÅ� �¥�� �t��� ��Ç® ¥Å��È¥ÅÅ�
�¥� ¿~  ��x�Å �Ã�s£��x�v�Å��� �̈��ÆtÅ����Åx� £�t~�Ç�x�Å��� �̈�� ÈÇ�tÅ�� ¥Ç�
³�tÇ����° �Å� {�ÇÇ� �t���� ¡£��v��t£�Åx�x��Å� ��x� �Ã ]_XX £�t ¹���o��® ¿� �z�
¡£�® z no ° �Å� Zkyy £�t k¥Áo��® ¿� ��} ¡£�® Â no ° ¥�{ �t� ¿{Ã��x�{sv���Å°
¡nk ~�x���v�t�£�Å �����Å� ÃvÅ� �¥�� �t�� ��Ç® pÃÇx�Å v¥�® mÅ ���¥��tx�Å p�ÇÇ�Å
�Å����v� ¥Ç�Ã �tÅ v¥Å��Ç����v�Ç® o��tÅÅ� ��� Åt�v� ¿Æ�v�� �¥ ��Ç® o��tÅÅ tÅ ��Å
±Ã�É¥v��Å° ��Ç® ��Ç��¥Å� t��®

b �ÄÄ

³�tÇ����¥£��v��t£�Åx ¡ÅÆ® ��y � �
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^^  ��u{u��u�k�

�u���{rk¥f{do�ou�¥�� »¥�v ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ y �Å� »�® � ´¥�~ � xtÇ� �Ã�ÃvÇ
{s� ¨o ��� ¡ÅÇ¥x����Æ�x�Å� ¥Ç� ¥��v {s� ¨o ��� ²ÆÇ¥�{���Æ�x�Å�� �Ã{��Å
�t� £���t�� ¥Æ ´�vÇ��� ��� �Ã�¥Åx�x¥Åx�Å�Å ¨É® ��Æ  ± ¥Åx�v��� v¥£�Å� �tÅ
�̈��¥�{vÃÇ�Åx�x�£Ã�� �¥v�� �Á�t�v� ��� ¨Ã��Ç¥�� ��� o����~�� Åt�v� �ÃÅ ¦�u

��v��t£�Åx Ã��� �̈��¥�{vÃÇ�Åx� �ÃÅ���Å �ÃÅ ��Æ ¿v�v���Å° �̈�� Å¥�v ´¥�~ Â
¿| {Ã��x�{sv��� ¡nk°� Æt� ��Æ �t� ¨o �¥ÅÅ ~� £������Å �tÅ�� �¥� �ÃÆt� ~�
�tÅ�� ¦���v��t£�Åx {sv��® ´Ã{��Å ��� ´�Á{Ç® Åt�v� Å¥�v��t��Å È¥ÅÅ� �¥�� Å¥�v
�t� �Ã� �tÅ Åt���tx���� ³�tÇ���� � �¥���v¥{� ¿�tÅ� Å�� ÅÃ�v �Ã�s£��x�v�Å��
�̈��ÆtÅ����Åx ¥�� ��� ´t�v� ��� £����{{�Å��Å  tÇ¥Å~��t�v�¥x� ��t�v� Åt�v� ¥��°

� ¥Åx����~� �����Å È¥ÅÅ� Æ��� �tÅ� ¦���v��t£�Åx ¥�{ �t� ¿{Ã��x�{sv���Å° ¡nk
Ã��� ¥�{ ��Å ¥Å tv�� ´��ÇÇ� �����Å��Å �̈�� �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å �����Å® rt� p������Çu
Ç�Åx�Ç¥�� Çt�x� £�tÆ ´�Á{Ç® q� ÈÃÆÆ� tÅ�Ã��t� {ÃÇxÇt�v ~� �tÅ�� ²ÆÈ�v� ���  �u
��t�Ç¥��� �t� {s� ��������v�v�Å�� ³¥��¥�v�Å� ~� ��Å�Å �t� �̈��¥�{vÃÇ�Åx ~�vÇ��
Å¥�v ¥ÇÇx�Æ�tÅ�Å µ�x�Ç �t� ptÅ±���® ���{� ¿�cow� r  ÂÄÄÄ� Ä�y°®
r¥ � ¥Å���� ¥Ç� £�t ��� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx � £�t ��� ¡{¥¡ Å¥�v � � ¡£�® Â
´¥�~ � ��t���vtÅ �tÅ� ¡�{ÈÇ���Åx�Á{Çt�v� {s� ��Å �̈x{¥ÇÇ ��� o�sÅ�� ��� ¡{¥¡
£�t ��� ptÅ±���® £����v� ¿�® � � ¡ÅÆ® ��}°� t�� �t��£�~sxÇt�v Å�ÅÆ�v� �ÃÅ �Å�u
��v�t��Å���  ������Åx� Ã£ �t� ¼tÅ����Åx ��� �̈��¥Å�¥�~�� ¥�{x��Å� �tÅ��
³�tÇ����¥£��v��t£�Åx Ã��� ¡{¥¡ ��{ÃÇx��� ~�Æ ±Ã��¥Åx ��� ¡{¥¡ �® ¡ÅÆ® zz�®
" `|nl[nNp|z YXi|XJkXqyO|z|nNpL r¥ �� £�tÆ �̈��¥�{vÃÇ�Åx�x�£Ã� tÅ ~�t�Çt�v�� ntÅu
�t�v� Åt�v� �¥�¥�{ ¥ÅÈÃÆÆ�� �¥ÅÅ �tÅ� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx tÅ ��� ±��x¥Åx�Åu
v�t� tÅ ¡Å�Á���v x�ÅÃÆÆ�Å ������ �������È� �t�v ���  ���¥�v��Åx�~�t��¥�Æ ���
�̈��¥�{vÃÇ�Åx�x�£Ã�� tÅ ��Å ¥Ç��Å  �Å���Ç�Å���Å £t� ~�� r¼uq��{{Å�Åx�u

£tÇ¥Å~ �® �Â®�®ÂÄy� ¿´¥¥�Ç¥Å� £t� ~�� r¼uq��{{Å�Åx�£tÇ¥Å~ �® �®�®ÂÄzÄ° �Å� tÅ
��Å Å���Å  �Å���Ç�Å���Å £t� ~�� r¼uq��{{Å�Åx�£tÇ¥Å~ �® Â®�®ÂÄÄ} ¿�xÇ® XuQRQv
cuTw� r´�µ ÂÄÄÄ� z�y� �Qc�ux�luQTs��Qwcupx�    ÂÄÄÄ� z�z°®
" b|zr_yykXqyz|Npl[{ W|J|X]|X ¥�{x��Å� ��� µs�È�t�È�Åx ��� �̈��¥�{vÃÇ�Åx�u
x�£Ã�� �tÅ� �q �¥ÅÅ XnNpl x����v�{���tx�� ��ÅÅ �� �t�v �Æ Å¥�v ��Æ Â®Â®ÂÄÄÄ
�tÅ���~�Å�� �̈��¥�{vÃÇ�Åx�Å £�t �ÃÇ�v�Å ¨o v¥Å��Ç�� �t� £���t�� �Ã� ��Æ Â®Â®
ÂÄÄÄ �tÅ�� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx �Å���Ç�x�Å v¥£�Å� �¥ �t� �̈��¥�{vÃÇ�Åx Åt�v�
�t� ´����� ���x¥Åx�Å�� l¥v��� �ÃÅ���Å �t�ÇÆ�v� �t� ~�ÈsÅ{�tx�� ¨É® ��v�v� ¿xÇ¡
�Qc�ux�luQTs� ¨¹x® ÂÄÄÄ� �Â�°® º£ �t�� ¥��v {s� �t� p�ÇÇ� xtÇ�� £�t ��Å�Å tÅ ���
±��x¥Åx�Åv�t� Åt�v� Å�� �t� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å ������ �ÃÅu
���Å ¥��v �tÅ� �̈����vÃÇ�Åx �tÅx������Å �¥�� {s� �t� ¥�{x��Å� ��� �v�Æ¥Çtx�Å
 �t£�v¥Ç��Åx��¥vÇ���v�� �tÅ� �Å��Á���v�Å�� ¦���v��t£�Åx ¥£�� Åt�v� ��{ÃÇx���
t�� �Æ���t���Å®

ps� ���{¥���Åx����v�Ç® ²Å£���ÅÈÇt�vÈ�t� kTw�QpsQ�    ÂÄÄ�� �y}Ä {{®� k\oUUQ�|ooaQ�
pµ ÂÄÄÄ� y}Ä� kTwquR\��rVpQxxQc §§±m® � � µÅ® z�� kuQxQr� tÅ  ��Èun�µ�   Â�Ä
µÅ® ��� x�x�Å ���{¥���Åx����v�Ç® ²Å£���ÅÈÇt�vÈ�t� kTwSp�    ÂÄÄ�� Â��z {®� muTsv
wVcR\� r´�¦ ÂÄÄ�� ���®

" gz_]lnyNp| eNpin|znq]|nl|X ��� �̈��¥�{vÃÇ�Åx�x�£Ã�� ����Ç�t���Å �¥�¥��� �¥�� �t�
 ��vv¥Ç��Åx��Å���Ç¥x�Å �Å� u£�Ç�x� £�t ��Å ²Å���Å�vÆ�Å Å�� Â} ���Á�È�t�� �
l¥v�� ¥�{£��¥v�� �����Å Æs���Å® ps� ¥ÇÇ� ±Ã�x�Åx�� �t� Ç�Åx�� ¥Ç� Â} l¥v�� ~�u
�s�ÈÇt�x�Å� {�vÇ� �� {ÃÇxÇt�v ¥Å ��� rÃÈ�Æ�Å�¥�tÃÅ ��� qÅ��t�ÈÇ�Åx ��� vt��Ã�tu
��v�Å ¡nk �Ã�t� ��� o�sÅ�� {s� �tÅ� ¡£�����Åx® r¥ �t� ptÅ±���® ´�����u
�Å���Ç¥x�Å �} l¥v�� ¥�{£��¥v��� t�� Åt�v� ¥��~���vÇt�w�Å� �¥w �ÃÅ ´�t��Å ���
ptÅ±���® ¦���v��t£�Åx�Á{Çt�v��Å ¥�� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx�Å x�Ç��Å� x�Æ¥�v�
�����Å� �t� ¥�{x��Å� ��� ���Á�sÅxÇt�v�Å ¦�t�Á�ÅÈ��� ~� ��Æ �t� �ÃÆ ´�Á{Ç® �Ã�u
x�ÅÃÆÆ�Å �����Å� {s� tvÅ Åt�v� Æ�v� Å¥�v�ÃÇÇ~t�v£¥� �tÅ�® oÇ�t�v�ÃvÇ �¥�{

� � ¡ÅÆ® ��z ¡£�® Â »�® Â ´��~� ��y� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���
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Åt�v� s£����v�Å �����Å� �¥�� �tÅ� ~�t�Çt�v�  ���v��ÅÈ�Åx ���  ���¥�v��Åx�~�t�u
�¥�Æ� �Å��� ��Æ o��t�v��Á�ÅÈ� ��� xÇ�t�vÆ�wtx�Å q�{¥���Åx ��� ��Ç® j�t���Åx�u
{�vtxÈ�t� ¥Ç� Á�Ã£Ç�Æ¥�t��v ¥Å~���v�Å t��� �¥ �t� ¥ÇÇ� �Ã� ��Æ  ���¥�v��Åx�~�t�u
�¥�Æ �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å�Å ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx�Å ��{tÅt�t� �����Å Ç¥���Å �s���®
" cZr_Xq J|z `kyNpz|nOkXqL mÅ{ÃÇx� ��� ±����t�� tÅ ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ y £~�® »�® �
´¥�~ � ¥�{ ´¥�~ Â ��� ±Ã���v�t{� £�Æt��� �t�v �t� �̈��Ã£��x��Å~� Å¥�v ��Å ¿{Ã��u
x�{sv���Å° ¡nk�
¿vt��Ã�t��v�° ¡nk ¿Ã��� ��� ¥Å tv�� ´��ÇÇ� �����Å�� �̈��� ~  £�t qtÅÇ¥x�Å°
� ¡{¡ £t� ~�Æ �̈��¥�{vÃÇ�Åx���t�v�¥x ¿Å�� £�t ¥£Å��~£¥��Å ¨o ���

¡ÅÇ¥x����Æ�x�Å�°
� ��v�v�� ¡£���~�Åx�Å ¿Å�� £�t ¥£Å��~£¥��Å ¨o ��� ¡ÅÇ¥x����Æ�x�Å�°
� ´ÃÅ���¥£��v��t£�Åx�Å ¿Å�� £�t ¥£Å��~£¥��Å ¨o ��� ¡ÅÇ¥x����Æ�x�Å�°
� ¡£~sx� Å¥�v � �£
� �vÅÇt�v� ¡£~sx� ¿~  Å¥�v µ �®z ¡£�® � q´�µ� µ �®� q´�µ°

| �̈��¥�{vÃÇ�Åx�Ã£��x��Å~�
r���v �t��� q�Æt��Ç�Åx ��� �̈��Ã£��x��Å~� t�� �t�v��x����ÇÇ�� �¥�� ����v �¥�
�̈��¥�{vÃÇ�Åx�x�£Ã� Åt�v� ~�xÇ�t�v ¥��v �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å� ´ÃÅ���¥£��v��t£�Åu

x�Å� ��v�v�� ¡£���~�Åx�Å� ¡£~sx� Å¥�v � �£ Ã��� �vÅÇt�v� ¡£~sx� �s�Èx�Åxtx
x�Æ¥�v� �����Å Æs���Å® ps� �t� q�Æt��Ç�Åx ��� �̈��Ã£��x��Å~� t�� � �Å���  �u
¥�v��Åx ��� {Ã�Æ�ÇÇ�Å ¼¥wx�£Çt�vÈ�t� � �t� �����v�Ç® ~�Ç���tx� ¡{¡ �Å� Åt�v� �t�
�¥����vÇt�v £�¥Å�Á���v�� ¡{¡ ~� £��s�È�t�v�tx�Å ¿kTwquR\��rVpQxxQc §§±m®
� � µÅ® z�� kVccV�up� l£p´�µ ÂÄÄ��Ä�� �Â°� �¥ vt�� ��x�Å ��� �Ã�~�Å�vÆ�Å��Å
¦���v��t£�Åx �tÅ� ~�Ç���tx� ¡£��t�v�Åx �ÃÆ ´���txÈ�t��x�£Ã�� ¿�® ¡ÅÆ® Ä��ÄÄ°
Å¥�v � �z� ¡£�® � no  vtÅ�t�v�Çt�v ��� ~��Ã� ¥��x�s£��Å ¼��vÃ��Å ��x�Å ���
x����~Çt�v�Å r���v£���v�Åx ¿� ��} ¡£�® Â no ° �Ã�Çt�x�Å �s�{��® rt� ~� £�u
�s�È�t�v�tx�Å��Å ¡£��v��t£�Åx�Å �����Å Æt�vtÅ {tÈ�t� �Ã �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å� ¥Ç�
���� �t� ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx Åt�v� ��{ÃÇx� ¿^V\\QrVpa� r  ÂÄÄÄ� ÂÂ��°® r�Æ
´�Á{Ç® ���v� �� �¥£�t {��t� �tÅ� �¥����vÇt�v ÇtÅ�¥� �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å� ¡{¡ ����v �tÅ�
¥Åx�ÅÃÆÆ�Å� ��x����t�� ¡{¡ ~� �����~�Å ¿xÇ¡ �Qc�ux�luQTs� ¨¹x® ÂÄÄÄ� �Â}�
k\oUUQ�|ooaQ� pµ ÂÄÄÄ� yÂ}°®

^^^  ��yui�k{doud xyi��kud ��u{u��u�k�fi�ku� {dv
k�dvuf��u�k�fi�ku� �u���{rk¥f{do

r¥� {s� qtÅ~�Ç�Å���Å�vÆ�Å �Å� ¹���o��® £����v�Å�� v¥Å��Ç����v�Ç®  �t£�v¥Çu
��Åx��¥vÇ���v� Å¥�v � �z� ¡£�® z no  �t�� ����v �¥� �����v�Ç® ¦���v��t£�Åx�u
x�£Ã� Åt�v� £��sv��® r���v �t� ¡��s£�Åx ���  �t£�v¥Ç��Åx��¥vÇ���v�� tÅ ���
n tÇ® È¥ÅÅ ¥Å�������t�� �t� �����v�Ç® ~�tÅx�Å�� �̈��¥�{vÃÇ�Åx tÅ ��� ´� tÇ® Åt�v�
���Æt���Å �����Å� �¥ �t�  ���tÆÆ�Åx�Å tÅ ¡£�® Â »�® Â ´¥�~ y �Å� »�® � ´¥�~ �
�tÅ�Å  ������Åx��Ã�£�v¥Ç� t´�® � z ¡£�® � �Å� �¥Æt� �tx�Å���Å�tx�  ������Åx�u
��x�Ç�Åx�Å {s� �t� ´� tÇ® �¥����ÇÇ�Å® mÅ ¡£v�ÅxtxÈ�t� �ÃÅ ��� ¡��s£�Åx ��� v¥Åu
��Ç����v�Ç®  �t£�v¥Ç��Åx��¥vÇ���v�� È�ÅÅ�Å n tÇ® �Å� ´� tÇ® £�t qtÅ~�Ç�Å���u
Å�vÆ�Å �Å� ¹���o��® �ÃÆt� ¥���tÅ¥Å��� Ç¥�{�Å ¿�xÇ® �o��qVpp�    ÂÄÄÄ�
ÂÂÄÄ� �Qc�ux�luQTs� ¨¹x® ÂÄÄÄ� �}Ä� �QrR� ¨¹x® ÂÄÄÄ� ��z°® ¡£�� ¥��v £�t
k¥Áo��® £��t�È� �tÅ� �����v�Ç® x�£Ã��Å� �̈��¥�{vÃÇ�Åx ¿��x�Å ��� Æ�xÇt�v�Å
²Å�����vt��� ~�t��v�Å £�t~�Ç�x�Å��Æ �̈�� �Å� ³�tÇ����° Åt�v� ¥��ÃÆ¥�t��v�
�¥�� tÅ ��� n tÇ® �£�Å{¥ÇÇ� �tÅ� �̈��¥�{vÃÇ�Åx �Ã�~�Å�vÆ�Å t�� £~�® �t� �̈��u
¥�{vÃÇ�Åx tÅ xÇ�t�v�Æ ²Æ{¥Åx ��{ÃÇx�� �¥ v¥Å��Ç����v�Ç® �t� ±Ã�¥�����~�Åx�Å
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�tx�Å���Å�tx Å¥�v ��Å �tÅ��vÇ�xtx�Å ³¥�£���¥Å��Ã�¥�����~�Åx�Å ��� � ��}
¡£�® Â no � tÅ�£��® �̈x{¥ÇÇ ��� ¡£��v��t£�Åx�x��Å�� �Å� ²Æ{¥Åx ��� �̈��u
��vÃÇ�Åx� ~� Á�s{�Å �tÅ�® r¥ �����vÇ® È�tÅ ¥̈vÇ���v� Æ�v� £����v�� ÈÃÆÆ� ��
�ÃÆt� ¥��v Åt�v� ~�� ¡Å��Å��Åx ��� {Ã�Æ�ÇÇ�Å ¼¥wx�£Çt�vÈ�t� ¿� z ¡£�® Â
´¥�~ �°� ~� ��Å �£��x¥Åx�Á�Ã£Ç�Æ�Å �® ¡ÅÆ® ���®

|  ��u{u�r�uiu ��u�o�do����gf�oud r�� �uifyu��j
����k�ui�{doud {dv �{��k�ui�{doud

�ifv{do vu� ��u{u�r�uiu ���gf�ou ie b���h�k� d��k vu� bidr�k�{do vu�
��bd�f` ¤cct�¤ccc�}ww}� ps� ��Å �̈x{¥ÇÇ �ÃÅ ³�tÇ����¥£��v��t£�Åx�Å ¿~ 
����v �̈x{¥ÇÇ ��� �Ã�s£��x�v�Å��Å �̈��ÆtÅ����Åx� �® ¡ÅÆ® z��° �Å� �t� ����u
Æ¥Çtx� ¡Å��Å��Åx ��� ¦���v��t£�Åx�x�£Ã�� È¥ÅÅ ����v �t� �£��x¥Åx���x�u
Ç�Åx ��� � z� ¡£�® Â� ´¥�~ � {s� ��Å �£��x¥Åx�x��tÅÅ tÅ n�v� �ÃÅ y�z �tÅ�
��{��t� µs�ÈÇ¥x� x�£tÇ��� �����Å® r�� o��tÅÅ È¥ÅÅ �ÃÆt� �Ã�Ç��{tx ~� �} ¯
Å����¥Çt�t��� �����Å® mÅ ��Å {ÃÇx�Å��Å �t�� ¨É® t�� �t��� ��{��t� µs�ÈÇ¥x� �¥ÅÅ É�u
��tÇ� Æt� ÆtÅ�����Å� �z ¯ x��tÅÅ��v�v�Å� ¥�{~�Ç���Å®  �t �tÅ�� ��Å����Å ³�tÇu
����¥£��v��t£�Åx t�� �t� ¥�{ �¥� £����{{�Å�� ¨o �Å�{¥ÇÇ�Å�� µs�ÈÇ¥x� x��tÅu
Å��v�v�Å� ¥�{~�Ç���Å ¿� z� ¡£�® Â� ´¥�~ z°® oÇ�t�v�� xtÇ�� ��ÅÅ �¥� ¨o tÆ
¡�{Ç���Åx�~�t��¥�Æ �����w��� Ã��� �Å�ÅÃÆÆ�Å �t�� Ã��� ¥�� ¥Å����Å o�sÅu
��Å ¥����v�t��� ¿� z� ¡£�® Â� ´¥�~ y°� �® �¥~� ¥��v �t� ¡��{sv��Åx�Å {s� �t�
�£��x¥Åx��s�ÈÇ¥x�Å £�t ±��£tÅ�Çt�vÈ�t��Å ¿¡ÅÆ® ÂÂyz° �Å� µs�È���ÇÇ�Åx�Å
¿¡ÅÆ® ÂÂ�� {®°®
[�lou�fi�kgui�� p�¥xÇt�v t��� Ã£ {s� �t� ��{��t� µs�ÈÇ¥x� �tÅ ´ÃÅ���ÁÃ���Å Æt�
µs�ÈÇ¥x�¥Å��tÇ x�£tÇ��� �����Å È¥ÅÅ® ¦� �t{{���Å~t���Å t�� �¥v�� ~�t��v�Å ��Å
³�tÇ����¥£��v��t£�Åx�Å �Å� ¦���v��t£�Åx�Å®
" fRN]qSXqnqZ_NpkXq |nX|z d|n[i|zl_OyNpz|nOkXqL �̈ÅÅ ~  ÂÄÄ� v¥Å��Ç����v�Ç® �Å�
��Ç® ¥�w��ÁÇ¥ÅÆ�wtx ��x�Å �tÅ�� �Ã�s£��x�v�Å��Å �̈��ÆtÅ����Åx �tÅ� ³�tÇu
����¥£��v��t£�Åx �Ã�x�ÅÃÆÆ�Å ����� �Å� �t��� ��Ç®� ¥£�� Åt�v� v¥Å��Ç����v�Ç®
� �¥ �t� {Ã��£����v� � tÆ l¥v� ÂÄÄÄ ~��s�Èx�ÅÃÆÆ�Å ������ �Å����v� Ç��txÇt�v
�tÅ ��Ç®� ¥£�� È�tÅ v¥Å��Ç����v�Ç® o��tÅÅ® pÃÇxÇt�v È¥ÅÅ �tÅ ´ÃÅ���ÁÃ���Å Æt�
µs�ÈÇ¥x�¥Å��tÇ tÅ ��� n tÇ® Åt�v� x�£tÇ��� �����Å� �¥ v¥Å��Ç����v�Ç® ��� ¡�{u
�¥Å� ¥Å�ÃÅ���Å �ÃÁÁ�Ç� ��{¥��� �s���® rt�  tÇ��Åx ��� ��{��t�Å µs�ÈÇ¥x� t�� �¥u
v�� �q Å�� £�t ��� ��Ç® o��tÅÅ��Æt��Ç�Åx ~�Ç���tx® rt� {Ã�Æ�ÇÇ� ¼¥wx�£Çt�vÈ�t�
Å¥�v � z ¡£�® Â ´¥�~ � È¥ÅÅ ¥Ç�Ã Åt�v� ~�� ¡Å��Å��Åx ÈÃÆÆ�Å� �¥ È�tÅ� ÈÃ�u
���ÁÃÅ�t���Å��Å ¥̈vÇ���v�� £����v�Å®
" `kyNpz|nOkXq|X O|n g|zyw|y{L �̈ÅÅ v¥Å��Ç����v�Ç® tÆ l¥v� ÂÄÄÄ ��x�Å ��� ¥̈vÇu
���v�� tÅ � �z� ¡£�® z no  Åt�v� ~�x���v�t�£�Å �t��� ��Ç® ¥£�� ��x�Å ��� qtÅu
{sv��Åx ��� ¦���v��t£�Åx�x�£Ã�� QinXq|XJ �tÅ� �̈��¥�{vÃÇ�Åx ��{ÃÇx�� £����v�
�tÅ ��Ç® ¥̈vÇ���v� ~��  tÇ��Åx ��� ��{��t�Å µs�ÈÇ¥x�Å Å¥�v � z� ¡£�® Â� ´¥�~ ��
ÃvÅ� �¥�� tÅ ��� n tÇ® �tÅ �Å��Á���v�Å��� ´ÃÅ���ÁÃ���Å Æt� µs�ÈÇ¥x�¥Å��tÇ x�u
£tÇ��� �����Å È¥ÅÅ� �¥ v¥Å��Ç����v�Ç® È�tÅ q���¥x �Ã�Çt�x�� �t� {Ã�Æ�ÇÇ� ¼¥wx�£u
Çt�vÈ�t� È¥ÅÅ �¥v�� Åt�v� ~�� ¡Å��Å��Åx ÈÃÆÆ�Å ¿tÆ q�x�£Åt� �£�Å�Ã `QcxQc�
kTwcVqq�{d lupx tÅ  ��Èu tÇkÃÆÆ® ±® � �z� µÅ® ��°®
" `kyNpz|nOkXq|X O|n t_Tw|y{L »¥�v � �Ä ¡£�® y oÆ£no �Å� � z� ¡£�® �¥ ¡È�o
¿�® �¥~� ¡ÅÆ® ��y° xt£� �� �tÅ� v¥Å��Ç����v�Ç® �£��x¥Åx���x�Ç�Åx� �t� �q �ÃÅ
��� ��Ç® ´Á�~t¥Ç��x�Ç�Åx ~��  tÇ��Åx �tÅ�� ��{��t�Å µs�ÈÇ¥x� Å¥�v � z� ¡£�® Â�
´¥�~ � ¥£��t�v�® ¡�{x��Å� ��� �Å�����vt��Çt�v�Å ¥̈vÇ���v�� È¥ÅÅ ~�ÆtÅ����
£�t  tÇ��Åx ��� µs�ÈÇ¥x�Å Å¥�v � �Ä ¡£�® y oÆ£no £~�® � z� ¡£�® �¥ ¡È�o
�t� {Ã�Æ�ÇÇ� ¼¥wx�£Çt�vÈ�t� Å¥�v � z ¡£�® Â ´¥�~ � Åt�v� x�Ç��Å� �¥ tÅ ���¥��tx�Å
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p�ÇÇ�Å È�tÅ� ÈÃ����ÁÃÅ�t���Å��Å ¥̈vÇ���v�� �Ã�Çt�x�Å® º{{�Å t��� Ã£ �tÅ ´ÃÅu
���ÁÃ���Å Æt� µs�ÈÇ¥x�¥Å��tÇ x�£tÇ��� �����Å È¥ÅÅ� ��ÅÅ �t� v¥Å��Ç����v�Ç®
µs�ÈÇ¥x�Å Åt�v� x�£tÇ��� �����Å� �q ¥£~�Ç�vÅ�Å� �¥ ��vÃÅ ~��Ã� �tÅ ¥Å�����
¥̈vÇ���v� £���¥Å� �Å� �ÃÆt� È�tÅ� t��Å�t��v�Å ¥̈vÇ���v�� �Ã�Çt�x�Å ¿�® ¥��v

¡ÅÆ® ÂÂz�� ¥¡ �ÃvÇ � ÃvÅ� Å�v��� rt{{���Å~t���Åx�  ¼p �® �z®�®�}}}�  ´� Ç® m
�}}}� ��� ³~® ��� �QrR� ¨¹x® ÂÄÄÄ� ��} {{®� kTwqu\�� r  ÂÄÄÄ� ÂÄ�z� `QcxQc�
kTwcVqq�{d lupx tÅ  ��Èu tÇkÃÆÆ® ±® � �z� µÅ® ��°®
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b �}}��

³�tÇ����¥£��v��t£�Åx ¡ÅÆ® ������Ä � �

������Ä



b �}}�y elUOO|

� � ¡£�® Â »�® Â ´��~� ��y� ¡£Å��~£¥�� ¡ÅÇ¥x�xs���
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kommen, daß der Teilwert eines Geschäfts- oder Firmenwerts schneller sinkt als
in der vorgesehenen betriebsgew. Nutzungsdauer von 15 Jahren.
Dauerhafte oder vorübergehende Wertminderung: Sinkt der Teilwert unter
die fortgeführten AK (s. Anm. 725; AK abzüglich AfA), dann muß bei dauer-
hafter Wertminderung aufgrund des strengen Niederstwertprinzips eine Teil-
wertabschreibung erfolgen (str. s. Anm. 51; Wahlrecht nach BMF v. 12.3.2010,
BStBl. I 2010, 239 – Rn. 15). Eine vorübergehende Wertminderung wird bei ei-
nem Geschäfts- oder Firmenwert idR nicht vorkommen, da die Rspr. für eine
Teilwertabschreibung eine längerfristige Betrachtung voraussetzt (vgl. BFH v.
13.3.91 I R 83/89, BStBl. II S. 595/597: bedeutender Gewinnrückgang im Ver-
lauf von rund zwei Jahren nach Übernahme ist nicht ausreichend für die Vor-
nahme einer Teilwertabschreibung).
Fehlmaßnahme: Eine Teilwertabschreibung von den AK des Geschäftswerts
ist nach der Rspr. zulässig, soweit sich das Entgelt für den Geschäftswert als
Fehlmaßnahme erweist (vgl. BFH v. 18.1.67 I 77/64, BStBl. III S. 334; v. 2.2.72
I R 96/70, BStBl. II S. 381; v. 13.3.91 I R 83/89, BStBl. II S. 595 mwN). Eine
Teilwertabschreibung aufgrund einer Fehlmaßnahme ist aber nur möglich, wenn
sich der Stpfl. im Zeitpunkt des Erwerbs des Unternehmens über dessen Er-
tragskraft geirrt hat (s. ebenda) bzw. wenn die Ursache für die schlechte Ge-
schäftsentwicklung bereits vor dem Erwerb gelegt war (s. BFH v. 10.4.90 VIII
R 170/85, BFH/NV 1991 S. 226). Eine Fehlmaßnahme soll ferner dann vorlie-
gen, wenn „beim Erwerb erkennbar von bestimmten in der Zukunft zu erwar-
tenden Umsätzen und Gewinnen ausgegangen wurde und sich diese Hoffnun-
gen nicht erfüllt haben“ (BFH v. 9.2.77 I R 130/74, BStBl. II S. 412/414). Eine
Teilwertabschreibung „unter dem Gesichtspunkt der Fehlmaßnahme ist idR nur
dann zulässig, wenn sich die Annahme eines Geschäftswerts bereits bis zum En-
de desjenigen Geschäftsjahrs, in dem die Zahlung geleistet wurde, als Fehlmaß-
nahme erwiesen hat“ (ebenda, S. 413). UE kann zu jedem Zeitpunkt eine Teil-
wertabschreibung auf einen Geschäftswert vorgenommen werden, solange noch
nicht sichergestellt ist, daß diese dauerhaft ist. Gerade im ersten Jahr sind die
Schätzungen so vorläufig, daß man allenfalls von einer vorübergehenden Wert-
minderung ausgehen kann. Dann gilt aber nur ein Wahlrecht zur Teilwert-
abschreibung (s. Anm. 53 u. 561), das jederzeit ausgeübt werden kann.
Gewinne und/oder Umsatzrückgang: Eine Teilwertabschreibung ergibt sich
– außer bei Fehlmaßnahmen – auch, „wenn die Entwicklung der Umsätze und
Gewinne über einen längeren Zeitraum stagniert oder zurückgeht“ (BFH v.
5.2.88 III R 229/84, BFH/NV S. 432 mwN). Dabei stellt der BFH insbes. auf
die längerfristige Entwicklung der Rentabilität ab (ebenda; v. 10.4.90 VIII R
170/85, BFH/NV 1991 S. 226; v. 13.3.91 I R 83/89, BStBl. II S. 595/597).
Einheitstheorie: Umstr. ist, ob für die Ermittlung des niedrigeren Teilwerts un-
verändert die sog. Einheitstheorie gilt (vgl. BFH v. 21.7.82 I R 177/77 BStBl. II
S. 758 mwN; v. 12.8.82 IV R 43/79, BStBl. II S. 652). Aufgrund der Abnutzbar-
keit des Geschäfts- oder Firmenwerts liegt es nahe, den Geschäftswert zu zerle-
gen, da ansonsten neu, selbst geschaffene Komponenten des Geschäftswerts
neg. Entwicklungen des ursprüngl. Geschäftswerts ausgleichen können (vgl.
Breidert, Grundsätze ordnungsm. Abschreibungen für abnutzbare Anlagegüter,
1994 S. 185 ff.; Moxter, Bilanzrechtsprechung, 4. Aufl. 1996 S. 264). Hier
scheint es einen Widerspruch zwischen der Teilwertkonzeption (Bewertung der
gesamten Unternehmens) und der Abnutzbarkeit des Geschäfts- oder Firmen-
werts zu geben. Allerdings ist der Teilwert eines gesamten Unternehmens auf
die einzelnen WG aufzuteilen. Wenn neu geschaffenen Geschäftswertkompo-
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nenten theoretisch ein eigener Wert zugemessen werden kann, ist uE § 5 Abs. 2
vorrangig mit der Folge, daß diese originären Komponenten nicht in die Teil-
wertberechnung einfließen dürfen. Dementprechend ist uE die von Moxter
u.M. Richter vertretene These zutr., daß aufgrund der Abnutzbarkeit des Ge-
schäfts- oder Firmenwerts seit dem BiRiLiG nicht mehr die Einheitstheorie gilt
(Moxter aaO S. 264; Richter, HdJ II/9, 2. Aufl. 1990 Rz. 51; aA Blümich/
Ehmcke, § 6 Rz. 765; Schmidt/Kulosa XXXI. § 6 Rz. 313 mwN).
Ermittlung des Geschäftswerts: Während bei dem Erwerb die AK des Ge-
schäftswerts durch eine Restgröße aus einer modifizierten Bilanz (unter Aufdek-
kung der stillen Reserven; s. Anm. 725) ohne größere Probleme über eine Sub-
stanzwertbetrachtung ermittelt werden können, sind in den Folgejahren für
die Ermittlung des Teilwertes des Geschäftswerts Unternehmensbewertungen
erforderlich. Dabei stellt die Betriebswirtschaftslehre und der BGH auf den Er-
tragswert und nicht – wie in der Vergangenheit – auf den Substanzwert ab (s. hier-
zu zB Goetzke/Sieben [Hrsg.], Moderne Unternehmensbewertung und Grund-
sätze ihrer ordn. Durchführung; Gebera-Schriften Bd. 1, Köln 1977; Moxter,
BB 1979 S. 741). Für die Ermittlung des Firmenwerts sind von der BFH-Rspr.
insbes. folgende zwei Methoden anerkannt:
p Direkte Methode: Bei der direkten Methode wird der Geschäftswert unmittelbar

gewonnen, nämlich durch Kapitalisierung des Übergewinns, dh. desjenigen
Gewinns, der über die normale Rendite des Betriebsvermögens und den Un-
ternehmerlohn hinausgeht (Effektivertrag ./. Nominalertrag – Kapitalisie-
rungsfaktor für ewige Rente).
Vgl. BFH v. 28.10.76 IV R 76/72, BStBl. II 1977 S. 73; v. 8.12.76 I R 215/73,
BStBl. II 1977 S. 409; v. 20.4.77 I R 234/75, BStBl. II S. 607; v. 25.1.79 IV R 56/75,
BStBl. II S. 302; v. 24.4.80 IV R 61/77 BStBl. II S. 690; s. auchMoxter aaO S. 266.

p Indirekte Methode: Bei der indirekten Methode wird vom Gesamtwert der Sub-
stanzwert abgezogen. Der Gesamtwert ist in diesem Fall der Ertragswert, der
sich aus den abdiskontierten künftig erzielbaren normalisierten Gewinnen
(dh. unter Ausschaltung außergewöhnlicher Effekte) ergibt, von denen jeweils
die kalkulatorischen Unternehmerlöhne, ersparten Mieten und Zinsen abzu-
ziehen sind (vgl. BFH v. 25.1.79 IV R 56/75, BStBl. II S. 302; v. 19.3.87 IV
R 85/85, BFH/NV S. 580). Von diesem Ertragswert ist dann der Substanz-
wert, der sich aus der Summe der Teilwerte der einzelnen WG ohne den Ge-
schäftswert ergibt, abzuziehen. Umstritten ist bei dieser Methode insbesonde-
re der Zinssatz für die Kapitalisierung (10 vH vertretbar; vgl. BFH v. 13.3.83 I
R 63/79, BStBl. II S. 667/668) sowie die Berücksichtigung des Risikos (Risi-
kozuschlag beim Zins und/oder Risikoabschlag bei der Restgröße; Risiko-
abschlag von 50 vH nach BFH v. 31.10.67 II 148/63, BStBl. II S. 233/234
führt zu sog. Mittelwertmethode; vgl. auch Moxter aaO S. 267).

Sowohl bei der direkten als auch bei der indirekten Methode kann der Teilwert
des Geschäftswerts über Sachverständigengutachten ermittelt werden. Dabei
sollten die Schätzungen und Auffassungen des Stpfl. (s. dazu Anm. 76) in die
Unternehmensbewertungen einfließen. Ob für die Ermittlung des Geschäfts-
werts auch andere Methoden der Unternehmensbewertung angewandt werden
können (zB Mittelwertmethode, diskontierte Cash-flow-Methode; vgl. dazu zB
Helbling, Unternehmensbewertung und Steuern, 8. Aufl. 1995 S. 69 ff., insbes.
S. 98 ff. u. 121 ff; Scheffler, in Beck-HdR, B 213 Rn. 319 betr. Beteiligungen),
ist noch nicht abschließend geklärt.
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Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 1a:
Anschaffungsnahe Aufwendungen

Schrifttum: Pezzer, Die Instandsetzung und Modernisierung von Gebäuden nach der
jüngsten Rechtsprechung des BFH, DB 1996, 849; Spindler, Zur Abgrenzung von An-
schaffungskosten und Erhaltungsaufwendungen bei grundlegenden Instandsetzungs- und
Modernisierungsmaßnahmen an Gebäuden, insbesondere auch bei sog. anschaffungs-
nahen Aufwendungen, BB 2002, 2041; Wolff-Diepenbrock, Anschaffungsnahe Auf-
wendungen, DB 2002, 1286; Pannen, Bestandsaufnahme zur Abgrenzung von Anschaf-
fungskosten, Herstellungskosten und Erhaltungsaufwand bei Instandsetzung und
Modernisierung von Gebäuden, DB 2003, 2729; Vogelgesang, Der Anwendungsbereich
der BFH-Urteile vom 12.9.2001 zum anschaffungsnahen Aufwand nach der geplanten
Wiedereinführung der 15 %-Grenze durch das Steuervergünstigungsabbaugesetz, DB
2003, 65; G. Söffing, Der anschaffungsnahe Aufwand – Plädoyer für eine Streichung von
§ 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG, DB 2004, 946; Bäuml, Kein anschaffungsnaher Herstellungsauf-
wand gem. § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG bei „§ 4 III-Rechnern“ im Rahmen einer Gewinnein-
kunftsart, FR 2010, 924; Wendt, Anschaffungsnahe Aufwendungen – Erste Erfahrungen
mit § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG, in Mellinghoff/Schön/Viskorf (Hrsg.), Steuerrecht im
Rechtsstaat, Festschrift für Wolfgang Spindler, Köln 2011, 879.
Siehe auch Schrifttum vor Anm. 470.

Verwaltungsanweisungen: Abschn. 157 Abs. 5 Satz 7 EStR 1984; Abschn. 157 Abs. 5
EStR 1994 = R 157 Abs. 4 EStR 1999; OFD München v. 11.6.2004 – S 2211 - 45 St 41,
DStR 2004, 1338.
Siehe auch vor Anm. 470.

A. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 1a

I. Grundinformation zu Abs. 1 Nr. 1a

Die Nr. 1a des Abs. 1 ist eine ergänzende Sondervorschrift zur Abgrenzung von
Herstellungs- und Erhaltungsaufwand bei Gebäuden (s. dazu allg. Anm. 470). Sie
wurde aufgrund der Rspr., die teilweise von der früheren Verwaltungsauffassung
der R 157 Abs. 4 EStR abwich (s. Anm. 474), aus Gründen der „Rechtsverein-
fachung und -sicherheit für die Bürger und die Verwaltung“ (BTDrucks. 15/1562,
32) geschaffen. Sie soll die früher geltende Verwaltungsauffassung der R 157
Abs. 4 EStR 1999 (= Abschn. 157 Abs. 5 EStR 1994) zur Aktivierung von In-
standsetzungs- und Modernisierungsaufwendungen als HK typisierend festschrei-
ben, soweit eine zeitliche Nähe zur Anschaffung (sog. Drei-Jahres-Grenze) gege-
ben ist. Danach gelten derartige Aufwendungen, soweit diese innerhalb von drei
Jahren 15 % der AK überschreiten, „fiktiv“ als HK (s. Anm. 736).

II. Rechtsentwicklung des Abs. 1 Nr. 1a

1. Ältere BFH-Rechtsprechung bis 2000
Rechtsprechung des Großen Senats von 1966: Nach BFH v. 22.8.1966 (GrS
2/66, BStBl. III 1966, 672) werden nach dem Erwerb eines Gebäudes hohe Auf-
wendungen im Verhältnis zum Kaufpreis als Herstellungsaufwand (sog. anschaf-
fungsnahe Aufwendungen) behandelt, wenn durch derartige Aufwendungen
– das Wesen des Gebäudes verändert,
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– der Nutzungswert erheblich erhöht oder
– die Nutzungsdauer erheblich verlängert wird.
Anschaffungsnahe Aufwendungen als Anschaffungskosten oder Herstel-
lungskosten: Der IX. Senat hat in der grundlegenden Entsch. BFH v. 12.2.1985
(IX R 114/83, BStBl. II 1985, 690 [692]) die Aktivierungspflicht derartiger Auf-
wendungen zunächst grds. bestätigt; dabei wurde aber die Frage offengelassen,
ob bei einer Aktivierungspflicht sog. anschaffungsnaher Aufwendungen AK
oder HK vorliegen (s. ergänzend BFH v. 10.6.1992 – I R 9/91, BStBl. II 1993,
41); zur Abgrenzung s. auch Anm. 267.
Aufweichung der Drei-Jahres-Grenze nach der BFH-Rechtsprechung:
Das Drei-Jahres-Kriterium gilt allerdings nach BFH v. 30.7.1991 (IX R 123/90,
BStBl. II 1992, 30) nicht generell. Danach kann anschaffungsnaher Aufwand
auch nach Ablauf von drei Jahren bei größeren Reparaturmaßnahmen vorkom-
men, wenn sie schon im Zeitpunkt der Anschaffung einen vorhandenen erhebli-
chen Instandhaltungsrückstand aufholen (BFH v. 30.7.1991 – IX R 123/90,
BStBl. II 1992, 30 [31]). Ferner ist eine Ausnahme vom Drei-Jahres-Zeitraum
gegeben, wenn ein – nach dem Erwerb reparaturbedürftiges – Mietshaus über
einen längeren Zeitraum in Raten entsprechend dem Freiwerden der Mietwoh-
nungen instand gesetzt wird (vgl. BFH v. 23.6.1988 – IX B 178/87, BFH/NV
1989, 165 [167]).

2. Auffassung der Finanzverwaltung
Verwaltungspraxis bis 2003: Nach den EStR ist die Frage, ob Aufwendungen
für umfangreiche Instandsetzungsarbeiten an erworbenen Gebäuden als Her-
stellungsaufwand zu behandeln sind, für die ersten drei Jahre nach der Anschaf-
fung des Gebäudes zu prüfen, wenn die Aufwendungen für die Instandsetzung
in diesem Zeitraum 15 % der AK des Gebäudes überschreiten (Abschn. 157
Abs. 5 EStR 1994 = R 157 Abs. 4 EStR 1999); für Erwerbe bis zum 31.12.1993
galt noch eine Prüfungsgrenze von 20 % der AK (s. Abschn. 157 Abs. 5 Satz 7
EStR 1984; Abschn. 157 Abs. 5 Satz 5 EStR 1994).

3. Geänderte Rechtsprechung seit 2001
Herstellungskosten wegen wesentlicher Verbesserung: Das Kriterium der
wesentlichen Verbesserung, das durch das BiRiLiG im § 255 HGB als Merkmal
für Herstellungsaufwand kodifiziert wurde, gilt über den Maßgeblichkeitsgrund-
satz (§ 5 Abs. 1 Satz 1; s. Anm. 50) auch für die stl. Gewinnermittlung (s.
Anm. 455 und 267); es ist auch für die Überschusseinkunftsarten verbindlich (s.
Anm. 457). Aufgrund dieses Kriteriums wurde die bisherige Rspr. zu den an-
schaffungsnahen Aufwendungen durch BFH v. 12.9.2001 (IX R 39/97,
BStBl. II 2003, 569) wie folgt modifiziert (s. auch Anm. 474):
E Zeitliche Nähe zur Anschaffung: Die zeitliche Nähe zur Anschaffung (sog. Drei-
Jahres Grenze) und eine damit verbundene Höhe der Aufwendungen (bzw. Pro-
zentsatz in Bezug auf die AK) reichen nach BFH v. 12.9.2001 (IX R 39/97,
BStBl. II 2003, 569, 1. Leitsatz) als maßgebliche Kriterien – entgegen der frühe-
ren Auffassung der FinVerw. zum sog. anschaffungsnahen Aufwand – nicht
mehr aus.
E Kriterien für wesentliche Verbesserung: Entscheidend für die Behandlung von In-
standsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen als HK ist das Kriterium der
wesentlichen Verbesserung, das anhand der Erhöhung des Gebrauchswerts
(Nutzungspotenzials) eines Gebäudes gemessen wird (vgl. BFH v. 12.9.2001 –
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IX R 39/97, BStBl. II 2003, 569, 2. Leitsatz; v. 20.8.2002 – IX R 98/00,
BStBl. II 2003, 604; v. 20.8.2002 – IX R 61/99, BFH/NV 2003, 148; v. 20.8.
2002 – IX R 21/00, BFH/NV 2003, 33; v. 20.8.2002 – IX R 95/00, BFH/NV
2003, 301; v. 22.12.2011 – III R 37/09, BFH/NV 2012, 1069, Rn. 30; s. auch
Anm. 474).
E Erwerbszeitpunkt als Vergleichsmaßstab: Als Maßstab für die wesentliche Verbes-
serung gilt nicht die ursprüngliche Herstellung des WG, sondern der Erwerbs-
zeitpunkt des WG (BFH v. 9.5.1995 – IX 116/92, BStBl. II 1996, 632, unter
I.2.c; s. Anm. 474).
E Keine zeitliche Begrenzung nach Anschaffungen: Auch längere Zeit nach dem Er-
werb (über drei Jahre) können aktivierungspflichtige HK – also Herstellungsauf-
wand – vorliegen, wenn durch Baumaßnahmen das Gebäude in seinem Wesen
oder in seinem Nutzungswert oder in seiner bisherigen ND über seinen ur-
sprünglichen Zustand erheblich verbessert wird (BFH v. 21.6.1990 – IV B
99/89, BFH/NV 1991, 154; s. auch Anm. 731).

4. Kodifizierung der anschaffungsnahen Aufwendungen in § 6 Abs. 1
Nr. 1a

Entwurf eines StVergAbG v. 2.12.2002 (BTDrucks. 15/119, Art. 1 Nr. 6
Buchst. a) enthielt eine Regelung für die Zuordnung von hohen anschaffungs-
nahen Erhaltungsaufwendungen zu den HK durch die Schaffung eines geplan-
ten neuen § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a. Nach der damaligen Gesetzesbegründung
sollte die bisherige Verwaltungspraxis (R 157 Abs. 4 EStR) festgeschrieben wer-
den (BTDrucks. 15/119, 37). Im Rahmen des Vermittlungsverfahrens wurde
diese (geplante) Regelung vom Vermittlungsausschuss nicht übernommen (Be-
schlussempfehlung v. 9.4.2003, BTDrucks. 15/841, 2).
StÄndG 2003 v. 15.12.2003 (BGBl. I 2003, 2045; BStBl. I 2003, 710): Die ur-
sprünglich im StVErgAbG geplante Regelung wurde fast unverändert Bestand-
teil des StÄndG 2003. Diese Regelung sollte „der Rechtsvereinfachung und -si-
cherheit für den Bürger und die Verwaltung“ dienen und die bisherige
Verwaltungsauffassung gem. der vormaligen R 157 Abs. 4 EStR gesetzlich fest-
schreiben (BTDrucks. 15/1562, 32).

Einstweilen frei.

III. Bedeutung des Abs. 1 Nr. 1a

Verhältnis zum Herstellungskostenbegriff: Abs. 1 Nr. 1a greift uE nur er-
gänzend zum HK-Begriff ein. Es muss zuerst auf der Basis von § 255 Abs. 2
HGB geprüft werden, ob Herstellungsaufwand vorliegt. Dies hat zur Folge, dass
bei einer wesentlichen Verbesserung (s. Anm. 474) auch dann HK vorliegen, so-
fern eine Unterschreitung der 15 %-Grenze, die im Abs. 1 Nr. 1a verankert ist
(s. Anm. 742), gegeben ist (vgl. OFD München v. 11.6.2004, DStR 2004, 1338,
unter Nr. 2). Wenn sich auf der Basis der HK Erhaltungsaufwendungen erge-
ben, dann ist Abs. 1 Nr. 1a ergänzend als lex specialis – und zwar als fiktive HK
(so uE zutr. G. Söffing, DB 2004, 946) – anzuwenden.
Zwingende Regelung: Die Neuregelung ist im Gegensatz zur früheren Ver-
waltungsregelung der R 157 Abs. 4 EStR keine Prüfungsgrenze, sondern eine
zwingende Regelung. Damit führt die Neuregelung zu einem erweiterten zwin-
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genden Anwendungsbereich im Vergleich zur früheren Verwaltungsregelung
(ebenso Wendt, FS Spindler, 2011, 879 [883]).
Durchbrechung der neueren Rechtsprechung: Die Gesetzesänderung führt
zu einer Änderung der Rspr., die der BFH seit 2001 geändert hat (s. Anm. 733).
Durch Abs. 1 Nr. 1a wird es idR zu zusätzlichem aktivierungspflichtigen Her-
stellungsaufwand kommen, wenn die Kriterien der Rspr. nicht erfüllt sind.
Stellungnahme: Durch Abs. 1 Nr. 1 wird uE keine Rechtsvereinfachung – so
das Ziel des Gesetzesvorhabens (s. Anm. 734) – erreicht. Es muss zunächst der
bisherige HK-Begriff und zusätzlich – bei angenommenen Erhaltungsaufwand
– auch die Neuregelung geprüft werden (ebenso G. Söffing, DB 2004, 946).
Ferner ist die seit dem Jahr 2001 eingetretene Rspr-Entwicklung nicht mehr oh-
ne Weiteres anwendbar. Dies führt zu einem noch komplexeren System, das
nicht systematisch aufgebaut ist (vgl. G. Söffing, DB 2004, 946) und mehr Ver-
waltungsaufwand erfordert. Die Verankerung dieser unsystematischen Vor-
schrift hatte offensichtlich fiskalischen Charakter (ebenso Korn/Strahl in
Korn, § 6 Rn. 183.1; zu Erweiterungen s. Anm. 744).

IV. Geltungsbereich des Abs. 1 Nr. 1a

1. Persönlicher und sachlicher Geltungsbereich des Abs. 1 Nr. 1a
Gewinneinkunftsarten: Nach der Gesetzessystematik gilt die Regelung zu-
nächst nur für die Bilanzierenden iSd. § 5 Abs. 1. Da § 4 Abs. 1 und § 4 Abs. 3
aber auch an den AK- und HK-Begriff anknüpfen, ist uE diese Gewinnermitt-
lungsvorschrift ebenfalls – aus verfassungsrechtl. Gründen (Art. 3 GG; s. Vor
§§ 4–7 Anm. 29 und 106; BFH v. 29.4.1999 – IV R 7/98, BStBl. II 1999, 489
[490], unter 2b letzter Satz) – für die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 und 3
anwendbar (ebenso Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 381; Korn/Strahl in
Korn, § 6 Rn. 183.3; aA betr. § 4 Abs. 3 Bäuml, FR 2010, 924).
Überschusseinkunftsarten: Durch den Verweis in § 9 Abs. 5 Satz 2 auf § 6
Abs. 1 Nr. 1a ist klargestellt, dass diese Regelung auch bei Überschusseinkunfts-
arten (insbes. bei VuV-Einkünften) entsprechend anzuwenden ist.
Erweiterter persönlicher Anwendungsbereich im Vergleich zur früheren
Verwaltungsregelung: R 157 Abs. 4 EStR 1999 bezog sich lediglich auf die
Einkünfte aus VuV; durch die Verankerung der Neuregelung als gesonderte Ge-
winnermittlungsvorschrift wird der Anwendungsbereich gegenüber der früheren
Verwaltungsregelung erweitert (vgl.Wendt, FS Spindler, 2011, 879 [883]).
Keine Geltung für die Handelsbilanz: Da die Sondervorschrift nicht die han-
delsrechtl. GoB auslegt, sondern zu „fiktiven“ HK führt, und da keine umge-
kehrte Maßgeblichkeit (iSv. § 254 bzw. § 279 Abs. 2 HGB aF, s. § 5 Anm. 63)
gilt, ist diese Regelung in der HBil. nicht anwendbar.
Gebäude: Sachlich beschränkt sich Abs. 1 Nr. 1a auf Gebäude; diese Ein-
schränkung des sachlichen Anwendungsbereichs resultiert offensichtlich aus der
früheren Verwaltungsregelung zu den VuV-Einkünften und der Rspr., die sich
fast ausschließlich auf Gebäude bezog; zum Begriff des Gebäudes s. Anm. 630.

2. Zeitlicher Geltungsbereich des Abs. 1 Nr. 1a
Baumaßnahmen nach dem 31.12.2003: Die gesetzliche Neuregelung gilt nach
§ 52 Abs. 16 Sätze 7 bis 9 erstmalig für Baumaßnahmen, mit denen nach dem
31.12.2003 begonnen wird. Maßgebend hierfür ist der Bauantrag und bei geneh-
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migungsfreien Bauvorhaben die Einreichung der Bauunterlagen (§ 52 Abs. 16
Satz 8).
Rechtsprechungsgrundsätze des BFH (s. Anm. 733 und 474) sind für alle
Bauvorhaben relevant, mit denen vor dem 1.1.2004 begonnen wurde. Soweit die
bisherigen Verwaltungsgrundsätze für den Stpfl. günstiger sind, kann sich der
Stpfl. auf R 157 Abs. 4 EStR 1999 berufen.
Gebäude, die vor dem 1.1.2001 angeschafft wurden, fallen nicht unter die Neu-
regelung. Wurde mit einer Instandhaltungsmaßnahme vor dem 1.1.2004 begon-
nen, fallen alle damit zusammenhängenden Baumaßnahmen – und zwar auch
die Maßnahmen, die nach dem Stichtag erfolgen – nach § 52 Abs. 16 Satz 9 un-
ter die Altregelung (vgl. Wendt, FS Spindler, 2011, 879 [884]).

B. Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 1a

I. Tatbestandsmerkmale des Satzes 1

1. Anschaffungsnahe Aufwendungen als fiktive Herstellungskosten
Keine Herstellungskosten iSd. Abs. 1 Nr. 1 Satz 1: Abs. 1 Nr. 1a kommt nur
zur Anwendung, wenn nicht schon zuvor HK angenommen wurden. Ergibt sich
nach den allgemeinen Regelungen des Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 Erhaltungsaufwand (s.
Anm. 476), so ist Abs. 1 Nr. 1a ergänzend zu prüfen.
Anschaffungsnahe Aufwendungen als „fiktive“ Herstellungskosten: Wer-
den die Tatbestandsmerkmale des Abs. 1 Nr. 1a erfüllt, gelten die Aufwendun-
gen „fiktiv“ als HK (vgl. G. Söffing, DB 2004, 946; s. Anm. 736); sie werden
somit keine HK, die sich aus § 255 Abs. 2 HGB aufgrund des Maßgeblichkeits-
grundsatzes für die stl. Gewinnermittlung ergeben (s. Anm. 50). Mit der Über-
nahme des Begriffs der sog. „anschaffungsnahen Aufwendungen“ folgt der Ge-
setzgeber den Bezeichnungen aus der früheren R 157 Abs. 4 EStR und der
Rspr., ohne damit die bisherige Rechtslage zu übernehmen. Dies verdeutlicht
aber, dass damit eine strechtl. Spezialvorschrift geschaffen wurde, die von der
handelsrechtl. HK-Definition und dessen Merkmalen abweicht.

2. Aufwendungen für Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnah-
men

Keine Begriffsbestimmung: Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnah-
men sind durch das Gesetz hier nicht näher bestimmt. Sie können allerdings auf
der Basis der bisherigen Rspr. sowie Verwaltungsanweisungen zu den Erhal-
tungsaufwendungen ausgelegt werden, wobei allerdings die Negativabgrenzung
des Satzes 2 zu beachten ist.
Auslegungskriterien: In jedem Fall gehören dazu Maßnahmen, die zur He-
bung des Standards eines wesentlichen Merkmals (Fenster, Elektro- und Sanitär-
installationen, Dach, Boden ua.) führen, der Beseitigung von (versteckten) Män-
geln (so R 6.4 Abs. 1 Satz 2 EStR) oder der Anpassung eines Gebäudes an den
zeitgemäßen Zustand dienen (vgl. FG Münster v. 20.1.2010 – 10 K 526/08 E,
DStRE 2010, 205, rkr., Rn. 36; s. auch BFH v. 9.5.1995 – IX R 116/92, BStBl. II
1996, 632; BMF v. 18.7.2003, BStBl. I 2003, 386). Es ist allerdings nicht erfor-
derlich, dass mehrere Merkmale betroffen sein müssen.
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§ 6 Anm. 740–742 Abs. 1 Nr. 1a: Anschaffungsnahe

Negativabgrenzung: Hierzu zählen nicht Aufwendungen für Erhaltungsarbei-
ten iSd. Satzes 2, die jährlich üblicherweise anfangen (sog. Schönheitsreparatu-
ren; s. Anm. 745).

3. Drei-Jahres-Frist
Anschaffungszeitpunkt: Die Frist beginnt mit dem Anschaffungszeitpunkt (s.
Anm. 264) des Gebäudes. Gehören einem Stpfl. in einem – nach WEG auf-
geteilten – Mietshaus mehrere Eigentumswohnungen, die zu unterschiedlichen
Zeitpunkten erworben wurden, so ist der Fristbeginn je ETWohnung isoliert zu
ermitteln (vgl. Wendt, FS Spindler, 2011, 879 [893]).
Ende der Frist: Die Frist endet taggenau drei Jahre nach dem Anschaffungs-
zeitpunkt (ebenso Korn/Strahl in Korn, § 6 Rn. 183.7; Wendt, FS Spindler,
2011, 879 [888]).
Sanierung in Raten nach allgemeinen Herstellungskosten-Grundsätzen:
Bei einer Sanierung in Raten, die sich über einen längeren Zeitraum als drei Jahre
erstreckt, liegen zwar keine anschaffungsnahen Aufwendungen iSd. Abs. 1
Nr. 1a vor; allerdings sind bei einer Sanierung in Raten die allgemeinen Grund-
sätze zur Abgrenzung von Herstellungs- und Erhaltungsaufwand zu beachten
(BFH v. 23.6.1988 – IX B 178/87, BFH/NV 1989, 165 [167]; v. 30.7.1991 – IX
R 123/90, BStBl. II 1992, 30 [31]; Wendt, FS Spindler, 2011, 879 [889], mwN;
OFD München v. 11.6.2004, DStR 2004, 1338, unter 3.; s. Anm. 731).

4. Überschreiten der 15 %-Grenze
Maßstab der 15 %-Grenze: Die AK (s. Anm. 284) sind der Maßstab für die
15 %-Grenze. Übersteigen die Aufwendungen für Instandsetzungs- und Moder-
nisierungsmaßnahmen 15 % der AK, dann liegen aktivierungspflichtige anschaf-
fungsnahe Aufwendungen vor. Führen Aufwendungen für Instandsetzungs-
und Modernisierungsaufwendungen wegen einer wesentlichen Verbesserung so-
wohl zu „allgemeinen“ HK als auch teilweise zu nachträglichen anderen Erhal-
tungsaufwendungen, die nicht unter Abs. 1 Nr. 1a Satz 2 fallen (s. Anm. 745),
dann sind uE die Aufwendungen für die wesentliche Verbesserung (= allgemei-
ne HK) bei Berechnung der 15 %-Grenze einzubeziehen (vgl. Wendt, FS
Spindler, 2011, 879 [890]; OFD München v. 11.6.2004, DStR 2004, 1338, unter
1); zur Erweiterung s. Anm. 744.
Umsatzsteuer: Bei der Ermittlung der 15-%-Grenze ist nach dem (klaren)
Wortlaut von dem Nettobetrag der sog. anschaffungsnahen Aufwendungen aus-
zugehen; dies gilt – unabhängig von der Abziehbarkeit der VorSt. – nicht nur
für die Gewinneinkünfte, sondern auch für die Überschusseinkunftsarten. Für
den Vergleichsbetrag der AK des Gebäudes ist hingegen § 9b anwendbar (vgl.
Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 382), wonach bei Nichtabziehbarkeit der
VorSt. der Bruttobetrag als AK gilt (s. Anm. 285).
Teilentgeltlicher Erwerb: Bei teilentgeltlichem Erwerb können anschaffungs-
nahe Aufwendungen nur anteilig entstehen; insoweit ist nur der Teil zu aktivie-
ren, der auf den entgeltlichen Teil entfällt. Für die Bezugsgrößen gelten dann
auch nur die anteiligen – auf den entgeltlichen Teil anfallenden – AK (ebenso
Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 430; Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 382; Korn/
Strahl in Korn, § 6 Rn. 183.12; R 6.4. Abs. 1 Satz 2 EStR; aA Wendt, FS
Spindler, 2011, 879 [893]). Der unentgeltliche Teil ist allerdings nur dann nicht
maßgebend, wenn der Rechtsvorgänger schon mindestens drei Jahre Eigentü-
mer des Gebäudes war.
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II. Rechtsfolge des Satzes 1

Erfolgsneutralität der Aufwendungen: Sind die Tatbestandsmerkmale des
Satzes 1 erfüllt und kommt kein Ausnahmetatbestand nach Satz 2 zur Anwen-
dung (s. Anm. 744 f.), dann werden Aufwendungen nicht mehr als Erhaltungs-
aufwand (zum Begriff und zur Abgrenzung s. Anm. 476), sondern als aktivie-
rungspflichtiger Herstellungsaufwand iSd. Abs. 1 Nr. 1a behandelt; die
Aufwendungen sind somit im Zeitpunkt der Maßnahme erfolgsneutral.
Absetzung über Abschreibung in der Folgezeit: Die Aufwendungen können
folglich nur über die AfA bzw. die Teilwertabschreibung bzw. AfaA zeitanteilig
steuermindernd als BA bzw. WK abgezogen werden (s. Anm. 240, 269 und 454).

III. Ausnahmen nach Satz 2

1. Keine Aufwendungen für Erweiterungen
Erweiterungen zählen zu den HK nach § 255 Abs. 2 Satz. 1. Es handelt sich
dabei idR um eine „Mehrung der Substanz“ (s. Anm. 265). Aufwendungen für
Erweiterungen sind auch dann zu aktivieren, wenn eine Erweiterung nur gering-
fügig ist (s. Anm. 482 „Vermehrung der Substanz“).
Ausnahme von Satz 1: Der Satz 2 ist als Ausnahme zu Satz 1 geschaffen. Ge-
setzessystematisch wäre die Aufnahme von „Erweiterungen“ hier eigentlich
nicht erforderlich gewesen, da es sich bei diesen Aufwendungen aufgrund der
HK-Begriffs und der damit zusammenhängenden Rspr. (s. Anm. 482) um akti-
vierungspflichtigen Herstellungsaufwand handelt.
15 %-Grenze iSd. Satzes 1: Die Aufwendungen für Erweiterungen gehören
nicht zu den Aufwendungen für Instandsetzungs- und Modernisierungsaufwen-
dungen, die als Basis für die 15 % Grenze gelten (s. Anm. 742), wenn diese Auf-
wendungen separierbar sind (ggf. über Schätzung; s. dazu Wendt, FS Spindler,
2011, 879 [890 f.]). Da diese Aufwendungen aber als AK oder HK zu aktivieren
sind, sind sie uE bei der Bezugsgröße der AK einzubeziehen.
Stellungnahme: Für eine besondere Behandlung der Erweiterungen bestand
gesetzessystematisch kein Erfordernis zu einer besonderen Regelung, da derarti-
ge Aufwendungen uE aufgrund des HK-Begriffs schon zu aktivieren sind. Inso-
weit könnte diese Spezialregelung ersatzlos gestrichen werden.

2. Keine Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten
Erhaltungsarbeiten sind als Begriff im EStG nicht definiert. Sie sind im Satz-
zusammenhang auszulegen. Eine Identität mit dem Begriff der Erhaltungsauf-
wendungen ist offensichtlich nicht erwünscht gewesen; es handelt sich uE um
eine Teilmenge der Erhaltungsaufwendungen.
Jährlich üblicherweise anfallende Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten
sind offensichtlich keine Erhaltungsaufwendungen, die nach einem längeren
(zeitlichen) Zyklus anfallen. Es ist zu vermuten, dass der Gesetzgeber gesonder-
te Schönheitsreparaturen, die regelmäßig im Zeitraum von etwa ein bis zwei Jah-
ren anfallen, aus dem Bereich der anschaffungsnahen Aufwendungen ausson-
dern wollte. Hier gehören zB Malerarbeiten beim Auszug von Mietern oder
nach geringen Schäden im Treppenhaus, Ersatz von zerbrochenen Fensterschei-
ben, jährliche Inspektionen oder regelmäßige Wartungen von Heizungen, Sani-
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§ 6 Anm. 745–763 Abs. 1 Nr. 1a: Anschaffungsnahe Aufwendungen

tär- und Elektroinstallationen sowie defekte Schließanlagen (vgl. Korn/Strahl
in Korn, § 6 Rn. 183.6; Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 417 f.).
Rechtsfolge: Liegen regelmäßige – jährliche – Aufwendungen für Erhaltungs-
arbeiten vor, so gelten diese nicht als anschaffungsnahe Aufwendungen iSd. Sat-
zes 1 (s. Anm. 739). Sie sind daher als sofort abziehbarer Erhaltungsaufwand zu
berücksichtigen. Diese Aufwendungen sind daher nicht bei der sog. 15 %-Gren-
ze zu berücksichtigen (s. Anm. 742). Bei der Bezugsgröße der AK dürfen sie
auch nicht einbezogen werden, da diese Aufwendungen nicht aktiviert werden
können; insoweit werden Aufwendungen für Erweiterungen (s. Anm. 744) und
Erhaltungsarbeiten unterschiedlich behandelt.

Einstweilen frei.746–763
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Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 2:
Bewertung nichtabnutzbarer Anlagegüter

und Umlaufgüter

A. Überblick

Abs. 1 Nr. 2 regelt die Bewertung von WG des nichtabnutzbaren Anlagever-
mögens und des Umlaufvermögens in den Jahresbilanzen. Die Bewertung hat
grds. mit den AHK zu erfolgen (Satz 1; s. Anm. 260 f.; 765). Stattdessen kann
oder muss der Teilwert angesetzt werden (Satz 2; s. Anm. 561 f.; 767 f.). Bewer-
tungsfragen bezüglich einzelner WG s. Anm. 780–1124.

B. Bewertung mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten
(Abs. 1 Nr. 2 Satz 1)

Bewertungsgegenstand:
E Begriff des nichtabnutzbaren Anlagevermögens und des Umlaufvermögens: Begriff des An-
lagevermögens s. Anm. 253; Abgrenzung vom Umlaufvermögen s. Anm. 255 f.
Der Begriff des nichtabnutzbaren Anlagevermögens ergibt sich durch Gegenüber-
stellung mit dem abnutzbaren Anlagevermögen, s. Anm. 258.
E Bedeutung der gesetzlichen Aufzählung (Grund und Boden, Beteiligungen, Umlauf-
vermögen): Die Aufzählung einiger WG des nichtabnutzbaren Anlagever-
mögens hat nur beispielhafte Bedeutung, da sonst die Bewertung weiterer WG
des nichtabnutzbaren Anlagevermögens nicht geregelt wäre (zB von nicht-
abnutzbaren immateriellen WG).
Bewertungsmaßstäbe:
E Anschaffungs- und Herstellungskosten bei nichtabnutzbaren Anlagegütern und bei Um-
laufgütern: Hinsichtlich der Bewertung mit den AHK gelten die gleichen Grund-
sätze wie beim abnutzbaren Anlagevermögen; die Begriffe AK und HK iSd.
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sind einheitlich, dh. sie gelten für alle Arten von WG.
Über AK s. Anm. 260–303. Über HK allg. s. Anm. 454–469. Da die Bewertung
von WG mit den HK besonders bei WG des Vorratsvermögens von Bedeutung
ist, werden die zu den HK gehörenden Aufwendungen, soweit sie Spezifika ent-
halten, an jener Stelle der Erl. zu § 6 behandelt (s. Anm. 975–1000).
E Einzelfragen, die sich aus den Besonderheiten bei einzelnen WG ergeben, s.
Grund und Boden Anm. 780–782; Beteiligungen an KapGes. Anm. 800–803;
Forderungen Anm. 908; Vorratsvermögen Anm. 973–1000; Wertpapiere und
Anteile an KapGes. Anm. 1094.
E Abgrenzung Herstellungsaufwand/Erhaltungsaufwand: s. Anm. 470–502.

Einstweilen frei.
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C. Bewertung mit dem niedrigeren Teilwert
(Teilwertabschreibung; Abs. 1 Nr. 2 Satz 2)

I. Recht oder Pflicht zur Teilwertabschreibung

Zum Begriff der Teilwertabschreibung s. Anm. 554. Nach dem Wortlaut des
Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 besteht ein Wahlrecht (s. dazu Anm. 51, 561–563, und § 5
Anm. 110). Entsprechend diesen Regeln ist uE zu unterscheiden zwischen
nichtabnutzbaren WG des Anlagevermögens und WG des Umlaufvermögens
sowie zwischen Gewinnermittlung nach § 5 und § 4 Abs. 1.
Zwischenwert: Ist eine Teilwertabschreibung nur zulässig, aber nicht notwen-
dig, so kann eine teilweise Teilwertabschreibung vorgenommen werden (s.
Anm. 561–563).
Nichtabnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens:
E Gewinnermittlung nach § 5: Handelsrechtlich gilt das sog. gemilderte Niederstwert-
prinzip: Bei einer voraussichtlich dauernden Wertminderung besteht eine Pflicht
zur außerplanmäßigen Abschreibung (§ 253 Abs. 3 Satz 3 HGB); bei einer
voraussichtlich nur vorübergehenden Wertminderung besteht seit dem BilMoG
nur noch bei Finanzanlagen handelsrechtlich ein Wahlrecht zur außerplan-
mäßigen Abschreibung (§ 253 Abs. 3 Satz 4 HGB). Stl. ist die Teilwertabschrei-
bung seit 1999 nur noch bei einer voraussichtlich dauernden Wertminderung er-
laubt (s. dazu BFH v. 14.3.2006 – I R 22/05, DStR 2006, 1311; BMF v. 25.2.
2000, BStBl. I 2000, 372); bei Gewinnermittlern nach § 5 Abs. 1 war die Teil-
wertabschreibung – bei inhaltsgleichen Werten – bis zum BilMoG in derartigen
Fällen dann nach hM zwingend (s. Anm. 51 und 562 mwN); seit dem BilMoG
resultiert nach Auffassung der FinVerw. ein Wahlrecht (BMF. v. 12.3.2010,
BStBl. I 2010, 239 – Rn. 15), was uE abzulehnen ist (uE Pflicht zur Teilwert-
abschreibung, ebenso Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 563 f.; Fischer in Kirchhof
X. § 6 Rn. 99; s. dazu ausführl. Anm. 51 und § 5 Anm. 110 mwN).
E Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1: Es besteht grds. nur ein Recht, keine Pflicht
zur Teilwertabschreibung (s. auch Anm. 563; vor §§ 4–7 Anm. 24).
Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens:
E Gewinnermittlung nach § 5: Handelsrechtl. gilt das sog. strenge Niederstwertprinzip,
dh. eine Pflicht zur Teilwertabschreibung (§ 253 Abs. 4 Sätze 1 und 2 HGB; s.
Anm. 51 und 562 mwN).
E Strechtl. ist eine Teilwertabschreibung im Gegensatz zum Handelsrecht bei ei-
ner voraussichtlich nur vorübergehenden Wertminderung seit 1999 – wegen des
Zusatzes „aufgrund einer voraussichtlich dauernden Wertminderung“ in Nr. 2 –
nicht mehr zulässig (s. Anm. 562 mwN). Insoweit können Differenzen zwischen
HBil. und StBil. bei nur vorübergehenden Wertminderungen zwingend sein.
Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1: s. Anm. 563 und §§ 4–7 Anm. 24.

II. Voraussetzung der Bewertung mit dem niedrigeren Teilwert

Bewertung mit dem niedrigeren Teilwert setzt nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 voraus,
dass der Teilwert am Bilanzstichtag unter den AHK des betreffenden WG liegt.
Maßgeblichkeit der HBil. s. Anm. 51 und § 5 Anm. 110.
Gegenstand der Teilwertabschreibung ist das einzelne WG, s. Anm. 565.

§ 6 Anm. 767–768 Abs. 1 Nr. 2: Bewertung nichtabnutzbarer
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Zum Zeitpunkt der Teilwertabschreibung s. Anm. 566 ff.

Einstweilen frei.

III. Teilwertermittlung und Durchführung der Teilwert-
abschreibung

Es gilt grds. das Gleiche wie bei abnutzbaren Anlagegütern. Begriff des Teil-
werts s. Anm. 572–582. Ermittlung des Teilwerts in der Praxis s. Anm. 589–613.
Einzelfragen bezüglich verschiedener WG: Grund und Boden s. Anm. 785,
Beteiligungen an KapGes. s. Anm. 810–812, Forderungen s. Anm. 910–935,
Vorratsvermögen s. Anm. 1002–1025, Wertpapiere und Anteile an KapGes. s.
Anm. 1095–1096, Verbindlichkeiten s. Anm. 1138–1140; s. auch Anm. 1700.

Einstweilen frei.

D. Bewertung mit dem höheren Teilwert
(Teilwertzuschreibung; Abs. 1 Nr. 2 Satz 3)

Wegfall des handels- und steuerrechtlichen Zuschreibungswahlrechts: Bis
zum 31.12.1998 galt ein Zuschreibungswahlrecht, das aufgehoben wurde; s.
Anm. 624 f.; zur Übergangsrücklage s. Anm. 627.
Zuschreibungsgebot: Für die WG, die unter Nr. 2 fallen, gelten die Ausfüh-
rungen zu Nr. 1 Satz 4 entsprechend. Demnach gilt seit 1999 ein Wertauf-
holungsgebot bis zu den (fortgeführten) AHK; s. dazu ausführl. Anm. 625.

Einstweilen frei.

Anhang zu Abs. 1 Nr. 2:
Bewertung einzelner nichtabnutzbarer Anlagegüter

und Umlaufgüter

A. Bewertung von Grund und Boden

I. Bewertungsgegenstand „Grund und Boden“

Inhalt des Begriffs „Grund und Boden“: Gemeint ist in Abs. 1 Nr. 2 der sog.
nackte Boden, die Bodensubstanz auf der Erdoberfläche (vgl. BFH v. 24.8.1989
– IV R 38/88, BStBl. II 1989, 1016; H 6.b 1 „Grund und Boden“ EStH).
Der Begriff „Grund und Boden“ ist nicht nach den Vorschriften des bürgerli-
chen Rechts, sondern nach strechtl. Gesichtspunkten und den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Bilanzierung und Gewinnermittlung abzugrenzen (BFH v. 14.3.
1961 – I 17/60 S, BStBl. III 1961, 398; v. 30.11.1978 – IV R 43/78, BStBl. II
1979, 281; Raab, FR 1962, 116) und daher eng auszulegen.
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Umfang des Begriffs „Grund und Boden“:
E Mehrere Grundstücksflächen: Unter Hinweis auf BFH v. 16.7.1968 – GrS 7/67
(BStBl. II 1969, 108) lehnt BFH v. 29.9.1971 – I R 195/69 (BStBl. II 1972, 13)
die Bildung eines durchschnittlichen Anschaffungspreises mehrerer zusammen-
hängender, jedoch einzeln im Grundbuch eingetragener und mit eigener Plan-
nummer versehener Grundstücksflächen ab. Demgemäß können bei den ein-
zelnen Grundstücksflächen Teilwertabschreibungen erfolgen, soweit bei der
einzelnen Fläche der Teilwert unter dem Buchwert liegt. Vgl. andererseits BFH
v. 6.12.1978 – I R 33/75 (BStBl. II 1979, 259), wo zwei mit einem einzigen Ge-
bäude bebaute Grundstücksflächen (eigene und überbaute fremde) vom Erwerb
der fremden Fläche an unabhängig von der weiterhin getrennten Eintragung im
Grundbuch als ein einziges WG behandelt und bewertet wurden.
E Der Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung mehrerer Grundstücke oder Gebäude ist
für die Frage, ob es sich um ein einziges WG oder um mehrere WG handelt, un-
erheblich (glA Hoffmann, FR 1972, 210).
Abgrenzung gegenüber anderen Wirtschaftsgütern:
E Anlagen auf oder im Grund und Boden sind – ungeachtet ihrer bürgerlich-rechtl.
Zusammenfassung mit dem Boden – selbständige WG. In Betracht kommen
Bauwerke wie Be- und Entwässerungsanlagen, Brücken, Brunnen, Hof-, Ufer-
und Wegebefestigungen, Kanäle, Wehre, Zäune (vgl. H 6 b. 1 „Nicht begünstig-
te Wirtschaftsgüter“ EStH; RFH v. 4.1.1939, RStBl. 1939, 297 betr. Uferschutz-
anlagen, und v. 11.10.1939, RStBl. 1940, 28, wenn die Anlagen im Verhältnis
zum Grundstück einen erheblichen Umfang haben). Ferner gehören dazu land-
wirtschaftliche und gärtnerische Kulturen (vgl. dazu BMF v. 8.9.2009, BStBl. I
2009, 927).
E Bodenschätze sind selbständige WG, und zwar nach BFH v. 23.6.1977 – IV R
17/73 (BStBl. II 1977, 825), „sobald sie zur nachhaltigen gewerblichen Nutzung
in den Verkehr gebracht sind, dh. wenn zB mit ihrer Aufschließung begonnen
wird oder mit ihr zu rechnen ist“; bis dahin bleiben sie auch strechtl. Bestandteil
des zum Anlagevermögen gehörenden Grundstücks, in dem sie sich befinden.
Wird der Abbau genehmigt oder zur gewerblichen Nutzung in Verkehr gebracht
(etwa durch einen gesonderten Anteil des Kaufpreises bei der Veräußerung eines
Grundstücks), so entsteht ein eigenständiges WG (vgl. BFH v. 19.7.1994 – VIII
R 75/91, BStBl. II 1994, 846 mwN; BMF v. 7.10.1998, BStBl. I 1998, 1221); zu
den Bodenschätzen „gehört alles, was aus der den Menschen zugänglichen Erd-
kruste gewonnen werden kann“ (BFH v. 9.5.1957 – IV 186/56 U, BStBl. III
1957, 246), zB Bims, Erdöl, Erze, Kau, Kies, Kohle, Mergel, Sand, Steine, Ton.
Zur LuF und dem Abbau von Bodenschätzen s. BFH v. 4.12.2006 – GrS 1/05,
BStBl. II 2007, 508 und § 5 Anm. 399 und 1720; s. § 13 Anm. 202–204 und
BMWF v. 29.2.1972 (BStBl. I 1972, 103, Nr. 4); zu AfS s. § 7 Anm. 523–546.
E Feldinventar (Saat und Dünger, soweit sie sich im Boden befinden; vgl. RFH v.
22.5.1935, StuW 1935 Nr. 400) und stehende Ernte behandelt BFH v. 7.11.1963 –
IV 153/63 S (BStBl. III 1964, 62) als selbständige WG; jedoch kann bei landwirt-
schaftlichen Betrieben mit jährlicher Fruchtfolge nach Auffassung der FinVerw.
von einer Aktivierung abgesehen werden (vgl. R 14 Abs. 2 Satz 3 EStR). Früchte
des Bodens verlieren den wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Boden nicht
schon durch die Trennung, sondern erst durch die Überführung in die Wirt-
schaft des land- oder forstw. Betriebs. Erst mit dieser Tätigkeit, der Slg. und Auf-
speicherung, durch die sie der Verwertung zugeführt werden, gilt der Erntevor-
gang als beendet; bis dahin sind die Früchte also wie der Boden zu behandeln.

§ 6 Anm. 780 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung
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E Gebäude sind gegenüber dem Boden, auf dem sie sich befinden, selbständige
WG. Dieser Grundsatz der Einzelbewertung gilt auch dann, wenn mehrere WG
wirtschaftlich so miteinander verbunden sind, dass sie nur gemeinsam veräußert
werden können, wie besonders Grund und Boden und das darauf errichtete Ge-
bäude. So BFH v. 16.7.1968 – GrS 7/67 (BStBl. II 1969, 108) unter Aufgabe
der zuvor von der Rspr. vertretenen sog. Einheitstheorie; v. 19.6.1973 – I R
201/71, BStBl. II 1973, 706, vgl. Schlosser, StWa. 1979, 60. Die getrennte Be-
wertung bewirkt aber nicht auch eine getrennte Zurechnung zum BV oder PV;
werden zB die oberen Stockwerke eines bis dahin zum BV gehörenden Gebäu-
des entnommen, so wird auch ein entsprechender Grundstücksanteil entnom-
men (BFH v. 24.11.1982 – I R 51/82, BStBl. II 1983, 365; v. 15.2.2001 – III
20/99, BStBl. II 2003, 635; s. dazu § 5 Anm. 398.
E Hohlräume unter der Erdoberfläche (zB nach Aussolung eines Salzstocks) kön-
nen selbständige WG bilden (BFH v. 14.10.1982 – IV R 19/79, BStBl. II 1983,
203).
E Wald: Das sog. stehende Holz wird gegenüber dem Boden als selbständiges
WG beurteilt.
E Wegerecht: Der Erwerb eines Wegerechts, das durch eine Grunddienstbarkeit
gesichert wird, ist dem Erwerb eines Grundstücksteils (zur Benutzung als
Durchfahrt) vergleichbar; das Wegerecht rechnet daher zum Grund und Boden
des herrschenden Grundstücks (BFH v. 7.10.1960 – I 120/60 U, BStBl. III,
491).

Einstweilen frei.

II. Anwendung der Bewertungsmaßstäbe des Abs. 1 Nr. 2
auf Grund und Boden

1. Anschaffungs- und Herstellungskosten von Grund und Boden
Anschaffungskosten von Grund und Boden: Über AK s. Anm. 269–404, be-
sonders über Aufteilung eines Gesamtkaufpreises auf Boden und Gebäude s.
Anm. 313; über Erwerb in der Zwangsversteigerung s. Anm. 975 und 1025; s.
ferner Anm. 640–642 Erschließungsbeiträge, Garagenablösung (Stellplätze) s.
Anm. 643, Kanalisation s. Anm. 646; über Aufwendungen zur Befreiung von ei-
ner dinglichen Last als AK des belasteten Grundstücks s. Anm. 401, § 5
Anm. 1042, 1056.
Grundstücksvermessungskosten gehören grds. zu den AK eines Grund-
stücks, auch wenn sie erst längere Zeit nach dem Erwerb der wirtschaftlichen
Verfügungsmacht entstehen. Sogleich abziehbar sind sie, wenn die Anschaffung
nicht zustande kommt, ferner zB im Betrieb eines Grundstückshändlers.
Herstellungskosten von Grund und Boden: Eine „Herstellung“ von Grund
und Boden in der Weise, dass bisher nicht vorhandener Boden geschaffen wird,
ist regelmäßig nicht möglich; Boden wird im Allg. angeschafft, und weitere Auf-
wendungen auf den Boden bilden dann zusätzliche AK oder Erhaltungsaufwand
(s. dazu allg. Anm. 293, 297, 470 ff.). Ausnahmen sind aber möglich, zB wenn
Boden durch Trockenlegung eines Gewässers oder durch Aufschütten in einem
Gewässer gewonnen wird.
E Aufwendungen zur Bodenverbesserung: UE ist wie folgt zu unterscheiden: Aufwen-
dungen, durch die bisher nicht nutzbarer Boden nutzbar gemacht wird (Urbarma-
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chung), bilden HK des Bodens (BFH v. 13.9.1984 – IV R 101/82, BStBl. II
1985, 49 unter 2.b; RFH v. 20.4.1933, RStBl. 1933, 638; für AK RFH v. 2.11.
1938, RStBl. 1939, 125; BFH v. 19.12.1962 – IV 324/60 U, BStBl. III 1963, 207;
v. 19.12.1962 – IV 268/59 S, BStBl. III 1963, 357), da ein andersartiges WG ge-
schaffen oder zumindest der vorhandene Boden in seiner Substanz wesentlich
verändert wird. Aufwendungen dagegen, durch die nur ein bereits nutzbarer Boden
verbessert wird (zB durch Auflesen von Steinen, Entfernen von Unkraut, Dün-
gen, Überdecken mit Mutterboden, Umbrechen und Einsäen einer Wiese), bil-
den weder AK noch HK des Bodens, sondern Erhaltungsaufwand (RFH v. 4.1.
1939, RStBl. 1939, 297 unter 1.; v. 22.3.1939, StuW 1939, Nr. 322 betr. Obstgar-
ten; v. 11.10.1939, RStBl. 1940, 28; v. 2.12.1942, RStBl. 1943, 10; BFH v. 19.12.
1962 – IV 324/60 U BStBl. III 1963, 207 betr. Planierung einer Schafweide
zwecks besserer, anderer Nutzung; v. 19.12.1962 – IV 268/59 S, BStBl. III 1963,
357; v. 26.6.1975 – VI R 66/72, BStBl. II 1976, 8 betr. Entfernung von Baum-
wurzeln zwecks landwirtschaftlicher statt forstwirtschaftlicher Nutzung).
E Aufwendungen auf Anlagen im Boden, die besondere WG sind (s. Anm. 780 und
§ 6b Anm. 38), sind gesondert – als AHK oder als Erhaltungsaufwand – dieser
WG zu beurteilen.

Einstweilen frei.

2. Teilwert von Grund und Boden
Bewertungsgegenstand: Die Einheitstheorie, nach der Grundstück und Ge-
bäude sowie mehrere zusammenhängende Grundstücksflächen eine Einheit bil-
deten, ist aufgegeben (s. Anm. 780; BFH v. 14.3.2006 – I R 22/05, DStR 2006,
1311 unter II.1.a und 3. mwN); dies gilt auch bei der Teilwertermittlung (zur
Teilwertabschreibung bei sog. Überpreisen s. BFH v. 7.2.2002 – IV R 87/99,
BStBl. II 2002, 294; s. Anm. 588).
Teilwertermittlung: Allgemeines zum Teilwert s. Anm. 572–616; über Einzel-
veräußerungspreis als Untergrenze des Teilwerts (zB bei Bauerwartungsland) s.
Anm. 616.
Teilwertminderungen können zB eintreten durch Schädigungen der Erdober-
fläche infolge von Naturereignissen (bes. Hochwasser, chemische Verseuchung)
oder Abbau von Bodenschätzen, infolge Beeinträchtigung der Nutzbarkeit
durch Immissionen (Abgase, Lärm), Änderung der Verkehrsverhältnisse oder
teilweise Veräußerung und dadurch bewirkte Minderung der Nutzbarkeit des
Reststücks.
Teilwertabschreibung: Die AK bilden den wichtigsten Bewertungsmaßstab
für Grund und Boden (Herstellungskosten fallen nur ausnahmsweise an, s.
Anm. 782); sie bleiben maßgebend, solange nicht der Teilwert unter die AK ge-
sunken ist.
Kontaminierung, Altlasten: BFH v. 19.11.2003 – I R 77/01, BStBl. 2010, 482;
BMF v. 11.5.2010, BStBl. I 2010, 495; zum Verhältnis zur Rückstellungsbildung
s. auch Anm. 559.
Nachholung einer Teilwertabschreibung s. Anm. 569.

Einstweilen frei.
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B. Bewertung von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften

Schrifttum: Moxter, Grundsätze ordnungsmäßiger Unternehmensbewertung, in DStJG
7 (1984), 387; Wassermeyer, Tausch und Einlage von Anteilen an Kapitalgesellschaften
über die Grenze, DB 1990, 855; Siegel, Grundlagen der Unternehmensbewertung, WiSt
1991, 231; Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl., Köln 1993; Kü-
ting/Kessler, Teilwertabschreibungen auf Beteiligungen unter besonderer Berücksichti-
gung der höchstrichterlichen Finanzrechtsprechung, GmbHR 1995, 345; Hoffmann, Die
Einlagen in Kapitalgesellschaften als Bilanzierungsproblem beim Einlegenden, BB 1996,
Beil. 16; Ammelung/Pletschacher/Jarothe, Die Teilwertabschreibung auf GmbH-
Beteiligungen, GmbHR 1997, 97; Hoffmann, Die Rechtsbeziehungen zwischen GmbH
und ihren Gesellschaftern, insbesondere deren Einlagen, in DStJG 20 (1997), 141; Voß-
kuhl/Lübker, Teilwertabschreibung auf Beteiligungen insbesondere im Hinblick auf die
Wirtschaftskrise in Asien, DB 1998, 1577; Groh, Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/
2002: Imparitätsprinzip und Teilwertabschreibung, DB 1999, 978; Herzig/Rieck/Geh-
ring, Vermeidung steuerpflichtiger Zuschreibungen bei Beteiligungen an Kapitalgesell-
schaften, BB 1999, 575; Neu, Steuerliche Abschreibung und Wertaufholung bei GmbH-
Beteiligungen, GmbH – StB 1999, 284; Rödder, Wertaufholungsgebot betreffend
Beteiligungen und Umstrukturierung, DStR 1999, 1019; Weber-Grellet, Die Steuerbilanz
nach dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002, StuB 1998, 1289; Dietrich, Teilwert-
abschreibung, Wertaufholungsgebot und „voraussichtlich dauernde Wertminderung“ im
Spiegel des BMF-Schreibens vom 25.2.2000, DStR 2000, 1629; Hoffmann, Steuersen-
kungsgesetz: Die Bilanzierung von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, DB 2000, 1931;
Hommel/Berndt, Voraussichtlich dauernde Wertminderung bei der Teilwertabschrei-
bung und Abschlussstichtagsprinzip, FR 2000, 1305; Strahl, Teilwertabschreibung und
Wertaufholung, KÖSDI 2000, 12371; Hoffmann, Die Beteiligung an Kapitalgesellschaf-
ten als Wirtschaftsgut sui generis, in Festschr. Müller, München 2001, 631; Milatz/Eh-
lers, Wertpapierhandel und Beteiligungshandel – ein Gegensatz?, DB 2002, 2291; Wiese,
Gewerblicher Handel mit Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, GmbHR 2002, 293;
Bitz/Schneeloch/Wittstock, Der Jahresabschluss, 4. Aufl., München 2003; Fey/Mujka-
novic, Außerplanmäßige Abschreibungen auf das Finanzanlagevermögen, WPg. 2003,
212; Roser, Steuerliche Anerkennung von Anlaufverlusten, EStB 2003, 312; Schiffers,
Bewertung von Anteilen an Kapitalgesellschaften für ertragsteuerliche Zwecke, GmbH-
StB 2003, 257; Wiedmann, Bilanzrecht, 2. Aufl., München 2003; Groh, Verluste in der
stillen Gesellschaft, DB 2004, 668; Hoffmann, „Negative“ Teilwertabschreibung auf Ge-
sellschafter-Verbindlichkeiten?, GmbH-StB 2004, 190; Küting, Die Abgrenzung von vo-
rübergehenden und dauernden Wertminderungen im nichtabnutzbaren Anlagevermögen
(§ 253 Abs. 2 Satz 3 HGB), DB 2005, 1121; Schuhmann, Wertpapierhandel und Betei-
ligungshandel, StBp. 2005, 144; Winden/Herzogenrath, Die Teilwertabschreibung nach
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG wegen voraussichtlich dauernder Wertminderung und ihre
Anwendbarkeit auf Kursverluste bei börsennotierten Wertpapieren, FR 2005, 878; Eng-
ler, Kosten einer Due Diligence – Aufwand oder aktivierungspflichtige Anschaffungskos-
ten?, BB 2006, 747; Schön, Teilwertabschreibungen auf börsennotierte Wertpapiere, in FS
Raupach, Köln 2006, 299; Winnefeld, Bilanz-HB, 4. Aufl., München 2006; Moxter, Bi-
lanzrechtsprechung, 6. Aufl., Tübingen 2007; Prinz, BFH schafft Klarheit für bilanzsteu-
erliches Wertaufholungsgebot bei Kapitalgesellschaftsbeteiligungen, StuB 2007, 664; Rät-
ke, Teilwertabschreibung auf Aktien im Anlagevermögen, StuB 2007, 131; Heger,
Voraussichtlich dauernde Wertminderung, Ubg 2008, 68; Hoffmann, Voraussichtlich dau-
erhafte Wertminderung bei börsennotierten Aktien (Anm. zum BFH-Urteil vom 26.9.
2007 – I R 58/06), DB 2008260; Lohmann/von Goldacker/Achatz, Nebenkosten der
Akquisition einer deutschen Kapitalgesellschaft – hauptsächlich steuerliche Betriebsausga-
ben!, BB 2008, 1592; Patek, Die Beurteilung der voraussichtlichen Dauerhaftigkeit von
Wertminderungen börsennotierter Aktien des Finanzanlagevermögens, FR 2008, 689; Pe-
tersen/Zwirner, Unternehmensbegriff, Unternehmenseigenschaft und Unternehmens-
formen, DB 2008, 481; Ruhnke, Rechnungslegung nach IFRS und HGB, 2. Aufl., Stutt-
gart 2008; Schlotter, Voraussichtlich dauernde Wertminderung nach dem Urteil des
BFH zur Teilwertabschreibung auf Aktien vom 26.9.2007, BB 2008, 546; Schwarz, Zwei-
felsfragen bei der Einlage von Kapitalgesellschaften in Kapitalgesellschaften, insbesondere
Wertaufholungsproblematik, FR 2008, 548; Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen, 10. Aufl.,
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Düsseldorf 2009; Herzig/Briesemeister, Steuerliche Problembereiche des BilMoG-RegE,
Ubg 2009, 157; Herzig/Briesemeister, Steuerliche Konsequenzen der Bilanzrechts-
modernisierung für Ansatz und Bewertung, DB 2009, 976; Niehus/Wilke, Die Besteue-
rung der Kapitalgesellschaften, 2. Aufl., Stuttgart 2009; Peter/Graser, Zu kurz gegriffen:
Due Diligence-Kosten als Anschaffungsnebenkosten beim Beteiligungserwerb, DStR
2009, 2032; Schildbach, Der handelsrechtliche Jahresabschluss, 9. Aufl., Herne/Berlin
2009; Wieland-Blöse, Die Bewertung von Beteiligungen im Überschuldungsstatus, WPg
2009, 1184; Buchholz, Grundzüge des Jahresabschlusses nach HGB und IFRS, 6. Aufl.,
München 2010; Federmann, Bilanzierung nach Handelsrecht, Steuerrecht und IAS/IFRS,
12. Aufl., Berlin 2010; Geberth/Blasius, § 5 Abs. 1 EStG – Neukonturierung des Maß-
geblichkeitsprinzips, FR 2010, 408; Hennrichs, Neue Herausforderungen für den Mittel-
stand im BilMoG, GmbHR 2010, 17; Heno, Jahresabschluss nach Handelsrecht, Steuer-
recht und internationalen Standards (IFRS), 6. Aufl., Berlin/Heidelberg 2010;
Niehus/Wilke, Die Besteuerung der Personengesellschaften, 5. Aufl., Stuttgart 2010; Pe-
ter/Henninger-Osgood, Wertaufholung nach vorheriger Teilwertabschreibung im Zu-
sammenhang mit einer Einbringung in eine Kapitalgesellschaft, StuB 2010, 348; Prinz,
Neue BFH-Judikate zur Wertaufholung bei Kapitalgesellschaften, StuB 2010, 43; Scheff-
ler, Besteuerung von Unternehmen Bd. II: Steuerbilanz, 6. Aufl., Heidelberg 2010; Seer/
Krumm, Die unternehmerische Kapitalgesellschaftsbeteiligung, in FS Herzig, Köln 2010,
45; Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht, 10. Aufl., Münster/Köln 2010; Wöhe/Mock, Die
Handels- und Steuerbilanz, München 2010.

I. Bewertungsgegenstand bei Beteiligungen an Kapitalgesellschaften

1. Begriff der Beteiligungen
Einordnung der Beteiligungen: Als nichtabnutzbare WG des Betriebs (vgl.
hierzu § 5 Anm. 380 ff. mwN) führt Abs. 1 Nr. 2 neben Grund und Boden und
Umlaufvermögen die Beteiligungen auf. Den Gliederungsvorschriften der HBil.
zufolge lassen sich Anteile und Aktien prinzipiell den Beteiligungen, aber auch
den Wertpapieren des AV zuordnen (BFH v. 16.3.1989 – IV R 133/86, BStBl. II
1989, 737). Beteiligungen iSv. § 271 HGB stellen handelsrechtlich Finanzanlagen
dar in der Vollgliederung des § 266 Abs. 2 HGB: „Beteiligungen“. Vorrang (vgl.
Scheffler in Beck-HdR, B 213 Rn. 140) hat handelsrechtlich, wenn die Voraus-
setzungen für verbundene Unternehmen nach §§ 290 iVm. 271 Abs. 2 HGB
beim Beteiligungsunternehmen vorliegen, der Ausweis der Beteiligung als „An-
teile an verbundenen Unternehmen“. Beide Positionen stellen stl. in Satz 1 ge-
nannte Beteiligungen dar.

Hinweis: Auch der Verzicht auf ein explizites Benennen der Beteiligungsvoraussetzung
in § 290 HGB durch das BilMoG (v. 25.5.2009, BGBl. I 2009, 1102; BStBl. I 2009, 650;
zur zeitlichen Anwendung s. näher § 5 Anm. 2) ändert die Einordnung dieser handels-
bilanziellen Posten nicht (zum Sonderfall einer Kapitalbeteiligung von Null vgl. Kozi-
kowski/Ritter in Beck-BilKomm. VII. § 290 HGB Rn. 10; zur einheitlichen Begriff-
lichkeit s. von Keitz in Baetge/Kirsch/Thiele, § 271 HGB Rn. 3). Angesichts ihres
weiterhin zu bejahenden Beteiligungscharakters sind beide Positionen stl. unter die in
Satz 1 genannten Beteiligungen zu subsumieren (vgl. Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 550;
Kozikowski/Gutike in Beck-BilKomm. VII. § 271 HGB Rn. 7).

Handelsrechtliche Finanzanlagen sind stl. uE finanzielle WG (s. § 5 Anm. 376;
vgl. Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 91;
Frotscher, § 5 Rn. 169; Winnefeld, Bilanz-HB IV. Rn. D 443; Scheffler, Be-
steuerung von Unternehmen Bd. II: Steuerbilanz, 6. Aufl. 2010, 97; Weber-
Grellet in Schmidt XXX. § 5 Rn. 171; Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht,
10. Aufl. 2010, 85; für materielle WG BFH v. 4.12.2006 – GrS 1/05, BStBl. II
2007, 508; Buciek in Blümich, § 5 Rn. 531 f.; Wolfgang in KSM, § 5 Rn. C 69;
für immaterielle WG Meurer in Lademann, § 6 Rn. 563). Beteiligungen reprä-
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sentieren ökonomisch einen Vermögenswert, der aus anderen Vermögenswerten
der Beteiligungsgesellschaft abgeleitet ist (vgl. Hoffmann in FS Müller, 2001,
631), und stehen bilanzrechtlich für „eine Art derivativen Produktes“ Hoffmann
in LBP, § 6 Rn. 555; mit Hinweis auf eine theoretisch mögliche Folge unend-
licher Beteiligungsketten).
Ableitung des Beteiligungsbegriffs: Der Beteiligungsbegriff wird in § 6 nicht
definiert; er muss folglich aus den handelsrechtlichen Bilanzvorschriften abgelei-
tet werden (vgl. hierzu schon BFH v. 14.2.1973 – I R 76/71, BStBl. II 1973, 397;
v. 20.12.1995 – VIII B 83/95, BFH/NV 1996, 468, mwN). Nach § 271 Abs. 1
Satz 1 HGB sind Beteiligungen Anteile an anderen Unternehmen, die bestimmt
sind, dem eigenen Geschäftsbetrieb durch Herstellung einer dauernden Verbin-
dung zu jenen Unternehmen zu dienen. Trotz Verortung unter den ergänzenden
Vorschriften für KapGes. gilt diese Norm für alle Kaufleute (vgl. ADS VI. § 271
HGB Rn. 3). Die Rechtsform des Beteiligungsunternehmens ist grds. unerheb-
lich (vgl. Morck in Koller/Roth/ Morck VI. § 271 HGB Rn. 2).

Hinweis: Die Anteile müssen dem eigenen Geschäftsbetrieb zu dienen bestimmt sein,
so dass der Beteiligungsbegriff nicht aus § 17 heranzuziehen ist, weil dort ua. durch
Wortlaut, Sinn und Zweck der Norm die unterschiedliche stl. Behandlung wesentlicher
Beteiligungen im PV gegenüber denen im BV gerechtfertigt ist; letztere werden regel-
mäßig als wirtschaftliche Einheit bewertet (so uE zurecht BFH v. 20.12.1995 – VIII B
83/95, BFH/NV 1996, 468; vgl. auch Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 805; zur Normen-
spezifik BFH v. 10.10.1978 – VIII R 126/75, BStBl. II 1979, 77; v. 14. 2.1973 – I R
76/71, BStBl. II 1973, 397; v. 7.3.1974 – VIII R 118/73, BStBl. II 1974, 567; v. 12.2.
1980 – VIII R 114/77, BStBl. II 1980, 494; v. 10.11.1998 – VIII R 6/96, BStBl. II
1999, 348; v. 18.12.2001 – VIII R 27/00, BStBl. II 2002, 733; v. 6.3.2003 – XI R 52/01,
BStBl. II 2003, 658; v. 25.3.2003 – VIII R 24/02, BFH/NV 2003, 1305; v. 1.7.2003 –
VIII R 71/02, BFH/NV 2003, 1398; v. 20.4.2005 – X R 2/03, BStBl. II 2005, 694).

Beteiligung an einer KapGes. ist die Gesamtheit der gesellschaftsrechtlichen Ka-
pitalanteile an einer KapGes. und ihnen wirtschaftlich gleichstehende gesell-
schaftsähnliche Kapitalanlagen, wenn die Rechte dauernd beim Inhaber bleiben
sollen und dazu bestimmt sind, eine wirtschaftliche Verbindung – etwa zur Si-
cherung von Bezugsquellen oder Vertriebswegen (vgl. Heno, Jahresabschluss
nach Handelsrecht, Steuerrecht und internationalen Standards (IFRS), 6. Aufl.
2010, 238) – zwischen Inhaber und Beteiligungsunternehmen zu bewirken, also
einen Einfluss auf das andere Unternehmen auszuüben, der über die Belange
eines Kapitalanlegers hinausgeht (vgl. BFH v. 14.2.1973 – I R 76/71, BStBl. II
1973, 397; v. 31.10.1978 – VIII R 124/74, BStBl. II 1979, 108; zum Paket-
zuschlag Scheffler in Beck-HdR, B 213 Rn. 344). Die Anteile müssen nicht
zwingend mit dem Ziel der Einflussnahme auf die Geschäftsführung (vgl. ADS
VI. § 271 HGB Rn. 18; Scheffler in Beck-HdR, B 213 Rn. 171; Kozikowski/
Gutike in Beck-BilKomm. VII. § 271 HGB Rn. 17), aber über Renditegründe
hinaus zu unternehmerischen Zwecken gehalten werden, so dass eine Kapital-
anlage mit ausschließlichem Ziel einer angemessenen Verzinsung nicht ausreicht
(vgl. Buchholz, Grundzüge des Jahresabschlusses nach HGB und IFRS, 6. Aufl.
2010, 133; Merkt in Baumbach/Hopt XXXIV. § 271 HGB Rn. 2 ff.; aA Bieg in
Küting/Weber V. § 271 Rn. 14, wonach bei Daueranlage die mögliche Gewinn-
teilhabe ausreiche).
Beteiligungen sind handelsbilanzielle Vermögensgegenstände und stl. WG (zur
grds. Identität beider Begriffe vgl. BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II
1988, 348; v. 7.8.2000 – GrS 2/99, BStBl. II 2000, 632; krit. Lutz/Schlag in
HdJ, Abt. I/4 Rn. 39 ff.; Herzig in Küting/Weber V. Kap. 3 Rn. 10). Das gilt
handelsrechtlich auch für Beteiligungen an PersGes. (vgl. Hoffmann in FS Mül-
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ler, 2001, 632). Als Beteiligungen kommen handelsrechtlich damit GmbH-Ge-
schäftsanteile, Aktien oder andere Anteilsrechte, die wirtschaftlich eine Teilhabe
am Vermögen eines anderen Unternehmens zum Gegenstand haben, wie Antei-
le an OHG, KG oder Gesamthandsanteile bei GbR sowie uU stille Beteiligun-
gen (zur Vertragsgestaltung s. Anm. 830), in Betracht (vgl. Kozikowski/Gutike
in Beck-BilKomm. VII. § 271 HGB Rn. 15); zu stl. Besonderheiten bei Betei-
ligungen an PersGes. s. Anm. 791 und 825.
Ableitung des Begriffs „Anteile an anderen Unternehmen“: Beteiligungen
setzen Anteile an anderen Unternehmen voraus. Anteile an anderen Unterneh-
men nach § 271 Abs. 1 Satz 1 HGB sind sowohl Anteile an KapGes. als auch
Anteile an PersGes. Als Anteile gelten (vgl. Küting/Kessler, GmbHR 1995,
346) jene Mitgliedschaftsrechte, die Vermögensrechte (zB Teilhabe am Gewinn
und Liquidationserlös, Bezugsrechte) und Verwaltungsrechte (zB Mitsprache-,
Kontroll- und Informationsrechte) umfassen und damit ein wirtschaftliches Mit-
eigentum verkörpern; eine stille Beteiligung gilt dann als Anteil, wenn im Innen-
verhältnis solche Mitverwaltungs- und Mitspracherechte eingeräumt werden
(Morck in Koller/Roth/Morck VI. § 271 HGB Rn. 3). Gläubigerrechte, zB
bloße Forderungen, begründen keinen Anteil (vgl. Hüffer, Aktiengesetz,
9. Aufl. 2010, § 11 AktG Rn. 5; Heider in MüKo AktG, Bd. 1, 3. Aufl. 2008,
§ 11 AktG Rn. 19 ff.). Nach §§ 271 Abs. 1 Satz 4 HGB iVm. 16 Abs. 2 und 4
AktG können Anteile direkt oder auch indirekt gehalten werden (vgl.Wiedmann
in Ebenroth/Boujong/Joost/Strohn II. § 271 HGB Rn. 7) und müssen aus-
weislich § 271 Abs. 1 Satz 2 HGB nicht in Wertpapieren verbrieft sein.
Die Anteile stehen für wirtschaftliches Miteigentum an einem anderen Unter-
nehmen (vgl. Winnefeld, Bilanz-HB, IV. Rn. M 665). Das Kapital muss diesem
anderen Unternehmen überlassen worden sein ohne eine betragsmäßig feste
Rückzahlungsverpflichtung. Unternehmen (vgl. Petersen/Zwirner, DB 2008,
481 [483 ff.] zum Unternehmensbegriff im Rechnungslegungskontext) kann jede
Wirtschaftseinheit sein, die abgrenzbar nach außen in Erscheinung tritt und
eigenständige kaufmännische oder gewerbliche Ziele verfolgt (vgl. Kropff in
MüKo AktG Bd. 5, 2. Aufl. 2004, § 271 HGB Rn. 13), vorausgesetzt, die Wirt-
schaftseinheit kann überhaupt Gegenstand von Anteilen sein. Danach scheiden
uE als Rechtsform des anderen Unternehmens Einzelkaufleute aus (vgl. Reiner
in MüKo AktG Bd. 4, 2. Aufl. 2008, § 271 HGB Rn. 4 ff.; aA wohl ADS VI.
§ 271 HGB Rn. 13; Kozikowski/Gutike in Beck-BilKomm. VII. § 271 HGB
Rn. 9). Sowohl der Träger der Beteiligung als auch die Wirtschaftseinheit, an der
die Beteiligung besteht, müssen Unternehmen sein (vgl. Kropff in MüKo AktG
Bd. 5, 2. Aufl. 2004, § 271 HGB Rn. 11).

2. Abgrenzung des Bewertungsgegenstands „Beteiligungen“
Abgrenzung zu Privatvermögen: Beteiligungen können grds. BV (vgl. Hoff-
mann, DB 2000, 1934, „zweierlei Typen“, nämlich estl. oder kstl. BV) oder PV
sein (vgl. Nds. FG v. 7.11.2001 – 12 K 736/96, EFG 2002, 746, nrkr.; in Rev.
des BFH v. 20.4.2005 – X R 2/03, BStBl. II 2005, 694, notwendiges BV). Durch
Widmung – insbes. Aktivierung in der Bilanz – können Beteiligungen auch dem
gewillkürten BV zugeordnet werden (dazu Hey in Tipke/Lang, Steuerrecht XX.
§ 17 Rn. 123; einschr. hinsichtlich betr. Funktion Hey in Tipke/Lang, Steuer-
recht XX. § 17 Rn. 126; vgl. Seer/Krumm in FS Herzig, 2010, 47). Zumal der
Begriff der Wesentlichkeit bei Beteiligungen in § 17 aufgegeben wurde, erscheint
uE der Beteiligungsbegriff hier schon für sich problematisch, weil im PV offen-
bar kein eigener Geschäftsbetrieb existieren kann. Abs. 1 Nr. 2 berührt indes
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nur die betriebliche Vermögenssphäre (zum Wertpapier- und Beteiligungshandel
s. BFH v. 20.12.2001 – X R 1/97, BStBl. II 2001, 706; v. 25.7.2001 – X R 55/97,
BStBl. II 2001, 809; v. 30.7.2003 – X R 7/99, BStBl. II 2004, 408; vgl. näher
Milatz/Ehlers, DB 2002, 2291; Schuhmann, StBp. 2005, 144). Wegen ihrer wirt-
schaftlichen Einheit kann die Beteiligung nicht in BV und PV aufgeteilt werden.
Abgrenzung nach Rechtsform der Gesellschaft: Handelsrechtlich sind Betei-
ligungen an KapGes. und als Beteiligungen ebenfalls Anteile an PersGes., die die
Beteiligungsvoraussetzungen idR erfüllen (Bitz/Schneeloch/Wittstock, Der
Jahresabschluss, 4. Aufl. 2003, 152; Ausnahmen bei „Publikums“-Personenhan-
delsgesellschaften, vgl. Niedner in HK-HGB V. § 271 HGB Rn. 4), zu bilanzie-
ren. Wenngleich Beteiligungen an PersGes. Vermögensgegenstände sind (vgl.
Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 141; nach Federmann,
Bilanzierung nach Handelsrecht, Steuerrecht und IAS/IFRS, 12. Aufl. 2010, 356,
müsste dafür eigentlich das Maßgeblichkeitsprinzip gelten), hat Abs. 1 Nr. 2 stl.
hierfür keine Bedeutung mangels WG-Eigenschaft (BFH v. 25.2.1991 – GrS
7/89, BStBl. II 1991, 691; v. 12.12.1996 – IV R 77/93, BStBl. II 1998, 180;
v. 30.4.2003 – I R 102/01, BStBl. II 2004, 804; vgl. Carlé/Bauschatz, FR 2002,
1153; Schiffers in Korn, § 5 Rn. 219), sondern gilt nur für Anteile (s.
Anm. 1090 ff.) bzw. Beteiligungen an KapGes., deren WG-Eigenschaft unstr. ist
(hM; vgl. Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 803; Strahl in Korn, § 6 Rn. 304). Pers-
Ges. haben stl. einen Sonderstatus (vgl. etwa BFH v. 6.7.1995 – IV R 30/93,
BStBl. II 1995, 821; v. 12.12.1996 – IV R 77/93, BStBl. II 1998, 180; v. 24.3.
1999 – I R 114/97, BStBl. II 2000, 339) aufgrund des Transparenzprinzips (zur
Teilrechtsfähigkeit der PersGes. vgl. Niehus/Wilke, Die Besteuerung der Per-
sonengesellschaften, 5. Aufl. 2010, 17 ff.).
Inländ. KapGes. sind insbes. SE, AG, KGaA und GmbH (§ 1 Abs. 1 Nr. 1
KStG; zur Abgrenzung s. Lambrecht in Gosch II. § 1 KStG Rn. 71). Ein Unter-
schied zu ausländ. Gesellschaft besteht bei struktureller Gleichheit grds. nicht
(vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 305); vielmehr ist zur Frage, ob eine KapGes. vor-
liegt, ein Typenvergleich durchzuführen (zu KapGes., die nach ausländ. Recht
errichtet wurden, vgl. BFH v. 16.12.1992 – I R 32/92, BStBl. II 1993, 399; v.
24.3.1992 – VIII R 51/89, BStBl. II 1992, 941; v. 26.8.1993 – I R 44/92, BFH/
NV 1994, 318; v. 16.12.1998 – I R 138/97, BStBl. II 1999, 437; v. 20.8.2008 –
I R 34/08, BStBl. II 2009, 263; BMF v. 19.3.2004, BStBl. I 2004, 411).
Abgrenzung zu einzelnen Anteilen: Beteiligungen unterscheiden sich in
rechtlicher und wirtschaftlicher Hinsicht von durch Wertpapiere verbrieften An-
teilen an KapGes. (vgl. BFH v. 25.7.2001 – X R 55/97, BStBl. II 2001, 809, zur
GmbH-Gründung zwecks Ausstattung mit Güterfernverkehrsgenehmigungen
und Veräußerung der Beteiligungen; krit. Wiese, GmbHR 2002, 295). Sie setzen
sich aus jenen einzelnen Anteilen (zur Bilanzierung sukzessiv erworbener Ak-
tienpakete vgl. bereits BFH v. 14.2.1973 – I R 76/71, BStBl. II 1973, 397; v.
10.10.1978 – VIII R 126/75, BStBl. II 1979, 77) zusammen, welche bei Vorlie-
gen einer Beteiligung ihre Selbständigkeit als WG verlieren (BFH v. 14.2.1973 –
I R 76/71, BStBl. II 1973, 397; Meurer in Lademann, § 6 Rn. 563; Moxter, Bi-
lanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 290 ff.), da sie im BV regelmäßig als wirt-
schaftliche Einheit bewertet werden (vgl. BFH v. 20.12.1995 – VIII B 83/95,
BFH/NV 1996, 468; zur Einzelbewertung als selbständige WG der durch Kapi-
talerhöhung geschaffenen neuen Anteile s. BFH v. 27.7.1988 – I R 104/84,
BStBl. II 1989, 274; zust. für juristische Sekunde vor Beteiligungszuwachs Meu-
rer in Lademann, § 6 Rn. 568). Problematisch ist uE die mehrfache sich dabei
überlagernde WG-Eigenschaft von GmbH-Anteilen bzw. Beteiligungen, die ei-
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nerseits einzeln, andererseits aber gemeinschaftlich als Beteiligung die Kriterien
eines WG erfüllen sollen. Bei der Frage, ob mehrere Anteile zum WG Betei-
ligung zusammengewachsen sind, ist zusätzlich zu prüfen, ob die Anteile Ein-
flussnahmen (s. auch Anm. 792) ermöglichen, die uU wertbeeinflussend sind
(vgl. BFH v. 16.3.1989 – IV R 133/86, BStBl. II 1989, 737; Strahl in Korn, § 6
Rn. 306; s. zur Bewertung einzelner Anteile Anm. 1090 ff.). Stellen Anteile eine
Beteiligung dar, dürfen sie nicht mehr einzeln (oder mit einem Durchschnitts-
wert) bewertet werden; umgekehrt schließt zunächst das Vorliegen der Bewer-
tungseinheit Beteiligung (zu kompensatorischen Bewertungseinheiten nach § 5
Abs. 1a und § 254 HGB s. § 5 Anm. 1632 ff.) die spätere Einzelbewertung von
Anteilen nicht aus, sobald diese nicht mehr dazu bestimmt sind, eine dauernde
Verbindung zu der KapGes. herzustellen (vgl. BFH v. 10.8.2005 – VIII R
26/03, BStBl. II 2006, 22). Relevant ist das im Hinblick auf die Höhe des Teil-
werts (vgl. Fey/Mujkanovic, WPg. 2003, 212 [213], zu dessen Prognose bei feh-
lender Markttransparenz), weil eine Beteiligung für den Betrieb größere Bedeu-
tung haben kann als gewöhnliche Anteile an der gleichen KapGes. (s. näher
Anm. 810 ff.).
Abgrenzung nach Beteiligungszweck und -dauer: Für die Zweckbestim-
mung von Kapitalbeteiligungen und Aktien ist auf die subjektive Absicht des
Kaufmanns abzustellen, die sich aufgrund objektiver nach außen erkennbarer
Merkmale ergibt (vgl. Hess. FG v. 18.11.1999 – 4 K 6280/97, EFG 2000, 251,
rkr.; s. zur Abgrenzung gegenüber Anteilen ohne Beteiligungscharakter auch
Anm. 1090 ff.). Ob und inwieweit von einer Bewertungseinheit iS eines WG aus-
gegangen werden kann, ist nicht abstrakt und isoliert von einem betrieblichen
Funktionszusammenhang zu beurteilen, sondern nach den konkreten betrieb-
lichen Gegebenheiten, in die diese Bewertungseinheit eingebunden ist. Dient
Anteilsbesitz dem eigenen Geschäftsbetrieb nur, ohne eigens dafür bestimmt zu
sein, ist eine Beteiligung uU nicht anzunehmen (vgl. ADS VI. § 271 HGB
Rn. 20). Die Beteiligungsabsicht (so Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen, 10. Aufl.
2009, 315 f.; vgl. Wiedmann, Bilanzrecht, 2. Aufl. 2003, § 271 HGB Rn. 4), nicht
die Beteiligungshöhe sei entscheidend (s. zur Beteiligungsvermutung Anm. 792).
Maßgebliches Abgrenzungskriterium zwischen AV und Umlaufvermögen
(s. Anm. 253 ff. und § 5 Anm. 370 ff.) ist grds. die Zweckbestimmung der WG
(BFH v. 26.2.1987 – IV R 61/84, BFH/NV 1988, 24; v. 2.2.1990 – III R
165/85, BStBl. II 1990, 706; v. 9.2.2006 – IV R 15/04, BFH/NV 2006, 1267;
v. 10.8.2005 – VIII R 78/02, BStBl. II 2006, 58; v. 16.12.2009 – IV R 48/07,
BStBl. II 2010, 799). Definitionsgemäß rechnen Beteiligungen grds. zum AV
nach § 247 Abs. 2 HGB (str. bei Vorratsgründungen vgl. BFH v. 25.7.2001 – X R
55/97, BStBl. II 2001, 809), da sie bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb
zu dienen (glA Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 805; Strahl in Korn, § 6 Rn. 304;
Kulosa in Schmidt, XXX. § 6 Rn. 404; einschr. Fischer in Kirchhof, X. § 6
Rn. 130). In Folgejahren ist die Zweckbestimmung am jeweiligen Bilanzstichtag
entscheidend (vgl. Fischer in Kirchhof, X. § 6 Rn. 18), weil die Zweckbestim-
mung sich im Zeitablauf auch ändern kann (vgl. ADS VI. § 247 HGB Rn. 117).
Die Zweckbestimmung zur Abgrenzung des AVs ist jedoch nicht eineindeutig,
weil zB auch Forderungen und Wertpapiere im Umlaufvermögen dazu bestimmt
sind, dem Geschäftsbetrieb durch Erzielung von Erträgen zu dienen.
Daneben ist das Zeitelement „dauernd“ von Bedeutung, das nicht als absoluter
Zeitbegriff iSv. „für alle Zeiten“ (vgl. BFH v. 5.2.1987, – IV R 105/84, BStBl. II,
448; ADS VI. § 247 HGB Rn. 107) zu verstehen ist (vgl. Kozikowski/Huber in
Beck-BilKomm. VII. § 247 HGB Rn. 353, 356; Fischer in Kirchhof, X. § 6
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Rn. 18), sondern welches besagt, dass das WG nicht alsbald zum Verbrauch
bzw. zur Veräußerung bestimmt ist (vgl. Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht,
10. Aufl. 2010, 83; s. auch Anm. 253). Anteile an anderen Unternehmen, die
nicht durch Herstellung einer dauernden Verbindung, sondern lediglich „in ir-
gendeiner Weise“ (Kozikowski/Gutike in Beck- BilKomm. VII. § 271 HGB
Rn. 16) dem eigenen Geschäftsbetrieb zu dienen bestimmt sind, zB nur zur Ka-
pitalanlage dienende Anteile, sind idR nicht als Beteiligungen anzusehen (str.,
vgl. etwa ADS VI. § 271 HGB Rn. 17; Bieg/Küting in Küting/Weber V. § 271
HGB Rn. 14 ff.). Auch bei kurzfristiger Veräußerbarkeit ist die Absicht des Bi-
lanzierenden maßgeblich, die Anteile zB längerfristig zu halten, es sei denn, be-
reits beim Anteilserwerb stehe fest, dass sie aus zwingenden Gründen nicht ge-
halten werden können (vgl. Kozikowski/Gutike in Beck-BilKomm. VII. § 271
HGB Rn. 23).
Abgrenzung zu Genossenschaftsanteilen: Eine Mitgliedschaft in einer einge-
tragenen Genossenschaft gilt nach § 271 Abs. 1 Satz 5 HGB handelsrechtlich
ausdrücklich nicht als Beteiligung. Die Fiktion bezweckt, Kleinstanteile an einer
Genossenschaft auszuschließen (vgl. Winnefeld, Bilanz-HB IV. Rn. M 667),
um Beziehungen zu Genossenschaften – zB wegen Pflichtmitgliedschaften bei
Kontoführung durch Genossenschaftsbanken – nicht wie Beteiligungsverhält-
nisse auszuweisen (vgl. BTDrucks. 10/4268, 106).

3. Beteiligungsvermutung
In § 271 Abs. 1 Satz 3 HGB ist bestimmt, dass im Zweifel Anteile an einer Kap-
Ges., die insgesamt 20 % des Nennkapitals dieser Gesellschaft überschreiten, als
Beteiligung gelten (vgl. Federmann, Bilanzierung nach Handelsrecht, StR und
IAS/IFRS, 12. Aufl. 2010, 356), während die gesellschaftsrechtlichen Kapital-
anteile an PersGes. handelsrechtlich (stl. s. Anm. 791 und 825) unabhängig von
ihrer Höhe Beteiligungen (vgl. HFA 1/1991, Wpg. 1991, 334) bei Daueranlage-
absicht darstellen. Die Beteiligungsvermutung ist subsidiär gegenüber den Vo-
raussetzungen in § 271 Abs. 1 Satz 1 HGB – auch Anteilsquoten diesseits der
20 %-Grenze können also unter den genannten Voraussetzungen zu einer Betei-
ligung qualifizieren – und sie ist bei fehlenden sonstigen Voraussetzungen wider-
legbar (vgl. auch BTDrucks. 10/317, 81). Die bloße verbale Erklärung eines Un-
ternehmens reicht zur Widerlegung der Beteiligungsvermutung uE aber nicht
aus. Es müssen vielmehr eindeutige Anhaltspunkte gegeben sein (vgl. Wied-
mann in Ebenroth/Boujong/Joost/Strohn II. § 271 HGB Rn. 6 HGB). Etwa
kann bei einer AG der Zweck der Anl. in einer reinen Kapitalanlage bestehen;
bei einer GmbH ist die Beteiligungsvermutung aufgrund der engen Personenbe-
zogenheit von Anteilen und umfassender Einflussnahme auf die GmbH idR
schwieriger zu widerlegen (vgl. Wiedmann, Bilanzrecht, 2. Aufl. 2003, § 271
HGB Rn. 6). Bei widerlegter Beteiligungsvermutung sind Anteile ohne Wert-
papiercharakter (zB GmbH-Anteile) als sonstige Finanzanlagen (bei Dauer-
anlageabsicht) oder andernfalls als Umlaufvermögen (s. dazu Anm. 1090 ff.) und
Aktienbeteiligungen als Wertpapiere auszuweisen (vgl. Frotscher, § 5 Rn. 202).

Einstweilen frei.
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II. Bewertungsmaßstäbe bei Beteiligungen an Kapitalgesellschaften

1. Anwendung der Bewertungsmaßstäbe des Abs. 1 Nr. 2
Bewertungsmaßstäbe bei Beteiligungen sind mit AK, HK und Teilwert dieselben
Bezugsgrößen (s. Anm. 239) wie bei den übrigen WG, die unter Abs. 1 Nr. 2 fal-
len.
Anschaffungskosten: Eine Beteiligung ist grds. mit den AK – zum Begriff s.
Anm. 269 ff., 271 ff., 800) zu bewerten (Abs. 1 Nr. 2 Satz 1). Schon der gesell-
schaftsrechtliche Vorgang der erstmaligen Ausgabe von Kapitalanteilen einer
neugegründeten KapGes. hat wirtschaftlich den Charakter einer Anschaffung in
Form eines Leistungsaustauschs von Anteilen gegen Einlagen (vgl. Knobbe-
Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 210; Werndl in
KSM, § 6 Rn. B 516; aA Hoffmann in FS Müller, 2001, 631 ff.; Hoffmann in
LBP, § 6 Rn. 561 f.; Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB
Rn. 143). Die Anteile selbst werden weder durch spätere Aufwendungen (dann
„Ersatz-AK“ vgl. Wassermeyer, DB 1990, 855) noch durch Zuwendungen des
Gesellschafters an die Gesellschaft in ihrer Substanz vermehrt, in ihrem Wesen
verändert oder über ihren bisherigen Zustand hinaus erheblich verbessert (wie
zB bei Aufwendungen auf Gebäude möglich), sondern werden allenfalls bei un-
verändertem Wesen in ihrem Wert erhöht. Auf die Substanzmehrung der Kap-
Ges. durch die Zuwendungen des Gesellschafters kommt es hinsichtlich der
AK der Beteiligung uE nicht an, da nicht die Gesellschaft, sondern die Betei-
ligung zu bewerten ist. Die lex specialis des Abs. 6 Satz 2 best. dieses Ergebnis
(s. Anm. 1475 ff.). Auch überhöhte AK sind anzusetzen (vgl. ADS VI. § 255
HGB Rn. 18; dann uU dauernde Wertminderung Scheffler in Beck-HdR, B
213 Rn. 251; s. Anm. 812).
Herstellungskosten: Zum Begriff der HK s. Anm. 269 ff. und 454 ff.; er passt
uE nicht auf Anteile an KapGes. (str., s. näher Anm. 800).
Teilwert: Eine Beteiligung gehört, wie sich aus der Begriffsbestimmung ergibt
(s. Anm. 790), zum AV. Würden Kapitalanteile zur alsbaldigen Veräußerung be-
stimmt, so fehlte es an der Absicht, sie nachhaltig zur Einflussnahme auf die
KapGes. zu verwenden, mit der Konsequenz der Berücksichtigung jener Anteile
im UV. Zur Bewertung mit dem niedrigeren Teilwert gelten daher bei einer Be-
teiligung die Regeln für AV. Bei einer voraussichtlich dauernden Wertminderung
(vgl. dazu BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000, 372 – Tz. 3 ff.; BFH v. 26.9.2007 –
I R 58/06, BStBl. II 2009, 294; BMF v. 26.3.2009, BStBl. I 2009, 514) muss nach
§ 253 Abs. 3 Satz 3 HGB handelsrechtlich außerplanmäßig auf den niedrigeren
beizulegenden Wert abgeschrieben werden. Es besteht nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2
hier ausdrücklich ein stl. Wahlrecht (analog zu Abs. 1 Nr. 1 Satz 2), auf den
niedrigeren Teilwert abzuschreiben. Wegen des Wertaufholungsgebots (Abs. 1
Nr. 2 Satz 3 iVm. Nr. 1 Satz 4) muss ein niedrigerer Teilwert jährlich erneut
nachgewiesen werden (s. näher Anm. 812 f.; vgl. zu Unterschieden nach § 253
Abs. 5 HGB Winkeljohann/Taetzner in Beck-BilKomm. VII. § 253 HGB
Rn. 654). Bei nicht voraussichtlich dauernden Wertminderungen kann stl., ent-
gegen einem handelsrechtlichen Abschreibungswahlrecht für Beteiligungen (Fi-
nanzanlagen) in § 253 Abs. 3 Satz 4 HGB, ein niedrigerer Teilwert nicht ange-
setzt werden (Umkehrschluss aus Abs. 1 Nr. 2 Satz 2; s. Anm. 812).

Einstweilen frei.
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2. Anschaffungskosten von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften

a) Ableitung und Abgrenzung zu Herstellungskosten
Ableitung aus Handelsrecht: Nach dem als GoB aus dem Vorsichtsprinzip
herzuleitenden Realisationsprinzip, dem Anschaffungswertprinzip (auch: An-
schaffungskostenprinzip) und dem für Finanzanlagen gemilderten Niederstwert-
prinzip sind Beteiligungen im AV handelsrechtlich höchstens mit den AK anzu-
setzen (§§ 253 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 3 und 4 HGB). Die AK sind auch
stl. neben den HK (s. Anm. 269 ff.) ein zentraler Bewertungsmaßstab.

Hinweis: Der Begriff der AK wird hier uE nicht final, sondern vielmehr veranlassungs-
orientiert zu interpretieren sein (s. zum Veranlassungsprinzip Anm. 270, 274; str. vgl.
BFH v. 12.6.1978 – GrS 1/77, BStBl. II 1978, 620; v. 13.10.1983 – IV R 160/78,
BStBl. II 1984, 101; v. 17.10.2001 – I R 32/00, BStBl. II 2002, 349; v. 20.4.2004 – VIII
R 4/02, BStBl. II 2004, 597; v. 18.5.2004 – IX R 57/01, BStBl. II 2004, 872; v. 3.8.2005
– I R 36/04, BStBl. II 2006, 369; v. 8.9.2005 – IV R 52/03, BStBl. II 2006, 128; v. 26.4.
2006 – I R 49, 50/04, BStBl. II 2006, 656; v. 19.8.2009 – I R 1/09, BStBl. II 2010, 225).

Als AK (allg. dazu s. Anm. 271 ff.) bezeichnet § 255 Abs. 1 HGB „die Aufwen-
dungen, die geleistet werden, um einen Vermögensgegenstand zu erwerben und
ihn in einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie dem Vermögens-
gegenstand einzeln zugeordnet werden können.“ Zu den AK rechnen neben
dem Kaufpreis auch die nachträglichen AK (vgl. BFH v. 30.5.1990 – I R 97/88,
BStBl. II, 875, zinsloses Darlehen an eine ausländ. Tochtergesellschaft führt zu
nachträglichen AK auf die Beteiligung, wenn nach dem Statut dieser Gesell-
schaft Zuführung von Eigenkapital anzunehmen ist; nach BFH v. 10.11.2005 –
IV R 13/04, BStBl. II 2006, 618, führt bei eigenkapitalersetzenden Darlehen im
Rahmen einer Betriebsaufspaltung idR ein Rangrücktritt des Gesellschafters des
Besitzunternehmens nicht zu nachträglichen AK für seine Beteiligung an der Be-
triebsgesellschaft) sowie die ANK (dazu etwa Wohlgemuth in HdJ, Abt. I/9
Rn. 23; Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 71; Kulosa in
Schmidt XXX. § 6 Rn. 54), wie zB Provisionen, Gebühren für Beurkundung
oder Eintragung, Druckkosten für Urkunden, Maklerprovisionen ua.

Hinweis: Zur Abgrenzung von Aufwendungen zur Vorbereitung einer grds. noch völlig
unbestimmten Erwerbsentscheidung – wie etwa Marktstudien – von Gutachterkosten
– zB für „due diligence“ – BFH v. 20.4.2004 – VIII R 4/02, BStBl. II 2004, 597; v.
27.3.2007 – VIII R 62/05, BStBl. II 2010, 159; v. 28.10.2009 – VIII R 22/07, BStBl. II
2010, 469; für Finanzierungskosten Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 166; krit. auch Engler,
BB 2006, 747 (750); Hoffmann, GmbHR 2007, 780 (782); Lohmann/von Goldacker/
Achatz, BB 2008, 1592; Strahl in Korn, § 6 Rn. 73; Peter/Graser, DStR 2008, 2032
(2036); s. auch Anm. 293.

Der breite AK-Begriff entspricht einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise (vgl.
Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 183).
Verhältnis AK/HK und Fortführung: Bei Beteiligungen an KapGes. können
AK sowohl durch Erwerb vorhandener Beteiligungen bzw. Anteile (s. Anm. 801)
– entweder von den Gesellschaftern oder von der eigene Anteile veräußernden
KapGes. selbst – abgeleitet werden als auch durch sonstige (Bar- und Sach-)
Leistungen der Anteilseigner in das Vermögen der Gesellschaft (s. Anm. 802) ent-
stehen.

Hinweis: Der Bewertungsmaßstab der (nachträglichen) AK wird passim zugunsten der
Anwendung des Bewertungsmaßstabs der HK in Frage gestellt (vgl. Hoffmann, DStJG
20 [1997], 141 ff. [159 ff.]; Hoffmann in FS Müller, 2001, 632 ff. mwN; vgl. zur Kritik
an der Rspr. zu AK bei Beteiligungen Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 565). Denn zB bei
Kapitalzuführungen werde kein vorhandenes WG Beteiligung erworben, sondern ein
solches erst hergestellt. Die Frage, ob zunächst AK vorliegen, die anschließend zu einer
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Teilwertabschreibung führen können, hat zB aufgrund von § 8b Abs. 3 KStG „erhöhte
Brisanz“ (Strahl in Korn, § 6 Rn. 309). Die Kritik ist uE vor allem vor dem Hinter-
grund der weiterführenden Abgrenzung zwischen HK und Erhaltungsaufwand zu ver-
stehen. Bejahte man einerseits grds. die Relevanz von HK, käme man bei Einzahlungen
à fonds perdu etwa bei bilanzmäßigen Sanierungen der Beteiligungsgesellschaft eher
zur Vermeidung von HK (zu werterhöhenden Maßnahmen bei Beteiligungen vgl.
mwN Werndl in KSM, § 6 Rn. B 110 f.).

Der Bewertungsmaßstab der HK ist gegenüber dem Bewertungsmaßstab der
AK in Bezug auf Beteiligungen bzw. auf Anteilsrechte uE aber grds. problema-
tisch, zumal der handelsrechtliche HK-Begriff des § 255 Abs. 2 HGB auch für
das Einkommensteuerrecht als maßgebend erachtet wird (vgl. BFH v. 4.7.1990
– GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830; s. auch Anm. 455). HK sind nämlich gem.
§ 255 Abs. 2 Satz 1 HGB definiert als

„die Aufwendungen, die durch den Verbrauch von Gütern und die Inanspruchnahme
von Diensten für die Herstellung eines Vermögensgegenstands, seine Erweiterung oder
für eine über seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung
entstehen.“

Voraussetzung für HK wäre also die Veranlassung der Aufwendungen für die
Herstellung, Erweiterung oder wesentliche Verbesserung des WG Beteiligung,
und zwar durch Verbrauch von Gütern oder die Inanspruchnahme von Diens-
ten (s. auch Anm. 459). Ein dies abl. Ergebnis ist folgendermaßen begründbar:
– Auf die Substanzmehrung der KapGes. durch die Zuwendungen des Gesell-

schafters kommt es nicht an, da die Beteiligung und nicht die Gesellschaft zu
bewerten ist.

– Bei Neugründung einer KapGes. werden keine Güter oder Dienste ver-
braucht, auch nicht bei Bar- oder Sacheinlagen (s. Anm. 802; aA für weite
Auslegung von HK Hoffmann in FS Müller, 2001, 635).

– Bei verdeckten Einlagen (s. näher Anm. 1475 ff.) ist Abs. 6 Satz 2 einschlägig
und der Gesetzeswortlaut, wonach sich die AK (fortgeführte AK; s.
Anm. 1488d) der Beteiligung an der KapGes. um den Teilwert des eingeleg-
ten WG erhöhen, de lege lata eindeutig.

Von Beteiligungen als finanziellen WG sind mangels Abnutzbarkeit keine AfA
zulässig (vgl. BFH v. 3.10.1985 – IV R 144/84, BStBl. II 1986, 142; Crezelius
in Kirchhof X. § 5 Rn. 158, „Beteiligungen an Kapitalgesellschaften“). Die fort-
geführten AK der Beteiligung entsprechen den historischen AK, sofern sie sich
nicht inzwischen durch Einlagen erhöht oder durch Abschreibungen auf den
niedrigeren Teilwert (s. dazu näher Anm. 812) vermindert haben.
Verhältnis zu § 17: Einerseits decken sich begrifflich AK für WG im BV und
im PV im Wesentlichen (zur einheitlichen Auslegung des AK-Begriffs bei den
Gewinn- und Überschusseinkünften vgl. BFH v. 12.2.1980 – VIII R 114/77,
BStBl. II 1980, 494; v. 19.7.1994 – VIII R 58/92, BStBl. II 1995, 362; v. 3.8.1976
– VIII R 101/71, BStBl. II 1977, 65; v. 21.5.1986 – I R 190/81, BStBl. II 1986,
815; v. 21.1.1999 – IV R 27/97, BStBl. II 1999, 638, wonach der in § 17 verwen-
dete Begriff der AK iSd. § 6 [und des § 255 Abs. 1 HGB] auszulegen ist; BFH v.
19.12.2000 – IX R 100/97, BStBl. II 2001, 345, wonach der Begriff AK in § 23
mit dem Begriff der AK in § 6 identisch ist).
Andererseits führt bei BV die Rspr. zu § 17 hinsichtlich des AK-Begriffs zu weit,
da dieser hier normspezifisch auszulegen ist (vgl. etwa BFH v. 1.7.2003 – VIII R
71/02, BFH/NV 2003, 1398; v. 25.3.2003 – VIII R 24/02, BFH/NV 2003,
1305; v. 18.12.2001 – VIII R 27/00, BStBl. II 2002, 733, bei Zuführung von
Fremdkapital, Abgrenzung zB zu BFH v. 12.12.1963 – IV 287/60 U, BStBl. III
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1964, 299; v. 9.9.1986 – VIII R 159/85, BStBl. II 1987, 257; v. 2.4.2008 – IX R
76/06, BStBl. II 2008, 706; v. 25.6.2009 – IX R 42/08, BStBl. II 2010, 220).
Auch bei verdeckten Einlagen kommen AK auf die Beteiligung ohne eine Wert-
erhöhung der Beteiligung – anders als im Rahmen des § 17 – nicht in Betracht
(vgl. zB BFH v. 6.3.2003 – XI R 52/01, BStBl. II 2003, 658; glA Ehmcke in Blü-
mich, § 6 Rn. 137).

b) Erwerb bestehender Beteiligungen an Kapitalgesellschaften
Beim Erwerb existierender Anteile an KapGes. bzw. einer bestehenden Betei-
ligung ergeben sich keine handelsrechtlichen Besonderheiten hinsichtlich des
Begriffs, des Umfangs und der Ermittlung der AK (vgl. Ellrott/Brendt in
Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 141); stl. ist zu beachten:
Tausch: Beim Tausch einer Beteiligung nach einer Teilwertabschreibung (s.
Anm. 812) ist für die Bemessung der AK der erhaltenen Beteiligung im Rahmen
des stl. Wertaufholungsgebots (s. Anm. 813) auf die historischen AK der hinge-
gebenen Beteiligung und nicht auf den fortgeführten Buchwert abzustellen
(BFH v. 24.4.2007 – I R 16/06, BStBl. II 2007, 707; vgl. Prinz, StuB 2007, 664).
Zu AK beim Tausch s. näher Anm. 1475 ff.
Sukzessiver Erwerb: Erwirbt ein Stpfl. mit Beteiligungsabsicht einzelne Antei-
le, setzen sich die AK der Beteiligung aus der Summe der AK der Anteile zu-
sammen, die die Beteiligung bilden (BFH v. 14.2.1973 – I R 76/71, BStBl. II
1973, 397). Bei einem späteren Hinzuerwerb von Anteilen entstehen weitere
AK, die zur Aufstockung der Beteiligung führen (BFH v. 21.5.1986 – I R
199/84, BStBl. II 1986, 794; bei Erwerb eines abspaltbaren Teils eines WG und
danach des WG als solches setzen sich die AK des WG aus den AK für den vor-
weg erworbenen Teil und den danach entstandenen AK zusammen).
Einheitlichkeit der Anschaffungskosten: Vergleichbar hierzu sieht die Rspr.
im Fall des Erwerbs bestehender Beteiligungen die fehlende Zulässigkeit der Ab-
spaltung eines Gewinnbezugsrechts, für das Aufwendungen neben dem Kauf-
preis vereinbart werden (zur Abgrenzung BFH v. 30.10.1973 – I R 67/72,
BStBl. II 1974, 234; v. 14.9.1999 – III R 47/98, BStBl. II 2000, 255; v. 7.8.2000
– GrS 2/99, BStBl. II 2000, 632; v. 17.10.2001 – I R 111/00, BFH/NV 2002,
628; v. 21.5.1986 – I R 190/81, BStBl. II 1986, 815, beim Erwerb eines Anteils
an einer GmbH anfallende AK entfallen nicht zT auf ein neben dem Anteil be-
stehendes WG Gewinnbezugsrecht). Die AK bleiben im Zeitablauf grds. unver-
ändert (vgl. BFH v. 3.10.1985 – IV R 144/84, BStBl. II 1986, 142) und von Ge-
winnen oder Verlusten der Gesellschaft unbeeinflusst. Vermögensverluste des
Gesellschafters zählen nicht zu den (nachträglichen) AK für die Beteiligung (vgl.
BFH v. 18.12.2001 – VIII R 27/00, BStBl. II 2002, 733).

c) Offene Einlagen
Werden Beteiligungen nicht von Dritten erworben und lassen sich somit die AK
nicht derivativ ermitteln, liegt ein originärer Erwerb von Beteiligungen vor (vgl.
Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 143). Die AK von
Beteiligungen an KapGes. können sich unmittelbar bei Neugründung einer Kap-
Ges. und durch spätere Einlagen ergeben. Nach Rspr. (vgl. BFH v. 18.12.2001 –
VIII R 27/00, BStBl. II 2002, 733) und Ansicht der FinVerw. (vgl. H 6.2 EStH)
umfassen die AK einer betrieblichen Beteiligung an einer KapGes. neben den
ursprünglichen AK auch die Nachschüsse sowie alle sonstigen Kapitalzuführun-
gen durch die Gesellschafter, die zu offenen (oder verdeckten) Einlagen führen.
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Einlagen beinhalten grds. eine Verlagerung aus der Vermögenssphäre des Ge-
sellschafters in jene der KapGes. Offene Einlagen sind die den gesellschafts-
rechtlichen Vorschriften entsprechenden Einlagen (vgl. BFH v. 19.2.1970 – I R
24/67, BStBl. II 1970, 442; v. 15.10.1997 – I R 80/96, BFH/NV 1998, 624), die
handelsrechtlich nach § 272 Abs. 1 als gezeichnetes Kapital bzw. nach § 272
Abs. 2 Nr. 3 und 4 als Kapitalrücklagen ausgewiesen werden. Offene Einlagen
können Bar- und Sacheinlagen sein (vgl. Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm.
VII. § 255 HGB Rn. 144 ff.; Lambrecht in Gosch II. § 8 KStG Rn. 100 ff.; zum
umwandlungsstl. Begriff der Sacheinlage durch Aufgeld bei einer Bargründung
s. BFH v. 7.4.2010 – I R 55/09, BFH/NV 2010, 1924).

d) Verdeckte Einlagen
Verdeckte Einlage ist die Zuwendung eines bilanzierbaren Vermögensvorteils
aus gesellschaftsrechtlichen Gründen ohne Entgelt in Gestalt von Gesellschafts-
rechten (BFH v. 6.11.2003 – IV R 10/01, BStBl. II 2004, 416; H 4.3 (1) „Ver-
deckte Einlage“). Wenn ein Gesellschafter oder eine ihm nahestehende Person
der KapGes. einen einlagefähigen Vermögensvorteil zuwendet und diese Zu-
wendung durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist (R 40 Abs. 1 KStR),
hat das zur Folge, dass sich die AK der Beteiligung an einer KapGes. um den
Teilwert (s. grds. Anm. 572 ff.) des eingelegten WG erhöhen. Verdeckte Ein-
lagen führen grds. zu nachträglichen AK auf die Beteiligung (vgl. BFH v. 18.12.
1990 – VIII R 17/85, BStBl. II 1991, 512; v. 9.6.1997 – GrS 1/94, BStBl. II
1998, 307; v. 10.11.2005 – IV R 13/04, BStBl. II 2006, 618). Zu AK einer Betei-
ligung an KapGes. bei verdeckter Einlage s. näher Anm. 1475 ff.

Einstweilen frei.

3. Teilwert von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften

a) Wertbildende Faktoren der Teilwertermittlung
Innerer Wert: Zur Teilwertermittlung von Beteiligungen an KapGes. hat schon
der RFH (v. 18.8.1943 – VI 152/43, RStBl. 1943, 710, hier ausländ. KapGes.)
auf deren inneren Wert abgestellt. Beim inneren Wert einer Beteiligung sind Er-
tragslage und -aussichten, Vermögenswert und die funktionale und wirtschaftli-
che Bedeutung des Beteiligungsunternehmens zu berücksichtigen (vgl. BFH v.
27.7.1988 – I R 104/84, BStBl. II 1989, 274, mwN; v. 9.3.2000 – X B 106/99,
BFH/NV, 1194; v. 6.11.2003 – IV R 10/01, BStBl. II 2004, 416). Die Einfluss-
nahme auf Geschäftsführung und -beziehungen der KapGes. gilt als teilwert-
bestimmend (vgl. BFH v. 31.10.1978 – VIII R 124/74, BStBl. II 1979, 108).
Zum inneren Wert der Beteiligung gehören insbes. der Ertragswert der Betei-
ligung, der nach den Ertragsaussichten der Gesellschaft zu ermitteln ist, sowie
der Substanzwert, der nach dem Vermögen der Gesellschaft zu Wiederbeschaf-
fungskosten zu ermitteln ist (vgl. BFH v. 7.11.1990 – I R 116/86, BStBl. II 1991,
342).
Ertragswert: Ökonomisch ist das Ertragswertprinzip eine „Selbstverständlich-
keit“ (so Moxter in DStJG 7 [1984], 390; vgl. Schiffers, GmbH-StB 2003, 257).
Die Wiederbeschaffungskosten einer Beteiligung bestimmen sich weniger nach
dem durch die Beteiligung verkörperten Anteil am Vermögen der Gesellschaft
als nach dem Ertrag der Beteiligung. Handelsrechtlich ist nach hM bei der Be-
wertung von Beteiligungen auf den Ertragswert als Barwert der zukünftigen Ein-
nahmenüberschüsse abzustellen (vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 465), so dass
schon vor BilMoG der stl. Teilwert und der handelsbilanzielle niedrigere beizule-
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gende Wert auseinanderfallen konnten (vgl. Küting/Kessler, GmbHR 1995,
345 [347]). Ertragschwäche allein reiche für eine Teilwertabschreibung auf eine
Beteiligung aber nicht aus (vgl. BFH v. 17.9.1969 – I 170/65, BStBl. II 1970, 48;
zu Besonderheiten im Überschuldungsstatus Wieland-Blöse, WPg. 2009, 1184).
Substanzwert: Der Substanzwert ergibt sich aus der Summe der Wiederbe-
schaffungskosten (Reproduktionswert) der WG der Gesellschaft. Ökonomisch
ist Substanz nur von Bedeutung, wenn daraus auch ein Ertrag – bis hin zur Sub-
stanzveräußerung – abgeleitet werden kann. Für (fiktive) Erwerber eines WG
können je nach Art des WG Sachwerte eine Rolle spielen (BFH v. 27.7.1988 –
I R 104/84, BStBl. II 1989, 274; v. 15.2.1989 – X R 97/87, BStBl. II 1989, 604;
glA Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 547), jedoch sind Sachwertaspekte wirtschaft-
lich den Ertragswertaspekten zuordenbar. Doppelberücksichtigungen (im Er-
trags- und zusätzlich im Substanzwert) sind zu vermeiden (Moxter, DStJG 7
[1984], 390).

b) Teilwertvermutungen
Teilwertvermutung zum Zeitpunkt der Anschaffung: Bei Beteiligungen ent-
spricht der Teilwert wie bei allen nicht abnutzbaren WG grds. den AK (vgl.
BFH v. 27.7.1988 – I R 104/84, BStBl. II 1989, 274, zum Anteilserwerb bei Ka-
pitalerhöhung; v. 7.11.1990 – I R 116/86, BStBl. II 1991, 342, zum Beteiligungs-
erwerb an nahestehender KapGes., deren Verlustsituation vorher bekannt war;
v. 7 2.2002 – IV R 87/99, BStBl. II, 294; s. auch R 6.7 EStR), da ein Kaufmann
für ein WG nicht mehr bezahlen wird, als es ihm für seinen Betrieb wert ist (vgl.
Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 601; Kulosa in Schmidt, XXX. § 6 Rn. 241) und
ein gedachter Erwerber iSd. Teilwertfiktion ebenso handeln würde (vgl. BFH v.
4.3.1998 – X R 151/94, BFH/NV 98, 1086). Bei Fehlmaßnahmen von vorn-
herein kann diese Vermutung uU widerlegt werden (vgl. BFH v. 25.10.1972 –
GrS 6/71, BStBl. II 1973, 79).
Teilwertvermutung zu nachfolgenden Bilanzstichtagen: Bei Beteiligungen
als nicht abnutzbaren WG wird auch für die auf den Anschaffungszeitpunkt fol-
genden Bilanzstichtage vermutet, dass der Teilwert noch den AK entspricht (vgl.
BFH v. 22.4.1964 – I 386/61 U, BStBl. III 1964, 362; v. 28.10.1976 – IV R
76/72, BStBl. II 1977, 73; v. 21.7.1982 – I R 177/77, BStBl. II 1982, 758) da die
Bewertung einer Beteiligung mit den AK in Satz 1 die Regel und die Bewertung
mit dem Teilwert in Satz 2 die Ausnahme ist (vgl. BFH v. 7.11.1990 – I R
116/86, BStBl. II 1991, 342). Auch diese Vermutung ist aber widerlegbar, wenn
nachweislich Umstände eingetreten sind, die die Anschaffung eines WG im
Nachhinein als Fehlmaßnahme erscheinen lassen (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 623 ff.).

c) Teilwertabschreibung auf Beteiligungen an Kapitalgesellschaften
Abschreibungswahlrecht: Nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 besteht bei voraussichtlich
dauernder Wertminderung einer Beteiligung das stl. autonome Wahlrecht (Her-
zig/Briesemeister, DB 2009, 976 [982]; Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 157
[168]; Schildbach, Der handelsrechtliche Jahresabschluss, 9. Aufl. 2009, 111 f.;
aA Hennrichs, GmbHR 2010, 17 [21]), den niedrigeren Teilwert anzusetzen.
Mittels Teilwertabschreibungen auf Beteiligungen an KapGes. erlangte der
Inhaber der Beteiligung – vor Geltung von §§ 3 Nr. 40, 3c oder § 8b KStG –
eine „quasiendgültige Steuerersparnis“ (Ammelung/Pletschacher/Jarothe,
GmbHR 1997, 97). Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 letzter Nebensatz kann unabhängig
vom handelsbilanziellen Wertansatz (str.; s. zur Aufgabe der formellen Maßgeb-
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lichkeit nach Satz 2 aF näher § 5 Anm. 62; zum Verbot der Einschränkung nega-
tiver Einkünfte aus Teilwertabschreibungen auf Beteiligungen an ausländ. Toch-
tergesellschaften EuGH v. 29.3.2007 – C 347/04, BStBl. II 2007, 492; BMF v.
11.6.2007, BStBl. I 2007, 488; zu § 2a s. dort) auf den niedrigeren Teilwert abge-
schrieben werden.

Hinweis: Bis zum BilMoG musste bei einer voraussichtlich dauernden Wertminderung
nach § 253 Abs. 2 Satz 3 Halbs. 2 HGB aF handelsrechtlich außerplanmäßig auf den
niedrigeren beizulegenden Wert abgeschrieben werden (s. näher Anm. 562 mwN).
Nach dem Wortlaut des Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 bestand hier – bei stl. Gewinnermittlung
durch vollständigen BV-Vergleich gem. §§ 4, 5 uE vermeintlich – ein Wahlrecht (ana-
log zu Abs. 1 Nr. 1 Satz 2), auf den niedrigeren Teilwert abzuschreiben; denn dieses
Wahlrecht wurde nach hM durch die handelsrechtlich zwingende Regelung – Abschrei-
bungsgebot auf den niedrigeren beizulegenden Wert – verdrängt (s. auch § 5 Anm. 110
und 123).

E Niedrigerer Teilwertansatz zulässig: Eine Teilwertabschreibung auf Beteiligungen
ist zulässig bei nachhaltiger Wertminderung (vgl. BFH v. 26.9.2007 – I R 58/06,
BStBl. II 2009, 294; Winnefeld, Bilanz-HB IV. Rn. M 684; Ballwieser in Mü-
KoHGB II. § 253 HGB Rn. 55; s. auch Anm. 110 und 123).
p Ausschüttungen: Wertminderungen aufgrund von Ausschüttungen sind grds.

dauerhaft, wenn der Beteiligungswert unter den Buchwert gesunken ist (vgl.
BFH v. 2.2.1972 – I R 54-55/70, BStBl. II 1972, 397; v. 22.12.1999 – I B
158/98, BFH/NV 2000, 710; vgl. Groh, DB 1999, 982; str., ob ausschüt-
tungsbedingte Wertminderungen nicht eher Korrektur von AK sind, Weber-
Grellet, StuB 1999, 1289 [1294]; Weber-Grellet, DB 2000, 165; Strahl in
Korn, § 6 Rn. 315).

p Betriebsaufspaltung: Eine Teilwertabschreibung kann vorgenommen werden,
wenn nachweislich ein Erwerber des Besitzunternehmens für die zu dessen
BV gehörende Beteiligung an der Betriebsgesellschaft nur einen unter AK lie-
genden Preis zahlen würde. Dies gilt entsprechend für von dem Besitzunter-
nehmen der Betriebsgesellschaft gewährte eigenkapitalersetzende Darlehen
(vgl. BFH v. 10. 11.2005 – IV R 13/04, BStBl. II 2006, 618; FG Münster v.
1.9.2009 – 1 K 1936/06 E, EFG 2010, 322). Für die Bestimmung des Werts
einer Beteiligung ist nicht allein auf die funktionale Bedeutung der Betriebs-
gesellschaft für die unternehmerische Gesamtbetätigung abzustellen, sonst
käme es womöglich, auch wenn insgesamt keinerlei Gewinne mehr erzielt
werden könnten, nie zu einer Teilwertabschreibung (BFH v. 6.11.2003 – IV
R 10/01, BStBl. II 2004, 416; nach Hoffmann, GmbH-StB 2004, 190, auch
kein § 5 Abs. 2a-Fall; s. näher § 5 Anm. 1776).

E Fehlmaßnahmen: Eine Fehlmaßnahme (s. näher Anm. 599 f.) liegt vor, wenn die
Beteiligungserträge erheblich und nachhaltig unter den erwarteten liegen (Herr-
mann in Frotscher, § 6 Rn. 352); Dauerhaftigkeit wird bejaht, wenn Stpfl. durch
Aufwendungen keinen gleich hohen wirtschaftlichen Gegenwert erlangen (vgl.
BFH v. 20.5.1988 – III R 151/86, BStBl. II 1988, 269; v. 27.7.1988 – I R
104/84, BStBl. II 1989, 274; v. 13.3.1991 – I R 83/89, BStBl. II 1991, 595; v.
19.5.1998 – I R 54/97, BStBl. II 1999, 277), wenn die errichtete KapGes. nach-
haltig nicht mit Gewinn arbeitet (vgl. BFH v. 31.10.1978 – VIII R 124/74,
BStBl. II 1979, 108) oder die Wiederbeschaffungskosten unter den AK liegen
(vgl. BFH v. 27.7.1988 – I R 104/84, BStBl. II 1989, 274). Allein die Feststel-
lung, dass hohe Verluste eingetreten sind (zur Nachweisproblematik Hommel/
Berndt, FR 2000, 1309; vgl. BFH v. 27.7.1988 – I R 104/84, BStBl. II 1989,
274), genügt nicht.
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E Niedrigere Börsennotierung:Wenn der Börsenwert von Beteiligungen zum Bilanz-
stichtag unter die AK gesunken ist und zum Zeitpunkt der Bilanzerstellung kei-
ne konkreten Anhaltspunkte für eine baldige Wertaufholung vorliegen (BFH v.
26.9.2007 – I R 58/06, BStBl. II 2009, 294, im Streitfall Aktien im AV; entgegen
BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000, 372 – Tz. 11, und Vorinstanz FG Köln v.
21.6.2006 – 13 K 4033/05, EFG 2006, 1414, wonach Kursbewegungen im Rah-
men der Börsenzyklen nicht zu dauerhaftem Absinken des Teilwerts führen;
zum Prognoseproblem Rätke, StuB 2007, 131; Heger, Ubg 2008, 68), liegt eine
dauerhafte Wertminderung vor. Nach Meinung der FinVerw. ist von einer vo-
raussichtlich dauernden Wertminderung auszugehen, wenn der Börsenkurs von
börsennotierten Aktien zum jeweils aktuellen Bilanzstichtag um mehr als 40 %
oder zum jeweils aktuellen und vorangegangenen Bilanzstichtag um mehr als
25 % unter die AK gesunken ist (BMF v. 26.3.2009, BStBl. I 2009, 514). Auch
bei nicht börsennotierten Anteilen bzw. Beteiligungen ist uE ohne konkrete An-
haltspunkte für eine baldige Werterholung von einer dauerhaften Wertmin-
derung auszugehen (glA Schlotter, BB 2008, 546 [549 f.]; Hoffmann, DB 2008,
260 [262]; Patek, FR 2008, 689 [697]). Zusätzliche Erkenntnisse bis zum Zeit-
punkt der Bilanzaufstellung sind wertaufhellend zu berücksichtigen (BMF v.
25.2.2000, BStBl. I 2000, 372).
E Niedrigerer Teilwertansatz unzulässig: Bei voraussichtlich vorübergehenden Wert-
minderungen von Beteiligungen ist im Umkehrschluss aus Abs. 1 Nr. 2 Satz 2
eine Teilwertabschreibung nicht zulässig.
p Anlaufverluste: Anlaufverluste eines neu gegründeten Unternehmens rechtfer-

tigen idR keine Teilwertabschreibung (vgl. bereits RFH v. 11.5.1939 – III
140/38, RStBl. 1939, 805; BFH v. 27.7.1988 – I R 104/84, BStBl. II 1989,
274). Solche Anlaufverluste liegen vor, wenn das Unternehmen nach seiner
Gründung nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen voraussehbar in naher
Zukunft nachhaltig mit Gewinn arbeiten wird (vgl. BFH v. 23.9.1969 – I R
71/67, BStBl. II 1970, 87). Anlaufverluste ieS sind Aufwandsüberschüsse in
den ersten Jahren nach Beteiligungserwerb, die im Anschaffungspreis Berück-
sichtigung finden, da man von vornherein damit gerechnet hat. Anlaufver-
luste iwS fallen „überraschend“ an mit der Folge einer grds. Teilwertabschrei-
bung aufgrund des überhöhten Anschaffungspreises der Beteiligung (vgl.
Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 289 f.). Als Anlaufphase wer-
den bei einer inländ. KapGes. drei Jahre und bei einer ausländ. KapGes. fünf
Jahre angenommen (krit. Roser, EStB 2003, 312). Ein Verlust in der Anlauf-
phase, der nachweislich auf einer Fehlmaßnahme beruht, wird uE nicht als
Anlaufverlust ieS aufzufassen sein (glA BFH v. 27.7.1988 – I R 104/84,
BStBl. II 1989, 274).

p Börsenkursschwankungen: Kursschwankungen von börsennotierten Anteilen
bzw. Beteiligungen – innerhalb der 40 %/25 %-Grenzen (vgl. BMF v. 26.3.
2009, BStBl. I 2009, 514) – begründen grds. keine dauerhafte Wertminderung
(vgl. zum Begriff Dauerhaftigkeit Schön in FS Raupach, 2006, 309 ff.; zur Er-
tragsorientierung Wehrheim in Beck-HdR, B 164 Rn. 45 ff. und 91 ff.). Eine
Wertminderung ist nach Ansicht der FinVerw. voraussichtlich nur nachhaltig,
wenn der Stpfl. aus Sicht am Bilanzstichtag wegen objektiver Anzeichen (vgl.
Küting, DB 2005, 1121 [1128];Winden/Herzogenrath, FR 2005, 878 [881];
Hachmeister in HdJ, Abt. II/3, Rn. 467) hiermit ernsthaft zu rechnen hat.
Aus der Sicht eines sorgfältigen und gewissenhaften Kaufmanns müssen
mehr Gründe für als gegen eine Nachhaltigkeit sprechen (vgl. BMF v. 25.2.2000,
BStBl. I 2000, 372 – Tz. 11 ff.; krit. Dietrich, DStR 2000, 1629; Strahl,
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KÖSDI 2000, 12371; Kozikowski/Roscher/Schramm in Beck-BilKomm.
VII. § 253 HGB Rn. 316). Grundsätzlich ist von einer voraussichtlich dauern-
den Wertminderung auszugehen, wenn der Wert des WG die Bewertungs-
obergrenze während eines erheblichen Teils der voraussichtlichen Verweil-
dauer im Unternehmen nicht erreichen wird.

p Währungsschwankungen: Kursschwankungen führen grds. nicht zur Minderung
des Teilwerts der Beteiligung an einer ausländ. KapGes. (vgl. schon RFH v.
18.8.1943 – VI 152/43, RStBl. 1943, 710). Sofern die Beteiligungsgesellschaft
von nachhaltigen Wirtschaftskrisen oder Währungsverfall betroffen ist, kann
etwas anderes gelten (vgl. Voßkuhl/Lübker, DB 1998, 1577; zur Übertrag-
barkeit der Rspr. des BFH v. 26.9.2007 – I R 58/06, BStBl. II 2009, 294, auf
Währungskurssachverhalte vgl. Schlotter, BB 2008, 546 [549 f.]; Hoffmann,
DB 2008, 260 [262]; Patek, FR 2008, 689 [697]; aA zu Fremdwährungen FG
Rhld.-Pf. v. 12.12.2005 – 5 K 1460/03, EFG 2006, 562, rkr.; FG Hamb. v.
27.6.2006 – 7 K 296/04, EFG 2007, 111, rkr.). Die FinVerw. hat ihre Sicht,
dass Wertveränderungen innerhalb einer gewissen Bandbreite nicht als dauer-
haft zu beurteilen sind, schon bzgl. Börsennotierung von Anteilen konkreti-
siert (BMF v. 26.3.2009, BStBl. I 2009, 514); somit begründen uE auch entspr.
Währungskursschwankungen innerhalb der von der FinVerw. dort angewen-
deten 40 %/25 %-Grenzen keine dauerhafte Wertminderung.

E Auswirkungen des Halb-/Teileinkünfteverfahrens: Gewinnminderungen durch An-
satz des niedrigeren Teilwerts bei Beteiligungen an KapGes. werden ab VZ 2002
nach dem Halbeinkünfteverfahren (StSenkG v. 23.10.2000, BGBl. I 2000, 1433;
BStBl. I 2000, 1428) bzw. ab VZ 2009 nach dem Teileinkünfteverfahren (Unt-
StReformG 2008 v. 14.8.2007, BGBl. I 2007, 1912; BStBl. I 2007, 630; zu An-
wendungsfragen BMF v. 8.11.2010, DStR 2010, 2302) im Umkehrschluss aus
§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. a Satz 2 (s. § 3 Nr. 40 Anm. 70 ff.) bei Einzelunterneh-
mern und PersGes. nach § 3c Abs. 2 nur noch zT berücksichtigt. Somit ist die
Steuerwirkung einer Teilwertabschreibung hier entspr. eingeschränkt worden; s.
näher § 3c Anm. 50 ff.
E Auswirkungen von § 8b KStG: Gewinnminderungen aufgrund von Teilwert-
abschreibungen bei KapGes. sind nach § 8b Abs. 2 Satz 3 KStG bei der stl. Ge-
winnermittlung nicht zu berücksichtigen; eine spätere Wertaufholung bei Betei-
ligungen an Körperschaften und die damit zusammenhängende Besteuerung
iHv. 5 % gem. § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG kann durch einen Verzicht auf die Teil-
wertabschreibung vermieden werden (vgl. Geberth/Blasius, FR 2010, 412; aA
Hennrichs, GmbHR 2010, 21). Somit ist die Steuerwirkung einer Teilwert-
abschreibung hier vollständig entfallen; s. näher § 8b KStG Anm. 85 ff.

d) Teilwertzuschreibung auf Beteiligungen an Kapitalgesellschaften
Wertaufholungsgebot: Nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 iVm. Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 gilt
für Beteiligungen seit Inkrafttreten des StEntlG 1999/2000/2002 ein stl. Wert-
aufholungsgebot (s. näher Anm. 625; vgl. Herzig/Rieck/Gehring, BB 1999,
575; Neu, GmbH-StB 1999, 284), es sei denn, der Stpfl. weist nach, dass ein
niedrigerer Teilwert angesetzt werden kann (vgl. Böcking/Gros in Beck-HdR,
B 169 Rn. 51 ff.). Teilwertabschreibung auf Beteiligungen an KapGes. haben
nur mehr Bestand in Folgeperioden, wenn nicht nur ex ante zum Zeitpunkt des
erstmaligen Ansatzes des niedrigeren Teilwerts die Wertminderung voraussicht-
lich von Dauer war, sondern sich diese Einschätzung auch ex post best. und die
voraussichtliche Dauer der Wertminderung für die Folgeperioden ebenfalls be-
jaht wird. Somit kommt es bei möglicher Beibehaltung des niedrigeren Werts in
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der HBil., wenn zB bei einer Beteiligung die Wertminderungsgründe nicht ent-
fallen sind (§ 253 Abs. 5 HGB), die Wertminderung zu späteren Bilanzstichtagen
aber nicht mehr voraussichtlich von Dauer sein wird, zu einer unterschiedlichen
Bewertung in der HBil. und im Rahmen der stl. Gewinnermittlung (vgl. Nau-
mann/Breker in HdJ, Abt. I/7, Rn. 371; Winkeljohann/Taetzner in Beck-
BilKomm. VII. § 253 HGB Rn. 655). Wegen des Stichtagsprinzips sind bei Be-
urteilung einer Wertaufholung wertaufhellende Tatsachen zu berücksichtigen.
Da es sich bei Beteiligungen um nicht abnutzbares AV handelt, sind – mangels
Existenz von AfA – die Zuschreibungen bis zur Höhe der historischen AK der
Beteiligung im Falle einer falsch eingeschätzten voraussichtlichen Dauer der
Wertminderung vorzunehmen (s. Anm. 625). Die Ausführungen zur Teilwert-
abschreibung (s. Anm. 812) gelten mit umgekehrtem Vorzeichen zur Wertauf-
holung entsprechend und an jedem Stichtag erneut.
E Auswirkungen von §§ 3 Nr. 40, 3c (Halb-/Teileinkünfteverfahren): Wird bei einer
späteren Werterholung eine Teilwertzuschreibung (s. Anm. 813) gem. Abs. 1
Nr. 2 Satz 3 iVm. Nr. 1 Satz 4 vorgenommen, ist nach § 3 Nr. 40 Satz 1
Buchst. a der dadurch entstehende Gewinn nur zu 60 % (bzw. 50 % bis Unt-
StReformG 2008 v. 14.8.2007, BGBl. I 2007, 1912; BStBl. I 2007, 630) stpfl.
Sind Teilwertabschreibungen vor Geltung des Halb-/Teileinkünfteverfahrens
vorgenommen worden, haben sie den Gewinn demzufolge also voll gemindert,
wird eine spätere Realisierung stiller Reserven insoweit durch § 3 Nr. 40 Satz 1
Buchst. a Satz 2 als voll stpfl. erklärt; eine Rückausnahme gilt, soweit zwischen-
zeitlich bereits eine Wertzuschreibung stattgefunden hat (s. § 3 Nr. 40
Anm. 70 f.; vgl. von Beckerath in KSM, § 3 Rn. B 40/48).
E Auswirkungen von § 50c: Die Wertaufholung eines Beteiligungswerts umfasst
auch eine frühere ausschüttungsbedingte Teilwertabschreibung auf den Buch-
wert der Beteiligung, die nach § 50c Abs. 1 aF nicht einkommenswirksam war
(vgl. BFH v. 19.8.2009 – I R 1/09, BStBl. II 2010, 225; krit. Prinz, StuB 2010,
43 [44]; § 50c EStG 1990 aufgeh. mit StSenkG v. 23.10.2000, BGBl. I 2000,
1433; BStBl. I 2000, 1428); angesichts der zehnjährigen Sperrzeit (§ 52 Abs. 59)
kommt es hier uU noch zu Wertaufholungsfällen.
E Auswirkungen von § 52 Abs. 16: Die Auflösung einer Wertaufholungsrücklage
(§ 52 Abs. 16 Satz 3; s. hierzu Anm. 627) ist ebenfalls voll stpfl., weil ihre Bil-
dung den Gewinn in voller Höhe gemindert hat (§ 52 Abs. 16 Satz 6).
E Auswirkungen von § 8b KStG: Unter die Veräußerungsgewinnbefreiung fallen
nach § 8b Abs. 2 Satz 3 KStG Gewinne aus Wertaufholungen iSd. Abs. 1 Nr. 2
Satz 3 (vgl. BMF v. 28.4.2003, BStBl. I 2003, 292; Rengers in Blümich, § 8b
KStG Rn. 200 ff.). Wertaufholungen nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 sind stpfl., soweit
die vorausgegangene Teilwertabschreibung früher stl. wirksam wurde (vgl. Nie-
hus/Wilke, Die Besteuerung der Kapitalgesellschaften, 2. Aufl. 2009, 175 ff.).
Wertaufholungen sind in umgekehrter zeitlicher Reihenfolge der Wertminderun-
gen – Lifo (Last in – first out), also vorrangig stl. unwirksame Teilwertabschrei-
bungen aufholend – vorzunehmen (BFH v. 19.8.2009 – I R 2/09, BStBl. II
2010, 760; vgl. Prinz, StuB 2010, 43 [45]; zu Einbringungsvorgängen Schwarz,
FR 2008, 548 [556]; Peter/Henninger-Osgood, StuB 2010, 348 [350]). Soweit
zwischenzeitlich bereits erfolgswirksam zugeschrieben wurde, sieht § 8b Abs. 3
Satz 4 KStG eine Rückausnahme vor (s. näher § 8b KStG Anm. 73 ff.).

Einstweilen frei.
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C. Bewertung von anderen Beteiligungen

Schrifttum: Bürkle/Knebel, Bilanzierung von Beteiligungen an Personengesellschaften,
DStR 1998, 1067 und 1890; Hebeler, Verlustanteile aus der Beteiligung an Personenge-
sellschaften in den Bilanzen einer Kapitalgesellschaft, BB 1998, 206; Reiß, Bilanzierung
von Beteiligungen an Personengesellschaften, DStR 1998, 1887; Hallerbach, Die Per-
sonengesellschaft im Steuerrecht, München 1999; Behrens/Karkowski, Verlustabzug auf
Ebene des stillen Gesellschafters auch ohne voraussichtlich dauernde Wertminderung sei-
ner im Betriebsvermögen gehaltenen typisch stillen Beteiligung, DB 2001, 1059; Kessler/
Teufel, Gesellschafterfremdfinanzierung nach der Unternehmenssteuerreform, DB 2001,
1955; Carlé/Bauschatz, Die durch Kapitalkonten angebildete Beteiligung an einer Per-
sonengesellschaft im Gesellschafts- und Steuerrecht, FR 2002, 1153; Dietel, Bilanzierung
von Anteilen an Personengesellschaften in Handels- und Steuerbilanz, DStR 2002, 2140;
Niehus, Fortführung von Ergänzungsbilanzen, StuW 2002, 116; Kessler/Reitsam, Die ty-
pisch stille Beteiligung als Alternative zur Organschaft, DStR 2003, 269; Pyszka, Atypisch
stille Beteiligung an einzelnen Unternehmenssegmenten, DStR 2003, 857; Groh, Verluste
in der stillen Gesellschaft, DB 2004, 668; Ritzer-Angerer, Katalogisierung der Typen der
stillen Gesellschaft, StuB 2010, 786.

I. Bewertung von Beteiligungen als Mitunternehmer

Eigenständige steuerliche Gewinnermittlung der Personengesellschaft: In
der HBil. sind Beteiligungen an PersGes. wie Beteiligungen an KapGes. zu bilan-
zieren (vgl. Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 141, 158).
Nur soweit KapGes. betroffen sind, folgt das StR der handelsrechtlichen Beur-
teilung (vgl. Federmann, Bilanzierung nach Handelsrecht, Steuerrecht und IAS/
IFRS, 12. Aufl. 2010, 356), während die PersGes. als Mitunternehmerschaft stl.
transparent ist (zur Problematik der stl. Bilanzierung von Beteiligungen an Pers-
Ges. Dietel, DStR 2002, 2140 [2141 f.]; Hebeler, BB 1998, 206, Reiß, DStR
1998, 1887; Bürkle/Knebel, DStR 1998, 1067 und 1890; Carlé/Bauschatz, FR
2002, 1153). Im Rahmen der stl. Gewinnermittlung ist die Beteiligung an einer
Mitunternehmerschaft iSd. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, wonach Gewinne und Ver-
luste auch aus der Übertragung der Beteiligung unmittelbar den Gesellschaftern
zugerechnet werden (vgl. ausführl. Hallerbach, Die Personengesellschaft im
Steuerrecht, 1999, 124 ff.), uE kein WG (vgl. BFH v. 25.2.1991 – GrS 7/89,
BStBl. II 1991, 691; v. 18.2.1993 – IV R 40/92, BStBl. II 1994, 224; glA Crezeli-
us in Kirchhof X. § 5 Rn. 158, „Beteiligungen an Personengesellschaften“). Die
Beteiligung wird vielmehr als Anteil an den WG des Gesellschaftsvermögens an-
gesehen (vgl. BFH v. 25.2.1991 – GrS 7/89, BStBl. II 1991, 691) und verkörpert
im Ergebnis die Summe der Anteile an den zum Gesellschaftsvermögen gehö-
renden WG (vgl. BFH v. 6.7.1995 – IV R 30/93, BStBl. II 1995, 821 mwN).
Verneint man wie uE die Bedeutung einer eigenständigen StBil., ist folglich für
die stl. Gewinnermittlung des Gesellschafters der zurechenbare Gewinnanteil
iSd. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 maßgeblich (vgl. Dietel, DStR 2002, 2140), so dass
die Beteiligung an der PersGes. bei der Ermittlung des Gewinns, den der an ihr
Beteiligte aus seinem eigenen Unternehmen erzielt, nicht berücksichtigungsfähig
ist (vgl. BFH v. 13.7.1993 – VIII R 85/91, BStBl. II 1994, 243; Ehmcke in Blü-
mich, § 6 Rn. 812). Für die PersGes. ist nach §§ 179 ff. AO eine eigenständige
stl. Gewinnermittlung durchzuführen. Werden Anteile an PersGes. angeschafft,
sind estl. nicht die Gesellschaftsanteile als einheitliche WG, sondern die Anteile
an den einzelnen bilanzierten und nicht bilanzierten WG des Gesellschaftsver-
mögens Gegenstand der Anschaffung (vgl. BFH v. 6.7.1995 – IV R 30/93,
BStBl. II 1995, 831; v. 12.12.1996 – IV R 77/93, BStBl. II 1998, 180).
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Ergänzungsbilanz und Teilwert: Aufwendungen für den Anteil an der Gesell-
schaft sind, soweit höher als der Buchwert, in einer stl. Ergänzungsbilanz als AK
für einen Anteil an den stillen Reserven der WG oder am Firmenwert der Pers-
Ges. zu aktivieren (vgl. BFH v. 7.11.1985 – IV R 7/83, BStBl. II 1986, 176; v.
6.7.1995 – IV R 30/93, BStBl. II 1995, 821; Strahl in Korn, § 6 Rn. 316; Ehm-
cke in Blümich, § 6 Rn. 812). Eine Abschreibung auf den niedrigeren Teilwert
der Beteiligung an einer PersGes. für Zwecke der stl. Gewinnermittlung des Mit-
unternehmers kommt uE nicht in Betracht (vgl. BFH v. 29.9.1976 – I R 171/75,
BStBl. II 1977, 259; v. 22.1.1981 – IV R 160/76, BStBl. II 1981, 427; v. 6.11.
1985 – I R 242/81, BStBl. II 1986, 333; uU Teilwertabschreibungen auf die in
den Ergänzungsbilanzen aufgedeckten stillen Reserven, da sie Mehrwerte antei-
liger WG beim Beteiligungskauf verkörpern), weil auch die Zurechnung des Er-
gebnisses aus der Mitunternehmerschaft bei den Gesellschaftern unmittelbar er-
folgt und nicht nochmals über Ansatz der Beteiligung an der PersGes. (vgl.
BFH v. 20.6.1985 – IV R 36/83, BStBl. II 1985, 654; vgl. Niehus, StuW 2002,
116 [124]; Wacker in Schmidt, XXX. § 15 Rn. 467; Crezelius in Kirchhof X.
§ 5 Rn. 158, „Beteiligungen an Personengesellschaften“; einschr. Hebeler, BB
1998, 206). Entsprechendes gilt für die Erhöhung dieses Postens (vgl. BFH v.
6.11.1985 – I R 242/81, BStBl. II 1986, 333), im Hinblick auf die Besteuerung
eines auf die Beteiligung entfallenden Entnahmegewinns (BFH v. 29.9.1976 –
I R 171/75, BStBl. II 1977, 259) sowie bei Forderungen des Gesellschafters an
seine PersGes., deren Wertverlust erst bei Beendigung der Mitunternehmerschaft
Bedeutung erlangt (BFH v. 28.3.2000 – VIII R 28/98, BStBl. II 2000, 347). Ab-
schreibungen auf den niedrigeren Teilwert von gegen die PersGes. gerichteten
Ansprüchen auf Darlehensrückzahlung können erst zu diesem Zeitpunkt erfol-
gen (BFH v. 26.9.1996 – IV R 105/94, BStBl. II 1997, 277).

Einstweilen frei.

II. Bewertung von Beteiligungen als typisch stiller Gesellschafter

Qualifizierung einer stillen Beteiligung: Grundsätzlich gelten – mit Ausnah-
me des Halb-/ Teileinkünfteverfahrens – hinsichtlich der Beteiligungsbewertung
der im BV gehaltenen typisch stillen Beteiligung mit AK oder Teilwert die Aus-
führungen zu Beteiligungen an KapGes. (s. Anm. 790 ff.). Fraglich ist aber die
stl. Qualifizierung einer typisch stillen Beteiligung als Beteiligung überhaupt (vgl.
Ritzer-Angerer, StuB 2010, 786; bei atypisch stiller Gesellschaft s. Anm. 825).
Eine stille Beteiligung ist idR keine Beteiligung iSd. § 271 Abs. 1 HGB (vgl.
Scheffler in Beck-HdR, B 213 Rn. 174); sie gilt nur dann als Anteil, wenn im
Innenverhältnis Mitverwaltungs- und Mitspracherechte eingeräumt werden
(Morck in Koller/Roth/Morck VI. § 271 HGB Rn. 3) und damit ein wirt-
schaftliches Miteigentum an einem fremden Unternehmen verkörpert wird (vgl.
Winnefeld, Bilanz-HB IV. Rn. M 665), während reine Gläubigerrechte einen
Anteil oder eine Beteiligung nicht begründen. Bei stiller Gesellschaft existieren
zwingend ein Unternehmensträger („anderer“ iSd. § 230 Abs. 1 HGB) und ein
stiller Gesellschafter, zwischen denen ein Vertrag geschlossen ist. Der stille Ge-
sellschafter muss mit seiner Vermögenseinlage am Unternehmen und am Unter-
nehmensgewinn beteiligt sein (§§ 230 Abs. 1, 231 Abs. 2 HGB); die Beteiligung
am Verlust kann hingegen vertraglich ausbedungen sein (vgl. K. Schmidt in Mü-
KoHGB, Bd. 3, 2. Aufl. 2007, § 232 HGB Rn. 31 ff.), wie überhaupt die han-
delsrechtlichen Regelungen über die stille Gesellschaft in weiten Teilen disposi-
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tiv sind (vgl. Selder/Stuhlfelner in HK-HGB V. §§ 230–237). Somit sind uE
die im Gesellschaftsvertrag geregelten Rechte des Stillen mit ausschlaggebend
dafür,
– ob es sich bei einer stillen Beteiligung, wenn zB bestimmte Kontroll- und

Mitspracherechte hinzukommen (vgl. Kozikowski/Gutike in Beck-Bil-
Komm. VII. § 271 HGB Rn. 15), nicht vielmehr schon um eine atypisch stille
Gesellschaft und damit um eine Beteiligung an einer Mitunternehmerschaft
handelt (s. dazu Anm. 825; zu Abgrenzungsfragen s. näher § 15 Anm. 390 ff.)

– oder ob es sich überhaupt um eine Beteiligung und nicht vielmehr um eine
Forderung (so Behrens/Karkowski, DB 2001, 1059 ff.; krit. Groh, DB 2004,
668 ff.; vgl. auch Crezelius in Kirchhof X. § 5 Rn. 158, „Stille Beteiligung“;
ähnl. „sonstige Ausleihung“ Weber-Grellet in Schmidt XXX. § 5 Rn. 270,
„Stille Beteiligung“) – handelt, wenn gar keine oder nur unmaßgebliche Mit-
wirkungsbefugnisse im Innenverhältnis vorliegen (vgl. ADS VI. § 271 HGB
Rn. 7).

Letztere Qualifikationsfrage ist insbes. bedeutsam im Hinblick auf die stl. Aus-
wirkung von Verlusten, wie auch umgekehrt die vertraglichen Regelungen hin-
sichtlich der Verlustteilhabe Auswirkung auf diese Qualifikation haben können
(vgl. Kozikowski/Gutike in Beck-BilKomm. VII. § 271 HGB Rn. 15).
Teilhabe am Gewinn und Verlust: Ein Gewinnanspruch des still Beteiligten
entsteht mit Ablauf des Geschäftsjahres (§ 232 Abs. 1 HGB) und ist zu diesem
Bilanzstichtag bei ihm bereits wirtschaftlich entstanden (vgl.Hopt in Baumbach/
Hopt XXXIV. § 232 HGB Rn. 1 ff.) und grds. auch zu aktivieren (vgl. zur Reali-
sierung des Gewinnanspruchs BFH v. 19.2.1991 – VIII R 106/87, BStBl. II
1991, 569). Faktisch ist der Gewinnanspruch uE jedoch erst dann aktivierbar,
wenn er dem Grund und auch der Höhe nach feststeht (vgl. Crezelius in Kirch-
hof X. § 5 Rn. 158, „Stille Beteiligung“; s. auch Anm. 307 „Beteiligungserwerb
mit Gewinnanspruch“). Im Verlustfall kann eine Teilwertabschreibung auf die
Beteiligung erfolgen, sofern der Verlustanteil die Einlage mindert. Muss der stille
Gesellschafter ausnahmsweise den Verlust durch Einzahlung decken, hat er eine
entsprechende Verbindlichkeit zu passivieren. Ist die stille Beteiligung nach der
Vertragsgestaltung als Forderung zu qualifizieren, so ist ohne weitere Vorausset-
zungen eines niedrigeren Teilwerts dieser „Nicht“-Beteiligung bei Verlusten eine
phasengleiche Buchwertminderung bis zur Höhe der stillen Einlage möglich
(vgl. Behrens/Karkowski, DB 2001, 1063; Weber-Grellet in Schmidt XXX.
§ 5 Rn. 270, „Stille Beteiligung“; Groh, DB 2004, 668 [670]).

Einstweilen frei.

D. Bewertung sonstiger nichtabnutzbarer immaterieller
Wirtschaftsgüter

Schrifttum: Kummer, Betriebsbestehenswert (Verlagswert und Verlagsrecht), DStZ 1939,
85; Lueb, Verlagswert und Verlagsrecht, DStZ 1948, 20, 28; van der Velde, Gerechtsame,
DB 1951, 332; Löffler, Bewertung und Besteuerung von Verlagsrechten und „Rechten
am Verlag“, BB 1959, 110; Mutze, Die buchmäßige und stl. Behandl. v. Verlagsrechten u.
Verlagswerten, WPg. 1959, 409; Teske, Die Bilanzierung von Verlagsrechten, Berlin 1960;
Segebrecht, Einkstl. Behandl. imm. Rechte, StWa. 1965, 129; dazu Voss, ebd., 174; Löff-
ler/Faut, Der Verlagswert im StRecht, BB 1973, 1108; Löffler/Faut, Wesen und Um-
fang der Abschreibungen auf entgeltlich erworbene Abonnementsverträge, BB 1973,
1299; M. Richter, Die immateriellen Anlagewerte, HdJ II/2, 2. Aufl.; Hommel, Bilanzie-
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rung immaterieller Anlagewerte, Stuttgart 1998; Niemann, Immaterielle Wirtschaftsgüter
im Handels- und Steuerrecht, Bielefeld 1999. Siehe ferner vor Anm. 722.

Begriff und Einzelfälle der imm. WG s. Anm. 724 mit weit. Hinw. „Nicht abnutz-
bar ist ein imm. WG nur dann, wenn es dem Betrieb in seinem Bestand und sei-
nem Wert bei normalem Geschäftsablauf voraussichtlich für die Dauer seines
Bestehens erhalten bleibt und diesem nur bei Eintritt außergewöhnlicher Ereig-
nisse – die durch eine Teilwertabschreibung zu berücksichtigen sind – verloren-
geht“ (FG München v. 8.10.1980 – IX 69/77 E, EFG 1981, 334, rkr.).
Abgrenzung vom Geschäftswert und von sog. firmenwertähnlichen WG s.
Anm. 723 und 725.
Bewertung mit den AK oder dem Teilwert erfolgt nach allgemeinen Grund-
sätzen. Da AfA iSd. § 7 mangels Abnutzbarkeit entfallen, hat eine Teilwert-
abschreibung erhöhte Bedeutung. Sie wurde zB bereits anerkannt durch RFH
v. 30.6.1927 (RStBl., 227) betr. Urheberrechte aus einer Erfindung; v. 18.12.
1928 (RStBl. 1929, 171) betr. Wertminderung einer ungeschützten Erfindung
durch eine nur drohende Konkurrenz. Namentlich technische Werte, Paten-

[Anschluss S. E 461]
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te und Know-how können durch die technische Entwicklung ganz oder teilwei-
se wertlos werden. Ferner können Gesetzesänderungen zur Entwertung eines
imm. WG fuhren; s. zB Anm. 1500 „Apothekenrealrecht“; § 5 Anm. 2200
„Milchgroßhandel“.
Die Einheitstheorie, die von der Rspr. einer Teilwertabschreibung auf einen erwor-
benen Geschäftswert entgegengehalten wird (s. Anm. 880), ist bei dem einzel-
nen imm. WG nicht anwendbar (glA Spitaler, StbJb. 1959/60, 461; Popp,
StRKAnm. EStG § 6 Abs. 1 Ziff. 2 R. 322).

Einstweilen frei.

E. Bewertung von Forderungen

Schrifttum:
Bis 1999:
Slomma, Bilanzierung unverzinslicher oder niedrig verzinslicher Darlehen an Betriebs-
angehörige; DB 1989, 1106; Jaudzims/Münch, 1 %-Grenze bei Pauschalwertberichtigun-
gen nach dem BP-Rationalisierungserlaß, DB 1996, 2293; Scherer, Wertberichtigung von
Forderungen (Delkredere), StBP 1997, 11; Groh, Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/
2002: Imparitätsprinzip und Teilwertabschreibung, DB 1999, 978; Günkel/Fenzl, Aus-
gewählte Fragen zum Steuerentlastungsgesetz, DStR 1999, 649; Hoffmann, Die Auswir-
kungen des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 auf die Steuerbilanz, GmbHR
1999, 380; Kessler, Teilwertabschreibung und Wertaufholung in der Kreditwirtschaft
nach dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002, DB 1999, S. 2577; Stobbe/Loose,
Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 – Auswirkungen auf die handels- und steuer-
rechtliche Gewinnermittlung, FR 1999, 405.

Ab 2000:
Häuselmann, Wertpapierdarlehen in der Steuerbilanz, DB 2000, 495ff; IDW Stellung-
nahme zur Rechnungslegung (RS) HFA 4, Zweifelsfragen zum Ansatz und zur Bewer-
tung von Drohverlustrückstellungen, WPg 2000, 716ff; Loitz/Winnacker, Die dauernde
Wertminderung im Umlaufvermögen vor dem Hintergrund der handelsrechtlichen und
steuerlichen Bilanzierung, DB 2000, 2229; IDW Rechnungslegungshinweis (RH) 1014,
Umwidmung und Bewertung von Forderungen und Wertpapieren nach HGB, WPg 2002,
475ff; IDW Prüfungsstandard (PS) 522, Prüfung der Adressenausfallrisiken und des Kre-
ditgeschäfts von Kreditinstituten, WPg 22/2002, 1254 ff; Pyszka, Die atypisch stille Ge-
sellschaft – Gestaltungsinstrument zur Vermeidung von Wertaufholungen auf Forderun-
gen?, DB 2002, 1625; Assmann, Stichtagsprinzip und Wertaufhellung im Blickpunkt der
Außenprüfung, StBp 2005, 1; Gaber, Bewertung von Fertigerzeugnissen zu Voll- oder
Teilkosten? Ansatz von Forderungen zum Nennwert oder Barwert?, ZfbF 2005, 325ff;
Teichgräber, Pauschalwertberichtigung zu Forderungen – Berücksichtigung von Zinsver-
lusten, DB 2005, 1288; Hahne, Auswirkungen der BIAO-Entscheidung des BFH auf die
Anwendung pauschalierter Bewertungsverfahren, DB 2006, 91; Hahne, Bilanzierung von
Bewertungseinheiten gem. § 5 Abs. 1a EStG bei Fälligkeitsunterschieden, BB 2006, 2291;
Bodden, Verschmelzung und Formwechsel von Kapitalgesellschaften auf gewerbliche
Personengesellschaften nach dem SEStEG (§§ 3–10 UmwStG n.F.), FR 2007, 66; Erns-
ting, Auswirkungen des SEStEG auf die Bilanzierung von Körperschaftsteuerguthaben
in Jahresabschlüssen nach HGB und IFRS, DB 2007, 180; Förster/Felchner, Auszah-
lung des Körperschaftsteuerguthabens nach dem SEStEG, DStR 2007, 280; Ortmann-Ba-
bel/Bolik, Praxisprobleme des SEStEG bei der Auszahlung des Körperschaftsteuergut-
habens nach § 37 KStG n.F., BB 2007, 73; Heese, Forderungsbewertung und
Wertermittlungspflichten im Insolvenzfall, DStR 2008, 150; Patek, Bewertungseinheiten
nach dem Referentenentwurf des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes, KoR 2008, 370;
Goldschmidt/Weigel, Die Bewertung von Finanzinstrumenten bei Kreditinstituten in il-
liquiden Märkten nach IAS 39 und HGB, WPg 2009, 192; Happe, Pauschalwertberichti-
gungen bei der Bewertung von Forderungen, BBK 2009, 332; Herzig/Briesemeister,
Reichweite und Folgen des Wahlrechtsvorbehalts § 5 Abs. 1 EStG, DB 2010, 917.
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I. Forderungen als Bewertungsgegenstand

1. Allgemeine Begriffsdefinition der Forderung
Begriff: Forderung ist schuldrechtlich das gegen eine bestimmte Person gerich-
tete Recht auf eine bestimmte (vermögensrechtliche) Leistung (§§ 241 Abs. 1
Satz 1, 194 BGB). Hierbei handelt es sich um schuldrechtliche und damit relati-
ve Ansprüche, die nicht gegenüber jedermann geschützt sind.
Rechtsgrundlage einer Forderung ist ein Schuldverhältnis. Dieses kann privat-
rechtlicher (§ 241 BGB) oder öffentlich-rechtlicher Art sein. Die Begründung des
Schuldverhältnisses kann durch Rechtsgeschäft (zB Vertrag), Gesetz oder Ho-
heitsakt erfolgen und im Wege der Abtretung (§ 398 BGB) als abgeleiteter Er-
werb gehandelt werden.
Gegenstand einer Forderung kann jede Leistung sein (Tun oder Unterlassen,
§ 241 BGB), sofern die Leistung möglich ist. Der bei weitem häufigste Fall, der
bei der Bewertung von Forderungen gem. § 6 Abs. 1 Nr. 2 auftritt, ist derjenige
der Forderung auf eine Leistung in Geld (Kapitalforderungen). Andere, nicht
auf Geld gerichtete Forderungen (Sachleistungsforderungen; Beispiel: zu erbrin-
gende Dienst- und Werkleistungen) fallen ebenfalls in den Anwendungsbereich
des § 6 Abs. 1 Nr. 2, allerdings nur dann, wenn es sich um geleistete Vorauszah-
lungen/Anzahlungen für Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens han-
delt, dh die zu erbringenden Leistungen nicht auf Seiten des Bilanzierenden lie-
gen. Hierzu würden grds. auch Rechnungsabgrenzungsposten (s. § 5
Anm. 1900–1932) gerechnet. Eine Bewertung dieser lehnt der BFH (v. 12.7.
1984 – IV R 76/82, BStBl. II 1984, 713) und das überwiegende Schrifttum (s.
§ 5 Anm. 1929) mangels Wirtschaftsguteigenschaft aber ab.

2. Abgrenzung
Gewinnermittlung: Vgl. hierzu Anm. 1 und 5. Bei der Gewinnermittlung nach
Durchschnittssätzen gem. § 13a EStG kann der Ausfall einer Forderung aus der
Veräußerung von Umlaufvermögen nicht gewinnmindernd berücksichtigt wer-
den (BFH v. 27.8.1992 – IV R 111/91, BStBl. II 1993, 336).
Betriebsvermögen/Privatvermögen: Gegenstand der Bewertung nach § 6
Abs. 1 Nr. 2 sind nur Forderungen des Betriebsvermögens (§§ 4 Abs. 1, 5 Abs. 1
EStG). Vgl. Anm. 5.
Anlagevermögen und Umlaufvermögen des Betriebsvermögens: Forde-
rungen im Umlauf- und Anlagevermögen werden nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG
einheitlich bewertet, da es sich nicht um abnutzbare WG handelt (s. Anm. 240).
Zur Frage der Abgrenzung von Anlage- und Umlaufvermögen und zur Abnutz-
barkeit s. Anm. 253–256.
Bewertung bedingt Aktivierungsfähigkeit: Eine Forderung ist nur zu aktivie-
ren, wenn sie entweder rechtlich bereits entstanden ist oder die für ihre Entste-
hung wesentlichen wirtschaftlichen Ursachen im abgelaufenen Geschäftsjahr ge-
setzt worden sind und der Kaufmann mit der künftigen rechtlichen Entstehung
des Anspruchs fest rechnen kann (stRspr., vgl. BFH v. 8.11.2000 – I R 10/98,
BStBl. II 2001, 349 mwN; v. 12.5.1993 – XI R 1/93, BStBl. II 1993, 786).
Schwebende Geschäfte sind dementsprechend nicht zu bilanzieren. Ansprüche,
die erst mit Ablauf des kalenderjahrgleichen Wirtschaftsjahres, entstehen, sind
zum Ende des Wirtschaftsjahres zu aktivieren, wenn sie zwar noch nicht recht-
lich entstanden sind, wohl aber mit ihrer Realisierung fest zu rechnen ist (für die
Aktivierung des Körperschaftsteuerguthabens, das nach § 37 Abs. 5 KStG idF
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SEStEG festzusetzen ist, insoweit BFH v. 15.7.2008 – I B 16/08, BStBl. II
2008, 886).
Aufschiebend bedingte Forderungen (§ 158 Abs. 1 BGB) sind am Bilanz-
stichtag noch nicht rechtswirksam entstanden, es besteht nur eine Anwartschaft
bis zum Bedingungseintritt. Die Voraussetzungen für eine Aktivierung sind mit-
hin nicht erfüllt (BFH v. 26.4.1995 – I R 92/94, BStBl. II 1995, 594). Eine Akti-
vierung kommt allerdings dann in Betracht, wenn die Ursachen für die Realisie-
rung im abgelaufenen Geschäftsjahr bereits gesetzt sind und der Kaufmann mit
der künftigen rechtlichen Entstehung fest rechnen kann. Anm. „Bewertung bedingt
Aktivierungsfähigkeit“. Abzugrenzen ist dies von einer aufschiebend bedingten
Entfallens-Klausel, welche keinen Einfluss auf das rechtliche Entstehen der For-
derung hat (BFH v. 18.12.2002 – I R 11/02, BStBl. II 2003, 400).
Auflösend bedingte Forderungen (§ 158 Abs. 2 BGB) sind solange zu akti-
vieren, bis die Bedingung eingetreten ist (zu Ansprüchen eines Versicherungs-
vertreters aus § 92 Abs. 4 HGB vgl. FG Sachs.-Anh. v. 24.4.2008, EFG 2008,
1779, nrkr., Rev. Az. BFH X R 28/08).
Geringfügige Forderungen sind vor dem Hintergrund des Grundsatzes der
Wesentlichkeit (Materiality) nicht zu aktivieren. Vgl. auch zum Grundsatz der
Wesentlichkeit, der den bei Aktivierung zu beachtenden Grundsatz der Bilanz-
wahrweit modifiziert, § 5 Anm. 224 und Schmidt/Weber-Grellet XXIX. § 5
Rz. 84.
Bestrittene Forderungen: Aus dem Vorsichtsprinzip und dem Realisations-
prinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) (vgl. hierzu § 5 Anm. 219 f.) folgt, dass in vol-
lem Umfang bestrittene Forderungen (aus Vertragsverletzung, unerlaubter Hand-
lung oder ungerechtfertigter Bereicherung) erst nach rkr. Urt. zugunsten des
Gläubigers bzw. Anerkennung durch den Schuldner aktiviert werden dürfen
(BFH v. 11.10.1973 – VIII R 1/69, BStBl. II 1974, 90; v. 26.4.1989 – I R
147/84, BStBl. II 1991, 213; v. 3.6.1993 – VIII R 26/92, BFH/NV 1994, 366).
Nach BFH v. 8.11.2000 (I R 10/98, BStBl. II 2001, 349) sind folgerichtig Forde-
rungen bei denen die Voraussetzungen für ihre Entstehung zwar vorliegen, nicht
zu aktivieren, wenn dies durch nach dem Bilanzstichtag festgestellte Mängel in
der Leistung des Kaufmanns verhindert werden kann.
Saldierungsverbot: Der Grundsatz der Einzelbewertung hat besonders für
Forderungen Bedeutung; sie dürfen grds. nicht mit Verbindlichkeiten und nicht-
abgerechnete Leistungen nicht mit erhaltenen Anzahlungen saldiert werden
(§ 246 Abs. 2 Satz 1 HGB; s. auch Anm. 89). Für die kompensatorische Berück-
sichtigung von Rückgriffsansprüchen innerhalb der Bewertung vgl. Anm. 925.
Zu Ausnahmen des Saldierungsverbots vgl. § 5 Anm. 1638.

II. Bewertungsgrundsätze

Bewertungsmaßstäbe (Anschaffungskosten, Teilwert): Die Bewertung der
Forderungen erfolgt grds. mit den AK gem. Abs. 1 Nr. 2 wie in der HBil.
(§§ 253 Abs. 1 Satz 1 iVm. 255 Abs. 1 Satz 1 HGB) (s. näher Anm. 908), ggf.
Bewertung mit dem niedrigeren Teilwert (§ 10 BewG) (s. Anm. 910).
Allgemeine Bewertungsgrundsätze: Es sind im Rahmen der Bewertung die
nicht kodifizierten GoB sowie die kodifizierten GoB-Grundsätze, namentlich
das Realisationsprinzips, das Vorsichtsprinzip und das Wertaufhellungsprinzip
zu beachten. Daneben gilt der Grundsatz der Einzelbewertung, der durch be-
stimmte Bewertungsmethoden (Gruppenbewertung, Durchschnittsbewertung)
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außer kraft gesetzt wird. Zu den allgemeinen Bewertungsprinzipien vgl. auch § 5
Anm. 210. Zu den Bewertungsmethoden vgl. Anm. 101.
Niederstwertprinzip: Handelsrechtlich sind für Anlagevermögen das gemilderte
Niederstwertprinzip gem. § 253 Abs. 2 Satz 3 HGB und für das Umlaufver-
mögen das strenge Niederwerstwertprinzip gem. § 253 Abs. 3 HGB zu beachten
(s. Anm. 561–562). Steuerrechtlich kann (Wahlrecht!) nach Abs. 1 Nr. 2 ein
niedriger Teilwert für Forderungen des AV und UV nur noch angesetzt werden,
wenn eine voraussichtlich dauernde Wertminderung vorliegt (steuerliches Wahlrecht).
E Eigenständiges Bewertungswahlrecht: Da Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ein eigenständiges
steuerliches Bewertungswahlrecht iSd. § 5 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 bildet, können in
der StBil. nach der Neufassung des § 5 Abs. 1 EStG steuerliche Wahlrechte un-
abhängig von der HBil. ausgeübt werden (vgl. BMF v. 12.3.2010, DB 2010,
642 ff.; ebenso Herzig/Briesemeister, DB 2010, 917; zum Meinungsstand be-
züglich der Reichweite des Maßgeblichkeitsgrundsatzes nach § 5 Abs. 1 Satz 1
Halbs. 2 vgl. § 5 Anm. 62 f.).
Fremdwährungsforderungen sind gem. § 256a Satz 1 HGB mit dem Devisen-
kassamittelkurs am Abschlussstichtag umzurechnen (s. Anm. 286). Bei einer
Restlaufzeit von weniger als einem Jahr ist das AK-Prinzip (§ 253 Abs. 1 Satz 1
HGB) und Realisationsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) nicht anzuwenden
(§ 256a Satz 2 HGB). Sofern Forderungen nach § 256a HGB über den AK aus-
gewiesen werden, ist dies in der StB nicht anzuwenden (Schmidt/Kulosa
XXIX. § 6 Rz. 601).
Verhältnis zur Bewertung negativer Wirtschaftsgüter:Während der Gesetz-
geber eine Bewertungsmethode im Hinblick auf die Bewertung von Verbind-
lichkeiten / Rückstellungen in § 253 Abs. 2 HGB und § 6 Abs. 1 Nr. 3 und
3a geregelt hat, fehlen entsprechende Regelungen für Forderungen. Vgl.
Anm. 1125–1189.
Zur Bildung von Bewertungseinheiten vgl. § 254 HGB und § 5
Anm. 1646 ff.
Konkurrenz zu anderen steuerrechtlichen Bewertungsvorschriften: Ge-
genüber § 6 haben andere spezielle steuerliche Vorschriften Vorrang: insb. § 6b
und EStR 6.6 oder nach BewG. Vgl. hierzu auch Anm. 236.

Einstweilen frei.

III. Bewertung mit den Anschaffungskosten (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1)

Grundsatz: Geldforderungen sind in der StBil. gem. § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 mit
den Anschaffungskosten (AK), die regelmäßig mit dem Nennwert übereinstimmen,
zu bilanzieren (stRspr.: ua. BFH v. 25.2.2004 – I R 54/02, DB 2004, 1399; v.
23.11.1967 – IV 123/63, BStBl. II 1968, 176; v. 23.4.1975 – I R 236/72,
BStBl. II 1975, 875; v. 4.3.1976 – IV R 78/72, BStBl. II 1977, 380; v. 31.1.1980
– IV R 126/76, BStBl. II 1980, 491; v. 9.7.1981 – IV R 35/78, BStBl. II 1981,
734). AK sind nach § 255 Abs. 1 HGB Aufwendungen, die geleistet werden, um
ein WG zu erwerben, soweit sie diesem einzeln zugeordnet werden können. Zur
Bewertung von Sachwertforderungen s. Anm. 942.
Anwendung der Bewertungsmaßstäbe/kein Herstellungsvorgang: Auch
wenn die Forderung in der Person des Stpfl. zB durch Warenlieferungen oder
sonstige Leistungen wie zB im Rahmen der Darlehensgewährung oder – ohne
sein Zutun – aufgrund Gesetz oder Hoheitsakt (zB unerlaubte Handlungen ei-

§ 6 Anm. 907–909 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

908

909



HHR Lfg. 247 August 2011 Kleinle/Dreixler

nes Dritten, Halterhaftung) entsteht, handelt sich um einen Anschaffungsvor-
gang und nicht um Herstellungsvorgang (s. Anm. 263). Dementsprechend sind For-
derungen mit Anschaffungskosten zu bewerten. Denn der Begriff der Herstellung iSd.
§ 255 Abs. 2 HGB kann neben der materiellen und immateriellen Güterherstel-
lung systematisch nicht auch den in monetären Gütern ausgedrückte Rückzah-
lungsanspruch nach der Leistungserbringung (Gewinnrealisierung) ausdrücken. Da-
neben wäre es nicht sachgerecht, bei der bloßen Hingabe von Geld und mit
späterer Rückzahlung in der Form eines Darlehens (keine Gewinnrealisierung), die
im Zeitpunkt der Auszahlung zur Forderung entsteht, von einem Herstellungs-
vorgang zu sprechen. Nach der vom BFH vertretenen Auffassung kann der AK-
Begriff zwar nicht ohne weiteres auf die punktuelle Entstehung von Forderun-
gen übertragen werden. Allerdings stellt er nur -ohne Differenzierung- darauf
ab, welcher Betrag an die Stelle der AK zu treten habe (BFH v. 23.4.1975 – I R
236/72, BStBl. II 1975, 875; v. 4.3.1976 IV R 78/72, BStBl. II 1977, 380). Die
Fassung des Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 trägt dieser Auslegung Rechnung und spricht
von „Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder dem an deren Stelle tretenden Wert“.
Gleichzeitig wird damit der handelsrechtliche AHK-Begriff erweitert um „Zwi-
schenglieder der Bewertung“ (Hoffmann, GmbHR 1999, 381) wie Neubewer-
tungsmaßnahmen durch Betriebseröffnung, Einlage ins Betriebsvermögen um
Übertragung von einem BV in ein anderes.
Bewertung einer bereits bestehenden Forderung: AK ieS ergeben sich nur
im Fall des Erwerbs einer bereits bestehenden Forderung von einem Dritten
aufgrund einer Zession (§ 398 BGB), bes. zB von Forderungen aus festverzins-
lichen Wertpapieren (BFH v. 23.4.1975 – I R 236/72, BStBl. II 1975, 875) oder
beim Erwerb von Wechselforderungen (BFH v. 26.4.1995 – I R 92/94, BStBl. II
1995, 594). Die AK entsprechen dann nicht dem Nennwert, sondern den Auf-
wendungen des Stpfl. einschl. der Anschaffungsnebenkosten und nachträglichen AK (s.
allg. Anm. 281–303: ebenso Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 140 „Forderun-
gen“), auch wenn sie über dem Nennbetrag bzw. Wert der Sachleistung liegen.
Über Wechselforderungen s. Anm. 1120.
Bewertung einer in der Person des Steuerpflichtigen entstehenden Forde-
rung: Als AK gelten sowohl bei gewinnrealisierenden als auch bei nicht gewinn-
realisierenden Forderungen (Darlehen) der entstehende Rückzahlungsbetrag,
dh. der Nennwert der Forderung (ggf. einschließlich Umsatzsteuer).
Anschaffungsvorgang verbunden mit Kreditgeschäft: Fraglich ist, in welcher
Höhe AK vorliegen, wenn in der Person des Steuerpflichtigen entstehenden
Forderung gleichzeitig auch ein Kreditgeschäft zu sehen ist. Es gilt zwar hierbei
der Grundsatz der Einzelbewertung, so dass eine Aufspaltung des Vorgangs in
Verkaufs- und Kreditgeschäft nicht zulässig erscheint. Allerdings ergeben sich
notwendige Abweichungen, so dass uE wie folgt zu unterscheiden ist:
E Warenlieferungen oder sonstige Leistungen (Gewinnrealisierung): Bei einer ins Gewicht
fallenden Laufzeit der Forderung wird die Kreditgewährung iH des Verkaufs-
preises diesen idR um einen entsprechend einkalkulierten (nicht offen ausgewie-
senen) Zins erhöhen. Die Forderungssumme ist bei derartigen Geschäftsvorfäl-
len in einen Kapitalanteil (Barwert) und einen Zinsanteil aufzuspalten. Der
Ansatz mit dem Nennbetrag stellt dann eine Verletzung des Realisationsprinzips
dar, weil dadurch ein noch nicht realisierter Zinsgewinn ausgewiesen wird. Die
AK entsprechen in diesem Fall dem bei sofortiger Fälligkeit zu zahlenden Bar-
wert (sog. Nettomethode). Da die Barwerte in derartigen Fällen als sog. „fiktive“
AK gelten, kann uE für die zeitanteilig entstehende Zinsforderung eine Aufzin-
sung des Barwerts einer (gestundeten) Kaufpreisforderung der Zinsertrag reali-
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siert werden (ebenso für das Handelsrecht: Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm.
VII. § 255 Rn. 256; ADS VI. § 253 HGB Rn. 54; Teichgräber, DB 2005, 1288).
Eine steuerliche Regelung hierzu besteht hingegen nicht.

Meinungsstand: Neben der Nettomethode wird im Schrifttum auch für die Brutto-
Methode befürwortet, wobei der Anspruch sogleich mit dem Nennwert angesetzt wird
und dieser sogleich im Wege der Teilwertabschreibung auf den Barwert abgeschrieben
wird (vgl. Ernsting, DB 2007, 180 [183] zur Bewertung des Körperschaftsteuergutha-
bens nach § 37 Abs. 5 KStG; aA Bodden, FR 2007, 66 [77]; Förster/Felchner, DStR
2007, 280 [282]; Ortmann-Babel, BB 2007, 73 [75]). Der BFH hat in dem Urt. v. 15.7.
2008 (I B 16/08) die Frage der Anwendung der Brutto- oder Nettomethode bezüglich
der Bewertung des Körperschaftsteuerguthabens offen gelassen.
Für Nettomethode bei von vornherein gestundeten Forderungen BFH v. 11.12.1986
(IV R 222/84, BStBl. II 1987, 553 mwN). Ähnlich bei anderen Gestaltungen für die
Anwendung der Nettomethode der BFH v. 25.6.1974 – VIII R 163/71, BStBl. II 1975,
431; v. 25.2.1975 – VIII R 19/70, BStBl. II 1975, 547; v. 21.10.1980 – VIII R 190/78,
BStBl. II 1981, 160; v. 7.7.1983 – IV R 47/80, BStBl. II 1983, 753).
Stellungnahme: UE ist die Brutto-Methode stl. maßgebend (ebenso Schmidt/Kulosa
XXIX. § 6 Rn. 140 „Forderungen“: für Nennwert ohne weitere Differenzierung; Lade-
mann/Meurer, § 6 Rn. 773). Es ergibt sich uE kein Unterschied zu dem Fall, wo der
Kaufpreis sofort gezahlt wird und gleichzeitig ein un- oder minderverzinsliches länger-
fristiges Darlehen ausgereicht wird. Eine weitere Wertminderung wegen Zinslosigkeit
kommt dann weiterhin in Betracht.

E Darlehensforderungen: Auch bei unverzinslichen oder niedrig verzinslichen Dar-
lehensforderungen ist der Auszahlungsbetrag als AK, der regelmäßig mit dem
Rückzahlungsbetrag (Nennwert) übereinstimmt, zu behandeln. Die Un- oder
Niedrigverzinslichkeit hat keinen Einfluss auf die Höhe der AK. Allenfalls der
Teilwert der Forderung (s. Anm. 910) wird uU gemindert (BFH v. 23.4.1975 – I
R 236/72, BStBl. II 1975, 875; v. 9.7.1981 – IV R 35/78, BStBl. II 1981, 734; v.
30.11.1988 – I R 114/84, BStBl. II 1990, 117; v. 24.1.1990 – I R 157/85, I R
145/86, BStBl. II 1990, 639; v. 19.5.1998 – I R 54/97, BStBl. II 1999, 277; v.
24.10.2006 – I R 2/06, BStBl. II 2007, 469; ebenso für das Handelsrecht: Ell-
rott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 Rn. 257 und WP-Hdb. 2006 Bd. I
Tz. E 435: für Barwert). Wird das Darlehen unter Abzug eines Damnums oder
Disagios ausbezahlt, muss die Forderung allerdings mit dem vollen Nennbetrag
ausgewiesen werden, da das vorab gezahlte Abgeld vorausbezahlter Zins dar-
stellt. In Höhe des Unterschiedbetrags ist ein passiver RAP zu bilden, der ver-
teilt über die Laufzeit bzw. die Zinsfestschreibung in jährlichen Teilbeträgen ge-
winnerhöhend aufzulösen ist (BFH v. 23.4.1975 – I R 236/72, BStBl. II 1975,
875; v. 6.12.1965 – GrS 2/64 S, BStBl. III 1966, 144; v. 21.5.1993 – VIII R
1/91, BStBl. II 1994, 93; handelsrechtlich Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm.
VII. § 255 Rn. 254); s. auch § 5 Anm. 1945–1963.
E Soweit Inhaberschuldverschreibungen mit einem Emissionsdisagio emittiert werden, sind
die AK dieser Wp. ebenfalls mit dem Nennwert der Forderung zu bilanzieren
und nicht mit dem Auszahlungsbetrag (Ellrott-Brendt, in Beck-BilKomm.
VII., § 255 Rn. 254, 257 für Auszahlungsbetrag). Eine Betrachtung des Emis-
sionsdisagios als Kaufpreisabschlag wie beim Wechsel kommt nicht in Betracht
(BFH v. 29.11.2006 – I R 46/06, BStBl. II 2009, 955). Weber-Grellet (BB
2008, 39; ebenso Hoffmann, DB 2007, 720) sieht darin ein Widerspruch zum
Wechselurteil des BFH v. 26.4.1995 (I R 92/94, BStBl. II 1995, 594). UE ist die-
se BFH-Entscheidung nur nachvollziehbar, wenn man bedenkt, dass bei Inha-
berschuldverschreibungen im Gegensatz zum Wechselgeschäft eine implizite
Verrechnungsabrede bzgl. des einbehaltenen Disagios entsprechend der BGH-
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Rechtsprechung zur Disagio-Rückgewähr (BGH v. 12.05.1992 – XI ZR 258/91,
DB 1992, 1470) unterstellt wird.
Einzelfragen:
Zur stlichen Bilanzierung von Wandelschuldverschreibungen, Optionsanleihen und Zero-
Bonds vgl. Anm. 1155 „Zerobonds“.
Bei Rückdeckungsansprüchen aus einer Kapitallebensversicherung entsprechen die AK
den bis zum Bilanzstichtag vom Versicherungsnehmer aufgewendeten Spar-
anteilen der Versicherungsprämien (Sparbeiträge). Zusätzlich zählen zu den AK
auch die rechnungsmäßigen (garantierten) Zinsen auf die geleisteten Sparbeiträ-
ge. Dies entspricht dem vom Versicherer nachgewiesenem Deckungskapital
(BFH v. 10.6.2009 – I R 67/08, BB 2009, 2249; v. 9.8.2006 – I R 11/06, BB
2006, 2240; v. 25.2.2004 – I R 54/02, BB 2004, 1557).
Bei Schadensersatzansprüchen gilt der Schadensbetrag (BFH v. 4.2.1999 – IV R
57/97, BStBl. II 1999, 602).
E Prozesskosten für die Vorbereitung einer Klage auf Schadensersatz gelten nicht
als nachträgliche AK; diese Aufwendungen dienen nicht der Sicherung des Er-
werbs der Forderung, sondern der Klärung der Rechtslage und gehören deshalb
grds. zu den laufenden Betriebsausgaben, ausgenommen der Schuldner hat die
Aufwendungen mit Sicherheit zu ersetzen (BFH v. 27.5.1964 – IV 352/62 U,
BStBl. III 1964, 478 Abschn. 2).
E Fremdwährungsforderungen: Für Forderungen in fremder Währung (Valuta-
schuld/-forderung, § 244 BGB) ist zunächst der bei Begr. der Forderung notier-
te Kurs in EURO maßgeblich (BFH v. 19.1.1978 – IV R 61/73, BStBl. II 1978,
295). Soweit man § 256a HGB auch auf die stliche Zugangsbewertung überträgt,
ist die Fremdwährungsforderung durch den Devisenkassamittelkurs im Zu-
gangszeitpunkt festgelegt (vgl. Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255
Rn. 258; ebenso bereits für den Teilwert von Währungsschulden BFH v. 7.8.
1951 – I 38/51, BStBl. III 1951, 190). Insoweit stellt dies der Bestimmungsmaß-
stab für die AK der Forderungen dar.
E Anschaffungskosten bei Sicherungsgeschäften: Wird die Valutaforderung durch ein
Devisentermingeschäft gesichert, sind die EURO-AK der Forderungen durch
den Terminkurs fixiert. Dies stellt der Zugangswert der Forderung dar. Nach-
trägliche Sicherung nach dem Anschaffungszeitpunkt der Forderung haben kei-
nen Einfluss auf den Zugangswert mehr (vgl. Ellrott/Brendt, in Beck-Bil-
komm. VII, § 255 Rn. 258).

IV. Bewertung mit dem Teilwert (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2)

1. Begriff und Ansatz des Teilwerts einer Forderung
Begriff des Teilwerts: allg. s. Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 (Anm. 572 ff.). Danach liegt
der Teilwert einer Forderung niedriger als ihr Nennwert, soweit ein Erwerber
des Betriebs im Rahmen des Gesamtkaufpreises für den Betrieb weniger als den
Nennwert der Forderung bezahlen würde. Zum Verhältnis zu anderen Bewer-
tungsmaßstäben wie gemeiner Wert vgl. Anm. 574 ff.
Ansatz des Teilwerts/Teilwertvermutungen: Die von der Rspr. aufgestellten
Teilwert-Vermutungen gelten auch für Forderungen (BFH v. 30.11.1988 – I R
114/84, BStBl. II 1990, 117); dementsprechend besteht eine Vermutung dafür,
dass sich im Zeitpunkt der Anschaffung eines WG dessen AK mit dem Teilwert
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deckt, sofern keine „Fehlmaßnahme“ vorliegt (stRspr.: ua. BFH v. 17.1.1978 –
VIII R 31/75, BStBl. II 1978, 335).
Veränderung der Verhältnisse: Die Teilwertvermutung bezieht sich nur auf
Zeitpunkte kurz nach der Anschaffung des WG. Eine TW-Abschreibung wegen
späterer Wertminderungen wird hierdurch nicht ausgeschlossen (BFH v. 30.11.1988
– I R 114/84, BStBl. II 1990, 117). Zu den einzelnen wertmindernden Umstän-
den, die sich aus der Person des Schuldners oder aus der Eigenschaft der Forde-
rung ergeben können, vgl. Anm. 911. Die Veränderung der Verhältnisse sind
vom Stpfl. nachzuweisen. Zu den Nachweispflichten vgl. auch Anm. 598.
Entkräftung der Teilwert bei Fehlmaßnahmen: Die Teilwertvermutung kurz
nach Erwerb des WG kann widerlegt werden, wenn eine Fehlmaßnahme vor-
liegt (BFH v. 25.10.1972 – GrS 6/71, BStBl. II 1973, 79; v. 9.7.1981 – VI R
35/78, BStBl. II 1981, 734 und Anm. 599).
Bewertungswahlrecht des Abs. 1 Nr. 2 Satz 2: Nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 be-
steht ein Bewertungswahlrecht für jede einzelne Forderung dahingehend, den Teil-
wert statt der AHK oder der an deren Stelle tretenden Wert nach Abs. 1 Nr. 2
Satz 1 anzusetzen (autonomes steuerliches Wahlrecht). Vgl. hierzu Anm. 907
mwN.
Nicht buchführungspflichtige Stpfl.: Für nicht nach Handelsrecht buchfüh-
rungspflichtige Stpfl. (vgl. originäre steuerliche Buchführung gem. § 141 AO,
freiwillige steuerliche Buchführung) galt dieses Bewertungswahlrecht schon vor
dem VZ 2009, da keine Bindung an eine HBil. bestand. Vgl. hierzu Anm. 563
und § 5 Anm. 16. Zu den besonderen Aufzeichnungspflichten bei abweichender Ausübung
des Wahlrechts in der StBil. nach § 5 Abs. 1 Satz 2 vgl. § 5 Anm. 880.
Erfordernis der dauernden Wertminderung: Der Ansatz einer Forderung mit
dem niedrigeren TW in der StBil. verlangt, dass eine dauernde Wertminderung vor-
liegt (Abs. 1 Nr. 2 Satz 1). Eine nur vorübergehende Wertminderung der einzel-
nen Forderung reicht nicht aus. Die vorliegenden wertmindernden Umstände (s.
Anm. 911) müssen so geartet sein, dass der TW nachhaltig unter den Zugangs-
wert der Forderung (AK) gesunken ist (für (nicht abnutzbare) WG des AV in
Form von Aktien vgl. BFH v. 26.9.2007 – I R 58/06, BStBl. II 2009, 294). Hier-
von ist nach Auffassung des BFH v. 26.9.2007 (I R 58/06, BStBl. II 2009, 294)
auszugehen, wenn aus Sicht des Bilanzstichtags aufgrund objektiver Anzeichen
ernsthaft mit einem langfristigen Anhalten der Wertminderung zu rechnen ist.
Allein die Möglichkeit einer Wertsteigerung in der Zukunft schließt die Anwen-
dung eines niedrigeren TW nicht aus.
Ermittlung eines niedrigeren Teilwerts nur durch Schätzung: Der niedrige-
rer Teilwert kann im Allgemeinen nur im Wege der Schätzung ermittelt werden.
Dabei kommt dem Ermessen des Kaufmanns besondere Bedeutung zu (vgl.
BFH v. 20.8.2003 – I R 49/02, BStBl. II 2004, 941; v. 22.10.1991 – VIII R
64/86, BFH/NV 1992, 449). Vgl. hierzu Anm. 586.
Ausübung des Bewertungswahlrechts aus Sicht der Steuerbilanzpolitik:
Der Ansatz eines niedriger Teilwert einer Forderung sollte aus Sicht des bilan-
zierenden Gläubigers unterbleiben, wenn sich hierdurch ein bereits entstehender
Verlust erhöht, der nicht durch einen Verlustrücktrag verwertet werden kann
(Verlustvortrag aus Vorjahr), und wenn der sich im VZ der Verlusterhöhung er-
gebende Verlustvortrag sich nur nach Maßgabe des § 10d EStG (Mindest-
besteuerung) beschr. verwerten lässt. Zur Wertaufholung einer mit dem TW an-
gesetzten Forderung vgl. Anm. 934.
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Vorrang der Teilwertabschreibung: Die Teilwert-Abschreibung hat Vorrang
vor der Bildung von Rückstellungen (vgl. auch BFH v. 7.9.2005 – VIII R 1/03,
BStBl. II 2006, 298; IDW RS HFA 4, WPg 2000, 716); s. Anm. 559.

2. Wertmindernde Umstände

a) Möglichkeiten wertmindernde Umstände bei Forderungen
Nacht der Art der vorliegenden wertmindernden Umstände (Risiken) kann un-
terschieden, ob die zu bewertende Forderung einem
– einem Ausfallrisiko (s. Anm. 912),
– einem Zinsrisiko (s. Anm. 913–914),
– einem Liquiditätsrisiko (s. Anm. 915) oder
– einem Währungs- und Länderrisiko (s. Anm. 916) unterliegt (vgl. Kessler, DB

1999, 2577). Zu den relevanten Risiken im Zusammenhang mit Forderungen
auch Hahne, BB 2006, 91.

Für die Bewertung ist hierbei auf alle wertmindernden Einflüsse abzustellen, die
die Rückzahlung der Forderung unwahrscheinlich bzw. zweifelhaft machen. Ne-
ben diesen wertmindernden Umständen können die mögliche Inanspruchnahme
von Preisnachlässen wie zB Skonto oder sonstige Erlösschmälerungen, Waren-
rücksendungen und andere Minderungen sowie innerbetriebliche Zinsverluste
(s. zu diesen auch Anm. 931), die das sog. Einziehungsrisiko der Forderung dar-
stellen, wertmindernd berücksichtigt werden (BFH v. 19.1.1967 – IV 117/65,
BStBl. III 1967, 336); begrifflich sind sie aber von den zuvor genannten Wert-
minderungen zu unterscheiden.

b) Ausfallwagnis
Wertmindernde Umstände liegen vor, wenn der teilweise oder vollständige Aus-
fall (die Rückzahlung) einer Forderung möglich oder bereits eingetreten ist. Vorausset-
zung ist ein über das allgemeine Kreditrisiko hinausgehende Ausfallwagnis (so
BFH v. 20.8.2003 – I R 49/02, BStBl. II 2004, 941). Sofern objektive Umstände
eintreten, die eine Rückzahlung der Forderung dauerhaft zweifelhaft (zB Zahlungs-
störung, -stockung) erscheinen lassen, ist die zweifelhafte Forderung mit dem wahr-
scheinlich Wert anzusetzen (BFH v. 20.8.2003 – I R 49/02, BStBl. II 2004, 941).
Nicht erforderlich ist, dass sich das Ausfallrisiko bereits konkretisiert hat (so
BFH v. 20.8.2003 mit Verweis darauf, dass andernfalls erst bei effektiven Ausfall
eine TW-Abschreibung anzuerkennen wäre; dies wäre mit dem aus dem Vor-
sichtsprinzip abgeleiteten Imparitätsprinzip nach § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB nicht
vereinbar). Sofern das Ausfallrisiko bereits eingetreten ist, ist der uneinbringliche Teil
der Forderung abzuschreiben (bei Entgegennahme von Wechseln s. BFH v. 9.8.
1990 – V R 134/85, BStBl. II 1990, 1098; zur Forderungsabschreibung bei Be-
triebseinstellung s. BFH v. 25.7.1972 – VIII R 3/66, BStBl. II 1972, 936). Primär
wird das Ausfallwagnis durch die (objektive) Zahlungsfähigkeit des Schuldners be-
stimmt, die auch ein entscheidender Faktor bei der tatsächlichen Durchsetzbarkeit
der Forderung darstellt.
Zahlungsfähigkeit des Schuldners: Bei Beurteilung der Leistungsfähigkeit des
Schuldners zum Bilanzstichtag genügt zur Teilwertabschreibung die Zweifelhaftig-
keit der Forderung. Zahlungseinstellung des Schuldners ist nicht Voraussetzung
(RFH v. 17.6.1931, RStBl. 1931, 813), der Ausfall der Forderung muss aber mit
einiger Wahrscheinlichkeit drohen (RFH v. 13.7.1933, RStBl. 1933, 1085). Maßstä-
be sind hierbei die individuellen Vermögens- und Liquiditätsverhältnisse des
Schuldners (zB Höhe und Art der Verschuldung, Rentabilität seines Betriebs)
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und seine persönliche Zuverlässigkeit. Eine schleppende Zahlung kann auf einer
schlechten wirtschaftlichen Lage oder aber auf geschäftlicher Nachlässigkeit des
Schuldners beruhen. Das Ausfallwagnis wird sekundär durch die (subjektive) Zah-
lungsbereitschaft des Schuldners, die Forderung zu bedienen, beeinflusst.
Zahlungsbereitschaft-/unwilligkeit des Schuldners: Bei mangelnder Zah-
lungsbereitschaft ist zu prüfen, inwieweit der Stpfl. Einfluss nehmen kann (Blü-
mich/Ehmcke, § 6 Rn. 1148). Der Teilwert einer in der Höhe bestrittenen Forde-
rung richtet sich nach der Wahrscheinlichkeit ihrer Durchsetzung in Prozess
und Vollstreckung (glA Lademann/Ortmann-Babel, § 6 Rn. 793); die vom
Schuldner nicht zu ersetzenden Bearbeitungskosten sind abzusetzen.
Einzelfragen:
E Fehlende rechtliche Durchsetzbarkeit der Forderung auf Seiten des Gläubiger führt
erst dann zu Wertabschlägen, wenn der Schuldner von der Einrede der Verjäh-
rung gem. § 214 BGB Gebrauch macht (arg e contrario aus BFH v. 9.2.1993 –
VIII R 21/92 [BStBl. II 1993, 543] zum Ansatz von Verbindlichkeiten bei Ver-
jährungseintritt; daneben BFH v. 2.3.1971 – II 64/65, BStBl. II 1971, 533).
E Individuelle Verhältnisse des Schuldners sind bei der Bewertung des Ausfallrisikos
zu berücksichtigen (BFH v. 20.8.2003 – I R 49/02, BStBl. II 2004, 941; FG
München v. 4.7.2008, DStRE 2009, 520, rkr.). Indizien für ein latentes Risiko
können sein zB. bisher schleppende Zahlungsweise, fehlende flüssige Mittel, ne-
gative Bankauskünfte bzgl. des Schuldners oder Abhandenkommen des Schuld-
ners.
E Insolvenzantrag des Schuldners begründet die Zweifelhaftigkeit einer Forderung
im handels- und steuerlichen Sinn und führt daher zur Wertberichtigung der
Forderung nach Maßgabe der Ausfallwahrscheinlichkeit (vgl. Heese, DStR 2008,
156). Jedoch soll dies noch nicht zwangsläufig zur Uneinbringlichkeit des Ent-
gelts im umsatzsteuerlichen Sinne führen. Hierbei bedarf es weiterer objektiver
Umstände (vgl. Heese, DStR 2008, 156).
E Weiterbelieferung des Schuldners/Fortsetzung der Geschäftsbeziehung begründet weder
ein Indiz noch eine widerlegbare Vermutung für die Vollwertigkeit einer Forde-
rung (BFH v. 20.8.2003 – I R 49/02, BStBl. II 2004, 941). Eine Berücksichti-
gung künftig sich ergebender Gewinnchancen aus weiteren Geschäften mit
demselben Abnehmer verstößt nach Auffassung des BFH gegen den Grundsatz
der Einzelbewertung und gegen das Realisationsprinzip. Abweichendes kann
hiernach nur gelten, wenn eine Maßnahme zum Bilanzstichtag bereits objektiv
erkennbar zu einer Verbesserung der Zahlungsfähigkeit und -willigkeit des
Schuldners geführt hat. Allerdings stellt offenkundig widersprüchliches Verhalten des
Stpfl einer TW-Abschreibung entgegen (zur TW-Abschreibung von Mietforde-
rungen vgl. Nds. FG v. 31.1.2006, DStRE 2008, 796, rkr.).
Ausländische Schuldner verkörpern häufig ein größeres Ausfallrisiko als in-
länd. (s. hierzu Anm. 22–23 und Anm. 916).

c) Zinsrisiko
Wertmindernde Umstände ergeben sich auch dann, wenn die in der Forderung
ausgedrückte Kapitalüberlassung ohne entsprechende oder nur mit geringer Gegenleistung er-
folgt. Dies ist bei Unverzinslichkeit oder Unterverzinslichkeit der Forderung der
Fall. Die Un-/Unterverzinslichkeit ändert nichts an den AK der Forderungen
zum Nennwert als Zugangswert (vgl. Anm. 909).
Zur Zulässigkeit von TW-Abschreibungen bei Un/-Unterverzinslichkeit der Forderung
bei Betriebsaufspaltungen s. Anm. 937.
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Unverzinslichkeit:
E Begriff der Unverzinslichkeit: Zinsen sind Nutzungsentgelt für Kapitalüberlassung.
Ein solches Entgelt kann in Geld und darüber hinaus in jeder Leistung mit Gel-
deswert – jedem wirtschaftlichen Vorteil – bestehen (BFH v. 30.11.1988 – I R
114/84, BStBl. II 1990, 117; v. 24.1.1990 – I R 157/85, BStBl. II 1990, 639 zu
unverzinsliche Arbeitnehmerdarlehen). Laufende Zahlung ist nicht erforderlich,
auch eine einmalige Leistung kann Zins bilden (BFH v. 19.1.1960 – I 176, 177/59
U, BStBl. III 1960, 102; v. 18.7.1961 – I 322/60 U, BStBl. III 1961, 405). Unver-
zinslich ist eine Forderung daher dann, wenn der Gläubiger vom Schuldner keine
Leistung in Geld oder Geldeswert verlangen kann, die unmittelbar eine Gegen-
leistung für Kapitalüberlassung bildet. Dementsprechend können Disagien und
sonstige Wertabschläge bei der Auszahlung des Kapitals Zinscharakter aufweisen.
Vgl. hierzu § 5 Anm. 1960.
E Allgemeines zur Teilwertbemessung unverzinslicher Forderungen: Unverzinslichkeit ei-
ner Forderung mindert grds. ihren Teilwert.

StRspr., zB BFH v. 30.11.1988 (I R 114/84, BStBl. II 1990, 117); v. 24.1.1990 (I R
157/85, I R 145/86, BStBl. II 1990, 639). Der Teilwert einer unverzinslichen Forde-
rung entspricht ihrem Barwert, der nach der Rentenformel unter Berücksichtigung von
Zins und Zinseszinsen bis zum Zeitpunkt der Fälligkeit ermittelt wird (BFH v. 9.7.1981
– IV R 35/78, BStBl. II 1981, 734). Gegen die Abzinsung kann nicht der Einwand des
unverhältnismäßigen Aufwands zur Überprüfung der Abzinsungsparameter vorgetra-
gen werden (BFH v. 24.10.2006 – I R 2/6, BStBl. II 2007, 814).

E Ausnahme von der Abzinsung: Nicht verkehrsfähige Forderungen sind ggf. nicht
abzuzinsen (vgl. BFH v. 4.2.1999 – IV R 57/97, BStBl. II 1999, 602) für nicht
verkehrsfähige Gebäudebrandschadenforderung).
E Laufzeitabhängigkeit des Teilwerts und Mindestdauer der Forderung:
p Wertbeeinflussende Umstände: Die Höhe des Teilwerts einer unverzinslichen For-

derung – die Teilwertminderung durch Zinsverlust – hängt von der Laufzeit
der Forderung und der Höhe des der Abzinsung zugrunde gelegten Zinssat-
zes ab. Je länger die Laufzeit und je höher der Zinssatz sind, desto höher ist
der Zinsverlust und damit die Wertminderung der Forderung.

p Mindestdauer der Forderung: Es ist kaufmännisch üblich, die Unverzinslichkeit
nur bei Forderungen mit einer gewissen Mindestdauer zu berücksichtigen (so
ADS VI. § 253 HGB Rn. 532: bei einer Laufzeit von bis zu etwa drei Monaten
aus Vereinfachungsgründen Wahlrecht, somit kein Abzinsungsverbot). Auch
ist bei kurz- und mittelfristigen Forderungen eine Abzinsung möglich. UE ist
mangels eigenständiger stl. Regelungen auf diese handelsrechtliche Grundsät-
ze zurückzugreifen (glA Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 893, Lademann/Ort-
mann-Babel, § 6 Rn. 799; aA BFH v. 31.3.1976 – II R 72/72B, BStBl. II
1976, 545: keine Abzinsung bei kürzerer Laufzeit; v. 20.1.1988 – I R 146/85,
BStBl. II 1988, 372 betr. § 12 Abs. 1 BewG; Schmidt/Kulosa XXIX. § 6
Rn. 296: Mindestdauer ein Jahr).

p Befristete Forderungen: Maßgebend sind die Tilgungstermine. Das gilt auch bei
Teilzahlungen (RFH v. 17.9.1930, RStBl. 1931, 138; BFH v. 29.10.1970 – IV
R 141/67, BStBl. II 1971, 92); die Abzinsung muss grds. unter Berücksichti-
gung der Tilgungstermine durchgeführt werden, dh. es kann nicht Tilgung je-
weils mit einem Jahresbetrag erst zum Jahresende unterstellt werden. Wird ei-
ne Kapitalschuld in Raten getilgt, können bei der Bewertung die genauen
Zahlungszeitpunkte unberücksichtigt bleiben, dh. die Jahresleistungen sind in
der Jahresmitte („mittelschüssige Zahlungsweise“) anzusetzen und unterjährig
eine lineare Abzinsung zu berücksichtigen (s. gleichlautende Erlasse der
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obersten Finanzbehörden der Länder v. 15.9.1997, BStBl. I 1997, 832 betr.
Wertermittlung nach § 12 Abs. 1–3 BewG).

p Ratenzahlungen: Über Teilung in Tilgung und Zins s. § 16 Anm. 200 f.; § 20
Anm. 715 u. 807; BFH v. 25.2.1975 – VIII R 19/70, BStBl. II 1975, 547.

p Unbefristete Forderungen: Die voraussichtliche Laufzeit ist nach den Umständen
des Falls zu schätzen; die in § 609 Abs. 2 BGB für Darlehen bestimmten Fris-
ten von einem Monat oder 3 Monaten sind nicht maßgebend und allenfalls
dann zu berücksichtigen, wenn tatsächlich jederzeit ein Vertragsteil kündigen
kann. Keine Zerlegung einer gestundeten Kaufpreisforderung in einen Kapi-
tal- und einen Zinsanteil, wenn die Vertragsparteien den Zeitpunkt der Kauf-
preiszahlung weitgehend offen gelassen haben (vgl. BFH v. 14.2.1984 – VIII
R 41/82, BStBl. II 1984, 550). Der Gegenwartswert einer unverzinslichen
Kapitalforderung, die bis zum Tod einer bestimmten Person befristet ist, wird
nach der mittleren Lebenserwartung errechnet (BFH v. 8.6.1956 – III
108/56, BStBl. III 1956, 208). Diese ergibt sich aus der Allgemeinen Deut-
schen Sterbetafel in der jeweils aktuellen Fassung (vgl. FinMin. BW v. 18.11.
2008 – S 310.3/4, BStBl. I 2008, 989).

E Abhängigkeit vom Zinssatz: Eine gesetzliche Regelung, im Gegensatz zur
Bewertung von Verbindlichkeiten und Rückstellungen (Abs. 1 Nr. 3 und 3a), die
die Bewertungsregeln des § 6 ergänzen könnte, fehlt. Daher gehen die Meinun-
gen darüber, welcher Zinssatz (Rechnungszinsfuß) im einzelnen Fall bei der Er-
mittlung des Teilwerts einer unverzinslichen Forderung anzuwenden ist, aus-
einander.
p Gesetzliche Zinssätze könnten einen Anhaltspunkt für den anzuwendenden

Zinssatz bieten. Sie bewegen sich im Allgemeinen zwischen 5,5 und 6 vH
(wenn keine besonderen gesetzespolitischen Ziele verfolgt werden).
ZB 5,5 vH in § 22 Nr. 1a EStG betr. Ertragsanteil von Leibrenten; ebenso für verschie-
dene Bewertungen nach dem BewG §§ 12 Abs. 3, 13 Abs. 1, 14 Abs. 2, 15 Abs. 1, 16,
104 BewG; 6 vH (0,5 vH monatlich) gem. § 238 AO; 6 vH in § 6a Abs. 3 EStG nF
betr. Pensionsrückstellungen; 5,5 vH in § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e nF betr. Abzin-
sungsgebot der Rückstellungen für Verpflichtungen; ebenfalls 5,5 vH in § 6 Abs. 1
Nr. 3 nF betr. Verbindlichkeiten mit Restlaufzeit über 12 Monate.

p Rspr. und FinVerw. wenden ebenfalls überwiegend ein Zinssatz von 5,5 vH an.
ZB BFH v. 14.2.1964 – III 142/61 U, BStBl. III 1964, 264; v. 20.11.1969 – IV R
22/68, BStBl. II 1970, 309; v. 20.8.1970 – IV 143/64, BStBl. II 1970, 807; v. 29.10.
1970 – IV R 141/67, BStBl. II 1971, 92; BMF v. 28.3.1980, FR 1980, 196; FinMin Rh.-
Pf. v. 29.5.1990, DB 1990, 1440; gleichlautende Erlasse der obersten Finanzbehörden
der Länder v. 15.9.1997, BStBl. I 1997, 832 betr. § 12 Abs. 1–3 BewG.

Die Vereinbarung eines anderen Zinsfußes zwischen den Beteiligten bei der Be-
wertung einer Forderung ist anzuerkennen, wenn sie nicht offensichtlich sach-
widrig ist (vgl. zB BFH v. 21.10.1980 – VIII R 190/78, BStBl. II 1981, 160: 7
vH; v. 30.11.1988 – I R 114/84, BStBl. II 1990, 117).
Stellungnahme: UE bildet der Zinssatz von 5,5 vH in § 12 Abs. 3 BewG keine
unwiderlegliche Vermutung für den Teilwert einer unverzinslichen Forderung.
Maßgebend ist vielmehr der jeweilige verkehrsübliche/marktübliche Zinssatz bei
Forderungen derselben Art und Laufzeit, wie er von einem Erwerber des Be-
triebs angewendet würde (ähnlich BFH v. 24.10.2006 – I R 2/06, BStBl. II 2007,
469; glA auch Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 297; Slomma, BB 1980, 559; aA
Lademann/Ortmann-Babel, § 6 Rn. 800 für gesetzlicher Zinssatz). Hierbei sind
neben dem Kreditausfallrisiko auch Währungs- und Liquiditätsrisiko zur Herlei-
tung eines angemessenen Abzinsungszinssatzes zu berücksichtigen (s. zur Zins-
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satzbestimmung auch Goldschmidt/Weigel, WPg 2009, 192 und IDW RH
1.014, WPg 2002, 475).
p Refinanzierung: Wenn dem Stpfl. wegen der Unverzinslichkeit einer Forderung

Mittel fehlen und er deshalb Kredit aufnimmt, so ist der für den Kredit zu
zahlende Zinssatz nicht maßgebend für den Teilwert der refinanzierten Forde-
rung (BFH v. 1.4.1958 – I 60/57 U, BStBl. III 1958, 291); Forderung und
Verbindlichkeit sind getrennt zu bewerten, da die Kreditaufnahme nur eine
mittelbare Folge der Unverzinslichkeit darstellt (s. auch Anm. 910).

p Innerbetrieblicher Zinsverlust: Ebenfalls unmaßgeblich ist die Höhe der Eigen-
kapitalverzinsung in dem betreffenden Unternehmen; auch hier handelt es
sich nicht um eine unmittelbare Folge aus Unverzinslichkeit (BFH v. 2.5.1969
– III 170/65, BStBl. II 1969, 700).

E Unverzinsliche Darlehen an Arbeitnehmer und Handelsvertreter:
p Arbeitnehmer: Verpflichtet sich der ArbN als Gegenleistung für die Zinslosig-

keit des Darlehens zu einer bestimmten (abgrenzbaren) Leistung, zB zur Beibe-
haltung des Arbeitsverhältnisses bis zur Tilgung des Darlehens, so liegt darin
ein Entgelt für die Kapitalüberlassung (BFH v. 18.3.1965 – IV 116/64 U,
BStBl. III 1965, 289); dh. das Darlehen ist wirtschaftlich betrachtet nicht un-
verzinslich, sein Teilwert deckt sich mit seinem Nennbetrag (BFH v. 23.4.
1975 – I R 236/72, BStBl. II 1975, 875).

Nach der geänderten Rspr. des BFH sind Darlehen an Betriebsangehörige trotz
Zinsverlust auch dann mit dem Nennwert zu bilanzieren, wenn ihnen keine kon-
krete Gegenleistung gegenübersteht (BFH v. 30.11.1988 – I R 114/84, BStBl. II
1990, 117; v. 24.1.1990 – I R 157/85, I R 145/86, BStBl. II 1990, 639; v. 22.1.
1991 – VIII R 7/86, BFH/NV, 451; überholt sind damit teilweise die Ausfüh-
rungen des BFH v. 23.4.1975 – I R 236/72, BStBl. II 1975, 875).
p Handelsvertreter: Bei un- oder niedrigverzinslichen Darlehen an HV ist uE die

Abzinsung auf den Barwert nach wie vor zulässig, da sich die Urteilsbegrün-
dungen hinsichtlich der Darlehen an AN nicht übertragen lassen. Auch er-
kennt der BFH (v. 24.1.1990 – IV R 157/85, I R 145/86, BStBl. II 1990, 639)
bei zinslos oder niedrig verzinslichen Forderungen bei Produktions- und Han-
delsunternehmen an, dass der Ertrag negativ beeinflusst wird und ein gedachter
Erwerber diesem Umstand Rechnung tragen würde.

E Unverzinsliche Wohnungsbaudarlehen mit Belegungsrecht: Stpfl. gewähren manchmal
zinslose oder zinsverbilligte Darlehen an Bauherren und lassen sich von diesen
dafür ein Belegungsrecht einräumen, dh. das Recht, die Mieter – insbes. ArbN
des Stpfl. – der mit den Darlehen finanzierten Wohnungen zu bestimmen. Nach
der Rspr. (BFH v. 23.6.1997 – GrS 2/93, BStBl. II 1997, 735) ist dieses Bele-
gungsrecht wohl als „besonderer Vorteil“ einzustufen und mit dem Zinsverlust
zu saldieren (so allerdings auch schon BFH v. 9.10.1956 – I 207/55 U, BStBl. III
1956, 382; v. 18.7.1961 – I 322/60 U, BStBl. III 1961, 405, beide betr. zinsloses
Darlehen an eine vom Stpfl. beherrschte Wohnungsbau-GmbH gegen den Vor-
teil, dass für dessen ArbN Wohnungen gebaut werden).
Eine Teilwertabschreibung kommt uE dann in Betracht, wenn die Verhältnisse
sich gegenüber den zZt. der Darlehensgewährung bestehenden wesentlich geän-
dert und zu einer Entwertung des Belegungsrechts geführt haben, zB soweit die
zur Verfügung stehende Zahl von Wohnungen nachhaltig größer ist als der Be-
darf.
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Niedrige Verzinsung (Unterverzinslichkeit):
E Grundsätze: Auch die niedrige Verzinsung mindert den Teilwert einer Forde-
rung gegenüber ihrem Nennwert (BFH v. 9.7.1969 – I 38/66, BStBl. II 1969,
744; v. 24.1.1990 – I R 157/85, I R 145/86, BStBl. II 1990, 639). Es gelten daher
dieselben Grundsätze wie bei unverzinslichen Forderungen.
Allerdings will die bewertungsrechtliche Rspr. eine Abzinsung nur dann zulas-
sen, wenn eine ungewöhnlich niedrige Verzinsung und längere Unkündbarkeit
(mehr als 4 Jahre, BFH v. 3.3.1972 – III R 30/71, BStBl. II 1972, 516) vorliegen
(vgl. BFH v. 2.12.1955 – III 109/54 U, BStBl. III 1956, 49; v. 20.3.1959 – III
109/57 U, BStBl. III 1959, 262; v. 14.2.1964 – III 142/61, BStBl. III 1964, 264).
UE ist aber jede Forderung abzuzinsen, deren Zinssatz unter dem durchschnitt-
lich üblichen liegt (hiervon ausgenommen sind lediglich geringfügige Abwei-
chungen von einem als durchschnittlich angesehenen Zinssatz).
E Kompensation des Zinsverlusts: Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise ist eine
Forderung auch dann verzinslich iwS, wenn anstelle von Nominalzinsen Gegen-
leistungen in anderer Form treten (verdeckte Verzinsung) oder vertraglich die
Gewährung besonderer (greifbarer, abgrenzbarer) Vorteile vereinbart sind (BFH
v. 9.7.1969 – I R 38/66, BStBl. II 1969, 744). Eine Teilwertminderung ist dann
nur möglich, wenn der Zinsverlust höher ist als der Wert der Gegenleistung
(BFH v. 9.7.1981 – IV R 35/78, BStBl. II 1981, 734). Der dem Gläubiger einge-
räumte Vorteil muss wirtschaftlich so eng mit der Forderung verbunden sein,
dass er ihr gewissermaßen anhaftet (sonst ist evtl. zu prüfen, ob der Stpfl. ein ak-
tivierungspflichtiges WG erworben hat, vgl. BFH v. 9.7.1969 – I R 38/66,
BStBl. II 1969, 744).

Als Gegenleistung für die Kapitalüberlassung beurteilte der BFH folgende Sachverhal-
te:
BFH v. 17.3.1959 – I 207/58 U (BStBl. III 1959, 320) betr. Darlehen von Brauereien an
Gastwirte, die dafür verpflichtet waren, Bier von der Brauerei zu beziehen (s. § 5
Anm. 1760 „Belieferungsmöglichkeiten“), vorausgesetzt, das Bierlieferungsrecht bildet
nach dem Inhalt des Vertrags oder jedenfalls nach den Vorstellungen beider Vertrags-
teile Gegenleistung für die Gewährung des Darlehens (BFH v. 26.2.1975 – I R 72/73,
BStBl. II 1976, 13).
BFH v. 18.7.1961 – I 322/60 U (BStBl. III 1961, 405) betr. zinsloses Wohnungsbau-
darlehen mit Ankaufsrecht des Darlehensgebers.
BFH v. 9.7.1981 – IV R 35/78 (BStBl. II 1981, 734) betr. Darlehen eines Zeitschriften-
verlags an Lesezirkel, die sich zur Führung der Zeitschrift des Darlehensgebers bis zur
Tilgung verpflichteten.
BFH v. 9.7.1969 – I R 38/66 (BStBl. II 1969, 744) betr. Erlangung des Rechts auf die
Benutzung von Forschungsergebnissen.

Als Gegenleistung für eine vereinbarte Sachleistung kommen nach BFH v. 23.6.
1997 (GrS 2/93, BStBl. II 1997, 735 mwN; zur Bedeutung dieses Urteils für
Wohnungsbaudarlehen mit Belegungsrecht s. Anm. 913) alle Nebenleistungen
und sonstigen wirtschaftlichen Vorteile in Betracht, die vertraglich vereinbart
sind oder den Vorstellungen beider Vertragspartner entsprechen. Die Verpflich-
tung des Darlehensnehmers zum laufenden Bezug von Waren oder die Einräu-
mung anderer einmaliger oder wiederkehrender geldwerter Vorteile kann die
Un- oder Niedrigverzinslichkeit einer Darlehensforderung kompensieren.

d) Liquiditätsrisiko
Liquiditätsrisiko bezeichnet das Risiko der mangelnden Veräußerbarkeit bei
Wertpapieren (vgl. hierzu und zur Bewertung bei illiquiden Märkten Gold-
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schmidt/Weigel, WPg 2009, 192 ff.). Dies kann auf Forderungen übertragen
werden. Das Risiko kann daraus resultieren, dass das Recht, über die Forderung
zu verfügen, aus rechtlichen Gründen ausgeschlossen oder beschr. (durch Vertrag
oder Gesetz).

Beispiel: Gebäudebrandschadenversicherung, deren Übertragung beschr. ist (BFH v.
4.2.1999 – IV R 57/97, BStBl. II 1999, 602). Daneben bestehen auch tatsächliche Gründe,
die eine Veräußerung unmöglich machen bzw. erschweren. Dabei ist aus ökonomischer
Sicht ein nicht funktionierender Markt oder das Verschwinden eines Marktes zu nen-
nen.

E Berücksichtigung beim Teilwert: Verfügungsbeschränkungen sind beim Teilwert
grds. unbeachtlich (ähnlich BFH v. 4.2.1999 – IV R 57/97, BStBl. II 1999, 602).
Ein gedachter Erwerber iS der Teilwertfiktion würde bei Forderungen den
Nennwert, der in erster Linie durch den Wert der vorhandenen Sicherung und
den Zinssatz bestimmt wird, vergüten (ähnlich RFH v. 29.5.1935, RStBl. 1935,
902). Sofern Forderungen nicht auf Dritte übertragen werden können, weil
Märkte nicht funktionieren, ist dies uE kein Grund, darin eine Wertminderung
zu sehen. Sofern keine Marktpreise verfügbar sind, ist eine Bewertung anhand
der voraussichtlichen Zahlungen durchzuführen (ebenso für das Handelsrecht
Ellrott/Brendt in Beck-Bilkomm. VII. § 255 Rn. 519; IDW RH 1.014, WPg
2002, 475). Bei Verschwinden des Marktes ebenso bei rechtlichen Beschränkun-
gen kommen daher nur Wertminderungen aus anderen Gründen in Betracht.
Daneben gilt bei Verschwinden eines Marktes und fehlender Durchhalteabsicht
des bilanzierenden Unternehmens, dass der unterhalb des Buchwerts gesunkene
mutmaßliche oder tatsächliche Verkaufspreis von Forderungen bis zum Tag der
Bilanzaufstellung uE zur TW-Abschreibung berechtigt. Gleiches gilt für den
Fall, dass das bilanzierende Unternehmen nicht mehr in der Lage ist, die Wp.
bis zu deren Fälligkeit zu halten (IDW RH 1.014, WPg 2002, 475).

e) Fremdwährungs- und Länderrisiko
Länderrisiko: Kreditrisiko oder Kontrahentenrisiko, das nicht durch die indivi-
duellen Verhältnisse des Vertragspartners selbst, sondern durch seinen Sitz im
Ausland entsteht; aufgrund krisenhafter politischer oder ökonomischer Ent-
wicklungen in diesem Land kann es zu Transferproblemen und somit zusätzli-
chen Adressenausfallrisiken kommen (vgl. IDW PS 522, WPg 2002, 1254 ff.).
Dabei beinhaltet dieses Risiko ein Konvertierungs-(Wechselkurs)- und Transfer-
risiko.
E Berücksichtigung beim Teilwert: In Einzelfällen werden TW-Abschreibungen auf
Grund von sog. Länderrisiken, insbes. Transfer-Risiken akzeptiert (zB Hess. FG
v. 16.9.1983, EFG 1983, 629, rkr.; OFD Münster v. 23.1.1991, FR 1991, 154).
Generelle stliche Leitlinien zur Berücksichtigung von Auslandsrisiken existieren
nicht. Der Wert von Auslandsforderungen gegenüber ausländischen Unterneh-
men und Staaten muss allerdings individuell von dem Gesamtbild der wirtschaft-
lichen Lage des Schuldnerlands her beurteilt werden (zu wirtschaftlichen Boni-
tätskriterien eines Landes s. OFD Berlin v. 9.10.1995, FR 1996, 183). Die
Forderungen dürfen zu Bewertungsgruppen zusammengefasst und mittels pau-
schalierter EWB berücksichtigt werden (Hahne, BB 2006, 92).
Fremdwährungsrisiko (auch Konvertierungsrisiko): Bei Valutaforderungen
besteht grds. das Risiko, dass die mit dem Kurs am Tag der Bezahlung umge-
rechneten und erhaltenen Valuta nicht mit dem Bestimmungsmaßstab der For-
derung in EURO übereinstimmen. Soweit am Bilanzstichtag mit einem Anstieg
des EURO-Wechselkurs zu rechnen ist, ist mit einer geringeren Einnahme an
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EURO als ursprünglich für die AK angesetzt zu rechnen und umgekehrt. Der
Teilwert ist insoweit nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 gemindert. Problematisch ist die
Bewertung bei Wechselkursänderungen zum Bilanzstichtag im Hinblick auf die
Frage der Dauerhaftigkeit einer Wertminderung aufgrund gestiegener Wechselkurse:
E Dauernde Wertminderung: Eine Teilwertabschreibung ist uE nach Abs. 1 Nr. 2
Satz 2 dann möglich, wenn die Wertminderung zum Erfüllungszeitpunkt noch
wahrscheinlich ist und bis zum Zeitpunkt der Aufstellung der StBil. anhält. Bis
zu diesem Zeitpunkt eintretende Erkenntnisse über die Wechselkursentwicklung
sind zu berücksichtigen (für kurzfristige Fremdwährungsschulden, BMF v. 25.2.
2000, BStBl. I 2000, 793). Es ist uE nach der Laufzeit der Forderung wie folgt
zu unterscheiden:
p Kurzfristige Forderungen: Wenn es sich um eine kurzlaufende Forderung, die

kurz vor nach dem Bilanzstichtag beglichen wird, liegt eine dauernde Wert-
minderung vor, wenn sich der Einlösungskurs mit dem Bilanzstichtagskurs
deckt und dieser unterhalb des Bestimmungsmaßstabs der Forderung liegt
(ebenso Loitz/Winnacker, DB 2000, 2229). Soweit sich eine am Stichtag
vorhandene Wertminderung wieder ganz oder teilw. bis zur Aufstellung der
Bilanz auflöst, sind diese Erkenntnisse zu verwerten. Offen ist, ob die TW-
Afa nur bis auf den höchsten zwischen Bilanzstichtag und Bilanzaufstellung
notierten Kurs vorgenommen werden darf (BFH v. 26.7.2009 – I R 58/06,
BStBl. II 2009, 294).

p Längerfristige Forderungen: Handelt es sich dagegen um längerfristige Forderungen,
liegt es im Ermessen des Stpfl. zu beurteilen, ob die eingetretene Änderung
des Wechselkurses voraussichtlich bis zum Geldeingang stabil bleibt. Die be-
sonders dem Währungsrisiko anhaftende Schwankungsanfälligkeit erschwert
hier zuverlässige Prognosen. Dies rechtfertigt insoweit aus Sicht der FinVerw.
Wertminderungen aufgrund bloßer Wechselkursschwankungen ohne beson-
deren Nachweis der nachhaltigen Erhöhung von EURO-Wechselkursen
nicht mehr anzuerkennen. Der Nachweis nachhaltig gestiegener Wechselkur-
se ist daher praktisch nicht durchführbar (ablehnend für Werterhöhungen
von längerfristigen Fremdwährungsverbindlichkeiten aufgrund Wechselkurs-
schwankungen BFH v. 23.4.2009 – IV R 62/06, BStBl. II 2009, 778; BMF v.
25.2.2000, BStBl. I 2000, 793).

Kompensation bei Sicherungsgeschäften: Zum Ausgleich von Währungsrisi-
ken (s. ausführl. Anm. 22–23) stehen verschiedene Formen der Devisenkurs-
sicherung zur Verfügung. Solche Sicherungsgeschäfte sind generell bei der Teil-
wert-Bemessung ggf. zwingend werterhöhend in der StB berücksichtigen
(BFH v. 25.6.2004, DB 2004, 1399; Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 298; zur
Berücksichtigung von wirtschaftlichen Vorteilen vgl. auch Anm. 925 „Bewertungs-
einheiten“). Handelsrechtlich gem. § 254 HGB nF gebildete Bewertungseinheiten
und deren Ergebnisse sind auch in der StBil. zu übernehmen (§ 5 Abs. 1a; s. § 5
Anm. 1635 ff.). Die im Rahmen der Bewertungseinheiten üblicherweise bilanziell
gebildeten „technischen“ Rückstellungen für Wertminderungen auf Posten der Ak-
tivseite fallen nach § 5 Abs. 4a Satz 2 (insoweit nur klarstellend) nicht unter das
Passivierungsverbot für Drohverlustrückstellungen (vgl. Schmidt/Weber-Grel-
let XXIX. § 5 Rn. 70 f. mwN.). Über den angesetzten BW eines WG hinaus ge-
hende Verpflichtungsüberhänge aus Bewertungseinheiten werden aber weiterhin
von § 5 Abs. 4a Satz 1 erfasst (vgl. § 5 Anm. 1860: keine Ausnahme von Passi-
vierungsverbot). Im Falle, dass nach Berücksichtigung der Sicherung weitere
TW-Abschreibungen bei Forderungen zu erfassen sind, sind die rein technisch
Rückstellungen uE weiterhin dem Vorbehalt des § 5 Abs. 6 (und nicht dem § 5

§ 6 Anm. 916 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung



HHR Lfg. 247 August 2011 Kleinle/Dreixler

Abs. 1a) zu unterziehen, so dass eine stliche Berücksichtigung nur bei dauernder
Wertminderung gem. Abs. 1 Nr. 2 in Frage kommt (ebenso Förschle/Usinger,
Beck-BilKomm. VII. § 254 Rn. 6; offen Patek, KoR 2008, 370; aA Hahne, BB
2006, 2291). Weber-Grellet in Schmidt (§ 5 Rn. 71) meint ebenso, dass
Abs. 1a eine einschränkende Auslegung erfahren muss, so dass dieser nur die
Passivierung dem Grunde nach, nicht aber der Höhe nach regelt. Teleologisch
unter Verweis auf die Gesetzesmaterialien ist dieser Meinung zuzustimmen.
Auch systematisch ist dem zuzustimmen, da § 6 explizit auf das nach § 5 (unter
Beachtung von Abs. 1a) verweist.
Zu weiteren Risiken und zu Bewertungsmaßstäben allg. bei Auslandsbeziehungen s.
Anm. 10–11; weitere Stichworte s. auch Anm. 1700 „ABC der Bilanzierung und Be-
wertung“.

Einstweilen frei.

3. Ausgleich von Wertminderungen
Berücksichtigung von Ausgleichsmöglichkeiten: Einer Wertminderung
können nach der Rspr. Ausgleichsmöglichkeiten bzw. anderen wirtschaftlichen
Vorteilen gegenüberstehen, die eine Teilwertabschreibung ausschließen (zur Be-
rücksichtigung von Sicherheiten allg. BFH v. 25.2.1986 – VIII R 180/85, BFH/
NV 1986, 458). Der Grundsatz der Einzelbewertung steht hierbei oftmals in
Konflikt zu einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise, die eine Zusammenfas-
sung eigentlich separater Geschäftsvorfälle nahelegt. Diese Grundsätze gelten
auch handelsrechtlich (Ellrott/Roscher in Beck-BilKomm. VII. § 253
Rn. 570).
Vorrangige Aktivierung von Rückgriffsansprüchen: Bei solchen Ausgleichs-
möglichkeiten handelt es sich um künftig entstehende und damit noch nicht akti-
vierbare Rückgriffsansprüche Soweit es sich um aktivierbare Ansprüche handelt,
sind diese selbständig zu aktivieren und einzeln zu bewerten (BFH v. 8.11.2000
– I R 10/98, BStBl. II 2001, 349); s. Anm. 906 „Bewertung bedingt Aktivierungsfähig-
keit“.
Bewertungseinheiten: Auch wirtschaftliche Vorteile aus Sicherungsgeschäften
im Rahmen von Bewertungseinheiten stellen Ausgleichsmöglichkeiten für Wert-
minderungen dar, die bei der Bewertung von Forderungen zu berücksichtigen
sind. Das Verhältnis des stlichen Bewertungsvorbehalts nach § 5 Abs. 6 zu Vor-
schrift des § 5 Abs. 1a ist hierbei ungeklärt. UE wird bei Verzicht auf die Bil-
dung einer Bewertungseinheit in der HBil. im Rahmen der Bewertung die Pflicht
zur kompensatorischen Bewertung in der StBil. nicht ausgeschlossen. Vgl.
Anm. 916 „Kompensation bei Sicherungsgeschäften“ und § 5 Anm. 1637.
Aufrechnungsmöglichkeit: Solange in der Bilanz des Stpfl. betriebliche Ver-
bindlichkeiten gegenüber dem Schuldner der betrieblichen Forderung passiviert
sind, ist eine Teilwertabschreibung ausgeschlossen (BFH v. 30.9.1965 – IV
215/65, BStBl. III 1965, 686).
Sicherungs- oder Rückgriffsrechte: Liegen dem Gläubiger schuldrechtliche
oder dingliche Sicherungen vor, zB Bürgschaft oder Garantie Dritter, Siche-
rungsübereignung von Waren, Sicherungsabtretung von Forderungen, Grund-
pfandrechte, die zur Befriedigung des Anspruchs ganz oder teilweise ausreichen
und deren Realisierbarkeit nicht selbst zweifelhaft ist, bestimmt sich der Teilwert
nach dem Wert der Sicherheit (RFH v. 19.5.1931, RStBl. 1931, 971; v. 28.10.
1931, RStBl. 1932, 308; BFH v. 25.9.1968 – I 52/64, BStBl. II 1969, 18; v. 25.2.
1986 – VIII R 180/85, BFH/NV 1986, 458; v. 24.10.2006 – I R 2/06, BStBl. II
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2007, 469). Die Sicherung einer Forderung durch einen Eigentumsvorbehalt so-
wie weitreichende Kontrollmöglichkeiten des Gläubigers bzgl. der Betriebsfüh-
rung des Schuldners schließen einen Forderungsausfall jedoch nicht von vorn-
herein aus. Im Einzelfall ist zu prüfen, ob die Verwertung der Sicherheit den
Minderwert deckt, sonst kann eine Wertberichtigung dennoch zulässig sein
(BFH v. 7.5.1998 – IV R 24/97, BFH/NV 1998, 1471).
Delkredere-(Debitoren-)Versicherung: Nach den o.g. Grundsätzen sind Del-
kredere-Versicherungen wie sonstige Sicherungs- und Rückgriffsrechte ebenfalls
werterhöhend bei der TW-Bemessung zu berücksichtigen, es sei denn, es kom-
men bereits aktivierungspflichtige Ansprüche wegen tatsächlichem Forderungs-
ausfall gegen die Versicherung in Betracht (Schmidt/Kulosa XXIX. § 6
Rn. 303). Der Aufwand des Forderungsausfalls wird iH des dann entstehenden
Versicherungsanspruchs ausgeglichen, wenn hinsichtlich der Bonität und der
Eintrittspflicht des VU keine Bedenken vorliegen; dies gilt zumindest dann,
wenn der Versicherer die Entschädigungsansprüche bis zum Zeitpunkt der Bi-
lanzaufstellung anerkannt hat (FG Hamb. v. 15.10.1987, EFG 1988, 165, rkr.).
Werthaltigkeit von Sicherheiten und Rückgriffsrechten: Sind Sicherheiten
nicht mehr werthaltig, so kommt hingegen weiterhin eine TW-Minderung in Be-
tracht (BFH v. 8.11.2000 – I R 10/98, BStBl. II 2001, 349).

Einstweilen frei.

4. Beurteilung und Durchführung der Wertberichtigung

a) Allgemeine Beurteilungsgrundsätze
Nach dem Stichtagsprinzip sind für Teilwertabschreibungen von Forderungen die
Verhältnisse am Bilanzstichtag maßgeblich, so wie sie sich dem Stpfl. bei Bilanz-
aufstellung darstellen. Dabei kommt dem Ermessen des Stpfl. besondere Bedeu-
tung zu, da er die Verhältnisse seines Betriebs am besten beurteilen kann; seine
Einschätzung muss aber auf einer objektiven Grundlage beruhen (BFH v. 22.10.
1991 – VIII R 64/86, BFH/NV 1992, 449; s. allg. Anm. 604–605). Das allgemeine
Konjunktur- und Geschäftsrisiko sowie bloße Vermutungen oder pessimistische Be-
urteilungen der künftigen (wirtschaftlichen) Entwicklung, für die am Bilanzstich-
tag kein greifbarer Anhalt vorliegt, bleiben außer Betracht (BFH v. 9.5.1961 – I
128/60 S, BStBl. III 1961, 336, mit Hinweis auf BFH v. 1.4.1958 – I 60/57,
BStBl. III 1961, 291). Zu den allgemeinen Bewertungsgrundsätzen s. auch aus-
führl. Anm. 80–88.
Gegenstand der Teilwertabschreibung sind alle am Bilanzstichtag vorhande-
nen Forderungen. Bemessungsgrundlage bildet der um die USt. verminderte
Netto-Rechnungsbetrag (BFH v. 16.7.1981 – IV R 89/80, BStBl. II 1981, 766; FG
Ba.-Württ. v. 5.6.1997, EFG 1997, 1424, rkr.; Anm. 1700 „Umsatzsteuer“).
„Ausgegebene, am Bilanzstichtag zur Zahlung noch nicht vorgelegte Schecks
mindern den berichtigungsfähigen Forderungsbetrag nicht“ (FG Bremen v.
30.12.1958, EFG 1959, 247, rkr.). Geleistete Anzahlungen gehören zu den Forde-
rungen. Auch bei diesen kann eine individuelle, uU auch pauschale Wertberichti-
gung begründet sein, zB weil Zweifel bestehen, ob der Empfänger in der Lage
sein wird, die Ware zu liefern oder die Anzahlung zurückzugewähren (BFH v.
4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830 mwN). Welcher Satz der Wertberichti-
gung anzuwenden ist, muss aber bei dieser Gruppe von Forderungen gesondert
geschätzt werden.
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Ausfälle der Vergangenheit bilden nach der Rspr. einen wesentlichen Anhalts-
punkt, wenn keine anderen konkreten, nachprüfbaren Tatsachen angeführt wer-
den können und solange die Verhältnisse sich nicht wesentlich ändern (so zB
BFH v. 1.4.1958 – I 60/57, BStBl. III 1961, 291; v. 24.7.1962 – I 275/60 U,
BStBl. III 1962, 440; v. 22.1.1964 – I 364/60, HFR, 210; v. 8.4.1964 – VI
299/62, HFR, 341; FG Ba.-Württ. v. 23.11.1977, EFG 1978, 316, rkr.).
Latente Mängel von Forderungen sind nach den Erfahrungen des Stpfl. in sei-
nem Betrieb zu schätzen oder nach allgemeinen Erfahrungssätzen, wie sie für
einzelne Branchen bestehen. Diese sind aber lediglich Durchschnittssätze und
gelten nur als Anhaltspunkte (BFH v. 31.10.1963 – I 400/60, StRK EStG [bis
1974] § 6 Abs. 1 Ziff. 3 R. 96; v. 31.8.1965 – I 10/63, StRK EStG [bis 1974] § 6
Abs. 1 Ziff. 2 R. 185).
Wertaufhellungstheorie: Grundsätzlich erfolgt die Bewertung nach den sich
dem Kaufmann bei objektiver Beurteilung am Bilanzstichtag darstellenden Ver-
hältnissen. Darüber hinaus hat er alle Umstände zu berücksichtigen, die bis zur
Aufstellung der Bilanz erkennbar werden. Von diesen wertaufhellenden Tatsachen
sind die wertbeeinflussenden zu unterscheiden: sie lassen keinen Rückschluss auf die
Wertverhältnisse am Bilanzstichtag zu und bleiben deshalb ohne Einfluss (BFH
v. 10.3.1993 – I R 70/91, BStBl. II 1993, 446). Der tatsächliche Eingang von
Forderungen bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung steht nach der Rspr. der
Wertberichtigung dieser Forderung entgegen (BFH v. 31.8.1965 – I 10/65,
StRK EStG [bis 1974] § 6 Abs. 1 Ziff. 2 R. 185). Der bekanntwerdende Konkurs
eines Schuldners durch Umstände, die erst nach dem Bilanzstichtag eintreten,
darf da
gegen keine Berücksichtigung finden (RFH v. 2.3.1932, RStBl. 1932, 510); s. aus-
führl. Anm. 81–82.
Nach Einreichung der Bilanz beim FA kann der Stpfl. eine Wertberichtigung
erhöhen, wenn er die Unrichtigkeit seiner bisherigen Schätzung nachweist (Bi-
lanzberichtigung RFH v. 26.2.1936, StuW Nr. 199). Eine Bilanzänderung iSd. Ansat-
zes eines niedrigeren Teilwerts gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 ist dagegen nur noch bis
zur Einreichung beim FA zulässig.

b) Einzelwertberichtigung
Bei der Einzelwertberichtigung wird jede Forderung unter Berücksichtigung der
jeweiligen besonderen Verhältnisse für sich bewertet (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB).
Sie ist aus Gründen der Genauigkeit der Pauschalwertberichtigung vorzuziehen,
jedoch nur dann zulässig, wenn aus den am Bilanzstichtag vorliegenden Tatsa-
chen eine Konkretisierung der Gefahr und eine gewisse Wahrscheinlichkeit des
Ausfalls bzw. der Wertminderung dieser speziellen Forderung hergeleitet wer-
den können (BFH v. 9.5.1961 – I 128/60 S, BStBl. III 1961, 336). Abgesehen
von denjenigen Forderungen, bei denen der Stpfl. ohnehin mit einem ganzen
oder teilweisen Ausfall rechnet (zB aufgrund von Offenbarungseid, erfolgloser
Pfändung, Antrag auf Eröffnung des Vergleichs), kann die Einzelwertberichti-
gung zur Vermeidung von unwirtschaftlichem Aufwand meist nur bei wenigen,
verhältnismäßig großen Forderungen erfolgen.
Die Neufassung des § 6 Abs. 1 Nr. 2 durch das StEntlG 1999/2000/2002 hat
uE auf die Anwendbarkeit von Einzelwertberichtigungen keinen Einfluss, da sie
lediglich auf die Dauer der Wertminderung, nicht auf das Bewertungsverfahren
an sich abzielt. Wird der Gläubiger aller Voraussicht nach nur einen Minder-
betrag erhalten, ist diese Wertminderung als dauerhaft iSv. „nicht vorüber-
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gehend“ anzusehen (glA Günkel/Fenzl, DStR 1999, 649; Groh, DB 1999, 978;
Stobbe/Loose, FR 1999, 405 [407]).

c) Pauschalwertberichtigung
Pauschale Bewertung des Ausfallwagnisses: Erfahrungsgemäß besteht bei
einem größeren Forderungsbestand über die individuell bewerteten Forderun-
gen hinaus ein vorerst im einzelnen noch nicht erkennbares Ausfallrisiko bzw.
liegen sonstige wertmindernde Umstände vor, die auch ein gedachter Erwerber
in den Gesamtkaufpreis ebenfalls prozentuale Abschläge in Höhe von Vergan-
genheitserfahrungen auf den Forderungsbestand einkalkulieren wird (ebenso
Stobbe/Loose, FR 1999, 405 [407]; s. Anm. 911 ff.). Um insbesondere bei vielen
und kleinen Forderungen ein Missverhältnis zwischen Arbeitsaufwand und Er-
folg in der Bewertungsgenauigkeit zu vermeiden, erkennt die Rspr. daher der
kaufmännischen Übung folgend auch pauschale Wertberichtigungen (in Durch-
brechung des Einzelbewertungsgrundsatzes) an, wenn es sich um eine Zusam-
menfassung gleichartiger WG oder Risiken handelt (BFH v. 9.5.1961 – I 128/60
S, BStBl. III 1961, 336; v. 25.9.1968 – I 52/64, BStBl. II 1969, 18; v. 7.5.1998 –
IV R 24/97, BFH/NV 1998, 1471; Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 305). Dies
ist Ausdruck der Durchbrechungsregel des § 252 Abs. 2 HGB (so auch Hahne,
BB 2006, 94 mwN).
Vorrang der Einzelwertberichtigung: Eine PWB scheidet aus, soweit die
TW-Minderung durch eine Einzelbewertung auf die Forderung vorgenommen
wurde.
(Pauschal-)wertmindernde Umstände: Mit der Einf. des Erfordernis der
dauernden Wertminderung durch das StEntlG 1999/2000/2002 war fraglich,
ob die FinVerw. pauschale Wertberichtigungen auch zukünftig anerkennt. Dies
gilt insbes. dann, wenn sich die wertmindernde Tatsache bis zum Bilanzstichtag
aufhebt.
E Ausfallwagnis: Während die Einzelwertberichtigung der Lage des einzelnen
Schuldners Rechnung trägt und die künftige Entwicklung individuell beurteilt,
richtet sich die Sammelwertberichtigung in einem größeren Maß nach den Er-
fahrungen der Vergangenheit. Legt der Kfm. andere als die Erfahrungssätze zu-
grunde, muss er darlegen, dass sich das Risiko allg. erhöht hat; es genügt nicht,
wenn bei einzelnen Forderungen ein größeres Risiko besteht (BFH v. 8.4.1964 –
VI 299/62, BB 1964, 749). Ergeben sich keine Ausfälle in der Vergangenheit,
kann gleichwohl das einem größeren Forderungsbestand innewohnende (laten-
te) Ausfallrisiko in beschränktem Umfang durch eine geringfügige Teilwert-
abschreibung berücksichtigt werden, wenn nicht besondere Umstände jeden
Ausfall unwahrscheinlich erscheinen lassen (BFH v. 9.5.1961 – I 128/60,
BStBl. III 1961, 336; v. 25.9.1968 – I 52/64, BStBl. II 1969, 18). Eine geringe Zahl
von Schuldnern und damit die Verteilung des Ausfallrisikos auf wenige Forde-
rungen ist kein ausreichender Grund dafür, die Pauschalwertberichtigung gegen-
über den Vergangenheitswerten zu erhöhen (BFH v. 22.1.1964 – I 364/60,
HFR 1964, 210). Der Stpfl. muss jedenfalls regelmäßig Pauschalwertberichtigun-
gen individuell nach den Verhältnissen seines Schuldnerkreises berechnen. Atypi-
sche Risiken können aber nicht verallgemeinert werden und sind daher nicht als
Erfahrungswerte der Vergangenheit zu berücksichtigen (FG Hamb. v. 2.3.2005,
DStRE 06, 65, rkr.)
E Zinsrisiko: Soweit die Rspr. (vgl. Anm. 911 u. 913) bislang teilwertmindernde
Umstände bis zum Forderungseingang kalkulatorisch entgehende Zinsen zuge-
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lassen hat, sind diese Umstände im Rahmen der Bewertung nicht mehr zu be-
rücksichtigen, wenn sie nur bis zur Aufstellung der Bilanz bzw. dem voran-
gegangenen Verbrauchs-Neukaufszeitpunkt (hier: Tilgung) anhalten (OFD
Rheinl., DB 2008, 2623). Solche kurzfristigen Forderungen sind vom Zinsrisiko
stl ausgeschlossen (ebenso Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rz. 305). Dies soll nicht
gelten, wenn es sich um längerfristige Forderungen handelt, es sei denn, diese
werden einzelwertberichtigt oder es besteht hierfür ein Zinsanspruch zur TW-
Kompensation (OFD Rheinl., DB 2008, 2623).
E Einziehungskosten: s. hierzu Anm. 911. Solche in der Vergangenheit angefalle-
nen Kosten sind nicht in die Bemessung der PWB mit einzubeziehen, soweit ein
entsprechender Ausgleichsanspruch des Stpfl besteht und hierauf aus betrieb-
lichen Gründen verzichtet wurde (vgl. OFD Rheinl., DB 2008, 2623).
Bemessungsgrundlage für Pauschalwertberichtigungen bildet der gesamte
Forderungsbestand am Bilanzstichtag, ausgenommen Forderungen, die einzeln
wertberichtigt wurden, Forderungen an öffentlich-rechtliche Körperschaften
(BFH v. 10.6.1964 – I 366/60, HFR 1965, 686), Forderungen, denen aufrechen-
bare Verbindlichkeiten oder Sicherheiten gegenüberstehen (s. Anm. 925) sowie
Forderungen an Beteiligungsfirmen und Forderungen, für die Bürgschaften/Si-
cherheiten vorliegen (s. Anm. 925; vgl. auch Happe, BBK 2009, 332). Aus-
zuscheiden sind zudem Forderungen mit kompensatorischer Bewertung durch
Bewertungseinheiten, Delkredere-Versicherungen und die USt. auf den Forde-
rungsbestand, weil diese infolge § 17 UStG nicht ausfallgefährdet ist (BFH v.
16.7.1981 – IV R 89/80, BStBl. II 1981, 766 unter 2. mwN).
Die Höhe der pauschalen Wertberichtigung kann auf der Grundlage von Erfah-
rungswerten mit einem vH-Satz des zu bewertenden Forderungsbestands ge-
schätzt werden (BFH v. 9.5.1961 – I 128/60, BStBl. III 1961, 336; Jaudzims/
Münch, DB 1996, 2293; Scherer, StBp. 1997, 11). Je mehr Forderungen bereits
einzeln berichtigt und damit die größten Risiken abgedeckt wurden, desto stren-
gere Maßstäbe müssen für den Prozentsatz der Pauschalwertberichtigung gelten
(BFH v. 6.8.1962 – I 40/61, HFR 1962, 337; v. 31.8.1965 – I 10/63, HFR 1965,
20).
Mit dem Betriebsprüfungs-Rationalisierungserlass (BMF v. 6.1.1995, nv.) er-
kennt die FinVerw. bei Nichtbanken Pauschalwertberichtigungen nur noch iHv.
1 vH der Nettoforderungen (Nichtaufgriffsgrenze) ohne Einzelfallüberprüfung
an. Der Nachweis höherer Risiken bleibt hiervon unberührt und ist vom Stpfl.
nachzuweisen.

d) Gemischtes Verfahren
Von der Rspr. anerkannt und in der Praxis verbreitet ist ein gemischtes Verfah-
ren (neben der Einzelwert- und Pauschalwertberichtigung, s. Anm. 930 u. 931),
bei dem ein Teil der Forderungen einzeln, der Rest pauschal bewertet wird. Da-
bei darf jede Forderung jeweils nur in ein Verfahren einbezogen werden (BMF
v. 10.1.1994, BStBl. I 1994, 98 aE). Zur Zulässigkeit des sog. gemischten Verfah-
rens s. BFH v. 16.7.1981 – IV R 89/80, BStBl. II 1981, 766 und v. 22.11.1988 –
VIII R 62/85, BStBl. II 1989, 359. Das gemischte Verfahren ist auch handels-
rechtlich anerkannt (Kessler, DB 1999, 2577).
Die Anwendung des jeweiligen Verfahrens liegt im freien Ermessen des
Kaufmanns (Kessler, DB 1999, 2577).
Die Bewertungsstetigkeit (§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB) verlangt aber vom Stpfl.
in den einzelnen Bilanzen die gleichartige Bewertung bei gleichbleibenden Ver-
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hältnissen, er darf also nicht willkürlich zwischen verschiedenen Bewertungs-
methoden wechseln (s. allg. Anm. 92–96).

Einstweilen frei.

V. Wertaufholung (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3)

Wertaufholungsgebot: Nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 gilt Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 ent-
sprechend. Mit Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 idF des StEntlG 1999/2000/2002 und dem
Verweis in Abs. 1 Nr. 2 bzgl. der anderen WG wurde ein striktes Wertauf-
holungsgebot eingeführt. Danach sind bei Forderungen, die bereits am Schluss
des vorangegangenen Wj. zum BV gehörten, künftig zwingend Zuschreibungen
bis zur Höhe der AK vorzunehmen, wenn sich ihr Wert nach vorangegangener
Teilwertabschreibung wieder erhöht hat. Von einer Teilwertaufholung kann nur
dann abgesehen werden, wenn der Stpfl. das Weiterbestehen der Teilwertmin-
derung nachweist (Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 Halbs. 2). Vgl. hierzu Anm. 625.
E Wertaufholung zum Jahresende: Eine Wertaufholung erfolgt nicht unterjährig,
sondern zum Jahresende, auch wenn die Gründe für den niedrigeren TW bereits
unterjährig weggefallen sind (Pyska, DB 2002, 1625).
E Zeitliche Anforderungen/Wertaufhellungszeitraum: Handels- und Steuerrechtlich ist
zum Ansatz einer Wertaufholung erforderlich, dass die werterhöhenden Um-
stände bis zum Bilanzstichtag eingetreten sind (BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000,
Tz. 23). Allerdings sind bis zum Bilanzstichtag erlangte Erkenntnisse zu berück-
sichtigen. da auch die vorangehende Teilwertabschreibung nach Abs. 1 Satz 2
von voraussichtlicher Dauer sein muss (zu den zeitlichen Anforderung im Han-
delsrecht vgl. Winkeljohann/Taetzner in Beck-Bilkomm. VII. § 253 Rn. 646).
Vgl. insoweit zum Begriff der dauernder Wertminderung Anm. 910. Der Wegfall
eines wertmindernden Grundes reicht aus, wenn der Forderung in der Gesamt-
betrachtung ein höherer Teilwert beizumessen ist. Der nachträgliche Wegfall
der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners nach dem Bilanzstichtag durch Tilgung
der Schuld stellt daher uE nur ein Ereignis dar, was im Rahmen der stlichen Be-
wertung der Forderung zum Bilanzstichtag nicht werterhöhend zu berücksichti-
gen ist, soweit die Gründe für den Wiedereintritt der Zahlungsfähigkeit nicht be-
reits am Bilanzstichtag vorlagen. Dies gilt ebenso für das Bekanntwerden der
Werterhöhung von Sicherheiten (vgl. BMF v. 25.2.2000 – IV C 2 - S 2171b -
14/00, BStBl. I 2000, 1029, Tz. 32, 33).
E Abgrenzung zur Bilanzberichtigung: Das Wertaufholungsgebot verfolgt nicht die
Korrektur von Fehlern iSv. § 4 Abs. 2 Satz 1 im Rahmen einer Bilanzberichti-
gung, sondern bezieht sich nur auf die Korrektur bei nachträglichem Eintritt
von werterhöhenden tatsächlichen Umstände, auf die im Rahmen der Forde-
rungsbewertung Rücksicht zu nehmen ist. Solche tatsächlichen Umstände sind
nur dann im Rahmen einer Bilanzberichtigung zu berücksichtigen, soweit sie bis
zur Bilanzerstellung objektiv vorlagen und auch für den Stpfl. im Rahmen seiner
subjektiven Erkenntnismöglichkeiten des ordentlichen und gewissenhaften
Kaufmanns zum Aufstellungszeitpunkt erkennbar waren (vgl. auch BFH v. 7.4.
2010 – I R 77/08 zur Anwendung des subjektiven Fehlerbegriffs auf die Beurtei-
lung von Rechtsfragen; handelsrechtlich soll nur die objektive Lage (obj. Wert-
aufhellungskonzeption) gelten: vgl. Winkeljohann/Büssow in Beck-BilKomm.
VII. § 252 Rn. 39 mwN;Winkejohann/Taetzner in Beck-BilKomm. VII. § 253
Rn. 652). Dies führt zu unterschiedlichen handelsrechtlichen und steuerlichen
Auffassung von Wertaufholungskonzeption und Bilanzberichtigung. Im Um-
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kehrschluss führt daher nicht jede handelsrechtliche Wertaufholung zur steuer-
lichen Zuschreibungspflicht.
Ausnahme vom Wertaufholungsgebot: Eine Wertaufholung ist ausgeschlos-
sen, wenn die Forderung stlich Sonderbetriebsvermögen darstellt (s. Anm. 937;
Pyszka, DB 2002, 1625).
E Umfang der Wertaufholung: Die Wertobergrenze für die Zuschreibung bemisst
sich nach den (fortgeführten) AHK, was bei Forderungen mit dem AK bzw.
Nennwert übereinstimmt. Der Mindestbetrag der Zuschreibung hat im Umfang
der voraussichtlichen Werterholung zu erfolgen. Vgl. zur Wertobergrenze allg.
Anm. 625 und zu den AK bei Forderungen vgl. Anm. 909.
Soweit Tilgungen auf zuvor abgeschriebene Forderungen erfolgen, hat der Stpfl.
die TW-Abschreibung rückgängig zu machen und die gebildete Wertberichti-
gung aufzulösen. Der Umfang der Rückgängigmachung der Teilwertabschrei-
bung ist auf deren Höhe beschränkt. Soweit Tilgungen darüber hinaus gehen,
sind diese ab 1999 von den AK der Forderung abzusetzen und nicht vom Buch-
wert (vgl. zur Rechtlage vor 1999 insoweit BFH v. 12.10.1995 – I R 179/94,
BStBl. II 1996, 406 mwN).
Unklar ist, ob auch eine über die eigentliche Wertaufholung hinausgehende Zu-
schreibung (Mindestbetrag) bis zu den fortgeführten AHK erfolgen darf. Dies
ist uE dahingehend zu beantworten, dass es nur folgerichtig sein kann, auch eine
weitere Zuschreibung bis zur maximalen Wertobergrenze (Maximalbetrag) vor-
zunehmen, wenn schon nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 ein Bewertungswahlrecht im
Fall der erstmaligen Wertminderung der Forderung besteht und damit der An-
satz der Forderungen mit den AHK im Ermessen des Stpfl. steht.
Ohne vorherige Teilwertabschreibung darf ein Wertanstieg nicht ausgewie-
sen werden (Abs. 1 Nr. 2 Satz 1, Verbot des Ausweises nichtverwirklichter Ge-
winne). Die AK bilden die Wertobergrenze. Bei Anstieg einer Forderung auf
Kaufpreisraten oder auf Rentenzahlungen infolge einer Wertsicherungsklausel
sind die Zahlungen in ihrer ursprünglichen Höhe weiterhin in Tilgung und Zins
zu zerlegen; der Mehrbetrag bildet jeweils eine gewinnerhöhende Betriebsein-
nahme (BFH v. 16.1.1979 – VIII R 38/76, BStBl. II 1979, 334).
Nachweispflicht und Feststellungslast: Der Stpfl. muss für eine Beibehal-
tung des niedrigeren Teilwert dartun, ob und inwieweit weiterhin wertmindernde
Umstände bestehen. Insoweit gelten die gleichen Nachweispflichten wie für den
Nachweis eines niedrigeren Teilwerts wegen dauernder Wertminderung (vgl.
Anm. 910). Ähnlich wie beim allg. gültigen handelsrechtlichen Wertaufholungs-
gebot des § 253 Abs. 5 HGB nF ist daher zu jedem Bilanzstichtag zu prüfen, ob
bei Forderungen in Betracht kommende relevante Wertsteigerungen eingetreten
sind. Der Umfang dieser Beweispflicht richtet sich nach dem relevanten Wert-
aufhellungszeitraum.
E Erleichternde Nachweispflichten ergeben sich dann, wenn die historischen AHK
nicht mehr mittels geeigneter Unterlagen (weil ggf. keine gesetzlichen Auf-
bewahrungspflichten mehr bestehen) nachgewiesen werden können. Zur Pro-
blematik aus verfassungsrechtlicher Sicht Anm. 625 „Praktische Schwierigkeiten“.
Die FinVerw (BMF v. 25.2.2000, Tz. 35) beschr. sich in der Ermittlungspflicht
bezüglich der Betrags der Zuschreibung daher zeitlich und verwendet den Buch-
wert, der in der ältesten noch vorhandenen Bilanz ausgewiesenen ist, als An-
fangswert für das WG als Wertaufholungsobergrenze.
Durchbrechung der Maßgeblichkeit: Das Wertaufholungsgebot durchbricht
die Maßgeblichkeit der HBil. (§ 5 Abs. 1 Satz 1) ist Ausdruck des Bewertungs-

E 483

von Forderungen Anm. 934 § 6



E 484 Kleinle/Dreixler

vorbehalts des Steuerrechts (vgl. § 5 Abs. 6). Der Anwendungsbereich des Wert-
aufholungsgebots wird allerdings dadurch wieder eingeschränkt, dass mit der Wieder-
einführung eines Bewertungswahlrechts in Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 (s. Anm. 910) nur
dann eine Wertaufholung vorzunehmen ist, wenn von dem Bewertungswahl-
recht zum Ansatz eines niedrigeren Teilwerts zuvor Gebrauch gemacht wurde.
Technik der Auflösung der Wertberichtigung: Bilanziell kann die Auflösung
durchgeführt, indem die passivisch gebildeten Wertberichtigung (nicht in der
Handelsbilanz) erfolgswirksam aufgelöst wird (Ertrag aus Zuschreibung von
Forderungen bzw. aus Herabsetzung von Wertberichtigungen) und der Zah-
lungseingang mit dem zugeschrieben Buchwert der Forderung erfolgsneutral
verrechnet wird (entspricht der handelsrechtlichen Vorgehensweise; hierzu Win-
keljohann/Taetzner in BeckBilKomm. VII. § 253 Anm. 649: Zuschreibung
zum Buchwert). Daneben ist auch denkbar den nachträglichen Zahlungseingang
auf uneinbringliche Forderungen direkt als Betriebseinnahme zu erfassen.

VI. Bewertung von Forderungen in Sonderfällen

1. Forderungen der Gesellschafter gegen ihre Gesellschaft

a) Forderungen der Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft gegen die
Gesellschaft

Forderungen der Gesellschafter gegen die KapGes. (und umgekehrt Forderun-
gen der Gesellschaft gegen die Gesellschafter) sind nach den allgemeinen
Grundsätzen wie Forderungen zwischen Fremden zu bewerten, auch wenn es
sich um eine Einmann-KapGes. handelt oder wenn an einem Personenunter-
nehmen als Gläubiger und einer KapGes. als Schuldnerin die gleichen Personen
im gleichen Verhältnis beteiligt sind. Soweit die Voraussetzungen für eine Wert-
berichtigung der Forderung im Übrigen gegeben sind, hängt diese Wertberichti-
gung nicht von einer entsprechenden Herabsetzung der Schuld bei der Schuld-
nerin ab (RFH v. 17.1.1933, RStBl. 1933, 331). Auch kann das Ausfallwagnis uE
nicht von vornherein ausgeschlossen werden (so aber FinVerw., BP-Kartei
NRW Teil I Konto: Delkredere, A II a), Forderungen an Beteiligungsunterneh-
men (verbundene Unternehmen) sind aber nicht in die Pauschalwertberichti-
gung einzubeziehen (BFH v. 30.9.1965 – IV 215/65 U, BStBl. III 1965, 686).
Eigenkapitalersetzende Darlehen: Auch wenn die o.g. TW-mindernde Um-
stände bei Forderungen eines Gesellschafters mit stl. BV gegen sein Betei-
ligungsunternehmen grds. zu berücksichtigen sind, kommt nach stRspr. (zur Be-
triebsaufspaltung BFH v. 6.11.2003 – IV R 10/01, BStBl. II 2004, 416 mwN; v.
14.10.2009 – X R 45/06, BStBl. II 2010, 274) die TW-Minderung nur nach den
für Bewertung von Beteiligungen geltenden Grundsätzen (Abs. 6 Nr. 1 Satz 1–4
und Anm. 811) in Betracht, wenn ein eigenkapitalersetzendes Darlehen vorliegt. Zwar
müssen WG grds. einzeln bewertet werden (glA BFH v. 31.1.1973 – I R 197/70,
BStBl. II 1973, 391). Allerdings ist hierbei die TW-Fiktion zu beachten. Ein ge-
danklicher Erwerber würde nach der Teilwertfiktion die notleidende Forderung
in ähnlicher Weise ermitteln wie den Wert der Anteile an der KapGes. unter Be-
rücksichtigung der Substanz und der Ertragsaussichten der Anteile. Hierbei ist
auch die wirtschaftliche Bedeutung der KapGes. für den Beteiligungsgeber im
Hinblick auf seine Anteile und das eigenkapitalersetzende Darlehen zu berück-
sichtigen. Dies entspricht der Annahme, dass einer TW-Minderung auf das Dar-
lehen eine entsprechende Erhöhung des Teilwerts der Beteiligung nachfolgt und
umgekehrt.
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E Begriff des eigenkapitalersetzenden Darlehens: Seit dem 1.11.09 mit Inkrafttreten des
MoMiG sind alle Gesellschafterforderungen iSd. § 39 Abs. 1 Nr. 5 InsO nach-
rangig. Die unübersichtliche Rspr. des BGH seit 1980, die zur Zweispurigkeit
Eigenkapitalersatzrechtes führte, wurde aufgegeben. Für Altfälle gilt hingegen
weiterhin altes Recht (BGH v. 26.1.2009 – II ZR 260/07, BB 2009, 918). Die
Frage, ob ein eigenkapitalersetzendes Darlehen überhaupt vorliegt, ist nach die-
sen Grundsätzen zu beurteilen, verliert aber an Bedeutung, da im VZ 2008 ein
generelles Abzugsverbot für Ges.darlehen im BV von KSt-Subjekten eingeführt
wurde (§ 8b Abs. 3 Sätze 4–8 KStG). Hingegen sind TW-Minderungen für ande-
re Stpfl. mit BV nur nach Maßgabe des § 3c Abs. 2 iHv. 60 vH zu berücksichti-
gen (zur Anwendung des § 3c Abs. 2 vgl. FG Brandenb. v. 20.1.2010, nrkr., Rev.
Az. BFH X R 5/10); s. auch Anm. 813.

b) Forderungsbeziehungen zwischen Gesellschafter einer Personenge-
sellschaft und der Gesellschaft

Forderungen eines Mitunternehmers gegen seine Mitunternehmerschaft
sind in der Gesamtbilanz der Mitunternehmerschaft als stl. Eigenkapital der Ge-
sellschaft anzusehen (BFH v. 19.5.1993 – I R 60/92, BStBl. II 1993, 714; FG
München v. 10.12.2003, EFG 2004, 648, rkr.). Aus der Zuordnung eines Gesell-
schafter-Darlehens zum stl. Eigenkapital (SonderBV) der darlehensnehmenden
PersGes. und aus dem Verbot der Bilanzierung in der StBil. des Gesellschafters
folgt nach deutschem Steuerrecht, dass der Gesellschafter die Forderung weder
in seiner eigenen StBil. noch in der Sonderbilanz über seine Beteiligung an der
PersGes. gewinnmindernd wertberichtigen kann. Es gilt insoweit der aus der
Einheitstheorie entwickelte Grundsatz der korrespondierenden Bilanzierung
(BFH v. 9.12.2009 – IV B 129/08, BFH/NV 2010, 640). Die Wertminderungen
auf Forderungen wirken sich solange nicht aus, wie nicht die Vollbeendigung
oder die vorherigen Betriebsaufgabe der PersGes eingetreten ist (BFH v. 9.12.
2009 – IV B 129/08, BFH/NV 2010, 640; v. 24.7.2006 – VIII B 233/05, BFH/
NV 2006, 2110; v. 5.6.2003 – IV R 36/02, BStBl. II 2003, 871; s. Anm. 825 „Kei-
ne Teilwertabschreibung und -zuschreibung der Beteiligung “ und § 15 Anm. 729).
Anders jedoch, wenn die Forderung sich als Vergütung für eine nicht durch das
GesVerhältnis veranlasste Leistung darstellt und somit nur geringfügig oder nur zu-
fällig zur Erreichung des GesZwecks beiträgt. Beispiele: Beratung durch einen
MU aus einem laufenden Geschäftsverkehr mit der Mitunternehmerschaft zu
Bedingungen wie zwischen Fremden stammt oder im Erwerb von „wertgemin-
derten“ Forderungen im Sonder-BV zusammen mit einer MW-Beteiligung (glA
Schmidt/Wacker XXIX. § 15 Rn. 546 und 562). Wenn solche Forderungen da-
her nicht als gesellschaftsrechtlicher Beitrag anzusehen sind, berechtigen Zweifel
an deren Werthaltigkeit in diesem Fall uE zur Teilwertabschreibung.
Abweichendes ergibt sich dann, wenn es sich bei der Forderung vorrangig um
EigenBV des MU handelt. Zu beachten ist hierbei lediglich die betriebliche Ver-
anlassung der Forderung sowie die Möglichkeit der Gewinnerzielung bei Erwerb
der Forderung (vgl. BFH v. 9.1.2009 – IV B 25/08, BFH/NV 2009, 754; ebenso
Schmidt/Wacker XXIX. § 15 Rn. 491).
Forderungen der Mitunternehmerschaft gegen einen ihrer Mitunterneh-
mer gehören grds. zum notwendigen PV der Gesellschaft. Dies gilt auch für
Darlehen der MU an eine teilweise beteiligungsidentische KapGes. (vgl. BFH v.
6.3.2003 – IV R 21/01, BFH/NV 2003, 1542). Sie unterliegen der Bewertung
nach § 6 nur dann, wenn sie betrieblich veranlasst sind (nicht zB eine Darlehens-
gewährung an einen Dritten im Interesse des Mitunternehmers, BFH v. 19.7.
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1984 – IV R 207/83, BStBl. II 1985, 6: keine gewinnmindernde Teilwert-
abschreibung bei Ausfall der Forderung) und die Darlehensbedingungen einem
Fremdvergleich standhalten können (insbes. angemessene Verzinsung) bzw.
wenn ein evtl. Nachteil der Ertraglosigkeit durch anderweitige Vorteile ausgegli-
chen wird, die auch den Verzicht auf ausreichende Sicherheiten als betrieblich
veranlasst erscheinen lassen können (BFH v. 9.5.1996 – IV R 64/93, BStBl. II
1996, 642); s. § 15 Anm. 521.

Einstweilen frei.

2. Sachwertforderungen

a) Begriffsmerkmale und -abgrenzung
Begriff: Bei der Sachwertforderung werden WG zum Verbrauch durch den
Übergeber (idR im Rahmen eines Verpachtungsverhältnisses bei der sog. eiser-
nen Verpachtung) übergeben. Aufgrund des Darlehenscharakters einer solchen
Vereinbarung wird vom Übernehmer (Pächter) die Rückgabe gleichartiger und
gleichwertiger WG geschuldet (§ 607 BGB). Korrespondierend hierzu entsteht
eine Sachwertschuld des Übernehmers (zur LuF vgl. BFH v. 30.1.1986 – IV R
130/84, BStBl. II 1986, 399).
Abgrenzung: Im Unterschied zur Geldforderung hat der Übergeber bei der
Sachwertforderung einen Anspruch auf Rückgabe von Sachen iSd. § 90 BGB
mittlerer Art, Menge und Güte (sog. Sachwertdarlehen; s. Schmidt/Weber-
Grellet XXIX. § 5 Rn. 703). Sofern es sich um einen Leihvertrag (§ 598 BGB)
handelt, ist auch die Rückgabeforderung des Verleihers gem. § 604 BGB als
Sachwertforderung zu qualifizieren. Begrifflich ist jede Sachwertforderung unter
die Sachleistungsforderungen zu subsumieren. Letztere haben iA jede Art von
Forderungen auf Sach- oder Dienstleistungen mit Ausnahme von auf Geld ge-
richtete Forderungen zum Inhalt (zB auf Entfernung/Beseitigung, Reparatur,
Verwertung, Rückgabe oder im Rahmen eines Tausches; Schmidt/Weber-Grel-
let XXIX. § 5 Rn. 331; Bsp. Substanzerhaltungsforderung des Verpächters).
Entstehung einer bewertungsfähigen Sachwertforderung: Nicht jede Sach-
wertforderung im Rahmen eines Schuldverhältnisses ist auch bewertungsfähig
iSd. § 6. Nicht bewertungsfähig ist die Rückgabeforderung des Verleihers/Ver-
mieters, sofern dieser wirtschaftlicher Eigentümer des Gegenstands gem. § 39
AO (keine Gewinnrealisierung) bleibt. Dies gilt auch für das im Rahmen der Be-
triebsverpachtung überlassenen Anlagevermögens (s. auch § 5 Anm. 1403). Die
Sachwertforderung auf Rückgabe des Gegenstands im Rahmen eines Operating-
Leasings beim Leasinggeber wird bilanziell nicht bewertet (vgl. Schmidt/We-
ber-Grellet XXIX. § 5 Rn. 731, 741). Dies gilt auch nach Entstehung bzw. Gel-
tendmachung eines vertraglichen Rückforderungsanspruchs (Gegenstand ist
entweder bereits abgeschrieben oder durch Geld ersetzt; andernfalls doppelte
Gewinnrealisierung). Durch Hingabe anderer WG entstehendes Sachdarlehen
ist bewertungsfähige Sachwertforderung, sofern auf die Aktivierung der hingege-
benen WG nicht zulässigerweise verzichtet wurde (vgl. BFH v. 6.12.1984 – IV R
212/82, BStBl. II 1985, 391; zur Überlassung von UV im Rahmen der Betrieb-
spacht auch BFH v. 5.5.1976 – I R 166/74, BStBl. II 1976, 717).

b) Bewertung
Bewertung: Die Bewertung von bewertungsfähigen Sachwertforderungen er-
folgt nach den allgemeinen Grundsätze für die Bewertung von Forderungen.
Demnach erfolgt die Zugangsbewertung mit den AHK (s. Anm. 909) und die

§ 6 Anm. 937–943 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung
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Folgebewertung mit dem ggf. niedrigeren Teilwert (s. Anm. 910). Es gelten die
nachfolgenden Besonderheiten:
E Sachdarlehen: Die AHK bestimmen sich bei Sachwertforderungen nach dem
Wert, welcher dem jeweiligen Aktivposten für die hingegeben Güter entspricht
(vgl. BFH v. 13.1.1959 – I 44/57 U, BStBl. III 1959, 197; v. 5.5.1976 I R
166/74, BStBl. II 1976, 717; BMF v. 21.2.2002, BStBl. I 2002, 262). Obwohl
tauschähnlicher Vorgang liegt kein gewinnrealisierender Vorgang vor (vgl.
Schmidt/Weber-Grellet XXIX. § 5 Rn. 750 „Sachdarlehen“; Blümich/Bu-
ciek, § 5 Rn. 935 mwN). Der Gläubiger aktiviert den Rückgabeanspruch niedriger,
soweit der Wert des einzelnen hingegeben WG unter den Buchwert des Rück-
gabeanspruchs sinkt (Teilwertabschreibung). Der Wert des WG orientiert sich
an den Wiederbeschaffungskosten (vgl. § 5 Anm. 1405).
Über Bewertung des Anspruchs des Besitzunternehmens gegen das Betriebs-
unternehmen auf Erneuerung verpachteter Anlagegüter s. § 5 Anm. 1404.
E Tausch: Im Rahmen eines Tauschgeschäfts (§ 515 BGB) führt die Hingabe eines
Wirtschaftsguts zur sofortigen Gewinnrealisierung, sofern nicht ein Darlehen
vorliegt, dh. zum Zeitpunkt der Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums am
hingegebenen WG. Nach § 6 Abs. 6 bemessen sich beim Tausch von WG jeder
Art die AK nicht nach dem Buchwert, sondern dem gemeinen Wert des hinge-
gebenen WG. Zum Tausch s. Anm. 1475 ff. und Schmidt/Weber-Grellet
XXIX. § 5 Rn. 631 f.).

Einstweilen frei.

[Anschluss S. E 497]
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gen mit der Betriebsprüfung, StbJb. 1978/1979, 574; Reuter, Steuerfragen aus der betrieb-
lichen Praxis, StbJb. 1978/1979, 128; Christiansen, Das Problem der Abgrenzung der
steuerlichen Herstellungskosten von den Vertriebskosten am Beispiel beigepackter tech-
nischer Druckschriften, StBp. 1979, 204; Horlemann, Teilwertabschreibung ohne Min-
derung des Verkaufspreises?, BB 1979, 1227; Schwendy, Aktivierung der Kosten von
Vorbereitungsmaßnahmen, DStZ 1979, 295; Slomma, Verlustfreie Bewertung von Wirt-
schaftsgütern des Vorratsvermögens, BB 1979, 1711.

Schrifttum (ab 1980): Brunn, Alte und neue Wege zur Entschärfung der Scheingewinn-
besteuerung beim Vorratsvermögen der edelmetallbearbeitenden und edelmetallverarbei-
tenden Industrie, FR 1980, 577; Emmerich, Zur Zulässigkeit von Gängigkeitsabschreibun-
gen bei der Bewertung von Hilfs- und Betriebsstoffen, DB 1980, 2297; Feuerbaum,
Aktivierung von Krankheitskosten sowie Saldierung von Wertberichtigung zu Vorräten,
DB 1980, 2053; Littmann, Warenbewertung – Niedrigerer Teilwert, DStR 1980, 444;
Meyer-Wegelin, Aktivierung von unverkäuflichen Ärztemuster, DStZ 1980, 336; Ru-
dolph, Steuerliche Herstellungskosten ohne Fixkostenanteil?, BB 1980, 138; Wagner/
Dirrigl, Die Steuerplanung der Unternehmung, Stuttgart/New York 1980; von Wallis,
Aktivierung von Aufnahmekosten bei Herstellung von Musikdarbietungen auf Tonträ-
gern, DStZ 1980, 38; Derz, Zur Bewertung des Vorratsvermögens nach dem Niederwert-
prinzip im Lebensmitteleinzelhandel Eingangsspanne – Istwarenrohgewinn – Bestands-
spanne und ihre Bedeutung für die Bewertung der Vorräte an Handelswaren nach dem
Niederstwertprinzip, DB 1981, 1632; Killinger, Berücksichtigung von Skonti bei der Be-
wertung von Rohstoffen und Handelswaren, DB 1981, 1209; Slomma, Bilanzierung unver-
käuflicher Ärztemuster durch Arzneimittelhersteller, BB 1981, 27; Döllerer, Grundsätze
ordnungswidriger Bilanzierung, BB 1982, 780; Christiansen, Das Problem der steuerli-
chen Behandlung der Kosten der Fertigungsvorbereitung in der Serienfertigung, StBp.
1983, 113; Kupsch, Bilanzierung und Bewertung von Werbemitteln in Handels- und Steu-
erbilanz, DB 1983, 509; Langel, Neue Antworten auf bekannte Fragen des Bilanzsteuer-
rechts, StbJb. 1983/84, 210; Leingärtner, Branntweinsteuer Teil der Herstellungskosten
von Fertigprodukten, RWP 1983, 684; Stöcker, Geschäftswert und Auftragsbestand,
DStZ 1983, 465; Dewein, Teilwertabschreibungen beim Vorratsvermögen, StWK 1984,
1459; Freidank, Bilanzierungsprobleme bei unterausgelasteten Kapazitäten im handels-
und steuerrechtlichen Jahresabschluß der Aktiengesellschaft, BB 1984, 29; Körner, Teil-
wertabschreibungen auf den Warenbestand im Einzelhandel bei Preisherabsetzungen,
BBK 1984, 1212; Leingärtner, Steuerrechtliche Grundsätze zur Bewertung der Waren-
bestände im Einzelhandel und Großhandel, RWP 1984, 679; Mathiak, Anschaffungs-
und Herstellungskosten, in Raupach (Hrsg.), Werte und Wertermittlung im Steuerrecht,
Köln 1984, 97; Raupach (Hrsg.), Werte und Wertermittlung im Steuerrecht, Köln 1984;
Wittorff, Warenbewertung bei Preisherabsetzungen im Einzelhandel, StBp. 1984, 226;
George, Teilwertabschreibungen von Warenvorräte, BBK 1985, Fach 13, 2821; Groh,
Wertabschläge im Warenlager, DB 1985, 1245; Kallweit, Berechnung der Anschaffungs-
kosten durch retrograde Wertermittlung, BB 1985, 370; Kallweit/Sisterhenn, Gedanken
zur Findung des Teilwertabschlages bei der Warenbewertung, DB 1985, 2209; Liepelt,
Teilwertabschreibungen auf das Warenlager – Eine kritische Betrachtung der neueren
Rechtsprechung, StBp. 1985, 37; Neflin, Fertigungsgemeinkosten bei Unterbeschäftigung
und deren Erfassung, Inf. 1985, 534; Schäfer, Zur steuerlichen Bewertung von Kuppel-
Nebenprodukten, StBp. 1985, 43; Selchert, Fremdkapitalzinsen in der Kalkulation der bi-
lanziellen Herstellungskosten, DB 1985, 2413; Anders, Halbfertige und nicht abgerech-
nete Arbeiten im Baugewerbe und Baunebengewerbe, StLex. 1986, 611; Brosch,
Bilanzierung von Werbekosten, BBK 1986, 2911; Christiansen, Herstellungskosten bei
nicht ausgenutzten Produktionskapazitäten – Probleme und Überlegungen, StBp. 1986,
173; Harrmann, Vereinfachte Wertfindung für Gegenstände des Vorratsvermögen, BBK
1986, Fach 13, 2927; Köhler, Verfahren zur Ermittlung der Anschaffungskosten beim
Vorratsvermögen, StBp. 1986, 205; Bordewin, Zuordnung von Außenverpackungen zu
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den Vertriebs- oder Herstellungskosten, RWP 1987, 2320; Döllerer, Handelsbilanz und
Steuerbilanz nach den Vorschriften des Bilanzrichtlinien-Gesetzes, BB (Beilage) 1987, 8;
Schmeisser/Steinle, Sind die Lohnnebenkosten Bestandteil der handelsbilanziellen Wert-
untergrenze der Herstellungskosten gemäß § 255 Abs. 2 HGB?, DB 1987, 2317; Böhme,
Zur Problematik der Teilwertabschreibungen auf das Warenlager und deren Überprüfung,
DStZ 1988, 401; Bordewin, Zur Bewertung von Gasvorräten, RWP 1988, 2692; Christi-
ansen, Die bilanzielle Berücksichtigung sogenannter bewusster Verluste, StBp. 1988, 265;
Groh, Verbindlichkeitsrückstellung und Verlustrückstellung – Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede, BB 1988, 27; Körner, Zuordnung von Verpackungskosten zu den Herstel-
lungs- oder Vertriebskosten, BBK 1988, Fach 17, 1368; Schäfer, Der Teilwert von Pro-
dukten mit bewusst unter die erzielbaren Markterlöse herabgezeichneten Verkaufspreis,
StBp. 1988, 192; Schmidt, Gewinnrealisierung und Aktivierung schwimmender Ware, FR
1988, 637; Schneider, Gängigkeitsabschläge bei der Vorratsbewertung, StBp. 1988, 272;
Wittorf, Die Selbstkosten einer Ware im Einzelhandel, StBp. 1988, 4; Disselkamp, An-
satzprobleme beim Vorratsvermögen in Handelsbilanz und Steuerbilanz sowie Ver-
mögensaufstellung, StbJb. 1988/89, 147; Dreissig, Bilanzsteuerrechtliche Behandlung von
Optionen, BB 1989, 1511; Küting, Aktuelle Probleme bei der Ermittlung der handels-
rechtlichen Herstellungskosten, BB 1989, 587; Langenbeck, Gängigkeitsabschreibungen
bei Vorräten unter Einsatz der EDV, BBK 1989, Fach 13, 3339; Ordelheide, Zu An-
schaffungsnebenkosten nach Handels- und Steuerrecht, in Carlé/Korn/Stahl, Festgabe
für Günter Felix, Köln 1989, 223; Schildbach, Überlegungen zur Zukunft des Verhältnis-
ses von Handels- und Steuerbilanz, BFuP 1989, 123; Schulze-Osterloh, Herstellungskos-
ten in der Handels- und Steuerbilanz, StuW 1989, 242; Weßling, Skonto und Vorrats-
bewertung, DStR 1989, 697; Glade, Das Lifo-Verfahren bei der Vorratsbewertung, NWB
1990, Fach 17, 1406; Langenbeck, Buchung, Bewertung und Bilanzierung von Anzahlun-
gen, BBK 1990, 4395; Mickschas/Mickschas, Herstellungskosten bei unausgelasteter Ka-
pazität von Produktionsanlagen Behandlung von Leerkosten, BBK 1990, 3417; Schoor,
Abschreibungen des Vorratsvermögens nach § 253 Abs. 3, BBK 1990, 3057; Breidenbach/
Niemeyer, Der Auftragsbestand als Wirtschaftsgut, DB 1991, 2500; Christiansen, Der
Umfang der steuerlich aktivierungspflichtigen Herstellungskosten, StBp. 1991, 201; Euler,
Zur Verlustantizipation mittels des niedrigeren beizulegenden Wertes und des Teilwertes,
ZfbF 1991, 191; Groh, Zur Bilanzierung des Skontos, DB 1991, 2334; Offerhaus, Um-
fang der Anschaffungskosten bei Skontomöglichkeiten, StBp. 1991, 145; Schmidt, Zum
Ansatz von Warenvorräten bei noch möglichem künftigen Skontoabzug, FR 1991, 299;
Siegel, Grundsatzprobleme der Lifo-Methode und des Indexverfahrens – Zum Versuch,
Steuererleichterungen zum Anlass zur „Weiterentwicklung“ von Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung zu nehmen, DB 1991, 1941; Christiansen, Probleme der Teilwert-
ermittlung beim Vorratsvermögen, StbJb. 1991/92, 137; Büttner/Wenzel, Die Bewer-
tung von Wirtschaftsgütern mit einem Festwert, DB 1992, 1893; Schneider, Investition,
Finanzierung und Besteuerung, Wiesbaden, 7. Aufl. 1992; Bareis/Elschen/Siegloch/
Streim, Lifo, Jahresabschlußziele und Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, DB
1993, 1249; Bordewin, Teilwertabschreibungen bei Vorratsvermögen, NWB 1993, Fach
17, 1253; Küting/Lorson, Zur Problematik „moderner“ Gemeinkostenmanagement-
Konzepte, DStR 1993, 845; Nonnemacher, Bilanzierung von Forschung und Entwick-
lung, DStR 1993, 1231; Weber/Standke, Vorratsbewertung und Lifo-Verfahren in der
Automobilindustrie, BB 1993, 393; Weber et al. (Hrsg.), Zur Neuausrichtung der Kosten-
rechnung: Entwicklungsperspektive für die 90 er Jahre, Ein Beitrag zur theoretischen Be-
gründung der Vollkostenrechnung, Stuttgart 1993; Beisse, Zum neuen Bild des Bilanz-
rechtssystems, in Ballwieser/Böcking/Drukarczyk, Festschrift für Adolf Moxter,
Düsseldorf, 1994, 3; Biener, Rückstellungen wegen der Anschaffung nicht werthaltiger
Vermögensgegenstände, in Ballwieser/Böcking/Drukarczyk, Festschrift für Adolf
Moxter, Düsseldorf, 1994, 129; Förster, Einbeziehung von Gemeinkosten in die steuer-
rechtlichen Herstellungskosten, BBK 1994, Fach 17, 1525; Hoffmann, Teilwertabschrei-
bung aufgrund langer Lagerdauer möglich, DStR 1994, 970; Moxter, Zur Klärung der
Teilwertkonzeption, in Kirchhof/Offerhaus/Schöberle (Hrsg.), Steuerrecht – Verfas-
sungsrecht – Finanzpolitik, Festschrift für Franz Klein, Köln 1994, 827; o.V., Erfassung
von Material-, Fertigungs- und Verwaltungsgemeinkosten bei Herstellungskosten?, HFR
1994, 196; Raupach, Das Steuerrecht als unerwünschte Rechtsquelle der Handelsbilanz, in
Ballwieser/Böcking/Drukarczyk, Festschrift für Adolf Moxter, Düsseldorf, 1994, 379;
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Sarrazin, Zwang zur Wertaufholung aufgrund werterhöhenden Aufwands, in Ballwieser/
Böcking/Drukarczyk, Festschrift für Adolf Moxter, Düsseldorf, 1994, 379; Schmid/
Walter, Teilgewinnrealisierung bei langfristiger Fertigung in Handels- und Steuerbilanz,
DB 1994, 2353; Weber-Grellet, Handelsrechtliche Bewertungswahlrechte in der Steuer-
bilanz, DB 1994, 2405; Moxter, Kosten der allgemeinen Verwaltung als Bestandteil der
steuerrechtlich einrechnungspflichtigen Herstellungskosten, in von Elschen/Siegel/
Wagner (Hrsg.), Unternehmenstheorie und Besteuerung, Festschrift für Dieter Schneider,
Wiesbaden 1995, 445; Siegel, Herstellungskosten und Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung, in von Elschen/Siegel/Wagner (Hrsg.), Unternehmenstheorie und Be-
steuerung, Festschrift für Dieter Schneider, Wiesbaden 1995, 635; Kessler, Verabschiedet
sich der Bundesfinanzhof vom Imparitätsprinzip? – Gedanken zur jüngeren Rechtspre-
chung und zur Rechtsposition von Heinrich Weber-Grellet, DStR 1994, 1289; Kohler,
Fertigungs- und Materialgemeinkosten als Teile der Herstellungskosten, KFR 1994, 125;
Breitbach, Prüfung der Vorräte mit PC-Unterstützung unter Berücksichtigung der Er-
mittlung von Reichweitenabschlägen, WPg. 1995, 745; Groh, Bewertung von Grundstü-
cken, die eine Bank zur Vermeidung höherer Forderungsausfälle ersteigert (§ 6 Abs. 1
Nr. 1 Satz 3 EStG), FR 1995, 419; Kessler, Die verlustfreie (Niederst-)Bewertung des
Vorratsvermögens – ein Sammelbecken von Meinungen und Missverständnissen, DStR
1995, 839; Kleinbach, Teilwertabschreibungen wegen langer Lagerdauer verneint – Ein
BFH-Fehlurteil?, DB 1995, 601; Küting/Lorson, Die Maßgeblichkeit der Handelsbilanz
gilt grundsätzlich auch für die Herstellungskostenbewertung, BuW 1995, 665; Kölpin,
Teilwertabschreibungen beim Vorratsvermögen wegen gesunkener Verkaufspreise, BBK
1995, Fach 30, 457; Meisel/Traxl, Besonderheiten bei der Bewertung von zur Ausfall-
sicherung erworbenen Grundstücken, KFR 1995, 341; Niehus, Verlustfreie Bewertung
der Vorräte – Quo Vadis?, DStR 1995, 168; Schöll/Schneider, Ersatzteilbewertung in
der Kfz-Branche – Problematische EDV-Programme, StBp. 1995, 66; Fromm, Zur Bewer-
tung von Warenvorräten in Handelsunternehmen, BB 1996, 2453; Kottke, Teilwert-
abschreibungen wegen Unrentabilität nur bei Stilllegungsmaßnahmen, BB 1996, 1265;
Müller, Imparitätsprinzip und Erfolgsermittlung, DB 1996, 689; Pyszka, Steuerliche
Aspekte des handelsbilanziellen Aktivierungswahlrechtes für Fremdkapitalzinsen, DStR
1996, 809; Schneider, Sind Bewertungsvereinfachungen, wie das Lifo-Verfahren oder die
Festwertrechnung, Steuervergünstigungen?, StuW 1996, 145; Troost/Troost, Berück-
sichtigung erhöhter Lagerkosten bei der retrograden Teilwertermittlung – Folgerungen
aus dem BFH-Urteil vom 24.2.1994 – IV R 18/92, DB 1996, 1097; Wilke/Kesselmeier,
Die Teilwertermittlung von Handelswaren bei gesunkenen Verkaufspreisen, DStR 1996,
6; Seethaler, Gängigkeitsabschläge bei der Warenlagerbewertung im Handel – Zugleich
eine Anmerkung zur Verfügung der OFD Frankfurt a.M. vom 17. Juli 1997, BB 1997,
2575; Buschmann, Die Teilwertverprobung von Handelswaren, StBp. 1998, 328; Heine-
mann, Praktische Erfahrungen bei der Prüfung des Reichweiteverfahrens, StBp. 1998, 46;
Heurung, Steuerliche Nichtberücksichtigung von Drohverlustrückstellungen kompensie-
ren, GStB 1998, 16; Jakobs/Lorbacher, Verbot von Teilwertabschreibungen und Gebot
zur Wertaufholung – Eine verfassungswidrige Existenzbedrohung vieler Unternehmen
durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002, GmbHR 1998, 1204; Karrenbrock,
Der Umfang der Herstellungskosten nach Handels- und Steuerrecht, inMeffert/Krawitz
(Hrsg.), Unternehmensrechnung und -besteuerung, Festschrift für Dietrich Börner, Wies-
baden 1998, 3; Köhler, Buchung und Bilanzierung von Anzahlungen, StBp. 1998, 320;
Thiel, Wertaufholungsgebot (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 und Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 EStG),
JbFfSt. 1997/1998, 23; Schön, Die Teilwertabschreibung – ein Steuerschlupfloch, DB
1998, 1; Albert, Zur Einschränkung der Teilwertabschreibung im System steuerlicher Ge-
winnermittlung – Replik zum Beitrag von Siegel, StuB 1999, 592; Cattelaens, Steuerent-
lastungsgesetz 1999/2000/2002: Teilwertabschreibung und Wertaufholung, DB 1999,
1185; Diederich, Teilwertabschreibung, Wertaufholung und Lifo-Verfahren, DStR 1999,
583; Groh, Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002: Imparitätsprinzip und Teilwert-
abschreibung, DB 1999, 978; Hettler, Einbeziehung von Anschaffungsnebenkosten in
den Teilwert, KFR 1999, 413; Kirsch, Ermittlung bilanzieller Herstellungskosten durch
Anwendung der Prozesskostenrechnung, WPg. 1999, 281; Köhler, Die Einsichtnahme in
die Kosten- und Leistungsrechnung als unabdingbare Voraussetzung zur Prüfung der Be-
wertung der selbsterstellten Anlagen sowie der unfertigen und fertigen Erzeugnisse, StBp.
1999, 152; Korth, BMF-Erlass zur Neuregelung der Teilwertabschreibung, AktStR 2000,
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155; Oser, Verbot der Teilwertabschreibung bei Verlustprodukten, BBK 1999, 3139;
Piltz/Rödder, Einführung des Wertaufholungsgebots/Beschränkung der Teilwert-
abschreibung, JbFfSt. 1999/2000, 162; Ringwald, Teilwertabschreibung und Wertauf-
holung nach der Neuregelung in § 6 Abs. 1 Nr. 1, 2 EStG, Inf. 1999, 321; Schiffer, Zur
Teilwertabschreibung bei sog. Verlustprodukten, StuB 1999, 1214; Siegel, Anmerkungen
zur Teilwertabschreibung nach neuem Recht, StuB 1999, 928; Weber-Grellet, Bilanzen:
Keine Teilwertabschreibung bei Verlustprodukten, FR 1999, 1064.

Schrifttum (ab 2000): Dietrich, Teilwertabschreibung, Wertaufholungsgebot und „vo-
raussichtliche dauernde Wertminderung“ im Spiegel des BMF-Schreibens vom 25.2.2000,
DStR 2000, 1630; Fleischmann, Dauernde Wertminderung als Voraussetzung für die Vor-
nahme einer Teilwertabschreibung, Inf. 2000, 356; Glade, Teilwerte und außergewöhnli-
che Abschreibungen beim Umlaufvermögen in der Steuerbilanz und Auswirkungen auf
die Handelsbilanz – Zugleich Anmerkung zum BMF-Schreiben vom 25.2.2000, DB 2000,
844; Günkel, Aktuelle Einzelfragen des Bilanzsteuerrechts, StbJb. 2001/02, 343; Hom-
mel/Bernd, Voraussichtlich dauernde Wertminderung bei der Teilwertabschreibung und
Abschlussstichtagsprinzip – Kritische Besprechung der Verwaltungsauffassung, FR 2000,
1305; Hoffmann, Bilanzierung und Bewertung der „Halbfertigen Bauten auf fremden
Grund und Boden“ bei Bauunternehmen nach dem Wegfall der Drohverlustrückstellun-
gen, DStR 2000, 1338; Kölpin, Teilwertabschreibung bei dauernder Wertminderung, StuB
2000, 917; Küting, Die Wertaufholung in der Handels- und Steuerbilanz, in Poll (Hrsg.),
Bilanzierung und Besteuerung der Unternehmen, 2000, 227; Loitz/Winnacker, Die dau-
ernde Wertminderung im Umlaufvermögen vor dem Hintergrund der handelsrechtlichen
und steuerlichen Bilanzierung, DB 2000, 2229; Paus, Die voraussichtlich dauernde Wert-
minderung – ein vertretbarer Bilanzierungsgrundsatz, NWB 2000, Fach 17, 1669; Strahl,
Teilwertabschreibung und Wertaufholung, KÖSDI 2000, 12371; Boorberg, Werbemittel-
vorräte im Jahresabschluss nach Handels- und Steuerrecht, DB 2001, 497; Breidert, Kei-
ne Teilwertabschreibung bei so genannten Verlustprodukten?, BB 2001, 979; Heinemann,
Die verlustfreie Bewertung des Vorratsvermögens nach Wegfall der Drohverlustrückstel-
lung, StBp. 2001, 200; Hofer, Die Bilanzierung nicht kostendeckender Bauaufträge in der
Handelsbilanz und Steuerbilanz der Bauunternehmen, DStR 2001, 635; Kanzler, Bilanzie-
rung von Anlage- und Umlaufvermögen bei LuF; geringwertige Zuchtsauen I, FR 2001,
651; Köhler, Herstellungskosten in der Praxis der steuerlichen Betriebsprüfung, StBp.
2001, 93; Kolb, Die verlustfreie Bewertung des Vorratsvermögens durch Gängigkeitsver-
fahren nach dem StEntlG 1999/2000/2002, StuB 2001, 433; Marten/Köhler, Einfluss
der Marktstruktur auf die Bewertung von Vermögensgegenständen, BB 2001, 2520; Paus,
Rechtsnatur und Bewertung des Bilanzpostens „halbfertige Bauten“, DStZ 2001, 81;
Wulff/Roessle, Bilanzierung und Bewertung unfertiger Bauaufträge bei Verlustgeschäf-
ten, DB 2001, 393; Christiansen, Verbandsbeiträge als Anschaffungskosten oder Herstel-
lungskosten, HFR 2002, 490; Gosch, Teilwert bei Einbringung halbfertiger Arbeiten,
BFH-PR 2002, 465; Kanzler, Teilwertabschreibung auf Überpreis, FR 2002, 628; Hoff-
mann, Zu Umfang und Abgrenzung von Anschaffungs- oder Herstellungskosten – Be-
handlung von (Zwangs-)Beiträgen an Erdölbevorratungsverband, DStR 2002, 537; Köh-
ler, Wertabschläge bei Handelswaren wegen Bruch o.Ä., StBp. 2002, 182; Köhler,
Aktuelle Fragen aus der Praxis der Außenprüfung, StBp. 2002, 245; Saure, Neue Logistik
der Warenbeschaffung bei Handelsunternehmen und Einbeziehung dieser Aufwendungen
in die steuerlichen Anschaffungskosten i.S.d. § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG, StBp. 2002, 285;
Wüstemann, Proportionale Minderung gezahlter Überpreise bei gesunkenem Vergleichs-
wert, BB 2002, 1363; Wagner, Welche Kriterien sollten die Neuordnung der steuerlichen
Gewinnermittlung bestimmen?, BB 2002, 1885; Weilbach/Weilbach, Teilwertabschrei-
bung auf Grund und Boden bei Überpreisen, StuB 2002, 754; Beiser, Die Angemessenheit
der Material- und Fertigungsgemeinkosten im Rahmen der Herstellungskosten, DB 2003,
2557; Gosch, Umwandlung – Teilwert bei der Einbringung halbfertiger Arbeiten, StBp.
2003, 29; Harm/Sonntag, Berücksichtigung drohender Verluste bei langfristiger Fer-
tigung in Handels- und Steuerbilanz, NWB 2003, Fach 17, 1719; Herzig/Bär, Die Zu-
kunft der steuerlichen Gewinnermittlung im Licht des europäischen Bilanzrechts, DB
2003, 1; Scheffler, Steuerbilanz und EuGH: Vorabentscheidungszuständigkeit, true and
fair view und Vorsichtsprinzip, Wertaufhellung, StuB 2003, 301; Strahl, Wertaufhellung,
Wertbeeinflussung und Teilwertabschreibung, BeSt. 2003, 9; Bärenz, Zum Einfluss des
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Gemeinschaftsrechts auf das Steuerbilanzrecht, Diss., Berlin 2004; Geschwendtner, Teil-
wertabschreibung auf teilfertige Bauten auf fremdem Grund und Boden, BFH-PR 2004,
352; Geschwendtner, Verlustfreie Bewertung halbfertiger Bauten, BFH-PR 2006, 14;
Herzig/Hausen, Steuerliche Gewinnermittlung durch modifizierte Einnahmenüber-
schussrechnung – Konzeption nach Aufgabe des Maßgeblichkeitsprinzips, DB 2004, 1;
Happe, Teilwertabschreibungen auf unfertige Bauten auf fremden Grund und Boden,
BBK 2004, Fach 13, 4671; Hoffmann, Zum Umfang der Teilwertabschreibung halbfer-
tiger Bauten auf fremden Grund und Boden, DStR 2004, 1250; Hollatz, Keine sofort ab-
ziehbaren Werbungskosten bei Zwangsräumung eines Grundstücks, NWB 2004 Fach 3,
13071; Kaminski/Kessler/Mössner/Offerhaus, Stellungnahme zur Abschaffung des
Teilwerts des Wissenschaftlichen Beirats des Fachbereichs Steuer der Ernst & Young
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, BB 2004, Beilage 3; Kölpin, Teilwertabschreibung wegen
gesunkener Verkaufspreise bei Warenvorräte, StuB 2004, 587; Rädtke, Zum Verhältnis
von Drohverlustrückstellung und Teilwertabschreibung, StuB 2004, 413; Schildbach,
Der handelsrechtliche Jahresabschluss, Herne/Berlin, 7. Aufl. 2004; Scheffler, Übersich-
ten zur Reichweite des Maßgeblichkeitsprinzips, StuB 2004, 69; Weber-Grellet, Per-
sonengesellschaften: Umfang der Teilwertabschreibung auf teilfertige Bauten auf fremdem
Grund und Boden, FR 2004, 996; Coenenberg, Jahresabschluss und Jahresabschlussana-
lyse, Stuttgart, 20. Aufl. 2005; Fichtelmann, Bestimmung des Teilwerts im Rahmen einer
Betriebsprüfung, EStB 2005, 180; Grützner, Herstellungskosten in Handels- und Steuer-
bilanz, BBK 2005, Fach 13, 4713; Hoffmann, Verlustfreie Bewertung halbfertiger Bauten,
DStR 2005, 1981; Hüttemann, Verhältnis von Teilwertabschreibungen und Drohverlust-
rückstellungen, BB 2005, 2808; Meier, Aktuelle Rechtsprechung zum Bewertungswahl-
recht für das Feldinventar landwirtschaftlicher Betriebe, Inf. 2005, 106; Schlotter, Teil-
wertabschreibung und Wertaufholung zwischen Steuerbilanz und Verfassungsrecht, Köln
2005; Strahl, Bilanzsteuerrechtliche Relevanz des Stichtagsprinzips, FR 2005, 361; Win-
den/Herzogenrath, Die Teilwertabschreibung nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG wegen
voraussichtlich dauernder Wertminderung, FR 2005, 878; Wagner et al. (Hrsg.), Vahlens
Kompendium der Betriebswirtschaftslehre, München, 5. Aufl. 2005; Herzig/Teschke,
Vorrang der Teilwertabschreibung vor der Drohverlustrückstellung, DB 2006, 576; Hoff-
mann, Retrograde Bewertung des Vorratsvermögens, PiR 2006, 240; Reinart/Petrak,
Steuerwirksame Berücksichtigung von Verlusten bei teilfertigen Bauaufträgen, WPg 2006,
612; Siegel, Verluste bei unfertigen Bauten, StuB 2006, 61; Wagner, Die Bilanzierung
von Bewertungseinheiten in der Steuerbilanz, Inf. 2006, 538; Wiegens, Die Bewertung
des Umlaufvermögens bei Baumschulbetrieben, Inf. 2006, 897; Hoffmann, Bewertung
von Verlustprodukten im Einzelhandel, PiR 2007, 204; Köhler, Buchung und Bilanzie-
rung bei unfertigen Erzeugnissen und Leistungen und bei Anzahlungen, StBp. 2007, 332;
Kühn, Teilwertabschreibung wegen Fehlmaßnahme – Hoffnung und Wirklichkeit, GStB
2007, 398; Moxter, Bilanzrechtsprechung, Tübingen, 6. Aufl. 2007; Saure, Neue Logistik
der Warenbeschaffung bei Handelsunternehmen und Einbeziehung dieser Aufwendungen
in die Anschaffungskosten, StBp. 2007, 47; Siegel, Anschaffungskosten und ihre Relevanz
im System des Rechnungswesens, in Kirsch/Thiele (Hrsg.), Rechnungslegung und Wirt-
schaftsprüfung, Festschrift zum 70. Geburtstag von Jörg Baetge, Düsseldorf 2007, 589;
Ebens, Lagerzinsen und Lagerkosten bei der Bewertung von Ersatzteilen und anderen Fer-
tigvorräten, sj. 2008, 25; Ernsting/Fellinger, Zur Bilanzierung von Entwicklungskosten
in der Zulieferindustrie, Ubg 2008, 771; Haarmann/Schüppen, Die Konsequenzen des Bi-
lanzrechtsmodernisierungsgesetzes, JbFfSt. 2008/2009, 242; Herzig, Steuerliche Kon-
sequenzen des Regierungsentwurfs zum BilMoG, DB 2008, 1339; Karrenbrock, Vollkos-
tenansatz ante portas: Die Neuregelung der bilanziellen Herstellungskosten nach dem
Regierungsentwurf des BilMoG, in Schmiel/Breithecker (Hrsg.), Steuerliche Gewinner-
mittlung nach dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz, 2008, 145; Köhler, Bilanzpoliti-
sche Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen der Ermittlung der Anschaffungskosten, StBp.
2008, 333; Märtens, Aktuelle Rechtsprechung zum Bilanzsteuerrecht, in Neue Unterneh-
mensbesteuerung – Gesetzesreform und Wandel der Rechtsprechung (Sächsische Steu-
ertagung 2007), 2008, 221; Strahl, Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG): Han-
delsbilanz und Auswirkungen auf die Steuerbilanz, KÖSDI 2008, 16290; Weindel,
Grundsätze ordnungsmäßiger Verlustabschreibungen. Objektivierungskonzeption der
Verlustantizipation durch außerplanmäßige Abschreibungen nach GoB und IFRS, Diss.,
Mannheim 2008; Wittwer, Auf der Suche nach dem Wirtschaftsgut Wald, FR 2008, 617;
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Claussen et al., Zur Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die steuerliche Gewinnermitt-
lung gem. § 5 Abs. 1 EStG, DB 2009, 2570; Dörfler/Adrian, Steuerbilanzpolitik nach
BilMoG, Ubg 2009, 385; Ernsting, Aktivierung von Entwicklungskosten in der Zuliefer-
industrie, JbFfSt. 2009/2010, 736; Günther, Das Verhältnis von Handels- und Steuer-
bilanz nach dem BilMoG, Stbg. 2009, 395; Hennrichs, Bilanzrechtsmodernisierungs-
gesetz und Besteuerung, StB 2009/2010, 261; Jebens, Die BFH-Bewertung von
Handelsvorräten, sj. 2009, 29; Köhler, Bilanzpolitische Gestaltungsmöglichkeiten im Hin-
blick auf den Einzelbewertungsgrundsatz, StBp. 2009, 9; Köhler, Die Prüfung des Vor-
ratsvermögens, StBp. 2009, 309; Strahl, Neues zum Ansatz des niedrigeren Teilwerts,
BeSt. 2009, 29; Weber-Grellet, Das BMF und die Maßgeblichkeit, DB 2009, 2402;
Werth, Aufhebung der umgekehrten Maßgeblichkeit durch das BilMoG – Alle Klarheiten
beseitigt?, DStZ 2009, 508; Ernsting, Ausübung steuerbilanzieller Wahlrechte nach dem
BilMoG, FR 2010, 1067; Ernsting, Steuerbilanzpolitik unter dem BilMoG einschließlich
Ausschüttungssperren, StbJb. 2010/2011, 219; Gabert, Der Bewertungsmaßstab des Teil-
werts im Bilanzsteuerrecht, Diss., Berlin 2010; Gebert/Blasius, § 5 Abs. 1 – Neukonturie-
rung des Maßgeblichkeitsprinzips, FR 2010, 408; Herzig/Briesemeister, Reichweite und
Folgen des Wahlrechtsvorbehalts nach § 5 Abs. 1 EStG, DB 2010, 917; Hoffmann,
Weichgespülter Teilwert, DB 2010, Heft 12, M1; Hübner, Währungsumrechnung und
Folgebewertung nach BilMoG in Handelsbilanz und Steuerbilanz, DStR 2010, 1951; Hüt-
temann, Der Steuerstatus der politischen Parteien, in Tipke/Seer/Hey/Englisch (Hrsg.),
Gestaltung der Steuerrechtsordnung, Festschrift für Joachim Lang, Köln 2010, 321;
Korth, Verlustfreie Bewertung und Drohverlustrückstellung, AktStR 2010, 315; Köhler,
Herstellungskosten nach BilMoG und nach steuerrechtlichen Bestimmungen, StBp. 2010,
74; Künkele/Zwirner, Eigenständige Steuerbilanzpolitik durch das Bilanzrechtsmoderni-
sierungsgesetz (BilMoG), StuB 2010, 335; Philipps, Änderung des steuerlichen Herstel-
lungskostenbegriffs durch das BilMoG?, BBK 2010, 468; Tiede, Das Lifo-Verfahren in
der Handels- und Steuerbilanz, BBK 2010, 544; Diepenbrock, Überpreis und Teilwert-
abschreibung, in Tipke/Seer/Hey/Englisch (Hrsg.), Gestaltung der Steuerrechtsordnung,
Festschrift für Joachim Lang, Köln 2010, 807; Velte/Sepetauz, Das BMF und die Her-
stellungskosten, StuB 2010, 523; Lange, Typisierende Kriterien für eine dauernde Wert-
minderung, EStB 2011, 83; Lohmann/von Goldacker/Rottemoser, Durch Anteilsver-
einigung ausgelöste Grunderwerbsteuer sofort abzugsfähig, StB 2011, Nr. 7; Hoffmann,
Sale and buy back im Kfz-Handel, StuB 2011, 161; Patek, Verlustfreie Bewertung von
Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens und schwebenden Geschäften, BFuP
2011, 282; Schlotter, „Voraussichtlich dauernde Wertminderung“ bei börsennotierten
Wertpapieren – Update zu BB 2008, 546 ff., BB 2011, 173; Schulze-Osterloh, Handels-
rechtliche GoB und steuerliche Gewinnermittlung, DStR 2011, 534; Velte, (Un-)Maßgeb-
lichkeit der handelsrechtlichen Herstellungskosten für die steuerliche Gewinnermittlung.
StBp. 2011, 65.

I. Vorräte als Bewertungsgegenstand

1. Vorbemerkungen
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bestimmt den Bewertungsgegenstand: Gemeint sind
daher andere als die in Nr. 1 bezeichneten WG des Betriebs (…, Umlaufver-
mögen). Ferner muss es sich um einzelne WG des Umlaufvermögens handeln.
Zum Begriff des UV s. § 247 Abs. 2 HGB und Anm. 255–256. Hierzu zählen
auch das VV bzw. die Vorräte (s. § 266 Abs. 2 B. I. HGB und Anm. 966).
Zur Abgrenzung von AV und UV s. Anm. 253–256. Zu einzelnen WG s.
Anm. 226.
Bewertungsergebnis: Bewertung der WG des Vorratsvermögens mit den AK
(s. Anm. 283–303) oder HK (s. Anm. 454–464), vermindert um Teilwert-
abschreibungen, um die WG mit dem niedrigeren Teilwert (s. Anm. 554–620)
anzusetzen.
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§ 6 Anm. 966 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

2. Begriffsmerkmale und -definitionen
Begriffsmerkmale: Im Umkehrschluss zu WG des AV handelt es sich hierbei
um WG, die nicht dazu bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu die-
nen, sondern umgesetzt und/oder verbraucht werden (arg e contrarium § 247
Abs. 2 HGB). Diese WG umfassen handelsrechtl. und stl. UV auch das Vorrats-
vermögen. Notwendige Begriffsmerkmale (subjektive und objektive Merkmale)
für die Zugehörigkeit zum VV sind daher:
– nicht dauernd (s. Anm. 253)
– dem Geschäftsbetrieb zu dienen (s. Anm. 253)
– bestimmt („Zweckbestimmung“; s. Anm. 253).
Einzelheiten zur objektiven Komponente:
E Bezug zum Geschäftszyklus: Nach dem Wortlaut beinhalten Vorräte solche WG,
die innerhalb des normalen Geschäftszyklus des Unternehmens verbraucht, ver-
arbeitet und/oder veräußert werden sollen (ähnlich auch die Definition nach
IAS 2.61), auch wenn dieser nicht eindeutig bestimmbar ist und der Einzelfall-
betrachtung bedarf (s. Anm. 256 „Grenzfälle“). Der Geschäftszyklus kann in
Bezug auf das verfolgte Sachziel eines bestimmten Unternehmens näher be-
stimmt werden (ähnlich auch BFH v. 13.9.1989 – II R 1/87, BStBl. II 1990, 47).
E Kein Ausweis als Anlagevermögen auch:
p bei kurzfristigen internem Gebrauch: Auch bei Veräußerungs-/Verbrauchsabsicht

steht dem Ausweis als UV nicht der kurzfristige Gebrauch im Unternehmen
entgegen (FG Hamb. v. 18.6.2007 – 2 K 107/07, nv., juris, nrkr.: bei Grund-
stück; FG München v. 20.4.2010 – 13 K 4288/07, EFG 2010, 2087, rkr.: bei
selbstgeschaffenen Bildern eines Malers).

p bei Hilfs-/Nebengeschäften: Dies schließt die Bilanzierung von Hilfsgeschäften
als Vorratsgegenstand ebenfalls nicht aus.

p Kein Anlagevermögen auch bei Ankauf von Wirtschaftgütern zwecks Wiederver-
kaufs (FG München v. 20.4.2010 – 13 K 4288/07, EFG 2010, 2087, rkr.).

Unerheblich ist ferner
E die Art des Vorrats, so dass auch immaterielle WG wie Rechte (zB bei Her-
stellung von Gebäuden auf fremden Grund und Boden oder Herstellung von
Software bei einem Softwarehersteller zum Verkauf) insoweit als Bilanzierungs-
gegenstand in Betracht kommen; auch Patente, Schutzrechte oder Urheberrech-
te können zum Vorratsvermögen gehören, wenn deren Weiterveräußerung (bei
Auftragsproduktion) geplant ist.
E die Klassifikation des Wirtschaftsguts nach HGB: Für die stl. Bewertung unerheb-
lich ist die Zuordnung des WG des Vorratsvermögens zu einer Position des Bi-
lanzgliederungsschemas nach § 266 Abs. 2 B. I. HGB (s.u. „Zusammensetzung
des Vorratsvermögens“). Zum Ausweis von Bauten auf fremden Grundstücken
aber s.u. „Ausnahmen von der Zuordnung zum VV – Stichwort „Unfertige Bau-
ten auf fremden Grund und Boden“.
E die Art der Geschäftstransaktion: Bilanzierungsgegenstand kann auch eine einzel-
ne Tauschaktion im Rahmen von mehreren (verbundenen) Geschäftstransaktio-
nen (sog. Mehrkomponentengeschäft) sein, zB auftragsbezogene Entwicklung
mit anschließender Serienlieferung (zur Def. von Mehrkomponentengeschäften
vgl. Wirth, Mehrkomponentengeschäft nach HGB, Steuerrecht und IFRS,
Diss. 2011, S. 88 f.; vgl. auch Anm 986).
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Zusammensetzung des Vorratsvermögens: Die Zusammensetzung des Vor-
ratsvermögens ergibt sich aus § 266 Abs. 2 B. I. HGB (nach dem BilMoG v.
25.5.2009 (BGBl. I 2009, 1102) wie folgt:
(1) Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe;
(2) unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen;
(3) fertige Erzeugnisse und Waren;
(4) geleistete Anzahlungen.
Diese Gliederung ist dabei zunächst an ein typisches Produktions- und Handels-
unternehmen angelehnt. Darüber hinaus umfasst die Bezeichnung „Vorräte“
auch „unfertige Leistungen“, welche den Bewertungsgegenstand in Dienstleis-
tungsunternehmen ausmachen. Zu den „Vorräten“ rechnen auch „geleistete An-
zahlungen“. Daneben trägt die Gliederung der unterschiedlichen Liquidierbar-
keit der darunter zusammengefassten Gruppen von WG Rechnung (vgl.
Dusemond/Heusinger-Lange/Knop in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 266
HGB Rn. 64).
Einzelfälle:
E Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe: Zum Begriff „Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe“
vgl. auch das handelsrechtl. Schrifttum zu §§ 266 Abs. 1, 275 Abs. 2 HGB, ins-
bes. ADS VI. § 266 HGB Rn. 102–119, § 275 HGB Rn. 83–87 mwN; Ellrott/
Krämer in Beck-BilKomm. VIII. § 266 HGB Rn. 90 ff.; in stl. Hinsicht für die
Auslegung hilfreich ist § 143 Abs. 2 AO; BMF v. 11.11.1974, BStBl. I 1974,
994 ff.; BMF v. 25.3.1976, BStBl. I 1976, 246 – Tz. 24.
p Rohstoffe umfassen alle Stoffe, die unmittelbar in das Fertigerzeugnis oder das

Sachanlagegut eingehen und nicht von untergeordneter Bedeutung sind – zB
Holz für Möbel, Garne für Textilien. Unerheblich ist, dass die Stoffe nicht er-
worben, sondern im Produktionsprozess selbst gewonnen wurden (BFH v.
2.12.1987 – X R 19/81, BStBl. II 1988, 502). Die Bilanzierung solcher Kup-
pel- bzw. Abfallprodukte richtet sich danach, ob diese im Zustand der Ver-
äußerbarkeit sind, dann Fertigerzeugnisse, oder anderweitig in die Fertigung
weiterer Produktion (zB als Beimischung in der chemisch-pharmazeutischen
Industrie) eingehen, dann unfertige Erzeugnisse (vgl. ADS VI. § 266 HGB
Rn. 108; Ellrott/Krämer in Beck-BilKomm. VIII. § 266 HGB Rn. 93). Bei
Marktgängigkeit der Kuppelprodukte kommt uE auch ein Ausweis als Ware
in Betracht. Auf den Grad der Wertschöpfung kommt es grds. nicht an. Auch
Erzeugnisse der vorgelagerten Produktionsstufen, welche in die Erzeugnisse
nur eingebaut werden (wie zB Getriebe, Reifen etc.), kommen dementspre-
chend als Rohstoffe in Betracht.

p Hilfsstoffe gehen ebenfalls unmittelbar in das Erzeugnis ein, jedoch als Be-
standteile mit untergeordneter mengen- oder wertmäßiger Bedeutung (zB
Schrauben, Farbe, Verpackungsmaterial).

p Betriebsstoffe gehen nicht unmittelbar in das Erzeugnis ein, werden jedoch zu
dessen Herstellung verbraucht, ohne dabei selbst Bestandteil des WG zu wer-
den – zB Schmiermittel, Brennstoffe, Strom. Zu den Betriebsstoffen gehören
auch Büro- und Werbematerialien.

E Waren sind von Dritten bezogene WG, die im Unternehmen dazu bestimmt
sind, ohne wesentliche Be- oder Verarbeitung veräußert oder auf andere Weise
(zB als Muster) abgegeben zu werden (vgl. ADS VI. § 266 HGB Rn. 113 f.; Ell-
rott/Krämer in Beck-Bilkomm. VIII. § 266 HGB Rn. 106; Marx/Dallmann
in Baetge/Kirsch/Thiele, § 266 HGB Rn. 78).

E 505

des Vorratsvermögens Anm. 966 § 6



E 506 Kleinle/Dreixler

§ 6 Anm. 966 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

E Unfertige Erzeugnisse sind im Betrieb erstellte Produkte, die die im Betrieb vor-
gesehene endgültige Markt- bzw. Lagerreife noch nicht erreicht haben, obwohl
sie bereits einen Be- oder Verarbeitungsprozess – wenn auch nur teilweise –
durchlaufen haben (s. auch BFH v. 18.6.1975 – I R 24/73, BStBl. II 1975, 809;
v. 2.6.1978 – III R 8/75, BStBl. II 1979, 235, betr. Druckvorlagen für Zeitschrif-
ten); ihr betrieblicher Herstellungsprozess ist noch nicht beendet. „Wesentliche
Frage für das Vorliegen von ‚unfertigen Erzeugnissen‘ ist, ob sich das Endpro-
dukt in der Weise in seiner Entstehung befindet, dass das bis dahin Hergestellte
bereits teilweise mit dem Fertigprodukt identisch ist und sich ihm gegenüber le-
diglich als ein ‚Weniger‘ darstellt“ (BFH v. 28.5.1979 – I R 1/76, BStBl. II 1979,
734, mit Hinweis auf BFH v. 18.6.1975 – I R 24/73, BStBl. II 1975, 809; es han-
delte sich um die Frage, ob Aufwendungen eines Unternehmens der Schallplat-
tenindustrie für ausübende Künstler zur Schaffung eines aktivierungspflichtigen
unfertigen Erzeugnisses geführt haben, was der BFH verneinte). Bei Dienstleis-
tungserstellung schließt die Postenbezeichnung „unfertige Leistungen“ ein.
E Fertige Erzeugnisse sind selbsterstellte Produkte, die die vorgesehene endgültige
Markt- oder Lagerreife erreicht haben, also abgabebereit sind; ihr Herstellungs-
vorgang ist beendet, also nicht so bei Wein oder Käse, bei denen der Herstel-
lungsvorgang (Gärung bzw. Fermentation) über den einfachen Erzeugungsvor-
gang hinausgeht (Bilanzierung als unfertiges Erzeugnis; vgl. Dusemond/
Heusinger-Lange/Knop in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 266 HGB
Rn. 73). Hierzu zählen auch selbsterstellte Ersatzteile, die mit den Verkaufspro-
dukten abgegeben werden sollen.
E Sonstige Wirtschaftsgüter des Vorratsvermögens: Tatsächlich ist damit der Kreis der
zum VV zählenden WG noch nicht abschließend umrissen. So zählen zB bei
Dienstleistungsunternehmen auch „in Arbeit befindliche Aufträge“ oder „nicht
abgerechnete Leistungen“ zu den „Erzeugnissen“ des Vorratsvermögens (zur
Anpassung des Gliederungsschemas aus handelsrechtl. Sicht vgl. insoweit § 265
Abs. 5 HGB). Ob es sich um „Forderungen“ handelt, kann strittig sein, wenn
die Voraussetzungen der Forderungsrealisation noch nicht erfüllt sind. Mit der
Forderungsrealisation kommt ein Ausweis als Vorrat nicht mehr in Betracht, da
ein durchsetzbarer Rechtsanspruch entstanden ist (vgl. zur Forderungsrealisati-
on § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB; § 5 Anm. 1003). Entsprechend ist wie folgt zu un-
terscheiden:
p Noch nicht abgenommene Leistungen: Bei Werkverträgen ist der hM mit dem Aus-

weis als VV Recht zu geben, solange keine Abnahme nach § 640 BGB erfolgt
ist.

p Für fertige, aber noch nicht abgenommene Leistungen sieht aber § 266 Abs. 2 HGB
innerhalb des Vorratsvermögens keine Bezeichnung vor; sie sind jedoch nicht
unter „fertige Erzeugnisse“ auszuweisen (so auch Dusemond/Heusinger-
Lange/Knop in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 266 HGB Rn. 77; ebenso
Ellrott/Krämer in Beck-Bilkomm. VIII. § 266 HGB Rn. 108), sondern wei-
terhin als „unfertige Leistungen. Dabei hindern geringfügige Nacharbeiten
oder Annahmeverzug des Gläubigers nicht die Forderungsentstehung (ähn-
lich wohl auch Weber-Grellet in Schmidt XXXI. § 5 Rn. 270 „Forderun-
gen: zu aktivieren, sobald sie (…) am Bilanzstichtag hinreichend sicher sind)“.

p Abgenommene, aber noch nicht abgerechnete Leistungen sind im Umkehrschluss unter
den Forderungen auszuweisen. Die Abrechnung ist somit nicht entscheidend
(vgl. Ellrott/Krämer in Beck-BilKomm. VIII. § 266 HGB Rn. 107; Weber-
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Grellet in Schmidt XXXI. § 5 Rn. 270, „nichtabgerechnete Lieferungen und
Leistungen“; s. auch § 5 Anm. 1003).
– – Leihemballagen: Diese gehören grds. zum AV. Sofern die Abnehmer

auch das Recht zum Erwerb eingeräumt wird, kommt überdies ein Aus-
weis als Fertigerzeugnis oder Waren in Betracht. Vgl. Ellrott/Krämer
in Beck-BilKomm. VIII. § 266 HGB Rn. 105.

– – Reparaturmaterial, Ersatzteile und Werkzeuge können uU zum VV ge-
hören (s. OFD Düss./Köln/Münster, Bp-Kartei, Werkzeuge). Sofern
diese auf eigengenutzte Geräte und Sachanlagen entfallen, kommt ein
Ausweis als AV in Betracht. Sofern sich der Betrieb oder der Einsatz
des WG auf die einmalige Nutzung während der Ausführung eines Auf-
trags beschränkt, liegt insoweit UV vor (ebenso Kozikowski/Hubert in
Beck-BilKomm. VIII. § 247 HGB Rn. 352).

– – Ausnahmen der Zuordnung zum Vorratsvermögen: Auf jeden Fall
nicht zu den Vorräten, sondern zum übrigen UV zu zählen sind
– – – WG, die außerhalb des normalen Absatzprogramms liegen.

Hierzu zählen zB im Rahmen von Kompensationsgeschäften
erworbene Waren (nicht aber bei regelmäßigem Erwerb und/
oder bei Hilfsgeschäften) oder Heizölbestände bei Vermögens-
verwaltungsgesellschaften (vgl. ADS VI. § 266 HGB Rn. 113;
Ellrott/Krämer in Beck-BilKomm. VIII. § 266 HGB
Rn. 106).

– – – Unfertige Bauten auf fremden GruBo: Der Ausweis von (teil-
fertigen) Bauten auf fremdem GruBo ist umstritten. Die frühe-
re Ansicht der FinVerw., wonach als Forderungen auszuweisen-
de Vorräte in Höhe der HK der teilfertigen Bauten, jedoch
ohne Gewinnrealisierung vorliegen – ungeachtet der zivilrechtl.
Sichtweise – wird abgelehnt (vgl. Anm. 964). Bedeutsame stl.
Behandlungsunterschiede ergeben sich dadurch aber nicht. Zur
verlustfreien Bewertung mit dem Teilwert entsprechend der re-
trograden Methode vgl. Anm. 1011 „Verkaufserlöse bei halb-
fertigen Bauten auf fremdem Grund und Boden“.

Rechtsprechung: Vgl. BFH v. 28.11.1974 – V R 36/74, BStBl. II 1975, 398;
BFH v. 10.7.2002 – I R 79/01, BStBl. II 2002, 784: für Ausweis als Forderung
in StB; BFH v. 7.9.2009 – VIII R 1/03, BStBl. II 2006, 298: offen.
Schrifttum: Ausweis als Vorratsvermögen befürwortend ADS V. § 266 HGB
Rn. 109; Dusemond/Heusinger-Lange/Knop in Küting/Pfitzer/Weber HdR
V. § 266 HGB Rn. 72; ebenso Ellrott/Roscher in Beck-BilKomm. VIII. § 247
HGB Rn. 66 mwN.
Finanzverwaltung: BMF v. 14.11.2000, BStBl. I 2000, 1514: Ausweis als For-
derung.

II. Aktivierung des Vorratsvermögens und Vereinfachungsregelungen
(Grundsatz der Wesentlichkeit)

Die Bilanzierung von WG des Vorratsvermögens erfolgt nach allgemeinen
Grundsätzen (s. auch § 5 Anm. 300–318; § 5 Anm. 350–367).
Bei der einzelnen Erfassung von WG, die grds. aktivierungspflichtig sind, gibt es
folgende Durchbrechungen:
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§ 6 Anm. 967 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

– Bewertungserleichterungen (s. Anm. 115 ff.; zu Verbrauchsfolgeverfahren,
insbes. Lifo s. Anm. 1121 ff.),

– Inventarisierungserleichterung und
– Grundsatz der Wesentlichkeit.
Inventurerleichterung: Es sind insbes. Stichprobenverfahren erlaubt (vgl.
§ 241 Abs. 1 Satz 1 HGB; Uhlig in Beck-HdR, B 220 Rn. 123 mwN). Zu den
handelsrechtl. Anforderungen dieses Verfahrens bei der Vorratsinventur s. Stel-
lungnahme HFA/IdW 1/1990, WPg. 1990, 143 ff.
Grundsatz der Wesentlichkeit: Es müssen zwar grds. alle vorhandenen WG
des Vorratsvermögens aktiviert und entsprechend gesondert aufgezeichnet wer-
den (vgl. zu entsprechenden Pflichten §§ 240, 246 HGB bzw. § 143 AO). Dies
setzt voraus, dass WG einzeln aufgenommen und inventarisiert werden. Doch
dürfen an die Inventarisierung keine unzumutbaren Anforderungen gestellt wer-
den (BFH v. 21.5.1957 – I 56/57 U, BStBl. III 1957, 237). Der Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit erlaubt nämlich unter bestimmten Voraussetzungen ebenfalls
vereinfachte Inventuraufnahme und -bewertung (vgl. § 241 Abs. 1 HGB). Daher
ist auch der Grundsatz der Wesentlichkeit ein anerkannter Grundsatz, der eine
Ausnahme von der Aktivierungspflicht insoweit gebietet (ebenso der entspre-
chenden Hinweis in R 5.3 Abs. 4 EStR „Inventur“: keine Beanstandung der In-
ventur bei unwesentlichen Mängeln). Siehe auch § 5 Anm. 224–225.
Ausnahme bei Landwirten: Außerdem räumt die FinVerw. buchführungs-
pflichtigen Land- und Forstwirten (§ 141 AO) als Inventurerleichterung bei Vor-
räten aus Vereinfachungsgründen ein stl. Wahlrecht ein, selbstgewonnenes,
nicht zum Verkauf bestimmtes VV ebenso wie die stehende Ernte und das Feld-
inventar zu aktivieren (BMF v. 16.11.1993, BStBl. I 1993, 933; s. BFH v. 1.10.
1992 – IV R 97/91, BStBl. II 1993, 284, mwN; FG Sachsen-Anhalt v. 10.4.2003
– 3 K 467/01, nv., juris, rkr.; Meier, Inf. 2005, 106). Die Ausnahme wird damit
begründet, dass die Nichtbilanzierung durch die annähernd gleichbleibende Hö-
he der anzusetzenden Beträge zu Beginn und aE eines Wj. ohne Gewinnauswir-
kung bleibt (FG Meckl.-Vorp. v. 3.7.2002 – 1 K 25/99, EFG 2002, 1368, rkr.).
Weitere Ausnahmen:
E Keine Anwendung des Abs. 2 bei geringwertigen Wirtschaftsgütern des Vorratsvermögens?:
Nach Langel, StbJb. 1983/84, 210 (ebenso Biener, FS Moxter, 1994, 129), soll
für Stichtagsbestände an Büro- und Werbematerialien kein Ansatz erforderlich
sein (keine WG, Verbrauchsgüter, Buchführungsvereinfachung); selbst bei be-
jahter Ansatzpflicht sei der bei Unternehmensveräußerung angesetzte Wert und
damit der Teilwert erfahrungsgemäß gleich null; uE unzutreffend: Eine Bilanzie-
rung ist der Bewertung vorgeschaltet (ebenso im Ergebnis Werndl in KSM, § 6
Rn. B 543; dh., Büro- und Werbematerialien sind aktivierungspflichtige WG,
wenngleich ihr Teilwert mit null zu bewerten ist (vgl. zB Nachweise bei
Anm. 1025 „Ärztemuster“, „Werbemittel“).
E Nichtbeanstandungsgrenze: Zur Rationalisierung der stl. Bp. konnte früher nach
Anweisungen der FinVerw. beim VV von einer Nachaktivierung bis zu
3000 DM je Bilanzposten abgesehen werden (Koch, DStZ 1981, 293; BMF v.
4.12.1979, StEK AO 1977 § 194 Nr. 2 – Tz. 3.142). Dies wird uE nicht mehr ge-
währt (zB BP-Kartei Waren – Tz. I. 1.: Auch kleine Bestände sind aufzunehmen
mit Verweis auf BFH v. 26.8.1975 – VIII R 109/70, BStBl. II 1976, 210).
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III. Bewertungsgrundsätze für das Vorratsvermögen

1. Überblick über allgemeine Bewertungsregeln
Die Bewertung des Vorratsvermögens erfolgt gem. Abs. 1 Nr. 2 grds. mit den
primären Wertmaßstäben gem. Abs. 1 Nr. 2
– Anschaffungskosten ( s. Anm. 260–303) oder
– Herstellungskosten (s. Anm. 454–469)
wie in der HBil. (§§ 253 Abs. 1 Satz 1 iVm. 255 Abs. 1 Satz 1 HGB) und daher
als Form der materiellen Maßgeblichkeit (s. näher § 6 Anm. 46–50).
Als sekundärer Wertmaßstab (§ 10 BewG) ggf. Bewertung mit dem niedrige-
ren Teilwert (s. allg. Anm. 554–621, 767–772, 910).
Strenges Niederstwertprinzip: Welcher der hiernach ermittelten Werte im
Einzelfall anzusetzen ist, kann str. sein, wenn die Werte, welche aus primären
und sekundären Wertmaßstäben abgeleitet wurden, sich unterscheiden. Nach
dem handelsrechtl. Niederstwertprinzip ist wie folgt zu unterscheiden:
E Handelsrechtlich sind für das AV das gemilderte Niederstwertprinzip gem. § 253
Abs. 2 Satz 3 HGB und für das UV das strenge Niederstwertprinzip gem. § 253
Abs. 3 HGB zu beachten (s. Anm. 561–562).
E Steuerlich ist durch die Änderung des BilMoG eine Änderung der Maßgeblich-
keit eingetreten.
Rechtslage vor BilMoG: Bislang wurde von der hM unter Bezug auf den mate-
riellen und formellen Maßgeblichkeitsgedanken in § 5 Abs. 1 im Rahmen der stl.
Gewinnermittlung angenommen, dass sich das stl. Abwertungswahlrecht in
Abs. 1 Nr. 2 beim UV wegen des handelsrechtl. geltenden strengen Niederst-
wertprinzips (s. § 253 Abs. 3 HGB) zu einer Abwertungspflicht wandelte (so
auch R 6.8 Abs. 1 Satz 3 EStR; bestätigend insoweit BFH v. 5.5.2004 – XI R
43/03, BFH/NV 2005, 22; s. ausf. auch Anm. 562). Zur Rechtslage nach dem
StEntlG 1999/2000/2002 vgl. Jakobs/Lorbacher, GmbHR 1998, 1204.
Rechtslage nach BilMoG für Bilanzierende nach § 5 Abs. 1: Nach der Neu-
fassung des § 5 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 durch das BilMoG (s. Anm. 51 und § 5
Anm. 62) besteht str. nach der Auffassung der FinVerw. nunmehr ein selbstän-
dig ausübbares Wahlrecht nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 („… kann …“), einen nied-
rigeren Teilwert für Forderungen des AV und UV unter der Voraussetzung einer
voraussichtlich dauernde Wertminderung anzusetzen (vgl. BMF v. 12.3.2010,
BStBl. I 2010, 239 – Tz. 15; ebenso Herzig/Briesemeister, Ubg 2009, 159
[163]; Herzig/Briesemeister, DB 2010, 917; zur Kritik s. Anm. 51). Sofern die-
ser Spielraum in der StBil. ausgenutzt wird, fallen handelsrechtl. und stl. Wert-
ansatz zwangsläufig auseinander.

Zum Meinungsstand bezüglich der Reichweite des Maßgeblichkeitsgrundsatzes nach
§ 5 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 vgl. Anm. 51 u. § 5 Anm. 62 f. Daneben vgl. auch Velte,
StBp. 2011, 65; Ernsting, StbJb. 2010/2011, 219 (224); Hennrichs, StB 2009/2010,
261 (267); zur Steuerbilanzpolitik vgl. Dörfler/Adrian, Ubg 2009, 385 (390); Werth,
DStZ 2009, 508.

Rechtslage nach BilMoG für Bilanzierende nach § 4 Abs. 1: Das stl. Wahl-
recht nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 galt bislang bereits für originär nach § 141 Abs. 1
Satz 1 AO Buchführungspflichtige oder freiwillig buchführende Stpfl., da hierbei
Abs. 1 Satz 1 als einzelsteuergesetzliche Regelung die Pflichtanwendung der
§§ 238, 240 Abs. 1 und §§ 243-256 HGB gem. § 141 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 2 ver-
drängt (ebenso Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 577; Werndl in KSM, § 6 B 411,
§ 5 Rn. 37; R 6.8 Abs. 1 Satz 5 EStR; Drüen in Tipke/Kruse, § 141 AO
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§ 6 Anm. 968 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

Rn. 10–18: keine Anwendung der materiellen Maßgeblichkeit). Durch die Ände-
rung im Zuge des BilMoG hat sich dadurch nichts verändert. Vielmehr stimmen
die stl. Bewertungsvorschriften im Bereich der Vorratsbewertung im Hinblick
auf die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 und § 5 nunmehr nach Auffassung
der FinVerw. überein (str.).
Anwendung von materiellen Bewertungsregeln: Das VV wird daneben nach
den allg. für WG des UV geltenden Grundsätzen bewertet. Insbesondere gelten
– das Stichtagsprinzip (s. § 5 Anm. 210–210e),
– die Grundsätze der Einzelbewertung (s. § 5 Anm. 217–217a) und
– der Bewertungsstetigkeit (s. § 5 Anm. 214).
Sonstige materielle Bewertungsregeln: Für WG des Vorratsvermögens kom-
men neben der Einzelbewertung (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB) auch bestimmte
Wertermittlungsverfahren zur Bewertungsvereinfachung wie die Gruppen-
bewertung (vgl. § 240 Abs. 4 HGB; R 6.8 Abs. 4 EStR; s. Anm. 115–134), die
Durchschnittsbewertung (R. 6.4 Abs. 3 Satz 3 EStR; s. Anm. 135–142), die Fest-
wertbildung (§ 240 Abs. 3 HGB, H 6.4 „Festwert“ EStH; s. Anm. 145–173) und
uU die Lifo-Bewertung (§ 256 HGB, Abs. 1 Satz 1 Nr. 2a; s. Anm. 210, R 6.9
EStR, H 6.9 EStH) unter den dort genannten Voraussetzungen in Betracht (s.
Anm. 101), vgl. auch zur Fest- und Gruppenbewertung Winkeljohann/Kleins
in Beck-BilKomm. VIII. § 240 HGB Rn. 71–141. Während die Gruppenbewer-
tung primär eine Vereinfachung in Bezug auf die Aufstellung des Inventars dar-
stellt, kann diese ebenfalls als Bewertungsvereinfachung im Wege einer Grup-
pen-Durchschnittsbewertung verstanden werden (§ 256 Satz 2 HGB; ebenso R
6.4 Abs. 4 Satz 1 EStR; Winkeljohann/Klein in Beck-BilKomm. VIII. § 240
HGB Rn. 130). Im Gegensatz hierzu ist die Durchschnittsbewertung ein reines
Bewertungsverfahren als Schätzverfahren im Vergleich zur Einzelbewertung der
WG (s. Anm. 141). Zu Wertermittlungsmethoden als Vergünstigungen s.
Schneider, StuW 1996, 145.
Stichtagsprinzip wurde durch Modifikation im Wege des StEntlG
1999/2000/2002 durch das Merkmal „voraussichtlich dauernde Wertmin-
derung“ als Voraussetzung einer TW-Abschreibung weiter eingeschränkt (krit. s.
Paus, NWB 2000, 2447; Schön, FS Lang, 2010, 301). Die FinVerw. hat dabei im
Schreiben des BMF v. 25.2.2000 (BStBl. I 2000, 372) ihre Auffassung einer vo-
raussichtlich dauernden Wertminderung dargelegt, die im Schrifttum teilweise
heftig umstritten wird.

Hinweise zur Rechtsentstehung: Nach der Gesetzesbegründung zum StEntlG
1999/2000/2002 (BTDrucks. 14/23) soll die Gesetzesänderung den Ausschluss der
Teilwertabschreibung bezwecken mit Verweis darauf, dass sich die Besteuerung in ers-
ter Linie nach der Leistungsfähigkeit des Stpfl. richten müsse. Damit unvereinbar sei
dementsprechend das handelsrechtl. Imparitätsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) und
damit auch das Niederstwertprinzip (§ 253 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 HGB). Grundsätzlich
sei erst die Realisation des Verlusts stl. zu berücksichtigen. Die zuvor ergangene ein-
schlägige BFH-Rspr., die lediglich die Ausschaltung von Zufallskursen als am Bilanz-
stichtag bezweckte, erreichte damit den Gesetzgeber nicht.

Voraussichtlich dauernde Wertminderung: Hierunter versteht das BMF v.
25.2.2000 (BStBl. I 2000, 372 – Tz. 3) das voraussichtlich nachhaltige Absinken
des Werts des WG unter den maßgeblichen Buchwert; also nicht nur ein kurz-
fristiges, vorübergehendes Sinken des Börsen- oder Marktpreises bzw. der Ein-
kaufspreise. Dieses Tatbestandsmerkmal wird von der FinVerw. wiederum nach
den teilweise von der Rspr. entwickelten Grundsätzen (s.u.) ausgelegt. Das BMF
v. 25.2.2000 (BStBl. I 2000, 372 – Tz. 23) vertritt dabei folgende Auffassung:
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Hält die Minderung bis zum Zeitpunkt der Aufstellung der Bilanz oder dem vo-
rangehenden Verkaufs- oder Verbrauchszeitpunkt an, so ist die Wertminderung
voraussichtlich von Dauer. Zusätzliche Erkenntnisse bis zu diesen Zeitpunkten,
dh. innerhalb des Nachbetrachtungszeitraums, zu berücksichtigen. Allgemeine
Marktentwicklungen, zB Kursschwankungen von börsennotierten WG des UV,
sind zusätzliche Erkenntnisse und als solche in die Beurteilung einer voraus-
sichtlich dauernden Wertminderung der WG zum Bilanzstichtag einzubeziehen
(abl. für Wertpapiere Schlotter, BB 2011, 173).
Relevanz der Stetigkeit (§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB) könnte sich ergeben im Zu-
sammenhang mit der Frage, ob die TW-Abschreibung – unveränderte Verhält-
nissen vorausgesetzt – in den folgenden Jahren nachgeholt werden kann, wenn
in Ausübung des Wahlrechts nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 auf eine TW-Abschrei-
bung verzichtet wird. Die FinVerw. will hierbei prüfen, ob ggf. eine willkürliche
Gestaltung vorliegt (vgl. BMF v. 12.3.2010, BStBl. I 2010, 239 – Tz. 15). Dies
ist umstritten (verneinend Dörfler/Adrian, Ubg 2009, 385 [391]; Ernsting,
StbJb. 2010/2011, 219 [227] mwN; Gebert/Blasius, FR 2010, 408 [413]).
Einheitliche Bewertung für Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 und § 5:
Zusammenfassend gilt bzgl. der Voraussetzung einer Teilwertabschreibung im
Umlaufvermögen nach der Rechtslage BilMoG Folgendes:

Art der Gewinnermittlung Stpfl. nach § 5 Abs. 1 Stpfl. nach § 4 Abs. 1

Dauer der voraussichtl.
Wertminderung

dauernd nicht dauernd dauernd nicht dauernd

Abwertung
auf niedrige-
ren Teilwert

HBil. Pflicht Pflicht – –

StBil. Wahlrecht (str.) Verbot Wahlrecht Verbot

2. Ermittlungsmethoden für AHK und Teilwert
Die Ermittlungsmethoden für die primären und sekundären Wertmaßstäbe
(s. Anm. 970) sind vom Gesetz nicht vorgegeben. Einmal können die Wert-
maßstäbe
– progressiv, dh. ausgehend von den konkret angefallenen und individuell nach

dem Einzelbewertungsgrundsatz zugerechneten Kosten bzw. Aufwendungen
und durch anschließenden Aufschlag ermittelt werden, oder auch

– retrograd, dh. ausgehend von der geplanten Verwendungsmöglichkeit (ge-
planter Verkaufspreis) sein.

Diese Unterscheidung kann gleichzeitig auf AHK und Teilwert als Wertmaßstä-
be angewendet werden (s. Anm. 110–113, 973, 976 und 1004). Die für einzelne
Wertmaßstäbe von Vorräten anwendbaren Arten von Ermittlungen zeigt somit
die nachfolgende Übersicht, wobei die Vorräte nach Typengruppen in beschaff-
te und selbsterstellte Vorräte einerseits und absatzbestimmte und verwendungs-
bestimmte andererseits unterteilt werden.
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§ 6 Anm. 969–970 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

Wertmaßstäbe Beschaffte Vorräte Selbsterstellte Vorräte

absatzbestimmt verwendungs-
bestimmt

absatzbestimmt verwendungs-
bestimmt

AHK 1 AK-Ermittlung HK-Ermittlung

a) progressiv a) progressiv

b) retrograd b) retrograd

Teilwert 2a Wiederbeschaffungskosten-
Ermittlung

Wiederherstellungskosten-
Ermittlung

a) progressiv a) progressiv

b) retrograd b) retrograd

2b Verkaufswert-
deckungsrech-
nung

Ermittlung der
Verwendungs-
wertminderung

Verkaufswert-
deckungsrech-
nung

Ermittlung der
Verwendungs-
wertminderung

a) progressiv a) progressiv

b) retrograd b) retrograd

2c Ermittlung des
Mindestwerts

Ermittlung des
Mindestwerts

3. Teilwertabschreibung (Abschreibung)
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 verlangt neben der Ermittlung des AHK die Ermittlung bzw.
Ableitung eines Teilwerts als niedrigeren Wert. Bei der Ableitung dieses Werts
ist insoweit die Frage nach der Bestimmung
– der relevanten Wertverhältnisse sowie
– des vorrangig anzusetzenden (Teil-)Werts bei Vorhandensein verschiedener

Teil-Werte (zum Problem der Teilwert-Bestimmung s. auch Anm. 582) von
Bedeutung.

Bestimmung der relevanten Wertverhältnisse für den Teilwert: Bei der Fra-
ge der Ableitung der (Vergleichs-)Wertmaßstäbe stellt sich das Problem, welche
Wertverhältnisse einer Bewertung zum niedrigeren Teilwert iSd. Abs. 1 Nr. 2 zu-
grunde gelegt werden müssen:
E Handelsrechtlich hat sich dabei im Lauf der Jahre in Schrifttum und Praxis eine
differenzierte Handhabung der einzelnen WG des Vorratsvermögens entwickelt
(vgl. Brösel/Olbrich in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 253 HGB Rn. 638;
Kozikoswki/Roscher in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB Rn. 516 f.; Marten/
Köhler, DB 2001, 2522 f.; Wehrheim in Beck-HdR, B 164 Rn. 121). Danach
gilt die
1. beschaffungsmarktorientierte Bewertung für

– – Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und
– – unfertige und fertige Erzeugnisse, soweit auch Fremdbezug möglich wä-

re;
2. absatzmarktorientierte Bewertung für

– – unfertige und fertige Erzeugnisse und
– – Überbestände an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen;

3. beschaffungs- und absatzmarktorientierte Bewertung (= doppelte Maßgeb-
lichkeit) für

970
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– – Handelswaren und
– – Überbestände an fertigen und unfertigen Erzeugnissen.

E Steuerlich wurden diese Regeln als GoB anerkannt und mit wenigen Abwei-
chungen übernommen (vgl. Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuer-
recht, 9. Aufl. 1993, § 5 V 3a und b; Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 252).
p Wie im Handelsrecht ist auch steuerlich grds. der niedrigere Wert anzusetzen (s.

Anm. 618 f.), der sich nach den Berechnungsweisen 2a und 2b (s. Tabelle in
Anm. 969) ergibt, (glA Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 252; Euler, ZfbF
1991, 191 [209 f.]). Hierin sieht man keinen Verstoß gegen das Stichtagsprin-
zip (ähnl. Beisse, FS Moxter, 1994, 19; aA Kessler, DStR 1994, 1289). Das
folgt ebenfalls aus der für die Teilwertermittlung maßgeblichen Bewertungs-
fiktion des gedachten Erwerbers, der nur den niedrigeren Wert zwischen Re-
produktions- und Verwendungs- bzw. Absatzwert vergüten würde (s.
Anm. 614–616). Hierbei sind jedoch nachstehende Nuancen – abhängig von
der Art des bilanzierten WG – zu beachten.

p Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe: Hierbei soll prinzipiell der Teilwert aus den nach-
haltig gesunkenen Wiederbeschaffungskosten, die aus Börsen- oder Markt-
preisen des Beschaffungsmarktes der jeweiligen Unternehmensstufe abzulei-
ten sind, als Anhaltspunkt für die sekundäre Bewertung herangezogen
werden (H 6.7 „Teilwertvermutungen“ Nr. 4 EStH und H 6.7 „Schätzung“
EStH: Einzelveräußerungspreis als wertmäßige Untergrenze nach BFH v.
25.8.1983 – IV R 218/80, BStBl. II 1984, 33); ebenso Euler, ZfbF 1991, 191
[209]: mangels Objektivierbarkeit des zurechenbaren Aufwandsüberschusses).
Daneben soll, wie bei anderen Vorratsgütern, der niedrigere Teilwert aus den
späteren Absatzpreisen abzuleiten sein (Leffson, Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung, 7. Aufl. 1987, 423; ebenso Euler, ZfbF 1991, 191; ein-
schränkend Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 252, 262 bei Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffen, die nicht zum Verkauf bestimmt sind, sowie bei Neben-
geschäften und Fällen von Verlustprodukten).

p Eigenerzeugnisse (fertige und unfertige Erzeugnisse und Leistungen): Bei unfer-
tigen Erzeugnissen wird als Teilwert der Betrag vermutet, der zur Wiederbe-
schaffung erforderlich ist (H 6.7 „Teilwertvermutungen“ Nr. 4 EStH). Bei
nicht gängigen selbsterstellten Erzeugnissen ist dies der Wiederherstellungs-
wert, der im Rahmen der zulässigen Grenzen für die HK ermittelt werden
kann, und zwar retrograd oder progressiv (s. Anm. 615). Anzusetzen sind die
Selbstkosten als Vollkosten. Dieser sog. Reproduktionswert kann unter den
ursprünglichen Kosten liegen, wenn die Kosten nachhaltig gesunken sind
(BFH v. 14.2.1956 – I 239/54 U, BStBl. III 1956, 102; v. 9.9.1986 – VIII R
20/85, BFH/NV 1987, 442; zu sinkenden Rohstoffpreisen s. BFH v. 17.7.
1956 – I 292/55 U, BStBl. III 1956, 379). Aber auch aus gesunkenen Ver-
kaufspreisen lassen sich Abschreibungsgrenzen gewinnen, um die fertigen Er-
zeugnisse mit dem Teilwert anzusetzen (sog. retrograde Wertermittlung; s. H
6.8 „retrograde Bewertungsmethode“ EStH). Dementsprechend bestimmt
der Absatzmarkt den Teilwert für solche WG, die zur Veräußerung bestimmt
sind (vgl. Werndl in KSM, § 6 Rn. B 548 f.). Ob die doppelte Maßgeblichkeit
auch für Überbestände von fertigen und unfertigen Erzeugnissen gilt, ist stl.
noch nicht geklärt (s. zur handelsrechtl. Diskussion Wehrheim in Beck-HdR,
B 164 Rn. 115). Aus dem Teilwertbegriff als Verlustantizipationsmaßstab
dürfte ebenfalls eine Absatzmarktorientierung folgen.
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§ 6 Anm. 970–971 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

p Handelswaren: Bei Handelswaren als klassischem Fall der doppelten Maßgeb-
lichkeit ist eine Orientierung am Absatz- und Beschaffungsmarkt sinnvoll
(vgl. BFH v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35; H 6.7 „Teilwert-
vermutungen“ Nr. 4 EStH; ebensoWerndl in KSM, § 6 Rn. B 548). Zur Dis-
kussion im Handelsrecht vgl. Wehrheim in Beck-HdR, B 164 Rn. 115. Eine
weitergehende Abwertung bei Überständen an Handelswaren bedarf es nicht,
da die Wertminderungen implizit in der verlustfreien Bewertung enthalten ist
(ebenso für das Handelsrecht vgl. Brösel/Olbrich/Zündorf in Küting/
Pfitzer/Weber HdR V. § 253 HGB Rn. 661). Zur Teilwertbewertung s.
Anm. 1010.

p Nicht zum Absatz bestimmte Wirtschaftsgüter wie Ärztemuster sind jedoch weiter-
hin reproduktionsorientiert zu bewerten, dh. mit den HK oder den niedrige-
ren Reproduktionskosten als Teilwert (ebenso Werndl in KSM, § 6 Rn. B
549 aE; s. Anm. 1025 „Ärztemuster“).

Hinsichtlich der hier vertretenen Auffassung erfolgt die Teilwertermittlung bei
den einzelnen WG des Vorratsvermögens, sofern nicht Sonderfälle gegeben
sind, anhand folgender Marktverhältnisse und Wertmaßstäbe:

Art des Vorrats-
vermögens

Marktbewertung Maßstab für Teilwert

Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe

a) Externer Beschaffungsmarkt (grds.) Wiederbeschaffungskosten

b) Absatzmarkt (Ausn.) Netto-Veräußerungserlös

Unfertige
Erzeugnisse und
Leistungen

a) Interner Beschaffungsmarkt Wiederherstellungskosten

b) Absatzmarkt Netto-Veräußerungserlös

Fertige Erzeug-
nisse, Waren

a) Interner und externer Beschaffungs-
markt

Wiederherstellungskosten

b) Absatzmarkt Netto-Veräußerungserlös

Herleitung des Wertansatzes/Bewertungshierarchie: Nach Ableitung der
relevanten Wertverhältnisse ist die konkrete Bewertung (Bepreisung) für das ein-
zelne WG bzw. Gruppe von WG – bei Gruppenbewertung – des VV durch-
zuführen. Hierbei ist fraglich, welcher Wertansatz auf Basis der relevanten Wert-
verhältnisse anzusetzen ist, wenn hiervon mehrere zur Verfügung stehen. Es
geht daher um das Verhältnis von internen Wertermittlungen zu extern verfüg-
baren Marktpreisen im Hinblick auf den stl. Wertansatz. Der handelsrechtl. Vor-
rang der Marktpreisbewertung (vgl. § 253 Abs. 4 HGB) wird uE auch stl. als
GoB zu übernehmen sein. Sofern sich kein Markt-/Börsenpreis – auch nicht
aus solchen indirekt – ableiten bzw. feststellen lässt, ist auf interne Ermittlungen
des Wertansatzes zurückzugreifen. Dies dürfte insbes. bei individuell gefertigten
Produkten der Fall sein, für die sich kein vergleichbarer Marktpreis unmittelbar
ermitteln lässt. Zur Ableitung des Teilwerts bei unzureichenden Verkaufserlösen
s. Anm. 1013.

4. Teilwert-Zuschreibung (Wertaufholung)
Teilwertzuschreibung nach erfolgter Teilwertabschreibung: Durch die Än-
derung des BilMoG wurde Abs. 1 Nr. 2 von der HBil. entkoppelt und bei Ge-
winnermittlern nach § 5 zu einem stl. Wahlrecht umgestaltet. Eine Abwertung
auf den niedrigeren Teilwert ist nunmehr – wie auch schon bisher für § 4
Abs. 1-Gewinnermittler – nicht mehr zwingend notwendig, auch wenn eine vo-
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raussichtlich dauernde Wertminderung (vgl. auch BMF v. 25.2.2000, BStBl. I
2000, 372; Cattelaens, DB 1999, 1185 ff.) vorliegt. Es ist dementsprechend für
die Anwendung der Teilwert-Zuschreibungspflicht gem. Abs. 1 Nr. 2 Satz 3
iVm. Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 entscheidend, ob zuvor eine Teilwertabschreibung er-
folgt ist. Nur in diesem Fall greift die Zuschreibungspflicht ein, sofern nicht der
Nachweis eines niedrigeren Teilwertansatzes durch den Stpfl. gelingt.
Die folgende Tabelle fasst die seit dem StEntlG 1999/2000/2002 unverändert
geltende Rechtslage im Hinblick auf die Teilwertzuschreibung synoptisch zu-
sammen. Insgesamt zeigt sich, dass ein strikter „Bewertungsvorbehalt“ mit der
Folge einer für alle Stpfl. geltenden Zuschreibungspflicht, sofern zuvor eine
TW-Abschreibung erfolgt ist, greift:

Art der Gewinnermittlung Stpfl. nach § 5 Abs. 1 Stpfl. nach § 4 Abs. 1

Dauer der Werterholung dauernd nicht dauernd dauernd nicht dauernd

Zuschreibung auf
höheren Teilwert

HBil. Pflicht Pflicht – –

StBil. Pflicht Pflicht Pflicht Pflicht

IV. Bewertung mit Anschaffungskosten

1. Begriff und Anwendungsbereich
Begriff der Anschaffungskosten: Zurückgegriffen wird auf die Begriffs-
bestimmung durch das Handelsrecht (§ 255 Abs. 1 Satz 1 HGB, s. Anm. 271;
ebenso BFH v. 24.8.1995 – IV R 27/94, BStBl. II 1995, 895); zu den AK allg. s.
Anm. 260–269.
Anschaffungskosten als Bewertungsmaßstab für Vorräte kommen idR nur
bei Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, fremdbezogenen Bauteilen und Waren in
Frage, die im Rahmen eines Anschaffungsvorgangs erworben wurden. Die AK
umfassen idR den Anschaffungspreis zzgl. ANK sowie ggf. später entstandene
nachträgliche AK, soweit sie der WG einzeln zugeordnet werden können und
sind um die sog. AK-Minderungen zu kürzen (vgl. BFH v. 21.1.1999 – IV R
27/97, BStBl. II 1999, 638; s. Anm. 284 ff.). Insofern unterscheiden sie sich von
den HK dadurch, dass keine Gemeinkosten einbezogen werden (s. Anm. 277;
zu Ermittlungsverfahren der AK s. Anm. 973 mwN).
Beginn der Anschaffung: Siehe Anm. 274; s. auch Anm. 974 „Lagerkosten“.
Nicht zu den Anschaffungskosten gehören bei Vorräten insbes.
E Gemeinkosten der Beschaffung (stRspr.: RFH v. 4.2.1939, RStBl. 1939, 321; BFH
v. 26.1.1960 – I D 1/58 S, BStBl. III 1960, 191; v. 31.7.1967 – I 219/63,
BStBl. II 1968, 22; v. 13.4.1988 – I R 104/86, BStBl. II 1988, 892; H 6.2 „Ge-
meinkosten“ EStH; zust. Siegel, FS Baetge, 2007, 601); bedeutsam ist dabei die
Abgrenzung zu den aktivierungsfähigen bzw. -pflichtigen (Einzel-)Nebenkosten
der Anschaffung: es sind daher als Abgrenzungskriterium nur solche Aufwen-
dungen als zurechenbar zu behandeln, die sich zweifelsfrei, ohne ihre Maßein-
heiten (Menge oder Preis) zu schätzen, den einzelnen WG direkt zuordnen las-
sen (BFH v. 31.7.1967 – 1219/63, BStBl. II 1968, 22);
p Abgrenzung: Das Einbeziehungsverbot gilt nicht für Gemeinausgaben, dh. für

solche Ausgaben, die im Rahmen der Anschaffung von mehreren WG anfal-
len wie Transportkosten (vgl. auch Anm. 277 und 292).
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E Reisekosten des Warenbeschaffungsbereichs (BFH v. 24.2.1972 – IV R 4/68,
BStBl. II 1972, 422); jedoch dann AK, wenn dem zu erwerbenden WG direkt
zurechenbar (s.u.);
E nach der Anschaffung anfallende Aufwendungen, die nicht der Bereitstellung zum
Verbrauch bzw. zur Veräußerung dienen;
E Aufwendungen, die der Vorbereitung der Veräußerung dienen, zB für die Versendung
nach auswärtigem Lager;
E Aufwendungen für die Finanzierung sowie allgemeine Geldbeschaffung (BFH v. 24.5.
1968 – VI R 6/67, BStBl. II 1968, 574; für HK H 6.3 „Geldbeschaffungskos-
ten“ EStH); ausnahmsweise können auch AK vorliegen (s.u.);
E Anzahlungen für gekaufte Ware (glA für HK BFH v. 4.7.1990 – GrS 1/89,
BStBl. II 1990, 830).
Nebenkosten der Anschaffung der Vorräte gehören ebenfalls zu den AK, so-
weit sie dem WG einzeln zugeordnet werden können (§ 255 Abs. 1 Satz 2 HGB;
H 6.2 „Nebenkosten“ EStH; s. Anm. 292). Auch dieser Begriff ist in Erman-
gelung einer abweichenden Definition anhand des Handelsrechts auszulegen
(stRspr. zuletzt BFH v. 19.12.2000 – IX/R 100/97, BFH/NV 2001, 699). Es gilt
zu beachten, dass es sich dabei um Aufwendungen handeln muss, die in einem
wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Anschaffung stehen, insbes. zwangs-
läufig mit der Anschaffung anfallen (BFH v. 17.10.2001 – I R 32/00, BStBl. II
2002, 349). Nicht ausreichend ist demnach ein bloßer kausaler Zusammenhang
(ebenso Ordelheide, FS Felix, 1989, 223 [225]; so aber noch BFH v. 6.2.1987 –
III R 203/83, BStBl. II 1987, 423). Dies ist uE zutreffend, da die Begr. von Ne-
benkosten mittels Kausalität anderenfalls ausufern könnte. Die wirtschaftliche
Betrachtung ist daher zweckentsprechend, jedoch nicht vollständig objektivier-
bar. Beim VV kommen vor allem die Aufwendungen für Transport, Versiche-
rung, Verpackung, Zoll und Vermittlung in Betracht, jedoch nur insoweit, als es
sich um direkt zurechenbare Aufwendungen (Einzelkosten) handelt (s.o.; BFH
v. 31.7.1967 – I 219/63, BStBl. II 1968, 22; v. 24.5.1968 – VI R 6/67, BStBl. II
1968, 574; v. 24.2.1972 – IV R 4/68, BStBl. II 1972, 422). Sie können nur akti-
viert werden, wenn auch die Anschaffungs(haupt)kosten aktiviert werden kön-
nen (H 6.2 „Nebenkosten“ EStH; BFH v. 19.6.1997 – IV R 16/95, BStBl. II
1997, 808). Zu Einzelfragen s. die Hinweise in Anm. 284 und 292–296; zur Pau-
schalierung s.u.
Nicht zu den Anschaffungsnebenkosten gehören bei Vorräten insbes.:
E Kosten der Rechtsverteidigung nach erlangter Verfügungsmacht (arg.: Anschaffungsvor-
gang ist mit Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht abgeschlossen);
ebenso Kosten für die Zwischenlagerung von Gegenständen nach erlangter Ver-
fügungsmacht;
E Kosten für die Qualitätskontrolle, sofern die Risiken von Qualitätsmängeln auf-
grund von Vereinbarungen im Kaufvertrag ausschließlich beim Käufer liegen
(anders aber, wenn die Qualitätskontrolle im Wesentlichen die Funktion hat
festzustellen, ob die im Kaufvertrag zugesicherten Eigenschaften des gekauften
WG vorliegen; vgl. Wohlgemuth/Radde in Beck-HdR, B 162 Rn. 24);
E Lagerkosten ab dem Zeitpunkt der endgültigen Einlagerung (vgl. instruktiv hierzu
BFH v. 31.7.1967 – I 219/63, BStBl. II 1968, 22). Erfassungsschwierigkeiten er-
geben sich dabei hinsichtlich der Kosten für die Warenverteilung durch Verteil-
lager in Handelsunterunternehmen (ebenso Saure, StBp. 2007, 48). Entschei-
dend für die Abgrenzung von als ANK zu erfassender Aufwand vom
sofortabziehbaren Aufwand ist das Merkmal der Betriebsbereitschaft innerhalb
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des AK-Begriffs (s. Anm. 276). Nach der Lesart des BFH v. 31.7.1967 (I
219/63, BStBl. II 1968, 22) ist eine betriebsindividuelle Betrachtung anzustellen.
In diesem Sinne ist dieses Merkmal iS erstmaliger Verkaufsfähigkeit zu sehen
(ebenso Saure, StBp. 2007, 48). Somit sind alle Kosten (Lager-/Transportkos-
ten), die zur Zwischenlagerung/-verteilung und Überbrückung der räumlichen
Distanz zwischen Zentrallager und Filiale anfallen, iwS ANK iSd. § 255 Abs. 2
HGB.
Anschaffungskostenminderungen: Siehe Anm. 289 „Preisnachlässe“.
E Keine Anschaffungskostenminderungen sind:
p Verkaufsrabatt (bei der Bewertung von Anlagevermögen, BFH v. 15.5.1963 – I

69/62 U, BStBl. III 1963, 503);
p Genossenschaftliche Warenrückvergütung (BFH v. 14.4.1984 – IV R 112/81,

BStBl. II 1984, 554: insoweit kein Preisnachlass, sondern Rückvergütung ge-
sellschaftsrechtl. Natur an die Genossen); ähnlich für Beiträge an Erdölbevor-
ratungsverband (EVB-Beiträge, BFH v. 17.10.2001 – I R 32/00, BStBl. II
2002, 349).

Zeitpunkt der Beendigung der Anschaffung: Siehe Anm. 276 aE.

2. Ermittlung der Anschaffungskosten
Ermittlungsmethoden unterschiedlicher Art bestehen bei Waren in Form der
– progressiven und
– retrograden Methode.
Siehe auch Anm. 110 und 969.
Statt des üblichen, vom Anschaffungspreis über ANK und AK-Minderungen zu
den AK fortschreitenden Berechnungsgangs (progressives Verfahren, s.
Anm. 284) können die AK bei Waren auch nach der retrograden Methode (sog.
Verkaufswertverfahren; zur retrograden Teilwertermittlung s. auch Anm. 1011)
ermittelt werden (vgl. BFH v. 29.11.1960 – I 137/59 U, BStBl. III 1961, 154; H
6.8 EStH; s. auch Köhler, StBp. 2008, 220; Beckmann, BBK 2003, 969; aA
Mathiak, FS Raupach, 1984, 111: nur progressive Ermittlung), dies allerdings
nur unter dem Umstand, dass sich feste Rohgewinnsätze ohne Schätzungsfehler
feststellen lassen (vgl. RFH v. 10.8.1938, RStBl. 1938, 888; BFH v. 29.11.1960 –
I 137/59 U, BStBl. III 1961, 154). Zum Verkaufswertverfahren bei Zwangsver-
steigerungen s. Kessler, DStR 1995, 839.
Bestandteile der retrograden Bewertung:
E Verkaufspreise als Ausgangspunkt der AK sind die ausgezeichneten Verkaufs-
preise abzgl. USt. (§ 9b Abs. 1).
E Rohgewinnaufschlag entsprechend dem Rohgewinnabschlag gem. Preiskalkulati-
on (Handelsspanne; hierzu Jebens, sj. 2009, 29 [32]) sowie abzgl. Erlösschmäle-
rungen (zB beim Einkauf in Anspruch genommene Preisnachlässe). Dieses Ver-
fahren wird von der FinVerw. nicht beanstandet. Bei unterschiedlichen
Rohgewinnaufschlägen je Artikelgruppe müssen auch unterschiedliche Rohge-
winnabschläge nach Gruppe gleichartiger WG zur Anwendung kommen. Die
Anschaffungspreisnachlässe und die ANK können dabei auch durch auf den
Wareneingang bezogene Prozentsätze von den retrograd ermittelten AK abge-
zogen bzw. ihnen hinzuaddiert werden (Groh, DB 1985, 1245; Köhler, StBp.
1986, 205 [207 f.]). Bei sich im Zeitablauf verändernden Aufschlagssätzen (bei
sich veränderten Markt-/Preis-/Konkurrenzverhältnissen der Regelfall) dürfen
nicht die ursprünglichen zur Zeit der Anschaffung, sondern abgeleitet aus dem
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Stichtagsprinzip die am Bilanzstichtag für die WG-Gruppe geltenden Auf- bzw.
Abschlagssätze Anwendung finden (glA Groh, DB 1985, 1245 [1246]; Derz,
DB 1981, 1632).
Relevanz von Preisherabsetzungen: Problematisch ist die Anwendung des
Verkaufswertverfahrens zur AK-Ermittlung bei nicht von vornherein kalkulier-
ten Preisherabsetzungen (BFH v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35);
fraglich ist hier insbes., ob ein der ursprünglich kalkulierten (vorkalkulierten)
oder der tatsächlich am Bilanzstichtag erzielbaren Spanne entsprechender Ab-
schlag vom Verkaufspreis erfolgen soll (für Anwendung der kalkulierten Han-
delsspanne: Kallweit, BB 1985, 370; ebenso Jebens, sj. 2009, 29 [32]). Werden
daher die AK ermittelt, müssen die AK durch Rückrechnung mit der vorkalku-
lierten Rohertragsspanne aus den ausgezeichneten Verkaufspreisen ermittelt
werden (s. Jebens, sj. 2009, 29 [32]). Zum richtigen Ergebnis kommt es daher,
wenn Preisherabsetzungen unberücksichtigt bleiben (zB dem Aufnahmewert
der ausgezeichneten Preise wieder hinzuaddiert werden) und wenn hiervon die
kalkulierte Eingangsspanne abgesetzt wird (Groh, DB 1985, 1245 [1248]).
Abgrenzung zur Teilwertermittlung: Die AK-Ermittlung ist insbes. vom
Prinzip der verlustfreien Bewertung abzugrenzen. Zur Verlustberücksichtigung
steht nämlich nicht die AK-Ermittlung, sondern die Teilwertabschreibung zur
Verfügung (s. zur Grundidee verlustfreier Bewertung auch Kessler, DStR 1995,
839 [840]). Weil nachträgliche Preisherabsetzungen und Reduktionen der Han-
delsspanne ineinander überführbar sind, wären bei Reduktion der Handelsspan-
ne verdeckte Teilwertansätze, die ebenfalls retrograd (s. Anm. 1012) ermittelt
werden, die Folge.
Nach den Folgerungen des BFH (v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984,
35) bedarf es, falls der kalkulierte Aufschlag höher war als der tatsächliche Roh-
gewinnaufschlag, einer gesonderten Berechnung, um festzustellen, inwieweit der
durch Preisherabsetzungen ermäßigte Verkaufspreis (erwartete Erlös) die AK
und den (tatsächlichen) Rohgewinnaufschlag, der sich aus dem Jahresabschluss
ergibt, deckt und in Höhe des Fehlbetrages eine TW-Abschreibung vorzuneh-
men ist (s. das Beispiel in Jebens, sj. 2009, 29).
Gruppenbewertung: Nur WG, die annähernd gleichwertig sind, dh. deren Ver-
kaufspreise nur geringfügig voneinander abweichen, können zu Bewertungs-
gruppen zusammengefasst werden (§ 240 Abs. 4 HGB iVm. § 256 Satz 2 HGB).
Bei erheblichen Preisunterschieden der WG müssen daher für die Anwendung
der retrograden AK-Ermittlung differenzierte WG-Gruppen gebildet werden,
für die dann auch differenzierte Spannen-Abschläge gelten (glA Liepelt, StBp.
1985, 37 [38]; für aufschlagdifferenzierte Bestandsaufnahme bei Mischkalkulati-
on auch Wittorff, StBp. 1984, 226, mit Beispielen). Zu Einzelheiten der Vor-
ratsbewertung im Lebensmitteleinzelhandel s. auch Derz, DB 1981, 1632.
Einbeziehung/Pauschalierung der Anschaffungsnebenkosten: Die ANK
sind grds. einbeziehungspflichtig (s. Anm. 277 und 292). Ausnahmsweise, dh.
wenn sie im Verhältnis zu den Anschaffungs(haupt)kosten als geringfügig be-
trachtet werden können, kann darauf aus Wesentlichkeitsgesichtspunkten ver-
zichtet werden. Ebenso kann ihre Einbeziehung entfallen, soweit ihre Ermitt-
lung nur mit ungewöhnlich hohem Arbeitsaufwand zu bewerkstelligen ist und
dies in etwa zum gleichen Ergebnis wie bei direkt zurechenbaren Kosten führen
würde (ebenso Knop/Küting/Ellmann/Scharpf/Schaber/Märkl in Küting/
Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB Rn. 34; ADS VI. § 255 HGB Rn. 21;
Wohlgemuth/Radde in Beck-HdR, B 162 Rn. 93; Grottel/Gadek in Beck-Bil-
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Komm. VIII. § 255 HGB Rn. 202; dies müsste wegen der allgemeinen Geltung
handelsrechtl. GoB auch stl. gelten; zust. Werndl in KSM, § 6 Rn. B 544).
Ermessen des Steuerpflichtigen: In der Ermittlungsweise der AK der Vorräte
ist der Stpfl. grds. frei, sofern das gewählte Verfahren sicherstellt, dass – unter
Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit der Bilanzierung und Inventarerstellung
– tatsächliche AK festgestellt werden und die Vorgehensweise nachprüfbar ist
(ähnlich BFH v. 29.4.1965 – VI 262/64 U, BStBl. III 1965, 448). Auf die abga-
benrechtl. bestehenden Aufzeichnungspflichten gem. § 143 AO sei an dieser
Stelle hingewiesen.

3. Besondere Anwendungsfälle der Anschaffungskosten bei Vorräten

Angemessenheit: Siehe „Unangemessenheit“.
Anschaffungskostenminderungen (s. Anm. 289) für den Erwerb von WG des
Vorratsvermögens sind von den AK abzusetzen (§ 255 Abs. 1 Satz 3 HGB). Sie
sind nur von den AK abzusetzen, sobald sie tatsächlich eingetreten sind; s. auch
„Bonus“. Zur Behandlung von erhaltenen Konventionalstrafen s. „Konventio-
nalstrafe“.
Anschaffungsnebenkosten: Siehe Anm. 293 und 972. Beispiele: Transportkos-
ten, Kosten des Umladens, Kosten des Einlagerns zum Beschaffungsbereich
(BFH v. 14.11.1985 – IV R 170/83, BStBl. II 1986, 60).
Anzahlungen auf Vorräte sind zu aktivieren, da auch die anzuschaffenden WG
des Vorratsvermögens zu bilanzieren sind (§ 266 Abs. 2 B. I. 4. HGB; bereits
ohne Rücksicht auf die Aktivierungsfähigkeit des angeschafften WG bei Dienst-
leistungen vgl. BFH v. 4.8.1976 – I R 145/74, BStBl. II 1976, 675). Die Bewer-
tung erfolgt in Höhe des Anzahlungsbetrags als AK iSd. § 255 Abs. 1 HGB; mit
den Anzahlungen geleistete USt. ist nach § 9b Abs. 1 nur insoweit zu aktivieren,
als kein Vorsteuerabzug möglich ist. Soweit die Lfg. des WG durch den Liefe-
ranten konkursbedingt ausfällt, zählen solche Aufwendungen zu den BA, da es
insoweit an einer Vermögensumschichtung fehlt (glA für HK BFH v. 4.7.1990
– GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830).
Besichtigungskosten sind ANK des Erwerbs, soweit diese vor einer grds. ge-
fassten Erwerbsentscheidung entstehen und lediglich eine Maßnahme zur Vor-
bereitung einer bereits bestimmten, aber erst später zu treffenden Erwerbsent-
scheidung darstellt; s. auch BFH v. 27.3.2007 – VIII R 62/05, BStBl. II 2010,
159.
Betriebsbereitschaftskosten sind unstreitig AK; s. Anm. 276; vgl. BFH v. 1.4.
1981 – I R 27/79, BStBl. II 1981, 660; v. 13.4.1988 – I R 104/86, BStBl. II 1988,
892; s. auch „Lagerkosten“ bzw. „Qualitätskontrollkosten“.
Bonus: Wird er tatsächlich gewährt, führt er zu einer nachträglichen Minderung
der AK für das erworbene WG (glA für Skonti BFH v. 31.7.1970 – IV R
216/67, BStBl. II 1971, 323).
Branntweinsteuer: AK für Monopolsprit, BFH v. 5.5.1983 – IV R 18/80,
BStBl. II 1983, 559.
Eingegangene Ware ist gem. dem Sollprinzip mit dem vertraglich geschulde-
ten Entgelt zu bewerten. AK-Minderungen sind erst bei tatsächlichem Eintritt
zu berücksichtigen; s. auch „Bonus“ bzw. „Skonti“.
Ende der Anschaffung: Siehe Anm. 264. Alle Ausgaben, die bis zur Betriebs-
bereitschaft anfallen (s. Anm. 276), sind in die AK einzubeziehen. Hierzu zählen
bei Roh-, Hilfs-, Betriebsstoffen und Waren jedoch keine Lagerkosten mehr,
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wenn die Betriebsbereitschaft erreicht ist. Wird der Gegenstand direkt in die ver-
arbeitende Kostenstelle geliefert, endet der Beschaffungsvorgang mit der Anlie-
ferung; s. für HK BFH v. 29.3.1976 – III R 171/72, BStBl. II 1976, 409, betr.
Lfg. von Fertigerzeugnissen in eine Verkaufsfiliale; s. auch „Lagerkosten“ bzw.
„Prozesskosten“.
Finanzierungskosten gehören grds. nicht zu den AK, sondern zu den sofort
abziehbaren Geldbeschaffungskosten (s. Anm. 299 mwN; BFH v. 13.10.1983 –
IV R 160/78, BStBl. II 1984, 101).
Fremdwährung: Siehe Anm. 286. Evtl. beim Umtausch in fremde Währung an-
fallende Bankgebühren stellen ANK dar.
Grundstück: Säumniszuschläge zur GrESt. rechnen zu den AK des Grund-
stücks (BFH v. 14.1.1992 – IX R 226/87, BStBl. II 1992, 464). Aussetzungszin-
sen für die GrESt. stellen hingegen keine AK für das erworbene WG dar (BFH
v. 25.7.1995 – IX R 38/93, BStBl. II 1995, 853); s. ferner „Vermittlungsprovisi-
on“.
Kalkulatorische Kosten sind keine ausgabewirksamen Aufwendungen iSd.
§ 255 Abs. 1 HGB und führen daher nicht zu AK (glA für HK BFH v. 30.6.
1955 – IV 695/54 U, BStBl. III 1955, 238); Beispiele: kalkulatorische Zinsen für
Eigenkapital (s. Anm. 299), Wert der eigenen Arbeitsleistung nach einem fikti-
ven Unternehmerlohn (BFH v. 10.5.1995 – IX R 73/91, BStBl. II 1995, 713); s.
aber „Tätigkeitsvergütungen“.
Konventionalstrafe als Folge der Vertragsverletzung (zB Lieferverzug) führt
nur dann zu Anschaffungskostenminderungen, wenn aufgrund der Vertragsver-
letzung beim Erwerber keine Ergebnisbelastungen eingetreten sind; übersteigt
die Vertragsstrafe die entstandenen Aufwendungen oder Ertragseinbußen, ist sie
insoweit als AK-Minderung zu behandeln, da sich die erbrachte Gegenleistung
entsprechend reduziert hat (vgl. Wohlgemuth/Radde in Beck HdR, B 162
Rn. 87; aA Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB
Rn. 117: ohne Einfluss auf Anschaffungsvorgang, daher sofort erfolgswirksame
Erfassung).
Lagerkosten sind bei Gegenständen des Vorratsvermögens ab dem Zeitpunkt
der Aufnahme in das Materiallager nicht zu den AK für die erworbenen WG zu
rechnen, da der Anschaffungsvorgang insoweit abgeschlossen ist (vgl. ähnlich
Grottel/Gadek in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 201). Ausnahme: es
handelt sich um Kosten für die Zwischenlagerung von Gegenständen (BFH v.
31.7.1967 – I 219/63, BStBl. II 1968, 22). Nicht einbeziehungsfähig sind auch
ggf. anfallende Kosten der späteren Verbringung von einem Rohstofflager in
ein Produktionslager.
Meistgebot: Siehe „Zwangsversteigerung“.
Mitgliedsbeiträge zum Erdölbevorratungsverband sind keine AK für die er-
worbenen Erdölerzeugnisse, da sie wirtschaftlich nicht dem (einzelnen) An-
schaffungsvorgang zugeordnet werden können; s. auch Anm. 292.
Negative Anschaffungskosten sind in der StBil. nicht darstellbar (BFH v.
12.4.1999 – IX B 25/99, BStBl. II 1999, 647).
Optionen stellen begrifflich das selbständiges Recht dar, ein WG zu einem im
Voraus festgelegten Basispreis zu erwerben (Call-Option; vgl. auch IdW BFA 6,
IDW FN 10/2011, 657 – Rn. 3, 7). Diese stellen nichtabnutzbare WG des UV
dar, was aber die Möglichkeit einer Teilwertabschreibung bei dauerhafter Wert-
minderung nicht ausschließt. Sofern dieses Recht ausgeübt wird, stellen gezahlte
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Optionsprämien Anschaffungs(neben)kosten für das im Zuge dessen erworbene
WG dar. Folglich ist eine Aktivierung zwingend (vgl. IdW RS BFA 6, IDW FN
10/2011, 657 – Rn. 22; auch FG Ba.-Württ. v. 30.6.1993 – 12 K 188/90, EFG
1994, 197, rkr.; ADS VI. § 255 HGB Rn. 74 f. mwN).
Preisnachlass: Siehe „Bonus“.
Prozesskosten teilen als Folgekosten das rechtl. Schicksal der Aufwendungen,
um die gestritten wird (BFH v. 1.12.1987 – IX R 134/83, BStBl. II 1988, 431).
Sind diese als AK zu behandeln, so gilt dies ebenfalls für diese Kosten.
Qualitätskontrollkosten: Sofern sie dazu dienen, die vertraglich zugesicherten
Eigenschaften des beschafften WG zu überprüfen, ist der Anschaffungsvorgang
noch nicht abgeschlossen und hierfür anfallende Aufwendungen sofern einzeln
zurechenbar, sind AK für die erworbenen WG; anderenfalls liegen abziehbare
BA ohne Bezug zum Anschaffungsgeschäft vor; s. auch „Ende der Anschaf-
fung“.
Räumungskosten sind AK für ein erworbenes Grundstück zum Zweck der
Bebauung, wenn es sich um Aufwendungen handelt, die mit Blick auf eine vor-
zeitige Nutzung durch den Erwerber getätigt werden (BFH v. 18.5.2004 – IX R
57/01, BStBl. II 2004, 872; s. auch Hollatz, NWB 2004 F. 3, 13071).
Ratenkauf: Die AK ermitteln sich beim Ratenkauf durch die Ermittlung des
Barwerts der Ratenzahlungen. Ändert sich der Barwert infolge einer vertraglich
vereinbarten Wertsicherungsklausel, führt dies nicht zu einer nachträglichen Er-
höhung der AK; die höheren Aufwendungen sind BA (BFH v. 16.1.1979 – VIII
R 38/76, BStBl. II 1979, 334).
Rücklage für Ersatzbeschaffung: Siehe § 6b Anm. 15 und § 5 Anm. 459.
Schulden: Übernommene Schulden rechnen zu den AK des hierfür erworbe-
nen WG (H 6.2 „Schuldübernahme“ EStH; BFH v. 31.5.1972 – I R 49/69,
BStBl. II 1972, 696; v. 2.10.1984 – VIII R 36/83, BStBl. II 1985, 320).
Skonto: Siehe „Bonus“ bzw. „Anschaffungskostenminderungen“.
Stundung: Ist der Kaufpreis zinslos gestundet, sind die AK als Barwert des
Kaufpreises im Zeitpunkt der Anschaffung abzuzinsen (s. Anm. 299); dabei ist
idR (aus Vereinfachungsgründen) ein Zinsfuß von 5,5 % anzuwenden, sofern
kein aktueller Marktzins als Diskontierungssatz in die Bewertung Eingang findet
(vgl. auch BFH v. 29.10.1974 – VIII R 131/70, BStBl. II 1975, 173; R 6.2 EStR
„Ansatz nach den versicherungsmathematischen Grundsätzen“).
Tätigkeitsvergütungen können, soweit einem Anschaffungsvorgang einzeln
zurechenbar, zu AK führen (glA für HK BFH v. 8.2.1996 – III R 35/93,
BStBl. II 1996, 427); zu Sondervergütungen bei Mitunternehmerschaften bei
Herstellung s. Anm. 463a.
Tausch: Siehe Anm. 1475 ff.; zum Tausch bei verzögerter Gegenleistung vgl.
BFH v. 14.12.1982 – VIII R 53/81, BStBl. II 1983, 303: Gewinnrealisierung mit
der wirtschaftlichen Vertragserfüllung durch den Veräußerer.
Transportversicherung: Aufwendungen hierfür sind AK der erworbenen WG
des Vorratsvermögens (vgl. Anm. 293 „Transportkosten“).
Überpreis: Siehe „Unangemessenheit“.
Umsatzprämie: Siehe „Bonus“.
Unangemessenheit der AK führt nicht zu Herabsetzung auf den angemesse-
nen Kaufpreis eines WG (BFH v. 8.10.1987 – IV R 5/85, BStBl. II 1987, 853);
der Anschaffungsvorgang ist grds. ein erfolgsneutraler Vorgang. Das Abzugsver-
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§ 6 Anm. 974–975 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

bot nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 7 greift nur, wenn und soweit Ausgaben erfolgs-
wirksam behandelt werden. Es kann uU eine niedrigere Bewertung mit dem
Teilwert geboten sein (vgl. handelsrechtl. IDW, WP HdB 2012, E Rn. 337). We-
gen der Berücksichtigung eines Überpreises in die Teilwert-Abschreibung vgl.
Anm. 1008 und 1015.
Unentgeltlicher Erwerb (Schenkung eines WG oder Erwerb eines WG nach
Abzug eines Zuschusses in Höhe der AHK) s. Anm. 1420 f.
Verbrauchsteuern: Siehe § 5 Anm. 1978–1990.
Verdeckte Einlage: Verbilligte Warenverkäufe an eine KapGes. durch ihren
Gesellschafter führen zu AK in Höhe des Teilwerts gem. Abs. 1 Nr. 5. Zu sol-
chen und weiteren fiktiven AK vgl. auch Anm. 303.
Vermittlungsprovision:Wird sie bei Anschaffung eines WG gezahlt, so gehört
sie zu den Anschaffungsnebenkosten. Bei nachträglicher Erstattung und Nach-
lässen mindern diese ebenso wie sonstige AK-Minderungen die AK (stRspr.:
BFH v. 22.4.1988 – III R 54/83, BStBl. II 1988, 901; v. 26.2.2002 – IX R 20/98,
BStBl. II 2002, 796; v. 14.12.2011 – I R 108/10, BStBl. II 2012, 238).
Vorauszahlungen: Siehe „Anzahlungen“.
Vorsteuer: Abziehbare VorSt gehört gem. § 9b Abs. 1 Satz 1 nicht zu den AK,
soweit ein Vorsteuerabzug nach § 15 UStG möglich ist; anderenfalls zählen sie
zu den AK; s. Anm. 285.
Warenrückvergütungen sind keine Anschaffungspreisminderungen auf Vor-
räte beim Verkäufer (im Fall einer Genossenschaft s. BFH v. 12.4.1984 – IV R
112/81, BStBl. II 1984, 554: insoweit kein Preisnachlass, sondern Rückver-
gütung gesellschaftsrechtl. Natur an die Genossen).
Zölle: Siehe § 5 Anm. 1978–1990.
Zuschuss: Siehe § 5 Anm. 1600–1630.
Zwangsversteigerung: Siehe BFH v. 11.11.1987 – I R 7/84, BStBl. II 1988,
424.

V. Bewertung mit Herstellungskosten

Schrifttum: Siehe vor Anm. 454.

1. Begriff und Anwendungsbereich
Herstellungskosten-Begriff ohne eigenen Inhalt: Der Begriff der HK ist in
Abs. 1 Nr. 2 genannt, ohne explizit definiert zu werden. Die Entwicklung der
Rspr. führte im Verlauf zur Anwendung des handelsrechtl. HK-Begriffs (s.
Anm. 455 f.). Die Anwendung des Bewertungsmaßstabs HK erfordert die An-
nahme, dass ein noch nicht existentes oder in dieser Form nicht bestehendes
WG geschaffen wird (s. Köhler, StBp. 2008, 262). Allerdings ist nicht zwingend
notwendig, dass die bis zum Bilanzstichtag angefallenen Aufwendungen bereits
zur Entstehung eines als Einzelheit greifbaren WG geführt haben (vgl. R 6.3
Abs. 7 EStR). Dementsprechend kommt dieser Wertmaßstab bei Vorräten zur
Anwendung. Allgemein zum Begriff der HK in § 255 Abs. 2 Satz 1 HGB s.
Anm. 459, zur HK-Ermittlung s. Anm. 467 sowie zu deren einzelnen Bestand-
teile s. Anm. 463–465.
Bewertungsmaßstab für Vorräte sind die HK idR nur bei fertigen und unfer-
tigen Erzeugnissen. Im Unterschied zu den AK findet dieser Begriff immer dann
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Anwendung, wenn ein WG vom zu bilanzierenden Unternehmen selbst her-
gestellt wird (hM; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255
HGB Rn. 125). Möglich sind HK jedoch auch bei Rohstoffen, wenn hierauf
Aufwendungen gemacht wurden, die zu einer Wertsteigerung des Rohmaterials
führen (zB Beseitigung des Deckmaterials von in absehbarer Zeit abzubauenden
Mineralien, FG Nürnb. v. 22.11.1974 – III 71/73, EFG 1975, 153, rkr.), oder
als Gewinnungskosten in der gewerblichen Urproduktion analog zu den Wieder-
herstellungskosten als Teilwert (s. BFH v. 29.4.1970 – III 217/63, BStBl. II
1970, 614).
Zur Maßgeblichkeit: Siehe Anm. 50, 455, 461 und 968.
Relevante Kosten im (steuerlichen) Sinne der Herstellungskosten sind
Aufwendungen (s. Anm. 459 „Aufwendungen“). „Die Bilanz im Rechtssinne
ist (nämlich) keine Kostenrechnung“ (vgl. BFH v. 17.7.1974 – I R 195/72;
BStBl. II 1974, 686). Für die stl. HK-Ermittlung wird ferner auf Einzel-/Ge-
meinkosten als Aufwandskategorien abgestellt. Entsprechend kommt es dabei
nicht auf betriebswirtschaftliche Kostenkategorien wie variable und fixe Kosten
an (zum betriebswirtschaftlichen Kostenbegriff vgl. Adam, Produktions-Ma-
nagement, 2001, 263). Die Übergänge zwischen dem Kostenbegriff und Auf-
wandsbegriff sind fließend. Unterschiede bestehen aber nach wie vor aufgrund
der unterschiedlichen Zielsetzung der Rechenwerke der Finanzbuchhaltung und
der Betriebsbuchhaltung (s. Knop/Küting/Ellmann/Scharpf/Schaber/Märkl
in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB Rn. 140), welche infolgedessen
beiden Begriffen unterschiedliche Inhalte, einmal pagatorisch, einmal wertmäßig
vorgeben. Zur Abgrenzung von Einzel-/Gemeinkosten s. Anm. 463c.
Partielles Vollkostenprinzip bei Herstellungskosten-Ermittlung: Aufgrund
der mit dem BilMoG eingeführten Pflicht zur Einbeziehung von fertigungsbezo-
genen Gemeinkosten werden die stl. HK quasi zu Vollkosten. Dies führt nun-
mehr zur Anpassung in Fällen, in denen Kostenrechnungssysteme wie die
Grenzplankostenrechnung bzw. Teilkostenrechnung den Ausgangspunkt der
(stl.) HK bilden (s. Köhler, StBp. 2008, 261). Zusätzlich werden hierbei nicht
bislang berücksichtigte Gemeinkosten (teilweise fixe Kosten; s. Anm. 463c
„Echte und unechte Gemeinkosten“) stl. einzubeziehen sein (s. Müller/Krimp-
mann, CM 2009, 43; Rieg/Zwirner, BC 2011, 165). Daneben werden einzelne
Kostenarten (Gemeinkosten) darauf hin untersucht werden müssen, ob diese
auch angemessen sind. Daher sind zB fixe Kosten, die nicht auf die genutzte Ka-
pazität entfallen, nicht in die Wertermittlung mit einzubeziehen (zur Gemein-
kostenverrechnung bei Unterbeschäftigung und zur Angemessenheit der Ge-
meinkosten s. Anm. 463c und Anm. 984).
Zur Herleitung der HK bei anderen Kostenrechnungssystemen vgl. Wohl-
gemuth in HdJ, Abt. I/10 Rn. 116 ff. und Anm. 467.
Fertigungsbezug der (Herstellungs-)kosten ist maßgeblich für die Entste-
hung stl. HK (zu diesem Fertigungsbezug bzw. Veranlassungsprinzip vgl. näher
Anm. 459 „Veranlassung“). Dieser beinhaltet eine
– sachliche Komponente und
– zeitliche Komponente.
E Sachlicher Fertigungsbezug: Aus stl. Sicht daher ebenso relevant ist die Abgren-
zung der Betriebsbereiche. Beispiel: Kosten des Vertriebs, wenngleich einzelnen
Produkten direkt zurechenbar, sind aufgrund des handelsrechtl. Einbeziehungs-
verbots nicht in die stl. HK einzubeziehen. Wegen der zunehmenden Verzah-
nung von Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft kommt der Abgren-
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§ 6 Anm. 975–976 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

zung entsprechender Aufwendungen aufgrund derer momentan geltenden un-
terschiedlichen stl. Behandlung (s. Anm. 458 „Forschungs- und Vertriebskos-
ten“) erhebliche Bedeutung zu (vgl. Ernsting, JbFfSt. 2010/11, 737 f.). Zu be-
rücksichtigen ist hierbei das für Forschung und Entwicklung zu beachtende
Aktivierungsverbot nach § 5 Abs. 2; s. auch Anm. 464 und 986.
E Zeitlicher Fertigungsbezug bedeutet eine Beschränkung der Aktivierung von Auf-
wendungen dahingehend, dass diese nur für solche Aufwendungen in Betracht
kommen, die während des Zeitraums der Herstellung, dh. von Beginn bis zum
Ende der Herstellung, anfallen (§ 255 Abs. 2 Satz 5 HGB); s. Anm. 266.
p Beginn der Herstellung: Siehe BFH v. 20.2.1975 – IV R 79/74, BStBl. II 1975,

510; Glanegger, DB 1987, 2116. Die Rspr. des BFH zum Beginn des Her-
stellungszeitraums ist nicht durchweg einheitlich (vgl. auch Oestreicher in
Beck-HdR, B 163 Rn. 42 mwN). Nach jüngerer Ansicht muss für die Annah-
me des Herstellungsbeginns ein unmittelbarer sachlicher Zusammenhang ei-
ner Maßnahme zu einem Objekt der Herstellung gegeben sein (s. für Ab-
raumvorrat bei der Mineralgewinnung BFH v. 23.11.1978 – IV R 20/75,
BStBl. II 1979, 143). Nach der neueren Rspr. (BFH v. 13.9.1989 – II R 1/87,
BStBl. II 1990, 47, zu Nachmessungsaufwand) müssen Aufwendungen anfal-
len, die notwendig sind, um mit dem Auftrag beginnen zu können, damit sol-
che fertigungsbezogenen Aufwendungen vorliegen. Anderenfalls liegen ggf.
Aufwendungen für immaterielle WG oder sofort abziehbarer Vertriebsauf-
wand vor.

p Ende der Herstellung: Das Ende der Herstellung von Vorräten ist stl. streitig, da
die Herstellung entweder mit der körperlichen Entstehung des WG oder erst
mit seiner Auslieferbarkeit und Verkaufbarkeit beendet ist (vgl. zB Peiner,
BB 1976, 834 mwN; ebenso Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255
HGB Rn. 420). Nach stRspr. (BFH v. 20.2.1975 – IV R 241/69, BStBl. II
1975, 412; v. 11.3.1975 – VIII R 23/70, BStBl. II 1975, 659; v. 21.7.1989 –
III R 89/85, BStBl. II 1989, 906; FG Hamb. v. 25.10.1993 – III 318/89,
EFG 1994, 288) ist ein WG hergestellt, sobald es seiner Zweckbestimmung
entsprechend genutzt werden kann. Dementsprechend sind danach anfallen-
de Aufwendungen grds. keine HK mehr; s. auch Anm. 266; Anm. 1000 „La-
gerkosten“. Zudem sind nach Ende der Herstellung noch anfallende Kosten
idR deswegen nicht mehr aktivierbar, da diese ihrer Art nach zu den Ver-
triebskosten, für die ein Aktivierungsverbot besteht (s. Anm. 464a; § 255
Abs. 2 Satz 6 HGB), zählen. Ausgenommen hiervon sind die nachträglichen
HK (vgl. Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB
Rn. 402 zu Entwicklungskosten; ähnlich BFH v. 17.10.2001 – I R 32/00,
BStBl. II 2002, 349). Solche nachträgliche HK sind dann beendet, wenn die
sachlich zusammenhängenden Maßnahmen abgeschlossen sind; s. Anm. 1000
„Abfüllkosten“, „Beförderung“ (auf Auslieferungslager), „Verpackungskos-
ten“.

2. Ermittlung der Herstellungskosten
Ermittlung: Siehe Anm. 110. Die HK der fertigen und unfertigen Erzeugnisse
können sowohl progressiv als auch retrograd ermittelt werden (s. Anm. 969).
Bei der progressiven Methode werden die HK ausgehend von den bei der Leis-
tungserstellung angefallenen Kosten berechnet, während diese bei der retrogra-
den Methoden durch Rückrechnung vom voraussichtlichen Verkaufspreis be-
rechnet werden.
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Einschränkend kommt hinzu, dass bei der Ermittlung der HK nach der progres-
siven Methode nur solche Aufwendungen einbezogen werden, die zu Ausgaben
führen oder geführt haben und im Rahmen der GuV als Aufwand erfasst wer-
den. Sofern auch solche Kostenbestandteile aufgrund des jeweiligen Kosten-
rechnungssystems einbezogen wurden, die per definitionem nicht mit den Zielen
der Finanzbuchführung vereinbar sind, sind Korrekturen bei der Ableitung der
HK aus den Kostenrechnungswerten vorzunehmen (vgl. auch Knop/Küting in
Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB Rn. 372). Dies kann aber nur bei
einer progressiven Ermittlung der HK der Fall sein.
Ermessen des Steuerpflichtigen: Auch bei der HK-Ermittlung der Vorräte ist
der Stpfl. in seiner Wahl grds. frei (vgl. auch Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 323).
Ausgeschlossen ist dies bei Erzeugnissen der gewerblichen Urproduktion, für
die allein die progressive Methode in Frage kommt (BFH v. 29.4.1970 – III
217/63, BStBl. II 1970, 614).

3. Materialeinzelkosten
Begriff: Siehe auch Anm. 463. Materialeinzelkosten umfassen den bewerteten
Güterverbrauch an Roh- und Hilfsstoffen sowie selbsterstellten oder hinzuge-
kauften (Einbau-)Fertigteilen innerhalb eines Wj. Zu den Materialeinzelkosten
von Vorräten gehören neben den in Anm. 463 dargelegten Kosten auch Kosten
der Lohnveredelung und wiederverwendete Abfälle sowie unter bestimmten Vo-
raussetzungen auch Verpackungsmaterial (s. Anm. 1000). Auch Werkleistungen,
die von Dritten für die Herstellung eines Produkts bezogen werden, gehören zu
den Materialkosten (vgl. Anm. 463). Voraussetzung hierfür ist, dass diese als
Einzelkosten qualifiziert werden können.
Aktivierungspflichtige Bestandteile im Einzelnen sind:
E Hilfsstoffe sind Gegenstände, die bei der Herstellung oder Verarbeitung eines
WG unmittelbar verwendet und verbraucht werden, ohne wesentliche Bestand-
teile des WG (zB Nägel, Schrauben, Beizen, Lacke und Farben bei der Möbel-
herstellung; Färb- und Konservierungsstoffe bei Nahrungs- und Genussmitteln)
zu werden (s. Anm. 463 und 965). Ihrem Wesen nach handelt es sich um Einzel-
kosten, die sich aber häufig nur schwer einer Ausbringungsmenge zuordnen las-
sen und daher auch als unechte Gemeinkosten behandelt werden; s.u. „Ermes-
sen“.
E Betriebsstoffe sind von den Hilfsstoffen abzugrenzen, da sie nicht unmittelbar
verwendet werden, sondern zur Aufrechterhaltung der Fertigung anfallen (s.
Anm. 463 und 965). Sie können idR nicht einer einzelnen Ausbringungsmenge
zugerechnet werden. Es liegen daher keine einbeziehungspflichtigen HK-Be-
standteile vor.
E Materialschwund – durch Gewichtsverlust, Abfälle, Bruch, Ausschuss und der-
gleichen – führt insoweit zu HK, als er infolge des Herstellungsvorgangs auftritt
(glA RFH v. 1.3.1939, StuW 1939 Nr. 293 betr. Umfüllen von Öl in einem Han-
delsbetrieb, aber auch mit Geltung für HK; Brezing, FR 1975, 483; Offerhaus,
StBp. 1965, 126; s. Anm. 463). Sofort abziehbar sind aber uE Materialverluste,
dh. diejenigen Aufwendungen, die zwar anlässlich des Herstellungsvorgangs an-
gefallen sind, aber nicht mit der Fertigung unmittelbar zusammenhängen, deren
Ursachen somit außerhalb des Herstellungsvorgangs liegen: zB bei Diebstahl,
Unterschlagung, Zerstörung außerhalb des Herstellungsvorgangs (glA Knop/
Küting in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB Rn. 170; ADS VI. § 255
HGB Rn. 144; Herrmann in Frotscher, § 6 Rn. 211).
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§ 6 Anm. 977 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

Ermittlungsverfahren zur Erfassung des Materialverbrauchs bestehen in
folgenden Verfahrensweisen, die grds. sowohl handelsrechtl. als auch stl. zuläs-
sig sind (s. auch Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB
Rn. 174 ff.):
– Bei der Verbrauchsmengenerfassung ohne Bestandsbuchführung wird der

Verbrauch anhand des jahresbezogenen Zugangswerts für Material und sons-
tige Kosten angenommen.

– Bei der Inventur(erfassungs-)methode (vgl. Köhler, StBp. 2009, 309 [315])
wird der Verbrauch durch eine Differenzenrechnung bezüglich Vorjahres-
und Endbestand der Periode unter Berücksichtigung des Zugangswerts für
Material und sonstige Kosten erfasst.

– Bei der retrograden Methode wird der Materialverbrauch anhand der Zahl der
fertiggestellten Halb- und Fertigerzeugnisse multipliziert mit dem entspre-
chenden Erfahrungswert für die Sollverbrauchsmenge je Fertigungseinheit er-
mittelt.

– Bei der Skontrationsmethode (vgl. Köhler, StBp. 2009, 309 [315]) wird die
Verbrauchsmenge exakt durch die jeweilige Erfassung von Materialverbrauch
und -entnahmen auf Konten einer Lagerkartei verbucht.

Über die Anwendung der nach § 256 Satz 1 HGB zulässigen Verbrauchsfolge-
verfahren zur Bestimmung der Bestände am Bilanzstichtag schlagen sich diese
Verfahren auch auf die Erfassung des Materialverbrauchs nieder (s. Quick in
Baetge/Kirsch/Thiele, § 256 HGB Rn. 3).
Ausnahmen vom Grundsatz der uneingeschränkten Anwendung von Er-
mittlungsverfahren, die teilweise umstritten sind (vgl. Knop/Küting in Kü-
ting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB Rn. 176), existieren hinsichtlich
– der Verbrauchsmengenerfassung ohne Bestandsführung, deren Anwendung

nur für solche Materialien in Betracht kommt, die sofort verbraucht werden;
– der Bindung des Wertansatzes des Materialverbrauchs bei der HK-Ermittlung

an die Bewertung in der Bilanz für eigenes Material (vgl. BFH v. 11.10.1960 –
I 175/60 U, BStBl. III 1960, 492);

– der Bindung der stl. HK-Ermittlung an handelsrechtl. gewählte Verbrauchs-
folgevereinfachungen (abl. Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 464; uE zutr. auf-
grund der eingeschränkten formellen Maßgeblichkeit, s. § 5 Anm. 62),

– der Bindung der Materialverbrauchserfassung zur HK-Ermittlung an die für
die Bewertung der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe gewählte Methode (str., s.
Stellungnahme).

Stellungnahme: Bei der Bewertung des Materialverbrauchs in den HK steht es
uE dem Stpfl. frei, nach den gleichen Grundsätzen wie bei der Ermittlung des
Materialverbrauchs in der Bestandsbewertung oder aber nach anderen zulässigen
Bewertungsmethoden zu verfahren (Oestreicher in Beck-HdR, B 163 Rn. 57 f.;
ADS VI. § 255 HGB Rn. 146; aA für stl. Zwecke Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 464). Dies muss allein schon wegen des Einzelbewertungsgrundsatzes (§ 252
Abs. 1 Nr. 3 HGB) gelten. Bei einer unterschiedlichen Bewertung kann somit
Aufwand stl. vorverlagert werden, wenn der Materialverbrauch in den Stoff-
beständen niedriger angesetzt wird als der Materialverbrauch in der GuV (vgl.
mit Beispiel Oestreicher in Beck-HdR, B 163 Rn. 57 f.). Schranken ergeben sich
dabei nur aufgrund des Realisationsprinzips.
Bewertung: Grundsätzlich ist der Güterverbrauch mit den historischen AHK
einschl. ANK und abzgl. AK-Minderungen zu bewerten. Sofern abgewertete
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Materialien verbraucht werden, sind die niedrigeren Buchwerte anzusetzen
(BFH v. 11.10.1960 – I 175/60 U, BStBl. III 1960, 492; v. 29.9.1966 – IV
166/62, BStBl. III 1967, 3). Ist aber der Grund für eine Abwertung zwischen-
zeitlich (maßgebend sind die Verhältnisse am Bilanzstichtag) entfallen, kann
nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 stl. zugeschrieben und der Materialverbrauch mit dem
zugeschriebenen Wert in die HK eingerechnet werden (vgl. hinsichtlich der ge-
änderten Rechtslage bei Zuschreibungen insoweit Anm. 971). Dies gilt allerdings
nur, wenn die Herstellung zum Bilanzstichtag begonnen wurde oder am Bilanz-
stichtag noch nicht beendet ist. Außerhalb dieser Grenzen wirken sich Zuschrei-
bungen daher nicht auf die HK-Bewertung aus (vgl. auch Oestreicher in Beck-
HdR, B 163 Rn. 61 f.).
E Unentgeltlich von Dritten zur Verfügung gestelltes Material: Bei privat veranlasster
Zuwendung bildet die betriebliche Verwendung eine Einlage, die mit dem Teil-
wert zu bewerten ist (Abs. 1 Nr. 5). Bei betrieblich veranlasster Zuwendung bil-
det der gemeine Wert des WG eine BE und fiktive AK (Abs. 4). Das eingelegte
oder betrieblich unentgeltlich erworbene Material geht mit dem Buchwert (also
ggf. unter Berücksichtigung zwischenzeitlicher AfA und Teilwertabschreibun-
gen) in die HK ein. – Ein zweckbestimmter Zuschuss kann von den HK abge-
setzt werden, s. § 5 Anm. 1620, 1622; s. auch „Zuschuss“.
Ermessen: Dem Stpfl. steht es uE frei, ob Hilfsstoffe, die idR wert- und men-
genmäßig von untergeordneter Bedeutung sind, unmittelbar als Einzelkosten zu-
gerechnet oder als unechte Gemeinkosten behandelt werden.

4. Fertigungseinzelkosten
Begriff: Die Begriffe der Fertigung und der Fertigungskosten sind gesetzlich
nicht definiert (s. auch Anm. 463a). Zur Abgrenzung von Einzel- und Gemein-
kosten s. Anm. 463c. Fertigungseinzelkosten können uE zeitlich und sachlich
abgegrenzt werden.
E Zeitlich betrachtet umfassen diese nur solche Kosten, die zwischen dem Be-
ginn und dem Ende der Herstellung eines WG anfallen. Somit scheiden Ver-
triebskosten aus (s. auch Anm. 464a).
E Sachlich betrachtet sind dies alle Kosten, die keine Materialkosten, kein Werte-
verzehr des Anlagevermögens, keine Sonderkosten der Fertigung, und keine
Kosten der Allgemeinen Verwaltung sind (ebenso Oestreicher in Beck-HdR, B
163 Rn. 64). Positiv betrachtet gehören hierzu insbes. die Fertigungslöhne (s.
auch BFH v. 5.8.1958 – I 70/57 U, BStBl. III 1958, 392; v. 26.1.1960 – I D 1/58
S, BStBl. III 1960, 191; v. 31.7.1967 – I 219/63, BStBl. II 1968, 22; BMF v.
11.11.1974, BStBl. I 1974, 1000), ferner sonstige, unmittelbar durch den Einsatz
fremder Arbeitskräfte für den Herstellungsvorgang anfallende Aufwendungen,
soweit sie sich auf die einzelnen Erzeugnisse aufteilen lassen (s. Anm. 463a).
Einzelfragen:
E Erfolgsprämien: Siehe Anm. 463a „Erfolgsprämien für Mitarbeiter im Fer-
tigungsbereich“.
E Berufsgenossenschaftsbeitrag: Nach FG Ba.-Württ. v. 5.3.1997 (2 K 570/94, nv.,
juris, rkr.) beurteilte Beiträge zur Bau-Berufsgenossenschaft als Lohnnebenkos-
ten und damit als Teil der Fertigungslöhne, die zu den HK gem. § 255 Abs. 2
Satz 2 HGB gehören.
E Sondereinzelkosten der Fertigung: Siehe Anm. 986.
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§ 6 Anm. 979–982 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

5. Gemeinkosten

a) Arten von Gemeinkosten
Gemeinkosten sind in die HK (Begriff s. Anm. 976) insoweit verpflichtend ein-
zubeziehen, als es sich um Materialgemeinkosten (s. Anm. 463d, 985) und FGK
(s. Anm. 463e, 986) handelt. Zur Abgrenzung von Einzel- und Gemeinkosten s.
Anm. 463c. Daneben gehört auch der Werteverzehr des Anlagevermögens zu
den stl. HK (s. Anm. 984). Die Einbeziehung von Verwaltungsgemeinkosten ist
strittig (s. Anm. 461 und 464a; vgl. auch Philipps, BBK 2010, 468).
Angemessenheit/Notwendigkeit der Gemeinkosten: Siehe Anm. 463c.
Veranlassung durch die Herstellung/Abgrenzung von sonstigen Aufwen-
dungen: Siehe Anm. 459.

Einstweilen frei.

b) Materialgemeinkosten
Materialgemeinkosten „sind die Kosten (ohne abziehbare Vorsteuer), die mit
der Lagerung und Wartung des Materials in Zusammenhang stehen“ (BFH v.
11.10.1973 – VIII R 139/72, BStBl. II 1974, 43; BMF v. 11.11.1974, BStBl. I
1974, 1000). Zur Sicht der FinVerw. vgl. R 6.3 Abs. 2 EStR; s. auch Anm. 463d.
Beispiele: Kosten der Einkaufsabteilung, Warenannahme, Material- und Rech-
nungsprüfung, Lagerung und Materialverwaltung (Grottel/Pastor in Beck-Bil-
Komm. VIII. § 255 HGB Rn. 422; ähnlich ADS VI. § 255 HGB Rn. 174)
einschl. zB Versicherungen und Bewachung der Materialien. Die Material-
gemeinkosten werden oft unter den FGK erfasst (s. auch Anm. 463d).

c) Fertigungsgemeinkosten
Fertigungsgemeinkosten „sind die im Fertigungsbereich anfallenden Gemein-
kosten“ (BMF v. 11.11.1974, BStBl. I 1974, 1000). Diese Definition ist auf die
Rspr. zurückzuführen (s. Anm. 463e).
Nach Auffassung des (handelsrechtl.) Schrifttums (vgl. ADS VI. § 255 HGB
Rn. 174; ebenso Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB
Rn. 423), gilt folgende auf das Moment des Fertigungsbezug abstellende Be-
griffsdefinition: „Fertigungsgemeinkosten sind alle für die Leistung anfallenden
Kosten, die nicht unmittelbar als Materialkosten und Fertigungslöhne oder als
Sonderkosten verrechnet werden können und auch nicht zu den Verwaltungs-
und Vertriebskosten gehören.“
Als Beispiele werden genannt: „Energiekosten (…), Betriebsstoffe, Hilfsstoffe,
Sachversicherungen für Anlagen der Fertigung, Instandhaltungsaufwendungen
der Anlagen der Fertigung, Werkstattverwaltung, Lohnbüro, Arbeitsvorberei-
tung, Fertigungskontrolle und Grundsteuer.“ (Grottel/Pastor in Beck-Bil-
Komm. VIII. § 255 HGB Rn. 423; s. auch BFH v. 26.1.1960 – ID 1/58 S,
BStBl. III 1960, 191). Weitere Beispiele: Löhne für Reinigung der Anlagen, Prü-
fung der Erzeugnisse, Wach- und Sicherheitsdienst, Abfallbeseitigung, Unfall-
verhütung, Unfallschutz; s. auch R 6.3 Abs. 2 EStR; Anm. 463e.
E Gewerbesteuer sind keine Fertigungsgemeinkosten, s. Anm. 463g.
E Transportkosten auf Verkaufslager zählen nicht zu den Fertigungskosten (BFH
v. 3.3.1978 – III R 30/76, BStBl. II 1978, 412; v. 29.3.1976 – VIII R 171/72,
BStBl. II 1976, 409 = BStBl. II 1978, 412).
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E Sondergemeinkosten der Fertigung sind als FGK zu behandeln (so die handels-
rechtl. Auffassung, vgl. ua. Oestreicher in Beck-HdR, B 163 Rn. 71). Allerdings
ist die Abgrenzung zwischen Einzel- und Gemeinkosten ohne stl. Relevanz; s.
Anm. 980.
E Verpackungskosten als Fertigungsgemeinkosten: In stl. Sicht ist zwischen Innen-
und Außenverpackung zu unterscheiden; die Aufwendungen für die Außenver-
packung rechnen grds. nicht zu den HK; dies gilt nicht, wenn und soweit die
Warenumschließung aufgrund der Eigenart des Produkts erforderlich ist, um es
absatzfähig zu machen (vgl. BFH v. 3.3.1978 – III R 30/76, BStBl. II 1978, 412;
v. 2.2.1990 – III R 126/85, BStBl. II 1990, 593).
Zur Einbeziehung von FGK bei Beschäftigungsschwankungen s. Anm. 984.
Weitere Einzelfragen s. auch Anm. 1000.

d) Werteverzehr des Anlagevermögens als Herstellungskosten
Werteverzehr des Anlagevermögens: Begrifflich sind hierunter die Abschrei-
bungen auf Fertigungsanlagen zu verstehen. Daneben fallen hierunter auch Ab-
schreibungen auf selbst geschaffene immaterielle Vermögensgegenstände des
AV (Entwicklungskosten), die in Ausübung des Wahlrechts nach § 248 Abs. 2
Satz 1 HGB idF des BilMoG aktiviert wurden.
Einbeziehungspflicht: Durch die Änderung des BilMoG besteht nunmehr
handelsrechtl. eine Einbeziehungspflicht für den Wertverzehr des Anlagever-
mögens (§ 255 Abs. 2 Satz 2 Halbs. 2 HGB) in die HK (s. Anm. 463 f.). Auch
hier handelt es sich idR um Gemeinkosten, sofern nicht ein Ein-Produktbetrieb
vorliegt. Begrifflich kommt damit zum Ausdruck, dass sowohl technisch als
auch wirtschaftlich sowie (steuer-)juristisch bedingte Wertminderungen Berück-
sichtigung finden. Steuerlich wird von einer Einbeziehungspflicht ausgegangen
(ebenso die FinVerw. in R 6.3 Abs. 1 Satz 1 EStR; s. Anm. 461) Aus der Rspr.
des BFH v. 11.10.1973 (VIII R 139/72, BStBl. II 1974, 43), das zwar lediglich
zum damaligen BerlinFG ergangen ist, aber gleichwohl eine Gleichheit von Fer-
tigung iSd. BerlinFG und HK iSd. EStG sieht, kann gefolgert werden, dass der
Werteverzehr des AV zu den HK gehört, wenn er ausführt, dass „ausschlag-
gebend ist (allein), dass die AK des Automaten in Form der AfA zu den HK der
Erzeugnisse der Klägerin aus dem einzigen Grunde gehören, dass der Automat
nach von Rspr. und Verwaltung anerkannten betriebswirtschaftlichen Grundsät-
zen der Fertigung dieser Erzeugnisse – mittelbar – dient“.
Anforderung an die Aktivierungspflicht: In stl. Hinsicht wird für die Aktivie-
rungspflicht solcher Aufwendungen gefordert (R 6.3 Abs. 3 EStR), dass die ent-
standenen Aufwendungen
(1) angemessen sind (s.u. „Angemessenheit der Aufwendungen“),
(2) durch die Herstellung veranlasst sind (s. Anm. 460c) und
(3) auf den Zeitraum der Fertigung entfallen (Küting, BB 1989, 587 [591]; s.
auch Hundsdörfer in HdJ, Abt. II/4, Rn. 59; s. auch Anm. 975 und 980.
Bedeutung der Absetzungsmethode und -basis: Siehe Anm. 463f „Abset-
zung für Abnutzung“ sowie „Kalkulatorische Abschreibungen“.
Angemessenheit der Aufwendungen: Eine Einbeziehung in die HK scheidet
für solche Aufwendungen aus, die in Ihrer Mengen- oder Wertkomponente
nicht üblicherweise im Produktionsprozess anfallen (ähnlich handelsrechtl.
Oestreicher in Beck-HdR, B 163 Rn. 118). Ob dies auch stl. zutrifft, ist umstrit-
ten (s. Anm. 463f „Bewertungsfreiheiten, Sonderabschreibungen und erhöhte
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§ 6 Anm. 983–984 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

Absetzungen“). Sofern man der FinVerw. (vgl. R 6.3 Abs. 3 Sätze 1 und 4 EStR)
folgt und im HK-Begriff iSd. Abs. 1 Nr. 2 eine abschließende Regelung sieht
(auch in Anbetracht des § 5 Abs. 6), sind für die Ermittlung der HK typisierend
auch stl. Sonderabschreibungen und erhöhte Absetzungen einzubeziehen, wäh-
renddessen handelsrechtl. solche Kosten insoweit, als sie über die normalen
AfA hinausgehen, nicht zu den HK zählen, da sie keinen Verbrauch von Gütern
ausdrücken, der unmittelbar durch den Herstellungsvorgang veranlasst ist. Ihnen
steht gerade kein entsprechender Wertzuwachs bei den hergestellten Gütern ge-
genüber (vgl. Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB
Rn. 244 f.).
E Stillstandszeiten von Maschinen und dergleichen führen nur dann zu einem
niedrigeren Ansatz der HK wegen verringerter AfA, wenn es sich um einen au-
ßergewöhnlichen Stillstand handelt, nicht dagegen, wenn eine Maschine übli-
cherweise immer nur zeitweilig benutzt wird und dann wieder ruht (ähnl. Knop/
Küting in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB Rn. 231). Im letzten
Fall ist ein Abweichen von der ursprünglichen AfA aufgrund noch vorliegender
Angemessenheit der Aufwendungen nicht gerechtfertigt; s. auch § 7 Anm. 123
und Anm. 1000 „Stillstandskosten“ sowie zu Unterbeschäftigung Anm. 984.

e) Fertigungsgemeinkosten bei Unterbeschäftigung als Herstellungs-
kosten

Schrifttum: Freidank, Bilanzierungsprobleme bei unterausgelasteten Kapazitäten im han-
dels- und steuerrechtlichen Jahresabschluss der Aktiengesellschaft, BB 1984, 29; Neflin,
Fertigungsgemeinkosten bei Unterbeschäftigung und deren Erfassung, Inf. 1985, 534;
Christiansen, Herstellungskosten bei nicht ausgenutzten Produktionskapazitäten, StBp.
1986, 173; Mickschas/Mickschas, Bilanzierung und Bewertung von Tauschgeschäften,
BBK 1990, 3417; Kohler, Fertigungs- und Materialgemeinkosten als Teile der Herstel-
lungskosten, KFR 1994, 125; Beiser, Die Angemessenheit der Material- und Fertigungs-
gemeinkosten im Rahmen der Herstellungskosten, DB 2003, 2557; Graumann, Die Be-
rücksichtigung von Leerkosten bei der Ermittlung der Herstellungskosten, BBK 2010,
166; s. auch Anm. 463c „Gemeinkostenverrechnung bei Unterbeschäftigung“.

Unangemessene Gemeinkosten der Fertigung wie zB Abschreibungen auf
nicht genutzte Anlagen (s. auch Anm. 983 „Stillstandszeiten“) führen nach der
Rspr. des BFH (v. 15.2.1966 – I 103/63, BStBl. III 1966, 468; ebenso bereits
RFH v. 5.3.1940, RStBl. 1940, 683 ff.) bei branchenunüblichen Schwankungen
(infolge technischer und wirtschaftlicher Gründe) zu Leerkosten (s.u. „Leerkos-
ten“) und sind daher, da unangemessen, nicht in die HK einzubeziehen. Die
FinVerw. regelt die Problematik der Unterbeschäftigung lediglich in R 6.3 Abs. 6
EStR. Im handelsrechtl. Schrifttum gilt ebenfalls der Grundsatz der Nicht-
berücksichtigung unangemessen hoher Aufwendungen bei der HK-Ermittlung
(vgl. auch Kahle in Baetge/Kirsch/Thiele, § 255 HGB Rn. 182; Grottel/Pas-
tor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 438; Wohlgemuth in HdJ, Abt.
I/10, Rn. 87; Oestreicher in Beck-HdR, B 163 Rn. 125; RS HFA 31, Rn. 20).
Die Aussonderung dieser „unangemessenen Aufwendungen“ zielt auf eine ge-
wisse Normalisierung ab (vgl. Beiser, DB 2003, 2557 [2558]). Zum Begriff der
Angemessenheit s. Anm. 463c „Prinzip der Angemessenheit der Gemeinkos-
ten“.
Ausnahme bei natürlicher Beschäftigungsschwankung: Nach BFH v. 15.2.
1966 (I 103/63, BStBl. III 1966, 468; Döllerer, BB 1966, 1405; Döllerer, BB
1987, 8) heißt es hierzu aber einschränkend, dass die nicht volle Ausnutzung
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von Produktionsanlagen dann nicht zu einer Minderung der in die HK einzube-
ziehenden FGK führt, wenn sich die Schwankung in der Kapazitätsausnutzung
als Folge der Abhängigkeit von natürlichen Verhältnissen ergibt. In diesem Fall
liegt demnach eine angemessene Gemeinkosten-Verrechnung und keine Unter-
beschäftigung vor. Mit natürlichen Verhältnissen sind zB saisonale Schwankun-
gen bestimmter Branchen (etwa bei der Zuckerindustrie) gemeint.
Begriff der „Unterbeschäftigungs- bzw. Leerkosten“: Im Schrifttum wird
zur Beurteilung einer Unterbeschäftigung mangels spezieller ertragstl. Regelun-
gen auf die Grundsätze für die HBil. zurückgegriffen, zumal sich nach BFH v.
4.7.1990 (GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830) Begriff und Umfang der HK ohnehin
nach § 255 Abs. 2 HGB bestimmen (im Ergebnis auch Oestreicher in Beck-
HdR, B 1188 Rn. 125). Man unterscheidet hierbei zweckmäßigerweise zwischen
Nutzkosten und solchen Kosten, die durch den Nichteinsatz oder den nicht vol-
len Einsatz von Fertigungskapazitäten entstehen. Diese nennt man gemeinhin
auch Leerkosten od. Unterbeschäftigungskosten (vgl. Oestreicher in Beck-
HdR, B 163 Rn. 123; Graumann, BBK 2010, 166 [170]). Für die Ermittlung der
zuzurechnenden Gemeinkostenanteile und der auszuscheidenden Leerkosten
muss zunächst eine Bezugsgröße gewählt werden (vgl. Oestreicher in Beck-
HdR, B 163 Rn. 126; Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255
HGB Rn. 291):
– Normalbeschäftigung,
– optimale Beschäftigung oder
– maximale Beschäftigung.
Letztere legt als Obergrenze das Niveau der Vollbeschäftigung fest. Wegen der
praktischen Schwierigkeit, für den einzelnen Betrieb die Optimal- und Maximal-
beschäftigung exakt zu bestimmen (vgl. Graumann, BBK 2010, 166 [172]), be-
gnügt sich die hM mit der Festlegung einer betriebsindividuellen Bandbreite, in-
nerhalb derer jedes Beschäftigungsniveau als Vollbeschäftigung gilt und somit
eine Eliminierung der Leerkosten von den HK unterbleibt (vgl. Wohlgemuth
in HdJ, Abt. I/10 Rn. 93; ebenso noch IDW, HFA 5/91, Rn. 4). Nur sofern die
Untergrenze tatsächlich unterschritten wird, sind die Leerkosten zu eliminieren.
Nach Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber (HdR V. § 255 HGB Rn. 299;
aA Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 438: gegen Pau-
schalaussagen) ermittelt sich diese Grenze, wenn die erreichte Beschäftigung im
Verhältnis zur normalerweise erreichbaren Beschäftigung weniger als 70 % be-
trägt. Wird das Beschäftigungsintervall hingegen überschritten, so ist die tatsäch-
lich erreichte Kapazitätsauslastung zur HK-Ermittlung maßgebend. Einschrän-
kend ist zu berücksichtigen, dass für die Ermittlung der Gemeinkostenzuschläge
die tatsächliche Beschäftigung nicht zu weit von der den Zuschlägen zugrunde
liegenden Beschäftigung abweicht (vgl. Wohlgemuth in HdJ, Abt. I/10 Rn. 86).
In der Praxis dürfte wohl die durchschnittliche Kapazitätsauslastung der vergan-
genen Periode (Normalbeschäftigung) eine brauchbare Bezugsgröße darstellen
(ebenso Kahle in Baetge/Kirsch/Thiele, § 255 HGB Rn. 182; ebenso nun-
mehr IDW RS HFA 31 – Tz. 21; hierzu Graumann, BBK 2010, 166 [135–137]).
Betreffen die FGK auch während des Geschäftsjahrs wenig oder gar nicht ge-
nutzte Anlagen, so sind deren Gemeinkosten von der Zurechnung zu den HK
abzusondern (vgl. Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB
Rn. 438 mwN).

Beispiel: Gemeinkosten/Fixe Kosten = 200 E (Abschreibungen, Lohnbüro etc.);
Max. Kapazität = 150 Stück.
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§ 6 Anm. 984–985 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

Normalkapazität = 125 Stück; IST-Kapazität in 01 = 50 Stück.
Aufgabe: Ermittlung der Leer- und Nutzkosten.
Lösung: IST-Kapazität im Verhältnis zur Normalkapazität = 50/125 = 40 % Damit
kleiner als 70 % (keine normale Schwankung gegeben). Somit Leerkosten = 100 % ./.
40 % = 60 % = > Leerkosten = 60 % × 200 E = 120 E; Nutzkosten = 40 % × 200 E
= 80 E.

6. Zinsen als Herstellungskosten

Schrifttum: Selchert, Fremdkapitalzinsen in der Kalkulation der bilanziellen Herstel-
lungskosten, DB 1985, 2413; Esser/Gebhardt, Die Berücksichtigung von Fremdkapital-
zinsen in den handelsrechtlichen Herstellungskosten, WPg 2007, 639; s. auch Anm. 465.

Einbeziehungswahlrecht für Bewertungshilfe: Nach § 255 Abs. 3 Satz 1
HGB gehören Zinsen für Fremdkapital grds. nicht zu den HK (s. Anm. 461).
Nach § 255 Abs. 3 Satz 2 HGB dürfen Zinsen für Fremdkapital, das zur Finan-
zierung eines WG eingesetzt wird, soweit sie auf den Zeitraum der Herstellung
entfallen, angesetzt werden (Einbeziehungswahlrecht).
Zur Maßgeblichkeit des Bewertungshilfe des § 255 Abs. 3 HGB: Siehe
BFH v. 19.10.2006 (III R 73/05, BStBl. II 2007, 331); Esser/Gebhardt, WPg.
2007, 639; Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 510; Köh-
ler, StBp. 2008, 260 (266); krit. Velte, StBp. 2011, 65 (67); Anm. 465.
Zinsen für Eigenkapital: Siehe Anm. 465.
Zinsen für Fremdkapital: Siehe Anm. 465.
Nachweis: Fraglich ist, ob bei dem vom handelsrechtl. Wortlaut in § 255 Abs. 3
HGB unterstellten Finanzierungszusammenhang als Voraussetzung für die Ein-
beziehung der Fremdkapitalzinsen für jeden hergestellten Vermögensgegenstand
ein Einzelnachweis erbracht werden muss, denn dies dürfte in praxi – mit Aus-
nahme der Objektfinanzierung – nur schwer zu bewerkstelligen sein, da oftmals
nur eine allgemeine Verwendung des verfügbaren Fremdkapitals gegeben sein
wird (vgl. Knop/Küting in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB
Rn. 312). Die handelsrechtl. hM (ua. ADS VI. § 255 HGB Rn. 204; Grottel/
Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 505; Knop/Küting in Küting/
Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB Rn. 312; Selchert, DB 1985, 2413; aA
IDW RS HFA 31, Rn. 25: im Falle, dass keine Objektfinanzierungen vorliegen,
sind an die Zurechenbarkeit strenge Anforderungen zu stellen) verwirft daher
das Erfordernis des Einzelnachweises und begnügt sich mit pauschalen Ermitt-
lungsmethoden, sofern die übrigen Voraussetzungen gegeben sind. Ob diese
handelsrechtl. Grundsätze auch stl. vertretbar sind, ist aufgrund des Objektivie-
rungsgrundsatzes fraglich.
E Geldbeschaffungskosten (Bereitstellungszinsen) gehören hingegen nicht zu den
HK (BFH v. 24.5.1968 – VI R 6/67, BStBl. II 1968, 574; H 6.4 „Geldbeschaf-
fungskosten“ EStH).
E Disagio: Die planmäßige Abschreibungen auf ein gem. § 250 HGB aktiviertes
Disagio können uE insoweit bei der Ermittlung des einrechnungsfähigen Zins-
aufwands berücksichtigt werden, als diese Teilentgelt für die Überlassung von
Kapital der betreffende Periode darstellen (IDW RS HFA 31, Rn. 27).
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7. Entwicklungskosten als Sonderkosten der Fertigung als Herstellungs-
kosten?

Schrifttum: Hottmann, Forschungs- und Entwicklungskosten in Handels- und Steuer-
bilanz, StBp. 1982, 286; Müller, Innovation – Probleme der Aktivierung und Passivie-
rung, DStZ 1991, 387; Nonnenmacher, Bilanzierung und Forschung, DStR 1993, 1231;
Fischer/Reichmann/Roth, Besonderheiten der Rechnungslegung in der Automobilzulie-
ferindustrie, München 2007; KPMG (Hrsg.), IFRS und HGB in der Praxis – Bilanzierungs-
und Bewertungsfragen der Automobilindustrie, 2008; Brandt, Bilanzierung pharmazeuti-
scher FuE-Projekte nach IFRS, Lohmar 2010; s. auch Anm. 465.

Begriff und Inhalte der Sonderkosten der Fertigung: Siehe Anm. 463b.
Abgrenzung von den Forschungs- und Entwicklungskosten: Wegen des
Aktivierungsverbots für selbstgeschaffene immaterielle WG (§ 5 Abs. 2, s. § 5
Anm. 1743), das auch die aufgewendeten Kosten an Forschung und Entwick-
lung einschließt, ist eine Abgrenzung zu den Sonderkosten der Fertigung ange-
zeigt (vgl. Anm. 463b und 464; insoweit zur Reichweite des § 5 Abs. 2: FG Ba.-
Württ. v. 24.3.1994 – 3-K 220/89, nv., rkr.). Die Abgrenzung erfolgt hierbei
grds. über das Merkmal der Nähe der Kosten zur gegenwärtigen Produktion (s.
auch Oestreicher in Beck-HdR, B 163 Rn. 73). Zu unterscheiden ist demnach
zwischen auftrags- oder objektgebundenen Aufwendungen, Aufwendungen für
die Weiterentwicklung sowie Aufwendungen der Neuentwicklung und der
Grundlagenforschung (grundlegend auch Hottmann, StBp. 1982, 286; s. auch
im Fall der Investitionszulage BFH v. 17.11.1998 – III R 2/97, BStBl. II 1999,
62):
E Aufwendungen für die Grundlagenforschung: Einbeziehungsverbot, s. Anm. 464.
E Aufwendungen für die Weiterentwicklung von in der Produktion befindlichen Er-
zeugnissen werden zu den FGK gezählt, s. auch Anm. 464.
E Auftrags- oder objektgebundene Aufwendungen: Einbeziehungspflicht (s. Anm. 464;
Nonnenmacher, DStR 1993, 1231; ADS VI. § 255 HGB Rn. 151 mwN). Siehe
zur Rspr. in diesem Bereich:
p Prototypen der Fertigung sind keine HK für die darauf aufsetzende Einzelfer-

tigung (BFH v. 22.5.1979 – III R 129/74, BStBl. II 1979, 634; s. auch BFH v.
15.6.1983 – I R 113/79, BStBl. II 1984, 17).

p Versuchsanlagen sind keine HK für die herzustellenden WG im UV; diese sind
als AV zu bilanzieren (BFH v. 30.4.1976 – III R 132/74, BStBl. II 1976, 527).

Besonderheiten bei Entwicklungskooperationen: Neben der unternehmens-
internen Durchführung von FuE-Projekten wird in der Unternehmenspraxis
häufig auf FuE-Kooperationen bzw. strategische Allianzen zurückgegriffen (s.
Brandt, Bilanzierung pharmazeutischer FuE-Projekte nach IFRS 2010, 106),
was insbes. im Pharmabereich oder in der Biotechnologie, aber auch in der Au-
tomobilzulieferindustrie (s. KPMG, Bilanzierung für die Automobilzuliefer-
industrie, 2008, 13) häufig der Fall ist. Hierbei steht die Durchführung von FuE-
Projekten mit unternehmensexternen Dritten im Mittelpunkt (zur Beschreibung
des Durchführungsweges vgl. Brandt, Bilanzierung pharmazeutischer FuE-Pro-
jekte nach IFRS 2010, 102 ff.). Häufig geht dieser sog. Auslagerung der FuE auf
externe Träger bzw. Partner bereits ein unternehmensinternes Projekt voraus.
Insgesamt kann der zeitliche Ablauf solcher Kooperationen wie folgt beispiel-
haft erfolgen (s. auch Brandt, Bilanzierung pharmazeutischer FuE-Projekte
nach IFRS 2010, 111):
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§ 6 Anm. 986 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

E In der ersten Phase liegt ein unternehmensinternes Projekt des sog. Projektträ-
gers mit jeweils eigenen FuE-Aufwendungen vor.
E In der zweiten Phase erfolgt die Entwicklung des Produkts bis zur Marktreife
unter gemeinsamer Kooperation der beiden Projektpartner, wobei zum einen
die Entwicklungskosten geteilt werden und zum anderen in diesem Stadium be-
reits die dritte Phase durch die Kooperationspartner antizipiert wird. In dieser
sich regelmäßig an die erste sich anschließenden Phase verpflichtet sich der Ko-
operationspartner dem Projektträger, der das Projekt in die Kooperation einge-
bracht hat, gegenüber zur Leistung von Upfront-Payments (Vorauszahlungen)
sowie von Development und Approval Milestones (Entwicklungs- und Geneh-
migungszahlungen). Dadurch werden die Entwicklungskosten auf beide Unter-
nehmen verteilt. Teilweise erfolgt in dieser Phase der verbindliche Abschluss ei-
nes kombinierten Entwicklungs- und Serienauftrags. Teilweise wird für diese
Phase nur ein Entwicklungsvertrag und für die sich anschließende bereits antizi-
pierte Serienlieferung nur ein unverbindlicher Letter of Intent abgeschlossen.
E In der dritten Phase wird die Vermarktung und Vertrieb des Produkts (Serien-/
Einzelfertigung) durchgeführt.
Zur steuerlichen Behandlung der jeweiligen Phasen der Kooperation ist
auszuführen: In der ersten Phase greift demnach das stl. Verbot der Aktivie-
rung von FuE gem. § 5 Abs. 2 für den alleinigen Projektträger ein. Das Aktivie-
rungsverbot trägt dem Umstand Rechnung, dass der tatsächliche Vermögens-
vorteil des FuE-Aufwands sich nicht sicher abschätzen lässt und damit Ausfluss
des Vorsichtsprinzips ist (vgl. BFH v. 26.8.1992 – I R 24/91, BStBl. II 1992,
977, mwN). Siehe auch Anm. 465. Ein konkreter Auftragsbezug liegt regelmäßig
nicht vor, so dass auch die Aktivierung eines auftragsbezogenen WG im UV
ausscheidet.
In der zweiten Phase erfolgt sodann die Entwicklung regelmäßig entgeltlich (Mi-
lestones) und daher im Fremdauftrag. Die Kosten der Entwicklung sind auf-
tragsbezogen und daher als unfertige Leistungen mit den HK im UV zu aktivie-
ren. Bei der Aktivierung kann der niedrigere Teilwert nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2
angesetzt werden (vgl. auch Ernsting, JbFfSt. 2009/2010, 739). Hierbei findet
das Aktivierungsverbot nach § 5 Abs. 2 keine Anwendung. Die Aktivierung ist
auf den Teilwert als Netto-Verkaufserlöse (s. Anm. 1011) beschränkt. Sofern
nun noch der feststehende Serienauftrag berücksichtigt wird, liegt eine sog. auf-
tragsbezogene Entwicklungsarbeit vor. Das heißt, diese Kosten fallen im Rah-
men einer Serienlieferung an. Deren Kosten gelten, sofern diese einem speziel-
len Auftrag zurechenbar sind, als Sondereinzelkosten der Fertigung (vgl. BFH v.
4.12.1986 – V R 92/77, BFH/NV 1988, 534; Ernsting, JbFfSt. 2009/2010, 739)
für die zu produzierenden Einheiten. Denkbar ist, dass sich die Entwicklung als
Teilgeschäft im Rahmen eines kombinierten Entwicklungs- und Serienliefe-
rungsvertrages darstellt (sog. Mehrkomponentengeschäft; vgl. hierzu Wirth,
Die Bilanzierung von Mehrkomponentengeschäften nach HGB, IFRS und US-
GAAP, 2011). Fraglich ist hingegen die Behandlung von Entwicklungskosten,
wenn ein verbindlicher Produktionsauftrag fehlt und daher nur ein sog. Letter
of Intent vorliegt. In diesem Fall fehlt eine verbindliche Abnahmeverpflichtung
für den Kooperationspartner. Im Schrifttum wird hierbei die Aktivierung der
Entwicklungskosten als HK der späteren Serienprodukte befürwortet (s. Fi-
scher/Reichmann/Roth, Besonderheiten der Rechnungslegung in der Auto-
mobilzulieferindustrie, 2007, 23; krit. Ernsting, JbFfSt. 2009/2010, 739 [741]).
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Stellungnahme: Die Annahme eines kombinierten Entwicklungs- und Serien-
auftrags durch das Schrifttum ist durch die Rspr. zur Aktivierung von unfertigen
Leistungen nicht gedeckt. Eine Aktivierung solcher Leistungen kommt gemein-
hin nur in Betracht, wenn und solange ein Vergütungsanspruch vertraglich be-
steht (vgl. Weber-Grellet in Schmidt XXXI. § 5 Rn. 270 „Unfertige Leistun-
gen“). Ein solcher Anspruch ist auch nicht in einem zukünftig erst entstehenden
und damit zu erfassenden Vergütungsanspruch aus dem Serienlieferungsvertrag
zu sehen. Eine weitergehende Aktivierung von Entwicklungskosten, die gerade
aE der zweiten Phase über die eingeforderten Milestones hinausgehen, ist daher
nicht sachgerecht und würde gegen den Einzelbewertungsgrundsatz verstoßen
(ebenso IDW HFA, FN 12/2009, 693 bezügl. Entwicklungskosten in der Auto-
mobilzulieferindustrie). Lediglich im Falle, dass der Vergütungsanspruch für die
nicht durch Milestones-Zahlungen gedeckten Entwicklungskosten gesichert ist
(ebenso wohl auch Müller, DStR 1991, 389), kommt daher eine weitergehende
Aktivierung in Betracht. Ein verständiger Erwerber würde im Rahmen des Er-
werbs eines solchen Auftrags ebenfalls nur dann die sicheren Vergütungsansprü-
che und Vorteile ins Kalkül einbeziehen und den Teilwert entsprechend erhö-
hen. Inwieweit die Berücksichtigung der Kalkulation (vgl. BFH v. 17.5.1952 – I
4/52 U, BStBl. II 1952, 208) des Projektträgers in Bezug auf eine Umlage auf
den nachfolgenden Endproduktpreis ausschlaggebend für die Aktivierung der
Entwicklungskosten ist, wird ebenfalls diskutiert, jedoch – uE zutreffend – ab-
gelehnt. Auch wenn der Projektträger die nicht gedeckten Entwicklungskosten
ohne größere Schwierigkeiten auf den Kooperationspartner in der anschließen-
den Serienproduktion oder in anderen Folgeaufträgen umlegen kann, würde eine
vorzeitige Aktivierung solcher Aufwendungen ohne gesicherten Anspruch ekla-
tant gegen das stl. relevante Realisations- und Vorsichtsprinzip verstoßen. Dies
kann nicht gewollt sein. Nur in anderen Fällen (hierzu Ernsting/Fellinger,
Ubg 2008, 771 [777]) können daher aktivierungspflichtige Kosten vorliegen
(ebenso auch Ernsting, JbFfSt. 2009/2010, 739 [744 f.]). Daher wird im jeweili-
gen Einzelfall zu prüfen sein, ob solche der Herstellung vorgelagerten Kosten
werthaltig in das Objekt der Serienfertigung eingehen (ähnlich wie bei Planungs-
kosten; vgl. insoweit Köhler, StBp. 2007, 332 [352]).
Zuzugeben ist aber, dass dieser Sachverhaltslösung ein Unsicherheitsmoment
hinsichtlich der Qualifikation von solchen Entwicklungsleistungen als internes
oder externes Entwicklungsprojekt (zur Sichtweise der IFRS s. Brandt, Bilan-
zierung pharmazeutischer FuE-Projekte nach IFRS, 2010, 112) anhaftet. Denk-
bar wäre, dass es sich bei den (nicht durch Milestones gedeckten) Entwicklungs-
aufwendungen auch um ein selbst erstelltes immaterielles WG des AV handelt.
Sofern ein selbst erstelltes immaterielles WG des AV nicht vorliegt, weil die Fer-
tigung von Waren und Produkten im Vordergrund des Entwicklungsvertrages
steht, kann dies nur eine Gesamtbetrachtung induzieren mit der Folge, dass die
Entwicklungskosten als FGK oder Sondereinzelkosten im Rahmen der Herstel-
lung der Endprodukte zwingend in die HK Eingang finden müssen.

Einstweilen frei.

8. Herstellungskosten bei Kuppel-Erzeugnissen

Schrifttum: Erhardt, Teilwertermittlung bei unfertigen und fertigen Erzeugnissen, StBp.
1975, 29.
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§ 6 Anm. 988–1000 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

Begriff: Kuppelerzeugnisse sind zwei „in einem Produktionsgang bei technisch
bedingter Mehrfertigung zwangsweise anfallende“ Erzeugnisse (BFH v. 1.10.
1975 – I R 207/73, BStBl. II 1976, 202).
Bewertung: Kuppelerzeugnisse sind für stl. Zwecke mit ihren HK einzeln zu
bewerten (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB). Diese lassen sich aber oft nicht für die ein-
zelnen Erzeugnisse ermitteln (vgl. Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII.
§ 255 HGB Rn. 470 „Kuppelproduktkalkulationen“; s. auch Anm. 467 „Kuppel-
produktion“). Dann sind die gesamten HK durch Schätzung auf die Erzeugnisse
aufzuteilen.
Wertermittlungsmethoden: Als betriebswirtschaftlich anerkannte und damit
auch stl. akzeptierte Bewertungs- und Kalkulationsmethoden kommen
– die Restwertmethode,
– die Kostenverteilungsmethode,
– die Marktwertmethode und
– die Päckchen-Deckungsbeitragsmethode (vgl. Zahn, HdRW, 2. Aufl. 1981,

Sp. 850, 851)
zur Anwendung (zur Bewertung vgl. Wurl, WPg 1975, 101).
E Bei der gängigen Marktwertmethode erfolgt eine Bewertung der hergestellten Er-
zeugnisse mit den jeweiligen Verkaufserlösen. Sodann werden die Produktions-
kosten entsprechend diesen Verkaufserlösen verteilt. Hierbei wird unterstellt,
dass sich die HK der Kuppelprodukte zueinander genauso wie das Verhältnis ih-
rer Verkaufspreise verhalten.
E Die Restwertmethode findet Anwendung, wenn bei der Produktion ein Haupt-
und ein Nebenerzeugnis anfallen; hierbei werden zur Bewertung des Hauptpro-
dukts die Verkaufserlöse des Nebenprodukts von den gesamten HK beider
Kuppelprodukte abgezogen. Die verbleibenden Kosten entsprechen den HK
für das Hauptprodukt.
E Kostenverteilungsmethode: Sofern mehr als ein Hauptprodukt entsteht, kann die
Kostenverteilungsmethode in Betracht kommen, welche die Restwertmethode
kombiniert anwendet, indem die Erlöse der Nebenprodukte von den gesamten
HK abgesetzt werden und die Rest-HK der Hauptprodukte nach technischen
Merkmalen verteilt werden. Steuerlich Erhardt (StBp. 1975, 29): Aufteilung
nach Äquivalenzziffern, die sich richten können nach den Marktpreisen oder
nach produktionstechnischen Eigenschaften; vgl. auch Schäfer, StBp. 1985, 43.
Es spricht uE jedoch nichts dagegen, die handelsrechtl. angewandten Bewer-
tungsmethoden auch stl. zu übernehmen.

Einstweilen frei.

9. Besonderheiten der vorratsbezogenen Herstellungskosten

Abfälle: Beseitigung von Abfällen der Fertigung (zB Kontaminationen) ver-
ursacht Fertigungsgemeinkosten. Wiederverwendete Abfälle sind Materialeinzel-
kosten. Die Aufarbeitung von Abfällen (zB aus Trümmern eines zerstörten
WG) verursacht HK des Materials, die dann in die HK des unter Verwendung
der Abfälle hergestellten WG eingehen (vgl. BFH v. 5.12.1963 – IV 103/61 U,
BStBl. III 1964, 299, betr. Gewinnung von Ziegeln aus Gebäudetrümmern).
Verkaufserlöse, die aus der Beseitigung von Abfällen entstehen, die im Rahmen
der Herstellung anfallen, mindern uE die HK (ähnlich wie bei der Anwendung
der Restwertmethode im Rahmen der Kuppelproduktion, s. Anm. 988).
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Abfüllkosten eines flüssigen, körperlich fertiggestellten und insoweit verkauf-
baren, aber ohne Abfüllung nicht lieferbaren Erzeugnisses, zB von Bier auf Fäs-
ser oder Flaschen, rechnet BFH v. 26.2.1975 (I R 72/73, BStBl. II 1976, 13;
ebenso BFH v. 3.3.1978 – III R 30/76, BStBl. II 1978, 412) noch zu den HK
des Erzeugnisses (glA Peiner, BB 1976, 834). Bei Büchern wird der sog. Schutz-
umschlag der Innenverpackung zugerechnet, so dass insoweit HK vorliegen
(BFH v. 21.1.1971 – IV R 51/69, BStBl. II 1971, 304). Handelsrechtlich wird
der Vorgang aber häufig den Vertriebskosten zugerechnet (zB Bachmayr, BB
1976, 565; Rudolph, BB 1976, 877, mwN).
Abnahme der Erzeugnisse durch den Besteller: Siehe „Prüfung“.
Abraum: Kosten der Beseitigung des Deckengebirges bei der Mineralgewin-
nung sind HK; die Kosten der Schaffung eines Abraumvorrats sind aktivie-
rungspflichtig, BFH v. 23.11.1978 – IV R 20/75, BStBl. II 1979, 143; H 6.3
„Abraumvorrat“ EStH.
Anzahlungen für ein Bauvorhaben, für die infolge Konkurses des Bauunter-
nehmers Herstellungsleistungen nicht erbracht werden, gehören mangels Ver-
brauch von Gütern nicht zu den HK des Bauherrn, da eine Vermögens-
umschichtung insoweit nicht erfolgt ist (BFH v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II
1990, 830). Es liegen insoweit entweder BA oder WK vor.
Arbeitsleistung, eigene, des Herstellers gehört nicht zu den HK (BFH v. 30.6.
1955 – IV 695/54, BStBl. III 1955, 238); anders hingegen bei Tätigkeitsver-
gütungen iSd. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, die dem Gesellschafter von der Gesell-
schaft im Zusammenhang mit der Herstellung eines WG gewährt werden (BFH
v. 8.2.1996 – III R 35/93, BStBl. II 1996, 427; s. Anm. 463). Hierbei wäre weiter
danach zu differenzieren, ob diese Aufwendungen direkt einen Fertigungsbezug
(dann Einbeziehungspflicht) oder einen Verwaltungsbezug aufweisen (dann uE
Einbeziehungswahlrecht; s. Anm. 463h).
Arbeitsvorbereitung: Über personelle Arbeitsvorbereitung s. „Lohnkosten“,
über materielle Arbeitsvorbereitung s. Anm. 985. Nach R 6.3 Abs. 2 EStR han-
delt es sich grds. um aktivierungspflichtige Material- oder FGK vorbehaltlich ei-
ner Veranlassung durch die Fertigung. Über Vorbereitung des Abbaus von Bo-
denschätzen s. „Abraum“.
Aufnahmekosten zur Herstellung eines Tonträgers oder einer sonstigen Art ur-
heberrechtlich geschützten Inhalts sind grds. HK. Soweit eine Selbstnutzung im
Rahmen einer Auslizensierung im Vordergrund steht, liegt ein selbst erstelltes
immaterielles WG des AV vor (§ 5 Abs. 2; ebenso BFH v. 28.5.1979 – I R 1/76,
BStBl. II 1979, 734 [738]).
Aufräumungsarbeiten, die sich notwendigerweise durch den Herstellungsvor-
gang ergeben, gehören als FGK zu den HK der betreffenden Erzeugnisse (RFH
v. 1.4.1936, RStBl. 1936, 446, betr. Sortieren von Drucktypen in Druckereien).
Im Übrigen handelt es sich um nicht einbeziehungspflichtige Verwaltungskosten
oder gar Vertriebskosten.
Ausbildung von Arbeitnehmern: Aufwendungen für das Ausbildungswesen,
insbes. also Arbeitslöhne für Auszubildende und Ausbilder, gehören grds. zu
den allgemeinen Verwaltungskosten (R 6.3 Abs. 4 Satz 2 EStR) und brauchen
daher nicht in die HK eingerechnet zu werden (s. auch „Verwaltungskosten“).
Eine Ausnahme wird man aber bei denjenigen Arbeitslöhnen machen müssen,
die bestimmten – zB den in einer Lehrwerkstatt hergestellten – Erzeugnissen di-
rekt zugerechnet werden können. Gegebenenfalls kommt jedoch eine Teilwert-
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§ 6 Anm. 1000 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

abschreibung wegen höheren Zeit- und damit Lohnaufwands als bei Facharbei-
tern in Betracht.
Beförderung von ArbN verursacht Fertigungsgemeinkosten, soweit die ArbN
in der Fertigung eingesetzt sind. Die innerbetriebliche Beförderung von Fer-
tigungsmaterial führt ebenfalls zu Fertigungsgemeinkosten, auch die Beför-
derung von Mineralien von der Abbaustelle zu einer Halde und weiter zur Ver-
ladestelle, nicht dagegen die Beförderung von Fertigerzeugnissen zu
Auslieferungslägern (glA BFH v. 29.3.1976 – III R 171/72, BStBl. II 1976, 409).
Die innerbetriebliche Beförderung von Anlagegegenständen – zB zur besseren
Ausnutzung – bildet uE weder Herstellungsaufwand bei den Anlagegütern noch
der Fertigung zurechenbare Kosten; anderenfalls würde man einen Teil der kapi-
talisierten Rendite der WG aktivieren, was aber unzulässig ist.
Beschaffungskosten für Fertigungsmaterial sind HK, da schon die Aufwen-
dungen für Transport und Prüfung zu den Material- bzw. FGK zählen, BMF v.
11.11.1974, BStBl. I 1974, 994 (1000); R 6.3 Abs. 2 EStR; s. Anm. 463d. Abzu-
grenzen sind diese von den Kosten, die für die Bereiche Beschaffung bzw. Ein-
kauf insgesamt anfallen und nicht einzelnen Beschaffungsvorgängen zurechen-
bar sind, da insoweit nicht einrechnungspflichtige Verwaltungskosten als
HK-Bestandteile vorliegen; s. auch Anm. 463h.
Betriebsleitung verursacht Fertigungsgemeinkosten, soweit die Fertigung gelei-
tet wird (R 6.3 Abs. 2 EStR). Anderenfalls gehören die Aufwendungen zu den
Verwaltungskosten, für die ein Wahlrecht besteht; s. auch Anm. 463h.
Betriebsrat: Aufwendungen für ihn gehören zu den aktivierbaren, aber nicht
aktivierungspflichtigen allgemeinen Verwaltungskosten (R 6.3 Abs. 4 Satz 2
EStR; s. Anm. 463h).
Bewachung: Personelle und materielle Aufwendungen für Bewachung der Fer-
tigungsstätten (Löhne, Bewachungsunternehmen, Alarmanlagen) verursachen
Fertigungsgemeinkosten.
Biersteuer: Siehe Anm. 463g „Verbrauchsteuern“.
Branntweinsteuer für Branntwein, den der Stpfl. von der Bundesmonopolver-
waltung bezieht und zu Fertigerzeugnissen verarbeitet, ist handelsrechtl. bei den
HK der Spirituosen zu aktivieren und stl. nach § 5 Abs. 5 abzugrenzen, ohne
dass sich daraus materielle Unterschiede ergeben (zum Handelsrecht Knop/Kü-
ting in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 255 HGB Rn. 367; bezüglich der An-
wendung von § 5 Abs. 5 offen gelassen von BFH v. 5.5.1983 – IV R 18/80,
BStBl. II 1983, 559); s. Anm. 463g „Verbrauchsteuern“.
Einkauf: Aufwendungen für das Einkaufsbüro gehören zu den aktivierbaren,
aber nicht aktivierungspflichtigen Kosten der allgemeinen Verwaltung (R 6.3
Abs. 4 Satz 2 EStR); s. Anm. 463h.
Energie: Die Aufwendungen für elektrischen Strom, Gas, Brennstoffe, Wasser-
kraft, Dampf und dergleichen gehören zu den FGK (BFH v. 26.1.1960 – I D
1/58 S, BStBl. III 1960, 191), soweit sie nicht auf die allgemeine Verwaltung
oder auf den Vertrieb entfallen.
Erhaltungsaufwand für Produktionsmittel bildet FGK (BFH v. 26.1.1960 – I
D 1/5, BStBl. III 1960, 191; einschränkend Börnstein, DB 1959, 381 [384]: so-
weit er den betriebs- oder branchenüblichen Umfang nicht übersteigt).
Forderungsausfälle: keine HK.
Garantieleistungen und die hierfür gebildeten Rückstellungen gehören nicht zu
den HK (Sonderkosten), vgl. ADS VI. § 255 HGB Rn. 178, 179. Einmal stehen
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die Rückstellungen idR nicht mit bestimmten gefertigten Stücken in unmittel-
barem Zusammenhang, sondern sie drücken nur das durchschnittliche Risiko
aus, das bei einzelnen Stücken akut werden kann, bei anderen nicht (Absatz-
bzw. Vertriebsrisiko); ferner ergibt sich die Gewährleistungspflicht aus Vertrag
oder Gesetz, jedenfalls ist sie besonderer Teil der Erfüllung des Liefervertrags,
nicht unmittelbar Teil der Herstellung (glA van der Velde, StbJb. 1956/57, 341;
Pieper, Steuerliche Herstellungskosten, 1975, 232). Dies gilt auch, wenn solche
Leistungen letztlich in die HK einkalkuliert sind. Eine Einbeziehung solcher
Vertriebskosten in die HK scheidet daher aus (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 506 mwN; s. auch § 5 Anm. 607 ff.). Soweit die Garantieleistung zur Her-
stellung des WG notwendig ist, kann diese aber als HK zu qualifizieren sein
(ebenso Grottel/Pastor in Beck-BilKomm. VIII. § 255 HGB Rn. 470 „Garan-
tien“).
Gebäude: Zu den HK eines Gebäudes gehören alle Aufwendungen, die auf ei-
ner Herstellungsleistung für das Gebäude beruhen und die zum Verbrauch von
Gütern oder zur Inanspruchnahme von Diensten geführt haben. Hierzu gehö-
ren auch für die Herstellung des Bauwerks verlangte und gezahlte überhöhte
Preise, Mehraufwendungen für Schwarzmarktpreise und Schnellbauzuschläge
sowie Leistungen für die Bauüberwachung und für das Richtfest (vgl. BFH v.
24.3.1987 – IX R 31/84, BStBl. II 1987, 69; v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II
1990, 830). Soweit die Aufwendungen für das Richtfest mit dem Ziel der Kun-
denneugewinnung den üblichen Rahmen übersteigen, sollen die Aufwendungen
zu den Vertriebskosten zählen (vgl. FG Brandenb. v. 14.12.2010 – 6 K 2428/04,
EFG 2011, 1143, nrkr. m. Anm. Hoffmann, StuB 2011, 956, Az. BFH IV B
23/11).
Gewinnbeteiligung von ArbN des Fertigungsbereichs: Siehe Anm. 463a.
Grundsteuer: Siehe Anm. 463g.
Instandsetzungskosten können Herstellungsaufwand oder Erhaltungsauf-
wand bilden; Abgrenzung s. Anm. 470–502. Soweit Herstellungsaufwand, geht
er über die AfA in die HK ein, s. Anm. 986. Anderenfalls ist der Erhaltungsauf-
wand, der auf den Fertigungsbereich entfällt, sowieso aktivierungspflichtig. Dies
gilt auch für die Instandhaltungsrückstellungen oder Rückstellungen für Groß-
reparaturen, die im Bereich der Fertigungsanlagen gebildet werden (glA Oestrei-
cher in Beck-HdR, B 163 Rn. 103 f.).
Klischees: Aufwendungen eines Verlags für Klischees zur Herstellung von Bü-
chern gehören zu den FGK der ersten Auflage, wenn die Wiederverwendung
der Klischees für weitere Auflagen ungewiss ist und daher die Aufwendungen
bei der Preiskalkulation der ersten Aufl. voll berücksichtigt werden (BFH v.
21.1.1971 – IV R 51/69, BStBl. II 1971, 304).
Kraftanlage: Aufwendungen hierfür gehören zu den FGK (BFH v. 26.1.1960 –
I D 1/5, BStBl. III 1960, 191).
Kraftfahrzeugsteuer gehört nicht zu den HK, ausgenommen für die Fahrzeu-
ge, die unmittelbar der Fertigung dienen; insoweit liegen dann FGK vor.
Lagerkosten: Es ist zu unterscheiden zwischen Lagerkosten für Roh-, Hilfs-
und Betriebsstoffe, unfertige Erzeugnisse und Werkzeuge und Lagerkosten für
fertige Erzeugnisse. Nur die ersteren gehören zu den Materialgemeinkosten bzw.
FGK (glA für AK BFH v. 31.7.1967 – I 219/63, BStBl. II 1968, 22), da der Her-
stellungsprozess mit der technischen Fertigstellung des Erzeugnisses beendet ist.
Ausnahmen bestehen nur dann, wenn die Lagerung zum Herstellungsvorgang
gehört, zB bei alkoholischen Getränken, Holz und Milcherzeugnissen (BFH v.
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3.3.1978 – III R 30/76, BStBl. II 1978, 412; vgl. Rau, BB 1962, 704, und DB
1963, 11; Schindele, StBp. 1963, 162); s. zum Zeitraum der Herstellung
Anm. 266 und 975.
Leasing: Siehe „Miete“.
Leerlaufkosten: Siehe „Stillstandskosten“; Anm. 983, 984.
Lizenzgebühren können zu den HK oder zu den allg. Verwaltungskosten oder
Vertriebskosten der Erzeugnisse gehören. Es kommt darauf an, ob die Lizenz
für die Herstellung oder den Verkauf des Vertragsgegenstands zu zahlen ist (glA
Schindele, BB 1958, 1033; van der Velde, DB 1962, 709); ist beides der Fall,
müssen die Kosten uE aufgeteilt werden, da sie nur insoweit HK bilden, als sie
durch die Fertigung verursacht werden, und dies nicht der Fall ist, soweit der
Stpfl. den Vertragsgegenstand von Dritten herstellen lässt und nur – lizenz-
pflichtig – vertreibt. Nach BFH v. 23.9.1969 (I R 22/66, BStBl. II 1970, 104)
sind umsatzabhängige Vergütungen (Umsatzlizenzen) nach allgemeiner betriebs-
wirtschaftlicher Auffassung weder dem Anschaffungs- noch dem Bestellungs-
bereich, sondern dem Vertriebsbereich zuzurechnen. Gebrauchslizenzen, dh.
Zahlungen für die Herstellung zum eigenen Gebrauch des Vertragsgegenstands,
gehören uE nicht stets zu den HK des Gegenstands; für die Aktivierung von Li-
zenzgebühren als Sondereinzelkosten der Fertigung ist die Art ihrer Veranlas-
sung maßgebend. Stücklizenzen, bemessen nach der mit dem lizensierten Anla-
gegut bewirkten Erzeugung, werden wirtschaftlich nicht durch die Herstellung
des Anlageguts, sondern durch die Erzeugung verursacht und gehören daher uE
zu den HK der Erzeugnisse. Das gilt auch, wenn mangels ausreichender Erzeu-
gung für einzelne Jahre Mindestlizenzen gezahlt werden.
Lohnkosten: Siehe Anm. 463a und 463e. Löhne, die nicht Fertigungslöhne
sind, aber mit der Fertigung im Zusammenhang stehen (zT auch Hilfslöhne ge-
nannt) sind Fertigungsgemeinkosten, zB für Lager- und Werkstattverwaltung,
sofern Fertigungsmaterialien und Fertigungswerkzeuge verwaltet werden, Kos-
ten des Lohnbüros für den Fertigungsbereich, Löhne für Arbeitsvorbereitung,
Werkstattkonstrukteure, für Werkstoffprüfung und Werkstoffabnahme, Förder-
wesen, Kraftanlagen, Reinigung der Anlagen (BFH v. 26.1.1960 – I D 1/58 S,
BStBl. III 1960, 191), Überwachung der Fertigung, Prüfung der Erzeugnisse,
Wach- und Sicherheitsdienst, Abfallbeseitigung, auch bezahlte Wartezeiten und
Urlaub, soweit nicht bereits unter den Fertigungslöhnen erfasst; R 6.3 Abs. 2
EStR; s. auch unter den einzelnen in Betracht kommenden Stichworten.
Miete (ebenso Leasingaufwand) für die zur Herstellung benutzten Anlagegüter
gehört zu den HK.
Montagekosten sind bei selbst hergestellten Anlagegütern, zB Maschinen, als
FGK zu aktivieren. Der Einbezug in die HK findet so über den Werteverzehr
des Anlagevermögens statt; s. auch „AfA“.
Patente: AfA für erworbene Patente gehören zum Werteverzehr des AV; s.
Anm. 987; soweit das Patentrecht die Fertigung erst ermöglicht, stellen die zum
Erwerb des Patents angefallenen Aufwendungen Sondereinzelkosten der Fer-
tigung dar und sind damit aktivierungspflichtige HK-Bestandteile; s. auch
Anm. 986.
Provisionen: Siehe „Vertriebskosten“.
Prüfung von Fertigungsmaterial, Fertigungsprozess und Erzeugnissen ver-
ursacht Fertigungsgemeinkosten, auch soweit der Hersteller die Kosten der Prü-
fung durch den Besteller trägt, R 6.3 Abs. 2 EStR.
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Prüfung des Jahresabschlusses: Aufwendungen hierfür gehören uE zu den
nicht aktivierungspflichtigen allgemeinen Verwaltungskosten, s. Anm. 463h.
Redaktionskosten gehören nicht zu den HK von Druckvorlagen einer Zeit-
schrift, s. ua. BFH v. 18.6.1975 (I R 24/73, BStBl. II 1975, 809). Siehe auch
BMF v. 16.3.1979, BStBl. I 1979, 197.
Reinigung von Fertigungsanlagen und Materiallager verursacht FGK (BFH v.
26.1.1960 – I D 1/58 S, BStBl. III 1960, 191; R 6.3 Abs. 2 EStR: Kostenstelle
Raumkosten).
Reisekosten und Auslösungen bilden Fertigungslöhne und damit HK, soweit
sie auf die Herstellung und nicht auf die Verwaltung bzw. den Vertrieb entfallen.
Retrograde Wertermittlung der HK (Verkaufswertverfahren): Siehe
Anm. 976.
Sonderabschreibungen: Siehe Anm. 983.
Soziale Aufwendungen: Begrifflich umfassen diese die Aufwendungen für so-
ziale Einrichtungen, für freiwillige soziale Leistungen und für die betriebliche Al-
tersversorgung. Wegen des Einbeziehungswahlrechts (s. Anm. 461 und 463i) ist
stl. eine Abgrenzung zu den FGK notwendig; s. auch Anm. 982; zu beispielhaf-
ten Kosten s. R. 6.3 Abs. 4 Sätze 3–5 EStR.
Steuern gehören zu den Fertigungsgemeinkosten, soweit sie zum Fertigungs-
bereich rechnen (BFH v. 26.1.1960 – I D 1/58 S, BStBl. III 1960, 191); s.
Anm. 463g. Nachzahlungen für Zeiträume, die vor der Fertigung des zu bewer-
tenden WG liegen, gehören aber nicht zu seinen HK, auch wenn sie ihrem We-
sen nach zu den FGK rechnen (glA o.V., StBp. 1965, 318).
Stillstandskosten: Siehe Anm. 984 zur Unterbeschäftigung; R 6.3 Abs. 6 EStR
(BFH v. 15.2.1966 – I 103/63, BStBl. III 1966, 468) und Anm. 983 zu Abschrei-
bungen.
Teilwertabschreibung verursacht keine HK, da kein angemessener Wertever-
zehr vorliegt, s. Anm. 463f und 983.
Umsatzvergütungen: Siehe „Lizenzgebühren“.
Unentgeltliche Dienstleistungen Dritter, die der Stpfl. aus – von ihm her ge-
sehen – betrieblichem Anlass erhält und für die Herstellung von WG verwendet,
bewirken nur eine Ersparnis von Aufwendungen und wirken sich nicht auf die
HK aus. Es liegt insoweit stl. unbeachtlicher Drittaufwand vor (vgl. auch BFH
v. 20.9.1990 – IV R 300/84, BStBl. II 1991, 82).
Unfallverhütung (Arbeitsschutz); Unfallstation usw. verursachen Fer-
tigungsgemeinkosten, soweit sie auf die Fertigungsstätten entfallen (R 6.3 Abs. 2
EStR).
Verlag: Über HK von Büchern s. „Klischees“, „Verpackungskosten“. Autoren-
honorar rechnet nicht zu den HK eines Buchs, wenn das Honorar entweder nur
nach dem im vorangegangenen ersten oder zweiten Kalenderhalbjahr erzielten
Umsatz des jeweiligen Werks oder nach Erreichen bestimmter, in Bruchteilen
der Verkaufsauflage ausgedrückten Umsatzquoten berechnet wird (so FG Düss.
v. 14.11.1968 – VIII 117-123/66 F, VIII 117/66 F, VIII 118/66 F, VIII 119/66
F, VIII 120/66 F, EFG 1969, 231, rkr.); s. auch § 5 Anm. 1683 und 1715.
Verpackungskosten gehören nur insoweit zu den Materialeinzelkosten (Hilfs-
stoffen) oder Fertigungseinzelkosten (zB Löhnen), als es sich um die zur Ausliefe-
rung notwendige Verpackung handelt und diese im Verkaufspreis enthalten ist
(sog. Innenverpackung), zB die Verpackung bei Schuhcreme, Seifenpulver und
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Zahnpasta, ferner oft bei Nahrungs- und Genussmitteln (Bier – BFH v. 26.2.1975
– I R 72/73, BStBl. II 1976, 13 – und Säfte in Flaschen oder Dosen, Milch in Tü-
ten, Pulverkaffee in Gläsern, Brotscheiben in Folien; BFH v. 3.3.1978 – III R
30/76, BStBl. II 1978, 412: Flaschen, nicht aber Abfüllanlage für Getränke; BFH
v. 3.3.1978 – III R 30/76, BStBl. II 1978, 412: nicht Schrumpffolien und Maschi-
ne zum Banderolieren von Druckerzeugnissen; ggf. Garnrollen, Spulen, Hülsen,
wenn diese mitgeliefert werden und nicht zum AV gehören). Die sog. Außenver-
packung (Kartons, Kisten usw. zum Zweck des Transports) dient dagegen dem
Vertrieb und gehört daher zu den Vertriebskosten, auch wenn Herstellung und
Verpackung technisch in einer sog. geschlossenen Anl. einheitlich erledigt werden
und die Betriebswirtschaftslehre daher solche Vorgänge einheitlich beschreibt
(BFH v. 3.3.1978 – III R 30/76, BStBl. II 1978, 412). Bei der Abgrenzung zwi-
schen Innen- und Außenverpackung ist auf das einzelne Erzeugnis selbst abzu-
stellen, nicht darauf, in welcher Form (Flaschen in Kästen, Druckerzeugnisse in
Bündeln) die Kunden die Erzeugnisse zu erhalten wünschen (BFH v. 3.3.1978 –
III R 30/76, BStBl. II 1978, 412; best. durch BFH v. 20.5.1988 – III R 31/84,
BStBl. II 1988, 961). Vgl. auch BFH v. 2.2.1990 – III R 126/85, BStBl. II 1990,
593, betr. Einmalkanülen; BFH v. 28.8.1987 – III R 88/82, BStBl. II 1987, 789:
Cellophanumhüllung bei Tonbandkassetten sind Vertriebskosten.
Versicherungen: Kosten der Sachversicherung für die Fertigungsanlagen gehö-
ren zu den FGK (BFH v. 26.1.1960 – I D 1/5, BStBl. III 1960, 191; R 6.3 Abs. 2
EStR). Bei einem Bauträger gehören uE damit auch alle mit der Herstellung im
Zusammenhang stehenden Versicherungen im Bereich der Bauhaftpflichtver-
sicherung oder etwa der sonstigen Risikoversicherungen (Feuer, Glas, Einbruch)
zu den stl. HK (vgl. Anm. 463e; aA Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 220
„Bauwesenversicherung“ mit Verweis auf BFH v. 29.11.1983 – VIII R 96/81,
BStBl. II 1984, 303).
Vertriebskosten: Vertriebsgemeinkosten sind keine HK, s. Anm. 464a. Aufwen-
dungen für beigepackte technische Druckschriften gehören zu den HK, soweit sie
Erläuterungen zur Inbetriebnahme, Bedienung, Wartung und dergleichen enthal-
ten, nicht dagegen Aufwendungen für Garantiekarten, Kundendienstverzeichnisse
und dergleichen; so Christiansen, StBp. 1979, 204; Mathiak, DStJG 7 (1984),
131.
Problematisch bei langfristiger Fertigung ist die Abgrenzung der Sondereinzel-
kosten des Vertriebs von den Sonderkosten der Fertigung, für die insoweit zwin-
gend stl. eine Einbeziehungspflicht greift; s. auch Anm. 464a, 463b und 986.
Provisionsaufwendungen eines Fernsprechbuchverlags als nicht aktivierbare
Vertriebskosten: vgl. FG Nürnb. v. 22.1.1975 – V 159/72, EFG 1975, 248, rkr.;
FG Düss. v. 2.12.1977 – VI 633/76 A, EFG 1978, 83).
Planungskosten sind uU HK (s. Anm. 463b; BFH v. 11.3.1976 – I V R 176/72,
BStBl. II 1976, 614; FG Münster v. 15.12.1995 – 11 K 3829/94 E, EFG 1996,
472, rkr.).
Nachbetreuungsaufwendungen nach Aufnahme der Serienproduktion gehören
ebenfalls zu den Vertriebskosten.
Vorbereitung der Fertigung: Die Aufwendungen gehören als FGK zu den
HK der Erzeugnisse. Über Kosten der Fertigungsvorbereitung in der Serienfer-
tigung vgl. Christiansen, StBp. 1983, 113.
Weihnachtszuwendungen: Siehe Anm. 461i.
Werbeagentur: Zu HK bei Werbeagentur vgl. Günther, DB 1971, 877 (bes.
881 f.).



HHR Lfg. 255 Februar 2013 Kleinle/Dreixler

Zinsloser Kredit: Ob eine Minderung von HK in Höhe des Unterschieds zwi-
schen Barwert und Nennbetrag eines für die Herstellung gewährten zinslosen
Kredits in Betracht kommt, ist durch BFH v. 26.10.1987 (GrS 2/86, BStBl. II
1988, 348) endgültig entschieden worden. Demnach begründet die bloße Nut-
zung eines fremden WG zu betrieblichen Zwecken strechtl. kein einlagefähiges
WG. Eine Minderung der HK kommt demnach nicht in Betracht; H 4.2 Abs. 1
„Nutzungsrechte/Nutzungsvorteile“ EStH; s. auch „Unentgeltliche Dienstleis-
tungen Dritter“.
Zulassungskosten: Die Kosten für die Zulassung eines neu entwickelten Pflan-
zenschutzmittels nach dem Pflanzenschutzgesetz sind Bestandteil der HK für
die Rezeptur des Pflanzenschutzmittels (vgl. BFH v. 8.9.2011 – IV R 5/09,
BStBl. II 2012, 122).

VI. Bewertung zum niedrigeren Teilwert

1. Allgemeines zum Teilwertansatz
Teilwertansatz: Nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 können andere WG des Betriebs,
insbes. UV, wozu auch die Vorräte zählen (s. Anm. 966 f.), mit dem Teilwert an-
gesetzt werden, sofern dieser aufgrund einer dauernden Wertminderung gesun-
ken ist. Hiermit sind viele sachliche Anwendungsfragen verbunden, welche
– den Teilwertbegriff und die -konzeption allg. (s. Anm. 572–582),
– die Ansatzpflicht des niedrigeren Teilwerts (s. Anm. 561–571, 969),
– die Dauerhaftigkeit der Wertminderung (s. Anm. 1020) sowie
– den Ansatz des höheren Teilwerts („Teilwert-Wertaufholung“, s.

Anm. 624–626, 934 und 971) betreffen.
Teilwertbegriff und Annahmen: Siehe Anm. 554 und 579–582.
Abzugrenzen ist der Begriff somit vom Liquidationswert bzw. dem gemeinen
Wert (Verkehrswert; s. Anm. 574–578). Während beim Teilwert die Veräuße-
rung des gesamten Betriebs unterstellt wird, geht der gemeine Wert von der Ein-
zelveräußerung aus. Regelmäßig liegt der Teilwert über dem gemeinen Wert (vgl.
Anm 575 aE). Der gemeine Wert als Einzelveräußerungspreis stellt daher viel-
fach eine bewertungsrechtl. Untergrenze dar (s. Anm. 1017). Inhaltlich ist der
Teilwert iSv. Abs. 1 Nr. 3 auf die Bewertung von WG des laufenden Betriebs
zugeschnitten. Zur Bewertung von Umlaufgütern bei der Betriebseröffnung vgl.
BFH v. 10.7.1991 – VIII R 126/86, BStBl. II 1997, 840.
Rechtsentwicklung des Teilwerts: Siehe Anm. 572.
Zielsetzung des Teilwerts: Der Teilwertansatz dient neben der Verlustantizi-
pation im Rahmen der Anwendung des handelsrechtl. Imparitätsprinzips (vgl.
§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) auch der Abgrenzung von privater und betrieblicher
Sphäre (vgl. § 10 Satz 1 BewG) und modifiziert insoweit die allgemeinen Ansatz-
und Bewertungsvorschriften mit den AHK (vgl. Kulosa in Schmidt XXXI. § 6
Rn. 237 mit Hinweis auf weitere Bedeutung des Teilwerts); zur Kritik am Teil-
wertgedanken s. Anm. 620; s. zB Koch, ZfhF 60, 319–353 und Schneider,
WPg. 1969, 305 [307]): Gabert, Der Bewertungsmaßstab des Teilwerts im Bi-
lanzsteuerrecht, Diss. 2010; Patek, BFuP 2011, 282).
Zu verfassungsrechtl. Fragestellungen des Teilwertansatzes mit Blick auf den
Vermögensvergleich vgl. Schlotter, Teilwertabschreibung und Wertaufholung
zwischen StBil. und Verfassungsrecht, 2005, S. 268 ff.
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2. Teilwertvermutungen bei Vorräten

a) Inhalt der Teilwertvermutungen
Bedeutung der Teilwertvermutungen: Siehe auch Anm. 586.
Teilwertvermutungen bei Vorräten (Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, unfertige
Erzeugnisse und Leistungen, Fertigerzeugnisse und Waren) sind substanzwert-
orientiert und bestehen aus folgenden Fiktionen:
– Anschaffungs- und Herstellungskosten (im Zeitpunkt des Erwerbs; s.

Anm. 1007) und
– Wiederbeschaffungskosten (s. Anm. 1008) und
– Wiederherstellungskosten (s. Anm. 1009).
Bei zum Verkauf bestimmten WG ist der vermutete Teilwert absatzorientiert
und leitet sich aus dem zukünftigen Verkaufspreis ab (s. Anm. 1010; vgl. BFH v.
27.10.1983 – BStBl. II 1984, 35; v. 31.1.1991 – IV R 31/90, BStBl. II 1991, 627,
unter 2: Hilfsstoffe; v. 9.11.1994 – I R 68/92, BStBl. II 1995, 336, unter II.1.:
zur Veräußerung bestimmte Grundstücke; H 6.7 Teilwertvermutungen – Nr. 4
EStH).
Überdies wird bei entbehrlichen (überflüssigen) Vorräten der Einzelveräuße-
rungspreis (sog. Mindestwert; s. Anm. 1018) zum Teilwert. Dieser Wert dient
allg. auch als Teilwert-Untergrenze.
Teilwertvermutungen sind widerlegbar und daher nicht bindend (s. Anm. 598;
R. 6.7 Satz 3 EStR).
Zur Nachweisführung und Beweislast s. Anm. 1019 ff.

b) Verhältnis zu anderen Vorschriften
Nachweis des Teilwerts durch Schätzung: Da der Teilwert im Allgemeinen
nur im Wege der Schätzung (iSd. § 162 AO) ermittelt werden kann und der
Kaufmann die Verhältnisse seines Unternehmens am besten kennt, kommt dem
Ermessen des Kaufmanns bei dieser Schätzung besondere Bedeutung zu (so
auch Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 585; H 6.7 „Schätzung“ EStH). Seine Schät-
zung muss jedoch eine objektive Grundlage in den am Bilanzstichtag gegebenen
Verhältnissen finden. Dabei können die Erfahrungen der Vergangenheit einen
wichtigen Anhaltspunkt für die Schätzung des Teilwerts des einzelnen WG bil-
den, solange sich die Verhältnisse nicht wesentlich ändern. Bloße Vermutungen,
pessimistische Beurteilungen künftiger Entwicklungen und offensichtliche Fehl-
einschätzungen sind demgegenüber nicht zu beachten (vgl. BFH v. 1.4.1958 – I
60/57 U, BStBl. III 1958, 291; v. 8.4.1964 – VI 299/62, HFR 1964, 641; v.
22.10.1991 – VIII R 64/86, BFH/NV 1992, 449). Hält sich die Schätzung des
Kaufmanns unter Berücksichtigung dieser Umstände innerhalb des ihm zukom-
menden Schätzungsrahmens, so ist die Schätzung für das FA grds. bindend
(BFH v. 1.4.1958 – I 60/57 U, BStBl. III 1958, 291; v. 6.11.1963 – I
337-338/61, HFR 1964, 117).
Bilanzberichtigung bei fehlerhafter Teilwertschätzung: Sofern eine fehler-
hafte Schätzung des Teilwerts vorliegt, kommt eine Bilanzberichtigung gem. § 4
Abs. 2 Satz 1 (s. auch § 4 Anm. 403) in Betracht. Dies setzt voraus, dass der Bi-
lanzansatz nach den Erkenntnissen im Zeitpunkt der Bilanzerstellung objektiv
gegen ein handels- oder strechtl. Bilanzierungsgebot oder -verbot verstößt (vgl.
auch BFH v. 5.4.2006 – I R 46/04, BStBl. II 2006, 688; FG Köln v. 15.6.2011 –
7 K 3709/07, BB 2011, 2608). Nach der Rspr. des BFH v. 22.9.2008 (I B
220/07, nv.) ist „in Fällen, in denen der Stpfl. einen Beurteilungsspielraum hat
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[…], ein Verstoß gegen die handelsrechtlichen GoB erst dann anzunehmen,
wenn der Beurteilungsspielraum bzw. Schätzrahmen verlassen wird und der
Stpfl. seine […] Beurteilung zum Bilanzstichtag nicht pflichtgemäß und mit der
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns […] vorgenommen hat“. Materiell ergibt
sich durch die Änderung der Maßgeblichkeit (s. Anm. 968) nur dann ein Anwen-
dungsbereich für eine Berichtigung, wenn der in der StBil. gewählte Teilwert-
ansatz fehlerhaft ist. Anderenfalls ergibt sich durch den Ansatz mit den AHK
als vermuteter Teilwert, der jedoch fehlerhaft ist, keine Möglichkeit mehr, im
Wege einer Berichtigung und nachträglich auf den (richtigen) niedrigeren Teil-
wert abzuschreiben.

3. Teilwert-Ermittlungsmethoden und Durchführung der Teilwert-
abschreibung

a) Teilwert-Ermittlungsverfahren und Anwendungsbereiche
Teilwertermittlungsverfahren: Eine Teilwertabschreibung iS eines Deckungs-
fehlbetrags (Unterschied zwischen AHK und Teilwert) und damit auch der Teil-
wert im eigentlichen Sinne lässt sich nach hM auf progressivem oder retrogra-
dem Weg (für Waren bevorzugtes sog. „Verkaufswertverfahren“) ermitteln (s.
Anm. 969).
E Die progressive Berechnungsweise eignet sich besonders für Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffe und noch nicht marktreife, selbsterzeugte Vorräte.

So auch BFH v. 29.11.1960 – I 137/59 U, BStBl. III 1961, 154; v. 29.4.1970 – III
217/63, BStBl. II 1970, 614; Döllerer, StbJb. 1977/78, 129 (142); Groh, StuW 1976,
36: bei allen betriebsnotwendigen Vorräten.

E Die retrograde, vom erwarteten Verkaufserlös zurückschreitende Berechnungsweise ist ins-
bes. bei Waren und Fertigerzeugnissen geeignet.

Vgl. ua. Groh, StuW 1976, 36: nur bei betriebsnotwendigem Vermögen; Kruschwitz,
DB 1976, 1069: auch für unfertige Erzeugnisse.

Bei Beständen an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie bei den nicht Wa-
ren oder Anlagegüter darstellenden Ersatzteilen sind die Grundsätze über unzu-
reichende Verkaufserlöse nicht direkt anzuwenden, weil diese WG nicht zur
Veräußerung bestimmt sind. Gleiches gilt für unentgeltlich abgegebene WG (s.
auch Anm. 1025 „Ärztemuster“, „Kataloge“). Für diese WG kommt uU
Teilwertabschreibung wegen mangelnder Verwendbarkeit in Betracht (s.
Anm. 1015). Zum Anwendungsbereich dieser Einschränkung der Teilwertver-
mutung s. auch Anm. 1008.
Bei Überbeständen muss darüber hinaus ausnahmsweise und unabhängig da-
von, welche Art von VV bewertet wird, uE generell die retrograde Bewertungs-
methode Verwendung finden. Siehe Anm. 1009.
Zum relevanten Markt vgl. auch Anm. 970 und Hoffmann, PiR 2006, 240.
Neben der konkreten Ermittlungsweise nach dem Ausgangswert der Ermitt-
lung (AHK oder Verkaufspreis) lässt sich der Teilwert bzw. Teilwertminderung
anhand pauschaler Ermittlungsweisen durch Abschläge ausgehend von den
AHK konkretisieren (so schon BFH v. 3.10.1963 – IV 214/61 U, BStBl. III
1964, 7; v. 24.2.1994 – IV R 18/92, BStBl. II 1994, 514). Die Praxis behilft sich
hierbei zur Vereinfachung häufig mit pauschalen Abschlägen in Abhängigkeit
vom Lagerumschlag und von weiteren, wertmindernden Umständen. Jedoch
sollen nach der neueren Rspr. konkrete Nachweise für die fehlende „Gängig-
keit“ als Voraussetzung für eine Teilwertabschreibung erforderlich sein (s.
Anm. 1025 „Gängigkeitsabschläge“).
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§ 6 Anm. 1005–1007 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

b) Durchführung der Teilwertabschreibung
Buchungstechnik der Teilwertabschreibung: Die Bewertung der WG mit
dem Teilwert kann sowohl indirekt als auch direkt erfolgen (s. Anm. 571). Die
indirekte Methode, bei der der Buchwert des WG beibehalten und lediglich ein
passiver Wertberichtigungsposten in Höhe der Teilwertabschreibung gebildet
wird, hat dabei im Hinblick auf das jetzt geltende Wertaufholungsgebot (s.
Anm. 625) den Vorteil, dass die ursprünglichen AHK des Bewertungsgegen-
stands aus der Buchhaltung direkt abgelesen werden können. Zur Zulässigkeit
beider Methoden mit Einf. des BilRiLiG s. Anm. 571.
Bei Ausübung des niedrigeren Teilwerts sind weitere Dokumentationsanforde-
rungen durch das BilMoG gem. § 5 Abs. 1 Satz 2 und 3 geschaffen worden. Sie-
he § 5 Anm. 880 und 885.

Einstweilen frei.

4. Anschaffungs- oder Herstellungskosten als vermuteter Teilwert
Inhalt der Vermutung: Weil im Allgemeinen die Vermutung gilt, dass der
Kaufmann für die Anschaffung oder Herstellung eines WG nicht mehr aufwen-
det, als ihm das WG im Hinblick auf die spätere Veräußerbarkeit wert erscheint
(BFH v. 3.7.1956 – I 118/55 U, BStBl. III 1956, 248; s. auch Anm. 587), gilt
nach der Rspr. auch bei WG des Vorratsvermögens die (widerlegbare) Ver-
mutung, dass der Teilwert im Zeitpunkt der Anschaffung/Herstellung den tat-
sächlich aufgewandten AHK entspricht. Dies wurde von der FinVerw. über-
nommen.

StRspr.: RFH v. 14.3.1928 – VI A 54/28, StuW 1928 II, Nr. 241; v. 11.1.1929 – VI A
1515/28, RStBl. 1929, 221; BFH v. 3.7.1956 – I 118/55 U, BStBl. III 1956, 248; v.
11.10.1960 – I 229/59, BStBl. III 1960, 509; v. 13.10.1976 – I R 79/74, BStBl. II 1977,
540; v. 19.5.1998 – I R 54/97, BStBl. II 1999, 277; v. 7.2.2002 – IV R 87/99, BStBl. II
2002, 294.

Dies kann als Ausfluss des allgemeinen Grundsatzes des venire contra factum
proprium, der sich auf § 242 BGB stützen lässt, gesehen werden. Im Schrifttum
wird dies auch damit begründet, dass der Teilwert als Korrektiv der Bewertung
mit den AHK wirken soll (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 601). Ein anderer
Wertansatz als die aufgewendeten AHK kommt bis zum Beweis des Gegenteils
daher nicht in Frage. Die Rspr. nimmt zur Konkretisierung der Teilwertver-
mutung eine Differenzierung in Fällen von Überpreisen (Anwendungsfall; s.u.)
und Fehlmaßnahmen (Abgrenzungsfall; Anm. 1025 „Fehlmaßnahme“) vor.
Die Teilwertvermutung, insbes. bei Überpreisen wird im Schrifttum krit. gese-
hen.

So zB Doralt, DStJG 1984, 148, mit Verweis auf die unzureichende Teilwertlehre als
Deduktionsbasis.

Geltungsbereich der Vermutung: Der Geltungsbereich dieser Teilwertver-
mutung ist grds. nicht auf einzelne Arten von WG beschr. (BFH v. 31.1.1991 –
IV R 31/90, BStBl. II 1991, 627). Die genannte Teilwertvermutung gilt auch, so-
weit nach dem Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung nachträgliche AHK
anfallen (BFH v. 4.3.1998 – X R 151/94, BFH/NV 1998, 1086). Im Umkehr-
schluss muss bei nachträglicher Minderung der AHK auch von einem Sinken
des Teilwerts ausgegangen werden.
Ebenso gilt die Vermutung bei bezuschussten WG (vgl. BFH v. 12.4.1989 – II R
213/85, BStBl. II 1989, 545; v. 12.4.1989 – II R 121/87, BStBl. II 1989, 547;
BStBl. II 1989, 547; v. 23.1.1991 – II R 79/87, BFH/NV 1992, 369).
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Anwendung bei Überpreisen: Nach BFH (v. 4.1.1962 – I 22/61 U, BStBl. III
1962, 186; v. 4.3.1998 – X R 151/94, BFH/NV 1998, 1086 mwN; v. 7.2.2002 –
IV R 87/99, BStBl. II 2002, 294, m. Anm. Serafini, GStB 2002, 247) gilt die
Teilwertvermutung folgerichtig auch dann, wenn der Stpfl. überhöhte Aufwen-
dungen (oder auch Überpreis genannt) bei der Anschaffung bzw. Herstellung
hatte. Zum Begriff Überpreis vgl. Wolff-Diepenbrock, FS Lang 2010, 808,
mwN; dies gilt auch bei einer Zwangslage (s. Anm. 590 und 1025 „Zwangs-
lage“). Eine TW-Abschreibung auch hinsichtlich des Überpreises kann allerdings
dann in Betracht kommen (so auch BFH v. 7.2.2002 – IV R 87/99, BStBl. II
2002, 294), wenn
– die Werte vergleichbarer WG gegenüber dem Zeitpunkt der Anschaffung tat-

sächlich gesunken sind oder
– die Anschaffung der Grundflächen zu einem Überpreis auch eine Fehlmaß-

nahme darstellen kann und demgemäß eine – den „Überpreis“ in vollem Um-
fang berücksichtigende – Teilwertabschreibung in Betracht kommt.

Ein solcher Fall könnte hiernach zB gegeben sein (vgl. auch Wolff-Diepen-
brock, FS Lang 2010, 823 f.), wenn
– sich der Stpfl. über sonstige wertbeeinflussende oder für die betriebliche Nut-

zung wichtige Faktoren im Zeitpunkt des Erwerbs getäuscht hat;
– der betriebliche Zweck, dessentwegen der ungewöhnliche Kaufpreis bezahlt

wurde, erreicht wurde (vgl. auch den Fall des verdeckten Preisnachlasses im
Kfz-Handel; s. Anm. 1015 „Überpreis“).

Dafür ist aber der Stpfl. nachweispflichtig (s. Anm. 1019).
Die Finanzverwaltung wendet diese Rspr. zum Überpreis an und verlangt für
die Anwendung einer Fehlmaßnahme das Hinzutreten weiterer mindernder Um-
stände neben der Zahlung eines Überpreises. Siehe H 6.8 „Überpreis“ EStH
(ebenso auch OFD Frankfurt am Main v. 1.3.2007 – S 2230 A - 71 - St 210 für
TW-Abschreibungen bei Grund und Boden).

5. Wiederbeschaffungskosten als vermuteter Teilwert
Inhalt der Vermutung: Zu späteren Zeitpunkten, dh. nach der Anschaffung
bzw. Herstellung des WG, wird vermutet, dass der Teilwert der auf Lager be-
findlichen Vorräte den Wiederbeschaffungskosten von WG gleicher Art und
Güte entspricht (vgl. BFH v. 13.10.1976 – I R 79/74, BStBl. II 1977, 540; v.
30.1.1980 – I R 89/79, BStBl. II 1980, 327; v. 27.10.1983 – IV R 143/80,
BStBl. II 1984, 35; v. 13.4.1988 – I R 104/86, BStBl. II 1988, 894). Wenngleich
die Vermutung formal einen eigenen Entkräftungstatbestand darstellt, ist diese
doch selbst bereits Inhalt der Teilwertvermutung bezüglich der Anschaffungs-
und im Anschaffungs-/Herstellungszeitpunkt (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 611).
Zweck der Vermutung: Die Vermutung, dass die Wiederbeschaffungskosten
dem Teilwert entsprechen, beruht auf der Vorstellung, dass der gedachte Erwer-
ber, der einen funktionsfähigen Betrieb als Einheit übernimmt, für die Weiter-
führung auf einen ausreichenden Vorratsbestand angewiesen ist (vgl. Maassen,
Der Teilwert im Steuerrecht, 1968, 90 [95]). Daher würde er für Vorräte im Rah-
men des Gesamtkaufpreises denjenigen Betrag ansetzen, den er im Bewertungs-
zeitpunkt für die Wiederbeschaffung aufwenden müsste, wenn die Vorräte nicht
im Betrieb vorhanden wären (s. auch BFH v. 25.8.1983 – IV R 218/80, BStBl. II
1984, 33).
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§ 6 Anm. 1008 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

Geltungsbereich der Teilwertvermutung: Die Vermutung gilt bei fremdbe-
zogenen Roh-, Hilfs- oder Betriebsstoffen sowie Waren (s. auch Kulosa in
Schmidt XXXI. § 6 Rn. 254). Für unfertige und fertige Erzeugnisse und Leis-
tungen gelten hingegen die Wiederherstellungskosten als Teilwertmaßstab (s.
Anm. 1010). Abzustellen ist generell auf den Beschaffungsmarkt. Ob darüber hi-
naus noch zusätzlich oder vorrangig auf die Absatzverhältnisse im Rahmen
der Teilwertbestimmung zurückzugreifen ist, ist mit der hM danach zu entschei-
den, ob das konkrete WG für den jeweiligen Betrieb entbehrlich bzw. über-
flüssig ist (BFH v. 5.10.1972 – IV R 118/70, BStBl. II 1973, 207; s. auch Kulosa
in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 252; ebenso Döllerer, StbJb. 1977/78, 146; s.
Anm. 972 und 1004). Dies ergibt sich daraus, dass die Teilwertabschreibung
nicht nach einer Methode durchgeführt werden darf, die den objektiven Markt-
wert verfehlt (so FG Berlin v. 29.7.1976 – V 35/75, EFG 1977, 70, rkr.).
Dementsprechend sind bei Waren, bei denen ein Veräußerungspreis auf der Ab-
satzseite feststellbar ist, der Absatzpreis gleichberechtigt neben dem Beschaf-
fungspreis zur Teilwertfindung heranzuziehen. Für nicht zur Abgabe bestimmte,
unverkäufliche Vorräte wie Ärztemuster ist alleinig der Beschaffungsmarkt rele-
vant (s. Anm. 1025 „Ärztemuster“).
Begriff der Wiederbeschaffungskosten: Wiederbeschaffungskosten sind im
Unterschied von den tatsächlichen AHK fiktive Werte. Sie stellen den Betrag
dar, der am Bewertungsstichtag für die Beschaffung des WG aufzuwenden wäre
(vgl. Maassen, Der Teilwert im Steuerrecht, 1968, 90 [95]), und zwar in dem zu
bewertenden Unternehmen, so wie es sich am Bewertungsstichtag konkret dar-
stellt (BFH v. 19.5.1972 – III R 21/71, BStBl. II 1972, 748; dazu Rio, DStZ
1972, 360). Zu ihnen gehören Wiederbeschaffungspreise und Wiederbeschaf-
fungsnebenkosten. Somit gilt, dass sich die Herleitung der Wiederbeschaffungs-
kosten grds. an den Bewertungsprinzipien für die AK zu orientieren hat. Bei ver-
billigt bezogenen WG können als Teilwert nicht die normalen (unverbilligten)
Wiederbeschaffungskosten (Marktpreise) angenommen werden, vielmehr sind
die tatsächlichen AK (verbilligte Preise) anzusetzen (BFH v. 11.5.1973 – III R
17/72, BStBl. II 1973, 606), allerdings nur, sofern eine Verbilligung weiterhin er-
reichbar ist und die bisherige Beschaffungspolitik fortgesetzt werden kann unter
Verweis auf das Erfordernis der voraussichtlich dauernden Wertminderung (§ 6
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2; s.u.).
Betriebsindividuelle Bewertung: Aus der Teilwertdefinition, insbes. aus dem
Merkmal der Betriebsfortführung folgt, dass bei der Bewertung die betrieblichen
Verhältnisse zu berücksichtigen sind (BFH v. 19.5.1972 – III R 21/71, BStBl. II
1972, 748). Siehe auch Anm. 1025 „Maßgeblichkeit der betrieblichen Verhältnis-
se“. Im Einzelnen folgt daraus unmittelbar:
– Kann der Stpfl. wegen ungünstiger Liquiditätsverhältnisse keinen Skonto-

abzug in Anspruch nehmen, bleibt eine Minderung analog zur AK-Ermitt-
lung außer Betracht (s. für AK BFH v. 27.2.1991 – I R 176/84, BStBl. II
1991, 456).

– Sind die AK inkl. Transportkosten im Vergleich zur Konkurrenz aufgrund
eines ungünstigsten Standorts höher, bleibt dies bei der Ermittlung der Wie-
derbeschaffungskosten unberücksichtigt.

– Ist der Stpfl. zum Vorsteuerabzug berechtigt, ist § 9b nach den betrieblichen
Gegebenheiten zu berücksichtigen.
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Ermittlung der Wiederbeschaffungskosten: Für WG des Vorratsvermögens
ist im Folgenden zu unterscheiden, ob ein Börsen- oder Marktpreis besteht oder
feststellbar ist.
E Bei börsen- oder marktnotierten Wirtschaftsgütern des Vorratsvermögens richtet sich der
Teilwert grds. nach dem jeweiligen Markt- bzw. Börsenpreis, vorausgesetzt, dass
am Bilanzstichtag Vorräte vergleichbarer Art und Güte auf dem Markt zu erhal-
ten sind (RFH v. 22.10.1931, RStBl. 1932, 22; BFH v. 13.3.1964 – IV 236/63 S,
BStBl. III 1964, 426; v. 29.7.1965 – IV 164/63 U, BStBl. III 1965, 648). Die
Rspr. geht dabei davon aus, dass bei Existenz eines Markt- oder Börsenpreises
die Findung eines möglichst objektiven Teilwerts gewährleistet ist, da alle am
Bewertungsstichtag vorliegenden, den Kurs oder den Preis beeinflussenden Um-
stände, also auch die Auffassung der beteiligten Wirtschaftskreise über die künf-
tige Entwicklung darin enthalten sind (zur Relevanz von Börsenkursen bei der
TW-Ermittlung vgl. auch Schön, FS Lang, 2010, 322). Es genügt für die Maß-
geblichkeit des Marktpreises als Teilwert, wenn der Stpfl. die Vorräte am Bilanz-
stichtag zu diesem Preis beziehen könnte, auch wenn er tatsächlich zu einem hö-
heren Preis, zB im Inland, gekauft hat, jedoch ausländ. Waren gleicher Art und
Güte billiger hätte kaufen können. Musste der Stpfl. am Bilanzstichtag zu einem
höheren Preis als zum Marktpreis kaufen, zB aufgrund eines Dauerlieferungs-
vertrags, so hätte auch ein Erwerber des Betriebs – da er ja insgesamt in die Stel-
lung des Stpfl. eintreten würde – diesen Preis zahlen müssen; der Teilwert liegt
daher bei dieser Sachlage uE über dem Marktpreis.
Begriff der Börsen- und Marktpreise:
E Börsenpreis ist der Preis für ein Wertpapier oder eine Ware, der während der
Börsenzeit an einer Wertpapierbörse im amtlichen Markt oder im geregelten
Markt oder als Preis an einer Warenbörse ermittelt wird (vgl. § 24 Abs. 1 BörsG;
ADS VI. § 253 HGB Rn. 504 mwN).
E Marktpreis ist der Preis, der an einem bestimmten (für Waren einer bestimm-
ten Gattung maßgebenden) Handelsplatz für Waren dieser Gattung von durch-
schnittlicher Art und Güte in einem bestimmten Zeitpunkt oder Zeitabschnitt
im Durchschnitt gewährt wird (BFH v. 22.7.1988 – III R 175/85, BStBl. II
1988, 995).
Relevanter Markt-/Börsenpreis: Bestanden am Bewertungsstichtag an ver-
schiedenen Orten verschiedene Börsen- oder Marktpreise für Waren der glei-
chen Gattung, so soll der Teilwert auf der Grundlage des Mittelkurses an inländ.
Börsen zu ermitteln sein (BFH v. 7.8.1951 – I 38/51 U, BStBl. III 1951, 190).
Dies ist uE bedenklich, weil der Teilwert sich nicht an der Preisvorstellung eines
potentiellen Erwerbers orientiert, der für die betreffende Ware nur den niedrigs-
ten Betrag zahlen würde. Im Zweifel ist daher der Haupthandelsplatz bzw. der
Platz relevant, an dem die Unternehmung typischerweise Geschäfte tätigt (so
Mellwig in Beck-HdR, B 164 Rn. 60). Hiervon ist uE abzuweichen, wenn dies
zu einer offenbar unzutreffenden Bewertung führen würde.
Ausnahmen bei der Anwendung von Börsen-/Marktpreise ergeben sich
durch das Erfordernis der dauernden Wertminderung (s. Anm. 562, 968) als Tat-
bestandsmerkmal einer Teilwertabschreibung, welche zur Einschränkung des
Stichtagsprinzips (s. § 5 Anm. 210b) führt und das Abstellen auf nach dem
Stichtag eintretende Ereignisse bei der Schätzung von Teilwerten betont (s. auch
Anm. 1003). Zusätzliche Erkenntnisse über allgemeine Marktentwicklungen, zB
Kursschwankungen von börsennotierten WG des UV sind bis zum Zeitpunkt
der Bilanzaufstellung einzubeziehen (s. auch § 5 Anm. 210c).
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§ 6 Anm. 1008–1009 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

E Besteht kein Börsen- oder Marktpreis für die zu bewertenden fremdbezogenen
WG des Vorratsvermögens oder ist ein solcher für den Bilanzstichtag nicht fest-
stellbar, so richtet sich die Bewertung nach den (fiktiven) Einkaufspreisen am
Bilanzstichtag. In diesem Zusammenhang können uU auch die allgemeinen Prei-
se auf den internationalen Warenmärkten für bestimmte Güter eine Rolle spie-
len, allerdings auch hier nur unter der Voraussetzung, dass der Stpfl. tatsächlich
zum Weltmarktpreis am Bilanzstichtag beziehen konnte. Wenn dies (aus rechtl.
oder tatsächlichen Gründen) nicht der Fall war, der Stpfl. also nur zum höheren
Inlandspreis kaufen konnte, ist auch für die Bewertung dieser höhere Preis maß-
gebend.
Gleichzeitiger Rückgang der erwarteten Verkaufspreise wird bei gesunke-
nen Wiederbeschaffungskosten nicht verlangt, die WG können auch zu höheren
oder unveränderten Verkaufspreisen veräußert worden sein (BFH v. 8.10.1957
– I 86/57 U, BStBl. III 1957, 442; ebenso Werndl in KSM, § 6 Rn. B 548 aE).
Dies wird von Teilen des Schrifttums (s. Weindel, Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Verlustabschreibungen, 2008, 84, mwN) als nicht mit dem funktionalen TW-
Verständnis als Verlustmaßstab (s. auch Anm. 1001) vereinbar angesehen, da die
Idee, dass gesunkene Wiederbeschaffungskosten stets zu sinkenden Verkaufs-
erlösen führen, real wohl nicht existieren dürfte. Ob Waren am Bilanzstichtag
daher bereits fest verkauft sind, der Kaufvertrag aber noch von keiner Seite er-
füllt ist, spielt für die Teilwertabschreibung wegen gesunkener Wiederbeschaf-
fungskosten keine Rolle (BFH v. 29.7.1965 – IV 164/63 U, BStBl. III 1965, 648;
für das Handelsrecht abl. ADS VI. § 253 HGB Rn. 540; Wehrheim in Beck-
HdR, B 164 Rn. 118).

6. Wiederherstellungskosten als vermuteter Teilwert
Inhalt der Vermutung: Bei eigenen (fertigen und unfertigen) Erzeugnissen und
Leistungen wird der Teilwert als substanzwertorientierter Wertmaßstab durch
die (fiktiven) Wiederherstellungskosten (Reproduktionskosten) repräsentiert (so
BFH v. 8.10.1957 – I 86/57, BStBl. III 1957, 442; v. 29.4.1970 – III 217/63,
BStBl. II 1970, 614; v. 19.5.1972 – III R 21/71, BStBl. II 1972, 748). Bei halbfer-
tigen Arbeiten aus einem Werkvertrag stellt der Reproduktionswert der halbfer-
tigen Arbeiten, dh. die bis zum Stichtag anfallenden HK zzgl. Gemeinkosten
und ggf. Vertriebskosten, den vermuteten Teilwert dar (BFH v. 17.5.1974 – III
R 50/73, BStBl. II 1974, 508).
Gegenstände der Vermutung sind
– fertige und unfertige Erzeugnisse und
– fertige und unfertige Leistungen.
Es kann sich hierbei ferner um abgrenzbare (fertige und unfertige) Teilleistun-
gen handeln. Bei halbfertigen Bauten von Bauunternehmen ist jedoch zum Teil
wegen des Eigentumsübergangs nicht mehr Vorratsvermögen, sondern eine
Forderung zu bewerten (s. Anm. 965).
Die Vermutung wird insoweit modifiziert, als es sich um Gegenstände im Rah-
men eines (schwebenden) Absatzgeschäftes handelt. Hierbei richtet sich der
(ggf. niedrigere) Teilwert auch nach den Verkaufspreisen (zur Ermittlung nach
der sog. Retrograden Wertermittlung s. Anm. 1010).

StRspr.: BFH v. 7.9.2005 – VIII R 1/03, BStBl. II 2006, 298; v. 22.9.2008 – I B
220/07, nv.; v. 25.11.2009 – X R 27/05, BFH/NV 2010, 1090. Ebenso BMF v. 27.4.
2001, DB 2001, 2018, mit Verweis auf sog. doppeltes Niederstwertprinzip (s.
Anm. 972).
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Zweck der Vermutung: Die Vermutung geht von der (nicht unproblemati-
schen) Überlegung aus, dass das WG, würde es bei der fiktiven Gesamtbetriebs-
veräußerung fehlen, in diesem Betrieb unter Aufwendung der Kosten, die in die-
sem Betrieb anfallen, wieder hergestellt werden müsste (BFH v. 29.4.1970 – III
217/63, BStBl. II 1970, 614). Auch hier kommt der Gedanke einer betriebsindi-
viduellen Bewertung wieder zum Tragen. Aus dem Teilwertmerkmal der Fort-
führung des Betriebs folgern Rspr. und FinVerw., dass die Möglichkeit, Erzeug-
nisse gleicher Art und Qualität von Dritten kostengünstiger zu beziehen (sog.
„make or buy“-Entscheidung), bei der Berechnung nicht berücksichtigt werden
darf und mögliche Rationalisierungsmaßnahmen zur kostengünstigeren Wieder-
herstellung außer Betracht bleiben (BFH v. 19.5.1972 – III R 21/71, BStBl. II
1972, 748); s. auch Anm. 1002.
Ermittlung der Wiederherstellungskosten: Die Berechnung der Wiederher-
stellungskosten (Reproduktionskosten) kann progressiv, durch Summierung der
bei der Herstellung anfallenden Kosten erfolgen (BFH v. 29.4.1970 – III
217/63, BStBl. II 1970, 614), ebenso auch retrograd, durch Rückrechnung vom
voraussichtlichen Verkaufspreis (BFH v. 29.4.1970 – III 217/63, BStBl. II 1970,
614; v. 20.7.1973 – III R 100-101/72, BStBl. II 1973, 794) ermittelt werden.
Beide Methoden müssen zum gleichen Ergebnis fuhren (BFH v. 20.7.1973 – III
R 100-101/72, BStBl. II 1973, 794). Zur progressiven Methode in der Urpro-
duktion vgl. BFH v. 20.7.1973 (III R 100-101/72, BStBl. II 1973, 794). Die An-
wendung der retrograden Methode ist allerdings bei unfertigen Erzeugnissen
aufgrund (teilweise) fehlender Veräußerungsfähigkeit ungleich schwieriger als
bei Handelswaren oder Fertigerzeugnissen. Im Allgemeinen wird daher der Teil-
wert bei Bewertung von unfertigen Erzeugnissen nach der progressiven Metho-
de ermittelt. Bei Fertigerzeugnissen ergeben sich die Wiederherstellungskosten
nach der retrograden Methode durch Abzug der bis zur Veräußerung noch an-
fallenden Vertriebskosten und des Unternehmergewinns vom erwarteten Ver-
kaufspreis (s. BFH v. 29.4.1970 – III 217/63, BStBl. II 1970, 614).
Begriff der „Wiederherstellungskosten“ (Reproduktionskosten): Siehe
Anm. 615. Er umfasst nach wohl hM (s. BFH v. 20.7.1973 – III R 100-101/72,
BStBl. II 1973, 794; ebenso Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 255) bei Anwen-
dung der progressiven Methode die ertragsteuerlichen HK (s. Anm. 455) und
nicht aktivierbaren Kosten (Vollkosten). Ein evtl. kalkulierter Gewinnzuschlag
ist nicht einzubeziehen, weil insoweit ungewiss ist, ob ein Gewinn tatsächlich er-
zielt werden wird. Ein gedachter Käufer würde niemals einen anteiligen Gewinn
mitvergüten, sondern nur die Aufwendungen, die das Unternehmen insgesamt
machen müsste, um das halbfertige Bauwerk herzustellen (vgl. auch BFH v. 8.3.
1968 – III 85/65, BStBl. II 1968, 575).
Bestandteile der Wiederherstellungskosten: Dem Umfang nach sind nach
Ansicht der Rspr. alle Kostenfaktoren maßgebend, die aus der Sicht eines ver-
nünftig und wirtschaftlich handelnden Kaufmanns zur Herstellung des Erzeug-
nisses in der Fertigungsstufe, in der es sich am Bewertungsstichtag befindet, zur
Reproduktion objektiv erforderlich wären (vgl. BFH v. 8.3.1968 – III 85/65,
BStBl. II 1968, 575; v. 19.5.1972 – III R 21/71, BStBl. II 1972, 748). Gemäß
BFH v. 29.4.1970 (III 217/63, BStBl. II 1970, 614) kann hierbei die im Länder-
erlass v. 15.2.1966 (BStBl. II 1966, 56) vorgeschlagene Regelung zur Ermittlung
der HK für Selbsterzeugnisse (R 6.3 EStR = R 33 EStR aF) als Anhalt genom-
men werden. Abweichend von den ertragstl. HK sind neben den Verwaltungs-
auch Vertriebskosten wie die Kosten der für den nachfolgenden Verkauf erfolg-
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ten Sortierung, Kennzeichnung und Lagerung von Erzeugnissen zu berücksich-
tigen (so auch BFH v. 20.7.1973 – III R 100-101/72, BStBl. II 1973, 794).

Hinweis: Der Umfang der Wiederherstellungskosten entspricht insoweit den Selbst-
kosten bei der retrograden Bewertung und gewährleistet daher auch Bewertungsidenti-
tät wie vom BFH (v. 20.7.1973 – III R 100-101/72, BStBl. II 1973, 794) gefordert. Zu
Selbstkosten s. Anm. 1013.

Einbeziehung von anderen Kostenelementen:
E Kalkulatorische Kosten wie zB kalkulatorische Eigenkapitalzinsen, kalkulatori-
scher Unternehmerlohn, kalkulatorische Mieten usw. sind in die Ermittlung der
Reproduktionskosten nicht einzubeziehen (offen noch BFH v. 20.7.1973 – III
R 100-101/72, BStBl. II 1973, 794), da nur Verluste im bilanzielle Sinne sowohl
im Rahmen der Teilwertabschreibung als auch im Rahmen der Drohverlustrück-
stellung zu erfassen sind (so aber dann BFH v. 17.7.1974 – I R 195/72, BStBl. II
1974, 684 [686]: Die Bilanz im Rechtssinne ist keine Kostenrechnung; vgl. auch
Herzig, StbJb. 2000/2001, Verlustprodukte und Verlustaufträge in der Steuer-
bilanz, 285; Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 255; aA zB Obermann, BB 1965,
33, für kalk. Verluste). Ansonsten würden durch das Teilwertprinzip als Verlust-
antizipationsprinzip entgangene Gewinne erfasst.
E Fremdkapitalzinsen gelten nur dann nicht als Wiederherstellungskosten, wenn
sie nicht zu den HK gehören, weil sie bspw. nicht durch die Produktion ver-
anlasst sind; anderenfalls sind sie grds. einrechnungspflichtig (so auch Ehmcke
in Blümich, § 6 Rn. 648).
Maßgeblicher Zeitpunkt/Voraussichtlich dauernde Wertminderung: Für
die Reproduktionsannahme sind die Verhältnisse des Bilanzstichtags maßgeb-
lich. So sind die am Bilanzstichtag maßgeblichen (fiktiven) Kosten für Material,
Löhne usw. anzusetzen. Neben Kostensenkungen müssen auch Kostensteige-
rungen berücksichtigt werden (BFH v. 8.10.1957 – I 86/57, BStBl. III 1957,
442). Ergibt sich hierbei, dass Kostensenkungen überwiegen, so ist unter Ver-
weis auf den Gesetzeswortlaut des Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 nunmehr Voraussetzung,
dass diese von voraussichtlicher Dauer sein müssen, um bewertungsrechtl. von
Relevanz zu sein (s. Anm. 972). Für diese Beurteilung sind alle Kenntnisse bis
zum Tag der Bilanzerstellung zu berücksichtigen, sofern sie die Annahme einer
bereits am Bilanzstichtag begründeten Wertminderung rechtfertigen (vgl. auch
BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000, 372 – Tz. 23).

Hinweis: Auch vor Einf. des Merkmals „voraussichtlich dauernde Wertminderung“
hat die oberste Rspr. beim Ansatz eines niedrigeren Teilwerts darauf abgestellt, ob
zwecks Bewertung des Materialwerts mit einer nachhaltigen Senkung des Preisspiegels
für die (zu beschaffenden) Materialien (Rohstoffe) gerechnet werden muss (vgl. BFH
v. 17.7.1956 – I 292/55 U, BStBl. III 1956, 379; v. 8.10.1957 – I 86/57 U, BStBl. III
1957, 442 [Senkung der HK bei einer Brauerei]; v. 13.3.1964 – IV 236/63 S, BStBl. III
1964, 426).

Sind die Wiederherstellungskosten voraussichtlich dauernd gegenüber dem Her-
stellungszeitraum gesunken, so kommt es für eine Abschreibung auf den nied-
rigeren Teilwert nicht darauf an, ob auch die erwarteten Verkaufspreise gesun-
ken sind (analog BFH v. 8.10.1957 – I 86/57 U, BStBl. III 1957, 442).

7. Widerlegung der Teilwertvermutung bei nicht ausreichenden (oder ge-
sunkenen) Verkaufserlösen der Vorräte

Schrifttum: Groh, Wertabschläge im Warenlager, DB 1985, 1245; Bordewin, Teilwert-
abschreibungen beim Vorratsvermögen, NWB 1993, 199; Wilke/Kesselmeier, Die Teil-
wertermittlung von Handelswaren bei gesunkenen Verkaufspreisen, DStR 1996, 6; Kess-
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ler, Die verlustfreie (Niederst-)Bewertung des Vorratsvermögens – ein Sammelbecken
von Meinungen und Mißverständnissen, DStR 1995, 839; Niehus, Verlustfreie Bewertung
der Vorräte – Quo Vadis?, DStR 1995, 168; Fromm, Zur Bewertung von Warenvorräten
in Handelsunternehmen, BB 1996, 2453; Kleine-Rosenstein, Die retrograde Bewertungs-
methode, BBK 2004, 135; Kölpin, Teilwertabschreibung wegen gesunkener Verkaufsprei-
se bei Warenvorräten, StuB 2004, 587; Hoffmann, Retrograde Bewertung des Vorratsver-
mögens, PiR 2006, 240.

a) Grundsätzliches
Maßgeblichkeit der Verkaufspreise ergibt sich aus dem Umstand, dass die
Wiederbeschaffungskosten bei den unmittelbar zur Veräußerung und Gewinn-
erzielung bestimmten Gütern des UV als Maßstab für die Höhe des voraus-
sichtlichen anfallenden Verlustes im Rahmen des Niederstwertprinzips nicht
ausreichend sind. Insoweit ergibt sich aus dem Teilwertprinzip als Verlustbemes-
sungsprinzips (s. Moxter, FS Klein, 1994, 828 f.; neuerdings auch Patek, BFuP
2011, 262, mwN), dass sich ein niedrigerer Teilwert ebenfalls aus dem voraus-
sichtlichen Verkaufspreis der betreffenden WG abzuleiten habe. Denn der Wert
dieser WG hängt in besonderem Maß davon ab, zu welchen Preisen und mit
welcher Gewinnspanne die Ware voraussichtlich auf dem Markt abgesetzt wer-
den kann. Ohnehin verliert eine Teilwertabschreibung bei ständig steigender
Tendenz der Beschaffungspreise an Bedeutung. Eine aus diesen oder ähnlichen
Gründen vorgenommene Teilwertbewertung (sog. „verlustfreie Bewertung“) ist
berechtigt (und uU geboten), auch wenn die Wiederbeschaffungskosten gestie-
gen sind. Die Wertbasis von WG des UV orientiert sich daher auch am Absatz-
markt.
Dem hat sich die Rspr. und FinVerw. angeschlossen und eine verwendungsori-
entierte (in Konkurrenz zu einer beschaffungsorientierten) Sichtweise für die
Ableitung des Teilwert für geboten gehalten (für Waren s. BFH v. 24.2.1994 –
IV R 18/92, BStBl. II 1994, 514, unter 2.; BFH v. 25.7.2000 – VIII R 35/97,
BStBl. II 2001, 566, unter II.2.b.aa; für halbfertige Bauten s. BFH v. 7.9.2005 –
VIII R 1/03, BStBl. II 2006, 302; BFH v. 25.11.2009 – X R 27/05, BFH/NV
10, 1090, unter III.3.; R 6.8 Abs. 2 Satz 3 EStR; H 6.7 „Teilwertvermutungen“
Nr. 4 sowie „Halbfertige Bauten auf fremden Grund und Boden“ 2. Spiegel-
strich EStH).

Weitere Nachweise finden sich ferner in BFH v. 1.12.1950 – IV 302/50 S, BStBl. III
1951, 10 (H 6.8 „Wertlosigkeit“ EStH); v. 25.7.2000 – VIII R 35/97, BStBl. II 2001,
566 (H 6.8 „Retrograde Bewertungsmethode“ EStH).

Ursachen – unabhängig davon, ob geplant oder ungeplant – für voraussichtlich
nicht ausreichende Verkaufserlöse können sein:
– innerbetriebliche Wertminderungen der Vorräte durch Lagerschäden und

sonstige Produktmängel sowie zwischenzeitliche Änderungen des Produkti-
ons- oder Absatzprogramms oder der Einf. verbesserter Produktionstech-
niken;

– außerbetrieblich durch Nachfrageänderungen aus konjunkturellen, saisonalen
oder produkt- oder kundenbezogenen Gründen (zB Modewandel, Änderung
des Abnehmerkreises) sowie Angebotsveränderungen (zB Auftreten von
Konkurrenz, Preiskämpfe);

– geplante Preisherabsetzungen, weil damit Vorteile auf anderen Gebieten er-
wartet werden (s. Anm. 1014 „Verlustprodukte“).

Ermittlungsgrundsätze des BFH bei gesunkenen Verkaufspreisen: Die
BFH-Rspr. verlangt für die Vornahme einer Teilwertabschreibung wegen nicht
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ausreichender Verkaufserlöse (sog. „Verkaufswertminderung“), dass der voraus-
sichtliche Veräußerungserlös (s. Anm. 1012) die Selbstkosten (s. Anm. 1013)
und einen durchschnittlichen Unternehmergewinn (s. Anm. 1014) nicht (mehr)
deckt.

StRspr.: BFH v. 5.5.1966 – IV 252/60, BStBl. III 1966, 370 (371); v. 6.11.1975 – IV R
205/71, BStBl. II 1977, 377; v. 13.10.1976 – I R 79/74, BStBl. II 1977, 540; v. 30.1.
1980 – I R 89/79, BStBl. II 1980, 327; v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984,
35; v. 25.7.2000 – VIII R 35/97, BStBl. II 2001, 566; v. 7.9.2005 – VIII R 1/03,
BStBl. II 2006, 302, mwN; BFH v. 22.9.2008 – I B 220/07, nv.

Dies ist auch vom Schrifttum (vgl. ua. Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 258)
weitgehend anerkannt, wenngleich kritische Stimmen nicht ausbleiben, die sich
insbes. gegen den Gewinnabzug richten. Siehe Anm. 1013.
Gewinnabzug nach der Neufassung des Maßgeblichkeitsprinzips: Durch
die Neufassung der Maßgeblichkeit und daraus resultierend mit Abschaffung
der umgekehrten Maßgeblichkeit (s. Winkeljohann/Buchholz in Beck-Bil-
komm. VIII. § 274 HGB Rn. 124), kommt es nunmehr zum Auseinanderfallen
der Wertansätze in Handels- und StBil. in Bezug auf die Vorratsbewertung, da
ein Abzug des Gewinnabzugs als stl. Abschreibung – spätestens – seit dem Weg-
fall des § 254 HGB aF nicht in die HBil. übernommen werden darf (s.
Anm. 619; zur Rechtslage vor BilMoG s. auch Bordewin, NWB 1993, 199;
Kleine-Rosenstein, BBK 2004, 135; WP-Handbuch 2012, E Rn. 433 mwN;
Jebens, sj. 2009, 29 [30]).

b) Berechnungsverfahren nach den EStR (Subtraktions- und Formel-
methode)

Ermittlungsgrundsätze der Finanzverwaltung: Demgegenüber kennt die
FinVerw. grds. zwei Vorgehensweisen (vgl. R 6.8 Abs. 2 EStR; vgl. Kleine-Ro-
senstein, BBK 2004, 135; Kölpin, StuB 2004, 587, mit Beispielen) zur Teilwert-
findung, nämlich die Subtraktionsmethode und die Formelmethode.
Obwohl die einschlägige Rspr. nur zur Teilwertabschreibung bei Waren erging,
kann es uE keinen Zweifel geben, dass diese Grundsätze auch bei eigenen Er-
zeugnissen gelten (glA Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 261; andeutungsweise
auch BFH v. 20.7.1973 – III R 100-101/72, BStBl. II 1973, 794).
Berechnungsgänge laut FinVerw. (R 6.8 Abs. 2 EStR):

Subtraktionsmethode

Voraussichtlicher künftiger Veräußerungserlös

./. nach dem Bilanzstichtag noch anfallende betriebliche Aufwendungen

./. durchschnittlicher Unternehmergewinn

= Verkaufswert (Teilwert)

Formelmethode nach EStR 2001

Teilwert = Z : (1 + Y)

Mit: Z = voraussichtlicher künftiger Veräußerungserlös

Y = Rohgewinnaufschlagsatz
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Formelmethode nach EStR 2003/5 idF 2011

Teilwert = Z : (1 + Y1 + Y2 × W)

Mit Z = voraussichtlicher künftiger Veräußerungserlös

Y1 = durchschnittlicher Unternehmergewinn

Y2 = Rohgewinnaufschlagrest

W = der Prozentsatz an Kosten, der noch nach Abzug des durchschnittlichen
Unternehmergewinnprozentsatzes vom Rohgewinnaufschlagrest nach
dem Bilanzstichtag anfällt

Die Subtraktionsmethode entspricht dabei grds. der Vorgehensweise des BFH
(vgl. H 6.8 „Beispiele für die Bewertung von WG des Vorratsvermögens“ 1.
Spiegelstrich EStH). Deren Anwendung setzt voraus, dass aus der Betriebs-
abrechnung die nach dem Bilanzstichtag bei den einzelnen Kostenarten noch je-
weils anfallende Kosten ersichtlich sind. In Fällen, in den der Stpfl. keine Be-
triebsabrechnung hat, welche die für die Ermittlung des Teilwerts nach der
Subtraktionsmethode notwendigen Daten liefert, ist es nach der FinVerw. er-
laubt, die Formelmethode zugrunde zu legen (vgl. H 6.8 „Beispiele für die Be-
wertung von WG des Vorratsvermögens“ 2. Spiegelstrich EStH).

Zur Kritik der Regelungen der EStR 6.8 s. Kölpin, StuB 2004, 587, mit Verweis auf
die unterschiedlichen Bewertungsergebnisse und zweifelhaften Ergebnissen bei der
Formelmethode (aA Kleine-Rosenstein, BBK 2004, 135 [142]: praktikable Lösung).

c) Für die Widerlegung der Teilwertvermutung maßgebende Verkaufs-
erlöse

Voraussichtliche (volle) Verkaufserlöse bildet beim sog. Verkaufswertverfah-
ren (s. Anm. 1004 und 1011) die Ausgangs-, beim progressiven Verfahren die
Vergleichsgröße. Die frühere Auffassung der FinVerw. (vgl. BMF v. 14.11.2000,
BStBl. I 2000, 1514), wonach unfertige Leistungen (halbfertige Bauten) in ein
WG des UV sowie ein schwebendes Geschäft aufzuteilen sind und damit nur
der auf den schon errichteten Bau entfallende Anteil der vereinbarten Vergütung
am Bilanzstichtag zur verlustfreien (retrograden) Bewertung heranzuziehen ist,
ist durch die Rspr. des BFH überholt (BFH v. 28.4.2004 – VIII B 79/03, FR
2004, 995; v. 7.9.2005 – VIII R 1/03, BStBl. II 2006, 298) und in einem neuen
Urt. v. 25.11.2009 (X R 27/05, BFH/NV 2010, 1090, mit Anm. Korth, AktStR
2010, 315 [324]) nochmals best. worden. Durch den Ansatz mit dem vollen
niedrigeren Erlös wirkt sich der bisher aufgelaufene Verlust bei der Bewertung
des WG der halbfertigen Arbeiten stl. aus, aber auch ein anteiliger künftiger Ver-
lust, der auf noch zu erbringende Leistungen entfällt. Siehe auch Anm. 1025
„Baugewerbe“ und „Unfertige Bauten und Leistungen“. Somit hat die Rspr. die
Meinung im Schrifttum (s. hierzu ua. Herzig, StbJb. 2000/01, 305; Paus, DStZ
2001, 82; IDW RS HFA 4 idF v. 28.6.2000; aA Heinemann, StBp. 2001, 201)
aufgegriffen, wonach der gesamte aus einem Auftrag drohende Verlust vorran-
gig bei der Teilwertabschreibung und danach, soweit dieser über die aktivierten
HK hinausgeht im Rahmen einer RdV (§ 5 Abs. 4a) zu erfassen ist.
E Auffassung der Finanzverwaltung ist mittlerweile ebenfalls die Anerkennung die-
ser Rspr. (s. H 6.7 „Halbfertige Bauten auf fremden Grund und Boden“ EStH),
jedoch mit der Einschränkung, dass dies nicht gelten soll, wenn
– die Verpflichtung zur Fertigstellung des Bauvorhabens entfallen ist,
– selbständige Teilleistungen abgenommen werden oder
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– die Aufträge bewusst verlustbringend kalkuliert werden (zu sog. Verlustpro-
dukten s. Anm. 1015).

Während bei den beiden zuerst genannten Ausnahmefällen angenommen wird,
dass aufgrund der Eigenart des Sachverhalt eine nicht auf den Bautenstand be-
schränkte „volle“ Verlustberücksichtigung nicht mehr sachgerecht erscheint,
wird im Fall von (bewussten) Verlustprodukten ein weiterer (mutmaßlicher)
Vorteil beim Stpfl. – entgegen dem Einzelbewertungsgrundsatz – und damit teil-
werterhöhend berücksichtigt.
Maßgeblicher Zeitpunkt: Nach nunmehr hM sind für den Zeitbezug der Ver-
kaufspreise allein die nach den Verhältnissen am Bilanzstichtag voraussichtlich
erzielbaren Verkaufspreise maßgeblich (BFH v. 13.10.1976 – I R 79/74,
BStBl. II 1977, 540; v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35). Die Fin-
Verw. schließt sich dem an (vgl. Wortlaut in R 6.8 Abs. 1 Satz 2 EStR: Ist der
Teilwert am Bilanzstichtag …). Wegen des Erfordernisses der dauernden Wert-
minderung (Rechtslage nach Änderung durch das StEntlG 1999/2000/2002 in
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) sollen jedoch die bis zur Bilanzaufstellung gewonnenen Er-
kenntnisse über den Erwartungswert zum Bilanzstichtag zu berücksichtigen
(BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000, 372 – Tz. 23; so schon BFH v. 6.11.1975 –
IV R 205/71, BStBl. II 1977, 379; s. auch § 5 Anm. 210d) und auch nachzuwei-
sen sein (so R 6.8 Abs. 2 Satz 7 EStR). Nur im Fall, dass diese Verhältnisse bis
zum Bilanzerstellungstag anhalten, ist die Wertminderung von voraussichtlicher
Dauer und damit nunmehr eine Teilwertabschreibung möglich. Diesem Geset-
zesverständnis folgend sind die tatsächlich erzielten Verkaufspreise für die im
Wert geminderten WG anhand repräsentativer Aufzeichnungen nachzuweisen
(R 6.8 Abs. 2 Satz 9 EStR). Insoweit soll die Einfügung des Merkmals „Dauern-
de Wertminderung“ zu einer Einschränkung des Stichtagsprinzips und der Er-
weiterung der Nachweispflichten führen. Zur Maßgeblichkeit von tatsächlich er-
mittelbaren Preisen im Rahmen der Nachweisführung s. Anm. 1021.
Preiserhöhungen sowie -senkungen nach dem Bilanzstichtag sind dement-
sprechend zu berücksichtigen, wenn diese aus der Sicht am Bilanzstichtag erwar-
tet werden können oder rechtlich gesichert sind (Teuerungszuschläge); das er-
gibt sich aus den Teilwertfiktionen, weil auch ein Erwerber diese Umstände
berücksichtigen würde (glA schon RFH v. 28.6.1933, RStBl. 1934, 253; BFH v.
6.11.1975 – IV R 205/71, BStBl. II 1977, 377; v. 9.11.1994 – I R 68/92,
BStBl. II 1995, 336; H 6.7 „Retrograde Wertermittlung“ EStH). Siehe aber auch
oben „maßgeblichen Zeitpunkt“.

Vgl. auch FG Bremen v. 22.9.1977 – I 35/76, EFG 1978, 66, rkr.; FG Ba.-Württ. v.
12.3.1991 – 1 K 149/87, EFG 1991, 522.

Preisdifferenzierungen, dh. nach Abnehmern, Zeiten, Orten unterschiedliche
Preisforderungen für ein und dasselbe WG, werfen die Frage auf, welche erwar-
teten Verkaufspreise für die Teilwertermittlung maßgeblich sind. Rspr. oder Stel-
lungnahmen der FinVerw. liegen hierzu nicht vor. Groh (StuW 1978, 38) will
Durchschnittspreise ansetzen. Es kommt wegen des Prinzips der Einzelbewer-
tung uE zunächst darauf an, Gruppen (insbes. in der Ausstattung, Qualität etc.)
gleichartiger Produkte zu bilden, denn nur insoweit liegt Preisdifferenzierung ei-
nes WG vor (s. R 6.8 Abs. 4 Satz 1 EStR). Innerhalb einer Gruppe lässt sich
nun der erwartete Verkaufspreis nach der Methode des gewogenen Durch-
schnitts ermitteln. Einfache Durchschnittspreise führen nicht zu zutreffenden
Ergebnissen.

Beispiel: Am Bilanzstichtag befinden sich 100 Stück eines Artikels im Lager, dessen
Netto-Verkaufspreise in den Absatzkanälen Großhandel 4 E, Einzelhandel 7 E und
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Endverbraucher 10 E betragen (abnehmerbezogene Preisdifferenzierung). Für diesen
Artikel ist eine Verteilung auf die genannten Absatzkanäle im Umsatzverhältnis
60 : 30 : 10 üblich und weiter zu erwarten. Bei einfacher Durchschnittsbildung ergibt
sich ein Netto-Verkaufspreis von 7 E, bei gewogenem Durchschnitt der realitätsnähere
Betrag von 5,50 E. Für eine Differenzierung nach Vertriebswegen, Sortimentsgruppen
s. auch Dietz, DB 1981, 1632. Zweckmäßig kann in diesen Fällen auch eine Gruppen-
bildung nach gemeinsamen Verkaufspreisen sein (Hinweise bei Wittorff, StBp. 1984,
226, und Groh, DB 1985, 1245 [1248]). Bei mehreren Artikelgruppen wäre jeweils eine
gruppenspezifische Durchschnittsbewertung vorzunehmen.

Erlösschmälerungen (zB Rabatte, Skonti, Boni), die nach den Verhältnissen
des Bilanzstichtags erwartet werden, müssen vom voraussichtlich erzielbaren
Brutto-Verkaufspreis abgesetzt werden (glA Döllerer, StbJb. 1977/78, 143;
Groh, DB 1985, 1245 [1248]). Unter Umständen helfen die am Bilanzerstel-
lungstag vorliegenden Verhältnisse, soweit diese werterhellend sind, die objektiv
richtige Beurteilung zu treffen.
Zur Einschränkung des Ansatzes erwarteter Erlöse und Erlösschmälerungen
durch die FinVerw. s. auch oben „Maßgeblicher Zeitpunkt“.
Unentgeltlicher Verkauf: Ist von vornherein eine unentgeltliche Abgabe des
WG oder eine Abgabe zu einer nicht kostendeckenden „Schutzgebühr“ vorgese-
hen, wie zB bei Mustern oder Katalogen, so kann für die Teilwertermittlung
nicht schematisch ein Verkaufserlös von Null oder in Höhe des symbolischen
Preises angesetzt werden (so BFH v. 30.1.1980 – I R 89/79, BStBl. II 1980,
327). Vielmehr wird nach dieser Rspr. im Rahmen der Teilwertüberlegung eine
Prüfung dahingehend gefordert, ob ein gedachter, den Betrieb fortführender Er-
werber diese WG benötige, weil er sich hiervon einen anderweitigen Nutzen als
die Veräußerung verspricht. Dieser Meinung hat sich die FinVerw. angeschlos-
sen und schließt die Anwendung einer Teilwert-AfA aufgrund niedriger Ver-
kaufserlöse kategorisch aus (R 6.8 Abs. 2 Satz 2 EStR, str.; s. Verlustprodukte
Anm. 1014 und 1025 „Ärztemuster“, „Kataloge“; ferner BFH v. 9.12.1987 – I R
192/84, nv.; Teilwertermittlung bei nicht absatzbestimmten WG s. Anm. 1015).
Verkaufspreise im Mehrproduktfall: Besonderheiten der Ermittlung von Ver-
kaufspreisen ergeben sich im Rahmen der retrograden Ermittlung, sofern unfer-
tige Erzeugnisse in mehrere Endprodukte gleichzeitig Eingang finden. Im
Schrifttum ist bislang umstritten und uE nach wie vor nicht eindeutig geklärt
(ebenso Patek, BFuP 2011, 287), wie die maßgeblichen Verkaufspreise in die-
sem Fall zu ermitteln sind. Zwecks eindeutiger Zurechnung plädiert Leffson
(GoB, 7. Aufl. 1987, 399, 404) hierbei für ein differenziertes Verfahren unter
Aufstellung eines (gewinnmaximalen) Unternehmensgesamtplans, in dem das
optimale Produktionsprogramm und damit die Erfolgsbeiträge, welche den Zwi-
schenerzeugnissen zugerechnet werden, ermittelt werden (krit.Weindel, Grund-
sätze ordnungsmäßiger Verlustabschreibungen, 2008, 236, mwN). Neben der
Gestaltbarkeit solcher Produktionspläne, denen es an Objektivierbarkeit der Zu-
rechnung von Enderlösen mangelt, ist auch die Zurechnung von Kosten, welche
bis zur voraussichtlichen Fertigung der einzusetzenden Erzeugnisse anfallen,
nicht eindeutig und damit ebenfalls ermessenbehaftet, insbes. wenn das Fer-
tigungsprogramm stark schwankt (vgl. Patek, BFuP 2011, 287). Ebenfalls pro-
blematisch wird die Nachweisführung im Fall neu hergestellter, zum Verkauf be-
stimmter Produkte (insbes. Produktinnovationen), für die ein Veräußerungspreis
noch gar nicht festliegt, da mit dem Verkauf noch nicht begonnen wurde und
auch keine Konkurrenzprodukte existieren. Nach Auffassung von Weindel
(Grundsätze ordnungsmäßiger Verlustabschreibungen, 2008, 239) bedarf es
grds. einer Beschränkung des Kaufmannsermessens und daher eines Rekurses
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auf indirekte Wertmaßstäbe der Verlust- bzw. Teilwertmessung. Hierbei sollen
die Wiederbeschaffungskostenpreise als Teilwert in Abwesenheit von eindeutig
ableitbaren Verkaufspreisen ihre Bedeutung erhalten.
Stellungnahme: Bei absatzorientiert zu bewertende Erzeugnisarten wie unfer-
tigen Erzeugnissen, die als Zwischenprodukte Eingang in andere Endprodukte
finden, ist uE trotz Zurechnungsproblematik eine verwendungsorientierte Er-
mittlung angezeigt. Eine nur an indirekten Wertmaßstäben orientierte Bewer-
tung ist uE unzulänglich, da solche Wertmaßstäbe teilweise nur zeitlich ver-
zögert auf Veränderungen auf den Beschaffungsmärkten reagieren und insoweit
der Funktion des Teilwerts widerspricht. In diesem Fall besteht uE trotz Er-
trags- und Kostenzurechnungsproblemen die Notwendigkeit, auf betriebstypi-
sche Fertigungs- und Einsatzstrukturen sowie Produktionspläne abzustellen und
die den Zwischenprodukten zuzurechnenden Verkaufspreise und Kosten auf
dieser Basis zu bemessen. Allenfalls bei Produktinnovationen ließen sich uE die
Wiederherstellungskosten oder die kalkulierten Preise als mögliche Teilwert-
maßstäbe rechtfertigen, und zwar vor dem Hintergrund, dass dabei ein weiteres
Unsicherheitsmoment auf Erlöskalkulationsebene neben die Verwendungs-
absicht tritt.

d) Deckung der Selbstkosten
Selbstkosten als Verlustmaßstab: Die Rspr. rekurriert zur Ermittlung des
niedrigeren Teilwerts auf die verminderten (zukünftigen) Verkaufserlöse. Indem
die zukünftig entstehenden Aufwendungen neben den bisher angefallenen AHK
von den Verkaufserlösen in Abzug gebracht werden, wird indirekt auf die vo-
raussichtlichen (zukünftigen) Selbstkosten abgestellt, welche den Verkaufserlö-
sen gegenüberzustellen sind. Insofern beinhaltet diese Auffassung gleichsam ein
Selbstkostendeckungsprinzip.

Zur bisherigen Rspr. bei Waren, die jedoch den Schluss einer Beschränkung entspre-
chend der Art der WG zulässt vgl. auch BFH v. 25.7.2000 – VIII R 35/97, BStBl. II
2001, 566, mwN; v. 29.4.1999 – IV R 14/98, BStBl. II 1999, 681. Zur Anwendung der
Selbstkosten bei unfertige Leistungen vgl. BFH v. 25.11.2009 – X R 27/05, BFH/NV
2010, 1090 und X R 28/05, nv.; v. 7.9.2005 – VIII R 1/03, BStBl. II 2006, 298.

Die FinVerw. wendet die Rspr. an und stellt ebenfalls (H 6.8 „Retrograde Be-
wertungsmethode“ EStH) zutreffend auf „Selbstkosten“ ab.
Umfang der Selbstkosten: Zu den Selbstkosten gehören grds. alle für das WG
anfallenden Kosten/Aufwendungen, sei es, dass sie bereits angefallen sind
(Buchwert des WG in Form von AK und HK) oder bis zur Veräußerung noch
anfallen wie zB nicht bilanzierbare Vertriebskosten oder direkt zurechenbare
Einzelkosten. Bei Waren umfassen die Selbstkosten ihre AK und einen Auf-
schlag für ihren Anteil am betrieblichen Aufwand (str.). Strittig ist die Berück-
sichtigung von zurechenbaren Gemein- bzw. Fixkosten im Rahmen der Selbst-
kosten. Zu Einzelheiten s.u. „Voll- oder Teilkostenrechnung“.
Kein Abzug bereits angefallener Kosten: Bei der Selbstkosten-Ermittlung
sind Aufwendungen, die bis zum Bilanzstichtag angefallen und bereits gewinn-
mindernd verrechnet worden sind, nicht einzubeziehen. Dabei handelt es sich
um Kosten des abgelaufenen Wj., die nach dem Bilanzstichtag nicht mehr anfal-
len und deshalb den kalkulierten Aufschlag nicht berühren. Diese Kosten haben
sich bereits bei der Gewinnermittlung des Wj. ausgewirkt, für das die Bilanz er-
stellt wird. Sie dürfen, um nicht doppelt angesetzt zu werden, nicht bei der Er-
mittlung des Teilwerts berücksichtigt werden (vgl. BFH v. 9.11.1994 – I R
68/92, BStBl. II 1995, 336, mwN; v. 29.4.1999 – IV R 14/98, BStBl. II 1999,
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681). Dies schließt jedoch nicht die Heranziehung bereits angefallener Kosten
als Schätzbasis für den Abzug zukünftig anfallender Kosten (s.u. „Künftig anfal-
lende Kosten“) aus, soweit diese vernünftigerweise erwartetet werden können
(vgl. auch BFH v. 29.4.1999 – IV R 14/98, BStBl. II 1999, 681).
Keine Berücksichtigung kalkulatorischer Kosten: Kalkulatorische Kosten-
arten (kalkulatorische Abschreibungen, kalkulatorische Zinsen, kalkulatorische
Einzelwagnisse, kalkulatorischer Unternehmerlohn, kalkulatorische Mieten etc.)
können nicht Gegenstand der bilanziellen Verlustantizipation sein und dürfen
dementsprechend nicht im Rahmen der Selbstkostenermittlung einbezogen wer-
den (vgl. schon Christiansen, StbJb. 1991/92, 137 [139]; ebenso Werndl in
KSM, § 6 Rn. B 548). Somit erfolgt eine analoge und gleichsam systematische
Handhabung zur Zugangsbewertung mit den HK als Bewertungsmaßstab, der
ebenfalls nur pagatorisch (s. Anm. 459) interpretiert wird (ebenso Weindel,
Grundsätze ordnungsmäßiger Verlustabschreibungen, 2008, 95). Es muss sich
daher um künftigen Aufwand iS der Finanzbuchführung handeln (pagatorischer
Aufwand). Die BFH-Rspr. hat zur Problematik der Berücksichtigung von kalk.
Kosten bei der retrograden Bewertung bislang nicht entschieden. Nach dem Urt.
des BFH v. 29.4.1999 (IV R 14/98, BStBl. II 1999, 681, mwN) gebietet es sich
gerade für den kaufmännisch denkenden Erwerber, ein WG im Regelfall mit
denjenigen Kosten zu bewerten, die er dem Veräußerer zu ersetzen hätte und
die er selbst bei sinngemäßem Verhalten hätte aufwenden müssen, um das WG
herzustellen oder anzuschaffen. Dementsprechend ist für den Ansatz von (fikti-
ven) Aufwendungen kein Raum.

Hinweis: Sofern man bei der retrograden Bewertung und der Drohverlustrückstellung
äquivalente Verlustmaßstäbe unter systematischen Erwägungen heranzieht, kann auf
BFH v. 19.7.1983 (VIII R 160/79, BStBl. II 1984, 56, unter III.3.b) abgestellt werden,
wonach bei Verlustrückstellungen ebenfalls kalkulatorische Kosten nicht zu berück-
sichtigen sind.

Künftig anfallende Kosten bis zur Veräußerung des WG müssen grds. berück-
sichtigt werden (vgl. auch die Auffassung der FinVerw. in R 6.8 Abs. 2 Satz 3
EStR). Das betrifft insbes. sog. „Zwischenkosten“ (Erhaltungs-, Verwahrungs-
und Vertriebskosten). Das bilanzrechtl. Verbot der Vertriebskostenaktivierung
(s. Anm. 1000 „Vertriebskosten“) gilt hier bei der Teilwertermittlung nicht. Bei
den unfertigen Erzeugnissen/Leistungen kommen noch die weiteren Produkti-
onskosten hinzu. In die Preiserwägung eines gedachten Erwerbers würden näm-
lich nur jene Aufwendungen/Kosten eingehen, die voraussichtlich noch bis zur
Veräußerung anfallen werden (glA Liepelt, StBp. 1985, 37 [40]).
Voll- oder Teilkostenrechnung für die Selbstkosten betrifft die Frage der Ein-
beziehung von variablen oder (auch) fixen Kosten und ist ebenso wie bei der
Auslegung des durch die Rspr. geprägten Begriffs des Verlustprodukts (s.
Anm. 1015) für eine (weitere) Verlustentstehung entscheidend. Die Begriffe Fix-
kosten und variablen Kosten sind iS von Gemein- bzw. Einzelkosten (s. zu die-
sen Begriffen auch Anm. 463c) und damit iS einer Zurechenbarkeit der Aufwen-
dungen zu den Bewertungsobjekten zu verstehen (im Gegensatz zum
kostenrechnerischen Verständnis wird dabei nicht zwischen fixen und variablen
Kosten unterschieden, da eine entsprechende gesetzliche Differenzierung nicht
vorgesehen ist).
Bereits in der älteren Rspr. finden sich Zeichen für Fixkosteneinbeziehung in
BFH v. 13.3.1964 (IV 236/63 S, BStBl. III 1964, 426; v. 5.5.1966 – IV 252/60,
BStBl. III 1966, 370), wonach „Wertminderungen idR bei einem normal sortier-
ten Warenlager nur dann einen gegenüber den AK niedrigeren Teilwert rechtfer-

E 559

des Vorratsvermögens Anm. 1013 § 6



E 560 Kleinle/Dreixler

§ 6 Anm. 1013 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

tigen, wenn der erzielbare Verkaufspreis nicht mehr die Selbstkosten deckt, die
sich aus den AK und den anteiligen Verwaltungs- und Vertriebskosten (Ver-
kaufsspesen) ergeben“ (BFH v. 13.3.1964 – IV 236/63 S, BStBl. III 1964, 426).
In einem Urt. bezüglich der Weiterveräußerung erworbener Grundstücke
beschr. der BFH (v. 9.11.1994 – I R 68/92, BStBl. II 1995, 336) die Einbezie-
hung auf variable Kosten, da „grundsätzlich davon auszugehen ist, dass ein Be-
triebserwerber bei der Bewertung bestimmter, zum Umlaufvermögen gehören-
der Wirtschaftsgüter die Kosten berücksichtigt, deren Entstehen unmittelbar
von dieser Bezugsgröße abhängig sind“. Dies soll nach dieser Auffassung jedoch
„nur als Vermutung bei Hilfs- oder Nebengeschäften“ greifen. Andererseits
best. der BFH im Warenurteil von 1983 (BFH v. 27.10.1983 – IV R 143/80,
BStBl. II 1984, 35), dass als „Selbstkosten einer Ware ihre AK und ein Aufschlag
für ihren Anteil am betrieblichen Aufwand zu berücksichtigen (sind)“. Auch in
neueren Urteilen – und damit bei Wesentlichkeit der Fixkosten – geht der BFH
implizit von einem Vollkostenansatz im Rahmen der retrograden Bewertung aus
(BFH v. 25.7.2000 – VIII R 35/97, BStBl. II 2001, 566; v. 7.9.2005 – VIII R
1/03, BStBl. II 2006, 298). Ebenfalls in dem neuesten Urt. v. 25.11.2009 (X R
27/05, BFH/NV 2010, 1090) zur Wertermittlung von unfertigen Bauaufträgen
wird ausgeführt, dass „in die Teilwertermittlung nach den Vorgaben in BFH v.
7.9.2005 (VIII R 1/03, BStBl. II 2006, 298) somit die weiteren zu erwartenden
Kosten der Bauausführung auf Vollkostenbasis einzubeziehen sind. Hierzu ge-
hören auch (als Einzelkosten; eigene Anm.) die Beseitigungskosten für die be-
reits vor Abnahme bekannt gewordenen Mängel (Befall mit Hausschwamm, die
unzureichende Sanierung des Kellers und die Verletzung von Denkmalschutz-
auflagen).“ Die Rspr. zum Vollkostenprinzip kann daher uE als gefestigt angese-
hen werden.
Die mittlerweile hM im Schrifttum hat sich bei der Teilwertermittlung ebenfalls
auf die Selbstkosten zu Vollkosten verständigt. Dies gilt auch unter Geltung des
neuen Rechts nach dem StEntlG 1999/2000/2002 (vgl. Groh, DB 1999, 978
[983]).

HM, vgl. Groh, DB 1985, 1245 (1246); daneben Christiansen, StbJb. 1991/92, 137;
einschränkend bei Hilfsgeschäften Buschmann, StBp. 1988, 328; krit. noch Döllerer,
ZGR 179, 361; ebenso Leffson, GoB, 7. Aufl. 1987, 381.

Diese Meinung stützt sich darauf, dass auch ein gedachter Erwerber die antei-
ligen Fixkosten berücksichtigen würde, weil eine Erzielung der fixen Kosten
auch langfristig in seinem Interesse wäre (zur betriebswirtschaftlichen Begr. der
Vollkostenrechnung s. Pfaff in Weber, Zur Neuausrichtung der Kostenrech-
nung: Entwicklungsperspektiven für die 90er Jahre, 1993, 137-160), auch wenn
dadurch teilweise Leerkosten einbezogen werden und die umgelegten Betriebs-
kosten jeweils auch außerordentliche Aufwendungen beinhalten (krit. daher
auch Liepelt, StBp. 1985, 37 [40]; Weindel, Grundsätze ordnungsmäßiger Ver-
lustabschreibungen, 2008, 97; ebenso für das Handelsrecht Wehrheim in Beck-
HdR, B 164 Rn. 119). Die FinVerw. hat die Rspr. übernommen und verwendet
ebenfalls Selbstkosten als Vollkosten (vgl. H 6.8 „Retrograde Bewertungsmetho-
de“ EStH).
Künftige Lagerkosten (Kosten für Lagerausstattung, -unterhaltung, -über-
wachung, -versicherung, -verzinsung, -schwund etc.):
E Nach der früheren Rechtsprechung konnten Kosten dieser Art auch bei langer La-
gerdauer nicht vom Verkaufspreis abgesetzt werden.

So BFH v. 19.11.1963 – I 279/61 U, BStBl. III 1964, 358; v. 13.3.1964 – IV 236/63 S,
BStBl. III 1964, 426; v. 22.8.1968 – IV R 234/67, BStBl. II 1968, 801; v. 6.11.1975 –
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IV R 205/71, BStBl. II 1977, 377; v. 13.10.1976 – I R 79/74, BStBl. II 1977, 540; FG
Köln v. 22.1.1985 – XVII 94/79 F, EFG 1985, 339, bei langlagernden WG eines aus-
reichend sortierten Ersatzteillagers.

Die Rspr. ging dabei davon aus, dass die Lagerkosten „allgemeine Betriebs-
unkosten“ sind, die sich nicht im Minderwert einzelner Waren niederschlagen,
sondern Aufwand des Jahres sind, in dem sie anfallen. Allein wegen gestiegener
Lagerkosten seien weder bei konstanten noch bei sinkenden Verkaufspreisen
Lagerkosten gesondert zu berücksichtigen (BFH v. 6.11.1975 – IV R 205/71,
BStBl. II 1977, 377). Jedenfalls seien künftige Lagerkosten und Kapitalverzin-
sung nicht zu berücksichtigen, wenn es sich um die Erfassung der Rentabilität
eines ganzen Warenbestands handelt und eine Zurechnung zu einzelnen WG
nur im Wege der statistischen Aufschlüsselung möglich sei; hierbei handele es
sich um geschäftswertbildende Faktoren, die bei Bemessung des Geschäftswerts,
nicht des Einzel-WG „Vorräte“ zu berücksichtigen seien (BFH v. 13.10.1976 – I
R 79/74, BStBl. II 1977, 540; dagegen Emmerich, DB 1980, 2297 [2300] mwN).
E Rechtsprechung: Spätestens seit BFH v. 27.10.1983 (IV R 143/80, BStBl. II
1984, 35) mit der ausdrücklichen Definition der Selbstkosten („Anschaffungs-
kosten und ein Aufschlag für ihren Anteil am betrieblichen Aufwand“) wird
auch die Berücksichtigung der üblichen Lager- und Kapitalkosten, soweit diese
im Aufwand des Jahresabschlusses enthalten sind, bei der Warenbewertung zu-
gelassen. Die Einbeziehung dieser Kostenarten in die Teilwertermittlung lässt
sich daher dem Grunde nach nicht mehr verneinen (vgl. auch Christiansen,
StBp. 1988, 137 f.; aA Werndl in KSM, § 6 Rn. B 548). Die pauschale Einbezie-
hung dieser Kosten in die Teilwertermittlung (im Rahmen von Gängigkeits-
abschreibungen) ist mittlerweile zulässig; s. Anm. 1016.

e) Deckung des durchschnittlichen Unternehmergewinns
Gewinnabschläge infolge Erwerberfiktion: Dem Unternehmergewinn
kommt bei der Ermittlung des (niedrigeren) Teilwerts eines WG besondere Be-
deutung zu. Ob dem Grunde nach ein Unternehmergewinn bei der Teilwert-
ermittlung nach dem retrograden Verfahren berücksichtigt werden darf, hat die
Rspr. im Lauf der Zeit unterschiedlich entschieden:
Entwicklung der älteren Rechtsprechung: Während die Rspr. des RFH v.
8.11.1934 (RStBl. 1935, 581), v. 6.5.1936 (RStBl. 1936, 849) und später die des
BFH v. 29.11.1960 (I 137/59 U, BStBl. III 1961, 154) die Berücksichtigung des
„betriebsüblichen Rohgewinnsatzes“ (oder der Handelsspanne) zuließen, sollte
nach weiteren, jedoch mittlerweile überholten Urteilen eine Teilwertabschrei-
bung nur dann in Betracht kommen, wenn die Verkaufspreise die AK zzgl. der
Vertriebskosten (Selbstkosten) nicht mehr decken.

Vgl. die folgende Rspr.: RFH v. 4.6.1940, RStBl. 1940, 1067; v. 26.6.1962 – I 285/60,
StRK EStG (bis 1974) § 6 Abs. 1 Ziff. 2 R. 111; v. 19.11.1963 – I 279/61 U, BStBl. III
1964, 358; v. 13.3.1964 – IV 236/63 S, BStBl. III 1964, 426; v. 28.4.1964 – I 374/61,
StRK EStG (bis 1974) § 6 Abs. 1 Ziff. 2 R. 250; v. 26.11.1964 – IV 166/60, StRK
EStG (bis 1974) § 6 Abs. 1 Ziff. 2 R. 165.

Rechtsprechung seit 1966: Durch BFH v. 5.5.1966 (IV 252/60, BStBl. III
1966, 370) wurde die Berücksichtigung eines Unternehmergewinns alsbald wie-
derum nicht mehr als mit dem Gesamtbewertungsgrundsatz konfligierend ange-
sehen und auf den Teilwertgedanken verwiesen, wonach ein „Erwerber auch die
[…] im Wert geminderten Warenpartien nur zu einem Preis übernehmen würde,
der ihm noch einen Unternehmergewinn zu erzielen gestattet“. Danach ist eine
Wertminderung des WG durch Teilwertabschreibung zu berücksichtigen, wenn
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die voraussichtlich erzielbaren Veräußerungserlöse die Selbstkosten zzgl. des
durchschnittlichen Unternehmergewinns nicht erreichen. Zur Kritik s. auch
Anm. 1010.

StRspr. best. durch BFH v. 6.11.1975 – IV R 205/71, BStBl. II 1977, 377; v. 13.10.
1976 – I R 79/74, BStBl. II 1977, 540; v. 30.1.1980 – I R 89/79, BStBl. II 1980, 327; v.
27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35.

Stellungnahme: Der Abzug des Unternehmergewinns ist mittlerweile mit Ver-
weis auf die Teilwertdefinition in Rspr. und Schrifttum gesichert. Bemerkens-
wert ist, dass in der älteren Rspr. auch die Nichtberücksichtigung eines Unter-
nehmergewinns bei der retrograden Teilwertermittlung von für zum Abs.
bestimmten Umlaufgegenständen nicht völlig fern lag (vgl. RFH v. 25.2.1931 –
VI A 1326/29, RFHE 28, 232; Weindel, Grundsätze ordnungsmäßiger Ver-
lustabschreibungen, 2008, 97, mwN). Auch aus betriebswirtschaftlicher Sicht
würde bei Annahme einer vollständigen Konkurrenzsituation ein fiktiver Erwer-
ber nur den Barwert der Einzahlungserlöse vergüten (vgl. auch Anm. 1002). Für
den Abzug eines Unternehmergewinns wäre danach grds. kein Raum. Ein Er-
werber würde dabei die noch anfallenden Aufwendungen antizipativ ins Kalkül
ziehen (vgl. auch Christiansen, StbJb. 1991/92, 137 [143]). Dies entspräche der
handelsrechtl. Sichtweise zur Folgebewertung von Umlaufgütern, wonach bei
der Ermittlung des den Vermögensgegenständen am Abschlussstichtag beizule-
genden Werts iSd. § 253 Abs. 3 Satz 2 HGB nur der Abzug der noch anfallen-
den Selbstkosten vorgesehen ist (vgl. auch ADS IV. § 253 HGB Rn. 253 mwN;
ebenso Brösel/Olbrich in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 253 HGB
Rn. 644; Wehrheim in Beck-HdR, B 164 Rn. 114; Marten/Köhler, BB 2001,
2521). Andererseits ist zu bedenken, dass nur durch die Berücksichtigung eines
Gewinnabschlags die Annahme der Unternehmensfortführung im Rahmen des
Teilwertgedankens (§ 10 Satz 3 BewG) gerechtfertigt erscheint (ungeachtet der
Kritik und der zahlreichen Bedenken, die gegen die Berücksichtigung eines Ge-
winnabschlags vorgebracht wurden). Die Berücksichtigung des Gewinn-
abschlags ist daher vom Teilwertgedanken und Gesetzeswortlaut gedeckt.

Vgl. die Kritik zur Vorgehensweise des (Durchschnitts-)gewinnabzugs von Maaßen,
DB 1960, 1247 f.; Euler, ZfbF 1991, 191 (210); Müller, DB 1996, 689 f.; Weindel,
Grundsätze ordnungsmäßiger Verlustabschreibungen, 2008, 100 ff.; ebenso Patek,
BFuP 2011, 262, der eine Aufgabe des (rein steuerlichen) Abzugs des Durchschnitts-
gewinns fordert. Zur Kritik der Formeln in R 6.8 EStR vgl. Buschmann, StBp. 1998,
328; Fromm, BB 1996, 2453;Wilke/Kesselmeier, DStR 1996, 6.

Kein Gewinnabschlag bei Hilfsgeschäften: Neuerdings wird die retrograde
Methode nach Auffassung des BFH v. 9.11.1994 (I R 68/92, BStBl. II 1995,
336; best. durch BFH v. 25.7.2000 – VIII R 35/97, BStBl. II 2001, 566) modifi-
ziert: Die nach dem Bilanzstichtag entstehenden (tatsächlichen oder durch-
schnittlichen) Selbstkosten und eventuelle kalkulatorische Kostenbestandteile
können nur insoweit berücksichtigt werden, als auch der gedachte Erwerber sie
berechtigterweise geltend machen könnte. Das ist hinsichtlich eines kalkulatori-
schen Unternehmergewinns dann nicht der Fall, wenn auch er – wie der Ver-
äußerer des Betriebs – für bestimmte Geschäfte keinen Gewinn kalkuliert hätte.
Dementsprechend ist die retrograde Bewertungsmethode dort zu modifizieren,
wo der An- und Verkauf einzelner WG lediglich als Hilfs- oder Nebengeschäft
dazu dienen soll, andere (gewinnbringende) Geschäfte zu ermöglichen. Werden
für diese WG keine Unternehmensgewinne kalkuliert, darf bei der Teilwert-
ermittlung von den Veräußerungserlösen auch kein kalkulatorischer (durch-
schnittlicher) Unternehmergewinn abgezogen werden.
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Abgrenzung Unternehmergewinn/Rohgewinnaufschlag: Der Unterneh-
mergewinn ist im Rohgewinn grds. enthalten, es sei denn, man wählt als Aus-
gangspunkt für die Teilwertermittlung den Rohgewinnrest, der sich nach Abzug
des Unternehmergewinns vom Rohgewinn ermitteln lässt (s. Anm. 1011). Ein
Teilwert-Abschlag ergibt sich demzufolge aus den voraussichtlichen Verkaufs-
erlösen abzgl. des Rohgewinnaufschlags und der AK oder als Unterschied aus
Verkaufserlösen und den AK zuzüglich dieses Aufschlags. Begriffliche Unter-
schiede des Rohgewinns ergeben sich nach Art des Betriebs wie folgt:
E Rohgewinnaufschlag bei Handelsunternehmen aus der Differenz zwischen Erlösen
und Wareneinsatz, bezogen auf den Wareneinsatz (er enthält dann auch den Un-
ternehmerreingewinn) oder aus der Division der auf die Waren entfallenden
Aufwendungen/Kosten auf den Wareneinsatz (dann ohne Reingewinn).
E Rohgewinnaufschlag bei Herstellungsbetrieben ergibt sich aus der Differenz zwischen
Erlösen und der Summe aus Materialeinsatz und Fertigungslöhnen, bezogen auf
die Summe von Materialeinsatz und Fertigungslöhnen (s. auch BMF v. 11.11.
1974, BStBl. I 1974, 994). Unabhängig von der Berechnungsweise enthält der
Aufschlag als Kostenbestandteil auch künftige Aufwendungen wie Lagerkosten
und Zinsen sowie bereits angefallene Aufwendungen. Daher sind die bereits an-
gefallenen Aufwendungen zu eliminieren (s. Anm. 1009).
Maßgeblichkeit des tatsächlichen Gewinnabschlags: Akzeptiert wird die
Ableitung des Rohgewinnaufschlags aus dem Jahresabschluss (BFH v. 27.10.
1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35; aA Wittorf, StBp. 1988, 4 [9] der den
Rohgewinnaufschlag auf den erzielbaren Verkaufspreis berechnet). Das Prinzip
der Einzelbewertung verlangt uE auch hier nach Warengruppen spezifizierte
Aufschlagsätze, da nur für gleichartige WG eine Zusammenfassung bei der Be-
wertung zulässig ist (zur Gruppenbewertung s. Anm. 115; glA Groh, DB 1985,
1245 [1247]). Das Abstellen der Rspr. und der FinVerw. auf den tatsächlich er-
zielten Rohgewinnaufschlag lässt die Zulässigkeit einer Teilwertabschreibung bei
Preisherabsetzungen im Warenhandel vom Verhältnis dieses durchschnittlichen
Aufschlagssatzes zum kalkulierten Einzelgewinnaufschlag abhängig werden: Ist
der kalkulierte Einzelaufschlag nicht größer als der durchschnittliche Rohge-
winnaufschlag, so führt jede Herabsetzung des ursprünglichen Verkaufspreises
zu einer Teilwertabschreibung; ansonsten muss gesondert geprüft werden, ob
und inwieweit eine Verkaufswertminderung zu einem Fehlbetrag geführt hat
(BFH v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35; Rechenbeispiele beiWit-
torff, StBp. 1984, 226; Wittorf, StBp. 1988, 4 [8]; Groh, DB 1985, 1245).
Für die Ermittlung der Höhe nach kommen als zu berücksichtigender Unter-
nehmergewinn weder der niedrigste im Betrieb vorkalkulierte Unternehmerge-
winn (so Grieger, BB 1966, 767) noch der für das betreffende WG kalkulierte
Gewinn (sog. Handelsspanne) in Betracht, sei es in voller Höhe (Hoffmann, FR
1965, 16: „normaler Bruttoaufschlag“) oder entsprechend der Verkaufspreissen-
kung herabgesetzt (so Erhard, StBp. 1966, 221 ff.), sondern nach jüngerer Rspr.
(BFH v. 6.11.1975 – IV R 205/71, BStBl. II 1977, 377; v. 27.10.1983 – IV R
143/80, BStBl. II 1984, 35) und Auffassung der FinVerw. der durchschnittliche
Unternehmergewinn, den der Stpfl. in seinem Betrieb für derartige WG erzielt
(vgl. auch R 6.8 Abs. 2 Satz 3 EStR; Groh, DB 1985, 1245 [1247]; Christian-
sen, StbJb. 1991/92, 137 [143]). Die Wahl des durchschnittlichen Unternehmer-
gewinns als maßgebliche Abzugsgröße bei der Teilwertermittlung stellt einen
aus Praktikabilitätsgründen und aus dem fiktiven Interessenkonflikt von Ver-
äußerer und Erwerber des Gesamtbetriebs herrührenden Kompromiss dar. Ei-
gentlich müsste die nach den Verhältnissen des Bilanzstichtags vom fiktiven Be-
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triebserwerber zu erwartende Gewinnspanne angesetzt werden. Einen praktika-
blen Anhalt hierfür gibt daher der nach bisherigen Erfahrungen im fortzufüh-
renden Unternehmen erzielte durchschnittliche Gewinn (so auch BFH v. 9.11.
1994 – I R 68/92, BStBl. II 1995, 336; Buschmann, StBp. 1998, 329). Die
Durchschnittsbildung sollte jedoch – nach den Möglichkeiten des betrieblichen
Rechnungswesens – nicht alle uU sehr verschiedenen Geschäftsbereiche des Be-
triebs, auch nicht die Erfolge (Gewinne/Verluste) aus Nebengeschäften (zB Fi-
nanzanlagen) und auch nicht beträchtliche außerordentliche Gewinne/Verluste,
sondern möglichst nur den der jeweiligen Bewertungsgruppe zuzurechnenden
Durchschnittsreingewinn erfassen (Christiansen, StbJb. 1991/92, 137 [143]).
Das gebieten uE die Grundsätze der Einzel- bzw. Gruppenbewertung, die auch
bei der Teilwertbemessung zu beachten sind (Wortlaut des Abs. 1 Nr. 1 Satz 3:
„für das einzelne WG“; R 6.8 Abs. 3 Satz 1 EStR). Nur bei einfachen betriebli-
chen Verhältnissen wird sich die Durchschnittsbildung auf das gesamte Unter-
nehmen beziehen können (zB bei Ein-Produkt-Betrieben).
Gewinnabschlag auch in Verlustsituationen: Nach ständiger BFH-Rspr.
(BFH v. 22.3.1973 – IV R 46/69, BStBl. II 1973, 581; v. 17.9.1987 – III R
201-202/84, BStBl. II 1988, 488; v. 6.7.1995 – IV R 30/93, BStBl. II 1995, 831)
rechtfertigen Rentabilitätsschwankungen des gesamten Betriebs noch keine Teil-
wertabschreibung, solange der Betrieb noch mit Ertrag arbeitet oder fortgeführt
wird. Der Teilwertbegriff ist somit zunächst ertragsunabhängig. Ein gedachter
Erwerber würde für die WG auch bei bisherigen Verlusten nur einen Wert an-
setzen, der ihm nach Abzug der Selbstkosten vom erwarteten Verkaufserlös
noch einen Unternehmergewinn ermöglicht (so BFH v. 27.10.1983 – IV R
143/80, BStBl. II 1984, 35). Gewöhnliche Verlustsituationen im Zusammen-
hang mit dem Betrieb eines Unternehmens sind, so die Vermutung, nichts ande-
res als der Ausfluss des allgemeinen Unternehmerrisikos, das ein Kaufmann ge-
wöhnlich bei seinen Investitionen in die Überlegungen einbezieht, die den Wert
einer Investition idR daher nicht negativ beeinflusst. Erforderlich sind vielmehr
konkrete Liquidations- oder Stilllegungsmaßnahmen (BFH v. 20.9.1989 – II R
96/86, BStBl. II 1990, 206; v. 16.12.1998 – II R 53/95, BStBl. II 1999, 160). Bis
zu diesem Zeitpunkt ist daher eine Teilwertabschreibung ausgeschlossen (FG
Münster v. 25.3.1993 – 3 K 724/89 EW, EFG 1993, 768, rkr.; BFH v. 19.10.
1972 – I R 244/70, BStBl. II 1973, 54). Bemerkenswert ist jedoch insoweit das
Urt. des FG Hamb. v. 12.6.1980 (VI 27/80, EFG 1980, 490, rkr.), wonach auf-
grund einer Revolution eingetretene Finanzierungsschwierigkeiten und der da-
rauf beruhende Preisverfall auf dem Immobilienmarkt ernstliche Zweifel am
Ansatz der AHK für WG auch dann rechtfertigen, wenn die Herstellung weiter-
geführt und das WG später in Betrieb genommen wird.
Gewinnbegriff: Ob der absolute Stückgewinn, der Durchschnittsgewinn bezo-
gen auf die Umsatzerlöse (Umsatzgewinnrate), der Reingewinnaufschlag auf die
Selbstkosten, der Rohgewinnaufschlag oder ein hieraus umgeformter Rohge-
winnabschlag in die Teilwertberechnung einzugehen hat, war früher fraglich
(vgl. auch Wittorff, StBp. 1988, 4). BFH und FinVerw. akzeptieren im Han-
delsbetrieb den tatsächlichen erzielten durchschnittlichen Unternehmergewinn,
der dem Jahresabschluss entnommen werden kann (s.o.). Insoweit entspricht
dies der Definition des Reingewinns. Vgl. zur Definition des Reingewinns BMF
v. 11.11.1974 (BStBl. I 1974, 994 – Tz. 19 und 20).
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f) Besonderheiten bei Verlustprodukten

Schrifttum: Breidert, Keine Teilwertabschreibung bei so genannten Verlustprodukten?,
BB 2001, 979; Hettler, Einbeziehung von Anschaffungsnebenkosten in den Teilwert,
KFR 1999, 413; Weber-Grellet, Keine Rückstellung in der Steuerbilanz für nicht abzieh-
bare Betriebsausgaben, FR 1999, 1064; Hoffmann, Bewertung von Verlustprodukten im
Einzelhandel, PiR 2007, 204; Oser, Verbot der Teilwertabschreibung bei Verlustproduk-
ten, BBK 2009, 1009.

Keine Teilwertabschreibung bei Verlustprodukten: Nach Auffassung des
BFH (BFH v. 23.6.1997 – GrS 2/93, BStBl. II 1997, 735; best. durch BFH v.
29.4.1999 – IV R 14/98, BStBl. II 1999, 681, m. Anm. Plewka, NWB 1999,
4235; zust. Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 262) sind die o.g. Grundsätze der
Teilwertermittlung und -abschreibung bei sog. Verlustprodukten nicht ohne
Weiteres übertragbar, wenn es sich um die Bewertung von WG handelt, die von
vornherein bei üblicher Kalkulation nicht zu einem kostendeckenden Preis ver-
kauft werden können und damit – isoliert betrachtet – zu Verlusten führen.
Nach Auffassung des IV. Senats (BFH v. 29.4.1999 – IV R 14/98, BStBl. II
1999, 681) würde ein gedachter Erwerber bei einem insgesamt rentabel arbeiten-
den Betrieb die Aufnahme einzelner Verlustprodukte nicht mindernd beurteilen;
auch läge keine Fehlmaßnahme vor. Daher sei auch der Teilwert gedanklich
nicht gesunken. Das Urt. kann als Anwendungsfall der retrograden Bewertungs-
methode gesehen werden (so auch Herzig, StbJb. 2000/2001, 298).
Die Auffassung des BFH wird im Schrifttum krit. gesehen (s. Breidert, BB
2001, 979; abl. für das Handelsrecht Kozikowski/Roscher in Beck-BilKomm.
VIII. § 253 Rn. 553 mwN; Wehrheim in Beck-HdR, B 164 Rn. 116; einschrän-
kend wohl auch Hoffmann, PiR 2007, 204 [206]). Einwendungen hiergegen wer-
den erhoben insbes. wegen des Verstoßes gegen den Grundsatz der Einzel-
bewertung und das Verbot des Ausweises unrealisierter Gewinne. Damit wird
unzulässigerweise (wie bei Vorratsbeständen nämlich der Fall) eine vermeintli-
che Absicherung des Nettoeinnahmepotentials durch Vertragskunden fingiert
(vgl. Wirth, Bilanzierung von Mehrkomponentenverträgen, 124). Hoffmann
(PiR 2007, 204; ebenso bereits Moxter, Bilanzrechtsprechung 6. Aufl. 2007,
280) sieht die Probleme wohl eher in den Gemeinkosten als mögliche, aber nicht
eindeutig nachweisbare Verlustursache begründet (formelles Argument).

Die Fallgruppe der Verlustprodukte führt daneben zur Unterscheidung in geplante und
ungeplante Verluste und es wird damit zu Recht kritisiert, dass der fiktive Erwerber an
die Geschäftspolitik des Veräußerers nicht gebunden sei (zB Reuter, StbJb. 1978/79,
128 [129]), und es werde bemängelt, dass zwei in Ausführung begriffene Verlustaufträ-
ge unterschiedlich behandelt werde, weil der Verlust in einem Fall bewusst in Kauf ge-
nommen wurde (Schönenbeck, DB 1963, 143).

Auffassung der Finanzverwaltung: Die Auffassung des BFH zur Nicht-
berücksichtigung von Teilwertabschreibungen wird von der FinVerw. geteilt (H
6.7 „Verlustprodukte“ EStH), dh., bei geplanten Verlusten ist grds. ohne Hin-
zutreten weiterer Anhaltspunkte für eine Fehlmaßnahme eine Teilwertabschrei-
bung unzulässig.
Verlustursachen, welche zur Schwierigkeiten bei der Teilwertermittlung führen,
sind mannigfaltig und können auf marktpolitische Kampfsituationen (Markt-
anteilserweiterung, Konkurrenzabwehr), Produkteinführung mittels sog. Penetra-
tionspolitik, Sortimentserweiterung, Kapazitätsauslastung, Fixkostendegression,
Rechnung mit Deckungsbeiträgen, Mischkalkulation im Produkt(programm-)
verbund wie zB bei Mobilfunkverträgen (sog. preispolitischer Ausgleich), Ver-
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kaufsförderung (sog. Promotionspolitik), regionale Preisdifferenzierung (zB sog.
Dumping), Liquiditätsengpässe, Lagerräumung, soziale Verantwortung, Schaffung
oder Wahrung eines bestimmten Firmenimages uvm. zurückzuführen sein.
Begriff des Verlustprodukts: Das Schrifttum ist bislang uneinig, wie ein „Ver-
lustprodukt“ zu definieren ist und ab wann ein Verlust tatsächlich entsteht. Hier-
für stehen diverse Ansätze im Raum:
E Verkaufspreis deckt Selbstkosten (Vollkosten) nicht mehr.

Vgl. hierzu: Söffing, FR 1978, 240; Euler/Rzepka, BB 1978, 602; wohl auch Herzig,
StbJb 2000/2001, 284, mit Verweis auf die Forderung nach Maßstabsidentität für TW-
Afa und Drohverlustrückstellung; einschränkend Reuter, StbJb. 1978/79, 128: im en-
geren Sinn, wenn fünf Jahre und länger ständig Verluste bei der Veräußerung der WG
auftreten.

E Verkaufspreis deckt Einkaufspreis (Teilkosten) nicht mehr.
Vgl. auch Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 280, und Hoffmann, PiR
2007, 206, jeweils mit Verweis auf willkürliche Zurechenbarkeit von Gemeinkosten im
Einzelhandel.

Die Art des Verlustproduktes ist hierbei ohne Bedeutung. Es kann sich sowohl
um eine Dienstleistung als auch um eine Sache handeln.
Bisherige Rechtslage zum Begriff „Verlustprodukt“: Der IV. Senat (BFH v.
29.4.1999 – IV R 14/98, BStBl. II 1999, 681) hat keine der diskutierten Auffas-
sungen bestätigt, sondern lediglich zum Ausdruck gebracht, dass aus der Sicht
des fiktiven Erwerbers auch „Verlustprodukte“ mit den AHK vergütet werden
würden, wenn der zu übernehmende Betrieb seit vielen Jahren einen durch-
schnittlichen Unternehmergewinn erwirtschaftet hat (s. Anm. 1014). Eine nega-
tive Differenz zwischen Verkaufspreis und Kosten – unabhängig von deren De-
finition – ist daher wohl nicht zwingend, wenn andere Vorteile oder ein anderer
wirtschaftlicher Gegenwert (s. Plewka, NWB 1999, 4235) greifbar erscheinen
(zum Greifbarkeitsprinzip im Steuerbilanzrecht vgl. Weber-Grellet, Steuer-
bilanzrecht, München 1996, 93). In anderen Urteilen scheint der BFH (v. 24.2.
1994 – IV R 18/92, BStBl. II 1994, 514 (Kfz-Ersatzteil-Urteil); BFH v. 9.11.
1994 – I R 68/92, BStBl. II 1995, 336, mit Anm. Groh, FR 1995, 410) wohl aus
Vereinfachungsgründen von den Teilkosten auszugehen, wenn eine Zurechnung
von Fixkosten (Gemeinkosten) nur willkürlich wäre und daher zu offenkundig
unzutreffenden Ergebnissen führen würde.
Abgrenzungen:
E Fehlmaßnahme (ungeplante Verluste): Zu unterscheiden sind die Fälle der bewuss-
ten Inkaufnahme von Verlusten vom ungeplanten, unvorhergesehenen Eintritt
derartiger „Verluste“. Im letzten Fall wird auch von einer Fehlmaßnahme ge-
sprochen (s. auch Anm. 1025 „Fehlmaßnahme“). Die Unterscheidung liegt in
der Fortführungsfiktion des Teilwertgedankens begründet (s. Anm. 1002, 1005).
Bei ungeplanten Verlustprodukten kommen Teilwertabschreibungen nach den
allgemeinen Grundsätzen über gesunkene Verkaufserlöse (s. Anm. 1010, 1012)
oder „Fehlmaßnahmen“ (s. auch Anm. 599) weiterhin in Betracht.
E Geschäftswertbildende Faktoren: Die Einbeziehung geschäftswertbildender Vor-
teile, die mit dem Verlustprodukt verbunden sind, führt hingegen nicht zu einer
TW-Abschreibung. Der Einzelbewertungsgrundsatz verbietet nach Auffassung
des BFH v. 29.4.1999 (IV R 14/98, BStBl. II 1999, 681, mit Verweis auf das
Apotheker-Urteil, BFH v. 23.6.1997 – GrS 2/93, BStBl. II 1997, 735) insoweit
nicht deren Einbezug in die TW-Ermittlung. Die Abgrenzung von Vorteilen,
die zB eine Preisherabsetzung als vorrangig mit der Bewertung des Geschäfts-
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werts zusammenhängend erscheinen lassen und damit nicht im Rahmen der
Vorratsbewertung zu berücksichtigen sind, ist fließend und daher nicht eindeutig
(s. auch Herzig, StbJb. 2000/01, 299–302). Daher ist uE nicht jeder Vorteil in
die TW-Ermittlung einzubeziehen (ebenfalls einschränkend mit der Forderung
nach Konkretisierbarkeit des Vorteils auch Herzig, StbJb. 2000/01, 299-302).
E Überpreis/Verdeckter Rabatt: Wird – wie im Kfz-Handel üblich – im Tausch ge-
gen den Erwerb eines Neuwagens ein Gebrauchtwagen in Zahlung genommen,
dessen Einstandspreis über dem gemeinen Wert (Marktpreis) liegt, so ist nach
BFH v. 25.7.2000 (VIII R 35/97, BStBl. II 2001, 566; ebenso BFH v. 11.11.1987
– I R 7/84, BStBl. II 1988, 424: Begrenzung der AK auf dessen Verkehrswert)
eine Teilwertabschreibung des Einstandspreis auf den verkehrsüblichen Preis
(hier: Schwacke-Preis) nicht ausgeschlossen. Die Rspr. zu Verlustprodukten sei
danach hierauf nicht anzuwenden, da in einem solchen Fall die TW-Abschrei-
bung einen zu hohen, bereits realisierten Gewinn im Neuwagengeschäft kor-
rigiere. In Abgrenzung zu echten Verlustprodukten (Lockvogel-Angebote) stehe
hier außerdem nicht bereits bei Ankauf fest, dass das erworbene WG mit Verlust
zu verkaufen sei, so dass diesem Unsicherheitsmoment durch den der Verlustan-
tizipation dienenden niedrigen Teilwert erst noch Rechnung getragen werde
müsste (zust. Günkel, StbJb. 2001/01, 350).

AA Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 262: ggf. keine Verlustantizipation bei seltenen
Hilfs- und Nebengeschäften, auch mit Verweis auf BFH v. 9.11.1994 – I R 68/92,
BStBl. II 1995, 336.

E Mehrkomponentengeschäft: Im Gegensatz zu Verlustprodukten ist der andere
Vorteil oder andere wirtschaftl. Gegenwert hierbei rechtlich gesichert (bspw. aus
erwarteten Nettoeinnahmen aus einem [Mehrkomponenten-]Geschäft, das be-
reits bindend vereinbart wurde; vgl. Wirth, Bilanzierung von Mehrkomponen-
tenverträgen, 122–124).
Stellungnahme: Dies mag uE nicht zu überzeugen: Die Seltenheit eines Ge-
schäfts ist kein taugliches Kriterium für die Beurteilung einer TW-Minderung.
Anhand der o.g. Rspr. ist vielmehr zu entscheiden, ob mit dem Geschäft noch
andere konkrete, wirtschaftliche Vorteile zusammenhängen. Wenn ja, und nur
dann, ist eine TW-Abschreibung ausgeschlossen. Insoweit gelten auch die
Grundsätze zum Überpreis bzw. Verlustprodukt (s. auch BFH v. 11.11.1987 – I
R 7/84, BStBl. II 1988, 424; v. 4.3.1998 – X R 151/94, BFH/NV 1998, 1086;
zust. Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 281; s. Anm. 1018 „Über-
preis“).

8. Widerlegung der Teilwertvermutung bei mangelnder Verwendbarkeit
der Vorräte

a) Grundsätzliches
Anwendungsbereich: Die Grundsätze der Teilwertabschreibung bei unzurei-
chenden Verkaufserlösen (s. Anm. 1010, 1012) lassen sich nicht ohne Weiteres
auf WG des Vorratsvermögens übertragen, die nicht unmittelbar zum Absatz,
sondern regelmäßig zum Verbrauch im Betrieb bestimmt sind (zB Roh-, Hilfs-,
Betriebsstoffe, bezogene Bauteile, Musterwaren und sonstige Werbemittel).
Auch diese Vorräte können einer Minderung des betriebsbezogenen Werts un-
terliegen, nämlich
E beschaffungsseitig durch gesunkene (Wieder-)beschaffungs-/Herstellungskosten,
bedingt durch gesunkene Marktpreise dieser WG oder gesunkene innerbetriebli-
che Gewinnungs-, Be-, Verarbeitungs- oder Herstellungskosten (s. Anm. 1009,
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1010; zu dieser Teilwertvermutung BFH v. 30.1.1980 – I R 89/79, BStBl. II
1980, 327);
E verwendungsseitig durch bis zur Unbrauch-/Unverwendbarkeit reichende
p Qualitätsminderung des WG (zB durch physisch-chemische Einflüsse wie Ver-

derb, Rost, Zersetzung oder durch äußere Einwirkungen wie Brand-, Wasser-,
Temperatur-, Feuchteschaden) oder

p Beschränkung der technischen Verwendbarkeit (zB wegen Um-/Einstellung des
Produktions- oder Energiegewinnungsverfahrens, Veränderung des Produkti-
onsprogramms) oder

p Beschränkung der wirtschaftlichen Verwendbarkeit (zB wegen des Auftretens kos-
tengünstigerer, qualitäts- oder nutzenverbessernder Substitutionsstoffe, Än-
derung der Werbestrategie, hoher Folgekosten für Überbestände) oder

p rechtliche Verwendungsbeschränkungen (zB wegen Umwelt-, Gesundheits-, Arbeits-
sicherheitsgefahren, Ablauf von Lizenzen etc.).

Weil ihre Bestimmung im Verbrauch liegt, wird mangelnde Verwendbarkeit die-
ser WG aus technischen, wirtschaftlichen oder rechtlichen Gründen vor allem
durch eine übermäßig lange Nichtverwendung, dh. durch lange Lagerdauer deut-
lich. Auch das Vorliegen von nicht benötigten oder nicht verwendbaren Bestän-
den (sog. „Überbestände“) weist im Allgemeinen darauf hin, dass die Anschaf-
fung/Herstellung sich als „Fehlentscheidung“ erwiesen hat (als Teilwertgrund s.
Anm. 599); ein gedachter Erwerber würde diese Bestandshaltung nicht zu den
Wiederbeschaffungs-/Wiederherstellungskosten honorieren. Teilwertminderun-
gen können daher die Folge sein.
Begriff „Gängigkeit“: Diese verminderte Verwendungswertigkeit der WG für
den Betrieb wird praktisch auch als mangelnde „Gängigkeit“ bezeichnet und uU
durch sog. Gängigkeitsabschläge (s. Anm. 1025) berücksichtigt. Die Abgrenzung
zur Fehlmaßnahme ist hierbei fließend (s. Anm. 599).

b) Ausmaß der Wertminderung
Ermittlungsgrundsätze: In Anbetracht der bei Roh-, Hilfs- und Betriebsstof-
fen zulässigen Inventur- und Bewertungsvereinfachungsverfahren und des
Schätzwert-Charakters des Teilwerts (s. Anm. 1003) dürfen bei der Teilwert-
ermittlung in Fällen mangelnder Verwendbarkeit keine exakten Rechennachwei-
se und aufwendigen Wertermittlungen gefordert werden. Anhaltspunkte für die
Schätzung des Teilwerts richten sich nach dem Grund (s.o.) und dem Ausmaß
der mangelnden Verwendbarkeit des WG bzw. der WG-Gruppe:
Maßstäbe für Teilwertminderungen wegen „Ungängigkeiten“ sind:
– Bei chemisch/physikalischen Veränderungen des WG, die eine geringere Gü-

te zur Folge haben, entspricht der Teilwert den – nötigenfalls geschätzten –
Wiederbeschaffungs-/Wiederherstellungskosten eines WG der geringeren
Güteklasse.

– Bei versicherten oder versicherbaren Wertminderungen kann das Ausmaß des
ersetzten/ersetzbaren Schadens einen Anhalt geben.

– Bei vollständiger Unbrauchbarkeit entspricht der Teilwert dem Mindestwert
(s. Anm. 1018); ist ein Teil des Bestands unbrauchbar, so ist der Gesamt-
bestand um den mengenanteiligen Mindestwert verringert anzusetzen.

– Bei Überbeständen können als Maßstab die üblichen bzw. branchenüblichen
Bestände, soweit bekannt, als Indiz für eine TW-Minderung fungieren (ähn-
lich wie bei Fehlmaßnahmen vgl. auch Kolb, StuB 2001, 433 [437]).
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Höhe der Teilwertabschreibung: Für konkrete Einzel-WG, die nicht zur Ver-
äußerung bestimmt sind, kann uE jedenfalls eine Teilwertabschreibung in Be-
tracht kommen, wenn für sie eine außergewöhnlich lange Lagerdauer erwartet
werden muss; ein gedachter Erwerber würde hierfür zumindest einen den künf-
tigen Lager- und Kapitalkosten entsprechenden Abschlag machen; bestehen An-
haltspunkte, dass die Lagerdauer durch mangelnde technische, wirtschaftliche
oder rechtliche Verwendbarkeit des WG bedingt ist, wird der Abschlag bis zum
Mindestwert (s. Anm. 1017) erfolgen. Die Ermittlung der Abschreibung erfolgt
hierbei pauschal mittels Reichweitenverfahren oder Altersstrukturabschlägen.
Zu den Verfahren und deren Anwendung im Einzelnen vgl. ua. Schneider,
StBp. 1988, 272; Happe, BBK 2008, 837. Zum Handelsrecht vgl. Kozikowski/
Roscher in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB Rn. 529 f. mwN; ebenso Wein-
del, Grundsätze ordnungsmäßiger Verlustabschreibungen, 2008, 142. Insoweit
sind pauschale Gängigkeitsabwertungen in Durchbrechung des Einzelbewer-
tungsprinzips auch Ausdruck des Wesentlichkeitsgrundsatzes (ebenso Schmidt/
Labrenz, HdR, B 214 Rn. 141).
Entwicklung der Rechtsprechung: TW-Abschreibungen wegen mangelnder
Verwendbarkeit zur Bewertungsvereinfachung hat schon die frühe BFH-Rspr.
anerkannt und hierbei eine lange Lagerdauer als teilwertminderndes Indiz für
Schwerverkäuflichkeit gewertet (vgl. BFH v. 21.5.1957 – I 56/57 U, BStBl. III
1957, 237; v. 29.11.1960 – I 137/59 U, BStBl. III 1961, 154; für Waren vgl.
BFH v. 28.4.1964 – I 374/61, DB 1964, 1091; v. 13.10.1976, BStBl. II 1977, 540;
v. 14.7.1983 – IV R 95/81, nv.). Allerdings können auch vernünftige betriebs-
wirtschaftliche Gründe uU für hohe Bevorratung sprechen (Mengenrabatte, Si-
cherheit, Spekulation, Geschäftsmodell uÄ).

Hinweise: Ebenso bereits RFH v. 10.10.1939 – I 42/39, RStBl. 1940, 578, für Berück-
sichtigung von bekanntermaßen auftretende Beschädigungen wie Bruch oder Kratzer.
Vgl. die untere Rspr. Hess. FG v. 21.12.1956 – III 551/55, EFG 1957, 336 f., rkr. (Qua-
litätsminderungen bei Samenvorräte); Hess. FG v. 9.12.1976 – VI 196/72, EFG 1977,
324, rkr.; FG Rhld.-Pf. v. 17.12.1980 – I 290/78, EFG 1981, 441, nkr.

Auch die neuere Rspr. geht davon aus, dass eine Vorratseinteilung „entspre-
chend der nach den betrieblichen Verhältnissen ermittelte Umschlaghäufigkeit
in Gängigkeitsklassen geeignet sein (kann), um Folgerungen für den Teilwert
der Waren zu ziehen“ und erkennt dabei an, dass „die Vorräte mit geringerer
Gängigkeit höhere Selbstkosten als die Waren mit besserer Gängigkeit verursa-
chen“ (vgl. BFH v. 24.2.1994 – IV R 18/92, BStBl. II 1994, 514, zum Kfz-Er-
satzteilhandel). Ebenso kann dies aus einem anderen zu Ersatzteilen ergangenen
Urt. des BFH v. 14.7.1983 (IV R 95/81, nv.) gefolgert werden, wo im Streitfall
eine pauschale und insoweit typisierende Annahme teilwertmindernder Umstän-
de nur mangels entsprechender Aufzeichnungen über Lagerdauer und Lagerkos-
ten abgelehnt wurde. Dies soll jedoch nur unter der Voraussetzung gelten, dass
nach den betrieblichen Gegebenheiten – auch ohne bereits erfolgte Preisherab-
setzungen – wegen der Lagerdauer auf eine geminderte oder gar ganz entfallende
Absatzmöglichkeit und dadurch bedingte unzulängliche bzw. ganz entfallende
Verkaufserlöse geschlossen werden kann.

Eine TW-Abschreibung hat die Rspr. bislang auch ohne vorherige Preisherabsetzung
zugelassen, sofern diese deshalb nicht möglich ist, weil es dem Geschäftskonzept des
Stpfl. nicht eigentümlich ist (so BFH v. 13.10.1976 – I R 79/74, BStBl. II 1977, 540,
für Sonderanfertigungen eines Juweliers; s. hierzu die Auffassung der FinVerw. unten).

Hiermit berücksichtigt die Rspr. die betriebsindividuelle Unternehmenspolitik
der Vorratshaltung. Zu den konkreten Aufzeichnungspflichten s. Anm. 1024.
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Vgl. auch die weiteren Urteile des BFH zur Gängigkeit, insbes. v. 29.1.1986 – II R
218/82, BFH/NV 87, 290, zum Kunsthandel; BFH v. 24.7.2003 – I B 107/02, BFH/
NV 2004, 34, zum Antiquitätenhandel.

Kein teilwertmindernder Umstand wie Zins(-verlust) und Lagerkosten sah
die Rspr. (BFH v. 22.8.1968 – IV R 234/67, BStBl. II 1968, 801; v. 6.11.1975 –
IV R 205/71, BStBl. II 1977, 377) zunächst noch in den Kosten für Zinsauf-
wand, Zinsverlust sowie Kosten für Lagerung wie Kontrolle, Reinigung und
Versicherung begründet, da es sich hierbei um allgemeine Betriebs(un)kosten
handeln solle. Diese Rspr. wurde jedoch im Rahmen der Warenbewertung wie-
der revidiert, in dem solche Kosten durch den Rohgewinnaufschlag gedeckt
werden müssten und hat dementsprechend die Kosten der Lagerung, wozu auch
anteilige Zinsen gehören, als Abschlagsgrund für Vorräte angesehen (vgl. BFH
v. 13.10.1967 – I R 79/74, BStBl. II 1977, 540; v. 27.10.1983 – IV R 18/92,
BStBl. II 1994, 514; vgl. auch ua. Groh, DB 1985, 1245; ebenso Jebens, sj. 2008,
26 f.; aA Schneider, StBp. 1988, 276). Der BFH stellt ebenfalls in seiner Entsch.
v. 24.2.1994 (IV R 18/92, BStBl. II 1994, 514) klar, dass, da nach der Rspr. des
BFH (mit Verweis auf das Urt. von 1983) der durchschnittliche Rohgewinnauf-
schlag durch den erzielten Preis gedeckt sein muss, auch voraussichtlich noch
anfallende Lagerkosten bei der Teilwertermittlung als Element der Selbstkosten
zu berücksichtigen sind. Insoweit kann die Teilwertabschreibung wegen Gängig-
keit auch als Anwendungsfall von unzureichenden Verkaufserlösen infolge noch
anfallender Lagerkosten interpretiert werden.
Die Finanzverwaltung verkennt die Rspr. und verfährt in praxi rigoros (teil-
weise kleinlich) unter Ablehnung einer TW-Abschreibung aufgrund „Ungängig-
keiten“ ohne konkrete Einzelnachweise (vgl. H 6.7 „Ersatzteile im Kfz.-Handel“
EStH; krit. hierzu auch Jebens, sj. 2008, 25; Happe, BBK 2008, 837). Anderer-
seits hält die FinVerw. bei einzelnen Arten von WG Gängigkeitsabschläge für
zulässig, wenn zwingende Gründe wie im Streitfall des BFH v. 13.10.1976 (I R
79/74, BStBl. II 1977, 540) vorliegen (BP-Kartei, Teil I, Konto Waren Tz.
II.2.c.dd Teilwertabschreibungen; s. Anm. 1025 „Apotheken“, „Buchhandel“,
„Musikalienhandel“, „Verlage“ und das Stichwort „Gängigkeitsabschläge“).
Das Schrifttum hierzu ist uneinheitlich. Teile erkennen mittlerweile pauschale
TW-Minderungen unter Verweis auf die neuen Judikate des BFH nur noch –
wie die FinVerw. – unter Vorlage konkreter Nachweise bzw. bei Fehlmaßnah-
men an (so zB Kolb, StuB 2001, 433 [437]; Happe, BBK 2008, 837 [841]).
Die BFH-Rspr. wird weiter dahingehend interpretiert, dass sich die Teilwertver-
mutung insoweit nur entkräften lässt, als „umfangreiche Musterberechnungen
über die unterschiedliche Lagerdauer der Art. mit zugehörigen Kosten“ (so
Hoffmann, DStR 1994, 970) und „die Kosten den einzelnen Gängigkeitsklassen
schlüssig und nachprüfbar zugeordnet werden“ (so Seethaler, BB 1997, 2575
[2578]). Die alleinige Berücksichtigung des Faktors Zeit als Abwertungsfaktor
soll somit nicht anerkannt werden (aA einschränkend Schöll, StBp. 1995, 66:
Abschreibung auch bei Langläufer; Jebens, sj. 2008, 25).

Meinungen zur stl. Zulässigkeit von Gängigkeitsabschlägen wird hingegen bereits früh
vertreten durch Groh, DB 1985, 1245 (1248); Christiansen, StbJb. 1991/92, 130;
Günkel, JbFfSt. 1988/89, 105 ff.; Christiansen, StBp. 1983, 28.. Kritisch zur Ableh-
nung pauschaler Wertminderungen ebenfalls Kleinbach, DB 1995, 601; Niehus, DStR
1995, 169; Troost/Troost, DB 1996, 1097; Seethaler, BB 1997, 2575.

Rechtslage nach dem StEntlG 1999/2000/2002: Fraglich ist, ob die Gesetz-
gebung mit der Einfügung des Merkmals der dauernden Wertminderung den
Grund für pauschale Gängigkeitsabschreibungen entfallen lässt und insoweit die
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Auffassung der FinVerw. best. (s. zu diesem Merkmal Anm. 972). Teilweise wird
dies so gesehen (so zB Kolb, StuB 2001, 433 [437]; Happe, BBK 2008, 837 [841];
Weindel, Grundsätze ordnungsmäßiger Verlustabschreibungen, 2008, 142). An-
dererseits wird die Notwendigkeit von Abschlägen zur Berücksichtigung von Ri-
siken wie schwere Verkäuflichkeit oder technische Risiken gesehen (ebenso
Happe, BBK 2008, 837 [841]; ebenso Loitz/Winnacker, DB 2000, 2229 [2233];
Dietrich, DStR 2000, 1630).
Stellungnahme: Die restriktive Auffassung der FinVerw. und von Teilen des
Schrifttums ist abzulehnen. Gängigkeitsabschläge erfassen betriebswirtschaftlich
relevante und damit auch – uE zu Recht – teilwertmindernde Umstände, die ein
gedachter Erwerber im Rahmen des Teilwertgedankens einkalkulieren würde.
Ohne Rückgriff auf den Wertbegriff der Wiederbeschaffungskosten/-herstel-
lungskosten werden pauschale Abschläge von den ursprünglichen AHK vor-
genommen, um das Vorliegen einer Wertminderung im Substanzwert – gleich
aus welchem Grunde (Fehlmaßnahme, gesunkene Verkaufspreise, Wiederbe-
schaffungskosten wegen Alterswertminderung) – vereinfachend zu erfassen. Die
pauschale Erfassung von Wertminderungen ist auch bei anderen WG des UV
wie Forderungen gängig und auch von der Rspr. anerkannt (s. Anm. 931). Bei
der praktischen Handhabung der Ermittlung solcher Abschläge sollte uE beim
Vorliegen entsprechender Gründe (s. zu Nachweismöglichkeiten Anm. 1021
und 1022) wegen des Schätzungscharakters des Teilwerts nicht kleinlich verfah-
ren werden; auch bei der Teilwertermittlung von absatzbestimmten WG ver-
wendet die Rspr. sehr grobe Ermittlungsverfahren (zB den Rohgewinnaufschlag
im Handelsbetrieb in BFH v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35). Es
ist zu berücksichtigen, dass Gängigkeitsabschreibungen im Rahmen der verein-
fachten Rechtsanwendung des allgemeinen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im
StRecht Typisierungen beinhalten (s. hierzu Tipke/Lang XX. § 4 Rn. 209 ff.).
Diese allgemeinen Grundsätze sollten daher auch bei Vorräten angewendet wer-
den können. Anderenfalls wäre darin eine unzulässige Einschränkung der Teil-
wertabschreibung auf einzelne Arten von WG zu sehen, die durch Sinn und
Zweck des Abs. 1 Nr. 2 nicht gedeckt wäre. Würden übermäßige Nachweisan-
forderungen in Form eines Einzelnachweises (wie von der FinVerw.) verlangt,
würde dies die Rechtsprechungsgrundsätze aushebeln und der ratio legis des
Abs. 1 Nr. 2, lediglich vorübergehende eintretende Wertminderungen vor der
geplanten Veräußerung bzw. Verwendung auszuschließen (vgl. auch Schön, FS
Lang, 2010, 309 [311]), offen widersprechen (vgl. ähnlich Jebens, sj. 2008, 25
[28]). Gängigkeitsabschreibungen im UV dienen aber gerade dazu, solche bis
zur Veräußerung tatsächlich anfallende Wertminderungen pauschal zu erfassen.
Außer bei Existenz besonderer Umstände wie im BFH-Urteil v. 24.2.1994 (IV R
18/92, BStBl. II 1994, 514) ausgeführt, insbes. wenn das Geschäftsmodell
– die Modularisierung der Fertigung (Plattformstrategien im Fahrzeugbau; mo-

dularer Maschinenbau mit Baugruppenweise) mit vielfältiger Verwendungs-
möglichkeiten der einzelnen Vorräte,

– langfristige Absatzverträge mit Verpflichtungen zur Bevorratung,
– langfristige Rücknahmeverpflichtungen zu Festpreisen für die Vorratsgüter

(vgl. Seethaler, DB 1997, 2575 [2577]) oder
– zwingende sonstige faktische Umstände, welche eine Bevorratung als betrieb-

lich zwingend oder als branchenüblich erscheinen lassen,
vorsieht und dabei tatsächliche Wertminderungen bis zum mutmaßlichen Ab-
satzzeitpunkt ausgeschlossen werden können, wäre es uE gerechtfertigt, die

E 571

des Vorratsvermögens Anm. 1017 § 6



E 572 Kleinle/Dreixler

§ 6 Anm. 1017–1018 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

AHK als Teilwertvermutung anzuwenden. Siehe Anm. 1008. Zur Berücksichti-
gung allgemeiner Umstände s. auch BFH v. 24.7.2003 (I B 107/02, BFH/NV
2004, 34). Eine andere Erkenntnis lässt sich entgegen der praktischen Anwen-
dung durch die FinVerw. aus den Grundsätzen des BFH-Urteils v. 24.2.1994
(IV R 18/92, BStBl. II 1994, 514) nicht ableiten (ebenso auch OFD Frankfurt v.
17.7.1997 – S 2173 A - 7 St II 20, DB 1997, 1795: weiterhin benötigte und
brauchbare Lagervorräte).

c) Mindestwert
Grundsatz: Obwohl die WG nicht absatzbestimmt sind, muss bei mangelnder
betrieblicher Verwendbarkeit auch ihre Veräußerung als Handlungsmöglichkeit
des Betriebsinhabers oder des gedachten Erwerbers berücksichtigt werden. Der
Ansatz eines Mindestwerts ergibt sich hierbei gerade aus der Entbehrlichkeit des
WG für den betrieblichen Organismus, so dass ein höherer Teilwert, abgeleitet
aus dem betrieblichen Zusammenhang, nicht angenommen wird. Unter diesen
Umständen sind solche WG für den Betrieb wertlos und dürfen daher nicht mit
den AK angesetzt werden (BFH v. 1.12.1950 – IV 302/50 S, BStBl. III 1951,
10; s. Anm. 1002). Der voraussichtliche Einzelveräußerungspreis (zB Schrott-
wert, Gebrauchtstoffwert), vermindert um etwaige Veräußerungs- oder Beseiti-
gungskosten (soweit sie den Veräußerungserlös nicht übersteigen) stellt daher
die Untergrenze der Teilwertschätzung dar (stRspr., ua. BFH v. 25.8.1983 – IV
R 218/80, BStBl. II 1984, 33; v. 19.5.1998 – I R 54/97, BStBl. II 1999, 277; s.
auch Anm. 616). Einzelveräußerungspreise können mit den Wiederbeschaf-
fungskosten übereinstimmen oder auch höher sein (BFH v. 4.12.1986 – IV R
162/85, BFH/NV 1987, 296; v. 25.8.1983 – IV R 218/80, BStBl. II 1984, 33).
Sofern ein Einzelveräußerungspreis zum Bewertungsstichtag aus Börsen- oder
Marktpreisen (s. Anm. 1011) nicht ableitbar ist, kann dieser uE aus Verkäufen,
die bis zum Bilanzstichtag getätigt werden, zu Grunde gelegt werden.
Ausnahme: Niedrigster anzusetzender Wert ist ein Schrott- oder reiner Materi-
alwert (BFH v. 2.3.1973 – III R 88/69, BStBl. II 1973, 475). Bei Tieren ist dies
der Schlachtwert. Der Ansatz eines negativen Teilwerts ist unzulässig (s.
Anm. 616, 1010).
Anwendungsbereich: Der Einzelveräußerungspreis als Teilwert-Untergrenze
gilt hierbei für jede Art von Vorrat. Im Schrifttum wird in Anlehnung an die
BFH-Rspr. für den Ansatz eines Mindestwerts Entbehrlichkeit der zu bewerten-
den WG gefordert (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 674; für Wertpapiere ist
dies der Rücknahmepreis: vgl. BFH v. 22.3.1972 – I R 199/69, BStBl. II 1972,
489). Entbehrlichkeit ist für ein WG dann anzunehmen, wenn dessen Fehlen
den ungestörten Fortgang des Betriebs nicht nur hindern, sondern wenn es für
den Betrieb überflüssig, dh. für den Betrieb nur von geringer Bedeutung ist
(BFH v. 15.7.1966 – VI 226/64, BStBl. III 1966, 643). Richtigerweise ist dies je-
doch nicht gleichzusetzen mit dem Begriff der Ersetzbarkeit (BFH v. 15.7.1966
– VI 226/64, BStBl. III 1966, 643 mwN); bei bloßer Ersetzbarkeit des zu bewer-
tenden WG, wie dies generell bei umlaufenden WG des Vorratsvermögens der
Fall sein wird, würde sich ein fiktiver Erwerber unter der Annahme der Betriebs-
fortführung nicht vom Einzelveräußerungspreis, sondern von den Wiederbe-
schaffungskosten leiten lassen.
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9. Nachweis des gesunkenen Teilwerts

a) Grundsätzliches
Beweislast des Steuerpflichtigen: Zur Nachweispflicht dessen, der von der
Teilwertvermutung abweichen will, s. Anm. 598. Den Nachweis gesunkener
Wiederbeschaffungskosten, bzw. Wiederherstellungskosten oder nicht ausrei-
chender Veräußerungserlöse hat der Stpfl. „anhand geeigneter Unterlagen“ zu
führen (BFH v. 24.6.1976 – IV R 101/75, BStBl. II 1976, 562; v. 6.11.1975 – IV
R 205/71, BStBl. II 1977, 377; v. 13.10.1976 – I R 79/74, BStBl. II 1977, 540).
Er muss die tatsächlichen Voraussetzungen, die sein Begehren rechtfertigen sol-
len, darlegen und ggf. beweisen (BFH v. 13.10.1976 – I R 79/74, BStBl. II 1977,
540). Diese Aufgabe obliegt nach BFH v. 6.11.1975 (IV R 205/71, BStBl. II
1977, 377; BFH v. 24.7.2003 – I B 107/02, BFH/NV 2004, 34) nicht dem Be-
triebsprüfer der FinVerw. (R 6.8 Abs. 2 Satz 7 und 8 EStR). Daher gehen man-
gelnde Beweise wertmindernder Umstände zulasten des Stpfl. – sog. objektive
Beweislast. Begehrt der Stpfl. den Ansatz des niedrigeren Teilwerts, muss er die-
se Vermutung entkräften, indem er Umstände darlegt und ggf. beweist, die die
behauptete Wertminderung belegen. Die Rspr. (vgl. BFH v. 14.7.1983 – IV R
95/81, nv.) erkennt auch bei Darlegung von offensichtlich richtigen und willkür-
freien Wertansätzen durch den Stpfl. (so noch FG Rhld.-Pf. v. 17.12.1980 – I
290/78, EFG 1981, 441, nrkr.) eine Beweislastumkehr nicht an.

StRspr.: Vgl. BFH v. 17.1.1978 – VIII R 31/75, BStBl. II 1978, 335; v. 27.10.1983 –
IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35; v. 24.2.1994 – IV R 18/92, BStBl. II 1994, 514; v.
24.6.1976 – IV R 101/75, BStBl. II 1976, 562; v. 28.10.1976 – IV R 76/72, BStBl. II
1977, 73; v. 13.10.1976 – I R 79/74, BStBl. II 1977, 540; v. 24.7.2003 – I B 107/02,
DB 2004, 35.

Anforderung an Beweismaßstäbe: Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der
Teilwert eines WG nur durch eine Schätzung ermittelt werden kann (vgl. zB
BFH v. 25.8.1983 – IV R 218/80, BStBl. II 1984, 33), so dass allgemeine Schätz-
grundsätze und Erfahrungssätze sowie Denkgesetze zu beachten sind. Die ge-
wonnenen Schätzergebnisse müssen schlüssig, wirtschaftlich möglich und ver-
nünftig sein (vgl. BFH v. 18.12.1984 – VIII R 195/82, BStBl. II 1986, 226; v.
19.1.1993 – VIII R 128/84, BStBl. II 1993, 594; v. 9.11.1978 – VI R 195/77,
BStBl. II 1979, 149). Je kürzer der zeitliche Abstand zwischen Anschaffungs-
oder Herstellungszeitpunkt und Bilanzstichtag ist, desto stärker ist die Ver-
mutung der Übereinstimmung von Teilwert und AHK und desto höher sind die
an den Nachweis einer Teilwertminderung zu stellenden Anforderungen (BFH
v. 4.3.1998 – X R 151/94, BFH/NV 1998, 1086).
Beweislastumkehr: Besteht Streit über die Höhe der (dem Grunde nach aner-
kannten) Teilwertabschreibung auf das Vorratsvermögen, so ist es zunächst Sa-
che der FinVerw., ausreichende Anhaltspunkte für die Annahme darzulegen,
dass die Schätzung des Stpfl. aus dem üblichen Rahmen fällt (BFH v. 14.7.1983
– IV R 95/81, nv., juris). Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass der Stpfl. dar-
legen kann, worauf die Höhe und die Differenzierung von Teilwertabschreibun-
gen beruhen. Der Hinweis auf betriebliche Erfahrungen genügt nicht; das Ge-
richt muss sich über die Höhe der erforderlichen Teilwertabschreibung ein
eigenes Urt. bilden und bedarf dazu der Kenntnis der für die Bewertung maß-
gebenden Tatsachen. Für eine die Beweislastumkehr begründende Teilwert-
schätzung ist nach Auffassung des BFH nur dann Raum, wenn der Stpfl. seine
Schätzungsgrundlagen mitgeteilt hätte und diese einen Rückschluss auf die ge-
wählten Wertansätze gestattet hätten (vgl. die Rechtsausführungen bei BFH v.
14.7.1983 – IV R 95/81, nv.). Sofern die Ausführungen des Stpfl. den Schluss
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eines plausiblen Wertansatzes zulassen, ist uE die FinVerw. an diese Schätzung
gebunden.
Umfang der Beweislast nach der Finanzverwaltung: Was der Stpfl. im Ein-
zelnen nach Auffassung der FinVerw. nachweisen muss, wird in R 6.7 Abs. 2
Satz 7 ff. EStR näher umschrieben. Demnach muss er „Unterlagen vorlegen, die
aus den Verhältnissen des Betriebs gewonnen sind und die eine sachgemäße
Schätzung des Teilwerts ermöglichen“. Inwieweit diese Unterlagen geeignet sein
müssen, den Teilwert nachzuweisen, ist umstritten. Denkbar ist eine abstrakte
und eine konkrete Ebene der Beweisführung. Bei der konkreten Darlegungs-
und Beweislast müssen im Gegensatz zur abstrakten Beweislast die für einen be-
stimmten Teilwert erforderlichen Tatsachen konkret vorgetragen werden, um
die Teilwertvermutungen zu entkräften. Eine Entkräftung der Teilwertver-
mutungen kommt dabei nicht lediglich abstrakt, also im Wege eines Anscheins-
beweises in Betracht (so wohl auch 24.7.2003 – I B 107/02, DB 2004, 35). We-
gen der einer Teilwertschätzung ohnehin anhaftenden Unsicherheiten können
jedoch nur derartige Tatsachen die Teilwertvermutungen entkräften, die zu einer
nachhaltigen Wertminderung von einigem Gewicht führen; geringfügige Abwei-
chungen rechtfertigen ein Abweichen von den Teilwertvermutungen nicht (BFH
v. 14.2.1956 – I 239/54, BStBl. III 1956, 102; v. 26.8.1958 – I 80/57, BStBl. III
1958, 420; aA wohl BFH v. 9.9.1986 – VIII R 20/85, BFH/NV 1987, 442). Dies
ist anhand absoluter und/oder prozentualer Wertdifferenzen zu entscheiden (s.
auch Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 621).
Es sind uE nur die Umstände nachzuweisen, die die Schätzung des Stpfl. nach
den Verhältnissen zum Bilanzstichtag stützen, nicht tatsächliche Belege für die
eingetretenen Erwartungen vom Bilanzstichtag (glA Liepelt, StBp. 1985, 37). Ei-
ne enge ans Zivilrecht angelehnte konkrete Beweisführung wird nämlich in vie-
len Fällen aufgrund der Zukunftsbezogenheit teilwertbeeinflussender Faktoren
schwierig sein (vgl. Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 426).
Beim Nachweis der voraussichtlich dauernden Wertminderung kommt der Ei-
genart des betreffenden WG eine maßgebende Bedeutung zu (BFH v. 27.11.
1974 – I R 123/73, BStBl. II 1975, 294). Allgemein zum Begriff „voraussichtlich
dauernde Wertminderung“ s. auch BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000, 372, und
Anm. 562. Der Stpfl. muss dabei den Nachweis so führen, dass die von ihm be-
haupteten wertmindernden Umstände bereits am Bewertungsstichtag vorhanden
waren.

b) Nachweis bei gesunkenen Wiederbeschaffungs- oder Wiederherstel-
lungskosten

Allgemeine Nachweisanforderungen: Zum Glaubhaftmachen eines niedrige-
ren Teilwerts muss der Stpfl. den allgemeinen Beweisanforderungen entspre-
chende objektive, repräsentative und nachprüfbare Umstände vortragen (vgl.
BFH v. 29.4.1965 – IV 262/64 U, BStBl. III 1965, 448–449; zu den allgemeinen
Anforderungen s. Anm. 1019).
Rechtslage vor StEntlG 1999/2000/2002: Die Rspr. forderte hierbei eine ge-
wisse qualitative Nachhaltigkeit des teilwertmindernden Umstands. Die Nach-
weispflicht erfasste alle teilwertbeeinflussenden Faktoren. Zum Nachweis gesun-
kener Wiederbeschaffungskosten oder Wiederherstellungskosten musste der
allgemeine Preisspiegel, der für die betreffenden WG maßgeblich ist, nachhaltig
gesunken sein (zB BFH v. 26.11.1964 – IV 166/60, StRK EStG [bis 1974] § 6
Abs. 1 Ziff. 2 R. 165; v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35; neuer-
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dings noch zur alten Rechtslage BFH v. 24.7.2003 – I B 107/02, BFH/NV
2004, 34); ansonsten wurden an den Nachweis strenge Anforderungen gestellt.
Sonderangebote mit Vorzugspreisen der Lieferanten sollten bei der Ermittlung
des „Preisspiegels“ nach der zitierten Rspr. außer Betracht bleiben, da sie nach
der nicht unproblematischen Rspr. „keine echten Marktpreise“ (BFH v. 13.3.
1964 – IV 236/63 S, BStBl. III 1964, 426) sind. Bei selbsterstellten Produkten
musste ein Preisverfall bei Bestandteilen der HK, zB der Löhne oder Rohstoffe,
dargelegt werden (BFH v. 13.3.1964 – IV 236/63 S, BStBl. III 1964, 426).
Ebenfalls konnten zB fertigungsnotwendige Vorräte wie Rohstoffe, die im All-
gemeinen starken Schwankungen ausgesetzt sind und auf den verschiedensten
Gründen (zB Spekulation, außergewöhnliche Knappheit) beruhen, gesunkene
Wiederbeschaffungskurse regelmäßig nicht begründen (vgl. BFH v. 8.10.1957 –
I 86/57 U, BStBl. III 1957, 442). Augenblickliche Wertschwankungen oder Zu-
fallsentwicklungen versuchte die Rspr. zu beseitigen, weil der Kaufmann damit
rechnen durfte, dass sie sich wieder in angemessener Zeit durch Wertsteigerun-
gen ausgleichen können und somit nicht zu einem endgültigen Verlust führen
werden (so bereits RFH v. 14.3.1939 – I 72/39, RStBl. 1939, 746). Ein vergleich-
bares Problem in diesem Zusammenhang ist in den Zufallskursen von Aktien
oder Wechselkursen zu sehen (zu teilwertmindernden Aspekt im Rahmen sol-
cher Bewertungen s. auch Anm. 812).
Einfügung des Merkmals „Dauernde Wertminderung“ nach der Rechts-
lage des StEntlG 1999/2000/2002: Der Gesetzgeber hat diese Rechtsauffas-
sung aufgegriffen und jene in Form der Dauerhaftigkeit der Wertminderung als
Tatbestandsmerkmal der Teilwertabschreibung im VV seit dem StEntlG
1999/2000/2002 gesetzlich geregelt (s. Anm. 562). Beim Nachweis gesunkener
Wiederbeschaffungs-/Wiederherstellungskosten kommt es auf die Verhältnisse
am Bilanzstichtag an (s. auch Anm. 1010). Zum Betrachtungszeitraum zur Beur-
teilung der Dauerhaftigkeit der Wertminderung s. Anm. 1008, 1009. Die gesetz-
liche Neuregelung kommt der alten Rechtsauffassung bezüglich des qualitativ
nachhaltigen Absinkens des Teilwerts als notwendiges Element gleich (ebenso
Weindel, Grundsätze ordnungsmäßiger Verlustabschreibungen, 2008, 82).
Vergleichsmaßstab: Zur Ermittlung der Wiederbeschaffungskosten dienen
Güter gleicher Art wie die auf Lager befindlichen. Dies bereitet Schwierigkeiten,
wenn derartige Güter inzwischen außer Handel sind oder auf dem Lager eine
Wertminderung erfahren haben (Modeeinfluss, Verschmutzung usw.). Sofern es
hier nicht gelingt, den Nachweis von den Preisverhältnissen auf dem Gebraucht-
warenmarkt her zu führen, bleibt dem Stpfl. angesichts der Nachweisforderung
nur noch die Möglichkeit der Teilwertabschreibung wegen erwarteten Sinkens
erzielbarer Verkaufserlöse oder wegen mangelnder Verwendbarkeit.
Nachweismittel für gesunkene Wiederbeschaffungskosten sind amtliche Kurs-
zettel der Produkt- und Gebrauchtwarenbörsen, Preislisten, Angebote der Liefe-
ranten, Eingangsrechnungen usw. (zu Nachweismitteln vgl. auch George, BBK
1985, F. 13, 2821 [3453]). Nachweismittel für gesunkene Wiederherstellungskos-
ten sind geänderte Kalkulationsgrundlagen (Betriebsabrechnungsbogen).

c) Nachweis bei unzureichenden Verkaufserlösen
Allgemeine Nachweisanforderungen gelten auch bezüglich gesunkener bzw.
unzureichender Verkaufserlöse. Nach Rspr. und FinVerw. muss ein Stpfl., der
für Verkaufswertminderungen eine Teilwertabschreibung geltend macht, die ob-
jektiv nachprüfbaren Bestimmungsgrößen dieser Teilwertabschreibung anhand
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betrieblicher Unterlagen belegen (vgl. BFH v. 27.10.1983 – IV R 143/80,
BStBl. II 1984, 35; R 6.8 Abs. 2 Sätze 7 ff. EStR). Beim Nachweis unzureichen-
der Verkaufserlöse wie bei Wiederbeschaffungskosten als Teilwertmaßstab
kommt es grds. auf die Verhältnisse am Bilanzstichtag an (s. auch Anm. 1012
und 1021). Mit der Gesetzesänderung durch das StEntlG 1999/2000/2002 be-
kommen für die Fundierung der stichtagsbezogenen Erwartung über die erziel-
baren Verkaufspreise – neben den Informationen und Erwartungen des Bilanz-
stichtags – die Stichtagsverhältnisse erhellende, im Bilanzaufstellungszeitraum
zugehende Informationen zunehmend Bedeutung. Zur Rechtslage vor und nach
dem StEntlG 1999/2000/2002 s. Anm. 1021.
Maßgebliche Verkaufserlöse im Rahmen der retrograden Wertermittlung
sind die voraussichtlichen Verkaufserlöse am Abschlussstichtag, gekürzt um er-
wartete Erlösschmälerungen wie Skonto, Rabatte und Preisherabsetzungen.
Nach der Art der Verkaufspreisvereinbarung sind die erwarteten Erlöse wie
folgt zu ermitteln:
– Bei Verträgen mit bereits vereinbartem Verkaufspreis ist daher der dieser Ver-

einbarung zugrunde liegende Preis ausschlaggebend für den anzusetzenden
Verkaufspreis.

– Sofern keine Preisvereinbarung existiert, ist auf aktuelle Marktpreise zurück-
zugreifen und ggf. – im Falle des Fehlens von Marktpreisen – anhand objekti-
ver Daten zu schätzen. Im Handelsbetrieb sind die für den jeweiligen Bestand
etikettierten Absatzpreise stellvertretend für Marktpreise maßgeblich (vgl. Je-
bens, sj. 2009, 29). Für unfertige Bauten ist ein Erlös zugrunde zu legen, der
von den Preisvorstellungen eines gedachten, rationalen Erwerbers des gesam-
ten Unternehmens am Bilanzstichtag ausgeht (vgl. Reinart/Petrak, WPg
2006, 621 [615]).

Preisherabsetzungen sind ebenfalls verkaufspreismindernd zu berücksichtigen
und können hierbei durch Schätzung aus der Vergangenheit abgeleitet werden.
Vergangenheitserfahrungen haben jedoch nur dann Nachweiskraft, wenn sich
die Verhältnisse nicht wesentlich geändert haben (RFH v. 6.5.1936, RStBl. 1936,
849; BFH v. 29.11.1960 – I 137/59 U, BStBl. III 1961, 154; v. 13.3.1964 – IV
236/63 S, BStBl. III 1964, 426; großzügiger BFH v. 27.10.1983 – IV R 143/80,
BStBl. II 1984, 35; ebenso Jebens, sj. 2009, 29 [31]; krit. hierzu Liepelt, StBp.
1985, 37). Es spricht uE nichts gegen die vorrangige Anwendung vergangen-
heitsbezogener Daten, da nur sie, wie vom BFH und von der FinVerw. gefor-
dert, objektiv nachprüfbar sind. Der BFH v. 27.10.1983 (IV R 143/80, BStBl. II
1984, 35) lässt neben der Aufzeichnung der nach dem Bilanzstichtag tatsächlich
vorgenommenen Preisherabsetzungen auch Aufzeichnungen für zurückliegende
Jahre zu. Der Rückgriff auf Vergangenheitserfahrungen kann die Nachweisfüh-
rung erleichtern, er wird zT als ausreichender und normaler Nachweis angese-
hen. Andere Nachweise werden zwar nicht grds. ausgeschlossen, ihr geringerer
Nachweiswert gehe jedoch zulasten des Stpfl.
Zwingende Voraussetzung für eine Teilwertabschreibung bei unzureichenden
Verkaufserlösen ist nach BFH v. 6.11.1975 (IV R 205/71, BStBl. II 1977, 377),
dass für die am Bilanzstichtag vorhandenen Waren in ausreichendem und reprä-
sentativem Umfang die im Folgejahr tatsächlich erzielten Verkaufserlöse nach-
gewiesen und diese sowohl den Selbstkosten zuzüglich durchschnittlicher Unter-
nehmergewinne dieser Waren als auch den im Rahmen der Teilwertschätzung
angesetzten voraussichtlichen niedrigeren Verkaufserlösen gegenübergestellt
werden (vgl. auch H 6.8 „Retrograde Bewertungsmethode“ EStH).
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d) Unverkäufliche und schwer verkäufliche Waren
Bei Unverkäuflichkeit der WG stellen Rspr. und FinVerw. – soweit ersichtlich
– keine speziellen Anforderungen an den Nachweis. Allerdings könnte man sie
als einen Grenzfall der Schwerverkäuflichkeit ansehen und die hierfür geltenden
Nachweisforderungen übertragen. Glade (StbJb. 1978/79, 574) empfiehlt daher,
sog. „Vernichtungsprotokolle“ anzufertigen; sie sollen neben einer genauen Be-
zeichnung der Gegenstände auch deren Einstandspreis und das Einkaufsjahr
enthalten. Es kann jedoch uU betriebswirtschaftlich sinnvoll sein, auf eine La-
gerausschrottung, Einschmelzung, Makulierung uÄ zu verzichten, weil die damit
verbundenen Aufwendungen (Aussortierung, Abfallbeseitigung) vermieden wer-
den, nötige Personalkapazitäten nicht zur Verfügung stehen oder die an sich un-
gängigen WG für gelegentliche innerbetriebliche Verwendungen oder einen spo-
radischen Kundenbedarf zurückbehalten werden. Ausschrottungs- bzw.
Vernichtungslisten sind daher uE nur ein möglicher, keinesfalls der einzige
Nachweis (glA Rath, BB 1977, 1345). Ein gesetzliches Veräußerungsverbot soll
nach BFH v. 19.9.1951 (IV 360/50 U, BStBl. III 1951, 194) eine Teilwert-
abschreibung nicht ohne Weiteres rechtfertigen; entscheidend seien demnach
die Umstände des Einzelfalls.
Bei Schwerverkäuflichkeit, die mit langer Lagerdauer der Vorräte begründet
wird, ließ die Rspr. bislang eine Teilwertabschreibung nicht zu, solange die be-
treffenden WG zu den ursprünglichen Preisen angeboten und verkauft wurden
sowie ausreichende und repräsentative Aufzeichnungen über tatsächliche Preis-
herabsetzungen nicht vorgelegt werden konnten (BFH v. 3.10.1963 – IV 214/61
U, BStBl. III 1964, 7; v. 22.8.1968 – IV R 234/67, BStBl. II 1968, 801, betr. Ju-
weliere; v. 6.11.1975 – IV 205/71, BStBl. II 1977, 377, betr. Textileinzelhandel;
v. 5.10.1967 – V 108/64, BStBl. II 1968, 99).
Eine Herabsetzung der Verkaufspreise („Herabzeichnen“) ist seit dem
sog. Juwelier-Urteil des BFH v. 13.10.1976 (I R 79/74, BStBl. II 1977, 540)
nicht mehr unverzichtbare Voraussetzung zur Widerlegung des Anscheins-
beweises, wenn es aus „zwingenden betrieblichen Gründen“ im Einzelfall nicht
möglich war, die Preise zu senken. Die Vermutung fehlender Wertminderung
beim Festhalten an den bisherigen Preisen ist danach vom Stpfl. durch den
Nachweis wichtiger Gründe für die Preiskonstanz widerlegbar (BFH v. 9.11.
1994 – I R 68/92, BStBl. II 1995, 336 mwN; v. 29.4.1999 – IV R 14/98,
BStBl. II 1999, 681); s. auch FG Hamb. v. 7.4.1999 – V 216/98, nv., rkr. Zwin-
gende betriebliche Gründe, die ein Festhalten am ursprünglichen Preis rechtfer-
tigen, dürften sein:
– Vermeidung der Verärgerung der Stammkundschaft (aA Schröder, BB 1977,

1583),
– Vermeidung der Beeinträchtigung des Ansehens des Unternehmens oder der

verkauften Güter, insbes. bei langlebigen Markenartikel (vgl. Wölfel, BB
1978, 546),

– Zwecklosigkeit einer Verkaufsförderung durch Herabsetzung (zB beim Kfz-
Ersatzteilebedarf, vgl. Rath, BB 1977, 1345),

– Einhalten von Preisbindungen (zB in Apotheken, im Buchhandel) oder Preis-
empfehlungen, vgl. Horlemann, BB 1979, 1227; FG Hamb. v. 27.2.1980 – I
197/77, EFG 1980, 397, rkr.; BFH v. 9.11.1994 – I R 68/92, BStBl. II 1995,
336,

– eine Strategie verdeckter, den Kunden individuell gewährter Nachlässe oder
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– besondere Werbeaufwendungen für preiskonstant gehaltene „Ladenhüter“
(vgl. auch Offerhaus, StBp. 1977, 193).

Teilwertabschläge bei langer Lagerdauer: Eine überdurchschnittlich und un-
erwartet lange Lagerdauer kann ein gewichtiges Indiz für die Schwerverkäuflich-
keit einer Ware sein (s. Anm. 1024).

e) Nachweis bei mangelnder Verwendbarkeit
Allgemeine Aufzeichnungen zur mangelnde Verwendbarkeit (zum Begriff s.
Anm. 1016) infolge
– Güteminderung der WG selbst (zB Rost, sonstige Schäden),
– betrieblicher Bedarfsänderungen (Umstellung des Produktionsverfahrens

etc.),
– wirtschaftlicher Nachfragebeschränkungen (zB Nachfrageänderung beim bis-

herigen Produkt) oder
– rechtl. Verwendungsbeschränkungen (zB Sicherheitsauflagen)
sind geeignet, um den direkten Nachweis der mangelnden Verwendungsmög-
lichkeiten und damit eine Teilwertminderung nachzuweisen. Die Prüfung der
Verwendbarkeit eines WG hat sich dabei an den betriebsindividuellen Gegeben-
heiten auszurichten. Daneben ist auch die tatsächlich eingeschränkte Verwen-
dung, nachgewiesen durch Lagergängigkeitsaufzeichnungen als indirekter Nach-
weis für fehlende Verwendbarkeit bzw. Gebrauchsmöglichkeit, möglich.
Wichtige Indikatoren für die mangelnde Verwendbarkeit von Vorratsbeständen
sind insbes.
E die letzten Lagerzugänge (wobei unterstellt werden kann, dass keine Lagerauffül-
lung erfolgen würde, wenn nicht mit einem entsprechenden Bedarf gerechnet
wird). Je länger Lagerzugänge zeitlich zurückliegen, desto eher ist die Annahme
gerechtfertigt, dass die WG nicht mehr verwendet werden können; dieser Zu-
sammenhang findet innerhalb des sog. Zugangsverfahrens Anwendung;
E die letzten Lagerabgänge (wobei unterstellt werden kann, dass längere Zeit unter-
bleibende Lagerabgänge in zunehmendem Maße auf Nichtverwendbarkeit deu-
ten); dies wird im Rahmen des sog. (modifizierten) Abgangsverfahrens berück-
sichtigt;
E die sog. Lagerreichweite (wobei unterstellt werden kann, dass die Zeit, für die ein
Stichtagsbestand bei kontinuierlichem Bedarf vorhält, aus kaufmännischen
Gründen beschr. sein wird). Reicht der Bestand allzu weit in die Zukunft, so
handelt es sich um einen „Überbestand“, der wegen der damit verbundenen
Kosten und Risiken einen Abschlag rechtfertigt. Dieses auch als Reichweitenver-
fahren bekannte Vorgehen ist in der Praxis besonders weit verbreitet (vgl. dazu
Breitbach, WPg 1995, 745 ff.).
Sofern die WG des Vorratsvermögens aufgrund der genannten Aufzeichnungen
mangelnde Verwendbarkeit indizieren, wird dies bei der Bewertung mittels Teil-
wertabschreibung (auch Gängigkeitsabschreibung genannt) berücksichtigt.
Relevanz der Verfahren im Hinblick auf die stl. Anerkennung als Lagergängig-
keitsaufzeichnung ist im Schrifttum umstritten und daher nicht einheitlich zu be-
antworten. Aufgrund des Bezugs zur retrograden Bewertung und im Rahmen
der Möglichkeit, die zukünftigen Lagerkosten als Teil der Selbstkosten (s.
Anm. 1013) zu berücksichtigen, wird teilweise das Reichweiteverfahren befür-
wortet (vgl. Jebens, sj. 2008, 25; Christiansen, StbJb. 1983, 28; einschränkend
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Schneider, StBp. 1988, 272). Andere wiederum befürworten das Lageabgangs-
bzw. Lagerumschlagsverfahren (vgl. Kleinbach, DB 1995, 603).
Auch die bisherige Rspr. ergibt keinen hinreichenden Aufschluss über die
Methodenrelevanz. Denn für diese ergibt sich deren Relevanz lediglich auf
Ebene der tatsächlichen Feststellungen und ist daher wiederum einzelfallabhän-
gig.

f) Art der Nachweisführung
Allgemein zum Nachweis s. Anm. 1019.
Grundsatz: Bei welchen WG (Waren) mit einer Preissenkung zu rechnen ist
und wie hoch sie sein wird, muss der Kaufmann nach den Verhältnissen des Bi-
lanzstichtags und nach den bis zur Bilanzierung gewonnenen Erkenntnissen be-
urteilen. In dieser Berücksichtigung kaufmännischen Erfahrungswissens liegt
kein Verstoß gegen den Grundsatz der Stichtagsbewertung, sondern die gebote-
ne Würdigung bereits am Stichtag vorhandener wertbildender Faktoren für das
Warenlager. Der Kaufmann muss seine Beurteilung anhand betrieblicher Unter-
lagen belegen können (vgl. BFH v. 13.3.1964 – IV 236/63 S, BStBl. III 1964,
426). Es ist daher zu verlangen, dass ausreichende (in der Zahl) und daher reprä-
sentative Aufzeichnungen (s.u. „Repräsentanzanforderungen“) über die Waren-
bewertung (zB tatsächlichen Verkaufserlöse oder Preisherabsetzungen auf die
Waren) geführt werden.
Die Repräsentanzanforderungen der frühen BFH-Rspr. v. 13.3.1964 (IV
236/63 S, BStBl. III 1964, 426); BFH v. 6.11.1975 (IV R 205/71, BStBl. II 1977,
377) und später auch noch BFH v. 27.10.1983 (IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35)
besagt, dass es erforderlich ist, die tatsächlich erzielten Verkaufspreise in einer
so großen Anzahl von Fällen nachzuweisen, dass diese als repräsentativer Quer-
schnitt für die zu bewertende Warenart angesehen werden können und allgemei-
ne Schlussfolgerungen erlauben (vgl. R 6.7 Abs. 2 Satz 9 EStR).
Wann die Repräsentanz der vorliegenden Minderpreisverkäufe als ausreichend
anzusehen ist, sagen Rspr. und FinVerw. nicht; die Voraussetzungen sind einzel-
fallbezogen zu würdigen. Im Fall des FG Hamb. v. 27.2.1980 (I 197/77, EFG
1980, 397, rkr.) wurde zB eine Testbewertung von 20 des Bestands akzeptiert.
Im Schrifttum war diese Rspr. umstritten, da sie durch das alleinige Abstellen auf
tatsächlich einstellende Verkaufserlöse für eine TW-Abschreibung einen offen-
sichtlichen Verstoß gegen das Stichtagsprinzip und Wertaufhellungsprinzip dar-
stellt (vgl. auch Döllerer, BB 1982, 780; Liepelt, StBp 1985, 37 [40]; ebenso
Hüttemann, FS Lang, 2010, 335). Die neuere Rspr. des BFH v. 27.10.1983 (IV
R 143/80, BStBl. II 1984, 35) brachte diesbezüglich hingegen eine gewisse Milde
in den Nachweisanforderungen mit sich, indem der alleinigen Relevanz nach-
gewiesener Verkaufspreise eine Absage erteilt wurde und nunmehr auch das Ab-
stellen auf Vergangenheitsdaten (s.u. „Objektivitätswert von Vergangenheitswer-
ten“) und betriebliche Verhältnisse (s.u. „Maßgeblichkeit der betrieblichen
Verhältnisse“) als möglich angesehen wurde.
Das durch das StEntlG 1999/2000/2002 eingefügte Erfordernis der dauernden
Wertminderung lässt aber auch hier seine Auswirkungen auf die Nachweisanfor-
derungen erkennen: Teilwertschätzungen auf alleiniger Basis von objektiven Da-
ten werden danach entgegen dem Grundsatz der freien Beweiswürdigung eine
weitere Schranke gesetzt und es seien die nach dem Stichtag eintretenden Um-
ständen grds. werterhellend zu berücksichtigen (vgl. BMF v. 25.2.2000 – IV C 2
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- S2171b - 14/00 – Tz. 23 ff.; aA Hüttemann, FS Lang, 2010, 335). Siehe auch
Anm. 1003.
Objektivitätswert von Vergangenheitswerten: Neben den nach dem Bilanz-
stichtag tatsächlich vorgenommenen Herabsetzungen sind nunmehr auch Auf-
zeichnungen für zurückliegende Jahre als Nachweise durch die Rspr. (BFH v.
27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35) anerkannt. Durch andere Auf-
zeichnungen lässt sich der gebotene Nachweis nicht in vergleichbar sicherer
Weise führen. Sie sind zwar nicht schlechthin unbeachtlich, doch gehen verblei-
bende Zweifel zulasten des Kaufmanns, der es in der Hand hat, seine Beurtei-
lung durch besser geeignete Mittel zu belegen (vgl. BFH v. 6.11.1975 – IV R
205/71, BStBl. II 1977, 377). Damit beurteilt werden kann, inwieweit die Preis-
herabsetzungen zu einem Teilwertabschlag auf die AK führen, muss der Kauf-
mann auch darlegen, auf welche Waren die Minderungen entfallen, wie ihre ur-
sprünglichen Preise kalkuliert waren und wie hoch nach dem erzielten
Rohgewinnaufschlag ihre Selbstkosten einschließlich des durchschnittlichen Un-
ternehmensgewinns waren (vgl. BFH v. 6.11.1975 – IV R 205/71, BStBl. II
1977, 377).
Maßgeblichkeit der betrieblichen Verhältnisse: Die Nachweisunterlagen
müssen nach der Rspr. (zB BFH v. 13.3.1964 – IV 236/63 S, BStBl. III 1964,
426) aus den Verhältnissen des Betriebs des Stpfl. gewonnen sein. Der Nachweis
muss eine „objektive betriebliche Grundlage“ (BFH v. 6.11.1975 – IV R 205/71,
BStBl. II 1977, 377) haben. Die Berechtigung der Teilwertabschreibung muss
aufgrund der tatsächlichen Verhältnisse des eigenen Betriebs des Stpfl. glaubhaft
gemacht werden (BFH v. 3.10.1963 – IV 214/61 U, BStBl. III 1964, 7). Die Er-
klärungen von Sachverständigen über Preisentwicklungen sind nach BFH v.
26.11.1964 (IV 166/60, StRK EStG [bis 1974] § 6 Abs. 1 Ziff. 2 R. 165) idR
nicht verwertbar, da sie von Abschlägen ausgehen, die die Branchenangehörigen
für angemessen halten. Vergleichszahlen aus ähnlichen Betrieben reichen für
den Teilwertnachweis nicht aus (BFH v. 3.10.1963 – IV 214/61 U, BStBl. III
1964, 7).
Art der Nachweisführung: Als Art der Nachweisführung wird idR der Ein-
zelnachweis gefordert: „Minuslisten“ (Preisherabsetzungslisten), Slg. geänderter
Preisschilder; uE genügt auch Kennzeichnung der ursprünglichen und tatsäch-
lich erzielten Preise auf den Kassenzetteln oder Rechnungen. Weitere Nachweis-
mittel sind zB Erlösminderungsbücher, Inventurverzeichnisse, Werbebriefe,
Gängigkeits- und Selbstkostenaufzeichnungen, Verzeichnisse über Altwarenprä-
mien, Sonderangebotspreislisten und entsprechende Inserate. Im Einzelnen sind
nach der Rspr. nachzuweisen:
– Ausmaß der Preisherabsetzung (neuer Preis),
– Menge und Art der WG, auf die die Preisminderungen entfallen,
– ursprüngliche Kalkulation dieser WG (insbes. alter Preis),
– Höhe der anteiligen Selbstkosten,
– durchschnittlicher Unternehmensgewinn.
In den Aufzeichnungen ist nach Preisherabsetzungen nach am Bilanzstichtag
vorhandenen und erst später hinzugekommenen Waren zu unterscheiden, es sei
denn, die Preisherabsetzungen beziehen sich auf einen Zeitraum, zu dem prak-
tisch nur die am Bilanzstichtag vorhandenen WG preisreduziert verkauft werden
konnten (vgl. BFH v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35). Mangeln-
der Verwendbarkeit kann durch Inventuraufzeichnungen wie Lagerzeit oder
Güteminderung der WG sowie durch Vernichtungs-, Verschenkungs- oder
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Aussonderungsprotokolle, durch Lagerbewegungslisten oder durch die Lager-
buchführung nachgewiesen werden (weitere Einzelheiten bei Emmerich, DB
1980, 2297 mwN). Die für Waren verlangte Repräsentanzanforderung (s.o.)
dürfte hier entsprechend gelten.
Für Fehlmaßnahmen ergeben sich hierbei keine hiervon abweichenden Nach-
weisanforderungen. Diesbezüglich wäre plausibel zu dokumentieren, dass und
welche Art von Anstrengungen (Verschrottungen, Sonderverkäufe etc.) unter-
nommen werden, um sich von dem WG zu trennen (ebenso Kühn, GStB 2007,
398).

10. Anwendungsfälle der Teilwertabschreibung bei Vorräten

Aktionsware: Teilwertermittlung s. BFH v. 27.10.1983 – IV R 143/80, BStBl. II
1984, 35; Wittorff, StBp. 1984, 226. Bei Vorliegen eines Verlustproduktes vgl.
aber Anm. 1015.
Anschaffungskosten, nachträgliche: Zur Teilwertabschreibung s. BFH v. 9.3.
1977 – I R 203/74, BStBl. II 1977, 515.
Apotheken: Zum Teilwertnachweis mittels differenzierter Pauschalwertverfah-
ren vgl. Bp-Kartei OFD Düss./Köln/Münster, DB 1964, 1279.
Arrondierungskauf: Siehe „Überhöhter Preis“.
Ärztemuster: Arzneimittel, die bei pharmazeutischen Herstellern als sog. unver-
käufliche Ärztemuster (zur Werbung bei Ärzten) am Bilanzstichtag vorhanden
sind, müssen als WG des Vorratsvermögens (Waren oder fertige Erzeugnisse)
angesetzt werden (BFH v. 20.10.1976 – I R 112/75, BStBl. II 1977, 278). Zur
Bewertung s. auch BFH v. 30.1.1980 – I R 89/79, BStBl. II 1980, 327; s. auch
„Verlustprodukte“.
Baugewerbe:Musterhäuser eines Herstellers von Fertighäusern zum Zweck der
Werbung von Kaufinteressenten gehören zum AV (BFH v. 31.3.1977 – V R
44/73, BStBl. II 1977, 684; s. Anm. 265 „Ausstellungsgegenstände“); daher kei-
ne Bewertung als Vorratsvermögen. Unfertige Bauten eines Bauunternehmers
auf fremdem Grund und Boden gehören nicht zum Vorratsvermögen, sondern
zu den dem übrigen UV zuzuordnenden Forderungen (BFH v. 10.7.2002 – I R
79/01, BStBl. II 2002, 784); s. Anm. 965.
Baukostenindex: Eine Fehlmaßnahme soll nach Meinung des BFH v. 14.2.
1956 (I 239/54, BStBl. III 1956, 102) vorliegen, wenn der Baukostenindex bei
Gebäuden nachhaltig und erheblich gefallen ist. In diesem Fall liegt ein Sinken
der Wiederherstellungskosten vor. Nach Fertigstellung zur Veräußerung be-
stimmter Gebäude greift uE eine Teilwertabschreibung nur bei mangelnden
Verkaufserlösen.
Baumängel können den Teilwert mindern (BFH v. 17.1.1978 – VIII R 31/75,
BStBl. II 1978, 335, aE).
Beschränkung in der Verwendbarkeit infolge von Lärmbeschwerden Dritter
kann zu einer Teilwertminderung führen; ebenso wird dies durch eine aufgrund
von Lärmbeschwerden drohende Betriebsstillegung gerechtfertigt (BFH v. 29.8.
2001 – VI R 26/99, BFH/NV 2002, 625).
Betriebseinstellung: Teilwertabschreibungen sind nach Betriebseinstellung
nicht mehr möglich (BFH v. 26.3.1991 – VIII R 315/84, BStBl. II 1992, 472,
mwN).
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Branchenkennzahlen: Eine Teilwertminderung aufgrund einer durch bloßen
Branchenvergleich abgeleiteten Beurteilung der Teilwertverhältnisse ist unzuläs-
sig. Wegen der betriebsindividuellen Bewertung s. Anm. 1008.
Buchhandel: Einheitliche und gestaffelte Pauschalabschlagsätze für Lager-
bestände des Sortimentsbuchhandels (außer antiquarischen Werken und Zeitun-
gen) werden von der OFD Frankfurt wahlweise, aber nicht willkürlich wechsel-
bar, als Bewertungsverfahren zugelassen (DB 1976, 1458); zur Nachweispflicht
von Teilwertabschlagsätzen von über 50 % vgl. Hess. FG v. 9.12.1976 (VI
196/72, EFG 1977, 324, rkr.). Nachdem das Merkblatt zur Bewertung im Buch-
handel (OFD Frankfurt, DB 1976, 1458) zwischenzeitlich formell aufgehoben
wurde (zur Aufhebung s. Mitteilung des Börsenblatts v. 2.10.2010), wurde es
nunmehr in neuer Fassung durch das Merkblatt für die körperliche Bestandsin-
ventur der Lagerbestände im Sortimentsbuchhandel des Bay. Landesamtes für
Steuern (Stand Sept. 2012) wieder eingeführt. Nach dieser Auffassung sind Pau-
schalabschläge von bis zu 60 vH des Ladenverkaufspreises zulässig. Wegen der
Preisbindung ist eine Teilwertabschreibung auch ohne Preisherabsetzung mög-
lich (s. Anm. 1021); die Schwerverkäuflichkeit von Altbeständen kann nach all-
gemeinen Grundsätzen nachgewiesen werden, zB Erfahrung, Testbewertung
(FG Hamb. v. 27.2.1980 – I 197/77, EFG 1980, 397, rkr.); s. auch „Verlag“.
Erfindung: Eine rechtl. ungeschützte Erfindung, die bereits publiziert wurde,
hat grds. einen Teilwert von 0 E (BFH v. 10.3.1993 – I R 116/91, BFH/NV
1993, 595).
Ersatzteillager: Siehe „Kfz-Gewerbe“.
Erzeugnisbestände: Der Teilwert wird durch die Wiederherstellungskosten be-
stimmt, wozu auch die bis zum Bilanzstichtag aufgewendeten allgemeinen Ver-
waltungskosten, die auf den Fertigungsbereich entfallen, sowie die aufgewende-
ten Vertriebskosten gehören (BFH v. 20.7.1973 – III R 100-101/72, BStBl. II
1973, 794). Weiter ist zu prüfen, ob der Verkaufswert Selbstkosten und durch-
schnittlichen Gewinn deckt (s. Anm. 1011); dies kann auf progressivem oder re-
trogradem Weg geschehen.
Fehlmaßnahme: Siehe Anm. 599; H 6.7 „Fehlmaßnahme“ EStH.
Fundament: Siehe „Grundierungskosten“.
Finanzierungskosten beeinflussen den Teilwert eines WG grds. nicht (BFH v.
4.10.1989 – II R 72/86, BStBl. II 1989, 962). Daher ist auch die Aktivierung
von Bauzeitzinsen ohne Einfluss auf die Höhe des Teilwerts. Nicht ausgeschlos-
sen ist insoweit aber eine Teilwertabschreibung, wenn die stl. HK inkl. aktivier-
ter Zinsen den Teilwert nicht mehr decken.
Funktionale Bedeutung des WG ist teilwertbestimmend (BFH v. 27.7.1988 –
I R 104/84, BStBl. II 1989, 274).
Galerist: Siehe die Empfehlung des Bundesverbands Deutscher Galeristen
(BVDG v. 9.12.2000) zur Behandlung von Teilwertabschreibungen bei Galeris-
ten. Der BVDG zählt hierbei fünf Fälle auf, in denen eine Teilwertabschreibung
nach seinen Empfehlungen zulässig ist, um den Branchenspezifika gerecht zu
werden:
– die Anschaffung des Kunstwerks stellt eine Fehlmaßnahme dar (etwa weil das

Kunstwerk auf keine Akzeptanz stößt; s. auch Anm. 1021);
– Echtheit, Provenienz oder Authentizität sind ungesichert oder schlecht be-

legt;
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– eine Wandlung des modischen Geschmacks führt dauerhaft zur Unverkäuf-
lichkeit (s. Anm. 1023);

– mangelhafter Erhaltungszustand (Farbabsprengungen, Einrisse; s.
Anm. 1015 ff.) oder

– Lagerdauer, abgestuft nach unterschiedlichen Gruppenbildungen (s. „Gängig-
keitsabschläge“).

Gängigkeitsabschläge: Die von der Lagerdauer oder Umschlagshäufigkeit ab-
hängigen pauschalen Abschläge sind in manchen Branchen üblich und sowohl
handelsrechtl. als auch stl. zulässig; s. auch Anm. 1021, 1022. Diese Einschrän-
kungen der Veräußerbarkeit werden auch als Gängigkeit bezeichnet, die in der
Bewertung durch vereinfachte Verfahren mittels Gängigkeitsabschlägen berück-
sichtigt werden (s. Anm. 1025). Nach BFH v. 24.2.1994 (IV R 18/92, BStBl. II
1994, 514) sind im Kfz-Handel pauschale Teilwertabschläge auf die AK entspre-
chend der Einteilung von Kfz-Ersatzteilen in Gängigkeitsklassen – gestaffelt
nach Umschlaghäufigkeit – allein aufgrund langer Lagerdauer ohne Nachweis
teilwertmindernder Umstände unzulässig. Für einige Wirtschaftszweige hat die
FinVerw. derartige pauschale Teilwertabschreibungen für schwerverkäufliche
WG zugelassen: zB Sortimentsbuchhandel (OFD Frankfurt, DB 1976, 1458, zur
Gültigkeit des Hinweises s. „Verlag“), Musikalienhandel (OFD Düss. v. 17.3.
1964, StEK EStG § 6 Abs. 1 Ziff. 2 Nr. 17), Apotheken (OFD Düss./Köln/
Münster, Bp-Kartei, DB 1964, 1279).
Gemälde: Teilwertabschreibungen auf Gemälde bei Galeristen kommen auf-
grund überlanger Lagerdauer in Betracht; s. auch „Galerist“ und „Kunstgegen-
stände“.
Grundierungskosten: UU Fehlmaßnahme, s. Anm. 600 „Grundierungs-/Fun-
damentierungskosten“.
Juweliere: Zur Warenbewertung mit dem Teilwert und zur Bedeutung von
Preisherabsetzungen vgl. BFH v. 3.10.1963 – IV 214/61 U, BStBl. III 1964, 7;
v. 5.5.1966 – IV 252/60, BStBl. III 1966, 370; v. 13.10.1976 – I R 79/74,
BStBl. II 1977, 540; s. auch Anm. 1017.
Kalkulatorische Kosten sind bei der Ermittlung der Wiederherstellungskosten
als Teilwertvermutung nicht ansetzbar, s. Anm. 1010; ebenso bei der retrograden
Teilwertermittlung, s. Anm. 1013.
Kataloge: Siehe „Werbemittel“.
Kfz-Gewerbe: Für das Ersatzteillager eines Kfz-Vertragshändlers darf nach
BFH v. 24.2.1994 (IV R 18/92, BStBl. II 1994, 514) allein aufgrund der Lager-
dauer bestimmter Ersatzteilgruppen keine Teilwertabschreibung vorgenommen
werden; s. auch FG Köln v. 22.1.1985 – XVII 94/79 F, EFG 1985, 339; H 6.7
„Ersatzteile im Kfz.-Handel“ EStH; „Gängigkeitsabschläge“. Zur Einschrän-
kung der Rspr. s. Anm. 1013.
Kunstgegenstände: Zur Möglichkeit der Teilwertermittlung s. BFH v. 29.1.
1986 – II R 218/82, BFH/NV 1987, 290; s. auch „Galerist“ und „Gemälde“.
Lagerdauer bzw. Lagerreichweite als Indiz für Schwerverkäuflichkeit bei der
Teilwertermittlung s. Anm. 1023, als Indiz mangelnder Verwendbarkeit der WG
s. Anm. 1024, als Nachweismittel für Teilwertabschreibung s. Anm. 1025; s.
auch „Gängigkeitsabschläge“.
Lebensmitteleinzelhandel: Zu Einzelheiten der Bewertung des Vorratsver-
mögens s. Derz, DB 1981, 1632.
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Leerkosten (Kosten mangelnder Kapazitätsauslastung) sind bei der Ermittlung
der (Wieder-)Herstellungskosten als Teilwertvermutung nicht zu berücksichtigen
(RFH v. 4.6.1940, RStBl. 1940, 1067; vgl. auch R 6.3 Abs. 6 EStR).
Modeartikel: Siehe „Saisonwaren“.
Musikalienhandel: Zulässigkeit von pauschalen Abschlägen wegen beschränk-
ter Gängigkeit: OFD Düss. v. 17.3.1964, StEK EStG § 6 Abs. 1 Ziff. 2 Nr. 17.
Nachweis der Teilwertminderung: Zu Einzelheiten s. Anm. 1019 ff. Vergan-
genheitserfahrungen werden als Schätzungsgrundlage seit BFH v. 27.10.1983 –
IV R 143/80, BStBl. II 1984, 35, zugelassen.
Pauschalabschläge zur Teilwertermittlung für sämtliche oder mehrere ver-
schiedene Warenpositionen zur Berücksichtigung der Entwertung sind idR un-
zulässig. Vgl. „Gängigkeitsabschläge“.
Preisänderungen nach dem Bilanzstichtag, die schon am Stichtag erkennbar
sind und regelmäßig auftreten, wird durch Zu- und Abschläge von den Stich-
tagspreisen bei der Teilwertermittlung Rechnung getragen (RFH v. 17.3.1932,
RStBl. 1932, 459); ebenso Preisherabsetzungen, die am Bilanzstichtag bereits „in
der Luft lagen“ (RFH v. 28.6.1933, RStBl. 1934, 253); kontinuierlich sinkenden
Preistendenzen (RFH v. 20.6.1934, RStBl. 1934, 1077); späteren Preiseinbrü-
chen, die sich bereits vor dem Bilanzstichtag stark bemerkbar gemacht haben
(RFH v. 26.6.1935, RStBl. 1935, 1449); s. auch Anm. 1012.
Preisbildung: Außergewöhnliche Umstände bei der Preisbildung binden den
Kaufmann bei der Teilwertschätzung nicht (BFH v. 16.4.1953 – IV 119/52 S,
BStBl. III 1953, 192).
Preisbindungen: Gebundene Einkaufspreise sind bei der Teilwertermittlung zu
berücksichtigen, wenn der Stpfl. nicht in der Lage ist, zum niedrigeren Markt-
preis einzukaufen. Dann liegt uU ein „zwingender betrieblicher Grund“ vor, der
ein Abgehen von der Voraussetzung der Herabzeichnung für die Teilwert-
abschreibung gebietet; s. auch Anm. 1023 und 1012.
Preisdifferenzierungen verlangen bei der Teilwertermittlung nach der retrogra-
den Methode eine gewogene Durchschnittsbildung der erwarteten Verkaufsprei-
se, s. Anm. 1012. Zur Bedeutung gestaffelter Preise für die Vorratsbewertung
vgl. Ludewig, DB 1972, 1600.
Preisherabsetzung(-herabzeichnung) ist idR Voraussetzung für einen Teil-
wertansatz wegen sinkender Verkaufsmöglichkeiten (BFH v. 22.8.1968 – IV R
234/67, BStBl. II 1968, 801), es sei denn, zwingende betriebliche Gründe recht-
fertigen ein Festhalten an den ursprünglichen Preisen (BFH v. 13.10.1976 – I R
79/74, BStBl. II 1977, 540); s. Anm. 1023. Kritisch hierzu Weel, BB 1978, 546;
Slomma, BB 1978, 1767.
Saisonwaren können nach Ablauf der für sie in Frage kommenden Jahreszeit
mit dem niedrigeren Teilwert bewertet werden (RFH v. 6.5.1936, RStBl. 1936,
849; BFH v. 29.11.1960 – I 137/59 U, BStBl. III 1961, 154). Hierfür maßgeblich
ist ein Sinken der Wiederbeschaffungskosten bzw. Veräußerungserlöse; s. auch
„Aktionswaren“.
Schmuckwaren: Zur Bewertung nach der retrograden Bewertung zur Ermitt-
lung der Wiederherstellungskosten s. FinMin.BW v. 15.3.1990 – S 3251 - 4/85,
juris.
Sonderangebotspreise bleiben als Wiederbeschaffungspreise bei der Teilwert-
ermittlung außer Betracht (BFH v. 13.3.1964 – IV 236/63 S, BStBl. III 1964,
426).
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Tatsächliche Verständigung im Rahmen einer Ap. kann Grundlage einer Teil-
wertabschreibung sein, wenn sie Unklarheiten auf tatsächlichem Gebiet bezüg-
lich teilwertmindernder Umstände betraf (BFH v. 6.7.1995 – IV R 30/93,
BStBl. II 1995, 831).
Technische Veralterung kann Teilwertabschreibung rechtfertigen (bereits
RFH v. 18.12.1929, RStBl. 1930, 90), muss aber nicht (RFH v. 20.3.1930, RStBl.
1930, 360).
Textilwareneinzelhandel: Voraussetzungen und Nachweispflicht von Teil-
wertabschreibungen, retrograde AK-Ermittlung: BFH v. 27.10.1983 – IV R
143/80, BStBl. II 1984, 35. Siehe auch Beckmann, BBK 2003, 969.
Transportkosten, innerbetriebliche: Sie sind bei der Teilwertermittlung auf Ba-
sis von Wieder-AHK werterhöhend zu berücksichtigen, sofern nicht eine offen-
bare Fehlentscheidung vorliegt (RFH v. 13.7.1933, RStBl. 1933, 894). Auch bei
der absatzorientierten Teilwertermittlung sind sie ggf. als zukünftige Kosten an-
zusetzen; s. Anm. 1013.
Treu und Glaube: Eine Teilwertabschreibung ist unzulässig, wenn die Geltend-
machung der ihr zugrunde liegenden Umstände durch den Stpfl. gegen den
Grundsatz von TuG verstößt (BFH v. 30.4.1968 – I 194/65, BStBl. II 1968,
729), welcher sich in dem Verbot des venire contra factum proprium konkreti-
siert. Wird ein Gebäude – wie geplant – zum Zeitpunkt der Vollendung benutzt
und sogar noch zwei Jahre später erweitert, so rechtfertigt der bloße Hinweis
auf die geringeren Entstehungskosten für die Umbaumaßnahme nicht, dass die
für das WG aufgewendeten AK und anschaffungsnahen Umbaukosten teilweise
als Fehlmaßnahme zu werten sind. Der Stpfl. hat sich nach reiflicher Überlegung
zu dieser Betriebserweiterung entschlossen und damit zum Ausdruck gebracht,
dass ihm trotz der mit einem Umbau verbundenen Unwägbarkeiten unter be-
trieblichen Aspekten diese Maßnahme gerechtfertigt erscheint (FG Schl.-Holst.
v. 22.9.1994 – V 857/93, nv., juris, rkr.). Andererseits kann sich aus dem Grund-
satz von TuG ergeben, dass das FA eine Teilwertabschreibung zulassen muss;
hierbei reicht es jedoch nicht aus, dass das FA in der Vergangenheit in Überein-
stimmung mit früheren Außenprüfungen bestimmte Teilwertabschreibungen zu-
gelassen hat (BFH v. 28.9.1962 – III 372/59, BStBl. III 1962, 510).
Überhöhter Preis gilt grds. als Teilwert (BFH v. 4.3.1998 – X R 151/94, HFR
1998, 817); s. auch Anm. 588 und 600 „Überhöhter Preis“. Gegebenenfalls
kommt aber eine TW-Abschreibung in Betracht; s. Anm. 1015 „Überpreis/ver-
deckter Preisnachlass“.
Übermengenwein: Ansatz mit Marktpreis als Teilwert, soweit feststellbar. Zum
Ansatz eines niedrigeren Teilwerts s. FG Rhld.-Pf. v. 24.8.1993 – 2 K 1605/92,
EFG 1994, 286, rkr. Generell zum Ansatz von Überbeständen s. Anm. 973.
Unfertige Bauten und Leistungen: BFH v. 28.4.2004 – VIII B 79/03 (FR
2004, 995): Eine Teilwertabschreibung bei den Bauten auf fremdem Grund und
Boden ist nicht nur hinsichtlich des dem jeweiligen Stand der Fertigstellung ent-
sprechenden, auf die Bauten entfallenden Anteils der vereinbarten Vergütung
zulässig, sondern in voller Höhe des erwarteten Verpflichtungsüberhangs (eben-
so BFH v. 7.9.2005 – VIII R 1/03, BFH/NV 2006, 167; s. auch Anm. 1012).
Hinsichtlich des Konkurrenzverhältnisses zur Drohverlustrückstellung nach § 5
Abs. 4a gilt danach, dass eine Teilwertabschreibung nicht durch das Verbot der
RdV in der StBil. begrenzt wird. Siehe Anm. 559.
Untergang des WG führt zu einer Teilwertabschreibung (BFH v. 13.4.1983 – I
R 63/79, BStBl. II 1983, 667, mwN).
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§ 6 Anm. 1025 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung

Unternehmergewinn muss – im Gegensatz zum Handelsrecht – bei retrogra-
der Teilwertermittlung abgezogen werden (so bereits RFH v. 8.11.1934, RStBl.
1935, 581; später wieder BFH v. 5.5.1966 – IV 252/60, BStBl. III 1966, 370; v.
6.11.1975 – IV R 205/71, BStBl. II 1977, 377); s. auchMaassen, DB 1966, 1247,
und Anm. 1014.
Unverkäuflichkeit eines WG kann zu einer Fehlmaßnahme führen (BFH v.
4.6.1959 – IV 115/59, BStBl. III 1959, 325).
Veräußerungsverbot einer Ware kraft Gesetzes rechtfertigt nicht ohne Wei-
teres eine Teilwertabschreibung (so BFH v. 19.9.1951 – IV 360/50 U, BStBl. III
1951, 194); bei Unverkäuflichkeit ist jedoch idR Bewertung mit 0 E zulässig.
Dasselbe gilt für unverkäufliche Ärztemuster (BFH v. 20.10.1976 – I R 112/75,
BStBl. II 1977, 278); s. auch Anm. 1500 „Verfügungsverbot“ und Anm. 1023.
Verkaufskosten, die noch anfallen, sind bei der retrograden Teilwertermittlung
abzuziehen (stRspr., zB RFH v. 8.11.1934, RStBl. 1935, 581); s. insbes.
Anm. 1013.
Verkaufswertverfahren: Zur retrograden Ermittlung der AK s. Anm. 971; der
Wieder-AK s. Anm. 1008; der Wiederherstellungskosten s. Anm. 1010; der
Selbstkosten- und Gewinndeckung bei der Teilwertschätzung s. Anm. 1013.
Verlag: Eine Teilwertabschreibung wegen überlanger Lagerdauer aufgrund mo-
dernen Wandels etc. oder wegen Fehlmaßnahmen kommt auch de lege lata in
Betracht. Auf die frühere Meinung der FinVerw., dass Wertminderungen auch
dann stl. anerkannt werden können, wenn die Verkaufspreise trotz längerer La-
gerdauer nicht herabgesetzt werden, die Verkaufsmöglichkeiten aber mit zuneh-
mender Lagerdauer sinken, kann uE dabei zurückgegriffen werden (Hess. Fin-
Min. v. 11.10.1978, Börsenblatt 1978, 2451; vgl. auch OFD Frankfurt, DB 1976,
1458; auch Hess. FG v. 9.12.1976 – VI 196/72, EFG 1977, 324, rkr.). Es dürf-
ten uE die allgemeinen Anforderungen an den Nachweis gelten; s. auch „Buch-
handel“, „Gängigkeitsabschläge“ und Anm. 1018 ff.
Verlustprodukte: Ihre Bewertung mit dem niedrigeren Teilwert ist str.; Einzel-
fragen s. Anm. 1015.; Schindele, BB 1963, 947; Groh, StuW 1976, 36; Euler/
Rzepka, BB 1978, 602; Söffing, FR 1978, 240; Slomma, BB 1981, 27. BFH v.
29.4.1999 – IV R 14/98 (BStBl. II 1999, 681) erachtet jedenfalls dann eine Teil-
wertabschreibung bei sog. „bewussten“ Verlustprodukten als unzulässig, wenn
das Unternehmen Gewinne erzielt. Zum Teil wird jedoch eine Teilwertabschrei-
bung für zulässig erachtet mit Hinweis, dass ein gedachter Erwerber des ganzen
Betriebs ein teuer hergestelltes WG nicht mit erwerben, sondern billiger am
Markt erwerben würde (sog. make-or-buy-Entscheidung; s. auch Breidert, BB
2001, 979). Hierbei wird auch auf den Verstoß gegen den Grundsatz der Einzel-
bewertung verwiesen.
Anderenfalls kann ein niedriger Teilwertansatz nur dann begründet werden,
wenn eine Fehlmaßnahme (s. Anm. 599) vorliegt. Hiervon kann bei der Herstel-
lung von bewussten Verlustprodukten nicht ausgegangen werden.
Vertriebskosten sind bei retrograder Teilwertermittlung abzuziehen, soweit sie
noch anfallen; s. auch Anm. 1013.
Vollkosten oder Teilkosten? Teilwertermittlung erfolgt durchweg auf Vollkos-
tenbasis bei der Ermittlung der Wiederherstellungskosten s. Anm. 1010; bei den
Selbstkosten der Deckungsrechnung s. Anm. 1013.
Vorzugspreis: Bei der Ermittlung des Teilwerts eines Grundstücks sind Vor-
zugspreise, die eine Gemeinde Erwerbern aus ansiedlungspolitischen oder ver-
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gleichbaren Gründen einräumt, nur zu berücksichtigen, wenn die Gemeinde da-
durch nachhaltig, über längere Zeit und mit in etwa gleich bleibenden Beträgen
in das Marktgeschehen eingreift, so dass zum Bilanzstichtag auch andere Eigen-
tümer ihre Grundstücke nicht teuer verkaufen können (BFH v. 8.9.1994 – IV R
16/94, BStBl. II 1995, 309).
Werbeagenturen: Zur Bewertung mit HK und Teilwert s. Günther, DB 1971,
877.
Werbemittel: Geschenkartikel, Warenproben, Kataloge, Prospekte etc. gehö-
ren, soweit sie am Bilanzstichtag noch im Betrieb vorhanden sind, zum VV (glA
Kupsch, DB 1983, 509; Boorberg, DB 2001, 497 mwN; ADS VI. § 266 HGB
Rn. 105; aA Langel, StbJb. 1983/84, 210 [s. Anm. 969]); s. auch „Ärztemuster“.
Wertminderungen durch Beschädigungen, Verderb usw. müssen bei der
Warenbewertung durch niedrigeren Teilwertansatz berücksichtigt werden (zB
RFH v. 10.10.1939, RStBl. 1940, 577). Sie müssen uE nicht erst, wenn der Kauf-
mann am einzelnen Stück die Qualitätsverschlechterung erkennt, sondern be-
reits dann berücksichtigt werden, wenn er mit einem bis zum Bilanzstichtag ein-
getretenen Wertverlust rechnet oder rechnen muss.
Wiederbeschaffungs- und Wiederherstellungskosten als Teilwertvermutung
und zu deren Ermittlung s. Anm. 614, 1004 und 1009–1010.
Zinsen für das in länger lagernden WG gebundene Kapital können bei der Teil-
wertermittlung nicht berücksichtigt werden, wenn sie dem einzelnen WG nur
im Weg einer statistischen Aufschlüsselung zugerechnet werden können (BFH
v. 13.10.1976 – I R 79/74, BStBl. II 1977, 540); für sich allein rechtfertigt der
Zinsaufwand keine Teilwertabschreibung (BFH v. 22.8.1968 – IV R 234/67,
BStBl. II 1968, 801). Zu den Fremdkapitalzinsen als Bestandteil der als Teilwert-
vermutung geltenden Wiederherstellungskosten s. Anm. 1010; zum Abzug künf-
tiger Lagerzinsen bei retrograder Teilwertermittlung s. Anm. 1013. Vgl. auch
Horstmann, FR 1974, 433.
Zulagen und Zuschüsse mindern grds. nicht den Teilwert der bezuschussten
WG (BFH v. 19.7.1995 – I R 56/94, BStBl. II 1996, 28; s. Anm. 591 mwN).
Zwangslage: Eine Fehlmaßnahme liegt vor, wenn der Stpfl. bei Erwerb eines
WG offenbar von dem Mangel nicht rechtzeitig Kenntnis erhalten hat und da-
her in der Entschließung, an einer anderen Stelle zu bauen, nicht mehr frei gewe-
sen zu sein scheint (BFH v. 13.4.1965 – I 31/62, HFR 1965, 425). In diesem Fall
liegt allerdings keine aufgrund einer Zwangslage begründende Fehlmaßnahme
vor, wenn der Betrieb dadurch anderweitig Vorteile erzielt (BFH v. 4.1.1962 – I
22/61, BStBl. III 1962, 186; v. 13.4.1965 – I 131/62, HFR 1965, 425; ebenso
Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 246).

Einstweilen frei.
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§ 6 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung



HHR Lfg. 249 Dezember 2011 H. Richter

G. Bewertung von Wertpapieren und Anteilen an
Kapitalgesellschaften

Schrifttum: Wassermeyer, Der Erwerb eigener Anteile durch eine Kapitalgesellschaft –
Überlegungen zur Rechtsprechung des I. Senats des BFH, in Raupach/Uelner (Hrsg.),
Ertragsbesteuerung, Festschrift für Ludwig Schmidt zum 65. Geburtstag, München 1993,
621; Neu, Die bilanzsteuerliche Behandlung des Finanzvermögens, Wiesbaden 1994;
Richter, Nicht „Lifo“ und nicht „Fifo“, DStR 1994, 575; Weber-Grellet, Die Steuer-
bilanz nach dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002, StuB 1998, 1289; Albert, Zur
Einschränkung der Teilwertabschreibung im System der steuerlichen Gewinnermittlung
durch Betriebsvermögensvergleich, StuB 1999, 591; Albert, Nochmals: Zur Einschrän-
kung der Teilwertabschreibung im System der steuerlichen Gewinnermittlung, StuB 1999,
930; Groh, Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002: Imparitätsprinzip und Teilwert-
abschreibung, DB 1999, 978; H. Kessler, Teilwertabschreibung und Wertaufholung in der
Kreditwirtschaft nach dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002, DB 1999, 2577;
Neu, Steuerliche Abschreibung und Wertaufholung bei GmbH-Beteiligungen, GmbH-StB
1999, 284; Rose, Verdeckte Gewinnausschüttungen im Zusammenhang mit eigenen
GmbH-Anteilen, GmbHR 1999, 373; Siegel, Anmerkungen zur Teilwertabschreibung
nach neuem Recht, StuB 1999, 928; Dietrich, Teilwertabschreibung, Wertaufholungs-
gebot und „voraussichtlich dauernde Wertminderung“ im Spiegel des BMF-Schreibens
vom 25.2.2000, DStR 2000, 1629; Stegemann, Die steuerliche Behandlung von Gratis-
aktien, BB 2000, 953; Weber-Grellet, Die Gewinnermittlungsvorschriften des Steuer-
entlastungsgesetzes 1999/2000/2002 – ein Fortschritt?, DB 2000, 165; Korn/Strahl,
Rechtsentwicklungen zu Bewertung und Wertaufhellung in der Steuerbilanz, KÖSDI
2003, 13678; Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl., Tübingen 2007; Scherrer, Rech-
nungslegung nach HGB, München 2007; Blumenberg/Roßner, Steuerliche Auswirkun-
gen der durch das BilMoG geplanten Änderungen der Bilanzierung von eigenen Anteilen,
GmbHR 2008, 1079; Herzig/Briesemeister, Steuerliche Konsequenzen des Regierungs-
entwurfs zum BilMoG, DB 2008, 1339; Küting/Reuter, Bilanzierung eigener Anteile
nach BilMoG-RegE, StuB 2008, 495; Mayer, Steuerliche Behandlung eigener Anteile nach
dem BilMoG, StuB 2008, 779; Förster/Schmidtmann, Steuerliche Gewinnermittlung
nach dem BilMoG, BB 2009, 1342; Früchtl/Fischer, Erwerb eigener Anteile – Änderun-
gen durch das BilMoG?, DStZ 2009, 112; Hüttemann, Erwerb eigener Anteile im Bilanz-
und Steuerrecht nach BilMoG, in Kessler/Förster/Watrin (Hrsg.), Unternehmens-
besteuerung, Festschrift Norbert Herzig, Köln 2010, 595; Prinz, Neue BFH-Judikate zur
Wertaufholung bei Kapitalgesellschaften, StuB 2010, 43; Wöhe/Mock, Die Handels- und
Steuerbilanz, München 2010.
Zur Anteilsbewertung bei Beteiligungen s. weiteres Schrifttum vor Anm. 790.

I. Bewertungsgegenstand bei Wertpapieren und Anteilen an
Kapitalgesellschaften

Wertpapiere und Anteile an Kapitalgesellschaften: Wertpapiere und einzel-
ne Anteile an KapGes. sind Urkunden, deren Besitz zur Ausübung der in ihnen
verbrieften Rechte notwendig ist. Sie sind weder Beteiligungen iSv. § 271 Abs. 1
HGB noch Anteile an verbundenen Unternehmen iSd. §§ 271 Abs. 2, 290 HGB
(vgl. Reiner/Haußer in MüKoHGB Bd. 4 II. § 266 HGB Rn. 42; s. näher
Anm. 791 „Abgrenzung zu einzelnen Anteilen“) aufgrund ihrer Nachrangigkeit;
der Bestand an Wertpapieren kann aber eine Beteiligung bilden (s. dazu
Anm. 791). Die Bewertung von einzelnen durch Wertpapiere verbrieften Antei-
len an KapGes. unterscheidet sich von der Bewertung einer Beteiligung wegen
der Eigenständigkeit der einzelnen Anteile als WG (BFH v. 25.7.2001 – X R
55/97, BStBl. II 2001, 809).
Abgrenzung Anlage-/Umlaufvermögen: Wertpapiere bzw. Anteile an Kap-
Ges. können grds. zum AV oder zum UV gehören (s. Anm. 791 „Abgrenzung
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nach Beteiligungszweck und -dauer“). Auch wenn Anteile an KapGes. oder
Körperschaften keine Beteiligungen darstellen (zB bei Genossenschaften nach
§ 271 Abs. 1 Satz 5 HGB), kann AV vorliegen, sofern die Anteile langfristig zur
Vermögensanlage bestimmt sind. Bei Unternehmen, deren Unternehmensgegen-
stand die Anl. und Verwaltung eigenen Vermögens ist, können die für eine Ver-
mögensverwaltung typischen Wertpapieranlagen unabhängig von der beabsich-
tigten Haltedauer zum AV zu rechnen sein (vgl. Kozikowski/Gutike in
Beck-BilKomm. VII. § 271 HGB Rn. 16; Meurer in Lademann, § 6 Rn. 613 f.),
auch wenn sie keine Beteiligungen darstellen (vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 321).
Die Unterscheidung in AV und UV hat handelsrechtl. insofern Bedeutung, als
bei Wertpapieren und Anteilen an KapGes. im FinanzAV das sog. gemilderte
Niederstwertprinzip (vgl. § 253 Abs. 3 Satz 4 HGB), aber im UV das strenge
Niederstwertprinzip ohne vorherige Prüfung der voraussichtlichen Dauer der
Wertminderung gilt (vgl. § 253 Abs. 4 HGB). Weil seit Inkrafttreten des StEntlG
1999/2000/2002 nur voraussichtlich dauernde Wertminderungen zur Bewer-
tung mit dem niedrigeren Teilwert im Rahmen der stl. Gewinnermittlung be-
rechtigen (Abs. 1 Nr. 2 Satz 2), hat die Unterscheidung materiell ihre stl. Bedeu-
tung verloren (s. bei Banken und Versicherungen allerdings Anm. 1112).

Einstweilen frei.

II. Bewertungsmaßstäbe bei Wertpapieren und Anteilen an
Kapitalgesellschaften

1. Anwendung der Bewertungsmaßstäbe des Abs. 1 Nr. 2
Bewertungsmaßstäbe bei Wertpapieren und Anteilen an KapGes. sind mit AK,
HK und Teilwert dieselben Bezugsgrößen (s. Anm. 239) wie bei den übrigen
WG, die unter Abs. 1 Nr. 2 fallen.
Anschaffungskosten:Wertpapiere und Anteilen an KapGes. sind grds. mit den
AK (zum Begriff s. Anm. 271 ff. und 1094) zu bewerten (Abs. 1 Nr. 2 Satz 1),
gleichviel ob sie zum AV oder UV gehören.
Herstellungskosten: Zum Begriff der HK s. Anm. 260 ff. und 454 ff.; er passt
uE nicht auf Wertpapiere und Anteile an KapGes. (str.; zu Anteilen, die für Be-
teiligungen qualifizieren, s. näher Anm. 800).
Teilwert: Bei voraussichtlich dauernder Wertminderung ist ein Anteil an einer
KapGes. im AV handelsrechtlich nach § 253 Abs. 3 Satz 3 HGB auf den nied-
rigeren beizulegenden Wert außerplanmäßig abzuschreiben (s. näher Anm. 562
mwN). Ungeachtet der voraussichtlichen Dauer der Wertminderung muss han-
delsrechtlich nach § 253 Abs. 4 hingegen bei Vorliegen von UV außerplanmäßig
abgeschrieben werden. Für diese beiden handelsrechtlich unterschiedlich gere-
gelten Sachverhalte besteht nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 im Rahmen der stl. Ge-
winnermittlung durch BVVergleich (§§ 4, 5) ein explizites Wahlrecht (str., s. § 5
Anm. 62), auf den niedrigeren Teilwert abzuschreiben. Wegen Abs. 1 Nr. 2
Satz 3 (Wertaufholungsgebot iVm. Nr. 1 Satz 4) muss ein niedrigerer Teilwert
zu jedem Bilanzstichtag aufs Neue nachgewiesen werden.

Einstweilen frei.

§ 6 Anm. 1090–1093 Anh. zu Abs. 1 Nr. 2: Bewertung
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2. Anschaffungskosten von Wertpapieren und Anteilen an Kapital-
gesellschaften

Wertpapiere und Anteile an KapGes. sind grds. veranlassungsorientiert (s.
Anm. 800) mit den AK anzusetzen. AK von Wertpapieren sind der Kaufpreis
und die ANK, wie Provisionen, Bankspesen, Maklergebühren, Auslosungskos-
ten (vgl. BFH v. 3.8.1976 – VIII R 101/71, BStBl. II 1977, 65; v. 9.10.1979 –
VIII R 67/77, BStBl. II 1980, 116; v. 21.5.1986 – I R 362/83, BFHE 147, 37;
v. 27.6.1989 – VIII R 30/88, BStBl. II 1989, 934), sowie alle weiteren Aufwen-
dungen, die getätigt werden, um das WG in die Verfügungsmacht des Erwerbers
zu überführen.

Hinweis: Stückzinsen bei Erwerb festverzinslicher Wertpapiere zählen nicht zu den AK
(vgl. BFH v. 13.12.1963 – VI 22/61 S, BStBl. III 1964, 184; v. 3.12.1964 – I 242/59 U,
BStBl. III 1965, 139; v. 25.9.1968 – I 52/64, BStBl. II 1969, 18; v. 11.8.1971 – VIII R
76/70, BStBl. II 1972, 55; v. 14.9.1971 – VIII 12/65, BStBl. II 1972, 55; anders Erwerb
von Fondsanteilen BFH v. 3.8.1976 – VIII R 101/71, BStBl. II 1977, 65, wo Differenz
zwischen Stammwert und gezahltem Kaufpreis kein durchlaufender Posten ist), son-
dern werden mit den Zinseinnahmen verrechnet (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 858;
Strahl in Korn, § 6 Rn. 347; zu Stückzinsen im Rahmen von Einkünften iSd. § 20 vgl.
BMF v. 20.12.2009, BStBl. I 2010, 94).

Einzahlungen in die Kapitalrücklage der KapGes. gehören zu den AK eines An-
teils (vgl. BFH v. 27.4.2000 – I R 58/99, BStBl. II 2001, 168). Die beim Erwerb
eines Anteils an einer KapGes. anfallenden AK werden nicht auf ein neben dem
Anteil bestehendes Gewinnbezugsrecht aufgespalten (BFH v. 21.5.1986 – I R
190/81, BStBl. II 1986, 815). Nachträgliche AK sowie Minderungen der AK
sind auch bei Wertpapieren und Anteilen an KapGes. möglich (vgl. Meurer in
Lademann, § 6 Rn. 621 f.); zu (nachträglichen) AK s. Anm. 800; zu AK beim
Tausch von Wertpapieren und Anteilen an KapGes. s. Anm. 801, 1475 ff.

3. Bewertung von Wertpapieren und Anteilen an Kapitalgesellschaften
mit dem Teilwert

a) Teilwertabschreibung auf Wertpapiere und Anteile an Kapital-
gesellschaften

Abschreibungswahlrecht: Nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 besteht bei voraussichtlich
dauernder Wertminderung von Wertpapieren und Anteilen an KapGes., seien
sie AV oder UV, ein stl. autonomes Wahlrecht, hierfür den niedrigeren Teilwert
anzusetzen (§ 5 Abs. 1 Satz 1 letzter Nebensatz; str., s. § 5 Anm. 62, 110).

Hinweis: Bis zum BilMoG mussten Wertpapiere und Anteile an KapGes. nach § 253
Abs. 2 Satz 3 Halbs. 2 HGB aF im AV bei einer voraussichtlich dauernden Wertmin-
derung oder nach § 253 Abs. 3 HGB aF im UV handelsrechtlich außerplanmäßig auf
den niedrigeren beizulegenden Wert abgeschrieben werden (s. näher Anm. 562 mwN).
Das Wahlrecht des Abs. 1 Nr. 2 Satz 2, auf den niedrigeren Teilwert abzuschreiben,
wurde hier nach hM durch die handelsrechtlich zwingenden Abschreibungsgebote ver-
drängt (s. auch § 5 Anm. 110 und 123).

Wertminderungen im Anlage- und Umlaufvermögen: Nach § 253 Abs. 3
HGB besteht bei voraussichtlich dauernder Wertminderung im AV und zugleich
nach § 253 Abs. 4 HGB im UV ein Abschreibungsgebot (handelsrechtliches
Niederstwertprinzip). Eine Wertminderung ist als stl. Voraussetzung der Teil-
wertabschreibung nach FinVerw. nur nachhaltig, wenn der Stpfl. am Bilanzstich-
tag wegen objektiver Anzeichen ernsthaft damit zu rechnen hat und wenn der
Wert des WG die Bewertungsobergrenze während eines erheblichen Teils der
voraussichtlichen Verweildauer im Unternehmen nicht erreichen wird (vgl.
BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000, 372 – Tz. 11 ff.). WG des UV sind aber defini-
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tionsgemäß nicht dazu bestimmt, dem Betrieb auf Dauer zu dienen. Demzufolge
steht das Kriterium der voraussichtlich dauernden Wertminderung des Abs. 1
Nr. 2 Satz 2 im Widerspruch zum Wesen des UV (vgl. Groh, DB 1999, 978
[982]; Dietrich, DStR 2000, 1629 [1632]). Für die Frage der Dauerhaftigkeit der
Teilwertminderung von Wertpapieren und Anteilen an KapGes. des UV ist so-
mit auf den voraussichtlichen Zeitpunkt eines Verkaufs oder Verbrauchs der
WG abzustellen (vgl. H. Kessler, DB 1999, 2577 [2579]; Siegel, StuB 1999, 928;
aA wohl Albert, StuB 1999, 591 [594]; Albert, StuB 1999, 930).
Börsennotierte Anteile: Der Teilwert von börsennotierten Wertpapieren und
Anteilen an KapGes. entspricht idR dem Börsenkurs zum Bewertungsstichtag
(vgl. BFH v. 7.11.1990 – I R 116/86, BStBl. II 1991, 342). Ist der Börsenwert
zum Bilanzstichtag unter die AK gesunken und liegen zum Zeitpunkt der Bilanz-
erstellung keine konkreten Anhaltspunkte für eine alsbaldige Wertaufholung vor
(BFH v. 26.9.2007 – I R 58/06, BStBl. II 2009, 294, hier zu Aktien im AV; gegen
BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000, 372 – Tz. 11, und Vorinstanz FG Köln v. 21.6.
2006 – 13 K 4033/05, EFG 2006, 1414), liegt eine voraussichtlich dauerhafte
Wertminderung vor. Nach der FinVerw. ist von einer voraussichtlichen Dauer
der Wertminderung auszugehen, wenn der Börsenkurs börsennotierter Aktien
zum jeweils aktuellen Bilanzstichtag um mehr als 40 % oder zum jeweils aktuel-
len und dem vorangegangenen Bilanzstichtag um mehr als 25 % unter die AK
gesunken ist (BMF v. 26.3.2009, BStBl. I 2009, 514). Auch bei nicht börsenno-
tierten Anteilen (hier muss der Unternehmenswert ggf. durch Gutachten unter
Berücksichtigung der Ertragsaussichten festgestellt werden; vgl. Neu, GmbH-
StB 1999, 284) ist uE in solchen Fällen, wenn keine konkreten Anhaltspunkte
für eine baldige Werterholung vorliegen, von einer voraussichtlich dauernden
Wertminderung auszugehen (s. näher Anm. 812). Wertaufhellende Erkenntnisse
bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung sind zu berücksichtigen (BMF v. 25.2.
2000, BStBl. I 2000, 372 – Tz. 4). Bei fehlender Börsennotierung ist der Teilwert
zu schätzen, zB anhand zeitnaher Verkäufe oder anhand des Substanz- und Er-
tragswerts (s. Anm. 810) des durch den Anteil verkörperten Vermögens und
dessen Bedeutung für den Betrieb des Stpfl. (BFH v. 27.7.1988 – I R 104/84,
BStBl. II 1989, 274; v. 7.11.1990 – I R 116/86, BStBl. II 1991, 342; v. 9.3.2000
– X B 106/99, BFH/NV 2000, 1184; v. 6.11.2003 – IV R 10/01, BFH/NV
2004, 697).

b) Teilwertzuschreibung auf Wertpapiere und Anteile an Kapital-
gesellschaften

Nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 iVm. Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 gilt für Wertpapiere und An-
teile an KapGes., ob sie nun im AV oder UV ausgewiesen werden, seit dem
StEntlG 1999/2000/2002 ein stl. Wertaufholungsgebot, es sei denn, dass ein
niedrigerer Teilwert im Anschluss an eine Teilwertabschreibung weiterhin und
bei weiterhin voraussichtlicher Dauer der Wertminderung besteht (Kozikowski/
Roscher/Schramm in Beck-BilKomm. VII. § 253 HGB Rn. 15). Die Teilwert-
abschreibung hat also nur mehr Bestand, wenn sowohl zum Zeitpunkt des erst-
maligen Ansatzes des niedrigeren Teilwerts die Wertminderung voraussichtlich
dauerhaft war als auch zu folgenden Abschlussstichtagen. Wegen des Stichtags-
prinzips sind auch bei der Wertaufholung wertaufhellende Tatsachen zu berück-
sichtigen, wertbeeinflussende Tatsachen nach dem Abschlussstichtag aber nicht
(s. näher Anm. 813 bei Anteilen, die zu Beteiligungen an KapGes. qualifizieren).

Einstweilen frei.
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III. Einzelfragen bei der Bewertung von Wertpapieren und Anteilen
an Kapitalgesellschaften

1. Bewertungsfragen bei fiktiver Veräußerungsfolge und Durchschnitts-
bewertung

a) Last in – first out (Lifo)
Über dieses Bewertungsverfahren allg. s. Anm. 1121 ff.
Allgemeines: Das Lifo-Verfahren ist uE nicht anwendbar, weil diese Ver-
brauchsfolge nach Abs. 1 Nr. 2a als Fiktion lediglich für gleichartiges VV er-
möglicht wird (vgl. Scherrer, Rechnungslegung nach HGB, 2007, 215, handels-
rechtlich ist daneben das strenge Niederstwertprinzip zu beachten). Zum VV (s.
Anm. 965) zählen aber allein Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, unfertige und fer-
tige Erzeugnisse sowie Leistungen und Waren. Abgesehen von den Einzelfällen,
in denen Lifo nicht Fiktion, sondern Realität ist, scheidet eine Anwendung auf
anderes UV – und auf AV ebenfalls – uE somit aus (s. Anm. 1123a; glA Ehmcke
in Blümich, § 6 Rn. 75; Strahl in Korn, § 6 Rn. 344; aA Herrmann in Frot-
scher, § 6 Rn. 327), selbst wenn zT die Lifo-Bewertung für anderes UV handels-
rechtlich als zulässig erachtet wird (str.; vgl. ADS VI. § 256 HGB Rn. 24 f.;
Mayer-Wegelin in Küting/Weber V. § 256 HGB Rn. 35; Ellrott in Beck-Bil-
Komm. VII. § 256 HGB Rn. 88; Merkt in Baumbach/Hopt XXXIV. § 256
HGB Rn. 1 HGB; Wiedmann in Ebenroth/Boujong/Joost/Strohn Bd. 1 II.
§ 256 HGB Rn. 6 HGB, unter Hinweis auf eine sonst entbehrliche Sonderrege-
lung für die Bewertung der Kapitalanlagen von VU gem. § 341b Abs. 2 HGB).
Weitere Bewertungsverfahren mit einer anderen unterstellten Verbrauchs- oder
Veräußerungsfolge sind stl. ohnehin unzulässig (Abs. 1 Nr. 2a Satz 1; R 6.9
Abs. 1 EStR).
Wertaufholung: Wertaufholungen nach vorangegangener Bewertung mit dem
niedrigeren Teilwert von Wertpapieren und Anteilen an KapGes. sind in umge-
kehrter zeitlicher Reihenfolge der Wertminderungen (Lifo) vorzunehmen (BFH
v. 19.8.2009 – I R 2/09, BStBl. II 2010, 760). Damit werden vorrangig stl. zT
unwirksame Teilwertabschreibungen (nach Geltung von §§ 3 Nr. 40, 3c oder
§ 8b KStG) vor wirksamen Teilwertabschreibungen im Regime des kstl. Anrech-
nungsverfahrens zugeschrieben bzw. rückgängig gemacht (vgl. Prinz, StuB
2010, 43 [45]).

b) Durchschnittsbewertung
Über dieses Bewertungsverfahren allg. s. Anm. 135 ff.
Nicht individuell bestimmbare, gleichartige Wertpapiere: Neben der Ein-
zelbewertung ist für Nicht-Vorratsvermögen stl. nur die Durchschnittsbewer-
tung zulässig; das gilt zB bei fehlender Identifizierbarkeit hinsichtlich der Wert-
papiere im Sammeldepot (vgl. BFH v. 15.2.1966 – I 95/63, BStBl. III 1966, 274;
v. 24.11.1993 – X R 49/90, BStBl. II 1994, 591; krit. Richter, DStR 1994, 575).
Ohne eine mögliche individuelle Identifizierung der Wertpapiere, zB aufgrund
der Verwahrung der Wertpapiere in einem Girosammeldepot, ist ein Durch-
schnittswert aus den Anschaffungen gleicher Wertpapiere zu bilden. Es reicht
uU für die Identifizierbarkeit der einzelnen Wertpapiere allerdings schon aus,
wenn sie zwar im Girosammeldepot verwahrt, die einzelnen Tranchen jedoch in
getrennten Depots gehalten werden (Strahl in Korn, § 6 Rn. 344).
Individuell bestimmbare, gleichartige Wertpapiere: Wertpapiere, deren AK
individuell feststellbar sind, weil sie eigenständig oder bei einem Kreditinstitut
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im Streifbanddepot verwahrt werden, sind mit ihren tatsächlichen AK und nicht
mit dem Durchschnitt zu bewerten. Eine handelsrechtliche Zulässigkeit der Be-
wertung gleicher Wertpapiere mit einem Durchschnittswert ist für die stl. Aner-
kennung bei möglicher individueller Identifizierbarkeit der einzelnen Anteile un-
maßgeblich (glA Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 862).

2. Bewertungsfragen bei Kapitalerhöhung und Kapitalherabsetzung
Kapitalerhöhung: Bei effektiver Kapitalerhöhung rechnet die Buchwertmin-
derung für den Altbestand der Anteile neben dem Zeichnungspreis zu den AK
der jungen Aktien (vgl.Werndl in KSM, § 6 Rn. B 600 „Kapitalerhöhung“), wo-
bei sich der Teilwert (s. Anm. 811) zu diesem Zeitpunkt mutmaßlich damit deckt
(BFH v. 27.7.1988 – I R 104/84, BStBl. II 1989, 274). Bei einer aus Gesell-
schaftsmitteln nominell vorgenommenen Kapitalerhöhung müssen die AK auf
alte und neue Anteile verteilt werden (BFH v. 21.1.1966 – VI 140/64, BStBl. III
1966, 220). Als AK der vor einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln er-
worbenen Anteilsrechte und der auf sie entfallenen neuen Anteilsrechte gelten
nach § 3 KapErhStG die Beträge, die sich für die einzelnen Anteilsrechte erge-
ben, wenn die AK der vor der Kapitalerhöhung erworbenen Anteilsrechte auf
diese und auf die auf sie entfallenen neuen Anteilsrechte nach dem Verhältnis
der Anteile am Nennkapital verteilt werden. Nimmt eine KapGes. eine Kapital-
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln, also eine Abspaltung (vgl. Buciek in Blü-
mich, § 5 Rn. 310d) der neu entstehenden Gesellschaftsrechte von den bisheri-
gen vor (BFH v. 25.2.2009 – IX R 26/08, BStBl. II 2009, 658), so werden diese
zu eigenständigen WG.
Nach dem sog. Gesamtwertverfahren ist bei einer Kapitalerhöhung, bei der neue
Anteile zu einem Bezugspreis ausgegeben werden, der unter dem Marktwert der
Altanteile liegt, der Buchwert jedes Altanteils in dem Umfang zu vermindern,
der sich aus dem Verhältnis des Marktwerts des Bezugsrechts zum Marktwert
der Altanteile ergibt.

Hinweis: Zum Gesamtwertverfahren grundlegend BFH v. 6.12.1968 – IV R 174/67,
BStBl. II 1969, 105, AK eines Bezugsrechts auf junge Aktien bestehen aus nach der
Gesamtwertmethode zu errechnendem und abzuspaltendem Teil der AK (Buchwert)
der Altaktien; jew. best. BFH v. 21.1.1999 – IV R 27/97, BStBl. II 1999, 638, zur Über-
tragung von AK bei Substanzabspaltung aufgrund einer Kapitalerhöhung gegen Ein-
lagen; BFH v. 19.12.2000 – IX R 100/97, BStBl. II 2001, 345, AK von Anteilen an
KapGes., die nach Kapitalerhöhung mit kostenlos gewährten Bezugsrechten oder Gra-
tisaktien veräußert werden; BFH v. 22.5.2003 – IX R 9/00, BStBl. II 2003, 712, zu
§ 23.

Bezugsrechte auf Anteile an KapGes., die im Rahmen einer Kapitalerhöhung er-
worben werden, sind zu aktivieren und der Buchwert der Altanteile ggf. entspr.
zu mindern (BFH v. 16.4.1991 – VIII R 63/87, BStBl. II 1991, 832; v. 13.10.
1992 – VIII R 3/89, BStBl. II 1993, 477). Bei börsennotierten Anteilen berech-
net sich der Buchwertanteil des Bezugsrechts über die Formel:

Buchwert Altanteil" Börsenkurs Bezugsrecht

Börsenkurs Altanteil vor Kapitalerhöhung

Bei fehlender Börsennotierung muss geschätzt werden (vgl. Strahl in Korn, § 6
Rn. 343). Bei Kapitalerhöhung durch Umwandlung von Rücklagen in Nennkapi-
tal gehört nach § 1 KapErhStG der Wert der neuen Anteilsrechte bei den An-
teilseignern nicht zu Einkünften iSd. § 2 Abs. 1; das gilt auch für Anteile an aus-
länd. KapGes., sofern sie der inländ. Rechtsform der AG, KGaA oder GmbH
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entsprechen und nachweislich die Voraussetzungen iSd. § 7 Abs. 1 KapErhStG
erfüllen. Gratisaktien bei Kapitalerhöhungen vermindern die AK für die Stamm-
aktien (vgl. BFH v. 21.1.1999 – IV R 27/97, BStBl. II 1999, 638; v. 19.12.2000 –
IX R 100/97, BStBl. II 2001, 345; v. 22.5.2003 – IX R 9/00, BStBl. II 2003, 712,
betr. § 23; zur steuerlichen Behandlung von Gratisaktien vgl. Stegemann, BB
2000, 953).
Kapitalherabsetzung: Kapitalrückzahlungen aus Kapitalherabsetzungen sind
kein Ertrag (vgl. BFH v. 25.10.1979 – VIII R 46/76, BStBl. II 1980, 247; v.
30.5.1990 – I R 41/87, BStBl. II 1991, 588). Dem Anteilseigner wird ein Teil sei-
ner Aufwendungen erstattet, die ursprünglich als AK angesetzt worden waren,
so dass die Rückzahlungen handelsrechtlich und stl. als Minderungen der ur-
sprünglichen AK auf die Kapitalanteile zu behandeln sind (vgl. BMF v. 4.6.2003,
BStBl. I 2003, 366). Die Minderung der AK tritt unabhängig davon ein, ob der
Teilwert auf den Betrag der geminderten AK gesunken ist (vgl. BFH v. 16.3.
1994 – I R 70/92, BStBl. II 1994, 527; v. 29.6.1995 – VIII R 69/93, BStBl. II
1995, 725). Überschreitet die Kapitalrückzahlung den Buchwert der im BV ge-
haltenen Anteile an der KapGes., entsteht ein steuerbarer Gewinn (vgl. auch
BFH v. 14.10.1992 – I R 1/91, BStBl. II 1993, 18, bzgl. Kapitalrückzahlung ei-
ner ausländ. KapGes.).
Bei vereinfachter Kapitalherabsetzung durch Einziehung unentgeltlich zur Ver-
fügung gestellter Aktien (§ 237 Abs. 3 Nr. 1, Abs. 4 und 5 AktG) gehen die an-
teiligen Buchwerte der von einem Aktionär zur Einziehung zur Verfügung ge-
stellten Aktien mit deren Übergabe auf die dem Aktionär verbleibenden Aktien
anteilig über, soweit die Einziehung bei diesen Aktien zu einem Zuwachs an
Substanz führt; andernfalls – soweit Substanzzuwachs bei den Aktien anderer
Aktionäre vorliegt – ist der auf die eingezogenen Aktien entfallende anteilige
Buchwert vom Aktionär ergebniswirksam auszubuchen (BFH v. 10.8.2005 –
VIII R 26/03, BStBl. II 2006, 22; H 6.2 „Kapitalherabsetzung“). Die Umwand-
lung von Vorzugs- in Stammaktien stellt ein abgekürztes Verfahren an Stelle ei-
ner Kapitalherabsetzung durch Einziehung der Vorzugsaktien und einer gleich-
zeitigen Kapitalerhöhung dar (vgl. BFH v. 24.9.1974 – VIII R 64/69, BStBl. II
1975, 230).

3. Bewertungsfragen bei eigenen Anteilen
Durch Einf. von § 272 Abs. 1a und 1b HGB im BilMoG (v. 25.5.2009, BGBl. I
2009, 1102; BStBl. I 2009, 650; zur zeitlichen Anwendung s. näher § 5 Anm. 2)
ist der Ausweis eigener Anteile neu geregelt worden (Förschle/Hoffmann in
Beck- BilKomm. VII. § 272 HGB Rn. 130 ff.). Nach der Neuregelung erfolgt
nur noch ein Passivausweis innerhalb des gezeichneten Kapitals.

Hinweis: Str. war vor Inkrafttreten des BilMoG, unter welchen Gegebenheiten es sich
bei eigenen Anteilen um Vermögensgegenstände bzw. bilanzstl. bewertungsfähige WG
handele (BFH v. 6.12.1995 – I R 51/95, BStBl. II 1998, 781; v. 31.10.1990 – I R 47/88,
BStBl. II 1991, 255; v. 23.2.2005 – I R 44/04, BStBl. II 2005, 522, wonach bei Ver-
äußerung eigener Anteile einer KapGes. an einen bislang an ihr nicht Beteiligten in Hö-
he der Differenz des Buchwerts und des Veräußerungserlöses ein Veräußerungsgewinn
oder -verlust entsteht. Vgl. zur Aktivierung Neu, Die bilanzsteuerliche Behandlung des
Finanzvermögens, 1994, 184 ff.; Rose, GmbHR 1999, 373 [375]; Fischer in Kirchhof
X. § 6 Rn. 131).

Passivisch ist der Nennbetrag oder ggf. ein entsprechender rechnerischer Wert
nunmehr offen von dem Posten „Gezeichnetes Kapital“ abzusetzen (§ 272
Abs. 1a Satz 1 HGB). Das gezeichnete Kapital verringert sich somit entspre-
chend und trägt wirtschaftlich der Auszahlung des Kapitals an die Gesellschafter
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Rechnung (vgl. BTDrucks. 16/10067, 65 f.; Küting/Reuter, StuB 2008, 495;
Wöhe/Mock, Die Handels- und Steuerbilanz, 2010, 99; Hüttemann in FS Her-
zig, 2010, 595 ff.; zuzustimmen ist Wassermeyer in FS L. Schmidt, 1993, 621
[622], dass sich eine KapGes. durch Erwerb eigener Anteile keinen Vermögens-
wert zuführen kann, den sie nicht schon vorher besaß).
Mangels abw. Regelung sind eigene Anteile stl. uE nicht mehr als aktive WG zu
bewerten (vgl. Herzig/Briesemeister, DB 2008, 1339 [1342]; Weber-Grellet
in Schmidt XXX. § 5 Rn. 270 „Eigene Anteile“; Blumenberg/Roßner,
GmbHR 2008, 1079 [1082]; Förster/Schmidtmann, BB 2009, 1342 [1344];
Früchtl/Fischer, DStZ 2009, 112; einschr. Winkeljohann/Buchholz in
Beck-BilKomm. VII. § 274 HGB Rn. 219).

4. Bewertungsfragen bei Finanzprodukten
Allgemeines: Finanzprodukte – auch als Derivate bezeichnet, weil sich ihr Wert
von Basiswerten (zB Anleihen oder Devisen) und deren Entwicklung ableiten
lässt – wie etwa Forwards (zB Devisentermin-, Zinssicherungs- und Wertpapier-
termingeschäfte, vgl. Prahl/Naumann in HdJ, Abt. II/10, Rn. 71 ff.), Futures
(zB börsenstandardisierte Finanzinstrumente, vgl. Prahl/Naumann in HdJ, Abt.
II/10, Rn. 83 ff.), Swapvereinbarungen (zB Zins-, Währungs-, Equityswaps, vgl.
Prahl/Naumann in HdJ, Abt. II/10, Rn. 95 ff.) oder Optionen (Kauf- oder
Verkaufsoptionen, vgl. Prahl/Naumann in HdJ, Abt. II/10, Rn. 113 ff.), dienen
idR der Risikoabsicherung (Hedging) und sind als schwebende Geschäfte grds.
nicht zu bilanzieren (vgl. Weber-Grellet in Schmidt XXX. § 5 Rn. 71, 76;
Schiffers in Korn, § 5 Rn. 23; zur Realisierung bei Optionsprämien BFH v.
18.12.2002, BStBl. II 2004, 126; BMF v. 12.1.2004, BStBl. I 2004, 192). Der
Grundsatz der Nichtbilanzierung schwebender Geschäfte (vgl. Winnefeld, Bi-
lanz-HB IV. Rn. D 381; s. § 5 Anm. 330) bezieht sich auf die gegenseitigen An-
sprüche und Verpflichtungen; Zahlungen, die bis zur Beendigung des Schwebe-
zustands geleistet werden, sind erfolgsneutral zu erfassen. Nach dem in § 246
Abs. 2 Satz 1 HGB festgelegten Saldierungsverbot dürfen Aktivposten nicht mit
Passivposten verrechnet werden; es gilt grds. – Ausnahmen nach § 246 Abs. 2
Satz 2 HGB bei best. Alterversorgungsverpflichtungen – das Gebot der Einzel-
bewertung gem. § 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB (dazu Buciek in Blümich, § 5
Rn. 229 ff.; zur Einzelbewertung vgl. BFH v. 26.4.1995 – I R 92/94, BStBl. II
1995, 594; v. 19.7.1995 – I R 56/94, BStBl. II 1996, 28; v. 12.10.1995 – I R
179/94, BStBl. II 1996, 402; v. 15.10.1997 – I R 16/97, BStBl. II 1998, 249; v.
25.7.2000 – VIII R 35/97, BFH/NV 2001, 240; v. 20.8.2003 – I R 49/02, BFH/
NV 2004, 117).
Bewertungseinheiten: Zu Bewertungseinheiten nach § 5 Abs. 1a iVm. § 254
HGB s. näher § 5 Anm. 1632 ff.

5. Bewertungsfragen bei Versicherungsunternehmen, Kredit- und Fi-
nanzdienstleistungsinstituten

Versicherungsunternehmen haben nach § 341b Abs. 2 Satz 1 HGB Aktien,
Investmentanteile und andere Wertpapiere dem UV zuzuordnen, es sei denn,
dass sie dazu bestimmt werden, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen – in
diesem Fall gelten die Bewertungsregeln für AV. Auch bei Beteiligungen, für die
§ 341b Abs. 1 Satz 2 HGB zur Anwendung kommt, gelten die Bewertungsregeln
für AV als gemildertes Niederstwertprinzip für Finanzanlagen (§§ 341b Abs. 1
Satz 3 iVm. 253 Abs. 4 HGB). Private und öffentlich-rechtliche VU iSd. § 2
Abs. 1 Nr. 4 KWG unterliegen, soweit sie Bankgeschäfte vornehmen, „die nicht
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zu den ihnen eigentümlichen Geschäften gehören“ (§ 340 Abs. 2 HGB), den
Sonderregelungen für Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute (s.u.).
Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute müssen nach BilMoG (v. 25.5.
2009, BGBl. I 2009, 1102; BStBl. I 2009, 650; zur zeitlichen Anwendung s. näher
§ 5 Anm. 2) die Sonderregelungen von §§ 340 ff. HGB beachten:
– Für Vermögensgegenstände – zB Wertpapiere mit Ausnahme der Beteiligun-

gen und Anteile an verbundenen Unternehmen – gelten die Bewertungsregeln
für das UV, es sei denn, dass sie dazu bestimmt werden, dauernd dem Ge-
schäftsbetrieb zu dienen (§ 340e Abs. 1 Satz 2 HGB).

– Für Wertpapiere, die dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen bestimmt sind,
gilt das gemilderte Niederstwertprinzip nach § 253 Abs. 3 Satz 4 HGB für Fi-
nanzAV (§ 340e Abs. 1 Satz 3 HGB.

– Finanzinstrumente des Handelsbestands sind zum beizulegenden Zeitwert
abzgl. Risikoabschlag zu bewerten (§ 340e Abs. 3 HGB).

Die Abgrenzung zwischen AV und UV ist für Kredit- und Finanzdienstleis-
tungsinstitute einerseits relevant wegen der stl. Sondervorschrift des Abs. 1
Nr. 2b – wonach außerhalb von Bewertungseinheiten iSd. § 5 Abs. 1a jene zu
Handelszwecken erworbenen Finanzinstrumente wie in der HBil. (§ 340e Abs. 3
HGB) mit dem beizulegenden Zeitwert abzgl. Risikoabschlag zu bewerten sind
und eine Teilwertabschreibung hier unzulässig ist – sowie wegen § 8b Abs. 7
KStG (zu Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten, Vermögensverwaltungs-
und Holdinggesellschaften BMF v. 25.7.2002, BStBl. I 2002, 712; v. 28.4.2003,
BStBl. I 2003, 292; vgl. Positivliste des BMF v. 23.4.2010, BStBl. I 2010, 391; s.
näher § 8b Anm. 160 ff.).

Einstweilen frei.

H. Bewertung sonstiger Umlaufgüter

I. Bewertung von flüssigen Mitteln

Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und
Schecks (zusammengefasst in § 266 Abs. 2 B. IV. HGB) sind zu bewertende
flüssige Mittel.
Inländisches Bargeld (Euro-Banknoten und -Münzen) ist mit dem Nenn-
betrag anzusetzen (vgl. Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB
Rn. 321). Eine wirkliche Bewertung erfolgt nicht aufgrund des Nominalwert-
prinzips; Goldmünzen, die nicht gesetzliche Zahlungsmittel sind, werden den
sonstigen Vermögensgegenständen zugerechnet (Scheffler in Beck-HdR, B
217 Rn. 15).
Wertmarken, wie zB Postwertzeichen, Steuer-, Gerichtskosten-, Stempel-, Bei-
trags- und ähnliche Wertmarken (auch Guthaben auf Frankiergeräten), rechnen
zum Kassenbestand (vgl. ADS VI. § 266 HGB Rn. 148; Ellrott/Roscher in
Beck-BilKomm. VII. § 247 HGB Rn. 131) und sind idR ebenfalls mit dem
Nennwert anzusetzen.
Sorten/Devisenbestände können Bewertungsfragen aufwerfen (zur handels-
rechtlichen Währungsumrechnung mit Devisenkassamittelkurs am Abschluss-
stichtag Kozikowski/Leistner in Beck-BilKomm. VII. § 256a HGB Rn. 2; str.
für stl. Zwecke vgl. Weber-Grellet in Schmidt XXX. § 5 Rn. 270 „Fremd-
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währung“). Neben dem maßgeblichen Wechselkurs der ausländ. Währung (vgl.
Ellrott/Brendt in Beck- BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 321) kommt auch
ein Ansatz zum niedrigeren Teilwert in Betracht; s. hierzu im Einzelnen
Anm. 24 und 25. Sofern für exotische Währung oder ausländ. Münzen kein
Kurs erhältlich ist, ist dem Sortenbestand ein Wert gem. § 253 Abs. 4 Satz 2
HGB beizulegen (vgl. Scheffler in Beck-HdR, B 217 Rn. 18). Zur Frage, ob für
Devisenbestände das Lifo-Verfahren angewandt werden kann, s. Anm. 1123b.
Guthaben bei Kreditinstituten und Bundesbankguthaben in Euro-Währung
sind grds. mit dem Nennwert anzusetzen; bei Devisen oder wenn das Kredit-
institut notleidend geworden ist, kommt auch ein niedrigerer Teilwert in Be-
tracht.
Schecks, zB alle Bar-, Verrechnungs- und Reiseschecks, über die der Stpfl. auf
eigene Rechnung verfügen kann, sind grds. mit dem Nennbetrag anzusetzen,
wenn sie auf Euro lauten; andernfalls sind sie wie Fremdwährungsforderungen
zu bewerten (s. Anm. 22 ff.). Ein niedrigerer Teilwert ist anzusetzen, falls die
Scheckeinlösung gefährdet ist, etwa bei Insolvenz des Ausstellers.

II. Bewertung von Wechseln

Wechsel sind nach Abs. 1 Nr. 2 mit den AK oder dem niedrigeren Teilwert an-
zusetzen. In der Verfügungsmacht des Stpfl. befindliche Besitzwechsel sind un-
ter den zugrundeliegenden Forderungen auszuweisen (Ellrott/Krämer in
Beck-BilKomm. VII. § 266 HGB Rn. 115). Zu bewerten sind Wechsel wie die
wirtschaftlich zugrundeliegenden Forderungen (vgl. bereits RFH v. 28.10.1931 –
VI A 1483-1485/30, RStBl. 1932, 144; BFH v. 1.4.1958 – I 60/57 U, BStBl. III
1958, 291). Entsprechend ist die Wechselforderung, wenn der Wechsel an Erfül-
lungs statt oder erfüllungshalber (§ 364 Abs. 1, 2 BGB) angenommen wird, statt
der fortbestehenden Grundgeschäfts-Forderung zu aktivieren (zur Bewertung
von Forderungen allg. s. Anm. 905 ff.; von Fremdwährungsforderungen s.
Anm. 22 ff. und 923). Bei im üblichen Wechseldiskontgeschäft durch ein Kredit-
institut erworbenen Wechseln sind die AK des Wechsels die Wechselsumme
abzgl. des vollen Diskonts; der rechnerisch auf die Zeit bis zum Bilanzstichtag
entfallende Anteil am Diskontabzug stellt nach BFH-Meinung keine nachträgli-
chen AK dar (BFH v. 26.4.1995 – I R 92/94, BStBl. II 1995, 594; krit. Moxter,
Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl. 2007, 66 f.; vgl. Buciek in Blümich, § 5 Rn. 920
„Wechsel“ für Bruttobilanzierungswahlrecht bei Banken nach § 340e Abs. 2
HGB).

Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 2a:
Lifo-Verfahren

Schrifttum vor 1990: Fulling, Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung für Vorräte,
Düsseldorf 1976; Teichgräber, Die Bewertung des Vorratsvermögens nach fiktiven Ver-
brauchsfolgen in Handels- und Steuerbilanz, Köln 1977; Wolter, Die Eliminierung von
Scheingewinnen des Vorratsvermögens in der Handels- und Steuerbilanz, Frankfurt am
Main 1979; Zweigert (Bearb.), Die steuerliche Zulässigkeit der Lifo- und anderer Ver-
brauchsunterstellungsverfahren des § 155 Abs. 1 Satz 3 Aktiengesetz 1965, IFSt. Nr. 218,
Bonn 1982; Richter, Die Generalklausel des § 264 Abs. 2 HGB und die Forderung des
true and fair view, BB 1988, 2212; Bäuerle, Das LIFO-Verbrauchsfolgeverfahren – Zwi-
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schen Bewertungsvereinfachung und Substanzerhaltung, BB 1989, 2435; Schulz/Fischer,
Die Lifo-Bewertung nach Handels- und Steuerrecht – Zur Abgrenzung des Begriffs
„Gleichartigkeit“, WPg. 1989, 489 und 525.

Schrifttum ab 1990: Bäuerle, Praktische Anwendung des Lifo-Verbrauchsfolgenverfah-
rens, BB 1990, 1732; Gefiu, Anwendung der Lifo-Methode im handelsrechtlichen Jahres-
abschluß, Stellungnahme des Arbeitskreises „Rechnungslegungsvorschriften der EG-
Kommission“ der Gesellschaft für Finanzwirtschaft in der Unternehmensführung e.V.,
DB 1990, 1977; Herzig (Hrsg.), Vorratsbewertung nach der Lifo-Methode ab 1990, Köln
1990; Autenrieth, Kurssicherungs- und Fremdwährungsgeschäfte, in Schitag Ernst &
Young-Gruppe (Hrsg.), Aktuelle Fachbeiträge aus Wirtschaftsprüfung und Beratung, Fest-
schrift Luik, Stuttgart 1991, 3; Brezing, Lifo- Verfahren im Steuerrecht, StbJb. 1990/91,
51; Herzig/Gasper, Die Lifo-Methode in der Handels- und Steuerbilanz, DB 1991, 557;
Hörtig/Puderbach, Vorratsbewertung nach der Lifo-Methode, DB 1991, 977; Hörtig/
Puderbach, Lifo-Bewertung im internen Rechnungswesen?, DB 1991, 1581; Kronen-
wett, Anwendung der Lifo-Methode nach dem EStG 1990, FR 1991, 286; Müller-
Gatermann, Zur Zulässigkeit von Indexverfahren bei der Bewertung nach der sog. Lifo-
Methode, FR 1991, 8; Oechsle/Rudolph, Zur betriebswirtschaftlichen Bedeutung und
zu Anwendungsproblemen des Lifo-Verfahrens in Handels- und Steuerrecht, in Schitag
Ernst & Young-Gruppe (Hrsg.), Aktuelle Fachbeiträge aus Wirtschaftsprüfung und Bera-
tung, Festschrift Luik, Stuttgart 1991; Schildbach, Niedriger Zeitwert versus Teilwert,
StbJb. 1990/91, 31; Siegel, Grundsatzprobleme der Lifo-Methode und des Indexverfah-
rens, DB 1991, 1941; Treptow/Weismüller, Die Bewertung des Vorratsvermögens nach
der Lifo-Methode, WPg. 1991, 571; Herzig/Gasper, Eine Zwischenbilanz zur Lifo-Dis-
kussion, DB 1992, 1301; Bareis/Elschen/Siegel/Sigloch/Streim, Lifo, Jahresabschluß-
ziele und Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, DB 1993, 1249 (mit Replik von
Herzig, DB 1993, 1253); Claassen/Sprey, Das Lifo-Verfahren: Eine Steuervergüns-
tigung?, DB 1993, 497; Weber/Standke, Vorratsbewertung und Lifo- Verfahren in der
Automobilindustrie, BB 1993, 393; Hörtig/Uhlich, Vier Jahre Lifo: Wandel in der Grup-
penstruktur, DB 1994, 1045; Siepe/Husemann/Borges, Das Index-Verfahren als Bewer-
tungsvereinfachungsverfahren i.S.d. § 256 HGB, WPg. 1994, 645; Kronenwett, Sachdar-
lehen (Goldleihe) und Lifo-Bewertung, FR 1995, 497; Schneider/Siegel, Das Index-
Lifo-Verfahren als „Fortentwicklung“ von Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung?,
WPg. 1995, 261; Selchert, Uneinheitlichkeit bei der Bewertungseinheitlichkeit?, DB 1995,
1573; Siepe/Husemann/Borges, Ist das Index-Verfahren mit den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung vereinbar?, WPg. 1995, 365; Gasper, Die Lifo-Bewertung, Düssel-
dorf 1996; Hoffmann, Sachverhaltsgestaltungen zur Nutzung der built-in flexibility von
Verbrauchsfolgeverfahren, DStR 1996, 156; Pelzer/Klein, Steuerbilanzpolitik: Bildung
stiller Reserven durch Gestaltung des Lifo-Ausgangswerts, DStR 1996, 774; Sprey, Das
LIFO-Verfahren als Steuervergünstigung?, Hamburg 1997; Ammelung, Voraussetzungen
zur Gruppenbildung bei gleichartigen Wirtschaftsgütern, BB 1998, 2357; Hölscher,
Varianten des Lifo-Verfahrens und ihre Beurteilung auf Basis der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung, StStud. 1998, 394 und 465; Hötzel/Pelzer, Das geplante Wertauf-
holungsgebot – Überraschende Reichweite der Neuregelung und Auswirkungen auf das
Lifo-Verfahren, DStR 1998, 1866; Jungkunz/Kobrich, Verwendung des Lifo-Verfahrens,
DStR 1998, 2285; Richter/Wilke, Partieller oder vollständiger Betriebsvermögensver-
gleich – GoB auch für Minderkaufleute?, FR 1998, 464; Diederich, Teilwertabschreibung,
Wertaufholung und Lifo-Verfahren, DStR 1999, 583; Korn/Strahl, Steuerentlastungs-
gesetz 1999/2000/2002, KÖSDI 1999, 11964; Schildbach, Öffnung der Jahresabschlüsse
für IAS und US-GAAP – ein Fortschritt?, StuB 1999, 421; Loitz/Winnacker, Die dau-
ernde Wertminderung im Umlaufvermögen vor dem Hintergrund der handelsrechtlichen
und steuerlichen Bilanzierung, DB 2000, 2229; Wacker, Vom Ende mancher Träume,
Anm. zum BFH-Urt. v. 20.6.2000 – VIII R 32/98 (Keine Bewertung nach der Lifo-Metho-
de bei zum Verkauf bestimmten Pkw), BB 2000, 2351; Krumbholz, Zur Anwendung des
Lifo-Verfahrens im Kraftfahrzeughandel, StuB 2001, 74; Mayer-Wegelin, Die Lifo-Bewer-
tung: Regelungszweck einerseits und Ausgestaltung andererseits, DB 2001, 554; Moxter,
Lifo-Methode: Durch Vereinfachungszweck eingeschränkter Geltungsbereich in der Steuer-
bilanz?, DB 2001, 157; Niemann (Bearb.), Zur handelsrechtlichen und steuerrechtlichen Be-
wertung des Vorratsvermögens – insbesondere zum Vereinfachungsverfahren nach § 256
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HGB/§ 6 Abs. 1 Nr. 2a EStG, IFSt. Nr. 401, Bonn 2002; Strahl, Neues zum Bilanzsteuer-
recht, KÖSDI 2002, 13241; Bitz/Schneeloch/Wittstock, Der Jahresabschluß, 4. Aufl.,
München 2003; Kessler/Suchan, Das „Lifo-Urteil“ des BFH und seine Bedeutung für das
Handelsrecht, DStR 2003, 345; Moxter, Grundsätze ordnungsmäßiger Rechnungslegung,
Düsseldorf 2003; Wiedmann, Bilanzrecht, 2. Aufl. München 2003; Hundsdoerfer, Die Vor-
räte, HdJ Abt. II/4, Köln 2004; Moxter, Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl., Tübingen 2007;
Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzen, 10. Aufl., Düsseldorf 2009; Küting/Pfitzer/Weber,
Das neue deutsche Bilanzrecht, 2. Aufl., Stuttgart 2009; Schildbach, Der handelsrecht-
liche Jahresabschluss, 9. Aufl., Herne/Berlin 2009; Anzinger/Schleiter, Die Ausübung
steuerlicher Wahlrechte nach dem BilMoG – eine Rückbesinnung auf den Maßgeblich-
keitsgrundsatz, DStR 2010, 395; Buchholz, Grundzüge des Jahresabschlusses nach HGB
und IFRS, 6. Aufl., München 2010; Federmann, Bilanzierung nach Handelsrecht, Steuer-
recht und IAS/IFRS, 12. Aufl., Berlin 2010; Herzig, Tax Accounting zwischen BilMoG
und E-Bilanz, DStR 2010, 1900; Heno, Jahresabschluss nach Handelsrecht, Steuerrecht
und internationalen Standards (IFRS), 6. Aufl., Berlin/Heidelberg 2010;Horschitz/Gross/
Fanck, Bilanzsteuerrecht und Buchführung, 12. Aufl., Stuttgart 2010; Künkele/Zwirner,
Steuerbilanzpolitik: Ausweitung der Möglichkeiten durch das BilMoG, DStR 2010, 2263;
Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht, 10. Aufl., Münster, Köln 2010; Scherrer, Rechnungs-
legung nach dem neuen HGB, 3. Aufl., München 2011.
Weiteres Schrifttum s. auch vor Anm. 965.

A. Überblick zu Abs. 1 Nr. 2a (Lifo-Verfahren)

„Lifo“ – Abk. für engl. „Last in – First out“ – ist die Fiktion einer Verbrauchs-
bzw. Veräußerungsfolge, nach der die zuletzt angeschafften oder hergestellten
Vorräte wieder zuerst das Unternehmen verlassen haben, so dass Lagerbestände
bei der Bewertung zum Stichtag unterstelltermaßen aus den zuerst angeschafften
WG bestehen.
Satz 1 regelt die Voraussetzungen (s. Anm. 1123–1123d) und räumt ein be-
grenztes Bewertungswahlrecht ein (s. Anm. 1123f–1123h).
Satz 2 fingiert den stl. Ausgangswert: Bei erstmaliger Anwendung des Lifo-Ver-
fahrens gilt der Schlussbestand des vorherigen Wj. als erster Zugang (s.
Anm. 1123i).
Satz 3 untersagt, Lifo für die stl. Gewinnermittlung ohne Zustimmung der Fin-
Verw. wieder aufzugeben (s. Anm. 1123j).

B. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 2a
(Lifo-Verfahren)

I. Rechtsentwicklung des Abs. 1 Nr. 2a
(Lifo-Verfahren)

1. Handelsrechtliche Entwicklung
Aktiengesetz (AktG) v. 6.9.1965 (BGBl. I 1965, 1089) kodifiziert Lifo neben
weiteren Verfahren mit unterstellter Verbrauchsfolge erstmals in § 155 Abs. 1
Satz 3 AktG für die HBil. einer AG. Verbrauchsfolgverfahren waren aber auch
schon zuvor angewandt und zulässig (Mayer-Wegelin in Küting/Weber V.
§ 256 HGB Rn. 5; ADS VI. § 256 HGB Rn. 6; vgl. ADS IV. § 155 AktG Rn. 88;
Zweigert, IFSt. Nr. 218, Bonn 1982).
Bilanzrichtliniengesetz (BiRiLiG) v. 19.12.1985 (BGBl. I 1985, 2355;
BStBl. I 1985, 704) ersetzt § 155 Abs. 1 Satz 3 AktG und erlaubt das Verfahren
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neben weiteren mit nahezu unverändertem Wortlaut für den Wertansatz gleich-
artiger Vermögensgegenstände (VG) des Vorratsvermögens in § 256 HGB für
alle Kaufleute unabhängig von der Rechtsform und Größenordnung (vgl. Ell-
rott in Beck-BilKomm. VII. § 256 Rn. 1). Bei der Transformation in nationales
Recht hatte Deutschland von dem Wahlrecht nach Art. 40 Abs. 1 der 4. EG-RL
(ABl. EG 1978 Nr. L 222, 11), die Verbrauchsfolgeverfahren für alle beweg-
lichen VG einschließlich der Wertpapiere zuzulassen, keinen Gebrauch gemacht
(vgl. BRDrucks. 257/83, 90; BTDrucks. 10/317, 91 f.).
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) v. 25.5.2009 (BGBl. I 2009,
1102; BStBl. I 2009, 650) beschr. die möglichen handelsrechtl. Bewertungsver-
einfachungsverfahren in § 256 HGB auf Fifo (Abk. für engl. „First in – first out“)
und Lifo.

2. Steuerrechtliche Entwicklung

a) Entwicklung bis zum Steuerreformgesetz 1990
Gesetzgebung: Im StBereinG v. 14.12.1984 (BGBl. I 1984, 1493; BStBl. I
1984, 659) wird in § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. z EStG 1985 Lifo per Ermächti-
gung zu § 74a EStDV für bestimmte Edelmetalle (Gold, Silber, Platin, Palladi-
um) zugelassen und mit StBereinG 1986 v. 19.12.1985 (BGBl. I 1985, 2436;
BStBl. I 1985, 735) auf Kupfer und Rhodium ausgeweitet.
Rechtsprechung: Während RFH v. 13.6.1928 (RStBl. 1928, 328) zu Spekulati-
onsgeschäften entschied, dass die zuletzt gekauften Wertpapiere als verkauft an-
zusehen seien, urteilte RFH v. 13.12.1928 (RStBl. 1929, 136) dass ein buchfüh-
render Kaufmann zu verschiedenen Preisen gekaufte Wertpapiere beim Verkauf
nicht den nämlichen Stücken gegenüberstellen muss. Im Ergebnis bedeutete dies
schon Lifo (vgl. BFH v. 17.5.1952 – I 4/52 U, BStBl. III 1952, 208; s. auch
Sprey, Das LIFO-Verfahren als Steuervergünstigung?, 1997, 5; vgl. zur Entwick-
lung von Lifo auch Gasper, Die Lifo-Bewertung, 1996, 15 ff., und zur Entwick-
lung der Rspr. RFH v. 19.10.1938, RStBl. 1939, 26; OFH v. 3.6.1949, StWi 1949,
205; BFH v. 1.3.1955 – I 140/52 U, BStBl. III 1955, 144; v. 15.2.1966 – I 95/63,
BStBl. III 1966, 274).
Auffassung der Finanzverwaltung: Die FinVerw. lehnte Lifo als Fiktion ab
und erlaubte es nach Abschn. 36 Abs. 3 Satz 4 EStR bis 1989 nur, wenn glaub-
haft gemacht werden konnte, dass die zuletzt beschafften WG tatsächlich zuerst
verbraucht bzw. veräußert wurden (etwa unter Hinweis auf die Lagerung). Bei
NE-Metallvorräten (Gold, Silber, Platin, Palladium, Rhodium, Kupfer) konnte
für Wj., die nach dem 31.12.1984 und vor dem 1.1.1990 enden, gem. § 74a
EStDV nach Lifo bewertet werden (vgl. BMF v. 2.6.1989, BStBl. I 1989, 179).

b) Entwicklung seit dem Steuerreformgesetz 1990
Gesetzgebung: Lifo wird durch das StReformG 1990 v. 25.7.1988 (BGBl. I
1988, 1093, BStBl. I 1988, 224) in das EStG aufgenommen und ist erstmals für
Wj. anwendbar, die nach dem 31.12.1989 enden (§ 52 Abs. 7 Satz 1 EStG 1990).
Dabei wird die Stockbewertung (BFH v. 26.8.1960 – 1 D 1/59 U, BStBl. III
1961, 31) für die Metallindustrie aufgegeben (BMF v. 2.6.1989 – IV B 2 - S 2174
- 43/89, BStBl. I 1989, 179), der Importwarenabschlag (§ 80 EStDV) stufenwei-
se reduziert (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. m Satz 2 EStG 1990) und das Auslaufen
der Preissteigerungsrücklage (§ 74 EStDV) bestimmt. Die Branchenregelung,
nach der Lifo nur für bestimmte Edelmetalle und Kupfer erlaubt war, wird auf
Wj. beschränkt, die vor dem 1.1.1990 enden (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. z EStG
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1990). Schon mit der Neuregelung in Kraft treten Änderungen durch das Wo-
BauFG v. 22.12.1989 (BGBl. I 1989, 2408; BStBl. I 1989, 505), – aufgrund Auf-
nahme der formellen Maßgeblichkeit in § 5 Abs. 1 Satz 2 wird das Erfordernis
der Übereinstimmung mit der HBil. gestrichen und statt Durchschnitts- der
Buchwert als stl. Ausgangswert bei erstmaliger Lifo-Anwendung zugelassen (s.
Anm. 1123i) – für Wj., die nach dem 1.1.1990 enden. Das StEntlG
1999/2000/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402; BStBl. I 1999, 304) macht
Satz 4 (aF) zu Satz 3 wegen Abschaffung des Importwarenabschlags (§ 80
EStDV), und zuletzt bringt das BilMoG v. 25.5.2009 (BGBl. I 2009, 1102;
BStBl. I 2009, 650) Auswirkungen auf das Lifo-Wahlrecht durch Neufassung
von § 5 Abs. 1.
Rechtsprechung: Der BFH (v. 20.6.2000 – VIII R 32/98, BStBl. II 2001, 636)
entschied im Hinblick auf zum Verkauf bestimmte Pkw., dass eine Lifo-Bewer-
tung nicht den handelsrechtl. GoB entspricht und deshalb auch stl. ausgeschlos-
sen ist, wenn Vorräte mit absolut betrachtet hohen Erwerbsaufwendungen (wie
bei Neu- und Gebrauchtfahrzeugen) in Frage stehen, die AK ohne Weiteres
identifiziert und den einzelnen VG angesichts derer individueller Merkmale oh-
ne Schwierigkeiten zugeordnet werden können (so auch H 6.9 EStH). Der BFH
stellt allein, ohne die Frage der Gruppenzugehörigkeit (s. Anm. 1123b) zu ent-
scheiden – das FG Münster (v. 20.3.1998 – 15 K 2258/92, EFG 1998, 999,
nrkr.) hatte Lifo ausgeschlossen, da die zu Gruppen zusammengefassten WG
nicht gleichartig seien – , auf die handelsrechtl. GoB und das Primat der Einzel-
bewertung (s. Anm. 1123c) ab. Sozusagen nach „Lifo“ wird außerdem bei Wert-
aufholungen von Beteiligungen (s. Anm. 813) iSv. Abs. 1 Nr. 2 Satz 3, vorrangig
stl. unwirksame Teilwertabschreibungen aufholend, verfahren (BFH v. 19.8.
2009 – I R 2/09, BStBl. II 2010, 760).
Auffassung der FinVerw. neben R 6.9/H 6.9 EStR (bzw. R 36a EStR aF): Der
BMF (v. 12.3.2010, BStBl. I 2010, 239 – Tz. 17 Bsp. 1) führt aus, dass trotz Ein-
zelbewertung in der HBil. Lifo für WG in der stl. Gewinnermittlung – bei Be-
achtung der stl. Voraussetzungen – möglich ist, und führt für Steuertatbestände,
die nach dem 31.12.2009 verwirklicht werden, als weiterhin anzuwendend die
BMF-Schreiben zur bilanzsteuerrechtl. Behandlung von NE-Metallvorräten
(s. Anm. 1122a) sowie zur Lifo-Bewertung in der Weinwirtschaft (s.o.) auf (BMF
v. 23.4.2010, BStBl. I 2010, 391, Anl. Nr. 562 und 563). Zu Einzelfragen im Hin-
blick auf Fleisch, Sekundärrohstoffe, Tabakwaren und Wein s. Anm. 1124.

II. Bedeutung und Ziele des Abs. 1 Nr. 2a (Lifo-Verfahren)

1. Vereinfachung der Bewertung
Allgemein: Lifo ist ein Bewertungsvereinfachungsverfahren (so Überschrift
§ 256; einschränkend Moxter, Grundsätze ordnungsmäßiger Rechnungslegung,
2003, 160, die Überschrift täusche; zur Bedeutung der Gesetzesüberschrift für
die Auslegung BFH v. 11.1.1984 – II R 187/81, BStBl. II 1984, 327). Ver-
brauchsfolgeverfahren sollen die Bewertung vereinfachen (vgl. Schneider/Sie-
gel, WPg. 1995, 261), allerdings ist die tatsächliche Vereinfachung nicht Voraus-
setzung für die Anwendung (vgl. Claussen in KK-RLR, § 256 HGB Rn. 5;
Ellrott in Beck-BilKomm. VII. § 256 HGB Rn. 8), wie überhaupt Verein-
fachung und Praktikabilität (krit. Siegel, DB 1991, 1945; Treptow/Weismüller,
WPg. 1991, 574) angesichts der Komplexität des Verfahrens grds. fraglich er-
scheinen (vgl. etwa Hörtig/Puderbach, DB 1991, 1581, im Verhältnis zum in-
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ternen Rechnungswesen; Schulz/Fischer, WPg. 1989, 489 und 525 (529) hin-
sichtlich des Gleichartigkeitsbegriffs). Folgende Gesichtspunkte konkretisieren
den Vereinfachungszweck:
Gegenüber Einzelbewertung: Lifo durchbricht den Einzelbewertungsgrund-
satz des § 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB (aA IDW-HFA, IDW-FN 2002, 219, 220, „in-
direkte Einzelbewertung“). Beim VV können sich die Bestände vermischen und
mit vertretbarem Aufwand sind Zuordnungen der Verbräuche einer Periode
zu den Beschaffungen dann nicht mehr möglich (Hundsdoerfer in HdJ, Abt.
II/4 Rn. 73; vgl. Oechsle/Rudolph in FS Luik, 1991, 94), vielmehr Verein-
fachungen notwendig (Teichgräber, 1977, 21; krit. Hoffmann in LBP, § 6
Rn. 117 f., Durchschnittsverfahren sei bereits „vereinfachungsträchtig“). Aus-
nahmen von der Einzelbewertung könnten unter Wirtschaftlichkeitsaspekten
(vgl. Anm. 1123c) nicht nur bei zB Massengütern gerechtfertigt sein, sondern
auch, wenn eine Identifizier- und Zuordenbarkeit der AHK die Einzelbewertung
ermöglichen würde (Mayer-Wegelin, DB 2001, 555; glA Ellrott in Beck-Bil-
Komm. VII. § 256 HGB Rn. 31).
Gegenüber Durchschnittsbewertung: Bei der Anwendung von Lifo müssen
durchschnittliche AHK nur bei Layern ermittelt werden (s. Anm. 1123h, „Lay-
er“), sofern diese mit durchschnittlichen AHK bewertet werden.
Durch Gruppenbildung: Durch Gruppenbildung (vgl. Ammelung, BB 1998,
2357) nach § 240 Abs. 4 HGB werden gleichartige VG zu einer Bewertungsein-
heit zusammengefasst (vgl. Anm. 1123b). Infolge dieser handelsrechtl. wie stl.
zulässigen (s. Anm. 1122g) Zusammenfassung von gleichartigen WG zu Grup-
pen kommt Lifo eine weitere Vereinfachung zu (vgl. Hoffmann in LBP, § 6
Rn. 118). Demzufolge ist in Einzel-Lifo und Gruppen-Lifo (dazu und zur Grup-
penbildung vgl. Mayer-Wegelin in Küting/Weber V. § 256 HGB Rn. 27) zu
unterscheiden (s. Anm. 1123h). Eine bisweilen recht weite Gruppenbildung er-
laubt hier für bestimmte Branchen die FinVerw. (vgl. Anm. 1122b).
Durch Rechtsangleichung: Die den Gesetzesmaterialien zu entnehmende
„weitere Angleichung an das Handelsrecht“ (BTDrucks. 11/2157, 140, in der
Gesetzesbegründung; auch der FinAussch., BTDrucks. 11/2536, 47, bezog sich
explizit auf das Handelsrecht) vereinfacht durch die stl. Anerkennung des han-
delsrechtl. ua. zulässigen Lifo die Bewertung erheblich, allerdings uE im Rahmen
des handelsrechtl. Zulässigen, nicht aber erweiternd (vgl. Bareis et al., DB 1993,
1250, Angleichung bedeute nicht, dass „das Steuerrecht das Handelsrecht über-
holt und dann mitzieht“; vgl. auch Siegel, DB 1991, 1948, und zur Diskussion
Herzig/Gasper, DB 1991, 557; Herzig/Gasper, DB 1992, 1301; Herzig, DB
1993, 1252); denn es ist bei handelsrechtl. Anwendung der Lifo-Methode keine
parallele Einzel- oder Durchschnittsbewertung für die stl. Gewinnermittlung mehr
notwendig. Nach BilMoG wird die angestrebte Rechtsangleichung zT – zumin-
dest fakultativ – wieder aufgegeben.

2. Milderung der Scheingewinnbesteuerung
Gesetzliche Wirkung: Lifo führt bei steigenden Preisen zu einer im Vergleich
zur Durchschnittsbewertung niedrigeren Bewertung und damit „gesetzesimma-
nent“ zu stillen Reserven (Fischer in Kirchhof X. § 6 Rn. 111; vgl. Claussen in
KK-RLR, § 256 HGB Rn. 6; Merkt in Baumbach/Hopt XXXIV. § 256 HGB
Rn. 2), indem unterstellt wird, dass die zuletzt teuer angeschafften/hergestellten
WG zuerst veräußert oder verbraucht wurden. Das niedrigere Ergebnis kann
uU der Substanzerhaltung dienen (krit. Bareis et al., DB 1993, 1249; Schneider/
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Siegel, WPg. 1995, 261; zu Gestaltungen Pelzer/Klein, DStR 1996, 774; Hoff-
mann, DStR 1996, 156).
Gesetzliches Ziel: Lifo sollte nach den Gesetzesmaterialien nicht nur der stl.
Bewertungsvereinfachung durch Angleichung an das Handelsrecht dienen, son-
dern der Besteuerung von Scheingewinnen abhelfen (BTDrucks. 11/2157, 140,
und 11/2536, 47; vgl. Wolter, 1979, 31 ff.; Moxter, DB 2001, 157, erkennt ei-
genständigen stl. Normzweck der Milderung von einer auf geldentwertungs-
induzierten Preissteigerungen beruhenden Scheingewinnbesteuerung). Scheinge-
winnbesteuerung kann dazu führen, dass die Wiederbeschaffung verbrauchter
Vorräte nicht aus Erlösen zu finanzieren ist. Aus der Wirkung (vgl. Herzig,
DStR 2010, 1900 [1903], in Grenzen Scheingewinnvermeidung) werde aber
nicht der Normzweck (vgl. Niemann, IFSt. Nr. 401, 62). Nach der Rspr. ist an
erster Stelle nur Bewertungsvereinfachung (s. Anm. 1122c) als Gesetzes-
zweck anzusehen (BFH v. 20.6.2000 – VIII R 32/98, BStBl. II 2001, 636; s.
Anm. 1122b), Vermeidung der Scheingewinnbesteuerung sei im Gesetzeswort-
laut nicht enthalten und es sei dort die Anwendung von Lifo unter den GoB-
Vorbehalt gestellt; die gegen Einzelbewertung verstoßende Lifo-Bewertung wi-
derspreche aber grds. den GoB. Somit sei Lifo stl. nur zulässig, wenn es aus
Vereinfachungsgründen erforderlich und vertretbar ist (krit. Mayer-Wegelin,
DB 2001, 554; Mayer-Wegelin in Küting/Weber V. § 256 HGB Rn. 24; Mox-
ter, DB 2001, 157; Strahl, KÖSDI 2002, 13244; Kessler/Suchan, DStR 2003,
345; Krumbholz, StuB 2001, 74; zust. Wacker, BB 2000, 2356; Fischer in
Kirchhof X. § 6 Rn. 112; Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht, 10. Aufl. 2010,
190 f.). Der BFH verneint hier zwar, dass der Vereinfachungszweck durch die
Vermeidung der Besteuerung von Scheingewinnen gleichwertig ergänzt worden
sei, denn zu diesem zweiten Ziel bedürfe es einer GoB-Fortentwicklung, erkennt
aber an, dass letzteres ein – wenn auch nicht gleichwertiges – Gesetzesziel ist.

3. Ergebnis der Zielhierarchie
Die Ziele Vereinfachung und Scheingewinnvermeidung können konkurrieren,
so dass uE dann eine Zielhierarchie – Vereinfachung vor Scheingewinnvermei-
dung – greift. Nur soweit es den GoB entspricht, kann Lifo angewendet werden.
Wenn der Gesetzgeber sich sprachlich unklar ausgedrückt (wie Wacker, BB
2000, 2356, „Rem tene verba sequentur“ ironisiert) und Lücken gelassen hätte,
böte dies gerade Raum für eine teleologische Gesetzesauslegung auch anhand
des von der Rspr. nicht verworfenen Sekundärziels (vgl. Anm. 1122d) der
Scheingewinnvermeidung. Nach BFH (v. 20.6.2000 – VIII R 32/98, BStBl. II
2001, 636) statuiere Abs. 1 Nr. 2a keine nicht erfüllbare widersprüchliche Vo-
raussetzung, sondern bringe zum Ausdruck, dass Einzelbewertung sowie peri-
odengerechte Aufwandsabgrenzung aus Vereinfachungsgründen im Einzelfall
zurücktreten und eine Abkehr von der tatsächlichen Verbrauchsfolge rechtfer-
tigen können. Das GoB-Erfordernis kennzeichne Lifo als Wertungskompro-
miss, der durch den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit getragen wird. Das Wahl-
recht sei typischerweise auf Sachverhalte zugeschnitten, bei denen die
Ermittlung der individuellen AHK ausgeschlossen oder mit einem unvertret-
baren Aufwand verbunden wäre.

III. Geltungsbereich des Abs. 1 Nr. 2a (Lifo-Verfahren)

Sachlicher Geltungsbereich: Abs. 1 Nr. 2a erlaubt Lifo stl. für den Wertansatz
gleichartiger WG (s. Anm. 1123b) des Vorratsvermögens, also Roh-, Hilfs- und
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Betriebsstoffe, unfertige/fertige Erzeugnisse und Waren, auch in Fremdwäh-
rung (vgl. Autenrieth in FS Luik, 1991, 16), nicht aber für andere Umlauf-WG
(str.; aA weitergehend ADS VI. § 256 HGB Rn. 24 f.; vgl. auch Anm. 1123a).
Persönlicher Geltungsbereich: Lifo kann von Stpfl. angewendet werden, die
den Gewinn nach § 5 ermitteln, also von buchführenden Gewerbetreibenden –
ob gesetzlich verpflichtet oder freiwillig – sowie uE bei Gewinnermittlung nach
§ 4 Abs. 1 (str.; s. Anm. 1123), nicht hingegen bei Einnahmen-/Überschussrech-
nung nach § 4 Abs. 3 und nicht von Stpfl. im Rahmen ihrer Überschusseinkünf-
te. Für PersGes. kann Lifo nur einheitlich für die Ges. als solche, also nicht un-
terschiedlich für die einzelnen Gesellschafter in Anspruch genommen werden
(BFH v. 7.8.1986 – IV R 137/83, BStBl. II 1986, 910; vgl. Ehmcke in Blümich,
§ 6 Rn. 80).

IV. Verhältnis zu weiteren steuer- und handelsrechtlichen Normen
sowie zum Verfassungsrecht

Verhältnis zu § 5 Abs. 1: s. Anm. 1123d.
Verhältnis zu § 6 Abs. 1, Einleitungssatz: Das Gebot der Einzelbewertung
des Abs. 1, Einleitungssatz, erfährt durch Abs. 1 Nr. 2a eine explizite Ausnah-
me. Gleichzeitig zieht dieser Einzelbewertungsgrundsatz eine enge Grenze ge-
genüber einer extensiven Komponentenbewertung (s. Anm. 1123a).
Verhältnis zu Abs. 1 Nr. 2: Da es sich bei Lifo nicht um eine abschließende
Bewertungsmaßnahme handelt, sind ggf. Niederstwertabschreibungen vor-
zunehmen (vgl. Siepe/Husemann/Borges, WPg. 1995, 366), bei steigenden Prei-
sen aber keine Wertaufholung (aA explizit für KapGes. Loitz/Winnacker, DB
2000, 2233), es sei denn, gegenüber dem Lifo-Wert habe eine Teilwertabschrei-
bung stattgefunden (vgl. Korn/Strahl, KÖSDI 1999, 11967). Eine Unterschei-
dung zur Wertaufholungspflicht (vgl. Hötzel/Pelzer, DStR 1998, 1867) in
Lifo-Wert und Lifo-Ausgangswert (s. Anm. 1123i) ist uE abzulehnen (vgl. Die-
derich, DStR 1999, 583).
Verhältnis zum Handelsrecht: Abs. 1 Nr. 2a ist § 256 HGB nachgebildet, wo-
nach unter GoB-Entsprechung (s. Anm. 1123c) für den Wertansatz gleichartiger
VG des Vorratsvermögens seit Geltung des BilMoG (zur zeitlichen Anwendung
s. näher § 5 Anm. 2) die Verbrauchsfolgen Lifo und Fifo unterstellt werden kön-
nen. Steuerlich ist als Verbrauchsfolgeverfahren explizit nur Lifo zulässig (vgl. R
6.9 Abs. 1 EStR; Ellrott in Beck-BilKomm. VII. § 256 HGB Rn. 85; Ehmcke
in Blümich, § 6 Rn. 73; einschränkend Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 112). Bei
Gruppenbildung gleichartiger VG zu Bewertungseinheiten ist § 240 Abs. 4
HGB zu beachten. Zur Praktikabilität von Lifo war vom FinAussch. erwartet
worden, bei der Gruppenbildung in der Praxis „nicht kleinlich“ zu verfahren.
Gleichartige WG (s. Anm. 1123b) sollen bei gleichartiger Warengattung oder
Funktionsgleichheit vorliegen (vgl. BTDrucks. 11/2536, 47).
Verhältnis zum Verfassungsrecht: Im Hinblick auf das Gleichmäßigkeits-
postulat der Besteuerung (gem. Art. 3 GG) erscheint uE die teilweise Ab-
kehr vom Nominalwertprinzip bei buchführenden Stpfl. (s. Anm. 1123) proble-
matisch. Siegel (DB 1991, 1942) sieht „substanzerhaltende“ Steuerbemessungs-
grundlagen grds. nicht im Einklang mit dem Gleichmäßigkeitserfordernis (s.
Anm. 1122d).
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C. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen
des Abs. 1 Nr. 2a

I. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen des Satz 1

1. Tatbestandsvoraussetzungen

a) Gewinnermittlung
Lifo ist dem Normwortlaut zufolge von Stpfl. anwendbar, die den Gewinn nach
§ 5 ermitteln, also – gesetzlich verpflichtet (auch handelsgesetzlich oder gem.
§ 141 AO) oder freiwillig – buchführenden Stpfl. Stpfl., die ihren Gewinn nach
§ 4 Abs. 1 ermitteln und die als Nicht-Gewerbetreibende im Rahmen der stl.
Gewinnermittlung die GoB (zur GoB-Bedeutung Richter/Wilke, FR 1998,
464) beachten, dürfen unter zusätzlicher GoB-Voraussetzung – ggf. handelt es
sich dann um Gewinnermittlung nach § 5 und nicht mehr nach § 4 Abs. 1 – das
Verfahren uE ebenfalls anwenden (str., vgl. Ellrott in Beck-BilKomm. VII.
§ 256 HGB Rn. 85; Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 131; aA Horschitz/Gross/
Fanck, 12. Aufl. 2010, 193; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 411; Werndl in
KSM, § 6 Rn. C 28). Lifo ist hingegen bei Stpfl., die ihren Gewinn durch Einnah-
men-/Überschussrechnung nach § 4 Abs. 3 ermitteln, nicht zulässig (Weber/
Standke, BB 1993, 396), denn mangels BV-Vergleich und Buchführung kann in
diesem Fall denklogisch den GoB nicht entsprochen werden.

b) Wirtschaftsgüter des Vorratsvermögens
Vorrats- oder Umlaufvermögen: Lifo gilt – stl. für den Wertansatz gleicharti-
ger WG (handelsrechtl. VG) des Vorratsvermögens (s. Anm. 1123b). Vorräte (s.
näher Anm. 965 ff.) sind allg. zum Verbrauch im betrieblichen Produktionspro-
zess oder zur Veräußerung bestimmte Güter (vgl. Hundsdoerfer in HdJ, Abt.
II/4 Rn. 1). § 266 Abs. 2 HGB unterscheidet Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe,
unfertige/fertige Erzeugnisse, Waren sowie geleistete Anzahlungen auf Vorräte.
Für anderes Umlaufvermögen ist Lifo unzulässig (str.; aA weitergehend ADS VI.
§ 256 HGB Rn. 24 f.).
Wirtschaftsgüter oder Komponenten: Nach R 6.9 Abs. 2 Satz 4 EStR darf die
früher nur für Edelmetallgehalte (§ 74a EStDV aF iVm. § 51 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. z EStG 1985; s. Anm. 1122a) ausdrückl. zugelassene Lifo-Komponen-
tenbewertung (vgl. Abschn. 229 Abs. 2 EStR 1987) auch allg. bei der Bewertung
der Materialbestandteile von fertigen/unfertigen Erzeugnissen angewendet wer-
den, wenn der Materialbestandteil in der Buchführung getrennt erfasst wird und
dies handelsrechtl. GoB entspricht. Hier liegt aufgrund Wirtschaftlichkeitsprin-
zips (s. Anm. 1123c) uE ein Verstoß gegen das handelsrechtl. Einzelbewertungs-
prinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB) sowie die Voraussetzungen der Gruppen-
bewertung (§ 240 Abs. 4 HGB) vor, wonach die Zusammenfassung von VG,
nicht aber von Komponenten wie Materialbestandteilen möglich ist (krit. Her-
zig/Gasper, DB 1991, 565). Für weitere Bestandteile der HK von Vorrats-
erzeugnissen, etwa Lohnanteile, ist die Komponentenbewertung bei Lifo uE ab-
zulehnen (aA insbes. wegen langfristiger Auftragsfertigung Treptow in Herzig,
Vorratsbewertung nach der Lifo-Methode ab 1990, 1990, 26), denn der Einzel-
bewertungsgrundsatz des Abs. 1 Einleitungssatz (s. Anm. 1122g) steht einer ex-
tensiven Aufteilung in Kostenbestandteile entgegen (krit. Bäuerle, BB 1990,
1732).
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c) Gleichartigkeit
Gleichartigkeit als unbestimmter Rechtsbegriff ist betriebswirtschaftlich auszule-
gen (vgl. Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 118). Hierzu sind nach Ansicht der Fin-
Verw. die kaufmännischen Gepflogenheiten, insbes. die marktübliche Einteilung
in Produktklassen unter Beachtung der Unternehmensstruktur, und die allg.
Verkehrsanschauung heranzuziehen. WG mit erheblichen Qualitätsunterschie-
den sind nicht gleichartig. Erhebliche Preisunterschiede sind lediglich „Anzei-
chen für Qualitätsunterschiede“ (R 6.9 Abs. 3 EStR), fehlende Gleichwertigkeit
begründet für sich noch keine fehlende Gleichartigkeit (glA Scherrer, 3. Aufl.
2011, 167; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 414), auch wenn der Preis als An-
zeichen der Qualitätsmerkmale Einfluss auf die Gruppenbildung nehmen kann
(vgl. BTDrucks. 11/2536, 47). Da Bewertungsvereinfachung vorrangiges Ziel
der Verbrauchsfolgeverfahren ist (s. Anm. 1122c), muss die Gleichartigkeit sol-
cher WG des Vorratsvermögens bestimmt werden, die nicht oder nicht mit ver-
tretbarem Aufwand einzeln bewertet werden können (vgl. Niemann, IFSt.
Nr. 401, 33 [43]). Gleichartige WG können zu einer Bewertungseinheit „als Vor-
stufe zur Lifo-Bewertung“ zusammengefasst werden, wobei die gewünschte
Vereinfachung mit der Gruppengröße korreliert (s. Anm. 1122c „Vereinfachung
durch Gruppenbildung“).

Das Problem der Auslegung der Gleichartigkeit würde die Dollar-Value-Methode
durch den Umfang der Bewertungseinheiten umgehen (vgl. Schildbach, StuB 1999,
421 ff.; hier abl., weil Wertansätze nicht mehr mengenmäßig zugeordnet werden und
wegen Negierung des Gleichartigkeitserfordernisses; vgl. auch Mayer-Wegelin in Kü-
ting/Weber V. § 256 HGB Rn. 22; krit. schon Schneider/Siegel, WPg. 1995, 266).

Angesichts der Gebote der Stetigkeit (§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB) und der willkür-
freien Bewertung (vgl. ADS VI. § 252 HGB Rn. 126; Winkeljohann/Büssow
in Beck-BilKomm. VII. § 252 HGB Rn. 68) sowie nach angestrebtem Verein-
fachungszweck (s. Anm. 1122c) wird es schon handelsrechtl. uE zu Recht abge-
lehnt, gleichartige VG nach unterschiedlichen Verfahren zu bewerten (vgl. Ell-
rott in Beck-BilKomm. VII. § 256 HGB Rn. 25; s. auch Selchert, DB 1995,
1577).

d) GoB-Konformität
Allgemeines: Die Bezugnahme auf die handelsrechtl. GoB (vgl.Winnefeld, Bi-
lanz-HB IV. Rn. E 852) muss, wenn sie nicht überflüssig sein soll, eine ein-
schränkende Bedeutung haben. Handelsrechtlich müssen beide in § 256 HGB
genannten Verbrauchsfolgeverfahren mit den GoB vereinbar sein. Auf diese
handelsrechtl. GoB-Schranke verweist Abs. 1 Nr. 2a aber mit identischem Wort-
laut (vgl. Niemann, IFSt. Nr. 401, 39), so dass auch die Voraussetzungen hier
entspr. auf das stl. Lifo zutreffen. GoB können sich – aus den Rechnungs-
legungszielen ableitbar – im Zeitablauf fraglos weiterentwickeln. Abgelehnt wird
es aber (vgl. Bareis et al., DB 1993, 1249), aufgrund der stl. Entwicklung (s.
Anm. 1122a und 1122b) auf eine solche Weiterentwicklung der handelsrechtl.
GoB zu schließen insbes., wie vermutet wird, mit dem Ziel, die Milderung einer
Scheingewinnbesteuerung für eine größere Zahl von Anwendungsfällen durch
Lifo zu ermöglichen (vgl. einschränkend Herzig, DB 1993, 1253; Kessler/Su-
chan, DStR 2003, 347). Betont werden muss, dass sich trotz BilMoG und der
Aufgabe der formellen Maßgeblichkeit (vgl. § 5 Anm. 62 f.) an dem GoB-Erfor-
dernis uE nichts geändert hat.
Bedeutung einzelner GoB: Für die Beurteilung der Zulässigkeit von Lifo für
die HBil. und stl. Gewinnermittlung sind besonders folgende GoB beachtlich:
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E Das Vollständigkeitsgebot (§§ 239 Abs. 2, 246 Abs. 1 HGB) lässt Bewertungs-
vereinfachungsverfahren zu, wenn sie nicht zu einem unvollständigen Mengen-
ansatz führen (Ellrott in Beck-BilKomm. VII. § 256 HGB Rn. 30). Andere
Lifo-Varianten wie die Dollar-Value-Methode, bei der die Wertansätze mengen-
mäßig nicht mehr unterlegt und zumindest buchmäßig zugeordnet sind (Mayer-
Wegelin in Küting/Weber V. § 256 HGB Rn. 22), sind demzufolge uE unzu-
lässig.

AA Bäuerle, BB 1989, 2436; Arbeitskreis „Rechnungslegungsvorschriften der EG-
Kommission“ der Gefiu, DB 1990, 1977; Treptow/Weismüller, WPg. 1991, 577;
Herzig/Gasper, DB 1992, 1306; einschränkend Fischer in Herzig, 1990, 7; Hölscher,
SteuerStud. 1998, 470; zu Lifo auf Wertbasis Hundsdoerfer in HdJ, Abt. II/4 Rn. 92 ff.,
Schmidt/Labrenz in Beck’sches HdR, Abt. B 214 Rn. 105 ff.; zur Diskussion über In-
dex-Verfahren Müller-Gatermann, FR 1991, 8; Siepe/Husemann/Borges, WPg. 1994,
645; Siepe/Husemann/Borges, WPg. 1995, 365; Schneider/Siegel, WPg. 1995, 261.

E Das Vorsichtsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4), insbes. verankert im Imparitäts- und
strengen Niederstwertprinzip gem. § 253 Abs. 4 Satz 2 HGB (dazu Ellrott/
Roscher in Beck-BilKomm. VII. § 253 HGB Rn. 539 ff.), dominiert den Lifo-
Anwendungsbereich, so dass die mittels Lifo ermittelten AHK noch einem Nie-
derstwertvergleich unterzogen werden müssen; ggf. sind dann die niedrigeren
Stichtagswerte – stl. die niedrigeren Teilwerte (hierzu vgl. Anm. 1005 ff.) – anzu-
setzen.
E Das Wirtschaftlichkeitsprinzip (Wesentlichkeitsgrundsatz) besagt, dass maximale
Genauigkeit unter unverhältnismäßig hohem Ermittlungsaufwand nicht ange-
strebt werden muss. Wirtschaftlichkeit kann auch zur großzügigen Gruppenbil-
dung und Periodenrechnung herangezogen werden (vgl. Siegel, DB 1993,
1943 f.). Im Verhältnis zum VV unwesentliche WG können einer artmäßig
nächststehenden Gruppe zugeordnet werden (vgl. BMF v. 28.3.1990, BStBl. I
1990, 148; s. Anm. 1124). Weicht der Wert nach Lifo-Verfahren wesentlich vom
Wert nach Einzel- bzw. gewogener Durchschnittsbewertung ab, so wird dies uE
von dem Vereinfachungsgedanken nicht getragen.
E Das Stetigkeitsprinzip (Methodenstetigkeit) ist als Gebot in § 252 Abs. 1 Nr. 6
HGB nach BilMoG nunmehr gegenüber der früheren Sollvorschrift betont und
auch stl. weiterhin relevant. Der bloße Wechsel der Lifo-Methode iSv. R 6.9
Abs. 4 EStR ist nach Ansicht der FinVerw. stl. ohne ihre Zustimmung möglich,
was uE dem expliziten GoB-Verweis in Abs. 1 Nr. 2a zuwiderläuft. Nach Auf-
gabe der formellen Maßgeblichkeit geht eine frühere Argumentation, wonach in
begründeten Ausnahmefällen (Merkt in Baumbach/Hopt XXXIV. § 252 HGB
Rn. 24), insbes. stl. Vorschriften, Abweichungen vom Stetigkeitsgebot handels-
rechtl. möglich sind (vgl. ADS VI. § 252 HGB Rn. 110 ff.; Winkeljohann/Büs-
sow in Beck-BilKomm. VII. § 252 HGB Rn. 59 ff., 64, jew. mwN), uE nunmehr
ins Leere.

e) Maßgeblichkeitsprinzip
Vor BilMoG: Die Anwendung des Lifo-Verfahrens mit stl. Wirkung nach
Abs. 1 Nr. 2a setzte vor Aufgabe der formellen Maßgeblichkeit gem. § 5 Abs. 1
Satz 2 aF (s. § 5 Anm. 62 f.) voraus, dieses Wahlrecht in Übereinstimmung mit
der handelsrechtl. Jahresbilanz auszuüben. Die Nämlichkeit der Lifo-Ver-
brauchsfolgefiktion sowie der angewandten Lifo-Variante (s. Anm. 1123h) bei
der Ermittlung des Wertansatzes war also erforderlich, aber keine identische
Werthöhe, etwa wenn zu unterschiedlichen Zeitpunkten auf die Lifo-Bewertung
übergegangen wurde und – zB bei langjähriger allein handelsrechtl. Lifo-Praxis
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– der stl. Übergang zum Lifo-Verfahren zu höheren Werten als in der HBil.
führte (vgl. Oechsle/Rudolph in FS Luik, 1991, 108).
Seit BilMoG: Nach Aufgabe der formellen Maßgeblichkeit und der Neufassung
von § 5 Abs. 1 Satz 1 letzter Halbs. kann Lifo unabhängig von der HBil. stl. zur
Anwendung kommen (BMF v. 12.3.2010, BStBl. I 2010, 239 – Tz. 17 Bsp. 1;
vgl. Anzinger/Schleiter, DStR 2010, 395 [398], innerhalb der GoB freie Aus-
übung; Künkele/Zwirner, DStR 2010, 2263 [2267], unter Hinweis auf eigen-
ständige steuerliche Bilanzpolitik).

2. Rechtsfolgen

a) Verbrauchs-/Veräußerungsfolgefiktion
Bei Lifo wird nach Abs. 1 Nr. 2a Satz 1, soweit „dies“ – die Lifo-Fiktion – den
GoB entspricht, unterstellt, dass die zuletzt angeschafften/hergestellten WG zu-
erst verbraucht oder veräußert wurden. Die Fiktion muss mit den tatsächlichen
Verbrauchsfolgen zwar nicht übereinstimmen, darf aber auch nicht völlig los-
gelöst von den tatsächlichen Verhältnissen im Unternehmen sein (s. näher
Anm. 1123c)

b) Steuerliches Wahlrecht
Durch Verwendung des Wortes „können“ räumt Abs. 1 Nr. 2a Satz 1 ein Bewer-
tungswahlrecht (für den Wertansatz) bei der Gewinnermittlung ein, das zwar seit
BilMoG unabhängig von der handelsrechtl. Bewertungsmethode gewählt werden
kann, aber selbst dann handelsrechtl. GoB zu beachten hat (s. Anm. 1123d),
wenn die Wahlrechte unterschiedlich ausgeübt werden. Lifo beinhaltet stl. darin
mehrere weitere Wahlrechte, wie die Wahl von Permanent- oder Perioden-Lifo
und Layer-Bildung (s. Anm. 1123h), die einbezogenen WG und die Gruppen-
größe (s. Anm. 1122d). Das Wahlrecht wird durch die Bedingung – soweit es
den GoB entspricht – in § 256 Abs. 1 Satz 1 HGB und in Abs. 1 Nr. 2a Satz 1
fast wortgleich begrenzt. Der Rahmen, den diese Bedingung steckt, erscheint im
Vergleich zu anderen gesetzlichen Regelungen mit GoB-Bezug, wie etwa in § 5
Abs. 1, BV anzusetzen, das nach GoB auszuweisen ist, oder der Generalnorm
für KapGes. in § 264 Abs. 2 HGB, unter Beachtung der GoB ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entspr. Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zu ver-
mitteln (vgl. zum GoB-Verhältnis Richter, BB 1988, 2212), uE deutlich enger.

c) Niederstwertprinzip
Selbst bei allein stl. Anwendung von Lifo ist das handelsrechtl. strenge Niederst-
wertprinzip nicht völlig unbeachtlich; das Wahlrecht nach Abs. 1 Nr. 2, einen
gegenüber den AHK niedrigeren Teilwert anzusetzen, könnte trotz § 5 Abs. 1
Satz 1 letzter Halbs. zu einem Abschreibungsgebot mutieren (aA schon unter
formeller Maßgeblichkeit Schildbach, StbJb. 1990/91, 46; für Layer, s.
Anm. 1123h, noch ausdrückl. in R 6.9 Abs. 6 Satz 3: „ist … auf den niedrigeren
Teilwert abzuschreiben“; vgl. aber näher § 5 Anm. 105 und BMF v. 12.3.2010,
BStBl. I 2010, 239), wenn man den vorliegenden GoB-Bezug in den Vorder-
grund stellt. Der Teilwert der zu einer Gruppe zusammengefassten WG wäre
mit dem Lifo-Wertansatz zu vergleichen und ggf. nach Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 abzu-
schreiben

Krit. Treptow in Herzig, 1990, 26 f.; vgl. Arbeitskreis „Rechnungslegungsvorschriften
der EG-Kommission“ der Gefiu, DB 1990, 1978; Herzig/Gasper, DB 1991, 564;
Schulz/Fischer, WPg. 1989, 529; Herzig/Gasper, DB 1991, 564; Oechsle/Rudolph
in FS Luik, 1991, 106; Werndl in KSM, § 6 Rn. C 52; Wiedmann, Bilanzrecht, 2. Aufl.
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2003, § 256 HGB Rn. 10; aA Kronenwett, FR 1991, 289; zweifelnd Müller-Gater-
mann in Herzig, 1990, 34.

d) Varianten des Lifo-Verfahrens und Zahlenbeispiel
Permanent- oder Perioden-Lifo: Anhand des Zeitpunkts, in dem die Ver-
brauchs-/Veräußerungsfolge für die Aufwandsberechnung herangezogen wird,
sind die Varianten Permanent- und Perioden-Lifo zu unterscheiden (vgl. Sprey,
Das LIFO-Verfahren als Steuervergünstigung?, 1997, 176); beide sind nach
R 6.9 Abs. 4 EStR erlaubt. Permanent-Lifo erfordert als das „anspruchsvollere“
(Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 123) Verfahren eine lfd. mengen- und wertmäßige
Erfassung aller Zu- und Abgänge (R 6.9 Abs. 4 Satz 2 EStR). Perioden-Lifo be-
wertet zum Ende des Wj. den Vorratsbestand nach Lifo, wobei die Zu-/Abgän-
ge des Wj. nicht einzeln erfasst werden.
Layer und Gesamtbestand: Layer (engl. für Schichten) sind nach R 6.9 Abs. 4
Satz 4 EStR beim Perioden-Lifo von der FinVerw. ausdrückl. zugelassen; es
handelt sich um periodenbezogene Mehrbestände als besonders zu bewertende
Gruppe von WG (vgl. Federmann, Bilanzierung nach Handelsrecht, Steuerrecht
und IAS/IFRS, 12. Aufl. 2010, 463). Bei Mehrbeständen ist von den AHK der
ersten Lagerzugänge des Wj. oder von den durchschnittlichen AHK aller Zugän-
ge des Wj. auszugehen, Minderbestände sind beginnend beim letzten Layer zu
kürzen (R 6.9 Abs. 4 EStR). Bestandserhöhungen gegenüber dem Vorperioden-
endbestand (Basisbestand) können mit diesem zu einem Gesamtbestand zusam-
mengefasst werden.
Zahlenbeispiel: Unterschieden werden im Folgenden drei Fälle: Chronologisch
nummerierte Zugänge (Z1, 2) und Abgänge (A1, 2) unterschiedlicher Mengen füh-
ren zu den Endbestandsmengen (ME) – bei Sachverhalt I/III zu einer Bestands-
erhöhung/-verminderung und bei Sachverhalt II zur gleichen Menge, wie der
Anfangsbestand war.

Sachverhalt I II III

Preis p Wert
W

Menge M

Anfangsbestand MA 4 400 100 100 100

Layer L1 3 180 60 60 60
Layer L2 5,5 220 40 40 40

Zugang Z1 6 300 50 50 50
Abgang A1 – 60 –100 –120
Zugang Z2 8 800 100 100 100
Abgang A2 – 40 – 50 – 80
Endbestände ME 150 100 50

Durchschnittsmethode Wert W

AK von MA, Z1, Z2 1500
durchschnittl. AK = 1.500/250 = 6
Endbestände WE 900 600 300

Tabelle 1: Sachverhalte, Layer und Bewertung nach Durchschnittsmethode

In Sachverhalt I, II und III (s. Tab. 1) werden bei nur steigenden Preisen (sonst
Federmann, Bilanzierung nach Handelsrecht, Steuerrecht und IAS/IFRS, 12. Aufl.
2010, 464) Permanent- und Perioden-Lifo aufgezeigt, letztere Variante mit Lay-
erbildung (vgl. zum [gleitenden] gewogenen Durchschnitt Schmidt/Labrenz in
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Beck’sches HdR, Abt. B 214 Rn. 89 f.). Ausgehend jeweils von einer Menge (M)
eines Anfangsbestands (MA) von 100 zu einem Preis (p) von 4 und damit einem
Wert (W = p × MA) von 400, ergeben sich die Endbestandswerte (WE). Das für
Stpfl. mit Erfolgsverlagerungsziel günstige Ergebnis durch Layerbildung ist
exemplarisch.

Lifo-Varianten zu Sachverhalt I II III I II III

Permanent-Lifo Preis p Menge M Wert W

Anfangsbestand MA 4 100 100 100 400 400 400
Zugang Z1 6 50 50 50 300 300 300
Abgang A1
– aus Z1 6 – 50 – 50 – 50 –300 –300 –300
– aus MA 4 – 10 – 50 – 70 – 40 –200 –280
Zugang Z2 8 100 100 100 800 800 800
Abgang A2
– aus Z2 8 – 40 – 50 – 80 –320 –400 –640
Endbestände 150 100 50 840 600 280

Perioden-Lifo mit Gesamtbestand

Anfangsbestand MA 4 100 100 100 400 400 400
Zugang Z1 6 50 50 50 300 300 300
Zugang Z2 8 100 100 100 800 800 800
Abgang
– aus Z2 8 –100 –100 –100 –800 –800 –800
– aus Z1 6 – 50 – 50 –300 –300
– aus MA 4 – 50 –200
Endbestände 150 100 50 700 400 200

Perioden-Lifo mit Layer

Layer L1 3 60 60 60 180 180 180
Layer L2 5,5 40 40 40 220 220 220
Zugang Z1 6 50 50 50 300 300 300
Zugang Z2 8 100 100 100 800 800 800
Abgang
– aus Z2 8 –100 –100 –100 –800 –800 –800
– aus Z1 6 – 50 – 50 –300 –300
– aus L2 5,5 – 40 –220
– aus L1 3 – 10 – 30
Endbestände
– in L1 3 60 60 50 180 180 150
– in L2 5,5 40 40 220 220
– in L3 6 50 300

Tabelle 2: Varianten des Lifo-Verfahrens

II. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen des Satz 2

Der Vorratsbestand am Schluss des Wj., das der erstmaligen Anwendung der Li-
fo-Bewertung vorangeht, gilt nach Abs. 1 Nr. 2a Satz 2 mit seinem Bilanzansatz
(vgl. zur Begr. der Maßnahme Mayer-Wegelin in Herzig, Vorratsbewertung
nach der Lifo-Methode ab 1990, 1990, 29 f.) als erster Zugang des neuen Wj.
Der beim Übergang zu Lifo vorhandene Warenbestand ist nach R 6.9 Abs. 7
EStR mit dem stl. zulässigen Wertansatz fortzuführen, den der Stpfl. in der
HBil. des vorangegangenen Wj. gewählt hat (Ausgangswert); idR ist das ein
Durchschnittswert. Die Lifo-Methode bedarf bei erstmaliger Anwendung nicht
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der Zustimmung der FinVerw.; auch handelsrechtl. zunächst kein Verstoß gegen
das Stetigkeitsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB; s. aber Anm. 1123c).

III. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen des Satz 3

Ausdrücklich verlangt Abs. 1 Nr. 2a Satz 3 für die Wiederaufgabe von Lifo die
Zustimmung des FA (Ermessensentscheidung der FinVerw.) zur Vermeidung
eines willkürlichen Übergangs zur Durchschnittsbewertung (BTDrucks.
11/2157, 140). Die Zustimmung oder Verweigerung ist Nebenentscheidung
zum ESt.- bzw. Feststellungsbescheid (Fischer in Kirchhof X. § 6 Rn. 113), da
sie keinen eigenständigen Verwaltungsakt darstellt (Werndl in KSM, § 6 Rn. C
67), und ist mit diesem Bescheid zu überprüfen (ähnl. BFH v. 9.8.1989 – X R
110/87, BStBl. II 1990, 195).
Zustimmung des Finanzamts: Nur wenn nicht gegen das handelsrechtl. Ste-
tigkeitsgebot (s. Anm. 1123c) verstoßen wird, kann überhaupt von einer Zustim-
mung der FinVerw. ausgegangen werden (vgl. Ellrott in Beck-BilKomm. VII.
§ 256 HGB Rn. 104). Nach Aufgabe der Lifo-Bewertung ist der nach Lifo ermit-
telte Wert dann Ausgangswert für das anschließende Durchschnittswertverfah-
ren; ggf. vorhandene Layer sind aufzulösen und zu einem Gesamtbestandswert
zusammenzufassen (vgl. Oechsle/Rudolph in FS Luik, 1991, 110).
Keine Zustimmung des Finanzamts: Kommt es im Rahmen der Ermessens-
prüfung nicht zu einer Zustimmung der FinVerw., obwohl der Methodenwech-
sel nicht gegen das handelsrechtl. Stetigkeitsgebot verstößt, macht uE die han-
delsrechtl. Zulässigkeit der Lifo-Aufgabe eine Zustimmung des FA für die stl.
Gewinnermittlung nicht entbehrlich, sondern die Bewertungsmethoden in der
HBil. und der stl. Gewinnermittlung fallen auseinander (vgl. Jungkunz/Kobrich,
DB 1989, 2285), wie nach BilMoG ohnehin möglich. Bei abweichender Bewer-
tung kann eine handelsrechtl. Steuerabgrenzung geboten sein (vgl. Ellrott in
Beck-BilKomm. VII. § 256 HGB Rn. 104).

D. Einzelfälle (ABC) zum Lifo-Verfahren

Automobile: Nach BFH v. 20.6.2000 (s. Anm. 1122b) ist Lifo unzulässig bei
Vorräten mit hohen Erwerbsaufwendungen (wie Automobile), wenn die AK oh-
ne Weiteres identifiziert und einzeln zugeordnet werden können (H 6.9 EStH).
Chemische Industrie: Gruppeneinteilung nach Hörtig/Puderbach (DB 1991,
977) in organische und anorganische Produkte und weiter betriebsindividuell
nach Unternehmens- und Produktionsstruktur.
Dollar-Value-Methode basiert auf Werten statt auf Mengen, um Strukturver-
schiebungen durch Indizes, die sich auf ein Basisjahr beziehen, innerhalb einer –
uU auch sehr großen und damit nicht mehr gleichartigen – Gruppe abzubilden
(hier abl., s. Index-Verfahren).
Fleisch: BMF v. 2.5.1997 (DB 1997, 1251) versagt Lifo bei leicht verderblichen
Waren wie Fleisch (s. Anm. 1123c).
Index-Lifo-Verfahren stellt eine Variante der Dollar-Value-Methode dar (s.
dort) – mit Vorjahr als Index-Bezugsjahr anstelle Basisjahr (hier abl., s. Index-
Verfahren).
Index-Verfahren auf Wertbasis, die Wertansätze nicht mehr mengenmäßig un-
terlegen und auf das Gleichartigkeitserfordernis bei der Gruppenbildung ver-
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zichten, wie die amerikanische Dollar-Value-Methode oder das Index-Lifo-Ver-
fahren, sind uE unzulässig (str., s. Anm. 1123b und 1123c).
Layer: Periodenbezogene Mehrbestände können auch als Layer nach R 6.9
Abs. 4 EStR geführt werden; s. Anm. 1123h.
Mehrbestände können mit dem Anfangsbestand zu einem Gesamtbestand zu-
sammengefasst werden oder als Layer (s. dort) ausgewiesen werden.
Preisunterschiede: Bei erheblichen Preisunterschieden erkennt die FinVerw.
nach R 6.9 Abs. 3 Satz 4 EStR Anzeichen für Qualitätsunterschiede (s. dort).
Qualitätsunterschiede: Bei WG mit erheblichen Qualitätsunterschieden ver-
neint die FinVerw. nach R 6.9 Abs. 3 Satz 3 EStR die Gleichartigkeit (s. dort).
Sekundärrohstoffe können in zwölf Gruppen eingeteilt werden (OFD Mün-
chen v. 15.6.1992, FR 1992, 559), nämlich Metallschrotte aus Eisen, Stahl, Alu-
minium, Blei, Kupfer, Messing, Zink und Zinn (bei Legierungen Zuordnung
nach der überwiegenden Metallkomponente) sowie Altglas, -holz, -kunststoff
und -papier.
Tabakwaren: Die FinVerw. (BMF v. 9.4.1992, DB 1992, 1103) führt zur Be-
wertung der Tabakvorräte nach Lifo in der Zigarettenindustrie die Gruppen Vir-
ginia, Burley (jew. in Rippen und in Strips), Orient, homogene und sonstige
Tabake auf und best. (LfSt. Bayern v. 23.10.2009, BB 2009, 2588) die Lifo-Zu-
lässigkeit auch hinsichtlich Zigaretten sowie Tabakwaren, die über Automaten
verkauft werden.
Textilindustrie: Zu Besonderheiten (zB Gruppeneinteilung in Spinnereien)
Jungkunz/Köbrich, DB 1989, 2285.
Wein: Die FinVerw. (BMF v. 28.3.1990, BStBl. I 1990, 148) erlaubt, gleichartige
Weine in Gruppen zusammenzufassen und dabei mindestens von der Art des
Weins und der Qualitätsstufe (Stillwein in fünf, Schaumwein in zwei Qualitäten)
auszugehen (keine weitere Unterteilung nach Farbe, Rebsorte etc. wegen Bewer-
tungsvereinfachung). Die Weine in einer Gruppe müssen nicht gleichwertig sein;
der Preis kann Anzeichen für unterschiedliche Qualität sein.
Wertaufholung: Nur falls gegenüber dem Lifo-Wert eine Teilwertabschrei-
bung vorgenommen wurde, kann ggf. eine Wertaufholung geboten sein (s.
Anm. 1122g).
Zigaretten: s. Tabakwaren.
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?T9$V=I` /'z_^|.$^.(&z_^ 'z 47z'ze7z.(0r{^z(^z $^7 <'z}^z rz_ $^7 h7~;(9<'z}^z
z'~; _^{ <7|jx2` 8< sMM]` sCCs, -9=7P=` 8^0 N^A7^0rzA.^z(kr0D er{ <7|'ze0^~;(.9
{x_^0z7.7^0rzA.A^.^(e` <<n 4'~; s` vs)sMM]` vtBC, -9=7P=` N^Dx0{ _^. <7|'ze0^~;(.
_r0~; _'. <7|'ze0^~;(.{x_^0z7.7^0rzA.A^.^(e` <<n 4'~; s` vs)sMM+vtsv, (7=T9=NH)
S=PQ=` 87^ <7|'ze7^0rzA mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z z'~; _^{ N^A7^0rzA.^z(kr0D _^. <7|9
jx2` 8< sMM]` vttt, (7=H=)E4Q$H` 8^0 N^A7^0rzA.^z(kr0D ^7z^. <7|'ze0^~;(.{x_^0z79
.7^0rzA.A^.^(e^. X<7|jx2W mx{ svUCUsMM]` 2{$/N sMM]` +yv, ,OMI5` c0x$|^{^ _^0
N^~;zrzA.|^ArzA mxz N^'| 5.('(^ qzm^.({^z( K0r.(. XN5qK.W` EDqN sMMy` +*+, S=P7MH)
?T9PM55=I` L(^r^0$7|'ze7^||^ <^;'z_|rzA mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z z'~; - * @$.U v h0U s$W
5L(2 7U_U4U _^. <7|jx2` 8L(N sMMy` CB+, S=PQ=)(7=T9=NH)FP$4H` Er0 J{.^(erzA _^0
/2<9jx_^0z7.7^0rzA _r0~; _'. <7|jx2a 87^ <7|'ze7^0rzA mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z` 8<
sMMy` <^7|'A^ C` tM, S=I.7;)*I7=H=O=7H5=I` L(^r^0|7~;^ nxz.^Sr^ze^z _^0 <7|'ze0^~;(.9
{x_^0z7.7^0rzA Dp0 @z.'(e rz_ <^k^0(rzA` 8< sMMy` y+*, G=HH=N)S$$Q=I` Er0 4'70 H'|9
r^9<^k^0(rzA 7{ Q{x_^0z7.7^0(^zP /'z_^|.$7|'ze0^~;( [ 57z c|&_xg^0 Dp0 ^7z^z ;7z0^79
~;^z_^z 2|&r$7A^0.~;r(e` 8L(N sMMy` Byy, E39N` <7|'ze7^0rzA mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z
z'~; /2< 7U_U4U _^. <7|jx2` <<n sMMy` yyt, D=PT9=I)?57V7` 5. 7.( mx||$0'~;(a 87^
/2<9jx_^0z7.7^0rzA 7.( XD'.(W 2^.^(eY` 8< sMMy` /^D( v*` q,D46Q$NM27T` 87^ <^k^0(rzA
mxz 47z'ze7^0rzA.7z.(0r{^z(^z er{ D'70 m'|r^ z'~; <7|jx2` L(r< sMMy` tsy, A=5=IH=N)
&17IN=I` <7|'ze0^~;(.{x_^0z7.7^0rzA.A^.^(e m^0'$.~;7^_^(a 87^ e^z(0'|^z >z_^0rzA^z`
<NE sMMy` vBy, *I3;;=O$NN` 47z'ze7z.(0r{^z(^ _^. /'z_^|.$^.('z_. 7z /2<9@$9
.~;|p..^z mxz n0^_7(7z.(7(r(^z` 8p..^|_x0D sMvM, S$9N=` L(^r^0|7~;^ @$e7^;$'0}^7(
rz0^'|7.7^0(^0 H^0|r.(^ 'r. 8^07m'(^zR [ jwA|7~;^ 4x|A^k70}rzA^z ^7z^0 }xze^u(7xz^|| A^9
&z_^0(^z $7|'ze7^||^z br'|7D7}'(7xz _^07m'(^0 47z'ze7z.(0r{^z(^` J$A sMvM` CM*, S=P7MH)

@$.U v h0U s$a <^k^0(rzA mU 47z'ze7z.(0r{^z(^z O L
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?T9PM55=I` Er{ H^0;&|(z7. mxz - * @$.U v h0U s$ 5L(2 er - C @$.U B' 5L(2 $^7 z7~;(9
0^'|7.7^0(^z H^0|r.(^z 'r. $7|'zerzk70}.'{^z 8^07m'(^z` 4N sMvM` ]+B, D=7N=I5` 87^ <7|9
_rzA x$6^}(p$^0A0^7D^z_^0 <^k^0(rzA.^7z;^7(^z z'~; /'z_^|.9 rz_ L(^r^00^~;(` nw|z
sMvM, ?T9$IK<)?T9$V=I)EL1)-I=75.)(=7;=P)UPM>HT9O7>5` <7|'ze7^0rzA mxz 47z'ze9
7z.(0r{^z(^z _^. /'z_^|.$^.('z_. $^7 n0^_7(7z.(7(r(^z [ 50|&r(^0rzA mxz q8G NL <4@
s` GcA sMvM` Bty XK^7| vW` CMv XK^7| sW, S$7HT9)S=P7MH` @}(r^||^ c0'i7.D0'A^z _^0 .(^r^0|79
~;^z E^7(k^0($7|'ze7^0rzA mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z z'~; <7|jx2` N_4 sMvv` s+s,
S$7HT9)S=P7MH X/0.AUW` N^~;(.;'z_$r~; 47z'ze7z.(0r{^z(^` jpz~;^z sMvv, C;4/=N)
@M9P<` E^7(k^0($7|'ze7^0rzA mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z $^7 n0^_7(9 rz_ 47z'ze_7^z.(|^7.9
(rzA.7z.(7(r(^z` n0^_7(k^.^z sMvv` yB, ?T9$IK<)?T9$V=I` /'z_$r~; <'z}$7|'ze` 8p..^|9
_x0D` BU @rD|U sMvv, ,P52$5=I` Er0 @$$7|_rzA mxz 7z(^0z^z 2^.~;&D(^z 7z _^0
L(^r^0$7|'ze` 8< sMvs` yty, S$9N=` Q/'z_^|.'}(7^zP $^7 47z'zerz(^0z^;{^za 57z{'|7A
.(^r^0uD|7~;(7A [ 7{{^0 .(^r^0uD|7~;(7A` << sMvs` *sv, )=P5=)S$$Q=I` 5z(k7~}|rzA _^0
E^7(k^0($7|'ze7^0rzA 7{ /'z_^|.9 rz_ L(^r^00^~;(` L(rG sMvs` C*, (=7;=P)EL1)!P7N8
5IMK)S=PQ=)G=HH=N)FMK$5HT9=Q))7=5.` /'z_^|.0^~;(|7~;^ <7|'ze7^0rzA mxz <^k^09
(rzA.^7z;^7(^z $^7 n0^_7(7z.(7(r(^z` GcA sMvs` +v XK^7| vW` vst XK^7| sWU

;d ;::Uj8j>6j 1Q:&-JjQ-6Uj6 '- ;%Pd i ]Qd /%

bd .Q-6!>6X3Q8@J>36 '- ;%Pd i ]Qd /%

GJj-jQ%>:@6'# j7( _^{ <7|jx2 X<2<|U q sMMy` vvMsW .7z_ N^A^|rzA^z Dp0 _^z
/'z_^|.$^.('z_ $ekU er /'z_^|.ek^~}^z ^0kx0$^z^ 47z'ze7z.(0r{^z(^ 7{
/'z_^|.0^~;( X-- tBM^ @$.U t` sCC @$.U B /2<W rz_ L(N^~;( X@$.U v h0U s$W
^7zA^Dp;0( kx0_^zU - tBM^ @$.U t /2< .x|| z'~; @z.7~;( _^. 2^.^(eA^$^0.
X<K80r~}.U v*)vsBM+` v]]W _7^ E^7(k^0($^k^0(rzA 0^A^|z` Qk7^ .7^ _^0e^7( mxz
_^z n0^_7(7z.(7(r(^z u0'}(7e7^0( k70_PU o^_^zD'||. Dp0 .(|U Ek^~}^ 7.( mxz ^7z^0
z^r^z Q<^k^0(rzA.}'(^Ax07^P 'r.erA^;^z XmA|U S$7HT9)S=P7MH` N_4 sMvv
"s+s DDU!WU 4p0 .(^r^0$7|'ze7^||^ Ek^~}^ ;'$^z L(uD|U` _7^ 7z _^z @zk^z_rzA.9
$^0^7~; _^. - tBM /2< D'||^z` _7^ er /'z_^|.ek^~}^z ^0kx0$^z^z 47z'ze9
7z.(0r{^z(^` _7^ z7~;( 7z ^7z^0 <^k^0(rzA.^7z;^7( 7L_U - C @$.U v' L'(e s '$A^$7|9
_^( k^0_^z` A^{U @$.U v h0U s$ {7( _^{ $^7er|^A^z_^z E^7(k^0( '$eA|U ^7z^.
N7.7}x'$.~;|'A^. X- tBM^ @$.U t /2<W er $^k^0(^zU 8^0 $^7er|^A^z_^ E^7(k^0(
7.( Dp0 _7^ <^k^0(rzA ek7zA^z_ rz_ 'r~; rz'$;&zA7A _'mxz` x$ ^0 p$^0 $ekU
rz(^0 _7^ ;7.(x07.~;^z @n A^.(7^A^z $ekU A^D'||^z 7.(U <^7 A^.(7^A^z^{ E^7(k^0(
_r0~;$07~;( @$.U v h0U s$ _'. N^'|7.'(7xz.u07ze7uU @$.U v h0U s$ .~;|7^?( @$.U v
h0U s L'(e s 'r._0p~}|U 'r. X#9OTQ= 7z *P3O7T9` - * NzU ]++^ DU, S=P7MH)
?T9PM55=I` 8L(N sMMy` CB+ "CCv!WU
+@6!j:P%>:@6'# /'z_^|.$7|'ze7^|| {p..^z n0^_7(7z.(7(r(^ z'~; - tBM^ @$.U t
L'(e v /2< 47z'ze7z.(0r{^z(^ _^. /'z_^|.$^.('z_. er{ $^7er|^A^z_^z E^7(9
k^0( '$eA|U ^7z^. N7.7}x'$.~;|'A. $^k^0(^zU J{ _^{ ;'z_^|.0^~;(|7~;^z Hx09
.7~;(.u07ze7u N^~;zrzA er (0'A^z` .7^;( - tBM^ @$.U B /2< _'0p$^0 ;7z'r. Xer9
.&(e|7~; er{ N7.7}x'$.~;|'AW ^7z^ x$|7A'(x07.~;^ ErDp;0rzA er _^{
Lxz_^0ux.(^z Q4xz_. Dp0 '||A^{^7z^ <'z}07.7}^zP X7L_U - tBMD /2<W mx0 Xer
57ze^|;^7(^z mA|U q8G 5NL <4@ s mU tUtUsMvM` GcA Lruu|^{^z( s)sMvM` *s,
mA|U 'r~; S$9N=` J$A sMvM` CM* "CM+!WU

bbd Hj$SJPj6J)>$<:-6U Y 1>6X,SQ-6U !jP ;%Pd i ]Qd /% !-Q$S !@P 7>:^3.

HjXjQj6Jj6j6J)-QX# Jz(^0 /7zk^7. 'rD @0(U Bs' @$.U v _^0 <7|'ze07~;(|7z7^ 7_4
_^0 $(.90,(>=* '.32!>.:.* XmU s+UyUsMMv` @<|U 52 sMMv h0U l s]t` s], .U _'er
#INH5` GcA sMMv` sBCW ;'( _'. <jo 7{ <7|jx29N^D^0^z(^z^z(kr0D XN^D5W mU

O L @z{U vvsB'[vvsB$ @$.U v h0U s$a <^k^0(rzA mU er /'z_^|.9
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]UvvUsMM+ zx~; Dp0 '||^ n'rD|^r(^ Dp0 er /'z_^|.ek^~}^z A^;'|(^z^ 47z'ze9
7z.(0r{^z(^ ^7z^ Xek7zA^z_^W <^k^0(rzA er{ $^7er|^A^z_^z E^7(k^0( mx0A^.^9
;^z XmA|U - sCt @$.U v L'(e t /2<9N^D5WU qz _^0 2^.^(e^.$^A0pz_rzA k70_ 7z9
.xk^7( 'r.A^Dp;0(` _'.. _7^ <^k^0(rzA mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z er{ 4'70 H'|r^
^7z 2x< .^7 X<^A0U N^D5 <7|jx2` vMC, }07(U ?T94P.=8BH5=IPM9` 8L(N sMM]` *yWU
8^0 N^~;(.'r..~;r.. rz_ _^0 <N ^0'~;(^(^ ^. 6^_x~; mx0 _^{ /7z(^0A0rz_ _^0
47z'ze}07.^ '|. z7~;( .'~;A^0^~;(` _7^ E^7(k^0($7|'ze7^0rzA 'rD _^z /'z_^|.9
$^.('z_ mxz n0^_7(7z.(7(r(^z er $^.~;0&z}^z X<K80r~}.U v*)vsBM+` vMyWU
HjU>jQ-6UPj6J)-QX# q{ N^D5 er{ <7|jx2 7.( erz&~;.( 'rD ^7z^ .(|U N^A^|rzA
m^0e7~;(^( kx0_^z` _' _'. <jo _'mxz 'r.A7zA` _'.. .7~; _7^ ;'z_^|.0^~;(|U Hx09
.~;07D( _^. - sCt @$.U v L'(e t /2<95 p$^0 _^z j'?A^$|7~;}^7(.A0rz_.'(e 'r~;
'rD _'. L(N^~;( 'r.k70}^ XN^D^0^z(^z^z(kr0D <7|jx2` vM*WU q{ L~;07D((r{ XU=8
O=7N9$I>5)*M>=` L(r< sMM]` v+t "v+*!, S=I.7;` 8< sMM]` v "]!, U3NQ=P` J$A
sMM]` vs* "vtM!, ,IV=75HQI=7H *7P$N.I=T95 >=I SMT9HT94PP=9I=I @=T95H17H8
H=NHT9$<5` << sMM]` sMy "svvy, ?T94P.=8BH5=IPM9` 8L(N sMM]` *t "*y!, '@ *L8
TQ7N;)-MI$V7$N` << sMM]` s*C "s*+!W 7.( _7^. 6^_x~; {7( /7zk^7. 'rD _^z <^9
k^0(rzA.mx0$^;'|( _^. - C @$.U * er N^~;( 'zA^ek^7D^|( kx0_^z` _' @$.U v
h0U s _'. @z.~;'DDrzA.}x.(^zu07ze7u .(^r^0$7|'ze0^~;(|U D^.(.~;0^7$(U @r. _7^9
.^{ 20rz_ ^z(.~;7^_ .7~; _^0 2^.^(eA^$^0 Dp0 ^7z^ ^7A^z.(&z_7A^ .(|U N^A^|rzAU

bbbd Aj>J:>$SjQ .j:J-6UP%jQj>$S !jP ;%Pd i ]Qd /%

id ;6)j6!-6UP'j>Jh-6<J
.Q-6!P@J'# h'~; - Cs @$.U v* L'(e vM /'|$.U v D7z_^( @$.U v h0U s$ ^0.({'|.
Dp0 G6U @zk^z_rzA` _7^ z'~; _^{ tvUvsUsMMy $^A7zz^zU <^7 qz.(7(r(^z {7( }'9
|^z_^0A|^7~;^z G6U $^_^r(^( _7^.` _'.. _7^ Hx0.~;07D( ^0.({'|. Dp0 _^z HE sMvM
A7|(` rz_ $^7 qz.(7(r(^z {7( mx{ n6U '$k^7~;^z_^z G6U` _'.. ^7z^ @zk^z_rzA
^0.( Dp0 _^z HE sMvv ^0Dx|A( X- B' @$.U v h0U s rz_ @$.U s h0U sWU 4p0 _7^ .(^r^09
$7|'ze7^||^ h^r$^k^0(rzA 7.( r5 'rD _'. 5z_^ _^. G6U '$er.(^||^zU qz <^(0'~;(
}x{{( ^z(k^_^0 _^0 <^A7zz x_^0 _'. 5z_^ _^. G6U _^0 ^0.({'|7A^z @zk^z_rzA
Xz&;^0 'r~; S$7HT9)S=P7MH` N_4 sMvv` s+sWU
;-P6@S8j %j> *3Q'j>J>UjQ ;6)j6!-6U !jP 7>:^3.# @$k^7~;^z_ ;7^0mxz
7.( @$.U v h0U s$ ^0.({'|. Dp0 G6U 'zerk^z_^z` _7^ z'~; _^{ tvUvsUsMM] $^A7z9
z^z` k^zz _'. G';|0^~;( z'~; @0(U ** @$.U t L'(e * 52/2< 'r.A^p$( k70_
XmA|U - Cs @$.U v* L'(e vM /'|$.U s, .U - C @z{U sWU
;:J%jPJ&6!j# @$.U v h0U s$ 7.( 'r~; 'rD $^.(^;^z_^ <^.(&z_^ mxz 47z'ze7z.(0r9
{^z(^z 'zk^z_$'0 X#9OTQ= 7z *P3O7T9` - * NzU ]+]', S=P7MH)?T9PM55=I`
8L(N sMMy` CB+ "CB]!, F4PMH$ 7z ?T9O7>5 FFFqqU - * NzU Bs+, (=IN>P 7z
F?D` - * NzU :'sv DU, er0 ^0.({'|7A^z 57zDU 7z _^0 /<7|U .U q8G NL /4@ s]`
GcA sMvM` Lruu|^{^z( v)sMvM` ty` NzU B, q8G NL <4@ s` GcA sMvM` Lruu|^9
{^z( s)sMvM` *s` NzU yvWU

/d GJj-jQ:>$SjP B@S:Qj$SJ '-Q H,$<:@Uj6%>:!-6U
+&:XJj !jP .j)>66P# h'~; - Cs @$.U v* L'(e vM /'|$.U t }'zz Dp0 _7^ /&|D(^
_^. 2^k7zz.` _^0 .7~; 'r. _^0 ^0.({'|7A^z @zk^z_rzA _^. @$.U v h0U s$ [ z'~;
_^0 ;7^0 m^0(0^(^z^z @z.7~;( 7z _^0 L~;|r..$7|'ze _^. G6U _^0 ^0.({'|7A^z @z9
k^z_rzA [ ^0A7$(` ^7z^ _^z 2^k7zz {7z_^0z_^ Np~}|'A^ A^$7|_^( k^0_^zU 87^
Np~}|'A^ 7.( 7{ Dx|A^z_^z G6U 'rDer|w.^z, er I$^0A'zA.u0x$|^{^z 7{ N';{^z
_^0 Np~}|'A^z$7|_rzA mA|U 'r~; D=4I=I 7z E$>=O$NN` - * NzU ]s+^, D^0z^0
S$7HT9)S=P7MH` N_4 sMvv` s+s "s+t DU!WU

ek^~}^z ^0kx0$^z^z 47z'ze7z.(0r{^z(^z @z{U vvsB$[vvsB_ O L
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;-P,%-6U !jP B@S:Qj$SJP# j'zA^|. e^7(|7~;^0 <^A0^zerzA }'zz _'. G';|9
0^~;( _^. - Cs @$.U v* L'(e vM /'|$.U t $7. er{ 57z(07(( _^0 <^.('z_.}0'D( _^06^9
z7A^z L(^r^0D^.(.^(erzA 'r.A^p$( k^0_^z` 'rD k^|~;^ ^. .7~; 'r.k70}^z .x|| XmA|U
<4/ mU v+U*UsMvM [ qqq N Bt)M*` <L(<|U qq sMvt` ] Z 4N sMvM` vvCv` er0 @z.u'09
'$.~;0^7$rzA A^{U - +AWU
7>:@6'&6!jQ-6UK7>:@6'%jQ>$SJ>U-6U# G70_ ^7z h^r$^k^0(rzA.A^k7zz _r0~;
<^(07^$.u0pDrzA^z z'~;(0&A|7~; ^0;w;(` |7^A^z r5 'r~; _7^ Hx0'r..^(erzA^z Dp0
_7^ 50;w;rzA _^0 Np~}|'A^ 7LmU - Cs @$.U v* L'(e vM /'|$.U t _r0~; ^7z^ <7|'ze9
&z_^0rzA A^{U - B @$.U s L'(e s mx0U 57z ^zA^0 e^7(|7~;^0 rz_ .'~;|7~;^0 Er.'{9
{^z;'zA {7( _^0 <7|'ze$^07~;(7ArzA 7.( A0_.U A^A^$^z` k^7| .7~; _7^ <7|'ze&z_^9
0rzA 'rD _7^ .7~; _r0~; _7^ <7|'ze$^07~;(7ArzA A^&z_^0(^ <7|'zeux.7(7xz $^e7^;(
X.U '||AU - B @z{U B*v DDUWU

bCd 7j!j-J-6U -6! CjQX@PP-6UP8&T>U<j>J !jP ;%Pd i ]Qd /%

id 7>:@6'>jQ-6UPhQ@(>P %>P '-8 7>:^3.
.j)@6!j:Jj +@6!j:PJj$S6><j6# <^0^7(. er <^A7zz _^0 yM^0 o';0^ ;'( .7~; 'rD9
A0rz_ _^0 A^k'z_^|(^z /'z_^|.(^~;z7}^z 7z _^0 ;'z_^|.9 rz_ .(^r^0$7|'ze7^||^z
<7|'ze7^0rzA.u0'i7. Dp0 57A^z;'z_^|.'}(7m7(&(^z mxz n0^_7(7z.(7(r(^z ^7z^ cx0(9
Dx|7x$^k^0(rzA _r0~;A^.^(e( XA0rz_|^A^z_ AI$9P)C=4O$NN` GcA vyyv` +tC`
rz_ GcA vyys` +vC, D^0z^0 *I3;;=O$NN` 47z'ze7z.(0r{^z(^ _^. /'z_^|.9
$^.('z_. 7z /2<9@$.~;|p..^z mxz n0^_7(7z.(7(r(^z` sMvM` vv* DDU, }07(U S=I.7;)
D$4I75.` GcA vyy+` vCB, F355=I)AI$9P` GcA sMM*` yWU 50Dx0_^0|7~; k'0^z
z'~; _^{ q8G XF355=I)AI$9P` GcA sMM*` y "vC DU!W '||^0_7zA. 7z.(7(r(7xz^||^
n07(^07^z` r{ ^7z^ k7||}p0|7~;^ Erx0_zrzA A^A^z|&rD7A^0 2^.~;&D(^ er m^0;7z9
_^0zU qz _^0 <7|'ze7^0rzA.u0'i7. _^0 n0^_7(7z.(7(r(^ ;'$^z .7~; _^{ 20rz_^
z'~; ek^7 <^k^0(rzA.(^~;z7}^z ;^0'r.A^$7|_^(a
! F@3B,O36J3K)7T7B,&4N J4 U3B5 7J47A AS68J7B,74 CJ787BA,T7B,0BJ4=J0AD9 <^7 _7^.^0 <^k^09
(rzA.(^~;z7} X'r~; Qe^0x9|7z^9'uu0x'~;P A^z'zz(W k^0_^z 'rD <'.7. mxz ^z(9
.u0^~;^z_^z K^7|ux0(Dx|7^z /'z_^|.$p~;^0 '{ <7|'ze.(7~;('A 5J, JLB75 ESBI,T7B,
$^k^0(^( XmA|U F355=I)AI$9P` GcA sMM*` y "vC DU!WU 57z z'~; L'|_7^0rzA mxz rz9
0^'|7.7^0(^z 2^k7zz^z rz_ H^0|r.(^z m^0$|^7$^z_^0 H^0|r.(p$^0;'zA kr0_^ 7{9
u'07(&(7.~; ^0D'..( X@$.~;0^7$rzA mxz <^.(&z_^z $ekU Np~}.(^||rzA Dp0 _0x;^z9
_^ H^0|r.(^WU h'~; _^{ <4@ _^. q8G X<4@ s )vyyC` GcA vyyC` Bsv DUW
^z(.u07~;( _7^.^ <^k^0(rzA.'0( _^z ;'z_^|.0^~;(|U 2x<U
! FESBIK,3KESBI7,K)7T7B,&4N 5J, 'S6&7KS,KBJAIK.<A:L6SND9 87^ u0x$|^{'(7.~;^ <^9
;'z_|rzA mxz 50Dx|A.$^7(0&A^z $^7 |^_7A|7~; ^7z.^7(7A^0 @$k7~}|rzA XmA|U <4@
s)vyyt` GcA vyyt` Cv+W` '$^0 'r~; <^.('z_.&z_^0rzA^z $^7 A^$7|_^(^z <^k^09
(rzA.^7z;^7(^z ;'$^z .~;|7^?|7~; er ^7z^0 cx0(Dx|7x$^k^0(rzA _r0~; Qj'0}9(x9
j'0}^(9<^k^0(rzA {7( H'|r^9'(907.}9@$.~;|'A XH'N9@$.~;|'AWP A^Dp;0( XmA|U
q8G L(^||rzAz';{^ mU stUvvUsMMC A^A^zp$^0 _^{ <joa <7|'ze7^0rzA mxz /'z9
_^|.'}(7m7(&(^z 7{ o';0^.'$.~;|r.. _^0 n0^_7(7z.(7(r(^` 4h9q8G sMM*` +]vWU
`Q>J>< @6 !jQ 7>:@6'>jQ-6UPhQ@(>P# JzA^'~;(^( _^0 .(&z_7A^z c0'i7. .7z_ 7{9
{^0 k7^_^0 Ek^7D^| 'z _^0 H^0^7z$'0}^7( _^0 <7|'ze7^0rzA.u0'i7. {7( _^z ;'z9
_^|.0^~;(|U 2x< A^&r?^0( kx0_^z XF355=I)AI$9P` GcA sMM*` y "vC DU!WU 8'.
q8G ;'( .7~; _';^0 .~;xz 5z_^ sMMC _'Dp0 'r.A^.u0x~;^z` Dp0 n0^_7(7z.(7(r(^
N^A^|rzA^z er0 <^k^0(rzA mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z _^. /'z_^|.$^.('z_. er{
$^7er|^A^z_^z E^7(k^0( 7z _'. /2< 'rDerz^;{^z X.U q8G L(^||rzAz';{^ mU
stUvvUsMMC A^A^zp$^0 _^{ <joa <7|'ze7^0rzA mxz /'z_^|.'}(7m7(&(^z 7{ o';0^.9
'$.~;|r.. _^0 n0^_7(7z.(7(r(^` 4h9q8G sMMC` +]vWU

O L @z{U vvsB_[vvsB^ @$.U v h0U s$a <^k^0(rzA mU er /'z_^|.9

1 *MM)B # P76J3A ^0(0'A.(^r^00^~;(U_^

vvsB^



/d Hj$SJ:>$Sj 7j!j-J-6U
Aj>J)jQJ @:P 6j-j 7j)jQJ-6UP<@JjU3Q>j# 87^ A^.^(e|7~; }x_7D7e7^0(^ E^7(k^0(9
$7|'ze7^0rzA ;^$( 7{ /'z_^|.9 rz_ L(N^~;( Dp0 ^7z^z K^7|$^0^7~; _^. JH _'.
@z.~;'DDrzA.}x.(^z9 rz_ _'. N^'|7.'(7xz.u07ze7u 'rD XmA|U U3NQ=P` J$A sMM]`
vs* "vtv!WU 87^ .(07}(^ <^.~;0&z}rzA 'rD _7^ ^0Dx|A.k70}.'{^ H^0^7zz';{rzA
mxz zr0 _r0~; ^7z^z J{.'(e'}( 0^'|7.7^0(^z 2^k7zz^z k70_ erArz.(^z ^7z^0
H^0^7zz';{rzA Q0^'|7.7^0$'0^0P 2^k7zz^ 'rDA^A^$^zU @||^ G^0(&z_^0rzA^z
.7z_ erz&~;.( rz'$;&zA7A mxz 7;0^0 ('(.&~;|7~;^z N^'|7.7^0rzA 7z _^0 2rH er ^09
D'..^z rz_ .(uD|U 87^ <^0p~}.7~;(7ArzA mxz z^A'(7m^z E^7(k^0(^z (0&A( _^{ Hx09
.7~;(.u07ze7u N^~;zrzAU q{ /7z$|7~} 'rD _7^ <7|'ze7^0rzA mxz 8^07m'(^z k70_
.~;|7^?|7~; Dp0 ^7z^z ^zA^z <^0^7~; _^0 20rz_.'(e _^0 h7~;($7|'ze7^0rzA .~;k^9
$^z_^0 2^.~;&D(^ _r0~;$0x~;^zU 8'{7( 7.( r5 6^_x~; }^7z^ A^z^0^||^ N^A^| ^7z9
A^Dp;0( kx0_^z X'@ S$9N=` J$A sMvM` CM* "CvM!WU
1>6UjP$SQ&6<Jj 4-Q$S%Qj$S-6U *36 7>:@6'hQ>6'>h>j6# 87^ 8r0~;$0^~;rzA
_^0 A^z'zz(^z c07ze7u7^z k70_ (^7|k^7.^ mx0 _^{ /7z(^0A0rz_ _^0 47z'ze}07.^
}07(U A^.^;^z X^(k' *7=;)*M<7N;=I)F357N;)F4:O$4P)($HT9V4HT9)(=V=I`
8< sMM]` sCBy, G=HH=N)S$$Q=I` 8L(N sMMy` Byy "CMs!, S=PQ=)(7=T9=NH)
FP$4H` 8< sMMy` tM "tC!WU 8^0 $^A0^ze(^ @zk^z_rzA.$^0^7~; _^0 N^A^|rzA^z
$^.(U r{A^}^;0(` _'.. .xkx;| /<7|U '|. 'r~; L(<7|U z'~; k7^ mx0 _r0~; _7^
20rz_u07ze7u7^z _^0 ;'z_^|.9 rz_ .(0^~;(|U <7|'ze7^0rzA Xr'U Hx0.7~;(.u07ze7u`
N^'|7.'(7xz.u07ze7u .xk7^ q{u'07(&(.u07ze7uW A^u0&A( .7z_ rz_ _7^ E^7(k^0($7|'z9
e7^0rzA zr0 Dp0 $^.(7{{(^ L(uD|U 7z }|'0 '$A^A0^ze(^z <^0^7~;^z A7|(` k^zz _7^.^
er /'z_^|.ek^~}^z ^0kx0$^z kr0_^z $ekU 7{ /'z_^|.$^.('z_ A^;'|(^z k^09
_^zU

Id CjQX@PP-6UPQj$SJ:>$Sj 0Q@Uj6

@f GJj-jQhX:>$SJ 6>$SJQj@:>P>jQJjQ .j)>66j
.jPJ@:J-6UPXQj>Sj>J !jP .jPjJ'Uj%jQP >8 GJj-jQ%>:@6'Qj$SJ# @$.U v h0U s$
7_4 _^. <7|jx2 Dp;0( er ^7z^0 8r0~;$0^~;rzA _^. N^'|7.'(7xz.u07ze7u. rz_ _'9
{7( er ^7z^{ @r.k^7. z7~;(0^'|7.7^0(^0 2^k7zz^` k^zz _^0 L(uD|U er{ E7^| _^0
G^0(.(^7A^0rzA ^0kx0$^z^ 47z'ze7z.(0r{^z(^ (0x(e G^0(.(^7A^0rzA er{ <7|'ze9
.(7~;('A z7~;( m^0&r?^0(U 87^.^0 c'0'_7A{^zk^~;.^| 7.( r5 m^0D'..rzA.0^~;(|U
X@0(U t @$.U v 22W z7~;( er $^'z.('z_^zU 8'. <H^0D2 ;'( 7z .^7z^{ <^.~;|U er
or$7|&r{.0p~}.(^||rzA^z X<H^0D2 mU vsUCUsMMy [ s <ml v)MM` <H^0D25 vst`
vvvW }|'0A^.(^||(` _'.. ^7z^ .(^r^0A^.^(e|7~;^ @$k^7~;rzA mxz (0'_7^0(^z ;'z_^|.9
$7|'ze7^||^z 2x< zr0 _'zz _'. 'r. @0(U t @$.U v 22 Dx|A^z_^ 2^$x( Dx|A^07~;(79
A^0 @r.A^.('|(rzA .(^r^0A^.^(e|7~;^0 <^|'.(rzA.^z(.~;^7_rzA^z m^0|^(e(` k^zz
.7~; }^7z .'~;|7~;^0 20rz_ Dp0 _7^.^ @$k^7~;rzA D7z_^z |&..( rz_ _7^ ^7zD'~;A^9
.^(e|7~;^ Q@r.z';{^mx0.~;07D(P '|. k7||}p0|7~; er $^k^0(^z 7.( Xer0 <^_^r(rzA
_^. l^7.(rzA.D&;7A}^7(.u07ze7u. 7{ L(^r^0$7|'ze0^~;( mA|U 7z.$^.U S=NNI7T9H`
8L(o2 sB "sMMv!` tMv, ?T9PM55=I` 4N sMM+` yCv "yCs!, 'r.Dp;0|U ?T9PM55=I`
K^7|k^0('$.~;0^7$rzA rz_ G^0('rD;x|rzA ek7.~;^z L(<7|U rz_ H^0D'..rzA.0^~;(`
sMMC` sMy DDU, }07(U AI7N.` 4N sMvv` vMvC "vMv*!WU
.:j>$S:@-X ')>P$Sj6 +@6!j:P? -6! GJj-jQQj$SJ# 87^ 57zDU _^0 E^7(k^0($7|'z9
e7^0rzA mxz 7{ /'z_^|.$^.('z_ A^;'|(^z^z $ekU er /'z_^|.ek^~}^z ^0kx0$^9
z^z 47z'ze7z.(0r{^z(^z (0&A( _^z u0'}(7.~;^z <^_p0Dz7..^z _^0 57A^z;'z_^|.9
'}(7m7(&(^z _^0 n0^_7(k70(.~;'D( N^~;zrzAU Ek'0 $07zA^z z7~;(0^'|7.7^0(^
2^k7zz^ rz_ H^0|r.(^ 7z.$^.U rz(^0 f$6^}(7m7^0rzA.A^.7~;(.urz}(^z ^7z^ zr0
k^z7A A^.7~;^0(^ l^7.(rzA.D&;7A}^7( er{ @r._0r~}` _' _^0 G^0( ^7z^. G2 ^7z79
A^0{'?^z .7~;^0 ^0.( $^7 .^7z^0 N^'|7.'(7xz '{ j'0}( D^.(A^.(^||( k^0_^z }'zz

ek^~}^z ^0kx0$^z^z 47z'ze7z.(0r{^z(^z @z{U vvsBD[vvsBA O L

++H _XUd /WM j'7 sMvt "-G2>= 8 1 *MM)C

vvsBD

vvsBA



XmA|U S=P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy` CB+ "CCs!WU 8^{ N7.7}x _^0 ^0Dx|A.k70}9
.'{^z <^0p~}.7~;(7ArzA zx~; z7~;( 0^'|7.7^0(^0 50Dx|A.$^7(0&A^ 'r. 47z'ze7z.(0r9
{^z(^z _^. /'z_^|.$^.('z_. $^A^Az^( _^0 2^.^(eA^$^0 X'r~; Dp0 _7^ L(<7|UW Dp0
/'z_^|.'}(7m' {7( ^7z^{ L7~;^0;^7(.'$.~;|'A X$ekU L7~;^0;^7(.er.~;|'A Dp0 /'z9
_^|.u'..7m'W 'rD _7^ ('(.&~;|7~;^z j'0}(k^0(^ mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^zU 4^;|( ^7z
'}(7m^0 j'0}( 7.( 'rD _7^ Dx0(A^Dp;0(^z @n '$er.(^||^zU - sCt @$.U B /2< A7|(
r5 'r~; Dp0 _7^ L(<7|U H^0D'..rzA.0^~;(|7~; z7~;( A^Dx0_^0( 7.( _'A^A^z _7^ ;'z9
_^|.0^~;(|U er $7|_^z_^ Np~}|'A^ z'~; -- tBM^ @$.U B` tBMA 'r~; .(|U er{ @$erA
erer|'..^z X.x '$^0 S$9N=` J$A sMvM` CM* "CMy!WU

%f 1>6%j'>jS-6U *36 %jQj>JP UjS@:Jj6j6 0>6@6'>6PJQ-8j6Jj6
n^7z^ m^0D'..rzA.0^~;(|U <^_^z}^z $^.(^;^z 7z.xk^7(` '|. ^7z @|($^.('z_ mxz 479
z'ze7z.(0r{^z(^z 7z _^z @zk^z_rzA.$^0^7~; _^0 h^r0^A^|rzA ^7z$^exA^z k70_
Xrz^~;(^ Np~}k70}rzAW` $^7 _^z^z H^0&z_^0rzA^z _^. E^7(k^0(. $^0^7(. mx0 qz9
}0'D((0^(^z _^. 2^.^(e^. ^7zA^(0^(^z .7z_ XmA|U er0 c'0'||^|u0x$|^{'(7} _^0 G^0(9
'rD;x|rzA ?T9PM55=I` K^7|k^0('$.~;0^7$rzA rz_ G^0('rD;x|rzA ek7.~;^z L(<7|U
rz_ H^0D'..rzA.0^~;(` sMMC` tsC DDUWU 8^0 qU L^z'( _^. <4/ ;'( _^z A^.^(eA^$^9
07.~;^z Np~}A07DD 'rD $^0^7(. |'(^z( mx0;'z_^z^ .(7||^ N^.^0m^z 7{ m^0A|^7~;9
$'0^z 4'|| _^0 G^0('rD;x|rzA 07~;(7A^0k^7.^ m^0D'..rzA.0^~;(|U ;7zA^zx{{^z
X<4/ mU s+U]UsMM+ [ q N v*)M*` <L(<|U qq sMM+` +M+, er.(U S=;=I` or07.cN9
L(^r^0N tC)sMM+` @z{U vWU

Cd CjQS&:J6>P '- @6!jQj6 C3QP$SQ>XJj6 -6! %@6<Phj'>X>P$Sj6 7>:@6'>j?
Q-6UP<36*j6J>36j6

id CjQS&:J6>P '- @6!jQj6 PJj-jQQj$SJ:>$Sj6 C3QP$SQ>XJj6

@f CjQS&:J6>P '- O W ;%Pd V@ G@J' i
[Q3%:j8PJj::-6U# <7. er0 57zDU _^. @$.U v h0U s$ {r..(^z Dp0 _0x;^z_^ H^09
|r.(^ $^7 8^07m'(^z X'r?^0;'|$ mxz <^k^0(rzA.^7z;^7(^zW 0^A^|{&?7A XmA|U S$98
N=` J$A sMvM` CM* "CvM!, - C @z{U vM+s DU, S=P7MH)?T9PM55=I` 4N sMvM` ]+B
"]+*!W ;'z_^|.0^~;(|U 80x;m^0|r.(0p~}.(^||rzA^z XmA|U - sBy @$.U v L'(e v /2<W
A^$7|_^( k^0_^z` _7^ .(0^~;(|U A^{U - C @$.U B' L'(e v z7~;( z'~;mx||exA^z kr09
_^zU 5. 7.( r{.(07((^z` x$ 7{ @zk^z_rzA.$^0^7~; mxz @$.U v h0U s$ ;'z_^|.9
0^~;(|U A^$7|_^(^ /'z_^|.u'..7m' z7~;( {^;0 mxz - C @$.U B' L'(e v ^0D'..( .7z_U
4x|A^z_^ rz(^0.~;7^_|7~;^ cx.7(7xz^z k^0_^z 7{ L~;07D((r{ m^0(0^(^za
! 1-2B- &@>5A-@GF=!@D6,=!-GGFB; CD@ B-;*!2A-B +-2!?-@!4 q{ L~;07D((r{ k70_ (^7|k^7.^
_7^ @z.7~;( m^0(0^(^z` _'.. @$.U v h0U s$ |^_7A|7~; ^7z^z @z.'(e mxz 47z'ze9
7z.(0r{^z(^z {7( Qhr||P ^0|'r$(` z7~;( '$^0 _^z @r.k^7. ^7z^. z^A'(7m^z E^7(9
k^0(. ^0{wA|7~;( X.x - * @z{U o My9+WU <^A0pz_^( k70_ _7^. _'{7(` _'.. @$.U v
h0U s$ '|. <^k^0(rzA.mx0.~;07D( .7~; 7z _^z '||A^{^7z^z 20rz_.'(e _^0 Qm^0|r.(9
D0^7^z <^k^0(rzA _^. J{|'rDm^0{wA^z.P ^7zDpA^z {r.. XmA|U <4/ mU sCUvvU
sMMy [ F N s+)MC` <4/)hH sMvM` vMyM, <j4 mU s+UBUsMMv [ qH @ * 9 L sv+B 9
vC)Mv` 4N sMMv` vv]]WU 8^{^z(.u0^~;^z_ ^0|'r$^ _7^ @zk^z_rzA mxz @$.U v
h0U s$ zr0 ^7z^z @z.'(e _^. 47z'ze7z.(0r{^z(. mxz hr||` z7~;( '$^0 _^z @z.'(e
^7z^. z^A'(7m^z E^7(k^0(.U Jz(^0;'|$ _^. @z.'(e^. mxz hr|| k&0^ z'~; _7^.^0
L7~;(k^7.^ _';^0 _^0 @zk^z_rzA.$^0^7~; mxz - C @$.U B' L'(e v ^0wDDz^( rz_
A^A^zp$^0 @$.U v h0U s$ mx00'zA7A XmA|U 'r~; <N80r~}.U tBB)M]` sv]a /7zk^7.
'rD - C @$.U B' L'(e vWU 4p0 _7^.^ l7(^0'(r0{^7zrzA .u07~;( _^. G^7(^0^z _^0
57z|^7(rzA..'(e mxz - * @$.U v rz_ _7^ 2^.^(e^..g.(^{'(7} XmA|U - * @z{U BM

O L @z{U vvsBA[vvsB7 @$.U v h0U s$a <^k^0(rzA mU er /'z_^|.9

1 *MM)* # "-G2>= ^0(0'A.(^r^00^~;(U_^
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rz_ *]WU Er_^{ ^z(;&|( - C @$.U B' }^7z^ @r.z';{^0^A^|rzA Dp0 _^z @z.'(e
mxz z^A'(7m^z E^7(k^0(^z XmA|U '||AU - C @z{U vyCC` v]*MWU
! '3BBS4N !34 > .<AH 1 CBH (<9 57z 'z_^0^0 K^7| _^. L~;07D((r{. 7.( ;7zA^A^z _^0
@rDD'..rzA` _'.. @$.U v h0U s$ $^7 z^A'(7m^z E^7(k^0(^z mxz .~;k^$^z_^z 2^9
.~;&D(^z - C @$.U B' L'(e v m^0_0&zA( XmA|U !-)+&0)!9<)7+` N_4 sMvv` s+s "s++!,
!9<)7+)%&0<7>>9/` 4N sMvM` ]+B "]+*!, 2)9+98(-/>` N_4 sMvv` vM* "vM]!, 3=,
<7+- 7z %&0:);> FFFqqU - * NzU Bs] '5, 7{ 50A^$z7. ^$^z.x !-089` J$A sMvM`
CM* "CM] DU!, mA|U Dp0 _7^ /<7|U 'r~; q8G NL <4@ s` GcA Lruu|^{^z( s)sMvM`
*s` NzU vM` tB rz_ tC, "9<0-=+98)#96)3*:459/` N^~;zrzA.|^ArzA rz_ c0p9
DrzA z'~; _^{ <7|'ze0^~;(.{x_^0z7.7^0rzA.A^.^(e` sMMy` @$.~;zU H` NzU vM+,
%&0-/45 r'U` GcA sMvM` Bty "BB+!WU Er{ K^7| k70_ 'r~; m^0(0^(^z` _'.. _^0 2^9
.^(eA^$^0 7{ @zk^z_rzA.$^0^7~; mxz @$.U v h0U s$ .~;k^$^z_^ 47z'ze7z.(0r9
{^z(^ '|. G2 Sr'|7D7e7^0(U 5. A^|(^ _';^0 k^_^0 _^0 20rz_.'(e _^0 h7~;($7|'z9
e7^0rzA .~;k^$^z_^0 2^.~;&D(^ zx~; @$.U B' L'(e v X.x !-089` J$A sMvM` CM*
"CM] DU!WU
GJj::-6U6@S8j# 8^0 Gx0(|'r( rz_ _7^ 2^.^(e^..g.(^{'(7} .u0^~;^z A^A^z ^7z^
<^0p~}.7~;(7ArzA mxz z^A'(7m^z E^7(k^0(^z mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z 7{ @zk^z9
_rzA.$^0^7~; mxz @$.U v h0U s$U 5. Dx|A( 6^_x~; 'r. _^0 5z(.(^;rzA.A^.~;7~;(^
X.U 'r~; @z{U vvsB'W` _'.. _^0 2^.^(eA^$^0 {7( @$.U v h0U s$ _^z 20rz_.'(e
_^0 h7~;($7|'ze7^0rzA .~;k^$^z_^0 2^.~;&D(^ _r0~;$0^~;^z rz_ _7^ $7.;^07A^
<7|'ze7^0rzA.u0'i7. mxz n0^_7(7z.(7(r(^z |^_7A|7~; D^.(.~;0^7$^z kx||(^U 8';^0
;'z_^|( ^. .7~; $^7 @$.U v h0U s$ 7z.xk^7( r{ ^7z^ @z.'(e9 rz_ ^7z^ <^k^09
(rzA.mx0.~;07D(U @||^7z 'r. _7^.^{ 20rz_ ^0}|&0( .7~; _7^ A^.^(e^..g.(^{'(7.~;^
L(^||rzAU N7~;(7A^0k^7.^ ;&((^ _^0 2^.^(eA^$^0 ^7z^ ^z(.u0^~;^z_^ N^A^|rzA 7z
- C 'rDz^;{^z {p..^zU 8'. .7~; ;7^0'r. ^0A^$^z_^ nxz}r00^zem^0;&|(z7. er
- C @$.U B' L'(e v 7.( _';^0 {'zA^|. ^7z^0 'r._0p~}|7~;^z A^.^(e|7~;^z Lu^e7'|9
0^A^| X!-089` J$A sMvM` CM* "CM]!W z'~; _^z '||A^{^7z^z N^A^|rzA^z er nxz9
}r00^ze^z 'rDer|w.^zU
! RB&48AS,= 87B /07=JS6J,Q,9 @$.U v h0U s$ 7.( A^A^zp$^0 - C @$.U B' _7^ .'~;|7~;
rz_ u^0.xz^|| .u^e7^||^0^ Hx0.~;07D( XA|@ .9)89/>` 87^ <7|_rzA x$6^}(p$^0A0^79
D^z_^0 <^k^0(rzA.^7z;^7(^z z'~; /'z_^|.9 rz_ L(^r^00^~;(` sMvM` t*y, z&;^0
'r~; !-)+&0)!9<)7+` N_4 sMvv` s+s "s++!WU 87^.^0 <^r0(^7|rzA .(^;( r5 z7~;(
^z(A^A^z` _'.. @$.U v h0U s$ '|. .u^e7^||^0^ N^A^|rzA 7z _^0 <^k^0(rzA.mx09
.~;07D( _^. - * rz_ z7~;( 7z _^0 @z.'(emx0.~;07D( _^. - C m^0x0(^( 7.(U @rDA0rz_
_^0 57z$^e7^;rzA mxz .~;k^$^z_^z 2^.~;&D(^z ;'z_^|( ^. .7~; $^7 @$.U v
h0U s$ z&{|7~; .xkx;| r{ ^7z^ <^k^0(rzA.9 '|. 'r~; r{ ^7z^ @z.'(emx0.~;07D(U
87^ 2^.^(e^.{'(^07'|7^z ^0}^zz^z 'r._0p~}|U 'z` _'.. _7^ E^7(k^0($7|'ze7^0rzA`
.xk^7( .7^ 8^07m'(^ $^(07DD(` Hx00'zA mx0 _^{ 20rz_.'(e _^0 h7~;($7|'ze7^0rzA
.~;k^$^z_^0 2^.~;&D(^ ;'( X<K80r~}.U v*)vMM*+` Ct` er - sCt @$.U v L'(e t
/2< 7_4 _^. N^A5` _^0 '||^0_7zA. z7~;( 2^.^(e A^kx0_^z 7.(WU /7^0'r. Dx|A( $^9
0^7(. _7^ h7~;('zk^z_$'0}^7( mxz - C @$.U B' L'(e vU
! '7B6&A,OB7J7 )7T7B,&4N 87A +56S&O!7B52N74A 4J:L, S4T748<SB9 8^0 20rz_.'(e _^0
m^0|r.(D0^7^z <^k^0(rzA _^. JH .(^;( r5 ^7z^{ @z.'(e ^7z^. z^A'(7m^z E^7(9
k^0(. z7~;( ^z(A^A^zU 87^.^0 20rz_.'(e .~;0^7$( z&{|7~; zr0 mx0` _'.. H^0|r.(^
7{ JH er 'z(7e7u7^0^z .7z_, ^0 $^.(7{{( '$^0 z7~;(` 7z k^|~;^0 cx.7(7xz ^7z^ .x|9
~;^ @z(7e7u'(7xz er ^0Dx|A^z ;'( X!-)+&0)!9<)7+` N_4 sMvv` s+s "s++ DU!WU 8'0p9
$^0 ;7z'r. 7.( $^7 _^0 @$A0^zerzA er0 80x;m^0|r.(0p~}.(^||rzA er $^0p~}.7~;(79
A^z` _'.. _^0 E^7(k^0( A^0'_^ z7~;( 'rD _7^ @/n $^A0^ze( 7.( rz_ 'r~; z^A'(7m
.^7z }'zzU Er_^{ ;'$^z 7z _^0 c0'i7. 8^07m'(^ 'rDA0rz_ ^7z^. j'0}(k^0(. mxz
M ! A0_.U }^7z^ @nU

ek^~}^z ^0kx0$^z^z 47z'ze7z.(0r{^z(^z @z{U vvsB7 O L

++H _XUd /WM j'7 sMvt P76J3A ; 1 *MM)+



%f CjQS&:J6>P '- O Z% ;%Pd M G@J' i `GJ.
.Q-6!P@J'# 20rz_.&(e|7~; 7.( mxz ^7z^{ 2|^7~;|'rD ek7.~;^z /'z_^|.$r~;
XnG2W` /'z_^|.$^.('z_ X/2<W rz_ _^0 n'(^Ax07^ _^0 er /'z_^|.ek^~}^z ^09
kx0$^z^z 47z'ze7z.(0r{^z(^ XL(<7|UW 'r.erA^;^zU 4p0 er /'z_^|.ek^~}^z ^09
kx0$^z^ @z(^7|^ $^_^r(^( _'.` _'.. 'rD .7^ 7{ 20rz_.'(e - ]$ @$.U + L'(e v
nL(2 @zk^z_rzA D7z_^( {7( _^0 4x|A^ _^. @r..~;|r..^. _^. - ]$ @$.U v $7. *
nL(2U E^7(k^0('$.~;0^7$rzA^z .7z_ _^{^z(.u0^~;^z_ 7z mx||^{ J{D'zA .(|U '$9
erA.D&;7A` E^7(k^0(er.~;0^7$rzA^z 7z mx||^{ J{D'zA .(uD|U
7jP36!jQSj>Jj6 %j> E8)>!8-6Uj6 %')d E8U:>j!jQ-6Uj6# @rDA0rz_ _^0
rz(^0.~;7^_|7~;^z Hx0'r..^(erzA^z er J{k7_{rzA^z X/2<W rz_ J{A|7^9
_^0rzA^z XnG2W` }'zz ^. er ^7z^{ ek'zA.|&rD7A^z @r.^7z'z_^0|'rD^z }x{9
{^z XmA|U !-)+&0)!9<)7+` N_4 sMvv` s+s "s+] DU!WU 87^. }'zz er ^7z^{ @r.9
^7z'z_^0D'||^z ek7.~;^z - ]$ @$.U + L'(e v nL(2 X}^7z^ @zk^z_rzAW rz_
@$.U v h0U s$ X@zk^z_rzAW Dp;0^zU <^7 @z(^7|^z 7L_U - ]$ nL(2 .7z_ E^7(k^0(9
'$.~;0^7$rzA^z mx{ @zk^z_rzA.$^0^7~; _^. - ]$ @$.U t L'(e t nL(2 ^0D'..(
XmA|U !-)+&0)!9<)7+` N_4 sMvv` s+s "s+] DU!WU h'~; _^{ 2^.^(e^.kx0(|'r( k^09
_^z 6^_x~; E^7(k^0(er.~;0^7$rzA^z 'rD @z(^7|^ k^_^0 mxz - ]$ @$.U s L'(e v
nL(2 zx~; mxz - ]$ @$.U s L'(e t nL(2 X$ekU - ]$ @$.U t L'(e ] nL(2W ^09
D'..(U 5. ;'z_^|( .7~; 'r~; z7~;( r{ 2^k7zz^ 'r. _^0 H^0&r?^0rzA mxz @z(^7|^z
x_^0 'r. K^7|k^0('rD;x|rzA^z 7LmU @$.U v h0U s L'(e tU J{ ^7z^ .g{{^(07.~;^
<^.(^r^0rzA $^7 E^7(k^0(er.~;0^7$rzA^z .7~;^0er.(^||^z` 7.( ^7z ^i(^z.7m^0 @r.9
|^ArzA.{'?.('$ erA0rz_^er|^A^z` r{ _7^ L(^r^0$^D0^7rzA mxz - ]$ @$.U s
L'(e v nL(2 'zk^z_^z er }wzz^z XmA|U "7+&0 7z "7+&0 qqU - ]$ nL(2 NzU s*v`
er{ 20rz_.'(e _^0 N^A^|rzA..g{{^(07^ 7{ Er.'{{^z;'zA {7( _^. - ]$ @$.U s
rz_ t nL(2WU

$f CjQS&:J6>P '- O iW ;%Pd V G@J' I
E^7(k^0(er.~;0^7$rzA^z rz_ 9'$.~;0^7$rzA^z mxz K^0{7zA^.~;&D(^z D'||^z ek'0
A0_.U 7z _^z @zk^z_rzA.$^0^7~; _^. - vC @$.U B L'(e t XmA|U {7( <^7.u7^|
!-)+&0)!9<)7+` N_4 sMvv` s+s "s+y DU!W` 6^_x~; .(^;( Dp0 7{ L'|_x ^z(.(^;^z_^
H^0|r.(^ k7^_^0r{ 7{ 20rz_.'(e _7^ @r.z';{^ mx{ H^0|r.(m^00^~;zrzA.m^09
$x( z'~; - vC @$.U B L'(e B er0 H^0DpArzAU L~;|7^?|7~; }wzz(^ _7^ Np~}'r.z';9
{^ _^. - vC @$.U B L'(e C zr0 Dp0 K^0{7zA^.~;&D(^ A^|(^z` _7^ _^0 @$.7~;^0rzA
mxz .(^r^0$^Apz.(7A(^z @}(7^zux.7(7xz^z _7^z^z` k'. zr0 'r.z';{.k^7.^ 7z
J{k7_{rzA.9 $ekU J{A|7^_^0rzA.D&||^z {wA|7~; 7.(U @||^0_7zA. 7.( 7z _7^.^{
4'|| _^0 @zk^z_rzA.$^0^7~; _^0 E^7(k^0($7|'ze7^0rzA 'rDA0rz_ _^. Hx0$^;'|(.
_^. - C @$.U v' L'(e s x;z^;7z 0^A^|{&?7A z7~;( ^0wDDz^( X.U 'r~; - vC
@z{U vCCv er{ H^0;&|(z7. _^. - C @$.U v' L'(e s rz_ ^7z^0 @$.7~;^0rzA 7{
N';{^z _^. - vC @$.U B L'(e B rz_ CWU

!f CjQS&:J6>P '-8 b6*GJ.
b6*jPJ8j6JPJj-jQ:>$SjQ ;-PU:j>$SPh3PJj6 -6! Aj>J)jQJ%j)jQJ-6U# h'~;
- s @$.U v L'(e s qzmL(2 D7z_^( $^7 (;^.'r07^0^z_^z qzm^.({^z(Dxz_. {7( @$|'rD
_^. 4xz_.A^.~;&D(.6';0. ^7z^ .(|U Er0^~;zrzA _^0 'r..~;p((rzA.A|^7~;^z 50(0&A^
7LmU - v @$.U t L'(e t qzmL(2 .('((U 8'er A^;w0^z E7z.^z` A0_.U '$^0 z7~;( G^0(9
u'u7^0m^0&r?^0rzA.^0A^$z7..^U /'z_^|.0^~;(|7~; D|7^?^z _^{ @z(^7|.7z;'$^0. '|9
|^0_7zA. }^7z^ 50(0&A^ er` .x _'.. 7z _^0 /<7|U ^7z^ <r~;rzA _^0 'r..~;p((rzA.9
A|^7~;^z 50(0&A^ rz(^0$|^7$(, ^7z^ Er.~;0^7$rzA 7z /w;^ _^0 (;^.'r07^0(^z
50(0&A^ }x{{( 'rDA0rz_ _^. @z.~;'DDrzA.}x.(^z9 rz_ N^'|7.'(7xz.u07ze7u.
A0_.U z7~;( 7z <^(0'~;( X'@ !755:-88 7z 1$'` -- B` C NzU vtBMWU J{ ^7z^0 _xu9
u^|(^z .(|U 50D'..rzA _^0 'r..~;p((rzA.A|^7~;^z 50(0&A^ $^7 H^0}'rD x_^0 Np~}9

O L @z{U vvsB6[vvsB| @$.U v h0U s$a <^k^0(rzA mU er /'z_^|.9
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A'$^ _^0 @z(^7|^ er m^0{^7_^z` 7.( }x00^.uxz_7^0^z_ er0 .(|U H^0^7zz';{rzA
_7^.^0 50(0&A^ X<j4 mU v]U]UsMMy [ qH : v 9 L vy]M9v)vMMvy` <L(<|U q sMMy` ytv
[ KeU syW 7z _^0 L(<7|U ^7z '}(7m^0 @r.A|^7~;.ux.(^z er $7|_^zU 4^0z^0 D7z_^( 'rD
@z(^7|^ 'z qzm^.({^z(Dxz_.` _7^ mxz <'z}^z er /'z_^|.ek^~}^z ^0kx0$^z k^09
_^z` 'r~; @$.U v h0U s$ @zk^z_rzA` er _^z 47z'ze7z.(0r{^z(^z A^;w0^z z&{9
|7~; 'r~; 4xz_.'z(^7|^ X!6:)4*)%'/:4>>6.` 8L(N sMMy` CB+ "CCM!WU
`36<-QQj6'*jQS&:J6>P# j'zA^|. 'r._0p~}|7~;^0 N^A^|rzA 7.( _'. H^0;&|(z7.
ek7.~;^z _^0 <7|_rzA _^. 7zm^.({^z(.(|U @r.A|^7~;.ux.(^z. rz_ _^0 E^7(k^0(9
$7|'ze7^0rzA D0'A|7~;U 87^ E^7(k^0($^k^0(rzA }wzz(^ _7^ <7|_rzA ^7z^. @r.9
A|^7~;.ux.(^z. m^0_0&zA^z XH'07'z(^ vW x_^0 $^7_^ N^A^|rzA.}x{u|^i^ .7z_ u'9
0'||^| XH'07'z(^ sW 'zk^z_$'0 Xz&;^0 ;7^0er !,)*'/)!6:)4*` N_4 sMvv` s+s
"s]M!Wa Er $^'~;(^z 7.( 6^_x~;` _'.. <^(0'A _^0 'rD 4xz_.^$^z^ m^0^7zz';{(^z`
'$^0 z7~;( 'r.A^.~;p((^(^z 50(0&A^ '$eA|U nx.(^z rz_ _^0 'r..~;p((rzA.A|^7~;^z
50(0&A^ 7L_U - v @$.U t L'(e t qzmL(2 r'U k^A^z _^. vMV97A^z Gn9H^0$x(.
z'~; - t @$.U t h0U s qzmL(2 z7~;( 7_^z(7.~; .7z_U 87^ $^..^0^z 20pz_^ .u0^9
~;^z r5 Dp0 _7^ A|^7~;e^7(7A^ <7|_rzA _^. @r.A|^7~;.ux.(^z. rz_ @zk^z_rzA
_^0 E^7(k^0($7|'ze7^0rzA` _' _'. nxze^u( _^0 'r..~;p((rzA.A|^7~;^z 50(0&A^
rz_ _^0 E^7(k^0($7|'ze7^0rzA rz(^0.~;7^_|7~;^ E7^|07~;(rzA^z ;'$^zU Ek'0 Dp;0(
_7^.^ H'07'z(^ er ^7z^0 50;w;rzA _^0 50(0&A^ 7z _^0 @zD'zA.u^07x_^` 6^_x~;
}x{{( ^. er ^7z^0 }x00^.uxz_7^0^z_^z j7z_^0rzA _^0 50(0&A^ _r0~; _^z @rD9
k'z_ 'r. _^0 @rD|w.rzA _^. @r.A|^7~;.ux.(^z. $^7 H^0&r?^0rzA x_^0 Np~}A'$^
_^0 4xz_'z(^7|^U

/d CjQS&:J6>P '-Q *jQ:-PJXQj>j6 7j)jQJ-6U !jP 7@6<%-$SP
7jUQ>XX !jP 7@6<%-$SP# 8'. <'z}$r~; r{D'..( '||^ $7|'ze7^||^z rz_ 'r?^09
$7|'ze7^||^z e7z.(0'A^z_^z 47z'ze7z.(0r{^z(^ 'r?^0;'|$ _^. /'z_^|.$^.('z_.
^7z.~;|7^?|7~; _^0 G^0(u'u7^0^ _^0 l7Sr7_7(&(.0^.^0m^ rz_ _^0 G^0(u'u7^0^ _^.
@z|'A^$^.('z_. 'rD _^0 @}(7m.^7(^ Xz&;^0 q8G 5NL <4@ t` GcA Lruu|^{^z(
v)sMvs` yCWU
CjQ:-PJXQj>j 7j)jQJ-6U# h'~; _^0 _r0~; _7^ N.u0U _^. <4/ X<4/ mU sBUvUvyyM
[ q N vBC)]*` <L(<|U qq vyyM` *tyW rz_ _^. <2/ X<2/ mU vUtUvy]s [ qq EN
st)]v` 8< vy]s` vystW $^.(&(7A(^z ;'z_^|.9 rz_ .(^r^0$7|'ze7^||^z <7|'ze7^9
0rzA.u0'i7. 7.( 7z _^0 n0^_7(k70(.~;'D( _7^ 87DD^0^ze ek7.~;^z _^{ E7z..'(e _^0
'r.A^|7^;^z^z 2^|_^0 rz_ _^{ E7z..'(e _^0 'rDA^zx{{^z^z N^D7z'ze7^0rzA.9
{7((^| XE7z.{'0A^W ^z(.~;^7_^z_^0 '|. _7^ H^0e7z.rzA ^7ze^|z^0 n0^_7(^U 5. ^09
Dx|A( _';^0 }^7z^ e7z.7z_re7^0(^ <^k^0(rzA 7{ <'z}$r~; Xq8G 5NL <4@ t`
GcA Lruu|^{^z( v)sMvs` yC, D^0z^0 %'/,.13)%'/,(6.` 8< sMvv` sMBCWU /7z(^09
A0rz_ 7.(` _'.. $^7 }xzA0r^z(^0 N^D7z'ze7^0rzA rz_ ux.7(7m^0 E7z.{'0A^ ^7z^
@$k^0(rzA 'r~; $^7 E7z..(^7A^0rzA^z z7~;( 7z <^(0'~;( }x{{(` _' _7^ Lu'zz^
ek7.~;^z _^{ m^0^7z$'0(^z E7z. rz_ _^{ N^D7z'ze7^0rzA.e7z. rzm^0&z_^0( A^9
$|7^$^z 7.( X.xAU E7z..u'zz^WU h'~; _^{ q8G 7.( ^7z^ 80x;m^0|r.(0p~}.(^||rzA
Dp0 ^7z^z H^0uD|7~;(rzA.p$^0.~;r.. X- tBM' 7H{U - sBy @$.U v L'(e v @|(U s
/2<W er $7|_^zU 5. 7.( zx~; er }|&0^z` x$ 7z.xk^7( - C @$.U B' L'(e v x_^0
L'(e s 'zk^z_$'0 7.(U
7j!j-J-6U X,Q ;%Pd i ]Qd /%# E7z._^07m'(^` _7^ 7{ N';{^z _^0 L(^r^0rzA _^.
E7z.&z_^0rzA.07.7}x. 7{ <'z}$r~; }xz(0';7^0( k^0_^z` rz(^0|7^A^z z7~;( _^0
E^7(k^0($7|'ze7^0rzAU

ek^~}^z ^0kx0$^z^z 47z'ze7z.(0r{^z(^z @z{U vvsB|[vvsB{ O L
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7d F@J%jPJ@6!P*3Q@-PPjJ'-6Uj6 !jP ;%Pd i ]Qd /% G@J' i

bd [jQP26:>$SjQ ;6)j6!-6UP%jQj>$S

@$.U v h0U s$ z7{{( ;7z.7~;(|7~; .^7z^. u^0.wz|7~;^z @zk^z_rzA.$^0^7~;. r{9
D'..^z_ 'rD - tBM /2< <^erA XmA|U #/8<6 7z $:;8)'/` - * NzU ]++, !6:)4*)
%'/:4>>6.` 8L(N sMMy` CB+ "CB] DU!WU
`Qj!>J? -6! 0>6@6'!>j6PJ:j>PJ-6UP>6PJ>J-Jj" A)j>UPJj::j6 >G!d O WI `B.a
50D'..( .7z_ erz&~;.( A0_.U '||^ @0(^z mxz n0^_7(9 rz_ 47z'ze_7^z.(|^7.(rzA.9
7z.(7(r(^z 7LmU - tBM @$.U v rz_ B /2< 7H{U - v @$.U v rz_ @$.U v' nG2 {7(
L7(e 7{ qz|'z_ XmA|U &=6.(,'/ 7z %'/7655)'<6)&=6.(,'/` nG2` sMMy` - Ct
nG2 NzU v DDU rz_ C DDUWU 4^0z^0 rz(^0|7^A^z _^0 Hx0.~;07D( Ek^7Az7^_^0|'..rz9
A^z XmA|U 2,/:9)6< 7z $44*)")*'/6.)%'/=:>6+-,>>:6.` nG2` tU @rD|U sMM]`
- CB nG2 NzU vM {khW mxz qz.(7(r(^z {7( L7(e 7z ^7z^{ L(''(` _^0 z7~;( j7(9
A|7^_ _^0 52 $ekU _^. 5GN 7.( X807((.(''(W` .xD^0z _7^ Ek^7Az7^_^0|'..rzA^z
z'~; - Ct @$.U v nG2 '|. ^7A^z.(&z_7A^ qz.(7(r(^ A^|(^z XmA|U 0.=8547 r'U`
N^~;zrzA.|^ArzA _^0 n0^_7(7z.(7(r(^` sU @rD|U sMMB` - tBM /2< NzU sM DDUWU
A- E6JjQ6jS8j6 3S6j b6PJ>J-JPPJ@J-P -6! B3S6-6UP-6JjQ6jS8j6` _7^
mxz - tBM @$.U v L'(e v $ekU @$.U B L'(e v rz_ @$.U t /2< 'r._0p~}|U 'r.9
A^zx{{^z .7z_ .7^;^a 0.=8547 r'U` N^~;zrzA.|^ArzA _^0 n0^_7(7z.(7(r(^`
sU @rD|U sMMB` - tBM /2< NzU tt, !,)*'/)!6:)4* 7z !,)*'/)!6:)4*` N^~;(.9
;'z_$r~;` sMvv` - s NzU CM DU
A- CjQP>$SjQjQ6 -6! [X@6!:j>SjQ6` _7^ A0_.U z7~;( ^0D'..( .7z_ X- tBM @$.U s
/2<W mA|U {kh !,)*'/)!6:)4* 7z !,)*'/)!6:)4*` N^~;(.;'z_$r~;` sMvv` - s
NzU CM DU
`j>6j ;6)j6!-6U @-X E6JjQ6jS8j6P%jJj>:>U-6UPUjPj::P$S@XJj6 -6! 0>?
6@6'-6JjQ6jS8j6# q{ 2^A^z.'(e er _^z mx0.(^;^z_ A^z'zz(^z Jz(^0z^;{^z
.7z_ Jz(^0z^;{^z.$^(^7|7ArzA.A^.^||.~;'D(^z 7L_U J<22 z'~; _^{ 2^.^(e^.9
kx0(|'r( x;z^ Hx0$^;'|(^ 'r.A^.~;|x..^z X- s @$.U v rz_ t nG2` - tBM @$.U s
/2<W X0.=8547 r'U` N^~;zrzA.|^ArzA _^0 n0^_7(7z.(7(r(^` sU @rD|U sMMB` - tBM
/2< NzU B rz_ tBWU L~;|7^?|7~; k^0_^z 'r~; 47z'zerz(^0z^;{^z 7L_U - v
@$.U t nG2 A^z^0^|| z7~;( ^0D'..( X0.=8547 r'U` N^~;zrzA.|^ArzA _^0 n0^_7(9
7z.(7(r(^` sU @rD|U sMMB` - tBM /2< NzU C rz_ vy, D^0z^0 !,)*'/)!6:)4* 7z
!,)*'/)!6:)4*` N^~;(.;'z_$r~;` sMvv` - s NzU CM DUWU
`j>6j ;6)j6!-6U @-X A)j>U6>j!jQ:@PP-6Uj6 *36 E6JjQ6jS8j6 8>J G>J'
>6 j>6j8 1E?K1BH?GJ@@J# Ek^7Az7^_^0|'..rzA^z mxz Jz(^0z^;{^z {7( L7(e
7z ^7z^{ 'z_^0^z 5J9)5GN9L(''(` _7^ 7{ qz|'z_ 47z'ze_7^z.(|^7.(rzA^z 'z$7^9
(^z X- Ct$ @$.U v L'(e v rz_ s` @$.U + nG2W` .7z_ A0_.U z7~;( ^0D'..(U

bbd G@$S:>$SjQ ;6)j6!-6UP%jQj>$S

id 0>6@6'>6PJQ-8j6Jj
L'~;|7~; $^(07DD( _7^ Hx0.~;07D( 47z'ze7z.(0r{^z(^` _7^ er /'z_^|.ek^~}^z ^09
kx0$^z^z kr0_^z` '$^0 z7~;( 7z ^7z^0 <^k^0(rzA.^7z;^7( 7L_U - C @$.U v' L'(e s
'$A^$7|_^( k^0_^zU 8^0 <^A07DD _^0 47z'ze7z.(0r{^z(^ k70_ ek'0 7{ /2< Xe<
-- s]C h0U v] rz_ vy` s]y @$.U s h0U s` tvB @$.U v h0U vM rz_ vv` tBM~ /2<W`
nG2 X- v @$.U vv L'(e v nG2W rz_ 5L(2 X- sM @$.U s L'(e v h0U t <r~;.(U $W
m^0k^z_^(` 6^_x~; z7~;( _^D7z7^0(U @zA^.7~;(. _^0 .(&z_7A^z 5z(k7~}|rzA z^r^0
47z'ze7z.(0r{^z(^ rz_ _^0 8gz'{7} _^0 47z'ze{&0}(^ ;'( _^0 2^.^(eA^$^0 $^9

O L @z{U vvsBz[vvsBx @$.U v h0U s$a <^k^0(rzA mU er /'z_^|.9
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kr..( 'r~; 'rD ^7z^ 8^D7z7(7xz 7z @$.U v h0U s$ m^0e7~;(^( X<K80r~}.U
v*)vMM*+` vvC DUWU
\XXj6jQ 7jUQ>XX# h'~; '||A^{^7z^{ Lu0'~;A^$0'r~; 7.( rz(^0 _^{ <^A07DD _^0
47z'ze7z.(0r{^z(^ _'. A^.'{(^ Lu^}(0r{ _^0 D7z'zek70(.~;'D(|7~;^z qz.(0r{^z9
(^ er m^0.(^;^z XFI4ONM1 r'U` N^~;zrzA.|^ArzA _^0 n0^_7(7z.(7(r(^` sU @rD|U
sMMB` - tBM~ /2< NzU +M, A=IP=5)*$4O;"I5=P` 4L :|^{{` vyy*` s]+WU 87^.^
xDD^z^ 8^D7z7(7xz ^z(.u07~;( 'r~; _^{ 2^.^(e^.ek^~} _^. @$.U v h0U s$` _^zz
_7^ Hx0.~;07D( .x|| A^0'_^ {7( z^r^z 5z(k7~}|rzA^z 'z _^z _gz'{7.~;^z 479
z'ze{&0}(^z L~;07(( ;'|(^z }wzz^zU 8^.;'|$ }x{{( 'r~; ^7z^ <^.~;0&z}rzA
'rD 47z'ze7z.(0r{^z(^ 7LmU q@L ty` _^. nG2 XA^{U - v @$.U vv L'(e v nG2
.7z_ 47z'ze7z.(0r{^z(^ G^0(u'u7^0^` 2^|_{'0}(7z.(0r{^z(^` 8^m7.^z x_^0
N^~;zrzA.^7z;^7(^z .xk7^ 8^07m'(^W x_^0 _^. Gu/2 z7~;( 7z <^(0'~;(U 87^.
k70_ _r0~; _7^ 2^.^(eA^$rzA.;7.(x07^ $^.(U XS=P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy`
CB+ "CB] DU!, '@ #9OQ= 7z *P3O7T9` - * NzU ]++WU 87^ mx0.(^;^z_ A^z'zz(^z
Hx0.~;07D(^z A^$^z r5 '$^0 k7~;(7A^ /7zk^7.^` k^|~;^ 47z'ze7z.(0r{^z(^ 'r~;
7{ N';{^z _^. @$.U v h0U s$ 0^|^m'z( .^7z }wzz^zU
1>63Q!6-6U *36 %jPJ>88Jj6 .jP$S&XJP*3QX&::j6# 50D'..( k^0_^z G^0(u'u7^9
0^` 2^|_{'0}(7z.(0r{^z(^ .xk7^ 8^m7.^zU Er _^z G^0(u'u7^0^z e&;|^z r'U @}9
(7^z rz_ 'z_^0^ @z(^7|^ 'z 7z9 x_^0 'r.|&z_U 6r07.(7.~;^z c^0.xz^z` c^0.2^.U rz_
.xz.(7A^z Jz(^0z^;{^z` .xk^7( .7^ @}(7^z m^0A|^7~;$'0 .7z_` .xk7^ E^0(7D7}'(^`
_7^ @}(7^z m^0(0^(^z` L~;r|_(7(^|` 7z.$^.U 2^zr...~;^7z^` qz;'$^0.~;r|_m^09
.~;0^7$rzA^z` f0_^0.~;r|_m^0.~;0^7$rzA^z rz_ E^0(7D7}'(^` _7^ _7^.^ L~;r|_(7(^|
m^0(0^(^z` rz_ 'r~; @z(^7|^ 'z qzm^.({^z(m^0{wA^zU H^0$7z_|7~;}^7(^z` _7^ _'.
qz.(7(r( {7( _^0 @$.7~;( ^7zA^;(` _7^.^ er0 50e7^|rzA ^7z^. /'z_^|.^0Dx|A. }r0e9
D07.(7A er0p~}er^0k^0$^z` .7z_ ^0D'..(, _7^. $^(07DD( .xkx;| z^A'(7m^ j'0}(k^0(^
mxz 8^07m'(^z '|. 'r~; x07A7z&0^ H^0$7z_|7~;}^7(^z Xq8G NL <4@ s NzU vMWU L79
~;^0rzA.7z.(0r{^z(^ .7z_ _'zz 7z _^z /'z_^|.$^.('z_ ^7zer$^e7^;^z` k^zz
_r0~; .7^ ^7z 57A^z;'z_^|.^0Dx|A A^.7~;^0( k70_ $ekU .7^ _'er _7^z^z` j'0}(07.79
}^z _^. /'z_^|.$r~;. '$er.7~;^0zU Lxk^7( <^(^7|7ArzA.0^~;(^ '|. 47z'ze7z.(0r9
{^z(^ 7z <^(0'~;( }x{{^z` 7.( - ]$ @$.U + nL(2 er u0pD^zU Np~}^0kx0$^z^ ^79
A^z^ @z(^7|^ .xk7^ _7^ G7^_^0m^0&r?^0rzA ^7A^z^0 @z(^7|^ D'||^z z7~;( 7z _7^
E^7(k^0($7|'ze7^0rzA Xz&;^0 ?T9$IK<)?T9$V=I` /_$U <'z}$7|'ze` BU @rD|U sMvv`
vyt DUWU L7~;^0rzA.7z.(0r{^z(^ .7z_ _'zz 7z _^z /'z_^|.$^.('z_ ^7zer$^e7^;^z`
k^zz _r0~; .7^ ^7z 57A^z;'z_^|.^0Dx|A 7{ /'z_^|.$r~; A^.7~;^0( k70_U
7jS@6!:-6U *36 )@Qj6%j'3Uj6j6 .jP$S&XJP*3QX&::j6# G'0^z .7z_ }^7z^ 479
z'ze7z.(0r{^z(^` 'r~; k^zz - v' @$.U v L'(e v h0U v nG2 $^.(7{{(^ G'0^z
_^{ /'z_^|.$r~; erx0_z^( X?T9$IK<)?T9$V=I` /_$U <'z}$7|'ze` BU @rD|U sMvv`
vyvWU 87^. k7^_^0.u07~;( r5 _^{ $^'$.7~;(7A(^z 2|^7~;|'rD ek7.~;^z /'z_^|.9
rz_ @rD.7~;(.0^~;(U 8'A^A^z .x||^z 5_^|{^('||^ rz_ 8^m7.^z mx{ <^A07DD 479
z'ze7z.(0r{^z(^ ^0D'..( .^7z Xq8G 5NL <4@ s mU tUtUsMvM` GcA Lruu|^{^z(
s)sMvM` *sWU G'0^z(^0{7zA^.~;&D(^ k^0_^z A^{U - sCB L'(e s /2< '|. 47z'ze9
7z.(0r{^z(^ D7zA7^0( rz_ A^|(^z 'r~; 7{ @zk^z_rzA.$^0^7~; mxz @$.U v h0U s$
'|. 47z'ze7z.(0r{^z(^` .xD^0z ^7z :'.; L^((|^{^z( mx0A^.^;^z 7.( Xq8G NL
<4@ s NzU yWU @r. _7^.^{ 20rz_ }wzz^z $^7.u7^|.k^7.^ 'r~; L(0x{_^07m'(^
rz_ :fs9E^0(7D7}'(^ 7z _^z @zk^z_rzA.$^0^7~; mxz @$.U v h0U s$ D'||^zU
4jQ>*@Jj# 8^0 <^A07DD _^0 47z'ze7z.(0r{^z(^ r{D'..( A0_.U $7|'zek70}.'{^ rz_
$7|'zerzk70}.'{^ D7z'zek70(.~;'D(|7~;^ qz.(0r{^z(^U qz <N80r~}.U tBB)M]`
vt DU` k^0_^z '||^0_7zA. Ek^7D^| A^&r?^0(` x$ 8^07m'(^ '|. .~;k^$^z_^` A0_.U $79
|'zerzk70}.'{^ 2^.~;&D(^ 7z @$.U v h0U s$ ^7z$^exA^z .7z_U 8'A^A^z A^;( 'r.
_^0 <^A0U er{ N^A5 7z <K80r~}.U v*)vMM*+` Ct rz_ vvC` }|'0 ;^0mx0` _'.. 'r~;
_7^ 57z$^e7^;rzA mxz 8^07m'(^z (0x(e 7;0^. :;'0'}(^0. '|. .~;k^$^z_^ 2^.~;&D9

ek^~}^z ^0kx0$^z^z 47z'ze7z.(0r{^z(^z @z{U vvsBx O L
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(^ A^kx||( 7.(U @rD <'.7. _^. xDD^z^z 2^.^(e^.kx0(|'r(.` _^. ^7z_^r(7A^z A^.^(e9
A^$^07.~;^z G7||^z. rz_ .~;|7^?|7~; 'r. A|^7~;;^7(.0^~;(|U I$^0|^ArzA^z 7.( r5
_7^ @zk^z_rzA _^. @$.U v h0U s$ 'rD 8^07m'(^ ek7zA^z_ XA|@ #9OQ= 7z *P38
O7T9` - * NzU ]++', S=P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy` CB+ "CBy!W` .^|$.( k^zz .7^
.~;k^$^z_^ 2^.~;&D(^ _'0.(^||^z XA|@ #9OTQ= 7z *P3O7T9` - * NzU ]++', S=8
P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy` CB+ "CBy!, F4PMH$ 7z ?T9O7>5` - * NzU Bs+,
(=IN>P 7z F?D` - * NzU :'+WU Hx0 _7^.^{ /7z(^0A0rz_ ;'z_^|( ^. .7~; $^7
@$.U v h0U s$` .xk^7( .~;k^$^z_^ 2^.~;&D(^ $^(0xDD^z .7z_` r{ ^7z^ u'0(7^||^
@z.'(emx0.~;07D( XA|@ S=P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy` CB+ "CCv!, ?T94P.=8
BH5=IPM9` 8L(N sMM]` *t "*]!, (=IN>P 7z F?D` - * NzU :'+WU Jz(^0 _^z <^9
A07DD _^0 47z'ze7z.(0r{^z(^ D'||^z _';^0 7z.$^.U fu(7xz^z` 4r(r0^. rz_ 4x09
k'0_.` Lk'u. .xk7^ '||^ ;7^0mxz '$A^|^7(^(^z 4x0{^z mxz 8^07m'(^zU
b6JjQ6j .jP$S&XJj# qz(^0z^ 2^.~;&D(^ ^7z^. n0^_7(7z.(7(r(. k^0_^z 7z _^0 c0'i7.
ek7.~;^z ek^7 x0A'z7.'(x07.~; A^(0^zz(^z` '$^0 0^~;(|U rz.^|$.(&z_7A^z 2^9
.~;&D(.$^0^7~;^z '$A^.~;|x..^zU Kgu7.~; 7.( _^0 4'||` _'.. _7^ K0^'.r0g'$(^7|rzA
Xer.(&z_7A Dp0 _'. <'z}$r~;W {7( _^0 /'z_^|.'$(^7|rzA ^7z^z E7z..k'u '$9
.~;|7^?(U qz(^0z^ 2^.~;&D(^z` _7^ _7^ Hx0'r..^(erzA^z ^7z^. 47z'ze7z.(0r{^z(.
^0Dp||^z` D'||^z r5 A|^7~;^0{'?^z 7z _^z @zk^z_rzA.$^0^7~; mxz @$.U v h0U s$
XmA|U ,P52$5=I` 8< sMvs` ytyWU

/d 1Q)jQ% '- +@6!j:P')j$<j6

@f 1Q)jQ%
@||A^{^7z 7.( rz(^0 ^7z^{ 50k^0$ _7^ @z.~;'DDrzA _r0~; ^7z^z I$^0(0'ArzA.'}(
mxz ^7z^{ 807((^z er m^0.(^;^z XmA|U <4/ mU tUCUsMMC [ q N vMM)MC` <L(<|U qq
sMM+` *M` er - ]$ @$.U + L'(e s nL(2WU qz _7^.^{ L7zz^ k70_ 7z _^0 <^A0U _^. N^9
A5 X<K80r~}.U v*)vMM*+` CtW _'mxz A^.u0x~;^z` _'.. rz(^0 ^7z^z 50k^0$ 6^_^
0^~;(.A^.~;&D(|7~;^ K0'z.'}(7xz D'||^z .x||U /7^0mxz .7z_ 7z.$^.U Q{'0}(xDD^z^P
50k^0$.mx0A&zA^ 7L ^7z^. n'rD. ^0D'..(, ^. D'||^z kx;| '$^0 'r~; 'z_^0^ 509
k^0$.mx0A&zA^ 7{ k^7(^.(^z L7zz^ _'0rz(^0 Xe< 57z|'A^z rz_ 57z$07zArzA^zW
XmA|U #9OTQ= 7z *P3O7T9` - * NzU ]++$, S=P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy` CB+
"CCM!,(=IN>P 7z F?D` - * NzU :'yWU q{ 50A^$z7. k70_ {'z _^z <^A07DD _^. 509
k^0$. k7^ 7z - ]$ @$.U + L'(e s nL(2 'r.er|^A^z ;'$^zU

%f +@6!j:P')j$<j
7jUQ>XX# 47z'ze7z.(0r{^z(^ D'||^z zr0 _'zz rz(^0 @$.U v h0U s$` k^zz .7^ er
/'z_^|.ek^~}^z ^0kx0$^z k^0_^zU 2^{&? - v' @$.U v L'(e v h0U v nG2 7.(
_^0 <^A07DD _^0 /'z_^|.'$.7~;( _';7zA^;^z_ |^A'|_^D7z7^0(` _'.. 47z'ze7z.(0r9
{^z(^ er{ Ek^~} _^. }r0eD07.(7A^z G7^_^0m^0}'rD. 7{ 57A^z$^.('z_ A^;'|(^z
x_^0 p$^0zx{{^z k^0_^z` r{ $^.(^;^z_^ x_^0 ^0k'0(^(^ Jz(^0.~;7^_^ ek79
.~;^z _^z n'rD9 rz_ H^0}'rD.u0^7.^z x_^0 L~;k'z}rzA^z mxz j'0}(}r0.^z`
9u0^7.^z` 9k^0(^z x_^0 E7z..&(e^z }r0eD07.(7A er zr(e^z` _'{7( ^7z 57A^z;'z_^|.9
^0Dx|A ^0e7^|( k70_U 87^.^ 8^D7z7(7xz 7.( r5 'r~; Dp0 Ek^~}^ _^. @$.U v h0U s$
;^0'zere7^;^zU 8'z'~; |7^A^z /'z_^|.ek^~}^ mx0` k^zz _7^ 7z(^0z^ Ek^~}07~;9
(rzA _^0 2^.~;&D(^ 7z _^0 50e7^|rzA ^7z^. }r0eD07.(7A^z 57A^z;'z_^|.^0Dx|A. $^9
.(^;( XA|@ #9OTQ= 7z *P3O7T9` - * NzU ]++', S=P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy`
CB+ "CCM!WU qz _^0 c0'i7. k^0_^z _7^ 47z'ze7z.(0r{^z(^ _^. }0^_7(k^.^z0^~;(|U
/'z_^|.$r~;. $ekU _^. ;'z_^|.0^~;(|U /'z_^|.$^.('z_. XmA|U <@n0^_` NL
v+)yy` er{ A0rz_.&(e|7~;^z 2|^7~;|'rD _^0 $'z}'rD.7~;(.0^~;(|U @$A0^zerzA
_^. /'z_^|.$r~;. A^A^z _'. @z|'A^$r~; {7( _^0 ;'z_^|.0^~;(|U @$A0^zerzA _^.
/'z_^|.$^.('z_. A^A^z @z|'A^m^0{wA^z rz_ l7Sr7_7(&(.0^.^0m^W 0^A^|{&?7A

O L @z{U vvsBx[vvsBS @$.U v h0U s$a <^k^0(rzA mU er /'z_^|.9

1 *MM)vs # "&#!%' ^0(0'A.(^r^00^~;(U_^

vvsBu

vvsBS



'r~; 7z _^z @zk^z_rzA.$^0^7~; _^. @$.U v h0U s$ D'||^z, ^7z^ mx||^ 8^~}rzA.9
A|^7~;;^7( _p0D(^ kx;| '||^0_7zA. z7~;( $^.(^;^z XS=P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy`
CB+ "CBy!,(=IN>P 7z F?D` - * NzU :']WU
;%UQj6'-6U *36 .jP$S&XJj6 >8 `-6!j6>6JjQjPPj# 57A^z;'z_^|.A^.~;&D(^
k^0_^z mxz qz.(7(r(^z 7{ 57A^z7z(^0^..^ {7( /'z_^|.'$.7~;( '$A^.~;|x..^zU
L&{(|7~;^ @}(7m7(&(^z 7z D0^{_^{ h'{^z .~;^7_^z 'r. _^{ <^0^7~; _^0 57A^z9
;'z_^|.A^.~;&D(^ 'r.` k^7| .7^ 'r..~;|7^?|7~; 'rD nrz_^z'rD(0&A^z rz_ z7~;( 'rD
^7z^{ 57A^z7z(^0^..^ $'.7^0^zU 5$^z.x A^;w0^z _7^6^z7A^z @}(7m7(&(^z z7~;(
er{ 57A^z;'z_^|` _7^ ek'0 7{ ^7A^z^z h'{^z` '$^0 Dp0 D0^{_^ N^~;zrzA
_r0~;A^Dp;0( k^0_^z Xz&;^0 ?T9$IK<)?T9$V=I` /_$U <'z}$7|'ze` BU @rD|U sMvv`
vyt DUWU
^@TUj%:>$SjQ Aj>Jh-6<J# j'?A^$|7~;^0 E^7(urz}( Dp0 _'. Hx0|7^A^z ^7z^.
/'z_^|.ek^~}. 7.( _^0 E^7(urz}( _^. 50k^0$. _^0 47z'ze7z.(0r{^z(^ X#9OTQ=
7z *P3O7T9` - * NzU ]++$WU 87^.^0 E^7(urz}( k70_ 0^A^|{&?7A {7( _^{ E^7(urz}(
_^. ^0.({'|7A^z @z.'(e^. 7z _^0 <7|'ze }x00^.uxz_7^0^z X&;z|7~; <K80r~}.U
v*)vMM*+` Ct, S=P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy` CB+ "CBy!WU
CjQS&:J6>P *36 +@6!j:P')j$<" +@6!j:P%-$S -6! ?%jPJ@6!# 87^ rz(^09
.~;7^_|7~;^z <^A07DD|7~;}^7(^z _^. @$.U v h0U s$ XQer /'z_^|.ek^~}^z ^0kx0$^9
z^ 47z'ze7z.(0r{^z(^PW` _^. - tBM^ @$.U t /2< XQ/'z_^|.$^.('z_PW rz_ _^.
- v' @$.U v nG2 XQ/'z_^|.$r~;PW k^0D^z _7^ 40'A^ z'~; _^{ H^0;&|(z7. _^0
n'(^Ax07^z er^7z'z_^0 'rDU o^_^zD'||. Dp0 _^z /'z_^|.$^.('z_ rz_ _'. /'z_^|.9
$r~; 7.( A0_.U mxz ^7z^{ 2|^7~;|'rD 'r.erA^;^z X<@n0^_` NL v+)yy mU ]UvsU
vyyy [ q t 9 vvvy 9 t)y]` '$A^_0r~}( 7z 'MNHVI4T9)DLPP=I)*"9I=)?T9N=78
>=I` n0^_7(k^.^zA^.^(e {7( k^7(^0^z Hx0.~;07D(^z er{ @rD.7~;(.0^~;( _^0 <'z9
}^z` sMvs` K^i(.'{{|rzA` h0U BtstWU q{ 20rz_.'(e 2|^7~;^. A7|( r5 Dp0 _'.
H^0;&|(z7. mxz /'z_^|.$^.('z_ rz_ _^0 .(|U n'(^Ax07^ _^0 Dp0 /'z_^|.ek^~}^ ^09
kx0$^z^z 47z'ze7z.(0r{^z(^ XA|@ S=P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy` CB+ "CBy!,
(=IN>P 7z F?D` - * NzU :']WU <^0^7(. _7^ ^0Dx0_^0|7~;^ Ek^~}.^(erzA _^. 509
k^0$. _^0 47z'ze7z.(0r{^z(^ .~;|7^?( ^. z&{|7~; 'r.` _'.. _7^ 47z'ze7z.(0r{^z9
(^ _^0 l7Sr7_7(&(.0^.^0m^ x_^0 _^{ @H _7^z^z X(=IN>P 7z F?D` - * NzU :']WU
4^0z^0 .u07~;( 'r~; _^0 Ek^~} _^. @$.U v h0U s$ Dp0 ^7z^z 2|^7~;|'rDU @$k^79
~;rzA^z ek7.~;^z /'z_^|.9 rz_ L(N^~;( .x||^z 'rD ^7z j7z_^.({'? $^.~;0U
$|^7$^z X<K80r~}.U v*)vMM*+` vMMWU
E8)>!8-6UKE8U:>j!jQ-6U# @r.z';{^z mx{ A0rz_.&(e|7~;^z 2|^7~;|'rD
mxz nG2` /2< rz_ L(<7|U }wzz^z .7~; '$^0 'rDA0rz_ mxz J{k7_{rzA^z
$ekU J{A|7^_^0rzA^z ^0A^$^z XmA|U z&;^0 S$7HT9)S=P7MH` N_4 sMvv` s+s
"s+C!WU qz.xk^7( A7|( 4x|A^z_^.a
! G%R9 h'~; - v' @$.U B L'(e t rz_ B nG2 7.( ^7z^ J{k7_{rzA mxz cx.7(7x9
z^z _^. /'z_^|.$r~;. 7z _'. @z|'A^$r~; $ekU r{A^}^;0( mx0erz^;{^z` k^zz
_7^ Hx0'r..^(erzA^z Dp0 _7^ Er0^~;zrzA _^0 ^z(.u0^~;^z_^z cx.7(7xz er{
/'z_^|.9 $ekU @z|'A^$r~; ^z(D'||^z .7z_, 7{ I$07A^z _'0D ^7z^ J{k7_{rzA
zr0 _'zz ^0Dx|A^z` k^zz Dp0 _7^ J{k7_{rzA ^7z .~;|p..7A^0 20rz_ mx0|7^A(U
! PR)9 h'~; - tBM^ @$.U t L'(e s $7. B /2< 7.( ^7z^ J{A|7^_^0rzA _^. @z|'9
A^$^.('z_. 7z _^z /'z_^|.$^.('z_ 'r.A^.~;|x..^zU 8'. 2|^7~;^ A7|( Dp0 ^7z^
J{A|7^_^0rzA _^. /'z_^|.$^.('z_. 7z _^z @z|'A^$^.('z_` ^. .^7 _^zz` 'r?^0A^9
kw;z|7~;^ J{.(&z_^` 7z.$^.U .~;k^0k7^A^z_^ <^^7z(0&~;(7ArzA^z _^0 /'z_^|9
$'0}^7( _^0 47z'ze7z.(0r{^z(^` Dp;0^z er ^7z^0 @rDA'$^ _^0 /'z_^|.'$.7~;(
_r0~; _'. n0^_7(7z.(7(r( XmA|U ?T9$IK<)?T9$V=I` /_$U <'z}$7|'ze` BU @rD|U sMvv`
sM] DUWU 47z'ze7z.(0r{^z(^ _^. /'z_^|.$^.('z_. }wzz^z z'~;(0&A|7~; 7z ^7z^ <^9
k^0(rzA.^7z;^7( ^7z$^exA^z k^0_^z, .7^ .7z_ $^7 <^^z_7ArzA _^0 <^k^0(rzA.^7z9

ek^~}^z ^0kx0$^z^z 47z'ze7z.(0r{^z(^z @z{U vvsBS O L
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;^7( k7^_^0 7z _^z /'z_^|.$^.('z_ r{erA|7^_^0z Xer{ Hx0.(^;^z_^z q8G NL
<4@ s` GcA sMvM` Lruu|^{^z( s)sMvM` *s` NzU st DDUWU
! /,7&7B<J6S4=9 @rDA0rz_ _^0 @z}zpuDrzA 'z _^z 50k^0$.e^7(urz}( rz_ _'.
;'z_^|.0^~;(|U J{k7_{rzA.m^0$x( 7z - tBM^ @$.U t L'(e s /2< 7.( r5 6^_^z9
D'||. ^7z^ J{k7_{rzA mxz {7( /'z_^|.ek^~}^z ^0kx0$^z^z 47z'ze7z.(0r{^z9
(^z 7z @z|'A^$^.('z_ $ekU r{A^}^;0( 7{ N';{^z _^. @$.U v h0U s$ A^z^0^||
'r.A^.~;|x..^z XA|@ #9OTQ= 7z *P3O7T9` - * NzU ]++', S=P7MH)?T9PM55=I`
8L(N sMMy` CB+ "CCM!WU 5(k'. 'z_^0^. A7|( r5 Dp0 _7^ z'~;(0&A|7~;^ 57z$^e7^9
;rzA mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z 7z ^7z^ <^k^0(rzA.^7z;^7( 7LmU - tBM^ @$.U t
L'(e B /2<` _7^ 'r~; Dp0 .(|U Ek^~}^ er0 J{k7_{rzA 'r. _^z er /'z_^|.ek^9
~}^z ^0kx0$^z^z 47z'ze7z.(0r{^z(^z Dp;0( XS$7HT9)S=P7MH` N_4 sMvv` s+s
"s+C DU!WU @$.U v h0U s$ ^z(;&|( r5 ^7z^z '||A^{^7z^z Hx0$^;'|( erArz.(^z mxz
- C @$.U v' L'(e sU q{ L~;07D((r{ k70_ 'r~; _7^ A^A^z(^7|7A^ @z.7~;( m^0(0^(^z
XmA|U(=IN>P 7z F?D` - * NzU :']WU

$f ;<J>*jQ ^@Q<J
E6UjP$SQ>j%j6jP F@J%jPJ@6!P8jQ<8@:# 87^ @$.7~;( _^0 50e7^|rzA ^7z^.
}r0eD07.(7A^z 57A^z;'z_^|.^0Dx|A. .^(e( z'~; <^A0U _^. N^A5 mx0'r.` _'.. _7^ 479
z'ze7z.(0r{^z(^ 'rD ^7z^{ '}(7m^z j'0}( 7LmU - sCC @$.U B L'(e v /2< A^;'z9
_^|( k^0_^z X<K80r~}.U v*)vMM*+` Ct rz_ vMM DUWU 87^ p$^0k7^A^z_^ j^7zrzA
7{ L~;07D((r{ A^;( _';^0 _'mxz 'r.` _'.. _'. <^.(^;^z ^7z^. '}(7m^z j'0}(. rz9
A^.~;07^$^z^. K'($^.('z_.{^0}{'| _^. @$.U v h0U s$ 7.( X#9OTQ= 7z *P3O7T9`
- * NzU ]++~, !7HT9=I 7z F7IT99M< FqqU - * NzU vBv, (=IN>P 7z F?D` - * NzU
:'vMWU h'~; _^0 2^.^(e^.$^A0pz_rzA X<K80r~}.U v*)vMM*+` *vW k70_ ^7z c0^7.
_'zz 'z ^7z^{ '}(7m^z j'0}( ^0{7((^|(` k^zz ^0 'z ^7z^0 <w0.^` mxz ^7z^{
/&z_|^0` mxz ^7z^{ <0x}^0` mxz ^7z^0 <0'z~;^zA0ruu^` mxz ^7z^{ c0^7.$^0^~;9
zrzA..^0m7~^ x_^0 mxz ^7z^0 @rD.7~;(.$^;w0_^ |^7~;( rz_ 0^A^|{&?7A ^0;&|(|7~;
7.( rz_ 'rD '}(r^||^z rz_ 0^A^|{&?7A 'rD(0^(^z_^z j'0}((0'z.'}(7xz^z ek7.~;^z
rz'$;&zA7A^z 807((^z $^0r;(, 7{ 2^A^z.'(e er q@L ty Xq8G NL /4@ y` GcA
sMM+` Lruu|^{^z( s)sMM+` ]t` NzU *t DDUW .x|| ;7zA^A^z _'zz }^7z '}(7m^0 j'0}(
mx0|7^A^z` k^zz e< zr0 ^7z^ A^07zA^ @ze';| mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z ('(.&~;|7~;
A^;'z_^|( k70_ x_^0 }^7z^ '}(r^||^z j'0}(u0^7.^ m^0DpA$'0 .7z_ X<K80r~}.U
v*)vMM*+` *vWU qz <^erA 'rD _^z {'?A^$|7~;^z E^7(urz}( .x||(^ ^. $^7 h^r^{7.9
.7xz^z '||^0_7zA. 'r.0^7~;^z` k^zz _7^ 47z'ze7z.(0r{^z(^ 7zz^0;'|$ ^7z^0 {'0}(9
p$|7~; }r0e^z E^7( z'~; 5{7..7xz er{ /'z_^| 'z ^7z^{ '}(7m^z j'0}( mx0A^.^9
;^z .7z_ rz_ ^7z ('(.&~;|7~;^0 /'z_^| _'zz 'r~; ^0Dx|A( XS=P7MH)?T9PM55=I`
8L(N sMMy` CB+ "CCM!, ?T9$IK<)?T9$V=I` 8< sMM]` sCCs "sCCC!, (=IN>P 7z
F?D` - * NzU :'vM, '@ #9OTQ= 7z *P3O7T9` - * NzU ]++~WU
! F.I,J!7B ESBI,D I7J4 -S,<7A,S48A57BI5S6 T7N74 ESMN7<6J:LI7J, 87A PR)9 5. 7.( r5
ek^7D^|;'D(` x$ _'. <^.(^;^z ^7z^. '}(7m^z j'0}(. K'($^.('z_{^0}{'| _^.
@$.U v h0U s$ 7.(U 8^{ 2^.^(e^.kx0(|'r( |&..( ^. .7~; z7~;( ^z(z^;{^zU H7^|9
{^;0 }zpuD( _7^ Hx0.~;07D( 7;0^{ Gx0(|'r( z'~; 'z - tBM^ @$.U t /2< 'z` _^0
_'. <^.(^;^z ^7z^. '}(7m^z j'0}( A^z'r.x k^z7A mx0'r..^(e( k7^ - v' @$.U v
L'(e v h0U v nG2 X'$HH=P 7z F=HHP=I)E=7N=N)?5I7TQO$NN` /'z_$r~; <7|'ze9
{x_^0z7.7^0rzA.A^.^(e` sMMy` B*M DU` {kh` er - tBM^ /2<, ?=I$<7N)(=V=I 7z
E4. r'U` nG2` sMMy` - v' nG2 NzU vv` {kh` er - v' nG2, - tBM^ @$.U t
/2< }zpuD( k7^_^0r{ 'z - v' @$.U v nG2 'z` mA|U <K80r~}.U v*)vMM*+` yCWU
qz A^.^(e^..g.(^{'(7.~;^0 /7z.7~;( .(pz_^ _'. n07(^07r{ Q'}(7m^0 j'0}(P 7{ G79
_^0.u0r~; er - sCC @$.U B /2<` _^zz _7^ <^k^0(rzA 'rD ^7z^{ '}(7m^z j'0}(
7.( zr0 ^7z^ mxz _0^7 G^0({'?.(&$^z _^. $^7er|^A^z_^z E^7(k^0(. A^{U - sCC
@$.U B /2<U 4^0z^0 .u07~;( _^0 2^.^(e^.ek^~} A^A^z _'. 50Dx0_^0z7..^. ^7z^.

O L @z{U vvsBS[vvsB0 @$.U v h0U s$a <^k^0(rzA mU er /'z_^|.9
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Q'}(7m^z j'0}(.P X<K80r~}.U v*)vMM*+` vMMWU qz _^0 c0'i7. kp0_^ ^7z n07(^07r{
Q'}(7m^0 j'0}(P er ^7z^{ @r.^7z'z_^0|'rD^z mxz /'z_^|.9 rz_ L(N^~;( Dp;0^z`
k^7| Dp0 ^7z^ H7^|e';| mxz 47z'ze7z.(0r{^z(^z _^. /'z_^|.$^.('z_. A^0'_^ }^7z
'}(7m^0 j'0}( $^.(^;( X7z.$^.U fK:98^07m'(^WU Hx0 _7^.^{ /7z(^0A0rz_ }'zz
_^z 2^.^(e^.{'(^07'|7^z` _7^ ^7z^z '}(7m^z j'0}( mx0'r..^(e^z` }^7z^ {'?9
A^$^z_^ <^_^r(rzA er}x{{^z XA$9PQ= 7z A$9PQ=)FM=N7;` @f` sU @rD|U sMMy`
- B @f NzU ]]` er0 .xAU @z_^r(rzA.(;^x07^WU

YG M9629 (9=9+\B2S)962Q96\
@$.U v h0U s$ D7z_^( D^0z^0 zr0 _'zz @zk^z_rzA` k^zz _7^ 7z 40'A^ .(^;^z_^z
47z'ze7z.(0r{^z(^ z7~;( 7z ^7z^0 <^k^0(rzA.^7z;^7( 7L_U - C @$.U v' L'(e s '$A^9
$7|_^( k^0_^zU 87^ @r.z';{^ mxz @$.U v h0U s$ 0^~;(D^0(7A( .7~; _'_r0~;` _'..
.x|~;^ 47z'ze7z.(0r{^z(^ z7~;( er /'z_^|.9` .xz_^0z er @$.7~;^0rzA.ek^~}^z
^0kx0$^z k^0_^zU Er /'z_^|.ek^~}^z ^0kx0$^z^ 47z'ze7z.(0r{^z(^ }wzz^z
r5 'r~; 7z _^0 L(<7|U z'~;(0&A|7~; 7z ^7z^ <^k^0(rzA.^7z;^7( ^7z$^exA^z k^0_^z
Xq8G NL /4@ tC` GcA sMvv` Lruu|^{^z(` +)sMvv` BBC` NzU vsU S=I.7;)*I7=8
H=O=7H5=I` 8< sMMy` y+* "y]M!, D=7N=I5` 87^ <7|_rzA x$6^}(p$^0A0^7D^z_^0 <^9
k^0(rzA.^7z;^7(^z z'~; /'z_^|.9 rz_ L(^r^00^~;(` sMvM` tC], S$7HT9)S=P7MH 7z
S$7HT9)S=P7MH` N^~;(.;'z_$r~; 47z'ze7z.(0r{^z(^` sMvv` - s NzU y]WU <^7 <^9
^z_7ArzA _^0 <^k^0(rzA.^7z;^7( .~;^7_^( 6^_x~; X7{ 2^A^z.'(e er0 ;'z_^|.9
0^~;(|U <^;'z_|rzAW ^7z^ QNp~}r{k7_{rzAP er{ $^7er|^A^z_^z E^7(k^0( 'r.U

&G /9>Q\)V14S92 ;9) -A)G O H+G CA ,Z\: O< (9=9+\B2S 36\ ;93
EA96:B49S92;92 ]96\=9+\. ZA:@S46>Q /6)651ZA)>Q4ZS

L' YT89 -A)G Y X[(J

PG -2)Z\:7 B2; (9=9+\B2S)?1+)>Q+6V\

47z'ze7z.(0r{^z(^` _7^ rz(^0 @$.U v h0U s$ D'||^z` .7z_ {7( _^{ $^7er|^A^z_^z
E^7(k^0( '$eA|U ^7z^. N7.7}x'$.~;|'A. X- tBM^ @$.U t /2<W er $^k^0(^zU h'~;
_^0 ;7^0 m^0(0^(^z^z @z.7~;( 7.( 'r. @$.U v h0U s$ ^7z^ u'0(7^||^ @z.'(emx0.~;07D(
'$er|^7(^z` .xk^7( .~;k^$^z_^ 2^.~;&D(. $^(0xDD^z .7z_ X.U @z{U vvsB7W` _7^ '|.
|^i .u^~7'|7. A^A^zp$^0 - C @$.U B' er .^;^z 7.(U 5z(.u0^~;^z_ .^7z^0 L(^||rzA 7{
2^.^(e ;'z_^|( ^. .7~; er_^{ r{ ^7z^ <^k^0(rzA.mx0.~;07D( XS=P7MH)?T9PM58
5=I` 8L(N sMMy` CB+ "CCv!,(=IN>P 7z F?D` - * NzU :'v+WU

PPG (96:B49S92;9+ ]96\=9+\ ZA:@S46>Q /6)651ZA)>Q4ZS

87^ <^k^0(rzA ;'( z'~; @$.U v h0U s$ {7( _^{ $^7er|^A^z_^z E^7(k^0( '$eA|U
^7z^. N7.7}x'$.~;|'A. X- tBM^ @$.U t /2<W er ^0Dx|A^zU 5. ;'z_^|( .7~; r{ ^7z^
<^k^0(rzA.uD|7~;(` z7~;( r{ ^7z <^k^0(rzA.k';|0^~;( X#9OTQ= 7z *P3O7T9` - *
NzU ]++^, S=P7MH)?T9PM55=I` 8L(N sMMy` CB+ "CCv!WU
(96:B49S92;9+ ]96\=9+\< q{ /7z$|7~} 'rD _^z <^A07DD _^. $^7er|^A^z_^z E^7(9
k^0(. k70_ 'rD - sCC @$.U B /2< <^erA A^zx{{^zU nxze^u(7xz^|| |7^A( _^{
$^7er|^A^z_^z E^7(k^0( ^7z^ Ax7zA9~xz~^0z9<^(0'~;(rzA XJz(^0z^;{^z.Dx0(Dp;9
0rzAW erA0rz_^` _;U` Dp0 _7^ 50{7((|rzA _^. $^7er|^A^z_^z E^7(k^0(. 7.( z7~;( _^0
<^(0'A {'?A^$|7~;` _^z ^7z Jz(^0z^;{^z $^7.u7^|.k^7.^ 'rDA0rz_ ek'zA.k^7.^0
l7Sr7_'(7xz ^0e7^|^z kp0_^ X?T9$IK<)?T9$V=I` /_$U <'z}$7|'ze` BU @rD|U sMvv`
svsWU 4x|A( {'z _^0 p$^0k7^A^z_^z @z.7~;( X?T9$IK<)?T9$V=I` /_$U <'z}9
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$7|'ze` BU @rD|U sMvv` svs` {khW` }'zz _^0 $^7er|^A^z_^ E^7(k^0( A0_.U zr0 _^0
j'0}(u0^7. _^. - sCC @$.U B L'(e v /2< .^7zU 57z^ @r.z';{^ }'zz zr0 Dp0 _^z
4'|| $^.(^;^z` 7z _^{ 7{ E^7(urz}( _^. 50k^0$. _^0 47z'ze7z.(0r{^z(^ ^7z '}(79
m^0 j'0}( $^.('z_^z ;'((^` _7^.^0 .u&(^0 '$^0 k^AA^D'||^z 7.(U qz _7^.^{ 4'|| 7.(
_^0 E^7(k^0( {7((^|. 'z^0}'zz(^0 <^k^0(rzA.{^(;x_^z er $^.(7{{^z x_^0 ^.
.7z_ ;7|D.k^7.^ _7^ Dx0(A^Dp;0(^z @n 'zer.^(e^z X- sCC @$.U B L'(e s rz_ t
/2<WU 8^0 $^7er|^A^z_^ E^7(k^0( 7.( Dp0 _7^ <^k^0(rzA {'?A^$^z_` rzA^'~;(^(
_^..^z` x$ ^0 p$^0 $ekU rz(^0 _7^ ;7.(x07.~;^z @n A^.(7^A^z $ekU A^D'||^z 7.(U
! +F;*B;=<-?-@!FB;4 q{ E^7(urz}( _^0 ^0.({'|7A^z <^k^0(rzA X@z.~;'DDrzA.e^7(9
urz}(W ^z(.u07~;( _^0 E^7(k^0( _^z @n` _7^ ^0Dx0_^0|7~; .7z_` r{ _^z H^09
{wA^z.A^A^z.('z_ 7z ^7z^z Q$^(07^$.$^0^7(^z Er.('z_P er m^0.^(e^z X- sCC
@$.U v L'(e v /2<` mA|U ?T9$IK<)?T9$V=I` /_$U <'z}$7|'ze` BU @rD|U sMvv` svs,
'$HH=P 7z F=HHP=I)E=7N=N)?5I7TQO$NN` /_$U <7|jx2` sMMy` n'uU v` *Ut` B*tWU
K0'z.'}(7xz.}x.(^z e&;|^z '|. @hn er _^z @n Xq8G 5NL <4@ s mU tUtUsMvM`
GcA sMvM` Lruu|^{^z( s)sMvM` *s, .U @z{U sysWU h'~; '@ 7.( 7{ ErA'zA.e^7(9
urz}( ^7z^ E^7(k^0($^k^0(rzA mx0erz^;{^z XF=HHP=I 7z F=HHP=I)E=7N=N)
?5I7TQO$NN` /_$U <7|jx2` sMMy` n'uU v` sU*Uv` vys` rz(^0 /7zk^7. 'rD - sCC
@$.U B /2<WU
! $>G;-<-?-@!FB;4 8^0 2^.^(eA^$^0 ;'( 7z - sCC @$.U B /2< ^7z L(rD^z}xze^u(
'rDA^.(^||(` _'. 7z.$^.U _'mxz '$;&zA(` x$ ^7z '}(7m^0 j'0}( Dp0 47z'ze7z.(0r9
{^z(^ mx0;'z_^z rz_ r5 'r~; 7{ @zk^z_rzA.$^0^7~; mxz @$.U v h0U s$ .7zz9
A^{&? 'zk^z_$'0 7.(a
[ vU L(rD^a 8^0 $^7er|^A^z_^ E^7(k^0( ^z(.u07~;( _^{ j'0}(u0^7.` k^zz ^7z '}(79

m^0 j'0}( $^.(^;( XmA|U - sCC @$.U B L'(e v /2<WU
[ sU L(rD^a 8^0 $^7er|^A^z_^ E^7(k^0( 7.( {7( /7|D^ '||AU 'z^0}'zz(^0 <^k^09

(rzA.{^(;x_^z Xe< 87.~xrz(^_ :'.; 4|xk9jx_^||^` fu(7xz.u0^7.{x_^||^W
er $^.(7{{^z` k^zz }^7z '}(7m^0 j'0}( $^.(^;(` 'z;'z_ _^..^z .7~; ^7z
j'0}(u0^7. ^0{7((^|z |&..( XmA|U - sCC @$.U B L'(e s /2<WU
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Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 3:
Bewertung von Verbindlichkeiten

Autor: Dr. Hanno Kiesel, Rechtsanwalt/Steuerberater, Ernst & Young,
Stuttgart

Mitherausgeber: Prof. Dr. Thomas Stobbe, Steuerberater, Pforzheim/München

A. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 3

Schrifttum: Bachem, Bewertung von überverzinslichen Geldleistungsverbindlichkeiten,
DStR 1999, 773; Hauber/Kiesel, Abzinsungsgebot nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG: Auswir-
kungen auf Verbindlichkeiten aus unverzinslichen Gesellschafterdarlehen, BB 2000, 1511;
Weber-Grellet, Die Gewinnermittlungsvorschriften des StEntlG 1999/2000/2002 – Ein
Fortschritt?, DB 2000, 165; Hoffmann, Abzinsung von Verbindlichkeiten und Rückstel-
lungen im Konzernverbund, GmbHR 2005, 972.

I. Geltungsbereich des Abs. 1 Nr. 3

Abs. 1 Nr. 3 gilt nach dem Wortlaut für alle privatrechtl. und öffentlich-rechtl.
Verbindlichkeiten, gleichgültig ob ein Geldbetrag oder ein Sachwert geschuldet
wird (zu Sachwertdarlehen s. Anm. 1155) oder ob es sich um Schulden in In-
lands- oder Auslandswährung (zu letzteren s. Anm. 26 ff., 1155) handelt.
Nicht anwendbar ist Abs. 1 Nr. 3 auf
E Rechnungsabgrenzungsposten: Sie sind keine Verbindlichkeiten, sondern bilanzielle
Hilfsmittel zur richtigen zeitlichen Abgrenzung von Einnahmen (bzw. Aus-
gaben), die aber stl. keine Berücksichtigung finden; vgl. FG Köln v. 17.3.2003 –
13 K 7115/00, EFG 2005, 1179, nrkr.; BFH v. 29.11.2006 – I R 46/05, BStBl. II
2009, 955; s. auch § 5 Anm. 1910 ff.
E Rücklagen: Sie sind Eigenkapital; auch sog. stfreie Rücklagen werden nicht
nach Abs. 1 Nr. 3, sondern nach speziell für sie geltenden Bewertungsvorschrif-
ten bewertet (zu „Rücklagen für Ersatzbeschaffung“ s. § 5 Anm. 572 ff.; zu
„Preissteigerungsrücklage“ s. § 5 Anm. 669 ff.).
E Unverzinsliche Forderungen aus Gesellschafterdarlehen: Eine analoge Anwendung des
Abs. 1 Nr. 3 auf unverzinsliche Darlehensforderungen bei kapitalersetzenden
Gesellschafterdarlehen wird vom BFH abgelehnt (BFH v. 10.11.2005 – IV R
13/04, BStBl. II 2006, 618; für die Anwendung eines Marktzinssatzes Kulosa in
Schmidt XXXI. § 6 Rn. 457, aA Hauber/Kiesel, BB 2000, 1511 [1515];Weber/
Grellet, DB 2000, 165 [168]; Hoffmann, GmbHR 2005, 972 [973], zur Anwen-
dung des Abs. 1 Nr. 3 auf unverzinsliche eigenkapitalersetzende Darlehensver-
bindlichkeiten vgl. Anm. 1155).
Vorrangigkeit einer höheren Teilwertbewertung von Verbindlichkeiten:
§ 6 Abs. 1 Nr. 3 ist vorrangig gegenüber dem Ansatzverbot von Drohverlus-
trückstellungen nach § 5 Abs. 4a, sofern sich aufgrund von schwebenden Ge-
schäften – zB wegen Überverzinslichkeit – ein höherer Teilwert einer Verbind-
lichkeit ergibt (vgl. Bachem, DStR 1999, 773 f.).

Einstweilen frei.
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§ 6 Anm. 1128–1129 Abs. 1 Nr. 3: Bewertung

II. Verhältnis zu anderen Bewertungsvorschriften

Es gelten die stl. Bewertungsregeln des Abs. 1 Nr. 2 (Teilwert) und über diese
das ab dem StEntlG 1999/2000/2002 geltende strenge Wertaufholungsgebot
des Abs. 1 Nr. 1 Satz 4. Aus Vereinfachungsgründen können zur Ermittlung des
Abzinsungsbetrags die Bewertungsregelungen der §§ 12–14 BewG herangezo-
gen werden (s. Anm. 1140).
§ 6a geht als speziellere Bewertungsvorschrift der Anwendung des Abs. 1 Nr. 3a
vor.
Ergänzend gelten auch die handelsrechtl. GoB (s. § 5 Anm. 61 ff.). Durch die für
nach dem 31.12.1998 endende Wj. geltende Fassung des Abs. 1 Nr. 3 wird das
Maßgeblichkeitsprinzip des § 5 Abs. 1 durchbrochen, sofern die spezielle
strechtl. Norm von der des § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB abweicht, da in diesen Fäl-
len der sog. Bewertungsvorbehalt des § 5 Abs. 6 eingreift.

Einstweilen frei.

B. Bewertung von Verbindlichkeiten

Schrifttum: Hüttemann, Grundsätze ordnungsgemäßer Bilanzierung für Verbindlichkei-
ten, Düsseldorf, 2. Aufl. 1976 (Grunds.); Hüttemann, Grundsätze ordnungsgemäßer Bi-
lanzierung von Schuldnergewinnen bei Geldentwertung im handels- und steuerrechtlichen
Jahresabschluss sowie in den verschiedenen Erhaltungskonzeptionen, in Baetge/Moxter/
Schneider (Hrsg.), Bilanzfragen – Festschrift zum 65. Geburtstag von Ulrich Leffson,
Düsseldorf 1976, 235; Moxter, Fremdkapitalbewertung nach neuem Bilanzsteuerrecht,
WPg 1984, 401; Rodin, Disagio, Diskont und Damnum im Einkommensteuerrecht, Köln
1988; Mathiak, Rechtsprechung zum Bilanzsteuerrecht, DStR 1989, 661; Ballwieser, Zur
Bedeutung von Aufwandsrückstellungen gemäß § 249 Abs. 2 HGB für Kapitalgesellschaf-
ten in Moxter/Müller/Windmöller/von Wysocki (Hrsg.), Rechnungslegung – Ent-
wicklungen bei der Bilanzierung und Prüfung von Kapitalgesellschaften, Festschrift für
Karl-Heinz Forster, Düsseldorf 1992, 45; Geib/Wiedmann, Zur Abzinsung von Rückstel-
lungen in der Handels- und Steuerbilanz, WPg 1994, 369; Moxter, Die BFH-Rechtspre-
chung zu den Wahrscheinlichkeitsschwellen bei Schulden, BB 1998, 2464; Cattelaens,
StEntlG 1999/2000/2002: Teilwertabschreibung und Wertaufholung, DB 1999, 1185;
Dieterlen/Haun, Gewinnmindernde Rücklagen nach den Übergangsregelungen des
StEntlG 1999/2000/2002, BB 1999, 2020; Feld, Auswirkungen des neuen steuerlichen
Wertaufholungs- und Abzinsungsgebots auf die Handelsbilanz, WPg 1999, 861; Groh,
StEntlG 1999/2000/2002: Imparitätsprinzip und Teilwertabschreibung, DB 1999, 978;
Herzig/Rieck, Bilanzsteuerliche Aspekte des Wertaufholungsgebotes im StEntlG, WPg
1999, 309; Hoffmann, Die Auswirkungen des StEntlG 1999/2000/2002 auf die Steuer-
bilanz, GmbHR 1999, 380; Korn/Strahl, Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002:
Übersicht und erste Beratungserkenntnisse, KÖSDI 1999, 11964; Schmitz, StEntlG
1999/2000/2002 und (umgekehrte) Maßgeblichkeit, DB 1999, 1974; Dietrich, Teilwert-
abschreibung, Wertaufholungsgebot und „voraussichtlich dauernde Wertminderung“ im
Spiegel des BMF-Schreibens vom 25.2.2000, DStR 2000, 1629; Hauber/Kiesel, Abzin-
sungsgebot nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG: Auswirkungen auf Verbindlichkeiten aus unver-
zinslichen Gesellschafterdarlehen, BB 2000, 1511; Scharpf/Lutz, Risikomanagement, Bi-
lanzierung und Aufsicht von Finanzbeiräten, Stuttgart, 2. Aufl. 2000; Van de Loo,
Abzinsung von Verbindlichkeiten in der Steuerbilanz und Folgen für die Handelsbilanz,
DStR 2000, 508; Waclawik, Zulässigkeit der Bildung eines Sonderpostens in der Handels-
bilanz bei Bildung der Abzinsungsrücklage (§ 52 Abs. 16 Sätze 7 und 10 EStG) in der
Steuerbilanz?, DB 2000, 338; Happe, Die Abzinsung von Verbindlichkeiten und Rückstel-
lungen im Steuerrecht, StuB 2005, 618; Hoffmann, Abzinsung von Verbindlichkeiten und
Rückstellungen im Konzernverbund, GmbHR 2005, 972; Paus, Besteuerung fiktiver Ge-
winne bei kongruenter Rückdeckung von Pensionszusagen, FR 2005, 83; Paus, Die „neue“
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Abzinsung von Verbindlichkeiten, FR 2005, 1195; Pitzke, Abzinsung von Verbindlichkei-
ten und Rückstellungen, NWB 2005, F. 17, 1949; Warnke, Verbindlichkeiten im Visier
der Betriebsprüfung, EStB 2005, 185; Reiche, Personengesellschaften im Konzern – kon-
zerninterne Finanzierungsmaßnahmen, StuB 2006, 666; Thomas/Meissner, Strukturüber-
legungen zur Akquisitionsfinanzierung unter dem Regime des § 8a KStG, BB 2006, 801;
Wassermeyer, Teilwertabschreibung auf eine zinslose Darlehensforderung des Gesell-
schafters gegen seine Gesellschaft, DB 2006, 296; Christiansen, Zur Passivierung von
Verbindlichkeiten: Dem Grunde nach bestehende Verbindlichkeiten – (Nicht-)Anwen-
dung des BFH-Urteils I R 45/97, DStR 2007, 127; Groh, Fragen zum Abzinsungsgebot,
DB 2007, 2275; Höfer, Versorgungsverpflichtungen im Entwurf des BilMoG, BB 2007,
2795; Hommel, Abzinsung von Rückstellungen für Sachleistungsverpflichtungen, BB
2007, 1556; Arbeitskreis Bilanzrecht der Hochschullehrer Rechtswissenschaft, Stel-
lungnahme zu dem Entwurf eines BilMoG: Einzelfragen zum materiellen Bilanzrecht, BB
2008, 209; Stümper/Entenmann, Ist das Abzinsungsgebot des § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG auf
unverzinsliche Darlehen des GmbH-Gesellschafters an „seine“ GmbH anwendbar?,
GmbR 2008, 312; Buciek, Aktuelle Rechtsprechung zum Bilanzsteuerrecht, DB 2010,
1029; Stadler/Bindl, Das unverzinsliche Darlehen in der Konzernsteuerplanung DB
2010, 862.

I. Grundlagen der Bewertung

Begriff: Eine Verbindlichkeit ist anzunehmen, wenn eine rechtl. oder wirt-
schaftlich erzwingbare, nach Grund und Höhe feststehende Verpflichtung zu ei-
ner Leistung besteht (ähnlich Hüttemann, HdJ, Abt. III/8 Rn. 4–6: Verpflich-
tung zu einer erzwingbaren und eindeutig quantifizierbaren Leistung, die eine
wirtschaftliche Belastung bildet) und entsteht nach Erfüllen aller Tatbestands-
merkmale aus dem privatrechtl., aber auch aus dem öffentlich-rechtl. Schuldver-
hältnis, das sich aus Vertrag, Gesetz, Verordnung, aber auch Satzung ergeben
kann.
Bilanzansatz: Ob eine Verbindlichkeit anzusetzen ist, richtet sich nach § 5; s.
dazu § 5 Anm. 480–485.
Bewertung:
E Abs. 1 Nr. 3 verlangt eine Bewertung der Verbindlichkeiten „unter sinngemä-
ßer Anwendung der Vorschriften der Nr. 2“.
E Abs. 1 Nr. 2 verlangt bei den Aktiva eine Bewertung mit den AK oder dem
voraussichtlich dauernden niedrigeren Teilwert. Die sinngemäße Anwendung
dieser Bewertungsregeln auf Verbindlichkeiten bedeutet, dass entweder die AK
oder ein höherer Erfüllungsbetrag (= höherer Teilwert) anzusetzen ist (s.
Anm. 1138–1140). Der Teilwert kommt wegen des weiterhin geltenden Impari-
tätsprinzips nur dann in Betracht, wenn er voraussichtlich dauernd höher als der
Nennbetrag ist.
E Besonderheiten eines Geschäftszweigs: Abs. 1 Nr. 3 ist so allg. gehalten, dass die
Vorschrift für eine Bewertung, die den Besonderheiten eines Geschäftszweigs
Rechnung trägt, Raum lässt (so BFH v. 25.9.1968 – I 52/64, BStBl. II 1969, 17
[22] betr. Disagio bei Hypothekenbanken).

II. Bewertung mit den Anschaffungskosten

1. Maßgeblichkeit des Erfüllungsbetrags (Nennbetrags)
Abs. 1 Nr. 3 verlangt für die Bewertung von Verbindlichkeiten eine „sinngemä-
ße“ Anwendung der in Nr. 2 enthaltenen Vorschriften. Jedoch enthält die Vor-
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§ 6 Anm. 1131–1138 Abs. 1 Nr. 3: Bewertung

schrift keine Regelung darüber, wie die AK von Verbindlichkeiten festzustellen
sind. Nach der neueren Rspr. des BFH ist deshalb Rückgriff auf die handels-
rechtl. GoB zu nehmen. Unter AK wird daher der Erfüllungsbetrag, besonders
also bei auf einen Geldbetrag lautenden Verbindlichkeiten der Nennbetrag der
Verbindlichkeit (nach § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB: Rückzahlungsbetrag) verstan-
den (aA noch BFH v. 3.7.1964 – VI 262/63 U, BStBl. III 1965, 83).

Vgl. für Darlehensverbindlichkeiten BFH v. 4.3.1976 – IV R 78/72, BStBl. II 1977,
380; v. 4.5.1977 – I R 27/74, BStBl. II 1977, 802 (804); v. 31.1.1980 – IV R 126/76,
BStBl. II 1980, 491; v. 23.6.1988 – IV R 139/86, BStBl. II 1988, 1001; für alle Geldver-
bindlichkeiten BFH v. 31.1.1980 – IV R 126/76, BStBl. II 1980, 491 (493); v. 22.11.
1988 – VIII R 62/85, BStBl. II 1989, 359; v. 15.7.1998 – I R 24/96, BStBl. II 1998,
728; v. 11.10.2007 – IV R 52/04, BStBl. II 2009, 705; v. 15.9.2004 – I R 5/04, BStBl. II
2009, 100; v. 23.4.2009 – IV R 62/06, BStBl. II 2009, 778; für die Bewertung bei einer
Emissionsberechtigung BMF v. 6.12.2005, BGBl. I 2005, 1578; zu den Voraussetzun-
gen, wann eine Darlehensverbindlichkeit unter ihrem Nennwert angesetzt werden darf,
BFH v. 1.3.2005 – VIII R 5/03, DStRE 2005, 1052; für die Bewertung abw. vom
Nennwert im Insolvenzfall OFD Münster v. 21.10.2005, DStR 2005, 2079.

E Erfüllungsbetrag ist der Betrag, der zur Erfüllung der Verbindlichkeit aufzuwen-
den ist. Das ist bei Geldleistungsverpflichtungen der Betrag der vom Stpfl. zu er-
bringenden Aufwendungen. Bei Sachleistungsverpflichtungen sind die dem
Stpfl. entstehenden Aufwendungen zu berücksichtigen. Diese sind jedoch idR
dem Rückstellungsbereich zuzuordnen, da solche Verpflichtungen im Zeitpunkt
ihrer Begr. wohl ihrer Höhe nach noch nicht bekannt sind. Dies zeigt auch die
bisher zu diesem Komplex ergangene Rspr., zB BFH v. 25.2.1986 – VIII R
134/80, BStBl. II 1986, 788 mwN; v. 11.2.1988 – IV R 191/85, BStBl. II 1988,
661; zu beachten ist hier die im Rückstellungsbereich seit dem Jahr 1999 beste-
hende Eingrenzung in Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b (Einzelkosten und angemessene
Teile der notwendigen Gemeinkosten, Anm. 1174).

2. Höchstwertprinzip
Die sinngemäße Anwendung des Abs. 1 Nr. 2 orientiert sich am Zweck der ge-
setzlichen Regelung. Die Bewertungsregeln des § 6 sollen verhindern, dass der
Stpfl. sein Vermögen zu niedrig ausweist; die handelsrechtl. GoB, insbes. das
Imparitätsprinzip, sollen jedoch weiterhin beachtet werden (s. § 5 Anm. 221).
„Sinngemäße“ Anwendung des Abs. 1 Nr. 2 bei Verbindlichkeiten bedeutet da-
her, dass bei einem höheren Teilwert entsprechend den handelsrechtl. GoB
nicht mehr die AK, sondern der höhere (dauerhafte) Teilwert maßgebend ist (so
schon BFH v. 12.3.1964 – IV 456/61 U, BStBl. III 1964, 525).

Beispiel: Liegen die AK der fremdfinanzierten WG unter dem Nennbetrag der Ver-
bindlichkeit, ist die Verbindlichkeit selbst uE mit ihrem Nennbetrag zu bewerten. Ent-
sprechend der handelsrechtl. Bewertungsvorschrift des § 253 Abs. 1 HGB, nach der
Verbindlichkeiten mit ihrem Rückzahlungsbetrag (= Erfüllungsbetrag, s. Anm. 1131)
anzusetzen sind, sind auch Verbindlichkeiten, deren Ausgabebetrag geringer als der
Rückzahlungsbetrag ist, mit dem Nennwert anzusetzen (§ 250 Abs. 3 HGB).

Einstweilen frei.

III. Bewertung mit dem Teilwert

1. Teilwertbegriff bei der Bewertung von Verbindlichkeiten
Teilwert einer Verbindlichkeit ist derjenige Betrag, mit dem ein Erwerber des
Betriebs sie im Rahmen des Gesamtkaufpreises für den Betrieb berücksichtigen
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würde. Er ist gleich dem Barwert oder sog. Zeitwert (vgl. BFH v. 12.3.1964 – IV
456/61 U, BStBl. III 1964, 525; v. 20.11.1969 – IV R 22/68, BStBl. II 1970, 309;
Groh, DB 1999, 978).
Bei Entstehung einer Verbindlichkeit in Geld deckt sich der Teilwert regelmäßig
mit ihrem Nennbetrag (s. zu dieser sog. Teilwertvermutung Anm. 587).
Zeitraumbezogene Unterscheidungen bei Folgebewertungen: Abs. 1 Nr. 3
führt zu einer unterschiedlichen Handhabung der Teilwertbewertung, je nach-
dem, ob Wj. zu betrachten sind, die vor dem 1.1.1999 oder nach dem 31.12.1998
enden:
E Für nach dem 31.12.1998 endende Wj. kommt eine Teilwerterhöhung nur für die
Fälle in Betracht, in denen der Teilwert voraussichtlich dauernd über dem Nenn-
betrag liegt.
E Für vor dem 1.1.1999 endende Wj. kommt eine vom Nennbetrag abweichende
Bewertung nur in Betracht bei Verbindlichkeiten, deren Teilwert über dem
Nennbetrag liegt. Der Teilwert einer ungewöhnlich hoch verzinslichen Verbind-
lichkeit deckt sich im Zweifel zwar ebenfalls mit ihrem Nennbetrag, da die Ver-
mutung besteht, dass auch ein Erwerber des Betriebs die Verbindlichkeit akzep-
tiert hätte, etwa wegen der besonderen Bedeutung der Kreditaufnahme für den
Betrieb. Es kann auch sein, dass dem Nachteil der ungewöhnlich hohen Zinsen
ein vom Gläubiger eingeräumter Vorteil gegenübersteht, den ein Erwerber eben-
falls in Anspruch nehmen würde (vgl. Hüttemann, HdJ, Abt. III/8 Rn. 244).
Der Teilwert liegt dagegen über dem Nennbetrag, wenn die Eingehung einer so
hoch verzinslichen Verbindlichkeit eine Fehlmaßnahme (s. Anm. 599) bildet.
Zusammenhang mit der Bewertung beim Gläubiger? Die Bewertung einer
Verbindlichkeit beim Schuldner ist nicht von der Bewertung der entsprechenden
Forderung beim Gläubiger abhängig. Auch wenn der Gläubiger die Forderung
ganz oder teilweise wertberichtigt, zB wegen drohender Zahlungsunfähigkeit
des Schuldners, muss dieser sie in voller Höhe ausweisen.

Vgl. zur aufgegebenen korrespondierenden Bilanzierung bei Betriebsaufspaltung
Anm. 943; zur Anwendung des Abs. 1 Nr. 3 auf eigenkapitalersetzende Darlehen
Anm. 1155; zur stl. Behandlung des Abzinsungsbetrags als Einlage bei einem unver-
zinslichen Darlehen zwischen Gesellschafter und Gesellschaft Hauber/Kiesel, BB
2000, 1511 (1513); zur bilanzstrechtl. Behandlung von Darlehensvergaben im Konzern
zwischen beteiligungsidentischen Schwester-PersGes. Reiche, StuB 2006, 666; zu
grenzüberschreitenden Darlehensvergaben im Konzern Wassermeyer, DB 2006, 296;
zum Missbrauchstatbestand des § 42 AO bei niedriger Verzinsung des Darlehens zwi-
schen Nahestehenden im Konzernverbund Anm. 1148.

2. Höchstwertprinzip
Gemäß Abs. 1 Nr. 3 sind die Bewertungsregeln der Nr. 2 sinngemäß anzuwen-
den (aA BFH v. 23.4.2009 – IV R 62/06, BStBl. II 2009, 778, mit dem Hinweis,
dass seine Rsp. zum abnutzbaren Anlagevermögen anzuwenden sei; dagegen
mit guten Argumenten Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 396). Bewertungs-
untergrenze sind die AK. Der niedrigere Teilwert darf grds. nicht angesetzt wer-
den. Der Ansatz eines höheren Teilwerts (Wahlrecht) ist nur dann heranzuzie-
hen, wenn die Abweichung von den AK voraussichtlich dauernd ist (BFH v.
19.11.2003 – I R 77/01, BStBl. II 2010, 482). Was bei Abs. 1 Nr. 2 daher über
die Bewertung mit dem niedrigeren Teilwert bestimmt ist, gilt bei Verbindlich-
keiten für die Bewertung mit dem höheren Teilwert (BFH v. 22.11.1988 – VIII
R 62/85, BStBl. II 1989, 359 [361]; v. 9.6.1997 – GrS 1/94, BStBl. II 1998, 307:
Ableitung aus dem Ablösebetrag der Verbindlichkeit). Nach Modifizierung des
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§ 6 Anm. 1139–1140 Abs. 1 Nr. 3: Bewertung

Grundsatzes der formellen Maßgeblichkeit iSd. § 5 Abs. 1 Satz 2 aF mW ab
2009 (vgl. § 5 Anm. 62) kann dieses stl. Wahlrecht bei Kaufleuten nach der Auf-
fassung der Finanzverw. unabhängig von der Hbil. ausgeübt werden (BMF v.
12.3.2010 – IV C 6 - S 2133/09/10001, BStBl. I 2010, 239 – Tz. 15; str.; zum
Diskussionsstand s. Anm. 51 und Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 361). Da-
rüber hinaus ist ein strenges Wertminderungsgebot zu beachten.
Voraussichtlich dauernde Wertänderung: Mit Wirkung für nach dem 31.12.
1998 endende Wj. gilt eine beachtliche Abweichung der stl. Bewertungsregeln
von denen des Handelsrechts. Nach Abs. 1 Nr. 2 darf der niedrigere – und da-
mit nach Nr. 3 der höhere – Teilwert dann angesetzt werden, wenn er auf einer
voraussichtlich dauernden Wertminderung – bei Verbindlichkeiten: Werterhö-
hung – beruht (zur Auslegung des Begriffs „dauernde Wertminderung“ s. BFH
v. 14.3.2006 – I R 22/05, DStR 2006, 1311; BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000,
372 – Tz. 3; aA Dietrich, DStR 2000, 1629). Die Beweislast für eine dauernde
Werterhöhung trifft den Stpfl. Darüber hinaus hat die Regelung die bisher bei
verschiedenen Aktiva entsprechend handelsrechtl. Vorschriften geltenden unter-
schiedlich strengen Wertaufholungsverpflichtungen durch den Verweis in Abs. 1
Nr. 2 Satz 3 auf Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 für die stl. Bewertung vereinheitlicht (vgl.
Anm. 624 ff.). Den Stpfl. trifft für Wj., die nach dem 31.12.1998 enden, ein
strenges Wertaufholungsgebot für sämtliche aktiven WG, wenn ihm der Nach-
weis eines weiterhin geringeren Teilwerts nicht gelingt (zur Nachweispflicht
BFH v. 19.8.2009 – I R 1/09, BStBl. II 2010, 225). Dies gilt über den insoweit
nicht eingeschränkten Verweis in Abs. 1 Nr. 3 auch für die Bewertung von Ver-
bindlichkeiten (strenges Wertminderungsgebot), so dass die Verminderung eines
höheren Teilwerts in den Folgejahren zu berücksichtigen ist (vgl. Hoffmann,
GmbHR 1999, 380 [386]; zur handelsrechtlichen Diskussion Ballwieser, FS
Forster, 1992, 45; zur stfreien Übergangsrücklage s. Anm. 1150).

3. Kein Absinken unter Anschaffungskosten
Anschaffungskosten bilden die Untergrenze: Die Bewertung (mit den „An-
schaffungskosten“, s. Anm. 1131), muss grds. beibehalten werden, da anderen-
falls unzulässigerweise ein nicht verwirklichter Gewinn ausgewiesen werden
würde (Abs. 1 Nr. 3 iVm. Nr. 2; BFH v. 4.5.1977 – I 27/74, BStBl. II 1977, 802;
v. 9.2.1993 – VIII R 29/91, BStBl. II 1993, 747). Für die Berücksichtigung von
Erl. oder Verzicht s. Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 952.
Ausnahme: Ein Absinken unter die AK ist jedoch dann möglich, wenn mit „an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit“ eine Inanspruchnahme ausscheidet
(BFH v. 22.11.1988 – VIII R 62/85, BStBl. II 1989, 359 „Gutmünzen“; v. 27.3.
1996 – I R 3/95, BStBl. II 1996, 470 „Spareinlagen“; v. 20.9.1995 – X R 225/93,
BStBl. II 1997, 320 „Filmförderungskredit“: Verhältnis der Produktionskosten
zu den Verwertungserlösen wie auch statistische Daten der Filmwirtschaft kön-
nen Anhaltspunkt geben; Moxter, BB 1998, 2464; Mathiak, DStR 1989, 661;
aA BMF v. 28.4.1997, BStBl. I 1997, 398).
E Berücksichtigung der Verjährungseinrede: BFH v. 9.2.1993 – VIII R 21/92,
BStBl. II 1993, 543.
E Zum Einfluss einer Verhandlung am Bilanzstichtag über einen – später gewährten
– Erlass: BFH v. 17.11.1987 – VIII R 348/82, BStBl. II 1988, 430.
E Zur Saldierung noch nicht verwirklichter Rückgriffsansprüche: BFH v. 17.2.1993 – X R
60/89, BStBl. II 1993, 437; v. 3.8.1993 – VIII R 37/92, BStBl. II 1994, 444.

1140



HHR Lfg. 254 November 2012 Kiesel

Sinken des Teilwerts: Hat der Stpfl. wegen Anstiegs des Teilwerts der Ver-
bindlichkeit eine Erhöhung des Teilwerts vorgenommen (s. Anm. 1139) und
sinkt der Teilwert in den folgenden VZ wieder, muss der Stpfl. nach Abs. 1
Nr. 3 iVm. Nr. 2 den niedrigeren Teilwert ansetzen. Sinkt der Wert, weil der
Stpfl. mit einer voll Einziehung der Schuld nicht mehr rechnen muss oder zu de-
ren Erfüllung nicht mehr in der Lage ist, ist eine Minderung des Teilwerts nicht
zulässig (BFH v. 3.9.2009 – IV R 17/07, BStBl. II 2010, 631). Gleiches gilt für
Rangrücktritt (BFH v. 14.1.2010 – IV R 13/06, BFH/NV 2010, 1483, mwN);
die ursprünglichen „Anschaffungskosten“ dürfen aber nicht unterschritten wer-
den. Will der Stpfl. den höheren Teilwert des Vorjahres beibehalten, so trägt er
für die Gründe (insbes. für das Kriterium „dauernd“ bei der Werterhöhung) die
Feststellungslast. Zur gewinnneutralisierenden Übergangsrücklage s. Anm. 1150.

IV. Abzinsungsgebot

1. Verfassungsmäßigkeit der Abzinsung
Der Zinsfuß iHv. 5,5 % unterliegt verfassungsrechtl. Bedenken (aA Nds. FG v.
18.4.2007 - 3 K 11463/05, BB 2007, 1550, rkr., best. durch BFH v. 5.5.2011 –
IV R 32/07, BStBl. II 2012, 98; v. 6.10.2009 – I R 4/08, BStBl. II 2010, 177).
Der Gesetzgeber ist bei Einf. des Abzinsungsgebots davon ausgegangen, dass
ein Zinssatz iHv. 5,5 % angemessen ist und hatte die Vorschrift des § 6 Abs. 1
Nr. 3 den Bewertungsregelungen der §§ 12–14 BewG angepasst. Angesichts des
seit mehreren Jahren gesunkenen Zinsniveaus muss dieser festgelegte Zinssatz
als überhöht angesehen werden (glA Paus, FR 2005, 83). Als marktgerecht wird
teilweise ein Zins von etwa 3–4 % gesehen (für das Jahr 2005 Hoffmann,
GmbHR 2005, 972), wobei allerdings von Stpfl. an Banken aus Risikogründen
höhere Zinsen zu leisten sind. Der Zinssatz iHv. 5,5 % kann dazu führen, dass
nicht erzielte und nicht erzielbare Gewinne ausgewiesen werden, wenn sich das
Unternehmen günstiger finanzieren kann (vgl. dazu Pitzke, NWB 2005, F. 17,
1949). Wenn der langfristige Marktzinssatz für eine längere Periode nicht uner-
heblich von 5,5 % abweicht, kann ein Verstoß gegen das Leistungsfähigkeits-
prinzip vorliegen (vgl. Hommel, BB 2007, 1556, in Auseinandersetzung mit der
Entsch. des Nds. FG v. 18.4.2007 – 3 K 11463/05, BB 2007, 1550, rkr.).

2. Abzinsung im Handelsrecht
Handelsrechtlich ist eine Abzinsung grds. nur zulässig, wenn die Verbindlichkeit
einen verdeckten Zinsanteil enthält (vgl. Kozikowski/Schubert in Beck-Bil-
Komm. VIII. § 253 HGB Rn. 63). Damit löst sich das StRecht vom Maßgeblich-
keitsgrundsatz des Handelsrechts (§ 5 Abs. 1 Satz 1). Die Abweichung von den
handelsrechtl. Grundsätzen ist aufgrund des stl. Bewertungsvorbehalts (§ 5
Abs. 6) jedoch zulässig. Für die Bewertung von Verbindlichkeitsrückstellungen
ab dem Wj. 2009 beinhaltet § 253 Abs. 2 HGB nunmehr ebenfalls eine Abzin-
sung von ungewissen Verbindlichkeiten. Steuerliche Auswirkungen ergeben sich
durch die Änderung des § 253 HGB aufgrund der besonderen Bewertungsvor-
schriften in Abs. 1 Nr. 3a jedoch nicht (abw. Arbeitskreis Bilanzrecht der
Hochschullehrer Rechtswissenschaft, BB 2008, 209).

3. Behandlung unverzinslicher Verbindlichkeiten

a) Für vor dem 1.1.1999 endende Wirtschaftsjahre
Die Rspr. des BFH differenziert wie folgt:
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§ 6 Anm. 1143–1145 Abs. 1 Nr. 3: Bewertung

Bei echter Unverzinslichkeit zieht der BFH bei Darlehensverbindlichkeiten
den Nennbetrag (Erfüllungsbetrag) zur Bewertung heran.

Vgl. BFH v. 7.10.1997 – VIII R 84/94, BStBl. II 1998, 331; v. 15.7.1998 – I R 24/96,
BStBl. II 1998, 728; v. 1.3.2005 – VIII R 5/03, DStRE 2005, 1052.

Bei formeller Unverzinslichkeit ist im Rückzahlungsbetrag ein verdeckter
Zinsanteil enthalten, so dass die Rspr. eine Abzinsung und damit eine Barwert-
betrachtung von Verbindlichkeiten unter aktiver Abgrenzung des Unterschieds-
betrags für erforderlich hält.

Vgl. BFH v. 25.2.1975 – VIII R 19/70, BStBl. II 1975, 647; v. 7.7.1983 – IV R 47/80,
BStBl. II 1983, 753 (755), Gratifikation; v. 5.2.1987 – IV R 81/847, BStBl. II 1987, 845
(848); v. 12.12.1990 – I R 153/86, BStBl. II 1991, 479 (483); v. 15.7.1998 – I R 24/96,
BStBl. II 1998, 728; v. 30.11.2005 – I R 1/05, BStBl. II 2006, 471. Differenzierend Ro-
din, Disagio, Diskont und Damnum im Einkommensteuerrecht, 1988, 34 ff., der unter
Verweis auf die Beratungen des Rechtsausschusses des BT zum AktG 1965
(BTDrucks. 4/3296, 32) – § 156 AktG 1965 stellt die Vorgängervorschrift der §§ 250
Abs. 3, 253 Abs. 1 Satz 2 HGB dar – darlegt, dass der aktive RAP nur bei tatsächlich
vorverausgabtem Unterschiedsbetrag in Betracht komme. Stelle sich der Unterschied
jedoch als laufzeitabhängige Überlassungsvergütung dar, so bestehe eine Regelungs-
lücke in §§ 250 Abs. 3, 253 Abs. 1 Satz 2 HGB, so dass deren Anwendungsbereich auf
laufzeit- und kapitalunabhängige Überlassungsvergütungen reduziert werden müsse
(Nettomethode). GlA Kozikowski/Fischer in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB
Rn. 64; Geib/Wiedmann, WPg 1994, 369 (373); aA ADS VI. § 253 HGB Rn. 82, die je-
doch die Nettomethode bei Zero-Bonds (s. Anm. 1155) angewendet wissen wollen
(ADS VI. § 253 HGB Rn. 86).

Formelle Unverzinslichkeit liegt – zumindest wirtschaftlich – insoweit nicht vor,
als der Stpfl. dem Gläubiger anstelle von Zinsen andere Vorteile gewähren muss
und dadurch wirtschaftlich belastet ist (vgl. BFH v. 9.7.1982 – III R 15/79,
BStBl. II 1982, 639; v. 11.7.1980 – III B 3/80, BStBl. II 1980, 559, betr. öffent-
liche Wohnungsbaudarlehen; dazu auch BMF v. 23.8.1999, BStBl. I 1999, 818);
s. auch Anm. 912.

b) Für nach dem 31.12.1998 endende Wirtschaftsjahre
Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 verlangt nach der Bewertung iSd. Abs. 1 Nr. 2 eine Abzin-
sung von 5,5 %. Dies gilt auch für Verbindlichkeiten, die vor dem 1.1.1999 ent-
standen sind, denn das Gesetz knüpft an das endende Wj. an (vgl. § 52 Abs. 16
Satz 2). Die Abzinsung ist im Rahmen der sinngemäßen Bewertung der Nr. 2
durchzuführen. Dies führt dazu, dass jeweils der Nennwert (als Anschaffungs-
kostenbetrag) und der höhere Teilwert abzuzinsen sind und dass anschließend
das Höchstwertprinzip Anwendung findet.
Zur Gesellschafterfinanzierung s. Anm. 1155.

4. Berechnungsverfahren

a) Grundsätze der Berechnung
Versicherungsmathematische Berechnungen: Bei der Abzinsung sind grds.
finanz- oder versicherungsmathematische Grundsätze unter Berücksichtigung
eines Zinssatzes von 5,5 % anzuwenden. Die FinVerw. lässt aber aus Verein-
fachungsgründen die Anwendung der §§ 12–14 BewG zu.
Taggenaue Abzinsung: Nach hM ist taggenau abzuzinsen (BMF v. 26.5.2005,
BStBl. I 2005, 699; Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 456; aA Pitzke, NWB
2005, F. 17, 1949; Warnke, EStB 2005, 185, für die Berechnung nach vollen
Monaten). Das Kj. rechnet mit 360 Tagen, ein Monat mit 30 Tagen.

1144

1145



HHR Lfg. 254 November 2012 Kiesel

Vorrangigkeit der Schätzung der Laufzeit bei Fälligkeitsdarlehen: Steht
am Bilanzstichtag der Rückzahlungszeitpunkt einer unverzinslichen Verbindlich-
keit nicht fest, so ist vorrangig die Restlaufzeit zu schätzen (BMF v. 26.5.2005,
BStBl. I 2005, 699).
Anwendung des § 13 Abs. 2 BewG: Liegen für eine objektive Schätzung der
Restlaufzeit keine Anhaltspunkte vor, kann hilfsweise § 13 Abs. 2 BewG ange-
wendet werden (FG München v. 20.6.2006 – 5 V 1675/06, nv., rkr.; FG Müns-
ter v. 9.7.2010 – 9 K 1213/09, EFG 2010, 2007). Danach ist der Bewertung das
9,3fache des Jahreswerts einer Nutzung oder Leistung von unbestimmter Dauer
zugrunde zu legen. Dieses Vorgehen erfordert eine Umrechnung auf eine fiktive
Laufzeit. Für Tilgungsdarlehen (s. Anm. 1155) ergibt sich daher eine Laufzeit
von zwölf Jahren, zehn Monaten und zwölf Tagen; für Fälligkeitsdarlehen ent-
spricht dies einem Vervielfältiger iHv. 0,503 (BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005,
699).
Zinsschranke: Gemäß § 4h Abs. 3 Satz 4 führen Abzinsungen unverzinslicher
Verbindlichkeiten zu berücksichtigungspflichtigen Zinserträgen (so auch Groh,
DB 2007, 2275/8; Ortmann-Babel/Bolik/Gageur, BB 2009, 2414/16; Kulosa
in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 456; aA BMF v. 4.7.2008, BStBl. I 2008, 718 –
Tz. 27).

b) Anwendung des vereinfachten Verfahrens (§§ 12–14 BewG)
Der Abzinsungsbetrag kann vereinfacht nach den Bewertungsregelungen der
§§ 12–14 BewG ermittelt werden. Dem Stpfl. wird unter Anwendung des nach
§ 6 Abs. 1 Satz 1 maßgeblichen Grundsatzes der Einzelbewertung insofern ein
Wahlrecht für jeden einzelnen Sachverhalt eingeräumt.
Nach Auffassung der FinVerw. ist das vereinfachte Bewertungsverfahren für alle
abzuzinsenden Verbindlichkeiten und Rückstellungen maßgebend und daher an
den nachfolgenden Bilanzstichtagen beizubehalten (BMF v. 26.5.2005, BStBl. I
2005, 699).
Maßgebender Vervielfältiger: Soweit der Stpfl. sich für das vereinfachte Be-
wertungsverfahren entscheidet, ist bei Fälligkeitsdarlehen die dem BMF-Schrei-
ben v. 26.5.2005 (BStBl. I 2005, 699) beigefügte Tabelle 2 maßgebend. Bei Til-
gungsdarlehen ist hingegen Tabelle 3 anzuwenden (s. Anm. 1155). Der
Vervielfältiger richtet sich hierbei nach der Laufzeit des Darlehens.
Vom Leben bestimmter Personen abhängige Laufzeit des Fälligkeitsdar-
lehens: Die mittlere Lebenserwartung der betreffenden Person ist ausschlag-
gebend für die Berechnung. Die jeweils mittlere Lebenserwartung ergibt sich
aus der Sterbetafel für die Bundesrepublik Deutschland 1986/1988 nach dem
Gebietsstand seit dem 3.10.1990 (Tabelle 6 zu § 12 BewG).

5. Ausnahmen vom Abzinsungsgebot

a) Kurzfristige Verbindlichkeiten
Bei Verpflichtungen, deren Laufzeit am Bilanzstichtag weniger als zwölf Monate
beträgt, ist keine Abzinsung vorzunehmen. Eine Laufzeit von weniger als zwölf
Monaten ist anzunehmen, wenn die Verbindlichkeit vor Ablauf eines Jahres
nach dem Bilanzstichtag vollständig getilgt ist. Das gilt nicht für Darlehen, die
zwar rechtlich kurzfristig kündbar, tatsächlich aber auf eine langfristige Laufzeit
angelegt sind (BFH v. 6.10.2009 – I R 4/08, BStBl. II 2010, 177; v. 27.1.2010 –
I R 35/09, BStBl. II 2010, 478). Dagegen sind sog. Kettendarlehen, bei denen
die vertragliche Laufzeit weniger als zwölf Monate beträgt, die Laufzeit aber spä-
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§ 6 Anm. 1147–1148 Abs. 1 Nr. 3: Bewertung

ter verlängert wird, nicht abzuzinsen (FG Köln v. 12.2.2009 – 13 K 1570/06,
EFG 2009, 969, rkr.; FG Köln v. 12.2.2009 – 13 K 1572/06, EFG 2009, 973,
rkr.).
Änderung der Verhältnisse: Jedes Ereignis (zB neue vertragliche Vereinbarun-
gen, Eintritt einer Bedingung), das die Verzinslichkeit beeinflusst, führt im fol-
genden Wj. zu einer Neubewertung der Verbindlichkeit (BMF v. 26.5.2005,
BStBl. I 2005, 699).
Vorzeitige Rückzahlung eines Darlehens: Soweit der Schuldner vor dem Bi-
lanzstichtag eine Sondertilgung vornehmen will und der Gläubiger zustimmt, ist
die Gesamtverbindlichkeit aufzuteilen in einen Teil, dessen Rückführung kurz-
fristig geplant ist. Soweit für diesen Teil der Zwölf-Monatszeitraum nicht erfüllt
ist, entfällt eine Abzinsung (Happe, StuB 2005, 618; abw. BMF v. 26.5.2005,
BStBl. I 2005, 699, das diesen Fall nicht regelt). Der restliche Betrag der Darle-
hensverbindlichkeit ist auf die Restlaufzeit abzuzinsen.

b) Verzinsliche Verbindlichkeiten
Verzinsliche Darlehen sind nach dem Gesetzeswortlaut grds. von einer Abzin-
sung ausgeschlossen. Verzinsung bedeutet, dass bei wirtschaftlicher Betrachtung
eine Gegenleistung für die Kapitalüberlassung erfolgt.
Gestaltungsmissbrauch: Die hM lehnt die Möglichkeit eines Umgehungstat-
bestands nach § 42 AO ab, selbst dann, wenn die vereinbarte Verzinsung „nahe
0 %“ geht (BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005, 699; BFH v. 29.6.2009 – I B 57/09,
BFH/NV 2009, 1804; offengelassen von BFH v. 6.10.2009 – I R 4/08, BStBl. II
2010, 177; Paus, FR 2005, 1195; Thomas/Meissner, BB 2006, 801; aA noch
BMF v. 23.8.1999, BStBl. I 1999, 818; Werndl in KSM, § 6 Rn. D 33). Für die
Annahme einer Verzinsung genügt daher jeder wirtschaftlicher Nachteil, der der
Verbindlichkeit gegenübersteht.
Zeitweise Verzinsung: Die zeitweise Verzinsung einer Verbindlichkeit ist eine
Verzinsung iSd. Abs. 1 Nr. 3 (BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005, 699).
Bedingte Verzinsung: Die Abzinsung soll nach Auffassung der FinVerw. un-
terbleiben, wenn die Bedingung eintritt, die die vertragliche Pflicht zur Zinszah-
lung auslöst. Bei Darlehen, die vor dem 1.6.2005 entstanden sind und deren Ver-
zinsung von künftigen BV-Mehrungen abhängt, bestehe hingegen aus
Vertrauensschutzgesichtspunkten die Vermutung, dass die Bedingung der Ver-
mögensmehrung eintrete, da Gewerbetreibende stets mit Gewinnerzielungs-
absicht tätig werden. Der Auffassung der FinVerw. kann uE zwar dahingehend
gefolgt werden, dass das Kriterium der Gewinnerzielungsabsicht für die Annah-
me künftiger Einnahmen maßgeblich ist, da sonst Gewerbetreibende stl. nicht
anerkannt werden (§ 15 Abs. 2 Satz 1). Jedoch werden nur Altfälle bis zum 30.5.
2005 von der Befreiung der Abzinsungspflicht erfasst. Dies stellt einen Verstoß
gegen das Leistungsfähigkeitsgebot iSd. Art. 3 Abs. 1 GG dar, da die Befreiung
von der Abzinsungspflicht unabhängig vom Darlehensabschluss gelten muss
(Pitzke, NWB 2005, F. 17, 1955).
Stundung: Die Vereinbarung einer Stundungsabrede führt nicht zur Abzinsung.
Andere wirtschaftliche Nachteile: In Einzelfällen können einer unverzins-
lichen Schuld anderweitige wirtschaftliche Nachteile gegenüberstehen, die den
Vorteil der Unverzinslichkeit aufheben (zB Wohnungsbaudarlehen mit der Ver-
pflichtung, an bestimmten Personenkreis zu vermieten, vgl. BMF v. 26.5.2005,
BStBl. I 2005, 699). Der wirtschaftliche Nachteil kann sehr gering sein, da eine
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missbräuchliche Gestaltungsmöglichkeit durch niedrige Verzinsung nicht in Be-
tracht kommt (s.o.; aA Happe, StuB 2005, 620).
Nichtzahlung vereinbarter Zinsen: rechtfertigt nicht ohne Weiteres die An-
nahme der Unverzinslichkeit (BFH v. 29.6.2009 – I B 57/09, BFH/NV 2009,
1804).
Spätere Vertragsänderung: bei anfänglich unverzinslichem Darlehen (FG Ber-
lin-Brandenb. v. 6.1.2009 – 12 V 12283/07, EFG 2009, 564, rkr.; Groh, DB
2007, 2275.
Zweckbindung eines Darlehens begründet keine Verzinslichkeit (BFH v.
27.1.2010 – I R 35/09, BStBl. II 2010, 478).

c) Anzahlungen oder Vorauszahlungen
Diese Verbindlichkeiten wurden vom Abzinsungsgebot ausgenommen, weil die
Kombination von Passivierung der Verpflichtung mit dem abgezinsten Wert
und Aktivierung der Anzahlung oder Vorausleistung mit den AK zum Ausweis
eines unrealisierten Gewinns geführt hätte (BTDrucks. 14/443, 23; Cattelaens,
DB 1999, 1185 [1187]). Diese Ausnahme folgt uE dem Gedanken der Verein-
fachung der stl. Gewinnermittlung (Grundsatz der „materiality“, s. § 5
Anm. 224).
Zu Optionsprämien des Stillhalters als Anzahlung s. Anm. 1155.

V. Gewinnneutralisierende Rücklage für Altfälle

Steuerfreie Übergangsrücklage: Abs. 1 Nr. 3 gilt für Wj., die nach dem 31.12.
1998 enden, und damit auch für Verbindlichkeiten, die schon im vorangegange-
nen Wj. angesetzt worden sind (§ 52 Abs. 16 Satz 10). Der Verweis des Abs. 1
Nr. 3 auf das strikte Wertaufholungsgebot des Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 iVm. Nr. 1
Satz 4 führt daher gerade in den Fällen der Verbindlichkeiten überwiegend zur
ertragswirksamen Auflösung der über die AK hinaus bewerteten Positionen.
Um den Übergang zur neuen Rechtslage abzumildern hat der Gesetzgeber den
Stpfl. jedoch die Wahlmöglichkeit (… kann …) gegeben, im Erstjahr – also dem
ersten nach dem 31.12.1998 endenden Wj. – eine gewinnmindernde Rücklage
iHv. 9/10 des aufzulösenden Werts zu bilden, die in den folgenden neun Wj. zu
jeweils 1/9 gewinnerhöhend aufzulösen ist (§ 52 Abs. 16 Satz 10 idF vor Bil-
MoG). Unklar ist aber, ob durch den Verweis auf die sinngemäße Anwendung
der Nr. 2 die in § 52 Abs. 16 Satz 3 geregelte Übergangsrücklage für die Einf.
des Wertaufholungsgebots sowie des Kriteriums der Dauerhaftigkeit der Wert-
minderung bei Teilwertabschreibungen nach § 52 Abs. 16 Satz 3 zur Anwen-
dung kommt. Der Unterschied dieser beiden Rücklagen besteht im Auflösungs-
zeitraum; während bei der Rücklage nach Satz 8 ein Zeitraum von neun Jahren
vorgesehen ist, beträgt dieser im Satz 3 lediglich vier Jahre, was zur Folge hat,
dass die Gewinnerhöhung aufgrund der Auflösung dieser Rücklagen schneller
erfolgt. Da § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 nicht direkt, sondern nur indirekt über die
sinngemäße Anwendung der neuen Nr. 2 geändert wurde, gilt § 52 Abs. 16
Satz 3 als lex specialis zu dessen Satz 11. Die Übergangsrücklage nach § 52
Abs. 16 Satz 10 idF vor BilMoG gilt daher nur für die Übergangsgewinne, die
aus der Einf. des Abzinsungsgebots (Abs. 1 Nr. 3 Satz 2) resultieren (vgl. nun
BFH v. 23.4.2009 – IV R 62/06, BStBl. II 2009, 778, unter II.2.bb). Zur nach-
geholten Abzinsung: BFH v. 25.8.2010 – I R 102/09, BStBl. II 2011, 169.
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§ 6 Anm. 1150–1155 Abs. 1 Nr. 3: Bewertung

Tilgung bis auf geringen Restbetrag: Werden Verbindlichkeiten nicht voll-
ständig, sondern nur bis auf einen geringen Restbetrag getilgt, ist die Restrück-
lage nicht aufzulösen, da die Verbindlichkeit nicht aus dem BV ausgeschieden
ist. Die FinVerw. (BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005, 699) sieht darin eine Miss-
brauchsgestaltung iSd. § 42 AO, wenn die Verbindlichkeit nur deshalb nicht
vollständig getilgt wurde, um die gewinnerhöhende Auflösung der verbleiben-
den Rücklage zu vermeiden.
Problem der formellen Maßgeblichkeit bis zum BilMoG: § 5 Abs. 1 Satz 2
aF verpflichtete den Stpfl. bei der Inanspruchnahme stl. Wahlrechte iVm. §§ 247
Abs. 3, 273 HGB aF zur Übernahme in die HBil., sofern ein identisches han-
dels- und strechtl. Wahlrecht bestand (s. § 5 Anm. 63). Es drohte daher im Fall
der Bildung einer stfreien Rücklage nach § 52 Abs. 16 Satz 11 ein Auseinander-
fallen von HBil. und StBil. (vgl. Herzig/Rieck, WPg 1999, 309). Da die Ge-
winnrealisierung – wegen der fehlenden Abwertung der Verbindlichkeit – in der
HBil. jedoch nicht nachvollzogen wird, besteht in der HBil. schon ein Passiv-
posten in voller Höhe (vgl. dazu Dieterlen/Haun, BB 1999, 2020 [2023]). Auf-
grund der schon bestehenden Passivierung bestand in der HBil. keine Möglich-
keit zur Bildung eines handelsrechtl. Sonderpostens mit Rücklageanteil (nach
§§ 247 Abs. 3 und 273 HGB aF).

Vgl. Feld, WPg 1999, 861 (870); Schmitz, DB 1999, 1974; Waclawik, DB 2000, 338;
BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000, 372 (375 – Tz. 37); zu ähnlich gelagerten Fällen s.
OFD Düss. v. 8.8.1974, WPg. 1974, 535 betr. Rücklage nach § 6b und BMF v. 29.3.
1983, StEK EStG § 6a Nr. 120 betr. Erhöhung des Zinsfußes bei Pensionsrückstellun-
gen.

Einstweilen frei.

C. Schluss-ABC zur Bewertung von Verbindlichkeiten

Schrifttum: Lindeiner-Wildau, Auswirkungen einer indexbezogenen Wertsicherungs-
klausel auf die Passivierung langfristiger Verbindlichkeiten in Handels- und Steuerbilanz,
DB 1977, 132; Maassen, Anm. zu BFH v. 4.3.1976 – IV R 78/72, FR 1977, 280; Schnei-
der/Schlund/Haas, Kapitalisierungs- und Verrentungstabellen, 1977; Mittelbach, Bi-
lanzierung von Krediten und Kreditbeschaffungskosten, StBp. 1978, 81; Mittelbach,
Wertsicherungsklauseln in Zivil- und StRecht, Ludwigshafen, 4. Aufl. 1980; Littmann,
Passivierung, wenn Darlehen in Form einer Leibrente zurückzuzahlen ist, DStR 1980, 600;
Reichel, Die Auswirkung von Wertsicherungsklauseln bei Leibrenten und Kaufpreisraten
auf die Anschaffungskosten, BB 1983, 1072; Moxter, Fremdkapitalbewertung nach neu-
em Bilanzrecht, WPg 1984, 397; Clemm, Abzinsung von Passiva, StbJb. 1987/88, 71;
Arndt/Muhler, Optionsanleihen im Ertragsteuerrecht, DB 1988, 2167; Kropp/Weisang,
Erfolgsneutrale Neubewertung von Schulden und Aufstockung abgezinster Rückstellun-
gen im Jahresabschluss 1995 – für alle Kaufleute zulässig?, DB 1995, 2485; Jansen/Wre-
de, Renten, Raten, Dauernde Lasten, Herne/Berlin, 12. Aufl. 1998; Plewka/Schimmele,
Die Behandlung des Emissionsdisagios in der Bilanz des Emittenten, DB 1998, 2494;
Hoffmann, Die Auswirkungen des StEntlG 1999/2000/2002 auf die Steuerbilanz,
GmbHR 1999, 380; Hauber/Kiesel, Abzinsungsgebot nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG: Aus-
wirkungen auf Verbindlichkeiten aus unverzinslichen Gesellschafterdarlehen, BB 2000,
1511; Paus, Passivierung der Verpflichtungen aus einem Optionsgeschäft, FR 2003, 1015;
Weber-Grellet, Realisationszeitpunkt bei vereinnahmter Optionsprämie, FR 2003, 514;
Golland/Gehlhaar/Grossmann/Eickhoff-Kley/Jänisch, Mezzanine-Kapital, BB-Spe-
cial 2005, Nr. 4, 1; Happe, Die Abzinsung von Verbindlichkeiten und Rückstellungen im
Steuerrecht, StuB 2005, 618; Janssen, Bilanzierung einer mit Rangrücktritt versehenen
Verbindlichkeit in der Handels- und in der Steuerbilanz, BB 2005, 1895; Meier/Ort-
mann-Babel, Bilanzierung von Emissionsrechten in der Handelsbilanz und Steuerbilanz,
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ZSteu. 2005, 224; Pitzke, Abzinsung von Verbindlichkeiten und Rückstellungen, NWB
2005, F. 17, 1949; Warnke, Bewertung von Fremdwährungsverbindlichkeiten, EStB 2005,
372; Fink, Rangrücktritt führt in der Regel nicht zu nachträglichen Anschaffungskosten
der Beteiligung, HFR 2006, 256; Förster/Wendland, Steuerliche Folgen von Gesell-
schafterdarlehen in der Krise der GmbH, GmbHR 2006, 169; Hahne/Liepolt, Steuer-
bilanzielle Bewertung von Stillhalterverpflichtungen aus Optionsgeschäften, DB 2006,
1329; Höfer, Bilanzierung und Bewertung der Nachfinanzierung der vom Pensions- Si-
cherungs-Verein zu sichernden Versorgungsanwartschaften, DStR 2006, 2227; Hoffmann,
Wertpapierleihe, PiR 2006, 152; Höfer, Bilanzierung und Bewertung der Nachfinanzie-
rung der vom Pensions-Sicherungs-Verein zu sichernden Versorgungsanwartschaft, DStR
2006, 2227; Hoffmann/Lüdenbach, Die Bilanzierung von Treibhausgas-Emissionsrech-
ten im Rechtsvergleich, DB 2006, 57; Rätke, Rangrücktritt und Teilwertabschreibung bei
eigenkapitalersetzenden Darlehen an die Betriebskapitalgesellschaft, StuB 2006, 226; Rei-
che, Personengesellschaften im Konzern – konzerninterne Finanzierungsmaßnahmen,
StuB 2006, 666; Sultana/Willeke, Bilanzierung von Mezzanine-Kapital, StuB 2006, 220;
Thomas/Meissner, Strukturüberlegungen zur Akquisitionsfinanzierung unter dem Re-
gime des § 8a KStG, BB 2006, 801; Viskorf, Anwendung des § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG auf
Kaufpreisverbindlichkeiten – Aufwand aus Aufzinsung als nachträgliche Anschaffungs-
kosten, DB 2006, 1231; Wassermeyer, Teilwertabschreibung auf eine zinslose Darlehens-
forderung des Gesellschafters gegen seine Gesellschaft, DB 2006, 296; Zimmermann, Die
Bilanzierung von Emissionsrechten in Informations- Handels- und Steuerbilanzen, StuB
2006, 369; Höreth/Stelzer, Gestaltungsüberlegungen zum Jahresende 2007, BB 2007,
2595; Köhler, Erste Gedanken zur Zinsschranke nach der Unternehmensteuerreform,
DStR 2007, 597.

Betriebliche Versorgungsrenten: Die Rentenverpflichtung wird nicht passi-
viert, die Rentenleistungen bilden sofort abziehbare BA; s. § 5 Anm. 1337, zur
Rückstellung von Pensionsverpflichtungen s. § 6a Anm. 10 ff.; zu Versorgungs-
anwartschaften des Pensions-Sicherungsvereins nach Änderung des Betriebsren-
tengesetzes Höfer, DStR 2006, 2227.
Damnum: Beträge sind durch Bildung eines aktiven RAP abzugrenzen und
über die Laufzeit der Verbindlichkeit zu verteilen (BFH v. 29.9.2006 – I R
46/05, BStBl. II 2009, 955).
Darlehen: Siehe „Fälligkeitsdarlehen“, „Tilgungsdarlehen“, „unverzinsliche ei-
genkapitalersetzende Darlehen“, zur Bewertung „Sachwertdarlehen“, bei Ver-
einbarung eines Rangrücktritts s. § 5 Anm. 485 „Rangrücktritt“.

Zur bilanzstrechtl. Behandlung von Darlehensvergaben zwischen beteiligungsidenti-
schen Schwester-PersGes. s. Reiche, StuB 2006, 666.

Eiserne Verpachtung: Siehe § 5 Anm. 1400 ff. zur Betriebsverpachtung. So-
weit der Schuldner verpflichtet ist, die gleiche Art, Menge und Güte zurück zu
geben, liegt ein Sachwertdarlehen vor (s. „Sachwertdarlehen“).
Emissionsrechte: Unentgeltlich zugeteilte Emissionsrechte werden mit den
AK und nicht mit ihrem Zeitwert angesetzt (BMF v. 6.12.2005, BStBl. I 2005,
1047). Da die AK bei kostenloser Zuteilung einen Wert von Null aufweisen,
kommt es faktisch zu keinem Ansatz der unentgeltlich zugeteilten Emissions-
rechte (Meier/Ortmann-Babel, ZSteu. 2005, 224 [226]). Bei der bilanztech-
nischen Behandlung der Rückgabeverpflichtung ist zu berücksichtigen, dass für
Emissionsrechte, die zum Stichtag bereits vorhanden sind, an Stelle einer Rück-
stellung eine Verbindlichkeit angesetzt wird, deren Bewertung sich nach Abs. 1
Nr. 3 iVm. Nr. 2 richtet (vgl. Hoffmann/Lüdenbach, DB 2006, 61). Diese Ver-
bindlichkeit ist mit dem Erfüllungsbetrag anzusetzen, der sich aus dem Wert-
ansatz der aktivierten Emissionsrechte ergibt. Weisen die AK der eingesetzten
Emissionsrechte einen Wert von Null auf, so ist die Verbindlichkeit ebenso mit
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§ 6 Anm. 1155 Abs. 1 Nr. 3: Bewertung

Null anzusetzen (zur Bewertung einer Rückstellung wegen nicht ausreichend
vorhandenen Emissionsberechtigungen s. Anm. 1173).
Fälligkeitsdarlehen: Ein Fälligkeitsdarlehen liegt vor, wenn der geschuldete
Betrag in einer Summe zu begleichen ist. Für die Bewertung ist grds. der verein-
barte Rückzahlungszeitpunkt maßgebend. Ist nach den Verhältnissen am Bilanz-
stichtag davon auszugehen, dass die Rückzahlung voraussichtlich zu einem an-
deren Zeitpunkt erfolgt, ist dieser zu berücksichtigen. Ist am Bilanzstichtag der
Rückzahlungszeitpunkt der Verbindlichkeit ungewiss, ist für Fälligkeitsdarlehen
die Restlaufzeit grds. zu schätzen (s. Anm. 1145). Soweit der Stpfl. sich für das
vereinfachte Bewertungsverfahren entscheidet, wird ein Zinssatz von 5,5 % zu
Grunde gelegt. Bei der Berechnung des Gegenwartswerts wird auf die Abzin-
sungstafel, die zu § 12 BewG veröffentlicht wurde, zurückgegriffen.

Beispiel: Die Kaiser-GmbH bilanziert am 31.12.2007 ein unverzinsliches Darlehen
über 1000000 E. Der Schuldsaldo ist am 31.12.2010 zurückzuzahlen. Die Laufzeit be-
trägt daher drei Jahre. Nach der Tabelle 2 zum BMF-Schreiben wird ein Vervielfältiger
von 0,852 für drei Jahre angewandt. Dieser Vervielfältiger wird mit dem Darlehens-
betrag multipliziert, so dass sich ein abgezinster Betrag iHv. 852000 E ergibt, der als
Verbindlichkeit zu bilanzieren ist.

Fremdwährungsverbindlichkeiten: (Zum Begriff vgl. Anm. 26 ff.) Bei Fremd-
währungsverbindlichkeiten bestimmt sich der Bilanzansatz grds. nach dem
Kurswert bei Entstehung der Verbindlichkeit (BFH v. 23.4.2009 – IV R 62/06
BStBl. II 2009,778: Darlehensaufnahme). Sinkt der Kurs, verbleibt es bei dem
bisherigen Ansatz. Ein Währungsgewinn ist erst auszuweisen, wenn er sich
durch Zahlung realisiert hat. Eine Teilwertzuschreibung (negative Teilwert-
abschreibung) ist nach Abs. 1 Nr. 3 nur zulässig, wenn der am Stichtag beste-
hende höhere Kurswert voraussichtlich von Dauer ist. Das ist dann der Fall,
wenn der Wechselkurs nachhaltig erhöht wird und der Stpfl. dies nachweist (FG
Hamb. v. 27.6.2006 – 7 K 296/04, EFG 2007, 111, rkr.; FG Rhld.-Pf. v. 12.12.
2005 – 5 K 249/05, EFG 2006, 298, rkr.). Die FinVerw. und die hM in Rspr.
und Schrifttum unterscheiden zwischen Verbindlichkeiten, die das Betriebskapi-
tal auf Dauer verstärken, und Verbindlichkeiten des laufenden Geschäftsver-
kehrs (BMF v. 12.8.2002, BStBl. I 2002, 793; BFH v. 23.4.2009 – IV R 62/06,
BStBl. II 2009, 778; Warnke, EStB 2005, 372; krit. mit guten Argumenten Ku-
losa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 371 mwN). § 256a Satz 2 HGB (Realisierung
von Währungsgewinnen bei Restlaufzeit bis zu einem Jahr) gilt nicht für die
StBil. Verbindlichkeiten, die das Betriebskapital auf Dauer verstärken, sind wie
WG des Anlagevermögens zu bewerten. Eine Teilwerterhöhung kommt bei üb-
lichen Wechselkursschwankungen nicht in Betracht (BFH v. 23.4.2009 – IV R
62/06, BStBl. II 2009, 778), denn dann ist noch nicht ernsthaft damit zu rech-
nen, dass die Werterhöhung voraussichtlich dauerhaft iSd. Abs. 1 Nr. 3 iVm.
Abs. 1 Nr. 2 sein wird. Verbindlichkeiten des laufenden Geschäftsverkehrs kön-
nen höher bewertet werden, da sie im Regelfall nur kurzfristig dem Unterneh-
men dienen und sich daher – anders als bei langfristigen Verbindlichkeiten –
nicht mehr im Laufe der Jahre ausgleichen. Je kürzer die Restlaufzeit der Ver-
bindlichkeit, desto geringere Anforderungen sind an eine dauernde Wertände-
rung zu stellen. Bei Verbindlichkeiten des laufenden Geschäftsverkehrs ist zu-
nächst vom Devisenkurs am Bilanzstichtag auszugehen. Ein gestiegener
Devisenkurs ist in der Folgezeit bis zum Zeitpunkt der Aufstellung der HBil. zu
überwachen. Eine Erhöhung der Fremdwährungsverbindlichkeit wird aber mit
stl. Wirkung anerkannt, wenn sich die Kurserhöhung am Bilanzstichtag bis zum
Zeitpunkt der Aufstellung der HBil. bestätigt. Eine Teilwerterhöhung ist dann
möglich.
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Gesellschafterfinanzierung iSd. § 8a KStG nF: Die Neuregelung des § 8a
KStG iVm. § 4h EStG idF des UntStReformG 2008 v. 14.8.2007 (BGBl. I 2007,
1912; BStBl. I 2007, 630) ersetzt die bisherige Regelung vollständig. Anders als
§ 8a KStG aF erfasst die Zinsschranke jede Art der Fremdfinanzierung unab-
hängig von der Person des Darlehensgebers. Zinsen, die aufgrund ihrer Eigen-
schaft als vGA (§ 8 Abs. 3 Satz 2 KStG) das Einkommen der Körperschaft nicht
gemindert haben, fallen aus dem sachlichen Anwendungsbereich des § 8a KStG
nF heraus (Köhler, DStR 2007, 597). Die Aufzinsung unverzinslicher oder
niedrig verzinslicher Verbindlichkeiten oder Kapitalforderungen führt daher zu
Zinserträgen oder Zinsaufwendungen iSd. Zinsschranke (§ 4h Abs. 3 Satz 4).
Auf- und Abzinsung folgen dabei bilanzstl. Regeln. Auszunehmen von der Zins-
schranke sind jedoch Zinserträge und -aufwendungen anlässlich der erstmaligen
Bewertung von Verbindlichkeiten und Kapitalforderungen (Abzinsung); zu § 8a
KStG aF vgl. BMF v. 15.7.2004, BStBl. I 2004, 593; vgl. auch Thomas/Meiss-
ner, BB 2006, 801, zu den stl. Folgen von Darlehensvergaben zwischen Toch-
ter- und Muttergesellschaft.
Gewinn- und umsatzabhängige Verbindlichkeiten: Bis zur Einf. des § 5
Abs. 2a durch das StBerG 1999 wurde nach stRspr. die Bewertung von sog. haf-
tungslosen Darlehen mit dem voraussichtlichen (bestimmbaren) Erfüllungs-
betrag angesetzt (zuletzt BFH/NV 10, 1483).
Leibrenten sind handelsrechtl. mit dem Barwert zu bewerten (ab 2010 nach
§ 253 Abs. 2 Sätze 1, 3 HGB mit dem durchschn. Marktzins der letzten sieben
Jahre). Die abgezinste Rentenverbindlichkeit weist lediglich den über die Lauf-
zeit fälligen Rückzahlungsbetrag, das Rentenstammrecht aus. Dies gilt über die
Maßgeblichkeit auch für die stl. Bewertung, vorausgesetzt, sie ist überhaupt an-
zusetzen (zu Versorgungsrenten s.u.) und es greifen keine Sonderregelungen (zB
§ 6a) ein. Es ist gleichgültig, ob der Stpfl. eine bereits bestehende Rentenver-
pflichtung übernimmt oder sie erst begründet. In beiden Fällen ist die Verpflich-
tung mit ihrem Barwert zu bewerten (RFH v. 2.8.1939, RStBl. 1939, 1038; BFH
v. 20.11.1969 – IV R 22/68, BStBl. II 1970, 309; v. 31.1.1980 – IV R 126/76,
BStBl. II 1980, 491: Teilwert, das ist der Barwert).
E Ermittlung des Barwerts nach Abs. 1 Nr. 3 und Bewertung nach § 14 BewG iVm. Anl.
9 zum BewG (s. Anm. 1146): Die Rspr. des BFH war bisher uneinheitlich zum
anzusetzenden Zinssatz:
p Längere Laufzeit der Verbindlichkeit: Zugrundelegen eines voraussichtlich mitt-

leren Zinssatzes; auch aus Gründen der Vorsicht müsse er eher niedriger als
zu hoch gewählt werden (so BFH v. 20.11.1969 – IV R 22/68, BStBl. II 1970,
309; v. 12.3.1964 – IV 456/61 U, BStBl. III 1964, 525, betr. Gewinnbetei-
ligung von ArbN: 5,5 % als vom ArbG ersparte Zinsen; BFH v. 2.5.2001 –
VIII R 64/63, BFH/NV 2002, 10 [13]; v. 5.6.2002 – X R 1/00, BFH/NV
2002, 1438).

p Bewertungsrechtlicher Regelzins: Für 5,5 % „grds. in Anlehnung an die Vorschrif-
ten des BewG“ BFH v. 31.1.1980 – IV R 126/76, BStBl. II 1980, 491, jedoch
nicht für Leibrenten als Gegenleistung für die Hingabe eines Geldbetrags.
Entscheidungen, in denen die Vorschriften des BewG als maßgeblich be-
zeichnet werden: BFH v. 20.11.1969 – IV R 22/68, BStBl. II 1970, 309; da-
nach kommt ein höherer Satz als 5,5 % nur bei Vorliegen besonderer Um-
stände in Betracht, zB bei besonderer Kurzfristigkeit der Leibrente; BFH v.
29.11.1983 – VIII R 231/80, BStBl. II 1984, 109, mwN; v. 11.12.1986 – IV R
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222/84, BStBl. II 1987, 553; v. 5.6.2002 – X R 1/00, BFH/NV 2002, 1438
(1440) mwN: mittlerer Satz von 5,5 %.

p Stellungnahme: Aufgrund der inzwischen erfolgten gesetzlichen Normierung ist
seit dem StEntlG 1999/2000/2002 bei Abzinsung grds. von einem Zinssatz
von 5,5 % auszugehen (ebenso Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 443). Nach
BFH v. 2.5.2001 – VIII R 64/93 (BFH/NV 2002, 10 [13]) kommt bei lang-
fristigen Verbindlichkeiten „nur die Wahl eines mittleren Zinssatzes in Be-
tracht“, für den Abs. 1 Nr. 3 sowie die allgemeinen Vorschriften des BewG
eine gesetzliche Normierung (als Schätzungsmaßstab) festschreibt. Ein abwei-
chender langfristiger Zinssatz kommt daher nur in Ausnahmefällen in Be-
tracht (zB bei ausdrücklichen vertraglichen Vereinbarungen).

E Schätzung der Laufzeit: s. Anm. 1145, 1146. Der Barwert der Rente ist ein objek-
tiver Wert; dh., unrichtige Vorstellungen der Beteiligten über seine Höhe (zB
wegen Anwendung einer veralteten Sterbetafel, eines überhöhten Zinssatzes)
müssen unberücksichtigt bleiben.
E Bedeutung einer Gegenleistung für die erstmalige Bewertung: Soweit die Verpflichtung
gegen Empfang eines anderen WG als Geld oder gegen Empfang einer Leistung
erfolgt, entsprechen die AK des WG immer dem Barwert der Rentenverpflich-
tung (zuzüglich sonstiger Gegenleistungen); BFH v. 31.1.1980 – IV R 126/76,
BStBl. II 1980, 491 (493); v. 2.5.2001 – VIII R 64/93, BFH/NV 2002, 10 (12).
E Leibrentenverpflichtung gegen Geld: Nach BFH v. 31.1.1980 – IV R 126/76,
BStBl. II 1980, 491, besteht eine widerlegbare Vermutung dafür, dass sich der
Barwert der Leibrentenverpflichtung mit dem erhaltenen Geldbetrag deckt. Die
Verpflichtung ist uE jedoch bei einer Festschreibung des Zinssatzes mit dem
versicherungsmathematisch ermittelten Barwert zu bewerten. Dieser kann – ab-
hängig von den Bezugsgrößen – vom Geldbetrag abweichen.
E Höherer Barwert: Die Verpflichtung ist – wegen eines festgeschriebenen Zins-
fußes auch voraussichtlich dauernd – immer mit dem höheren Barwert zu be-
werten (Teilwertzuschreibung wegen Fehlkalkulation).
E Niedrigerer Barwert: Beruht der Unterschied auf außerbetrieblichen Gründen,
so ist mit dem Barwert zu bewerten und der Unterschied als Einlage zu behan-
deln. Beruht der Unterschied auf betrieblichen Gründen, ist der Gewinn noch
nicht endgültig verwirklicht, da die Rente länger als geschätzt laufen kann; er
wird damit erst während der Laufzeit der Rente zeitanteilig verwirklicht.
p Spätere Bewertung: s.o., keine buchhalterischen Auflösung, s. § 5 Anm. 1324.
p Änderung der statistischen Lebenserwartung: Die Neubewertung hat auch die Neu-

fassung der Sterbetafeln zu berücksichtigen, wenn die Parteien die Barwert-
berechnung an diese statistisch angelehnt haben. Die Berücksichtigung der
aktuellen Statistiken erfasst allein das sich ändernde Rentenwagnis beim Ver-
pflichteten.

p Einfluss auf die Anschaffungskosten des angeschafften Wirtschaftsguts: Änderung hängt
nicht mehr mit der Anschaffung zusammen, sondern beruht auf dem Renten-
wagnis und bildet einen selbständigen Vorgang (BFH v. 2.2.1967 – IV
246/64, BStBl. III 1967, 366; v. 5.2.1969 – I R 21/66, BStBl. II 1969, 334; v.
31.8.1972 – IV R 93/67, BStBl. II 1973, 51; v. 23.5.1991 – IV R 48/90,
BStBl. II 1991, 796; s. auch Anm. 288; § 5 Anm. 1378).

Mezzanine Kapital (vgl. Sultana/Willeke, StuB 2006, 220; Gohland/Gehl-
haar/Grossmann/Eickhoff-Kley/Jänisch, BB-Special 2005, Nr. 4, 1) ist ein
Sammelbegriff der strukturierten Finanzierung und ordnet bestimmte Finanz-
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formen als Mischformen zwischen Eigen- (Equity Mezzanine) und Fremdkapital
(Debt Mezzanine) ein. Diese Finanzierungsform wird gewählt, wenn Kapital aus
bilanzieller Sicht wirtschaftlich weiterhin dem Eigenkapital zugerechnet werden
soll (Sultana/Willeke, StuB 2006, 220; Höreth/Stelzer, BB 2007, 2595
[2596]). Wird Mezzanine-Kapital als Fremdkapital qualifiziert, ist es als Verbind-
lichkeit auszuweisen. Fremdkapitalcharakter haben ua. Nachrangdarlehen, par-
tiarische Darlehen, sowie Verkäuferdarlehen (Gohland/Gehlhaar/Gross-
mann/Eickhoff-Kley/Jänisch, BB-Special 2005, Nr. 4, 1 [23]). Soweit diese
Darlehen unverzinslich gewährt werden, findet das Abzinsungsgebot des Abs. 1
Nr. 3 Anwendung (aA wohl Rätke, StuB 2006, 226 [230], der die Anwendung
des Abs. 1 Nr. 3 auf klassisches Fremdkapital beschränkt).
Nebenkosten: Die stl. Behandlung der Nebenkosten unterscheidet sich danach,
wofür diese Aufwendungen geschuldet werden: Nebenkosten, die der Stpfl. für
die Eingehung einer Darlehensverbindlichkeit an Dritte aufwendet (zB Vermitt-
lungsprovision) bzw. die sich nicht unmittelbar auf die Konditionen des Darle-
hens und seine Laufzeit auswirken, dürfen nach den auch stl. maßgebenden han-
delsrechtl. GoB weder als AK der Darlehensverbindlichkeit eines immateriellen
WG noch als RAP aktiviert werden (BFH v. 4.3.1976 – IV R 78/72, BStBl. II
1977, 380; v. 4.5.1977 – I R 27/74, BStBl. II 1977, 802; Maassen, FR 1977, 280;
Mittelbach, StBp. 1978, 81; s. § 5 Anm. 1966). Nebenkosten, die der Stpfl. für
die Eingehung einer Darlehensverbindlichkeit an den Darlehensgläubiger zu
leisten hat, sind aktivisch abzugrenzen (BFH v. 19.1.1978 – IV R 153/72,
BStBl. II 1978, 262), s. § 5 Anm. 1966. Bearbeitungsgebühren für eine Bürg-
schaft, die ein Dritter zugunsten des Stpfl. anlässlich der Darlehensgewährung
übernimmt, sind ebenfalls aktiv abzugrenzen, da sie für eine bestimmte Zeit,
nämlich die Dauer der Bürgschaft, vom Darlehensschuldner selbst voraus-
gezahlt werden (BFH v. 19.1.1978 – IV R 153/72, BStBl. II 1978, 262).
Öffentliche rechtliche Verbindlichkeiten sind grds. zu passivieren und abzu-
zinsen. Dies setzt voraus, dass die Verpflichtung hinreichend konkretisiert ist
und auf ein bestimmtes Handeln innerhalb eines Zeitraums abzielt. Diese Vo-
raussetzungen werden regelmäßig bei Erl. einer behördlichen Verfügung oder
bei Abschluss einer entsprechenden verwaltungsrechtl. Vereinbarung vorliegen
(BFH v. 19.11.2003 – I R 77/01, BStBl. II 2010, 482). An die Verletzung von
Verpflichtungen sind Sanktionen zu knüpfen, so dass sich der Stpfl. der Erfül-
lung der Verpflichtung im Ergebnis nicht entziehen kann (BFH v. 8.11.2000 – I
R 6/96, BStBl. II 2001, 570). Der Schuldner muss mit seiner Inanspruchnahme
ernsthaft rechnen. Die bloße Möglichkeit des Bestehens oder Entstehens einer
Verbindlichkeit reicht zu ihrer Passivierung nicht aus (BFH v. 19.10.1993 – VIII
R 14/92, BStBl. II 1993, 891).
Optionsprämien: Die Verpflichtung des Stillhalters, auf Verlangen des Opti-
onsberechtigten innerhalb der Optionsfrist den Optionsgegenstand zu kaufen
oder zu verkaufen, ist eine Verbindlichkeit (BFH v. 18.12.2002 – I R 17/02,
BStBl. II 2004, 126; aA Paus, FR 2003, 1015, der eine Rückstellung annimmt),
die aber im Regelfall nicht abzuzinsen ist (Weber-Grellet, FR 2003, 514; aA
Paus, FR 2003, 1015). Bei der Berechnung von Optionsprämien wird überwie-
gend eine Verzinsung mit einbezogen, zumindest aber die Zahlung von Opti-
onsprämien ist bei Abschluss des Geschäfts als Anzahlung oder VorausZ (s.
Anm. 1149) anzusehen (Hahne/Liepolt, DB 2006, 1333).
Rentenverpflichtungen als verdeckte Gewinnausschüttung: Zu Pensions-
zusagen als vGA s. § 6a Anm. 26.
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Sachwertdarlehen/Sachwertschulden: Im Regelfall gründet sich das Sach-
wertdarlehen auf einen Tausch. Es ist daher festzustellen, ob dadurch eine Ge-
winnrealisierung erfolgt oder ob eine gewinnneutrale Auswirkung besteht. Im
ersten Fall erfolgt die Bewertung mit dem gemeinen Wert, ansonsten bleibt es
beim Buchwertansatz der übernommenen WG. Soweit der Schuldner wirt-
schaftlicher Eigentümer geworden ist:
E Erstbewertung mit den Anschaffungskosten: „Sachwertdarlehen“ (RFH v. 26.1.
1937, RStBl. 1937, 503; BFH v. 30.11.1965 – I 70/60 S, BStBl. III 1966, 51; v.
5.5.1976 – I R 166/74, BStBl. II 1976, 717 [720] unter 4.; v. 16.11.1978 – IV R
160/74, BStBl. II 1979, 138; v. 6.12.1984 – IV R 212/82, BStBl. II 1985, 391).
E Folgebewertung mit dem Buchwert bzw. seit Geltung der Änderungen des StEntlG
1999/2000/2002 mit dem gemeinen Wert des mit der Sachwertschuld in Bezug
gesetzten Aktivvermögens (BFH v. 16.11.1978 – IV R 160/74, BStBl. II 1979,
138; v. 6.12.1984 – IV R 212/82, BStBl. II 1985, 391) bzw. den AK neu erwor-
bener WG (BFH v. 13.1.1959 – I 44/57 U, BStBl. III 1959, 197; v. 26.6.1975 –
IV R 59/73, BStBl. II 1975, 700 [Wertermittlungsidentität bei Betriebsaufspal-
tung]; v. 5.5.1976 – I R 166/74, BStBl. II 1976, 717; v. 16.11.1978 – IV R
160/74, BStBl. II 1979, 138 [142]).
E Steigende Anschaffungskosten: zu berücksichtigen bei neu erworbenen WG bzw.
bei zum Bilanzstichtag fehlenden WG. Dies gilt nach Maßgabe der nach dem
StEntlG 1999/2000/2002 geltenden Rechtslage jedoch nur dann, wenn die Wie-
derbeschaffungskosten voraussichtlich dauernd steigen (Ausweis eines noch
nicht verwirklichten Verlusts; Abs. 1 Nr. 3 und 2).
E Sinkende Anschaffungskosten: Der Stpfl. kann – ab Wirkung des StEntlG
1999/2000/2002 muss er – diesem Umstand bei der Bewertung der Verbind-
lichkeit folgen, aber äußerstenfalls bis zur ursprünglichen Bewertung (Abs. 1
Nr. 3 und Nr. 2 Satz 3). Ein darüber hinausgehender Gewinn aus gesunkenen
Preisen wird erst bei der Rückgabe verwirklicht.
Soweit der Schuldner kein wirtschaftlicher Eigentümer geworden ist, kommen
die Grundsätze der Rückstellungsbildung zur Anwendung. Im Übrigen greift die
Abzinsungsverpflichtung des Abs. 1 Nr. 3., da Abs. 1 Nr. 3 bei der Abzinsung
nicht zwischen Geld- und Sachleistungsverbindlichkeiten unterscheidet (glA
Hoffmann, GmbHR 1999, 380 [386]).
Schuldübernahme: Übernimmt der Stpfl. eine bereits bestehende Verbindlich-
keit (§ 414 BGB), so ist sie mit dem Betrag oder gemeinen Wert zu bewerten,
den der Stpfl. zu ihrer Tilgung aufwenden muss. Erfolgt die Übernahme durch
Hingabe anderer WG als Geld (Tausch), so ist nach Abs. 6 Satz 1 der gemeine
Wert der hingegebenen WG maßgebend. Kann der Stpfl. eine Geldschuld durch
Hingabe anderer WG als Geld erfüllen und liegt der gemeine Wert der WG zur
Zeit der Übernahme der Verbindlichkeit unter ihrem Nennbetrag, so ist die Ver-
bindlichkeit ebenfalls mit dem gemeinen Wert der WG zu bewerten, weil der
Stpfl. für die Tilgung der Verbindlichkeit voraussichtlich nicht mehr aufzuwen-
den braucht (RFH v. 29.11.1933, RStBl. 1934, 357). Dies entspricht ebenfalls
den Regelungen des Tauschs (Abs. 6 Satz 1). Die Bewertung mit dem niedrige-
ren gemeinen Wert der WG gilt auch dann, wenn die Verbindlichkeit mit ihrem
höheren Nennwert auf einen Kaufpreis angerechnet worden ist (RFH v. 29.11.
1933, RStBl. 1934, 357). Ein späterer Preisanstieg muss gewinnerhöhend durch
Teilwertzuschreibung berücksichtigt werden (s. Anm. 1139 f.). Das strenge
Wertaufholungsgebot nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 4, das für Verbindlichkeiten über
die Verweisung der Nr. 3 auf die Nr. 2 in umgekehrtem Maße gilt (s.
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Anm. 1139), kann hier erst dann eingreifen, wenn der Nennbetrag der Verbind-
lichkeit infolge der Preissteigerungen der hinzugebenden WG überschritten
wird. Erst zu diesem Zeitpunkt gilt die Beibehaltung des Teilwerts unter der Be-
dingung der dauernden Werterhöhung.
Tilgungsdarlehen ist dann anzunehmen, wenn im Gegensatz zum Fälligkeits-
darlehen die Rückzahlung nicht in einem Betrag, sondern in mehreren Beträgen
erfolgt. Für die Bewertung ist die Restlaufzeit am Bilanzstichtag maßgebend.
Die Restlaufzeit endet mit Fälligkeit der letzten Rate. Die Laufzeit ist taggenau
zu berechnen (s. Anm. 1145). Bei der Berechnung des Betrags der Verbindlich-
keit wird vom Mittelwert einer jährlich vorschüssigen und jährlich nachschüssi-
gen Zahlungsweise ausgegangen (§ 12 Abs. 1 Satz 2 BewG). Die Jahresleistun-
gen sind stets in der Jahresmitte anzusetzen, und unterjährig ist eine lineare
Abzinsung zu berücksichtigen. Die Summe der Zahlungen ist hierbei der Jahres-
wert. Auf die Abzinsungstafel, die zu § 12 BewG veröffentlicht wurde und die
dem BMF-Schreiben v. 26.5.2005 (BStBl. I 2005, 699) als Tabelle 3 beigefügt
wurde, wird insoweit verwiesen.

Beispiel: Die König-GmbH will einem ausscheidenden Geschäftsführer Abfindungs-
zahlungen iHv. 300000 E leisten. Der Betrag soll in gleichmäßigen Raten à 100000 E
in drei Jahren getilgt sein. Beginn der Zahlung ist der 31.12.2007, Laufzeit bis zum
31.12.2009. Nach der Tabelle 3 zum BMF-Schreiben wird für drei Jahre ein Vervielfäl-
tiger von 2,772 angewandt, der mit dem zu zahlenden Jahresbetrag iHv. 100000 E zu
multiplizieren ist, so dass sich ein zu bilanzierender Jahresbetrag iHv. 277200 E ergibt.

E Tilgungsdarlehen mit ungleichen Jahresraten: Hierbei wird unter Zugrundelegung
der vereinfachten Berechnung des Abzinsungsbetrags nach §§ 12–14 BewG der
Durchschnitt der verbleibenden Zahlungsraten unter Berücksichtigung der je-
weils maßgebenden Restlaufzeit ermittelt und mit dem entsprechenden Verviel-
fältiger multipliziert (Pitzke, NWB 2005, F. 17, 1949 [1953]; aA Happe, StuB
2005, 618 [624], für die Aufsplittung des Gesamtbetrags in Teilbeträge).
Unbestimmte Höhe der Verbindlichkeit: Der Erfüllungsbetrag der Verbind-
lichkeit ist zu schätzen. Erwirbt der Stpfl. zB einen Betrieb gegen die Verpflich-
tung zu Unterhaltsleistungen und ist deren Höhe schwer zu schätzen, so kann
die Verbindlichkeit mit dem gemeinen Wert der erworbenen WG gleichgesetzt
werden (vgl. BFH v. 18.7.1972 – VIII R 16/68, BStBl. II 1972, 884, zur Bewer-
tung beim Erwerber). Der Erfüllungsbetrag der Bierbezugsverpflichtung eines
Gastwirts deckt sich im Zweifel mit dem gemeinen Wert der für die Eingehung
der Verpflichtung erhaltenen WG.
Unverzinsliche eigenkapitalersetzende Gesellschafterdarlehen: Das Abzin-
sungsgebot findet nach dem Wortlaut des Abs. 1 Nr. 3 auf eigenkapitalersetzen-
de Darlehensverbindlichkeiten Anwendung. Dies sieht auch die nunmehr ein-
hellige Rspr. bei KapGes. so (BFH v. 6.10.2009 – I R 4/08, BStBl. II 2010, 478;
v. 27.1.2010 – I R 35/09, BStBl. II 2010, 478; v. 25.8.2010 – I R 102/09,
BStBl. II 2011, 169, mwN). Der erste Senat hat sich in seinem Urt. v. 6.10.2009
(I R 4/08, BStBl. II 2010, 478) auch mit der Rspr. des IV Senats (v. 10.11.2005
– IV R 13/04, BStBl. II 2006, 618) auseinandergesetzt und die vom IV. Senat
ins Spiel gebrachte teleologische Reduktion mit dem Argument abgelehnt, eigen-
kapitalersetzende Darlehen seien stl. wie zivilrechtl. als Fremdkapital anzusehen.
Verbindlichkeiten bei Versicherungsunternehmen: Bei VU ist für nach dem
31.12.1994 beginnende Wj. eine Durchschnittsbewertung der Verbindlichkeiten
erlaubt (§ 240 Abs. 4 HGB); zur handelsrechtl. Behandlung Kropp/Weisang,
DB 1995, 2485; zur Pauschalbewertung BFH v. 22.11.1988 – VIII R 62/85,
BStBl. II 1989, 359 (362).
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Verbindlichkeiten gegenüber typisch stillen Gesellschaftern: Zum Begriff
s. § 20 Anm. 144 f.
E Einlage des stillen Gesellschafters: Die Verpflichtung des Stpfl. zur Rückzahlung
der Einlage ist mit dem Nennbetrag zu bewerten.
Zur Bewertung bei ungewöhnlich hoch rentierenden stillen Beteiligung s.
Anm. 1138. In der vertraglich vereinbarten prozentualen Beteiligung am Ergeb-
nis kann wegen der Verlustbeteiligung keine Verzinsungsregelung gesehen wer-
den. Daher sind diese Verbindlichkeiten abzuzinsen, wenn die zeitlichen Vo-
raussetzungen gegeben sind.
E Gewinnanteile des stillen Gesellschafters, die der Stpfl. dem stillen Gesellschafter
schuldet, sind mit dem geschuldeten Betrag zu bewerten.
Verbindlichkeiten innerhalb Mitunternehmerschaften: Die Frage der Ab-
zinsungsverpflichtung iSd. Abs. 1 Nr. 3 wird sich in der Praxis kaum stellen, da
es sich im Regelfall bei den Darlehenssachverhalten stl. um Einlagen oder Ent-
nahmen handelt, bei denen eine Abzinsung ausgeschlossen ist (vgl. BFH v. 24.1.
2008 – IV R 66/05, BFH/NV 2008, 1301; v. 24.1.2008, IV R 37/06, BStBl. II
2011, 617).
Verbindlichkeiten mit verdecktem Zinsanteil (s. auch „Zerobonds“): Vor
Einf. des Abzinsungsgebots hat die Rspr. des BFH sich bei der Bewertung von
Verbindlichkeiten gerade mit verdeckt enthaltenem Zinsteil an der handels-
rechtl. Vorgabe orientiert, wonach die Verbindlichkeiten auch bei verdeckten
Zinszahlungen mit dem Rückzahlungsbetrag (= Erfüllungsbetrag) zu passivieren
seien (vgl. BFH v. 30.11.2005 – I R 1/05, BStBl. II 2006, 471; FG Hamb. v.
20.10.2005 – VI R 40/05, rkr., nv.).
Gemäß § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB sind Verbindlichkeiten, die auf die Leistung ei-
nes Geldbetrags gerichtet und erst nach geraumer Zeit zu tilgen sind, mit dem
abgezinsten Wert zu bewerten, da dies vernünftiger kaufmännischer Beurteilung
entspricht.
Aufgrund der mittlerweile bestehenden stl. Abzinsungsverpflichtung für unver-
zinsliche Verbindlichkeiten ist ein Nachweis für das Vorliegen einer Verzinsung
von erheblicher Bedeutung. Im Gegensatz zum Handelsrecht setzt Abs. 1 Nr. 3
nicht voraus, dass in der abzuzinsenden Verbindlichkeit ein verdeckter Zins ent-
halten ist. Verdeckte Zinsleistungen sind daher als Verzinsung zu berücksichti-
gen und verhindern eine Abzinsung (Viskorf, DB 2006, 1231; Hauber/Kiesel,
BB 2000, 1514; aA Hoffmann, GmbHR 1999, 380 [386]).
Verbindlichkeiten von Körperschaften gegenüber Anteilseignern: Grund-
sätzlich gilt das Abzinsungsgebot. Soweit der Verbindlichkeit die Gewährung
von (geringen) Anteilen an die Anteilseigner oder andere wirtschaftliche Nach-
teile entgegenstehen, führt dies zur Verzinsung (BMF v. 26.5.2005, BStBl. I
2005, 699)
Verjährte Verbindlichkeiten: Siehe § 5 Anm. 482.
Verpflichtungen aus dauernden Lasten: Zum Begriff s. § 10 Anm. 70. Es
gelten die Regeln zur Leibrente, jedoch Schätzung des Barwerts nach Maßgabe
des gemeinen Werts der Gegenleistung, die der Stpfl. für die Eingehung der Ver-
pflichtung erhalten hat, da die Leistungen in der Höhe schwanken.
Vertragliche Rückkaufsverpflichtung: Ist ein Händler bereits beim Verkauf
vertraglich zur Rücknahme zu einem festgelegten Preis verpflichtet (zB im Miet-
wagen- und Leasinggeschäft), ist die Verbindlichkeit mit dem Teil des Entgelts
zu bewerten, der auf die Rückkaufsverpflichtung entfällt (BFH v. 11.10.2007 –
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IV R 52/04, BStBl. II 2009, 705; v. 17.11.2010 – I R 83/09, BStBl. II 2011, 812;
BMF, BStBl. I 2011, 967; Klein, DStR 2011, 1981; Plambeck/Braun, DB 2012,
710; aA noch BMF, BStBl. I 2009, 890, aufgeh. durch BMF v. 12.10.2011,
BStBl. I 2011, 967; Hoffmann, DStR 2011, 355).
Wertgesicherte Verbindlichkeiten: Unter einer Wertsicherungsklausel ver-
steht man eine Vereinbarung, nach der eine Geldforderung bestimmten, nach
ihrer Entstehung eingetretenen Änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse,
insbes. einer Änderung des Geldwerts, angepasst werden soll. Man unterscheidet
dabei die Zeitpunkte vor und nach dem Wertsicherungsfall.
E Bewertung vor Eintritt des Wertsicherungsfalls: Die Wertsicherung der Verbindlich-
keit bleibt nach stRspr. unberücksichtigt; die Gefahr eines Anstiegs der Verbind-
lichkeit berechtigt nicht zu ihrer höheren Bewertung.

BFH v. 11.8.1967 – VI R 80/66, BStBl. III 1967, 699; v. 13.11.1975 – IV R 170/73,
BStBl. II 1976, 142 (145 f.) bei § 6a; für die GrErwSt. v. 14.11.1967 – II 166/63,
BStBl. II 1968, 43; v. 14.11.1967 – II R 27/67, BStBl. II 1968, 45; v. 31.1.1980 – IV R
126/76, BStBl. II 1980, 491, mit Berechnung; v. 29.11.1983 – VIII R 231/80, BStBl. II
1984, 109; v. 24.10.1990 – X R 64/89, BStBl. II 1991, 358; v. 9.2.1994 – IX R 110/90,
BStBl. II 1995, 47; v. 27.1.1998 – VIII R 64/96, BStBl. II 1998, 537; FinMin. Ba.-
Württ. v. 10.9.1971, DB 1971, 1972 zur ErbSt., mit Hinw. auf BFH v. 14.11.1967 – II
166/63, BStBl. II 1968, 43, auch bei nachträglicher Vereinbarung, wenn es sich nur um
eine Vertragsergänzung handelt; BFH v. 31.1.1980 – IV R 126/76, BStBl. II 1980, 491
(494), zur Berücksichtigung des vorzeitigen Wegfalls der Gesamtverpflichtung.

Eine sich am Bilanzstichtag bereits abzeichnende und im folgenden Wj. einge-
tretene Erhöhung der Verbindlichkeit ist zu berücksichtigen (glA von Lindei-
ner-Wildau, DB 1977, 132, bei einer indexbezogenen Wertsicherungsklausel;
zust. Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 973 unter Hinweis auf BFH v. 13.11.1975 –
IV R 170/73, BStBl. II 1976, 142; aA ADS VI. § 253 HGB Rn. 130: wertändern-
des Ereignis).
BFH v. 20.11.1969 (IV R 22/68, BStBl. II 1970, 309) berücksichtigt das Beste-
hen der Wertsicherungsklausel als Umstand, der bei der Kapitalisierung einer
langfristigen Verbindlichkeit (Leibrente) den Ansatz eines niedrigeren als des am
Stichtag üblichen Zinssatzes für langfristige Anlagen rechtfertige. Die Frage
nach der Bewertung der Verbindlichkeit mit oder ohne Berücksichtigung der
Wertsicherungsklausel und die Frage des Rechnungszinssatzes sind uE von-
einander zu trennen.
E Bewertung nach Eintritt des Wertsicherungsfalls:
p Steigt der Barwert der Verbindlichkeit, so ist sie mit dem erhöhten Barwert zu be-

werten. Die Erhöhungen werden idR durch Eintritt des Wertsicherungsfalls
voraussichtlich dauernd sein, so dass sie auch nach dem StEntlG
1999/2000/2002 bei der Bewertung berücksichtigt werden müssen.
Zum fehlenden Einfluss auf den Wert des gegen Eingehung der Verbindlichkeit erwor-
benen WG BFH v. 11.8.1967 – VI R 80/66, BStBl. III 1967, 699; v. 31.1.1980 – IV R
126/76, BStBl. II 1980, 491 (494); v. 29.11.1983 – VIII R 231/80, BStBl. II 1984, 109;
ADS VI. § 253 HGB Rn. 143 mwN; s. auch Anm. 288.

p Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3: BFH v. 23.5.1991 (IV R 48/90, BStBl. II
1991, 796) verneint mit Recht die sofortige Aufwandswirksamkeit des Ein-
tritts einer Wertsicherungsklausel und verlangt die Berücksichtigung des Auf-
wands durch die Absetzung der erhöhten Rentenzahlungen in voller Höhe.

p Kaufpreisraten: s. BFH v. 16.1.1979 (VIII R 38/76, BStBl. II 1979, 334), auch
in diesem Fall bildet die Geldentwertung einen gegenüber der Anschaffung
selbständigen Vorgang.
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§ 6 Anm. 1155–1157 Abs. 1 Nr. 3: Bewertung von Verbindlichkeiten

Wertpapierleihe: Wertpapierleihgeschäfte gelten als Sachdarlehen iSd. § 607
BGB (s.o.). Der Verleiher bucht in seiner Bilanz die Wertpapiere zum Buchwert
aus und in gleichem Umfang ein Surrogat als Forderung gegen den Entleiher ein
(vgl. auch BMF v. 3.4.1990, DB 1990, 864, aufgehoben durch BMF v. 29.3.2007,
BStBl. I 2007, 369). Die Buchung ist daher erfolgsneutral. Der Entleiher bucht
die Aktien in seinen Bestand ein und passiviert eine Rückgabeverpflichtung. Da
bei einem Sachdarlehen der Entleiher lediglich verpflichtet ist, bei einer Rück-
gabe an den Verleiher eine Sache gleicher Art und Güte zurückzugeben, kann er
die Wertpapiere weiterverkaufen. Die dann bestehende Rückgabeverpflichtung
ist dann mit den Wiederbeschaffungskosten für die betreffenden Aktien han-
delsrechtl. zu bewerten. Steuerlich kann nach den Vorgaben des Abs. 1 Nr. 3
iVm. Abs. 1 Nr. 2 nur bei einer dauernden Wertsteigerung eine Erhöhung der
Rückgabeverbindlichkeit gegenüber dem ursprünglichen Einbuchungsbetrag bi-
lanziert werden. Da Wertpapierleihgeschäfte meist mit einer kurzen Fristenlauf-
zeit abgeschlossen werden, ist eine dauernde Wertsteigerung in der Praxis nahe-
zu ausgeschlossen (vgl. Hoffmann, PiR 2006, 152 [153]).
Zeitrentenverpflichtungen: Auch eine Zeitrente (zum Begriff s. § 5 Anm. 1308)
ist mit dem Barwert zu bewerten. Tabellen: vgl. zB Schneider/Schlund/Haas,
Kapitalisierungs- und Verrentungstabellen, 1977. Zum Barwert einer in gleichen
Jahresraten zu zahlenden Zeitrente bei einem Zinssatz von 5,5 % s. auch Anl. 9a
zum BewG 1991.
Zerobonds (Nullkupon-Anleihen): Diese Anleihen sind formal unverzinslich.
Der Anleiheschuldner verpflichtet sich jedoch zu einem über dem Verfügungs-
betrag liegenden Erfüllungsbetrag. Die Verbindlichkeit ist mit dem Verfügungs-
betrag (= Ausgabebetrag) zuzüglich aufgelaufener Zinsen zu bewerten (ebenso
Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 448; vgl. zum Handelsrecht: Kozikowski/
Schubert in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB Rn. 65 mwN; Clemm, StbJb.
1987/88, 83 f.). Dieser Betrag dürfte idR dem abgezinsten Erfüllungsbetrag (mit
5,5 %) entsprechen. Sollten Differenzen aus beiden Beträgen resultieren, ist
nach dem Höchstwertprinzip (s. Anm. 1139) zu verfahren. Es wird daher lau-
fend aufgezinst, da die künftigen Leistungen als schwebend zu behandeln sind;
(hM): BMF v. 5.3.1987, BStBl. I 1987, 394; Kozikowski/Schubert in Beck-Bil-
Komm. VIII. § 253 HGB Rn. 65; Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 448, der
dies auf abgezinste Sparbriefe und auf Darlehensverbindlichkeiten mit erkenn-
barem Zinsanteil im Rückzahlungsbetrag übertragen will; s. auch HFA 1/1986,
WPg. 1986, 248; Arndt/Muhler, DB 1988, 2167, für Optionsanleihen; BFH v.
15.7.1998 – I R 24/96, BStBl. II 1998, 728, für den Fall des Bonussparens (hier
mit einer aufzuzinsenden Rückstellung); dazu Plewka/Schimmele, DB 1998,
2494.
Zinsverbindlichkeiten: Wegen des zivilrechtl. Zinseszinsverbots (§ 248 Abs. 1
BGB) sind Zinsverbindlichkeiten nicht abzuzinsen.

Einstweilen frei.1156–1157
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Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 3a:
Bewertung von Rückstellungen

Autor: Dr. Hanno Kiesel, Rechtsanwalt/Steuerberater, Ernst & Young,
Stuttgart

Mitherausgeber: Prof. Dr. Thomas Stobbe, Steuerberater, Pforzheim/München

A. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 3a

Schrifttum: Groh, Verbindlichkeitsrückstellung und Verlustrückstellung: Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede, BB 1988, 27; Küting/Kessler, Handels- und steuerbilanzielle
Rückstellungsbildung: Rückstellungsbewertung und Kostenbegriff, DStR 1989, 693; Bor-
dewin, Einzelfragen der Bewertung von Rückstellungen, DB 1992, 1533; Weber-Grellet,
Das hässliche Bilanzsteuerrecht, DStR 1998, 2435; Küting/Kessler, Zur geplanten Re-
form des bilanzsteuerlichen Rückstellungsrechts nach dem Entwurf eines StEntlG
1999/2000/2002, DStR 1998, 1937; Glade, StEntlG: Einschränkung handelsrechtlich
ordnungsgemäßer Rückstellungen als „Steuerschlupflöcher“, DB 1999, 400; Günkel/
Fenzl, Ausgewählte Fragen zum StEntlG: Bilanzierung und Verlustverrechnung, DStR
1999, 649; Günkel/Hörger/Thömmes, Ausgewählte Gestaltungsüberlegungen zum
Jahresende, DStR 1999, 1873; Hoffmann, Die Auswirkungen des StEntlG
1999/2000/2002 auf die Steuerbilanz, GmbHR 1999, 380; Kemper/Beyschlag, Abkehr
von der Maßgeblichkeit – Änderungen des Bilanzsteuerrechts und ihre Auswirkungen auf
die Personengesellschaft, DStR 1999, 737; Oppenhoff & Rädler (Hrsg.), StEntlG
1999/2000/2002, Bonn, 2. Aufl. 1999; Stobbe/Loose, StEntlG 1999/2000/2002 – Aus-
wirkungen auf die handels- und steuerrechtliche Gewinnermittlung, FR 1999, 405;Weber-
Grellet, Die Steuerbilanz nach dem StEntlG 1999/2000/2002, StuB 1999, 1289; Koths,
Ausgewählte Fragen zum neuen Rückstellungsrecht, StbJb. 1999/2000, 249; Ringwald,
Die Entwicklung der Rückstellungen im Zuge der Bilanzsteuerreform, Inf. 2000, 419; We-
ber-Grellet, Gewinnermittlungsvorschrift des StEntlG 1999/2000/2002 – Ein Fort-
schritt?, DB 2000, 165; Happe, Gestaltungsaspekte aufgrund neuerer gesetzlicher Grund-
lagen bei den Rückstellungen, StuB 2001, 110; Heinzel, Rückstellungen für die atomare
Entsorgung auf der Grundlage des StEntlG 1999/2000/2002, StuW 2001, 71; Siegel, Zur
geplanten Neuregelung der Rückstellungen in der Handelsbilanz und Steuerbilanz, DStR
2001, 1674; Gross/Matheis/Lindgens, Rückstellung für Kosten Datenzugriffs, DStR
2003, 921; Streck/Binnewies; Gestaltungsmöglichkeiten, Bilanzierungs- und Steuerfragen
zum Handel mit Berechtigungen zur Emission von Treibhausgasen nach dem Treibhaus-
gas-Emissionshandelsgesetz (TEHG), DB 2004, 116; Happe, Urlaubsrückstellungen in
Handels- und Steuerbilanz, BBK 2006, F. 12, 6865; Herzig/Jensen-Nissen/Koch, Bilan-
zierung von Emissionsberechtigungen gem. Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz
(TEHG) nach Handels- und Steuerbilanzrecht, FR 2006, 109; Stegemann, Aktuelle bilanz-
steuerrechtliche Aspekte der Rückstellungsbildung, Inf. 2006, 136; Winnefeld, Bilanz-
Handbuch, München, 4. Aufl. 2006; Berizzi/Guldan, Auswirkungen der Verpackungs-
verordnung auf den Jahresabschluss, DB 2007, 65; Redeker/Scholze/Wielenberg,
Handels- und steuerrechtliche Bilanzierung von Emissionsrechten, StuW 2007, 251; Kü-
ting/Cassel/Metz, Die Bewertung von Rückstellungen nach dem neuen Recht, DB
2008, 2317; Weigl/Weber/Costa, Bilanzierung von Rückstellungen nach dem BilMoG,
BB 2009, 1062; Wellisch/Machill, Bilanzierung von Wertkonten nach dem BilMoG,
BB 2009, 1351; Buciek, Aktuelle Rechtsprechung zum Bilanzsteuerrecht, DB 2010, 1029;
Pitzke/Klein, Anwendung der bilanzsteuerrechtlichen Ansatz- und Bewertungsvorbehal-
te in Anschaffungsfällen, NWB 2011, 2276; Bareis „Angeschaffte“ Drohverlustrückstel-
lungen – Eine contradictio in adiecto, FR 2012, 385; Beckert/Hagen, Pensionsrückstel-
lungen beim Betriebsübergang, NWB 2012, 119; Marx, Unschärfen bei der Abbildung
von Ansammlungsrückstellungen nach EStG, HGB und IFRS, BB 2012, 563; Prinz, An-
merkungen zu BFH v. 14.12.2011 – I R 72/10, FR 2012, 409; Schlotter, „Angeschaffte“
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§ 6 Anm. 1158–1159 Abs. 1 Nr. 3a: Bewertung

Verbindlichkeiten nach dem Urteil des BFH vom 14.12.2011 – I R 72/10, BB 2012, 951;
Schönherr/Krüger, Passivierung angeschaffter Rückstellungen und Verbindlichkeiten:
Realisationsprinzip als oberstes Gebot, DStR 2012, 829; Siegel, „Angeschaffte“ Drohver-
luste als neuer Steuersparmarkt?, FR 2012, 388; Weber-Grellet, BB-Rechtsprechungs-
report zu 2011 veröffentlichten bilanzsteuerrechtlichen BFH-Urteilen, BB 2012, 43.

I. Einführung

Zeitlicher Anwendungsbereich: Gemäß § 52 Abs. 16 Satz 2 ist Abs. 1 idF des
StEntlG 1999/2000/2002 und damit auch Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a bis d grds.
erstmals für das erste nach dem 31.12.1998 endende Wj. anzuwenden. § 52
Abs. 16 Sätze 12 bis 14, die für die erstmalige Anwendung der neuen stl. Bewer-
tungsvorschriften die Möglichkeit einer Rücklagenbildung vorsahen, sind durch
das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz v. 25.5.2009 (BilMoG, BGBl. I 2009,
1102) wegen zeitlichen Auslaufens der Übergangsregelung zum VZ 2009 auf-
gehoben worden. § 52 Abs. 16 Satz 10 idF des BilMoG regelt die Anwendung
des mit dem BilMoG eingeführten Abs. 1 Nr. 3a Buchst. f (vgl. Anm. 1187a).

II. Geltungsbereich des Abs. 1 Nr. 3a

Sachlicher Anwendungsbereich: Siehe Anm. 5.
Betrieblich veranlasste Rückstellung: Der zu bewertende Lebenssachverhalt
muss betrieblich veranlasst sein. Die Aufwendungen müssen also für stl. Zwecke
als BA abziehbar sein (BFH v. 22.5.1987 – III R 220/83, BStBl. II 1987, 711).
Rückstellungsarten: Von der Vorschrift können aufgrund des materiellen
Maßgeblichkeitsgrundsatzes – zur Aufgabe der formellen Maßgeblichkeit durch
das BilMoG (s. § 5 Anm. 78, 116) nur Rückstellungen erfasst werden, für die
handelsrechtl. – und dem folgend vorbehaltlich der in § 5 Abs. 2a bis 4b geregel-
ten Einschränkungen beim Ansatz auch strechtl. – ein Passivierungsgebot be-
steht, die also ansatzpflichtig sind (allg. zur Passivierung von Rückstellungen vgl.
§ 5 Anm. 490 ff.). Für bestimmte Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkei-
ten (§ 249 Abs. 1 Satz 1 HGB) gelten hinsichtlich des Bilanzansatzes nach § 5
Abs. 2a (s. § 5 Anm. 1761 ff.) und Abs. 3 bis 4b (vgl. § 5 Anm. 1800 ff.) verschie-
dene Einschränkungen.
Durch § 21 Abs. 3 KStG werden erfolgsabhängige Beitragsrückerstattungen aus-
drückl. von der Regelung des Abs. 1 Nr. 3a ausgenommen; zur Nichtübertra-
gung auf erfolgsunabhängige Beitragsrückerstattung s. BFH v. 25.11.2009 – I R
9/09, BStBl. II 2010, 304; v. 19.5.2010 – I R 64/08, BFH/NV 2010, 1860. § 21
Abs. 2 KStG enthält eine spezialgesetzliche Regelung zur Höhe der Rückstel-
lung (vgl. Schlenker in Blümich, § 21 KStG Rn. 25).

Zum Rückstellungsverbot wegen drohendem Verlust aus Risikounterbeteiligung an
Auslandskredit: BFH v. 15.9.2004 – I R 5/04, FR 2005, 308; zur Rückstellung wegen
künftiger Nachbetreuungsleistungen bei Hörgeräte-Akustikern: BFH v. 5.6.2002 – I R
96/00, BStBl. II 2005, 736; BMF v. 12.10.2005, BStBl. I 2005, 953; zum Erfüllungs-
rückstand bei zeitweiser Freistellung von Mietzahlungen: BFH v. 5.4.2006 – I R 43/05,
BStBl. II 2006, 593; zur Passivierung einer Verpflichtung aus einem Garantieverspre-
chen: BFH v. 11.4.2003 – IV B 176/02, BFH/NV 2003, 919; zur Passivierung von
ERA-Anpassungsfonds BMF v. 2.4.2007, DB 2007, 886.

E Handelsrechtliche Passivierungswahlrechte (zB § 249 Abs. 2 HGB „Aufwandsrück-
stellungen“) führen stl. im Bereich der Rückstellungen grds. zu Passivierungsver-
boten (grundlegend BFH v. 3.2.1969 – GrS 2/68, BStBl. II 1969, 291; vgl. § 5
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Anm. 61 und 302; Ausnahme: Pensionsrückstellungen nach § 6a; s. § 5
Anm. 110).

B. Bewertungsregeln bei Rückstellungen

I. Grundsätze der Bewertung

1. Bewertungsgrundsatz
Die Rspr. hat eine Anknüpfung an die Bewertung der Verbindlichkeiten nach
Nr. 3 vorgenommen (BFH v. 15.7.1998 – I R 24/96, BStBl. II 1998, 728 [730
unter II.3]; FG München v. 28.3.2006 – 6 K 509/04, nv., rkr.).
Der Einleitungssatz des Abs. 1 Nr. 3a bestimmt jedoch für die Bewertung eine
Höchstgrenze („höchstens“). Damit unterscheidet sich die Bewertungsvorschrift
für Rückstellungen von der für Verbindlichkeiten. Für letztere gilt grds. der An-
schaffungswert, der – soweit keine neue niedrigere Schätzung vorliegt – idR (str.,
s.u.) in den Folgejahren nicht unterschritten werden darf (vgl. Anm. 1132). Die
Ermittlung der Höchstgrenze für Rückstellungen ist durch die in den Buchst. a
bis f der Vorschrift genannten Bewertungsregeln konkretisiert.
Keine abschließende Regelung: Die Formulierung stellt mit dem Wort „ins-
besondere“ klar, dass die Rückstellungsbewertung nicht vollumfänglich und ab-
schließend durch Nr. 3a geregelt werden soll. Die in den Buchst. a bis f genann-
ten Vorschriften sollen nur die stl. Rückstellungsbewertung für stbilanzielle
Zwecke – nach oben – begrenzen. Ergänzend sind zunächst die stl. Bewertungs-
grundsätze für Verbindlichkeiten nach Abs. 1 Nr. 3 heranzuziehen (s.
Anm. 1126, 1130 ff.; Strahl in Korn, § 6 Rn. 380). Sind keine stl. Spezialvor-
schriften einschlägig, kommt ergänzend das Maßgeblichkeitsprinzip (s. § 5
Anm. 126) zum Tragen (ebenso BFH v. 15.7.1998 – I R 24/96, BStBl. II 1998,
728 [730]). Folglich sind die stl. Bewertungsvorschriften des Abs. 1 Nr. 3a iVm.
Nr. 3 nicht abschließend (im Ergebnis ebenso FinAussch., BTDrucks. 14/443,
23; Kozikowski/Schubert in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB Rn. 153; Win-
nefeld, Bilanz-Handbuch, 4. Aufl. 2006, E Rn. 1650).
Handelsrecht: Im handelsrechtl. Schrifttum herrscht Streit über die Frage, ob
der Begriff der AK als Bewertungsmaßstab für Rückstellungen überhaupt heran-
gezogen werden kann. Die Meinungsunterschiede knüpfen an die unterschiedli-
chen Bewertungsregeln für Verbindlichkeiten und Rückstellungen in § 253
Abs. 1 HGB an. Danach sind Verbindlichkeiten mit dem Rückzahlungsbetrag,
Rückstellungen dagegen mit einem Schätzungsbetrag zu bewerten, der von der
vernünftigen kaufmännischen Beurteilung abhängig ist. Küting/Kessler (DStR
1989, 655 [660] mwN) gehen bei Verbindlichkeitenrückstellungen davon aus,
dass der Kaufmann bei erstmaliger Erfassung die Verpflichtung mit dem vor-
sichtig zu bestimmenden Erfüllungsbetrag zu bewerten habe, der – wie der
Rückzahlungsbetrag bei den Verbindlichkeiten auch – als bewertungsrechtl. Un-
tergrenze für die Zukunft gelten solle.

GlA Mayer-Wegelin in B/B, § 6 Rn. 506; aA Kozikowski/Schubert in Beck-Bil-
Komm. VIII. § 253 HGB Rn. 152 ff.; Herzig/Köster, HdJ III/5 Rn. 148 ff.

E Stellungnahme: Der geschätzte Betrag iSd. § 253 Abs. 1 HGB als fiktiver AK-
Betrag (im Sinne eines Auffangtatbestands) kann herangezogen werden, wenn
§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a bis f keine Spezialregelungen vorsehen (so auch nach
bisheriger Rechtslage BFH v. 15.7.1998 – I R 24/96, BStBl. II 1998, 728). Ob
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§ 6 Anm. 1160–1162 Abs. 1 Nr. 3a: Bewertung

der ursprüngliche Zugangswert (= AK) unterschritten werden kann (so Kozi-
kowski/Schubert in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB Rn. 152 für das Han-
delsrecht), ist fraglich, da dies im Widerspruch zu den Bewertungsgrundsätzen
stehen würde, die für Verbindlichkeiten gelten (s. Anm. 1131, 1132 ff.). Aller-
dings könnte man aus dem Wort „höchstens“ auch eine zulässige Unterschrei-
tung der ursprünglichen AK (= Zugangswert) ableiten, wenn die Bewertung in
den Folgejahren aufgrund geänderter Schätzmaßstäbe, die sich auch uU aus
Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a bis f ergeben können, sinkt. Davon geht offensichtlich
auch die Gesetzesbegründung des FinAussch. aus, nach der ein handelsrechtl.
Wertansatz für die stl. Gewinnermittlung zu übernehmen sei, wenn dieser nied-
riger als der Ausgangswert nach Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a bis f ist; uE ist allerdings
fraglich, ob in derartigen Fällen überhaupt die materielle Maßgeblichkeit – we-
gen anderer stl. Spezialvorschriften – zur Anwendung gelangen kann (s. § 5
Anm. 86). Im Ergebnis ist allerdings eine Unterschreitung des Ausgangswerts
aufgrund des Wortes „höchstens“ im Eingangssatz möglich, wenn sich geänder-
te Schätzungsgrundlagen ergeben, die mit den stl. Spezialnormen (Abs. 1 Nr. 3a
Buchst. a bis f) vereinbar sein müssen.

Einstweilen frei.

2. Ausgangsbewertung
Maßgeblichkeit: Siehe Anm. 1159.
Handelsrechtlicher Wert als Ausgangsbasis: Die Schätzung des Rückstel-
lungsbetrags nach § 253 Abs. 1 HGB kann als Ausgangswert für die stl. Bewer-
tung dienen (ähnlich Kozikowski/Schubert in Beck-BilKomm. VIII. § 253
HGB Rn. 153 f.). Es gilt – wie bei den Verbindlichkeiten auch – das Höchst-
wertprinzip, dh., zu den Folgestichtagen gestiegene Erfüllungsbeträge bzw. er-
höhte Verpflichtungsüberschüsse müssen sich in einem höheren Wertansatz wi-
derspiegeln. Dies ist Ausfluss des Vorsichtsprinzips (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB; s.
§ 5 Anm. 221), wobei der Kaufmann die tatsächliche Ungewissheit von Prog-
nosen durch eine von Risikoneigungen unbeeinflusste, alle Informationen ver-
arbeitende Erstellung einer Wahrscheinlichkeitsverteilung relativieren muss.
E Zur Frage der erstmaligen Bewertung als Wertuntergrenze s. Anm. 1160.
E Zur Berücksichtigung wertaufhellender Tatsachen s. BFH v. 2.10.1992 – III R 54/91,
BStBl. II 1993, 153; v. 3.7.1991 – X R 163-164/87, BStBl. II 1991, 802; s. auch
zur Auswertung der Informationen zum Bilanzstichtag BFH v. 27.4.1965 – I
324/62, BStBl. III 1965, 409, betr. Wechselobligo.
E Zur Passivierung „angeschaffter“ Rückstellungen bei steuerlichem Ausweisverbot s. BFH
v. 14.12.2011 – I R 72/10, BFH/NV 2012, 635 (Schuldübernahme); v. 16.12.
2009 – I R 102/08, BStBl. I 2011, 627 (Schuldfreistellung); Schönherr/Krüger,
DStR 2012, 829; Beckert/Hagen, NWB 2012, 119; Schlotter, BB 2012, 951;
Prinz, FR 2012, 409; Bareis, FR 2012, 385; aA BMF v. 24.6.2011, BStBl. I 2011,
627 (für die Schuldübernahme); Pitzke/Klein, NWB 2011, 2276; krit. Siegel,
FR 2012, 388.
E Zur Bewertung von Sach- und Dienstleistungsverpflichtungen vor Geltung des StEntlG
1999/2000/2002 s. BFH v. 25.2.1986 – VIII R 134/80, BStBl. II 1986, 788; Kü-
ting/Kessler, DStR 1989, 693; im Übrigen vgl. Anm. 1172 f.
Einschränkungen durch StEntlG 1999/2000/2002: Die handelsrechtl. Schät-
zungen nach § 253 Abs. 1 HGB sind stl. nicht maßgeblich, sofern sich aufgrund
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der stl. Spezialvorschriften nach Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a bis f ein niedrigerer
Wert ergibt (für die Schuldübernahme).

3. Bewertungsänderung in Folgejahren
Durch die Wortwahl im Einleitungssatz der Vorschrift („höchstens“) scheint die
Behandlung von Bewertungsänderungen unklar. Entscheidend ist die Antwort
auf die Frage, ob der bei der erstmaligen Bewertung festgelegte Wert als Unter-
grenze für die Folgebewertungen angesehen werden darf. Die Vorschrift baut
zwar auf der Bewertungsregel zu den Verbindlichkeiten (Abs. 1 Nr. 3) auf, so
dass vom Grundsatz eine Anknüpfung an den Begriff der AK des Abs. 1 Nr. 2
denkbar erscheint. Aus der Gesetzesbegründung ist aber klar ersichtlich (vgl.
BTDrucks. 14/443, 23 zu Doppelbuchst. ee), dass über den Maßgeblichkeits-
grundsatz ein niedrigerer Wertansatz aus der HBil. zu übernehmen ist (zur Kritik
s. Anm. 1160). Aufgrund der „Höchstbewertungsvorschrift“ und der Gesetzes-
begründung sind somit – im Gegensatz zur Bewertung der Verbindlichkeiten (s.
Anm. 1131–1140) – niedrigere Wertansätze bei der Rückstellungsbewertung
denkbar.

II. Rückstellungen für gleichartige Verpflichtungen (Abs. 1 Nr. 3a
Buchst. a)

Schrifttum: Neuburger, Ansatz der Rückstellungen für Verpflichtungen aus Vor-
ruhestandsregelungen, BB 1985, 767; Kolb, Zur Bewertung gleichartiger Einzelrückstel-
lungen gem. § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a EStG 1999, StuB 2001, 889; Kemper/Konold,
Die Berücksichtigung von Vergangenheitserfahrungen bei Rückstellungen für gleichartige
Verpflichtungen (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a EStG), DStR 2003, 1686; Heinzmann/
Heinzmann, Die Verbindlichkeitsrückstellung in der steuerlichen Praxis, SteuStud. 2004,
87; Rätke, Die Pauschalrückstellung für Gewährleistungen – Probleme und Gestaltungs-
möglichkeiten in der Beratungspraxis, StuB 2004, 858; Warnke, Rückstellungen und
Rücklagen im Visier der Betriebsprüfung, EStB 2005, 215; Winnefeld, Bilanz-Handbuch,
München, 4. Aufl. 2006.
Weiteres Schrifttum s. vor Anm. 1158.

1. Einführung einer Sonderregelung
In Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a ist seit VZ 1999 eine Sonderregelung für die Bewer-
tung solcher gleichartigen Risiken kodifiziert (Kolb, StuB 2001, 889 [890]; s.
Anm. 1166 ff.). Bei der Bestimmung der Höhe der Rückstellungen für gleicharti-
ge Verpflichtungen sind danach die Erfahrungen der Vergangenheit aus der Ab-
wicklung derartiger Verpflichtungen zu berücksichtigen. Ausgehend von der frü-
heren Inanspruchnahme des Stpfl. soll die durch die zukünftige Verpflichtung
entstehende Belastung ermittelt werden. Hierbei ist nun der allg. Erfahrungssatz
gesetzlich festgeschrieben, dass bei gleichartigen Verpflichtungen der Stpfl. häu-
fig nur zu einem Teil in Anspruch genommen wird.
Klarstellung: Die Regelung hat im Wesentlichen klarstellenden Charakter und
steht im Einklang mit der stRspr. des BFH, insbes. zu Garantie-, Kulanz- und
Schadensersatzrückstellungen, der auf diese Weise versucht, die Schätzung des
Stpfl. zu objektivieren.

Vgl. zB BFH v. 18.10.1960 – I 198/60 U, BStBl. III 1960, 495; v. 7.10.1982 – IV R
39/80, BStBl. II 1983, 104; v. 30.6.1983 – IV R 41/81, BStBl. II 1984, 263; v. 12.12.
1990 – I R 18/89, BStBl. II 1991, 485; v. 27.3.1996 – I R 3/95, BStBl. II 1996, 470; v.
15.10.1997 – I R 16/97, BStBl. II 1998, 249; s. auch Anm. 89; zu Pauschalrückstellun-
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gen für Garantie- und Gewährleistungsverpflichtungen BFH v. 6.5.2003 – VII B
163/02; BFH/NV 2003, 1313; FG Berlin-Brandenb. v. 9.3.2011 – 12 K 12267/07,
EFG 2011, 1737, rkr., zur Anerkennung von Gewährleistungsrückstellungen.

Rechtslage bis zum StEntlG 1999/2000/2002: Über die materielle Maßgeb-
lichkeit (s. § 5 Anm. 61) gilt der handelsrechtl. Einzelbewertungsgrundsatz
(§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB) für die stl. Gewinnermittlung (vgl. Anm. 49 ff). Die
handelsrechtl. Kommentarliteratur (vgl. zB Kozikowski/Schubert in Beck-Bil-
Komm. VIII. § 253 HGB Rn. 162 f.) sowie die höchstrichterliche Finanz-Rspr.
haben jedoch bereits Ausnahmen zugelassen, wann Einzelrisiken aufgrund ihrer
Gleichartigkeit in Gruppen zusammengefasst werden können.

Vgl. BFH v. 7.10.1982 – IV R 39/80, BStBl. II 1983, 104; v. 23.10.1985 – I R 230/82,
BFH/NV 1986, 490 (492) mwN; v. 22.11.1988 – VIII R 62/85, BStBl. II 1989, 359
(362); EuGH v. 14.9.1999 – C-275/97, DStR 1999, 1645, mit Anm. Weber-Grellet,
DB 1999, 2035 = IStR 1999, 636 = BB 1999, 2291, mit Anm. Moxter.

2. Rückstellungen iSd. Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a
Die Regelung bezieht sich auf alle Rückstellungen iSd. § 249 Abs. 1 HGB, so-
weit sie estrechtl. anerkannt werden (s. Anm. 1159).
Betroffene Rückstellungen: Es sind sowohl Rückstellungen für ungewisse
Verbindlichkeiten (§ 249 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 HGB), Aufwandsrückstellungen
(§ 249 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HGB) als auch Rückstellungen für Kulanzverpflich-
tungen (§ 249 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 HGB) von der Regelung umfasst.

Die Kulanzverpflichtungen sind von den Gewährleistungs- und Garantieverpflichtun-
gen abzugrenzen (dazu Rätke, StuB 2004, 858 [859]). Bei Garantie- und Gewährleis-
tungsverpflichtungen wird zwischen Einzelrückstellungen und Pauschalrückstellungen
unterschieden (Warnke, EStB 2005, 215). Bei Einzelrückstellungen bestehen Beden-
ken, ob Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a Anwendung findet (dafür BMF v. 5.5.2000, BStBl. I
2000, 487; Kolb, StuB 2001, 889 [890]; dagegen Kemper/Konold, DStR 2003, 1686
[1688]).

Der sachliche Anwendungsbereich des Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a ergibt sich nicht
allein aus der Gesetzesformulierung „… Rückstellungen für … Verpflichtun-
gen“. Aus der Formulierung könnte der Schluss gezogen werden, dass sich die
Vorschrift nur auf Verbindlichkeitsrückstellungen, dh. Rückstellungen für unge-
wisse Verbindlichkeiten nach § 249 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 HGB und Kulanzver-
pflichtungen nach § 249 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 HGB bezieht, denn Aufwandsrück-
stellungen nach § 249 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HGB weisen keinen schuldrechtl.
Verpflichtungscharakter auf (Kessler in Küting/Pfitzer/Weber HdR V. § 249
HGB Rn. 260). Dies widerspricht jedoch dem in der Gesetzesbegründung ein-
deutig geäußerten Willen des Gesetzgebers. Im Rahmen des Gesetzgebungsver-
fahrens wurde die Formulierung des ersten Entwurfs „ungewisse Verbindlich-
keiten oder Gewährleistungen, die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht
werden“ (BTDrucks. 14/23, 5 f.), in die nun verabschiedete Fassung „… Ver-
pflichtungen“ geändert. Hierdurch sollte klargestellt werden, dass sich die Rege-
lungen nicht nur auf Verbindlichkeitsrückstellungen beziehen (FinAussch.,
BTDrucks. 14/443, 23).
Betroffen sind insbes. Industrieunternehmen, die umfangreiche Garantien für
die Funktionsfähigkeit ihrer Produkte geben (zB Automobilindustrie, aA Kolb,
StuB 2001, 889, der eine Einschränkung auf eine Branche ablehnt), und die Ver-
sicherungswirtschaft (§ 20 Abs. 2 KStG verweist für noch nicht abgewickelte
Versicherungsfälle auf Nr. 3a Satz 2 Buchst. a, dazu BMF v. 5.5.2000, BStBl. I
2000, 487); zur Abzinsung von Schadensrückstellungen der VU BMF v. 16.8.
2000 (BStBl. I 2000, 1218). Die Anwendung wurde zeitlich begrenzt (BMF v.
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12.7.2005, BStBl. I 2005, 819) und erneut bis VZ 2013 verlängert: BMF v. 9.9.
2009, BStBl. I 2009, 930.

3. Pauschale Bewertung

a) Gleichartigkeit
Gleichartigkeit bedeutet zunächst nicht „Gleichheit“. Die Verpflichtungen kön-
nen sich in gewisser Weise unterscheiden.
Verpflichtungen sind insbes. dann gleichartig, wenn deren Anlässe artverwandt
bzw. ähnlich sind. Artverwandtheit bzw. Ähnlichkeit kann beispielsweise durch
die rechtl. oder faktische Grundlage der Verpflichtungen, den Kreis der An-
spruchsberechtigten bzw. Verpflichtungsgläubiger oder durch die Zugehörigkeit
zu einer Branche begründet werden. Das sind zB bei Pensionsverpflichtungen
und Jubiläumsrückstellungen die vergleichbaren Arbeitsverträge (BMF v. 8.12.
2008, BStBl. I 2008, 1013) oder bei Garantie- und Gewährleistungsverpflichtun-
gen die vergleichbaren Produkte.
Von Gleichartigkeit kann allerdings nicht mehr gesprochen werden, wenn die
Verpflichtungen sich derart voneinander unterscheiden, dass sie nur noch als
„verschiedenartig“ klassifiziert werden können (vgl. Anm. 120).

Zu Bedenken wegen des verfassungsrechtl. Bestimmtheitsgebots Kemper/Konold,
DStR 2003, 1686 (1692).

b) Erfahrungswerte
Die Bewertung der Rückstellungen hat unter Berücksichtigung der Erfahrungen
der Vergangenheit zu erfolgen.
Betriebsindividuelle oder branchenübliche Erfahrungen: Entscheidendes
Gewicht legt die Rspr. auf die Erfahrungen, die der Stpfl. in seinem eigenen Be-
trieb in der Vergangenheit machte, da dieser am besten die Verhältnisse seines
Betriebs kennt. Auch branchenübliche Erfahrungen können alternativ heran-
gezogen werden (BFH v. 25.4.2006 – VIII R 40/04, BStBl. II 2006, 742, mwN).
Erforderlich ist, dass sich aus der branchenmäßigen Erfahrung und der individu-
ellen Gestaltung des Betriebs die Wahrscheinlichkeit einer Inanspruchnahme er-
gibt (BFH v. 17.1.1963 – IV 165/59 S, BStBl. III 1963, 237).
E Zur Rechtfertigung der gebildeten Rückstellung ist der Stpfl. verpflichtet, kon-
krete Tatsachen darzulegen, soweit das nach den betrieblichen Verhältnissen zu-
mutbar ist. Ist dies nicht in ausreichendem Maß geschehen, geht das zu seinen
Lasten. Schätzungen, für die keine Grundlagen und Anhaltspunkte vorliegen,
werden nicht anerkannt.

Vgl. zB BFH v. 1.4.1958 – I 60/57 U, BStBl. III 1958, 291; v. 18.10.1960 – I 198/60 U,
BStBl. III 1960, 495; v. 20.11.1962 – I 242/61 U, BStBl. III 1963, 113; v. 30.4.1998 –
III R 40/95, BFH/NV 1999, 1217, mwN; v. 6.5.2003 – VIII B 163/02, BFH/NV
2003, 1313; v. 25.4.2006 – VIII R 40/04, BStBl. II 2006, 742.
Hinweis: Aus diesem Grund sollte der Stpfl. seine Erfahrungen, dh. die tatsächliche
Inanspruchnahme in der Vergangenheit, so dokumentieren, dass er sie gegenüber der
FinVerw. nachweisen kann und dass diese überprüfbar sind. Grundsätzlich sind alle
Aufzeichnungen über bisher angefallene Aufwendungen dieser Art ausreichend (zB
durch Mängelprotokolle, Beanstandungsschreiben von Kunden, Besuchsberichte von
Mitarbeitern, Materialentnahmescheine oder Lieferscheine für Ersatzlieferungen, Stun-
denberichte für Nachbesserungen) zu dokumentieren. Es empfiehlt sich eine nach Er-
zeugnissen, Kunden, Absatzgebieten, Geschäftsjahren usw. angelegte Untergliederung.

E Kenntnisse bei Bilanzaufstellung: Maßgeblich sind die Kenntnisse des Stpfl. im
Zeitpunkt der Bilanzaufstellung. Die zwischen dem Bilanzstichtag und der Auf-
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stellung der Bilanz erlangten Kenntnisse über die am Bilanzstichtag bestehende
Verhältnisse müssen berücksichtigt werden (vgl. Anm. 70).
E Bei schwankenden Verpflichtungen in der Vergangenheit ist die Beurteilung schwieri-
ger. Liegen nicht unwesentliche Schwankungen vor, muss der Stpfl. den Grund-
satz der vorsichtigen Bewertung beachten. Je länger die Zeitspanne ist, aus der
der Stpfl. seine Erfahrungen schöpft, desto eher lässt sich auch bei schwanken-
den Verpflichtungen eine gewisse Tendenz erkennen und kann eine durch-
schnittliche Belastung für die Bestimmung zukünftiger Verpflichtungen zugrun-
de gelegt werden.

c) Erfahrungen aus der Abwicklung solcher Verpflichtungen
Die Erfahrungen müssen sich nach dem Gesetzeswortlaut aus der Abwicklung
„solcher“ Verpflichtungen ergeben. Hierunter ist uE nicht „dieselbe“ Verpflich-
tung zu verstehen. Ausreichend sind Erfahrungen, die der Stpfl. bei der Abwick-
lung ähnlicher Verpflichtungen gemacht hat, solange er nachvollziehbar darle-
gen kann, dass diese Erfahrungen auch Grundlage für die Beurteilung von
zukünftigen Verpflichtungen in anderen Bereichen sein können. Eine andere
Auslegung würde zu unnötiger Einschränkung der der Schätzung zugrunde zu
legenden Erfahrungen führen.
Fehlende Erfahrungswerte: Bei neuen Produkten oder Produktionsverfahren
fehlen häufig konkrete Erfahrungswerte über künftige Mängel, Garantiefälle oÄ.
Hierzu muss es ausreichen, wenn man auf der Basis vergleichbarer Produkte
oder Herstellungsverfahren Schätzungen (ggf. aus entsprechenden Branchen-
kenntnissen) zur pauschalen Ermittlung der Rückstellungen vornimmt.
Abwicklung: Dieser Begriff ist weit zu verstehen. Bei der Feststellung der Er-
fahrungen in der Vergangenheit müssen alle Umstände einfließen, die im Rah-
men der Erfüllung der Verpflichtungen von Bedeutung waren; hierzu gehören
zB das Verhalten der Beteiligten, die Dauer der Abwicklung, Art und Weise der
Erfüllung der Verpflichtung usw.

d) Zukünftige Entwicklung
Die Erfahrungen in der Vergangenheit bilden den Ausgangspunkt für die Be-
wertung der Rückstellungen („… auf der Grundlage der Erfahrungen …“). Hie-
raus ist eine Prognose für die zukünftige Verpflichtung des Stpfl. zu erstellen,
bei der insbes. den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und dem Zeitablauf
Rechnung getragen werden muss.
Liegen an dem für die Bilanzerstellung maßgeblichen Zeitpunkt bereits Umstän-
de vor, die die Vergangenheitserfahrungen nach der Lebenserfahrung oder im
konkreten Fall zum Teil oder sogar ganz ausschließen oder zumindest ver-
ändern, so bieten Vergangenheitserfahrungen nur noch bedingt einen Anhalts-
punkt für die Bemessung der Rückstellungen und es ist stärkeres Gewicht auf
die Zukunftsprognosen zu stellen. So ist eine von den Vergangenheitswerten ab-
weichende Beurteilung notwendig, wenn sich zB durch neue Produkte, Modell-
wechsel, veränderte Bauweise, ein neues Verfahren, noch nicht erprobtes Mate-
rial, Änderung der Vertragsbedingungen oÄ die betrieblichen Verhältnisse in
der Weise ändern, dass die Gefahr der Inanspruchnahme des Stpfl. größer oder
kleiner geworden ist.
Auch in einem solchen Fall ist der Stpfl. gegenüber dem FA verpflichtet, Um-
stände vorzutragen, die nach den Verhältnissen am Bilanzstichtag bei Anlegung
eines objektiven Maßstabs die Höhe der Rückstellung gerechtfertigt erscheinen
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lassen (zur Befugnis der Schätzung durch das FA: FG München v. 28.3.2006 – 6
K 509/04, nv., rkr.).

4. Bemessung der Wahrscheinlichkeit und des Bemessungsabschlags

a) Wahrscheinlichkeit
Nach dem Wortlaut der Vorschrift ist als Rechtsfolge „die Wahrscheinlichkeit
zu berücksichtigen, dass der Stpfl. nur zu einem Teil der Summe dieser Ver-
pflichtungen in Anspruch genommen wird“. Im Interesse einer realitätsnäheren
Risikobewertung soll nicht der – insgesamt drohende – Erfüllungsbetrag, son-
dern der Betrag zurückgestellt werden, der notwendig ist, um die sich voraus-
sichtlich verwirklichenden Risiken abzudecken (s. auch Anm. 1171).
Die nur anteilige Berücksichtigung des Risikos bewirkt keinen Verstoß ge-
gen das Prinzip der vorsichtigen Bewertung nach § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB. Bei
großen Gruppen sollte mit statistischen Auswertungen der Wahrscheinlichkeits-
verteilungen mit den unterschiedlichen in Frage kommenden Beträgen gearbei-
tet werden, aus denen dann für die verschiedenen Gruppen durchschnittliche
Erwartungswerte für die künftigen Schadensfälle und deren Beträge ableitbar
sein dürften. Derartige pauschale Bewertungsverfahren dürften – auch handels-
rechtl. – spätestens seit EuGH v. 14.9.1999 – C-275/297, DB 1999, 2035, zuläs-
sig sein (vgl. auch Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 4. Aufl. 2006, E Rn. 1537; Ko-
zikowski/Schubert in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB Rn. 162).
Zur Wahrscheinlichkeit einer Inanspruchnahme s. § 5 Anm. 505.
Summe der Verpflichtungen: Nur wenn am Bilanzstichtag mehrere gleicharti-
ge Verpflichtungen vorliegen, ist uE nach der Wahrscheinlichkeit für die nur
teilweise Inanspruchnahme des Stpfl. aus der Summe dieser Verpflichtungen zu
fragen.

b) Bezugsgröße
Für den stbilanzrechtl. vorzunehmenden Wahrscheinlichkeitsabschlag ist die
„Summe der Verpflichtungen“ maßgeblich. Die für den Bewertungsabschlag er-
forderliche Zahl von gleichartigen Verpflichtungen ergibt sich somit weder aus
dem Gesetz selbst noch aus der Gesetzesbegründung. Es muss auf den Sinn
und Zweck der Vorschrift zurückgegriffen werden. Grundlage ist das statistische
Wahrscheinlichkeitsmodell, dass bei einer größeren Anzahl von gleichartigen Ri-
siken der Stpfl. nicht aus allen in Anspruch genommen wird (sog. Gesetz der
großen Zahl, s. Neuburger, BB 1985, 767). Je kleiner die Zahl der Verpflichtun-
gen in der Vergangenheit war, desto geringer ist die Möglichkeit, hieraus einen
Erfahrungssatz abzuleiten. Wird zB in mehreren Jahren jeweils nur ein Auftrag
ausgeführt, muss auch dann, wenn bei den letzten Arbeiten keine Inanspruch-
nahmen erfolgt sind, eine uU verhältnismäßig hohe Rückstellung für Verpflich-
tungen gebildet werden, sofern Inanspruchnahmen ernsthaft möglich sind und
dann eine hohe Belastung entstünde (Beispiel: Lfg. von Sprengstofffabriken).
Auf der anderen S. lässt sich bei serienmäßiger Fertigung zahlreicher gleicharti-
ger Produkte die voraussichtliche Inanspruchnahme aus den Erfahrungen der
Vergangenheit mit einiger Sicherheit ermitteln. Damit die Berechnung des Rück-
stellungsbetrags auf statistischen Zahlen der Vergangenheit beruhen kann, muss
die erforderliche Zahl von Einzelfällen so groß sein, dass es zu einer statisti-
schen Normalverteilung kommen kann.
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III. Bewertung von Rückstellungen für Sachleistungsverpflichtungen
(Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b)

Schrifttum: Siehe vor Anm. 1158.

1. Bedeutung des Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b
Berücksichtigung von Gemeinkosten: Bei Rückstellungen für Sachleistungs-
verpflichtungen sind nach dem Wortlaut des Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b die Einzel-
kosten sowie angemessene Teile der notwendigen Gemeinkosten zu berücksich-
tigen. Offensichtlich wollte der Gesetzgeber für die Bemessung der
Rückstellungen eine ähnliche Regelung wie bei der HK-Bewertung von Aktiva
herbeiführen. Angeknüpft wird offensichtlich an die stl. HK-Untergrenze, defi-
niert in R 6.3 EStR (im Ergebnis ebenso Kulosa in Schmidt XXXI. § 6
Rn. 404).
Rechtslage bis zum StEntlG 1999/2000/2002: Entsprechend dem handels-
rechtl. Ansatz hat der Kaufmann sämtliche Kosten in die Bewertung einzubezie-
hen, die zur Erfüllung der ungewissen Verbindlichkeit notwendig sind (zum
Kostenbegriff im Zusammenhang mit Rückstellungsbewertung insbes. Küting/
Kessler, DStR 1989, 693). Der Ansatz der Vollkosten ist teils durch die Finanz-
Rspr. bejaht (für Einbeziehung von Gemeinkosten s. BFH v. 25.2.1986 – VIII
R 134/80, BStBl. II 1986, 788; v. 15.9.2004 – I R 5/04, BStBl. II 2009, 100), teils
aber auch abgelehnt worden (gegen Ansatz von Vollkosten BFH v. 24.11.1983 –
IV R 22/81, BStBl. II 1984, 301, betr. Verpflichtung zur Erstellung des Jahres-
abschlusses; BFH v. 8.7.1992 – XI R 50/89, BStBl. II 1992, 910, betr. Urlaubs-
rückstellung). Diese umstrittene Rechtsfrage wird jedoch durch die gesetzliche
Regelung in Buchst. b stl. als lex specialis geklärt.

Im Rahmen der Ermittlung der anfallenden Aufwendungen ist es handelsrechtl. str., ob
zu den variablen Kosten auch die Fixkosten (Vollkosten) einzubeziehen sind. Zur Be-
wertung noch ausstehender Leistungen bei schwebenden Absatzgeschäften werden
(nach ADS VI. § 253 HGB Rn. 226, 254) im Schrifttum drei Auffassungen vertreten,
deren Grundsätze jedoch auch zur Bewertung von Sachleistungsverpflichtungen heran-
gezogen werden können: Ansatz nur zu variablen Kosten, Ansatz zu Vollkosten sowie
Wahlrecht zwischen Ansatz zu variablen oder zu Vollkosten (vgl. auch Winnefeld, Bi-
lanz-Handbuch, 4. Aufl. 2006, E Rn. 1653; für zwingenden Ansatz von Vollkosten Ko-
zikowski/Schubert in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB Rn. 158).
In der ursprünglich geplanten Fassung des StEntlG 1999/2000/2002 wollte der
Gesetzgeber bei der Bewertung von Rückstellungen für Sachleistungsverpflichtungen
nur die variablen Kosten zulassen (BTDrucks. 14/23, 6). Zur „Verdeutlichung des Ge-
wollten“ (Begründung FinAussch., BTDrucks. 14/443, 23) wurde die Formulierung
dahingehend abgeändert, dass nunmehr Einzelkosten und auch angemessene Teile der
notwendigen Gemeinkosten zu berücksichtigen sind.

2. Sachleistungsverpflichtung iSd. Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b
Sachleistungsverpflichtungen: Unter den Begriff Sachleistungsverpflichtung
lassen sich alle Verpflichtungen subsumieren, die nicht durch die Bezahlung ei-
ner Geldsumme zu erfüllen sind, sondern bei denen der Stpfl. eine Lfg. oder
sonstige Dienst- oder Werkleistung erbringen muss. Im Gegensatz zu Verpflich-
tungen, die in Geldleistungen bestehen, ist den Sachleistungsverpflichtungen die
Besonderheit immanent, dass zur Ermittlung des Erfüllungsbetrags ausstehende
Sach-, Dienst- oder Werkleistungen erst in Geldeinheiten bewertet werden müs-
sen. Sachleistungsverpflichtungen sind stets nach außen gerichtet und haben
deshalb Schuldcharakter. Die Regelung ist deshalb auf Aufwandrückstellungen
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nicht anzuwenden. Insbesondere im Bereich des Umweltschutzes sind Sachleis-
tungsverpflichtungen zu finden, so zB als Rekultivierungs-, Rücknahme- und
Entsorgungs- sowie Sanierungsverpflichtungen aufgrund öffentlich-rechtl. Vor-
schriften.

Zu Rückstellungen für Recyclingkosten s. BFH v. 21.9.2005 – X R 29/03, BStBl. II
2006, 647; Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen s. BFH v. 8.1.2011 – X R 14/09,
BStBl. II, 496; Sanierungsverpflichtung eines schadstoffbelasteten Gebäudes s. BFH v.
19.11.2003 – I R 77/01, BStBl. II 2010, 482; Aufbereitungskosten eines Recycling-
betriebs s. BFH v. 25.3.2004 – IV R 35/02, DB 2004, 1645; Beseitigungspflicht einer
Windkraftanlage FG Rhld.-Pf. v. 13.1.2005 – 6 K 1075/01, DStRE 2005, 369, rkr.;
Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen FG Münster v. 15.6.2011 – 9 K 501/08, nrkr.,
Az. BFH I R 66/11, EFG 2011, 2137; zu den (unklaren) Anforderungen, wann Rück-
stellungen im öffentlichen Recht gebildet werden dürfen: Weber-Grellet, FR 2004,
279, in Auseinandersetzung mit BFH v. 19.11.2003 – I R 77/01, BStBl. II 2010, 482;
Weber-Grellet/Fatouros, FR 2004, 1016, in Auseinandersetzung mit BFH v. 25.3.
2004 – IV R 35/02, FR 2004, 1013; Christiansen, HFR 2004, 213, in Auseinanderset-
zung mit BFH v. 19.11.2003 – I R 77/01, BStBl. II 2010, 482; zu Rückstellungen auf-
grund der Verpackungsverordnung Berizzi/Guldan, DB 2007, 645; Rückstellungen
für Abrechnungs-, Gewährleistungs-, Garantieleistungs-, Rücknahme- und Entsor-
gungsverpflichtungen s. Stegemann, Inf. 2006, 136 (140); zur konkreten Ermittlung
der Rückstellung für rückständige Urlaubsverpflichtungen s. Happe, BBK 2006, F. 12,
6865 (6886); zur Rückstellung für Kosten des Datenzugriffs s. Gross/Matheis/Lind-
gens, DStR 2003, 921; s. auch § 5 Anm. 511 und 514 (ABC); zu Garantierückstellungen
s. Seidel, StBp. 2009, 281; zur Abgrenzung „unechter“ Ansammlungsrückstellungen
für Deponie-Rekultivierung und „echter“ Ansammlungsrückstellung für Rückbauver-
pflichtungen s. BFH v. 5.5.2011 – IV R 32/07, BStBl. II 2012, 98.

Ansammlungs- und Verteilungsrückstellungen: Der Begriff der Sachleis-
tungsverpflichtung beinhaltet damit Ansammlungsrückstellungen ieS wie auch
sog. Verteilungsrückstellungen, soweit diese Rückstellungen für Sachleistungen
zu bilden sind (vgl. auch zum Begriff der Ansammlungsrückstellung
Anm. 1182 f.).

3. Bewertungsgrundsätze
Pagatorischer Kostenbegriff: Beim Kostenbegriff folgen Handels- und auch
StRecht grds. dem pagatorischen Prinzip, dh., die zu berücksichtigenden Kosten
werden von Zahlungsströmen abgeleitet. Es scheiden bei der Bewertung des Er-
füllungsbetrags grds. diejenigen Kosten aus, die nicht gleichzeitig Aufwendun-
gen in der HBil. bzw. StBil. sein können, da insoweit kein bilanzieller Verlust
entsteht (vgl. auch Küting/Kessler, DStR 1989, 693 [694]). Der Einbezug von
kalkulatorischen Kosten und Gewinnzuschlägen in die Berechnung der Höhe
der Rückstellungen wird vom BFH abgelehnt (BFH v. 15.9.2004 – I R 5/04,
BFHE 208, 116).

Zur Bewertung mit dem Buchwert von Emissionsberechtigungen und fehlender Ab-
zinsungsmöglichkeit s. Herzig/Jensen-Nissen/Koch, FR 2006, 109 (121).

Einbeziehung von Einzelkosten: Der wesentliche Unterschied zwischen Ein-
zel- und Gemeinkosten besteht darin, dass Einzelkosten den herzustellenden
Vermögensgegenständen unmittelbar, nämlich aufgrund eines eindeutigen und
nachweisbaren quantitativen Zusammenhangs zugerechnet werden können,
während die Gemeinkosten nicht unmittelbar in das Produkt eingehen, sondern
nur über eine Schlüsselung oder Umlage zu den herzustellenden WG in Bezie-
hung gebracht werden können (so BFH v. 21.10.1993 – IV R 87/92, BStBl. II
1994, 176; vgl. auch Abs. 1 Nr. 1 Satz 1, Anm. 463c mwN). Die Einbeziehung
von Einzelkosten im Rahmen der Rückstellungsbewertung ist unstr. Auch Zins-
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aufwendungen können Einzelkosten sein (so auch BFH v. 11.2.1988 – IV R
191/85, BStBl. II 1988, 663).

Zur Bewertung von fehlenden Emissionsrechten mit den Einzelkosten: Redeker/
Scholze/Wielenberg, StuW 2007, 251 (255).

Analoge Anwendung einkommensteuerlicher Aktivierungsvorschriften:
Der handelsrechtl. Begriff der „angemessenen Teile der notwendigen Gemein-
kosten“ (§ 255 Abs. 2 Satz 3 HGB) wird auch im StRecht verwandt (R 6.3
EStR). Die Bewertungsgrundsätze der Aktivseite sind analog für die Bewertung
von Rückstellungen für Sachleistungsverpflichtungen heranzuziehen.
Grundsatz der Angemessenheit: Unter „angemessenen Teilen“ sind die Ge-
meinkosten zu verstehen, die nach vernünftigen betriebswirtschaftlichen Krite-
rien der Sachleistungsverpflichtung zugerechnet werden müssen (ADS VI. § 255
HGB Rn. 190). Auch durch eine entsprechende Auslegung der stRspr. bezüglich
stl. Aktivierungsvorschriften kann in diesem Zusammenhang geklärt werden,
was unter „angemessen“ zu verstehen ist: „Angemessen bedeutet, dass nur der-
jenige Teil der Gemeinkosten einem bestimmten Produkt zugerechnet werden
kann, der auf seine Herstellung entfällt, dh. die Zurechnung muss vernünftigen
betriebswirtschaftlichen Kriterien entsprechen“ (BFH v. 21.10.1993 – IV R
87/92, BStBl. II 1994, 176). Für die Ermittlung des rückstellungsfähigen Betrags
bei Sachleistungsverpflichtungen bedeutet das analog, dass nur derjenige Teil
der notwendigen Gemeinkosten einer bestimmten Verpflichtung zugerechnet
werden kann, der auch nach vernünftigen betriebswirtschaftlichen Kriterien er-
mittelt wurde (vgl. Abs. 1 Nr. 1 Satz 1, Anm. 463c). Nach dem Grundsatz der
Angemessenheit sind ungewöhnlich hohe Kosten, zB bei offenbarer Unterbe-
schäftigung (sog. Leerkosten), sowie außerordentliche und neutrale Aufwendun-
gen (betriebsfremde und periodenfremde Kosten) nicht zu berücksichtigen
(Günkel/Fenzl, DStR 1999, 649 [654]).
Notwendige Gemeinkosten: Unter Zugrundelegung von R 6.3 EStR (so auch
Biber, EStB 2006, 196) sind zur Ermittlung der notwendigen Gemeinkosten an-
gemessene Teile der notwendigen Materialkosten und Fertigungskosten mit ein-
zubeziehen. Nach Stobbe (FR 1999, 405 [416]) folgt eine enge Abgrenzung des
Kreises der Gemeinkosten aus der beabsichtigten Abkehr des Gesetzgebers
vom Vollkostenansatz; es könne stl. eine Einheit zwischen der Bewertung der
Aktiva und Passiva mit der HK-Untergrenze erreicht werden. Für Zwecke der
Rückstellungsbewertung sind folgende Gemeinkosten mit ihren angemessenen
Teilen (vgl. oben) zu berücksichtigen: die Kosten der Lagerhaltung, Transport
und Prüfung des Fertigungsmaterials, Vorbereitung und Kontrolle der Fer-
tigung, Werkzeuglager, Betriebsleitung, Raumkosten, Sachversicherungen, Un-
fallstationen und Unfallverhütungseinrichtungen der Fertigungsstätten, Lohn-
büros, soweit in ihnen die Löhne und Gehälter der in der Fertigung tätigen
ArbN abgerechnet werden. Fixkosten sind zeitraumbezogen und für die zusätz-
liche Produktion von ErsatzWG (zB beim Austausch von Geräten im Garantief-
all) idR nicht notwendig; daher scheidet uE der Ansatz von Fixkosten bei der
Rückstellungsbewertung idR aus (glA Fischer in Kirchhof VIII. § 6 Rn. 155;
Winnefeld, Bilanz-Handbuch, 4. Aufl. 2006, E Rn. 1654; aA Weber-Grellet,
DB 2000, 165). Ebenso können auch Aufwendungen für freiwillige soziale Leis-
tungen sowie betriebliche Altersversorgung, Fremdkapitalzinsen, Verwaltungs-
und Vertriebsgemeinkosten nicht einbezogen werden, da diese Aufwendungen
idR von den Rückstellungssachverhalten nicht (notwendig) veranlasst sind;
ebenso Strahl in Korn, § 6 Rn. 383; aA Hoffmann, GmbHR 1999, 380 (387);
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Kessler/Ranker, StuB 2001, 425 (429) zu Vertriebsgemeinkosten; Biber, StuB
2006, 196 (197) zu Verwaltungsgemeinkosten.

Zur Ermittlung der notwendigen Gemeinkosten bei der Aufbewahrung von Geschäfts-
unterlagen OFD Karlsruhe v. 4.10.2005, ESt-Kartei BW § 5 EStG F. 3 Nr. 23.1; zur
Bewertung der Verpflichtung zur Nachbetreuung von Versicherungsverträgen BFH v.
28.7.2004 – XI R 63/03, BFH/NV 2005, 109; v. 19.7.2011 – X R 26/10, BFH/NV
2011, 2147, gegen BMF v. 28.11.2006, BStBl. I 2006, 765 (Nichtanwendungserlass zu
BFH v. 28.7.2004 – XI R 63/03, BFH/NV 2005, 109); Nds. FG v. 11.5.2011 – 2 K
11301/08, nrkr., Az. BFH X R 25/11, EFG 2011, 1690.

Wertverzehr des Anlagevermögens: Nach den Kriterien der Angemessenheit
und Notwendigkeit gehört der Wertverzehr des Anlagevermögens (R 6.3 Abs. 3
EStR) zu den rückstellungsfähigen Aufwendungen, soweit sie der Leistung die-
nen und einen variablen (Gemeinkosten-)Charakter haben.
Keine Begrenzung auf das Honorar eines Dritten: BFH v. 24.11.1983 (IV R
22/81, BStBl. II 1984, 301 [303]) hat entschieden, dass als Obergrenze für die
anzusetzenden internen Kosten der Betrag zu betrachten ist, der für die gleiche
Leistung an Dritte zu bezahlen wäre. Eine solche Begrenzung kann stl. lediglich
aus dem Kriterium der Notwendigkeit abgeleitet werden. Reicht die Rückstel-
lungsbildung aufgrund höherer interner Aufwendungen tatsächlich nicht aus, so
bleiben diese (höheren) Aufwendungen selbstverständlich aufgrund des Ver-
anlassungsprinzips BA.
Künftige Preissteigerungen: Für noch zu erbringende Lieferungen und sons-
tige Leistungen kommt es für die handelsrechtl. Bewertung der einzelnen Kos-
ten auf die Preisverhältnisse am Abschlussstichtag an (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB),
wobei jedoch für die Bewertung des Erfüllungsbetrags Preissteigerungen zwi-
schen Abschlussstichtag und Aufstellung des Jahresabschlusses nach § 252
Abs. 1 Nr. 4 HGB Halbs. 1 dann zu berücksichtigen sind, wenn die dafür maß-
gebenden Umstände am Abschlussstichtag bereits vorlagen (Wertaufhellung).
Auch nach stRspr. sind der Höhe nach ungewisse Dienst- und Sachleistungsver-
pflichtungen strikt nach den am Stichtag geltenden Preis- und Kostenverhältnis-
sen zu bewerten (BFH v. 5.2.1987 – IV R 81/84, BStBl. II 1987, 845; v. 8.3.1995
– II R 10/92, BFHE 177, 132, mwN; v. 17.3.2004 – II R 76/00, BFH/NV 2004,
1072; Groh, BB 1988, 27 [29], vgl. auch Anm. 71).
Nach Einf. des stl. Abzinsungsgebots für Rückstellungen (Nr. 3a Buchst. e, s.
Anm. 1186 f.) kann dieser Rspr. nicht mehr gefolgt werden. Die Verzinsung ist
häufig ein Ausgleich für die Inflation. Wenn man aber eine Abzinsung bei Rück-
stellungen stl. zwingend vorschreibt, so muss man auch zukünftige Preissteige-
rungen als Ausgleich berücksichtigen, da der Erfüllungsbetrag der Geldwert der
erforderlichen Aufwendungen ist, die von den Preisverhältnissen im Zeitpunkt
des Anfalls der Verpflichtung (zB Durchführung der Reparatur) abhängen
(ebenso zur Rückgabe von Inventar bei Verpachtung BFH v. 24.6.1999 – IV R
73/97, BStBl. II 2000, 309 [310]).
Nachdem auch das Bilanzrecht mit dem BilMoG eine Abzinsungsverpflichtung
für Rückstellungen eingeführt hat (§ 253 Abs. 2 HGB) wird der rein fiskalische
Zweck der stl. Abzinsungsregelung besonders deutlich: das Handelsrecht zinst
die mit dem Erfüllungsbetrag bewertete Rückstellung ab. Die Rspr. des BFH
hat mittlerweise jedoch die steuerliche Abzinsungsregel für verfassungsgemäß
erklärt, s. BFH v. 27.1.2010 – I R 35/09, BStBl. II 2010, 478; v. 5.5.2011 – IV R
32/07, BStBl. II 2012, 98.
Eingetretene Preissteigerungen: Bei der Bewertung von Sachleistungsver-
pflichtungen sind eingetretene Preissteigerungen während des verbleibenden
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Zeitraums bis zur Erfüllung der Verpflichtung zu berücksichtigen, da diese den
künftigen Erfüllungsbetrag beeinflussen. Nach dem Prinzip der wirtschaftlichen
Verursachung ist deshalb aE eines jeweiligen Wj. die Sachleistungsverpflichtung
nach Maßgabe der Preisverhältnisse zu bewerten, die aE des jeweiligen Wj. anzu-
treffen sind (Bordewin, DB 1992, 1535; vgl. auch § 5 Anm. 511).
Sinkendes Preisniveau: Aufgrund des Höchstwertprinzips können gesunkene
Faktorpreise uU zu einer Herabsetzung des passivierten Betrags unter den jewei-
ligen Ausgangswert führen (s. Anm. 1171). Entsprechend der Argumentation zu
den künftigen Preissteigerungen sind bei einer erneuten Schätzung des Rückstel-
lungsbetrags uE auch Kostenminderungen zu berücksichtigen (im Ergebnis
ebenso Kozikowski/Schubert in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB Rn. 174).

Zu Passivierungsvoraussetzungen und Passivierungshöhe einzelner wichtiger Rückstel-
lungsarten s. § 5 Anm. 490 ff.

IV. Gegenrechnung von künftigen Vorteilen (Abs. 1 Nr. 3a Buchst. c)

Schrifttum: Heger, Altersteilzeit in der Steuerbilanz, BB 2007, 824; Ortmann-Babel/Bo-
lik, Rückwirkende Bilanzberichtigung zu Gunsten des Steuerpflichtigen?, DStR 2007,
1139; Brank/Hasenclever: Gegenrechnung von zukünftigen Erlösen bei der Bewertung
von Rückstellungen nach BilMoG – Eine Grundsatzfrage diskutiert am Beispiel von Re-
kultivierungsrückstellungen, DStR 2011, 637.
Weiteres Schrifttum s. vor Anm. 1158.

Verwaltungsanweisungen: BMF v. 15.11.1979 – IV B 2 - S 2170 - 79/79, nv.; BMF v.
18.6.1999, StEK EStG § 5 Nr. 153; BMF v. 8.11.1999, FR 2000, 227; BMF v. 11.11.1999,
BStBl. I 1999, 959; BMF v. 25.7.2005, BStBl. I 2005, 828; BMF v. 28.3.2007, BStBl. I
2007, 297.

1. Bedeutung des Abs. 1 Nr. 3a Buchst. c
Kompensationsumfang: Über die bisher von der Rspr. gezogenen Grenzen hi-
naus sind künftige Vorteile verpflichtungsmindernd zu berücksichtigen. Die Er-
weiterung des Kompensationsbereichs entspricht auch dem Willen des Gesetz-
gebers, der durch die Einf. der gesetzlichen Bewertungsvorschriften des Abs. 1
Nr. 3a – als Gegenfinanzierungsmaßnahme iSd. StReformvorhabens zum
StEntlG 1999/2000/2002 – eine realitätsnähere Bewertung von Rückstellungen
sicherstellen wollte. Aus steuerdogmatischer Sicht wird der steuerverschärfende
Wertansatz für Rückstellungen mit der stl. Leistungsfähigkeit begründet. Danach
mindern künftige Einnahmen die später zu erfüllende Verbindlichkeit in ihrer
Belastungswirkung, was sich ausweislich der Gesetzesbegründung (BTDrucks.
14/23, 172) letztlich auch darin zeigt, dass ein gedachter Erwerber des Betriebs
derartige erwartete Erträge „als Belastungsminderung honorieren“ würde; inso-
weit entspricht diese Norm auch dem Teilwertgedanken.

Beispiel: Für die Rücknahme von Altfahrzeugen besteht aufgrund des AltfahrzeugG
v. 21.6.2002 (BGBl. I 2002, 2199) seit 1.7.2002 eine (unentgeltliche) Verpflichtung zur
Rücknahme und Verwertung der Autos (s. Anm. 1184). Bei einer Rücknahme der Au-
tos besteht allerdings auch die Chance der Verwertung der Karosserie sowie der noch
funktionsfähigen Teile als Ersatzteile. Die daraus resultierenden Erlöse vermindern
den Rückstellungsbetrag für derartige Rückstellungen. Betragen die berücksichtigungs-
fähigen Einzel- und Gemeinkosten (s. Anm. 1173) aus der Rücknahmeverpflichtung
und deren Verwertung (Entsorgung) beispielsweise 100 E je Auto, die durchschnitt-
lichen Erlöse aus den Teilen und der Karosserie aber 80 E je Fahrzeug, so kann nur ei-
ne Rückstellung von 20 E gebildet werden (bei Verkauf des Fahrzeugs vor dem 1.7.
2002 gilt ergänzend die Ansammlungsregelung nach Buchst. d Satz 2; s. Anm. 1184).
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Rechtslage vor dem StEntlG 1999/2000/2002: Schon bisher waren nicht ak-
tivierbare Ersatzansprüche bei der Bewertung zu berücksichtigen, wenn sie in ei-
nem unmittelbaren Zusammenhang mit der drohenden Inanspruchnahme stan-
den, in rechtl. verbindlicher Weise der Entstehung oder Erfüllung der
Verbindlichkeit nachfolgten und die Bonität nicht zweifelhaft war (s. auch zur
Bildung von Bewertungseinheiten Anm. 115 ff.).

Vgl. BFH v. 17.2.1993 – X R 60/89, BStBl. II 1993, 437 (440) mwN; dazu krit. Schön,
BB 1994, Beil. 9, 14; Fürst/Angerer, WPg. 1993, 425; BFH v. 8.2.1995 – I R 72/94,
BStBl. II 1995, 412; glA Groh, DB 1988, 29; aA Fürst/Angerer, WPg. 1993, 427;
Bordewin, DB 1992, 1536. Die Gesetzesmaterialien zu Abs. 1 Nr. 3a Buchst. c zeigen,
dass die Regelung die bisher lediglich durch Rspr. festgelegten Verrechnungsmöglich-
keiten nunmehr kodifiziert; insoweit „Konkretisierung der bisherigen Rechtspre-
chung“, Stobbe, FR 1999, 405 (414). Ebenso haben Energieversorgungsunternehmen
bereits vor Geltung der neuen Bewertungsvorschriften in Übereinstimmung mit der
FinVerw. (BMF v. 15.11.1979 – IV B 2 - S 2170 - 79/79, nv.) der Tatsache einer Rück-
stellungsbildung nur in Höhe der tatsächlichen wirtschaftlichen Belastung dadurch
Rechnung getragen, dass sie das bei der Erfüllung ihrer Entsorgungsverpflichtungen
gewonnene, wiederverwertbare Material in Höhe seines Marktwerts rückstellungsmin-
dernd berücksichtigt haben (vgl. Koths, StbJb. 1999/2000, 249 [253]).

Abweichung vom Handelsrecht: Eine dem Abs. 1 Nr. 3a Buchst. c vergleich-
bare ausdrückliche Bewertungsregelung für eine rückstellungsmindernde Vor-
teilsanrechnung enthält das Handelsrecht nicht. Die handelsrechtl. Bewertung
von Rückstellungen richtet sich vielmehr nach § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB sowie
den allg. handelsrechtl. Grundsätzen. Nach dem Grundsatz der Einzelbewer-
tung (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB) sind die Verhältnisse jeder einzelnen Rückstel-
lung für sich zu beurteilen.

Zur nicht vorgenommenen Verrechnung von Kippgebühren mit Rekultivierungsrück-
stellungen s. BFH v. 17.2.1993 – X R 60/89, BStBl. II 1993, 437; krit. hierzu aus der
Sicht des Handelsrechts Kozikowski/Schubert in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB
Rn. 157; s. auch BFH v. 3.8.1993 – VIII R 37/92, BStBl. II 1994, 444 (448). Für den
Fall einer – seit 1997 stl. nicht mehr zulässigen – Drohverlustrückstellung hatte der
BFH im sog. Apothekerurteil (BFH v. 23.6.1997 – GrS 2/93, BStBl. II 1997, 735) ent-
schieden, dass die Vorteile, die sich für den Betrieb einer Apotheke aus der Weiterver-
mietung von angemieteten Praxisräumen an einen Arzt ergeben, der Bildung einer
Rückstellung wegen drohender Verluste aus den Mietverhältnissen grds. entgegenste-
hen.

Darüber hinaus hat Nr. 3a Buchst. c Bedeutung für das Verhältnis zwischen
StBil. und HBil. Während handelsrechtl. die bisherigen Bewertungsgrundsätze
weiterhin ihre Gültigkeit behalten, kommen für Rückstellungen in der StBil.
niedrigere Wertansätze in Betracht. Damit wurden mit Einf. der Vorschrift wei-
tere Ausnahmefälle vom Grundsatz der Maßgeblichkeit der HBil. für die StBil.
geschaffen (zum eingeschätzten Umfang der Abweichungen s. die unterschiedli-
che Beurteilung bei Kroschel/Löbl/Wellisch, DB 1998, 2390; Weber-Grel-
let, DB 1998, 2436; krit. Küting/Kessler, DStR 1998, 1937 [1939]; Glade, DB
1999, 404).
Erweiterung der Verrechnung: Wie sich bereits aus der Begr. zum Gesetzent-
wurf des StEntlG 1999/2000/2002 (BTDrucks. 14/23, 172) entnehmen lässt,
wird der Kreis der mit den Verpflichtungen verrechenbaren Vorteile durch die
Regelung des Nr. 3a Buchst. c in tatsächlicher Hinsicht erweitert. Damit folgt
der Gesetzgeber auch den Rechtsprechungstendenzen, nach denen der BFH das
Kompensationsgebot auf die Fälle ausgedehnt hat, in denen der Stpfl. bewusst
verlustbringende Geschäfte abschließt, um sich die wirtschaftlichen Vorteile, die

E 618/5

von Rückstellungen Anm. 1175 § 6



E 618/6 Kiesel

§ 6 Anm. 1175–1176 Abs. 1 Nr. 3a: Bewertung

sich mittelbar daraus ergeben (zB Absatzerhöhung), zu sichern (vgl. BFH v.
23.6.1997– GrS 2/93, BStBl. II 1997, 735).
Dies zeigt sich zB darin, dass das Kompensationsgebot iSd. Nr. 3a Buchst. c –
entgegen der früher wohl herrschenden Auffassung – nicht voraussetzt, dass die
Vorteile bzw. Ansprüche der Entstehung der Verbindlichkeit in rechtl. verbind-
licher Weise nachfolgen (vgl. BFH v. 8.2.1995 – I R 72/94, BStBl. II 1995, 412,
zu Verbindlichkeitsrückstellungen wegen nicht genommenen Urlaubs).

2. Tatbestandsmerkmale

a) Künftige Vorteile
Bei der stl. Bewertung von Rückstellungen sind „künftige Vorteile“, die mit der
Erfüllung der Verpflichtung voraussichtlich verbunden sein werden, wertmin-
dernd zu berücksichtigen, soweit sie nicht als Forderung zu aktivieren sind. Die
ursprünglich geplante Gesetzesfassung (BTDrucks. 14/23, 6) sah noch eine
Kompensation mit „künftigen Einnahmen“ vor. Während für die Begriffs-
bestimmung von „Einnahmen“ noch auf die durch die Legaldefinition des § 8
Abs. 1 gezogenen Grenzen zurückgegriffen werden konnte, fehlen für die Be-
stimmung des Begriffs „Vorteile“ gesetzlich vorgezeichnete Konturen im EStG.
Der Begriff „Vorteile“ ist in der Terminologie vielschichtig belegt und bietet für
sich betrachtet noch keine entscheidende Aussagekraft. Anders als die von der
Rspr. zur früheren Rechtslage aufgestellten trennscharfen Kriterien lässt der
Wortlaut des Nr. 3a Buchst. c allenfalls ansatzweise erkennen, welche Mindest-
qualität etwaige Vorteile aufweisen müssen, um als verpflichtungsmindernde
Umstände berücksichtigt zu werden. Bei den Begriffen „Einnahmen“ und „Vor-
teile“ handelt es sich um keine synonym verwendbaren Begriffe. Vielmehr reicht
der Wortlaut der neuen Gesetzesfassung über den Wortlaut der ursprünglichen
Gesetzesfassung hinaus. Im Vergleich zu dem im RegE noch verwendeten Be-
griff „Einnahmen“ impliziert der Begriff „Vorteile“ eine Klarstellung des Saldie-
rungsgebots (uE terminologische Klarstellung, da der Begriff der Einnahmen
nicht zur bilanziellen Gewinnermittlung, sondern zur Einnahmen-Überschuss-
Rechnung nach § 4 Abs. 3 passt). Um den Wortgehalt und damit letztlich auch
die Reichweite des Kompensationsgebots zu ermitteln, müssen neben dem
Wortlaut der Norm weitere Umstände wie der Wille des Gesetzgebers, die Ge-
setzessystematik sowie der Sinn und Zweck bei der Auslegung der Vorschrift
berücksichtigt werden. Nach dem Wortsinn können die „Vorteile“ materieller
(zB in Form von Geld oder Geldeswert) oder immaterieller Natur (zB Kunden-
stamm) sein. Nach dem Willen des Gesetzgebers unterliegen nur wirtschaftliche
Vorteile dem Regelungsgehalt des Nr. 3a Buchst. c (vgl. Stellungnahme des Fi-
nAussch., BTDrucks. 14/443, 23). Nicht jeder erdenkliche Vorteil (zB persönli-
ches Wohlbefinden des Unternehmers), sondern nur derjenige Vorteil, der sich
im künftigen Ergebnis niederschlägt (zB erweiterter Kundenstamm), ist geeig-
net, die mit der Erfüllung der Verbindlichkeit verbundene Belastungswirkung zu
mindern (vgl. BTDrucks. 14/23, 172, und BTDrucks. 14/443, 17).

Beispielhaft genannt wird vom Gesetzgeber die Berücksichtigung von künftigen Vor-
teilen beim Ausweis von Rekultivierungsrückstellungen. Danach mindern Kippentgel-
te, die der Unternehmer bei der Verfüllung von dritter Seite zu seinen Gunsten erhalten
wird, die Belastungswirkung der später zu erfüllenden Verbindlichkeit. Sie sind daher
auch im Rahmen der Bewertung von Rückstellungen wertmindernd zu berücksichtigen.
Als Beurteilungshilfe bedient sich der Gesetzgeber – entsprechend dem Teilwertgedan-
ken – des Rückgriffs auf einen erdachten Erwerber des Unternehmens. Dieser würde
die zu erwartenden Kippentgelte bei der im Rahmen der Kaufpreisfestsetzung vor-
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zunehmenden Unternehmensbewertung in sein Kalkül aufnehmen (vgl. BTDrucks.
14/23, 172).

Da nur wirtschaftliche Vorteile unter das Kompensationsgebot fallen, sind Kos-
ten, die mit den künftigen Einnahmen in Verbindung stehen, wiederum vorteils-
mindernd zu berücksichtigen. Fallen künftig nur BA an, soll keine Gegenrech-
nung mit künftigen Vorteilen erfolgen, s. FG Düss. v. 13.12.2010 – 3 K
3356/08, EFG 2011, 884, nrkr., Az. BFH IV R 7/11.
Von dem Kompensationsgebot werden nur künftige Vorteile, dh. noch nicht be-
rücksichtigte (realisierte) Erfolgsbeiträge, erfasst. In Anlehnung an die Ausfüh-
rungen des BFH im Apotheker-Urteil (BFH v. 23.6.1997 – GrS 2/93, BStBl. II
1997, 735) zum Kompensationsbereich der Drohverlustrückstellung ist auch
hier davon auszugehen, dass für die Gegenrechnung unbeachtlich ist, ob die
Vorteile zu einem aktivierbaren WG führen oder nicht. Auch aus der Formulie-
rung „soweit sie nicht als Forderung zu aktivieren sind“ kann nicht gefolgert
werden, dass es sich um einen aktivierungsfähigen Vorteil handeln muss. Für die
Saldierung ist es ohne Bedeutung, wann die Realisierung der künftigen Vorteile
eintritt. Künftige Vorteile können folglich zeitlich mit der Erfüllung der Ver-
pflichtung zusammenfallen, ihr vorangehen oder ihr sogar nachfolgen.

b) Zusammenhang zwischen Vorteil und Erfüllung der Verpflichtung
Sachlicher Zusammenhang: Nach dem Wortlaut von Nr. 3a Buchst. c müs-
sen die Vorteile mit der Erfüllung der Verpflichtung verbunden sein (s. dazu das
Beispiel in Anm. 1175: Verpflichtung zur Entsorgung des Autos und Berechti-
gung zur Vereinnahmung der Erlöse aus dem Verkauf von Ersatzteilen und
Schrott). Erforderlich ist ein sachlicher Zusammenhang zwischen Verpflich-
tungserfüllung und Vorteilseintritt. Ein ausschließlich zeitlicher Zusammenhang
genügt hingegen nicht. Vielmehr kommt es uE auf eine über die sachliche Ver-
knüpfung hinausgehende zeitliche Nähe für die Frage des ursächlichen Zusam-
menhangs überhaupt nicht an. Eine zeitliche Nähe von Verpflichtungserfüllung
und Vorteilseintritt kann allenfalls als Indiz für die Wahrscheinlichkeit des Vor-
teilseintritts und damit als Indiz für eine Gegenrechnungsverpflichtung angese-
hen werden.
Ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Vorteil und Verbindlichkeit etwa
dergestalt, dass es sich um einen mit der Verpflichtung korrespondierenden Ge-
genanspruch aus demselben Rechtsverhältnis handeln müsste, wird von der ge-
setzlichen Regelung nicht verlangt. Voraussetzung ist jedoch, dass es sich um
Vorteile aus der Erfüllung der konkreten Verpflichtung handelt. Ob Vorteile
aus der Erfüllung anderer, gleichartiger Verpflichtungen auch in den Kompensa-
tionsbereich einzubeziehen sind (uE ist eine pauschale Betrachtung nach
Buchst. a hier zulässig; zB Verrechnung von Entsorgungskosten und Schrott-
erlösen von 100 Autos), ist noch nicht höchstrichterlich geklärt. Das Gegenrech-
nungsgebot von Nr. 3a Buchst. c dehnt den Kompensationsbereich gegenüber
der früheren Rspr. des BFH (vgl. BFH v. 8.2.1995 – I R 72/94, BStBl. II 1995,
412, zu Verbindlichkeitsrückstellungen wegen nicht genommenen Urlaubs) aus.
Während nach der früheren Rspr. nur solche noch nicht vollwirksam entstande-
nen Ansprüche in die Gegenrechnung einbezogen wurden, die in rechtl. ver-
bindlicher Weise der Entstehung oder Erfüllung der Verbindlichkeit zwangsläu-
fig nachfolgten, lässt die Neuregelung einen sachlichen Zusammenhang
zwischen dem Vorteil und der Erfüllung der Verpflichtung genügen.

Beispiel: Die Vereinnahmung von Kippgebühren im Rahmen von Rekultivierungs-
und Wiederauffüllungsverpflichtungen ist keine zwangsläufige Folge. Vielmehr hängt
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sie davon ab, inwieweit es dem zur Rekultivierung Verpflichteten gelingt, mit dritten
Personen Verkippungsverträge abzuschließen. Insoweit ist ein kausaler Zusammen-
hang zwischen der Verpflichtung und den Vorteilen nicht erforderlich. Es reicht voll-
kommen aus, dass beispielsweise immaterielle Vorteile (Geschäftschancen) durch die
Rekultivierung veranlasst wurden (hier: Chance zur Einnahme von Kippgebühren); da-
zu FG Sach. v. 31.8.2010 – 6 K 905/08, nv., juris; gewinnmindernde Rücklage für

Der BFH hat zwischen der Teilwertabschreibung auf ein kontaminiertes Grund-
stück und der Rückstellung zur Beseitigung der Kontamination keinen sachlogi-
schen Zusammenhang gesehen (vgl. BFH v. 19.11.2003 – I R 77/01, BStBl. II
2010, 482 = FR 2004, 274, zur Rechtslage vor Einf. von Abs. 1 Nr. 3a Buchst. c,
mit krit. Anm. Weber-Grellet). Nach Ansicht des BFH handele es sich um
unterschiedliche WG, deren Ansatz und Bewertung nach dem Grundsatz der
Einzelbewertung unabhängig voneinander und unter Beachtung des Vollstän-
digkeitsgebots zu erfolgen haben. Die mit der Erfüllung der Sanierungsver-
pflichtung verbundene Grundstückswerterhöhung sei daher nicht rückstellungs-
mindernd zu berücksichtigen.

c) Wahrscheinlichkeit des Vorteilseintritts
Nach der Gesetzesformulierung unterfallen nur solche Vorteile dem Kompensa-
tionsgebot, die voraussichtlich mit der Erfüllung der Verpflichtung verbunden
sein werden. Damit muss für den Vorteilseintritt eine gewisse Mindestwahr-
scheinlichkeit bestehen. Teilweise wurde unter Bezugnahme auf die Rspr. des
BFH (zuletzt BFH v. 27.11.1997 – IV R 95/96, BStBl. II 1998, 375) zur Wahr-
scheinlichkeit der Inanspruchnahme argumentiert, dass bei der Frage der Passi-
vierung einer Rückstellung diese Wahrscheinlichkeit bejaht werden kann, wenn
mehr Gründe für als gegen den Vorteilseintritt sprechen. Dies bedeutet uE aber
nicht, dass mindestens eine Wahrscheinlichkeit mehr als 50 % für den Vorteils-
eintritt für den Einzelfall gelten muss. Vielmehr sind bei großen (gleichartigen)
Rechtsgeschäften auch ganz kleine Mindestwahrscheinlichkeiten zu berücksich-
tigen. Dies ist über statistische Modelle und Berechnung von Erwartungswerten
ohne Weiteres möglich (FG Düss. v. 13.12.2010 – 3 K 3356/08, EFG 2011,
884: begründete Aussicht, nrkr., Az. BFH. IV R 7/11).

Beispiel: Ein Optiker wirbt am 31.12.2001 in einer regionalen Tageszeitung (Auflage:
200000 Stück) mit einem kostenlosen Sehtest für jede Person, die das Geschäft betritt,
wobei keine Kaufverpflichtung für diesen Test besteht. Aufgrund der guten Lage des
Geschäfts rechnet er damit, dass er insgesamt 1000 Personen einen Sehtest (Einzel-
und berücksichtigungsfähige Gemeinkosten: 5 E je Test) abnehmen muss. Obwohl hier
nur eine Wahrscheinlichkeit von 0,5 % je Leser für die Inanspruchnahme besteht, exis-
tiert hierfür grds. eine Rückstellungsverpflichtung. Allerdings sind hier die Chancen
aus dem Verkauf von Brillen gegenzurechnen. Wenn jede fünfte Person (insgesamt: al-
so 200 Personen = 0,1 % der Zeitungsauflage), die einen Sehtest macht, eine Brille
kauft und dabei durchschnittlich ein Gewinn von 22 E erwirtschaftet wird, ist dieser
Vorteil gegenzurechnen. Trotz der minimalen Wahrscheinlichkeit von 0,1 % je Leser
wirkt sich der Vorteil aus der Chance des Brillenverkaufs ganz erheblich auf die Redu-
zierung des Rückstellungsbetrags aus. Die Höhe der Rückstellung beträgt nur noch
5000 E (1000 × 5 E) ./. 4400 E (200 × 22 E) = 600 E. Beträgt der durchschnittliche
Gewinn je Brille mehr als 25 E in diesem Beispiel, so kompensieren die Vorteile die
Aufwendungen vollständig, was zur Folge hat, dass die Rückstellung mit Null zu be-
werten ist.

Eine derartige Vorteilsberücksichtigung entspricht uE den Leitlinien der sog.
Apotheker-Entscheidung des GrS (BFH v. 23.6.1997 – GrS 2/93, BStBl. II
1997, 735). Ein rechtl. Abschluss von Geschäften (im obigen Beispiel: Verkauf
von Brillen) ist für die Berücksichtigung von Vorteilen danach nicht erforder-
lich, vielmehr reicht nach Auffassung des GrS die Aussicht auf einen wirtschaft-
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lichen Vorteil (nämlich höhere Umsätze, die er künftigen Erträgen implizit
gleichstellt), die aus der allg. Lebenserfahrung abzuleiten ist.

Teilw. aA FinAussch., BTDrucks. 14/443, 23, für einzelne Rechtsgeschäfte; Beispiel:
Berücksichtigung von Kippgebühren als (gegenzurechnender) Vorteil sollte nur mög-
lich sein, wenn die Verträge schon am Bilanzstichtag geschlossen sind; aA FG Sachs.
v. 31.8.2010 – 6 K 905/08, nv. juris, rkr.: Bestünde eine konkretisierte (Liefer- und)
Abnahmeverpflichtung, müsste dieser daraus resultierende Vorteil bereits als Forde-
rung aktiviert werden, s. auch BMF v. 18.6.1999, StEK EStG § 5 Nr. 153 für Export-
erstattungen der Zuckerindustrie; BMF v. 11.11.1999, BStBl. I 1999, 959, betr. Gegen-
rechnung von Erstattungsansprüchen nach § 4 Altersteilzeitgesetz, korrigiert in Rn. 15
und 17-21 durch BMF v. 28.3.2007, DB 2007, 769, als Reaktion auf BFH v. 30.11.2005
– I R 1/05, BStBl. II 2006, 471 = DB 2006, 532.

Änderung der EStR: Während die FinVerw. in Anlehnung an die Einzel-
begründung zum Gesetzesentwurf (BTDrucks. 14/443, 23) in R 38 Abs. 1 EStR
1999 noch klarstellte, dass die Gegenrechnung voraussetzt, dass der Stpfl. zB
aufgrund von am Bilanzstichtag abgeschlossenen Verträgen, die mit der Erfül-
lung der Verpflichtung wirtschaftlich zusammenhängen, mit Vorteilen rechnen
kann, wurde dieser Abs. 1 der R 38 in den EStR 2001 gestrichen. Erfahrungen
haben gezeigt, dass die FinVerw. die Streichung dieses Absatzes zum Anlass
nahm, den Anwendungsbereich des Abs. 1 Nr. 3a Buchst. c zu erweitern und
die Gegenrechnung von Vorteilen (zB bei Rekultivierungsverpflichtungen) auch
schon dann vorzunehmen, wenn noch kein konkreter Kippvertrag zum Bilanz-
stichtag vorliegt; zur Gegenrechnung von Erstattungsansprüchen nach dem Al-
tersteilzeitgesetz s. BMF v. 28.3.2007, BStBl. I 2007, 297. Die geänderte Sicht-
weise der FinVerw. wurde in die EStR 2005 aufgenommen und seitdem
beibehalten (EStR 2008). Nach R 6.11 Abs. 1 EStR 2008 setzt die Gegenrech-
nung von Vorteilen voraus, dass am Bilanzstichtag nach den Umständen des je-
weiligen Einzelfalls mehr Gründe für als gegen den Eintritt des Vorteils spre-
chen. Die bloße Möglichkeit, dass künftig wirtschaftliche Vorteile eintreten
könnten, soll weiterhin für eine Gegenrechnung nicht genügen. Aus Vertrauens-
schutz auf die frühere Bestimmungen in den EStR 1999 sieht die Neuregelung
in den EStR 2008 eine Übergangsregelung vor (R 6.11 Abs. 1 Sätze 3–6 EStR):
Bei Rückstellungen, die in einem vor dem 1.1.2005 endenden Wj. gebildet wur-
den, kann für die Gewinnauswirkung, die sich in einem vor dem 1.1.2005 enden-
den Wj. aus der erstmaligen Anwendung von Satz 1 ergibt, jeweils iHv. 9/10 ei-
ne gewinnmindernde Rücklage gebildet werden, die in den folgenden neun Wj.
jeweils mit mindestens 1/9 Gewinn erhöhend aufzulösen ist (analog zur Rück-
lagenauflösung iSv. § 52 Abs. 16 Satz 14 vor Aufhebung durch BilMoG). Die
Übergangsregelung findet nur Anwendung, wenn die Gegenrechnung nicht auf
einer vertraglichen Vereinbarung beruht.

Beispiel:
U hat im Jahresabschluss auf den 31.12.2003 erstmals eine Rückstellung für eine Rekul-
tivierungsverpflichtung iHv. 100000 E. Im Jahresabschluss auf den 31.12.2004 wird
diese Rückstellung mit dem Betrag 120000 E ausgewiesen. Bei der Bemessung der
Rückstellungshöhe wurden
a) vertraglich vereinbarte Kippgebühren iHv. 5000 E,
b) Vorteile, die nach den Umständen des Einzelfalls voraussichtlich eintreten werden,

iHv. 10000 E
nicht berücksichtigt.
Im Fall a) sind die vertraglich vereinbarten Kippgebühren rückstellungsmindernd zu
berücksichtigen. Im Fall b) ist die auf den 31.12.2004 passivierte Rückstellung iHv.
120000 E um den gegenzurechnenden Vorteil iHv. 10000 E zu mindern. Dieser Min-
derungsbetrag kann handelsbilanziell und in der StBil. in eine gewinnmindernde Rück-
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lage iHv. 9000 E eingestellt werden, die im VZ 2005 und in den folgenden acht Wj.
iHv. 1000 E (1/9) gewinnerhöhend aufzulösen ist.

Der künftige Prognosezeitraum für die Berücksichtigung von Vorteilen ist in der
Neufassung der EStR offen geblieben. Aus praktischer Sicht ist uE idR ein
Prognosezeitraum von drei bis fünf Jahren angemessen (aA: OFD Karlsruhe v.
14.3.2006, EStK EStG § 6 F. 1 Nr. 18 für Kippgebühren: zehn Jahre); offenge-
lassen vom Sächs. FG v. 31.8.2010 – 6 K 905/08, nv., juris, rkr.
Garantiefälle: Die Auslegung des Tatbestandsmerkmals der Eintrittswahr-
scheinlichkeit erlangt auch für Garantierückstellungen praktische Bedeutung, bei
denen der Rückgriff auf den Zulieferer insoweit möglich ist, als dieser für den
Schaden verantwortlich ist (zum Rückgriff in der Distributionskette s. die durch
das Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts eingeführte Neuregelung des
§ 478 BGB). Anknüpfend an die bisherige – zur früheren Gesetzeslage ergange-
ne – Rspr. (BFH v. 3.8.1993 – VIII R 37/92, BStBl. II 1993, 444) ist ein Rück-
griffsanspruch uE immer dann in den Kompensationsbereich einzubeziehen,
wenn der Garantiefall unmittelbar auf ein von einem Lieferanten gebautes Zulie-
ferteil zurückzuführen ist, auf gesetzlicher oder vertraglicher Basis ein Rück-
griffsrecht gegenüber dem Zulieferer besteht und dieser aufgrund seiner Bonität
wirtschaftlich in der Lage ist, die Regressansprüche zu befriedigen (glA Ort-
mann-Babel in Lademann, § 6 Rn. 864c). Um eine Saldierung mit Rückgriffs-
ansprüchen vornehmen zu können, müssen in der Praxis also zunächst die Scha-
densursächlichkeit des Mangels sowie die Verantwortlichkeit des Lieferanten für
den Mangel entweder nachweislich feststehen, oder es muss für einen solchen
Regressanspruch zumindest eine Vermutung aufgrund von Beweislastumkehr-
vorschriften bestehen (vgl. § 478 Abs. 3 iVm. § 476 BGB). Kann ein solcher
Nachweis nicht erbracht werden und tritt auch keine Beweislastumkehr zu Las-
ten des Lieferanten ein, scheidet demzufolge die Gegenrechnung eines potentiel-
len Regressanspruchs aus. Dies ist etwa dann der Fall, wenn nicht ausgeschlos-
sen werden kann, dass der Mangel möglicherweise auf einen fehlerhaften
Einbau durch den Regressanspruchsteller zurückzuführen ist.

d) Fehlende Aktivierungspflicht
Künftige Vorteile sind nur dann mit der Verpflichtungsrückstellung zu saldieren,
wenn sie sich noch nicht als selbständig zu aktivierende Forderungen konkreti-
siert haben. Insoweit stellt die Gesetzesfassung gegenüber dem früheren Gesetz-
entwurf (BTDrucks. 14/23, 6) den Vorrang der Aktivierung gegenüber der Sal-
dierung klar (vgl. BTDrucks. 14/443, 23). Soweit der mit der Erfüllung der
Verpflichtung verbundene Anspruch unter Objektivierungsaspekten bereits so
erstarkt ist, dass er nach allg. Grundsätzen zu aktivieren ist, scheidet demzufolge
eine Gegenrechnung zugunsten eines „Bruttoausweises“ von Forderung und
Rückstellung aus (Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 405). In materieller Hin-
sicht wird mit dieser Exklusivregelung eine zweifache erfolgswirksame Erfas-
sung des Gegenanspruchs vermieden (nach Lechner in Oppenhoff & Rädler,
StEntlG 1999/2000/2002, 2. Aufl. 1999, 82, wird damit dem § 246 Abs. 2 HGB
Rechnung getragen). Daher kann beispielsweise die Rückstellung, die ein Ge-
tränkehändler anlässlich der Verpflichtung zur Rückgabe von vereinnahmten
Pfandgeldern an seine Kunden bildet, nicht mit der zu aktivierenden Forderung
gegenüber dem Getränkehersteller verrechnet werden (BMF v. 8.11.1999, FR
2000, 227, unter Hinweis auf den Grundsatz der Einzelbewertung).
Häufig ist es für den Stpfl. günstiger, wenn der Vorteil nicht aktiviert, sondern
im Rahmen der Rückstellungsbewertung kompensierend berücksichtigt wird.
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Die Verrechnung des Vorteils mit der ungewissen Verbindlichkeit führt im Ver-
gleich zu einem Bruttoausweis von Forderung und Verbindlichkeit zu einer
niedrigeren Bemessungsgrundlage für die Abzinsung und demzufolge auch zu
einem geringeren Gewinnausweis.

3. Rechtsfolge: Wertmindernde Berücksichtigung
Künftige Vorteile, welche die Tatbestandsvoraussetzungen des Abs. 1 Nr. 3a
Buchst. c erfüllen, sind bei der Bewertung von Rückstellungen wertmindernd zu
berücksichtigen. Hierbei können die Vorteile maximal bis zur Höhe der Rück-
stellungsverpflichtung verrechnet werden, mit der Folge, dass der Ansatz einer
Rückstellung im Fall einer Überkompensation ausscheidet. Der Wortlaut des
Gesetzes lässt indes offen, auf welche Weise eine wertmindernde Berücksichti-
gung vorzunehmen ist. Gerade im Hinblick auf die kumulativ wirkenden Bewer-
tungsvorschriften ist die Bewertung im Einzelfall durch Abs. 1 Nr. 3a Buchst. c
nicht hinreichend geklärt. Dies zeigt sich etwa im Verhältnis von Kompensati-
onsgebot zu Abzinsungsgebot. Der nach vernünftiger kaufmännischer Beurtei-
lung erforderliche Rückstellungsbetrag ist grds. um den Wert des zukünftigen
Vorteils zu kürzen und erst der so ermittelte Saldo nach Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e
abzuzinsen.

Beispiel: Die angenommene Rekultivierungsverpflichtung eines Kieswerks beträgt für
einen verbleibenden Zeitraum von fünf Jahren 20000 E. Der Wert der künftigen Vor-
teile aus der Vereinnahmung von Kippentgelten wird iHv. 5000 E angesetzt. Per Saldo
ist das zur Rekultivierung verpflichtete Kieswerk damit iHv. 15000 E belastet. Dieser
Betrag unterliegt dem Abzinsungsgebot des Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e.

Diese Berechnungsmethode ist jedenfalls immer dann angebracht, wenn die
künftigen Vorteile spätestens mit der Erfüllung der Verpflichtung eintreten.
Noch zu klären sein wird vor dem Hintergrund der Einf. des Abzinsungsgebots
die Frage, ob der Wert solcher gegenzurechnenden Vorteile, die erst später – al-
so nach Erfüllung der Verpflichtung – wirksam werden (zB wenn öffentliche
Zuschüsse erst Jahre nach Erfüllung der Verpflichtung ausbezahlt werden), be-
reits vor der Verrechnung abgezinst werden kann (für eine Abzinsung des gegen-
zurechnenden Vorteils: Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 408).

4. Fallgruppen
Ausgleichsansprüche: Ausgleichsansprüche, die im Fall der Inanspruchnahme
durch Dritte kraft Gesetzes auf den Stpfl. übergehen (zB Gesamtschuldner-
schaft, Bürgschaft), können saldiert werden (vgl. auch „Rückgriffsanspruch“).
Öffentliche Zuschüsse: Vorteile infolge von öffentlichen Zuschüssen, die im
Rahmen der Erfüllung der Rückstellungsverpflichtung gewährt werden, mindern
die Belastungswirkung des Stpfl. und sind demzufolge in die Gegenrechnung
einzubeziehen (s. dazu BMF v. 28.3.2007, BStBl. I 2007, 297, für Erstattungs-
ansprüche nach § 4 Altersteilzeitgesetz; krit. hierzu Heger, BB 2007, 824; Ort-
mann-Babel/Bolik, DStR 2007, 1139 mwN).
Rückgriffsanspruch: Besteht ein werthaltiger und unbestrittener Rückgriffs-
anspruch oder wird ein solcher zumindest mit Verbindlichkeitseintritt ebenfalls
entstehen, so ist – fehlende Aktivierungspflicht vorausgesetzt – die Notwendig-
keit einer Gegenrechnung nicht zweifelhaft. Rückgriffsansprüche können bei-
spielsweise gegenüber dem Versicherer oder bei Garantieverpflichtungen gegen-
über dem Zulieferer oder dem Subunternehmer bestehen (s. Anm. 1178).
Vertrag über ergänzendes Geschäft: Künftige Vorteile müssen nicht aus
demselben Rechtsverhältnis, auf dem die Verpflichtung beruht, erwachsen. Sie
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können auch aufgrund von ergänzenden Geschäften mit Dritten entstehen (s.
Anm. 1175 und 1178).
Zinsansprüche: Künftig entstehende Zinsansprüche aufgrund von verzins-
lichen Vorausleistungen können nach der Gesetzesbegründung (FinAussch.,
BTDrucks. 14/443, 23) in den Kompensationsbereich fallen, wenn der Stpfl.
nach den Verhältnissen am Bilanzstichtag davon auszugehen hat, dass erbrachte
bzw. künftig noch zu erbringende Vorausleistungen verzinst werden.

V. Ansammlungsrückstellung (Abs. 1 Nr. 3a Buchst. d)

Schrifttum: Kupsch, Neue Entwicklungen bei der Bilanzierung und Bewertung von
Rückstellungen, DB 1989, 53; Crezelius, Zur Bildung von Rückstellungen für Umwelt-
schutzmaßnahmen, DB 1992, 1361; Baum, Umweltrechtliche und steuerrechtliche Be-
handlung kontaminierter Grundstücke, DB 1995, 153; Weber-Grellet, Realisationsprin-
zip und Rückstellungen unter Berücksichtigung der neuen Rechtsprechung, DStR 1996,
896; Kraeusel, Änderungen im Steuerrecht durch das StEntlG 1999/2000/2002, DStZ
1999, 401; Schmalenbach-Gesellschaft zur Förderung der Betriebswirtschaftlichen
Forschung und Praxis, Einfluss ausgewählter steuerrechtlicher Änderungen auf die han-
delsbilanzielle Bilanzierung, DB 2000, 681; Siegel, Rückstellungen in der Steuerbilanz und
Leistungsfähigkeitsprinzip – Auch eine Stellungnahme zu Küting/Kessler (StuB 2000,
21 ff.), StuB 2000, 29; Solfrian, Auswirkungen des StEntlG 1999/2000/2002 auf die Be-
triebsverpachtung, StuB 2000, 169; van de Loo, Abzinsung von Verbindlichkeiten in der
Steuerbilanz und Folgen für die Handelsbilanz, DStR 2000, 508; Hug/Ross/Seidler, Bi-
lanzielle Bewältigung der Rückwirkungsproblematik durch das Altfahrzeug-Gesetz (Alt-
fahrzeugG), DB 2002, 1013; Oser/Ross, Rückstellungen aufgrund der Pflicht zur Rück-
nahme und Entsorgung von sog. Elektroschrott beim Hersteller – Bilanzierung nach
HGB, IFRS und US-GAAP, WPg 2005, 1069; Stegemann, Aktuelle bilanzsteuerrechtliche
Aspekte der Rückstellungsbildung, Inf. 2006, 136; Kessler, Rückstellungen für atomare
Entsorgung: Weder Fremdkörper noch Störfall im deutschen Steuerbilanzrecht, IStR
2006, 98; Wischott/Krohn/Nogens, Steuerliche Risiken und Gestaltungsmöglichkeiten
beim Erwerb und Betrieb von Windkraftanlagen, DStR 2009, 1737; Schulze-Osterloh,
BFH: Ansammlung und Abzinsung von Rückstellungen für Deponie-Rekultivierung und
Rückbauverpflichtung verfassungsgemäß, BB 2011, 1965.
Weiteres Schrifttum s. vor Anm. 1158.

1. Rechtsentwicklung
Vorbemerkung: Schon vor Einf. von Nr. 3a Buchst. d reichte allein die rechtl.
Entstehung einer Verbindlichkeit zur Bildung von Ansammlungsrückstellungen
nicht aus. Vielmehr musste die Verbindlichkeit zusätzlich auch wirtschaftlich
verursacht sein (vgl. zB Kozikowski/Schubert in Beck-BilKomm. VIII. § 249
HGB Rn. 34–36 mwN). Unter wirtschaftlicher Verursachung verstand man,
dass die Verbindlichkeit mit bereits erwirtschafteten Erträgen in Zusammenhang
stehen müsse. Zwar sollte nach Ansicht des I. Senats des BFH v. 27.6.2001 (I R
45/97, BStBl. II 2003, 121) nicht auf die wirtschaftliche Verursachung iSd. Ali-
mentationsprinzips (vgl. Moxter, FS Forster, 1992, 427 [432]), sondern entspre-
chend dem Imparitätsprinzip allein auf die rechtl. Entstehung ankommen. Die
FinVerw. hatte hierauf jedoch mit einem Nichtanwendungserlass reagiert (BMF
v. 21.1.2003, BStBl. I 2003, 125). Das Merkmal der wirtschaftlichen Verursa-
chung wurde vom Gesetzgeber durch die Begrenzung der Rückstellungsbildung
im StBilanzrecht, wie sie insbes. in Nr. 3a Buchst. d verankert ist, schließlich aus-
drückl. bestätigt.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402; BStBl. I 1999, 304):
In der endgültigen Gesetzesfassung wurde die stbilanzielle Regelung über die
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Bildung sog. Ansammlungsrückstellungen systemkonform innerhalb der Bewer-
tungsvorschrift des § 6 aufgenommen und nicht im Rahmen der Gewinnermitt-
lungsvorschriften des § 5 erfasst (anders noch im Entwurf des StEntlG
1999/2000/2002, BTDrucks. 14/265).
E Anwendungsbereich der Regelung: Nach der Begr. des Gesetzgebers (BTDrucks.
14/442, 23) soll die Einf. des Buchst. d in Nr. 3a lediglich Anwendung finden
für Verpflichtungen, die nicht rechtl., sondern wirtschaftlich in den Folgejahren
entstehen und auf die Folgejahre verteilt werden müssen. Dabei wird ausdrückl.
auf die Entsch. des BFH v. 19.2.1975 (I R 28/73, BStBl. II 1975, 480) zur bilan-
ziellen Behandlung von sog. Abbruchverpflichtungen Bezug genommen. Hier-
nach ist für die Verpflichtung eines Stpfl., ein betrieblich genutztes Gebäude
nach zehn Jahren Nutzung abzureißen, unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten
die Gesamtheit dieser Jahre (im Beispiel zehn Jahre) ursächlich für das Entste-
hen der Verpflichtung. Wirtschaftlich entsteht deshalb die Abbruchverpflich-
tung für das Betriebsgebäude nicht vollständig im Erstjahr, sondern ist auf die
betreffende Zeitspanne von zehn Jahren zu verteilen. Die Verteilung ist gleich-
mäßig zu je 1/10 bis zum tatsächlichen Eintritt der Abbruchverpflichtung vor-
zunehmen.
Aus der Gesetzesbegründung ersieht man, dass zwischen rechtl. entstandenen,
tatsächlich entstandenen und im wirtschaftlichen Sinne entstandenen Verpflich-
tungen zu unterscheiden ist. Entsprechend der Eingruppierung der Verpflich-
tung richtet sich die stbilanzielle Behandlung. Die Gesetzesbegründung geht
nicht darauf ein, wie sich diese drei Begriffe unterscheiden. Die frühere Rspr.
des BFH (BFH v. 28.6.1989 – I R 86/85, BStBl. II 1990, 550; v. 10.12.1992 –
IX R 34/91, BStBl. II 1994, 158) unterschied lediglich zwischen wirtschaftlicher
und rechtl. Verursachung bzw. Entstehung. Es war jedoch nicht eindeutig ge-
klärt, ob beide Merkmale kumulativ oder alternativ zu verwenden waren (Schön,
BB 1994, Beil. 9 zu Heft 15).
E Keine Anwendung findet die Regelung – nach Auffassung der BReg. (BTDrucks.
14/442, 24) – auf Verpflichtungen, die tatsächlich und nicht nur im wirtschaftli-
chen Sinne im Laufe der Jahre ansteigen. Für derartige Rückstellungen sollen die
allg. Grundsätze der Bewertung gelten. In diesen Fällen steigt die Verpflichtung
von Jahr zu Jahr an. Als Beispiel wird in der Gesetzesbegründung (BTDrucks.
14/442, 24) die Verpflichtung zur Rekultivierung eines Grundstücks aufgeführt.
Auf eine jeweils gesonderte gesetzliche Verankerung wurde jedoch verzichtet.
Zur bilanzrechtlichen Meinungsbildung Kozikowski/Schubert in Beck-Bil-
Komm. VIII., § 249 HGB Rn. 34 ff.
AltfahrzeugG v. 21.6.2002 (BGBl. I 2002, 2199; BStBl. I 2002, 854): Durch die
Einfügung eines neuen Satzes 2 in Buchst. d wurde für die Rücknahme und Ver-
wertung von Erzeugnissen, die vor Inkrafttreten entsprechender Verpflichtun-
gen in Verkehr gebracht worden sind, eine spezielle Bewertungsregelung für An-
sammlungsrückstellungen verankert; s. Anm. 1184.

2. Konkretisierung der allgemeinen Regelung
Verpflichtung: Nr. 3a Buchst. d regelt die Bildung von Rückstellungen für Ver-
pflichtungen (s. auch R 6.11 Abs. 2 EStR). Aufgrund der allg. Formulierung des
Gesetzestexts in Satz 1 ergibt sich, dass die gesetzliche Regelung sowohl für
Sachleistungsverpflichtungen (s. Anm. 1173) als auch für Geldleistungsver-
pflichtungen gilt.

E 621

von Rückstellungen Anm. 1182–1183 § 6

1183



E 622 Kiesel

§ 6 Anm. 1183 Abs. 1 Nr. 3a: Bewertung

Die in Nr. 3a Buchst. d enthaltene Regelung hinsichtlich der Verpflichtung zur
Bildung von sog. Ansammlungsrückstellungen findet jedoch keine Anwendung
auf Aufwandsrückstellungen, sondern ist lediglich auf Rückstellungen für unge-
wisse Verbindlichkeiten anzuwenden. Grund hierfür ist, dass entsprechend dem
Gesetzeswortlaut eine „Verpflichtung“, mithin also ein Schuldcharakter notwen-
dig ist (Frotscher, § 5 Rn. 235).
Steuerlich können Aufwandsrückstellungen nach R 5.7 EStR nur unter gewissen
Voraussetzungen gebildet werden (H 5.7. Abs. 3 „Aufwandsrückstellung“ iVm.
R 5.7 Abs. 11). Bei den Aufwandsrückstellungen handelt es sich um einen Auf-
wand „gegen sich selbst“. Es liegt somit keine Verpflichtung gegenüber einem
anderen vor, die eine Rückstellungsbildung nach der obigen Regelung des Geset-
zes rechtfertigen würde.
Wirtschaftliche Verpflichtung: Nach dem Gesetzeswortlaut ist für die Pflicht
zur Bildung einer Rückstellung iSd. Nr. 3a Buchst. d ein Entstehen im wirt-
schaftlichen Sinne notwendig. Dabei handelt es sich um einen Begriff, der zwar
von der Rspr. (BFH v. 28.6.1989 – I R 86/85, BStBl. II 1990, 550; v. 10.12.1992
– IX R 34/91, BStBl. II 1994, 158) verwendet wurde. Eine Definition seitens
der Rspr. oder des Gesetzgebers liegt jedoch nicht vor. Im Rahmen der Geset-
zesbegründung (BTDrucks. 14/442, 23) wurde der Begriff des Entstehens im
wirtschaftlichen Sinne lediglich als Abgrenzungsmerkmal zum Entstehen im
rechtl. Sinne verwendet.
E Das Problem der wirtschaftlichen Entstehung einer Verbindlichkeit liegt in der Identifi-
zierung des wirtschaftlich wesentlichen Tatbestandmerkmals einer Verbindlich-
keit und insbes. in der inhaltlichen Ausgestaltung einer Zuordnungsregel, die
die periodenbezogene Zurechnung der verpflichtungsbegründenden Ereignisse
präzisiert. Die den GoB entsprechende Auslegung des Entstehens von Zu-
kunftsausgaben im wirtschaftlichen Sinne ist generell aus dem Realisations-
prinzip abzuleiten (Kupsch, DB 1989, 53). Hinsichtlich des für die Passivseite
einschlägigen Vorsichtsprinzips ist diese Behandlung jedoch nicht unumstritten
(s. § 5 Anm. 857). Für die Bildung von Rückstellungen ist deshalb nach Auffas-
sung der Rspr. (BFH v. 28.6.1989 – I R 86/85, BStBl. II 1990, 550) nicht nur
auf das Vorsichtsprinzip, sondern ebenso auf das Realisationsprinzip sowie das
Prinzip der wirtschaftlichen Betrachtungsweise abzustellen (Weber-Grellet,
DStR 1996, 896; s. Anm. 105).
E Ratierliche Verteilung: Zu den unter Nr. 3a Buchst. d zu subsumierenden Sach-
verhalten zählen somit diejenigen, bei denen die am Bilanzstichtag feststehende
Verpflichtung unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten auf die Wj. verteilt wer-
den muss, die für das Entstehen der Verpflichtung ursächlich sind (BTDrucks.
14/443, 23). Daraus ergibt sich, dass die Verpflichtung, für die die Rückstellung
zu bilden ist, zum entsprechenden Bilanzstichtag zwar (rechtl.) bereits vollstän-
dig entstanden ist, ihre Verlustantizipation aber nach der wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise nur ratierlich über den Nutzungszeitraum erfolgen darf, s. BFH
v. 5.5.2011 – IV R 32/07, BStBl. II 2012, 98.
Wirtschaftliche Entstehung der Verpflichtung im Zeitablauf: Nicht unter
die Regelung des Buchst. d fallen Verpflichtungen, die wirtschaftlich erst im
Zeitablauf entstehen und nicht sofort und in voller Höhe. Darauf wird aus-
drückl. in der Gesetzesbegründung hingewiesen (BTDrucks. 14/443, 23), denn
grds. könnte die Neuregelung des Buchst. d so verstanden werden, dass sämtli-
che Arten von Ansammlungsrückstellungen darunter subsumiert werden könn-
ten, also auch diejenigen, die erst im Zeitablauf wirtschaftlich entstehen (zu den
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sog. unechten Ansammlungsrückstellungen s. BFH v. 5.5.2011 – IV R 32/07,
DStR 2011, 1364).
Unter wirtschaftlicher Entstehung im Zeitablauf versteht man, dass der Rück-
stellungsbedarf jährlich gegenüber dem des Vorjahres entsprechend der wirt-
schaftlichen Entstehung ansteigt. Der Anstieg der Verpflichtung ist jedoch nicht
ausschließlich dadurch begründet, dass beispielsweise inflationäre Auswirkungen
dafür verantwortlich sind, sondern dadurch, dass aufgrund der bestehenden Ver-
pflichtung der notwendige Rückstellungsbedarf jährlich zunimmt und deshalb
die Rückstellung entsprechend aufzustocken ist.
Wertverhältnisse zum jeweiligen Bilanzstichtag: Maßgeblich für die Bewer-
tung von Rückstellungen für Verpflichtungen, die im Zeitablauf entstehen, sind
die Wiederbeschaffungskosten bzw. das Preisniveau zum jeweiligen Bilanzstich-
tag (BFH v. 26.9.1975 – III R 75/74, BStBl. II 1976, 110; v. 5.5.2011 – IV R
32/07, BStBl. II 2012, 98). Der Rückstellungsbetrag ist dabei durch die jähr-
lichen Zuführungsraten in den jeweiligen Wj. anzusammeln, in denen der laufen-
de Betrieb des Unternehmens ursächlich für die Entstehung der Verpflichtung
war (BFH v. 19.2.1975 – I R 28/73, BStBl. II 1975, 480).

Beispiel: Ein Stpfl. nutzt für betriebliche Zwecke ein Lagergebäude. Dieses hat er
nach 15 Jahren abzureißen. Zum Bilanzstichtag 01 beträgt der Barwert der geschätzten
Abbruchkosten (s. Anm. 1187) unter Berücksichtigung der Wertverhältnisse zum
Stichtag 01150000 E. Somit hat der Stpfl. eine Rückstellung im Jahresabschluss 01 iHv.
10000 E (150000 E/15 Jahre) zu bilden. Grund hierfür ist, dass nach der wirtschaftli-
chen Betrachtungsweise die 15 Jahre in ihrer Gesamtheit ursächlich für die Entstehung
der Verpflichtung sind. Wirtschaftlich entsteht die Abbruchverpflichtung nicht sofort
in voller Höhe, sondern jährlich zu einem Fünfzehntel. Somit ist im Jahresabschluss
des Jahres 01 eine Rückstellung iHv. 10000 E zu bilden.

Preissteigerungen: Zur Nichtberücksichtigung künftiger Preissteigerungen s.
Anm. 1174. Inzwischen eingetretene Preissteigerungen sind nicht auf den aus-
stehenden Ansammlungszeitraum zu verteilen, sondern außerplanmäßig – antei-
lig für den abgelaufenen Ansammlungszeitraum – in einer Einmalzuführung
nachzuholen (vgl. R 6.11 Abs. 2 Sätze 5 und 6 EStR).
Barwerterhöhungen sind ebenfalls vollständig (für das betreffende Jahr) zu er-
fassen.

Beispiel: (Fortführung von oben): Der Barwert der Abbruchverpflichtung steigt im
Jahr 02 von 150000 E um 5,5 % auf 158250 E. Neben dem ratierlichen Zuführungs-
betrag von 10550 E (1/15 von 158250 E) ergibt sich ferner eine Erhöhung des bisheri-
gen Barwerts um 550 E. Somit beträgt die gesamte Rückstellung nach zwei Jahren ins-
gesamt 21100 E.

3. Gesetzliche Verpflichtung zur Rücknahme und Verwertung von Er-
zeugnissen (Satz 2)

Die Regelung gilt für alle gesetzlich festgelegten Rücknahmeverpflichtungen von
Erzeugnissen, die vor Inkrafttreten dieser Verpflichtung bereits in den Verkehr
gebracht worden sind. Die zeitanteilige Ansammlung hat pro rata temporis bis
zum Beginn der jeweiligen Rücknahme zu erfolgen. Momentan existieren gesetz-
liche Rücknahmeverpflichtungen für Altfahrzeuge sowie Elektro- und Elektro-
nikgeräte. Noch nicht umgesetzte EG-RL reichen zur Anwendung der Regelung
nicht aus (Nds. FG v. 9.3.2006 – 6 K 109/03, EFG 2007, 621). Die freiwillige
Rücknahme vor Inkrafttreten einer gesetzlichen Regelung ermöglicht die Passi-
vierung einer Ansammlungsrückstellung (BFH v. 10.1.2007 – I R 53/05, BFH/
NV 20071102).

E 622/1
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§ 6 Anm. 1184 Abs. 1 Nr. 3a: Bewertung

Verpflichtung zur Rücknahme und Entsorgung von Altfahrzeugen: Auf-
grund der Richtl. 2000/53/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
v. 18.9.2000 (ABl. EG 2000 Nr. L 269, 34) über Altfahrzeuge wurde im Alt-
fahrzeugG v. 21.6.2002 (BGBl. I 2002, 2199) zusammen mit der neu gefassten
AltfahrzeugVO vom gleichen Tag (BGBl. I 2002, 2214) für alle Hersteller oder
Importeure von Fahrzeugen (PKW und leichte Nutzfahrzeuge) eine öffentlich-
rechtl. Verpflichtung zur unentgeltlichen Rücknahme und Verwertung (einschl.
der Übernahme der damit verbundenen Kosten) verankert. Diese gesetzliche
Verpflichtung gilt generell für Fahrzeuge, die ab dem 1.7.2002 in Verkehr ge-
bracht werden (neue Altfahrzeuge). Für Fahrzeuge, die vor dem 1.7.2002 in Ver-
kehr gebracht wurden (alte Altfahrzeuge), gilt die Verpflichtung zur Rücknahme
und Verwertung erst seit dem 1.1.2007 (Art. 8 Abs. 2 Nr. 2 AltfahrzeugG). So-
mit gibt es einen Übergangszeitraum vom 1.7.2002 bis zum 31.12.2006, der für
die handels- und strechtl. Übergangsregelungen von Bedeutung ist.
Verpflichtung zur Rücknahme und Entsorgung von Elektro- und Elektro-
nikgeräten: Nach dem Elektro- und ElektronikgeräteG v. 16.3.2005 (BGBl. I
2005, 762) haben die Hersteller eine Rücknahmepflicht. Dabei ist zu unterschei-
den:
E Alt-Altgeräte kommerzieller Nutzer: nach § 10 Abs. 2 Sätze 2 und 4 ElektroG
sind die kommerziellen Nutzer von Geräten, die vor dem 13.8.2005 in Verkehr
gebracht wurden, mit der öffentlich-rechtl. Entsorgungsverpflichtung belegt.
Die Rückstellungspflicht trifft damit sie und nicht den Hersteller.
E Alt-Altgeräte privater Haushalte: für Geräte, die vor dem 13.8.2005 in Verkehr
gebracht wurden, betrifft die Rücknahmepflicht nur diejenigen Marktteilnehmer,
die im Rücknahmejahr noch Neugeräte in Verkehr bringen. Damit knüpft die
wirtschaftliche Verursachung nicht an dem (ursprünglichen) Inverkehrbringen
dieser Alt-Altgeräte an, sondern an die künftige Marktteilnahme (§ 14 Abs. 5
Satz 2 ElektroG). Die Entsorgungsverpflichtung ist vor dem tatsächlichen Rück-
nahmezeitpunkt damit noch nicht absehbar. Daher scheidet in diesen Fällen die
Anwendung der speziellen Bewertungsvorschrift des Abs. 1 Nr. 3a Buchst. d
Satz 2 aus (vgl. Schäfer, BB 2004, 2237, unter Berufung auf die Gesetzes-
begründung; Stegemann, Inf. 2006, 136;Oser/Ross, WPg 2005, 1069; aAMarx/
Köhlmann, BB 2005, 2008; Kulosa in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 4789).
E Neu-Altgeräte für kommerzielle Nutzer: Die Hersteller trifft nach § 10 Abs. 2
Satz 1 ElektroG die öffentlich-rechtl. Entsorgungsverpflichtung für Geräte, die
nach dem 13.8.2005 in Verkehr gebracht werden. Macht er von der Ausnahme-
regel des § 10 Abs. 2 Satz 3 ElektroG nicht Gebrauch, hat er eine Ansamm-
lungsrückstellung zu bilden (Schäfer, BB 2004, 2237 [2738]).
E Neu-Altgeräte für private Haushalte: Für Geräte, die nach dem 13.8.2005 in Ver-
kehr gebracht worden sind, kommt es für die Anwendbarkeit der speziellen Be-
wertungsvorschrift des Abs. 1 Nr. 3a Buchst. d Satz 2 auf die Art der Ermittlung
der Rücknahmeverpflichtung an, denn nach § 14 Abs. 2 Satz 3 ElektroG richtet
sich die Rücknahmeverpflichtung alternativ nach (1) dem eindeutig identifizier-
baren und nachgewiesenen Anteil des Herstellers an der gesamten Altgeräte-
menge pro Geräteart (Vorwärtsfinanzierung) oder (2) dem Anteil des Herstellers
an den gesamten im jeweiligen Kj. in den Verkehr gebrachten Menge an Altgerä-
temenge pro Geräteart (Umlageverfahren). Damit knüpft die wirtschaftliche
Verpflichtung zur Rücknahme nur im Fall der Vorwärtsfinanzierung an das In-
Verkehr-Bringen an und ist nur für diesen Fall rückstellungsfähig (Stegemann,
Inf. 2006, 136 [140]; Schäfer, BB 2004, 2237 [2738]). Die vom Hersteller im
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Falle des Umlageverfahrens zu stellende Garantie (§ 6 Abs. 3 ElektroG) führt
nicht zur Entstehung einer wirtschaftlichen Verursachung zum Zeitpunkt des
„In-Verkehr-Bringens“, denn zum einen hat es der Hersteller durch Verbleib im
Umlageverfahren selbst in der Hand, die Inanspruchnahme der Garantie zu ver-
hindern. Zum anderen sind Rückstellungen wegen Garantieverpflichtungen erst
dann zulässig, wenn die Inanspruchnahme wahrscheinlich ist (vgl. § 5 Anm. 514
„Garantieverpflichtung“). Die Wahrscheinlichkeit ist aber wohl zu verneinen, da
auf die Garantie erst zurückgegriffen wird, wenn die Kosten durch das Umlage-
verfahren nicht mehr aufgebracht werden könnten.
Rückstellungspflicht ohne Ansammlung und Übergangsregelung: Auf-
grund fehlender Spezialregelung gilt für die Entsorgungsverpflichtung für die
Fahrzeuge, die nach dem 30.6.2002, bzw. für Elektrogeräte, die nach dem 13.8.
2005 in Verkehr gebracht worden sind, eine handelsrechtl. Rückstellungspflicht
nach § 249 Abs. 1 HGB, die aufgrund von § 5 Abs. 1 Satz 1 (s. § 5 Anm. 61)
auch stl. zu beachten ist. Die Übergangsregelung in Nr. 3a Buchst. d Satz 2 gilt
für diese „neuen“ Erzeugnisse nicht. Allerdings gelten hierfür auch die anderen
Buchst. der Nr. 3a. Nach Buchst. a darf nur eine anteilige Rückstellung nach der
zu erwartenden Rückgabequote gebildet werden; nach Buchst. c müssen die
Schrotterlöse als Vorteile (s. Anm. 1175) gegengerechnet werden; ebenso ist
vom so ermittelten Betrag eine Abzinsung nach Buchst. e vorzunehmen (s.
Anm. 1187; anders aber bei Erzeugnissen, die unter der Übergangsregelung fal-
len, Satz 2 Halbs. 2).
Handelsrechtliche Übergangsregelung: Nach Art. 53 Abs. 1 EGHGB gilt
auch für die alten Altfahrzeuge (In-Verkehr-Bringen vor dem 1.7.2002) für die
Rückstellungen eine vollständige (also keine ratierliche) Passivierungspflicht. Al-
lerdings konnte für diese (alten) Altfahrzeuge bis zum letzten vor dem 1.1.2007
endenden Geschäftsjahr eine Bilanzierungshilfe (Wahlrecht mit entsprechender
Ausschüttungssperre) auf der Aktivseite nach Art. 53 Abs. 2 EGHGB angesetzt
werden. Als Bilanzierungshilfe gilt der Unterschiedsbetrag zwischen der vollen
Rückstellung und jenem Betrag, der sich aus der (ratierlichen) Ansammlung der
Rückstellung in gleichen Jahresbeträgen ergeben würde (vgl. Strahl in Korn,
§ 6 Rn. 385.4). Wird diese Bilanzierungshilfe, für die stl. ein Aktivierungsverbot
besteht, in der HBil. aktiviert, führt dies lediglich zu einer Annäherung, aber
nicht zu einer Gleichheit der handels- und strechtl. Ergebnisse, da die Bilanzie-
rungshilfe bis zum ersten nach dem 31.12.2006 beginnenden Geschäftsjahr auf-
gelöst sein musste, der stl. Ansammlungszeitraum sich aber bis zum Erfüllungs-
zeitpunkt (Rückgabezeitpunkt der Fahrzeuge; s.u.) erstreckt.
Eine handelsrechtl. Bilanzierungshilfe als Aktivposten kann für die neuen Alt-
fahrzeuge (Inverkehrbringen nach dem 30.6.2002) nicht gebildet werden.
Steuerrechtliche Übergangsregelung: Die gesetzliche (Übergangs-)Regelung
des Abs. 1 Nr. 3a Buchst. d Satz 2 gilt nur bei einer gesetzlichen (idR öffentlich-
rechtl.) Verpflichtung für WG, die vor Inkrafttreten dieser Verpflichtung in Ver-
kehr gebracht worden sind, bis zum Beginn des entsprechenden Erfüllungszeit-
punkts.
E Wirtschaftsgüter: Die vorliegende Regelung gilt nicht nur für die Entsorgung
von Altfahrzeugen, sondern entsprechend auch für andere WG („Erzeugnisse“),
für die schon (gesetzliche) Entsorgungsverpflichtungen gelten, die aber noch
nicht erfüllt wurden, sowie für künftige Rücknahme- und Verwertungsverpflich-
tungen, die erst noch in Zukunft gesetzlich verankert werden.

E 622/3
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§ 6 Anm. 1184–1185 Abs. 1 Nr. 3a: Bewertung

E Altfahrzeuge: Diese Regelung gilt für die Fahrzeuge, die vor dem 1.7.2002 in
Verkehr gebracht wurden und die den Herstellern oder Importeuren (bzw. de-
ren Beauftragten) ab dem ersten nach dem 31.12.2006 beginnenden Geschäfts-
jahr zu Entsorgungszwecken zurückgegeben werden. Auch wenn die Entsor-
gungsverpflichtung erst seit diesem Geschäftsjahr zur Anwendung kommt,
bestand schon vor diesem Zeitpunkt (in Höhe der zu erwartenden Rückgabe-
quote ab diesem Zeitpunkt) ein Erfüllungsrückstand und somit eine rechtl. so-
wie wirtschaftliche Verpflichtung.
p Ansammlung: Fallen Rücknahme- und Verwertungsverpflichtungen unter diese

Neuregelung, so ist der Erfüllungsbetrag in gleichen Raten anzusammeln, dh.,
der voraussichtliche Erfüllungsbetrag ist über den Ansammlungszeitraum in
nominal gleichen Beträgen (ggf. pro rata temporis; bei halben Jahr also nur
zu 50 %) der Rückstellung zuzuführen. Verkürzt sich der Ansammlungszeit-
raum, so ist dem durch eine Aufstockung und erhöhte Zuführungsbeträge
Rechnung zu tragen.

p Ansammlungszeitraum: Der Ansammlungszeitraum erstreckt sich bis zum Erfül-
lungszeitpunkt. Dies ist nicht der Zeitpunkt, ab dem eine gesetzliche Rück-
nahmeverpflichtung (bei alten Altfahrzeugen also seit dem ersten nach dem
31.12.2006 beginnenden Geschäftsjahr) beginnt, sondern der zu erwartende
Rücknahmezeitpunkt. Fraglich ist, ob für den Beginn des Zeitraums der Zeit-
punkt der gesetzlichen Verankerung oder ob rückwirkend auch schon der
Zeitpunkt des Inverkehrbringens (so offensichtlich Strahl in Korn, § 6
Rn. 385.5 im Beispiel) der Fahrzeuge maßgeblich ist. Letztere Auffassung, die
uE wegen der Rückwirkung – bei Belastungen – verfassungsrechtl. bedenk-
lich sein könnte, hätte zur Folge, dass für die Zeiträume zwischen dem Inver-
kehrbringen und dem Inkrafttreten der gesetzlichen Verpflichtung (fakultativ:
Tag des Gesetzesbeschlusses, vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 385.2 Fn. 3) im
Jahr der Gesetzesverankerung eine Einmalzuführung erforderlich wäre (vgl.
zur Berechnung das Beispiel bei Strahl in Korn, § 6 Rn. 385.5). Aufgrund des
nicht eindeutigen Gesetzeswortlauts ist uE – auch aus Vereinfachungsgründen
– für den Beginn des Zeitraums auf die erste Auffassung zurückzugreifen (In-
krafttreten der gesetzlichen Verpflichtung), da Satz 2 – im Gegensatz zu Satz 3
– sich nicht auf den „Zeitpunkt der erstmaligen Nutzung“ bezieht. Da keine
ausdrückliche Übergangsregelung für diese Neuregelung existiert, gilt uE nach
§ 52 Abs. 1 Satz 1 der erstmalige Zeitpunkt der Geltung dieser Gesetzesrege-
lung (VZ 2002) somit als Beginn des Ansammlungszeitraums.

p Keine Abzinsung: Für die neu geschaffene Ansammlungsregelung in Satz 2 ist
ausdrückl. eine Ausnahme von Buchst. e (s. Anm. 1187) und somit ein Abzin-
sungsverbot verankert worden. Ob dies aus Vereinfachungsgründen (Kulosa
in Schmidt XXXI. § 6 Rn. 478: „Billigkeitsregelung“) oder wegen des fakulta-
tiven Gleichklangs hinsichtlich der erfolgsmäßigen Auswirkungen in HBil.
(bei Ansatz der Bilanzierungshilfe) und StBil. (uE nicht erreichbar) erfolgte,
ist unklar.

4. Verpflichtung zur Stilllegung von Kernkraftwerken (Satz 3)
Art der Verpflichtung: Die Betreiber von Kernkraftwerken haben die öffent-
lich-rechtl. Verpflichtung, die Risikomaterialien der Kraftwerke sicher zu entsor-
gen und bei Stilllegung das Kernkraftwerk abzureißen. Nach den oben (s.
Anm. 1183) gewonnenen Erkenntnissen zur grundsätzlichen Behandlung von
Ansammlungsrückstellungen sind Verpflichtungen zur Stilllegung bzw. zum Ab-
riss von Kernkraftwerken zu bewerten. Es handelt sich hierbei ebenfalls um eine
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Verpflichtung, deren Rückstellungsbedarf aus rechtl. Betrachtungsweise sofort
und in voller Höhe entsteht. Die stl. Rückstellungsbildung orientiert sich nach
Nr. 3a Buchst. d Satz 3 nicht an der rechtl., sondern an der wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise. Somit sind diese Rückstellungen während des Nutzungszeit-
raums – also von Inbetriebnahme bis zur Stilllegung des Kernkraftwerks (aber
grds. maximal 25 Jahre; s.u.) – zeitanteilig und in gleichen Raten anzusammeln.
Die zurückzustellenden Beträge richten sich nach dem jeweiligen Stand von
Wissenschaft und Technik und sind zeitanteilig zu berücksichtigen (Frotscher,
§ 5 Rn. 343). Bei der Verpflichtung zur Stilllegung eines Kernkraftwerks handelt
es sich um eine Sachleistungsverpflichtung iSd. Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b; s.
Anm. 1174. Zur Schätzung des Rückstellungsbetrags wird idR auf einen exter-
nen Gutachter zurückgegriffen.
Zeitpunkt der Stilllegung:
E Zeitraum vor der elften Änderung des Atomgesetzes: Strittig war die Frage, wann der
exakte Zeitpunkt der Stilllegung des Kernkraftwerks eintritt. Entsprechend der
Gesetzesbegründung (BTDrucks. 14/443, 24) ist der verwendete Begriff der
Stilllegung entsprechend der Verwaltungspraxis als „Stilllegung im weiteren Sin-
ne“ zu verstehen (vgl. Anl. 1 des Leitfadens zur Stilllegung von Anlagen nach
§ 7 des Atomgesetzes v. 14.6.1996, BAnz. v. 12.11.1996).
E Liegt der exakte Stilllegungszeitpunkt des Kraftwerks nicht fest – was zum damaligen
Zeitpunkt der Fall war –, müsste grds. eine Schätzung des Stilllegungszeitpunkts
erfolgen. Entsprechend der gesetzlichen Fiktion beträgt jedoch der Zeitraum
der Ansammlung maximal 25 Jahre. Dadurch wurde der bisher – im Verwal-
tungswege (BMF v. 27.12.1995, FR 1996, 153) – festgeschriebene Zeitraum von
19 auf 25 Jahre ausgedehnt. Die Verlängerung des Zeitraums von 19 auf 25 Jah-
re wurde von der rot-grünen Koalition, die sich den Ausstieg aus der Atomener-
gie auf ihre politischen Fahnen geschrieben hatte, nicht aus umwelt- und len-
kungspolitischen, sondern aus fiskalpolitischen Gründen festgeschrieben.
Dadurch waren die unter Berücksichtigung eines Stilllegungszeitraums von 19
Jahren gebildeten Rückstellungen in nicht unerheblichem Umfang erfolgswirk-
sam aufzulösen. Zum Ausgleich konnte hierfür jedoch eine Rücklage nach § 52
Abs. 16 Satz 14 iVm. Satz 11 gebildet werden. Die Sätze 11 bis 14 sind durch
das BilMoG (BGBl. I 2009, 1102) aufgehoben worden; s. Anm. 1188 f.
E Elftes Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes: ab dem 8.12.2010 (BGBl. I 2010,
1814) wurde die Laufzeit der deutschen Atomkraftwerke verlängert. Für solche
bis zu einem Beginn des Leistungsbetriebs in 1980 um acht Jahre, für jüngere
Anlagen um 14 Jahre (Entwurf, BTDrucks. 17/3051 v. 28.9.2010). Da der ge-
naue Stilllegungszeitraum auch unter Geltung des elften Gesetzes zur Änderung
des Atomgesetzes damit nicht bekannt war, gilt trotz der Laufzeitverlängerung
die gesetzliche Fiktion von 25 Jahren.
E Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes: Seit dem 6.8.2011 ist die geän-
derte Fassung des Atomgesetzes in Kraft (BGBl. I 2011, 1704). Darin wird die
Laufzeit der in Deutschland betriebenen Atomkraftwerke abhängig von ihrem
Alter gestaffelt auf 2015 bis 2022 abschließend begrenzt. Damit ist der Stille-
gungszeitpunkt nunmehr gesetzlich festgeschrieben, so dass auf den tatsäch-
lichen Zeitpunkt und nicht auf die in Satz 3 geregelte Stilllegefiktion abzustellen
ist.
Abzinsungsgebot: Die Abzinsung nach Buchst. e gilt auch für diese Rückstel-
lungen, wobei für die Abzinsung der (noch ausstehende) Ansammlungs-(=Nut-
zungs-)Zeitraum (ggf. fiktiv: 25 Jahre, s.o.) gilt; s. Anm. 1187.
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§ 6 Anm. 1185 Abs. 1 Nr. 3a: Bewertung

Europarechtliche Bedenken: Zahlreiche regionale Energieversorger hatten
bei der EU-Kommission Beschwerde eingelegt. Nach deren Auffassung handelt
es sich bei den grds. stfreien Rückstellungen der deutschen Atomindustrie um
staatliche Beihilfen. Diese Auffassung teilte die Behörde nicht (Entscheidung
der Kommission v. 11.12.2001 C [2001] 3967 fin). In der Begr. heißt es, dass die
Rückstellung für die Stilllegung von Kernkraftwerken und die sichere Endlage-
rung atomarer Abfälle keine staatliche Beihilfe darstellt, da ein Vorteil einzelner
Unternehmen oder Produktionszweige nicht erkennbar sei (zum Diskussions-
stand vgl. Kessler, IStR 2006, 98).

VI. Abzinsungsgebot (Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e)

Schrifttum: Ross, Einkommensteuerliche Rückstellungsbewertung und Abzinsungsver-
bot nach § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB nF, DStZ 1995, 179; Küting/Kessler, Rückstellungs-
bildung nach der Entscheidung im „Apotheker-Fall“, DStR 1997, 1665; Doralt, Sind
Rückstellungen steuerpolitisch gerechtfertigt?, DB 1998, 1357; Brüggemann, Auswirkun-
gen der Änderungen von Gewinnermittlungsvorschriften auf den Ansatz von Handels-
und Steuerbilanz, 50. Godesberger Fachtagung, 1999, 31; Eberl, Übersicht der BFH-Ent-
scheidungen zum Bilanzsteuerrecht 1998, BBK 1999, F. 17, 3103; Ernsting, Zur Ausdeh-
nung des Abzinsungsgebots auf Rückstellungen für Sachleistungsverpflichtungen, StuB
1999, 457; Feld, Auswirkungen des neuen steuerlichen Wertaufholungs- und Abzinsungs-
gebots auf die Handelsbilanz, WPg. 1999, 861; Kraeusel, Änderungen im Steuerrecht
durch das StEntlG 1999/2000/2002, DStZ 1999, 401; Schulze zur Wiesche, Die Bewer-
tung des Betriebsvermögens nach dem StEntlG 1999/2000/2002, WPg. 1999, 689;Wern-
eckes, Das StEntlG 1999/2000/2002, DStZ 1999, 479; Küting/Harth, Die Übergangs-
regelungen des § 52 Abs. 16 EStG und die Folgen für die Handelsbilanz, DStR 2000, 214;
Müllereisert, Steuerliche Abzugsfähigkeit von Beitragsrückerstattungen bei Lebensver-
sicherungsunternehmen, DB 2000, 2000; Prinz, Bilanzpolitik: Aktuelle Strategien steuer-
bilanzieller Optimierung, DStR 2000, 661; Rogall, Abzinsung von Rückstellungen in der
Steuerbilanz, BB 2000, 1234; Schmalenbach-Gesellschaft zur Förderung der Betriebs-
wirtschaftlichen Forschung und Praxis, Einfluss ausgewählter steuerrechtlicher Ände-
rungen auf die handelsbilanzielle Bilanzierung, DB 2000, 681; Siegel, Rückstellungen in
der Steuerbilanz und Leistungsfähigkeitsprinzip – Auch eine Stellungnahme zu Küting/
Kessler (StuB 2000, 21), StuB 2000, 29; Solfrian, Auswirkungen des StEntlG
1999/2000/2002 auf die Betriebsverpachtung, StuB 2000, 169; van de Loo, Abzinsung
von Verbindlichkeiten in der Steuerbilanz und Folgen für die Handelsbilanz, DStR 2000,
508;Wendt, Bilanzierung von aus künftigen Erträgen zu tilgenden Verpflichtungen, EStB
2000, 309; Beiser, Die Abzinsung von Verbindlichkeiten und Rückstellungen im Licht des
Leistungsfähigkeitsprinzips, DB 2001, 296; Hähnel, Abzugsfähigkeit und Bilanzierung
von Beitragsrückerstattungen bei Versicherungsunternehmen, 2001; Knoll, Die Abzin-
sung von Verbindlichkeiten und Rückstellungen im Licht des Leistungsfähigkeitsprinzips
– Erwiderung und Replik zu dem Beitrag von Beiser (DB 2001, 296), DB 2001, 779;
Heinzmann/Heinzmann, Die Verbindlichkeitsrückstellung in der steuerlichen Beratungs-
praxis, SteuStud. 2004, 87; Happe, Die Abzinsung von Verbindlichkeiten und Rückstellun-
gen im Steuerrecht – Das BMF-Schreiben vom 26.5.2005, StuB 2005, 618; Hoffmann,
Abzinsung von Verbindlichkeiten und Rückstellungen im Konzernverbund, GmbHR
2005, 972; Marx/Berg, Rückstellungen für Dokumentationsverpflichtungen nach HGB,
IFRS und EStG, DB 2006, 169; Arbeitskreis Bilanzrecht der Hochschullehrer
Rechtswissenschaft, Stellungnahme zu dem Entwurf eines BilMoG: Einzelfragen zum
materiellen Bilanzrecht, BB 2008, 210; Hoppen/Husemann/Schmidt, Das neue HGB-Bi-
lanzrecht, Köln 2009; Stapf/Elgg, Abzinsung von Rückstellungen nach dem BilMoG: Er-
mittlung und Bekanntgabe der Zinssätze durch die deutsche Bundesbank, BB 2009, 2134;
Zwirner/Künkele/Liebscher, Abzinsung von „sonstigen Rückstellungen„ nach BilMoG:
Praxisprobleme und Lösungen, BB 2011, 2155; Kropp/Wirtz, Problembereiche bei der
Abzinsung von Rückstellungen, DB 2011, 541; Prinz, Steuersystematische „Ungereimt-
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heiten“ auf der Passivseite der Steuerbilanz, FR 2011, 1015; Prinz, Urteilsbesprechung zu
BFH X R 26/10, FR 2012, 36.
Weiteres Schrifttum s. vor Anm. 1125 und 1158.

Verwaltungsanweisungen: BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005, 699; BMF v. 12.7.2005,
BStBl. I 2005, 819; BMF v. 25.7.2005, BStBl. I 2005, 828; BMF v. 2.4.2007, BStBl. I 2007,
301.

1. Handelsrechtliche und bisherige steuerliche Abzinsungsverpflichtun-
gen von Rückstellungen

Handelsrecht: Gemäß § 253 Abs. 2 Satz 1 HGB in der seit 29.5.2009 geltenden
Fassung des HGB (BilMoG) besteht handelsrechtl. die Verpflichtung, Rückstel-
lungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr für nach dem 31.12.2009
beginnende Geschäftsjahre (Art. 66 Abs. 3 EGHGB) abzuzinsen. Im Umkehr-
schluss ergibt sich hieraus, dass für Rückstellungen mit kürzerer Restlaufzeit kei-
ne Abzinsungspflicht besteht. Abweichend von Satz 1 dürfen nach § 253 Abs. 2
Satz 2 HGB nF Rückstellungen für Alterversorgungsverpflichtungen oÄ mit
dem durchschnittlichen Marktzins abgezinst werden, der sich bei einer ange-
nommenen Restlaufzeit von 15 Jahren ergibt. Dies soll der praktischen Verein-
fachung dienen und Kosten sparen (BTDrucks. 16/12407, 85 f.).
Im Gegensatz zur Rechtslage vor dem BilMoG hängt die Abzinsung somit nicht
mehr von einem enthaltenen Zinsanteil ab. Auszugehen ist vom Zeitpunkt der
voraussichtlichen Inanspruchnahme, falls kein Fälligkeitszeitpunkt feststeht (Ko-
zikowski/Schubert in Beck-BilKomm. VIII. § 253 HGB Rn. 180 mwN). Zur
Abzinsung ist der durchschnittliche Marktzins der vergangenen sieben Ge-
schäftsjahre heranzuziehen, der von der Deutschen Bundesbank monatlich ver-
öffentlicht wird. Aus der Zinsstrukturkurve lässt sich der für ganzjährige Rest-
laufzeiten zwischen einem und 50 Jahren anzuwendende Marktzins entnehmen
(stellvertretend Hoppen/Husemann/Schmidt, Das neue HGB-Bilanzrecht,
2009, Rn. 33). Die Abzinsung soll der periodengerechteren Darst. der Ertrags-
lage dienen, da der zurückgestellte Erfüllungsbetrag, der über die gebundenen
Mittel zu einer Teilamortisierung beiträgt, diskontiert wird (BTDrucks. 334/08,
116). Damit greift der Gesetzgeber gravierend in das handelsrechtl. Realisations-
prinzip ein.
Jedoch gleicht sich insoweit das Handelsrecht dem StRecht wieder an, das seit
dem VZ 1999 die generelle Abzinsungspflicht für Verpflichtungen mit einer
Laufzeit von mehr als einem Jahr kennt (zur Kritik an einer Abzinsung von un-
verzinslichen Rückstellungen: Arbeitskreis Bilanzrecht der Hochschullehrer
Rechtswissenschaft, BB 2008, 210).
Steuerrecht: Für das StRecht wurde bereits durch das StEntlG 1999/2000/
2002 das Abzinsungsgebot eingeführt.
E Nach dem 31.12.1998 endende Wirtschaftsjahre: Mit der Neuregelung des Abs. 1
Nr. 3a Buchst. e wurde die Abzinsung stl. auf alle „Verpflichtungs“-Rückstellun-
gen ausgedehnt, so dass es auf die Frage des (verdeckten) Zinsanteils, die unter
der Altregelung noch Bedeutung hatte, nicht mehr ankommt (BFH v. 27.1.2010
– I R 35/09, BStBl. II 2010, 478).
Die in § 52 Abs. 16 (Sätze 11 bis 14) enthaltene Regelung zur Bildung einer
Rücklage, die den stl. Belastungseffekt aus der Umstellung ab 1999 für Altrück-
stellungen auf zehn Jahre verteilen sollte, ist mit dem BilMoG ab VZ 2009 auf-
gehoben worden.
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§ 6 Anm. 1187 Abs. 1 Nr. 3a: Bewertung

2. Regelung der steuerlichen Abzinsungsverpflichtung seit dem VZ 1999
Abzuzinsende Verpflichtungen (Satz 1): Durch die Formulierung des Geset-
zestexts ergibt sich, dass sowohl Geldleistungsverpflichtungen (Satz 1) als auch
Sachleistungsverpflichtungen grds. stbilanziell abzuzinsen sind (Satz 2). Siehe
BFH v. 5.5.2011 – IV R 32/07, BStBl. II 2012, 98.
Ausnahmen vom Abzinsungsgebot: Durch den Verweis auf Nr. 3 Satz 2 ist
von der Abzinsung der Rückstellung Abstand zu nehmen, wenn es sich um
Rückstellungen für kurzfristige Verpflichtungen (weniger als zwölf Monate) han-
delt, die Verbindlichkeit verzinslich ist oder auf einer Anzahlung oder Voraus-
leistung beruht. Die Grundsätze für Verbindlichkeiten gelten entsprechend
(BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005, 699; s. Anm. 1141 ff.).
– Zur Abgrenzung von Vorausleistungen und Anzahlungen BFH v. 21.9.2011 –

I R 50/10, DB 2011, 2815;
– Aus Vereinfachungsgründen soll das Abzinsungsgebot auch auf Pauschal-

rückstellungen keine Anwendung finden (FG München v. 21.4.2004 – 7 V
4930/03, EFG 2004, 641, rkr.; BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005, 699 f. – Tz.
27; aA Heinzmann/Heinzmann, SteuStud. 2004, 87 [95]; krit. Kulosa in
Schmidt XXXI. § 6 Rn. 481 für Rückstellungen, deren Laufzeit auf mehr als
zwölf Monate geschätzt werden kann);

– Ausschluss vom Abzinsungsgebot nur für erfolgsabhängige Beitragsrück-
erstattung und keine Übertragung auf erfolgsunabhängige Beitragsrückerstat-
tung (s. BFH v. 25.11.2009 – I R 9/09, BStBl. II 2010, 304);

– Tragen des Inflationsrisikos ist kein Grund für die Annahme der Verzinslich-
keit, s. BFH v. 5.5.2011 – IV R 32/07, BStBl. II 2012, 98;

– Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen, Nds. FG v. 21.1.2009 – 3 K
12371/07, EFG 2009, 1004, rkr.;

– Rückstellung für Nachbetreuungsleistungen, Kulosa in Schmidt XXXI. § 6
Rn. 483; aA BFH v. 19.7.2011 – X R 26/10, BFH/NV, 2147; gegen die pau-
schale Annahme der Abzinsung durch den BFH mit guten Argumenten
Prinz, FR 2012, 36 (38).

– Langzeitguthaben und Altersteilzeit (Tz. 15-21), s. BMF v. 11.11.1999,
BStBl. I 1999, 959; zu allg. Wertfortschreibungen bei Altersteilzeit, s. BMF v.
28.3.2007, BStBl. I 2007, 297: bei Vergütung in unveränderter Höhe während
des gesamten Vertragszeitraums liegt Unverzinslichkeit vor. Im Übrigen wer-
den die Tz. 15 und 17–21 des Schreibens v. 11.11.1999 unter Bezugnahme
auf BFH v. 30.11.2005 (I R 110/04, BStBl. II 2007, 251) mWz. 1.12.2005 auf-
gehoben.

Zinssatz 5,5 %: Im EStG war früher lediglich im Rahmen der Sonderregelung
des § 6a ein Abzinsungsfaktor von 6 % genannt. Die Neuregelung des stbil-
anziellen Abzinsungsgebots legt hingegen einen Abzinsungsfaktor von 5,5 % zu-
grunde. Dieser findet schon seit Langem Anwendung im Rahmen des BewG
(§§ 1, 12 Abs. 3 BewG). Rückstellungen für Geld- oder Sachleistungsverpflich-
tungen sind entsprechend dem Gesetzeswortlaut einheitlich mit einem Zinssatz
von 5,5 % abzuzinsen. Der einheitlich geltende Zinssatz gilt analog der Regelung
für die Abzinsung von Verbindlichkeiten; s. Anm. 1135.
E Bei Sachleistungsverpflichtungen ist insbes. zu berücksichtigen, dass der Zeitraum
der Abzinsung mit Beginn der Erfüllung endet. Folglich ist auch bei grds. lang
dauernden Verpflichtungen (zB Rekultivierung, Abrissverpflichtung, Lebensver-
sicherungen etc.) nicht das Ende der Erfüllung entscheidend, sondern der Zeit-
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punkt der erstmaligen Erfüllung. Wenn beispielsweise bei einer Verpflichtung
zur Rekultivierung frühzeitig mit der (Teil-)Erfüllung begonnen wird, ist die Ab-
zinsung auf diesen frühen Zeitpunkt vorzunehmen. Hierbei kann es sich ggf.
um eine kurzfristige Verpflichtung handeln, die nicht der Abzinsung unterliegt.
E Beobachtungszeitraum: Die Beurteilung, ob es sich bei der Verpflichtung um eine
lang- oder kurzfristige Verpflichtung handelt, richtet sich nach den Erkenntnis-
sen und den Preisverhältnissen zum jeweiligen Bilanzstichtag bzw. nach den Er-
fahrungen der Vergangenheit. Zwar ist der Wert von Verpflichtungen mit weit
hinausgeschobenem Fälligkeitszeitpunkt, also langfristigen Verpflichtungen, idR
nur schätzungsweise zu ermitteln. Der Ausgangswert ergibt sich jedoch unter
Beachtung aller für den jeweiligen Bilanzstichtag verfügbaren Daten. Zukünftige
Preisveränderungen können nur berücksichtigt werden, sofern sich diese bereits
am Bilanzstichtag konkret abgezeichnet haben (BFH v. 19.2.1975 – I R 28/73,
BStBl. II 1975, 480; s. Anm. 1174). Zur Abzinsung von Rückstellungen wegen
Verpflichtungen aus ERA-Anpassungsfonds s. BMF v. 2.4.2007, BStBl. I 2007,
301.
Rückstellungsspezifische Besonderheiten hinsichtlich des Abzinsungs-
zeitraums:
E Geldleistungsverpflichtungen: Im Gegensatz zur ausdrücklichen Regelung über den
Abzinsungszeitraum von Sachleistungsverpflichtungen in Satz 2 enthält Satz 1
keine expliziten Regelungen über den Abzinsungszeitraum von Geldleistungs-
verpflichtungen. Für deren Abzinsungszeitrahmen ist somit auf die allg. bewer-
tungsrechtl. Vorschriften des § 12 BewG (s. auch BTDrucks. 14/23, 6) zurück-
zugreifen. Dies bedeutet, dass für die Abzinsung der Rückstellung auf den
Zeitraum zwischen der Entstehung der Verpflichtung und dem tatsächlichen Er-
füllungszeitpunkt abzustellen ist, wenn es sich bei der Verpflichtung um die ein-
malige Leistung eines Geldbetrags handelt. Nach dem sich daraus ergebenden
Erfüllungszeitrahmen bestimmt sich auch, ob es sich um eine langfristige und
somit abzuzinsende Verpflichtung handelt, oder um eine kurzfristige und des-
halb nicht abzuzinsende Verpflichtung. Liegt eine langfristige Verpflichtung vor,
ist diese auf den Erfüllungszeitpunkt, den Endpunkt des Erfüllungszeitrahmens,
abzuzinsen; zur Berechnung bei nicht festgeschriebener Laufzeit und bei Erfül-
lung in ratierlichen und nicht ratierlichen Teilzahlungen s. BMF v. 26.5.2005,
BStBl. I 2005, 699; Happe, StuB 2005, 618; Anm. 1139 f.
E Sachleistungsverpflichtungen (Satz 2): Bei Rückstellungen für Sachleistungsver-
pflichtungen wird als Abzinsungszeitraum die Zeitspanne von der erstmaligen
Bildung der Rückstellung bis zum Beginn der Erfüllung festgelegt. Dies gilt ei-
nerseits im Fall der Erfüllung der Verpflichtung, die in einer einmaligen Hand-
lung erfolgt, aber auch in Fällen, in denen sich die Erfüllung der Verpflichtung
über einen längeren Zeitraum ausdehnt, wie dies zB bei Garantieverpflichtungen
der Fall ist. Bei Rückstellungen für die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen
entfällt eine Abzinsung gänzlich, da mit der Erfüllung der Verpflichtung am Bi-
lanzstichtag bereits begonnen wurde (Nds. FG v. 21.1.2009 – 3 K 12371/07,
EFG 2009, 1004; der BFH v.18.1.2011 – X R 14/09, BStBl. II 2011, 496, hatte
sich mit der Abzinsung nicht beschäftigt; OFD Magdeburg v. 21.9.2006, DB
2006, 2491; Marx/Berg, DB 2006, 169). Eine wesentliche Rolle spielt diese Re-
gelung bei Sachverhalten, die beispielsweise mit Verpflichtungen zur Beseitigung
von Altlasten und sonstigen Umweltschäden in Verbindung stehen und die ei-
nen langen Zeitraum, von der erstmaligen (Teil-)Erfüllung bis zur endgültigen
(Schluss-)Erfüllung, haben. Entsprechend der Gesetzesbegründung (BTDrucks.
14/443, 24) hat die Abzinsung auf den Beginn der (Teil-)Erfüllung zu erfolgen,
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da derartige Verpflichtungen zB häufig erst sehr lange nach Einstellung der akti-
ven Geschäftstätigkeit in dem Betriebsbereich des Stpfl. erfüllt werden müssen,
der für die Erfüllung der Verpflichtung ursächlich war. Zu bergrechtlichen Ver-
pflichtungen, bei denen von einer laufenden Verfüllung und Rekultivierung der
durch den Tagebau abgegrabenen Bereiche ausgegangen wird: BMF v. 9.12.
1999, BStBl. I 1999, 1127; zur stbilanziellen Behandlung von Aufwendungen
zur Stilllegung, Rekultivierung und Nachsorge von Deponien s. BMF v. 25.7.
2005, BStBl. I 2005, 826; BFH v. 5.5.2011 – IV R 32/07, BStBl. II 2012, 98.
E Rückstellungen für Entsorgungsverpflichtungen (zB AltfahrzeugG): Keine Abzinsung
bei der stl. (Übergangs-)Regelung iSd. Abs. 1 Nr. 3a Buchst. d Satz 2; s.
Anm. 1184.
E Rückstellungen für die Stilllegungsverpflichtung eines Kernkraftwerks (Satz 3): Bei den
Rückstellungen der Energieversorger für die Stilllegung eines Kernkraftwerks
handelt es sich um sog. Ansammlungsrückstellungen iSd. Buchst. d. Hier gilt als
Abzinsungszeitraum der (noch ausstehende) Ansammlungszeitraum; s.
Anm. 1185.
Handelsbilanzielle Auswirkungen: Handelsrechtl. kann eine aktivische Steu-
erabgrenzung nach § 274 Abs. 1 HGB vorgenommen werden, wenn Erträge
handelsrechtl. später anfallen als stl. oder wenn Aufwendungen den handels-
rechtl. Gewinn früher als das stl. Ergebnis mindern. Dies ergibt sich beispiels-
weise durch die oben beschriebene stbilanzielle Abzinsungsverpflichtung von
Rückstellungen und Verbindlichkeiten, die handelsbilanziell in dieser Art nicht
vorgeschrieben ist (vgl. zB Kozikowski/Fischer in Beck-BilKomm. VIII. § 274
HGB Rn. 35 ff. mit der Darst. von Beispielen bezogen auf Rückstellungen).
Keine Verfassungsrechtliche Bedenken: Der BFH v. 27.1.2010 (I R 35/09,
BStBl. II 2010, 478) und v. 5.5.2011 (IV R 32/07, BStBl. II 2012, 98) hält die
Regelung für verfassungskonform.

VII. Wertverhältnisse am Bilanzstichtag (Abs. 1 Nr. 3a Buchst. f)

Abs. 1 Nr. 3a Buchst. f wurde aufgenommen, um Änderungen der Rückstel-
lungsbewertung durch das BilMoG für die stl. Bewertung zu neutralisieren. Dies
wurde dadurch erreicht, dass die handelsrechtl. zu berücksichtigenden zukünfti-
gen Preis- und Kostensteigerungen aus der stl. Bewertung auszunehmen sind.
Die durch das BilMoG eingeführte Berücksichtigung der zukünftigen Kosten-
und Preisentwicklung bei den Rückstellungen hätte über die weiterhin geltende
materielle Maßgeblichkeit der HBil. für die StBil. (§ 5 Abs. 1 Satz 2) eine Redu-
zierung der stl. Bemessungsgrundlage bewirkt. Aus fiskalpolitischen Gründen
hat der Gesetzgeber daher eine weitere Abweichung von der Maßgeblichkeit in
Kauf genommen, indem er für die stl. Gewinnermittlung weiterhin allein auf die
Bewertung am Bilanzstichtag ohne Berücksichtigung zukünftiger Entwicklungen
abstellt.
In der Begr. zum RegE des BilMoG (BTDrucks. 16/10067, 221) wird darauf
hingewiesen, dass die Regelung klarstellende Bedeutung habe.
Abs. 1 Nr. 3a Buchst. f ist gem. § 52 Abs. 16 Satz 10 Teils. 1 erstmals für Wj. an-
zuwenden, die nach dem 31.12.2009 beginnen. Damit wird Konformität zu den
Anwendungsvorschriften des HGB betreffend die Bewertungsregeln (§ 252 ff.
HGB nF) hergestellt (Art. 66 Abs. 3 Satz 1 EGHGB). Macht das Unternehmen
von dem Wahlrecht des Art. 66 Abs. 3 Satz 6 EGHGB Gebrauch, hat der Ge-
setzgeber, um die Zielsetzung der Steuerneutralität sicherzustellen, die Anwen-

1187a



HHR Lfg. 254 November 2012 Kiesel

dung des Abs. 1 Nr. 3a Buchst. f auf Wj., die nach dem 31.12.2008 beginnen, er-
weitert (§ 52 Abs. 16 Satz 10 Teils. 2).

VIII. Erläuterungen zur Übergangsregelung (§ 52 Abs. 16 Satz 14)

Schrifttum: Dieterlen/Haun, Gewinnmindernde Rücklagen nach den Übergangs-
regelungen des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002, BB 1999, 2020; Ernsting,
Zum Verhältnis von Handels- und Steuerbilanz bei der Rücklagenbildung nach § 52
Abs. 16 EStG, StuB 1999, 1199; Feld, Auswirkungen des neuen steuerlichen Wertauf-
holungs- und Abzinsungsgebots auf die Handelsbilanz, WPg. 1999, 861; Happe, Die Ab-
zinsung von Rückstellungen im Steuerrecht, BBK 1999, F. 13, 4395; Schmitz, Steuerent-
lastungsgesetz 1999/2000/2002 und (umgekehrte) Maßgeblichkeit, DB 1999, 1974;
Wermeckes, Das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 und dessen rückwirkende Än-
derung des EStG im Lichte des Verfassungsrechts, DStZ 1999, 479; Küting/Harth, Die
Übergangsregelungen des § 52 Abs. 16 EStG und die Folgen für die Handelsbilanz, DStR
2000, 214; Ringwald, Die Entwicklung der Rückstellungen im Zuge der Bilanzsteuer-
rechtsreformen, Inf. 2000, 417; Schmalenbach-Gesellschaft zur Förderung der be-
triebswirtschaftlichen Forschung und Praxis, Einfluss ausgewählter steuerrechtlicher
Änderungen auf die handelsrechtliche Bilanzierung, DB 2000, 681; Waclawik, Zulässig-
keit der Bildung eines Sonderpostens in der Handelsbilanz bei Bildung einer Abzinsungs-
rücklage (§ 52 Abs. 16 Sätze 7 und 10 EStG) in der Steuerbilanz?, DB 2000, 338.
Weiteres Schrifttum s. vor Anm. 1125 und 1158.

Verwaltungsanweisungen: BMF v. 8.10.1999, BStBl. I 1999, 852; BMF v. 5.5.2000,
BStBl. I 2000, 487; BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005, 699.

1. Aufhebung der Übergangsregelung durch das Bilanzrechtsmoderni-
sierungsgesetz (BilMoG)

Mit dem Inkrafttreten des BilMoG ist § 52 Abs. 16 Satz 14 gestrichen worden.
Es bestand wegen des zeitlichen Ablaufs des Rücklagenzeitraums Ende 2008
kein Regelungsbedarf mehr. Wegen der Bedeutung in der Bp. und Rspr. wird
die Kommentierung dieser Regelung noch beibehalten.

2. Bedeutung des § 52 Abs. 16 Satz 14 idF des Gesetzes vom 19.12.2008
Gewinnneutralisierung: Die Anwendungsvorschrift des § 52 Abs. 16 enthält
in den Sätzen 11–14 eine Übergangsregelung, wodurch die stl. Folgen aus der
Neubewertung der Rückstellungen für den Stpfl. abgemildert werden können.
Die vom Gesetzgeber mit der Einf. von § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a bis e ver-
folgte Verbreiterung der stl. Bemessungsgrundlage durch eine realitätsnähere
Bewertung der Rückstellungen ist für die Stpfl. idR mit einer stl. Mehrbelastung
verbunden. Durch die zeitliche Vorverlagerung von Erträgen bzw. durch die
Nachverlagerung von Aufwendungen ergeben sich für die Stpfl. negative Zins-
und Liquiditätseffekte, die durch die Übergangsregelung erheblich abgemildert
werden.
E In verfassungsrechtlicher Hinsicht verdiente die Übergangsregelung zumindest im
Rahmen der Interessenabwägung Berücksichtigung. Sie führt zu einer Abmil-
derung der Besteuerungsfolgen und trägt damit auch den Härten der Neubewer-
tungsvorschriften Rechnung (vgl. Weber-Grellet, StuB 1999, 1289 [1293], die
Verfassungsmäßigkeit bejahend; aA Wermeckes, DStZ 1999, 479 [485], mit
Blick auf die Größenordnungen notwendiger Rückstellungsauflösungen).
Steuerfreie Rücklage: Die Übergangsregelung ermöglicht dem Stpfl., das sich
aus der Neubewertung ergebende Mehrergebnis („Gewinn“) iHv. 9/10 in eine
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stfreie Rücklage einzustellen und binnen der folgenden neun Jahre ratierlich auf-
zulösen. Insgesamt kann damit das Mehrergebnis auf einen Zeitraum von zehn
Wj. verteilt werden.
Steuerliche Rücklagenbildung und Handelsbilanz: Die Bildung eines ent-
sprechenden Sonderpostens mit Rücklagenanteil in der HBil. ist nicht zulässig,
da die umgekehrte Maßgeblichkeit wegen der schon in der HBil. bilanzierten
Rückstellung für die stfreie Rücklage – auch vor den Änderungen durch das Bil-
MoG - nicht gilt (vgl. Dieterlen/Haun, BB 1999, 2020; Küting/Harth, DStR
2000, 214 [217]; s. auch Anm. 1145).
Rückstellungen nach § 17 DMBilG unterliegen nach Ansicht der FinVerw.
den Bewertungsregeln des Abs. 1 Nr. 3a (uE zweifelhaft). Die Bildung einer
Rücklage nach § 52 Abs. 16 mit der Möglichkeit einer Gewinnverteilung auf
mehrere Wj. scheidet jedoch aus (BMF v. 8.10.1999, BStBl. I 1999, 852).

3. Bildung und Auflösung der Rücklage
Rücklagenbildung:
E Beschränkung auf Altrückstellungen: Das Wahlrecht zur Bildung einer Rücklage ist
auf „Altrückstellungen“ iSd. § 52 Abs. 16 Satz 12 beschränkt, dh. auf solche
Rückstellungsanlässe, für die bereits zum Ende eines vor dem 1.1.1999 enden-
den Wj. Rückstellungen gebildet worden sind. „Neurückstellungen“, dh. Rück-
stellungen, die erstmals mW für ein nach dem 31.12.1998 endendes Wj. passi-
viert werden, unterliegen zwar ebenso den neuen Bewertungsvorschriften des
§ 6 Abs. 1 Nr. 3a, von der Rücklagenbildung nach § 52 Abs. 16 sind sie jedoch
ausgenommen (BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005, 699).
E Nachträgliche Rücklagenbildung, etwa um die aus einer Bp. resultierenden Mehr-
ergebnisse ausgleichen zu können, ist nicht mehr zulässig, da Bilanzänderungen
nach neuer Rechtslage nicht mehr möglich sind (Glade, DB 1999, 400 [405]).
E Versicherungsunternehmen können hinsichtlich der stl. Folgen, die sich aus der
Neubewertung von Altrückstellungen für noch nicht abgewickelte Versiche-
rungsfälle gem. der Neuregelung der §§ 20 Abs. 2 KStG (mit Verweis auf § 6
Abs. 1 Nr. 3a) ergeben, eine steuerschonende Rücklage bilden. Zum Abzug ei-
nes Minderungsbetrags (§ 20 Abs. 2 Satz 2 KStG) s. BMF v. 5.5.2000, BStBl. I
2000, 487; Günkel/Fenzl, DStR 1999, 649 (654).
E Ermittlung des rücklagefähigen Gewinns: In die Rücklage können höchstens 90 %
des „Gewinns“ eingestellt werden, der sich aus der erstmaligen Anwendung des
§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a bis e ergibt. Die Rücklagenbildung ist dabei nicht auf
das sich aus dem Abzinsungsgebot für Rückstellungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 3a
Buchst. e ergebende Mehrergebnis beschränkt. Zur Ermittlung des rücklagefä-
higen Gewinns s. BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005, 699.
E Verlust: Eine gewinnmindernde Rücklage ist auch dann möglich, wenn der
Stpfl. in dem Jahr der Neubewertung der „Altrückstellungen“ insgesamt einen
Jahresfehlbetrag bzw. Verlust erzielt hat (so auch Fox in Oppenhoff & Rädler,
StEntlG 1999/2000/2002, 2. Aufl. 1999, 66). Aufwendungen, die sich aus der
Aufstockung anderer Rückstellungen ergeben, dürfen für Zwecke der Rück-
lagenbildung nicht rücklagenmindernd gegengerechnet werden.
E Einzelbetrachtung und Pauschalbewertung: In sachlicher Hinsicht ist entsprechend
dem Grundsatz der Einzelbewertung für die Rücklagenbildung und damit für
die Ermittlung des Gewinns aus der Neubewertung auf jede einzelne ungewisse
Verbindlichkeit bzw. jeden einzelnen Rückstellungsanlass abzustellen. Dies er-
gibt sich aus dem Wortlaut („jeweils“) des § 52 Abs. 16 Satz 11, der aufgrund
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der Verweisung in Satz 14 für Rückstellungen entsprechende Anwendung findet.
Soweit für die Neubewertung von Rückstellungen ein Pauschalverfahren zuläs-
sig ist, ist der auf die Neubewertung entfallende pauschalierte Gewinn zu 9/10
rücklagefähig.
Rücklagenauflösung:
E Wahlrecht: Der Wortlaut der Übergangsregelung („kann“) räumt dem Bilanzie-
renden ein mehrstufiges Wahlrecht zur Rücklagenbildung ein: Zum einen ist es
ihm freigestellt, überhaupt eine Rücklage zu bilden, zum anderen ist auch nur ei-
ne Mindestauflösung vorgeschrieben, so dass der Stpfl. je nach individueller In-
teressenlage über eine Mehr-Auflösung auch ein stl. Mehrergebnis darstellen
kann. Ob auch die nur teilweise Bildung einer Rücklage vom Gesetzestext ge-
deckt ist, ist zweifelhaft.
Auch für die Rücklagenauflösung ist sachlich auf jede einzelne ungewisse Ver-
bindlichkeit bzw. jeden einzelnen Rückstellungsanlass abzustellen; vgl. Wortlaut
des § 52 Abs. 16 Satz 11 („jeweils“).
E Mindestauflösung und Auflösungszeitraum: Die Übergangsvorschrift sieht grds. ei-
ne gewinnerhöhende Auflösung der Rücklage iHv. mindestens 1/9 in jedem der
der Rücklagenbildung folgenden Wj. vor. Hierbei ist ein RumpfWj. uE als Wj. iS
der Vorschrift anzusehen.
E Wegfall der Rückstellung: Für die Rücklage ergibt sich eine Auflösungsverpflich-
tung, wenn die der Altrückstellung zugrundeliegende Verpflichtung erfüllt wird
oder der Grund für die Rückstellungsbildung entfällt. In diesen Fällen ist die
Rücklage durch entsprechende Anwendung des § 52 Abs. 16 Satz 11 Halbs. 2
zum Ende des Wj. der Erfüllung bzw. des Wegfalls des Passivierungsgrunds in
vollem Umfang gewinnerhöhend aufzulösen. Zur Frage des Gestaltungsmiss-
brauchs iSv. § 42 AO, wenn die Rückstellung bis auf einen geringen Restbetrag
aufgelöst wird, s. BMF v. 26.5.2005, BStBl. I 2005, 699.
E Umqualifizierung einer Altrückstellung in eine sonstige Verbindlichkeit: Fraglich ist,
wie in den Fällen zu verfahren ist, in denen während des Auflösungszeitraums
die einer Altrückstellung zugrunde liegende ungewisse Verbindlichkeit zu einer
gewissen geworden ist. Hierbei kommt es zu einer Umqualifizierung der Rück-
stellung hin zu einer passivierungspflichtigen Verbindlichkeit. Da die „Alt-
schuld“ aus wirtschaftlicher Sicht auch nach Umqualifizierung weiterhin beste-
hen bleibt und somit gerade nicht – wie in § 52 Abs. 16 Satz 11 Halbs. 2
vorausgesetzt – aus dem BV des Stpfl. ausscheidet, ist uE in derartigen Fällen ei-
ne Beibehaltung der stfreien Rücklage gerechtfertigt; der Betrag ist ggf. (zB bei
einem Vergleich) anteilig anzupassen. Hierfür spricht – im Fall der Abzinsung –
ferner die Überlegung, dass die Bildung einer Rücklage gem. § 52 Abs. 16
Satz 11 auch zulässig gewesen wäre, wenn die Verbindlichkeit bereits am 31.12.
1998 bestanden hätte (ebenso Happe, BBK 1999, F. 13, 4395 [4404]).

[Anschluss S. E 625]
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Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 4–7:
Bewertung von Entnahmen und Einlagen sowie bei Eröff-

nung und unentgeltlichem Erwerb eines Betriebs

A. Bewertung von Entnahmen (Abs. 1 Nr. 4)

I. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 4

1. Überblick zu Abs. 1 Nr. 4
Abs. 1 Nr. 4 regelt die Bewertung von Entnahmen des Stpfl. „für sich, für sei-
nen Haushalt oder für andere betriebsfremde Zwecke“. Diese Umschreibung ist
entbehrlich, da § 4 Abs. 1 Satz 2 bereits eine gesetzliche Begriffsbestimmung
der Entnahmen enthält und diese in § 6 gemeint ist (s. näher Vor §§ 4–7
Anm. 103).
Abs. 1 Nr. 4 dient der Abgrenzung der Einkünfte (s. Anm. 1191–1193) und be-
stimmt deshalb grundsätzlich Bewertung mit dem Teilwert (s. Anm. 1194–1202
); ausnahmsweise wird bei Entnahmen für bestimmte Spenden Bewertung mit
dem Buchwert gestattet (s. Anm. 1204–1205).

2. Bedeutung des Abs. 1 Nr. 4
Steuerrechtliche Bedeutung: Die Vorschriften über Entnahmen und Einlagen
(§ 4 Abs. 1–5; § 6 Abs. 1 Nr. 4–6) dienen einer der Systematik des EStG ent-
sprechenden Abgrenzung zwischen dem betrieblichen und dem außerbetriebli-
chen Bereich, genauer der Abgrenzung zwischen den sog. Gewinneinkünften
(§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1–3, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) einerseits, den übrigen Einkünf-
ten und der estl. unbeachtlichen privaten Sphäre andererseits, ferner aber auch
der Abgrenzung zwischen den Gewinneinkünften selbst (s. Dziadkowski, BB
1979, 1444). Wertänderungen werden nur bei Einkünften mit Gewinnermittlung
(§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, § 17) erfasst, nicht bei den übrigen Einkünften (abge-
sehen von privaten Veräußerungsgewinnen gem. § 23). Ohne Regelungen im
EStG wären Entnahmen und Einlagen mit dem gemeinen Wert zu bewerten
(§§ 1, 9 BewG). Eine solche Bewertung erschien dem Gesetzgeber aber nicht
sachgerecht; Wertänderungen betrieblicher WG sollen unter Beachtung der Be-
triebszugehörigkeit der WG, dh. des Teilwerts, berücksichtigt werden. Bei Erlass
des EStG 1934 hielt der Gesetzgeber daher, da bis dahin in der Bewertung
„mancherlei Unklarheiten“ bestanden hätten, eine Regelung im EStG für erfor-
derlich (Begr. RStBl. 1935, 39). Die Abweichung des Teilwerts eines WG von
seinem Buchwert muss, um die während der Zugehörigkeit zum BV eingetrete-
ne Wertänderung zu erfassen, spätestens im Augenblick der Entnahme berück-
sichtigt werden, weil sie – sofern man sich nicht mit einer praktisch schwer
durchführbaren statistischen Aufzeichnung begnügt – anderenfalls stl. nicht
mehr berücksichtigt werden könnte (so auch RFH v. 5.5.1943, RStBl. 1943,
500).

Der einleitende Satz des § 6 – „Wirtschaftsgüter, die nach § 4 Abs. 1 oder nach § 5 als
Betriebsvermögen anzusetzen sind“ – erfasst daher nur scheinbar nicht die Bewertung
von entnommenen, aber bis dahin nicht „angesetzten“ WG; das Gewicht der Aussage
liegt auf „Betriebsvermögen“, im Fall der Entnahme ist gemeint: WG „des Betriebsver-
mögens“.
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Der Unterschied zwischen Buchwert und Teilwert des entnommenen Wirt-
schaftsguts beeinflusst also den laufenden Gewinn. Andererseits bildet der bei
Entnahme berücksichtigte Teilwert den Ausgangswert für die künftigen AfA (so
zB BFH v. 9.8.1983 – VIII R 177/80, BStBl. II 1983, 759). Die grundsätzliche
Maßgeblichkeit des Teilwerts entspricht der Verwendung dieses Begriffs in
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2. Zur Bedeutung der Bewertung mit dem Teilwert s. auch
Anm. 570.

Beispiel: Buchwert eines Grundstücks 5000 E, eines darauf errichteten Gebäudes
95000 E, zusammen 100000 E; Teilwert 160000 E. Bei der Entnahme sind zu buchen:
Privatkonto Soll 160000 E, Grundstückskonto Haben 5000 E, Gebäudekonto Haben
95000 E, Gewinn- und Verlustrechnung Haben 60000 E. Für die künftigen AfA gilt
derjenige Teil von 160000 E, der auf das Gebäude allein entfällt und geschätzt werden
muss (s. auch Anm. 313 über Gesamtpreis) als AK, die auf die restliche Nutzungsdauer
zu verteilen sind.

AfA: Durch die Erhöhung der künftigen AfA abnutzbarer, privat zur Einkunfts-
erzielung genutzter WG wird die durch die Entnahme bewirkte Gewinnverwirk-
lichung allmählich wieder ausgeglichen. Wirtschaftlich tritt ein solcher Ausgleich
für den Stpfl. allerdings bei Gegenständen mit langer Nutzungsdauer insoweit
nicht ein, als den erhöhten AfA der Zinsverlust aus der vorzeitigen Versteue-
rung der stillen Reserve gegenübersteht.
Wirtschaftliche Bedeutung der Bewertung mit dem Teilwert: Die Bewertung
von Entnahmen mit dem Teilwert führt zur Aufdeckung und Versteuerung stil-
ler Reserven, die durch die Inanspruchnahme einer Bewertungsfreiheit entstän-
den waren; darüber hinaus macht sie die Entnahme eines im Wert stark gestiege-
nen WG praktisch unmöglich, wenn nämlich die Mittel zur Zahlung der ESt.
auf die aufgedeckten stillen Reserve nicht aufgebracht werden können. Eine
Übertragung der stillen Reserven auf ein anderes WG gem. § 6b ist nicht mög-
lich (RFH v. 2.11.1938, RStBl. 1939, 116) hat bei Austausch von Wertpapieren
des BV mit solchen des PV ausnahmsweise eine Entnahme zum Buchwert ge-
stattet, bezeichnet dies aber ausdrücklich als Sonderfall; s. Anm. 340–345 über
wirtschaftliche Nämlichkeit zweier WG).
Abgrenzung Entnahme/Ausbuchung s. Anm. 1193.

3. Geltungsbereich des Abs. 1 Nr. 4

a) Allgemeines
Abs. 1 Nr. 4 regelt die Bewertung von Entnahmen, dh. den Ansatz der Höhe
nach, während sich die Frage, ob eine Entnahme (dem Grunde nach) vorliegt,
aus § 4 Abs. 1 Sätze 2 und 3 EStG beantwortet (zum Entnahmebegriff s.
Anm. 1193). Danach sind Entnahmen grundsätzlich mit dem Teilwert anzuset-
zen (zu den Ausnahmen s. Anm. 1195 und Anm. 1196). Dabei wird der Gegen-
stand der Wertabgabe bewertet und nicht der Vorgang der Entnahme.
Gesetzeszweck: Mit der Regelung in Abs. 1 Nr. 4 werden Vermögensänderun-
gen, deren Ursachen nicht betrieblich veranlasst sind, neutralisiert; dies wird je-
denfalls durch eine Abgrenzung der betrieblichen zur nicht- bzw. außerbetriebli-
chen Sphäre erreicht (s. zur Abgrenzung verschiedener Betriebe und
Einkunftsarten BFH v. 14.5.1988 – VIII R 387/83, BStBl. II 1989, 187; s. auch
KSM/Werndl, § 6 Rn. E 2; Kirchhof/Crezelius VIII. § 4 Rn. 93). Eine außer-
betrieblich veranlasste Vermögensverschiebung soll dadurch neutralisiert wer-
den.
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b) Entnahme, Veräußerungsprinzip, Gewinnverwirklichung, Bilanz-
berichtigung

Entnahmebegriff; Entnahmehandlung: Entnahmen sind nicht betrieblich
veranlasste Wertabgaben (WG und geldwerte Vorteile iSd. § 8; nach Kirchhof/
Crezelius VIII. § 4 Rn. 87; Hey in Tipke/Lang, Steuerrecht, 19. Aufl. 2008,
§ 17 Rn. 179, ist die außerbetriebliche Verursachung des Vermögensabgangs
entscheidend), wobei der Grund der Entnahme irrelevant ist. Zum Betriebs-
begriff s. Vor §§ 4–7 Anm. 85–91. Der Wechsel der Gewinnermittlungsmethode
stellt keine Entnahme dar.
Eine tatbestandlich erfüllte Entnahmehandlung kann grundsätzlich nicht rück-
gängig gemacht werden (BFH v. 12.9.2002 – IV R 66/00, BStBl. II 2002, 815; v.
2.8.1983 – VIII R 15/80, BStBl. II 1983, 736; v. 30.7.1964 – IV 20/63 U,
BStBl. III 1964, 574; s. auch Giloy, FR 1987, 25, [26]). Es wird vertreten, dass
eine Entnahmehandlung, die nicht auf einem tatsächlichen Vorgang beruht, son-
dern auf einem Rechtsakt, mit Wirkung für die Vergangenheit rückgängig ge-
macht werden kann, wenn der Rechtsakt ex tunc aufgehoben wird (so KSM/
Werndl, § 6 Rn. E 42; KSM/Plückebaum, § 4 Rn. B 317).
Gewinnverwirklichung, -ermittlung; Ausdehnung des Veräußerungsprin-
zips: Die Entnahme stellt weder eine Veräußerung aus dem BV noch eine An-
schaffung im PV dar; im Hinblick auf die Gewinnverwirklichung indessen wird
diese wie eine Veräußerung von BV (mit Überführung in das PV), mit Blick auf
die AfA wie eine Anschaffung im PV behandelt (s. BFH v. 10.3.1963 – IV R
214/58, BStBl. III 1963, 261). Eine derartige Behandlung erfolgt, weil die ver-
schiedenen Grundsätze der Einkünfteermittlung dies erforderlich machen, denn
BV und PV sind, ebenso wie gewerbliche, landwirtschaftliche und selbstständige
Arbeit, unterschiedliche, dh. voneinander abgegrenzte Gewinnermittlungsberei-
che.
Das sog. Veräußerungsprinzip wird auf die Überführung von WG aus dem BV
in das PV insoweit ausgedehnt (s. § 5 Anm. 264a; Knobbe-Keuk, Bilanz- und
Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, § 7 II., 269 f.).
Bewertung und Gewinnermittlungsmethode: Obwohl der Wortlaut des § 6
Abs. 1 ausdrücklich nur § 4 Abs. 1 und § 5 EStG nennt, ist nach Auffassung des
BFH (Urt. v. 31.10.1978 – VIII R 196/77, BStBl. II 1979, 401; v. 16.1.1975 –
IV R 180/71, BStBl. II 1975, 526; v. 22.5.1969 – IV 31/65, BStBl. II 1969, 584)
Abs. 1 Nr. 4 ebenso bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 anzuwenden. Glei-
ches gilt für Abs. 1 Nr. 5.
Bilanzberichtigung: Keine Entnahme ist die Ausbuchung eines zum (notwen-
digen) PV (zum sog. geduldeten BV, das noch nicht notwendiges PV ist, s. BFH
v. 17.1.2002 – IV R 74/99, BStBl. II 2002, 356; v. 12.11.1992 – IV R 41/91,
BStBl. II 1993, 430) gehörenden, aber als BV behandelten WG. Ein derartiges
WG ist nie BV gewesen und scheidet zum Buchwert, dh. erfolgsneutral, aus der
Bilanz aus.

BFH v. 16.3.1983 – IV R 36/79, BStBl. II 1983, 459 (462); v. 12.10.1977 – I R 248/74,
BStBl. II 1978, 191; v. 26.11.1974 – VIII R 258/72, BStBl. II 1975, 206; v. 19.6.1973 –
I R 201/71, BStBl. II 1973, 706; v. 21.6.1972 – I R 189/69, BStBl. II 1972, 874; v.
25.11.1970 – I R 7/69, BStBl. II 1971, 181; v. 29.11.1965 – GrS 1/65, BStBl. III 1966,
142; s. neuere Urteile zur Bilanzberichtigung: BFH v. 23.1.2008 – I R 40/07, DStR
2008, 1180; v. 5.6.2007 – I R 47/06, BStBl. II 2007, 818; v. 5.4.2006 – I R 46/04,
BStBl. II 2006, 688.

E 627

von Entnahmen Anm. 1193 § 6

1193



E 628 Sailer Khuepach

Zur Auffassung des Schrifttums s. § 4 Anm. 398 ff.; Schmidt/Glanegger XXVII. § 6
Rn. 411; KSM/Werndl, § 6 Rn. E 12, E 61; Hey in Tipke/Lang, Steuerrecht, 19. Aufl.
2008, § 17 Rn. 185.

Nur die stillen Reserven in WG des (notwendigen und gewillkürten) BV sollten
einer Besteuerung zugeführt werden.

c) Wirtschaftsgüter, Leistungen, Nutzungen
Wortlaut und Leistungs- und Nutzungsbewertung: Entsprechend dem
Wortlaut von § 6 Abs. 1 ist Regelungsgegenstand nur die Bewertung von WG.
Nach Rspr. des BFH regelt Abs. 1 Nr. 4 nicht auch die Bewertung von Leistun-
gen und Nutzungen (BFH v. 23.1.2000 – VIII R 48/98, BStBl. II 2001, 395; v.
26.1.1994 – X R 1/92, BStBl. II 1994, 353).
Dies ist auch die hM im Schrifttum (s. dazu statt vieler Hey in Tipke/Lang,
Steuerrecht, 19. Aufl. 2008, § 17 Rn. 186; LBP/Hoffmann, § 6 Rn. 720).
Entnommen werden kann nur der Aufwand, der mit der betriebsfremden Leis-
tung bzw. Nutzung, die keine WG im bilanzstrechtl. Sinne darstellen, in Zusam-
menhang steht (BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348). Zur Be-
wertung von Leistungen und Nutzungen s. Anm. 1200 f.

d) Entnahme zu Teil- oder Buchwerten
Buchwertentnahme: Die erfolgsneutrale Entnahme aus dem BV zu Buchwer-
ten ist nicht systemimmanent, stellt vielmehr eine steuerbegünstigende Ausnah-
me dar (s. BFH v. 16.3.1983 – IV R 36/79, BStBl. II 1983, 459; § 5 Anm. 1205;
s. weitergehend Einf. ESt. Anm. 57; Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. 2.,
2. Aufl. 2000, 713 ff.).
Auf Nutzungen und Leistungen findet die Buchwertentnahme ausdrücklich
(Abs. 1 Nr. 4 Satz 7) keine Anwendung (s. dazu BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86,
BStBl. II 1988, 348).
Teilwertentnahme: Der Begriff des Teilwerts im Zusammenhang von Abs. 1
Nr. 4 ist mit dem, der in Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 eine Legaldefinition erfahren hat (s.
Anm. 572–614; s. auch KSM/Werndl, § 6 Rn. E 26; Blümich/Ehmcke, § 6
Rn. 1002), identisch. Obwohl für Abs. 1 Nr. 1–3, anders als für die Entnahmen
(Abs. 1 Nr. 4), für die der Teilwert der vorrangige Bewertungsansatz ist, der
Teilwert lediglich einen Korrekturwert darstellt, sind sachliche Differenzierun-
gen nicht geboten (s. Anm. 573; Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 1002; LBP/Hoff-
mann, § 6 Rn. 710; für Differenzierungen s. Horlemann, BB 1985, 2311,
[2313]). Im Zusammenhang mit der Bestimmung des Teilwerts bilden der Ein-
zelveräußerungspreis des betreffenden WG, als Gegenstand der Wertabgabe, die
Unter-, die Kosten für die Wiederbeschaffung die Obergrenze der Bewertung
(s. Anm. 615 f.; BFH v. 8.3.1968 – III 85/65, BStBl. II 1968, 575 zur Untergren-
ze; BFH v. 4.10.1989 – II R 72/86, BStBl. II 1989, 962: bei selbst erstellten WG
zuzüglich Verwaltungs- und Vertriebskosten). Die Gewinnchance stellt keine
für den Teilwert zu berücksichtigende Kategorie dar. Zur Abgrenzung zum Bör-
senwert s. Anm. 578.
Entnahme umsatzsteuerpflichtig: Sofern und soweit die USt. in Bezug auf
das entnommene WG nicht Gegenstand des Vorsteuerabzugs (§ 9b Abs. 1),
war, ist diese in den Teilwert einzubeziehen (§ 9b Anm. 19; s. auch KSM/
Werndl, § 6 Rn. E 30; Blümich/Ehmcke, § 9b Rn. 17).
Nach hM gilt dies auch dann, wenn die AHK einschließlich der im Teilwert be-
rücksichtigen USt. die Wiederbeschaffungskosten übersteigen (s. Blümich/
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Ehmcke, § 9b Rn. 17; Lademann/Stöcker, § 9b Rn. 179). Zur Gegenauffassung
s. § 9b Anm. 19. Der Teilwert entspricht den Netto-Wiederbeschaffungskosten,
wenn der Vorsteuerabzug durch § 15 Abs. 2 UStG ausgeschlossen und eine
Vorsteuerberichtigung um die enthaltene Vorst. entsprechend § 15a Abs. 1,
Abs. 10 UStG erfolgen könnte.
Mit dem StEntlG 1999/2001/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402; BStBl. I
1999, 304) sind die ustl. Tatbestände des Eigenverbrauchs zum 1.4.1999 auf-
gehoben worden, die Entnahme wird fortan ustl. als entgeltliche und somit
ustpfl. Lieferung behandelt (s. § 3 Abs. 1b UStG), was bedeutet, dass die USt.
bei einem vorsteuerberechtigten Unternehmen stets berücksichtigt wird. Damit
soll eine Gleichstellung mit den privaten Endverbrauchern gewährleistet wer-
den.

e) Zeitpunkt der Bewertung
Bewertungszeitpunkt: Maßgebend für die Bewertung der Entnahme ist allein
der Zeitpunkt, zu dem diese tatsächlich erfolgt ist (s. dazu BFH v. 12.9.2002 –
IV R 66/00, BStBl. II 2002, 815). Dies ist dann der Fall, wenn der sachliche Zu-
sammenhang des entnommenen WG zum BV nicht mehr gegeben ist und sich
der Entnahmewille insoweit nach außen manifestiert hat, dh. in Form einer wil-
lentlichen Trennung vom bzw. von einem bestimmten BV (s. BFH v. 22.9.1993
– X R 37/91, BStBl. II 1994, 172; v. 11.11.1987 – I R 7/84, BStBl. II 1988, 424
[426]; v. 7.10.1974 – GrS 1/73, BStBl. II 1975, 168; Hey in Tipke/Lang, Steuer-
recht, 19. Aufl. 2008, § 17 Rn. 181).
An das tatbestandliche Vorliegen einer Entnahme knüpft dessen Rechtsfolge,
dh. die Aufdeckung der stillen Reserven an (s. Anm. 1193).
Der Zeitpunkt der Entnahme bestimmt den Zeitpunkt der Gewinnverwirk-
lichung (s. dazu BFH v. 14.6.1988 – VIII R 387/83, BStBl. II 1989, 187 auch zu
Gesichtspunkten der finalen Entnahmelehre; s. auch § 5 Anm. 264e, 265).

f) Neuregelungen durch das SEStEG
Fingierter Entnahmetatbestand: § 4 Abs. 1 Satz 3 idF des SEStEG v. 7.12.
2006 (BGBl. I 2006, 2782; BStBl. I 2007, 4) sieht vor, dass der Ausschluss oder
die Beschränkung des inländ. Besteuerungsrechts in Bezug auf Gewinne aus der
Veräußerung oder der Nutzung eines WG einer Entnahme gleichsteht (s. § 5
Anm. 264b–264e; s. auch Rödder/Schumacher, DStR 2006, 1485 ff.).
Bewertung mit dem gemeinen Wert: Die Beschränkung der Entnahme-
bewertung auf den Teilwert als Grundsatz und den Buchwert als Ausnahme
wurde durch das SEStEG aufgehoben. Durch das SEStEG wurde § 6 Abs. 1
Nr. 4 ein Halbsatz angefügt, der zum Gegenstand hat, dass in den Fällen des § 4
Abs. 1 Satz 3 EStG diese fingierte Entnahme mit dem gemeinen Wert (iSd. § 9
Abs. 2 BewG) anzusetzen ist (und nicht mit dem Teilwert; s. auch Blümich/
Ehmcke, § 6 Rn. 1015; s. auch Stadler/Elser in Blumenberg/Schäfer, Das
SEStEG, 2007, 50 f. zum Verhältnis zu § 6 Abs. 5; zum „gemeinen Wert“ s.
Anm. 575).
Stellungnahme: Diese Neuregelung ist vor dem Hintergrund der (ertrag-)stl.
Entstrickung zu sehen. Die in der Gesetzesbegründung getroffene Feststellung,
dass diese Regelung nur der Klarstellung zum geltenden Recht diene, ist unzu-
treffend, da die FinVerw. nur für die Anwendung der Freistellungsmethode ei-
nen Ausschluss des inländ. Besteuerungsrechts annimmt, wie sich aus Tz. 2.6.1
und 2.6.2 des Betriebstättenerlasses 1999 (BMF v. 24.12.1999, BStBl. I 1999,
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1976 Tz. 2.6) ergibt. Darüber hinaus erfolgt auch in den sog. Freistellungsfällen
keine zwingende Sofortversteuerung (s. § 5 Anm. 264d). Mit dieser Regelung
der Sofortversteuerung bei der Überführung von (Einzel-)WG, die europarechtl.
nicht zu rechtfertigen ist (s. § 5 Anm. 264d), werden auch die richtigen rechtl.
wie wirtschaftlichen Ansätze, die in den Betriebsstättenerlass 1999 Eingang ge-
funden haben, über Bord geworfen.

II. Bewertung von Entnahmen

1. Maßstab der Bewertung
Maßstab für die Entnahmebewertung: Im Zusammenhang mit der Entnah-
me von WG, Nutzungen und Leistungen aus dem BV kommen, abhängig von
der Art der Entnahme, hinsichtlich der Bewertung der Teilwert, der Buchwert
und der gemeine Wert als Maßstab zur Anwendung.
E Der Teilwert ist der Wert, den ein (objektivierter) Erwerber eines Unterneh-
mens (s. § 10 Sätze 2 und 3 BewG) bzw. eines Betriebs (s. § 6 Abs. 1 Nr. 1
Satz 3) im Kontext des Gesamtkaufpreises für das Unternehmen bzw. den Be-
trieb für das einzelne in Rede stehende WG ansetzt (s. Anm. 604, 579 ff., 574; s.
auch BFH v. 17.1.1978 – VIII R 31/75, BStBl. II 1978, 334 [337]; R 6.12 EStR).
Die Zugehörigkeit eines WG zum BV kann somit preisbestimmend sein (Ernst
& Young, BB 2004, Beil. 3, Heft 24, 4).
Der vom BFH getroffenen Feststellung, dass sich der Teilwert grundsätzlich im
Marktwert ausdrückt

BFH v. 20.3.1997 – IV B 48/95, BFH/NV 1997, 763; v. 8.9.1994 – IV R 16/94,
BStBl. II 1995, 309; v. 22.7.1988 – III R 175/85, BStBl. II 1988, 995 mwN; v. 6.8.1985
– VIII R 280/81 – BStBl. II 1986, 17 (20); s. auch BFH v. 26.9.1995 – VIII R 95/93,
BStBl. II 1996, 273; v. 26.11.1987 – IV R 171/85, BStBl. II 1988, 490

und der Teile des Schrifttums zustimmen
Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 1002; wohl auch Korn/Strahl, § 6 Rn. 398

ist uE mit der hM im Schrifttum nur insoweit zu folgen, als sich der Teilwert
ausschließlich an dem (Markt-)Wert, der sich auf dem Beschaffungsmarkt bildet,
orientieren kann.

S. KSM/Werndl, § 6 Rn. E 28; Kirchhof/Fischer VIII. § 6 Rn. 160 (s. hierzu auch
BFH v. 18.4.1991 – IV R 7/89, BStBl. II 1991, 833 [835]).

E In den gemeinen Wert fließen sämtliche preisbestimmenden Parameter (des Ab-
satzmarktes) ein (§ 9 Abs. 2 BewG). Der gemeine Wert findet Ausdruck im
Preis, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr bei einer (isolierten) Veräußerung
nach Art und Beschaffenheit des WG zu erzielen wäre (wobei ungewöhnliche
und persönliche Verhältnisse kein Berücksichtigung finden). Dies ist regelmäßig
der Markt- oder Verkehrswert (s. nur BFH v. 15.2.2001 – III R 20/99, BStBl. II
2003, 635) und stellt einen sog. objektiven Wert dar (s. Halaczinsky in Rössler/
Troll, BewG, § 9 Rn. 2 ff.; s. Anm. 575).
Vom gemeinen Wert zu unterscheiden ist der sog. Fremdvergleichspreis, das ist
der Preis, den ein Dritter unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen für das
WG entrichten würde (s. BFH v. 17.10.2001 – I R 103/00, DStR 2001, 2149).
E Der Buchwert stellt eine abgeleitete Größe dar. Er geht aus von den AHK und
berücksichtigt die erfolgten Abschreibungen als wertmindernd (s. Anm. 1195).
E Die Selbstkosten iSv. Gesamtaufwendungen für Material und Arbeit (Leistun-
gen) bzw. fixen Kosten und anteiligen Gemeinkosten (Nutzungen), die im Be-
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trieb tatsächlich entstanden sind (s. BFH v. 14.1.1998 – X R 57/93, BFHE 185,
230; v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348, [353]), sind bei der Bewer-
tung von Nutzungen und Leistungen (dazu s. Anm. 1194) der maßgeblich Be-
wertungsmaßstab, der allein auf der Rspr. des BFH beruht. Nicht zu berücksich-
tigen ist auch ein sog. kalkulatorischer Unternehmerlohn (BFH v. 4.8.1959 – I
69/57 U, BStBl. III 1959, 421).

2. Gewinnrealisierung und deren Umfang
Gewinnrealisierung: Das Ausscheiden des WG aus dem BV, die Entnahme,
zieht grundsätzlich die Gewinnrealisierung (Aufdeckung der stillen Reserven)
nach sich (s. Anm. 1195a). Sofern nicht ein anderes gesetzlich geregelt ist, kann
von der Gewinnverwirklichung der stillen Reserven im Jahr des Entnahmezeit-
punkts, anders als beim Ausscheiden von WG zum Buchwert, bei denen eine
Nachholung in Folgeperioden möglich ist, nicht abgewichen werden (Schmidt/
Heinicke XXVII. § 4 Rn. 726 zur Nachholung).
Bei der Entnahme von Leistungen und Nutzungen (Anm. 1194) kommt es zu
keiner Gewinnrealisierung.
Umfang der Gewinnrealisierung: Die Differenz aus dem Teilwert bzw. dem
gemeinen Wert und dem Buchwert des in Rede stehenden entnommenen WG
bilden den Umfang der Gewinnrealisierung ab.
Der Buchwert ist der in der Bilanz tatsächlich angesetzte Wert. Liegt ein Buch-
wert nicht vor, so ist dem Teilwert ein fiktiver Buchwert entgegenzustellen (s.
dazu BFH v. 18.4.1991 – IV R 7/89, BStBl. II 1991, 833; v. 12.12.1985 – IV R
225/83, BStBl. II 1986, 392).
p Sonderabschreibungen stellen eine Einflussgröße für den Buchwertansatz dar; die

zunächst eingeräumten stl. Vorteile werden mit der Entnahme rückgängig ge-
macht, was zu einem niedrigeren Buchwertansatz und letztlich zu einem hö-
heren realisierten Entnahmegewinn führt.

Zum Ganzen s. BFH v. 27.8.1992 – IV R 89/90, BStBl. II 1993, 225; v. 6.12.1972 –
I R 182/70, BStBl. II 1973, 291; v. 18.6.1969 – I R 187/66, BStBl. II 1969, 578; v.
30.3.1965 – I 69/63 U, BStBl. III 1965, 380; KSM/Werndl, § 6 Rn. E 37; Korn/
Strahl, § 6 Rn. 399.

p Bei der Entnahme eines teilweise privat genutzten WG (des BV) bleibt der Buch-
wertansatz für das aus dem BV entnommene WG und damit der realisierte
Entnahmegewinn davon unberührt.

Zum Ganzen s. BFH v. 16.5.1991 – IV B 76/90, BFH/NV 1992, 20; v. 10.1.1991 –
IV B 105/89, BFH/NV 1991, 386; v. 24.9.1959 – IV 38/58 U, BStBl. III 1959, 466;
s. auch KSM/Werndl, § 6 Rn. E 37, E 38, E 68; Schmidt/Glanegger XXVII. § 6
Rn. 425.

In den (geregelten) Fällen der Entnahme zu Buchwerten (s. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Sät-
ze 4 und 5 EStG) wird auf die Besteuerung der – während der Zugehörigkeit
zum BV entstandenen – stillen Reserven verzichtet.
Ausgleichsfähiger Entnahmeverlust: Bleiben Teilwert bzw. gemeiner Wert
hinter dem Buchwert zurück, so ist der Entnahmeverlust – spiegelbildlich zu
den Gewinnen – ausgleichsfähig, was sich aus dem Grundsatz der Gesamt-
gewinnbesteuerung ergibt (ebenso s. KSM/Werndl, § 6 Rn. E 41).

3. Entnahme von (bilanzierbaren) Wirtschaftsgütern
Bargeld, Auslandsvaluta; Nennbetrag: Bei der Barentnahme ist deren Nenn-
betrag als Entnahmewert anzusetzen. Bei der Entnahme von Fremdwährung
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ist diese Entnahme mit dem am Entnahmetag gültigen Verkaufskurs umzurech-
nen und zu bewerten.
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens; Wiederbeschaffungskosten: Bei
für das Anlagevermögen angeschafften WG bilden die Wiederbeschaffungskos-
ten (s. Anm. 1197; BFH v. 18.4.1991 – IV R 7/89, BStBl. II 1991, 833) im Ent-
nahmezeitpunkt (s. Anm. 1195a, 1198) die Obergrenze der Teilwertbewertung
ab (s. Anm. 1195).
Die Rspr. setzt
– bei abnutzbaren WG den Teilwert in Höhe der AK abzüglich der Abschrei-

bung,
– bei nicht abnutzbaren WG die AHK – als Untergrenze – an.

S. BFH v. 12.8.1987 – II R 225/84, BStBl. II 1987, 703; v. 27.7.1988 – I R 104/84,
BStBl. II 1989, 274.

Zur Auffassung des Schrifttums s. Anm. 604; Schmidt/Glanegger XXVII.
§ 6 Rn. 229; Hoyos/Schramm/M. Ring in Beck-BilKomm. VI. § 253 HGB
Rn. 311.
Selbst erstellte Wirtschaftsgüter; Wiederherstellungskosten, Marktwert:
Bei der Entnahme von selbst hergestellten WG geht der Teilwert über die Wie-
derherstellungskosten (einschließlich der anteiligen Verwaltungs- und Vertriebs-
kosten, s. KSM/Werndl, § 6 Rn. E 30) hinaus.
Unberücksichtigt bleibt gleichwohl eine Gewinnspanne, die über den kalkulato-
rischen Unternehmerlohn hinausgeht.

S. FG Rhld.-Pf. v. 27.4.1999, EFG 2000, 57, rkr.; KSM/Werndl, § 6 Rn. E 30, B 361;
Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 415, 227, 233; zur Erfassung des Werts der Ar-
beitsleistung des Unternehmers s. BFH v. 24.3.1983 – IV R 123/80, BStBl. II 1983,
598; Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 1008

Soweit das WG einen Marktpreis hat entspricht der Teilwert diesem (s. BFH v.
6.8.1985 – VIII R 280/81, BStBl. II 1986, 17; v. 4.8.1959 – I 69/58 U, BStBl. III
1959, 421; s. auch LBP/Hoffmann, § 6 Rn. 711).
E Zur Entnahme eines fertigen, selbst erstellten Gebäudes ist neben dem kalku-
latorischen Unternehmerlohn ein Gewinnaufschlag zu berücksichtigen (s. Blü-
mich/Ehmcke, § 6 Rn. 1009; LBP/Hoffmann, § 6 Rn. 721; s. auch BFH v. 9.9.
1986 – VIII R 20/85, BFH/NV 1987, 442).
E Vorstehendes gilt auch bei der Errichtung und späterer Entnahme eines Ge-
bäudes durch eine PersGes. für einen (ihrer) Mitunternehmer (BFH v. 9.9.1986
– VIII R 20/85, BFH/NV 1987, 442).
E Zur Bewertung der Leistung bei Errichtung eines Gebäudes durch einen Bau-
unternehmer auf fremden Grund (Werkleistung) s. Anm. 1200.
Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens; Wiederbeschaffungs- oder Re-
produktionswert: Der Teilwert bei der Entnahme von WG des Umlaufver-
mögens orientierte sich an den sog. Wiederbeschaffungskosten bzw. dem Re-
produktionswert. Bei einem niedrigeren Marktpreis ist dieser anzusetzen
(Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 227, 233). Nicht zu berücksichtigen ist
der Konsumentenpreis (FG Rhld.-Pf. v. 27.4.1999, EFG 2000, 57, rkr.;
Schmidt/Glanegger XXVII. § 6 Rn. 415, 227).

4. Entnahme von Leistungen
Hinsichtlich der Bewertung aus dem BV entnommener Leistungen besteht in
Bezug auf den Wortlaut des Abs. 1, der nur die Bewertung von WG ausdrück-
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lich zum Regelungsgegenstand hat, eine Regelungslücke (s. Anm. 1194). Nach
Auffassung der Rspr. ist diese Regelungslücke dadurch zu schließen, dass die
Leistungsentnahme mit den Selbstkosten (s. Anm. 1197) für Material und Arbeit
zu bewerten ist (BFH v. 26.1.1994 – X R 1/92, BStBl. II 1994, 353).
E Die Arbeitsleistung von ArbN des Unternehmens ist mit den Selbstkosten, dh. den
Lohn- nebst Lohnnebenkosten zu bewerten (s. BFH v. 4.8.1959 – I 69/57 U,
BStBl. III 1959, 421).
E Die Arbeitsleistung des Unternehmer selbst findet keine Berücksichtigung, sofern
diese nicht in ein hergestelltes und entnommenes WG eingeflossen ist (s.
Anm. 1199; BFH v. 12.2.1960 – IV 106/57 U, BStBl. III 1960, 156). Gleiches
gilt für Leistungen einer PersGes. für einen Mitunternehmer bezüglich Arbeits-
leistungen (BFH v. 24.3.1983 – IV R 123/80, BStBl. II 1983, 598).

5. Entnahme von Nutzungen
Selbstkosten, Gesamtaufwendungen: Die auch für die Bewertung von ent-
nommenen Nutzungen bestehende Regelungslücke (Anm. 1194, 1200) ist nach
Rspr. des BFH (v. 23.1.2001 – VIII R 48/98, BStBl. II 2001, 395) dadurch zu
schließen, dass diese mit dem Wert der tatsächlich entstandenen Aufwendungen
(Selbstkosten iSd. Gesamtaufwendungen; s. Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 722) für
diese Nutzungen erfolgt (BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348; v.
19.12.2002 – IV R 46/00, BFHE 201, 454).
Die Nutzung eines Gebäudes oder selbständigen Gebäudeteils, das zum BV gehört, zu
privaten Wohnzwecken des Unternehmers ist mit Selbstkosten zu bewerten
(BFH v. 11.11.1988 – III R 268/84, BStBl. II 1989, 872).
Ebenso ist die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung eines betrieblichen Gebäudes
oder einer Wohnung mit Selbstkosten zu bewerten (s. BFH v. 29.4.1999 – IV R
49/97, BStBl. II 1999, 652; v. 19.12.2002 – IV R 46/00, BFHE 201, 454; Blü-
mich/Ehmcke, § 6 Rn. 1011; Korn/Strahl, § 6 Rn. 402; Paus, DStZ 1999, 754;
Kempermann, DStR 1999, 1028; Wassermeyer, DB 2003, 2612), nicht mit der
ortüblichen Miete (s. BFH v. 19.12.2002 – IV R 46/00, BFHE 201, 454; Blü-
mich/Ehmcke, § 6 Rn. 1011; aA Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 722).
Zur unentgeltlichen Baubetreuung durch eine PersGes. zugunsten eines Mitunterneh-
mers s. BFH v. 24.3.1983 – IV R 123/80, BStBl. II 1983, 598.
Zur privaten Nutzung eines zum BV gehörenden Kfz. s. Anm. 1202 ff.
Aus verfahrenstechnischen Gründen wurde dem GrS durch den VIII. Senat
(BFH v. 23.1.2001 – VIII R 48/98, BStBl. II 2001, 395) die Frage vorgelegt, ob
die Nutzungsentnahme bei einer Zerstörung eines Betriebs-Kfz. mit den stillen
Reserven zu bewerten sei. Der VIII. Senat tendierte zum Teilwert. Die Frage
bleibt weiter offen, weil die Vorlage zwischenzeitlich zurückgezogen wurde.
Nach Wassermeyer (DB 2003, 2616) hat die Bewertung mit den Selbstkosten
und nicht mit dem Nutzungswert zu erfolgen (s. auch Ismer, DB 2003, 2197 ff.;
Beiser, DB 2003, 15, 2200).
Die Grundsätze, die für die private Nutzung eines Kfz. gelten, finden auch für pri-
vate Nutzung eines zum BV gehörenden Flugzeugs Anwendung (s. auch BFH v.
26.1.1994 – X R 1/92, BStBl. II 1994, 353; v. 18.2.1992 – VIII R 9/87, BFH/
NV 1992, 590).
Zur privaten Nutzung eines betrieblichen Telefonanschlusses s. BFH v. 21.11.1980 –
VI R 202/79, BStBl. II 1981, 131.
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Eine Studienreise ist mit dem Marktpreis zu bewerten (s. BFH v. 26.9.1995 – VIII
R 35/93, BStBl. II 1996, 273).
Die verbilligten Überlassung eines Geschäftswerts ist mit den Selbstkosten zu bewer-
ten, s. BFH v. 14.1.1998 – X R 57/93, DStR 1998, 887; v. 26.1.1994 – X R 1/92,
BStBl. II 1994, 353.

6. Ausschluss oder Beschränkung des inländischen Besteuerrungsrechts
Überführung eines Wirtschaftsguts in eine ausländische Betriebstätte:
Der neu in § 4 Abs. 1 Satz 3 aufgenommene, fingierte Entnahmetatbestand (s.
Anm. 1196) hat zur Konsequenz, dass die Überführung von EinzelWG in eine
ausländ. Betriebstätte (des inländ. Betriebes) einen Entnahmetatbestand darstellt
und die stillen Reserven sofort, dh. im Überführungs-/Entnahmezeitpunkt, be-
steuert werden, sofern der Gewinn der ausländ. Betriebstätte aufgrund eines
DBA von der Besteuerung im Inland freigestellt ist. Hinsichtlich der Zuordnung
von WG zu einer (ausländ.) Betriebstätte wird auf den Betriebstättenerlass 1999
(BMF v. 24.12.1999, BStBl. I 1999, 1076 – Tz. 2.4) verwiesen. Die Bewertung der
stillen Reserven erfolgt mit dem gemeinen Wert (s. Anm. 1196 f.).
Nutzung von Wirtschaftsgütern in einer ausländischen Betriebstätte: Ei-
nen weiteren Entnahmetatbestand bildet die Nutzung eines dem inländ. Betrieb
zugeordneten WG in einer ausländ. Betriebstätte. Auch hier erfolgt die Bewer-
tung der Nutzung mit dem gemeinen Wert.

III. Allgemeine Erläuterungen zu Nr. 4 Satz 2 und 3

Schrifttum: Assmann, Zur Schätzung der privaten Pkw-Nutzung nach der „1 %-Metho-
de“, DB 1990, 76; Urban, Kritische Anmerkungen zu den Verwaltungsanweisungen zur
Firmenwagenbesteuerung, FR1997, 661; Schmitz, Kleine Anmerkung zur privaten Nut-
zung betrieblicher Kraftfahrzeuge durch Schweigepflichtige, wistra 1997, 293; Wacker,
Private Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs – Anmerkungen zum BMF-Schreiben
v. 12.5.1997 (BStBl. I S. 562), NWB 1997 Fach 3, 10119; Au, Namen und Anschriften
von Patienten in steuerlichen Fahrtenbüchern, NJW 1999, 340; Kanzler, Rosinentheorie
und Leistungsfähigkeitsprinzip – Anmerkung zu BFH v. 3.8.2000 – III R 2/00, FR 2000,
1348; Ismer/Beiser, Privater Unfall mit einem Betriebs-Pkw, Erwiderung und Replik zu
Beiser, DB 2003 S. 15, DB 2003, 2197; Wassermeyer, Zur Bewertung von Nutzungs- und
Leistungsentnahmen, DB 2003, 2616; Urban, Der Begriff der „gesamten Kraftfahrzeug-
aufwendungen“, FR 2005, 1134; Hollatz, Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahr-
tenbuch – Zeitnahe und geschlossene Führung erforderlich, NWB 2006 Fach 6, 4679; Ur-
ban, Die geplante Änderung der Besteuerung des Nutzungswerts von Kraftfahrzeugen,
DB 2006, 408; Schulenburg, Anmerkungen zur geplanten Neuregelung der privaten Kfz-
Nutzung, FR 2006, 310; Fischer, Deckelungsregelung gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG
als Billigkeitsregel, jurisPR 38/2007, Anm. 4; Schenke, Die Rechtsfindung im Steuerrecht,
Tübingen 2007; Liess, Gestaltungsmöglichkeiten bei der Nutzung von Geschäftswagen –
Einkommen- und umsatzsteuerliche Behandlung des gemischt genutzten Betriebs-Pkw,
NWB 2009, 1522; Hagemann, Was ist ein Kraftfahrzeug im Sinne der 1-%-Regelung?,
NWB 2010, 2402; Hilbert, Pauschale Nutzungswertermittlung bei mehreren Pkw im Be-
triebsvermögen, NWB 2010, 1743; Schneider, 1-%-Regelung und Anscheinsbeweis bei
privater Dienstwagenbenutzung, NWB 2010, 3105; Urban, Kritische Anmerkungen zum
Firmenwagenerlass, FR 2010, 510; Bergkemper, Arbeitgeberseitige Fahrergestellung nicht
stets Lohn, Anm. zu BFH v. 22.9.2010, VI R 54/09, FR 2011, 285; Bergkemper, Wer-
bungskostenabzug für Aufwendungen eines Erststudiums, jurisPR-SteuerR 35/2011,
Anm. 2; Hilbert/Sperandio, Fahrergestellung bei Fahrten zwischen Wohnung und regel-
mäßiger Arbeitsstätte sowie bei Familienheimfahrten – geldwerter Vorteil?, DStR 2011,
1121.
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1. Rechtsentwicklung
Rechtslage bis einschließlich 1995: Die Ermittlung der Höhe der Nutzungs-
entnahme betrieblicher Kfz. zu privat veranlassten Fahrten war in den EStR ge-
regelt und war durch Aufteilung der Gesamtaufwendungen auf die betriebliche/
berufliche und die private Nutzung zu berechnen (vgl. BFH v. 26.10.1987 –
GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348). Dabei oblag es dem Stpfl., zur Abgrenzung der
betrieblichen/beruflichen Aufwendungen von denen der privaten Lebensfüh-
rung den Umfang der betrieblichen/beruflichen Nutzung auf geeignete Weise
nachzuweisen. Ohne einen solchen Nachweis wurde aus Vereinfachungsgrün-
den ein privater Nutzungsanteil iHv. 20–25 %, seit 1990 iHv. 30–35 % der Ge-
samtnutzung unterstellt (Abschn. 118 EStR in der jeweils geltenden Fassung).
JStG 1996 v. 11.10.1995 (BGBl. I 1995, 1250; BStBl. I 1995, 438): Es wurde
erstmals eine Berechnungsregelung ins Gesetz aufgenommen. Der Gesetzgeber
hat sich dabei auf zwei der bisher im ArbNBereich zulässigen alternativen Be-
rechnungsmöglichkeiten beschränkt. Als Grundsatz schreibt er die Listenpreis-
methode vor, die Fahrtenbuchmethode stellt als „Escape-Klausel“ die Ausnah-
me dar.
MissbrStGestEG v. 28.4.2006 (BGBl. I 2006, 1095; BStBl. I 2006, 353): In
Satz 2 wird ein Teilsatz eingefügt, wonach die Listenpreismethode nur noch für
die Kfz. anzuwenden ist, die zu mehr als 50 % betrieblich genutzt werden. Die
Regelung gilt für Wj., die nach dem 31.12.2005 beginnen. Streichung des Artikels
„der“ vor „Umsatzsteuer“ in Satz 2.
StÄndG 2007 v. 19.7.2006 (BGBl. I 2006, 1652; BStBl. I 2006, 432): Ab VZ
2007 sollte das sog. Werkstorprinzip für Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beit/Betriebsstätte gelten. Die neue Grundregel in § 4 Abs. 5a, wonach Aufwen-
dungen für diese Wege keine BA sein sollen, wird durch Einfügung eines Sat-
zes 3 insoweit durchbrochen, als diese Fahrten weiterhin für die Ermittlung der
Mindestnutzung von 50 % als betriebliche Nutzung gelten. Satz 3 wird zu
Satz 4.
JStG 2007 v. 13.12.2006 (BGBl. I 2006, 2878; BStBl. I 2007, 28): Es erfolgt eine
sprachliche Anpassung von „vom Hundert“ in „Prozent“ in beiden Sätzen.
Gesetz zur Fortführung der Gesetzeslage 2006 bei der Entfernungspau-
schale (EPFG) v. 20.4.2009 (BGBl. I 2009, 774; BStBl. I 2009, 536): Aufgrund
des Urteils des BVerfG v. 9.12.2008 (2 BvL 1/07, 2 BvL 2/07, 2 BvL 1/08, 2
BvL 2/08, BGBl. I 2008, 2888; BVerfGE 122, 210), welches Regelungen des
sog. Werkstorprinzips bei der Entfernungspauschale für mit Art. 3 Abs. 1 GG
unvereinbar erklärte, wird Satz 3 idF des StÄndG 2007 wieder gestrichen. Satz 4
wird wieder zu Satz 3.

Einstweilen frei.

2. Bedeutung und Verfassungsmäßigkeit
Bedeutung: Die Regelung dient der Abgrenzung der Aufwendungen für die
private Lebensführung von den BA bei der Nutzung des Kfz. Es handelt sich
um Schätzmethoden, die der Tatsachenermittlung dienen (vgl. BFH v. 29.8.1996
– VIII R 15/93, BStBl. II 1997, 317 mwN). Es entspricht den allgemeinen
strechtl. Grundsätzen, dass privat veranlasste Aufwendungen grds. nicht als BA
abgezogen werden dürfen (§ 12 Nr. 1). Nr. 4 Satz 2 und 3 regelt die rechnerische
Ermittlung eines Privatanteils, welcher als Nutzungsentnahme ertragswirksam
als Korrektiv zu erfassen ist. Hierbei hat der Stpfl. die Wahl, wie dieser Anteil er-
mittelt werden soll.

E 634/1

von Entnahmen Anm. 1202–1202c § 6

1202

1202a–1202b

1202c



E 634/2 Schober

Verfassungsmäßigkeit: Die Regelung ist verfassungsgemäß, insbes. weil der
Stpfl. das Wahlrecht zur Führung eines Fahrtenbuchs hat (vgl. BFH v. 1.3.2001
– IV R 27/00, BStBl. II 2001, 403; v. 27.1.2004 – X R 43/02, BFH/NV 2004,
639; zuletzt v. 7.12.2010 – VIII R 54/07, BStBl. II 2011, 451; das BVerfG hat ei-
ne Verfassungsbeschwerde nicht zur Entsch. angenommen, vgl. BVerfG v. 27.5.
2006 – 2 BvR 524/04, nv.; glA Fischer in Kirchhof X. § 6 Rn. 168). Anhängige
Verfahren haben uE kaum Aussicht auf Erfolg, soweit die Möglichkeit der Fahr-
tenbuchmethode gegeben ist (vgl. FG Nds. v. 14.9.2011 – 9 K 394/10, juris,
nrkr., Rev. Az. BFH VI R 51/11).

Einstweilen frei.

3. Geltungsbereich
Sachlicher Geltungsbereich: Nr. 4 Satz 2 und 3 gehören bei den Einkünften
aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb und aus selbständiger Arbeit
zu den Gewinnermittlungsvorschriften (§ 2 Abs. 2 Nr. 1). Die Regelung setzt
voraus, dass ein betriebl. Kfz. vorhanden ist.
Persönlicher Geltungsbereich: Nr. 4 Satz 2 und 3, auch iVm. § 8 Abs. 2 Satz 2–5
gilt für natürliche unbeschr. oder beschr. estpfl. Personen (§§ 1, 49 und 50).

4. Verhältnis zu anderen Vorschriften

a) Verhältnis zu anderen einkommensteuerrechtlichen Vorschriften
§ 4 Abs. 1: Die pauschalierende Listenpreismethode des Nr. 4 Satz 2 setzt nicht
die Zugehörigkeit des Kfz. zum BV voraus. Ausreichend sind auch betriebl. ge-
nutzte Kfz., die der Stpfl. gemietet oder geleast hat (ebenso BMF v. 18.11.2009,
BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 1). Die Listenpreisregelung ist nur ein Berechnungs-
modus und hat keinen Einfluss auf die Zuordnung des Kfz. zum BV oder PV
(BFH v. 1.3.2001 – IV R 27/00, BStBl. II 2001, 403).
§ 4 Abs. 4: Die Bewertung der Nutzungsentnahme mit der Listenpreismethode
begrenzt nicht den Abzug von Kfz.-Aufwendungen als BA. Dies gilt auch für
SBA (vgl. FG Berlin-Brandenb. v. 23.10.2007 – 6 K 1463/04 B, EFG 2008, 364).
§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 (Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte):
§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 nimmt zur Berechnung der nicht abziehbaren BA auf
Satz 2 und 3 Bezug. Die Fahrtenbuchmethode des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 Satz 3
Halbs. 2 darf nur in Korrespondenz zur Fahrtenbuchmethode nach Satz 3 in
Anspruch genommen werden. Wird die Fahrtenbuchmethode nach Satz 3 als
nicht ordnungsgemäß aberkannt, ist sie auch für § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 nicht an-
wendbar und umgekehrt (vgl. § 4 Anm. 1409).
§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 7 (unangemessene Aufwendungen): Das Abzugsver-
bot für unangemessene Aufwendungen ist ausdrücklich auf „andere als die in
den Nummern 1 bis 6 und 6b bezeichneten Aufwendungen“ beschränkt. Daher
ist § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 7 im Zusammenhang mit Aufwendungen für betriebli-
che Kfz., soweit diese Aufwendungen auf nicht in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 ge-
nannte Fahrten entfallen, anzuwenden.
§ 8 Abs. 2 Satz 2–5: Es handelt sich um die Korrespondenzvorschrift für die
Nutzung eines betrieblichen Kfz. zu Privatfahrten im Rahmen der Ermittlung
des Überschusses der Einnahmen über die WK (zB Kfz.-Gestellung des ArbG
an ArbN); vgl. hierzu im Einzelnen § 8 Anm. 70 ff.
Verhältnis zu den Sonderausgaben: Nach § 10 Abs. 1 Nr. 7 sind Aufwendun-
gen des Stpfl. für seine Berufsausbildung als SA abziehbar, soweit diese Aufwen-
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dungen nicht BA oder WK darstellen (vgl. die neuere Rspr. des BFH v. 28.7.
2011 – VI R 7/10, FR 2011, 856, sowie v. 28.7.2011 – VI R 38/10, FR 2011,
859 mit Bespr. Bergkemper, jurisPR-SteuerR 35/2011, Anm. 2). Hierzu können
auch Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Ausbildungsstätte ge-
hören. Wird die Nutzungsentnahme oder der geldwerte Vorteil nach der Fahr-
tenbuchmethode ermittelt, sind diese Fahrten im Fahrtenbuch entsprechend zu
vermerken.
Verhältnis zu Aufwendungen für außergewöhnliche Belastungen (§§ 33 ff.):
FinVerw. (EStR 2008 H 33.1-4, Stichwort Fahrtkosten behinderter Menschen)
und Rspr. (vgl. insbes. BFH v. 21.2.2008 – III R 105/06, BFH/NV 2008, 1141)
lassen Kfz.-Aufwendungen behinderter Menschen unter bestimmten Vorausset-
zungen neben dem Behinderten-Pauschbetrag nach § 33b als agB zum Abzug zu
(vgl. ausführl. § 33 Anm. 69–71).

b) Verhältnis zum KStG
Kraftfahrzeug-Nutzung als verdeckte Gewinnausschüttung: Die vertrag-
lich nicht geregelte private Kfz.-Nutzung durch den Geschäftsführer einer Kap-
Ges. kann in Höhe der Vorteilsgewährung eine vGA darstellen. Die unbefugte
Nutzung hat keinen Lohncharakter, denn ein Vorteil gegen den Willen des
ArbG wird nicht „für“ eine Beschäftigung erlangt (vgl. § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1).
Bei Gesellschafter-Geschäftsführern liegt der Schluss nahe, dass Nutzungs-
beschränkungen oder -verbote nicht ernstlich, sondern lediglich formal verein-
bart sind. Unterbindet die KapGes. (ArbG) die unbefugte Nutzung durch den
GesGf. (ArbN) nicht, kann dies sowohl durch das Beteiligungsverhältnis als
auch durch das Arbeitsverhältnis veranlasst sein. Die Zuordnung bedarf dann
der wertenden Betrachtung aller Gesamtumstände des Einzelfalls (BFH v. 11.2.
2010 – VI R 43/09, BFH/NV 2010, 1016).
Bewertung der verdeckten Gewinnausschüttung: Bei der KapGes. ist bei
der Bewertung der verdeckten Gewinnausschüttung gem. § 8 Abs. 3 Satz 2
KStG die Listenpreismethode nicht anwendbar (BFH v. 17.7.2008 – I R 83/07,
BFH/NV 2009, 417). Der Vorteil ist bei der KapGes. nach den tatsächlichen
Kosten zzgl. eines Gewinnzuschlags zu ermitteln (so auch Glenk in Blümich,
§ 8 Rn. 102b). Ob die vGA nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 beim Gesellschafter
mit der Listenpreismethode bewertet werden kann, ist strittig. Dafür spricht uE,
dass es sich weiterhin um eine private Kfz.-Nutzung handelt und auch § 8
Abs. 2 Satz 2 auf die Listenpreismethode verweist (s. § 8 Anm. 70).

c) Verhältnis zum UStG
Die ermittelten Entnahmewerte sind als Teilwerte umsatzsteuerliche
Nettowerte. Die USt. ist bei der Listenpreismethode Teil der Bemessungs-
grundlage. Dies verhindert, dass ein Betriebsinhaber hinsichtlich der privaten
Nutzung eines Kfz. besser gestellt wird als eine Privatperson, die auf die An-
schaffung und Nutzung des Privat-Kfz. USt. zu zahlen hat (vgl. BFH v. 3.2.2010
– IV R 45/07, BStBl. II 2010, 689 mwN). Dies entspricht auch § 12 Nr. 3.
Bis zum 31.3.1999 handelte es sich bei der Nutzung eines betrieblichen Kfz. zu
Privatfahrten um einen Leistungseigenverbrauch (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b
UStG aF).
Vom 1.4.1999 bis 31.12.2003 war die Nutzung eines Kfz. zu außerbetrieblichen
Zwecken wegen des verminderten Vorsteuerabzugs nicht bei der USt. zu erfas-
sen (§ 3 Abs. 9a Satz 2 UStG aF).
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Seit dem 1.1.2004 liegt eine unentgeltliche Wertabgabe vor, soweit das Kfz.
dem Unternehmensvermögen zugeordnet wurde und zum vollen oder teilweisen
Vorsteuerabzug berechtigt hat (§ 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG). Der Unternehmer kann
zur Ermittlung der Aufwendungen, die auf die nichtunternehmerische Nutzung
eines dem Unternehmen zugeordneten Fahrzeugs entfallen, aus Vereinfachungs-
gründen den Wert der Nutzungsentnahme nach der Listenpreismethode zugrun-
de legen, sofern er diese Methode für ertragsteuerliche Zwecke auch anwendet.
Für nicht mit Vorsteuern belastete Aufwendungen ist ein Abschlag von 20 %
vorzunehmen. Der verbleibende Betrag ist Bemessungsgrundlage der USt. (vgl.
BMF v. 27.8.2004, BStBl. I 2004, 864 – Tz. 2). Soweit der Stpfl. sich entscheidet,
die Listenpreismethode auch für diese Zwecke in Anspruch zu nehmen, kann
der prozentuale Abschlag für nicht mit Vorsteuern belastete Aufwendungen
nicht anhand der tatsächlichen Aufwendungen ermittelt werden (BFH v. 19.5.
2010 – XI R 32/08, BStBl. II 2010, 1079). Erfolgt die Ermittlung mittels der
Fahrtenbuchmethode, ist dieser Wert für die USt. maßgebend. Ist die Listen-
preismethode nicht anwendbar und wird kein Fahrtenbuch geführt, ist der pri-
vate Nutzungsanteil sachgerecht zu schätzen (vgl. BMF v. 18.11.2009, BStBl. I
2009, 1326 – Tz. 35). Bei nicht vorhandenen Unterlagen zum privaten Nut-
zungsanteil ist eine Schätzung von 50 % idR sachgerecht (vgl. BFH v. 7.12.2010
– VIII R 54/07, BStBl. II 2011, 451).

Vgl. zur ustlichen Behandlung im Übrigen Nieskens in Rau/Dürrwächter, § 3 UStG
Rn. 1436 ff. und Liess, NWB 2009, 1522 (1525 f.).

Einstweilen frei.

5. Verfahrensfragen

a) Listenpreis-, Fahrtenbuchmethode oder Schätzung
Grundsätzlich gilt die Listenpreismethode (auch sog. Ein-Prozent-Methode)
nach Satz 2. Der Stpfl. kann jedoch alternativ die Fahrtenbuchmethode (Satz 3)
als sog. „Escape-Klausel“ wählen. Insoweit besteht ein Wahlrecht. Bei Nichtaus-
übung des Wahlrechts, gilt als Regelmethode die Listenpreismethode.
Schätzungserfordernis bei Nichtanwendbarkeit der Listenpreismethode:
Soweit die Listenpreismethode nicht anwendbar ist (Kriterium der betriebl. Min-
destnutzung) und kein Fahrtenbuch geführt wird, verbleibt es nach Auffassung
der FinVerw. bei der Anwendung von Nr. 4 Satz 1, wonach der private Nut-
zungsanteil als Entnahme mit den auf die private Nutzung entfallenden tatsäch-
lichen Selbstkosten zu bewerten ist (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 –
Tz. 31). Der Verweis auf Satz 1 ist indes unzutreffend, da diese Vorschrift nur
die Bewertung von Sachentnahmen regelt (vgl. BFH v. 19.12.2002 – IV R
46/00, BFH/NV 2003, 979, mwN), weshalb nicht der Wert der Nutzung, son-
dern der durch diese Nutzung verursachte Aufwand („tatsächliche Selbstkos-
ten“) als entnommen anzusehen ist (BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II
1988, 348); s. auch Anm. 1201. Im Ergebnis ist eine individuelle Schätzung er-
forderlich.
Schätzungsmethoden: Ungeklärt ist, welche Schätzungsmethoden die Fin-
Verw. als sachgerecht anerkennt. Diskutiert wird die Ermittlung mittels einer ge-
milderten Fahrtenbuchmethode durch Führung des Fahrtenbuchs für einen
repräsentativen Zeitraum von drei bis sechs Monaten (so Urban, DB 2006, 408
[412]), die Anlehnung an die bis 1995 gewährte mögliche Schätzung auf
30–35 % nach den EStR (so Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1014h) bzw. die An-
wendung des Durchschnittswerts von 1 % (oder eines höheren oder niedrigeren
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Prozentsatzes, der den tatsächlichen Verhältnissen des Einzelfalls eher ent-
spricht) auf die tatsächlichen AK (so ebenfalls Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 1014h). Zumindest die Annahme eines Schätzungswerts von 30-35 % sollte
uE ausscheiden. Wenn tatbestandlich schon keine betriebliche Nutzung von
mindestens 50 % iSv. Satz 2 vorliegt, kann nicht auf der Rechtsfolgenseite von
einer privaten Nutzung von unter 50 % ausgegangen werden. Insoweit würde
keine sachgerechte Schätzung vorliegen. Eine pauschale Schätzung wird uE in
diesen Fällen bei mindestens 50 % liegen müssen. Auch bei einer an die Listen-
preismethode angelehnten Schätzung muss der Prozentsatz deutlich über dem
gesetzlichen Betrag von 1 % liegen. Soweit die FinVerw. davon ausgeht, dass
dem Betrag von 1 % auf den Bruttolistenpreis die Vorstellung einer privaten
Nutzung von 30–35 % zugrunde gelegen haben soll (so BTDrucks. 16/634, 11;
krit. dazu Urban, DB 2006, 408 [409]; Werndl in KSM, § 6 Rn. E 106 und Ass-
mann, DB 1990, 76, sprechen hingegen von 20–25 %), ist davon auszugehen,
dass die FinVerw. bei Nichtanwendbarkeit der Listenpreismethode eine Schät-
zung des privaten Nutzungsanteils nur mit höheren Prozentwerten zustimmen
wird. Soweit die FinVerw. jedoch die Aufwandseinlage betrieblicher Nutzung
privater Kfz zulässt, müssen beide Methoden für den Stpfl. jedoch zu annähernd
gleichen Ergebnissen führen. Im Ergebnis führt die geltende Rechtslage zu einer
Verkomplizierung des Verfahrens.
Einlage-Modell als Alternative: Soweit der Stpfl. belastende Schätzungen ver-
meiden will, bietet sich ggf die Nutzung des sog. Einlage-Modells an. Das Kfz.
wird von Beginn an nicht dem gewillkürtem BV zugeordnet, sondern verbleibt
im PV. Die Aufwendungen der Nutzung des Kfz. des PV für betriebl. Zwecke
können als Einlage gewinnmindernd angesetzt werden (vgl. § 6 Anm. 1216). Als
Mindestbetrag kann von 0,30 Euro je gefahrenen Kilometer ausgegangen wer-
den (entsprechend H 9.5 LStH 2011). Höhere Aufwendungen können glaubhaft
gemacht werden (entsprechend R 9.5 LStR 2011). Für Zwecke der USt. kann
das Kfz. hingegen dem Unternehmensvermögen zugeordnet werden. Diese Vor-
gehensweise ist jedoch nur bei Neuanschaffung eines teilweise betriebl. zu nut-
zenden Kfz. zu empfehlen, weil bei der Entnahme von gewillkürtem BV eventu-
ell vorhandene stille Reserven aufzudecken sind.

b) Ausübung des Wahlrechts (Methodenwahl)
Die Ausübung des Wahlrechts steht dem Steuerpflichtigen zu. Es handelt
sich um einen Willensakt des Stpfl. Gehören zur betrieblichen/beruflichen
Sphäre des Stpfl. mehrere Kfz., die auch privat genutzt werden können, so ist
das Wahlrecht je genutztem Kfz. gesondert auszuüben (BFH v. 3.8.2000 – III R
2/00, BStBl. II 2001, 332; BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 8). Die
Wahl der Fahrtenbuchmethode erfordert eine rechtzeitige Vorbereitung, denn
diese Methodenwahl ist nur erfolgreich, wenn das Fahrtenbuch von Beginn des
VZ an lückenlos geführt wurde. Der Stpfl. muss sicherstellen, dass alle Nutzer
des Kfz. das Fahrtenbuch führen. Die genutzte Methode kann für jeden VZ neu
gewählt werden. Ein Methodenwechsel innerhalb des VZ kommt nur im Fall
des Kfz.wechsels in Betracht. Diese Beschränkungen durch die FinVerw. sind
uE sachgerecht.
Eine Frist zur Ausübung des Wahlrechts sieht das Gesetz nicht vor. Das
Wahlrecht kann bis zur Bestandskraft der Steuerfestsetzung erstmalig oder abw.
ausgeübt werden. Die Ausübung des Wahlrechts erfolgt grds. mit Abgabe der
StErklärung (vgl. BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 8). Das Wahl-
recht ist einheitlich für alle Fahrten auszuüben; es ist insbes. nicht zulässig,
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bspw. für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte statt der Fahrtenbuch-
methode von der Listenpreismethode auszugehen (vgl. § 4 Abs. 5 Nr. 6 Satz 3,
letzter Halbs. iVm. § 8 Abs. 2 Satz 4 mit dem Verweis auf das Verhältnis zu den
übrigen Fahrten). Das Wahlrecht zur Fahrtenbuchmethode geht indes ins Leere,
wenn das Fahrtenbuch nicht den Form- und Nachweiserfordernissen entspricht.

IV. Erläuterungen zu Nr. 4 Satz 2: Ansatz der privaten
Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs für jeden Kalender-
monat mit 1 % des inländischen Listenpreises des Fahrzeugs

im Zeitpunkt der Erstzulassung (Listenpreismethode)

1. Übersicht
Gegenstand der Bewertung nach § 6 ist das einzelne WG, das nach § 4 Abs. 1
oder nach § 5 als BV anzusetzen ist. Wegen des Grundsatzes der Einzelbewer-
tung ist stets jeweils das einzelne WG und nicht eine Gesamtheit von WG zu be-
werten. Im Rahmen der privaten Nutzung eines Kfz. ist Gegenstand der Bewer-
tung ein dem BV entstandener Vermögensabfluss (Nutzung betrieblicher WG
bzw. Inanspruchnahme betriebl. Leistungen), nicht jedoch die Gesamtheit der
dem Fuhrpark zuzurechnenden Kfz. und der entsprechenden Nutzungsrechte.
Abgeltungswirkung: Mit dem Ansatz der Monatswerte ist die Nutzungs-
entnahme ertragsteuerlich abgegolten. Darüber hinaus sind keine weiteren Werte
für Privatfahrten anzusetzen. Die Höhe der tatsächlichen Aufwendungen für das
einzelne Kfz. ist nur dann von Bedeutung, wenn diese niedriger sind als die ins-
gesamt anzusetzenden pauschal ermittelten Werte (zur „Kostendeckelung“ vgl.
Anm. 1203o).

2. Tatbestandsmerkmale

a) Private Nutzung …
Private Nutzung eines Kfz. liegt vor, wenn es für Zwecke eingesetzt wird, die
dem nach § 12 Nr. 1 stl. unbeachtlichen Bereich privater Lebensführung zuzu-
rechnen sind (zB Urlaubsfahrten, Fahrten Angehöriger).
Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte oder für Familienheim-
fahrten iSd. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 sind betrieblich veranlasste Fahrten, für die
der nicht abziehbare Teil der BA nach Maßgabe des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 zu
berechnen ist (vgl. § 4 Anm. 1400 ff.).
Privatfahrten eines Arbeitnehmers im im Rahmen der Kfz.-Gestellung (vgl.
§ 8 Abs. 2 Satz 2 ff.) begründen keine private Nutzung, sondern sind betriebl.
veranlasst (vgl. § 8 Anm. 70 ff.).
Bei Fahrten im Rahmen der Erzielung anderer Einkünfte durch den Stpfl.
liegt keine private Nutzung vor (BFH v. 26.4.2006 – X R 35/05, BStBl. II 2007,
445). Die FinVerw. lässt in Erweiterung der Listenpreismethode die Pauschalie-
rung dieser Nutzungsentnahmen in Anlehnung an § 4 Abs. 5 Nr. 6 Satz 3 mit
0,001 % je gefahrenem Kilometer zu. Aus Vereinfachungsgründen kann auch
auf den Ansatz der Nutzungsentnahme verzichtet werden, wenn korrespondie-
rend keine Aufwendungen im Rahmen der anderen Einkunftsart in Ansatz kom-
men (vgl. BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 17). Dies ist uE bei einer
Nutzung für Überschusseinkünfte in gewerbesteuerlicher Hinsicht fraglich.
Anscheinsbeweis für private Nutzung: Die Listenpreismethode kommt nur
zur Anwendung, wenn eine private Nutzung stattgefunden hat. Nach der all-
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gemeinen Lebenserfahrung werden betriebl. Kfz. typischerweise privat genutzt,
wenn diese dafür auch zur Verfügung stehen (Beweis des ersten Anscheins). Die
bloße Möglichkeit der Privatnutzung genügt (vgl. BFH v. 7.11.2006 – VI R
19/05, BStBl. II 2007, 116; v. 19.5.2009 – VIII R 60/06, BFH/NV 2009, 1974,
je mwN). Der Stpfl. kann den Beweis des ersten Anscheins erschüttern, ein vol-
ler Gegenbeweis ist nicht erforderlich. Es muss ein Sachverhalt vorgetragen wer-
den, der die ernsthafte Möglichkeit eines anderen als des der allgemeinen Erfah-
rung entsprechenden Geschehens ergibt. Ein solcher Sachverhalt ist noch nicht
vorgetragen, wenn der Stpfl. lediglich behauptet, für privat veranlasste Fahrten
hätten private Fahrzeuge zur Verfügung gestanden. Der Beweis des ersten An-
scheins ist nicht anwendbar, wenn ein Kfz. vorliegt, welches typischerweise
nicht zur privaten Nutzung geeignet ist. Er ist aber anwendbar, wenn ein Privat-
Kfz. zur Verfügung steht, dass dem betriebl. Kfz. weder in Status noch Ge-
brauchswert vergleichbar ist. Die Erschütterung des Anscheinsbeweises fällt
umso leichter, je geringer die Unterschiede zwischen einem Privat-Kfz. und
dem betriebl. Kfz. sind.

Zu Einschränkungen des Anscheinsbeweis in Fällen der Kfz.-Gestellung an ArbN vgl.
BFH v. 21.4.2010 – VI R 46/08, BStBl. II 2010, 848, und Schneider, NWB 2010, 3105,
sowie zuletzt Nds. FG v. 11.3.2010, DStRE 2010, 1424, nrkr., Rev. Az. BFH VI R
57/10.

b) … eines Kraftfahrzeugs

aa) Kraftfahrzeuge, die typischerweise privat genutzt werden können
Die Listenpreismethode ist grds. auf alle Arten von Kfz. anzuwenden, die für ei-
ne Privatnutzung in Betracht kommen. Erfasst sind sowohl Kfz., die im Eigen-
tum (oder wirtschaftlichen Eigentum) stehen, aber auch gemietete oder geleaste
Kfz. (vgl. BFH v. 13.2.2003 – X R 23/01, BStBl. II 2003, 472). Gegenstand ei-
ner privaten Nutzung können auch sog. Vorführwagen eines Kfz.-Händlers sein
(zum Ausweis als Anlagevermögen vgl. BFH v. 17.11.1981 – VIII R 86/78,
BStBl. II 1982, 344). Eine private Nutzung ist auch bei Kfz. des Umlaufver-
mögens denkbar (so auch Werndl in KSM, § 6 Rn. E 108). Hier gilt uE jedoch
nicht der Beweis des ersten Anscheins einer privaten Nutzung, vielmehr trägt
hier die FinBeh. die volle Beweislast für eine private Nutzung. Anderes kann
nur bei fehlerhaftem Ausweis des Kfz. in der Bilanz des Kfz.-Händlers gelten.
Da der Wortlaut des Satz 2 sämtliche Kfz. erfasst, ist es geboten, nach dem Sinn
und Zweck der Vorschrift bestimmte Kfz. von der Anwendung auszunehmen,
soweit diese schon typischerweise nicht privat genutzt werden. Nach der Rspr.
gilt dies insb. für Lkw. und Zugmaschinen (BFH v. 13.2.2003 – X R 23/01,
BStBl. II 2003, 472). Die Einstufung als Pkw. gem. § 8 Nr. 1 KraftStG ist inso-
weit unerheblich. Bei Kombinations-Kfz. mit Ladeflächen genügt uE nicht zur
Unanwendbarkeit von Satz 2, dass die Ladefläche ein bestimmtes Verhältnis zur
Nutzfläche ausmacht, da insb. sog. Pick-Up-Trucks mit Kabinen für 2-3 Per-
sonen nebst Ladefläche auch privat genutzt werden. Dagegen hat des FG Mün-
chen (v. 19.5.2010 – 10 K 152/09, juris, rkr.) die Listenpreismethode auf ein
Kfz. nicht angewendet, welches hinter einem Fahrgastraum mit drei Sitzen eine
Ladefläche mit einer gegenüber dem Fahrgastraum doppelten Länge auswies
(aA zu diesen Fällen auch Hagemann, NWB 2010, 2402 [2403]). Ausstattung,
Erscheinungsbild und Höchstgeschwindigkeit von 150 km/h deuteten nach
dem FG München nicht auf eine Eignung zur Fahrgastbeförderung hin. Die
Personenbeförderung trete somit im Vergleich zur Lastenbeförderung in den
Hintergrund. Dieser Rspr. ist nicht zuzustimmen. Das FG verkennt uE, dass
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nicht die Eignung zur Personenbeförderung (Passagiere) sondern die Eignung
zur privaten Nutzung Tatbestandsmerkmal ist. Es genügt abstrakt die private
Nutzung auch durch den Fahrer allein. Die Unanwendbarkeit von Satz 2 erfor-
dert solche Umbauten am Kfz., dass eine private Nutzung offensichtlich aus-
geschlossen wird (zB Einbau von Materialschränken, Werkzeugen). Darunter
sind uE auch Verkaufswagen für Märkte, aber auch Wagen eines Bestattungs-
unternehmens zu fassen, wobei bei letzteren bereits aus Pietätsgründen eine pri-
vate Nutzung ausgeschlossen werden kann (aA noch die hier vertretene Auffas-
sung in Lfg. 220 (Stand Okt. 2005), Anm. 1203b, s. elektronisches HHR-Archiv
unter www.ertragsteuerrecht.de/hhr_archiv.htm). Kein Indiz für die Annahme
eines ausschließlich betrieblich genutzten Kfz. ist uE eine evtl. vorhandene Fir-
men- oder Werbebeschriftung.

bb) Mehrere Kraftfahrzeuge
Das Wort „eines“ zu Beginn von Satz 2 ist ein unbestimmter Artikel, kein Zahl-
wort. Gehören mehrere Kfz., mehrere Nutzungsrechte an mehreren Kfz. oder
ein Fahrzeugpool zum BV des Stpfl., sind wegen des Grundsatzes der Einzel-
bewertung alle Kfz. und Nutzungsrechte einzeln zu bewerten. Die Bewertung
der privaten Kfz.-Nutzung erfolgt fahrzeugbezogen und unabhängig von der
Anzahl der nutzenden Personen. Soweit der Stpfl. über mehrere betriebl. Kfz.
verfügt und er nicht den Anscheinsbeweis der privaten Nutzung einzelner Kfz.
erschüttern kann bzw. die Fahrtenbuchmethode wählt, kommt die Listenpreis-
methode für jedes Kfz. zur Anwendung. Die entgegenstehende Verwaltungsauf-
fassung (BMF v. 12.5.1997, BStBl. I 1997, 562 – Tz. 8), wonach bei mehreren
Kfz. die Listenpreismethode nur für das Kfz. mit dem höchsten Listenpreis an-
zuwenden war, entsprach nicht der gesetzlichen Regelung (BFH v. 9.3.2010 –
VIII R 24/08, BStBl. II 2010, 903; zur früheren aA vgl. Kanzler, FR 2000,
1348). Die mehrfache Anwendung der Listenpreismethode entspricht der ge-
setzgeberischen Typisierungsbefugnis für Vereinfachungszwecknormen, insbes.
auch, weil es dem Stpfl. frei steht die Fahrtenbuchmethode (auch für einzelne
Kfz.) zu wählen (aA wohl Hilbert, NWB 2010, 1743 [1746], weil variable Kos-
ten nur einmal für das jeweils genutzte Kfz. entstehen). Die FinVerw. geht dem-
entsprechend auch nur noch für Zwecke der Ermittlung des Werts der nicht ab-
zugsfähigen BA für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte (§ 4 Abs. 5
Nr. 6 Satz 2) davon aus, dass hier das Kfz. mit dem höchsten Listenpreis genutzt
wird (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 12). Dies ist uE zutreffend,
weil hier keine fahrzeug- sondern eine einzelfahrtenbezogene Bewertung statt-
findet. Die fahrzeugbezogene Bewertung bewirkt aber auch, dass bei einer pri-
vaten Nutzung durch mehrere Personen (zB der Ehegatte bzw. erwachsene Kin-
der des Stpfl.) die Listenpreismethode nur einmalig Anwendung findet.

cc) Kraftfahrzeuge einer Personengesellschaft
Soweit eine PersGes. nur über ein Kfz. verfügt, welches von beiden Gesellschaf-
tern privat genutzt wird (zB Ehegatten-Gesellschaft), ist der Entnahmewert nach
der Listenpreismethode nach der Anzahl der nutzenden Gesellschafter aufzutei-
len. Nach der Rspr. ist bei der Anwendung von § 8 Abs. 2 Satz 2 und der Nut-
zungsberechtigung mehrerer ArbN an einem Kfz. der Betrag nach der Listen-
preismethode aufzuteilen (BFH v. 15.5.2002 – VI R 132/00, BStBl. II 2003,
311). Diese Rspr. ist uE auf den Fall der Nutzungsberechtigung mehrerer Ge-
sellschafter entsprechend anzuwenden. Soweit mehrere Kfz. durch mehrere Ge-
sellschafter frei privat genutzt werden können (zB Taxibetrieb einer oHG mit
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Fahrzeugpool), sind die einzelnen Entnahmewerte nach der Listenpreismethode
zu addieren und auf die nutzenden Gesellschafter aufzuteilen. Gesellschaftern
ohne private Nutzung ist insoweit kein Entnahmewert zuzurechnen. Soweit für
einzelne Kfz. die Fahrtenbuchmethode angewendet wird und das betreffende
Kfz. nur durch einen der Gesellschafter privat genutzt wird, scheidet dieses Kfz.
und der Gesellschafter aus der Aufteilung aus. Soweit dieser Gesellschafter auch
Kfz. privat nutzt, für das die Listenpreismethode Anwendung findet, wird ihm
auch ein Anteil aus der Listenpreismethode zugerechnet. Eine Aufteilung einer
Gesamtsumme kommt jedoch nicht in Betracht, wenn den Gesellschaftern je-
weils ein bestimmtes Kfz. zur Nutzung zugewiesen wird. In diesem Fall ist der
Entnahmewert individuell zu ermitteln und zuzurechnen. Erfasst sind auch Kfz.
des SBV einer PersGes., wenn der überlassende MU dieses Kfz. auch privat
nutzt. Die private Nutzung eines solchen Kfz. durch den MU bewirkt jedoch, dass
die Sondervergütung an den MU nicht vollständig BA der PersGes. sein kann.

c) … das zu mehr als 50 % betrieblich genutzt wird
Gründe für die Einfügung des Erfordernisses: Satz 2 Teils. 2 wurde durch
Gesetz zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen mW ab 2006 ein-
gefügt und dient ausweislich der Gesetzesbegründung der Vermeidung miss-
bräuchlicher Gestaltungen, welche durch die Anerkennung von gewillkürtem
BV bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 entstanden sein sollen (RegE
MissbrStGestEG v. 13.2.2006, BTDrucks. 16/634, 7). Ob die geänderte Rspr.
(vgl. BFH v. 2.10.2003 – IV R 13/03, BStBl. II 2004, 985) tatsächlich begründe-
te Ursache oder nur Anlass der Gesetzesänderung war, kann offen bleiben (vgl.
dazu auch Schulenburg, FR 2006, 310 [311]). Tatsächlich ist die Listenpreis-
methode nicht von der Einteilung in notwendiges bzw. gewillkürtes BV abhän-
gig (aA wohl Fischer in Kirchhof X. § 6 Rn. 165). Dies ist insbes. entscheidend
für Kfz. von PersGes., da WG des Gesellschaftsvermögens kein gewillkürtes
BV sein können (vgl. § 15 Anm. 462). Zwar ist die Gesetzesbegründung mehr-
deutig, jedoch nicht der Gesetzeswortlaut.
Feststellung und Feststellungslast der Nutzungsquote: Betriebl. Nutzung
ist die Nutzung, die nicht private Nutzung ist (s. Anm. 1203a). Nach der Fin-
Verw. ist der Umfang der betrieblichen Nutzung vom Stpfl. darzulegen und
glaubhaft zu machen (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 4; entspre-
chend der Begründung, BTDrucks. 16/634, 11). Objektiv wird die betriebliche
Nutzung von über 50 % leicht feststellbar sein, wenn die Fahrten zwischen
Wohnung und Betriebsstätte bereits einen erheblichen Anteil an der Gesamt-
fahrleistung betragen und zumindest die Gesamtfahrleistung dokumentiert ist
(zB durch Werkstattrechnungen). Zu beachten ist jedoch, dass die Listenpreis-
methode nach Satz 2 die Regelmethode der Ermittlung der Entnahmewerte dar-
stellt. Die Ansicht der FinVerw., der Stpfl. trage die Darlegungs- und Beweislast,
verkennt dies und geht augenscheinlich davon aus, bei der Listenpreismethode
handele es sich um eine Steuervergünstigung (so Urban, DB 2006, 408 [410]),
deren Anwendung der Stpfl. beantragen müsse. Tatsächlich führt die Listen-
preismethode jedoch oft zu höheren Ansätzen gegenüber einer Schätzung, ins-
bes. in Fällen mit geringer Gesamtlaufleistung, geringen Gesamtaufwendungen
bzw. bei hohen Listenpreisen. In diesen Fällen trägt uE die FinBeh. die Feststel-
lungslast der betriebl. Mindestnutzung, soweit der Stpfl. seinen Mitwirkungs-
pflichten genügt (zutreffend Urban, FR 2010, 510 [518]). Soweit der Stpfl. eine
Nutzung von unter 50 % glaubhaft vorträgt und keine Nachweise vorhanden
sind (zB Fahrtenbuch eines repräsentativen Zeitraums, Terminkalender), kann
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die FinBeh. die Listenpreismethode nicht allein deshalb anwenden, weil der
Stpfl. einer typischen Reisetätigkeit (zB bei Taxiunternehmern, Handelsvertre-
tern, Handwerkern der Bau- und Baunebengewerbe, Landtierärzten) nachgeht.
Vielmehr trägt die FinBeh. die Feststellungslast für die betriebl. Nutzung im
Einzelfall. Die Feststellung kann nicht durch den Verweis auf das Typische ge-
führt werden (keine typisierende Betrachtungsweise durch Fiktion typischer
Sachverhalte, vgl. dazu Schenke, Die Rechtsfindung im Steuerrecht, 2007,
131 ff.), vielmehr ist der glaubhafte Vortrag des Stpfl. zu entkräften. Zutreffend
geht die FinVerw. jedoch davon aus, dass bei in wesentlich unveränderten Zu-
ständen in Art und Umfang der Tätigkeit des Stpfl. auf den Nutzungsumfang
früherer Jahre abgestellt werden kann (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326
– Tz. 7).

Einstweilen frei.

3. Rechtsfolge

a) 1 Prozent …
Der monatliche Maßstab von 1 % soll nach Angaben des BMF auf statistische
Erhebungen zurückzuführen sein, in die die durchschnittlichen Gesamtkosten
aller auch privat genutzten betriebl. Kfz. eingegangen sein sollen (so in BFH v.
15.5.2002 – VI R 132/00, BStBl. II 2003, 311). Der Ansatz von 1 % für die Nut-
zungsentnahme ist seit BMF v. 11.10.1982 (BStBl. I 1982, 814 – Tz. 7.4) unver-
ändert geblieben. Im Rahmen des Gesetzes zum Abbau von Steuervergünstigun-
gen und Ausnahmeregelungen (StVergAbG) sollte der Satz auf 1,5 % erhöht
werden (Regierungsbegründung v. 2.12.2002, BTDrucks. 15/119, 3 und 37).
Diesem nicht Gesetz gewordenen Vorhaben lag die Fehlvorstellung zugrun-
de, dass die Listenpreismethode eine Steuervergünstigung sei, welche durch
Anhebung um 50 % „abgebaut“ werden könne. Tatsächlich liegt eine Verein-
fachungszwecknorm vor, die nur in Randgebieten auch eine materielle Steuer-
vergünstigung für die Stpfl. darstellt. Die pauschale Erhöhung des Prozenzsatzes
hätte zahlreiche Stpfl. veranlasst zur Fahrtenbuchmethode zu wechseln, was für
Stpfl. und FinBeh. eine erhebliche Verkomplizierung des Verfahrens bedeutet
hätte. Dem Vereinfachungszweck steht jedoch uE nicht entgegen, neue statisti-
sche Erhebungen vorzunehmen um nach ca. 30 Jahren den Prozentsatz an aktu-
elle Werte anzupassen.

b) … des inländischen Listenpreises im Zeitpunkt der Erstzulassung
Der inländische Listenpreis im Zeitpunkt der Erstzulassung des Kfz. zzgl. der
Kosten für Sonderausstattungen einschl. USt. ist Bemessungsgrundlage der Lis-
tenpreismethode. Zur weiteren Vereinfachung ist nach Ansicht der FinVerw.
der Listenpreis auf volle 100 E abzurunden (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009,
1326 – Tz. 10). Dies führt beim Ansatz von 1 % zu Ergebnissen in vollen Euro.
Der Gesetzgeber nutzt mit dem Listenpreis eine bisher für das EStG unbekann-
te Anknüpfungsgröße, die für die FinVerw. möglichst einfach nachprüfbar sein
soll. Der Listenpreis war bereits bis VZ 1995 anerkannte Bemessungsgrundlage
der FinVerw. (Abschn. 31 Abs. 7 LStR 1993) und von der Rspr. als Typisierung
anerkannt (BFH v. 23.10.1992 – VI R 1/92, BStBl. II 1993, 195). Keine Bedeu-
tung haben für die Listenpreismethode dagegen die tatsächlichen AHK des
Stpfl. Unter dem inländischen Listenpreis im Zeitpunkt der Erstzulassung ist die
an diesem Stichtag maßgebliche Preisempfehlung des Herstellers zu verstehen,
die für den Endverkauf des tatsächlich genutzten Fahrzeugmodells auf dem in-
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ländischen Neuwagenmarkt gilt (BFH v. 16.2.2005 – VI R 37/04, BStBl. II
2005, 563). Die Preisempfehlung des Herstellers muss ggf. beim Kfz.-Händler
erfragt werden. Oftmals ergibt sie sich auch aus der Rechnung beim Erwerb als
Neufahrzeug. Möglich ist auch der Rückgriff auf private Listen (zB Schwacke-
Liste der EurotaxSchwacke GmbH bzw. DAT-Liste der Deutsche Automobil
Treuhand GmbH). Listenpreise in DM oder Mark der DDR sind regulär in Eu-
ro umzurechnen.
Der Zeitpunkt der Erstzulassung als Anknüpfungszeitpunkt soll sicherstellen,
dass alle Kfz. gleichen Herstellungsdatums und gleicher Ausstattung auch be-
züglich der Nutzungsentnahme gleich bewertet werden. Gemeint ist der Tag, an
dem das individuelle Kfz. erstmals zum Straßenverkehr zugelassen worden ist,
nicht jedoch der Tag der Erstzulassung des Fahrzeugtyps. Das gilt unabhängig
davon, ob das Kfz. neu oder gebraucht erworben wird. Bei inländ. Kfz. ergibt
sich das Datum der Erstzulassung aus der Zulassungsbescheinigung Teil I (Fahr-
zeugschein).
Der Listenpreis gilt für sämtliche Kraftfahrzeuge, insbes. sind keine Aus-
nahmen zu machen bei am Markt üblichen Rabatten (so zuletzt FG Nds. v.
29.3.2011 – 12 K 345/10, juris, rkr.), bei einem individuell hoch ausgehandeltem
Rabatt, bei kostenlos eingebauter Sonderausstattung, bei Sonderlackierungen
mit Firmenbeschriftung, bei Miet- oder Leasing-Kfz. oder beim Erwerb von Pri-
vat (ohne Vorsteuerabzug). Problematisch ist die Ermittlung eines Listenpreises
bei Modellen, die nicht im Inland erhältlich sind. In solchen Fällen ist der Listen-
preis ggf. zu schätzen. Sind Fahrzeug und Ausstattung mit einem bau- und ty-
pengleichen inländ. Kfz. vergleichbar, ist der Listenpreis dieses vergleichbaren
inländ. Kfz. zugrunde zu legen. Auch bei Kfz. aus dem Ausland (Import bzw.
Reimport) ist ein inländischer Listenpreis maßgebend. Soweit das Kfz. im Aus-
land mit Sonder- bzw. Minderausstattung erworben wird, die der inländ. Listen-
preis nicht berücksichtigt, sind diese in einem Zu- bzw. Abschlag auf den Listen-
preis zu erfassen. Auch bei Gebrauchtwagen ist der Listenpreis anzusetzen, da
der Wert der Nutzung unabhängig von den tatsächlichen AK zu bewerten ist.
Für den Wert der Privatnutzung des Stpfl. macht es keinen Unterschied, ob die-
ser ein gebrauchtes Kfz. im betreffenden VZ erstmals privat nutzt oder ob er es
bereits einige VZ vorher nutzen konnte (vgl. auch BFH v. 1.3.2001 – IV R
27/00, BStBl. II 2001, 403). Bei Oldtimern gilt – wie für andere gebraucht erwor-
bene Kfz. auch – ebenfalls der inländ. Listenpreis, auch wenn die Ermittlung des
ursprünglichen Listenpreises schwierig ist bzw. der Oldtimer generalüberholt
wurde und einen deutlich höheren Zeitwert hat (FG Düss. v. 25.9.2008 – 11 K
698/06 H(L), EFG 2009, 168, rkr.). Die Anfrage beim Hersteller bzw. Erkun-
dungen bei sonstigen Spezialisten dürften jedoch lohnend sein, da ein histori-
scher Listenpreis bereits inflationsbedingt gering sein wird. Der Anwendungs-
bereich dieses „Steuersparmodells“ dürfte jedoch durch die Voraussetzung der
betrieblichen Nutzung von mindestens 50 % begrenzt sein. Allerdings ist uE
der historische Listenpreis nicht anzusetzen, wenn eine Zweitherstellung eines
voll verschlissenen Kfz. vorliegt (umfangreiche Neuaufbauten). In diesen Fällen
muss uE schätzungsweise auf den Listenpreis eines vergleichbaren neuen Kfz.
zurückgegriffen werden, soweit dies nicht vorliegt, muss ausnahmsweise auf die
HK zurückgegriffen werden.

c) … zuzüglich der Kosten der Sonderausstattung …
Sämtliche Kosten der Sonderausstattung des Kfz. sind bei der Bemessungs-
grundlage zu berücksichtigen. Dies konterkariert die vereinfachende Wirkung
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der Anknüpfung an den Listenpreis, da das Vorhandensein von Sonderausstat-
tung individuell überprüft werden muss. Eine fehlende Nichtaufgriffsgrenze ver-
kompliziert die Ermittlung der Bemessungsgrundlage unnötig. Zur Sonderaus-
stattung gehören alle zusätzlichen Ausstattungen des Kfz., die sich noch nicht
im Listenpreis niedergeschlagen haben, wie zB Autoradio, Navigationsgerät
(BFH v. 16.2.2005 – VI R 37/04, BStBl. II 2005, 563), Alarmanlage, Schiebe-
dach, Klimaanlage, Sonderlackierung, besondere technische Ausstattungen oder
besondere Felgen und Bereifung (FG Bremen v. 8.7.2003 – 1 K 116/03, juris).
Die Einbeziehung von Bereifung ist uE nur dann gerechtfertigt, wenn ein ge-
sonderter Reifensatz angeschafft wird, weil nur in diesem Fall von einer Sonder-
ausstattung gesprochen werden kann. Nicht zur Sonderausstattung iS dieser Re-
gelung gehören betriebsspezifische Ausstattungen (zB in Fahrschulfahrzeugen
oder Werkstattwagen).
Nur werksseitig eingebaute Sonderausstattung ist in die Bemessungsgrund-
lage einzubeziehen (BFH v. 13.10.2010 – VI R 12/09, BStBl. II 2011, 361). Der
nachträgliche Einbau, zB einer Flüssiggasanlage, ist unbeachtlich. Die Rspr. be-
grenzt zutreffend den Anwendungsbereich auf werksseitig eingebaute Sonder-
ausstattung, denn nur eine derartige Auslegung trägt einer pauschalierenden und
stark typisierenden Regelung hinreichend Rechnung. Ansonsten müssten ohne
zeitliche Begrenzung alle nachträglichen Umbaumaßnahmen an gebrauchten
Fahrzeugen für die Anwendung der Vorschrift nachvollzogen werden. Die Begr.
der Rspr. ist jedoch insoweit zu eng, als gefordert wird, die Sonderausstattung
müsse im Zeitpunkt der Erstzulassung vorhanden gewesen sein. Diese starre
Grenze ist uE Satz 2 nicht zu entnehmen und öffnet Missbrauchsmöglichkeiten
(zB Erwerb eines Kfz. mit Tageszulassung und Vereinbarung des nachträglichen
Einbaus von Sonderausstattung noch vor Auslieferung). Unseres Erachtens ist
auch nach der Erstzulassung, aber in engem zeitlichen Zusammenhang einge-
baute Sonderaustattung zu berücksichtigen.
Bei Minderausstattungen gewährt die Finanzverwaltung eine entsprechen-
de Kürzung der Bemessungsgrundlage (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326
– Tz. 10).

d) … einschließlich Umsatzsteuer…
Nach Ansicht der Rspr. verlangt das Gesetz entsprechend dem Regelungszweck,
dass als Entnahme der Bruttolistenpreis einschließlich der USt. anzusetzen ist
(vgl. zuletzt BFH v. 7.12.2010 – VIII R 54/07, BStBl. II 2011, 451; v. 6.3.2003 –
XI R 12/02, BStBl. 2003, 704). Es soll hierdurch erreicht werden, dass der Stpfl.
mit privater Nutzung eines betriebl. Kfz mit dem Privatnutzer eines Kfz. des
PV gleichbehandelt wird, da Letzterer kein Recht zum Vorsteuerabzug hat und
somit mit der USt. der Anschaffung belastet wird. Die bisher akzeptierte Rspr.
vermengt uE Fragen der Bemessungsgrundlage der Ertragsbesteuerung mit Fra-
gen der USt. Soweit das Kfz. dem Unternehmensvermögen zugeordnet wurde
und bei Anschaffung die Berechtigung zum vollen oder teilweisen Vorsteuer-
abzug bestand, liegt eine steuerbare unentgeltliche Wertabgabe vor. Der Unter-
nehmer wird effektiv wie der Privatnutzer mit USt. belastet (vgl. Anm. 1202j).
Insoweit ist es uE nicht folgerichtig auch für Zwecke der ESt. durch fiktive USt.
die Bemessungsgrundlage zu erhöhen. Tatsächlich führt der Ansatz eines Netto-
listenpreises zu vergleichbaren und sachgerechten Ergebnissen, soweit eine um-
satzsteuerbare unentgeltliche Wertabgabe vorliegt und die tatsächlich anfallende
USt. den Gewinn nicht mindert (§ 12 Nr. 3 UStG). Die gesetzliche Regelung
geht uE zwar von fehlerhaften Prämissen aus, ist jedoch verf.gem., weil die Lis-
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tenpreismethode durch Führung eines Fahrtenbuchs vermieden werden kann
(vgl. Anm. 1202c).

e) … ist für jeden Kalendermonat anzusetzen
Die private Nutzung eines Kfz. ist für jeden Kalendermonat mit 1 % des inländ.
Listenpreises anzusetzen, dh. für das Kj. maximal mit 12 %. Eine Ausnahme für
nur geringe Privatnutzung ist nicht vorgesehen, hierfür muss die Fahrtenbuch-
methode in Anspruch genommen werden. Der Ansatz einer privaten Nutzungs-
entnahme erfolgt jedoch nicht für die Monate, in denen eine private Kfz.-Nut-
zung ausgeschlossen ist (zB nachweisbarer Auslandsaufenthalt, Krankheit oÄ
unter Ausschluss der Möglichkeit der Privatnutzung durch nahestehende Per-
sonen des Stpfl.). Zwar ist die ESt. eine Jahressteuer (§ 2 Abs. 7 Satz 1), aller-
dings verknüpft Satz 2 den Tatbestand der Privatnutzung mit der monatsbezo-
genen Rechtsfolge. Hieraus ergibt sich uE, dass die Rechtsfolge für Monate
ohne Privatnutzung nicht eintreten soll (zutreffend BMF v. 18.11.2009, BStBl. I
2009, 1326 – Tz. 15). Das Monatsprinzip der Listenpreismethode führt bei ei-
nem Wechsel des Kfz. im laufenden Monat dazu, das grds. für beide Kfz. eine
Nutzungsentnahme mit 1 % anzusetzen ist. Zur Vermeidung von Härten durch
die Typisierung sieht die FinVerw. hier eine uE systemgerechte Erleichterung
für die Stpfl. vor. Im Monat des Kfz.-Wechsels ist die Listenpreismethode nur
für das Kfz. der überwiegenden Privatnutzung (nach der Anzahl der Tage) anzu-
setzen (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 9).

f) Beschränkung der Rechtsfolge durch die sog. Kostendeckelung
Sinn und Zweck und Rechtsnatur der Kostendeckelung: Die Berechnung
der Nutzungsentnahme nach der Listenpreismethode erfolgt unabhängig von
den tatsächlichen Aufwendungen. Die anzusetzenden Werte können im Einzel-
fall die tatsächlichen Aufwendungen des Stpfl. übersteigen (insbes. bei Wegfall
von AfA nach Ablauf der typisierten ND bei Kfz. mit hohem Listenpreis), was
bei tatsächlichen betriebl. Fahrten zu einer Nichtabzugsfähigkeit dieser Aufwen-
dungen führt. Die FinVerw. beschr. den Entnahmewert und den Betrag der
nicht abzugsfähigen BA gem. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 auf Nachweis des Stpfl.
mit der sog. Kostendeckelung (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz.
18 ff.) auf die Höhe der Gesamtkosten des Kfz. Diese Kostendeckelung mildert
die Folgen der vergleichsweise sehr groben Typisierung. Allerdings ist Satz 2
auch ohne eine solche Kostendeckelung verfassungsgemäß (s. Anm. 1202c). Die
Kostendeckelung ist verfassungsrechtlich nicht gefordert (ausdrücklich offen ge-
lassen in BFH v. 24.2.2000 – III R 59/98, BStBl. II 2000, 273). Insoweit kann
Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1013b, nicht gefolgt werden, der selbst die Kosten-
deckelung als unzureichende Begrenzung des Entnahmewerts ansieht. Wün-
schenswert wäre uE allerdings die gesetzliche Kodifizierung der Kostendecke-
lung. Nach der Rspr. stellt die Kostendeckelung eine Billigkeitsmaßnahme iSd.
§ 163 AO dar, die aus Gründen der Gleichbehandlung zu einer Selbstbindung
der Verwaltung führt (BFH v. 14.3.2007 – XI R 59/04, BFH/NV 2007, 1838).
Nach Fischer (jurisPR 38/2007, Anm. 4) liegt nicht eine Billigkeitsmaßnahme
im Einzelfall, sondern eine verfassungskonforme Anwendung des Satzes 2 zur
Vermeidung einer übermäßigen Besteuerung vor. Dem kann uE insoweit nur
gefolgt werden, als eine teleologische Reduktion vorliegt, weil Satz 2 die Ge-
winnminderung durch privat veranlasste Kfz.-Aufwendungen verhindern will
und dieses Ziel voll erreicht ist, wenn der Wert der Nutzungsentnahme den Ge-
samtaufwendungen entspricht. Eine Billigkeitsmaßnahme iSd. § 163 AO ist dies
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nicht. Darin liegt uE aber auch keine verfassungskonforme Anwendung der Lis-
tenpreismethode, weil Satz 2 auch ohne die Kostendeckelung nicht zu einer ver-
fassungswidrigen Übermaßbesteuerung führt.
Umfang und Nachweis der Gesamtkosten: Der Begriff der Gesamtkosten ist
kein steuerrechtlicher Begriff. Gemeint sind uE die Gesamtaufwendungen des
Kfz., nicht jedoch Kosten iS einer Kostenrechnung mit kalkulatorischen Kosten
(insbes. keine kalkulatorischen Abschreibungen). Die FinVerw. verlangt einen
Einzelnachweis der Gesamtaufwendungen. Umsetzbar ist dies idR bei Stpfl. mit
einem Kfz. im BV, weil dann die nachzuweisenden Gesamtaufwendungen den
gesamten gebuchten Kfz.-Aufwendungen entsprechen. Problematisch wird der
Einzelnachweis bei Kfz. von PersGes. und die gesammelte Erfassung sämtlicher
Kfz.-Aufwendungen. Auf ein bestimmtes Kfz. entfallende Gesamtaufwendun-
gen sind dann uE zu schätzen, wobei die Feststellungslast den Stpfl. trifft. Die
Gesamtaufwendungen beinhalten auch Aufwendungen einer PersGes. aus
einem Mietzins für die Überlassung eines Kfz. aus dem Vermögen eines MU
(SBV I), da diese Aufwendungen korrespondierend das Sonderbetriebsergebnis
des MU erhöht haben (FG Berlin-Brandenb. v. 14.10.2009 – 3 K 3109/08,
EFG 2010, 1093, nrkr., Rev. Az. BFH VIII R 28/10).

Für ein Berechnungsbeispiel vgl. das Gesamtbeispiel unter Anm. 1203y sowie BMF v.
18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 20.

V. Erläuterungen zu Nr. 4 Satz 3:
Ansatz der privaten Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs
aufgrund des Nachweises des Verhältnisses der privaten zu

den übrigen Fahrten durch ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch
(Fahrtenbuchmethode)

1. Übersicht
Die Fahrtenbuchmethode ist die genauere Alt. zur Listenpreismethode (vgl.
Anm. 1203 ff.). Die private Kfz.-Nutzung wird durch ein Verhältnis der Ge-
samtlaufleistung des Kfz. im Betrachtungszeitraum zur privaten Nutzung be-
stimmt. Die gesamten Aufwendungen des Kfz. werden verhältnismäßig den
Privatfahrten und den betriebl. Fahrten zugeordnet. Die Führung eines ord-
nungsgemäßen Fahrtenbuchs ist gesetzliche Tatbestandsvoraussetzung für die
Anerkennung des individuellen Nachweises der privaten Nutzungsentnahme.
Andere Aufzeichnungen, welche die Anforderungen an ein solches Fahrtenbuch
nicht erfüllen, reichen für die Nichtanwendung der Listenpreismethode nicht
aus. Das Fahrtenbuch muss durch die FinVerw. leicht und einwandfrei nach-
geprüft werden können, um strechtl. anerkannt werden zu können. Das Fahr-
tenbuch muss für den gesamten VZ bzw. bis zu einem Fahrzeugwechsel geführt
werden. Ein repräsentativer Zeitraum reicht nicht aus. Das Gesetz schweigt da-
rüber, was ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch ist. Diese Anforderungen wurden
durch die Rspr. konkretisiert. Insoweit stellt der BFH fest, dass die Anforderun-
gen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch hinreichend in der höchstrichterli-
chen Rspr. geklärt sind (BFH v. 13.10.2008 – VIII B 203/07, nv., juris, und Pa-
rallelentscheidungen v. 13.10.2008 – VIII B 204/07, nv., juris, VIII B 229/07,
nv., juris, VIII B 230/07, nv., juris).
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2. Tatbestandsmerkmale

a) Insgesamt entstehende Aufwendungen des Kraftfahrzeugs
Gesamte Aufwendungen: Nach Nr. 4 Satz 3 hat der Stpfl. die für das Kfz. ins-
gesamt entstehenden Aufwendungen durch Belege nachzuweisen.

Zu Art und Umfang der Kfz.-Aufwendungen vgl. ausführl. § 4 Anm. 934 f.

Keine Sonder-AfA: Insbesondere gehört auch die AfA des Kfz. zu den Ge-
samtaufwendungen. Sonderabschreibungen (zB § 7g Abs. 5) bleiben jedoch au-
ßer Ansatz. Die AfA ist für diese Zwecke vielmehr so zu berechnen, als ob die
Sonderabschreibung nicht vorgenommen worden wäre (BFH v. 12.5.1955 – IV
19/55 U, BStBl. III 1955, 205; v. 25.3.1988 – III R 96/85, BStBl. II 1988, 655;
ebenso BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 32). Degressive AfA als
planmäßige AfA wird jedoch berücksichtigt (FG Münster v. 5.9.1995 – 6 K
2571/93 E, EFG 1996, 216, rkr.).
Keine Chauffeuraufwendungen: Nicht zu den Kfz.-Aufwendungen gehören
Aufwendungen für einen Fahrer (Chauffeur). Diese Aufwendungen sind Per-
sonalaufwendungen des Betriebs und werden nicht für das Kfz. erbracht (Ur-
ban, FR 2005, 1134 [1441]). Ein nach Satz 2 oder 3 ermittelte Nutzungswert ist
wegen der Chauffeurgestellung nicht prozentual zu eröhen (aA FinVerw. in R 8.1
Abs. 10 LStR 2011 und die noch hier vertretene Auffassung in Lfg. 220 (Stand
Okt. 2005), Anm. 1203j, s. elektronisches HHR-Archiv unter
www.ertragsteuerrecht.de/hhr_archiv.htm).

Zur Behandlung des Vorteils als Lohn vgl. BFH v. 22.9.2010 – VI R 54/09, BStBl. II
2011, 354; Anm. Bergkemper, FR 2011, 285 (2899), sowie Hilbert/Sperandio, DStR
2011, 1121 (1123).

Keine Unfallkosten: Ebenfalls nicht in die Gesamtaufwendungen einzubeziehen
sind uE Kosten von Unfällen. Bei diesen Aufwendungen (Wertminderungen, Re-
paraturkosten) handelt es sich nicht um Aufwendungen, die typischerweise im Zu-
sammenhang mit der Nutzung des Kfz. entstehen. Um Abgrenzungsschwierigkei-
ten zu vermeiden, können unfallbedingte Aufwendungen bis zu einem Wert von
1000 E mitberücksichtigt werden (so FinVerw. R 8.1 Abs. 9 Nr. 2 Satz 11 und 12
LStR 2011 im Kontext der Kfz.-Gestellung für ArbN).

Zu Unfallkosten allg. vgl. § 4 Anm. 1001 ff. Zur Frage, wie Unfallkosten anlässlich ei-
ner Privatfahrt behandelt und bewertet werden vgl. Ismer/Beiser, DB 2003, 2197;
Wassermeyer, DB 2003, 2616; BFH v. 23.1.2001 – VIII R 48/98, BStBl. II 2001, 395;
v. 16.3.2004 – VIII R 48/98, BStBl. II 2004, 725.

b) Nachweis durch Belege
Der Begriff des Belegs ist gesetzlich nicht definiert, meint jedoch jeden aner-
kannten Nachweis von BA (insbes. Quittungen und Rechnungen). Eine volle
Schätzung von Aufwendungen kommt nicht in Betracht (BFH v. 16.09.2004 –
VI B 5/04, BFH/NV 2005, 336), es verbleibt dann bei der Anwendung von
Satz 2. Auch eine eidesstattliche Versicherung des Stpfl. ersetzt nicht den Beleg-
nachweis (BFH v. 28.11.1990 – X R 119/88, BFH/NV 1991, 306). Problema-
tisch wird der Belegnachweis, wenn Leistungen nicht auf ein konkretes Kfz.
bezogen wurden, sondern für einen Fuhrpark insgesamt anfallen (zB Gesamt-
rechnungen für Benzin, Garagenleistungen oÄ). Hier sind weitere Aufzeichnun-
gen zur individuellen Zuordnung nötig (so auch Werndl in KSM, § 6 Rn. E 113).
Anhand der Belege kann auch eine Schlüssigkeitsprüfung des Fahrtenbuchs vor-
genommen werden.
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c) Nachweis des Verhältnisses der privaten zu den übrigen Fahrten
durch ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch

aa) Allgemeine Anforderungen an ein Fahrtenbuch
Nach Satz 3 muss das Fahrtenbuch ordnungsgemäß sein. Bei dem Fahrtenbuch
handelt es sich um eine freiwillig auferlegte Aufzeichnung. Maßgeblich für die
Auslegung sind somit die Kriterien, wie sie auch durch die Ordnungsvorschrift
des § 146 Abs. 1 Satz 1 AO konkretisiert sind. Nach § 146 Abs. 6 AO gelten die
Ordnungsvorschriften auch dann, wenn der Stpfl. Aufzeichnungen, die für die
Besteuerung von Bedeutung sind, führt, ohne hierzu verpflichtet zu sein. Aller-
dings gilt § 146 AO nicht direkt und wird von der Rspr. auch nicht direkt heran-
gezogen. Die Aufzeichnungen müssen vollständig, richtig, zeitgerecht und ge-
ordnet vorgenommen werden. Die Rspr. hat jedoch aus dem Wortlaut und aus
dem Sinn und Zweck der Regelung geschlossen, dass die dem Nachweis des zu
versteuernden Privatanteils an der Gesamtfahrleistung dienenden Aufzeichnun-
gen eine hinreichende Gewähr für ihre Vollständigkeit und Richtigkeit bieten
und mit vertretbarem Aufwand auf ihre materielle Richtigkeit hin überprüfbar
sein müssen (vgl. nur BFH v. 21.4.2009 – VIII R 66/06, BFH/NV 2009, 1422,
mwN). Nach Urban (FR 1997, 661 [670]) liegt ein gesetzlich vorgesehener Son-
derfall der Buchführung vor, weshalb zur Ausfüllung des unbestimmten Rechts-
begriffs die GoB heranzuziehen sind. Dementsprechend ist zwischen formeller
und materieller Ordnungsmäßigkeit/-widrigkeit der Aufzeichnungen zu unter-
scheiden. Sinn des Fahrtenbuchs ist es, den Umfang der privaten Kfz.-Nutzung
zu bestimmen. Daher sind die Anforderungen an die Genauigkeit der Aufzeich-
nungen um so höher zu setzen, je niedriger der Anteil der privaten Nutzung des
Kfz. angegeben wird (vgl. FG Rhld.-Pf. v. 16.3.2000 – 4 K 3019/98, DStRE
2000, 717, rkr.).

Zu sämtlichen Anforderungen an ein Fahrtenbuch vgl. auch die Ausführungen bei
Hollatz, NWB 2006 F. 6, 4679.

bb) Arten von Fahrtenbüchern
Handschriftliche Fahrtenbücher: Idealtypus des Fahrtenbuchs iSd. Satzes 3
sind handschriftlich zu führende Fahrtenbücher, wie sie typischerweise im
Schreibwarenhandel erhältlich sind (Format A6 quer). Dies bedeutet jedoch
nicht, das handschriftliche Aufzeichnungen zwingend sind. Die vom Gesetz ver-
langte „buch“-förmige Gestalt der Aufzeichnungen bedeutet nur, dass die erfor-
derlichen Angaben in einer gebundenen oder jedenfalls in einer in sich geschlos-
senen Form festgehalten werden müssen, die nachträgliche Einfügungen oder
Veränderungen ausschließt oder zumindest deutlich als solche erkennbar werden
lässt (BFH v. 21.4.2009 – VIII R 66/06, BFH/NV 2009, 1422). Auch Schreib-
hefte, Notizbücher und Taschenkalender kommen in Betracht. Lose Notizzettel
können allerdings schon in begrifflicher Hinsicht kein Fahrtenbuch sein (BFH
v. 9.11.2005 – VI R 27/05, BStBl. II 2006, 408; zuletzt auch BFH v. 12.7.2011 –
VI B 12/11, BFH/NV 2011, 1863).
Besprechen einer Tonbandkassette/Diktiergerät: Dies entspricht nicht den
Anforderungen, auch wenn anhand der Aufzeichnungen später die schriftlichen
Fahrtenbücher gefertigt werden. Eine solche Aufzeichnung kann jedoch zur
zeitnahen Anfertigung eines schriftlichen Fahrtenbuchs eingesetzt werden. Die
Tonbandkassetten haben wegen der jederzeitigen nachträglichen Abänderbarkeit
keinen eigenen Beweiswert und scheiden aus diesem Grund als anzuerkennen-
des Fahrtenbuch aus (FG Rhld.-Pf. v. 16.3.2000 – 4 K 3019/98, DStRE 2000,
717 rkr.).
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Excel-Tabelle: Eine mittels eines Computerprogramms erzeugte Datei (zB mit
Microsoft Excel), an deren bereits eingegebenem Datenbestand zu einem späte-
ren Zeitpunkt noch Veränderungen vorgenommen werden können, stellt kein
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch dar. Eine Computerdatei muss bei Änderbarkeit
die Änderungen in sich selbst dokumentieren und offenbaren (BFH v. 16.11.
2005 – VI R 64/04, BStBl. II 2006, 410). Es fehlt insoweit an einer zuverlässigen
Nachprüfbarkeit der einzelnen Aufzeichnungen, selbst wenn die Aufzeichnun-
gen unmittelbar im Anschluss an die jeweiligen Fahrten vorgenommen wurden.
Etwas anderes gilt jedoch für die Kombination von schriftlichen Grundauf-
zeichnungen im Fahrtenbuch und später nachfolgenden Konkretisierung durch
Erläuterungen in einer Computerdatei, soweit die handschriftlichen Aufzeich-
nungen in geschlossener Form erfolgten (so FG Berlin-Brandenb. v. 14.4.2010
– 12 K 12047/09, EFG 2010, 1306, nrkr., Rev. Az. BFH VI R 33/10).
Fahrtenschreiber: Seit geraumer Zeit sind bei verschiedenen Kfz.-Herstellern
elektronische Fahrtenbücher erhältlich, die den Anforderungen des Gesetzes
entsprechen und von der FinVerw. anerkannt werden (vgl. auch R 8.1 Abs. 9
Nr. 2 Satz 6 LStR 2011). Hierbei wird die Aufzeichnung automatisch mittels sa-
tellitengestützter Navigation vorgenommen. Der Fahrer muss nur noch den
Grund der Fahrt selbst auswählen. Eine nachträgliche Änderung der Datenbasis
darf jedoch auch hier nicht möglich sein.

cc) Zeitnahe Führung des Fahrtenbuchs
Neben der Vollständigkeit und Richtigkeit kommt der zeitnahen Führung des
Fahrtenbuchs entscheidende Bedeutung zu. Das Merkmal der Zeitnähe bezieht
sich auf den zeitlichen Zusammenhang zwischen einer durchgeführten Fahrt
und dem schriftlichen oder elektronischen Festhalten dieser Fahrt in einer Auf-
zeichnung, die die Anforderungen an ein Fahrtenbuch erfüllt (BFH v. 9.11.2005
– VI R 27/05, BStBl. II 2006, 408). Das Kriterium der Zeitnähe dient zum einen
dazu, dass die Angaben mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit dem
tatsächlichen Geschehnis entsprechen. Die zeitnahe Erfassung der Fahrten soll
eine unzutreffende Zuordnung einzelner Privatfahrten zum beruflichen Nut-
zungsanteil wie auch deren gänzliche Nichtberücksichtigung im Fahrtenbuch
möglichst ausschließen, weil jede Erinnerung, insbes. an alltägliche Fahrten beim
Stpfl. verblasst. Zum anderen müssen die Aufzeichnungen auch jederzeit über-
prüfbar sein (zB im Rahmen einer Außenprüfung), weshalb der tatsächliche Ki-
lometerstand des Kfz. mit den Aufzeichnungen im Fahrtenbuch genauso über-
einstimmen muss wie Angaben über Kilometerstände in Inspektionsrechnungen
oÄ (zutr. Urban, FR 1997, 661 [670]).

dd) Mindestinhalt der Aufzeichnungen im Fahrtenbuch
Jede einzelne Verwendung des Kraftfahrzeugs ist für sich aufzuzeichnen.
Besteht eine einheitliche berufliche Reise aus mehreren Teilabschnitten, so kön-
nen diese Abschnitte miteinander zu einer zusammenfassenden Eintragung ver-
bunden werden. Zumindest für jeden Kalendertag ist jedoch ein gesonderter
Eintrag erforderlich. Wird die berufliche Nutzung durch eine private Nutzung
unterbrochen, so muss diese Nutzungsänderung gesondert dokumentiert wer-
den (BFH v. 10.4.2008 – VI R 38/06, BStBl. II 2008, 768). Für jedes Kfz. ist ein
gesondertes Fahrtenbuch zu führen und zuzuordnen (zB durch Anbringung des
Kfz.-Kennzeichens auf dem Fahrtenbuch).
Als Mindestangaben sind erforderlich:
– Datum,
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– Kilometerstand am Anfang der Fahrt,

– Kilometerstand am Ende der Fahrt,

– Startort,

– ggf. Reiseroute bei Umwegfahrten,

– Reiseziel,

– Reisezweck.

Der Kilometerstand am Anfang und am Ende einer jeden Fahrt ist zwin-
gend vom Kilometerzähler des Kfz. abzulesen. Die Angabe nur der zurückgeleg-
ten Entfernung als Ausgangsgröße für eine rechnerische Ermittlung der Ge-
samtkilometerstände ist nicht ausreichend. Der Kilometerstand ist möglichst
genau anzugeben. Gerundete Angaben genügen nicht (BFH v. 31.5.2005 – VI B
65/04, DStRE 2005, 978). Es genügt jedoch die zeitnahe Erfassung des An-
fangs- und Endstands des Kilometerzählers, die tatsächlich gefahrenen Kilo-
meter müssen nicht zeitnah ausgerechnet und aufgezeichnet werden, weil die
Angabe des Gesamtkilometerstands am Anfang und am Ende jeder Fahrt die
zurückgelegte Entfernung ausreichend determiniert. Diese Berechnung kann
auch am Ende eines Abrechnungszeitraums bzw. nach Ablauf des VZ erfolgen,
wenn die Anteile der Nutzung ermittelt werden.

Strittig ist, wie detailliert der Fahrtzweck anzugeben ist. Der Fahrtzweck
muss sich regelmäßig schon aus dem Fahrtenbuch selbst entnehmen lassen und
dadurch eine stichprobenartige Überprüfung ermöglichen. Neben den Fahrtzie-
len ist grds. auch der jeweils aufgesuchte Kunde oder Geschäftspartner bzw. der
konkrete Gegenstand der dienstlichen Verrichtung (zB Besuch einer bestimmten
behördlichen Einrichtung, einer Filiale oder einer Baustelle) aufzuführen. All-
gemeine Aufzeichnungen, wie zB „Kundenbesuch“, sind nicht ausreichend, da
sie eine private (Mit-)Veranlassung der Reise nicht objektiv nachprüfbar aus-
schließen. Der Reisezweck muss so detailliert aufgezeichnet werden, dass nach-
prüfbar ist, ob eine benannte Person aus betrieblichen oder privaten Gründen
aufgesucht wurde. Weitere Angaben zum Zweck des Kundenbesuchs müssen
nicht im Fahrtenbuch genannt sein. Es genügt, wenn diese Angaben bspw. aus
Rechnungen, Handakten, Terminkalendern oÄ rekonstruiert werden können
(FG Saarl. v. 29.6.1999 – 1 K 210/97, juris, rkr.). Reine Ortsangaben genügen
nur, wenn sich der aufgesuchte Kunde oder Geschäftspartner aus dieser Orts-
angabe zweifelsfrei ergibt (BFH v. 16.3.2006 – VI R 87/04, BStBl. II 2006, 625).
Möglich sind auch Abkürzungen für bestimmte, häufiger aufgesuchte Fahrtziele
bzw. wiederkehrende Reisezwecke. Die Abkürzungen müssen aus sich heraus
verständlich sein oder außerhalb des Fahrtenbuchs näher erläutert werden (BMF
v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 28).

Bei Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte und bei Privatfahrten
ist die Angabe des Fahrtzwecks unproblematisch, weil hier ein kurzer Vermerk
„Wohnung/Arbeit“ bzw. „Privat“ genügt. Eine weitere Differenzierung ist nicht
erforderlich. Bei Privatfahrten ist die Angabe von Startort, Route und Zielort ent-
behrlich. Auch Privatfahrten über mehrere Kalendertage (bspw. Urlaubsfahrt)
können zusammenhängend angegeben werden. Diese Mindestangabe ist jedoch
erforderlich, damit weiterhin ein Fahrtenbuch und nicht eine unzusammenhän-
gende Aufzeichnung betriebl. Fahrten vorliegt und dies auch für Dritte nach-
prüfbar wird. Nicht zuzustimmen ist insoweit Urban (FR 1997, 661 [670]), der
die Kilometerangaben bei Privatfahrten für insgesamt überflüssig hält, weil die
Angaben von betrieblich/beruflich gefahrene Strecken und Fahrten zwischen
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Wohnung und Betriebsstätte genügen, um als Residualgröße die Summe der Pri-
vatfahrten zu ermitteln.
Die Angabe der gesamten Reiseroute ist nur bei Umwegfahrten erforder-
lich (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 – Tz. 24). Dies ist uE zutreffend,
weil sonst keine nachträgliche Überprüfung möglich ist, da bei Überprüfung der
Kilometerangaben ein gewöhnlicher Routenplaner mittels Start und Ziel ledig-
lich den direkten Weg anzeigen wird. Letztlich ist bei Umwegfahrten auch der
Zweck des Umwegs anzugeben, um die private bzw. betriebliche/berufliche
Veranlassung zu überprüfen. Die Anforderungen sind abhängig von der Abwei-
chung zum normalen Streckenverlauf. Reiserouten sind jedoch dann nicht anzu-
geben, wenn die Abweichungen zum idealtypischen Streckenverlauf geringfügig
sind. Das FG Düss. (v. 7.11.2008 – 12 K 4479/07 E, EFG 2009, 324, rkr.) hält
die Angabe der Reiseroute erst dann für erforderlich, wenn die tatsächliche Ge-
samtstrecke die von einem Routenplaner empfohlene längste Strecke um mehr
als 20 % übersteigt. Höhere Abweichungen sind nach dieser Rspr. insbes. im
Stadtverkehr denkbar, wenn Staus umfahren werden müssen. Diese Einschrän-
kung für Umwegfahrten ist uE zutreffend, jedoch durch das Gericht auf einer
ex post Beurteilung eines vorgelegten Fahrtenbuchs entwickelt. Bei der laufen-
den Aufzeichnung eines Fahrtenbuchs wird der Stpfl. insbes. im Innenstadtver-
kehr jedoch keinen Vergleich zwischen idealtypischen Strecken nach Routen-
planer und der tatsächlichen Fahrtroute vornehmen können. Der Stpfl. wird
deshalb gehalten sein, Umwegfahrten so detailliert wie möglich aufzuzeichnen,
um nicht die Verwerfung des Fahrtenbuchs zu riskieren.

ee) Berufsspezifische Erleichterungen
Die Finanzverwaltung gewährt für Vielfahrer berufsspezifische Erleichte-
rungen bei der Führung des Fahrtenbuchs (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009,
1326 – Tz. 25 ff.). Im Rahmen von Fahrtätigkeiten (Handelsvertreter, Kuriere)
soll bei großen Strecken und unterschiedlichen Reisezielen ausreichen, wenn die
einzelnen Kunden benannt werden. Die Angabe der Zwischenentfernungen soll
nur bei größeren Differenzen zwischen direkter und tatsächlicher Entfernung
nötig sein. Eine Vereinfachung durch die FinVerw. ist hierin nicht zu erkennen,
weil detailliertere Angaben schon nach Satz 3 nicht erforderlich sind, soweit die
insgesamt betriebliche/berufliche Fahrt nicht zu Privatzwecken unterbrochen
wird. Genauso verhält es sich mit den Vereinfachungen für Taxifahrer bzw. für
Fahrlehrer (Angabe „Fahrten im Pflichtgebiet“ bzw. „Fahrschulfahrt“ sollen ge-
nügen). Auch hier gewährt die FinVerw. nur eine Vereinfachung, weil sie ohne-
hin zu strenge Maßstäbe an die Angaben zur Reiseroute stellt. Im Übrigen ist es
uE nicht nachzuvollziehen, warum diese Erleichterungen nicht allg. für alle
Stpfl. gelten können, denn wenn die Angaben für den Kreis der Vielfahrer aus-
reichen, muss dies erst recht für „Wenigfahrer“ ausreichen, weil hier eine Nach-
prüfung noch leichter fällt.

ff) Eingeschränkte Angaben für Berufsgeheimnisträger
Erleichterungen für Steuerpflichtige mit Auskunfts- und Mitwirkungsver-
weigerungsrechten gem. § 102 AO sieht die FinVerw. nicht vor. Die Fin-
Verw. hat zuletzt deutlich gemacht, dass das allg. BMF-Schreiben (v. 18.11.2009,
BStBl. I 2009, 1326) auch auf diese Personen Anwendung findet (OFD Frank-
furt/Main v. 19.1.2011 – S 2145 A-15-St 210, nv.). Strittig wurde die Frage, nach-
dem die FinVerw. bei Einf. von Nr. 4 Satz 2 und 3 zuerst bis zum 31.12.1997
auf detaillierte Angaben verzichten wollte. Nach Schmitz (wistra 1997, 293) und
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Au (NJW 1999, 340) stellt das Verlangen, Namen und Anschrift von Patienten/
Mandanten im Fahrtenbuch anzugeben, einen Verstoß gegen § 102 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. c AO und § 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB dar. Insbesondere sei das Steuer-
geheimnis (§ 30 AO) und dessen strafrechtliche Absicherung (§ 355 StGB) kein
genügender Rechtfertigungsgrund. Die FinVerw. folgte diesen Einwendungen
nicht und erweiterte den Anwendungsbereich der allgemeinen Anforderungen
auf alle Berufsgruppen (vgl. zB OFD Rostock v. 31.7.1997, DB 1997, 1691;
OFD Frankfurt v. 19.4.2000, FR 2000, 738; zust. Wacker, NWB F. 3, 10119
[10144]).
Rechtsprechung zu Fahrtenbuchangaben von Berufsgeheimnisträgern:
Der BFH verdeutlichte zuerst, dass der Annahme, Satz 2 und 3 seien insgesamt
wegen einer anwaltlichen Schweigepflicht nicht anwendbar, eindeutig zu wider-
sprechen ist (BFH v. 3.1.2007 – XI B 128/06, BFH/NV 2007, 706). Nach der
Rspr. der FG sollen Verschwiegenheitspflichten nicht dazu zwingen, die
Maßstäbe bei der Führung von Fahrtenbüchern herabzusetzen, da allein durch
die Nennung von Namen und Anschrift des Patienten/Mandanten keine schüt-
zenswerte Interessen berührt würden (FG Hamb. v. 17.1.2007 – 8 K 74/06,
EFG 2007, 669, rkr.; FG München v. 20.7.2007 – 13 K 1877/04, juris, rkr.). Ge-
gen das Argument, dass das Steuergeheimnis und die Strafbarkeit dessen Verlet-
zung nicht ausreiche, wandte sich zudem das Sächs. FG v. 14.12.2007 (2 K
1785/07, juris, rkr.).
Neue Rechtsprechung zu Vorlagepflichten im Rahmen von Außenprü-
fungen: Fraglich ist, welche Auswirkungen die neuere Rspr. zu Vorlagepflichten
von Berufsgeheimnisträgern während einer Ap. auf die Fahrtenbuchmethode
hat. Nach BFH v. 28.10.2009 (VIII R 78/05, BStBl. II 2010, 455) bestehen Vor-
lageverweigerungsrechte aus § 104 Abs. 1 AO auch in der beim Berufsgeheim-
nisträger selbst stattfindenden Außenprüfung. Bei Ausgangsrechnungen und an-
deren Belegen, aus denen sich die Identität von Mandanten ergibt, beschr. sich
das Vorlagerecht der FinBeh. auf Unterlagen in neutralisierter Form. Ein Ver-
weigerungsrecht gilt jedoch nicht für solche Mandanten, die auf die Geheimhal-
tung ihrer Identität verzichtet haben (zB Mandanten eines Steuerberaters, dessen
Mandatierung auf deren Steuererklärung sichtbar gemacht wird).
Eigene Auffassung: Die Anforderungen an Fahrtenbücher von Berufsgeheim-
nisträgern sind uE entgegen der neueren Auffassung der FinVerw. einzuschrän-
ken. Wenn ein Berufsgeheimnisträger im Fall einer Ap. berechtigt ist, Mandan-
tenangaben zu schwärzen, dann ist es uE unverhältnismäßig, erst solche
Angaben im Fahrtenbuch zu verlangen. Da ein Verzicht auf Geheimhaltung der
Identität nach der vorgenannten Rspr. nicht bei allen Berufsgeheimnisträgern
die Regel ist (zB Steuerberater) sind auch nicht für alle Berufsgeheimnisträger
allgemeingültige Aussagen zur Detailtiefe eines Fahrtenbuchs zu machen. Ins-
besondere nicht geheimhaltungsrelevante berufliche Fahrten (zB eines Anwalts
zum Gericht, zu Banken) sind in allen Fällen zu kennzeichnen. Da auch nähere
Angaben zum Zielort die Identität des Mandanten offenbaren können, muss
hier die Angabe des Straßennamens ohne Hausnummer genügen. Dem steht uE
auch nicht die Rspr. des BFH zu den Angaben bei Bewirtungsaufwendungen
entgegen (BFH v. 26.2.2004 – IV R 50/01, BStBl. II 2004, 502). Bei diesen Auf-
wendungen können Berufsgeheimnisträger nicht unter Berufung auf ihre
Schweigepflicht Angaben unterlassen, da für die Abzugsfähigkeit dieser Aufwen-
dungen § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 ausdrücklich die Angabe aller Bewirtungs-
teilnehmer fordert. Der BFH geht zur Rechtfertigung einer unbefugten Offen-
barung nach § 203 StGB insoweit von einer konkludenten Einwilligung des
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Bewirteten aus, da dieser von der Aufzeichnungspflicht weiß. Diese Rspr. ist uE
nicht auf die Anforderungen an ein Fahrtenbuch zu übertragen. Zum einen for-
dert Satz 3 nur ein ordnungsmäßiges Fahrtenbuch, Mandanten- bzw. Patienten-
angaben sind nicht materiell-gesetzliche Voraussetzung der Abzugsfähigkeit der
Kfz.-Aufwendungen als BA, vielmehr sollen diese der Ermittlung des privaten
Nutzungsanteils dienen. Zum anderen ist bei Fahrtenbuchaufzeichnungen nicht
von einer konkludenten Einwilligung des Mandanten/Patienten zur Offen-
barung gegenüber der FinVerw. auszugehen, da die Mandanten/Patienten nicht
wissen können, ob der Berufsträger den Nutzungsanteil nach Satz 2 oder 3 er-
mittelt.

3. Rechtsfolge: Bewertung der Nutzungsentnahme mit den auf die
Privatfahrten entfallenden Aufwendungen

a) Nachweis mit ordnungsgemäßem Fahrtenbuch
Die Nutzungsentnahme für die private Kfz.-Nutzung ermittelt sich durch die
Gegenüberstellung der Gesamtaufwendungen im Verhältnis der privaten zu den
übrigen Fahrten.

Beispiel:
Rechtsanwalt R hat ein gebraucht erworbenes Kfz. der Oberklasse im BV, welches er
überwiegend betrieblich nutzt. Der Bruttolistenpreis im Zeitpunkt der Erstzulassung
betrug 65000 E. Für das Kfz. sind nachweislich folgende Aufwendungen entstanden:

AfA des Kfz. 8000 E
lfd. Kosten mit VoSt-Abzug 7000 E
lfd. Kosten ohne VoSt-Abzug 2000 E
Gesamtaufwendungen 17000 E

Nach dem ordnungsgemäßen Fahrtenbuch ergeben sich für den VZ folgende Fahrten:

Fahrten Wohnung–Betriebsstätte
180 Tage 2 × 20km = 7200 km 24 % 4080 E
Betriebliche Fahrten 10800 km 36 % 6120 E
Privatfahrten 12000 km 40 % 6800 E
Gesamtfahrten 30000 km 100 % 17000 E

Auf die Privatfahrten entfallen somit Aufwendungen iHv. 6120 E, davon gelten
5400 E als mit VoSt belastete Aufwendungen (6120 E × 15000 E / 17000 E). Die
Nutzungsentnahme beträgt somit 6120 E zzgl. 720 E USt.
Für Fahrten Wohnung-Betriebsstätte kann gem. § 4 Abs. 5 Nr. 6 max. die Entfer-
nungspauschale angesetzt werden: 180 Tage × 20 km × 0,30 E = 1080 E. Dem Ge-
winn sind somit 3000 E nicht abzugsfähige BA hinzuzurechnen (4080 E ./. 1 080 E).
Nach der Listenpreismethode würde sich ein Betrag von 65000 E × 1 % × 12 =
7800 E für die Privatnutzung ergeben. Davon gelten 80 % als mit USt. zu belasten,
mithin ergibt sich eine Nutzungsentnahme von 7800 E zzgl. 1185,60 E USt. Für Fahr-
ten Wohnung-Betriebsstätte sind 65000 E × 0,03 % × 12 = 4680 E anzusetzen. Eine
Kostendeckelung würde nicht eingreifen, weil die Gesamtaufwendungen mit 17000 E
über den ermittelten Pauschalwerten liegen. Die Fahrtenbuchmethode wäre im Beispiel
günstiger.

b) Feststellung nicht ordnungsgemäßer Fahrtenbuchführung
Feststellung der Nichtordnungsmäßigkeit: Die Fahrtenbuchmethode findet
Anwendung, wenn das Fahrtenbuch der Besteuerung zugrunde gelegt werden
kann. Dies erfolgt, soweit nach den Umständen des Einzelfalls kein Anlass vor-
liegt, die sachliche Richtigkeit zu beanstanden (§ 158 AO). Hierzu kann die Fin-
Beh. das Fahrtenbuch einer Schlüssigkeitsprüfung unterziehen. Die FinBeh.
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trifft die Beweislast für die sachliche Unrichtigkeit. Unter Anwendung der
Grundsätze von §§ 140–148 AO bedeutet dies jedoch auch, dass nicht jeder ge-
ringe Mangel zur Verwerfung des Fahrtenbuchs führen kann. Ebenso wie eine
Buchführung trotz einiger formeller Mängel noch als formell ordnungsgemäß
erscheinen kann, führen auch kleinere Mängel im Fahrtenbuch nicht zur Ver-
werfung, wenn die Angaben insgesamt noch plausibel sind. Maßgeblich ist, ob
trotz der Mängel noch eine hinreichende Gewähr für die Vollständigkeit und
Richtigkeit der Angaben gegeben und der Nachweis der privaten Kfz.-Nutzung
noch möglich ist (BFH v. 10.4.2008 – VI R 38/06, BStBl. II 2008, 768). Zu prü-
fen ist das Fahrtenbuch und der belegmäßige Nachweis der gesamten Aufwen-
dungen. Soweit einzelne Aufwendungen nicht nachgewiesen werden können,
bedeutet dies uE nicht, dass die Fahrtenbuchmethode nicht anwendbar ist. Die
Beurteilung, ob das Fahrtenbuch ordnungsgemäß ist, obliegt in erster Linie der
tatrichterlichen Würdigung (BFH v. 10.4.2008 – VI R 38/06, BFH/NV 2008,
1382; v. 17.4.2007 – VI B 145/06, BFH/NV 2007, 1314). Die Aufzeichnungen
sind im Original vorzulegen, bloße Abschriften und komprimierte Darstellungen
genügen nicht (BFH v. 14.12.2006 – IV R 62/04, BFH/NV 2007, 691). Die
Überprüfung kann auch mittels statistischer Methoden erfolgen. Das FG Müns-
ter (v. 7.12.2005 – 1 K 6384/03 E, EFG 2006, 652, rkr.) hat mittels Chi-Quadrat
Tests die Häufigkeit (Verteilungseigenschaft) von Ziffern untersucht. Dieser
Test beruht darauf, dass jeder Mensch eine Vorliebe für bestimmte Zahlen hat,
wogegen Kilometerstände nach Tachometer eines Kfz. bei sämtlichen Fahrten
willkürliche Zahlenreihen ergeben sollten. Bei der Häufung bestimmter Zahlen,
ist von der nachträglichen Führung des Fahrtenbuchs auszugehen.
Folgen bei kleineren Mängeln: Es ergeben sich unterschiedliche Folgen, je
nach Grad der festgestellten Unrichtigkeit. Bei kleineren Mängeln des Fahrten-
buchs (zB nicht nachvollziehbarer Reisezweck an einigen Tagen), wird die Erhö-
hung der Quote der privaten Kfz.-Nutzung in Betracht kommen, weil dann von
einer Privatfahrt auszugehen ist. Da eine Schlüssigkeitsprüfung keine umfangrei-
che Überprüfung jeder einzelnen Eintragung bedingt, kommt uE auch ein pau-
schaler Zuschlag auf die Quote der privaten Kfz.-Nutzung in Betracht. Dies
sollte jedoch nur möglich sein, wenn das Fahrtenbuch ansonsten formell ein-
wandfrei ist und die fehlerhaften Eintragung sich auf maximal 3–5 Fahrten je
Monat beschränken.
Folgen bei erheblichen Mängeln: Liegen erhebliche Mängel vor bzw. besteht
der Verdacht der nicht zeitnahen Führung, ist das Fahrtenbuch zu verwerfen.
Durch die Beschränkung der Anwendung der Listenpreismethode auf Kfz., die
mindestens zu 50 % betrieblich genutzt werden, ergeben sich Folgeprobleme.
Soweit das Fahrtenbuch für ein Kfz. geführt wurde, für welches die Listenpreis-
methode Anwendung finden kann, ist die Verwerfung die Regel. Die Listen-
preismethode ist dann anzuwenden (BMF v. 18.11.2009, BStBl. I 2009, 1326 –
Tz. 30). Die FinVerw. äußert sich jedoch nicht zur Vorgehensweise, wenn die
Listenpreismethode nicht anwendbar ist. In diesen Fall ist uE der Maßstab für
die Ordnungsmäßigkeitsprüfung des Fahrtenbuchs herabzusetzen. Mangels An-
wendbarkeit der Listenpreismethode müsste der private Nutzungsanteil ohnehin
geschätzt werden (vgl. Anm. 1202m). Bevor jedoch eine Schätzung mit einer
Pauschale von 50 % bzw. unter Anwendung höherer Prozentsätze auf tatsäch-
liche AK des Kfz. in Betracht kommt, wäre eine Übernahme des Fahrtenbuch-
ergebnisses unter Sicherheitszuschlägen vorzuziehen. Dieses Vorgehen setzt al-
lerdings ebenfalls ein bestimmtes Mindestmaß an Ordnungsmäßigkeit des
Fahrtenbuchs voraus und könnte bspw. bei einer nicht zeitnahen Führung bzw.
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bei Unplausibilitäten iVm. dem Belegnachweis genutzt werden. Soweit ein Fahr-
tenbuch für bestimmte Zeiträume nicht vorliegt und die Fehlzeiten nicht ins Ge-
wicht fallen (max. 1–2 Monate) kommt uE eine Schätzung unter Sicherheits-
zuschlag anhand der restlichen Monate in Betracht, soweit nicht Angaben
vorliegen, aus denen sich eine überwiegende bzw. vollständige private Nutzung
für diesen Zeitraum ergibt (zB Urlaub in den Sommermonaten).

VI. Allgemeine Erläuterungen zu Nr. 4 Sätze 4 und 5

Schrifttum: Schauhoff/Kirchhain, Das Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerlichen
Engagements, DStR 2007, 1985; Hüttemann, Das Buchwertprivileg bei Sachspenden
nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 5 EStG, DB 2008, 1590; Seer, Entnahme zum Buchwert bei
unentgeltlicher Übertragung von Wirtschaftsgütern auf eine gemeinnützige GmbH oder
Stiftung – Zur Reichweite des sog. Buchwertprivilegs des § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 5 EStG,
GmbHR 2008, 785.

1. Rechtsentwicklung
StÄndG 1969 v. 18.8.1969 (BGBl. I 1969, 1211; BStBl. I 1969, 477): Abs. 1
Nr. 4 Sätze 4 u. 6 wurden als Sätze 2 u. 3 eingefügt, und zwar mit Geltung ab
1.1.1969 (§ 52 Abs. 1 idF des EStÄndG 1969).
Kultur- und StiftungsförderungsG v. 13.12.1990 (BGBl. I 1990, 2775;
BStBl. I 1991, 51): Das sog. Buchwertprivileg wurde auf Sachspenden für beson-
ders förderungswürdige kulturelle Zwecke ausgedehnt.
StandOG v. 13.9.1993 (BGBl. I 1993, 1469; BStBl. I 1993, 774): Das sog. Buch-
wertprivileg wurde auf alle nach § 10b Abs. 1 Satz 1 begünstigten Zwecke aus-
gedehnt.
JStG 1996 v. 11.10.1995 (BGBl. I 1995, 2310; BStBl. I 1995, 438): Die ur-
sprünglichen Sätze 2 und 3 wurden durch Einfügung der Regeln über die Ent-
nahme privater Kfz.-Nutzung zu den Sätzen 4 und 5.
Ges. zur weiteren stl. Förderung von Stiftungen v. 14.7.2000 (BGBl. I 2000,
1034; BStBl. I 2000, 1192): Das bisherige Buchwertprivileg zur Übertragung
von WG wurde durch die Einfügung des Satzes 5 auch auf eine gemeinnützige
und begünstigte Stiftung (§ 10b Abs. 1 Satz 3) ausgedehnt. Dadurch wurde der
bisherige Satz 5 zum Satz 6 mit erweitertem Anwendungsbereich (Satz 4 und 5).
JStG 2009 v. 19.12.2008 (BGBl. I 2008, 2794; BStBl. I 2009, 74): Löschung
von Satz 5. Der Verweis auf § 10b Abs. 1 Satz 3 lief nach der Änderung des
§ 10b durch das Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engage-
ments v. 10.10.2007 (BGBl. I 2007, 2332; BStBl. I 2007, 815) ins Leere, weil be-
reits der Anwendungsbereich des § 10b erweitert wurde (dazu schon Schauhoff/
Kirchhain, DStR 2007, 1985).

2. Bedeutung und Geltungsbereich
Bedeutung: Nach der Grundregel der Nr. 4 Satz 1 sind Entnahmen mit dem
Teilwert zu bewerten. Dadurch werden stille Reserven der entnommenen WG
aufgedeckt und idR ergibt sich eine steuerliche Belastung. Soweit gem. § 10b ein
Abzug dieser Aufwendungen als SA in der Höhe begrenzt wird, kann die steuer-
liche Belastung der Aufdeckung stiller Reserven nicht kompensiert werden. Eine
Zuführung von WG des BV für steuerbegünstigte Zwecke wird stl. unattraktiv.
Das sog. Buchwertprivileg von Nr. 4 Satz 4 führt zu einer Entnahme ohne Auf-
deckung der stillen Reserven. Hierdurch sollte „die Spendenbereitschaft geför-
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dert und damit dazu beigetragen werden, die wirtschaftliche Grundlage der ge-
meinnützigen wissenschaftlichen Institutionen zu erweitern“; ferner sollten „in
Anbetracht der zunehmenden Anforderungen, die der technische Fortschritt
an alle Bereiche des Bildungswesens stellt“, Erziehung, Volks- und Berufs-
ausbildung gefördert werden (Begründung zum StÄndG 1969 v. 18.8.1969,
BTDrucks. V/3890, 20).
Geltungsbereich: Die Regelung gilt entsprechend auch für die GewSt. (vgl.
auch Fischer in Kirchhof X. § 6 Rn. 171).

VII. Voraussetzungen der Bewertung mit dem Buchwert

1. Entnahme von Wirtschaftsgütern zum Buchwert für begünstigte
Zwecke (Satz 4)

Tatbestand: Die Begünstigung gilt für alle WG, auch für immaterielle Güter
wie zB Rechte; nicht dagegen für Nutzungen und Leistungen (s. Anm. 1207).
Das WG muss einer nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG von der KSt. befreiten Körper-
schaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse (zu den weiteren Vorausset-
zungen vgl. § 5 KStG Anm. 200 ff.) oder einer juristischen Person des öffent-
lichen Rechts überlassen werden. Das WG muss unentgeltlich zur Verwendung
für steuerbegünstigte Zwecke überlassen werden; dh. der Stpfl. darf nicht vom
Empfänger einen wirtschaftlichen Vorteil erhalten, der eine Gegenleistung für
die Zuwendung des WG bildet. Überlassen meint untechnisch die Übertragung
des Eigentums am WG (Hüttemann, DB 2008, 1590). Das WG muss unmittel-
bar nach seiner Entnahme dem Empfänger überlassen werden. Nach dem
Sprachgebrauch ist damit der zeitliche Ablauf gemeint; dh. zwischen der Ent-
nahme und der Zuwendung darf kein anderer Vorgang oder Zustand liegen. Es
ist nicht zulässig, dass der Stpfl. ein WG zum Buchwert entnimmt und es erst
noch privat nutzt mit der Begründung, er habe seine Absicht, das WG einem be-
günstigten Empfänger zuzuwenden, nicht unverzüglich (ohne schuldhaftes Zö-
gern) verwirklichen können. Das Erfordernis der Unmittelbarkeit bezieht sich
jedoch nicht auf das Verwendungserfordernis (dazu umfassend Seer, GmbHR
2008, 785). Insoweit ist das Buchwertprivileg auch auf die WG anwendbar, die
zwar dem begünstigten Empfänger überlassen werden, dieser jedoch nicht un-
mittelbar mit diesem WG sondern bspw. mit einem Veräußerungserlös dem be-
günstigten Zweck nachkommt. Insoweit Nr. 4 Satz 4 einen weiten Anwendungs-
bereich hat, liegt hierin zutreffend auch kein Gestaltungsmissbrauch (so Seer,
GmbHR 2008, 785; Hüttemann, DB 2008, 1590 [1592]; Fischer in Kirchhof
X. § 6 Rn. 171). Da die Abziehbarkeit nach § 10b nicht Voraussetzung der Be-
günstigung ist, kommt Nr. 4 Satz 4 auch bei einer von Todes wegen angeordneten
Überlassung in Betracht (BFH v. 5.2.2002 – VIII R 53/99, BStBl. II 2003, 237).
Rechtsfolge: Nr. 4 Satz 4 gewährt ein Wahlrecht, der Stpfl. kann statt des in
Satz 1 vorgeschriebenen Teilwerts den niedrigeren Buchwert ansetzen. Der An-
satz des Teilwerts kommt zB dann in Betracht, wenn die Aufdeckung stiller Re-
serven durch anderweitige Verluste kompensiert wird oder der Stpf. die Sach-
spende in Höhe ihres gemeinen Werts als Sonderausgabe geltend machen
möchte, da sich der Zuwendungswert nach § 10b Abs. 3 Satz 2 nach dem Ent-
nahmewert richtet. Eine Optimierung von Verlustnutzung und Sonderausgaben-
abzug durch sog. Zwischenwertansatz der Entnahme entsprechend § 3 Abs. 2
UmwStG 2006 kommt nicht in Betracht, da ein solches Wahlrecht einer explizi-
ten Regelung bedarf.

§ 6 Anm. 1205–1206 Abs. 1 Nr. 4: Bewertung

1206



HHR Lfg. 249 Dezember 2011 Schober

2. Rückausnahme für Nutzungen und Leistungen (Satz 5)
Das Buchwertprivileg gilt nicht für Nutzungen (zB die unentgeltliche Ge-
brauchsüberlassung einer Sache oder eines Rechts) und Leistungen (zB Dienst-
leistungen).

[Anschluss S. E 637]
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B. Bewertung von Einlagen (Abs. 1 Nr. 5)

Autor: Dipl.-Finw. (FH) Hans-Martin Eckstein, Wirtschaftsprüfer/
Steuerberater, PricewaterhouseCoopers, Frankfurt/Main,

Mitherausgeber: Prof. Dr. Thomas Stobbe, Steuerberater, Pforzheim/München

I. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 1 Nr. 5

Schrifttum: Zitzlaff, Die Bewertung von Einlagen (§ 6 Ziff. 5 EStG, Abschn. 59 Abs. 1
EStR II/1948 und 1949), DStZ 1950, 313; Grieger, Bewertung der Einlage einer Betei-
ligung mit dem Teilwert trotz höherer Anschaffungskosten, BB 1966, 66; Hanraths, An-
schaffungs- oder Herstellungskosten in Fällen der Einlage nach vorheriger Entnahme, BB
1967, 657; Littmann, Entscheidungen des BFH zum Bilanzsteuerrecht – Eine Übersicht
aus dem Jahre 1966 (2. Teil), Inf. 1967, 145; el., Einlage unentgeltlich erworbener Wirt-
schaftsgüter, DB 1970, 1002; Quack, Zur Bilanzierung von Gesellschaftereinlagen in der
Bilanz des Gesellschafters und der Kapitalgesellschaft, BB 1971, 863; Wismeth, Einlage
von Wirtschaftsgütern, deren Teilwert niedriger ist als ihre Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten bzw. ihr Restwert, FR 1974, 261; Durchlaub, Bewertung von Einlagen – Hö-
he der Anschaffungskosten –, DB 1975, 2245; Söffing, Konjunkturzulage bei Anschaf-
fung vor Betriebseröffnung, FR 1975, 211; Söffing, Zur Bewertung von Einlagen, DStZ
1980, 65; Groh, Gemischte Schenkung und gemischte Sacheinlage im Ertragsteuerrecht,
StuW 1984, 217; Meincke, Einlagen und Absetzungen, StuW 1985, 390; Fasold, Nut-
zungseinlagen vor dem Großen Senat des Bundesfinanzhofs, BB 1987, 1220; Felix, Nut-
zungsvorteile als einlagefähige Wirtschaftsgüter und als verdeckte Gewinnausschüttung,
DStZ 1988, 179; Groh, Nutzungseinlage, Nutzungsentnahme und Nutzungsausschüttung
– Zum Beschluß des Großen Senats vom 26.10.1987 Grs 2/86, DB 1988, 514 (Teil I),
571 (Teil II); Hoffmann, Fragen und Gestaltungshinweise zur BFH-Entscheidung über
den Forderungsverzicht des Gesellschafters, DStR 1997, 1625; Dinkelbach, Einlagen und
Abgeltungssteuer – Gestaltungsmöglichkeiten und Nachbesserungsbedarf, DStR 2011,
941; Paus, Überführen von Wirtschaftsgütern aus dem Privatvermögen in eine Personen-
gesellschaft, EStB 2012, 70; Weidmann, Übertragung von Wertgegenständen aus dem Pri-
vatvermögen eines Gesellschafters in das betriebliche Gesamthandsvermögen einer Per-
sonengesellschaft, FR 2012, 205 (Teil 1), 344 (Teil 2).

1. Grundinformation zu Abs. 1 Nr. 5
Die Nr. 5 des Abs. 1 regelt die Bewertung von WG, die dem BV zugeführt wer-
den. Grundsätzlich sind diese nach Satz 1 Halbs. 1 mit ihrem Teilwert zu bewer-
ten (s. Anm. 1215–1216). Die WG sind jedoch höchstens mit ihren AHK zu be-
werten, wenn das dem BV zugeführte (eingelegte) WG
– innerhalb der letzten drei Jahre vor dem Zeitpunkt der Zuführung ange-

schafft oder hergestellt worden ist (Satz 1 Halbs. 2 Buchst. a); s.
Anm. 1218–1227) oder

– ein Anteil an einer KapGes. ist und der Stpfl. an der KapGes. mit mindestens
1 % (§ 17 Abs. 1 Satz 1) unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist (Satz 1
Halbs. 2 Buchst. b; s. Anm. 1229), wobei es auf den Zeitpunkt der Anschaf-
fung des Anteils nicht ankommt, oder

– ein WG iSv. § 20 Abs. 2 ist (s. Anm. 1229c).
Für diese Sonderfälle präzisieren die Sätze 2 und 3 der Nr. 5 den bei der Einlage
anzusetzenden Wert:
Bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern sind die AHK um die AfA für die Zeit zwi-
schen Anschaffung bzw. Herstellung und Einlage zu kürzen (s. Anm. 1230). Zu

E 637

Bewertung von Einlagen Anm. 1208 § 6

1208



E 638 Eckstein

§ 6 Anm. 1208–1211 Abs. 1 Nr. 5: Bewertung von Einlagen

vergleichen sind also die fortgeführten AHK mit dem Teilwert, der niedrigere
der beiden Werte ist anzusetzen.
Bei einem Wirtschaftsgut, das vor der Einlage aus einem Betriebsvermögen des
Steuerpflichtigen entnommen worden ist, werden die AHK durch den Entnah-
mewert ersetzt (s. Anm. 1232). In diesem Fall werden also der Teilwert und der
fortgeführte Entnahmewert miteinander verglichen, auch hier ist der niedrigere
der beiden Werte für die Bewertung des eingelegten WG maßgeblich.

Einstweilen frei.

2. Rechtsentwicklung des Abs. 1 Nr. 5
Rechtslage bis 31.12.1954: Einlagen waren letztmals nach der Fassung des § 6
Abs. 1 Nr. 5 EStG 1953 mit dem Teilwert, höchstens aber mit den tatsächlichen
AHK zu bewerten. Anzusetzen war also stets der niedrigere der beiden Werte.
Über die Schwierigkeiten, zu denen diese Regelung bei einer nachhaltigen, sehr
erheblichen Preisänderung führte, s. BFH v. 13.3.1952 – IV 39/51 U, BStBl. III
1952, 120; v. 30.4.1952 – IV 10/52 U, BStBl. III 1952, 164; v. 13.6.1952 – I
42/51 U, BStBl. III 1952, 199; v. 3.12.1953 – IV 241/52 U, BStBl. III 1954, 72.
StNG v. 16.12.1954 (BGBl. I 1954, 373; BStBl. I 1954, 575): § 6 Abs. 1 Nr. 5
wurde infolge der oa. Rspr. geändert. Der Grundsatz der Bewertung mit dem
Teilwert wurde beibehalten. Dagegen waren die AHK statt des höheren Teil-
werts nur noch dann maßgebend, wenn das eingelegte WG „innerhalb der letz-
ten drei Jahre vor dem Zeitpunkt der Zuführung angeschafft oder hergestellt
worden ist“. In diesem Rahmen galt wie bisher die Bewertung mit dem niedrige-
ren der beiden Werte. Durch diese Regelung sollten einerseits Werterhöhungen,
die während der privaten Besitzzeit eingetreten sind, vor der Besteuerung ge-
schützt werden. Andererseits sollten durch die Einf. des Dreijahreszeitraums
Steuerumgehungen unterbunden werden (Begr. zum StNG, BTDrucks. II/481,
77; s. auch Anm. 1211). Zur Einlage einer Beteiligung iSd. § 17 Abs. 1 s.
Anm. 1228.
StÄndG v. 18.7.1958 (BGBl. I 1958, 473; BStBl. I 1958, 412): In § 6 Abs. 1
Nr. 5 wurde der Buchst. b bezüglich nach damaliger Terminologie wesentlicher
Beteiligungen (heute: Beteiligungen iSv. § 17 Abs. 1) an KapGes. eingefügt (s.
Anm. 1228). Im Übrigen trat sachlich keine Änderung ein (Streichung des Worts
„tatsächlichen“ vor „Anschaffungs- oder Herstellungskosten“).
Ges. zur Änderung und Vereinfachung des EStG und anderer Ges. v. 18.8.
1980 (BGBl. I 1980, 1537; BStBl. I 1980, 581): In § 6 Abs. 1 Nr. 5 wurden die
Sätze 2 und 3 angefügt. Zur Begr. s. Anm. 1230 bzw. Anm. 1232.
SEStEG v. 7.12.2006 (BGBl. I 2006, 2782; BStBl. I 2007, 4): Bei den neuen
Verweisen auf „§ 17 Abs. 1 oder 6“ (statt bisher § 17 Abs. 1) und „§ 17 Abs. 2
Satz 4“ (statt bisher § 17 Abs. 2 Satz 3) handelt es sich um redaktionelle Anpas-
sungen an die Änderungen des § 17.
Unternehmenssteuerreformgesetz 2008 v. 14.8.2007 (BGBl. I 2007, 1912):
eingefügt wurde Satz 1 Buchst. c als Konsequenz der generellen StPflicht für
Veräußerungsgewinne aus Wertpapieren und ähnlichen WG. Buchst. c) ist anzu-
wenden auf Einlagen, die nach dem 31.12.2008 erfolgen; vgl. § 52a Abs. 5.

3. Bedeutung des Abs. 1 Nr. 5
Allgemeines: Um den BV-Vergleich zutreffend durchführen zu können, ist ei-
ne Abgrenzung zwischen der Privatsphäre und dem betrieblichen Bereich des
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Stpfl. erforderlich (vgl. auch § 4 Abs. 1 Satz 1). Werden WG von der einen in die
andere Sphäre verlagert, sind hierfür Bewertungsregeln erforderlich, die Wert-
veränderungen der jeweils „richtigen“ Sphäre zuordnen. Diese Funktion über-
nimmt für den Fall der Verlagerung von WG aus dem privaten Bereich in das
BV Abs. 1 Nr. 5 (für den Fall der Entnahme s. Anm. 1191). Grundsätzlich sol-
len dabei Wertveränderungen des WG, die seit seiner Anschaffung bzw. Herstel-
lung im privaten Bereich erfolgt sind, stl. nicht berücksichtigt werden, daher die
Bewertung der Einlage zum Teilwert. Allgemeines zur Bedeutung der Vorschrif-
ten über die Bewertung mit dem Teilwert s. Anm. 572 ff.
Begrenzung auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten: Die Unbe-
achtlichkeit von Wertveränderungen im außerbetrieblichen Bereich soll ihre
Grenzen dort haben, wo Steuerumgehungen möglich erscheinen. So ist denkbar,
dass WG im PV angeschafft oder hergestellt werden, bei denen der Stpfl. signifi-
kante Wertsteigerungen erwartet, die dann erst kurz vor ihrer Weiterverarbei-
tung oder ihrem Verkauf zu dem dann höheren Wert in das BV überführt wer-
den. Um diese Verlagerung der Wertsteigerung in den stl. nicht beachtlichen
privaten Bereich zu verhindern, wurde durch das StNG v. 16.12.1954 (BGBl. I
1954, 373; BStBl. I 1954, 575) die Dreijahresfrist (Abs. 6 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2
Buchst. a) eingeführt (BTDrucks. II/481, 77). Bei WG, die innerhalb dieser drei
Jahre aus dem PV in das BV überführt werden, wird im Ergebnis diese Absicht
unwiderlegbar vermutet mit der Folge, dass Wertsteigerungen innerhalb dieser
Dreijahresfrist in das BV verlagert werden. Dies gilt allerdings nicht für Wertver-
luste, diese verbleiben im privaten Bereich, denn auch bei den WG, die unter
den Regelungsbereich des Halbs. 2 Buchst. a fallen, gilt der Teilwert grds. als der
anzusetzende Wert, maßgebend ist jeweils der niedrigere der beiden Werte.
Anteile an Kapitalgesellschaften: Auch die Einfügung des Abs. 1 Nr. 5 Satz 1
Halbs. 2 Buchst. b durch das StÄndG v. 18.7.1958 (BGBl. I 1958, 473; BStBl. I
1958, 412) sollte eine Steuerumgehungsmöglichkeit unterbinden und entspre-
chende Rspr. des BFH auf eine gesetzliche Grundlage stellen. Zu Einzelheiten s.
Anm. 1228.
Weitere Wirkung der Einlage: Der Wert, mit dem das WG anlässlich einer
Einlage angesetzt wird, ist der an die Stelle der AHK tretende Wert gem. Abs. 1
Nr. 1 oder 2. Dies gilt auch im Rahmen der Bewertung nach Abs. 2 (s.
Anm. 1263). Der Einlagewert ist bei abnutzbaren WG zugleich Bemessungs-
grundlage für die weiteren AfA (s. § 7 Anm. 142, R 6.12 Abs. 1 EStR 2008), da
die Einlage ein „anschaffungsähnlicher Vorgang“ sein soll (BFH v. 9.8.1983 –
VIII R 177/80, BStBl. II 1983, 759; krit. Meincke, StuW 1985, 390). Zu den
Folgen der Einlage eines Bodenschatzes, der bereits als WG konkretisiert ist, s.
§ 7 Anm. 546 sowie BFH v. 16.12.2004 – III R 8/98, BStBl. II 2005, 278.

4. Geltungsbereich des Abs. 1 Nr. 5

a) Allgemeines
Zum Geltungsbereich von Abs. 1 insgesamt s. Anm. 5; Abs. 1 Nr. 5 ist in diesen
allgemeinen Geltungsbereich eingebettet. Während allerdings Abs. 1 grds. und
systematisch richtig nur für die Gewinnermittlung durch BV-Vergleich gilt, sind
die Vorschriften über die Bewertung von Einlagen (und Entnahmen, s.
Anm. 1192) auch bei der Gewinnermittlung durch Einnahmen-Überschussrech-
nung (§ 4 Abs. 3) zu berücksichtigen (BFH v. 22.1.1980 – VIII R 74/77,
BStBl. II 1980, 244; s. § 4 Anm. 584 ff.). Dies zeigt sich auch an der Vorschrift
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des § 4 Abs. 4a Satz 6 (s. im Einzelnen § 4 Anm. 1082 ff.), denn ohne Bewertung
der Entnahmen und Einlagen wäre die Vorschrift nicht sinnvoll anwendbar.
Einlagen gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten: Sofern eine Einlage
gegen Gewährung von Anteilen erfolgt, handelt es sich um einen tauschähn-
lichen Vorgang. Abs. 1 Nr. 5 ist für diesen Fall nicht einschlägig, vielmehr gelten
Abs. 6 Satz 1 (s. Anm. 1484b) sowie – als lex specialis hierzu – ggf. §§ 21 oder 24
UmwStG mit den darin genannten Rechtsfolgen, und zwar sowohl für den Ein-
legenden (für die erhaltenen Anteile) als auch für die PersGes. bzw. KapGes.
(für das empfangene WG).
Verdeckte Einlagen: Bei einer verdeckten Einlage in eine PersGes. oder Kap-
Ges. werden keine Anteile gewährt, es liegt also kein Tausch vor. Für die Bewer-
tung des eingelegten WG bei der empfangenden Gesellschaft gilt dann Abs. 1
Nr. 5 (für KapGes. BFH v. 11.2.1998 – I R 89/97, BStBl. II 1998, 691; bei Pers-
Ges. BMF v. 26.11.2004, BStBl. I 2004, 1190), für die Bewertung der Anteile an
der empfangenden KapGes. bei der einlegenden Person gelten ggf. Abs. 6 Satz 2
(s. Anm. 1488d) sowie Abs. 6 Satz 3 (s. Anm. 1489a).

b) „Einlage“ von Verbindlichkeiten
Grundsätzliches: Die Überführung einer Verbindlichkeit in ein BV aus dem
außerbetrieblichen Vermögensbereich (im Wesentlichen also aus dem PV) oder
aus einem anderen BV kann umgangssprachlich auch als „Einlage“ dieser Ver-
bindlichkeit bezeichnet werden. Wirtschaftlich betrachtet handelt es sich jedoch
um eine Verminderung des BV und damit eher um eine „Entnahme“. Zu den
Fällen der Verlagerung von Verbindlichkeiten vgl. R 4.2 Abs. 15 EStR 2008
„Umschuldung Privatschuld in Betriebsschuld“; danach folgt die Zuordnung ei-
ner Verbindlichkeit zu der jeweiligen Vermögenssphäre der Veranlassung ihrer
Entstehung. Eine isolierte Verlagerung einer Verbindlichkeit aus dem PV in das
BV erscheint nur in sehr eingeschränkten Einzelfällen möglich. Der Begriff der
Einlage ist bei KapGes. verbunden mit dem Wegfall einer Verbindlichkeit durch
Übernahme durch den Gesellschafter oder durch Verzicht, wenn Gläubiger der
Gesellschafter oder eine ihm nahestehende Person war (s. im Einzelnen
Anm. 1488c).
Bewertung: Die Frage, ob bei einem solchen Vorgang die Bewertung nach den
Regeln für die Entnahme (Abs. 1 Nr. 4) oder denen für die Einlage (dann Abs. 1
Nr. 5) zu erfolgen hat, dürfte sich danach entscheiden, ob man eine Verbindlich-
keit als negatives WG anerkennt oder den WG-Begriff wie im Handelsrecht auf
Vermögensgegenstände beschr. und Verbindlichkeiten und Schulden nicht da-
runter subsumiert. Die Frage ist derzeit nicht entschieden (vgl. Vor §§ 4–7
Anm. 118, § 6 Anm. 1486e). Es erscheint uE vorzugswürdig, den Begriff des
WG nicht für Verbindlichkeiten zu verwenden (s. auch Vor §§ 4–7 Anm. 118).
Damnum: Zur Behandlung eines Damnums, das bei der ursprünglichen Auf-
nahme einer Verbindlichkeit, die in das BV überführt wird, einbehalten wurde,
s. § 5 Anm. 1952.
Rentenverpflichtung: Zur Anschaffung eines zunächst privat genutzten WG
gegen Zahlung einer Rente und späterer Einlage dieses WG nebst der damit im
Zusammenhang stehenden Rentenverpflichtung in das BV s. § 5 Anm. 1353.
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c) Einlagen bei Mitunternehmerschaften
Der Übergang eines WG aus dem PV eines Mitunternehmers in das BV der Mit-
unternehmerschaft kann Veräußerung oder Einlage sein. Eine Einlage kann zB
vorliegen, wenn
– ein zu dem PV des Mitunternehmers gehörendes WG der Mitunternehmer-

schaft zur Nutzung überlassen wird und dadurch zu SonderBV wird (für
Grundstücke vgl. R 4.2 Abs. 12 EStR 2008);

– der Mitunternehmer das bisher dem PV zugeordnete WG unentgeltlich und
ohne Gewährung von Gesellschaftsrechten auf die Mitunternehmerschaft
überträgt (unterstellt, dass das WG zumindest gewillkürtes BV sein kann, da-
zu R 4.2 Abs. 2 EStR 2008; H 4.2 Abs. 1 EStR 2010 „Gewillkürtes Betriebs-
vermögen“). An die Unentgeltlichkeit sind dabei strenge Anforderungen zu
stellen (BFH v. 24.1.2008 – IV R 66/05, BFH/NV 2008, 1301; v. 17.7.2008
– I R 77/06, BStBl. II 2009, 464; BMF v. 11.7.2011, BStBl. I 2011, 713).
Nach der auf der zitierten Rspr. beruhenden Auffassung der FinVerw. ist Un-
entgeltlichkeit nur dann anzunehmen, wenn der Gegenwert des eingelegten
WG ausschließlich einem gesamthänderisch gebundenen Kapitalrücklagen-
konto gutgeschrieben wird (BMF v. 11.7.2011, BStBl. I 2011, 713, II.2.b).
Dies gilt grds. auch bei sog. „Einmann-GmbH & Co. KG“, also bei Mitunter-
nehmerschaften, bei denen auf Ebene der vermögensmäßig beteiligten MU
kein Interessengegensatz vorliegen kann. Hier weist die FinVerw. allerdings
auf die erhöhte Gefahr einer missbräuchlichen Gestaltung hin. Sobald ein Ka-
pitalkonto (sog. Kapitalkonto I oder ein weiteres Kapitalkonto II oder andere
Unterkonten zum Kapitalkonto) oder auch ein Darlehenskonto zugunsten ei-
nes Gesellschafters angesprochen werden, liegt in vollem Umfang eine ent-
geltliche Einlage vor. Zu diesem Themenkomplex vgl. auch Weidmann, FR
2012, 205 (Teil I) und 344 (Teil II) sowie Paus, EStB 2012, 70.

– ein bisher zu einem anderen BV des Mitunternehmers gehörendes WG zu
BV (SonderBV oder Gesamthandsvermögen) der Mitunternehmerschaft
wird.

Im letzten Fall ist allerdings Abs. 1 Nr. 5 nicht anwendbar, sondern wird von der
spezielleren Vorschrift des Abs. 5 verdrängt, dann gilt zwingend der Grundsatz
der Buchwertverknüpfung. Bei Mitunternehmerschaften wird also Abs. 1 Nr. 5
nur dann zur Anwendung kommen, wenn eine Einlage aus dem PV des Mit-
unternehmers in das BV der Mitunternehmerschaft erfolgt.

5. Verhältnis zu § 5 Abs. 2 (Einlage immaterieller Wirtschaftsgüter)
Widersprüchliche Gesetzeslage: § 5 Abs. 2 erlaubt den Ansatz immaterieller
WG in der Bilanz nur dann, wenn sie entgeltlich erworben wurden. Nach § 6
Abs. 1 Nr. 5 sind Einlagen mit ihrem Teilwert (in bestimmten Fällen höchstens
mit ihren AHK) zu bewerten. Da eine Einlage keinen entgeltlichen Erwerb dar-
stellt, ist bei wörtlicher Auslegung der Vorschriften fraglich, ob das Ansatzver-
bot des § 5 Abs. 2 auch hier durchgreift und eine Bewertung des eingelegten im-
materiellen WG mangels Ansatz in der Bilanz nicht erforderlich bzw. möglich
ist. Handelsrechtlich können mittlerweile selbstgeschaffene immaterielle Ver-
mögensgegenstände des Anlagevermögens als Aktivposten in die Bilanz auf-
genommen werden (§ 248 Abs. 2 Satz 1 HGB). Lediglich die in § 248 Abs. 2
Satz 2 HGB genannten immateriellen Vermögensgegenstände dürfen dann nicht
in die Bilanz aufgenommen werden, wenn sie selbst geschaffen sind.
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Stellungnahme: Für das StRecht ist zu beachten, dass die Vorschriften über die
Einlagebewertung, genau wie die zur Entnahmebewertung, der Notwendigkeit
Rechnung tragen, zwischen dem betrieblichen und dem außerbetrieblichen Ver-
mögensbereich zu trennen (s. Anm. 1191, 1211), denn Vermögensveränderun-
gen im außerbetrieblichen Bereich sind nach gegenwärtiger Wertung grds. stl.
unbeachtlich, während Vermögensveränderungen im betrieblichen Bereich spä-
testens bei ihrer Realisation stl. relevant sind. Aus diesem Grund sind uE die Be-
wertungsvorschriften für Einlagen (und Entnahmen) in ihren Wirkungen denen
von Veräußerungen angenähert. Daher geht uE § 6 Abs. 1 Nr. 5 iVm. § 4 Abs. 1
Satz 1 dem Ansatzverbot des § 5 Abs. 2 vor. Ein durch Einlage in das BV er-
worbenes immaterielles WG ist daher im BV anzusetzen und nach § 6 Abs. 1
Nr. 5 zu bewerten. GlA offensichtlich R 5.5 Abs. 3 Satz 3 EStR 2008.

II. Begriff der Einlage

1. Bedeutung des Begriffs
Der Begriff der Einlage wird ua. in § 4 Abs. 1 Sätze 1 und 5, § 4 Abs. 4a, § 5
Abs. 6 und § 6 Abs. 1 Nr. 5 verwendet. Er hat seine grundsätzliche Bedeutung
im Bereich der Ermittlung des stpfl. Gewinns durch BV-Vergleich nach § 4
Abs. 1 und § 5 Abs. 1. Es soll vermieden werden, dass es zu einer Besteuerung
von zulässigerweise stfrei gebildetem oder bereits versteuertem Vermögen
kommt, das durch die Zuführung zu dem Betrieb (erneut) der Besteuerung un-
terliegen würde (BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348; glA Heini-
cke in Schmidt XXXI. § 4 Rn. 300). Aus diesem Grund sieht § 4 Abs. 1 Satz 1
die Kürzung des Gewinns durch den Wert der in dem Wj. zugeführten Einlagen
und Abs. 1 Nr. 5 die Bewertung der Einlage mit dem Teilwert vor (BFH v.
26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348; v. 16.12.2004 – III R 8/98,
BStBl. II 2005, 278, V.3.a). Zur Bedeutung des Begriffs der Einlage im Rahmen
des Abs. 1 Nr. 5 s. auch Anm. 1211.

2. Handelsrechtliche Definition
Das Handelsrecht enthält keine gesetzliche Definition des Einlagenbegriffs. Das
Gesellschaftsrecht spricht von Beiträgen der Gesellschafter, die diese zur För-
derung des vereinbarten Gesellschaftszwecks zu leisten haben (§§ 705, 706
BGB). Diese Beiträge können in einmaligen oder wiederkehrenden Leistungen
erbracht werden und in Geld oder Sachleistungen wie auch in der Erbringung
von Dienstleistungen bestehen (§ 706 Abs. 3 BGB).
Nach den in der kaufmännischen Praxis entwickelten GoB werden die Einlagen
der Gesellschafter unmittelbar dem Kapitalkonto gutgeschrieben und erhöhen
nicht den Gewinn der Gesellschaft (Meurer in Lademann, § 4 Rn. 386).

3. Steuerrechtliche Definition und Abgrenzung zu Betriebseinnahmen
Das StRecht enthält eine Legaldefinition des Begriffs der Einlage in § 4 Abs. 1
Satz 7 EStG (s. § 4 Anm. 136 ff.). Danach sind Einlagen alle WG (Bareinzahlun-
gen und sonstige WG), die der Stpfl. dem Betrieb im Laufe des Wj. zugeführt
hat.
Der Begriff der Einlage steht im Gegensatz zu dem der BE, der nicht gesetz-
lich geregelt ist. Der BFH hat in Anlehnung an den gesetzlich geregelten Begriff
der BA (§ 4 Abs. 4) in stRspr. entschieden, dass zu den BE alle Wertzugänge
zum BV in Geld und Geldeswert gehören, die durch den Betrieb veranlasst sind
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und keine Einlage iSd. § 4 Abs. 1 Satz 7 darstellen (BFH v. 18.6.1998 – IV R
61/97, BStBl. II 1998, 621). Danach ist ein Wertzugang betrieblich veranlasst,
wenn das ihn auslösende Ereignis der betrieblichen Sphäre zuzuordnen ist. Die
hM im Schrifttum hat sich dieser Meinung angeschlossen (s. nur Meurer in La-
demann, § 4 Rn. 387).
Der Begriff der Einlage steht in engem Zusammenhang mit dem der Entnahme.
Durch die Korrektur des Gewinns um Einlagen und Entnahmen (s. § 4
Anm. 136) nach § 4 Abs. 1 Satz 1 soll erreicht werden, dass der Gewinn nur be-
triebliche Geschäftsvorfälle ausweist, diese aber umfassend einschließlich der
stillen Reserven (Heinicke in Schmidt XXXI. § 4 Rn. 300).
Im Wege der Einlage in das BV gelangte WG nehmen ab diesem Zeitpunkt am
BV-Vergleich teil, dh., die durch den betrieblichen Einsatz erzielten Einnahmen
wie auch die damit im Zusammenhang stehenden Ausgaben wirken sich auf den
Gewinn des Betriebs in der Zukunft aus (Meurer in Lademann, § 4 Rn. 406).
Steuerrechtlich wird im Schrifttum zwischen der „offenen“ und der „verdeck-
ten“ Einlage unterschieden.
E Bei der offenen Einlage handelt es sich um die Zuführung eines WG in eine Pers-
Ges. oder KapGes. gegen die Gewährung von Gesellschaftsrechten als Gegen-
leistung. Obwohl dieser Vorgang gesellschaftsrechtl. und nicht schuldrechtl. be-
gründet ist, wird er von der hM als tauschähnliches Rechtsgeschäft und damit
als Anschaffung des jeweiligen WG angesehen (s. nur Glanegger in Schmidt
XXXI. § 6 Rn. 430). Zur Bewertung in diesem Fall s. Anm. 1216.
In der Praxis bedeutsam ist insbes. die Einlage eines WG in eine KapGes. gegen
Gewährung von Gesellschaftsrechten, entweder bei Gründung der Gesellschaft
(sog. Sachgründung) oder bei einer späteren Kapitalerhöhung (sog. Sachkapital-
erhöhung).
E Die verdeckte Einlage ist nach hM durch die Zuführung eines WG in den Be-
trieb ohne Gewährung einer Gegenleistung, etwa in Form von Gesellschafts-
rechten, gekennzeichnet. Sie kann daher nicht als Tausch behandelt werden.
Soweit die verdeckte Einlage in eine KapGes. zur offenen Stärkung ihres Eigen-
kapitals vorgenommen wird, erfolgt die Gegenbuchung auf Ebene der Gesell-
schaft als Kapitalrücklage (§ 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB). Die Bezeichnung als „ver-
deckte“ Einlage ist uE in diesem Fall sprachlich nicht genau, da die Einlage
offen erfolgt und entsprechend in der Bilanz des Unternehmens ausgewiesen
wird (glA Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 1420). Eine verdeckte Einlage würde streng
genommen nur vorliegen, wenn der Einlagevorgang nicht von der Buchhaltung
des betroffenen Betriebs erfasst würde (Beispiel: Gesellschafter verkauft Grund-
stück unter Wert an seine KapGes. Der Mehrwert dürfte in diesem Fall idR
buchhalterisch nicht offengelegt werden).

4. Gegenstand der Einlage
Einlagefähige Wirtschaftsgüter sind alle abnutzbaren und nicht abnutzbaren
materiellen WG des Anlage- und Umlaufvermögens sowie grds. auch alle imma-
teriellen WG. Dies gilt nach hM auch für selbstgeschaffene oder unentgeltlich
erworbene immaterielle WG, da die Vorschriften über die Einlage gegenüber
dem Aktivierungsverbot aus § 5 Abs. 2 vorrangig sind (s. Anm. 1214; BFH v.
24.3.1987 – I R 202/83, BStBl. II 1987, 705; v. 25.10.1995 – I R 104/94, DStR
1996, 617).
Nach der mit dem Wortlaut von § 4 Abs. 1 Satz 7 in Einklang stehenden Auffas-
sung des BFH können nur bilanzierungsfähige WG in einen Betrieb eingelegt
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werden, wozu reine Nutzungsvorteile – wie zB die Gewährung eines zinslosen
Darlehens – nicht gehören (s. BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II 1988,
348). Aus diesem Grund kann der Stpfl. nach hM seine reine Arbeitsleistung stl.
nicht in seinen Betrieb einlegen, soweit sie nicht schon in den Wert eines WG
eingegangen ist (Heinicke in Schmidt XXXI. § 4 Rn. 309). So auch BFH v.
18.3.1999 – IV R 26/98, BStBl. II 1999, 604: reiner Arbeitseinsatz eines Gesell-
schafters kein einlagefähiges WG.
Dingliche oder schuldrechtl. Nutzungsrechte können uE dagegen Gegenstand
einer Einlage sein (zur Bewertung s. Anm. 1215a ff.).

5. Abgrenzung zu dem Begriff der Einbringung
Neben der Einlage wird auch der Begriff der Einbringung im StRecht verwandt.
In beiden Fällen wird dem Betrieb Vermögen von außen zugeführt. Im Fall der
Einbringung handelt es sich idR um eine Gesamtheit von WG, zB einen Betrieb
oder Teilbetrieb. Die Bewertung anlässlich eines Einbringungsvorgangs ist idR
spezialgesetzlich geregelt (s. etwa §§ 20 Abs. 1, 24 Abs. 1 UmwStG); zur Über-
tragung einzelner WG nach Abs. 5 s. Anm. 1451a.

6. Einlagehandlung
Bei der Einlage handelt es sich um einen tatsächlichen Vorgang, der auf einem
klar und eindeutig zum Ausdruck kommenden Willensentschluss des Stpfl. be-
ruht (BFH v. 13.10.1983 – I R 76/79, BStBl. II 1984, 294). Sie setzt eine aus-
drückliche oder schlüssige Einlagehandlung des Stpfl. voraus (sog. Widmungs-
akt, s. Wied in Blümich, § 4 Rn. 506). Der Wille des Stpfl., eine Einlage zu
leisten, muss danach unmissverständlich bekundet werden, eine besondere Form
ist aber für eine Einlage strechtl. nicht vorgeschrieben. Die buchhalterische Be-
handlung des entsprechenden WG hat dabei Indizfunktion.
Eine Einlage kann auch durch den Verzicht auf eine Rechtsposition erfolgen, so
etwa durch den Forderungsverzicht des Gesellschafters gegenüber seiner Kap-
Ges. (Vermögensmehrung im BV durch Verringerung oder Wegfall eines Pas-
sivpostens). Steuerlich handelt es sich dabei nach der nunmehr gefestigten Rspr.
nur in Höhe des werthaltigen Teils der Forderung um eine Einlage in die Kap-
Ges. In Höhe des nicht werthaltigen Teils der Forderung entstehen bei der Kap-
Ges. stpfl. Einkünfte (BFH v. 9.6.1997 – GrS 1/94, BStBl. II 1998, 307; zuletzt
BFH v. 31.5.2005 – I R 35/04, BStBl. II 2006, 132).

III. Bewertung von Einlagen mit dem Teilwert (Nr. 5 Satz 1 Halbs. 1)

1. Überblick
Bewertung mit dem Teilwert (s. zum Teilwertbegriff Anm. 579–617) ist der
Regelfall, eine Bewertung mit den AHK als Höchstwert nach Halbs. 2 die Aus-
nahme (s. Anm. 1218–1229). An die Stelle der AHK in den Fällen des Halbs. 2
tritt bei abnutzbaren WG der Abnutzungswert (Satz 2, s. Anm. 1230; der BFH
definiert diesen als AHK, vermindert um die AfA, BFH v. 26.11.1973 – GrS
5/71, BStBl. II 1974, 132) und bei früher entnommenen und dann wieder einge-
legten WG der Entnahmewert (Satz 2, s. Anm. 1232).
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2. Bewertung der Einlage von Nutzungsrechten oder Nutzungen

a) Abgrenzung
Unter Nutzungsrechten sind ganz allg. dingliche oder schuldrechtl., verbriefte
oder unverbriefte Berechtigungen zur Nutzung betriebsfremden Vermögens zu
verstehen. Erforderlich für eine Qualifikation als „Nutzungsrecht“ ist nach
stRspr., dass der Verpflichtete dem Stpfl. (vor einer möglichen Einlage) eine
rechtl. gesicherte Stellung einräumt, die dem Stpfl. gegen seinen Willen nicht
mehr entzogen werden kann. Reine Nutzungen sind demnach alle Möglichkeiten
zur Nutzung von Vermögen, die kein Nutzungsrecht darstellen.

b) Einlagefähigkeit
Rechtsprechung des BFH:
E Reine Nutzungen: Nach nunmehr gefestigter Rspr. sind reine Nutzungen nicht
einlagefähig. Die bis zum damaligen Zeitpunkt bestehenden Widersprüche in
der Rspr. (vgl. gegen Einlagefähigkeit insbes. BFH v. 22.1.1980 – VIII R 74/77,
BStBl. II 1980, 244) hat BFH v. 26.10.1987 (GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348) be-
seitigt, indem er die Einlagefähigkeit für Nutzungen verneint hat; s. dazu § 4
Anm. 138 und § 4 Anm. 286. Gegen die Einlagefähigkeit spricht nach Auffas-
sung des GrS des BFH insbes., dass die Nutzungseignung eines WG lediglich ei-
ne Eigenschaft bilde, von welcher der Wert des WG abhängt. Bei seiner Entsch.
hat sich der BFH wohl auch davon leiten lassen, dass bei Ansatz des Nutzungs-
werts als Einlage der auf der Nutzung beruhende Gewinn möglicherweise der
Besteuerung entzogen werden könnte, obwohl die selbst im PV gezogenen Nut-
zungen regelmäßig zu Einkünften aus VuV oder aus Kapitalvermögen führen.
E Aufwandseinlage: Die dem Nutzenden durch die betriebliche Nutzung betriebs-
fremden Vermögens entstandenen tatsächlichen Aufwendungen mindern den
betrieblichen Gewinn. Die Basis hierfür liefert § 4 Abs. 4. Dies gilt auch bei ei-
ner PersGes.; dort sind die Aufwendungen eines Gesellschafters aus einer Nut-
zung ihm gehörenden betriebsfremden Vermögens durch die PersGes. als Son-
derBA zu erfassen (BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348). Bei
einer KapGes. kommt es ebenfalls nicht zu einer Nutzungseinlage (BFH v. 19.5.
2005 – IV R 3/04, DStRE 2005, 1241). Hält der Gesellschafter die Beteiligung
im BV, sind die ihm entstehenden Aufwendungen auch nicht mehr als WK bei
den Einkünften aus Kapitalvermögen abzugsfähig (§ 20 Abs. 9 Satz 1). Bei einer
Beteiligung im BV sind die Aufwendungen als BA zu berücksichtigen. Die Fra-
ge, ob es auch zu einer Einlage von solchen Aufwendungen kommen kann, die
während der Nutzung des Vermögens einem Dritten entstehen (sog. Drittauf-
wand), musste vom BFH in seiner Entsch. v. 26.10.1987 (– GrS 2/86, BStBl. II
1988, 348) nicht entschieden werden. In der Folgezeit jedoch hat der BFH die
Geltendmachung von Drittaufwand als WK oder BA grds. abgelehnt (vgl. ins-
bes. BFH v. 23.8.1999 – GrS 2/97, BStBl. II 1999, 782).
E Nutzungsrechte: Das oben Gesagte gilt nach BFH v. 16.12.1988 (III R 113/85,
BStBl. II 1989, 763) für (dingliche oder schuldrechtl.) Nutzungsrechte weit-
gehend entsprechend (s. auch § 5 Anm. 1687). Der BFH akzeptiert hier zwar ei-
ne Einlagefähigkeit, lehnt aber den Ansatz des tatsächlichen Nutzungswerts ab.
Er argumentiert hierbei ebenfalls mit den Wertungen des EStRechts, erzielte
Nutzungen der Besteuerung zu unterwerfen. Zum Ansatz können daher ledig-
lich die Kosten kommen, die der Stpfl. für die Erlangung des Nutzungsrechts
aufgewendet hat. Räumt ein Mitunternehmer seiner PersGes. ein Nutzungsrecht
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an einem ihm gehörenden WG ein, ist zwar eine Einlage in die PersGes. anzu-
nehmen, das Nutzungsrecht ist jedoch mit null zu bewerten.
Schrifttum: Die genannte Rspr. ist umfassend analysiert und kritisiert worden.
Der Meinungsstand reicht von Zustimmung (zB Felix, DStZ 1988, 179) bis zur
vollständigen Ablehnung (etwa Fasold, BB 1987, 1220). Eine umfassende Ana-
lyse der Entsch. und des damaligen Meinungsstands bietet Groh, DB 1988, 504.
Stellungnahme: Nutzungsrechte sind einlagefähig, wenn sie als WG zu qualifi-
zieren sind (s. dazu § 5 Anm. 1697). Sie sind greifbar in Form einer Einzel-
bewertbarkeit und – zumindest abstrakten – Einzelveräußerbarkeit. Dies gilt un-
abhängig davon, ob die Nutzungsrechte dinglicher oder rein schuldrechtl. Natur
sind oder ob sie entgeltlich oder unentgeltlich erworben wurden.

Reine Nutzungen hingegen sind nicht einlagefähig, da es hier an einer Greifbarkeit und
somit an der Qualität als WG fehlt. Verwirrend ist insofern nur, dass das Gesetz für
Zwecke der Bestimmung von Entnahmen Nutzungen in einem Klammerzusatz zu den
WG zählt; § 4 Abs. 1 Satz 2: „Entnahmen sind alle Wirtschaftsgüter (Barentnahmen,
Waren, Erzeugnisse, Nutzungen und Leistungen)…“. Diese Aufzählung muss jedoch
tatsächlich so verstanden werden, dass es durch die außerbetriebliche Nutzung eines
WG zu einer Entnahme der Aufwendungen (Selbstkosten) für den Zeitraum der außer-
betrieblichen Nutzung kommt; es geht somit um eine Aufwandsentnahme und nicht
um die Entnahme eines WG „Nutzung“ (im Einzelnen s. Vor §§ 4–7 Anm. 103).

c) Bewertung des eingelegten Nutzungsrechts
Ältere Rechtsprechung des BFH: In seiner früheren, nunmehr überholten
Rspr. hatte der BFH noch unterschieden in zugewendete und vorbehaltene Nut-
zungsrechte.

Beispiel: für zugewendetes Nutzungsrecht: Der Eigentümer eines Grundstücks über-
trägt ein lebenslängliches Nutzungsrecht an den Stpfl. Dieser nutzt das Grundstück
fortan für eigene Zwecke. Das zugewendete Nutzungsrecht gilt als in das BV des Stpfl.
eingelegt.
Beispiel für vorbehaltenes Nutzungsrecht: Der Stpfl. erwirbt ein Grundstück im Wege
des Kaufs und überträgt es auf seine Ehefrau, behält sich aber ein lebenslängliches
Nutzungsrecht an dem Grundstück vor. Das Grundstück wird fortan vom Stpfl. be-
trieblich genutzt. Das Nutzungsrecht gilt somit als in sein BV eingelegt.

Zum zugewendeten Nutzungsrecht vertrat der BFH die Auffassung, dass ein
Ansatz zum Teilwert zu erfolgen hätte, der den fiktiven AfA-Beträgen des Ei-
gentümers der genutzten Sache während der ND entsprochen hätte (vgl. BFH
v. 20.11.1980 – IV R 117/79, BStBl. II 1980, 68); bei einem vorbehaltenen Nut-
zungsrecht ging er ebenfalls von der Einlage zum Teilwert aus, der jedoch dem
Kapitalwert der für die voraussichtliche ND fiktiven Miete entsprechen sollte
(vgl. BFH v. 2.8.1983 – VIII R 170/78, BStBl. II 1983, 735).
Nach der neueren, nunmehr gefestigten Rechtsprechung des BFH ist bei
der Bewertung von eingelegten Nutzungsrechten dem Zweck der Einlagere-
gelung Rechnung zu tragen (BFH v. 16.12.1988 – III R 113/85, BStBl. II 1989,
763). Genau so, wie die Anwendung des § 5 Abs. 2 eingeschränkt werden müsse,
um die Vermögenszuwächse des außerbetrieblichen Bereichs zu schützen, ent-
falle ein solches Schutzbedürfnis für den Bereich der Nutzungsrechte, denn hier
erwarte das Gesetz auch im außerbetrieblichen Bereich – anders als bei Ver-
mögenszuwächsen – grds. eine Besteuerung des Nutzungswerts. Folglich dürfen
grds. nur die Aufwendungen, die an anderer Stelle der Besteuerung unterliegen,
den betrieblichen Gewinn in Form von Abschreibungen mindern. Daher kön-
nen bei Nutzungsrechten immer nur die tatsächlichen eigenen und in Form von
AfA anfallenden Aufwendungen des Einlegenden für dieses Nutzungsrecht als
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Einlagewert angesetzt werden (BFH v. 16.12.1988 – III R 113/85, BStBl. II
1989, 763; v. 20.9.1989 – X R 140/87, BStBl. II 1990, 368).
Zu den berücksichtigungsfähigen Aufwendungen zählen neben den laufenden
Kosten aus der Nutzung (bei einem Grundstück etwa GrSt. oder sonstige Abga-
ben) grds. auch die abschreibbaren AHK.
Somit ergibt sich nach Auffassung des BFH Folgendes:
E Vorbehaltenes Nutzungsrecht: Als Einlagewert sind die Aufwendungen zu be-
rücksichtigen, die der Nutzungsberechtigte bei einer betrieblichen Nutzung des
Gegenstands ohne Übertragung auf eine andere Person auch zukünftig im Wege
der AfA unmittelbar gewinnmindernd geltend machen könnte. Durch die fort-
dauernde betriebliche Nutzung des Gegenstands bleibt die betriebliche Ver-
anlassung der auf die ND zu verteilenden Aufwendungen des Stpfl. für dessen
Anschaffung oder Herstellung auch nach dem Verlust der Eigentümerstellung
gewahrt. Im Ergebnis entsprechen die jährlichen AfA-Beträge auf das Nut-
zungsrecht den AfA-Beträgen auf den genutzten Gegenstand ohne Übertragung
(vgl. BFH v. 16.12.1988 – III R 113/85, BStBl. II 1988, 763).
E Zugewendetes Nutzungsrecht: Der Einlegende hat mangels eigener AK keine eige-
nen Aufwendungen in Form von AfA. Die AfA des Eigentümers können auf-
grund der Rspr. zum sog. Drittaufwand nicht berücksichtigt werden. Der Ein-
lagewert ist somit null.
E Stellungnahme: Aus der Definition der Einlage in § 4 Abs. 1 Satz 7 ergibt sich
keine Sonderregelung für immaterielle WG oder Nutzungsrechte. Ist ein Nut-
zungsrecht daher als WG anzusehen, kann es auch in ein BV eingelegt werden.
Die Bewertung dieses WG „Nutzungsrecht“ unterliegt dann § 6 Abs. 1 Nr. 5
mit der Folge, dass grds. der Teilwert anzusetzen ist. Die Sonderregelungen in
Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 sowie Sätze 2 und 3 sind zu beachten. Wenn im
EStG die grundsätzliche Wertung getroffen worden ist, Wertsteigerungen im au-
ßerbetrieblichen Bereich nur ausnahmsweise (vgl. §§ 17 und 23) der Steuer zu
unterwerfen, ist nicht einzusehen, warum ein im außerbetrieblichen Bereich er-
worbenes oder entstandenes immaterielles WG, wozu uE auch die Nutzungs-
rechte gehören, besonders zu behandeln sein soll. Allerdings sind an die Krite-
rien zur Bestimmung, ob das in Frage stehende Nutzungsrecht tatsächlich als
WG anzusehen ist, zur Vermeidung von Missbräuchen strenge Anforderungen
zu stellen.

3. Einzelfragen zur Teilwertermittlung von Einlagen
Absetzung für Abnutzungen, die der Stpfl. während seiner außerbetrieblichen
(Vor-)Besitzzeit vorgenommen hatte, sind nicht vom Teilwert abzusetzen, da
der Teilwert zum Zeitpunkt der Einlage zu ermitteln ist. Es besteht zwar die
Vermutung, dass sich der Teilwert eines WG mit seinen AHK abzgl. AfA deckt
(s. Anm. 586 ff.). Diese Vermutung ist jedoch widerlegbar und gesetzlich (Abs. 1
Nr. 5 Satz 2) ist eine Minderung durch AfA nur für den Fall vorgesehen, dass
ein WG innerhalb von drei Jahren nach Anschaffung oder Herstellung aus dem
außerbetrieblichen Bereich in ein BV überführt wird (s. Anm. 1218 ff.).
Die Absicht des Abbruchs eines eingelegten Gebäudes zur Zeit der Einlage
führt für sich nicht automatisch zu einem Teilwert von null (vgl. BFH v. 9.2.
1983 – I R 29/79, BStBl. II 1983, 451).
Bodenschätze sind nach Auffassung des BFH (v. 4.12.2006 – GrS 1/05,
BStBl. II 2007, 508) materielle WG und können damit in ein BV eingelegt wer-
den. Eine Einlage ist gem. Abs. 1 Nr. 5 zu bewerten. Allerdings sind nach dem
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GrS AfS nicht vorzunehmen (zur Begr. vgl. BFH v. 4.12.2006 – GrS 1/05,
BStBl. II 2007, 508 – Rn. 93 ff.). Bis dahin war str., ob es sich bei einem Boden-
schatz um ein materielles oder immaterielles WG handelt und wie dieses WG
anlässlich einer Einlage in ein BV zu bewerten sei. Der III. Senat des BFH hielt
einen Bodenschatz für ein materielles WG mit der Folge, dass die Bewertung
bei einer Einlage in ein BV den Regeln des Abs. 1 Nr. 5 zu folgen hat (vgl. BFH
v. 16.12.2004 – III R 8/98, BStBl. II 2005, 278; v. 15.4.2004 – III R 8/98,
BStBl. II 2004, 730, jeweils mwN; wohl auch schon BFH v. 1.7.1987 – I R
197/83, BStBl. II 1987, 865). Nach bisheriger Auffassung des VIII. Senats han-
delt es sich bei Bodenschätzen dagegen um immaterielle WG, die grds. in ein
BV eingelegt werden können. Allerdings dürfe der Bodenschatz bei der Einlage
nicht mit dem Teilwert bewertet werden (BFH v. 19.7.1994 – VIII R 75/91,
BStBl. II 1994, 846). Der VIII. Senat befürchtete sonst bestehende Besteue-
rungslücken.
Der Entsch. ist uE bezüglich der Qualifizierung eines Bodenschatzes als mate-
rielles WG uneingeschränkt zuzustimmen. Unausgesprochen offen (weil für die
vorgelegte Frage nicht entscheidungserheblich) geblieben ist in dem Beschluss,
wie mit dem Einlagewert (Buchwert) des Bodenschatzes zu verfahren ist, wenn
dieser vollständig abgebaut ist. Ein WG ist dann schließlich nicht mehr vorhan-
den.
Dinglich belastete Wirtschaftsgüter: Die Bewertung der Einlage hängt davon
ab, ob die Last als bloße Wertminderung des WG zu betrachten ist (zB bei
Grunddienstbarkeiten) – dann ist der Teilwert entsprechend zu mindern – oder
ob man die aus der Last resultierende Leistungspflicht als solche zu passivieren
hat (zB bei einer Grundschuld). Siehe ausf. Anm. 384 ff.
Erfüllungsübernahme: s. „Schuldübernahme“.
Forderungen: Auch Forderungen können nur mit ihrem Teilwert eingelegt
werden. Siehe insbes. Anm. 911.
Forderungsverzicht gegenüber Kapitalgesellschaft: BFH v. 9.6.1997 (GrS
1/94, BStBl. II 1998, 307) hat entschieden, dass ein auf dem Gesellschaftsver-
hältnis beruhender Verzicht eines Gesellschafters auf seine nicht mehr voll wert-
haltige Forderung gegenüber seiner KapGes. bei dieser zu einer Einlage der For-
derung führt. Die Forderung ist dabei gem. Abs. 1 Nr. 5 grds. – uE vorbehaltlich
des Satzes 3 – mit dem Teilwert zu bewerten; die Fälle des Satz 1 Halbs. 2 wur-
den vom BFH nicht angesprochen, dürften von ihm aber ebenso bewertet wer-
den (eingehender s. Anm. 1220). Sofern der Nennwert der Forderung größer ist
als deren Teilwert, kommt es aufgrund des Wegfalls der Verbindlichkeit, die im-
mer mit ihrem Rückzahlungsbetrag anzusetzen ist (vgl. § 253 Abs. 1 Satz 2
HGB), zu einem Ertrag in Höhe des nicht mehr werthaltigen Teils, der das stpfl.
Einkommen der KapGes. erhöht. Im Ergebnis nimmt der BFH somit bei einem
Forderungsverzicht eine Einlage der Forderung mit anschließender Konfusion
mit der Verbindlichkeit an. Siehe auch § 8 KStG Anm. 22.
Die genannte Entsch. des GrS ist nicht unkritisiert geblieben (vgl. etwa Hoff-
mann, DStR 1997, 1625). Wesentlicher Kritikpunkt ist die vom BFH vorgenom-
mene Verknüpfung der Einkommensermittlung eines Rechtssubjekts (der Kap-
Ges.) mit der Bewertung eines WG auf Ebene eines anderen Rechtssubjekts
(des Gesellschafters). Diese Kritik trifft uE nicht die eigentliche Fragestellung.
Grundsätzlich ist fraglich, ob bei einem Verzicht auf eine Forderung diese als
eingelegt gelten kann. Es kann uE im Grunde genommen gar nicht zu einer Ein-
lage der Forderung kommen, diese geht vielmehr sofort mit dem Forderungs-
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verzicht unter. Bilanztechnisch vollzieht sich der Forderungsverzicht allein
durch eine Ausbuchung der Verbindlichkeit und nicht – auch nicht für eine logi-
sche Sekunde – in Form einer Einbuchung der Forderung und anschließender
Ausbuchung dieser gegen die Verbindlichkeit. Daher besteht ein deutlicher Un-
terschied zwischen einem Verzicht auf eine Forderung und der Einlage einer
Forderung. Bei der wirtschaftlich vergleichbaren Schuldübernahme erkennt der
BFH wesentlich differenzierter, vgl. „Schuldübernahme“.
Forderungsverzicht gegenüber Personengesellschaft: Das oben zum For-
derungsverzicht gegenüber einer KapGes. Gesagte dürfte hier grds. entspre-
chend gelten. Allerdings sind die Besonderheiten, die sich ggf. aus der Stellung
des Verzichtenden als Mitunternehmer ergeben, zu beachten (dazu BFH v.
12.12.1996 – IV R 77/93, BStBl. II 1998, 180).
Geringwertige Wirtschaftsgüter können wie andere WG mit ihrem Teilwert
in ein BV eingelegt werden. Unerheblich bleibt uE, ob zuvor von der Bewer-
tungsfreiheit gem. Abs. 2 Gebrauch gemacht wurde, dh. die AHK für die gWG
bereits einmal voll geltend gemacht wurden. Abs. 2 und Abs. 2a (ab VZ 2008)
ist nur eine Vereinfachung der ansonsten geltenden Absetzungsregeln. Auch re-
guläre AfA bleibt bei der Teilwertermittlung unberücksichtigt; s. „Absetzung für
Abnutzungen“.
Geschäftswert: Aus stl. Sicht handelt es sich bei einem Geschäftswert um ein
immaterielles WG. Er ist daher grds. einer Einlage zugänglich und entsprechend
den allgemeinen Regeln des Abs. 1 Nr. 5 zu bewerten. Allerdings kommt die
Einlage eines Geschäftswerts nur bei der Übertragung eines (Teil-)Betriebs in
Betracht. Hier wird es häufig aufgrund von Spezialvorschriften (§ 6 Abs. 5 oder
§§ 20, 24 UmwStG) zu einer unter dem Teilwert liegenden Bewertung kommen.
Gestohlene oder unterschlagene Wirtschaftsgüter, die der Stpfl. in ein BV
einlegt, haben dann einen Teilwert von null, wenn die WG noch im Eigentum
eines anderen stehen. Dies ist dann der Fall, wenn das Eigentum nicht (aus-
nahmsweise) aufgrund eines gutgläubigen Erwerbs auf den Stpfl. übergegangen
ist. Der Teilwert von null ergibt sich daraus, dass ein gedachter Erwerber des
Gesamtbetriebs für die nicht im Eigentum des Stpfl. stehenden WG keinen Be-
trag ansetzen würde.
Nießbrauch zählt zu den Nutzungsrechten. Ansatz und Bewertung: s.
Anm. 1215c.
Pensionsanspruch: Bei Verzicht des Gesellschafters einer KapGes. auf seinen
unverfallbaren Pensionsanspruch gilt grds. das zum Forderungsverzicht Gesagte
entsprechend, vgl. BFH v. 9.6.1997 – GrS 1/94, BStBl. II 1998, 307; zuletzt
best. in BFH v. 14.3.2006 – I R 38/05, GmbHR 2006, 822, m. Anm. Hoffmann.
Pkw-Nutzung: Wird ein im nichtbetrieblichen Vermögen gehaltener Pkw. für
betriebliche Zwecke genutzt, ist zunächst zu prüfen, ob dieser als notwendiges
BV anzusehen ist oder als gewillkürtes BV angesehen werden kann. Ist dies zu
bejahen, kommt es zur Einlage des Pkw. Dieser ist dann gem. Abs. 1 Nr. 5 zu
bewerten. Kann und soll der Pkw. auch weiterhin dem außerbetrieblichen Ver-
mögen zugeordnet werden, sind die durch die betriebliche Nutzung veranlassten
Kosten BA (§ 4 Abs. 4). Zur Erfassung der Selbstkosten kann vereinfachend die
Bewertung nach Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 übernommen werden. Bei einer Beschädi-
gung eines außerbetrieblich gehaltenen Pkw. während einer betrieblich ver-
anlassten Fahrt können AfaA vorgenommen werden. Diese richten sich gem.
§ 7 Abs. 1 Satz 5 nach den AK abzgl. der (normalen) AfA, die der Stpfl. hätte in
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Anspruch nehmen können, wenn er das Fahrzeug im BV gehalten hätte (vgl.
BFH v. 24.11.1994 – IV R 25/94, BStBl. II 1994, 318).
Schuldübernahme: FG Köln v. 16.3.2001 (13 K 2920/99, DStRE 2001, 1193,
rkr.) hatte über den Fall einer Erfüllungsübernahme zu entscheiden, bei der ein
Gesellschafter sich zunächst für eine Schuld seiner KapGes. verbürgt und an-
schließend diese Schuld abgelöst hatte, wobei in den Vereinbarungen zur Erfül-
lungsübernahme ein Rückgriffsanspruch gegen die KapGes. ausgeschlossen
wurde. Das FG entschied, dass in diesem Fall der Gesellschafter eine verdeckte
Einlage in Höhe des Nennwerts der abgelösten Schuld in die KapGes. leistete.
Die Rev. wurde durch das FG nicht zugelassen. Die NZB wies BFH v. 20.12.
2001 (I B 74/01, BFH/NV 2002, 678) ab. Er sah keine ernsthaften Zweifel an
der Rechtmäßigkeit der FG-Entscheidung. Allerdings hat BFH v. 31.5.2005 (X
R 36/02, BStBl. II 2005, 707) gegenüber BFH v. 20.12.2001 (I B 74/01, BFH/
NV 2002, 678 = GmbHR 2002, 221) insofern eine Abgrenzung vorgenommen,
als eine befreiende Schuldübernahme – ausdrückl. im Gegensatz zur Erfüllungs-
übernahme (vgl. unter 4.b.bb der Urteilsgründe) – nach den Grundsätzen des
BFH v. 9.6.1997 (GrS 1/94, BStBl. II 1998, 307) zu beurteilen sei.
Umsatzsteuer, die ein Stpfl. für die Anschaffung eines zum PV gehörenden
WG gezahlt hat, bleibt bei der Bemessung des Teilwerts außer Betracht, wenn
der Stpfl. diese USt. im Fall einer (unmittelbaren) betrieblichen Anschaffung des
WG als VorSt. hätte geltend machen können. Ein gedachter Erwerber des Ge-
samtbetriebs würde ebenfalls die Absetzbarkeit der VorSt. berücksichtigen. Vgl.
etwa Plate, DStZ 1970, 108.
Veräußerung: Wird ein eingelegtes WG kurz nach seiner Einlage veräußert, so
kann der erzielte Veräußerungspreis ein Anzeichen für den bei der Einlegung
vorhandenen Teilwert bilden (vgl. FG Bremen v. 22.9.1977 – I 35/76, EFG
1978, 66, rkr.).

Einstweilen frei.

IV. Bewertung von Einlagen mit den Anschaffungs- oder HK
(Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2)

1. Überblick
Der Grundsatz, dass ein eingelegtes WG mit dem Teilwert zu bewerten ist, wird
durchbrochen, wenn der Stpfl. das WG innerhalb der letzten drei Jahre (Einzel-
heiten s. Anm. 1226) vor dem Zeitpunkt der Zuführung zum BV angeschafft
oder hergestellt hat; dann ist das WG höchstens mit den AHK (s. Anm. 1219)
oder mit dem niedrigeren Teilwert (s. Anm. 1220) zu bewerten.

2. Bewertung mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten

a) Begriff der Anschaffungs- oder Herstellungskosten
Allgemein zu den Begriffen AK s. Anm. 269–404; HK s. Anm. 454–469,
975–1000.
Anschaffungskosten in ausländischer Währung: s. Anm. 10, 286. Eine in-
zwischen eingetretene Änderung des Umrechnungsverhältnisses bleibt grds. un-
berücksichtigt. Abs. 1 Nr. 5 Halbs. 2 Buchst. a stellt auf die ursprünglichen AK
ab. Für die Berücksichtigung von Währungsschwankungen ist dabei grds. kein
Raum. Könnte ein Währungsverfall im Rahmen einer Teilwertabschreibung zu
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einer niedrigeren Bewertung führen, dann könnte das WG bei der Einlage ggf.
mit dem niedrigeren Teilwert zu bewerten sein.
Rentenverpflichtung: Die AK eines gegen Eingehung einer Rentenverpflich-
tung angeschafften WG bestehen in dem Barwert der Verpflichtung zum Zeit-
punkt der Anschaffung.
Bodenschätze: s. Anm. 1216 „Bodenschätze“ und die dort zitierte Rspr. sowie
§ 7 Anm. 546.
Liquidation einer Kapitalgesellschaft: Gelangen WG anlässlich der Vertei-
lung des restlichen Vermögens einer in Abwicklung befindlichen KapGes. in
das Eigentum eines Gesellschafters, handelt es sich nicht um einen Anschaf-
fungsvorgang (BFH v. 25.6.2002 – IX R 47/98, BStBl. II 2002, 756), also auch
keinen iSd. § 6 Abs. 1 Nr. 5. Legt der Gesellschafter diese WG innerhalb von
drei Jahren nach Auskehrung in ein BV ein, sind sie auch dann und auf jeden
Fall mit dem Teilwert zu bewerten (BFH v. 21.9.1965 – I 331/62 U, BStBl. III
1965, 665).
Die Umsatzsteuer gehört zu den AK, wenn sie nicht gem. § 15 UStG als
VorSt. „bei der USt. abgezogen werden kann“, vgl. § 9b Abs. 1.
Geldentwertung: Zu Abs. 1 Nr. 5 aF (Bewertung von Einlagen nach der
Rechtslage bis 31.12.1954) hat der BFH die Ansicht vertreten, dass jene Höchst-
wertvorschrift (s. Anm. 1210) bei nachhaltigen Preisänderungen sehr erhebli-
chen Ausmaßes nicht anwendbar sei, wenn der Erwerb der eingelegten WG oh-
ne jeden Zusammenhang mit dem Betrieb erfolgt war (BFH v. 13.6.1952 – I
42/51 U, BStBl. III 1952, 199). Dieser Grundsatz gilt auch für die Rechtslage ab
1.1.1955. Ist daher die Anschaffung oder Herstellung innerhalb der letzten drei
Jahre vor der Einlage des WG in das BV erfolgt und ist in der Zeit zwischen An-
schaffung oder Herstellung und Einlage eine sehr erhebliche Geldentwertung
eingetreten, so ist die Einlage statt mit den AHK mit dem höheren Teilwert zu
bewerten.
Zu Absetzungen für Abnutzung, die der Stpfl. für die Zeit zwischen der An-
schaffung oder Herstellung und der Einlage vorgenommen hat, s. Anm. 1230.

b) Bewertung mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten als
Höchstwert

Die AHK bilden nur den Höchstwert; im Übrigen bleibt der Teilwert maß-
gebend. Liegt dieser unter den AHK, so darf daher die Bewertung des eingeleg-
ten WG nur mit dem Teilwert erfolgen. Die bis einschließlich 1954 geltende Fas-
sung war klar und unstreitig: Von den AHK und dem Teilwert war stets der
niedrigere Betrag anzusetzen (s. Anm. 1210). Die Änderung von Abs. 1 Nr. 5
EStG 1955 war so gedacht, dass die Bewertung höchstens mit den AHK „in
den Fällen zu erfolgen hat, in denen die Anschaffung oder Herstellung innerhalb
eines kürzeren Zeitraums vor der Einlage erfolgt ist“ (BTDrucks. II/481, 77). In
diesen Fällen sollte also die bis 1954 geltende Regelung aufrechterhalten werden,
also von den AHK und dem Teilwert der niedrigere Wert für die Bewertung des
eingelegten WG maßgeblich sein. Aus der in Anm. 1211 wiedergegebenen Begr.
für diese Regelung – Verhinderung der Umgehung einer Gewinnverwirklichung
durch Entnahme und spätere Wiedereinlage – ergibt sich, dass der Gesetzgeber
bei dieser Regelung nur an den Fall eines Wertanstiegs, nicht aber an den Fall ei-
ner Wertminderung gedacht hat. Die Anwendung des eindeutigen Wortlauts der
Vorschrift in dem Fall, dass der Teilwert unter den AHK liegt, dh. die Bewer-
tung des eingelegten WG mit dem niedrigeren Teilwert, mag systematisch unbe-
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friedigend sein (folgerichtig wäre es wohl eher gewesen, stets die AHK anzuset-
zen und dadurch die Wertänderungen der ersten drei Jahre stets in die betriebli-
che Sphäre zu verlagern). Andererseits kann nur so der Verlustimport in das BV
vermieden werden. Die wörtliche Auslegung führt daher nicht zu einem sinn-
widrigen Ergebnis. Eine Bewertung des eingelegten WG mit den höheren AHK
anstatt dem niedrigeren Teilwert ist daher nicht möglich.

GlA wohl BFH v. 7.10.1965 (IV 230/65. BStBl. III 1966, 36) betr. Einlage einer we-
sentlichen Beteiligung unter der Geltung des Abs. 1 Nr. 5 Buchst. b EStG 1958; der
BFH hält den Wortlaut der Vorschrift nicht für zwingend, leitet aber aus Sinn und
Zweck der Vorschrift den Grundsatz ab, dass eine während der privaten Besitzzeit ein-
getretene Wertsteigerung im betrieblichen Bereich erfasst werden solle, nicht dagegen
eine während der privaten Besitzzeit eingetretene Wertminderung. Weiter BFH v. 3.5.
1967 (I 70/64, BStBl. III 1967, 463) betr. Zahlung eines Überpreises für WG kurz vor
Betriebseröffnung: „befanden sich die zu einem Überpreis erworbenen Wirtschafts-
güter bereits seit einiger Zeit im PV des Steuerpflichtigen, so schließt § 6 Abs. 1 Nr. 5
Buchst. b EStG 1955 (Bewertung der Einlagen mit dem Teilwert) die Annahme vor-
bereitender BA aus“; in diesem Fall sind also die dem Betrieb zugeführten WG mit
dem unter den AHK liegenden Teilwert zu bewerten (wie hier Wismeth, FR 1974, 261,
glA Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 761). Zu wesentlichen Beteiligungen s. im Übrigen
Anm. 1229.

Einstweilen frei.

3. Anschaffung oder Herstellung innerhalb der letzten drei Jahre vor der
Einlage (Nr. 5 Buchst. a)

a) Dreijahresfrist
Fristberechnung: § 108 Abs. 1 AO iVm. § 187 Abs. 1 BGB (der Tag der An-
schaffung oder Herstellung wird nicht mitgerechnet), § 188 Abs. 2 BGB (die
Frist endet mit Ablauf desjenigen Tags, der durch seine Zahl dem Tag ent-
spricht, auf den die Anschaffung oder Herstellung fällt). Zu beachten ist § 108
Abs. 3 AO (vgl. BFH v. 14.10.2003 – IX R 68/98, BStBl. II 2003, 898), die Drei-
jahresfrist wird in diesen Fällen also verlängert.
Fristbeginn ist der Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung. Tag der An-
schaffung ist der Tag der Lieferung, dh. der Erlangung der wirtschaftlichen Ver-
fügungsmacht; Tag der Herstellung ist der Tag der Fertigstellung (§ 9a EStDV;
H 7.4 „Fertigstellung“ EStH 2010). Einzelheiten zum Zeitpunkt der Anschaf-
fung s. Anm. 264, zum Zeitpunkt der Herstellung s. Anm. 266. Legt der Stpfl.
ein teilfertiges WG in das BV ein, sind alle AHK für die Bewertung maßgebend,
die der Stpfl. bis zum Zeitpunkt der Einlage auf dieses WG geleistet hat. Dies
gilt auch für diejenigen Aufwendungen, die der Stpfl. mehr als drei Jahre vor der
Einlage aufgewendet hat (so wohl auch Nds. FG v. 11.12.1975 – VII 168/69,
EFG 1976, 391). Der Zeitpunkt der Aufwendungen der Anschaffung bzw. HK
ist nicht maßgebend.
Eine Entnahme ist zwar keine Anschaffung, wird aber für die Anwendung des
§ 6 Abs. 1 Nr. 5 wie eine Anschaffung gewertet; zu dem bei der Entnahme maß-
gebenden Teilwert als AK s. Anm. 1232. Die Dreijahresfrist rechnet daher bei
Entnahme im Lauf eines Tages und späterer Einlage (in das gleiche oder ein an-
deres BV des Stpfl.) vom Tag der Entnahme an (Abs. 1 Nr. 5 Satz 3). Bei Ent-
nahme mit Ablauf eines Tages (zB wegen Ausscheidens als Gesellschafter aus ei-
ner PersGes.) folgt nach BFH v. 7.12.1978 (I R 142/76, BStBl. II 1979, 729) auf
die Entnahme als Loslösung aus dem BV die Anschaffung als selbständiger
strechtl. Akt der Zuführung in das PV erst mit Beginn des folgenden Tages. Die-
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se Rspr. ist uE nicht überzeugend: Das WG befindet sich nicht während einer
sog. logischen Sekunde weder im BV noch im PV. Loslösung und Zuführung
erfolgen uE gleichzeitig mit Ablauf des Tages der Entnahme. Die Dreijahresfrist
rechnet auch dann von der Entnahme an, wenn die Überführung in ein anderes
BV des Stpfl. als Entnahme behandelt worden ist.
Bei unentgeltlichem Erwerb rechnet die Dreijahresfrist uE vom Zeitpunkt der
entgeltlichen Anschaffung oder Herstellung durch den Rechtsvorgänger an (bei
mehrfachem unentgeltlichen Erwerb vom letzten entgeltlichen Erwerb oder
von der Herstellung), s. Anm. 1227 über Bewertung bei unentgeltlichem Er-
werb.
Fristende ist der Tag der Einlage, dh. der Tag der wirtschaftlichen Zuführung
zum BV.

b) Einlage unentgeltlich erworbener Wirtschaftsgüter
Unentgeltlich erworbene Wirtschaftsgüter: Zum Begriff „unentgeltlicher Er-
werb“ s. Anm. 399. Für die Bewertung der Einlage von unentgeltlich erworbe-
nen WG und die Bedeutung der Dreijahresfrist fehlt eine Regelung in Abs. 1
Nr. 5 Satz 1 Halbs. 1 Buchst. a. Zu wesentlichen Beteiligungen s. Anm. 1228.
Fraglich ist, ob ein unentgeltlicher Erwerb überhaupt als „Anschaffung“ iSd.
Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 anzusehen ist. Verneint man die Frage (mit der Be-
gründung, eine Anschaffung könne nur im Fall eines entgeltlichen Erwerbs vor-
liegen), so ist der Tatbestand des Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 nicht erfüllt, es
kann daher nur der Teilwert angesetzt werden (so Ortmann-Babel in Lade-
mann, § 6 Rn. 927, 930).
E „Anschaffungskosten“ von null anzusetzen widerspräche der Voraussetzung, dass
gar keine Anschaffung vorliegt. Ein Umkehrschluss aus dem Gesetzeswortlaut
erscheint uns nicht zwingend: Nur Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 iVm. § 17 Abs. 2
Satz 2 regelt den Fall des unentgeltlichen Erwerbs, und zwar für eine Beteiligung
an einer KapGes.: AK des zuletzt entgeltlich erwerbenden Rechtsvorgängers
maßgebend. Dann könne man bei anderen WG „nicht ohne weiteres auf die
AK des Rechtsvorgängers zurückgreifen“ (Quack, BB 1971, 863). Wo das Ge-
setz nur von AK spricht, sind nicht immer nur die tatsächlichen AK gemeint,
sondern uU AK zu unterstellen, s. Anm. 301–303. Auch eine Entnahme ist kei-
ne Anschaffung, wird aber im Fall einer späteren Wiedereinlage des WG wie ei-
ne solche behandelt (s. Anm. 1232); dieser Fall sollte gerade durch die Begren-
zung auf die AK getroffen werden (s. Anm. 1211).
E Wenn also die Begrenzung auf die AHK die Umgehung der betrieblichen Erfas-
sung von Wertsteigerungen verhindern sollte, dann wird man auch die Möglich-
keit berücksichtigen müssen, dass der Rechtsvorgänger das WG bereits im Inte-
resse des Stpfl. und im Hinblick auf die spätere Einlage angeschafft oder
hergestellt hat; man wird also dem Stpfl. die entgeltliche Anschaffung oder Her-
stellung durch den Rechtsvorgänger innerhalb der Dreijahresfrist (s. Anm. 1226)
zurechnen müssen (BFH v. 31.3.1977 – IV R 58/73, BStBl. II 1977, 823, vorl.
Abs., jedenfalls dann, wenn die Einlage dem unentgeltlichen Erwerb unmittelbar
nachfolgt). Hierfür spricht weiter die Regelung des § 11d Abs. 1 EStDV: Bei un-
entgeltlichem Erwerb eines einzelnen abnutzbaren WG des PV kann der Stpfl.
AfA vornehmen, obwohl er keine AHK aufgewendet hat. Der unentgeltliche
Erwerb wird hier wie eine Anschaffung behandelt, die AfA richten sich nach
den AHK des Rechtsvorgängers und nach dem für jene maßgebenden Prozent-
satz. Es erscheint daher gerechtfertigt, bei unentgeltlichem Erwerb eines einzel-
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nen WG des PV (auch wenn nicht abnutzbar) auf die AHK des Rechtsvorgän-
gers abzustellen, der das WG zuletzt entgeltlich erworben oder es hergestellt hat.
Eine bei diesem Rechtsvorgänger (oder bei den Rechtsvorgängern) zwischen der
entgeltlichen Anschaffung oder Herstellung und der unentgeltlichen Übertra-
gung auf den Stpfl. eingetretene Wertsteigerung gerät (zusammen mit einer beim
Stpfl. eingetreten weiteren Wertsteigerung oder abzgl. einer bei ihm eingetrete-
nen Wertminderung) als stille Reserve in das BV (s. OFD Hamb. v. 14.3.1974,
StEK EStG § 6 Abs. 1 Ziff. 5a Nr. 1; Ortmann-Babel in Lademann, § 6
Rn. 926). Zur Dreijahresfrist s. Anm. 1226.
Hatte der Rechtsvorgänger das WG entnommen, so ist nach der oben vertrete-
nen Ansicht der hierbei angesetzte Teilwert für die AK des Stpfl. iSv. Abs. 1
Nr. 5 maßgebend (FG München v. 12.5.1970 – II 169/66, EFG 1970, 553, rkr.;
o.V., DB 1970, 1003; s. auch Anm. 1232).
Unentgeltlich eingeräumtes Nutzungsrecht: s. auch Anm. 1215a.
Erwerb durch gemischte Schenkung und Einlage des Wirtschaftsguts:
Die Bewertung ist uE zweifelhaft. Nach BFH v. 18.3.1980 (VIII R 148/78,
BStBl. II 1981, 794) ist „neben den tatsächlichen AK auch noch eine Einlage an-
zusetzen“; dies bedeutet wohl, dass bei der Bewertung gedanklich der entgeltlich
erworbene Teil der Anschaffung von vor mehr als drei Jahren mit dem Teilwert,
bei Anschaffung innerhalb der letzten drei Jahren mit den AK zu bewerten, der
unentgeltlich erworbene Teil wie ein voll unentgeltlich erworbenes WG zu be-
werten ist, dh. mit dem Teilwert (Groh, StuW 1984, 223) oder – nach der oben
vertretenen Ansicht – mit den anteiligen AHK des Rechtsvorgängers (Schen-
kers). Nach neuerer Rspr. ist bei der einzelnen Vorschrift zu prüfen, ob die
Trennung anzuwenden ist, was aber uE entsprechend dem Zweck des Abs. 1
Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. a zu bejahen ist.

4. Einlage einer Beteiligung iSv. § 17

a) Rechtsentwicklung
Rechtslage 1.1.1955 bis 23.7.1958: Obwohl § 6 Abs. 1 Nr. 5 Bewertung mit
den AK nur dann vorschrieb, wenn das WG innerhalb der letzen drei Jahre vor
der Einlage angeschafft worden war, verlangte der BFH die Bewertung einer we-
sentlichen Beteiligung iSd. § 17 EStG 1955 stets mit den AK (oder dem nied-
rigeren Teilwert, BFH v. 7.10.1965 – IV 230/65, BStBl. III 1966, 36; s. auch
BFH v. 21.2.1964 – IV 26/62 S, BStBl. III 1964, 188; v. 25.9.1968 – I 110/64,
BStBl. II 1969, 67). Entsprechend BFH v. 28.10.1964 – IV 143/62 U, BStBl. III
1965, 45, betr. Einlegung von Bodenschätzen während der Geltung des § 17a.
Rechtslage 24.7.1958 bis 31.12.1964: Das StÄndG v. 18.7.1958 (BGBl. I 1958,
473; BStBl. I 1958, 412) legalisierte die Rspr. des BFH durch Einfügung des § 6
Abs. 1 Nr. 5 Buchst. b. Damit sollte verhindert werden, dass § 17 durch die Ein-
lage einer wesentlichen Beteiligung und ihre anschließende Veräußerung umgan-
gen wurde (BRDrucks. 41/58, 53). Bewertung mit den AK oder dem niedrige-
ren Teilwert galt, „wenn das zugeführte WG … b) ein Anteil an einer KapGes.
ist und der Stpfl. am Kapital der Gesellschaft iSd. § 17 Abs. 1 Satz 2 wesentlich
beteiligt ist.“ Die Vorschrift bestimmte also, dass eine wesentliche Beteiligung
an einer KapGes. bei der Einlage ohne Rücksicht auf die Besitzdauer nur mit
den AK oder dem Teilwert, und zwar mit dem niedrigeren der beiden Beträge
(glA BFH v. 7.10.1965 – IV 230/65, BStBl. III 1966, 36), bewertet werden durf-
te, also auch wenn der Stpfl. die Beteiligung mehr als drei Jahre vor ihrer Ein-
legung angeschafft hatte. Damit wurde insoweit der bis zum 31.12.1954 geltende
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Rechtszustand wiederhergestellt. Die Frage, ob die Einlage einer Veräußerung
gleichzustellen ist, blieb dabei unentschieden. Es wurde vielmehr wie früher die
Versteuerung der Wertsteigerung zeitlich hinausgeschoben und – ohne die StEr-
mäßigung des § 34 – in die betriebliche Sphäre verlagert.
Rechtslage ab 1.1.1965: Das StÄndG v. 14.5.1965 (BGBl. I 1965, 377; BStBl. I
1965, 217) passte Abs. 1 Nr. 5 Buchst. b der gleichzeitigen Änderung des § 17
an. Nach § 17 Abs. 1 sind Anteile des Stpfl. und seiner Angehörigen nun nicht
mehr zusammenzurechnen.

Nach § 17 Abs. 1 Satz 4 wird der Stpfl., der die veräußerte Beteiligung unentgeltlich er-
worben hat, als beteiligt iSd. § 17 behandelt, wenn zwar nicht er selbst, aber sein
Rechtsvorgänger (oder bei mehrfachem unentgeltlichen Erwerb einer der Rechtsvor-
gänger) innerhalb der letzten fünf Jahre die erforderliche Beteiligungsgrenze (bis zum
31.12.1998 mehr als 25 %, für die Zeit vom 1.1.1999 bis 31.12.2001 mindestens 10 %,
ab 1.1.2002 mindestens 1 %) erreichte.

Der Verweis auf § 17 Abs. 2 Satz 4 (früher Satz 3) in Abs. 1 Nr. 5 Satz 1
Halbs. 2 Buchst. b ist fehlerhaft; es muss wohl „Satz 5“ lauten und soll bedeu-
ten: Hat ein Stpfl. die eingelegte Beteiligung unentgeltlich erworben, so sind die
AK desjenigen Rechtsvorgängers zugrunde zu legen, der den Anteil zuletzt ent-
geltlich erworben hatte; diese Regelung gilt für alle unentgeltlichen Anteilserwer-
be nach dem 31.12.1964 (§ 52 Abs. 3 EStG 1965).

Beispiel: Der Stpfl. erbt eine Beteiligung an einer GmbH von 0,5 %. Der Erblasser
war zur Zeit des Erbfalls an der GmbH beteiligt iSd. § 17. Der Stpfl. legt die Betei-
ligung innerhalb von fünf Jahren seit dem Erbfall in ein BV ein. Zu dieser Zeit ist er
selber an der GmbH nicht iSv. § 17 beteiligt. Die Qualifizierung der Beteiligung als sol-
che iSv. § 17 wird jedoch von seinem Rechtsvorgänger auf ihn übertragen, da er die Be-
teiligung unentgeltlich erworben hat und sein Rechtsvorgänger innerhalb von fünf Jah-
ren vor der Einlage wesentlich beteiligt war. Der Stpfl. darf daher die Beteiligung nur
mit den anteiligen AK desjenigen Rechtsvorgängers ansetzen, der die Beteiligung zu-
letzt entgeltlich erworben hat.

Aufgrund der Absenkung der Beteiligungsquote für die Definition einer wesent-
lichen Beteiligung in § 17 Abs. 1 Satz 1 von mehr als 25 % (bis 31.12.1998) auf
zunächst mindestens 10 % (1.1.1999 bis 31.12.2001) und nunmehr mindestens
1 % können schrittweise Einlagen unterschiedlich zu bewerten sein:

Beispiel: Ein Stpfl. erwirbt im Jahr 2000 einen 8 %igen Anteil an der GmbH. Die
Hälfte dieses Anteils (4 %) legt er im Jahr 2001 in ein BV ein. Die Einlage erfolgt zum
Teilwert, da der Stpfl. nicht iSd. zur Zeit der Einlage geltenden § 17 an der GmbH be-
teiligt ist. Den übrigen Teil-Anteil legt er im Jahr 2005 in dasselbe BV ein. Hier erfolgt
die Einlage zu den AK, da der Stpfl. nunmehr iSd. § 17 beteiligt ist.

b) Bewertung einer eingelegten Beteiligung iSv. § 17
Die Einlage der Beteiligung iSv. § 17 ist Voraussetzung ihrer Bewertung nach
Abs. 1 Nr. 5. Keine Einlage ist die Veräußerung; zur Abgrenzung bei Mitunter-
nehmern s. Anm. 1213a.
Begriff der Beteiligung iSd. § 17 Abs. 1:
E Umfang der Beteiligung: Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. b setzt eine Betei-
ligung des Stpfl. „iSd. § 17 Abs. 1 oder 6“ voraus. Über die Definition einer Be-
teiligung iSv. § 17 s. § 17 Anm. 130–133. Die Beschränkung gem. Abs. 1 Nr. 5
Satz 1 Halbs. 2 Buchst. b gilt uE zB auch dann, wenn der Stpfl. nur einen Teil ei-
ner Beteiligung iSv. § 17 einlegt, der für sich allein keine solche Beteiligung bil-
den würde (vgl. auch BFH v. 10.2.1982 – I B 39/81, BStBl. II 1982, 392, betr.
Zusammenrechnung von Anteilen, die teils im PV, teils im BV einer KG lagen,
an der der Stpfl. beteiligt war). Aus dem Zweck der Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2
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Buchst. b, die während der privaten Besitzzeit eingetretene Wertsteigerung als
stille Reserve in das BV zu verlagern, ergibt sich, dass der gesamte Sachverhalt
des § 17 Abs. 1 angesprochen wird, dh., Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. b ist auch
dann anwendbar, wenn der Stpfl. zwar nicht zur Zeit der Einlagehandlung, aber
innerhalb der letzten fünf Jahre davor iS dieser Vorschrift beteiligt war.
Die Einlage einer Beteiligung unterhalb der Grenze des § 17 wird auch dann mit
dem (gegenüber den AK ggf. höheren) Teilwert bewertet, wenn der Stpfl. zur
Zeit der Einlage bereits beabsichtigte, weitere Anteile hinzuzuerwerben, um eine
Beteiligung iSv. § 17 herzustellen, und den Erwerb auch unmittelbar nach Ein-
lage durchführt. Es darf nicht ein anderer als der gegebene Sachverhalt (zu-
nächst Erwerb, dann Einlage der ganzen Beteiligung) fingiert werden.
E Art der Beteiligung: Auch eine wesentliche Beteiligung an einer ausländ. Kap-
Ges. kann nur mit den AK (oder dem niedrigeren Teilwert) bewertet werden, da
§ 17 grds. den Gewinn aus der Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung an
einer ausländ. KapGes. erfasst (s. § 17 Anm. 22).
Bewertung der Beteiligung: Die eingelegte Beteiligung ist mit den AK oder
dem Teilwert, und zwar mit dem niedrigeren der beiden Werte zu bewerten.
Sind die AK maßgebend, so gilt dies auch für die Anteile an der Komplementär-
GmbH einer GmbH & Co. KG.
Über AK bei unentgeltlichem Erwerb s. Anm. 1227. Eine als Konsequenz der
Einlage evtl. entstehende GrESt. erhöht den Teilwert nicht (BFH v. 14.3.2011 –
I R 40/10, BFH/NV 2011, 1556) Für die für einen unentgeltlichen Erwerb er-
hobene ErbSt. konnte bis einschl. 1998 ggf. nach § 35 eine Entlastung erzielt
werden. Seit VZ 1999 ist § 35 jedoch „aus Vereinfachungsgründen“ entfallen.
E Absenken der sog. Wesentlichkeitsgrenze: Fraglich ist, ob eine Bewertung mit den
AK auch dann vorzunehmen ist, wenn eine Beteiligung vorliegt, die erst durch
das Absenken der für ein Vorliegen einer Beteiligung iSv. § 17 maßgebenden Be-
teiligungsgrenze zu einer solchen Beteiligung wird. Das BVerfG v. 7.7.2010 (2
BvR 748/05, 2 BvR 753/05 und 2 BvR 1738/05, BStBl. II 2011, 86) hat für
Recht erkannt, dass es gegen die verfassungsrechtl. Grundsätze des Vertrauens-
schutzes verstößt und damit verfassungswidrig ist, soweit in einem Veräuße-
rungsgewinn Wertsteigerungen stl. erfasst werden, die bis zur Verkündung des
Gesetzes, mit dem die jeweils maßgebende Beteiligungsgrenze herabgesetzt
wird, entstanden sind und die bei einer Veräußerung vor dem Verkündungszeit-
punkt nach zuvor geltender Rechtslage stfrei veräußert worden sind oder bei ei-
ner späteren Veräußerung sowohl zum Zeitpunkt der Verkündung des entspre-
chenden Gesetzes als auch zum tatsächlichen Veräußerungszeitpunkt stfrei
hätten veräußert werden können. Die vom BVerfG aufgestellten Grundsätze
gelten für alle Sachverhalte, die auf § 17 rekurrieren, also auch für die Bewertung
nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. b. Wird also die Einlage solch einer
Beteiligung mit ihren AK bewertet, besteht die Gefahr, dass die gesamte Wert-
steigerung, also auch die nach BVerfG nicht stbare, weil vor Verkündung des
entsprechenden Gesetzes entstandene, bei Veräußerung besteuert wird. Dem
kann grds. entweder dadurch begegnet werden, dass in solchen Fällen in Abwei-
chung vom Gesetzeswortlaut gleichwohl eine Bewertung der Anteile mit dem
Teilwert erfolgt. Alternativ, und dafür hat sich die FinVerw. entschieden, kann
der nicht stbare Teil der Wertsteigerung erst bei Veräußerung, und dann außer-
halb der Bilanz, aus den stl. zu erfassenden Einkünften ausgeschieden wird
(BMF v. 21.12.2011 – IV C 6 - S 2178/11/10001, BStBl. I 2012, 43). Die Auf-
fassung der FinVerw. hat den Charme, dass eine Einlage immer nach dem Ge-
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setzeswortlaut bewertet wird. Sie birgt allerdings die große Gefahr, dass bei Ver-
äußerung der entsprechenden Beteiligung die stl. nicht zu erfassende Wertsteige-
rung in Vergessenheit gerät. Sie muss also statistisch festgehalten werden, um
den vom BVerfG aufgestellten Grundsätzen genügen zu können. Sie wider-
spricht uE außerdem der vom BVerfG angeordneten teilweisen Nichtigkeit der
entsprechenden Anwendungsnorm (§ 52 Abs. 1). Es wäre uE daher vorzuzie-
hen, die Anordnung der Rückwirkung des Absenkens der entsprechenden Betei-
ligungsgrenze für Zwecke des § 6 Abs. 1 Nr. 5 als nichtig anzusehen und die Be-
teiligungen mit dem Teilwert im Zeitpunkt der Einlage zu bewerten. Eine
erfolgsneutrale Berichtigung der StBil. wäre ggf. vorzunehmen.
Damit würde sich auch die durch BMF v. 21.12.2011 (BStBl. I 2012, 43) ange-
ordnete zeitanteilige Zuordnung der Wertsteigerung erübrigen, allerdings auf
Kosten einer dann erforderlichen Bewertung der Anteile auf den Zeitpunkt der
Einlage. Es würde sich auch die uE unzutreffende Behandlung der Veräuße-
rungskosten in dem BMF-Schreiben erledigen. Das BMF vertritt die Auffassung,
dass Veräußerungskosten anteilig zwischen der nicht stbaren Wertsteigerung
und der stl. zu erfassenden Wertsteigerung aufzuteilen sind. Diese Auffassung
ist nicht nachvollziehbar. Würde die Beteiligung im Einlagezeitpunkt entgeltlich
in das BV erworben, wären die Veräußerungskosten unstreitig und vollständig
mit dem stl. zu erfassenden Veräußerungsgewinn zu verrechnen. Wäre ein Ver-
äußerungsgewinn stl. nicht zu erfassen, gilt dies auch für mit der Veräußerung
zusammen hängende Kosten. Die Einlage ist uE wie ein Erwerb durch das BV
zu sehen.
E Teilwert niedriger als Anschaffungskosten: Für die Zeit seit 1.1.1965 wird die An-
sicht vertreten, eine Beteiligung iSv. § 17 sei bei der Einlage auch dann mit den
AK zu bewerten, wenn ihr Teilwert niedriger sei; eine in der privaten Besitzzeit
eingetretene Wertminderung müsse sich – ebenso wie eine Wertsteigerung – bei
der betrieblichen Gewinnermittlung auswirken; für die Zeit bis 31.12.1964 sei
die Wertminderung nur deshalb unberücksichtigt geblieben, weil nach der bis
dahin geltenden Fassung des § 17 Verluste aus der Veräußerung einer wesentli-
chen Beteiligung nicht mit anderen Einkünften ausgeglichen werden konnten
(Grieger, BB 1966, 66; Littmann, Inf. 1967, 145, Wismeth, FR 1974, 261: Die
Einlage ist hier wie eine verlustverwirklichende Veräußerung zu behandeln).
In der Tat stellt sich der Stpfl., der die Beteiligung iSv. § 17 mit dem niedrigeren
Teilwert einlegt und aus dem BV veräußert, schlechter als wenn er die Betei-
ligung privat veräußert und den Unterschied zwischen den AK und dem nied-
rigeren Erlös als Verlust geltend macht. Nach dem Wortlaut des Gesetzes ist die
Bewertung mit den AK indes nicht möglich. BFH v. 25.7.1995 (VIII R 25/94,
BStBl. II 1996, 684) erkennt jedoch in § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. b
eine planwidrige Gesetzeslücke für derartige Fälle. Nach diesem Urt. darf der
nach § 17 realisierbare Wertverlust nicht durch den Ansatz des niedrigeren Teil-
werts endgültig verloren gehen. Die Lücke sei nach der Entstehungsgeschichte
der Regelungen in § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. b, § 17, ihrem Sinn
und Zweck und der Systematik sowie zusätzlich aus Erwägungen der Praktikabi-
lität in der Weise zu schließen, dass anstelle des niedrigeren Teilwerts die höhe-
ren ursprünglichen AK anzusetzen sind. Mit Urt. v. 2.9.2008 (X R 48/02,
BStBl. II 2010, 162, DStR 2008, 2211, m. Anm. Hoffmann) hat der BFH seine
Auffassung aus 1995 best. und fortgeführt. Die Fortführung der Rspr. bezieht
sich auf die Frage, ob nach Einlage eine Teilwert-Abschreibung zulässig ist, was
der BFH verneint, solange die Beteiligung zum BV gehört. Er schlägt vor, die
Beteiligung mit dem niedrigeren Teilwert in der StBil. anzusetzen und die Diffe-
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renz zu den ursprünglichen AK durch einen außerbilanziellen Korrekturposten
festzuhalten, um die stl. Erfassung der Wertminderung sicherzustellen. Die Fin-
Verw. wendet die Rspr. an (vgl. H 17 Abs. 8 EStR 2008).
E Einbringungsgeborene Anteile: Werden einbringungsgeborene Anteile iSd. § 22
UmwStG in ein BV eingelegt, gilt ebenfalls ggf. Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2
Buchst. a oder Buchst. b. Als AK ist der Betrag anzusetzen, der sich nach § 20
Abs. 3, § 21 Abs. 2 UmwStG ergibt. Dasselbe gilt uE auch für spaltungsgebore-
ne Anteile im Fall einer Auf- oder Abspaltung.

c) Verdeckte Einlage in eine Kapitalgesellschaft
Abs. 1 Nr. 5 gilt grds. auch für verdeckte Einlagen in KapGes. (s. Anm. 1212).
Das heißt, bei der verdeckten Einlage einer wesentlichen Beteiligung in eine
KapGes. ist bei dieser bei Anwendung des Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2
Buchst. b eine Fortführung der AK des Einlegenden vorzunehmen. Es stellt
sich jedoch das Problem, dass der mW von VZ 1992 insoweit geänderte § 17
Abs. 1 Satz 2 eine verdeckte Einlage einer Veräußerung gleichstellt. Es würde
somit eine doppelte Erfassung stiller Reserven drohen. Aus diesem Grund ist
Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. b teleologisch zu reduzieren; im Fall einer
verdeckten Einlage in eine KapGes. ist auch bei ihr als Einlagewert der Teilwert
der Beteiligung anzusetzen, vgl. BFH v. 14.3.2011 – I R 40/10 BStBl. II 2012,
281; BMF v. 2.11.1998, BStBl. I 1998, 1227.

d) Verhältnis von Buchst. b zu Buchst. a
Beteiligungen sind WG. Daher könnte auch auf Beteiligungen die Regelung des
Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. a zur Anwendung kommen; s. zu den Vo-
raussetzungen hierfür Anm. 1226–1227. Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. b
ist allerdings die speziellere Norm, so dass für einen Ansatz der AK bei einer
(wesentlichen) Beteiligung grds. nicht auf den Buchst. a zurückgegriffen werden
muss und die AK eben auch dann anzusetzen sind, wenn die wesentliche Betei-
ligung mehr als drei Jahre vor der Einlage angeschafft worden war.
Die generelle Anwendbarkeit des Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. a könnte
jedoch für den Verweis in Abs. 6 Satz 3 eine Rolle spielen: Dieser führt bei einer
verdeckten Einlage in den „Fällen des Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. a“
zu einer Berücksichtigung des Einlagewerts als Erhöhungsbetrag für die AK des
Einlegenden an der KapGes.

Beispiel: Ein Stpfl. erwirbt im Jahr 00 Anteile iSd. § 17. Die Anteile steigen deutlich im
Wert. Im Jahr 02 legt der Stpfl. die Anteile verdeckt in eine KapGes. ein. Die KapGes.
veräußert kurz darauf die Anteile.

Würden auf die Einlage Abs. 6 Sätze 2 und 3 Anwendung finden, würden als
Einlagewert die ursprünglichen AK des Stpfl. anzusetzen sein. Der in den Jahren
00 bis zur Einlage in 02 entstandene Wertzuwachs würde nicht beim Stpfl. er-
fasst werden; vielmehr würde der Wertzuwachs bei Vorliegen der entsprechen-
den Voraussetzungen unter die StBefreiung des § 8b KStG fallen. Geht man
hingegen von einem Vorrang des § 17 Abs. 1 Satz 2 aus, sind die bis zur Einlage
entstandenen stillen Reserven beim Stpfl. als Veräußerungsgewinn zu erfassen.
Der Konflikt ist gegenwärtig nicht gelöst.

e) Einlage eines Wirtschaftsguts iSv. § 20 Abs. 2
Mit Einf. der Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge zum 1.1.2009 durch das Unter-
nehmenssteuerreformgesetz v. 14.8.2007 (BGBl. I 2007, 1912) sind Veräuße-
rungsergebnisse von bis dahin dem stl. nicht relevanten PV zugeordneten WG stl.
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zu erfassen. Es ist daher folgerichtig, dass der Gesetzgeber mit der Einf. von § 6
Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 Buchst. c auch die Bewertung solcher WG bei Ein-
lage in ein BV regelt. Zum Begriff der WG iSv. § 20 Abs. 2 vgl. § 20 Anm. 422 ff.
Zur Bewertung dieser WG vgl. Anm. 1229 „Bewertung der Beteiligung“, die
Ausführungen gelten hier entsprechend. Dies dürfte insbes. für die Bewertung
bei der Einlage eines gegenüber den AK im Wert geminderten WG gelten. Die
steuersystematischen Überlegungen sind hier insoweit identisch (glA Dinkel-
bach, DStR 2011, 941).

V. Kürzung des Einlagewerts um Absetzung für Abnutzung
(Nr. 5 Satz 2)

Rechtslage bis 31.12.1979: Hatte der Stpfl. ein abnutzbares WG des AV einge-
legt und hatte er es innerhalb der letzten drei Jahre vor der Einlage angeschafft
oder hergestellt oder seinem BV entnommen, so waren nach Abschn. 39 EStR
1955 die bei der Bewertung der Einlage maßgebenden AHK bzw. der Entnah-
mewert um die AfA zu kürzen, die der Stpfl. in der Zeit zwischen der Anschaf-
fung oder Herstellung bzw. der Entnahme und der Einlage bzw. Wiedereinlage
vorgenommen hatte. AA aber mit Recht BFH v. 7.12.1978 – I R 142/76,
BStBl. II 1979, 729; Zitzlaff, DStZ 1950, 313; Hanraths, BB 1967, 657;
Durchlaub, DB 1975, 2245.
Rechtslage ab 1.1.1980: Die Ansicht der FinVerw. wurde legalisiert durch Ein-
fügung von Abs. 1 Nr. 5 Sätze 2 und 3 (Gesetz v. 18.8.1980, BGBl. I 1980, 1537;
BStBl. I 1980, 581). Nach dem Gesetzeszweck sollen sich die AfA, die während
der privaten Besitzzeit vorgenommen wurden, nicht noch einmal einkünftemin-
dernd auswirken können (BTDrucks. 8/3688, 17). Die Neufassung gilt seit 1.1.
1980, § 52 Abs. 4d EStG 1981.
E „Absetzungen für Abnutzung“ sind nach der Gesetzesbegründung (BTDrucks.
8/3688, 17) und R 6.12 Abs. 1 EStR 2008 außer der AfA nach § 7 auch erhöhte
Absetzungen und Sonderabschreibungen; auf ihre Erwähnung ist – ebenso wie
in § 6 Abs. 1 Nr. 1 – lediglich im Interesse einer einheitlichen Gesetzestermino-
logie verzichtet worden. Diese Auslegung erscheint nach Sinn und Zweck der
Neuregelung vertretbar.
E „Auf den Zeitraum … entfallende Absetzungen für Abnutzung“ sind uE die tatsäch-
lich in Anspruch genommenen Absetzungen, auch soweit sie sich nicht einkom-
mensmindernd ausgewirkt haben, zB weil ohnehin ein Verlust entstanden war
oder weil der Stpfl. nicht zu veranlagen war.

GlA Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1043; Herrmann in Frotscher, § 6 Rn. 428; aA Söf-
fing, DStZ 1980, 65 (66); Ortmann-Babel in Lademann, § 6 Rn. 924; Hoffmann in
LBP, § 6 Rn. 765.

Hat der Stpfl. aber keine Absetzungen vorgenommen (zB weil er das WG nicht
oder zur Erzielung nicht stbarer Einkünfte genutzt hat), so besteht für eine nur
rechnerische Kürzung (um die Mindest-AfA nach § 7) uE kein Anlass, s.o. zu
dem Zweck der Regelung; auf die private Besitzzeit „entfallen“ können uE nur
Absetzungen, die real existiert haben (immerhin insofern zweifelhaft, als der
Wortlaut des Abs. 1 Nr. 5 Satz 2 – „um Absetzungen“, nicht „um die Absetzun-
gen, die …“ – auch die gegenteilige Auslegung zulässt). Daher sollten uE nur
solche AfA gekürzt werden, die beim Einbringenden stl. erfasst wurden.

Einstweilen frei.
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§ 6 Anm. 1232 Abs. 1 Nr. 5: Bewertung von Einlagen

VI. (Wieder-)Einlage entnommener Wirtschaftsgüter (Nr. 5 Satz 3)

Fortgeführter Entnahmewert: Legt der Stpfl. ein WG in den Betrieb ein, das
er innerhalb der letzten drei Jahre vor der Einlage aus seinem BV entnommen
hatte, so ist es mit dem bei der Entnahme angesetzten Wert zu bewerten (anstel-
le von Teilwert oder AHK), bei einem abnutzbaren WG mit dem Entnahmewert
abzgl. der auf die Zeit zwischen Entnahme und Einlage entfallenden AfA (im
Rahmen des Abs. 1 Nr. 5 Satz 2, s. Anm. 1230).

So Abs. 1 Nr. 5 Satz 3, eingefügt durch Ges. v. 18.8.1980 (BGBl. I 1980, 1537; BStBl. I
1980, 581) aus Gründen der Rechtssicherheit, um die bis dahin in dieser Weise bereits
bestehende Rspr. und Praxis – Abschn. 39 Abs. 1 EStR 1955 ff. – zu legalisieren (Begr.,
BTDrucks. 8/3688, 17).

E Ziel dieser Vorschrift ist es, Besteuerungslücken zu vermeiden. Die Höchst-
grenze der Bewertung zum Entnahmewert soll vermeiden, dass der Stpfl. WG,
die er bei steigenden Preisen entnommen hat, später zu einem höheren Teilwert
einlegen kann, um so die Besteuerung des Wertzuwachses zu vermeiden (s.
Anm. 1211); der Sicherung dieses Zwecks dient die Gleichstellung der Entnah-
me mit der Anschaffung (Begr., BTDrucks. 8/3688, 17). Die Regelung gilt für
Einlagen nach dem 31.12.1979 (§ 52 Abs. 4b EStG 1981). Die Rechtslage war
aber schon vorher die gleiche.
E Die Behandlung des bei der Entnahme angesetzten Teilwerts als „AK“ folgt aus der
vom Gesetz in Abs. 1 Nr. 4 und 5 vorgenommenen Abgrenzung zwischen der
betrieblichen und der privaten Sphäre des Stpfl. bei der Einkünfteermittlung; s.
auch Anm. 1191 und 1193 über die Bedeutung der Entnahmebewertung mit
dem Teilwert. Der Entnahmewert bildet daher die Bemessungsgrundlage für die
vom Zeitpunkt der Entnahme an vorzunehmenden AfA. Er ist daher auch als
AK eines WG anzusehen, wenn es entnommen und innerhalb der Dreijahres-
frist wieder in das gleiche oder ein anderes BV des Stpfl. eingelegt wird, s.
Anm. 1226. GlA BFH v. 7.12.1978 (I R 142/76, BStBl. II 1979, 729, 731); BFH
v. 28.9.1961 (IV 5/59 U, BStBl. III 1962, 32) betr. Entnahme von Grundstü-
cken aus einer OHG und Einbringung in einen Gewerbebetrieb des Stpfl.; BFH
v. 26.1.1961 (IV 138/58, StRK EStG [bis 1974] § 13 R. 96) betr. Entnahme aus
einem landwirtschaftlichen Betrieb und Einlage in einen Gewerbebetrieb; BFH
v. 7.12.1978 ( R 142/76, BStBl. II 1979, 729); vgl. auch BFH v. 10.1.1963 (IV
214/58 S, BStBl. III 1963, 261) über die Bedeutung einer Entnahme; BFH v.
16.3.1967 (IV 72/65, BStBl. III 1967, 318); BFH v. 14.4.1967 (VI 9/65,
BStBl. III 1967, 391) betr. Überführung eines WG aus einem Gewerbebetrieb in
einen land- oder forstw. Betrieb als Entnahme.
Diese Regelung gilt entsprechend im Fall der Betriebsaufgabe (Überführung der
WG in das PV) und anschließender Einlage oder (Wieder-)Eröffnung des Be-
triebs innerhalb des Dreijahreszeitraums (BFH v. 5.12.1996 – IV R 83/95,
BStBl. II 1997, 287); an die Stelle des Teilwerts tritt dann der gemeine Wert.
E Rechtsprechungsentwicklung: Maßgeblich ist der Wert, mit dem das WG tatsäch-
lich bei der Entnahme angesetzt worden ist. Nach der Auffassung des XI. Senats
des BFH kann der Stpfl. aber im Rahmen der EStVeranlagung in späteren Jah-
ren geltend machen, dass bei der Ermittlung des Entnahmewerts ein zu niedriger
Wert ermittelt wurde und daher uU die Nachholung von AfA begehren; der
EStBescheid für das Entnahme- bzw. Aufgabejahr stellt keinen Grundlagen-
bescheid für die Ermittlung der Einkünfte in den Folgejahren dar (BFH v. 29.4.
1992 – XI R 5/90, BStBl. II 1992, 969).
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4&||^z 7.( _7^ <^k^0(rzA 6^k^7|. {7( _^{ A^{^7z^z G^0( mx0erz^;{^zU 87^ A^9
.^(e|7~;^ 4^.(.~;0^7$rzA _^0 N^A^|z er0 H^0.(07~}rzA X.U - B @z{U tsv` er0 5z(9
.(07~}rzA mA|U - B @z{U sM* DDUW 7z - B {'~;(^ ^. ^0Dx0_^0|7~;` _7^ <^k^0(rzA 7z
_7^.^z L7(r'(7xz^z er 0^A^|zU 8'$^7 7.( _^0 2^.^(eA^$^0 mxz _^0 $^7 7z|&z_U 57z9
|'A^('($^.(&z_^z p$|7~;^z <^k^0(rzA {7( _^{ K^7|k^0( '$A^k7~;^z X.U 'r~;
@z{U vstt$WU
.j:J-6UP%jQj>$S# Er{ 2^|(rzA.$^0^7~; mxz @$.U v 7z.A^.'{( .U @z{U C,
@$.U v h0U C' 7.( 7z _7^.^z 2^|(rzA.$^0^7~; ^7zA^$^((^(U G7^ _7^ Hx0.~;07D( p$^0
_7^ <^k^0(rzA mxz 57z|'A^z 7.( @$.U v h0U C' 'r~; 7{ N';{^z _^0 2^k7zz^09
{7((|rzA _r0~; 57zz';{^z9I$^0.~;r..0^~;zrzA 'zerk^z_^z X.U @z{U vsvsW`
_7^ <^A0pz_rzA er @$.U v h0U C 7.( 'rD 4&||^ _^0 h0U C' p$^0(0'A$'0U @$.U v
h0U C' A7|( zr0 7z 4&||^z _^. - B @$.U v L'(e ] /'|$.U s` er _^z 57ze^|;^7(^z .U
@z{U vstt'U @$.U v h0U C' A7|( z7~;( Dp0 4&||^ _^. - BA @$.U t` _x0( .7z_ m7^|{^;0
Lxz_^0D&||^ Dp0 _7^ Np~}Dp;0rzA mxz G2 'r. ^7z^0 <^(07^$..(&((^ 7z ^7z^{ 'z_^9
0^z j7(A|7^_.(''( _^0 5J 7z. qz|'z_ A^0^A^|(U

bbd F@J%jPJ@6!

57ze7A^. K'($^.('z_.{^0}{'| _^0 Hx0.~;07D( 7.(` _'.. ^7z 4'|| _^. - B @$.U v
L'(e ] /'|$.U s mx0|7^A(U 8'z'~; {r.. _'. <^.(^r^0rzA.0^~;( 8^r(.~;|'z_ ;7z9
.7~;(|7~; _^. 2^k7zz. 'r. _^0 H^0&r?^0rzA ^7z^. G2 $^A0pz_^( k^0_^zU 87^.^0
Hx0A'zA k70_ 7_N '|. H^0.(07~}rzA $^e^7~;z^(U 57z^ H^0.(&0}rzA _^. <^.(^r^9
0rzA.0^~;(.` e< _r0~; I$^0Dp;0rzA ^7z^. G2 'r. ^7z^0 @z0^~;zrzA.$^(07^$.9
.(&((^ 7z _'. L('{{;'r. XmA|U <j4 mU sCU]UsMMy` <L(<|U q sMMy` ]]] [ KeU sU*UsW
x_^0 ^7z^ hr(erzA.p$^0|'..rzA _^. G2 XA|@ (G2CDA4)%D0A4` << sMM*` v] "sB!W
D'||^z z7~;( rz(^0 - B @$.U v L'(e ] /'|$.U sU q{ 57ze^|z^z ;7^0er` 'r~; {7( n079
(7} 'z _^0 Hx0.~;07D(` - B @z{U tsv DU
8' z'~; _^{ 2^.^(e zr0 Hx0'r..^(erzA 7.(` _'.. _'. <^.(^r^0rzA.0^~;(
8^r(.~;|'z_. ;7z.7~;(|7~; _^. 2^k7zz. 'r. _^0 H^0&r?^0rzA ^7z^. G2 $^A0pz9
_^( k70_` A7|( _7^. r5 'r~; Dp0 $7.|'zA z7~;( '}(7m7^0(^ G2 Xe< .^|$.(A^.~;'DD^z^
7{{'(^07^||^ G2WU 2|@ 9FD>02 7z (+5B.CG FFFqqU - * NzU C+vU
40'A|7~; 7.(` x$ _7^ Hx0.~;07D( zr0 Dp0 _7^ @}(7m.^7(^ _^0 <7|'ze 'zerk^z_^z 7.(
x_^0 x$ 'r~; _7^ H^0.(07~}rzA .xAU z^A'(7m^0 G2 er ^7z^0 @zk^z_rzA _^0 Hx09
.~;07D( Dp;0^z }'zzU h'~; ;7^0 m^0(0^(^z^0 @rDD'..rzA XmA|U Hx0 -- B[+
@z{U vv]W .x||(^ zr0 _7^ H^0.(07~}rzA mxz G2 _^0 @}(7m.^7(^ _^0 <7|'ze er0 @z9
k^z_rzA mxz - B @$.U v L'(e ] /'|$.U s rz_ _'{7( er0 @zk^z_rzA mxz @$.U v
h0U C' Dp;0^zU @||^0_7zA. 7.( _^0 Gx0(|'r( _^0 Hx0.~;07D( z^r(0'|` rz_ _7^ N.u0U

O L @z{U vstt[vstt' @$.U v h0U C'a <^k^0(rzA $^7
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A^;( xDD^z.7~;(|7~; _'mxz 'r.` _'.. 7{ L(N^~;( _^0 <^A07DD _^. G2 'r~; z^A'(79
m^ G2 r{D'..( X.U zr0 <4/ mU v+UvsUsMM+ [ 20L s)MB` <L(<|U qq sMM]` tM*
"*vt!WU @r~; _7^ 47zH^0kU .~;^7z( mxz _^0 @zk^z_$'0}^7( 'r~; 'rD z^A'(7m^
G2 'r.erA^;^z XmA|U <j4 mU sCU]UsMMy` <L(<|U q sMMy` ]]] [ KeU sUB` rz(^0 H^09
k^7. 'rD <4/ mU syU+Uvyys` <L(<|U qq vyyt` *tWU 4x|A( {'z _7^.^0 @rDD'..rzA` A7|(
_7^ Hx0.~;07D( r5 rz'$;&zA7A _'mxz` x$ _7^ H^0$7z_|7~;}^7( X_'. z^A'(7m^ G2W
('(.&~;|7~; u'..7m7^0( k'0 rz_ 'r~; rz'$;&zA7A _'mxz` x$ _7^.$^epA|7~; 7{ _^r(9
.~;^z L(N^~;( ^7z @z.'(em^0$x( $^.(^;(U

bbbd 7j)jQJ-6U 8>J !j8 Uj8j>6j6 BjQJ

G70_ _'. <^.(^r^0rzA.0^~;( 8^r(.~;|'z_. ;7z.7~;(|7~; _^. 2^k7zz. 'r. _^0
H^0&r?^0rzA ^7z^. G2 $^A0pz_^(` 7.( _7^.^. A^{U @$.U v h0U C' {7( .^7z^{ A^9
{^7z^z G^0( er $^k^0(^zU 8^0 <^A07DD _^. A^{^7z^z G^0(. 7.( 7{ 5L(2 z7~;(
_^D7z7^0(` _';^0 }x{{( _7^ <^.(7{{rzA _^. <^A07DD. 7z - y @$.U s <^k2 er0
@zk^z_rzA XmA|U 'r~; @z{U C+CWU Er{ @z.'(e }x{{( $^7 H^0.(07~}rzA ^7z^.
G2 '|.x _^0 57ze^|m^0&r?^0rzA.u0^7.U 87^ <^k^0(rzA {7( _^{ A^{^7z^z G^0(
.(^||( 7{ H^0;&|(z7. er m^0A|^7~;$'0^z L7(r'(7xz^z ^7z^z Lg.(^{$0r~; _'0U <^7
_^0 H^0.(07~}rzA ^7z^. G2 _r0~; I$^0Dp;0rzA 'r. _^{ [ ^.(|U A0_.U z7~;( 0^|^9
m'z(^z [ c07m'($^0^7~; 7z _^z $^(07^$|7~;^z <^(07^$ 7.( ^7z G2 {7( .^7z^{ K^7|9
k^0( er $^k^0(^z X- * @$.U v h0U CW` _' G^0(&z_^0rzA^z 7{ z7~;( .($'0^z <^9
0^7~; mxz _^0 <^.(^r^0rzA D0^7A^;'|(^z k^0_^z .x||^z XmA|U 'r~; @z{U vsvvWU
87^. A^|7zA( $^7 ^7z^0 <^k^0(rzA er{ A^{^7z^z G^0( z7~;( 7z A|^7~;^{ j'?U
8^0 K^7|k^0( ^7z^. G2 _p0D(^ 7_N ;w;^0 .^7z '|. _^0 A^{^7z^ G^0(` _' 7{ K^7|9
k^0( _7^ Lgz^0A7^^DD^}(^ 'r. _^0 ErA^;w07A}^7( ^7z^. G2 er ^7z^{ <^(07^$ ^z(9
;'|(^z .7z_U qz.xk^7( k^0_^z '|.x $^7 ^7z^0 <^k^0(rzA er{ A^{^7z^z G^0( .x9
Dx0( .(7||^ N^.^0m^z 7{ <H A^|^A(` _7^ _^0 _^r(.~;^z <^.(^r^0rzA rz(^0|7^A^zU
`3QQjPh36!j6'# 8^0 @z.'(e _^. A^{^7z^z G^0(. $^7 H^0.(07~}rzA ^7z^. G2
7.( rz'$;&zA7A mxz _^0 <^;'z_|rzA _^0 A^&z_^0(^z Erx0_zrzA _^. G2 Dp0
Ek^~}^ _^. 6^k^7|7A^z 'r.|&z_U L(N^~;(.U 57z^ nx00^.uxz_^ze 7.( k^_^0 _^{
20rz_^ zx~; _^{ G^0( z'~; mx0A^.^;^zU
;6P$S@XX-6UP<3PJj6# 8^0 'zer.^(e^z_^ A^{^7z^ G^0( _^. m^0.(07~}(^z G2 7.(
Dp0 Ek^~}^ _^0 <^k^0(rzA 7z _^z L(^r^0$7|'ze^z` _7^ _^{ E^7(urz}( _^0 H^09
.(07~}rzA z'~;Dx|A^z` k7^ @n er $^r0(^7|^zU 8'. 2^.^(e .~;0^7$( _7^. ek'0 z7~;(
'r._0p~}|7~; mx0` ^. ^0A7$( .7~; r5 '||^0_7zA. 'r. _^{ L7zzer.'{{^z;'zA _^0
Hx0.~;07D( XmA|U 'r~; @z{U vsvv QG^7(^0^ G70}rzA _^0 57z|'A^PWU
Fj>:)jQJ@%P$SQj>%-6U# 87^ <^k^0(rzA {7( _^{ A^{^7z^z G^0( _^. G2 ;'(
7{ E^7(urz}( _^0 H^0.(07~}rzA .('((erD7z_^zU <^7 _^0 4x|A^$^k^0(rzA` '|.x _^0
<^k^0(rzA _7^.^. G2 7z _^z L(^r^0$7|'ze^z er @$.~;|r...(7~;('A^z z'~; _^{
H^0.(07~}rzA.e^7(urz}(` A^|(^z Dp0 _7^ <^k^0(rzA _^. G2 _7^ '||A^{^7z^z Hx09
.~;07D(^z` '|.x 7z.$^.U - * @$.U v h0U v $7. tU q.( '|.x 'z ^7z^{ _^0 Dx|A^z_^z <79
|'ze.(7~;('A^ _^0 K^7|k^0( _^. G2 z7^_07A^0 '|. _^0 A^{^7z^ G^0( 7{ E^7(urz}(
_^0 H^0.(07~}rzA` }'zz A0_.U ^7z^ @$.~;0^7$rzA 'rD _7^.^z z7^_07A^0^z K^7|k^0(
{wA|7~; x_^0 A^$x(^z .^7zU @r. _^z mx0.(^;^z_ _'0A^.(^||(^z 20pz_^z _p0D(^
_7^. 6^_x~; er{7z_^.( 7z e^7(|7~;^0 h&;^ er{ H^0.(07~}rzA.e^7(urz}( ^;^0 _7^
@r.z';{^ .^7zU
E8P@J'PJj-jQ# 8^0 A^{^7z^ G^0( '|. 57ze^|m^0&r?^0rzA.u0^7. $^7z;'|(^( A0_.U
'r~; _7^ JL(U 40'A|7~; }wzz(^ _';^0 .^7z` x$ $^7 _^0 <^k^0(rzA A^{U @$.U v
h0U C' _^0 G^0( ^7z.~;|7^?|7~; JL( 'zer.^(e^z .^7z .x||U 87^.^ 40'A^ .(^||( .7~;
$^7 '||^z Jz(^0z^;{^z` _7^ $^7 @z.~;'DDrzA ^7z^. G2 er{ @$erA _^0 Hx0.(^r9

H^0.(07~}rzA @z{U vstt'[vstt$ O L
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^0 $^0^~;(7A( .7z_` _^zz 7z _7^.^{ 4'|| A^;w0( _7^ JL( z7~;( er _^z @z.~;'D9
DrzA.}x.(^z X- y$ @$.U vWU 4p0 ^7z^ <^k^0(rzA {7( _^{ <0r((x$^(0'A` '|.x ^7z9
.~;|7^?|7~; _^0 JL(` .u07~;(` _'.. @$.U v h0U C' _^z 'zer.^(e^z_^z A^{^7z^z
G^0( z7~;( '|. D7}(7m^ @n _^D7z7^0(U 4'}(7.~; D7z_^( $^7 H^0.(07~}rzA ^7z^. G2
'r~; }^7z^ @z.~;'DDrzA .('((U H7^|{^;0 A^;w0( _7^.^. G2 _^z}zx(k^z_7A $^9
0^7(. er{ <H` k^zz 'r~; z7~;( er _^{ 7z 8^r(.~;|'z_ .(uD|U qz.xD^0z 7.( _^0 4'||
'r~; '$erA0^ze^z mxz _^0 57z|'A^` $^7 _^0 ^7z^ ErDp;0rzA ^7z^. G2 7z _'. <H
.('((D7z_^(U 87^ 57z|'A^ 7.( 'r. L7~;( ^7z^. <^(07^$. .x{7( ^7z^0 @z.~;'DDrzA
_r0~;'r. m^0A|^7~;$'0` ^. D^;|( 7_N |^_7A|7~; 'z _^0 N^~;(.$^e7^;rzA er ^7z^{
807((^zU <^7 _^0 H^0.(07~}rzA ^7z^. G2 ;7zA^A^z A^;w0(^ _7^.^. $^0^7(. er{ <^9
(07^$` ^. |7^A( 7{ E^7(urz}( _^0 H^0.(07~}rzA A^0'_^ }^7z^ @z.~;'DDrzA _^. G2
mxz 'r?^z mx0U 87^ @z.~;'DDrzA ;'( m7^|{^;0 $^0^7(. D0p;^0` 7{ E^7(urz}( _^.
50k^0$. _^. G2 7z _^z z7~;( .(uD|U K^7| _^. <^(07^$. .('((A^Drz_^zU 2^A^z ^7z^
57z$^e7^;rzA _^0 JL( 7z _^z A^{^7z^z G^0(` _^0 A^{U @$.U v h0U C' 'zer.^(e^z
7.(` .u07~;( _7^ Lg.(^{'(7} _^0 Hx0.~;07D(^zU <^7 57z$^e7^;rzA _^0 JL( kp0_^ _^0
G^0( _^. m^0.(07~}(^z G2 7{ H^0A|^7~; er ^7z^{ 'zA^.~;'DD(^z G2 r{ _7^ JL(
er ;x~; .^7z rz_ 7z.xk^7( AADU $^0^7(. @z|'.. Dp0 ^7z^ K^7|k^0('$.~;0^7$rzA $7^9
(^z Xk^zz _^0 K^7|k^0( z7~;( 'r. 'z_^0^z 20pz_^z ;w;^0 '|. _^0 A^{^7z^ G^0(
.^7z .x||(^` .UxUWU 87^ K'(.'~;^` _'.. _7^ H^0.(07~}rzA ^7z^. G2 _^z}|xA7.~; _7^
I$^0Dp;0rzA _7^.^. G2 'r. _^{ X.(^r^0$^D0^7(^zW @r.|'z_ 7z _'. qz|'z_ $ekU
_^z G^~;.^| _^. L('(r. ^7z^0 <^(07^$.(&((^ mxz L(^r^0D0^7.(^||rzA 'rD L(^r^0'z9
0^~;zrzA mx0'r..^(e(` .u7^|( $^7 _7^.^0 <^(0'~;(rzA }^7z^ Nx||^U Er{ ^7z^z 7.(
_^0 A^{^7z^ G^0( 7z - y @$.U s <^k2 A^.^(e|7~; _^D7z7^0(` er{ 'z_^0^z rz(^09
|7^A( er{7z_^.( _7^ I$^0Dp;0rzA ^7z^. G2 'r. _^{ @r.|'z_ 7z _'. qz|'z_ AADU
_^0 57zDr;0JL( x_^0 _^z N^A^|z p$^0 _^z 7zz^0A^{^7z.~;'D(|7~;^z 50k^0$U
]jU@J>*j B>QJP$S@XJPU,JjQ# 2^;( {'z A^A^z _7^ ;7^0 m^0(0^(^z^ @rDD'..rzA`
'$^0 {7( N.u0U rz_ 47zH^0kU _'mxz 'r.` _'.. 'r~; z^A'(7m^ G2 X$^..^0a L~;r|9
_^zW 7z _^z @zk^z_rzA.$^0^7~; _^0 Hx0.~;07D( D'||^z` .7z_ 'r~; _7^.^ $^7 H^09
.(07~}rzA {7( 7;0^{ A^{^7z^z G^0( 'zer.^(e^zU <^7 L~;r|_^z _p0D(^ _^0 A^{^79
z^ G^0( _^0 G^0( .^7z` er _^{ ^7z^ I$^0z';{^ '{ j'0}( {wA|7~; k&0^U qz _^0
N^A^| _p0D(^ _7^. _^0 h^zzk^0( _^0 L~;r|_ .^7zU <^7 er}pzD(7A^z L~;r|_^z 7.(
_^0 k';0.~;^7z|7~;^ '$A^e7z.(^ G^0( 'zer.^(e^zU 87^. _p0D(^ e< $^7 _^0 H^0.(079
~}rzA mxz c^z.7xz.0p~}.(^||rzA^z Xe< k^zz ^7z @0$h {7( c^z.7xz.er.'A^ 'r.
^7z^0 40^7.(^||rzA.$^(07^$..(&((^ _'r^0;'D( 7z _'. _^r(.~;^ L('{{;'r. m^0.^(e(
k70_W ^7z G^0( .^7z` _^0 _^r(|7~; p$^0 _^{ z'~; - *' 'zer.^(e^z_^z G^0( |7^A(U
87^.^0 G^0( .x||(^ 7z @z$^(0'~;( _^0 6pzA^0^z N.u0U _^. <4/ er0 <^k^0(rzA $^7
L~;r|_p$^0z';{^ X<4/ mU vsUvsUsMvs [ q N *y)vv` 8L(N sMvt` C+M, mU vsUvsU
sMvs [ s])vv` 8L(N sMvt` C+CW 'r~; Dp0 _7^ 4x|A^$^k^0(rzA {'?A^$|7~; .^7z`
.x|'zA^ ^. }^7z^ >z_^0rzA _^0 A^.^(e|7~;^z Hx0.~;07D(^z A7$( XmA|U '$^0 _7^ mx{
<N'( er0 50A&zerzA _^. 2^.^(e^. er0 L(&0}rzA _^. 5;0^z'{(^. mx0A^.~;|'A^z^
N^A^|rzA er p$^0zx{{^z^z H^0uD|7~;(rzA^z` _7^ zrz{^;0 7z .^7z^0 L(^||rzA9
z';{^ er{ @q4j9L(^r^09@zu'..rzA.A^.^(e [ @q4j9L(@zu2 [ mU ssUtUsMvt`
<N80r~}.U yC)vt` vB` rzm^0&z_^0( k7^_^0 'rDA^zx{{^z kr0_^WU

57z.(k^7|^z D0^7U

O L @z{U vstt$[vstB @$.U v h0U C'a <^k^0(rzA $^7 H^0.(07~}rzA
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4d 7j)jQJ-6U %j> 1Q2XX6-6U j>6jP 7jJQ>j%P -6! %j> j6JUj:J:>$Sj8
1Q)jQ% j>6jP 7jJQ>j%P g;%Pd i ]Qd L -6! ]Qd Mf

bd 7j!j-J-6U !jQ 7j)jQJ-6UPQjUj:6 >6 ;%Pd i ]Qd L -6! M

f;z^ .u^e7^||^ Hx0.~;07D( {p..(^z _7^ N^A^|z Dp0 _7^ <^k^0(rzA mxz G2 $^7
50wDDzrzA rz_ $^7 ^z(A^|(|7~;^{ 50k^0$ ^7z^. <^(07^$. 'r. _^z '||A^{^7z^z <^9
k^0(rzA.mx0.~;07D(^z ^z(zx{{^z k^0_^z X<^A0U eU 5L(2 vytB` NL(<|U vytC`
tyWU <^7 50wDDzrzA ^7z^. <^(07^$. {7( G2 _^. cH ;&|( <4/ mU tMU*Uvy*M XqH
vCM)C] J` <L(<|U qqq vy*M` tB*W _7^ 57z|'A^0^A^|z _^. - * @$.U v h0U C z7~;( Dp0
'zk^z_$'0` _' .7^ ^7z^z $^0^7(. $^.(^;^z_^z <^(07^$ mx0'r..^(e(^z, 7z _^0 K'(
$^.(^;( k&;0^z_ _^. Hx0A'zA. _^0 <^(07^$.^0wDDzrzA zx~; }^7z <^(07^$` .U
@z{U vst*U 87^ 57z|'A^0^A^|z k&0^z '$^0 r5 7z @r.Dp||rzA ^7z^0 2^.^(e^.|p~}^
^z(.u0^~;^z_ 'zk^z_$'0 XDp0 rz{7((^|$'0^ @zk^z_rzA L(N^Dnx{{7..7xz`
L~;07D(^z0^7;^ _^. <j4` /^D( v+` @$.~;zU H KeU vyy` B++, 0&!2$, 7z "#(!%2&`
- B NzU vM*MWU Er{7z_^.( _7^z( _7^ Hx0.~;07D( _^0 H^0{^7_rzA mxz Ek^7D^|zU
<^7 ^z(A^|(|7~;^{ 50k^0$ ^7ze^|z^0 G2 k&0^z _7^ N^A^|z _^. @$.U v h0U v $7.
t' 'zerk^z_^z` er0 <^k^0(rzA $^7 ^z(A^|(|7~;^{ 50k^0$ ^7z^. A'ze^z <^(07^$.
.U @z{U vsBMU Er _7^.^z 4&||^z }wzz(^ D0'A|7~; .^7z` x$ ^7z rz(^0 _^z @n |7^A^z9
_^0 K^7|k^0( ^7ze^|z^0 G2 'zA^.^(e( k^0_^z {r.. x_^0 zr0 'zA^.^(e( k^0_^z
}'zzU 8^0 50wDDzrzA.$7|'ze D^;|( _7^ .xAU Ek^7.~;z^7_7A}^7(` _7^ G70}rzA _^0
<^k^0(rzA A|^7~;e^7(7A Dp0 ^7z '$A^|'rD^z^. rz_ ^7z $^A7zz^z_^. G6U 5. $^.(^;(
_';^0 ^7z @z0^7e er I$^0$^k^0(rzA^z {7( _^0 4x|A^ .u&(^0^0 2^k7zz{7z_^0rz9
A^zU 8^{ .x|| - * @$.U v h0U * $^A^Az^z X0&!2$, 7z "#(!%2&` - * NzU vM*v DDUWU
@r~; $^7 ^z(A^|(|7~;^{ 50k^0$ ^7z^. <^(07^$. }wzz(^ ^7z @z0^7e er0 I$^09
$^k^0(rzA 7z.$^.U }r0eD07.(7A '$er.~;0^7$^z_^0 G2 _^. @H x_^0 G2 _^. JH
$ekU er0 Jz(^0$^k^0(rzA mxz Np~}.(^||rzA^z rz_ H^0$7z_|7~;}^7(^z $^.(^;^zU
87^. .x|| - * @$.U v h0U + m^0;7z_^0z` 7z_^{ mx0A^.~;07^$^z k70_` _'.. .&{(|79
~;^ G2 {7( 7;0^{ K^7|k^0(` ;w~;.(^z. 6^_x~; {7( 7;0^z @n 'zer.^(e^z .7z_U

bbd 7j)jQJ-6U %j> 1Q2XX6-6U j>6jP 7jJQ>j%P g;%Pd i ]Qd Lf

id .Q-6!P@J' !jQ 7jJQ>j%PjQ2XX6-6U
50wDDzrzA ^7z^. <^(07^$. 7L_U @$.U v h0U * $^_^r(^( [ _' _7^ Hx0.~;07D( 'rD _7^
<^k^0(rzA mxz 7z _'. <H p$^0Dp;0(^z G2 e7^|( [ _7^ <^A0U mxz <H ^7z^. $7. _'9
;7z zx~; z7~;( $^.(^;^z_^z <^(07^$. 7{ N';{^z _^0 7z - s @$.U v h0U v $7. t
A^z'zz(^z 57z}rzD(.'0(^z Xer.(U '1++%4)` 4N vy+C` svvWU
8'. Q<^.(^;^zP _^. <^(07^$. 7.( z'~; .(|U 2^.7~;(.urz}(^z er $^r0(^7|^za Q50wDD9
zrzAP ^7z^. <^(07^$. 7.( z7~;( zr0 _7^ h^rA0pz_rzA XAADU z'~; @rDA'$^ _^. $7.9
;^07A^z <^(07^$.` <4/ mU sBU*Uvy+* [ qH N sMM)+s` <L(<|U qq vy+*` *+s` mA|U _x0(
er{ Jz(^0.~;7^_ mxz _^0 $|x?^z H^0|^ArzA _^. Dx0($^.(^;^z_^z <^(07^$.W` .xz9
_^0z 'r~; _7^ G7^_^0^0wDDzrzA ^7z^. 0r;^z_^z <^(07^$. X.xD^0z }^7z^ <^(07^$.9
rz(^0$0^~;rzA mx0|'A` / v* @$.U s 5L(N sMvMW rz_ _^0 I$^0A'zA mxz _^0 l7^$9
;'$^0^7 x_^0 u07m'(^z H^0{wA^z.m^0k'|(rzA er0 A^k^0$|7~;^z K&(7A}^7(` 'r~;
k^zz _7^ H^0{wA^z.m^0k'|(rzA Dx0('z |^_7A|7~; 7{ N';{^z ^7z^0 A^k^0$|7~;
A^u0&A(^z j7(rz(^0z^;{^0.~;'D( 'r.A^p$( k70_ X42 jpz~;^z mU s+UvUsMvM [ v
n s*B)M+` 542 sMvM` vMss` z0}0U` @eU <4/ qH N vv)vM, 42 N;|_U9cDU mU vvUBU
sMMC [ C n s]BB)Ms` 542 sMMC` vMt]` hE< m^0kx0D^z {7( <^.~;|U _^. <4/ mU
tUBUsMM* [ Hqqq < ]+)MC` <4/)hH sMM*` vts]WU G70_ 'z _^{ 2^k7zz 'r. ^79
z^{ $^.(^;^z_^z <^(07^$ _'. <^.(^r^0rzA.0^~;( _^0 <rz_^.0^ur$|7} 8^r(.~;9

@$.U v h0U * rU +a 5z(A^|(|U 50k^0$ _^. <^(07^$. @z{U vstC[vst* O L

++H _XUd /WM j'7 sMvt ":IA,7J4 ; 1 *CC

vstC

vst*



|'z_ $^A0pz_^(` A7|( r5 _7^ Lu^e7'|mx0.~;07D( @$.U v h0U C'` _7^ <^k^0(rzA _^0
G2 _7^.^. <^(07^$. ;'( {7( _^{ A^{^7z^z G^0( er ^0Dx|A^zU
4jQ D%jQU@6U '-8 CjQ82Uj6P*jQU:j>$S mxz _^0 2^k7zz^0{7((|rzA z'~; - B
@$.U t x_^0 - vt' $7|_^( }^7z^ 50wDDzrzA ^7z^. <^(07^$., ^. 7.( ^7z^ I$^0A'zA.9
$7|'ze` '$^0 }^7z^ 50wDDzrzA.$7|'ze 'rDer.(^||^zU q{ 57ze^|z^z _'er mA|U Hx0
-- B[+ @z{U CM DDU, N BU* 5L(N sMM] rz_ / BU* 5L(N sMvMU

/d 7>P !@S>6 63$S 6>$SJ %jPJjSj6!jQ 7jJQ>j%
4>j 1QQ>$SJ-6U j>6jP 7jJQ>j%P A^.~;7^;( z7~;( 7z ^7z^{ E^7(urz}(` .xz_^0z
$7|_^( ^7z^z Hx0A'zA` _^0 {7( _^0 ErDp;0rzA _^. ^0.(^z G2 er{ z^r^z <H $^9
A7zz( rz_ .7~; _r0~; @z.'{{|rzA mxz G2 Dx0(.^(e( Xz7~;( zr0 _r0~; I$^0Dp;9
0rzA 'r. cH` .xz_^0z 'r~; _r0~; @z.~;'DDrzA rz_ /^0.(^||rzA {7( ^7zA^|^A(^z
j7((^|zW` $7. _7^ G2 _7^ k^.^z(|7~;^z 20rz_|'A^z ^7z^. <^(07^$. $7|_^z rz_
{'z _';^0 mx{ Hx0;'z_^z.^7z ^7z^. <^(07^$. .u0^~;^z }'zz Xp$^0 k^.^z(|7~;^
20rz_|'A^z ^7z^. <^(07^$. .U - vC @z{U ]vv` - v* @z{U vsvWU 8^0 Hx0A'zA 7.(
'$A^.~;|x..^z` k^zz _7^ k^.^z(|7~;^z 20rz_|'A^z _^. <^(07^$. mx0;'z_^z .7z_
X<4/ mU vMU+Uvyyv [ Hqqq N vs*)]*` <L(<|U qq vyyv` ]BMWU - * @$.U v h0U * $^9
(07DD( '$^0 6^_^ _r0~; _7^ 5007~;(rzA _^. <^(07^$. m^0'z|'..(^ G7_{rzA ^7z^.
G2 'r. _^{ cH Dp0 _7^ Ek^~}^ _^. <^(07^$.` _;U 'r~; 7{ N';{^z _^0 _7^ <^9
(07^$.^007~;(rzA ^0.( mx0$^0^7(^z_^z j'?z';{^z, {7( .x|~;^z j'?z';{^z $^9
A7zz( $^0^7(. _7^ $^(07^$|7~;^ K&(7A}^7( Xe< <4/ mU tMUvvUvy++ [ q N vvC)+B`
<L(<|U qq vy+]` vyt, mU v+UtUvy]v [ Hqqq N vBy)+]` <L(<|U qq vy]v` Css "Cs+!, mU
yUsUvy]t [ q N sy)+y` <L(<|U qq vy]t` BCv, .U 'r~; - vC @z{U vyMWU G'zz ^7z
G2 er{ <H _^. ^z(.(^;^z_^z <^(07^$. er 0^~;z^z 7.(` 07~;(^( .7~; z'~; '||9
A^{^7z^z 20rz_.&(e^z, .U - B @z{U tBU qz.$^.xz_^0^ }wzz^z G2` _7^ _^0 L(uD|U
7z Hx0$^0^7(rzA ^7z^0 k^0$^z_^z K&(7A}^7( 'z.~;'DD( x_^0 ;^0.(^||(` $^0^7(. <H
$7|_^z, ^. A^zpA( _^0 Er.'{{^z;'zA _^0 G2 {7( ^7z^0 'rD 57z}rzD(.^0e7^|rzA
A^07~;(^(^z K&(7A}^7(, z7~;( ^0Dx0_^0|7~; 7.( ^7z @rD(0^(^z 7{ 2^.~;&D(.m^0}^;0
x_^0 A'0 $^7 2^k^0$^(0^7$^z_^z 57z(0'ArzA 7{ /'z_^|.0^A7.(^0 X.U - vC
@z{U vyMW` 'r~; z7~;( _7^ @rD.(^||rzA ^7z^0 50wDDzrzA.$7|'ze X<4/ mU tMUyU
vy*M [ Hq vt+)Cy J` <L(<|U qq vy*M` B]yWU G'. _^0 L(uD|U {7( j7((^|z` _7^ $^0^7(.
<H $7|_^z` 'z.~;'DD( x_^0 ;^0.(^||(` 7.( r5 $^0^7(. z'~; _^z '||A^{^7z^z N^A^|z
_^. - * @$.U v h0U v $7. t er $^k^0(^z` .UrU Er0 u0'}(7.~;^z <^_^r(rzA _^0 40'A^
z'~; <^A07DD rz_ E^7(urz}( _^0 <^(07^$.^0wDDzrzA .U k^7(^0 rz(^z p$^0 _^z 4'||`
_'.. _7^ @/n ;w;^0 .7z_ '|. _^0 K^7|k^0(U
! *<7B V7J,0&4I, 87B V&O#LB&4N =&5 )7,BJ7<A!7B52N74 <7J )7<S&&4N &48 '7BQ&M7B&4N
mxz $7.;^0 u07m'(^z 20rz_.(p~}^z mA|U <4/ mU tMUvvUvy++ Xq N vvC)+B` <L(<|U qq
vy+]` vytWa j'?A^$^z_ 7.( _^0 <^A7zz _^0 [ k^zz 'r~; zr0 mx0$^0^7(^z_^z [ A^9
k^0$|7~;^z K&(7A}^7(U
! %J787B7B2OO4&4N ^7z^. 0r;^z_^z <^(07^$. 7.( 50wDDzrzA 7L_U @$.U v h0U *` k^zz
_^0 L(uD|U _^z <^(07^$ '|. 'rDA^A^$^z 7L_U - v* @$.U t $^;'z_^|( ;'((^, _7^ G2
.7z_ '|.x $^7 _^0 G7^_^0^0wDDzrzA k7^ 57z|'A^z er $^k^0(^z XA|@ 42 L(r((AU mU
vvUsUvyC]` 542 vyC]` t*s` 0}0UWU /'((^ _^0 L(uD|U ^7z^z m^0u'~;(^(^z <^(07^$ '|.
Dx0(A^Dp;0( $^;'z_^|(` .x 7.( $^7 c'~;(^z_^ }^7z^ 50wDDzrzA.$7|'ze 'rDer.(^||^z,
m7^|{^;0 .7z_ _7^ G2 {7( _^z6^z7A^z G^0(^z er $7|'ze7^0^z` _7^ .7~; ^0A^$^z
kp0_^z` k^zz k&;0^z_ _^0 c'~;(e^7( ^7z H^0{wA^z.m^0A|^7~; .('((A^Drz_^z
;&((^ X<4/ mU s]UBUvy*B [ q N +])*t` L(Nn 5L(2 "$7. vy+B! - * @$.U v h0U *
NU vMWU 50{7((^|( _^0 L(uD|U _^z 2^k7zz k&;0^z_ _^0 c'~;(e^7( z'~; - B @$.U t
rz_ '$ c'~;(^z_^ _r0~; H^0{wA^z.m^0A|^7~; X-- B @$.U v` CW` .x A^|(^z _7^ N^9
A^|z Dp0 _^z I$^0A'zA er{ H^0{wA^z.m^0A|^7~;` .U - B @z{U BB DDU

O L @z{U vst*[vst+ @$.U v h0U * rU +a <^k^0(rzA

1 *C* # ":IA,7J4 ^0(0'A.(^r^00^~;(U_^

vst+



4>j 96!jQ-6U !jQ PJj-jQ:>$Sj6 7j-QJj>:-6U }'zz _'er Dp;0^z` _'.. ^7z^ $7.9
;^0 '|. u07m'( $^r0(^7|(^ K&(7A}^7( zrz{^;0 '|. K&(7A}^7( 7L_U - s @$.U v h0U v[t
$^r0(^7|( k70_` e< .xAU l7^$;'$^0^7 x_^0 u07m'(^ H^0{wA^z.m^0k'|(rzA '|. 2^9
k^0$^$^(07^$U @r~; _'zz A7|( Dp0 _7^ <^k^0(rzA 7z _^0 50wDDzrzA.$7|'ze - *
@$.U v h0U * 7H{U h0U C X42 jpz~;^z mU s+UvUsMvM [ v n s*B)M+` 542 sMvM`
vMss` z0}0U` @eU <4/ qH N vv)vMWU 8^0 J0(^7|.D'|| $^(07DD( ^7z^ m^0{wA^z.m^09
k'|(^z_^ 2{$/ % :xU 2$N` _7^ erz&~;.( 7007A '|. A^k^0$|7~; A^u0&A( 'zA^.^9
;^z kr0_^U h'~; >z_^0rzA _^0 N.u0U mxz <2/ Xe< mU s+UyUvyyy [ qq EN
t+v)y]` hoG vyyy` tB]tW rz_ <4/ Xe< mU BUsUsMMy [ qq N Bv)M+` <L(<|U qq
sMMy` *MMW $^'z(0'A(^ _7^ 2^.^||.~;'D( erz&~;.( _7^ I$^0A'zA.0^A^|rzA^z 7z
<j4 mU v]U+UsMMM X<L(<|U q sMMM` vvy]W rz_ mU s]U]UsMMv X<L(<|U q sMMv` *vBW 7z
@z.u0r~; er z^;{^zU Lu&(^0 0^7~;(^ _7^ 2^.^||.~;'D( _'zz '||^0_7zA. L(50}|&9
0rzA^z ^7z` 'r. _^z^z ;^0mx0A7zA` _'.. .7^ _^0 <7||7A}^7(.0^A^|rzA 7z _^z A^z'zz9
(^z <j49L~;0^7$^z z7~;( Dx|A^z kx||(^U

Id 7j)jQJ-6U >6 !jQ 1Q2XX6-6UP%>:@6'
87^ <^k^0(rzA _^0 'z|&..|7~; _^0 <^(07^$.^0wDDzrzA 'r. _^{ cH 7z _'. <H
p$^0Dp;0(^z G2 ^0Dx|A( ^$^z.x k7^ $^7 57z|'A^z, .U _'er @z{U vsvC[vstvU
! 7-2G?-@! 7.( _'.` k'. ^7z 40^{_^0 Dp0 _'. G2 'rDA^k^z_^( ;&((^` k^zz ^0 'z9
.(^||^ _^. L(uD|U _^z <^(07^$ ^0wDDz^( rz_ A^Dp;0( ;&((^, _'. .7z_ 7{ Ek^7D^| _7^
<^.~;'DDrzA.}x.(^z` _;U 7_N _^0 A^{^7z^ G^0( X<4/ mU syUBUvyyy [ qH N
*t)y+` <L(<|U qq sMMB` *ty, mU ]UvMUvy]+ [ qH N ts)]C` <4/)hH vy]]` ++s, mU
+UvsUvy+] [ q N vBs)+*` <L(<|U qq vy+y` +syWU 4p0 _7^ I$^0Dp;0rzA mxz G2 'r.
^7z^{ .~;xz $^.(^;^z_^z <^(07^$ 7z _^z ^0wDDz^(^z <^(07^$ A7|( - * @$.U v h0U *
zr0` k^zz _7^ I$^0Dp;0rzA '|. 5z(z';{^ 'r. _^{ ^7z^z rz_ '|. 57z|'A^ 7z _^z
'z_^0^z <^(07^$ er $^r0(^7|^z 7.(, .U _'er @z{U vstsU 40'A|7~; 7.( '||^0_7zA.` x$
7z _7^.^z 4&||^z z7~;( - * @$.U C _^0 @zk^z_rzA mxz - * @$.U v h0U * mx0A^;(U
87^. 7.( r5 {7( _^z rz(^0 @z{U vstC 'rDA^Dp;0(^z 20pz_^z er $^6';^zU - *
@$.U C L'(e v .^(e( |^_7A|7~; mx0'r.` _'.. _7^ I$^0Dp;0rzA mxz ^7z^{ <H 7z ^7z
'z_^0^. <H _^..^|$^z L(uD|U ^0Dx|A( rz_ _'.. _7^ <^.(^r^0rzA _^0 .(7||^z N^.^09
m^z .7~;^0 A^.(^||( 7.(U
! )B=65*CCFB;=3 >/-@ "-@=!-GGFB;=,>=!-B 5:5-@ *G= 7-2G?-@!4 87^ _^{ <^(07^$ erA^Dp;09
(^z G2 .7z_ {7( _^{ K^7|k^0( er $^k^0(^z, _^0 H^0|r.( k70_ '|. u07m'(^0 Hx09
A'zA z7~;( $^0p~}.7~;(7A(U 8'. A7|( '$^0 r5 zr0 _'zz` k^zz _7^ @z.~;'DDrzA
x_^0 /^0.(^||rzA u07m'( m^0'z|'..( k'0U <^7 ^7z^0 $^0^7(. _r0~; _7^ 50wDDzrzA
_^. <^(07^$. m^0'z|'..(^z @z.~;'DDrzA x_^0 /^0.(^||rzA k^0_^z .~;xz _7^ j7((^|
Dp0 _7^ @z.~;'DDrzA x_^0 /^0.(^||rzA er ^7z^{ $^(07^$|7~;^z Ek^~} ^7zA^.^(e(
rz_ _';^0 $^0^7(. _^{ <^(07^$ erA^Dp;0(, _7^ @z.~;'DDrzA x_^0 /^0.(^||rzA
.^|$.( {7( _7^.^z j7((^|z $7|_^( _'zz $^0^7(. ^7z^z $^(07^$|7~;^z Hx0A'zA` _7^
G2 k^0_^z z7~;( 'r. _^{ cH erA^Dp;0(U /7^0 D^;|( ^. _';^0 'z _^0 A^.^(e^.9
ux|7(7.~;^z Hx0'r..^(erzA Dp0 _7^ <^k^0(rzA {7( _^{ z7^_07A^0^z K^7|k^0(`
z&{|7~; ^7z^ I$^0$^k^0(rzA er m^0;7z_^0zU 87^ G2 .7z_ _^.;'|$ r5 z'~; _^z
'||A^{^7z^z <^k^0(rzA.0^A^|z _^. - * @$.U v h0U v[t {7( _^z @/n er $^k^09
(^z rz_ AADU 'rD _^z z7^_07A^0^z K^7|k^0( '$er.~;0^7$^z Xe< k^A^z .xAU 4^;|}'|9
}r|'(7xzWU

Vd 1>6'j:XQ@Uj6
73!j6P$S&J'j# er0 57z|'A^ mxz <x_^z.~;&(e^z 'z|&..|7~; _^0 50wDDzrzA ^7z^.
@$$'r$^(07^$. mA|U @z{U vsv*U
CjQ%>6!:>$S<j>Jj6 .U @z{U vsvtU

$^7 ^z(A^|(|7~;^{ 50k^0$ _^. <^(07^$. @z{U vst+[vsty O L

++H _XUd /WM j'7 sMvt %6,=!-2B 8 1 *C*)v

vst]

vsty



H,$<PJj::-6Uj6 .7z_ AADU $^0^7(. 7z _^0 50wDDzrzA.$7|'ze er $7|_^zU
7jQ>$SJ>U-6U ^7z^0 50wDDzrzA.$7|'ze .U - B @z{U BMMU
E8)@6!:-6U# 87^ J{k'z_|rzA 7.( r5 }^7z^ 50wDDzrzA ^7z^. $7.;^0 z7~;( $^9
.(^;^z_^z <^(07^$.U H7^|{^;0 k70_ ^7z $^0^7(. ^i7.(^z(^0 <^(07^$ 7z 'z_^0^0
0^~;(|7~;^0 4x0{ k^7(^0 A^Dp;0(U 87^ <^k^0(rzA _^0 G2 rz_ L~;r|_^z _7^.^.
<^(07^$. 7.( '$.~;|7^?^z_ 7{ J{kL(2 A^0^A^|(U

bbbd 7j)jQJ-6U %j> j6JUj:J:>$Sj8 1Q)jQ% j>6jP 7jJQ>j%P g;%Pd i ]Qd Mf

id 1Q)jQ% j>6jP 7jJQ>j%P
8^0 50k^0$ ^7z^. <^(07^$. X.xAU @..^( 8^'|W .^(e( mx0'r.` _'.. _^0 L(uD|U _7^ k^9
.^z(|7~;^z 20rz_|'A^z _^. <^(07^$. ^0k70$(, er _7^.^{ <^A07DD .U - vC @z{U ]vv`
- v* @z{U vM*U
Fj>:%jJQ>j%# <^A07DD .U - v* @z{U vBMU - * @$.U v h0U + 0^A^|( _^{ Gx0(|'r(
z'~; zr0 _7^ <^k^0(rzA $^7 50k^0$ ^7z^. <^(07^$.U 40'A|7~; 7.(` x$ _7^ Hx09
.~;07D( 'r~; $^7 50k^0$ ^7z^. K^7|$^(07^$. 'zk^z_$'0 7.(U 87^ 57A^z.~;'D( '|.
K^7|$^(07^$ }'zz _'$^7 ^z(k^_^0 $^7{ 50k^0$^0` $^7{ H^0&r?^0^0 x_^0 .xA'0
$^7 $^7_^z A^A^$^z .^7zU <^7{ H^0&r?^0^0 k^0_^z _^0 H^0}'rD ^7z^. A'ze^z <^9
(07^$. rz_ ^7z^. K^7|$^(07^$. .(|U A|^7~; $^;'z_^|( X-- vB` v* rz_ v]WU @r~; 7z
_^z ^7z.~;|&A7A^z Hx0.~;07D(^z _^. J{kL(2 X- sM` sB J{kL(2W .xk7^ 7{ JL(9
N^~;( X- v @$.U v' JL(2W .7z_ _7^ .(|U <^;'z_|rzA ^7z^. A'ze^z <^(07^$. rz_ _7^
^7z^. K^7|$^(07^$. A|^7~;A^.(^||(U 4p0 ^7z^ <^.~;0&z}rzA _^. @zk^z_rzA.9
$^0^7~;. mxz - * @$.U v h0U + 'rD A'ze^ <^(07^$^ D^;|( 7{ 2^.^(e^.kx0(|'r( 'r~;
_'. Gx0( QA'ze^zPU 5. k&0^ r5 _';^0 z7~;( 'zA^$0'~;(` _7^ @zk^z_rzA mxz
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Erläuterungen zu Abs. 2:
Bewertungsfreiheit für geringwertige Anlagegüter

Schrifttum zu § 6 Abs. 2: Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl.,
Köln 1993; Rose (Hrsg.), Standpunkte zur aktuellen Steuerreform, Heidelberg 1997;
Koch/Steinbrück, Subventionsabbau im Konsens, Wiesbaden 2003; Bundesregierung,
Subventionsbericht 2009; Hörster, Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums
– steuerliches Sofortprogramm kommt wie geplant zum 1.1.2010, NWB 2010, 20; Kanz-
ler, Irritationen um das Wahlrecht auf Sofortabschreibung, NWB 2010, 746; Klube, Das
Wachstumsbeschleunigungsgesetz und die weiteren steuerpolitischen Aussagen des Koali-
tionsvertrages, StB 2010, 14; Mujkanovic, Geringwertige Wirtschaftsgüter nach HGB
und IFRS vor dem Hintergrund des Unternehmenssteuerreformgesetzes 2008 und des Bil-
MoG-E, StuB 2008, 25; Nacke, Wachstumsbeschleunigungsgesetz – Unternehmensteuer-
lich relevante Änderungen des Einkommensteuergesetzes, StuB 2010, 139;Ortmann-Babel/
Bolik, Wachstumsbeschleunigungsgesetz – Bilanzierung geringwertiger Wirtschaftsgüter,
StuB 2010, 56; Pitzke/Wißborn, BMF klärt Zweifelsfragen zu geringwertigen Wirtschafts-
gütern (§ 6 Abs. 2 EStG) und zum sog. Sammelposten (§ 6 Abs. 2a EStG), NWB 2010,
3259; Scheunemann/Dennisen/Behrens, Steuerliche Änderungen durch das Wachstums-
beschleunigungsgesetz, BB 2010, 1; Schneider/Roderburg, Beratungsrelevante Änderun-
gen durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz, FR 2010, 58.

A. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 2

I. Überblick zu Abs. 2

Materielle Voraussetzungen für die Anwendung des Abs. 2: Die Bewertungs-
freiheit gilt nach Abs. 2 Satz 1–3 für
– Zuführungen von BV (s. Anm. 1259), nämlich von
– abnutzbaren beweglichen WG des Anlagevermögens (s. Anm. 1260–1261),
– die selbständig nutzbar sind (s. Anm. 1264–1274) und
– die einen bestimmten Höchstbetrag nicht übersteigen (s. Anm. 1262).
Ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal ist daneben auch die Verwendung oder
Nutzung des WG zur Erzielung von Einkünften durch den Stpfl. (§ 7 Abs. 1
Satz 1; Abs. 2 bildet eine Ergänzung des § 7, s. Anm. 1251). Diese Tatbestands-
merkmale müssen gleichzeitig vorliegen. Zum Höchstbetrag nach Verabschie-
dung des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes (WaBeG) v. 22.12.2009 (BGBl. I
2009, 3950; BStBl. I 2010, 2) s. Anm. 1250.
Buchmäßige Voraussetzungen: Durch das WaBeG hat der Gesetzgeber (ab
VZ 2010) die Aufzeichnungspflicht für WG mit AHK von mehr als 150 E wie-
der eingeführt (s. Anm. 1250). Diese bestanden kurzzeitig mit ab VZ 2008 gel-
tenden Unternehmenssteuerreformgesetz 2008 (UntStRefG 2008) (vgl. Abs. 2
Satz 4 und 5 aF) nicht mehr. Es genügte die Erfassung der (Sofort-)Abschrei-
bung nach den allg. Regeln in der Buchführung bzw. bei § 4 Abs. 3 eine geson-
derte Aufzeichnung in einem laufenden Verzeichnis.
Rechtsfolgedes Abs. 2: Das WaBeG stellt die alte bis VZ 2007 geltende
Rechtslage wieder her und ermöglicht insoweit, das (bis VZ 2007 geltende)
Wahlrecht der Sofortabschreibung für WG mit AHK bis 410 E auszuüben. Al-
ternativ kann die Poolabschreibung für WG mit AHK zwischen 150 E und
1000 E in Anspruch genommen werden. Siehe hierzu Anm. 1250.
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II. Rechtsentwicklung des Abs. 2

Die Bewertungsfreiheit galt ursprünglich für kurzlebige WG bezogen auf die be-
triebsgewöhnliche Nutzungsdauer, wurde dann aber durch Beschränkung auf ei-
nen Höchstbetrag der AHK zu einer Bewertungsfreiheit für geringwertige WG.
Die letzten bedeutsamen Änderungen ergaben sich durch:
EGAO 1977 v. 14.12.1976 (BGBl. I 1976, 3341; BStBl. I 1976, 694): In Satz 1
wurde das Tatbestandsmerkmal der selbständigen Bewertungsfähigkeit gestri-
chen. In den eingefügten Sätzen 2 und 3 wurde dem Begriff der selbständigen
Nutzungsfähigkeit teilweise ein anderer Inhalt als durch die letzte höchstrichter-
liche Auslegung des Begriffs gegeben (s. auch Anm. 1269).
Steuerbereinigungsgesetz 1985 (StBereinG 1985) v. 14.12.1984 (BGBl. I
1984, 1493; BStBl. I 1984, 659): In Abs. 2 wurden die Sätze 1 und 4 erweitert in
Bestätigung der neueren Rspr., nach der die Einlage eines gWG in einen beste-
henden oder eröffneten Betrieb seiner Anschaffung oder Herstellung gleichsteht
(s. Anm. 1262).
Steuer-Euroglättungsgesetz (StEuglG) v. 19.12.2000 (BGBl. I 2000, 1790;
BStBl. I 2001, 3): Umrechnung und Glättung (erneut ohne Anhebung!) der
Höchstgrenze auf 410 E aus Praktikabilitätsgründen im Rechtsverkehr (lt. Begr.
zum Entwurf des StEuglG, BTDrucks. 14/3554).
Unternehmenssteuerreformgesetz 2008 (UntStRefG 2008) v. 14.8.2007
(BGBl. I 2007, 1912; BStBl I 2007, 630): Mit dem UntStRefG 2008 wurde die
Höchstgrenze für gWG auf 150 E abgesenkt, wobei dies gleichzeitig mit einer
Absetzungspflicht verbunden wurde. Daneben wurden die Sätze 4 und 5 des
Abs. 2 aufgehoben. Gleichzeitig wurde die Bildung einer sog. Poolabschreibung
für WG mit AHK zwischen 150,01 E und 1000 E nach Abs. 2a idF des Unt-
StRefG 2008 eingeführt. Ferner verblieb Abs. 2 wie bisher bei Überschussein-
künften mit der Maßgabe anwendbar, dass AHK bis zu 410 E sofort als WK ab-
gesetzt werden konnten. Die Gesetzesänderungen trat erstmalig für nach dem
31.12.2007 angeschaffte, hergestellte oder in das BV eingelegte WG in Kraft
(§ 52 Abs. 16 Satz 17 idF des UntStRefG 2008). Siehe auch Mujkanovic, StuB
2008, 25 ff.
Wachstumsbeschleunigungsgesetz (WaBeG) v. 22.12.2009 (BGBl. I 2009,
3950; BStBl. I 2010, 2): Für WG, die nach dem 31.12.2009 (§ 52 Abs. 16 Satz 14
nF) angeschafft, hergestellt oder ins BV eingelegt werden, wurden die Abschrei-
bungsmöglichkeiten (Wiedereinführung der ursprünglichen Wahlrechts, Anhe-
bung der Höchstgrenze) erweitert und weitere Aufzeichnungspflichten (Wieder-
einführung der buchmäßigen Voraussetzungen) eingeführt. Es gelten nunmehr
folgende Abschreibungswahlrechte (vgl. auch Schneider/Roderburg, FR 2010,
58 [66]; Pitzke/Wißborn, NWB 2010, 3259 [3522 ff.]; Scheunemann/Denni-
sen/Behrens, BB 2010, 1 [23]; BMF v. 30.9.2010, DB 2010, 2252):
Für gWG mit Aufwendungen bis 410 E kann eine Sofortabschreibung wie nach
der Rechtslage vor der Unternehmenssteuerreform 2008 gewählt werden (Abs. 2
Satz 1). Darüber hinaus sind WG mit AHK von mehr als 410 E WG zu aktivie-
ren und nach § 7 abzuschreiben. Ferner sind gWG mit AHK zwischen 150,01 E
und 410,00 E in einem laufend zu führenden Verzeichnis zu erfassen (Abs. 2
Satz 4). Alternativ kann eine Poolabschreibung (Abs. 2a Satz 1; Anm. 1301) für
alle WG zwischen 150 E und 1000 Egewählt werden. Aufwendungen für gWG bis
410 E können aber auch aktiviert und nach der gewöhnlichen ND abgeschrie-
ben werden (ebenso Ortmann-Babel/Bolik, StuB 2010, 56; Scheunemann/
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Dennisen/Behrens, BB 2010, 1 [30]; Hörster, NWB 2010, 20; aA Kanzler,
NWB 2010, 746 [747]; Klube, StB 2010, 14 [17]: WG-bezogenes Wahlrecht zwi-
schen Abs. 2 und Abs. 2a für WG zwischen 150,01 E und 1000 E und Sofort-
abschreibung [Pflicht] bis 150 E). Dieses alternative Wahlrecht zur Poolabschrei-
bung ist jedoch für alle in einem Wj. angeschafften, hergestellten oder in das BV
eingelegte WG einheitlich auszuüben (sog. wirtschaftsjahrbezogene Betrachtungsweise;
Nacke, StuB 2010, 139 [143]). Zu den Ausübungsoptionen s. nachfolgende Ta-
belle:
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§ 6 Anm. 1250 Abs. 2: Bewertungsfreiheit für gWG
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III. Rechtsnatur und Bedeutung des Abs. 2

Rechtsnatur: Abs. 2 beschreibt einen strechtl. zu beachtenden Bewertungsvor-
behalt (§ 5 Abs. 6), weil der Gesetzgeber die Erstbewertungsmaßstäbe (AK,
HK) durch Abs. 2 unberührt lassen wollte und für „die Absetzung“ nach Abs. 2
den eigenen Ausdruck „Bewertungsfreiheit“ verwendet hat. Er trifft nur zu,
wenn man ihn als Sammelbezeichnung für erhöhte Absetzungen (die an die Stel-
le normaler AfA treten) und Sonderabschreibungen (die zu den normalen AfA
hinzutreten) versteht. Dem trägt daneben auch der in praxi gebräuchliche Be-
griff der Sofortabschreibung Rechnung (vgl. auch BFH v. 19.1.1984 – IV R
224/80, BStBl. II 1984, 312; v. 27.1.1994 – IV R 101/92, BStBl. II 1994, 638; v.
27.10.2006 – IV B 8/05, BFH/NV 2007, 231). Auch der Wortlaut des Abs. 2
deutet darauf hin, dass es sich hierbei lediglich um eine Abschreibungsnorm
handelt („können … abgesetzt werden“). Infolgedessen wird auch der Zusam-
menhang zu den Abschreibungsvorschriften des § 7 betont (Ehmcke in Blü-
mich, § 6 Rn. 1100c). Auch die Rspr. (BFH v. 15.2.2001 – IV R 19/99, BStBl. II
2001, 549; v. 27.10.2006 – IV B 8/05, BFH/NV 2007, 231) erkennt den Sinn
und Zweck der Norm darin, eine „Sofortabschreibung“ anstelle der an sich ge-
botenen Aktivierung und Aufwandsverteilung nach § 7 zu gewähren. Dies führt
gleichzeitig zur Frage der Anwendbarkeit der AfA für außergewöhnliche tech-
nische oder wirtschaftliche Absetzung (§ 7 Abs. 1 Satz 7) auch im AV und damit
für gWG (s. Anm. 1256 „Absetzung für Abnutzung“). Wegen des Regelungs-
zusammenhangs zu den Bewertungsvorschriften des § 6 wird Abs. 2 für gWG
aber auch als Bewertungswahlrecht aufgefasst (so auch Werndl in KSM, § 6 Rn.
I 3; aA Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1100c).
Vereinfachungsvorschrift: Zweck der Vorschrift ist die Vereinfachung der
Buchführungs- und Bilanzierungsarbeit (so auch BFH v. 19.1.1984 – IV R
224/80, BStBl. II 1984, 312; v. 27.10.2006 – IV B 8/05 BFH/NV 2007, 231:
Vereinfachungs- und keine Subventionsnorm im rechtl. Sinne; ebenso Knobbe-
Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 238) sowie die Ver-
meidung von Auseinandersetzungen mit der FinVerw. über Aktivierungspflicht
und ND und damit eine Erleichterung für die Stpfl. und die FÄ (Begr. zum
EStG 1934, RStBl. 1935, 38). Sie folgt daneben dem übergeordneten Grundsatz
der Wirtschaftlichkeit und Wesentlichkeit der Rechnungslegung (vgl. Mujkano-
vic, StuB 2008, 25) und ist damit grds. auch handelsrechtl. begründet. Umge-
kehrt beeinflusst die Regelung auch die Bewertungspraxis und wirkt damit indi-
rekt an der Auslegung der handelsrechtlichen GoB mit (vgl. Kulosa in Schmidt
XXX. § 6 Rn. 591). Diesem Zweck wirkt sowohl das Tatbestandsmerkmal der
selbständigen Nutzungsfähigkeit als auch die Höchstgrenze von 410 E nach dem
WaBeG (s. Anm. 1262) entgegen. Die neu geschaffene Wahlmöglichkeit zwi-
schen Bewertungsfreiheit und Poolabschreibung wird ferner durch die jeweils
unterschiedlichen Höchstgrenzen für Abs. 2 und Abs. 2a und dem Grundsatz
der einheitlichen Ausübung unnötig verkompliziert. Siehe Tabelle zur Entwick-
lung des Rechts der gWG in Anm. 1250 aE.
(Steuervergünstigungs-)Vorschrift mit Investitionsanreiz?: In der Studie
Koch/Steinbrück (Subventionsabbau im Konsens, 2003) wird als Vorschrift
mit Steuervergünstigungscharakter Abs. 2 aufgeführt (vgl. lfd. Nr. 45 der Ge-
samtliste). Als Begr. hierfür kann nur genannt werden, dass die Studie als Refe-
renzsteuersystem den Vermögensvergleich sieht und daher Abs. 2 als Ausnahme
wertet. Nach dieser Auffassung führt jede Ausnahme von der allg. Regelung der
Abschreibung über die ND nach § 7 dementsprechend zur Steuerminderung
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und kann daher idS als Steuervergünstigungssnorm aufgefasst werden (zum Be-
griff Steuervergünstigung s. auch Bundesregierung, Subventionsbericht 2009,
8). Indes stellt sich dies aus Sicht der Einkommensermittlung durch Einnahmen-
überschussrechnung anders dar (vgl. auch Wagner in Rose, Standpunkte zur ak-
tuellen Steuerreform, 1997, 49 f.). Demnach gleicht Abs. 2 Belastungsnachteile
des Vermögensvergleichs gerade wieder aus, indem er die Kürzung der Steuer-
bemessungsgrundlage schon im Zeitpunkt der Auszahlung ermöglicht und da-
mit Zinseffektnachteile durch die ansonsten greifende Abschreibung über die
ND kompensiert. Dies ist auch der Grund, weshalb die Vorschrift die Innen-
finanzierung stärkt und damit Investitionsanreize liefert. Dieser Effekt stellt aber
gerade keine Ausnahme im Hinblick auf den Vermögensvergleich dar, sondern
kompensiert vielmehr die Nachteile, die durch den Vermögensvergleich entste-
hen. Abs. 2 ist daher keine Steuervergünstigung, sondern eine notwendige Rege-
lung, um Mehrbelastungen durch den Vermögensvergleich für den Stpfl. aus-
zugleichen. Sie dient damit unmittelbar auch der Herstellung der Besteuerung
nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit.
Reformüberlegungen: De lege ferenda ist zu überlegen, auf das Erfordernis
der selbständigen Nutzungsfähigkeit gänzlich zu verzichten und sogleich eine
starke Anhebung der Höchstgrenze für gWG vorzunehmen. Die Schaffung des
Wahlrechts zwischen Sofortabschreibung und Poolabschreibung ist zwar zu be-
grüßen; die unterschiedlichen betragsmäßigen Grenzen für Abs. 2 und 2a sowie
die Notwendigkeit zur einheitlichen Ausübung des Wahlrechts sind demgegen-
über für eine praktikable Anwendung der Bewertungsvorschriften bei gWG im
eigentlichen Sinne hinderlich. Der Gesetzgeber ist daher aufgefordert, eine
grundlegende Reform der Bewertungsvorschriften bei gWG vorzunehmen, da-
mit eine vereinfachte und gerechte Rechtsanwendung gesichert wird (krit. zum
derzeitigen Rechtsstand auch Kanzler, NWB 2010, 746 [747]).

IV. Geltungsbereich des Abs. 2

Sachlicher Geltungsbereich: Abs. 2 ist anwendbar bei Gewinn- und Über-
schusseinkünften:
E Gewinneinkünfte: Abs. 2 gilt unmittelbar für Stpfl. mit Einkünften aus Land-
und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit (§ 2 Abs. 1
Nr. 1–3, § 4 Abs. 1 Satz 8), und zwar auch schon im Rahmen sog. Anlaufkosten,
sobald die Tätigkeit mit Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird. Die Anwen-
dung erfolgt hierbei unabhängig von der zugrunde liegenden Gewinnermitt-
lungsart; entsprechend greift Abs. 2 auch bei Gewinnermittlung gem. § 4 Abs. 3
(vgl. § 4 Abs. 3 Satz 3). Ausgenommen hierbei ist die Anwendung des Abs. 2 bei
der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen mit Ausnahme der pauschalier-
ten Sondergewinne nach § 13a Abs. 6 Satz 2 (vgl. Kulosa in Schmidt XXX. § 6
Rn. 593). Unbeachtlich ist daher, ob und nach welchen Vorschriften Buchfüh-
rungspflicht (§§ 140, 141 AO) besteht.
E Überschusseinkünfte: In § 9 Abs. 1 Nr. 7 Satz 2 wird Bezug genommen auf
Abs. 2 Satz 1–3. Dadurch wird erreicht, dass die Aufwendungen für gWG bei al-
len Überschusseinkünften sofort als WK abgezogen werden können. Zur Be-
handlung abnutzbarer beweglicher WG bei sonstigen Überschusseinkünften s.
§ 9 Anm. 621.
E Ausländische Einkünfte: Die Nutzung ausländ. WG zur Einkommenserzielung
berechtigt auch zur Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit ebenso wie für in-
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länd. WG, wenn die Einkunftsermittlung nach deutschen Vorschriften vor-
zunehmen ist.
E Vollschätzung von Besteuerungsgrundlagen wegen Verwerfung der Buchführung
(§ 158 AO) oder wegen Nichtabgabe der StErklärung (§ 162 Abs. 2 AO) schließt
uE die Bewertungsfreiheit nicht aus, wenn der Nachweis gem. Abs. 2 Satz 4
oder 5 erbracht wird (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1105). Der Unterschied
zwischen Sofortabschreibung und der bei der Schätzung zugrunde gelegten nor-
malen AfA ist von den geschätzten Einkünften abzusetzen.
Persönlicher Geltungsbereich: Das Wahlrecht des Abs. 2 ist ohne persönliche
Einschränkung anwendbar. Dies gilt daher auch für beschr. Stpfl., soweit die
Anschaffung oder Herstellung des gWG mit inländ. Einkünften in wirtschaftli-
chem Zusammenhang steht (§ 50 Abs. 1 Satz 1). Zur Auslegung des wirtschaftli-
chen Zusammenhangs vgl. Loschelder in Schmidt XXX. § 50 Rn. 7 und § 50
Anm. 38.
Die Zurechnung der Absetzungsberechtigung ist die gleiche wie bei § 7, s.
§ 7 Anm. 41, 90.

Einstweilen frei.

V. Verhältnis des Abs. 2 zu anderen Vorschriften

1. Verhältnis von Handelsbilanz und Steuerbilanz
Handelsrechtlich entsprichtdie stl. Sofortabschreibung von gWG des Anlagever-
mögens als Vereinfachungsregelung idR dem Grundsatz der Wesentlichkeit und
somit den GoB (vgl. Mujkanovic, StuB 2008, 25 f. zur alten und neuen Rechts-
lage; Kozikowski/Roscher/Schramm in Beck-BilKomm. VII. § 253 HGB
Rn. 434). Fraglich ist nur, ob die steuerlichen Höchstgrenzen nach Abs. 2 auch in
die HBil. zu übernehmen sind oder ob das Handelsrecht von Abs. 2 abweichende
Tatbestandsmerkmale für gWG aufstellen darf. Trotz des eigenständigen Rege-
lungscharakters des Handelsbilanzrechts wird dies auch bejaht (vgl. Kozikowski/
Roscher/Schramm in Beck-BilKomm. VII. § 253 HGB Rn. 434; Mujkanovic,
StuB 2008, 25 f.; aA Brösel/Olbrich in Küting/Weber V. § 253 HGB
Rn. 517). Die Übernahme der stl. Regelungen zu den gWG erfolgt hierbei in der
praktischen Anwendung und kann als Beispiel für die induktive Entwicklung
der handelsrechtlichen GoB betrachtet werden (vgl. auch Förschle/Usinger in
Beck-BilKomm. VII. § 243 HGB Rn. 18). Insoweit dürfenVG von geringem
Wert (bis 410 E) handelsrechtlich von vornherein sofort abgeschrieben werden
(s. Kozikowski/Roscher/Schramm in Beck-Bilkomm. VII. § 253 HGB Rn. 275;
Ortmann-Babel/Bolik, StuB 2010, 56 [57]). Die Obergrenze, bis zu der auch
darüber hinaus eine handelsrechtliche Sofortabschreibung für zulässig erachtet
ist, ist weiterhin nicht exakt definiert. Als mit den GoB vereinbar wird wohl eine
Grenze von 1000 E je VG angesehen (vgl. Kozikowski/Roscher/Schramm in
Beck-Bilkomm. VII. § 253 HGB Rn. 275). Die Übernahme der steuerlichen
Sofortabschreibung war bisher ein Anwendungsfall der formellen Maßgeblich-
keit im Rahmen der umgekehrten Maßgeblichkeit (§ 5 Abs. 1 Satz 2 aF; s. § 5
Anm. 63), die durch das BilMoG weggefallen ist (ebenso Ehmcke in Blümich,
§ 6 Rn. 1157). Nach Einf. des BilMoG ist wegen des unterschiedlichen Inhalts
der Sofortabschreibungsmöglichkeiten in Handels- und StBil. ein Auseinander-
fallen von Handels- und StBil. denkbar (vgl. Förschle/Usinger in Beck-Bil-
Komm. VII. § 243 HGB Rn. 112; ebenso Ortmann-Babel/Bolik, StuB 2010,
56 [58]), da eine Bindung der stl. Gewinnermittlung an in der HB getroffene
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Wertansätze – bei eigenständigen steuerrechtlichen Wahlrechten – nicht mehr
besteht. Es gilt hingegen den stl. Bewertungsvorbehalts für gWG (vgl. Anm. 1251)
zu beachten.

2. Verhältnis zu Aufzeichnungsvorschriften (Buchführung, Inventar)
Grundsatz: Abs. 2 lässt die allgemeinen Buchführungspflichten und Inventari-
sierungsvorschriften wie zB § 240 Abs. 2 HGB, §§ 140 und 141 AO unberührt
(R 5.4 Abs. 1 EStR 2008). Im Rahmen dieser Vorschriften hat der Stpfl. ein Ver-
zeichnis der Gegenstände des bewegl. AV (Bestandsverzeichnis, Inventar) zu
erstellen. Hierin sind grds. auch alle gWG (mit AHK von mehr als 150 E) auf-
zunehmen (Abs. 2 Satz 4). Dies gilt sinngemäß für Stpfl. mit Gewinnermittlung
nach § 4 Abs. 3 (R 4.5 Abs. 3 Satz 4 EStR 2008). Zu den Einzelheiten des Ver-
zeichnisses s. Anm. 1275.
Ausnahme: Von diesem Grundsatz der Inventarisierung können gWG kraft der
ausdrücklichen Regelung des Abs. 2 Satz 5 nF ausgenommen werden (s.
Anm. 1276). Die bisher geltende Ausnahme (vgl. noch R 5.4. Abs. 3 EStR 2006)
für geringstwertige WG (AHK = 60 E) ist ab VZ 2008 entfallen. Als Ausnahme
von der Inventarisierung gilt nunmehr einheitlich die Wertgrenze von bis zu
150 E je gWG.
Aufbewahrung in elektronischer Form: Bei dem Verzeichnis nach § 6 Abs. 2
Satz 4 handelt es sich um Unterlagen iSv. § 147 Abs. 1 Nr. 5 AO; diese berechti-
gen nach § 147 Abs. 2 AO zur Aufbewahrung in elektronischer Form.

3. Verhältnis zu anderen steuerlichen Vorschriften
Absetzung für Abnutzung und Substanzverringerung (§ 7): Es besteht kei-
ne Möglichkeit, zusätzlich zur Bewertungsfreiheit nach Abs. 2 eine AfA nach
§§ 7 ff. vorzunehmen; es liegt vielmehr ein echtes stl. Wahlrecht vor. Insoweit ist
Abs. 2a lex specialis zu den allgemeinen Abschreibungsnormen (hM; ua. Hoff-
mann in LBP, § 6 Rn. 686).
Außensteuergesetz: Nach § 10 Abs. 3 AStG sind die dem Hinzurechnungs-
betrag zugrunde liegenden Einkünfte in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des deutschen Steuerrechts zu ermitteln. § 6 Abs. 2 ist zu berücksichti-
gen (auch BMF v. 14.5.2004, BStBl. I Sondernr. 1/2004, 3, Tz. 10.1.1.1).
Bilanzänderung: Bei nachträglich anderer Wahlrechtsausübung des Abs. 2
durch den Stpfl. liegt eine Bilanzänderung iSd. § 4 Abs. 2 Satz 2 vor. Eine Ände-
rung einer fehlerfreien Bilanz aus rein stl. Gründen (Bewertungsfreiheit statt
Verteilung oder umgekehrt) ist bei Kaufleuten iSd. HGB grds. zulässig (vgl.
IDW RS HFA 6, WPg Supplement 2/2007, 77, Tz. 3.1). Diese Änderung war je-
doch vor VZ 2009 wegen § 5 Abs. 1 Satz 2 (formelle Maßgeblichkeit, s. § 5
Anm. 62) handelsrechtl. nachzuvollziehen, damit sie stl. wirksam war. Mit Einf.
des BilMoG ist unterdessen die alleinige Änderung der stl. Gewinnermittlung
grds. ausreichend (s. Anm. 1254). Hingegen ist stl. eine Bilanzänderung nach
Einreichung der Bilanzen/StErklärungen beim FA nur im engen Rahmen von
§ 4 Abs. 2 Satz 2 möglich (gilt für Kaufleute iSd. HGB und Nichtkaufleute glei-
chermaßen; s. § 4 Anm. 363).
Bilanzberichtigung: Das zB fälschlicherweise als Umlaufvermögen ausgewie-
sene gWG, das zum Gebrauch bestimmt ist (obj. Bilanzierungsfehler), berechtigt
ebenfalls zur Bewertungsfreiheit nach Abs. 2. Auch nach Wegfall der Maßgeb-
lichkeit ist in solchen Fällen eine gesonderte Beurteilung der Korrekturnotwen-
digkeiten in Handels- und StBil. erforderlich. Die Berichtigung ist handelsrechtl.
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jederzeit möglich, wenn der Fehler bei pflichtgemäßer Sorgfalt vom Kaufmann
erkannt worden wäre, sofern der Fehler von ausreichendem Gewicht und solan-
ge keine Heilung nach § 254 AktG eingetreten ist (vgl. IDW RS HFA 6, WPg
Supplement 2/2007, 77, Tz. 3.2). Die Berichtigung von Bilanzierungsfehlern ist
auch stl. zulässig (§ 4 Abs. 2 Satz 1). Verfahrensrechtl. ist § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO
zu beachten.
Buchführungspflicht bei Sonder-AfA bzw. erhöhter AfA: § 7a Abs. 8 ist
nicht auf Abs. 2 anwendbar (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1108 mwN; uE
zutreffend: eine Sonder-AfA bzw. erhöhte AfA liegt bei Abs. 2 nicht vor). Aller-
dings sind die Anforderungen des § 7a Abs. 8 vergleichbar mit denen des Abs. 2
Satz 4 und 5 und daher als Auslegungshilfe hinzuziehen.
Einzelbewertung: Da Abs. 2 nach dem Wortlaut auf ein einzelnes WG Bezug
nimmt, ist die Entsch. über das Abschreibungsverfahren gem. der Einzelbewer-
tung für jedes WG individuell möglich (vgl. auch Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 1110). Erst durch den Übergang von der Gruppenbewertung zur Einzel-
bewertung kann das Wahlrecht des Abs. 2 für Neuzugänge ausgeübt werden
(vgl. BFH v. 15.2.2001 – IV R 19/99, BStBl. II 2001, 549, zu Neuzugängen des
Viehanlagevermögens). Beim Übergang kann das Wahlrecht des Abs. 2 auf Teile
der Neuzugänge beschr. werden (BFH v. 15.2.2001 – IV R 19/99, BStBl. II
2001, 549). Daneben ist die jeweilige betragsmäßige Höchstgrenze des Abs. 2
unter Beachtung des Wahlrechts nach Abs. 2a Satz 1 zu beachten (s. Anm. 1250).
Festbewertung: Bei der Anwendung der Festbewertung sowie bei der Grup-
penbewertung kann auf darin einbezogene WG keine Bewertungsfreiheit nach
Abs. 2 geltend gemacht werden, da Abs. 2 eine Einzelbewertung voraussetzt
(vgl. BFH v. 17.3.1982 – I R 144/78, BStBl. II 1982, 545; s. auch „Einzelbewer-
tung“). Erst bei Übergang zur Einzelbewertung ist dies möglich (uE einschrän-
kend jedoch nur im Jahr der Anschaffung/Herstellung bzw. Einlage; s. auch
Einzelbewertung).
Entnahme wegen privater Mitbenutzung (Abs. 1 Nr. 5): Bei WG iSd.
Abs. 2, die teilweise privat benutzt werden, kann die Bewertungsfreiheit nach
Abs. 2 voll in Anspruch genommen werden. Gleichzeitig darf der Teil, der dem
privaten Nutzungsanteil entspricht, während der Nutzung des gWG den Ge-
winn jeweils in dem Umfang nicht mindern, der der tatsächlichen Nutzung in je-
dem Wj. entspricht (vgl. H 6.13 „Private Mitbenutzung“ EStH 2008).
Gruppenbewertung: s. auch „Festbewertung“. Soweit ein Landwirt für Neu-
zugänge im Viehbestand die Gruppenbewertung wählt, ist diese Bewertungs-
methode einheitlich auf alle gleichartigen WG und damit alle Tiere eines Alters-
klasse anzuwenden (BFH v. 15.2.2001 – IV R 5/99, BStBl. II 2001, 548). Soweit
er auf das Vieh eine Gruppenbewertung vorgenommen hat, ist eine Einzel-
bewertung und damit eine Anwendung des Abs. 2 ausgeschlossen.
Investitionsabzugsbetrag: Bei Anschaffung/Herstellung von WG, die unter
Abs. 2 fallen, können die AHK durch Inanspruchnahme von Investitions-
abzugsbeträge nach § 7g Abs. 2 herabgesetzt werden, um so den Sofortabzug
nach Abs. 2 bzw. wahlweise die Poolabschreibung nach Abs. 2a zu erreichen
(vgl. § 7g Abs. 2 Abs. 2 Satz 2 Halbs. 2; ebenso R 6.13 Abs. 2 Nr. 2 EStR 2008;
Kanzler, NWB 2010, 746 [750]).
Investitionszulage gem. InvZulG wird für gWG iSd. § 6 Abs. 2 nicht gewährt
(§ 2 Abs. 1 Satz 2 InvZulG 2010), selbst wenn der Anspruchsberechtigte von
der Bewertungsfreiheit keinen Gebrauch gemacht hat (stRspr.: BFH v. 31.7.2008
– III B 73/7, BFH/NV 2008, 1883 mwN; auch BMF v. 20.1.2006, BStBl. I
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2006, 119 – Tz. 28–30). Der Gesetzgeber wollte eine Doppelbegünstigung durch
die Bewertungsfreiheit und die Gewährung von Investitionszulage vermeiden.
Zur Kritik dieser Auffassung und Reformüberlegungen s. auch Anm. 1251. An-
zumerken ist, dass der gWG-Begriff im InvZulG inhaltsgleich mit dem Begriff
des Abs. 2 ist (ua. BFH v. 15.3.1991 – III R 57/86, BStBl. II 1991, 682; v. 31.7.
2008 – III B 73/7, BFH/NV 2008, 1883). Insoweit geben zahlreiche Entschei-
dungen zur Anwendung des InvZulG Anhaltspunkte für die Auslegung des Be-
griffs der gWG iSd. Abs. 2 (ebenso Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 592).
Poolabschreibung nach Abs. 2a modifiziert das als WG-bezogene ausgestalte-
te Wahlrecht des Abs. 2 für WG mit AHK von 150,01 E bis 1000 E, indem statt
der Wahl zur Sofortabschreibung unter den Voraussetzungen und Höchstgren-
zen bis 410 E auch eine Sammelpostenbildung mit Verteilung über fünf Jahre
für alle im Wj zugeführten WG mit AHK zwischen 150,01 E bis 1000 E erfol-
gen kann (s. auch Anm. 1250 u. 1301).
Teilwertabschreibung: Das Wahlrecht des Abs. 2 durchbricht nur die Bewer-
tungsregeln des § 7, nicht auch diejenigen des § 6 Abs. 1. Eine Teilwertabschrei-
bung auf das einzelne gWG (statt Absetzung nach Abs. 2) ist für angeschaffte
bzw. hergestellte WG uE sowohl im Jahr der Anschaffung oder Herstellung als
auch – bei Absetzung gem. § 7 – in den folgenden Wj. zulässig (glA Ehmcke in
Blümich, § 6 Rn. 1108). Nach Einf. eines Wahlrechts zur Sofortabschreibung
nach Abs. 2 bestehen ab VZ 2009 somit wieder konkurrierende Abschreibungs-
wahlrechte, deren materielle Voraussetzungen gleichwohl verschieden sind.
Teilwertzuschreibung: Wegen des Wegfalls der formellen Maßgeblichkeit ver-
langt die Wertaufholungskonzeption des Abs. 1 Satz 4 nunmehr eine Zuschrei-
bungspflicht in der StBil. für alle WG des Anlagevermögens, falls die (teil)wert-
mindernden Umstände nicht mehr vorliegen. Diese gilt ggf. auch für gWG – bei
Verteilung gem. § 7 und sofern zuvor eine Teilwertabschreibung vorgenommen
wurde. Der Teilwert des sofort abgeschriebenen WG liegt nicht höher als der
Wertansatz bei Inanspruchnahme des Abs. 2. Eine Teilwertzuschreibung wird
daher nicht ausgelöst.
Totalgewinnprognose: Bei der Totalgewinnprognose sind aus der Anwendung
des Abs. 2 entstehende negative Einkünfte zu berücksichtigen, da Auswirkungen
aus Vereinfachungsnormen im Gegensatz zu Subventions- oder Lenkungsnor-
men zu berücksichtigen sind (stRspr.: ua. BFH v. 27.10.2006 – IV B 8/05,
BFH/NV 2007, 231, mwN).
Übertragung stiller Reserven gem. §§ 6b, 6c oder R 6.6 EStR schließt die An-
wendung des Abs. 2 nicht aus: Ist von den AHK eines WG ein Betrag von § 6b
Abs. 1, 3 oder § 6c abgezogen worden, so gilt der verbleibende Betrag als AHK
des WG (vgl. auch § 6b Abs. 6 und R 6.13 Abs. 2 Nr. 1 und 4 EStR 2008); liegt
dieser unter 410 E, kann hierfür die Bewertungsfreiheit in Anspruch genommen
werden.
Zinsschranke gem. § 4h Abs. 1: Bemessungsgrundlage der abziehbaren Zins-
aufwendungen ist der um die Beträge nach Abs. 2 erhöhte Gewinn (§ 4h Abs. 1
Satz 2).
Zuschüsse (private und öffentliche) können gem. R 6.5 Abs. 2 EStR 2008 er-
folgsneutral vereinnahmt werden, indem die Anlagegüter, für die die Zuschüsse
gewährt worden sind, nur mit den AHK bewertet werden, die der Stpfl. ohne
Berücksichtigung der Zuschüsse aufwendet. Demnach gilt der um die Zuschüsse
gekürzte Betrag als AHK für das WG (vgl. R 6.13 Abs. 2 Nr. 3 EStR 2008); so-
fern die übrigen Voraussetzungen des Abs. 2 vorliegen, ist eine Sofortabschrei-
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bung zulässig. In dem Fall, dass der Zuschuss nachträglich gewährt wird und
dieser gem. R 6.5 Abs. 3 EStR die gebuchten AHK mindert, ist eine Anwendung
des Abs. 2 auf den gekürzten Betrag nicht mehr zulässig, da der Höchstbetrag
durch die Zuschussgewährung nicht mehr im Jahr der Anschaffung, Herstellung
oder Einlage erfüllt wurde, sondern erst nachträglich eingetreten ist (ähnlich
Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 594 für WG, die zunächst nach § 7 abgeschrie-
ben werden und nachträglich die Grenze von 410 E überschreiten).

Einstweilen frei.

B. Voraussetzungen und Rechtsfolgen der Bewertungsfreiheit
(Abs. 2 Satz 1)

I. Zuführung von Betriebsvermögen

Zuführung von Betriebsvermögen ist Voraussetzung für die Anwendung von
Abs. 2. Erfasst sind insoweit Sachinvestitionen in das Anlagevermögen. Sowohl
die Anschaffung als auch die Herstellung eines WG sind begünstigt. Auch der
bloße Ersatz des alten WG durch ein neues WG, dem die gleiche Funktion wie
dem alten WG zukommt, stellt insoweit eine Anschaffung dar. Siehe auch
Anm. 1274„Ersatz durch nicht selbständig nutzungsfähige WG“. Zum Begriff
der Anschaffung bzw. Herstellung vgl. Anm. 263 und 265.
Nicht unter Abs. 2 fallen Kosten, die nur Erhaltungsaufwand statt Herstel-
lungsaufwand darstellen und deshalb von vornherein nicht zu einem aktivie-
rungsfähigen WG führen (für InvZulG vgl. BFH v. 2.2.1990 – III R 188/85,
BFH/NV 1990, 732).
Auch die Einlage ist begünstigt, so dass der als Einlagewert angesetzte Betrag
unter den Voraussetzungen des Abs. 2 abgesetzt werden kann. Zum Einlagewert
nach Abs. 1 Nr. 5 s. Anm. 1208–1232. Dies gilt auch für die Einlage im Rahmen
der Eröffnung des Betriebs nach Abs. 1 Nr. 6 (s. Anm. 1235 f.).
Anwendung des Abs. 2 in Sonderfällen der Anschaffung oder Herstellung:
E Anschaffung eines Betriebs oder Teilbetriebs: Der Kaufpreis ist auf die einzelnen
WG aufzuteilen (s. auch Anm. 304–316). Soweit danach die AK eines WG nicht
mehr als 410 E ab VZ 2010 betragen, können sie im Jahr der Anschaffung voll
abgesetzt werden (s. auch Anm. 1262 über Anschaffung gebrauchter WG sowie
zur Anwendung bei der Erstellung von Ergänzungsbilanzen; s. auch BFH v.
17.9.1987 – III R 272/83, BStBl. II 1988, 441).
E Anschaffung eines Mitunternehmeranteils: Der entgeltliche/teilentgeltliche Erwerb
eines MU-Anteils stellt die entgeltliche Anschaffung von Anteilen an den einzel-
nen zum GesVermögen gehörenden WG dar (vgl. Wacker in Schmidt XXX.
§ 15 Rn. 461 mwN). Der Kaufpreis ist dementsprechend auf die Anteile des Mit-
unternehmers an den WG der Mitunternehmerschaft aufzuteilen. Die Höchst-
grenze von 410 E (ab VZ 2010) bezieht sich demgegenüber nicht auf den ent-
standenen Aufwand des Mitunternehmers für den Anteil am einzelnen WG,
sondern auf die AHK des gesamten WG (vgl. Wortlaut des Abs. 2 Satz 1 aE:
„für das einzelne WG“). Zusätzlich wird für die Anwendung des Abs. 2 darauf
abgestellt, ob das WG bei der PersGes. ein gWG darstellt (vgl. Kulosa in
Schmidt XXX. § 6 Rn. 594 mwN). Daher wird grds. eine gesellschaftsbezogene
Betrachtungsweise der Höchstgrenze zugrunde gelegt (zur Anwendung des § 6
bei PersG allg. siehe BFH v. 7.8.1986 – IV R 137/83, BStBl. II 1986, 910). Aller-
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dings ist bei Anwendung des Abs. 2 im Rahmen der Anschaffung eines MU-
Anteils auch auf die AHK des Stpfl. und somit des einzelnen Erwerbers für sei-
nen Anteil am WG und somit nicht auf die der PersGes. per se abzustellen. Dies
entspricht einer gesellschafterbezogenen Betrachtungsweise der Höchstgrenze,
die ggf. über eine Ergänzungsbilanz herzustellen ist (vgl. BMF v. 30.9.2010,
BStBl. I 2010, 755 – Rn. 25). Der Erwerber des Mitunternehmeranteils kann da-
her die Bewertungsfreiheit bei dem Anteil an dem WG nur dann in Anspruch
nehmen, wenn das ganze WG bei Anschaffung/Herstellung durch die Gesell-
schaft geringwertiges WG war und wenn der nachträgliche Aufwand des Erwer-
bers nicht über seinen Gesellschafteranteil entsprechenden Teilbetrag von 410 E
hinausgeht (s. auch Wacker in Schmidt XXX. § 15 Rn. 468).
E Einbringung eines Betriebs oder Teilbetriebs in eine Personengesellschaft oder Kapitalgesell-
schaft gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten: Die Anwendbarkeit des Abs. 2 ist
auch in Verschmelzungs-/Abspaltungsfällen in Bezug auf Teilbetriebe nach § 15
UmwStG oder in Einbringungsfällen gem. §§ 20 Abs. 2, 24 Abs. 2 UmwStG
denkbar, wobei wie folgt zu unterscheiden ist:
p § 15 UmwStG: Bei der Teilübertragung nach § 15 UmwStG greift ebenfalls

§ 12 Abs. 1 und 3 UmwStG ein (vgl. § 15 Abs. 1 Satz 1 UmwStG). Der beim
übertragenden Rechtsträger noch vorhandene Buchwert der gWG – bei Ver-
teilung über § 7 – ist daher ebenfalls aufzuspalten und fortzuführen (ebenso
für den Sammelposten vgl. Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 607 aE).

p §§ 20 ff. UmwStG: Obwohl § 20 Abs. 3 UmwStG den Wert, mit dem die über-
nehmende Gesellschaft das eingebrachte Vermögen ansetzt, für den Einbrin-
genden stets als Veräußerung wertet, liegt jedoch gem. § 23 Abs. 4 Halbs. 1
UmwStG nur dann eine Anschaffung bei der übernehmenden Gesellschaft
vor, wenn die übernehmende Gesellschaft das Vermögen im Wege der Ein-
rechtsnachfolge erwirbt und das Vermögen mit dem gemeinen Wert ansetzt
(aA Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 594: Anwendung des Abs. 2 bei Ein-
bringung oberhalb des Buchwerts). Soweit eine der Voraussetzungen nicht
vorliegt, werden die bisherigen Werte nach Abs. 2 unverändert fortgeführt
und, soweit eine teilweise Aufdeckung von stillen Reserven erfolgt, wird der
aufgestockte Betrag über die Rest-Nutzungsdauer abgeschrieben (§ 23 Abs. 3
Nr. 1 UmwStG iVm. § 7 Abs. 1 EStG); dies muss uE auch dann gelten, wenn
der Aufstockungsbetrag auf solche WG entfällt, die nach Abs. 2 bereits voll-
ständig abgeschrieben wurden. Als Abschreibungsmethode kommen sowohl
die lineare als auch die degressive Methode in Betracht (§ 7 Abs. 2 und 3).

p § 24 UmwStG: Es gelten wegen § 24 Abs. 4 UmwStG die zuvor genannten
Ausführungen zur Einbringung nach § 20 UmwStG.

E Anschaffung durch mehrere Erwerber: Eine Erwerbergemeinschaft eines einzigen WG
(zB eine Mitunternehmerschaft, Ehegattengemeinschaft) kann die Bewertungs-
freiheit für ihre Anteile an den AK des WG nur dann in Anspruch nehmen, wenn
der Aufwand für die Anschaffung des Anteils am WG nicht mehr als seinem
Gesellschafteranteil entsprechenden Teilbetrag von 410 E (ab VZ 2010) beträgt
und es sich bei Anschaffung/Herstellung um gWG iSd. Abs. 2 handelt. Siehe
„Anschaffung eines Mitunternehmeranteils“.
E Mehrere Wirtschaftsgüter: Zur Anwendung des Abs. 2, wenn mehrere WG ein
„einheitliches Ganzes“ bilden und daher einzeln nicht selbständig nutzungsfähig
und somit auch einzeln nicht nach Abs. 2 begünstigt sind, s. Anm. 1268, 1273.
E Überführung eines Wirtschaftsguts aus dem Umlaufvermögen in das Anlagevermögen im
Jahr der Anschaffung bzw. Herstellung ist ebenfalls vom Anwendungsbereich des
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Abs. 2 erfasst (vgl. auch Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1113). Umgekehrt berech-
tigt aber die Überführung eines WG vom Umlaufvermögen zum Anlagever-
mögen außerhalb des Anschaffungs- bzw. Einlagejahres nicht zur Anwendung
des Abs. 2 (s. Anm. 1278).
E Übertragung eines Betriebs nach § 6 Abs. 3 bzw. Übertragung/Überführung von Einzel-
WG nach § 6 Abs. 5 zu Buchwerten fallen nicht in den Anwendungsbereich des
Abs. 2, da kein Anschaffungsvorgang als materielle Voraussetzung des Abs. 2
vorliegt (vgl. auch Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 594).
E Übertragung eines Einzel-WG im Wege des Tausches nach Abs. 6 Satz 1 ist ebenfalls
als Anschaffungsvorgang zu betrachten und berechtigt daher ggf. zur Anwen-
dung des Abs. 2.
E Unentgeltlicher Übergang eines WG aus dem BV eines Dritten unmittelbar in das
BV des Stpfl. aus betrieblichem Anlass führt dazu, dass der Stpfl. das WG mit
dem gemeinen Wert als AK (Abs. 4) bewerten muss (s. Anm. 1434); zum Über-
gang aus privatem Anlass (Schenkung) s. Anm. 1434 „Übertragung in das BV ei-
ner anderen natürlichen Person“; s. auch Anm. 1262 „Einlage aus dem Privat-
vermögen“.

II. Abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens

1. Einzelne Tatbestandsmerkmale
Ein Wirtschaftsgut: Es muss ein (einzelnes) WG zu bewerten sein. Unselbstän-
dige Teile eines WG sind keine WG (s. hierzu auch Knobbe-Keuk, Bilanz- und
Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 239 mit Beisp.). Zu mehreren WG, die
„ein einheitliches Ganzes“ bilden, so dass Abs. 2 nicht auf das einzelne WG,
wohl aber (begrenzt durch den Höchstbetrag) uU auf die Einheit der mehreren
WG anzuwenden ist, s. auch BFH v. 7.2.1985 – IV R 183/82, BFH/NV 1986,
592). Vgl. hierzu auch Anm. 226 „Wirtschaftsgüter“.

Anmerkung: Das Prinzip der Bewertungs- und Abschreibungseinheit beugt Missbrauch
durch bloße Zerlegung einer Einheit bei der Inanspruchnahme des Abs. 2 vor (so auch
Werndl in KSM, § 6 Rn. I 30). Zubehörteile sind demnach unselbständige Teile des
übergreifenden Ganzen und somit nicht selbständig (so auch BFH v. 8.6.1961 – IV
237/57, StRK EStG [bis 1974] § 7 R 77). Zur Selbständigkeit s. auch Anm. 1265.

„Bewegliche“ Wirtschaftsgüter: Es muss sich dabei grds. um materielle WG
handeln und somit um körperliche Gegenstände. Danach trifft dies im Allgemei-
nen zu auf Sachen, Tiere, Scheinbestandteile, Betriebsvorrichtungen (auch als
wesentliche Bestandteile eines Grundstücks, s. auch R 7.1 Abs. 3 EStR 2008).
NachWerndl in KSM, § 6 Rn. I 40, bestimmt sich der Begriff nach strechtl. Ge-
sichtspunkten. Zum Begriff „Beweglichkeit“ s. auch R 7.1 Abs. 2–4 EStR 2008
und § 7 Anm. 315–350.
Negativ sind hiervon immaterielle WG abzugrenzen, die nicht als beweglich gel-
ten, da hier der geistige und schöpferische Gehalt derart im Vordergrund steht,
dass ein fiktiver Erwerber in erster Linie hierfür ein Entgelt zahlen würde (H 7.1
„Bewegliche WG“ EStH 2008; zur Abgrenzung von immateriellen WG s. BFH
v. 22.5.1979 – III R 129/74, BStBl. II 1979, 634; v. 3.7.1987 – III R 147/86,
BStBl. II 1987, 787; v. 28.7.1994 – III R 47/92, BStBl. II 1994, 873, für Anwen-
dungs- und Systemsoftware; BFH v. 30.10.2008 – III R 82/06, BStBl. II. 2009,
494 für Datensätze ohne Befehlsstrukturen; s. auch Herrmann in Frotscher,
§ 6 Rn. 451 mwN). Daneben wird auch danach unterschieden, ob der Verkörpe-
rung eine eigenständige Bedeutung zukommt (dann bewegliche WG) oder ob
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sie lediglich als „Träger“ den immateriellen Gehalt festhalten soll (BFH v. 30.10.
2008 – III R 82/06, BStBl. II. 2009, 494; v. 18.5.2011 – X R 26/09, BFH/NV
2011, 1755). Ausnahme: Trivialsoftware und sonstige Computerprogramme (AHK
bis 410 E) werden nicht als immaterielles WG, sondern als bewegliches WG
qualifiziert und berechtigt daher grds. zur Bewertungsfreiheit nach Abs. 2 (R 5.5
Abs. 1 EStR 2008; auch Ortmann-Babel/Bolik, StuB 2010, 56 [57]); diese liegt
(pauschal) vor, wenn die AHK für das Computerprogramm unter 410 E (ab VZ
2010) liegen; s. auch BFH v. 15.6.2004 – VIII R 42/03, BFH/NV 2004, 1527.
Außerhalb der Fiktion in R 5.5 Abs. 1 EStR (ab 410,01 E) erfüllen Computer-
programme nicht das Tatbestandsmerkmal der Beweglichkeit. Insoweit kommt
eine Anwendung der Abs. 2 und 2a nicht in Betracht.
„Abnutzbare“ Wirtschaftsgüter: Siehe zum Begriff allg. Anm. 258, § 5
Anm. 379–382. Zur Abnutzbarkeit s. auch H 7.1 „wirtschaftliche und technische
Abnutzung“ EStH 2008 und R 7.1 Abs. 1 EStR 2008.
Wirtschaftsgüter des „Anlagevermögens“: Abs. 2 gilt nur für WG des Anla-
gevermögens; s.zum Begriff allg. Anm. 253 und zur Abgrenzung vom Umlauf-
vermögen Anm. 255 f.Dies gilt nicht, wenn WG in einem solchen Umfang ange-
schafft werden, dass sie voraussichtlich nicht in Benutzung genommen, sondern
wieder veräußert werden sollen, also zum Umlaufvermögen gehören (sog. Vor-
ratsanschaffung; glA FG Münster v. 21.11.1978 – IX 4554/77 F, EFG 1979, 170,
verfahrensrechtl. aufgehoben). Gewinnen diese WG später den Charakter als
Anlagevermögen, so kann die Bewertungsfreiheit nicht mehr in Anspruch ge-
nommen werden, da sie nur für das Jahr der Anschaffung oder Herstellung gilt.
Umgekehrt liegt – sofern man der FinVerw. folgt – ein Missbrauch nicht vor,
wenn die im betriebsnotwendigen Umfang beschafften Anlagegüter zunächst als
Vorrat auf Lager genommen werden (vgl. OFD Frankfurt/Main v. 26.10.1979,
StEK EStG § 6 Abs. 2 Nr. 27).

Stellungnahme: WG, die nicht wieder zur Veräußerung bestimmt sind, können nicht
willkürlich als Umlaufvermögen behandelt werden, wenn sie von vornherein dazu be-
stimmt sind, dem Betrieb dauernd zu dienen. Diese Zweckwidmung allein ist entschei-
dend, nicht der Zeitpunkt der Benutzung. Empfehlenswert ist daher die Dokumenta-
tion der konkreten Absicht/Verwendung, damit die Verwendungsabsicht objektiv
nachvollziehbar ist (vgl. Anm. 253 „Bestimmt“).

„Gebrauchsgüter“: Abs. 2 greift generell nur bei Gebrauchs- und nicht bei Ver-
brauchs- oder Veräußerungsgütern (so auch Anm. 253 „Dem Geschäftsbetrieb
zu dienen“). Die vordergründige Bestimmung des WG muss in der betrieblichen
Nutzung stehen. Deshalb sind auch ein (Waren-)Musterbuch als WG des Anla-
gevermögens und Werbekataloge als WG des Umlaufvermögens auszuweisen
(BFH v. 25.11.1965 – IV 299/63 U, BStBl. III 1966, 86). Dieses Kriterium ist
aber bei § 9 Abs. 1 Nr. 7 unmaßgeblich (s. auch BFH v. 15.6.2004 – VIII R
42/03, BFH/NV 2004, 1527). Unschädlich ist, dass im Rahmen der Einkünfte
aus LuF das zu bewertende Zuchtvieh einer doppelten Zweckbestimmung dient
(BFH v. 15.2.2001 – IV R 19/99, BStBl. II 2001, 549). Auch ist unschädlich,
dass die WG Dritten zur Ansicht übergeben werden (BFH v. 25.11.1965 – IV
299/63 U, BStBl. III 1966, 86). Zum Problem, dass ein WG nur zur Durchfüh-
rung eines Auftrags angeschafft wurde und deswegen zum Umlaufvermögen ge-
hört, s. BFH v. 28.10.1977 – III R 72/75, BStBl. II 1978, 115.

2. Für die Bewertungsfreiheit unschädliche oder unerhebliche Merkmale
Gebrauchte Wirtschaftsgüter: Die Bewertungsfreiheit gilt auch für in ge-
brauchtem Zustand erworbene WG, da Abs. 2 kein neues WG verlangt (s. ua.

§ 6 Anm. 1260–1261 Abs. 2: Bewertungsfreiheit für gWG

1261



HHR Lfg. 249 Dezember 2011 Kleinle/Dreixler

Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 690). Ebenso ist Abs. 2 anwendbar, wenn der Aus-
scheidende geringwertige WG zu einem über ihrem Buchwert liegenden Wert
in Anrechnung auf sein Abfindungsentgelt erhält und mit diesem höheren
Buchwert in einen (von ihm allein oder zusammen mit anderen betriebenen) Ge-
werbebetrieb überführt; s. zur Anwendung des Abs. 2 beim Tausch auch
Anm. 1259.
Das gesamte Aktivvermögen des Steuerpflichtigen dürfen die gWG bilden,
ohne dass dies etwa der Anwendbarkeit des Abs. 2 entgegenstände (BFH v. 1.7.
1981 – I R 148/78, BStBl. II 1982, 246); s. auch „Zahl der WG“.
Nutzung durch den Steuerpflichtigen im Jahr der Anschaffung, Herstellung
oder Einlage ist nicht Voraussetzung der Bewertungsfreiheit. Abs. 2 verlangt
nicht, dass das WG daneben im Jahr seiner Anschaffung oder Herstellung durch
den Stpfl. selbst in Benutzung genommen wird (s. § 7 Anm. 41, 123). Der Stpfl.
kann das WG zB aus betrieblichen Gründen einem Dritten zur Nutzung über-
lassen (BFH v. 14.1.1958 – I 185/57 U, BStBl. III 1958, 75, betr. Überlassung
von Inventar durch eine Brauerei an ihre Bierabnehmer; weiteres Beispiel: leih-
weise Überlassung von Ruhebänken, die mit der Firma des Stpfl. gekennzeichnet
sind, an eine Gemeinde, glA FG Nds. v. 5.5.1983 – VI 276/81, EFG 1984, 20,
rkr.). Private Mitbenutzung ist ebenfalls unschädlich (H 6.13 „private Mitbenut-
zung“ EStH 2008). Hiervon abzugrenzen ist die Nutzung per se; der Abschrei-
bungszeitraum umfasst den Beginn und das Ende jeder betrieblichen Nutzung,
so dass für Abs. 2 eine (betriebliche) Nutzung des WG notwendig ist; durch
wen bzw. mit was die Nutzung erfolgt, ist hierbei irrelevant.
Vermietung der WG ist unbedeutend im Rahmen des Abs. 2; jede Nutzung, so-
fern diese der Einkommenserzielung dient, ist erlaubt (BFH v. 1.7.1981 – I R
148/78, BStBl. II 1982, 246).
Zahl der Wirtschaftsgüter: Die Bewertungsfreiheit findet uE unabhängig da-
von Anwendung, wie viele WG der Stpfl. in einem Wj. anschafft oder herstellt.
Unschädlich ist daher auch die Zahl der WG, für die Abs. 2 in Anspruch genom-
men wird (aA FinMin. Schl.-Holst. v. 13.3.1975, FR 1975, 218; Ehmcke in Blü-
mich, § 6 Rn. 1137); s. auch „Das gesamte Aktivvermögen des Stpfl.“.

III. Höchstgrenze der Bewertungsfreiheit

Definition des Höchstbetrags: Der Höchstbetrag zur Anwendung des Wahl-
rechts des Abs. 2 beläuft sich ab VZ 2010 wieder auf 410 E und bezieht sich auf
die AHK, vermindert um einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag (§ 9b Abs. 1)
oder den nach Abs. 1 Nr. 5 oder 6 anzusetzenden Wert (Einlagewert). Maß-
gebend sind daher die Netto-AHK ohne Einbeziehung der USt. Bei bestimmten
Berufsgruppen und Branchen (zB Ärzte, Banken, Versicherungen) ohne Vor-
steuerabzugsmöglichkeit nach § 15 Abs. 1 UStG erhöht sich somit der abzieh-
bare Aufwand auf 487,90 E (410 E zzgl. 77,90 E [19 % USt.] – USt. von 19 %
gem. § 12 Abs. 1 UStG unterstellt). Bei Überschreiten der Grenze entfällt die
Bewertungsfreiheit. Vgl. auch „Darin enthaltener Vorsteuerbetrag“.
Für die Höchstgrenze ist bei mehreren nicht selbständig nutzungsfähigen WG
maßgebend, wie hoch der Anschaffungspreis aller in einem Wj. insgesamt ange-
schafften WG ist (BFH v. 20.11.1970 – VI R 288/68, BStBl. II 1971, 155; v.
26.7.1979 – IV R 170/74, BStBl. II 1980, 176). Bei sog. Mehrkomponenten-
geschäften (zB Erwerb von Mobilfunkgeräten bei gleichzeitigem Abschluss ei-
nes langfristigen Telefonvertrages) kommt es auf die Aufteilung des Gesamtent-
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gelts des Geschäfts in Mobilfunkgerät und Dienstleistung an. Nach BMF v. 20.6.
2005 (BStBl. I 2005, 801 – Rn. 11) werden die AK für das Mobilfunkgerät aus
der Summe von Barpreis und Preisvorteil bestimmt.
Anschaffungs- oder Herstellungskosten (abzüglich Vorsteuer):
E Begriff derAnschaffungskostenund Herstellungskosten: Zum Begriff der AK und zu
den HK s. § 255 Abs. 2 und 3 HGB und Anm. 271–303, 459–467.
E Nachträgliche Anschaffungs- und Herstellungskosten, zB bei Erhöhungen oder Min-
derungen der AHK in folgenden Wj., berühren die ursprüngliche (Nicht-)An-
wendung des Abs. 2 nicht (so auch R 6.13 Abs. 4 EStR 2008; Werndl in KSM,
§ 6 Rn. I 70). Die nachträglichen AHK stellen außerhalb des Jahres der Anschaf-
fung, Herstellung oder Einlage laufende BA dar. Derartige Ereignisse wirken
nicht auf den Zeitpunkt der Anschaffung oder Einlage zurück.
E Darin enthaltener Vorsteuerbetrag: USt., die dem Stpfl. im Rahmen der AHK be-
lastet worden ist (sog. Vorsteuer), rechnet nicht zu den AHK iSd. Abs. 2, und
zwar ohne Rücksicht darauf, ob der Stpfl. die VorSt. ustrechtl. abziehen kann
(Abs. 2 Satz 1; R 9b Abs. 2 EStR 2008; BFH v. 1.12.1970 – VI R 47/70,
BStBl. II 1971, 318). Andernfalls wäre die Höchstgrenze nach Abs. 2 bei im
Übrigen gleichem Preis für den einzelnen Stpfl. unterschiedlich hoch, je nach-
dem, ob er die VorSt. absetzen kann oder nicht. Der Gesetzgeber hielt diese Un-
terschiedlichkeit bei der Anwendung des Abs. 2 für nicht gerechtfertigt und
stellte beide Fälle durch Herausnahme der VorSt. aus der Bemessungsgrundlage
gleich.

Beispiel: Ein Arzt erwirbt ein WG mit AK von 410 E zzgl. Nicht abziehbarer VorSt.
77,90 E (19 %) = 487,90 E. Abs. 2 ist auf den Betrag von 487,90 E anwendbar.

E Teile eines Wirtschaftsguts: Die Höchstgrenze bezieht sich auf die gesamten AHK
aller Teile, aus denen sich das einzelne WG zusammenfügt (Kulosa in Schmidt
XXX. § 6 Rn. 600). Seine Teile dürfen daher nicht willkürlich als einzelne WG
behandelt werden. Das gilt auch dann, wenn die Teile in verschiedenen Wj. an-
geschafft oder hergestellt und getrennt berechnet und geliefert werden; ferner
auch dann, wenn nach dem Wj. der Anschaffung oder Herstellung weitere Teile,
insbes. Ergänzungen, angeschafft oder hergestellt werden. Die zeitliche Tren-
nung macht die Teile nicht zu (selbständigen) WG.
E Einlage aus dem Privatvermögen: Die Einlage jeglicher abnutzbarer WG aus dem
privaten Vermögensbereich in ein BV erfolgt nach Abs. 1 Nr. 5 grds. mit dem
Teilwert, wobei zur Ermittlung der AfA-Bemessungsgrundlage dann der Rest-
buchwert an die Stelle des Teilwerts (§ 7 Abs. 1 Satz 5) tritt, wenn außerhalb des
betrieblichen Bereichs bei diesem WG mit stl. Wirkung Abschreibungen erfolgt
sind. Hierdurch wird die Schaffung neuen AfA-Volumens durch die Einlage sol-
cher WG verhindert, die zuvor aufgrund einer Nutzung zur Erzielung von Über-
schusseinkünften im PV bereits voll abgeschrieben worden sind. Soweit bei die-
sem WG keine Abschreibungen mit stl. Wirkung vorgenommen wurden,
bemisst sich der Teilwert als Einlagewert nach den AHK abzgl. der AfA nach
§ 7, die auf den Zeitraum zwischen der Anschaffung oder Herstellung des WG
und der Einlage entfallen, unabhängig davon, ob das WG vor der Einlage zur
Einkunftserzielung genutzt worden ist (s. auch BMF. v. 27.10.2010, BStBl. I
2010, 1204). Dies betrifft insbes. auf WG iSd. Abs. 2 zu.

Beispiel 1: Der Stpfl. legt einen PC (AK von rd. 660 E (netto), den er vor weniger als
drei Jahren angeschafft hat und von dessen AK er keine AfA vorgenommen hat
(Abs. 1 Nr. 5 Satz 2), in seinen Betrieb ein. Beträgt der Teilwert weniger als 410 E (net-
to), so gilt Folgendes: Der Teilwert gilt als Einlagewert nach Abs. 1 Nr. 5, wobei dieser
auch an die Stelle der AHK zur Anwendung des Abs. 2 tritt. Jedoch gelten die um die
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fiktiven AfA verminderten AHK (sog. fortgeführte AHK) als maximaler Teilwert bzw.
Einlagewert (Abs. 1 Nr. 5 Halbs. 2 iVm. Satz 2). Insoweit stimmen Einlagewert und
AfA-BMG überein. Bei einer Einlage innerhalb von zwei Jahren nach Erwerb bemisst
sich folglich der Einlagewert (TW) und damit die AfA-Bemessungsgrundlage iHv.
220 E (= 660 E ./. AfA iHv. 2x 220 E). Daher kann der Stpfl. diesen als Einlagewert
mangels Überschreiten der Höchstgrenze des Abs. 2 im Jahr der Einlage voll abschrei-
ben. Vgl. im Einzelnen BMF v. 27.10.2010, BStBl. I 2010, 1204 – Tz. 1; R 6.12 Abs. 1
EStR 2008.
Abwandlung: Dies gilt nicht, wenn er die Einlage nach mehr als drei Jahren seit der An-
schaffung des WG tätigt. In diesem Fall ist nur der Einlagewert nach Abs. 1 Nr. 5 maß-
gebend, der gleichzeitig an die Stelle der AHK gem. Abs. 2 tritt und somit mit der
AfA-BMG übereinstimmt. Soweit dieser weniger als 410 E beträgt, kann die Bewer-
tungsfreiheit in Anspruch genommen werden.
Beispiel 2: Der Stpfl. legt einen PC (AK von rd. 390 E (netto), den er vor weniger als
drei Jahren im Zusammenhang mit seiner damaligen Tätigkeit als Steuerberater erwor-
ben hat und dessen Kosten er gem. § 6 Abs. 2 im Jahr der Anschaffung in vollem Um-
fang als WK nach §§ 9, 19 abgezogen hat, im Rahmen seiner neuen selbständigen
Tätigkeit ein. Der Teilwert beträgt im Zeitpunkt der Einlage noch 150 E, so dass nun-
mehr Folgendes gilt:
Der Teilwert gilt wiederum als Einlagewert nach Abs. 1 Nr. 5, wobei dieser auch an die
Stelle der AHK zur Anwendung des Abs. 2 tritt. Da aber das WG nach einer Verwen-
dung zur Erzielung von Einkünften nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 in ein BV eingelegt wird,
gelten die um die fiktiven AfA verminderten AHK (sog. fortgeführte AHK) als maxi-
maler Teilwert bzw. Einlagewert (Abs. 1 Nr. 5 Halbs. 2 iVm. Satz 2). Wegen der Spezi-
alvorschrift des § 7 Abs. 1 Satz 5 stimmen Einlagewert und AfA-BMG auch hier über-
ein. Einlagewert und AfA-BMG bemessen sich nach dem um die bereits in Anspruch
genommene Bewertungsfreiheit geminderten AHK (vgl. BMF v. 27.10.2010, BStBl. I
2010, 1204 – Tz. 2 und 6) und betragen 0 E (AHK abzgl. Abschreibung nach Abs. 2)
aufgrund der früheren Anwendung des Abs. 2 (auch Kulosa in Schmidt XXX. § 7
Rn. 80).
Abwandlung: Sofern die Einlage außerhalb von drei Jahren nach Anschaffung des WG
erfolgt, sind Einlagewert und AfA-Bemessungsgrundlage nicht mehr identisch, da zwar
die Einlage zum Teilwert nach Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 erfolgt, welcher auch als AHK iSd.
Abs. 2 gilt. Die AfA-BMG ist aber in Höhe des um die bereits in Anspruch genom-
menen Abschreibungen und Bewertungsfreiheiten geminderten Einlagewerts zu be-
messen (§ 7 Abs. 1 Satz 5) und beträgt somit 0 E (vgl. Abs. 1 Nr. 5; BMF v. 27.10.2010,
BStBl. I 2010, 1204 – Tz. 3 Fallgruppe 1). Ein insoweit vergleichbarer Fall liegt vor, so-
weit der Stpfl. nicht den Nachweis erbringen kann, dass die Nutzungsdauer des Ein-
lagegegenstands im Zeitpunkt der Umwidmung noch nicht abgelaufen ist. In diesem Fall
können keine Abschreibungen für den Einlagegegenstand geltend gemacht werden
(vgl. FG München v. 29.3.2011 – 13 K 2013/09, juris, rkr.).

Einstweilen frei.

IV. Selbständige Nutzungsfähigkeit

1. Bedeutung der selbständigen Nutzungsfähigkeit
Bedeutung: Das Verlangen nach selbständiger Nutzungsfähigkeit als zusätzli-
ches Tatbestandsmerkmal geht auf RFH v. 28.7.1943 (RStBl. 1943, 743) zurück.
Dieses soll verhindern, dass die Bewertungsfreiheit lediglich für selbständig be-
wertbare Teile von WG in Anspruch genommen werden konnte. Den Stpfl. soll
keine Möglichkeit zur vermeintlich willkürlichen Zerlegung (sog. Atomisierung)
wirtschaftlicher Einheiten in für sich allein nicht nutzbare Teile von WG gege-
ben werden (BFH v. 28.2.1961 – I 13/61 U, BStBl. III 1961, 383).
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2. Begriffsmerkmale
Funktionale Nutzungsfähigkeit: Sprachlich genauer ist der Ausdruck „Nutz-
barkeit“ statt „Nutzungsfähigkeit“; jedoch verwenden wir letzteren, da ge-
bräuchlicher und durch die Gesetzesfassung vorgegeben (für Nutzbarkeit neuer-
dings auch BFH v. 11.11.2003 – III B 31/03, BFH/NV 2004, 369).
Nutzungsfähigkeit einer Sache nach Sinn und Zweck von Abs. 2 setzt grds. die
Möglichkeit zum Gebrauch, nicht aber zum Verbrauch oder zur Veräußerung
voraus. Allerdings steht dem uE die latente Absicht zum Verkauf nach Ver-
brauch des Nutzungspotentials des WG nicht entgegen. Dies folgt aus der erfor-
derlichen Abgrenzung von WG des AV und UV, wobei Letztere gerade nicht
von Abs. 2 erfasst sind (s. Anm. 253). Abzugrenzensind jedoch solche WG, die
noch nicht betriebsbereit bzw. fertig gestellt (s. Anm. 263, 266) sind, so dass eine
„Nutzungsfähigkeit“ zu verneinen ist. Nutzungsfähigkeit kann daher dann zu
bejahen sein, wenn der Anschaffungs-/Herstellungsvorgang des WG abge-
schlossen ist und damit das WG seiner bestimmungsgemäßen Nutzung zuge-
führt werden kann (zur Umschreibung von Anschaffungs-/Herstellungsvorgang
vgl. Küting/Pfitzer/Weber V. § 255 HGB Rn. 12 f.).

Beispiele: Ersatzteile oder PC-Peripheriegeräte sind nutzungsfähig, wobei Letztere be-
reits durch Anschluss an das Stromnetz oder den Computer ihre Zwecke erfüllen kön-
nen, für die sie bestimmt sind. In diesem Sinne beschr. sich die Nutzungsfähigkeit auf
die bloße Funktionstüchtigkeit. Die tatsächliche Nutzung/Verwendung des zu bewer-
tetenden WG wird zwar selbst nicht vorausgesetzt, jedoch ist diese wiederum unge-
schriebenes Tatbestandsmerkmal des Abs. 2, um die Bewertungsfreiheit in Anspruch
zu nehmen (s. Anm. 1249).

„Selbständige“ Nutzungsfähigkeit: Das Tatbestandsmerkmal der „Selbstän-
digkeit“ engt den Begriff der Nutzungsfähigkeit weiter ein, so dass beide Tat-
bestandsmerkmale zu einem (einheitlichen) unbestimmten Rechtsbegriff (so
auch schon BFH v. 16.12.1958 – I 286/56 S, BStBl. III 1959, 77) werden. Dieser
Begriff lässt keine für den Einzelfall klaren und eindeutigen Abgrenzungen zu
und gibt daher Anlass zur Kritik (BFH v. 28.2.1961 – I 13/61 U, BStBl. III
1961, 383; s. auch Anm. 1251 aE und 1260). Die Auslegung wird hierbei durch
die gesetzliche Negativabgrenzung des Abs. 2 Satz 2 vorgenommen, welche ab-
schließend ist und einen (typisierten) schädlichen Nutzungszusammenhang defi-
niert (s. Anm. 1268).
Maßgebend sind danach die Fragen, ob das WG nach seiner betrieblichen
Zweckbestimmung auf ein Zusammenwirken mit anderen WG angelegt ist und
ob es die eigene Nutzungsfähigkeit im funktionalen Sinne verliert, wenn es von
den anderen WG getrennt wird (stRspr.: BFH v. 11.9.2007 – III B 70/06, BFH/
NV 2007, 2353; v. 10.3.2004 – VI R 91/00, BFH/NV 2004, 1241; v. 10.3.2004 –
VI R 19/02, BFH/NV 2004, 1386; v. 19.2.2004 – VI R 135/01, BStBl. II 2004,
958). Die Zweckbestimmung beurteilt sich hierbei allein nach der konkreten be-
trieblichen Verwendung durch den Stpfl. (BFH v. 19.2.2004 – VI R 135/01,
BStBl. II 2004, 958; auch BFH v. 11.11.2003 – III B 31/03, BFH/NV 2004,
369). Die Verkehrsauffassung hierbei ist unbedeutend (s. Anm. 1266).

3. Nicht ausschlaggebende Umstände
Der selbständigen Nutzungsfähigkeit stehen zB die folgenden Merkmale nicht
entgegen:
– Dauer der Nutzung/Nutzungsfähigkeit: Wenngleich es sich bei gWG meistens

auch um kurzlebige WG handelt, ist es daher auch unschädlich, wenn das
gWG über mehrere Jahre genutzt wird; Abs. 2 kann daher ohne Rücksicht
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auf die ND in Anspruch genommen werden (so schon RFH v. 28.7.1943,
RStBl. 1943, 743);

– dauerhafte und körperliche Verbindung: BFH v. 19.2.2004 – VI R 135/01,
BStBl. II 2004, 958; früher schon BFH v. 16.12.1958 – I 286/56 S, BStBl. III
1959, 77; umgekehrt kann aus einer bloßen Verbindung in Form eines Kabels
nicht auf selbständige Nutzungsfähigkeit geschlossen werden; dies gilt uE
auch, wenn die Verbindung technisch „kabellos“ erfolgt;

– Zahl der Nutzer des WG: BFH v. 13.8.1957 – I 91/56 U, BStBl. III 1957, 7;
– Zusammenfassung in den Büchern und Bilanzen: BFH v. 16.12.1958 – I 286/56 S,

BStBl. III 1959, 77: Dies würde anderenfalls zur Willkürung durch den Stpfl.
führen, wenn dieser durch den bloßen getrennten Ausweis des WG in der Bi-
lanz über die selbständige Nutzungsfähigkeit entscheiden könnte;

– einheitlicher Stil, Gestaltung: BFH v. 16.12.1958 – I 286/56 S, BStBl. III 1959, 77;
v. 29.7.1966 – IV R 138/66, BStBl. III 1967, 61; v. 17.5.1968 – VI R 205/67,
BStBl. II 1968, 567; v. 28.3.1973 – I R 105/71, BStBl. II 1974, 2; aA BFH v.
19.11.1953 – IV 360/53 U, BStBl. III 1954, 18; v. 5.10.1956 – I 133/56 U,
BStBl. III 1956, 376; v. 19.2.1981 – IV R 161/77, BStBl. II 1981, 652; v. 1.7.
1981 – I R 148/78, BStBl. II 1982, 246; über besonders angefertigte Einrich-
tung einer Gaststätte s. Anm. 1300 „Gaststätte“;

– einheitliche Zweckbestimmung ohne Einfügung in einen Nutzungszusammenhang (BFH
v. 27.3.1963 – I 201/62 U, BStBl. III 1963, 304; v. 21.7.1966 – IV 289/65,
BStBl. III 1967, 59; v. 24.11.1967 – VI R 249/66, BStBl. II 1968, 258); die
übergeordnete einheitliche betriebliche Zielsetzung, unter die jedes Anlagegut
letztlich zugeordnet werden kann, ist ebenfall nicht ausschlaggebend (BFH v.
24.11.1967 – VI R 249/66, BStBl. II 1968, 258);

– einheitlicher Kauf, dh. Anschaffung aufgrund eines einzigen Kaufvertrags, zB als
Erstausstattung (Umkehrschluss zum Kauf in Tranchen über ein Wj., vgl.
BFH v. 20.11.1970 – VI R 288/68, BStBl. II 1971, 155); bedeutlungslos ist
demnach auch, dass die gleichen WG von verschiedenen Lieferanten bezogen
wurden;

– Verwendung nach einheitlichem Plan (BFH v. 25.8.1989 – III R 125/84, BStBl. II
1990, 82; v. 31.7.2008 – III B 73/07, BFH/NV 2008, 1883);

– Verwendung nur für einen bestimmten Zweck oder nur innerhalb eines bestimmten Zeit-
raums (BFH v. 31.7.2008 – III B 73/07, BFH/NV 2008, 1883);

– Verkehrsauffassung (BFH v. 16.12.1958 – I 286/56 S, BStBl. III 1959, 77; v.
27.3.1963 – I 201/62 U, BStBl. III 1963, 304; glA Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 1124); allerdings ist die Verkehrsauffassung entscheidend dafür, ob die
Gegenstände selbständig bewertbar sind oder nach der Verkehrsauffassung
derart mit anderen WG verbunden sind, dass sie nur in der Gesamtheit mit
dem anderen, als dessen Teil sie sich darstellen, bewertet werden können und
damit als ein WG gelten (vgl. BFH v. 9.8.2001 – III R 43/98, BStBl. II 2002,
100; v. 9.8.2001 – III R 30/00, BStBl. II 2001, 842; s. auch Anm. 1260 „Ein
Wirtschaftsgut“);

– einheitliche Berechnung (auch bei getrennter Berechnung kann den betreffenden
WG die selbständige Nutzungsfähigkeit fehlen);

– Wert einer Summe einzelner, gleichartiger Wirtschaftsgüter, selbst wenn dadurch er-
hebliche stille Reserven geschaffen werden (zB bei Flaschen und Versandfäs-
sern einer Brauerei, Gasflaschen; s. auch Anm. 1261 „Zahl der Wirtschafts-
güter“).
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4. Bedeutung des Begriffs des einheitlichen Ganzen für die selbständige
Nutzungsfähigkeit

Einheitliches Ganzes als typisierter Lebenssachverhalt: Der Begriff des ein-
heitlichen Ganzen als vom BFH (v. 16.12.1958 – I 286/56 S, BStBl. III 1959,
77) geschaffener typisierter Lebenssachverhalt für den unbestimmten Rechts-
begriff der selbständigen Nutzungsfähigkeit ist so zu verstehen, dass nicht jed-
wede Nutzung eines einzelnen WG mit einem anderen Anlagegut gedanklich die
selbständige Nutzungsfähigkeit dieses WG ausschließt. Hinzutreten muss viel-
mehr eine Verbindung zwischen diesem WG und dem anderen WG, die beide
als „einheitliches Ganzes“ in Erscheinung treten lässt. Er ergänzt den funktiona-
len Begriff der selbständigen Nutzungsfähigkeit, indem er daneben auch auf das
äußere Erscheinen (Gestaltung) einer Kombination von WG zur Abgrenzung ei-
ner selbständigen Einheit abstellt. Dies wird im Allgemeinen dann angenom-
men, wenn WG über die einheitliche Zweckbestimmung durch den Stpfl. in sei-
nem Betrieb hinaus durch eine technische Verbindung oder „Verzahnung“ in
der Weise verflochten sind, dass durch die Abtrennung eines der Teile entweder
für den zu beurteilenden einzelnen Gegenstand oder für das WG, aus dem er he-
rausgetrennt wurde, die Nutzbarkeit für den Betrieb – gleich aus welchen Grün-
den – verloren geht (stRspr., ua. BFH v. 19.2.2004 – VI R 135/01, BStBl. II
2004, 958; v. 10.3.2004 – VI R 91/00, BFH/NV 2004, 1241; v. 9.8.2001 – III R
30/00, BStBl. II 2001, 842 mwN). Hieraus lässt sich auch das Teil-Kriterium
der technischen Abgestimmtheit ableiten (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 117;
s. auch Anm. 1272). Der technischen Abgestimmtheit kommt hierbei indizielle
Wirkung für die Frage der selbständigen Nutzungsfähigkeit zu. Nicht erforder-
lich ist jedenfalls eine feste körperliche Verbindung, dh., ein WG kann auch oh-
ne körperlich mit einem anderen WG verbunden zu sein, mit diesem in einen
einheitlichen Nutzungszusammenhang eingefügt sein (wie zB Funkmaus beim
PC); s. auch BFH v. 15.3.1991 – III R 57/86, BStBl. II 1991, 682; glA Ehmcke
in Blümich, § 6 Rn. 1129 f. Auch auf die Dauer der Verbindung kommt es nach
BFH v. 15.3.1991 (III R 57/86, BStBl. II 1991, 682) nicht unbedingt an.
Negativabgrenzung: Ein einheitliches Ganzes liegt allerdings in denjenigen
Fällen nichtmehr vor, in denen trotz technischer Abgestimmtheit (einheitlichem
Ganzen) weiterhin eine selbständige Nutzbarkeit (s. Anm. 1265) gegeben ist.

Beispiele:
– Computertisch, der auf einen PC abgestimmt ist (FG Rhld.-Pf. v. 22.1.2004 – 6 K

2184/02, EFG 2004, 718, rkr.);
– Rollcontainer und Schreibtisch (BFH v. 21.7.1998 – III R 110/95, BStBl. II 1998,

789);
– Einbauschränke und -regale eines Typenprogramms, die zwar als ein einheitliches

Ganzes erscheinen, womit eine technische Abstimmung vorliegt, aber voneinander
getrennt und anders aufgestellt werden können (BFH v. 11.9.2007 – III B 70/06,
BFH/NV 2007, 2353).

Aus den genannten Beispielen wird deutlich, dass eine bloße Abgestimmtheit
aufgrund bestimmter branchentypischer Fertigungsnormen für eine technische
Abgestimmtheit iSd. Abs. 2 nicht ausreicht (stRspr.: BFH v. 21.7.1998 – III R
110/95, BStBl. II 1998, 789; v. 7.9.2000 – III R 71/97, BStBl. II 2001, 41).
Technische Abstimmung lässt sich daher nicht schon dann bejahen, wenn WG
genormt oder typisiert sind, dh. nach Art, Größe, Form, Farbe, Abmessungen,
Stoffen usw. vereinheitlicht sind und aufgrund dieser Normung/Typisierung oh-
ne größeren Aufwand in einen Nutzungszusammenhang eingefügt werden kön-
nen. Nicht technisch aufeinander abgestimmt und daher selbständig nutzbar
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sind demnach zB zusammen genutzte Büroeinrichtungsgegenstände (wie
Schreibmaschine, Schreibmaschinentisch und Schreibtischstuhl; BFH v. 9.8.
2001 – III R 43/98, BStBl. II 2002, 100, mit weiteren Abgrenzungen), Auto-
maten und die sie tragende Wand (handwerkliche, nicht technische Verbindung),
Arztkoffer und Inhalt (BFH v. 7.9.2000 – III R 71/97, BStBl. II 2001, 41).

C. Kein schädlicher Nutzungszusammenhang mit anderen
Wirtschaftsgütern (Abs. 2 Satz 2 und 3)

I. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 2 Satz 2 und 3

Abs. 2 Satz 2 und 3 (s. Anm. 1270, 1273) enthalten keine Definition der in Satz 1
geforderten selbständigen Nutzungsfähigkeit, sondern regeln negativ, wann ein
WG mit anderen in einem Nutzungszusammenhang steht, der die selbständige
Nutzungsfähigkeit ausschließt; solche Merkmale zählt Satz 2 auf (s.u.). Im Um-
kehrschluss lassen sich aus Satz 2 positive Merkmale der selbständigen Nut-
zungsfähigkeit gewinnen (s. Anm. 1270–1272). Nach Satz 3 ist auch ein lösbarer
Nutzungszusammenhang schädlich (s. Anm. 1273). Die negativen Tatbestands-
merkmale in Satz 2 und 3 schließen rechtssystematisch nicht aus, dass selbstän-
dige Nutzungsfähigkeit in Grenzfällen (vgl. BFH v. 16.12.1958 – I 286/56 S,
BStBl. III 1959, 77) aus anderen Gründen zu verneinen sein kann (glA Ehmcke
in Blümich, § 6 Rn. 1115).
Keine selbständige Nutzungsfähigkeit besteht nach Abs. 2 Satz 2, wenn das
WG
– nach seiner betrieblichen Zweckbestimmung nur zusammen mit anderen WG

des Anlagevermögens genutzt werden kann (s. Anm. 1270) und
– in jenen betrieblichen Nutzungszusammenhang eingefügt ist (s. Anm. 1271)

und
– wenn die in jenen betrieblichen Nutzungszusammenhang eingefügten WG

technisch aufeinander abgestimmt sind (s. Anm. 1272).
Alle drei Voraussetzungen müssen zusammen vorliegen (vgl. auch R 6.13 Abs. 1
EStR 2008). Zu den Folgen des Verlusts der selbständigen Nutzungsfähigkeit s.
Anm. 1274.

Einstweilen frei.

II. Verlust der selbständigen Nutzungsfähigkeit nach Abs. 2 Satz 2

1. Nutzungsfähigkeit nur zusammen mit anderen Wirtschaftsgütern
Nach Abs. 2 Satz 2 Halbs. 1 verliert ein WG seine selbständige Nutzungsfähig-
keit, wenn es nur zusammen mit anderen WG des Anlagevermögens – also nicht
für sich allein – genutzt werden kann (hierzu auch BFH v. 26.7.1979 – IV R
170/74, BStBl. II 1980, 176). Ob dies der Fall ist, bestimmt sich entsprechend
dem Gesetzeswortlaut nach der betrieblichen Zweckbestimmung des WG (vgl.
auch BFH v. 19.2.2004 – VI R 135/01, BStBl. II 2004, 958). Diese ist grds. Sa-
che des Stpfl. im einzelnen Betrieb.

Beispiel: Kabel, Kabelschächte und Steckdosen, die der Verbindung von Peripheriege-
räten und Zentraleinheit dienen, sind nicht selbständig nutzbar (BFH v. 25.11.1999 –
III R 77/97, BStBl. II 2002, 233); Schreibtische sind grds. selbständig nutzbar (BFH v.
9.8.2001 – III R 43/98, BStBl. II 2002, 100); kommen diese jedoch in Kombination
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mit anderen Gegenständen (Eckelementen) vor, ohne die auch aufgrund der tech-
nischen Abstimmung eine Standfestigkeit nicht mehr gegeben ist, so ist die selbständige
Nutzbarkeit zu verneinen (BFH v. 9.8.2001 – III R 43/98, BStBl. II 2002, 100).

Die Abgrenzungsmerkmale lassen sich nicht verallgemeinern (so im Ergebnis
BFH v. 16.12.1958 – I 286/56 S, BStBl. III 1959, 77; v. 28.2.1961 – I 13/61 U,
BStBl. III 1961, 383). In jedem einzelnen Fall ist zu prüfen, ob das betreffende
WG nach seiner Zweckbestimmung gerade in dem betreffenden Betrieb nur zu-
sammen mit anderen WG genutzt werden kann. Nutzungsfähigkeit nur zusam-
men mit UV ist nach dem Gesetzeswortlaut unschädlich, kommt aber praktisch
wohl nicht vor (Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1124).

Beispiele aus der BFH-Rspr.: BFH v. 7.8.2008 – IX B/08, DStRE 2009, 132 (Be-
standteile einer Einbauküche); v. 11.11.2003 – III B 31/03, BFH/NV 2004, 369 (Un-
terschlagbretter); v. 6.10.1995 – III R 101/93, BStBl. II 1996, 166 (Werkzeuge); v.
10.2.1995 – III B 30/92, BFH/NV 1995, 927 (Disketten, Magnetbänder); v. 15.3.1991
– III R 57/86, BStBl. II 1991, 682 (Lithographien).

2. Einfügung des Wirtschaftsguts in einen (bestimmten) betrieblichen
Nutzungszusammenhang

Bedeutung des Kriteriums: Dieses Tatbestandsmerkmal dient der Abgren-
zung, wenn das in dem (bestimmten) Nutzungszusammenhang stehende WG
mit anderen WG nach außen als einheitliches Ganzes in Erscheinung tritt, dh.
trotz der selbständigen Nutzbarkeit des WG das WG durch den Zusammenhang
mit anderen WG als einheitliches Ganzes wieder seine Selbständigkeit verliert
(vgl. BFH v. 21.12.1990 – III B 501/90, BFH/NV 1991, 484, unter 2a)). Das
Merkmal dient der Abgrenzung einer zur Annahme eines einheitlichen Ganzen
unzureichenden einheitlichen Zweckbestimmung von der ausreichenden Art
und Dauer der Verbindung (vgl. BFH v. 21.12.1990 – III B 501/90, BFH/NV
1991, 484; Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1126 ff. mwN).
Nutzungszusammenhang: Der Begriff des einheitlichen Ganzen zur Abgren-
zung der selbständigen Nutzungsfähigkeit kann noch weiter differenziert wer-
den, wenn darauf abgestellt wird, ob die (technisch oder funktional) verbunde-
nen WG über die konkrete betriebliche Zweckbestimmunghinaus einem der Art
und der Dauer nach festen und damit für die selbständige Nutzungsfähigkeit
entscheidenden Nutzungszusammenhang unterliegen. Der mögliche (betriebli-
che) Nutzungszusammenhang wird auch durch die technische Abstimmung vor-
herbestimmt, indem er abstrakt andere betriebliche Verwendungsmöglichkeiten
des Stpfl. ausschließt. Auf diese Weise verliert das einzelne, mit anderen WG
verbundene WG seine vollständige Nutzungsfähigkeit und lässt sich somit als
– mit diesen anderen WG – einheitliches Ganzes betrachten. Dadurch verlieren
diese verbundenen WG aber wiederum die selbständige Nutzungsfähigkeit (vgl.
R 6.13 Abs. 1 Satz 5 EStR 2008). Hierbei spricht man auch davon, dass ein WG
in einen (bestimmten) betrieblichen Nutzungszusammenhang eingefügt ist.
Einfügung eines Wirtschaftsguts in den Nutzungszusammenhang mit an-
deren WG ist dann gegeben, wenn es mit diesen eine feste Verbindung aufweist,
wodurch eben dieses je fester diese Verbindung ist und je schwieriger die Tren-
nung des WG, das mit anderen WG in einen (Nutzungs-)Zusammenhang steht,
desto eher wird ein einheitlicher Nutzungszusammenhang dokumentiert, der die
Verbindung und damit auch die einzelnen verbundenen WG nach außen als
einheitliches Ganzes in Erscheinung treten lässt (vgl. Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 1129). Auch ohne feste Verbindung kann ein WG mit einem anderen WG
derart zusammenpassen, dass ein einheitliches Ganzes insoweit zu bejahen ist
(zB Funkmaus für Computer).
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3. Technische Abstimmung aufeinander
Technische Abstimmung wird als Negativmerkmal zur Abgrenzung der selb-
ständigen Nutzungsfähigkeit von Abs. 2 Satz 2 verlangt. Diese liegt vor, wenn
die betreffenden WG neben der fehlenden selbständigen Nutzungsmöglichkeit
(s. Anm. 1270) auf ein einheitliches Zusammenwirken (ähnlich insoweit der
(Ober-)Begriff des einheitliches Ganzen; vgl. Anm. 1267) angelegt sind (BFH v.
21.7.1998 – III R 110/95, BStBl. II 1998, 789). Davon ist idR auszugehen, wenn
einem Gegenstand ohne einen anderen schon aus rein technischen Gründen
allein keine Nutzbarkeit zukommt. Darauf lässt sich wohl auch zurückführen,
dass der BFH in der Subsumtion teilweise unscharf zwischen dem zu erfüllen-
den Tatbestandsmerkmal der technischen Abstimmung und dem Erfordernis
des einheitlichen Ganzen unterscheidet (vgl. zB BFH v. 10.3.2004 – VI R 91/00,
BFH/NV 2004, 1241; v. 9.8.2001 – III R 30/00, BStBl. II 2001, 842). Das
Merkmal „einheitliches Ganzes“ fungiert daher als deskriptives Merkmal zum
Ausfüllen sowohl des gesetzlichen Merkmals der technischen Abgestimmtheit
als auch des gesetzlichen Merkmals der selbständigen Nutzungsfähigkeit.

III. Verlust der selbständigen Nutzungsfähigkeit trotz der Möglichkeit,
den Nutzungszusammenhang zu wechseln (Abs. 2 Satz 3)

Die Regelung des Abs. 2 Satz 2, wonach ein WG zu einer selbständigen Nut-
zung nicht fähig ist, wenn es nach seiner betrieblichen Zweckbestimmung nur
zusammen mit anderen WG des Anlagevermögens genutzt werden kann und
die in den Nutzungszusammenhang eingefügten WG technisch aufeinander ab-
gestimmt sind, gilt auch dann, wenn ein solches WG aus dem betrieblichen Nut-
zungszusammenhang gelöst und in einen anderen betrieblichen Nutzungs-
zusammenhang (gemeint ist der betriebliche Nutzungszusammenhang eines
anderen Stpfl., BFH III R 57/86 BStBl. II 1991, 682 – Tz. 1.b)) eingefügt wer-
den kann (Abs. 2 Satz 3). Daher genügt die Möglichkeit, das WG in verschiede-
nen Nutzungszusammenhängen zu verwenden, nicht mehr, um seine selbständi-
ge Nutzungsfähigkeit zu begründen. Andererseits kann das WG selbständig
nutzbar sein, wenn es nicht nur in verschiedenen Nutzungszusammenhängen
verwendet werden, sondern nach seiner betrieblichen Zweckbestimmung außer-
dem für sich allein genutzt werden kann (zB Kanaldielen) oder wenn es mit den
anderen WG, mit denen es nur gemeinsam genutzt werden kann, technisch nicht
abgestimmt ist (zB Flachpaletten). Satz 3 („Das gilt auch, wenn …“) ergänzt le-
diglich das Tatbestandsmerkmal des Abs. 2 Satz 2 („Einfügung des WG in den
Nutzungszusammenhang“), mit dem der Gesetzgeber den Auslegungsgrundsatz
der technischen Abgestimmtheit bzw. des einheitlichen Ganzen in das Gesetz
einbezogen hat. Dabei nimmt Abs. 2 Satz 3 den von der früheren Rspr. ent-
wickelten Grundsatz wieder auf, dass es der Annahme eines einheitlichen Gan-
zen nicht entgegensteht, wenn die Verbindung der einzelnen WG nur für eine
vorübergehende Zeit vorgenommen wird und die einzelnen WG später wieder
getrennt und in anderer Weise erneut verwendet werden können (vgl. BFH v.
16.12.1958 – I 286/56 S, BStBl. III 1959, 77; v. 21.7.1966 – IV 289/65,
BStBl. III 1967, 59).
Nicht selbständig nutzbar sind wegen Abs. 2 Satz 3 zB Elektromotoren oder
Werkzeuge an Maschinen, der Heizkörper einer Heizungsanlage, Nebenuhren ei-
ner Uhrenanlage, der Feuermelder einer Meldeanlage, Fernsprechapparate einer
Fernsprechanlage, Sirenen einer Warnanlage, Lautsprecher einer Rufanlage, sta-
tionäre Mess- und Zählgeräte und Drucker, Tastatur oder Maus einer Computer-
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anlage (zu PC-Peripheriegeräten vgl. BFH v. 19.2.2004 – VI R 135/01, BStBl. II
2004, 958; weitere Beispiele mwN vgl. auch H 6.13 „ABC“ EStH 2008).

IV. Folgen fehlender selbständiger Nutzungsfähigkeit

Erwerb nicht selbständig nutzungsfähiger WG: Wird die selbständige Nut-
zungsfähigkeit eines WG verneint, so ändert dies gleichwohl nichts an der Natur
des Gegenstands als ein selbständiges, einzeln zu aktivierendes WG. Es bildet
nicht zusammen mit den anderen WG, im Hinblick auf welche seine selbständi-
ge Nutzungsfähigkeit verneint wurde, ein einziges WG, das als solches in einem
einzigen Betrag zu aktivieren wäre (glA erstmalig BFH v. 21.7.1966 – IV 289/65,
BStBl. III 1966, 58; zuletzt best. durch BFH v. 6.10.1995 – III R 101/93,
BStBl. II 1995, 166, jeweils betr. maschinengebundene Werkzeuge; auch BFH v.
9.8.2001 – III R 43/98, BStBl. II 2002, 100). Dies folgt aus dem Grundsatz der
Einzelbewertung (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB), der für alle selbständige WG gilt (s.
Weber-Grellet in Schmidt XXX. § 5 Rn. 131). Der Anwendungsbereich des
Abs. 2 ist aber in diesem Fall ausgeschlossen, so dass grds. eine gesonderte Akti-
vierung und eine Verteilung der AHK bzw. des Einlagewerts nach § 7 verbleibt.

Beispiel: Der Stpfl. erwirbt einen Computer, der sich aus folgenden Einzelbestandtei-
len zusammensetzt:
a) Monitor mit AK: 250 E
b) Tastatur und Maus mit AK: 100 E
c) externe Speicherplatte mit AK: 100 E
Die Anwendbarkeit ist hinsichtlich des gesamten, einheitlichen WG Computer und
nicht hinsichtlich der einzelnen Bestandteile zu beurteilen. Da die AK des Gegenstands
insgesamt die Höchstgrenze von 410 E (ab VZ 2010) übersteigen, kann die Bewer-
tungsfreiheit des Abs. 2 nicht in Anspruch genommen werden. Es ist es also weder zu-
lässig, den Computer in mehrere Einzelteile zu zerlegen und die Sofortabschreibung
mehrfach in Anspruch zu nehmen, noch für einen Teil des Geräts die AK sofort abzu-
ziehen und nur den Rest auf die ND zu verteilen. Siehe aber das Wahlrecht zur Zusam-
menfassung mehrere Gegenstände für Zwecke der Inventarisierung.

Wahlrecht zur Zusammenfassung mehrerer Gegenstände: Gegenstände,
die eine geschlossene Anl. bilden, können statt in ihre einzelne Teile – mit Akti-
vierung und Abschreibung nach § 7 – aber auch als Gesamtanlageerfasst (inven-
tarisiert) werden, zB Hochofen einschließlich Zubehör oder PC einschließlich
Monitor (vgl. R 5.4 Abs. 2 EStR 2008). Dies gilt entsprechend für alle WG, die
aufgrund der ausschließlichen Möglichkeit zur gemeinsamen Nutzung nicht
selbständig nutzbar sind. Voraussetzung ist, dass die AfA auf die Gesamtanlage
einheitlich vorgenommen werden. Hierdurch wird der Grundsatz der Einzel-
bewertung durchbrochen. Zur Höchstgrenze in diesem Fall s. Anm. 1262 „Teile
eines Wirtschaftsguts“.
Nachträglicher Erwerb nicht selbständig nutzungsfähiger Wirtschafts-
güter: Hierfür existiert keine gesetzliche Regelung. Die Behandlung richtet sich
daher nach den allgemeinen Bilanzierungsgrundsätzen. In der Regel wird es sich
trotz der fehlenden Nutzungsfähigkeit um selbständige WG (Scheinbestandteile
nach § 95 BGB) handeln (vgl. R 7.1 Abs. 2 EStR). Werden WG, die nach ihrer
konkreten betrieblichen Zweckbestimmung nur gemeinsam mit bereits in frühe-
ren Wj. angeschafften oder hergestellten WG nutzbar sind, angeschafft oder
hergestellt (zB Anschaffung einer externen Festplatte), so ist Abs. 2 auf sie auch
dann nicht anwendbar, wenn ihre AHK für sich allein zusammen nicht mehr als
410 E (ab VZ 2010) betragen, da sie jedenfalls nicht selbständig nutzbar sind
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(zB BFH v. 29.7.1966 – VI 302/65, BStBl. III 1966, 151, betr. Ergänzung von
genormten Gerüst- und Schalungsteilen; BFH v. 15.3.1991 – III R 57/86,
BStBl. II 1991, 682, betr. Lithographien im Druckereigewerbe; BFH v. 6.12.
1995 – III R 101/93, BStBl. II 1996, 166, betr. maschinengebundene Werkzeu-
ge). Soweit die Aufwendungen nachträgliche AK/HK – wie im vorbezeichneten
Fall des Erwerbs einer externen Festplatte – darstellen, sind diese zum Zweck
der Verwaltungsvereinfachung als laufende BA zu erfassen (R 6.13 Abs. 4 EStR
2008). S. aber zur abweichenden Sammelpostenregelung bei nachträglichen AK/
HK Anm. 1311. Soweit die Aufwendungen (zB Reparaturkosten, Druckerpatro-
ne) nicht zum Erwerb selbständiger WG führen, sind diese sofort als laufende
BA zu erfassen (Weber-Grellet in Schmidt XXX. § 5 Rn. 131).

D. Buchmäßige Voraussetzungen der Bewertungsfreiheit
(Abs. 2 Satz 4 und 5)

I. Besonderes Verzeichnis (Abs. 2 Satz 4)

Grundsatz:WG mit AHK ab 150 E, die nach dem 31.12.2009 angeschafft/her-
gestellt (§ 52 Abs. 16 Satz 14 idF WaBeG) und nach Abs. 2 abgeschrieben wer-
den sollen, müssen in einem besonderen, laufend geführten Verzeichnis auf-
geführt werden (Kanzler, NWB 2010, 746 [749]: zur Dokumentation der
Wahlrechtsausübung). Damit ist die materielle vor VZ 2008 geltende Rechtslage
wieder hergestellt (hierzu auch Mujkanovic, StuB 2008, 25). Das Verzeichnis ist
zu führen, wenn der Stpfl. mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 oder § 5 Bücher
führt, die in Abs. 2 Satz 4 geforderten Angaben aber in der Buchführung nicht
enthalten sind (s. hierzu Anm. 1276); ferner bei Gewinnermittlung nach § 4
Abs. 3 mangels eigenständiger Buchführung (R 4.5 Abs. 3 Satz 4 EStR 2008; § 4
Abs. 3 Satz 3 iVm. § 6 Abs. 2).
Inhalt des Verzeichnisses: Es muss nach Satz 4 enthalten:
– Tag der Anschaffung, Herstellung oder Einlage oder der Eröffnung des Be-

triebs;
– Höhe der AHK oder des Einlagewerts (auch bei Eröffnung des Betriebs).
Laufende Führung des Verzeichnisses ist Voraussetzung der Anwendbarkeit
des Abs. 2. Erstellung nach Ablauf des Wj. genügt daher grds. nicht; jedoch wird
die zeitnahe Erstellung für ausreichend befunden (vgl. Kulosa in Schmidt XXX.
§ 7a Rn. 15 mwN zu § 7a Abs. 8).
Ausnahmen: Das besondere Verzeichnis der gWG braucht nicht geführt zu
werden, wenn sich die nach Satz 4 erforderlichen Angaben
– bereits aus der Buchführung (s. Anm. 1276) oder
– aus dem Bestandsverzeichnis iSv. R 5.4 EStR 2008 (Inventar, Anlagenkartei,

s. Anm. 1255) ergeben (wobei sie wohl gesondert aufgeführt werden müssen).
Mängel:
E Fehlendes Verzeichnis: Wird kein Verzeichnis geführt, obwohl seine Führung
Voraussetzung der Bewertungsfreiheit ist, so sind die AHK oder der Ein-
lagewert der gWG nach § 7 abzusetzen, sofern die Angaben nicht auch aus der
Buchführung ersichtlich sind. Andere Nachweise (zB laufende gesonderte Abla-
ge der Rechnungen über gWG) genügen nicht (ebenso FG München v. 28.9.
2005 – 9 K 4501/03, best. durch BFH v. 23.6.2006 – XI B 145/02, BFH/NV
2006, 1857).
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E Unvollständiges Verzeichnis: Die Regelungen in Abs. 2 Satz 4 und 5 beziehen
sich auf das einzelne WG (Satz 4 ist wie folgt zu lesen: „Satz 1 ist nur bei sol-
chen Wirtschaftsgütern anzuwenden, die …“). Die Unvollständigkeit des Ver-
zeichnisses beseitigt daher nicht die Bewertungsfreiheit für die in das Verzeich-
nis aufgenommenen gWG.
E Unrichtiger Betrag der aufgezeichneten AHK (zB AK ohne Montagekosten)
steht der Absetzung nach Abs. 2 uE nicht entgegen; maßgebend ist die tatsäch-
liche Höhe der AHK (glA Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1150). Dies gilt uE eben-
so für die Angabe des unzutreffenden Tags der Anschaffung/Herstellung bzw.
Einlage, sofern diese sich zweifelsfrei belegen lassen.

II. Aus der Buchführung ersichtliche Angaben (Abs. 2 Satz 5)

Grundsatz: Die Bewertungsfreiheit gem. Abs. 2 kann bei WG in Anspruch ge-
nommen werden, die zwar nicht in dem Verzeichnis nach Satz 4 aufgeführt wor-
den sind, deren AHK (oder Einlagewert) aber aus der Buchführung ersichtlich
sind. Abs. 2 Satz 5 ist für Stpfl. mit Überschussrechnung nicht durchführbar;
stattdessen wird hier die Aufstellung eines (Anlage-)Verzeichnisses notwendig
(s. Anm. 1275).
Inhalt der Buchführung: Abs. 2 Satz 5 verlangt, dass die nach Satz 4 erforder-
lichen Angaben aus der Buchführung ersichtlich sind, dh. der Tag der Anschaf-
fung oder Herstellung (oder Einlage) und die Höhe der AHK (oder des Ein-
lagewerts). Nach Ansicht der FinVerw. kann „angesichts der klaren gesetzlichen
Regelung“ von der Angabe des Anschaffungstags nicht abgesehen werden (BMF
v. 12.3.1975, StEK EStG § 6 Abs. 2 Nr. 20 = BB 1975, 451; das soll wohl auch
für den Herstellungstag oder Einlagetag gelten). Den Erfordernissen des Sat-
zes 5 dürfte jedenfalls dann genügt sein, wenn in der Buchführung auf die Rech-
nung verwiesen und auf der Rechnung der Liefertag vermerkt ist oder der Lie-
ferschein der Rechnung beigeheftet wird (glA Ehmcke in Blümich, § 6
Rn. 1150). Bei Einlagevorgängen ist uE der Tag der Einlage zu dokumentieren.
Zu Abs. 2 Satz 5 vgl. auch FG v. 28.9.2005 – 9 K 4501/03, nv., rkr.
Die Buchung auf einem besonderen Konto (Aufwandskonto) ist erforderlich
(vgl. Hoffmann in LBP, § 6 Rn. 686). Hierdurch wird die Dokumentation der
Anschaffungen/Herstellungen von gWG für Dritte nachvollziehbar vorgenom-
men. Die laufende Buchung der gWG auf einem besonderen Konto wird von
Abs. 2 nicht verlangt. Die Verbuchung kann auch zum Jahresende durch Umbu-
chung (Abschlussbuchungen) geschehen. Die unvollständige Buchung der gWG
auf dem von den EStR – wenn man ihnen folgt – verlangten besonderen Konto
beseitigt nicht die Bewertungsfreiheit für die auf dem besonderen Konto ge-
buchten gWG, da vollständige Verbuchung nicht gefordert wird.

E. Rechtsfolgen der Bewertungsfreiheit

I. Wahlweise Absetzung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten
als Betriebsausgaben

Wahlrecht und Vorteilhaftigkeitsüberlegungen: Der Stpfl. kann die AHK
oder den Einlagewert des einzelnen gWG im Jahr der Anschaffung oder Herstel-
lung voll absetzen oder gem. § 7 auf die bgN verteilen (ab VZ 2010 besteht wieder
ein Wahlrecht; s. Anm. 1250). Der Ansatz eines Zwischenwerts ist bei der Anwen-
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dung des Abs. 2 nicht zulässig (arg: Wortlaut des Abs. 2 verlangt bei Wahlrechts-
ausübung Absetzung in voller Höhe). Wählt der Stpfl. Eine Verteilung gem. § 7,
so kann er nicht in einem späteren Jahr den Restbuchwert unter Berufung auf § 6
Abs. 2 voll absetzen, er muss bei der Absetzung gem. § 7 bleiben (s. Anm. 1278).
Hierbei stellen sich Vorteilhaftigkeitsüberlegungen zur Wahlrechtsausübung grds.
im Rahmen der Steuerbilanzpolitik. Die wesentlichen Einflussfaktoren auf die op-
timale Wahlrechtsausübung sind in den unterschiedlichen und evtl. gemeinsam
auftretenden Wirkungen von Bemessungsgrundlagen-, Zins- und Tarifeffekten zu
sehen (zu den grundlegenden Steuerwirkungseffekten s. auch Wagner ua., Vah-
lens Kompendium der Betriebswirtschaftslehre, 5. Aufl. 2005, 407 ff.). Die Vor-
teilhaftigkeit der Sofortabschreibung hängt somit auch von der Tarifstruktur ab;
zu diesen Überlegungen und zu den Verfahren der Optimierung s. auch Wagner
ua., Vahlens Kompendium der Betriebswirtschaftslehre, 5. Aufl. 2005, 469 ff. In-
nerhalb der Progressionszone des Tarifs nach § 32a bietet sich zur Ergebnisglät-
tung eine gleichmäßige Aufwandsverteilung nach § 7 an (vgl. Ortmann-Babel/Bo-
lik, StuB 2010, 56 [57]). In der Spitzen-Progressionszone ist der Sofortabzug stl.
am effektivsten und daher vorzugswürdig. Im Verlustfall kann es vielfach zweck-
mäßig sein, die Verlustentstehung bspw. durch zeitliche Streckung von BA gerade
mit Blick auf § 10d EStG oder § 8c KStG teilweise oder Vollständig zu verhin-
dern (Ortmann-Babel/Bolik, StuB 2010, 56 [57]).

II. Absetzung im Jahr der Anschaffung, Herstellung oder Einlage

Grundsatz: Die Wahlrechtsausübung ist nur im Jahr der Anschaffung, Herstel-
lung oder Einlage gestattet; s. auch R 6.13 Abs. 3 EStR 2008 für Herstellung oder
Anm. 1277. Dies gilt unabhängig von der Gewinnermittlungsart. Insoweit ist für
die Absetzung nach Abs. 2 bei § 4 Abs. 3 Einkünften auf den Anschaffungs- oder
Herstellungszeitpunkt abzustellen und nicht auf den Zahlungszeitpunkt (im Gegen-
satz zum Abflussprinzip nach § 11); vgl. Heinicke in Schmidt XXX. § 4 Rn. 398.
Maßgebendes Wirtschaftsjahr:
E Zeitpunkt der Ausübung: Die Vollabschreibung braucht nicht sofort bei der An-
schaffung oder Herstellung (oder Einlage), sondern kann bei der Bilanzaufstel-
lung erfolgen. Eine Nachholung einer im Jahr der Anschaffung oder Herstel-
lung, der Einlage sowie der Betriebseröffnung nicht in Anspruch genommenen
Bewertungsfreiheit kommt aber nicht in Betracht (BFH v. 17.3.1982 – I R
144/78, BStBl. II 1982, 545).
E Jahr der Anschaffung/Herstellung ist das Jahr der Lfg. bzw. Jahr der Fertigstellung
(§ 9a EStDV), dh. der Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht. Stellt
der Stpfl. ein WG aus erworbenen Teilen her, so kann er nicht schon die AK
der erworbenen Teile abschreiben, da diese Teile noch nicht zum Anlagever-
mögen gehören. Er kann die Bewertungsfreiheit erst für das fertiggestellte WG
im Jahr der Fertigstellung in Anspruch nehmen (R 6.13 Abs. 4 EStR 2008). Sie-
he Anm. 264 und 266.
E Jahr der Einlage: Die Einlage eines WG (in einen bestehenden Betrieb oder bei
der Gründung eines Betriebs) muss zum Bilanzstichtag geleistet worden sein;
maßgebend ist hierbei der Zeitpunkt der Vornahme der Einlagehandlung (s.
Anm. 1214 f.). Die Vornahme der Einlagehandlung zum Bilanzstichtag erst im
Rahmen der Bilanzerstellung reicht uE nicht aus, das Wahlrecht für das Wj. des
Bilanzstichtags in Anspruch zu nehmen, sondern nur für das Wj., in dem die
Einlage erfolgt (wortgetreue Auslegung des Abs. 2).
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Einzelfragen:
E Anzahlungen und Teilherstellungskosten vor erfolgter Anschaffung oder Herstel-
lung berechtigen jedenfalls bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 oder § 5 nicht
zur Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit (FG Berlin v. 19.10.1979 – III
45–46/78, EFG 1980, 301, rkr.; arg.: wortgetreue Auslegung des Abs. 2; An-
schaffung und Herstellung sind hier noch nicht erfolgt). Bei Gewinnermittlung
nach § 4 Abs. 3 wird es gestattet, dass Abs. 2 bereits im Jahr der Anzahlung
(Abfluss) angewendet wird, sofern die Verschaffung der Verfügungsmacht des
WG vor Lfg. erfolgt (s. auch Heinicke in Schmidt XXX. § 4 Rn. 396).
E Bei Überführung eines Wirtschaftsguts aus dem Umlaufvermögen in das Anlage-
vermögen kann Abs. 2 nur dann angewendet werden, wenn die Überführung
noch im Jahr der Anschaffung oder Herstellung des WG erfolgt (BFH v. 11.12.
1970 – VI R 262/68, BStBl. II 1971, 198; Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1113).
Die Überführung selbst ist keine Anschaffung iSd. Abs. 2 (BFH v. 29.7.1966 –
IV R 151/66, BStBl. III 1967, 62).
E Erinnerungswerte für die einzelnen gWG brauchen uE nicht angesetzt zu werden.
Wohl aber entspricht es den GoB, für alle gWG gemeinsam einen Erinnerungs-
wert anzusetzen, um auf ihr Vorhandensein hinzuweisen (vgl. ADS VI. § 246
HGB Rn. 77 f.).
E Gleichartige Wirtschaftsgüter, die in einem Wj. oder in verschiedenen Wj. ange-
schafft oder hergestellt worden sind, brauchen nicht gleich behandelt zu werden
(Grundsatz der Einzelbewertung); s. auch Anm. 1256 „Einzelbewertung“.
E Schlachtwert: Bei Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit nach Abs. 2 ist bei
Zuchtvieh grds. ein (verbleibender) Schlachtwert zu berücksichtigen (BFH v.
15.2.2001 – IV R 19/99, BStBl. II 2001, 549; aA Kulosa in Schmidt XXX. § 6
Rn. 600). Die Erfassung eines Schlachtwerts findet seine Rechtfertigung in der
zweifachen Zweckbestimmung der zu bewertende WG zur betrieblichen Nut-
zung und zur anschließenden Veräußerung (so BFH v. 15.2.2001 – IV R 19/99,
BStBl. II 2001, 549 – Tz. 2.a); ebenso FG Schl.-Holst. v. 3.12.2009 – 1 K 264/
06, EFG 2010, 476 – Tz. 2.b), nrkr., Rev. Az. IV R 1/2010).
E Schrottwert: Im Gegensatz zu den Grundsätzen zur Berücksichtigung eines
Schlachtwerts (s.o.) kommt eine Erfassung eines Schrottwerts bei der Inanspruch-
nahme des Abs. 2 grds. nicht in Betracht, da dieser bei gWG materiell nicht ins
Gewicht fallen wird (vgl. Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 600 aE mwN).

Einstweilen frei.

F. ABC der geringwertigen Wirtschaftsgüter

Anbauschrankteile: nicht selbständig nutzbar, wenn nur zu mehreren Teilen
gemeinsam nutzbar; insoweit zutr. BFH v. 9.8.2001 – III R 43/98, BStBl. II
2002, 100.
Ausstellungsgegenstände: Abs. 2 ist nur anwendbar, wenn die Gegenstände
zum Anlagevermögen gehören (s. dazu Anm. 253). Die selbständige Nutzungs-
fähigkeit von Ausstellungsgegenständen ist ohne Rücksicht darauf zu beurteilen,
dass die Gegenstände eine „Kollektion“ bilden. Sind die Gegenstände insofern
aufeinander abgestimmt, als diese fest und auf längere Dauer verbunden sind,
und erfüllen sie nur in ihrer Gesamtheit ihren bestimmungsgemäßen Zweck (wie
zB Badewanne und Armaturen), so liegt keine selbständige Nutzungsfähigkeit
vor (vgl. BFH v. 9.8.2001 – III R 30/00, BStBl. II 2001, 842).
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Autoradio, -telefon: s. „Zubehör“.
Bauelemente: s. „Anbauschrankteile“, „Regalteile“. Küchenanbaumöbel, die zu
Kücheneinrichtungen zusammengesetzt werden, sind selbständig nutzbar (FG
Berlin v. 14.11.1972 – IV 17/71, EFG 1973, 102, rkr.). Bei Nutzungsmöglichkeit
nach der betrieblichen Zweckbestimmung als Einzelteile ist auch selbständige
Nutzung gegeben (vgl. BFH v. 11.9.2007 – III B 70/06, BFH/NV 2007, 2353;
s. Anm. 1267); anderenfalls ist grds. der nach Zusammenfügung entstandene
Gegenstand als selbständig nutzungsfähiger Gegenstand anzusehen (BFH v. 26.7.
1979 – IV R 170/74, BStBl. II 1980, 176).
Beleuchtungsanlagen: s. „Grubenlampen“, „Lampen“, „Straßenleuchten“.
Bestecke in Gaststätten, Hotels, Kantinen, Fahrgastschiffen und dergleichen: s.
„Hotel“, „Schiffsausrüstung“.
Bestuhlung: s. „Kinobestuhlung“, „Gaststätte“.
Betten: Bettumrandungen, Kopfkissen und Steppdecken sind selbständig nutz-
bar (BFH v. 17.5.1968 – VI R 113/67, BStBl. II 1968, 566; FG Münster v.
21.11.1978 – IX 4554/77 F, EFG 1979, 170, aus verfahrensrechtl. Gründen auf-
gehoben; H 6.13 „ABC“ EStH 2008); aber nicht Bettgestell und Matratzen,
wenn technisch aufeinander abgestimmt.
Bibliothek: s. „Bücher“.
Bohrer: s. „Werkzeuge“.
Bretter: s. „Gerüst“.
Bücher (zB eines Freiberuflers; einer sog. Leihbücherei, OFD Nürnb. v. 25.8.
1953, DB 1953, 771; eines Industrieberaters usw.) sind grds. selbständig nutzbar
(glA BFH v. 8.12.1967 – IV 80/63, BStBl. II 1968, 149; FG Köln v. 31.5.1999 –
15 K 3241/92, FR 1999, 847, rkr.; H 6.13 EStH 2008). Jedoch bilden die Bände
eines mehrbändigen Werks, zB eines Lexikons, zusammen ein (einziges) WG,
wenn sie als Einheit gehandelt werden. Bei einzelnen Bänden der Jahrgänge einer
Zeitschrift ist aber selbständige Nutzbarkeit gegeben; s. auch „Fachzeitschriften“.
Büroeinrichtung: s. „Einrichtungsgegenstände“.
Computerteile zB Rechner, Drucker, Maus, Tastatur, Monitor, externer Bren-
ner und DVD-Laufwerk sind nicht selbständig nutzbar (FG München v. 30.6.
1992 – 16 K 4178/91, EFG 1993, 214, rkr.; BFH v. 10.3.2004 – VI R 91/60,
BFH/NV 2004, 1241; v. 19.2.2004 – VI R 135/01, BStBl. II 2004, 958). Da die
(externen) Geräte durch die Trennung vom PC bzw. den übrigen Geräten regel-
mäßig ihre eigene Nutzungsfähigkeit verlieren, sind ihre technischen Eigen-
schaften auf ein Zusammenwirken mit diesem bzw. den übrigen Geräten ange-
legt, so dass selbständige Nutzungsfähigkeit nicht vorliegt, wenngleich selbstän-
dige Bewertbarkeit vorliegen mag; dies gilt nicht für sog. Multifunktionsgeräte
und externe Datenspeicher (s. auch „Disketten“, „Videokassetten“). Nach BFH
v. 19.2.2004 – VI R 135/01, BStBl. II 2004, 958, kommt es aber auch auf die tat-
sächliche Verwendung im Einzelfall an.
Dauerkulturen: Die Pflanzenanlagen bildet uE regelmäßig ein einheitliches Gan-
zes, die Pflanzen sind nicht als einzeln nutzbar anzusehen; die Anl. wird als Gan-
zes bewirtschaftet (zB gedüngt, gespritzt, abgeerntet), die Qualität des Erzeugnis-
ses richtet sich nach der Qualität der Anl. insgesamt (vgl. für Rebanlagen BFH
v. 30.11.1978 – IV R 43/78, BStBl. II 1979, 281; H 6.13 „ABC“ EStH 2008).
Diamantsägen: s. „Sägeblätter“.
Digitale Druckvorlagen sind keine gWG iSd. Abs. 2; vgl. BMF v. 18.4.2007
(BStBl. I 2007, 458 – Tz. 8).
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Diktiergerät und Zubehör wie Mikrofon, Kabel, Fußschalter und Koffer sind
getrennt nicht selbständig nutzbar.
Disketten und Magnetbänder in einem Fotosatzbetrieb sind gWG aufgrund der
mehrfachen Benutzbarkeit (BFH v. 10.2.1995 – III B 30/92, BFH/NV 1995,
927).
Druckformen (zB Lithographien, Reproduktionen) sind technisch auf die
Druckmaschine oder den Kopierer abgestimmt und daher nicht selbständig
nutzbar (BFH v. 28.10.1977 – III R 72/75, BStBl. II 1978, 115; v. 15.3.1991 –
III R 57/86, BStBl. II 1991, 682). Entscheidend ist hiernach, dass den Formen
außerhalb des betrieblichen Zusammenhangs anders als bei Paletten idR keine
weitere betriebliche Funktion zukommt.
Druckwalzen für eine Tapetendruckmaschine: nicht selbständig nutzbar (FG
Münster v. 16.7.1975 – V 1243/74 K, EFG 1976, 51, rkr.).
Einrichtungsgegenstände: Einheitlicher Stil steht der selbständigen Nutzungs-
fähigkeit der einzelnen Gegenstände regelmäßig nicht entgegen (BFH v. 29.7.
1966 – IV R 138/66, BStBl. III 1967, 61; FG Nürnb. v. 18.12.1979, EFG 1980,
253, rkr.; H 6.13 „ABC“ EStH 2008). Eine Büroeinrichtung besteht regelmäßig
aus selbständig bewertbaren und nutzbaren WG, auch wenn sie im Ganzen ange-
schafft und die WG bei der Buchung nach Art und Preis in Gruppen zusammen-
gefasst werden, zB 20 Bürostühle zu 150 E; s. auch „Anbauschrankteile“, „Bau-
elemente“, „Erstausstattung“, „Gaststätte“, „Ladeneinrichtung“, „Regalteile“.
Elektrizitätszähler: s. „Wassermesser“.
Elektromotor zum Betrieb von Maschinen ist nicht mehr selbständig nutzbar,
wenn er auf die Maschine technisch abgestimmt ist (Abs. 2 Satz 2 Halbs. 2). Blo-
ße Anschließbarkeit durch eine Steckdose reicht für die selbständige Nutzungs-
fähigkeit nicht aus, wenn technische Abstimmung mit der angetriebenen Ma-
schine usw. sowie Einfügung in einen bestimmten Nutzungszusammenhang
hinzukommen.
Ersatzteile: Abs. 2 ist nur für diejenigen Ersatzteile und Reparaturmaterialien
anwendbar, die zum Anlagevermögen gehören. Soweit Ersatzteile zum Anlage-
vermögen gehören und zunächst nicht verwendet werden, sondern auf dem La-
ger verbleiben und zum Einbau bei späteren Reparaturen bestimmt sind, sind
sie nicht selbständig nutzbar (glA BFH v. 28.2.1961 – I 13/61 U, BStBl. III
1961, 383; v. 9.3.1967 – IV R 149/66, BStBl. III 1967, 238; v. 17.5.1968 – VI R
232/67, BStBl. II 1968, 568); s. auch „Werkzeuge“.
Erstausstattung eines Ladens, Büros, Fabrikraums, Hotels usw.: Dass es sich
um eine Erstausstattung handelt, nimmt den WG nicht schon für sich allein ihre
selbständige Nutzungsfähigkeit; es kommt vielmehr auf das einzelne WG an
(glA BFH v. 17.5.1968 – VI R 113/67, BStBl. II 1968, 566, betr. Hotel; v. 29.7.
1966 – IV R 138/66, BStBl. III 1967, 61; s. auch „Einrichtungsgegenstände“,
„Hotel“, „Schiffsausrüstung“, „Werkzeuge“.
Fässer: s. „Leergut“.
Fachzeitschriften: Bei einer Mehrzahl von Halbjahresbänden einer Fachzeit-
schrift handelt es sich wie bei Büchern um jeweils selbständige WG, so dass
Abs. 2 anwendbar ist (FG Düss. v. 13.11.2000 – 11 K 4437/98 E, EFG 2001,
281, rkr.); s. auch „Bücher“.
Fernsehgeräte sind selbständig nutzbar, auch wenn sie an Hotelbetriebe zur
Zimmerausstattung vermietet wurden (FG München v. 25.10.1985 – V 212/82 F,
BB 1986, 435, rkr.).
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Flachpaletten zur Lagerung und zum Transport von Waren sind mangels tech-
nischer Abstimmung aufeinander (Abs. 2 Satz 2 Halbs. 2) selbständig nutzbar
(R 6.13 Abs. 1 Satz 6 EStR 2008). Siehe auch BFH v. 25.8.1989 – III R 125/84,
BStBl. II 1990, 82; FG Berlin v. 17.8.1989 – IV 248/87, EFG 1990, 54, rkr.
Ebenso in der Beton-Elementefertigung eingesetzte Unterlagbretter (BFH v.
11.11.2003 – III B 31/03, BFH/NV 2004, 369).
Flaschen: Nach RFH v. 28.11.1939 (RStBl. 1940, 31) sind Flaschen bewertbar
und damit als einzelne WG anzusehen und einer Abschreibung nach Abs. 2 fä-
hig; s. „Leergut“.
Formplatten (Unterlagebretter), die nur zusammen mit Leisten zur Herstellung
von Leichtbauplatten verwendet werden können, sind nur dann selbständig
nutzbar, wenn sie für sich allein verwendbar sind und damit kein einheitliches
Ganzes mit anderen Gegenständen bilden (vgl. BFH v. 30.3.1967 – IV 64/65,
BStBl. III 1967, 302, wonach diese miteinander und mit den Leisten ein einheit-
liches Ganzes bilden); s. auch „Gerüst“.
Frisierstühle eines Frisiersalons sind selbständig nutzungsfähig, da nicht tech-
nisch aufeinander abgestimmt und auch einzeln nutzbar (FG Berlin v. 30.10.
1989 – II 156/89, EFG 1990, 285, rkr.).
Gaststätte: Dass Einrichtungsgegenstände einer Gaststätte in einheitlichem Stil
gehalten sind, nimmt ihnen nicht die selbständige Nutzungsfähigkeit (BFH v.
29.7.1966 – IV R 138/66, BStBl. III 1967, 61); s. ferner „Vitrine“, „Erstausstat-
tung“, „Hotel“.
Gaszähler: UE gilt das Gleiche wie für „Wassermesser“, s. dort.
Gemälde: s. „Kunstgegenstände“.
Gerüst: Gerüst- und Schalungsteilen, die nur gemeinsam genutzt werden kön-
nen und in diesen Nutzungszusammenhang eingefügt sind, fehlt die selbständige
Nutzungsfähigkeit (BFH v. 29.7.1966 – VI 302/65, BStBl. III 1967, 151). Kön-
nen sie dagegen einzeln für sich allein genutzt werden, so sind sie uE selbständig
nutzbar; s. auch „Schalungsstützungen“.
Geschirr: s. „Hotel“, „Schiffsausrüstung“.
Grubenlampen sind selbständig nutzbar (BFH v. 27.3.1963 – I 201/62 U,
BStBl. III 1963, 304; für Befeuchtungsanlagen allg. BFH v. 17.5.1968 – VI R
205/67, BStBl. II 1968, 567).
Grundausrüstung: s. „Erstausstattung“.
Hausanschlüsse der Versorgungsunternehmen (Gas-, Wasser- und Lichtleitun-
gen vom Hauptanschluss zum Zähler): Nach Ansicht des BFH bilden sie mit der
gesamten Versorgungsleitung (dem Ortsnetz) zumindest eine wirtschaftliche
Einheit und sind daher nicht selbständig nutzbar (BFH v. 13.8.1957 – I 91/56
U, BStBl. III 1957, 440), wenn man nicht überhaupt das Netz als ein einziges
WG ansieht (BFH v. 19.8.1971 – V R 18/71, BStBl. II 1972, 75). Die FinVerw.
behandelt aus Vereinfachungsgründen Erweiterungen, Erneuerungen und Ver-
stärkungen der Versorgungsleitungen für die Inanspruchnahme der degressiven
AfA als AHK selbständig bewertbarer WG (BMF v. 10.6.1974, StEK UStG
1967 § 30 Nr. 164). Selbständige Nutzungsfähigkeit iSd. Abs. 2 wird damit aber
nicht bejaht.
Hotel: Bestecke, Geschirr und Wäsche eines Hotels, einer Gaststätte, Kantine
und dergl. sind einzeln nutzbar, auch bei Kennzeichnung und einheitlichem Stil
(vgl. BFH v. 19.11.1953 – IV 360/53 U, BStBl. III 1954, 18; H 6.13 „ABC“
EStH 2008; s. auch „Betten“, „Erstausstattung“, „Schiffsausrüstung“).
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Instrumentarium eines Arztes, Zahnarztes usw.: Die einzelnen WG sind selb-
ständig nutzbar, nicht zu einer „Ausstattung“ zusammenzufassen (BFH v. 17.5.
1968 – VI R 113/67, BStBl. II 1968, 566; H 6.13 „ABC“ EStH 2008); dies gilt
insbes. in Bezug auf den Inhalt eines ärztlichen Notfallkoffers und den Notfall-
koffer (BFH v. 7.9.2000 – III R 71/97, BStBl. II 2001, 41; H 6.13 „ABC“ EStH
2008), auch nicht bei Kauf einer Praxiseinrichtung; s. auch „Einrichtungsgegen-
stände“, „Erstausstattung“.
Judomatten, die zu Kampffeldern zusammengefügt werden, bilden nur zusam-
men ein einheitliches Ganzes. Daher kann nur in Bezug auf die Gesamtheit eine
selbständige Nutzungsfähigkeit bejaht werden (BFH v. 21.12.1990 – III B
501/90, BFH/NV 1991, 484).
Kabel: Selbständige Nutzungsfähigkeit ist zu verneinen (BFH v. 25.11.1999 –
III 77/97, BStBl. II 2002, 233).
Kanaldielen sind selbständig nutzbar, wenn sie unterschiedliche Funktionen,
zB Stützen und Abdecken, erfüllen (glA Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1170).
Kassettenrecorder: selbständig nutzbar (FG Berlin v. 17.1.1979 – III 118-119/
78, EFG 1979, 497, rkr.).
Kinobestuhlung bildet grds. ein einheitliches Ganzes (BFH v. 29.7.1966 – IV R
138/66, BStBl. III 1967, 61).
Kisten: s. „Leergut“.
Kühlkanäle zur Durchlüftung von Getreide: nicht selbständig nutzbar (BFH v.
17.4.1985 – I R 144/82, BStBl. II 1988, 126; H 6.13 „ABC“ EStH 2008).
Kunstgegenstände: Bilder, Plastiken und dergl. als Ausstattung von Büroräu-
men, Gaststätten, Hotels uÄ sind selbständig nutzbar, auch wenn im Stil auf-
einander abgestimmt (BFH v. 2.12.1977 – III R 58/75, BStBl. II 1978, 184).
Ladeneinrichtung: Selbständige Nutzungsfähigkeit der Teile ist nur ausnahms-
weise zu verneinen, wenn nämlich die Gegenstände genormt und technisch auf-
einander abgestimmt sind und auch die Gegenstände ihrer Art nach nur zusam-
men genutzt werden können (H 6.13 „ABC“ EStH 2008; vgl. auch FG Münster
v. 30.9.1970 – V 512/69 K, EFG 1971, 114, rkr.); s. auch „Anbauschrankteile“,
„Bauelemente“, „Einrichtungsgegenstände“, „Erstausstattung“, „Gaststätte“,
„Regalteile“, „Vitrine“.
Ladungsträger (Gitterboxen, Stahlgestelle, Stützkerne) sind selbständig
nutzungsfähige WG; dies gilt auch dann, wenn diese für einen besonderen Auf-
trag hergestellt und daher nach Ablauf des Produktionszeitraums wertlos wer-
den (BFH v. 31.7.2008 – III B 73/07, BFH/NV 2008, 1883).
Lampen: Die Deckenbeleuchtung ist nach Auffassung des BFH als bewegl.
WG in Betrieben und Mietobjekten zur Beleuchtung von Werkhallen bzw.
Stockwerken nicht selbständig nutzungsfähig (BFH v. 5.10.1956 – I 133/56 U,
BStBl. III 1956, 376, betr. Werkhallen; v. 5.3.1974 – I R 160/72, BStBl. II 1974,
353, betr. Lichtbänder in einem Wohnhaus; s. auch H 6.13 „ABC“ EStH 2008).
Andere Beleuchtungskörper einer Raumbeleuchtung (Steh-, Tisch-, Hängelam-
pen, im Unterschied zu einer Deckenbeleuchtung, s.o.) sind selbständig nutzbar
(BFH v. 17.5.1968 – VI R 227/67, BStBl. II 1968, 567; H 6.13 „ABC“ EStH
2008). Die einzelnen Bestandteile der Lampe (Beleuchtungskörper und Beleuch-
tungsträger) sind nicht selbständig nutzungsfähig; sie bilden ein einheitliches
Ganzes (vgl. auch Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1170 „Beleuchtungsanlage“).
Leergut, das bei Lfg. der Waren im Eigentum des Lieferers bleibt (Umschlie-
ßungen der Waren): Die Gegenstände sind einzelne WG und selbständig nutz-
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bar; sie dürfen nicht zusammengefasst werden (vgl. für Leergut BFH v. 1.7.1981
– I R 148/78, BStBl. II 1982, 246). Dies gilt uE auch für Fässer, Flaschen und
Kisten.
Legehennen eines eiererzeugenden Betriebs: Abs. 2 anwendbar (H 6.13
„ABC“ EStH 2008).
Lithographien, die zum Anlagevermögen einer Druckerei gehören, sind nicht
selbständig nutzungsfähig (BFH v. 15.3.1991 – III R 57/86, BStBl. II 1991,
682). Nach ihrer betrieblichen Zweckbestimmung sind sie regelmäßig nur zu-
sammen mit Kopiergeräten nutzbar und auf diese technisch abgestimmt.
Luftdruckmesser: s. „Messgeräte“.
Maschinenersatzteile: s. „Ersatzteile“.
Maschinenwerkzeuge: s. „Werkzeuge“.
Messgeräte: s. „Wassermesser“; Entsprechendes gilt für Strom und Gaszähler.
Transportable Messgeräte, die zur Durchführung der Messung mit verschiede-
nen WG verbunden werden (zB Luftdruckmesser für Kfz.), sind selbständig
nutzbar (BFH v. 30.10.1956 – I 191/56 U, BStBl. III 1957, 7; s. auch „Instru-
mentarium“). Sie sind nicht technisch aufeinander abgestimmt (Abs. 2 Satz 2).
Ein mit einem anderen Anlagegut ständig verbundenes Messgerät bildet mit ihm
ein einziges WG oder ist, wenn dies nicht der Fall ist, wegen technischer Ab-
stimmung mit jenem WG nicht selbständig nutzbar.
Möbel: s. „Anbauschrankteile“, „Betten“, „Einrichtungsgegenstände“, „Erst-
ausstattung“, „Gaststätte“, „Ladeneinrichtung“, „Kinobestuhlung“.
Motor: s. „Elektromotor“.
Müllbehälter eines Müllabfuhrunternehmens sind selbständig nutzbar, wenn sie
nach ihrer betrieblichen Zweckbestimmung auch ohne die anderen WG im Be-
trieb genutzt werden können; hiervon ist regelmäßig auszugehen (Abs. 2 Satz 2;
vgl. FG Münster v. 17.10.1974, EFG 1975, 109, rkr.; R 6.13 Abs. 1 Satz 4 EStR
2006); s. auch „Spinnkannen“, „Transportwagen“.
Muster: können bewegl. WG und damit für eine Absetzung nach Abs. 2 in Fra-
ge kommen, soweit sie zum AV gehören (vgl. BFH v. 25.11.1965 – IV 2999/63
U, BStBl. III 1966, 86, für Tapetenbücher; Sächs. FG v. 19.3.2007 – 4 K
1395/05, rkr.).
Musterbücher: s. „Ausstellungsgegenstände“.
Notfallkoffer: s. „Instrumentarium“.
Obstbäume: s. „Dauerkulturen“.
Paletten: s. „Flachpaletten“.
Peripheriegeräte: s. „Computerteile“.
Rebanlagen: s. „Dauerkulturen“.
Regale sind regelmäßig für sich allein nutzbar, auch wenn gleichartige Regale zu
Blöcken zusammengestellt werden (BFH v. 26.7.1979 – IV R 170/74, BStBl. II
1980, 176). Anders, wenn der Regalblock verschraubt, verschweißt, in einer
Mauer verankert wird usw.; wenn er dann nicht überhaupt als ein einziges WG
anzusehen ist, sind die Teile jedenfalls nicht selbständig nutzbar (BFH v. 9.8.
2001 – III R 43/98, BStBl. II 2002, 100); s. auch „Regalteile“.
Regalteile: Einzelbauteile, die nach ihrer betrieblichen Zweckbestimmung nur
in Zusammensetzung zu Regalen genutzt werden und technisch entsprechend
aufeinander abgestimmt sind, sind nicht selbständig nutzbar (BFH v. 20.11.1970
– VI R 288/68, BStBl. II 1971, 155). Werden sie dagegen auf Dauer zu einzel-
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nen Regalen zusammengefügt, hat der Stpfl. also wirtschaftlich betrachtet Regale
– wenn auch in genormten Teilen – angeschafft und montiert, so richtet sich die
Anwendbarkeit des Abs. 2 nach der Höhe der AK des einzelnen Regals, s. auch
„Regale“ und „Gerüst“. Vgl. BFH v. 26.7.1979 – IV R 170/74, BStBl. II 1980,
176; v. 28.2.1980 – V R 152/74, BStBl. II 1980, 671.
Reparaturmaterialien sind nicht selbständig nutzbar (glA Ehmcke in Blümich,
§ 6 Rn. 1300).
Rollenbahn: s. „Tragrollen“.
Röntgenapparat und seine Zubehörteile bilden ein einheitliches Ganzes und
sind infolgedessen nicht selbständig nutzbar (BFH v. 8.6.1961 – IV 237/57,
HFR 1962, 78).
Ruhebänke, die der Stpfl. mit seinem Namen oder seiner Firma versieht und
außerhalb seines Betriebs als Werbeträger aufstellen lässt: selbständig nutzbar
(Nds. FG v. 5.5.1983 – VI 276/81, EFG 1984, 20, rkr.).
Sägeblätter in Diamantsägen sind nicht selbständig nutzbar, wenn sie nach Ein-
spannen durch die Monteure der Herstellerfirmen ständig mit den Sägemaschi-
nen verbunden bleiben (BFH v. 19.10.1972 – IV R 102/68, BStBl. II 1973, 53,
bezeichnet die Sägeblätter als selbständig bewertbar, nimmt aber zur selbständi-
gen Nutzungsfähigkeit nicht Stellung); s. auch „Werkzeuge“.
Schalungsstützen/-tafeln eines Bauunternehmens: selbständig nutzbar, da
über den Schalungsvorgang hinaus auch für alle möglichen Stütz-, Absperrungs-
und Sicherungsvorgänge verwendbar (so FG Ba.-Württ./Freib. v. 24.6.1976 –
III 268/75, EFG 1976, 454, rkr.). Es ist uE wohl eine Frage des Sachverhalts,
ob die einzelne Schalungsstütze wirklich selbständig oder nur – iSv. Abs. 2
Satz 3 – in, wenn auch verschiedenen, Nutzungszusammenhängen nutzbar ist;
BFH v. 18.12.1956 (I 84/56 U, BStBl. III 1957, 27) verneint selbständige Nut-
zungsfähigkeit bei Schalungstafeln und Schalungsträgern, weil jedes Schalungs-
teil nur zusammen mit anderen Teilen bei der Errichtung eines Bauwerks ver-
wendbar ist.
Schiffsausrüstung: Das typische, insbes. technische Zubehör eines See- oder
Küstenschiffs ist nur iVm. dem Schiff nutzbar und kann daher nur einheitlich
mit dem Schiff abgeschrieben werden. Dagegen ist die Anwendung von Abs. 2
auf sonstige Ausrüstungsgegenstände (zB Geschirr, Wäsche) möglich; s. auch
„Hotel“.
Schreibtischkombinationen: Schreibtischelemente wie zB Tisch, Rollcontai-
ner und Computerbeistelltisch sind, auch wenn diese fest miteinander verbun-
den sind, nur dann nicht selbständig nutzbar, wenn nur die Kombination der
Gesamtheit der Elemente die Standfestigkeit vermittelt (BFH v. 9.8.2001 – III R
43/98, BStBl. II 2002, 100; H 6.13 „ABC“ EStH 2008).
Schriftenminima einer Druckerei (kleinste verkehrsübliche Menge von Schrift-
zeichen – wie Alphabetbuchstaben, Ziffern und Punkturen – eines bestimmten
Schriftgrads, die für die Herstellung eines normalen Satzes ausreicht): selbstän-
dig nutzbar (glA BFH v. 18.11.1975 – VIII R 9/73, BStBl. II 1976, 214; H 6.13
„ABC“ EStH 2008; BMF v. 11.3.1977, BStBl. I 1977, 88, unter Aufgabe seiner
früheren gegenteiligen Ansicht).
Spinnkannen einer Kammgarnspinnerei sind selbständig nutzbar (vgl. BFH v.
9.12.1977 – III R 94/76, BStBl. II 1978, 322; H 6.13 „ABC“ EStH 2008).
Straßenleuchten eines Versorgungsunternehmens sind selbständig nutzbar
(BFH v. 28.3.1973 – I R 105/71, BStBl. II 1974, 2; BMF v. 25.10.1976, DB
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1977, 232, und v. 11.3.1977, BStBl. I 1977, 88, unter Aufgabe seiner früheren ge-
genteiligen Ansicht; H 6.13 „ABC“ EStH 2008).
Tonbandkassetten: s. „Videokassetten“.
Tragrollen einer Möbelfabrik, die nach Art eines Fließbands zu einer Rollen-
bahn zusammengesetzt sind, sind nicht selbständig nutzbar. Die Veränderbar-
keit des Nutzungszusammenhangs genügt nach Abs. 2 Satz 3 nicht zur selbstän-
digen Nutzungsfähigkeit.
Transportkästen: Einheitlich beschaffte und genormte Transportkästen einer
Weberei zum Transport von Garnen sind selbständig nutzbar (BFH v. 17.5.1968
– VI R 232/67, BStBl. II 1968, 568); s. auch „Transportwagen“, „Spinnkannen“.
Transportwagen der Trockenanlage einer Ziegelei können selbständig nutzbar
sein. Es kommt darauf an, ob bei den Transportwagen im einzelnen Fall die in
Abs. 2 Satz 2 aufgeführten Tatbestandsmerkmale erfüllt sind.
Trivialsoftware: Ein Office-Programm kann, soweit es sich im Rahmen eines
Trivialprogramms hält (R 5.5 Abs. 1 Satz 2 und 3 EStR 2008), als WG iSd.
Abs. 2 behandelt werden (BFH v. 15.6.2004 – VIII R 42/03, BFH/NV 2004,
1527).
Verkaufsmuster: s. „Ausstellungsgegenstände“.
Videokassetten: Selbständig nutzbar, nicht nur zusammen mit einem bestimm-
ten Vorführgerät (FG Berlin v. 17.1.1979 – III 118-119/78, EFG 1979, 497,
rkr.).
Vitrine und Untersatz sind als einheitliches Ganzes anzusehen und daher nicht
einzeln nutzbar (FG Berlin v. 16.11.1965 – X A 197/64, EFG 1966, 262, rkr.).
Wäsche: s. „Betten“, „Hotel“, „Schiffsausrüstung“.
Wassermesser, die sich im Leitungsnetz des Versorgungsunternehmens oder
im unmittelbaren Anschluss an dieses Leitungsnetz befinden, bilden nach BFH
v. 30.10.1956 (I 191/56 U, BStBl. III 1957, 7) und v. 13.8.1957 (I 91/56 U,
BStBl. III 1957, 440) mit dem Leitungsnetz eine Sachgesamtheit „Wasserversor-
gungsanlage“ und sind nicht selbständig nutzbar. Hingegen sind Wassermesser,
die sich innerhalb der dem Hauseigentümer gehörenden Anschlussleitung befin-
den, selbständig nutzbar. Entsprechendes gilt für Gaszähler und Elektrizitäts-
zähler (OFD Freiburg/Karlsruhe/Stuttgart v. 20.3.1978, EStK § 6 F. Nr. 4/1;
aA Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1170 „Wassermesser“).
Werkzeuge: Handwerkszeuge wie Hammer, Zange, Schraubenzieher usw. sind
selbständig nutzbare WG. Ausgenommen sind maschinengebundene Werkzeu-
ge, die nicht selbständig nutzbar sind, wenn sie in den Nutzungszusammenhang
eingefügt und auf die betreffenden Maschinen technisch abgestimmt sind, s.
Abs. 2 Satz 2 und 3, zuletzt best. durch BFH v. 6.10.1995 – III R 101/93,
BStBl. II 1996, 166 (H 6.13 „ABC“ EStH 2008).
Zähler: s. „Wassermesser“, „Messgeräte“.
Zubehör ist im Allgemeinen nicht selbständig nutzbar:
– Reifen eines Kraftfahrzeugs bilden nach der Verkehrsauffassung unselb-

ständige Teile des Fahrzeugs und sind mit diesem zusammen zu aktivieren.
Das gilt auch für den üblicherweise mitgeführten Ersatzreifen. Weitere Er-
satzreifen können getrennt genutzt, aber – da Ersatzteile, s. dort – nicht als
geringwertige Anlagegüter abgeschrieben werden.

– Autotelefon: Nach Auffassung des BFH (v. 20.2.1997 – III B 98/96,
BStBl. II 1997, 360) ist aber ein Autotelefon iVm. einem Pkw. als ein selb-
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ständig nutzbares WG anzusehen, da dieses als Kommunikationsmittel nicht
der bestimmungsgemäßen Nutzung eines Pkw. untergeordnet ist, sondern
unabhängig davon einem eigenen Zweck dient. Ein einheitliches Ganzes zwi-
schen Autotelefon und Pkw. entsteht dabei nicht durch die Verbindung.

– Ein Autoradio, das fest eingebaut ist, und das Kfz. bilden nach neuer Rspr.
kein einheitliches Ganzes mehr. Trotz technischer Abgestimmtheit ist das
Autoradio nicht auf die gemeinsame Nutzung mit dem Kfz. hin angelegt,
sondern dient auch der Lebensgestaltung (insbes. der Unterhaltung, vgl. BFH
v. 10.4.1997 – III R 37/92, BFH/NV 1998, 213; aA noch BFH v. 24.10.1972
– VIII R 201/71, BStBl. II 1973, 78).
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Erläuterungen zu Abs. 2a:
Poolabschreibung

Schrifttum zu § 6 Abs. 2a: Voss, Absetzung für Abnutzung – Internationale wett-
bewerbsfähige und einfach zu handhabende Ausgestaltung der einkommensteuerlichen
Abschreibungsverrechnung, Diss., Göttingen 2006; Franke, Steuerliche Behandlung ge-
ringwertiger Wirtschaftsgüter nach der Neuregelung des Unternehmenssteuerreformge-
setz, StB 2007, 456; Wagner/Staats, Die Behandlung geringwertiger Wirtschaftsgüter im
Handels-, Steuer- und Investitionszulagerecht nach dem Unternehmenssteuerreformge-
setz 2008, DB 2007, 2395; Herzig, Modernisierung des Bilanzrechts und Besteuerung,
DB 2008, 1; Rade/Kropp, Jahrgangsbezogener Sammelposten und Poolabschreibung des
§ 6 Abs. 2a EStG – endgültiger Abschied von der Einheitsbilanz?, WPg. 2008, 13; Nacke,
Gesetzentwurf zum Wachstumsbeschleunigungsgesetz, DB 2009, 2507; Kanzler, Irritatio-
nen um das Wahlrecht auf Sofortabschreibung, NWB 2010, 746; Pitzke/Wißborn, BMF
klärt Zweifelsfragen zu geringwertigen Wirtschaftsgütern (§ 6 Abs. 2 EStG) und zum sog.
Sammelposten (§ 6 Abs. 2a EStG), NWB 2010, 3259; Scheunemann/Dennisen/Behrens,
Steuerliche Änderungen durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz, BB 2010, 1.

Verwaltungsanweisung: BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755.

A. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 2a: Poolabschreibung

I. Überblick zu Abs. 2a

Materielle Voraussetzungen für die Anwendung des Abs. 2a sind:
– Bestehen des Wahlrechts zur Bewertungsfreiheit nach Abs. 2 (s. Anm. 1308),
– Vorliegen bestimmter Eigenschaften des Absetzungsobjekts (abnutzbare be-

wegliche WG des Anlagevermögens; s. Anm. 1309–1310),
– selbständige Nutzungsfähigkeit (s. Anm. 1311) und
– kein Über- und Überschreiten bestimmter Beträge (s. Anm. 1312).
Diese Tatbestandsmerkmale müssen gleichzeitig verwirklicht worden sein. Das
WG muss außerdem „der Verwendung oder Nutzung zur Erzielung von Ein-
künften“ durch den Stpfl. dienen (§ 7 Abs. 1 Satz 1; Abs. 2a bildet wie Abs. 2 ei-
ne Ergänzung des § 7, s. Anm. 1303).
Buchmäßige Voraussetzungen ergeben sich aus dem Wortlaut des Abs. 2a,
wonach für abnutzbare bewegliche WG ein Sammelposten gebildet werden
kann; die WG sind daher in der Buchführung in einen separaten Sammelposten
zu verbuchen; s. Anm. 1306.
Rechtsfolge des Abs. 2a ist die Auflösung der im Sammelposten erfassten WG
im Wj. der Bildung und den folgenden vier Wj. mit jeweils einem Fünftel (s.
Anm. 1313–1316).

II. Rechtsentstehung des Abs. 2a

Die Regelung wurde erstmals durch das Unternehmenssteuerreformgesetz 2008
(UntStRefG 2008) in das Gesetz eingefügt:
UntStRefG 2008 v. 14.8.2007 (BGBl. I 1912; BStBl. I 2007, 629): Bewegliche
abnutzbare WG des Anlagevermögens mit AHK von mehr als 150 E bis zu
1000 E sind künftig in einen jahrgangsbezogenen Sammelposten einzustellen.
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Dieser Sammelposten ist über eine Dauer von fünf Jahren gleichmäßig verteilt
gewinnmindernd aufzulösen. Abgesehen von der buchmäßigen Erfassung des
Zugangs des jeweiligen WG bestehen keine weiteren Dokumentationspflichten
(BTDrucks. 16/5377, 83 f.). In diesem Zusammenhang wurde auch die Rege-
lung zur Sofortabschreibung für sog. geringwertiger WG (Abs. 2) angepasst.
Wachstumsbeschleunigungsgesetz (WaBeG) v. 22.12.2009 (BGBl. I 2009,
3950; BStBl. I 2010, 2): Für WG, die nach dem 31.12.2009 (§ 52 Abs. 16 Satz 14)
angeschafft, hergestellt oder ins BV eingelegt werden, gelten nunmehr folgende
Abschreibungswahlrechte (vgl. auch Scheunemann/Dennisen/Behrens, BB
2010, 1 [23]; BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755):
Für gWGs bis 410 E kann eine Sofortabschreibung wie nach der Rechtslage vor
der Unternehmenssteuerreform 2008 gewählt werden (Abs. 2 Satz 1). WG über
150 E sind in einem laufend zu führenden Verzeichnis zu erfassen (Abs. 2
Satz 4). Siehe hierzu im Einzelnen die Ausführungen zur Bewertungsfreiheit
nach Abs. 2 in Anm. 1249 ff.
Alternativ kann eine Poolabschreibung für alle WG zwischen 150 E und
1000 E wie nach bisheriger Rechtslage gewählt werden (Abs. 2a Satz 1). Auf-
wendungen für gWG bis 150 E sind sofort abzugsfähig (Abs. 2a Satz 4), sie kön-
nen aber auch aktiviert und nach der gewöhnlichen ND abgeschrieben werden
(ebenso Scheunemann/Dennisen/Behrens, BB 2010, 1 [30]; aA Kanzler,
NWB 2010, 747; s. auch Anm. 1316 f.).
Zu den Ausübungsoptionen im Einzelnen s. Anm. 1312.

III. Begriff, Bedeutung und Verfassungsmäßigkeit des Abs. 2a

Begriff: Das Gesetz spricht in Abs. 2a Satz 1 von einem Sammelposten. Dane-
ben wird die Auflösung des Sammelpostens als Sammelabschreibung oder als
Poolabschreibung bezeichnet (BTDrucks. 16/5377, 8; BTDrucks. 16/5491, 3).
Trotz der Stellung innerhalb des § 6 als Bewertungsnorm liegt für die im Anwen-
dungsbereich der Norm erfassten WG nur eine Sonderregel zur Abschreibung
nach § 7 vor.
Rechtscharakter des Sammelpostens: Der Sammelposten ist weder WG
noch Rechnungsabgrenzungsposten. Vielmehr ist er ein Posten eigener Art bzw.
Rechengröße innerhalb des Anlagevermögens, der die Zusammenfassung vieler
gleicher oder unterschiedlicher WG enthält (R 6.13 Abs. 6 Satz 1 EStR). Die Be-
wertungsnormen des Abs. 1 Nr. 1 (Bewertung für Anlagevermögen) oder des
§ 7 sind daher weder direkt noch indirekt im Wege einer Analogie auf den Sam-
melposten übertragbar. Wertminderungen wie Teilwertabschreibungen oder
auch Absetzungen für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnut-
zung sind daher auf den Sammelposten insgesamt unzulässig. Dies gilt auch für
die Anwendung der primären Bewertungsmaßstäbe der Anschaffungs- und Her-
stellungskosten. Zum Problem der nachträglichen Veränderung der AHK für
im Sammelposten aktivierte WG s. Anm. 1311.
Bedeutung:
E Vereinfachungsvorschrift: Nach der Begr. des Gesetzesentwurfs zum UntStRefG
2008 (BTDrucks. 16/4841, 51) soll die Regelung administrative Kosten verrin-
gern helfen, da mit der Einbeziehung bestimmter WG in einen Sammelposten
eine zusammenfassende Behandlung der einzelnen WG einhergeht. Mit dem
Verzicht auf weitere Aufzeichnungspflichten entfällt für solche WG eine Einzel-
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bestandsführung (s. Anm. 1306). In der Folge sollen sich Vorgänge, die sich nur
auf das einzelne WG beziehen, nicht auswirken. Durch Veräußerungen, Entnah-
men oder Wertminderungen wird der Wert des Sammelpostens nicht beeinflusst
(BTDrucks. 16/5377, 83 f.). Eine vereinfachte Rechtsanwendung sollte daneben
daraus resultieren, dass die Konkretisierung der betriebsgewöhnlichen Nut-
zungsdauer, die im Rahmen einer Einzelbewertung von WG stets notwendig ist,
durch eine pauschale ND – unabhängig von der Art und den Einsatzbedingun-
gen des WG sowie von der Länge der tatsächlichen Nutzung – ersetzt wird.
Nach der Neuregelung des WaBeG ab 2010 hat der Gesetzgeber die bis 2008
geltende Rechtslage durch Einf. eines Wahlrechts, einen Sofortabzug bei selb-
ständig nutzbaren beweglichen WG des AV vorzunehmen, deren AHK jeweils
410 E nicht übersteigen, materiell wieder hergestellt. Hierbei wurden für WG
mit AHK ab 150,01 E wieder besondere Aufzeichnungspflichten eingefügt. Der
Gesetzgeber bezeichnet diese Rechtsänderung als Vereinfachung, weil „diejeni-
gen Unternehmer, bei denen die bisherige Sammelposten-Regelung zu einer
spürbaren Reduzierung der Aufzeichnungspflichten geführt hat, nicht gezwun-
gen sind, sich erneut umzustellen“ (vgl. BTDrucks 17/15, 17).

Stellungnahme: Dies kann uE nur gelten, sofern man bereits die Einf. von stl. Wahl-
rechten als Steuervereinfachung bezeichnet und nicht gleichzeitig die praktische An-
wendung der Regelung im Blick hat. Gerade dies aber bereitet durch das neu geschaffe-
ne Wahlrecht (s. Anm. 1312) erhebliche Schwierigkeiten, da der Stpfl. zu Beginn eines
Jahres gezwungen wird, für WG mit AHK zwischen 150,01 bis 410,00 E gesonderte
Aufzeichnungen zu führen, um das Wahlrecht zwischen Sofort- und Poolabschreibung
am Jahresende unter Beachtung der neu geschaffenen steuerlichen Aufzeichnungs-
pflichten für gWG ausüben zu können. Insofern steht dies im Widerspruch zum Ver-
einfachungszweck der Regelung (ebenso Kanzler, NWB 2010, 746 [747]).
Diesem Zweck wirkt daneben sowohl das Tatbestandsmerkmal der selbständigen Nut-
zungsfähigkeit, die zur Abgrenzung gegenüber der zwingenden Aktivierungspflicht
nach Abs. 2 herangezogen wird, als auch die vorgegebenen Höchst- und Mindestgren-
zen (s. Anm. 1311) entgegen. Zusätzlich wird der Gesetzeszweck durch die jahresbezo-
gene Ermittlung des Sammelpostens (s. Anm. 1312) konterkariert (s. auch Franke, StB
2007, 456 [457]).

E Abschließende Regelung: Nach dem Wortlaut des Abs. 2a handelt es sich um eine
nur bei Einkünften mit Gewinnermittlung (§ 2 Abs. 1 Nr. 1–3) und nur bei Er-
füllung der im Einzelnen aufgestellten Tatbestandsmerkmale geltende Regelung.
Die Regelung hat zwingenden Normcharakter und ist daher ein stets zu beach-
tender Bewertungsvorbehalt iSd. § 5 Abs. 6. Siehe auch Anm. 1305.
Verfassungsmäßigkeit des Abs. 2a:
E Verstoß gegen Gleichmäßigkeit der Besteuerung: Die vereinfachte Abschreibungsver-
rechnung nach Abs. 2a kann in Konflikt mit dem Grundsatz der Gleichmäßig-
keit der Besteuerung kommen (auch Voss, Absetzung für Abnutzung, 2006,
234). Bei der Sammelabschreibung besteht nämlich nach Abs. 2a Satz 3 die
Pflicht, WG auch dann noch weiter abzuschreiben, wenn sie bereits aus dem
BV ausgeschieden sind (so BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 14). Dies
kollidiert daher grds. auch mit der Forderung nach Bilanzwahrheit bzw. Richtig-
keit (§ 239 Abs. 2 HGB), wonach in der Buchführung keine Sachverhalte abge-
bildet werden dürfen, die nicht mehr vorhanden sind (einschränkend Thiele/
Brötzmann in Baetge/Kirsch/Thiele, § 243 HGB Rn. 47: nur relative
Richtigkeit kann gefordert werden). Zudem ist zu berücksichtigen, dass vorzeiti-
ge Veräußerungen voll versteuert werden müssen, ohne dass Ihnen Ausbuchun-
gen aus dem Pool gegenüberstehen. Insoweit ergeben sich zwangsläufig echte
Liquiditätsnachteile in Form von Zinsnachteilen, die mit Blick auf den Grund-
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satz der Besteuerung nach der Gleichmäßigkeit nicht zu vereinbaren sein sollen
(s. Stellungnahme des Bund deutscher Finanzrichter v. 20.4.2007 zum Entwurf
eines Unternehmenssteuerreformgesetzes 2008, 4; zum Liquiditätseffekt s.
Franke, StB 2007, 456[458]). Schließlich kommt es bedingt durch die schema-
tische Abschreibungsverrechnung zu steuerpolitischen Verzerrungen zugunsten
von Branchen, die langlebige, unter den Anwendungsbereich des Abs. 2a fallen-
de WG einsetzen und die diese nunmehr verkürzt über fünf Jahre abschreiben
können (so Voss, Absetzung für Abnutzung, 2006, 234). Daher stellt sich die
Frage nach der Verfassungsmäßigkeit des Abs. 2a.

Stellungnahme: Typisierungen wie in der vorliegenden Fassung des Abs. 2a sind dem
Grunde nach steuerrechtlich zulässig. Zur Frage der Zulässigkeit von Typisierungen
vgl. BVerfG v. 14.7.2006 (2 BvR 375/00, HFR 2007, 274 mwN). Auch eine materielle
Ungleichbehandlung der Gewinneinkünfte gegenüber den Überschusseinkünften er-
folgt seit dem WaBeG grds. nicht mehr, da nunmehr Gewinneinkünfte zur Anwen-
dung der Sofortabschreibung optieren können. Im Fall der Anwendung der Pool-
abschreibung würde sich zwar gegenüber der Sofortabschreibung geringfügige
Belastungsunterschiede zwischen Gewinn- und Überschusseinkünften ergeben. Die
Typisierung der ND wird aber unwesentlich sein und kann daher hingenommen wer-
den. Die Verfassungsmäßigkeit des Abs. 2a idF des WaBeG kann daher bejaht werden.

IV. Geltungsbereich des Abs. 2a

Sachlicher Geltungsbereich:
E Gewinneinkünfte: Abs. 2a gilt unmittelbar für Stpfl. mit Einkünften aus Land-
und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit (§ 2 Abs. 2
Nr. 1–3, § 4 Abs. 1 Satz 8). Die Art der Gewinnermittlung spielt hierbei keine
Rolle, da Abs. 2a auch bei § 4 Abs. 3 zur Anwendung kommt (§ 4 Abs. 3 Satz 3;
vgl. BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 9). Siehe auch Anm. 1256 „Ab-
setzung für Abnutzung und Substanzverringerung“.
p Betriebsvermögenseigenschaft wird daher vorausgesetzt.Die Regelungen des

Abs. 2a gelten daher uneingeschränkt nur für notwendiges und gewillkürtes
BV (s. BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 12 und Anm. 1308).

p Vollschätzung des Gewinns wegen Verwerfung der Buchführung schließt uE die
Sammelabschreibung nicht aus, wenn der Nachweis über die Höhe der ge-
samten AHK für selbständige nutzungsfähige WG des AV, welche Abs. 2a
unterliegen, erbracht wird.

E Überschusseinkünfte: Abs. 2a gilt nicht für Überschusseinkünfte, da ein direkter
Verweis in § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 nF auf Abs. 2a fehlt und insoweit nur auf
Abs. 2 Satz 1–3 verwiesen wird. Allerdings würde zugleich systematisch ein Wahl-
recht zur Bildung eines Sammelpostens nach Abs. 2a Satz 1 eröffnet. Wegen des
erklärten Regelungsziels des Gesetzgebers, in diesen Fällen an der materiellen
Rechtslage durch das WaBeG (s. BTDrucks. 17/15, 18) nichts ändern zu wollen,
muss daher die Verweisung in Abs. 2a Satz 1 einschränkend ausgelegt werden.
Es bleibt daher uE bei der bisherigen Regelung, wonach die Aufwendungen für
gWG iSd. Abs. 2, wenn diese – nach Abzug eines enthaltenen Vorsteuerbetrags
– nicht mehr als 410 E betragen, bei allen Überschusseinkünften sofort als WK
abgezogen werden können oder alternativ die Aufwandsverteilung der AHK
über die ND erfolgt (ebenso Kanzler, NWB 2010, 746 [752]).
E Auslandsbeziehungen: Ausländische WG berechtigen zur Inanspruchnahme der
Sammelabschreibung ebenso wie inländische WG, wenn die Gewinnermittlung
nach deutschen Vorschriften vorzunehmen ist.
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Persönlicher Geltungsbereich: Abs. 2a gilt auch für beschr. Stpfl., soweit die
Anschaffung oder Herstellung des WG mit inländ. Einkünften in wirtschaftli-
chem Zusammenhang steht und es sich um betriebliche Einkünfte handelt (§ 50
Abs. 1 Satz 1).
Die Zurechnung der Absetzungsberechtigung ist die gleiche wie bei § 7, s. § 7
Anm. 41, 90.

V. Verhältnis zu anderen Vorschriften

1. Verhältnis zur Handelsbilanz
Handelsrechtlich ist die Zulässigkeit einer Sammelbewertung bzw. -abschrei-
bung eine durch den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit gedeckte Ausnahme vom
Grundsatz der Einzelbewertung (§§ 252 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 HGB; IDW
HFA, FN 10/2007, 506; ebenso Kozikowski/Roscher/Schramm in Beck-Bil-
Komm. VII. § 253 HGB Rn. 275). Dieser Gedanke kann jedoch zu Widersprü-
chen mit dem Grundsatz der Bilanzwahrheit (§ 239 Abs. 2 HGB) sowie dem
Vorsichtsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) führen, insbes. wenn Abschreibun-
gen noch vorgenommen werden, obwohl die WG bereits aus dem Betrieb durch
Veräußerung oder sonstige Verwertung ausgeschieden sind. Die uneinge-
schränkte Übernahme des Sammelpostens kann daher zu einer Überbewertung
führen (s. IDW HFA, FN 10/2007, 506). Infolgedessen wird die Übernahme
nur dann uneingeschränkt vorgenommen werden können, wenn der Sammel-
posten kein wesentlicher Abschlussposten ist. Damit wird der Widerspruch zu
den og. Bilanzierungsprinzipien durch das Vorliegen eines begründeten Ausnah-
mefalls gem. § 252 Abs. 2 HGB gelöst und mit dem Grundsatz der Wesentlich-
keit (s. hierzu Winkeljohann/Büssow in Beck-BilKomm. VII. § 252 HGB
Rn. 70 f.) begründet.
Nur soweit von einer Wesentlichkeit des Abschlusspostens ausgegangen werden
kann, ist handelsrechtlich eine abweichende Bewertung zwingend geboten; da
Abs. 2a aber keine handelsrechtliche Regelung ist, darf in der HBil. eine andere
Bewertung (zB nach der Nutzungsdauer) erfolgen. Dies beinhaltet im Rahmen
der Bewertung von wesentlichen Zugängen weiterhin die Anwendung der Ein-
zelbewertung (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB) und im Rahmen der Folgebewertung ei-
nes einmal als Sammelposten klassifizierten WG die Berücksichtigung einer kür-
zeren oder längeren Abschreibungsdauer sowie ggf. vorzeitiger oder späterer
Abgänge (so auch IDW HFA, FN 10/2007, 506; ebenso Kozikowski/Roscher/
Schrammin Beck-BilKomm. VII. § 253 HGB Rn. 275).
Wertaufholungen können sich dementsprechend nur dann ergeben, wenn zuvor
eine Einzelbewertung durchgeführt wurde, um die VG/WG mit dem niedrige-
ren beizulegenden Wert zu bewerten.
Steuerrechtlich ist Abs. 2a Satz 1 ein Bewertungsvorbehalt iSd. § 5 Abs. 6 und
damit eine Durchbrechung der Maßgeblichkeit iSd. § 5 Abs. 1 (s. auch Wagner/
Staats, DB 2007, 2395 [2397]; ebenso Rade/Kropp, WPg. 2008, 13 [20]). Dies
gilt uE unabhängig davon, ob aufgrund von Wesentlichkeitsüberlegungen die
Einzelbewertung in der HBil. angeordnet ist. Zu- und Abschreibungen in der
HBil. wirken sich infolgedessen nicht auf den Wertansatz in der StBil. aus.
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2. Verhältnis zu Aufzeichnungsvorschriften (Buchführung, Inventar)
Grundsatz: Abs. 2a lässt die allgemeinen Buchführungspflichten und Inventari-
sierungsvorschriften wie zB §§ 238, 240 Abs. 2, 3 HGB, §§ 140 und 141 AO un-
berührt. Nach der Begr. zum Gesetzesentwurf des UntStRefG 2008 ergibt sich
als Aufzeichnungspflicht lediglich eine buchmäßige Erfassung des Zugangs (s.
RegE zum UntStRefG, BTDrucks. 16/4841, 51). Dies gilt auch nach der Neu-
fassung des Abs. 2a durch WaBeG unverändert fort. Lediglich für WG mit
AHK von mehr als 150 E bis zu 410 E, für die eine Sofortabschreibung nach
Abs. 2 in Anspruch genommen wird, bestehen neue besondere Aufzeichnungs-
pflichten (hierzu kritisch Kanzler, NWB 2010, 746 [750]). Siehe hierzu
Anm. 1249.
E Buchführung: Da bei der Abschreibung nach Abs. 2a jedoch die Buchführung
den Anforderungen nach Klarheit und Übersichtlichkeit genügen muss (§ 238
Abs. 1 Satz 2 HGB) und der Abschreibungsbetrag jeweils jahresbezogenen zu
ermitteln ist, ist eine Verbuchung auf einem besonderen und jahresbezogenen
Konto empfehlenswert.
E Inventar: Die aus Vorsichts- und Wesentlichkeitsgründen handelsrechtlich ge-
botene Einzelbewertung (s. Anm. 1253) führt stl. – auch unter Berücksichtigung
der § 240 Abs. 2, 3 HGB, §§ 140 und § 141 AO – hingegen nicht zum Zwang
zur körperlichen Bestandsaufnahme (ebenso BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010,
755 – Tz. 9); dies ist stl. vor dem Hintergrund der Unbeachtlichkeit des Aus-
scheidens nach Abs. 2a Satz 3 auch nicht erforderlich. Ansonsten würde bei
Vorliegen von weiteren Inventarisierungspflichten eine Vereinfachungswirkung
gerade nicht eintreten. Insoweit wird bei Anwendung der Poolabschreibung auf
weitere „Dokumentationspflichten“ als die „buchmäßige Erfassung“ verzichtet.
Aufbewahrung in elektronischer Form: Die Belege der Buchführung, welche
den Zu- und Abgängen (im Falle der Einzel- und Poolabschreibung) zugrunde
liegen, unterliegen gem. § 257 Abs. 1 Nr. 4 HGB der Aufbewahrungspflicht von
zehn Jahren (§ 257 Abs. 4 HGB). Dies gilt gem. § 147 Abs. 1 Nr. 4 AO auch
steuerlich. Eine Aufbewahrung in elektronischer Form ist zulässig (§ 257 Abs. 3
und § 147 Abs. 2 HGB).

3. Verhältnis zu anderen steuerlichen Vorschriften
Absetzung für Abnutzung und Substanzverringerung (§ 7): Es besteht kei-
ne Möglichkeit, eine AfA nach §§ 7 ff. vorzunehmen; insoweit ist Abs. 2a lex
specialis zu den allgemeinen Abschreibungsnormen (s. Anm. 1303). Dies gilt
auch in Bezug auf den gesamten Sammelposten wegen des eigenen Rechts-
charakters (s. Anm. 1303).
Außensteuergesetz: Nach § 10 Abs. 3 AStG sind die dem Hinzurechnungs-
betrag zugrunde liegenden Einkünfte in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des deutschen Steuerrechts zu ermitteln. § 6 Abs. 2a ist zu berücksich-
tigen.
Entnahmewert nach Abs. 1 Nr. 5:Werden im Sammelposten erfasste WG au-
ßerbetrieblich genutzt, ist für die Ermittlung der als Entnahme zu behandelnden
Selbstkosten der Wertverzehr im Schätzungsweg zu berücksichtigen (BMF v.
30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 18).
Einzelbewertung: Im Rahmen des sachlichen Anwendungsbereichsdes Abs. 2a
ist stl. für eine Einzelbewertung grds. kein Raum, weil sie von Gesetzes wegen
ausgeschlossen ist (Abs. 2a, s. Anm. 1306 „Inventar“). Da der Sammelposten in
der HBil. wegen des Grundsatzes der Wesentlichkeit allenfalls zulässig ist (s.
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Anm. 1305), wird der Grundsatz der Einzelbewertung (§ 252 Abs. 1 Nr. 3
HGB) in der HBil. dadurch weiterhin nicht ausgeschlossen.
Festbewertung: Die Sammelpostenabschreibung nach Abs. 2a ist keine Fest-
bewertung iSd. § 240 Abs. 3 HGB, da der betreffende Posten bzw. die darunter
fallenden WG wegen der pauschalen Abschreibungspflicht über fünf Jahre gera-
de nicht zu einem annähernd gleich bleibenden Wert bilanziert wird bzw. wer-
den (s. auch Rade/Kropp, WPg. 2008, 13 [16]; ebenso BMF v. 30.9.2010,
BStBl. I 2010, 755 – Tz. 13). Handelsrechtlich ist die Festbewertung jedoch wei-
terhin zulässig, soweit eine Einzelbewertung angestellt wurde. Siehe auch „Ein-
zelbewertung“ und „Gruppenbewertung“.
Gruppenbewertung: Eine solche ist gem. § 240 Abs. 4 HGB als Inventurver-
einfachung und über § 256 Satz 2 HGB im Rahmen des Jahresabschlusses zuläs-
sig, wenn anstelle der Wertfindung der einzelnen in die Gruppe einbezogenen
VG und Schulden ein gewogener Durchschnittswert angesetzt wird. Dies ist je-
doch nur erlaubt, wenn es sich um gleichartige oder gleichwertige VG handelt
(s. auch ADS, § 240 HGB Rn. 120; Knop in Küting/Weber V. § 240 HGB
Rn. 76). Da eine Gruppenbewertung lediglich eine Zugangsbewertung, jedoch
keine Folgebewertung ersetzt, währenddessen Abs. 2a auch eine vereinfachte
Folgebewertung beinhaltet, ist eine Gruppenbewertung nicht mit einer Sammel-
posten-Bewertung gleichzusetzen. Darüber hinaus stellt eine Sammelposten-Be-
wertung im Rahmen der implizit enthaltenen Zusammenfassung von WG nicht
darauf ab, ob die WG gleichartig und/oder gleichwertig sind. Daher schließt der
Anwendungsbereich des Abs. 2a eine Gruppenbewertung aus. Soweit handels-
rechtlich zulässigerweise der Grundsatz der Einzelbewertung angewandt wurde,
ist die Gruppenbewertung jedoch weiterhin zulässig. Siehe „Einzelbewertung“.
Investitionsabzugsbetrag: Bei Anschaffung/Herstellung von WG, die unter
den Sammelposten nach Abs. 2a fallen, können die AHK durch Inanspruchnah-
me von Investitionsabzugsbeträgennach § 7g Abs. 2 herabgesetzt werden, um
so den Sofortabzug nach Abs. 2 bzw. wahlweise die Poolabschreibung nach
Abs. 2a zu erreichen (vgl. § 7g Abs. 2 Abs. 2 Satz 2 Halbs. 2; ebenso Kanzler,
NWB 2010, 746 [750]).
Investitionszulage wird auch für WG iSd. § 6 Abs. 2a gewährt (§ 2 Abs. 1
Satz 2 InvZulG 2010 idF des WaBeG). Der Gesetzgeber sieht in der Abschrei-
bung über fünf Jahre nach Abs. 2a Satz 2 offensichtlich keine Begünstigung und
gewährt deshalb auch die Investitionszulage. Lediglich für WG mit AHK zwi-
schen 150,01 E und 410 E soll eine Investitionszulagen-Förderung und eine Ab-
schreibung nach Abs. 2 – wie bisher bis zum VZ 2007 der Fall – ausgeschlossen
sein (so der Ber. des FinAusschusses, BTDrucks. 16/5491, 26). Die Zugänge
des Sammelpostens sind daher nur ab dem Betrag von 410,01 E (ohne USt.) zu-
lagebegünstigt. Dies ist problematisch, weil solche WG eigentlich nicht mehr
existieren, da diese, sofern vom neuen Wahlrecht nach Abs. 2a Satz 1 Gebrauch
gemacht wird, in dem Sammelposten nach Abs. 2a einzubeziehen sind und der
Verweis in § 2 Abs. 1 Satz 2 InvZulG auf § 6 Abs. 2 mit der angeordneten Maß-
gabe scheinbar ins Leere geht, würde man für investitionszulagenrechtliche
Zwecke nicht noch zusätzliche Aufzeichnungspflichten verlangen, um solche
WG im Rahmen des Sammelpostens zu identifizieren (daher kritisch Wagner/
Staats, DB 2007, 2395 [2398]). Aufgrund der eindeutigen Gesetzesintention
wird man daher nicht umhin kommen, den Sammelposten für Zwecke der För-
derung mit Investitionszulage zu zerlegen. Sofern man auf die Poolabschreibung
nach Abs. 2a Satz 1 idF des WaBeG verzichtet, sind ohnehin zusätzliche Auf-
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zeichnungspflichten (s. Anm. 1256) erforderlich, so dass eine Trennung nun-
mehr insoweit keine Schwierigkeiten mehr bereitet.
Teilwertabschreibung/-zuschreibungen: Abs. 2a durchbricht im Gegensatz
zu Abs. 2 neben den Bewertungsregeln des § 7 auch diejenigen des § 6 Abs. 1.
Aufgrund der zwingenden Vorgabe zur Abschreibungsverrechnung in Abs. 2a
Satz 1 und 2 wirken sich zwischenzeitlich eingetretene Wertminderungen bei
einbezogenen WG nicht auf den Sammelposten-Ansatz aus (s. auch Begr. zum
RegE zum UntStRefG, BTDrucks. 16/4841, 51). Veränderungen infolge von
Wertminderungen sind daher neben Veräußerungen und Entnahmen (Abs. 2a
Satz 3) für die Höhe des Sammelpostens unbeachtlich (vgl. BMF v. 30.9.2010,
BStBl. I 2010, 755 – Tz. 14).
Totalgewinnprognose: Bei der Totalgewinnprognose sind aus der Anwendung
des Abs. 2a entstehende negative Einkünfte zu berücksichtigen, da Auswirkun-
gen aus Vereinfachungsnormen im Gegensatz zu Subventions- oder Lenkungs-
norm zu berücksichtigen sind (stRspr.: BFH v. 27.10.2006 – IV B 8/05, BFH/
NV 2007, 231 mwN).
Übertragung eines Betriebs nach § 6 Abs. 3 bzw. Einbringung eines Be-
triebs nach § 24 UmwStG: In Fällen der Übertragung eines gesamten Betriebs
nach § 6 Abs. 3 zum Buchwert gehen die im Sammelposten erfassten WG zu-
sammen mit dem Betrieb auf den neuen Rechtsträger über. Der Übernehmer
führt insoweit den Sammelposten fort (Abs. 3 Satz 1; ebenso BMF v. 30.9.2010,
BStBl. I 2010, 755 – Tz. 19). Hiervon ging auch der Gesetzgeber aus (vgl. RegE
zum UntStRefG, BT-Drucks. 16/4841, 84).
Zur Übertragung über dem Buchwert s. „Umwandlungssteuergesetz“.
Übertragung eines Teilbetriebs nach § 6 Abs. 3 bzw. Einbringung eines
Teilbetriebs nach § 24 UmwStG: In Fällen der Übertragung oder Einbringung
eines Teilbetriebs zum Buchwert, sind die bisher im Sammelposten zu erfassten
WG – ungeachtet des Verbleibs der konkreten WG des Sammelposten – weiter-
hin beim übertragenden Rechtsträger zu erfassen. Auswirkungen auf den Sam-
melposten des übernehmenden Rechtsträgers ergeben sich insoweit nicht (eben-
so BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 22 f.). Dies ist daher bei solchen
Übertragungsvorgängen als Ausdruck einer weitgehenden Verwaltungsverein-
fachung bzw. Billigkeitsregelung zu werten (zweifelnd an der Rechtmäßigkeit in-
soweit Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 607).
Übertragung von Einzel-WG nach § 6 Abs. 5: Auch für nach Abs. 5 übertra-
gene, im Sammelposten erfasste WG ist ergeben sich keine Auswirkungen auf
den Sammelposten des aufnehmenden Stpfl. (ebenso BMF v. 30.9.2010, BStBl. I
2010, 755 – Tz. 22 f.).
Übertragung und Veräußerung eines MU-Anteils nach § 6 Abs. 3 bzw.
§ 16: Es ist dabei wie folgt zu differenzieren (vgl. BMF v. 30.9.2010, BStBl. I
2010, 755 – Tz. 24 ff.):
E Bei der unentgeltlichen Übertragung des gesamten oder eines Teils eines MU-Anteils bleibt
der in der Gesamthandsbilanz ausgewiesene Sammelposten unberührt. Ein im
Sonderbetriebsvermögen des übertragenen MU-Anteils enthaltener Sammel-
posten geht auf den Rechtsnachfolger über, wenn der gesamte MU-Anteil über-
tragen wird. Aus Vereinfachung wird bei Übertragung eines Teils eines MU-An-
teils der im Sonderbetriebsvermögen des Übertragenden befindliche Sammel-
posten unverändert fortgeführt, es sei denn, mit der Übertragung des Teils eines
MU-Anteils wird auch das gesamte Sonderbetriebsvermögen unentgeltlich mit-
übertragen. Beim rückwirkenden Teilwertansatz (§ 6 Abs. 3 Satz 2) bleibt ferner
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der Sammelposten aus Gründen der Vereinfachung bestehen (vgl. insgesamt
BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 24).
E Bei der entgeltlichen Übertragung (Veräußerung) bleibt der in der Gesamthands-
bilanz ausgewiesene Sammelposten ebenfalls unberührt. Ein im Sonderbetriebs-
vermögen enthaltener und mitveräußerter Sammelposten ist im Jahr der Ver-
äußerung und vor Ablauf des Wj. auch weiterhin mit einem Fünftel aufzulösen
(s. BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 15). In der Ergänzungsbilanz des
Veräußerers ist für im Sammelposten bzw. in mehreren Sammelposten enthalte-
ne Mehr-/Minderwerte immer nur ein Gesamtposten zu bilden. Der Gesamt-
posten ist in der Ergänzungsbilanz im Wj. des Erwerbs entsprechend der Rege-
lung des Abs. 2a Satz 1 mit jeweils einem Fünftel aufzulösen (vgl. insgesamt
BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 25).
Übertragung stiller Reserven gem. §§ 6b, 6c oder R 6.6 EStR schließt Anwen-
dung des Abs. 2a nicht aus: Ist von den AK/HK eines WG ein Betrag von § 6b
Abs. 1, 3 oder § 6c abgezogen worden, so gilt der verbleibende Betrag als AK/
HK des WG (vgl. auch § 6b Abs. 6 idF des UntStRefG 2008). Da Abs. 2a Satz 1
nunmehr eine wahlweise vollständige Anwendung von Abs. 2 oder Abs. 2a er-
laubt (s. Anm. 1308 und 1312), ist bei einheitlicher Anwendung der Pool-
abschreibungdie Herabsetzung der stillen Reservenauf bis zu 150 E möglich,
sodass hierfür die Sofortabschreibung nach Abs. 2a Satz 4 in Anspruch genom-
men werden kann; dies gilt auch im Verhältnis zur Ersatzbeschaffungsrücklage
nach R 6.6 EStR (vgl. für die Anwendung von Abs. 2 auch BFH v. 5.2.1981,
BStBl. II 1981, 432; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 600). Bei AHK über
1000 E entfällt eine Sammelposten-Abschreibung; stattdessen ist eine Einzel-
bewertung einschließlich der Möglichkeit, Teilwertabschreibungen geltend zu
machen, eröffnet.
Umwandlungsteuergesetz: Die Anwendbarkeit desAbs. 2a ist auch in Ver-
schmelzungs-/Abspaltungsfällen in Bezug auf Teilbetriebe nach § 15 UmwStG
oder in Einbringungsfällen gem. §§ 20 Abs. 2, 24 Abs. 2 UmwStG denkbar, wo-
bei wie folgt zu unterscheiden ist:
E § 15 UmwStG: Bei der Teilübertragung nach § 15 UmwStG greifen ebenfalls
§ 12 Abs. 1 und 3 UmwStG ein (vgl. § 15 Abs. 1 Satz 1 UmwStG). Der beim
übertragenden Rechtsträger ausgewiesene Sammelposten ist weiterhin – unge-
achtet des Verbleibs des WG des Sammelpostens – beim übertragenden Rechts-
träger auszuweisen (str.; s. Anm. 1307 „Übertragung eines Teilbetriebs“).
E §§ 20 ff. UmwStG: Obwohl § 20 Abs. 3 UmwStG den Wert, mit dem die über-
nehmende Gesellschaft das eingebrachte Vermögen ansetzt, für den Einbringen-
den stets als Veräußerung wertet, liegt jedoch gem. § 23 Abs. 4 Halbs. 1
UmwStG nur dann eine Anschaffung bei der übernehmenden Gesellschaft vor,
wenn die übernehmende Gesellschaft das Vermögen im Wege der Einrechts-
nachfolge erwirbt und das Vermögen mit dem gemeinen Wert ansetzt. Damit
wurde die frühere Verwaltungsmeinung ins Gesetz geschrieben (s. insoweit
BMF v. 25.3.1998, BStBl. I 268 – Umwandlungssteuererlass – Tz. 22.15; inso-
weit nicht differenzierend zwischen Einzel- und Gesamtrechtsnachfolge BMF v.
30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 20: generell für Anschaffungsvorgang). So-
weit eine der Voraussetzungen nicht vorliegt, werden die bisherigen Werte nach
Abs. 2a unverändert fortgeführt und, soweit eine teilweise Aufdeckung von stil-
len Reserven erfolgt, wird der aufgestockte Betrag über die Rest-Nutzungsdauer
abgeschrieben (§ 23 Abs. 3 Nr. 1 UmwStG iVm. § 7 Abs. 1 EStG); dies muss
uE auch dann gelten, wenn der Aufstockungsbetrag auf solche WG entfällt, die
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nach Abs. 2a bereits vollständig abgeschrieben wurden. Als Abschreibungs-
methode kommt ab dem VZ 2008 lediglich die lineare Methode in Betracht (§ 7
Abs. 2 und 3 wurden durch UntStRefG 2008 ersatzlos aufgehoben).
E § 24 UmwStG: Es gelten wegen § 24 Abs. 4 UmwStG die zuvor genannten
Ausführungen zur Einbringung nach § 20 UmwStG.
Zuschüsse (private und öffentliche) können gem. R 6.5 Abs. 2 EStR erfolgs-
neutral vereinnahmt werden, indem die Anlagegüter, für die die Zuschüsse ge-
währt worden sind, nur mit den AHK bewertet werden, die der Stpfl. selbst, also
ohne Berücksichtigung der Zuschüsse aufwendet. Demnach gilt der um die Zu-
schüsse gekürzte Betrag als AHK für das WG: Wenn die dementsprechend ge-
kürzten AHK bis zu 150 E iSv. Abs. 2 Satz 1 betragen, sind die Voraussetzun-
gen zur Sofortabschreibung nach Abs. 2a Satz 4 erfüllt (s. hierzu Kulosa in
Schmidt XXX. § 6 Rn. 600). Alternativ greift die Poolabschreibung, soweit das
WG nach Abzug der Zuschüsse AHK aufweist, die höher als 150 E (bis max.
1000 E) sind. Im Übrigen kommt der Grundsatz der Einzelbewertung zur An-
wendung. In dem Fall, dass der Zuschuss nachträglich gewährt wird und dieser
gem. R 6.3 Abs. 3 EStR die gebuchten AHK mindert, ist eine Anwendung des
Abs. 2a auf den gekürzten Betrag nicht zulässig, da der Höchstbetrag durch die
Zuschussgewährung nicht mehr im Jahr der Anschaffung, Herstellung oder Ein-
lage erfüllt wurde, sondern erst nachträglich eingetreten ist.

B. Voraussetzungen und Rechtsfolgen der Poolabschreibung
(Abs. 2a Satz 1)

I. Voraussetzungen

1. Bestehen des Wahlrechts zur Bewertungsfreiheit nach Abs. 2
Nach dem Wortlaut des Abs. 2a Satz 1 („Abweichend von Abs. 2 ...“) ist Vo-
raussetzung für die Anwendung der Poolabschreibung, dass die Bewertungsfrei-
heit nach Abs. 2 besteht. Der Gesetzestext ist dabei missverständlich, da Abs. 2
und Abs. 2a andere betragsmäßigen Höchst-/Mindestbeträge vorsehen, so dass
bezüglich der Anwendung der beiden steuerlichen Wahlrechte nicht ein einheit-
licher Sachverhalt vorausgesetzt wird, was normalerweise bei steuerlichen Wahl-
rechten der Fall ist. Dies kann somit zu einer betragsmäßigen bzw. Einzel-WG-
bezogenen Sichtweise im Rahmen der Auslegung des Gesetzes verleiten (zu den
Irritationen insoweit s. Kanzler, NWB 2010, 746 ff.).
Aufgrund der Gesetzesmaterialien zu Abs. 2a Satz 1 idF des WaBeG kann daher
Abs. 2a nur so interpretiert werden, dass keine WG- und betragsmäßige Betrach-
tung erfolgt. Vielmehr wird dem Stpfl. nach der Gesetzesbegründung ein jahr-
gangsbezogenes und einheitliches Wahlrecht zwischen der Anwendung nach
Abs. 2 und Abs. 2a eingeräumt, wobei die Anwendung der Wahlrechte im Ein-
zelfall teilweise auf unterschiedlich realisierte Sachverhalte, was die betragsmäßi-
ge Höhe angeht, erfolgt. Dies erschwert uE die Rechtsanwendung unnötig, so
dass de lege ferenda zu überlegen wäre, die inhaltlichen (va. betragsmäßigen Vo-
raussetzung) zwischen Abs. 2 und Abs. 2a zu vereinheitlichen.
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2. Eigenschaft des Absetzungsobjekts

a) Abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens
Wirtschaftsgut: Abs. 2a gilt nach dem klaren Wortlaut nur für WG. Grund-
legend zum Begriff des WG s. § 5 Anm. 350–355.
Nicht unter Abs. 2a fallen daher Kosten, die nur Erhaltungsaufwand sind und
daher von vornherein nicht zu einem aktivierungsfähigen WG führen; dieser
Aufwand ist sofort abzugsfähig.
Bewegliche Wirtschaftsgüter: Zum Begriff „Beweglichkeit“ vgl. R 7.1 Abs. 2
EStR 2009; danach trifft dies auf Sachen, Tiere, Scheinbestandteile und Betriebs-
vorrichtungen zu. Immaterielle WG sind daher von der Anwendung des Abs. 2a
grds. ausgeschlossen, da sie nach hM weder beweglich noch unbeweglich sind
(s. hierzu § 5 Anm. 383; Buciek in Blümich, § 5 Rn. 339 mwN). Ausgenommen
sind hiervon immaterielle WG, die als Trivialsoftware behandelt werden (R 5.5
Abs. 1 EStR). Ob darüber hinaus jedwede Computersoftware mit AHK von
weniger als 410 E bewegl. WG darstellt, hat der BFH im Urteil v. 18.5.2011 (X R
26/09, DB 2011, 1952) offen gelassen.
Abnutzbare Wirtschaftsgüter: Eine Abschreibung nach Abs. 2a Satz 1 kommt
nur in Betracht, wenn Abnutzbarkeit des beweglichen WG gegeben ist. Zur Ab-
nutzbarkeit generell s. auch Anm. 258.
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens: Abs. 2a gilt nur für WG, die
– zum BV gehören (arg e contrario aus Abs. 2a Satz 3: „Ausscheiden aus dem

Betriebsvermögen“) und
– zum Anlagevermögen gehören.
Zum Begriff des Betriebsvermögens s. auch Anm. 1433; zur Abgrenzung zum
Umlaufvermögen allg. s. Anm. 256.
Vorratsanschaffung: Zweifelhaft ist die Behandlung der sog.Vorratsanschaffung
(s. hierzu Anm. 1260). Eine Überführung des WG aus dem Umlaufvermögen in
das Anlagevermögen noch im Jahr der Anschaffung bzw. Herstellung ist für
Zwecke der Anwendung des Abs. 2a unschädlich. Ist dies jedoch später der Fall,
so kann die Poolabschreibung nicht angewendet werden. Gewinnen diese WG
später den Charakter als Anlagevermögen, so kann die Poolabschreibung nicht
mehr in Anspruch genommen werden, da sie nur für das Jahr der Anschaffung
oder Herstellung gilt. Stattdessen gelten hierfür die allgemeinen Abschreibungs-
regeln nach § 7. Ein Missbrauch (§ 42 AO) kann uE jedoch vorliegen, wenn zu-
nächst WG als Vorrat auf Lager genommenen werden und in späteren Jahren in
das Anlagevermögen überführt werden, um die Poolabschreibung zu verhindern.
Es obliegt daher dem Stpfl., nachzuweisen, dass die angeschafften und hergestell-
ten WG ursprünglich zum Verbrauch bzw. zur Abgabe bestimmt waren.

b) Unschädliche Merkmale
Für die Anwendung der Poolabschreibung kommt es nach dem Wortlaut des
Abs. 2a Satz 1 nicht darauf an,
– welche Art von in den Sammelposten einbezogene WG vorliegen,
– ob die Zahl der nach Abs. 2a bewerteten WG das gesamte Aktivvermögen

des Stpfl. umfasst,
– ob die Nutzung durch den Stpfl. selbst erfolgt,
– wie viele WG nach Abs. 2a bewertet werden oder
– ob die WG entgeltlich oder unentgeltlich auf den Stpfl. übergegangen sind.
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3. Selbständige Nutzungsfähigkeit
Begriff und Auslegung: Der Wortlaut des Abs. 2a Satz 1 schreibt vor, dass es
sich bei den abnutzbaren beweglichen WG des Anlagevermögens gleichzeitig
um selbständige nutzungsfähige WG handelt. Damit knüpft der Gesetzgeber die
Poolabschreibung an die Voraussetzung der gWG-Fähigkeit, ohne explizit auf
Abs. 2 und damit auch auf die übrigen Einschränkungen, die in Abs. 2 Satz 2
und 3 genannt werden, zu verweisen. Die Anwendung dieser Einschränkungen
im Rahmen von Abs. 2a ist daher fraglich.

Stellungnahme: Zukünftig ist Abs. 2a uE in einem systematischen Zusammenhang
mit Abs. 2 zu sehen, so dass die bisher für Abs. 2 geltenden Auslegungskriterien auch
bei Abs. 2a gelten, auch wenn dieGesetzesbegründung diese Frage offen lässt (s. Regie-
rungsentwurf, BTDrucks. 16/4841, 51; so wohl auch Rade/Kropp, WPg. 2008, 13). Zu
den Auslegungsgrundsätze nach Abs. 2 Satz 2 und 3 s. daher Anm. 1268–1273.

4. Höchst- und Mindestgrenzen der Poolabschreibung

a) Grundsätze
Die Mindest- und die Höchstgrenze von 150,01 E bzw. 1000 E bezieht sich auf
die AHK, vermindert um einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag (§ 9b Abs. 1)
oder den nach Abs. 1 Nr. 5 oder 6 anzusetzenden Wert (Einlagewert). Zu beach-
ten ist, dass stl. auch die nicht abziehbare VorSt. zu den AHK gehört (Weber-
Grellet in Schmidt XXX. § 9b Rn. 2). Zur Vermeidung der Bestimmung einer
individuellen Höchst- und Mindestgrenze, welche die Anwendung des Abs. 2a
in der Praxis erschweren würde, muss die nicht abziehbare VorSt. – und zwar
ohne Rücksicht darauf, ob der Stpfl. die VorSt. umsatzsteuerrechtlich abziehen
kann – wieder aus der AHK herausgerechnet werden (Abs. 2a Satz 1: „… ver-
mindert um einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag (§ 9b Abs. 1), …“). Die in
Abs. 2a genannten Grenzen sind somit in Bezug auf die in Rechnung gestellten
Beträge als Netto-Beträge zu verstehen. Bei bestimmten Berufsgruppen und
Branchen (zB Ärzte, Banken, Versicherungen) ohne Vorsteuerabzugsmöglich-
keit nach § 15 Abs. 1 UStG ist somit auf den Rechnungsbetrag ohne USt. abzu-
stellen (so R 9b Abs. 2 Satz 2 EStR; s. Anm. 1313). Somit erfolgt der Wechsel
der Abschreibungsmöglichkeiten von der Sofortabschreibung nach Abs. 2 zur
Poolabschreibung nach Abs. 2a bei einem Betrag der AHK (inkl. 19 % USt.)
von 178,51 E bzw. der Wechsel von der Poolabschreibung nach Abs. 2 zur Ab-
setzungsmethode nach § 7 bei einem Betrag der AHK (inkl. 19 % USt.) von
1190,01 E. Bei Überschreiten der (Netto-)Grenze von 1000 E entfällt die Pool-
abschreibung. Die Grenzen gelten für das einzelne WG. Bei mehreren unselb-
ständigen Teilen, die zusammen ein WG bilden, ist daher auf den Betrag der zu-
sammengefassten Teile abzustellen.
Fraglich ist die Anwendung des Abs. 2a, wenn sich nachträgliche Veränderun-
gen der AHK ergeben, was zur Über- oder Unterschreiten der genannten Gren-
zen führt. Welche Rückwirkungen sich hieraus für die einmal ermittelte Pool-
abschreibung in den Folgejahren, insbes. im Jahr des Eintritts des Ereignisses
ergeben, ist im Gesetz nicht geklärt. Auf dem Prüfstand ist dabei das Verhältnis
zum Einzelbewertungsgrundsatz (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB).

Stellungnahme: Mit dem Verzicht auf die Einzelbewertung zugunsten des Sammel-
postens müssen uE konsequenterweise solche nachträglichen Ereignisse jedoch er-
folgswirksam erfasst werden, ohne die Höhe der Poolabschreibung zu tangieren (vgl.
Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 604: für Einbeziehung in den Sammelposten im Jahr
des Entstehens der nachträglichen AHK). Dies steht uE auch in Einklang mit dem
Wortlaut und dem Sinn und Zweck des Abs. 2a als abschließende und vereinfachende
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Regelung. Nachdem die AHK der betreffenden WG des Abs. 2a in einem eigenen
Sammelposten Eingang gefunden haben (Satz 1) und entsprechend der besonderen Be-
wertungsnorm des Abs. 2a Satz 2 abgeschrieben wurden (abschließende Regelung), be-
steht uE für eine Aktivierung nachträglicher AHK im Sammelposten, für die nach hM
ohnehin ein funktionaler Zusammenhang mit der Anschaffung erforderlich ist
(s. Anm. 297), kein Raum mehr (aA BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 10;
R 6.13 Abs. 5 Satz 2 EStR: für Erhöhung des Sammelpostens des Wj., in dem die nach-
träglichen Aufwendungen entstanden sind). Eine Einzelbewertung kann daher insoweit
nicht mehr gefordert werden. Dies gilt uE aber nicht, wenn die AHK-Veränderung
noch im Jahr der Investition eintritt.

Kein nachträgliches Unter-/Überschreiten der AHK liegt vor, wenn es sich
bei den angefallen Kosten um Aufwendungen für die Anschaffung eines selb-
ständig nutzungsfähigen WG handelt, für deren Bewertung ohnehin – vor An-
wendung der weiteren Wahlrechte nach Abs. 2, 2a – die Einzelbewertung nach
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 greift.

b) Einzelheiten der Höchst- und Mindestgrenze
Begriff der Anschaffungskosten und der Herstellungskosten: Zum Begriff
der AK s. § 255 Abs. 1 HGB und Anm. 271–303; zu den HK s. § 255 Abs. 2
und Anm. 459–467. Handels- und steuerrechtlich sind diese Begriffe identisch:
s. auch Anm. 271.
Darin enthaltener Vorsteuerbetrag: USt., die dem Stpfl. im Rahmen der AHK
belastet worden ist (sog. Vorsteuer), rechnet, wie auch bei der Abschreibung
nach Abs. 2, nicht zu den AHK iSd. Abs. 2a. Zur Vereinfachung bei der Ermitt-
lung des Vorsteuerbetrages s. Anm. 1311.
Der nach Abs. 1 Nr. 5 bis 6 an deren Stelle (dh. an Stelle der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten) tretende Wert: Der Wortlaut stellt klar,
dass neben Anschaffungen und Herstellungsvorgängen auch Einlagevorgänge
bei Einhaltung der gesetzlichen Grenzen unter die Anwendung des Abs. 2a fal-
len.Der als Einlagewert angesetzte Betrag kann daher unter den Voraussetzun-
gen des Abs. 2a abgesetzt werden. Daneben stellt Abs. 2a Satz 1 klar, dass der
gem. § 6 Abs. 1 Nr. 6 zu ermittelnde Eröffnungsbilanzwert ebenfalls unter Be-
achtung der Höchst- und Mindestgrenzen einer Poolabschreibung zugänglich
ist.
Zum Einlagewert nach Abs. 1 Nr. 5 s. Anm. 1208–1232 und zu Abs. 1 Nr. 6
(Eröffnung eines Betriebs) s. Anm. 1235–1236.

II. Rechtsfolgen der Poolabschreibung

1. Wahlrecht zur Bildung eines Sammelpostens nach Abs. 2a Satz 1
Grundsatz: Abs. 2a Satz 1 enthält nunmehr ein Wahlrechtzur Bildung eines
Sammelpostens im Jahr der Anschaffung, Herstellung oder Einlage des WG mit
den Mindest-/Höchstgrenzen (s. Anm. 1311). Aufgrund der Einfügung des
Wahlrechts in Abs. 2 Satz 1 kann für WG mit AHK bis 410 E auch von der So-
fortabschreibung nach Abs. 2 Gebrauch gemacht werden. Die Rechtslage stellt
sich insofern unter Berücksichtigung von Abs. 2 idF des WaBeG, jedoch ohne
die Einschränkung nach Abs. 2a Satz 5 wie folgt dar (vgl. auch BMF v. 30.9.
2010, BStBl. I 2010, 755; ebenso Pitzke/Wißborn, NWB 2010, 3259), wobei
eine rein betragsmäßige Differenzierung nach Höhe der AHK erfolgt:
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WG mit AHK Grundsatz 1. Alternative 2. Alternative

bis 150 E Aktivierung und
Abschreibung nach § 7

Sofortabschreibung
nach Abs. 2 Satz 1
bzw. Abs. 2a Satz 4

–

von 150,01 bis
410 E

Aktivierung und
Abschreibung nach § 7

Sofortabschreibung
nach Abs. 2 Satz 1

Poolabschreibung
nach Abs. 2a Satz 1

von 410,01 bis
1000 E

Aktivierung und
Abschreibung nach § 7

Poolabschreibung
nach Abs. 2a Satz 1

–

ab 1000,01 E Aktivierung und
Abschreibung nach § 7

– –

Die Option zur Poolabschreibung nach Abs. 2a Satz 1 ist hierbei nicht als Ein-
zel-WG-bezogenes, sondern nur als einheitliches und jahrgangsbezogenes Wahl-
recht ausgestaltet worden (s. Übersicht in Anm. 1250).

2. Höhe der Poolabschreibung (Abs. 2a Satz 2)
Die Poolabschreibung beträgt sowohl im Wj. der Anschaffung, Herstellung oder
Einlage als auch in den folgenden vier Wj. der Bildung jeweils ein Fünftel der
ursprünglichen AK/HK oder des Einlagewerts (Abs. 2a Satz 2). Eine höhere
bzw. niedrigere zeitliche Abschreibungsverteilung als ein Fünftelist daher ebenso
wie die Zugrundelegung einer längeren ND als fünf Jahre für die Abschrei-
bungsverrechnung de iure ausgeschlossen. Siehe zum zwingenden Normcharak-
ter Anm. 1305.
Die Ermittlung der Poolabschreibung gilt dem Wortlaut nach nur für die Ver-
hältnisse im Jahr der Anschaffung, Herstellung oder Einlage. Nachträgliche Än-
derungen der Bemessungsgrundlage für die Poolabschreibung entfalten uE kei-
ne Rückwirkung auf die Höhe der Poolabschreibung; solche Ereignisse sind
vielmehr im Jahr des Eintritts erfolgswirksam zu erfassen (s. Anm. 1311).
Einzelfragen:
E Eine Nachholung in einem späteren Wj. ist nicht zulässig (glA BFH v. 17.3.1982
– I R 144/78, BStBl. II 1982, 545, betr. WG, die aE des Vorjahrs mit einem
Festwert bewertet worden waren). Das entspricht auch dem Rechtscharakter
des Postens als Posten eigener Art sowie dem Vereinfachungszweck der Vor-
schrift (s. Anm. 1303).
E Ein Schrott-/Schlachtwert für im Sammelposten erfasste WG ist für die Ermitt-
lung der Poolabschreibung nicht zu berücksichtigten, da bei dieser Art von WG
nicht mit beträchtlichen Restwerten zu rechnen ist (ebenso BFH v. 22.7.1971,
BStBl. II 1971, 800; BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 9).

3. Unbeachtlichkeit des Ausscheidens eines Wirtschaftsguts aus dem
Betriebsvermögen (Abs. 2a Satz 3)

Grundsatz: Nach Abs. 2a Satz 3 ist es auf die Höhe der Poolabschreibung ohne
Auswirkung, wenn das im Pool bewertete WG aus dem BV ausscheidet. Denk-
bare Fälle des Ausscheidens sind demnach:
– Entnahme,
– Veräußerung,
– Verschrottung oder
– sonstiges Abhandenkommen (Verlust, Diebstahl).
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Nicht als Ausscheiden iSd. Abs. 2a Satz 3 aufgefasst werden kann uE die zu-
lässige Überführung ins Umlaufvermögen. Ob die anschließende Veräußerung
etc. zu einer Auswirkung auf die Poolabschreibung führt, wird davon abhängen,
ob die Überführung ins Umlaufvermögen noch im Jahr der Anschaffung, Her-
stellung oder Einlage oder erst in späteren Jahren erfolgt. Im ersten Fall wird ei-
ne Umwidmung, sofern nachvollziehbar begründet, eine Poolabschreibung
gänzlich vermieden, da diese nur für WG des Anlagevermögens im Erstjahr
greift. Im zweiten Fall ist für WG im Erstjahr bereits ein Sammelposten gebildet
worden, der auch in den Folgejahren wegen der eindeutigen Absetzungspflicht
des Abs. 2a Satz 2 kontinuierlich jeweils um ein Fünftel aufzulösen ist.

4. Wahlrecht zur Abschreibung von WG bis 150 E (Abs. 2a Satz 4)
Sofern das Wahlrecht zur Poolabschreibung für alle WG eines Wj. zulässigerwei-
se in Anspruch genommen wird (s. Anm. 1312), besteht gem. Abs. 2a Satz 4 die
Möglichkeit, die AHK oder der nach Abs. 1 Nr. 5 bis 6 an deren Stelle tretende
Wert von abnutzbaren beweglichen WG des AV, die einer selbständigen Nut-
zung fähig sind, im Wj. der Anschaffung, Herstellung oder Einlage des WG oder
der Eröffnung des Betriebs in voller Höhe als BA abzuziehen. Alternativ besteht
die Möglichkeit, diese Art von WG über deren ND abzuschreiben (ebenso
Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 592, § 6 Rn. 604; aA Kanzler, NWB 2010,
746 [749] mwN: für Sofortabschreibungsgebot). Aus dem vermeintlichen Geset-
zeszweck des Abs. 2 Satz 1 und Abs. 2a Satz 4 heraus ist jedoch unklar, ob das
bis VZ 2007 geltende Wahlrecht zwischen der Sofortabschreibung für gWG bis
410 E und der Abschreibung über die ND durch den Gesetzgeber, das seit dem
UntStRefG 2008 ausgeschlossen war, uneingeschränkt wieder eingeführt wurde.
Der Gesetzgeber hat nämlich nachweislich der Gesetzesbegründung zum
WaBeG nur die Sofortabschreibung für gWG mit AK von mehr als 150 E bis
410 E alternativ zur Poolabschreibung für alle WG von mehr als 150 E und nicht
mehr als 1000 E einführen wollen. Weitergehende Wahlrechte sollten wohl nicht
eingeführt werden (so auch Kanzler, NWB 2010, 746).

Stellungnahme: Die Möglichkeit zur Abschreibung der WG bis 150 E ergibt sich aus
dem Wortlaut des Abs. 2a Satz 1, der dazu führt, dass bei Inanspruchnahme der Pool-
abschreibung für Zwecke des Wahlrechts der Bewertungsfreiheit nicht die 410 E-Gren-
ze des Abs. 2 gilt, sondern die 150 E-Grenze des Abs. 2a Satz 4. Zwar hat der Gesetz-
geber nur zum Ziel gehabt, die Sofortabschreibung wieder einzuführen und alternativ
die Poolabschreibung zuzulassen (s. BTDrucks. 15/15), aber aus den Gesetzesmateria-
lien lassen sich uE keine Hinweise entnehmen, dass die bis 2009 geltende Rechtslage
bei der Poolabschreibung für WG bis 150 E mit dem Sofortabzugsgebot insoweit un-
verändert fortgelten sollte. Ebenso ergeben sich keine weiteren Hinweise für eine Ein-
schränkung des Wahlrechts zwischen der Sofortabschreibung und der Poolabschrei-
bung gem. Abs. 2a Satz 1 iVm. Satz 4 auf WG mit AHK zwischen 150,01 und 410 E.
Insoweit ist der Auffassung der FinVerw. (BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 –
Tz. 2) und Teilen der Literatur zuzustimmen.

5. Einschränkung des Wahlrechts nach Abs. 2a Satz 5
Grundsatz der einheitlichen Ausübung: Allerdings kann der Stpfl. die Pool-
abschreibung nach Abs. 2a Satz 1 für alle in einem Wj. angeschafften, hergestell-
ten oder eingelegten WG mit AHK von 150 bis 1000 E nur insgesamt einheit-
lich ausüben (einheitliches jahrgangsbezogenes Wahlrecht nach Abs. 2a Satz 5;
ebenso Nacke, DB 2009, 2507 [2509]; aA Kanzler, NWB 2010, 746 [751]: Eine
Einschränkung zur einheitlichen Wahlrechtsausübung soll nur für WG mit AHK
von mehr als 150 E und nicht mehr als 410 E gelten; darüber hinausgehende
AHK [bis 1000 E] sollen nach der Poolabschreibung bewertet werden; s. auch
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Anm. 1316). Damit hat der Stpfl. nur folgende jahrgangsbezogene Wahlrechte
(ebenso BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 7):
E Inanspruchnahme: Sofern die Poolabschreibung für alle WG mit AHK von
mehr als 150 E und nicht mehr als 1000 E in Anspruch genommen werden soll,
ist somit nach Abs. 2a Satz 1 iVm. Satz 1 das Wahlrecht zur Sofortabschreibung
nach Abs. 2 für alle in einem Wj. beschafften WG mit AHK von 150,01 bis
410 E abgeschnitten (s. Anm. 1312). Für diese WG kann daher ebenfalls nur die
Poolabschreibung angewendet werden. Unbenommen bleibt dem Stpfl. dabei
aber das Recht zur Sofortabschreibung nach Abs. 2a Satz 4 bzw. alternativ zur
Aktivierung und Abschreibung nach §§ 7 ff. für alle WG bis 150 E (s. Anm. 1316).
E Keine Inanspruchnahme: Sofern die Poolabschreibung für WG mit AHK von
mehr als 410 E und nicht mehr als 1000 E nicht in Anspruch genommen wer-
den soll (s. Anm. 1312), besteht das Wahlrecht zur Sofortabschreibung für alle
in einem Wj. beschafften WG mit AHK bis zu 410 E nach Abs. 2 oder zur Akti-
vierung und Abschreibung nach § 7. Darüber hinaus sind alle WG einzeln mit
den AHK zu bewerten und nach den Grundsätzen des § 7 über die ND abzu-
schreiben.
Einzelfragen:
E Kein Wahlrecht besteht, wenn von vornherein keine wirksame Anschaffung, Her-
stellung oder Einlage vorliegt. Zum Begriff der Anschaffung, Herstellung oder
Einlage s. Anm. 273, 275 und 1214a–1214 f.
E Zeitliche Anforderung an die Wahlrechtsausübung: Allerdings hat die Bildung des
Sammelpostens nicht sofort zu erfolgen. Es genügt, wenn der Sammelposten im
Rahmen der Bilanzaufstellung gebildet wird. Zu den Möglichkeiten der Bilanz-
änderung/-berichtigung s. Anm. 1307.
Abs. 2a beinhaltet die Verpflichtung, für jedes Wj. einen (nicht mehrere) Sam-
melposten zu bilden (sog. jahrgangsbezogener Sammelposten).

Einstweilen frei.
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gung und Beendigung von Treuhandverhältnissen sowie Anteilen an mitunternehmeri-
schen Innengesellschaften – Zur Anwendbarkeit von § 6 Abs. 3 EStG und § 13a ErbStG,
FR 2006, 749; Reiche, Zur Einordnung von Beteiligungen als wesentliche Betriebsgrund-
lagen im Umwandlungssteuerrecht, DStR 2006, 1205; Stamm, Anwendbarkeit der Ge-
samtplanrechtsprechung des BFH auf § 6 Abs. 3 EStG?, StuB 2006, 125;Wälzholz, Neu-
es zur vorweggenommenen Erbfolge von Personengesellschaften – Anmerkungen zum
BMF-Schreiben vom 3.3.2005, MittBayNot. 2006, 113; Damas/Ungemach, Schreck-
gespenst Gesamtplanrechtsprechung?, DStZ 2007, 552; Doege, Aktuelle Beratung von
Mitunternehmerschaften: Betriebsaufspaltung, Abfärbung und Unternehmensnachfolge;
INF 2007, 345; o.V., Neues Schreiben der Finanzverwaltung zu § 6 Abs. 3 EStG, JbFfStR
2007/2008, 623; Brandenberg, Steuerschonende Übertragung bei Personengesellschaften
– Übertragung von Sachgesamtheiten und einzelnen Wirtschaftsgütern, NWB F. 3, 15317
(2008); Kowallik/Merklein/Scheipers, Ertragsteuerliche Beurteilung der Anwachsung
nach den Änderungen des UmwStG aufgrund des SEStEG, DStR 2008, 173; Schulze
zur Wiesche, Anteile an einer Betriebs-GmbH und an der Komplementär-GmbH als we-
sentliche Betriebsgrundlage des Sonderbetriebsvermögens, GmbHR 2008, 238.
Verwaltungsanweisung: BMF v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80; BMF v. 3.3.2005, BStBl. I
2005, 458.

I. Grundinformation

Abs. 3 behandelt die unentgeltliche Übertragung einer betrieblichen Sach-
gesamtheit auf einen anderen Stpfl. Gegenstand der Übertragung ist ein Be-
trieb, Teilbetrieb, Mitunternehmeranteil oder Teil eines Mitunternehmeranteils.
Rechtsfolge des Abs. 3 ist die Bewertung der WG durch den bisherigen Be-
triebsinhaber mit den Buchwerten zum Übertragungszeitpunkt. Es entsteht kein
Übertragungsgewinn. Der Übernehmer hat zwingend die Buchwerte des Rechts-
vorgängers fortzuführen. Ein Wahlrecht auf einen anderen Bewertungsansatz
besteht nicht. Abs. 3 sieht somit beim Übertragenden Gewinnneutralität (Satz 1;
s. Anm. 1380 ff.) und beim Erwerber Fortführung der Buchwerte vor (Satz 3;
s. Anm. 1385 ff.).
Durch Ergänzung des Abs. 3 im Rahmen des UntStFG wurde die steuerneutrale
Behandlung des unentgeltlichen Eintritts einer natürlichen Person in ein beste-
hendes Einzelunternehmen sowie der unentgeltlichen Übertragung des Teils
eines Mitunternehmeranteils auf eine natürliche Person erstmals gesetzlich nor-
miert (Satz 1 Halbs. 2). Weiter wurden Fälle einer unschädlichen Zurückbehal-
tung von SonderBV aufgenommen (Satz 2).
Durchbrechung des Subjektsteuerprinzips: Durch die Bindung des Rechts-
nachfolgers an die Buchwerte des Rechtsvorgängers werden stille Reserven vom
Übertragenden auf den Rechtsnachfolger verlagert. Die Regelung des Abs. 3
führt somit zu einer Durchbrechung des Subjektsteuerprinzips. Durch Anwen-
dung des Abs. 3 wird die Besteuerung mangels Gewinnrealisierung zunächst
vermieden (Realisationsprinzip).
Abgrenzung Aufgabe/Veräußerung der Sachgesamtheit/Entnahme: Die
unentgeltliche Übertragung einer Sachgesamtheit erfüllt weder den Tatbestand
der Veräußerung (Entgeltlichkeit) oder Aufgabe der Sachgesamtheit noch den
Tatbestand der Entnahme (Lösung des betrieblichen Zusammenhangs für ein-
zelne WG, BFH v. 23.4.1971 – IV 201/65, BStBl. II 1971, 686). Die Sach-
gesamtheit wird strechtl. durch den Übernehmer fortgeführt. Eine Gewinnreali-
sierung beim Übergeber liegt deshalb nicht vor (BFH v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89,
BStBl. II 1990, 847; v. 9.5.1996 – IV R 77/95, BStBl. II 1996, 476; v. 2.9.1992 –
XI R 26/91, BFH/NV 1993, 161).
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II. Rechtsentwicklung

1. Gesetzliche Regelung und Vorläuferregelungen
Wahlrecht des § 20 EStG 1925: § 20 EStG 1925 bestimmte, dass der letzte Be-
triebsinhaber in seiner Schlussbilanz den über die Buchwerte hinausgehenden
gemeinen Wert ansetzen oder davon absehen könne und dass der unentgeltlich
Erwerbende an die Schlusswerte seines Rechtsvorgängers gebunden sei. Vom
EStG 1934 an wurde dieses Wahlrecht in die EStDV übernommen (§ 6 Abs. 1
L EStDV 1935, § 5 Abs. 1 EStDB 1939).
Buchwertzwang des § 5 Abs. 1 EStDV 1949/§ 7 Abs. 1 EStDV 1955 ff.: § 5
Abs. 1 EStDV 1949 beseitigte das Wahlrecht und bestimmte für unentgeltliche
Übertragungen eines (Teil-)Betriebs oder Mitunternehmeranteils einen Buch-
wertzwang. Die Regelung des § 5 Abs. 1 EStDV 1949 wurde unverändert in § 7
Abs. 1 EStDV 1955 ff. übernommen.
§ 6 Abs. 3 EStG idF des StEntlG 1999/2000/2002 (Rechtslage ab VZ 1999):
Abs. 3 idF des StEntlG 1999/2000/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402;
BStBl. I 1999, 304) übernahm den Wortlaut des § 7 Abs. 1 EStDV unverändert.
Der Regelungsinhalt war daher auch nach der gesetzlichen Normierung iden-
tisch (BTDrucks. 14/23, 173).
§ 6 Abs. 3 EStG idF des UntStFG: Abs. 3 idF des UntStFG erweitert den An-
wendungsbereich der Vorschrift. Es wird klargestellt, dass sowohl die unentgelt-
liche Aufnahme einer natürlichen Person in ein bestehendes Einzelunternehmen
als auch die unentgeltliche Übertragung eines Teils eines Mitunternehmeranteils
auf eine natürliche Person unter den Anwendungsbereich des Abs. 3 fällt
(BTDrucks. 14/7084). Ferner werden spezielle Regelungen für die Zurückbehal-
tung einzelner WG durch den bisherigen Betriebsinhaber (Mitunternehmer) ge-
troffen (zur Rechtsentwicklung s. auch Wendt, FR 2005, 468).
Da eine gesonderte Anwendungsvorschrift für die Änderungen des Abs. 3 nicht
besteht, ist die neue Fassung des Abs. 3 grundsätzlich erstmals für den VZ 2001
anzuwenden (§ 52 Abs. 1 Satz 1 idF StSenkG v. 23.10.2000; glA BMF v. 3.3.
2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 24; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 430, 435;
aA [Anwendung ab VZ 2002]: Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 471). Die
Änderungen des Abs. 3 sollen nach der Gesetzesbegründung nur klarstellenden
Charakter haben (s. Anm. 1332). Damit kann eine zeitliche Anwendung grund-
sätzlich auch bereits für Zeiträume vor VZ 2001 angenommen werden (Blü-
mich/Ehmcke, § 6 Rn. 1205). Da die 5-jährige Sperrfrist des Satzes 2 jedoch
nicht der bisherigen Rechtspraxis entspricht und damit zumindest insoweit keine
Klarstellung, sondern eine rechtsbegründende Regelung gegeben ist, kann dies-
bezüglich nur die allgemeine Anwendungsregelung maßgebend sein, dh. dass die
Sperrfrist erst bei Übertragungen ab dem VZ 2001 zu beachten ist (Stegemann,
INF 2005, 344; Linklaters Oppenhoff & Rädler, DB 2002, Beilage 1, 27: An-
wendung insoweit ab dem Tag der Verkündigung des Gesetzes, dem 25.12.2001
[Art. 12 Abs. 1 UntStFG]; Wendt, FR 2002, 127: ab Bekanntwerden des Ver-
mittlungsergebnisses; Ernst & Young, Die Fortentwicklung der Unternehmens-
steuerreform, 2002, 107 Rn. 20: ab VZ 2002). Für unentgeltliche Übertragungen
vor dem VZ 2001, bei denen SonderBV nur unterquotal mitübertragen wurde,
ist somit keine Haltefrist zu beachten. Dasselbe gilt für die Begrenzung auf na-
türliche Personen als Erwerber in den Fällen des Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2. Die
FinVerw. lässt auf gemeinsamen Antrag von Übertragendem und Übernehmen-
dem eine Anwendung der Regelungen des Satz 1 Halbs. 2 und Satz 2 auf Über-
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tragungen vor dem 1.1.2001 allerdings nur unter Beachtung der Sperrfristen zu
(aA Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448; Neufang, BB 2005, 1595; nach
Auffassung von Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554 ist dies begünstigend, da die
Teilanteilsübertragung vor dem 1.1.2001 dem Kongruenzgebot unterlag; ebenso
BFH v. 10.6.2008 – VIII R 79/05, BFH/NV 2008, 1735 betr. § 16). Eine Aus-
nahme soll dann bestehen, wenn der übernommene Mitunternehmeranteil vom
Übernehmenden bereits vor dem 1.1.2002 wieder veräußert oder entnommen
wurde. Für überquotale Übertragungen vor dem 1.1.2001 kann auf gemein-
samen Antrag von der Aufteilung des überquotal übertragenen BV in einen Vor-
gang nach Abs. 5 abgesehen werden und der gesamte Übertragungsvorgang
unter Abs, 3 subsumiert werden (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 24;
Kai, DB 2005, 794; Wendt, FR 2005, 468).

2. Grund für die gesetzliche Regelung
Steuerneutrale Übertragung betrieblicher Sachgesamtheiten: Mit dem
UmwG und dem UmwStG hat der Gesetzgeber für die Umstrukturierung eines
Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils als Sachgesamtheit gesetzliche
Begünstigungsregelungen geschaffen, die eine erfolgsneutrale Umstrukturierung
ermöglichen. Weitere nicht gesetzlich geregelte Begünstigungen waren darüber
hinaus grundsätzlich nicht gewollt. Eine entsprechende Begünstigung ist nach
Auffassung des Gesetzgebers jedoch auch bei der unentgeltlichen Übertragung
einer betrieblichen Sachgesamtheit sachgerecht. Im Wege einer gesetzlichen Be-
reinigung aller Fälle, in denen Sachgesamtheiten übertragen werden, wurde des-
halb durch das StEntlG 1999/2000/2002 der Regelungsinhalt des § 7 Abs. 1
EStDV in das EStG übernommen (BTDrucks. 14/23, 172 f.).
Grund für die Erweiterung des Anwendungsbereichs: Hintergrund für die
Erweiterung des Abs. 3 war, dass die bisherige Besteuerungspraxis bei Aufnah-
me eines Sozius in ein bestehendes Einzelunternehmen sowie bei unentgelt-
licher Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils durch eine gesetzliche
Klarstellung abgesichert werden sollte (BTDrucks. 14/6882, 14/7084). Um die
schrittweise Heranführung der Nachfolgegeneration an das Unternehmen zu er-
leichtern, wurde durch die Gesetzesänderung klargestellt, dass auch die unent-
geltliche Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils und die unentgelt-
liche Aufnahme einer natürlichen Person in ein Einzelunternehmen vom Buch-
wertprivileg des Abs. 3 erfasst werden soll. Um im mittelständischen Bereich
den gleitenden Generationenübergang nicht zu behindern, wurde zudem gesetz-
lich geregelt, dass die Zurückbehaltung von SonderBV für die Anwendung des
Abs. 3 unter bestimmten einschränkenden Voraussetzungen unschädlich ist
(BTDrucks. 14/7084; zur Rechtsentwicklung s. auch Anm. 1365 f., 1368;
Wendt, FR 2005, 468).

III. Bedeutung der Vorschrift

Zielsetzung des Abs. 3 ist analog zum UmwStG die Fortführung und der Erhalt
betrieblicher Einheiten. Ohne Aufdeckung der stillen Reserven aufgrund einer
Gegenleistung ist in Übertragungsfällen, in denen eine betriebliche Sachgesamt-
heit als solche bestehen bleibt und vom Rechtsnachfolger unverändert fort-
geführt werden kann, ein stl. Zugriff wegen der Kontinuität der Sachgesamtheit
unerwünscht (Tiedtke/Wälzholz, DB 1999, 2026) und ein Verzicht auf die
Versteuerung der stillen Reserven gerechtfertigt (BFH v. 9.5.1996 – IV R 77/95,
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BStBl. II 1996, 476). Entsprechend dem Rechtsgedanken der ununterbrochenen
Betriebsfortführung wird die unentgeltliche Übertragung eines Betriebs, Teil-
betriebs oder (anteiligen) Mitunternehmeranteils nicht als eine Betriebseinstellung
seitens des bisherigen Betriebsinhabers behandelt, die zu einer Gewinnrealisie-
rung durch Betriebsaufgabe führt, sondern als gewinnneutrale Fortsetzung der
betrieblichen Tätigkeit durch den Rechtsnachfolger, der an die Buchwerte des
Rechtsvorgängers gebunden ist (Gebel, DStR 1998, 269; Röhrig, EStB 1999,
247).

IV. Geltungsbereich des Abs. 3

1. Sachlicher Geltungsbereich
Rechtsgeschäftliche Übertragung und Erbfall: Abs. 3 regelt seinem Wort-
laut nach nur die rechtsgeschäftliche Übertragung (Schenkung, unentgeltliche
Übertragungen im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge, Herausgabe an
einen Vermächtnisnehmer). Es wird jedoch von der Rspr. und der hM aner-
kannt, dass auch der Erbfall unter Abs. 3 fällt (BFH v. 20.7.2005 – X R 22/02,
BStBl. II 2006, 475); s. Anm. 1370 ff.
Gesellschaftsrechtliche Vorgänge: Grundsätzlich ist Abs. 3 auf gesellschafts-
rechtl. Vorgänge nicht anzuwenden. Dies gilt zB für die Realteilung (BFH v.
19.1.1982 – VIII R 21/77, BStBl. II 1982, 456) und die verdeckte Einlage. Über
§ 16 Abs. 3 Satz 2 Halbs. 2 war Abs. 3 jedoch ausdrücklich für Realteilungen,
die nach dem 31.12.1998 und vor dem 1.1.2001 erfolgten, entsprechend anzu-
wenden, soweit sie auf die Übertragung von Teilbetrieben und Mitunternehmer-
anteilen gerichtet waren (nun eigenständige Buchwertfortführung in § 16 Abs. 3
Satz 2 vorgesehen; s. § 16 Anm. 440 ff.). Zur Behandlung der verdeckten Ein-
lage s. Anm. 1375 und zur Anwachsung s. Anm. 1377. Bisher war str., ob Abs. 3
auch die unentgeltliche Aufnahme in ein Einzelunternehmen erfasst. Seit Erwei-
terung des Abs. 3 durch das UntStFG fällt dieser Vorgang nun ausdrücklich un-
ter Abs. 3 (s. Anm. 1368).

2. Persönlicher Geltungsbereich
Übertragender: Die Regelung ist für die unentgeltliche Übertragung einer
Sachgesamtheit durch eine natürliche Person oder PersGes. und grundsätzlich
auch durch eine KapGes. anzuwenden. Die unentgeltliche Übertragung einer
Sachgesamtheit durch eine KapGes. wird allerdings idR den Tatbestand einer
vGA erfüllen (s. Anm. 1336 und 1378).
Übernehmender bei einem Erwerb iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1 (Teil-/Betrieb
oder ganzer Mitunternehmeranteil) kann eine natürliche Person, eine PersGes.
oder eine juristische Person sein. Die unentgeltliche Übertragung einer Sach-
gesamtheit iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 (Teil eines Mitunternehmeranteils/Auf-
nahme in ein Einzelunternehmen) auf eine PersGes. oder eine KapGes. erfüllt
die Voraussetzungen des Abs. 3 Satz 1 dagegen nicht, da die Anwendung inso-
weit auf die Übertragung auf eine natürliche Person beschränkt ist (s. Anm. 1365,
1368). Bei der unentgeltlichen Übertragung einer Sachgesamtheit iSd. Abs. 3
Satz 1 auf eine KapGes. wird idR der Tatbestand einer verdeckten Einlage er-
füllt sein (s. Anm. 1336, 1375).
KGaA: Da der persönlich haftende Gesellschafter einer KGaA nach Auffassung
des BFH wie ein Mitunternehmer zu behandeln ist (BFH v. 21.6.1989 – X R
14/88, BStBl. II 1989, 881 mwN), ist Abs. 3 auch auf die unentgeltliche Über-

§ 6 Anm. 1333–1335 Abs. 3: Unentgeltl. Übertragung eines Betriebs,

1334

1335



HHR Lfg. 239 Januar 2010 Gratz

tragung seines Anteils an der KGaA entsprechend anzuwenden (Emmrich/
Kloster, GmbHR 2005, 448; Rödder/Schumacher, DStR 2001, 1634; Ernst &
Young, Die Fortentwicklung der Unternehmenssteuerreform, 2002, 104 Rn. 9;
LBP/Hörger, § 16 Rn. 207).
Anwendung unabhängig von der Gewinnermittlungsart: Abs. 3 ist auch auf
Fälle anwendbar, bei denen der Gewinn durch Einnahmen-Überschussrechnung
nach § 4 Abs. 3 ermittelt wird (OFD Düss. v. 9.9.1999, DB 1999, 1980; s. auch
Anm. 1380). Abs. 3 ist auf alle betrieblichen Einkunftsarten iSd. § 2 Abs. 1
Nr. 1–3 anzuwenden.

V. Verhältnis zu anderen Vorschriften

Verhältnis zu § 16: § 16 ist regelmäßig die speziellere Norm und geht Abs. 3
vor. Wird ein WG im Rahmen der Betriebsveräußerung oder -aufgabe iSd. § 16
Abs. 1 oder 3 übertragen oder in das PV überführt, richtet sich die Beurteilung
regelmäßig nach den in § 16 festgelegten Bewertungsvorschriften. Abs. 3 ist aus-
nahmsweise für den Fall anzuwenden, dass nach § 16 Abs. 3 nur deshalb eine
Betriebsaufgabe vorliegen würde, weil im Zuge der unentgeltlichen Übertragung
der Sachgesamtheit zwar quantitativ wesentliche, aber funktional unwesentliche
WG nicht übertragen werden, wenn der Betrieb gleichzeitig durch den Überneh-
menden fortgeführt wird (FG Nürnb. v. 13.9.2000, EFG 2001, 566, rkr.). Wur-
den im Fall einer Realteilung nach dem 31.12.1998 und vor dem 1.1.2001 Teil-
betriebe oder Mitunternehmeranteile übertragen, ordnete § 16 Abs. 3 Satz 2
Halbs. 2 idF des StEntlG 1999/2000/2002 ausdrücklich die entsprechende An-
wendung der Bewertungsvorschrift des Abs. 3 an. Für Realteilungen ab dem
1.1.2001 sind inzwischen in § 16 Abs. 3 Satz 2 idF des UntStFG spezielle Be-
wertungsregelungen enthalten. Eine entsprechende Anwendung des Abs. 3 ist
nicht mehr vorgesehen (s. § 16 Anm. 440 ff.).
Verhältnis zu § 6 Abs. 4: Anders als Abs. 3, der nur für die unentgeltliche
Übertragung von Sachgesamtheiten anwendbar ist, betrifft Abs. 4 nur die unent-
geltliche Übertragung einzelner WG. Die Veranlassung der Übertragung sowohl
beim Übertragenden als auch beim Übernehmenden (betrieblich oder privat)
spielt im Anwendungsbereich des Abs. 3 keine Rolle. Abs. 4 stellt dagegen da-
rauf ab, dass beim Erwerber betriebliche Gründe für die Übertragung des WG
gegeben sind (s. auch Anm. 1426).
Verhältnis zu § 6 Abs. 5: Zum Konkurrenzverhältnis s. Anm. 1364.
Verhältnis zu § 6 Abs. 6: Abs. 6 betrifft die Übertragung einzelner WG im We-
ge des Tauschs. Eine Anwendungskonkurrenz mit Abs. 3 ergibt sich nicht, da
Abs. 3 zum einen nur bei der Übertragung von Sachgesamtheiten und zum an-
deren nur im Fall unentgeltlicher Übertragungen anwendbar ist. Ein Tausch
stellt gerade keinen unentgeltlichen, sondern grundsätzlich einen entgeltlichen
Vorgang dar.
Verhältnis zum UmwStG: Da spezielle strechtl. Bewertungsvorschriften ge-
genüber § 6 vorrangig sind, gehen §§ 20, 24 UmwStG Abs. 3 vor (Schmidt/
Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 18, 480; Breitenbach/Van Lishaut, DB 1999,
1234: UmwStG als lex specialis). Die Übertragung einer Sachgesamtheit iSd.
§§ 20, 24 UmwStG setzt jedoch die Gewährung von Gesellschaftsrechten vo-
raus, dh. die betroffenen Vorgänge sind nicht unentgeltlich, so dass es grund-
sätzlich nicht zu Überschneidungen kommt. Zu Besonderheiten bei der Auf-
nahme einer natürlichen Person in ein Einzelunternehmen s. aber Anm. 1368
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(s. auch Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.1). Der Vorrang gilt grundsätzlich auch für
alle anderen Vorschriften des UmwStG.
Verhältnis zu den Regelungen über verdeckte Einlagen in bzw. verdeckte
Gewinnausschüttungen eine/r Kapitalgesellschaft: Zum Vorrang der ver-
deckten Einlage s. Anm. 1375. Auch die Regelungen über die vGA gehen Abs. 3
vor (s. Anm. 1378).

VI. Verfahrensfragen

1. Feststellungsfragen
Zuständig für die Beurteilung der Frage, ob Abs. 3 anwendbar ist, dh. ob ein Be-
trieb oder ein Teilbetrieb übertragen worden ist, sind unabhängig voneinander
die BetriebsFÄ des Übertragenden und des Erwerbers. Widersprechende Beur-
teilungen sind danach möglich und nur durch Verständigung der FÄ untereinan-
der zu vermeiden. Bei der Übertragung eines (anteiligen) Mitunternehmeranteils
hat dagegen allein das BetriebsFA, das für die gesonderte und einheitliche Fest-
stellung der Mitunternehmerschaft zuständig ist, zu prüfen, ob die Vorausset-
zungen des Abs. 3 gegeben sind.

2. Nachträgliche schädliche Verfügungen als rückwirkendes Ereignis
Satz 2 sieht eine Nachversteuerung vor, wenn innerhalb von 5 Jahren nach der
unentgeltlichen Übertragung schädliche Verfügungen getroffen werden (s. hier-
zu Anm. 1369c, 1388 f.). Die Veranlagungen von Übertragendem und Überneh-
mer sind in diesem Fall nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu ändern.

Einstweilen frei.

B. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen des Abs. 3

I. Gegenstand der Übertragung nach Satz 1

1. Sachgesamtheiten im Sinne der Vorschrift
Sachgesamtheit: Gegenstand der von der Vorschrift erfassten unentgeltlichen
Übertragung iSd. Abs. 3 Satz 1 ist ein Betrieb, ein Teilbetrieb oder der Anteil ei-
nes Mitunternehmers an einem Betrieb. Es handelt sich hierbei jeweils um eine
Einheit von WG (Sachgesamtheit) einer selbständigen Organisationseinheit, die
in ihrer Zusammenfassung dem (Teil-)Betrieb oder dem Mitunternehmeranteil
entspricht. Als Übertragung einer Sachgesamtheit gilt nach Abs. 3 Satz 1
Halbs. 2 auch die unentgeltliche Aufnahme einer natürlichen Person in ein be-
stehendes Einzelunternehmen sowie die unentgeltliche Übertragung eines Teils
eines Mitunternehmeranteils auf eine natürliche Person.
Ähnlichkeit mit Sacheinlage iSd. UmwStG: Die Übertragung nach Abs. 3
wird durch den Gesetzgeber in die Nähe der Sacheinlagetatbestände des
UmwStG gerückt (BTDrucks. 14/23, 173: „Die Übertragung eines Betriebs,
Teilbetriebs oder eines Mitunternehmeranteils als Sachgesamtheit ist nach den
Regeln des Umwandlungssteuerrechts ohne Aufdeckung der stillen Reserven
möglich; eine entsprechende Begünstigung bei unentgeltlicher Übertragung ist
damit sachgerecht...“). Nach den §§ 20 Abs. 1 Satz 1, 24 Abs. 1 UmwStG sind
Einbringungsgegenstände wie in Abs. 3 auch (Teil-)Betriebe und (Teil-)Mit-

§ 6 Anm. 1336–1340 Abs. 3: Unentgeltl. Übertragung eines Betriebs,

1337

1338

1339

1340



HHR Lfg. 239 Januar 2010 Gratz

unternehmeranteile (Schmitt/Hörtnagl/Stratz V. § 20 UmwStG Rn. 12, 80,
133, 154 und § 24 UmwStG Rn. 58, 63). Die beiden Vorgänge unterscheiden
sich jedoch sowohl hinsichtlich der Gegenleistung für die Übertragung als auch
hinsichtlich der Rechtsfolgen (Wahlrechte nach UmwStG).
Begriff der Sachgesamtheit: Der Begriff der Sachgesamtheit ist, da Gründe
für eine unterschiedliche Behandlung nicht vorliegen, nach hM aus der Rspr. zu
§§ 14, 16, 18 EStG, §§ 15, 20, 24 UmwStG abzuleiten (BFH v. 19.2.1976 – IV R
179/72, BStBl. II 1976, 415; v. 12.4.1989 – I R 105/85, BStBl. II 1989, 653;
v. 2.9.1992 – XI R 216/91, BFH/NV 1993, 161; Schmidt/Wacker XXVIII.
§ 16 Rn. 141 zu Teilbetrieb, Rn. 404 zu Mitunternehmeranteil; LBP/Hörger,
§ 16 Rn. 20; Korn/Strahl, § 6 Rn. 471; krit. Hermstädt, BB 1988, 529; aber
Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 141 abstellend auf die normspezifische
Auslegung von Rechtsbegriffen wie in BFH v. 2.10.1997 – IV R 84/96,
BStBl. II 1998, 104; zur normspezifischen Auslegung des Begriffs der wesent-
lichen Betriebsgrundlage s. Anm. 1345).
Handlungs- und Zustandstatbestand: Der Begriff der Sachgesamtheit in
Abs. 3 erfüllt sowohl einen Handlungs- als auch einen Zustandstatbestand. Ei-
nerseits ist der Begriff der Sachgesamtheit gegenstandsbezogen zu verstehen.
Hierbei erfüllt die Summe der wesentlichen Betriebsgrundlagen den Zustands-
tatbestand. Da die Sachgesamtheit zugleich tätigkeitsbezogen zu verstehen ist,
muss die Betätigung mittels dieser Betriebsgrundlagen als Handlungstatbestand
hinzukommen (vgl. BFH v. 2.9.1992 – XI R 26/91, BFH/NV 1993, 161, sowie
o.V., StBp. 1993, 20; glA KSM/Reiss, § 16 Rn. B 224 betr. Betrieb: Zustandstat-
bestand – Gewerbebetrieb als Vermögen, Handlungstatbestand – Gewerbe-
betrieb als Nutzung des Vermögens durch Tätigkeit; KSM/Werndl, § 6
Rn. J 13). Eine Ausnahme besteht allerdings bei Betrieben der Land- und Forst-
wirtschaft. Hier wird ausschließlich auf den Zustandstatbestand abgestellt,
s. Anm. 1351. Zu Besonderheiten bei Mitunternehmeranteilen s. Anm. 1351
und 1361 ff.; § 16 Anm. 110.
Betriebliche Organisationseinheit: Von Abs. 3 werden Sachgesamtheiten, die
der Erzielung von Gewinneinkünften iSd. § 2 Abs. 2 Nr. 1 dienen, also einer
land- und forstwirtschaftlichen, gewerblichen oder selbständigen Arbeit gewid-
met sind, erfasst.
Auch eine gewerblich geprägte PersGes. iSd. § 15 Abs. 3 Nr. 2 und das ver-
mögensverwaltende Besitzunternehmen im Rahmen einer Betriebsaufspaltung
erfüllen unabhängig von der konkreten Tätigkeit den Begriff der Sachgesamtheit
iSd. Abs. 3 (Schmitt/Hörtnagl/Stratz V. § 20 UmwStG Rn. 16). Dasselbe gilt
für den ruhenden Gewerbebetrieb, dh. auch ein verpachteter Betrieb kann über-
tragen werden, wenn noch keine Aufgabeerklärung abgegeben worden ist (BFH
v. 20.6.1989 – VIII R 100/86, BFH/NV 1990, 102 zu § 24 UmwStG; zur Pro-
blematik bei Teilbetrieben s. aber Anm. 1356). Sachgesamtheiten, die allein der
Vermögensverwaltung dienen und damit keine Gewinneinkünfte erzielen, sind
nicht Sachgesamtheit iSd. Vorschrift.
Umfang der Sachgesamtheit: Die Sachgesamtheit iSv. Satz 1 wird grundsätz-
lich durch die Summe sämtlicher WG des (Teil-)Betriebs oder Mitunternehmer-
anteils bestimmt. Hierbei ist zu unterscheiden zwischen wesentlichen Bestand-
teilen, die bei einer Übertragung im Rahmen des Abs. 3 übertragen werden
müssen (wesentliche Betriebsgrundlagen) und nicht wesentlichen Bestandteilen,
die zwar nicht mitübertragen werden müssen, die jedoch im Fall einer Übertra-
gung ebenfalls unter Abs. 3 fallen (nicht wesentliche Betriebsgrundlagen); zur
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Abgrenzung s. Anm. 1345. Bei der Übertragung des Teils eines Mitunterneh-
meranteils gelten Besonderheiten, s. Anm. 1365 ff.
Abgrenzung zur Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter: Abs. 3 erfasst
nur die Übertragung von Sachgesamtheiten und ist somit auf die Übertragung
einzelner WG nicht anzuwenden. Liegt keine Sachgesamtheit vor, handelt es
sich um die Übertragung einzelner WG. Wird die bisherige Tätigkeit nicht auf-
gegeben, sondern in derselben oder einer veränderten Form fortgeführt, liegt ei-
ne Übertragung einzelner WG vor, auch wenn die übertragenen WG wesent-
liche Betriebsgrundlagen darstellen (BFH v. 3.10.1984 – I R 119/81, BStBl. II
1985, 245 betr. Veräußerung, s. auch Anm. 1351). Dasselbe gilt, wenn nicht alle
wesentlichen Betriebsgrundlagen übertragen werden, auch wenn die bisherige
Tätigkeit beendet wird (s. auch Anm. 1346). Zu den Rechtsfolgen s. Anm. 1381
beim Übertragenden, Anm. 1385 beim Erwerbenden.
Maßgebender Zeitpunkt: Bei der Prüfung, ob die Voraussetzungen einer
Sachgesamtheit vorliegen, sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der Übertragung
des wirtschaftlichen Eigentums, nicht des Kausalgeschäfts, maßgebend (BFH v.
3.10.1984 – I R 119/81, BStBl. II 1985, 245 betr. Betriebsveräußerung; aA
Tiedtke, FR 1985, 299; krit. Tiedtke/Wälzholz, DStZ 2000, 127 mwN: Kau-
salgeschäft maßgebend).
Verhältnisse beim Übertragenden: Ob die Voraussetzungen einer Sach-
gesamtheit erfüllt sind, ist nach den Verhältnissen beim Übertragenden zu ent-
scheiden, dh. bereits beim Übertragenden muss eine (begünstigte) Sachgesamt-
heit in der Form eines (Teil-)Betriebs oder (anteiligen) Mitunternehmeranteils
vorliegen. Abs. 3 ist nicht anzuwenden, wenn durch die Übertragung erst beim
Übernehmenden eine Sachgesamtheit entsteht (BFH v. 18.10.1999 – GrS 2/98,
BStBl. II 2000, 123); s. auch Anm. 1346.

2. Tatbestandsmerkmal: Übertragung der Sachgesamtheit
Die Übertragung einer Sachgesamtheit liegt vor, wenn alle wesentlichen Betriebs-
grundlagen, insbes. auch die Betriebsorganisation, der Kundenstamm und die
sonstigen immateriellen Werte in einem einheitlichen Vorgang auf einen anderen
als den bisherigen Inhaber übergehen, so dass die betriebliche Funktionseinheit
als lebender Organismus von dem Übernehmer fortgeführt werden kann.
Übertragung aller wesentlichen Betriebsgrundlagen: Die Übertragung der
Sachgesamtheit nach Satz 1 erfordert die Aufgabe des Zustandstatbestands (s.
Anm. 1345 ff.). Das bedeutet, dass alle wesentlichen Betriebsgrundlagen übertra-
gen werden müssen; vorbehaltlich der Sonderregelung in Satz 2 (s. Anm. 1369 ff.).
Eine Übertragung aller, dh. auch der nicht wesentlichen Betriebsgrundlagen
wird nicht gefordert.
Einheitlicher Übertragungsakt: Voraussetzung ist, dass alle wesentlichen Be-
triebsgrundlagen durch einen einheitlichen Übertragungsakt überführt werden.
E Mehrere Übertragungsakte: Ein einheitlicher Vorgang ist auch gegeben, wenn
sich die Übertragung in mehreren Übertragungsakten vollzieht, die auf einem
Kausalgeschäft beruhen. Die Erfüllung des einen Kausalgeschäfts durch Über-
tragung des wirtschaftlichen Eigentums an den wesentlichen Betriebsgrundlagen
stellt hierbei den einheitlichen Vorgang dar.
E Mehrere Kausalgeschäfte: Auch wenn mehrere Kausalgeschäfte (schrittweise
Übertragung) gegeben sind, kann ein einheitlicher Vorgang vorliegen, wenn zwi-
schen diesen beruhend auf einem einheitlichen Willensentschluss ein enger sach-
licher und zeitlicher Zusammenhang besteht.

§ 6 Anm. 1340–1341 Abs. 3: Unentgeltl. Übertragung eines Betriebs,
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BFH v. 12.4.1989 – I R 105/85, BStBl. II 1989, 653: Zeitraum 25 Monate, einheitlicher
Vorgang nur noch dann, „wenn die einzelnen Übertragungsvorgänge durch einen ein-
heitlichen Willensentschluß und besondere Tatumstände umklammert werden“; BFH
v. 14.7.1993 – X R 74–75/90, BStBl. II 1994, 15 betr. § 7 EStDV: rund 2 Jahre;
Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 121: 2 Jahre bedenklich für § 16, nicht für Abs. 3;
LBP/Hörger, § 16 Rn. 32: Frist grundsätzlich anzuerkennen, da es entscheidend auf
den einheitlichen Willensentschluss ankommt. Beträgt der zeitliche Abstand zwischen
dem ersten und letzten Übertragungsvorgang rund drei Jahre, kann ein einheitlicher
Übertragungsakt nicht mehr bejaht werden, BFH v. 2.9.1992 – XI R 26/91, BFH/NV
1993, 161: im Urteilsfall waren die einzelnen Übertragungsakte allerdings nicht durch
einen einheitlichen Willensentschluss und besondere Tatumstände verklammert; FG
Köln v. 26.10.1995, EFG 1996, 468, rkr.: Übertragung eines LuF-Betriebs durch zwei
29 Monate auseinander liegende Einzelakte kann einheitliche Übertragung iSd. Abs. 3
sein, wenn besonders starker sachlicher Zusammenhang, hier begründet zT in Höfe-
ordnung; aber FG München v. 12.11.2003, EFG 2004, 496, rkr. durch BFH v. 20.5.
2005 – VIII R 103/03, BFH/NV 2005, 1830): einheitlicher Vorgang trotz zeitlichem
Abstand der Übertragungen von 6 Jahren bei schriftlich geplanter Übertragung auf-
grund einheitlichen Willensentschlusses (krit. Anm. Classen, EFG 2004, 497); FG
Münster v. 22.5.2007, EFG 2008, 200, rkr.: bis zu 28 Monaten; krit. Kanzler, Festschr.
Korn, 2005, 287.

E Verhinderung der („gleichzeitigen“) Übertragung aus rechtlichen Gründen: Ein einheitli-
cher Übertragungsvorgang ist nicht gegeben, wenn der Übertragende aus rechtl.
Gründen, auch wenn er diese nicht zu vertreten hat, daran gehindert ist, alle we-
sentlichen Betriebgrundlagen („gleichzeitig“) zu übertragen (BFH v. 6.5.1999 –
VIII B 78/98, BFH/NV 1999, 1329; aA wohl § 16 Anm. 129).
Übertragung wirtschaftlichen Eigentums: Erforderlich ist die Übertragung
des wirtschaftlichen Eigentums an allen wesentlichen Betriebsgrundlagen (BFH
v. 14.7.1993 – X R 74–75/90, BStBl. II 1994, 15; v. 9.5.1996 – IV R 77/95,
BStBl. II 1996, 476).
E Nießbrauchsvorbehalt: Ein Nießbrauchsvorbehalt begründet idR kein wirtschaft-
liches Eigentum des Übertragenden (s. § 5 Anm. 316).

BFH v. 12.4.1989 – I R 105/85, BStBl. II 1989, 653; v. 26.11.1998 – IV R 39/98,
BStBl. II 1999, 263 mwN auch mit Bsp., in denen wirtschaftliches Eigentum des Nieß-
brauchers gegeben ist; anders BFH v. 8.3.1977 – VIII R 180/74, BStBl. II 1977, 629,
und BFH v. 5.5.1983 – IV R 43/80, BStBl. II 1983, 631: wirtschaftlicher Eigentümer
eines unter Nießbrauchsvorbehalt übertragenen Grundstücks bleibt der Übertragende,
wenn er das Grundstück wirtschaftlich unverändert wie zuvor nutzt.

Dies gilt sowohl, wenn der Nießbrauch an der Sachgesamtheit als solcher vor-
behalten wird (s. auch Anm. 1350, 1360 f.), als auch bei Nießbrauchsvorbehalt
an einzelnen WG des übertragenen BV (s. Anm. 1346, 1361 ff.).
Auch ein unter Nießbrauchsvorbehalt übertragenes WG kann beim Überneh-
menden als gewillkürtes BV behandelt werden mit der Folge, dass alle wesent-
lichen Betriebsgrundlagen in das BV des Erwerbers übergegangen sind (BFH v.
5.7.1984 – IV R 57/82, BStBl. II 1986, 322, mit Anm. LS, DStR 1986, 573;
BFH v. 18.3.1986 – VIII R 316/84, BStBl. II 1986, 713 betr. BV-Eigenschaft ei-
nes mit einem Nießbrauchsvorbehalt belasteten WG). Der Vorbehalt des Nieß-
brauchs an einem Betriebsgrundstück führt weder zur Entnahme des Grund-
stücks noch zur Entnahme des Nießbrauchs (Hess. FG v. 4.7.1980, EFG 1981,
10, rkr.).
E Treuhandschaft: Da der Treugeber regelmäßig als wirtschaftlicher Eigentümer
anzusehen ist (§ 39 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 AO), führt die Übertragung der Treu-
geberstellung zur Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums. Andererseits löst
weder die Begründung noch die Beendigung eines Treuhandverhältnisses stl.
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Folgen aus, wenn die wirtschaftliche Zuordnung des Treuguts unverändert beim
Treugeber bleibt. Die unentgeltliche Begründung einer Vereinbarungstreuhand
fällt wegen Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums unter Abs. 3 (Carlé/
Fuhrmann, FR 2006, 749).
E Einzelfälle: Die Vereinbarung einer Rückfallklausel für bestimmte Fälle steht
der Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums grundsätzlich nicht entgegen.

BFH v. 17.6.1998 – XI R 55/97, BFH/NV 1999, 9 mwN, betr. Übertragung eines Be-
triebsgrundstücks mit Rückübertragungspflicht bei vorzeitiger Betriebsaufgabe; v. 27.1.
1994 – IV R 114/91, BStBl. II 1994, 635 betr. Schenkung einer Unterbeteiligung an
die Kinder unter Vereinbarung einer Rückfallklausel bei Vorversterben; genauso im
Verkaufsfall, Vereinbarung einer Rückkaufoption, v. 25.8.1993 – XI R 6/93, BStBl. II
1994, 23; s. hierzu auch Kempermann, FR 2003, 321 (329).

Hingegen kann die Vereinbarung eines unbegrenzten Rückübertragungsrechts
den Übergang des wirtschaftlichen Eigentums verhindern (BFH v. 16.5.1989 –
VIII R 196/84, BStBl. II 1989, 877 betr. unentgeltliche Übertragung von Mit-
unternehmeranteilen mit der Maßgabe, dass der Schenker die Rückübertragung
jederzeit ohne Angabe von Gründen einseitig veranlassen kann). Die Einräu-
mung eines Optionsrechts reicht zur Begründung wirtschaftlichen Eigentums des
Optionsberechtigten grundsätzlich nicht aus (BFH v. 10.6.1988 – III R 18/85,
BFH/NV 1989, 348 betr. Optionsrecht an einem Grundstück; v. 25.8.1993 – XI
R 6/93, BStBl. II 1994, 23; v. 4.7.2007 – VIII 68/05, BStBl. II 2007, 937).

Einstweilen frei.

3. Zurückbehaltung von Wirtschaftsgütern

a) Begriff der wesentlichen Betriebsgrundlage
Der Begriff der wesentlichen Betriebsgrundlage spielt sowohl in § 16 Abs. 1 und
3 als auch in Abs. 3, im Rahmen der Betriebsaufspaltung und Betriebsverpach-
tung und im UmwStG eine Rolle, s. § 16 Anm. 121, § 15 Anm. 811. Zur Ab-
grenzung wird sowohl eine funktionale (s.u.) als auch eine quantitative Betrach-
tungsweise (s.u.) herangezogen.
Funktionale Betrachtungsweise: Bei der funktionalen Betrachtungsweise
wird auf den tatsächlichen Einsatz des WG im Betriebsablauf abgestellt und die
daraus resultierende Erforderlichkeit für den Unternehmenszweck und das be-
sondere wirtschaftliche Gewicht für die Betriebsführung (BFH v. 19.1.1983 –
I R 57/79, BStBl. II 1983, 312, und v. 24.8.1989 – IV R 135/86, BStBl. II 1989,
1014 unter 5.a; s. ausführlich Wendt, FR 2005, 468). Ausschlaggebend ist die
Art des Betriebs und die Funktion der WG im Betrieb (Schmidt/Wacker
XXVIII. § 16 Rn. 101 ff. mwN; LBP/Hörger, § 16 Rn. 28). Maßgebend sind
die tatsächlichen Verhältnisse des Einzelfalls unter Berücksichtigung der spezi-
fischen Verhältnisse des betreffenden Betriebs (BFH v. 17.4.1997 – VIII R
2/95, BStBl. II 1998, 388; v. 11.10.2007 – X R 39/04, BStBl. II 2008, 220);
s. auch § 16 Anm. 121.
Quantitative Betrachtungsweise: Nach der quantitativen Betrachtungsweise
können auch funktional unbedeutende WG aufgrund des Umfangs der enthalte-
nen stillen Reserven als wesentliche Betriebsgrundlagen anzusehen sein (BFH
v. 13.2.1996 – VIII R 39/92, BStBl. II 1996, 409; v. 2.10.1997 – IV R 84/96,
BStBl. II 1998, 104; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 101: kombiniert funk-
tional-quantitative Betrachtungsweise).
Normspezifische Auslegung im Rahmen des Abs. 3: Nach der Rspr. des
BFH, der Auffassung der FinVerw. und der hM ist der Begriff der wesentlichen

§ 6 Anm. 1341–1345 Abs. 3: Unentgeltl. Übertragung eines Betriebs,
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Betriebsgrundlage normspezifisch auszulegen (BFH v. 24.8.1989 – IV R 135/86,
BStBl. II 1989, 1014; v. 2.10.1997 – IV R 84/96, BStBl. II 1998, 104; v. 4.7.2007
– X R 49/06, BStBl. II 2007, 772; glA Hörger/Schulz, DStR 1998, 233; so be-
reits Hörger, DStR 1987, 349). Zu Abs. 3 vertritt die hM die Auffassung, dass
nur WG nach der sog. funktionalen Betrachtungsweise zu den wesentlichen Be-
triebsgrundlagen gehören.

BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 3; bereits BMF v. 16.8.2000, BStBl. I 2000,
1253; BFH v. 24.8.2000 – IV R 51/98, BStBl. II 2005, 173; v. 27.8.1998 – III R 96/96,
BFH/NV 1999, 758; v. 31.8.1995 – VIII B 21/93, BStBl. II 1995, 890; v. 14.7.1993
– X R 74–75/90, BStBl. II 1994, 15; FG Nürnb. v. 13.9.2000, EFG 2001, 566, rkr.;
Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 477; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 100 f.;
Kirchhof/Reiss VIII. § 16 Rn. 100; Brandenberg, NWB F. 3, 15317 (2008); Hoff-
mann, GmbHR 2002, 236; krit. Schulze zur Wiesche, StBp. 1998, 141; zum früheren
Diskussionsstand Patt, DStR 1998, 190 und Hörger/Schulz, DStR 1998, 233.

Einzelheiten und bedeutende Einzelfälle zur funktionalen Betrachtungs-
weise: s. § 15 Anm. 811 ff. und § 16 Anm. 121; s. auch Wendt, FR 2005, 468.
Maßgebender Zeitpunkt: Maßgebend für die Prüfung, ob ein WG eine we-
sentliche Betriebsgrundlage darstellt, ist der Zeitpunkt der Übertragung des wirt-
schaftlichen Eigentums (s. auch Anm. 1340; Kai, DB 2005, 794 geht allerdings
bei einer im Zeitpunkt der Übertragung bereits beabsichtigten Nutzungsände-
rung von einer Rückwirkung der veränderten Nutzung aus).

b) Zurückbehaltung von wesentlichen Betriebsgrundlagen
Werden wesentliche Betriebsgrundlagen eines (Teil-)Betriebs oder (anteiligen)
Mitunternehmeranteils zurückbehalten, findet Abs. 3 Satz 1 vorbehaltlich der
Sonderregelung in Satz 2 keine Anwendung (BFH v. 14.7.1993 – X R 74–75/90,
BStBl. II 1994, 15; v. 27.8.1998 – III R 96/96, BFH/NV 1999, 758; v. 27.7.1961
– IV 295/60 U, BStBl. III 1961, 514; aber BFH v. 27.8.1998 – III R 96/96,
BFH/NV 1999, 758: Abs. 3 Satz 1 ausnahmsweise möglich, wenn die zurück-
behaltenen Betriebsgrundlagen entweder der relativen oder absoluten Größe
oder dem Wert nach von untergeordneter Bedeutung sind). Es fehlt an der
Grundvoraussetzung der Übertragung einer Sachgesamtheit. Die Rechtsfolgen
des Abs. 3 treten nicht ein; auch nicht insoweit, als BV unentgeltlich übertragen
wird. Dies gilt sowohl in den Fällen, in denen wesentliche Betriebsgrundlagen
ins PV oder in ein anderes BV überführt werden, als auch bei gleichzeitiger Ver-
äußerung an einen Dritten (zu den jeweiligen Rechtsfolgen s. Anm. 1381).
E Gesamtplanrechtsprechung: s. Anm. 1363.
E Nießbrauchsvorbehalt:Wird im Zusammenhang mit der Übertragung einer Sach-
gesamtheit an einzelnen WG, die wesentliche Betriebsgrundlagen darstellen, der
Nießbrauch vorbehalten, handelt es sich nicht um eine Zurückbehaltung von
WG, da der Vorbehaltsnießbraucher idR nicht wirtschaftlicher Eigentümer der
WG bleibt. Abs. 3 ist somit anwendbar (BFH v. 12.4.1989 – I R 105/85,
BStBl. II 1989, 653; MS, KÖSDI 1999, 12138; Bodden, ZEV 1997, 405, s. auch
Anm. 1341, 1362 und 1381).
E (Teilweise) Nutzungsüberlassung: Wenn wesentliche Betriebsgrundlagen nicht
übertragen, aber dem Übernehmenden zur Nutzung überlassen werden, liegt
vorbehaltlich der Sonderregelung des Satzes 2 kein Fall des Abs. 3 Satz 1 vor, da
keine Sachgesamtheit übertragen wird.

BFH v. 27.8.1998 – III R 96/96, BFH/NV 1999, 758; v. 14.7.1993 – X R 74–75/90,
BStBl. II 1994, 15; v. 16.2.1996 – I R 183/94, BStBl. II 1996, 342 zu § 20 UmwStG;
FG Köln v. 21.6.2006, 14 K 506/03, nv., rkr., zu § 20 UmwStG; Korn/Stahl, § 16
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Rn. 41; str., Korn/Strahl, § 6 Rn. 473: zur Vermeidung von bedenklichen Steuerbe-
lastungen ist Abs. 3 unter normspezifischer Auslegung anzuerkennen, wenn der Über-
nehmer den Betrieb mit zur Nutzung überlassenen WG in unveränderter Weise fort-
führt; ebenso Kirchhof/ReissVIII. § 16 Rn. 100; betr. UmwStG: Schmitt/Hörtnagl/
Stratz V. § 20 UmwStG Rn. 71 mwN, 152; aA Sächs. FG 9.9.2008, EFG 2009, 65,
nrkr., Rev. Az. BFH I R 96/08 zu § 15 UmwStG.

E Hofübergabeverträge in Zusammenhang mit der Abfindung weichender Miterben: Eine Ab-
findung weichender Miterben in zeitlichem Zusammenhang mit einer Betriebs-
übertragung ist nach § 14a Abs. 4 stfrei. Abs. 3 ist in diesen Fällen neben § 14a
Abs. 4 anzuwenden. Dies gilt auch für den Fall, dass für die Abfindung ein Teil
des landwirtschaftlichen Grund und Bodens verwendet und somit nicht übertra-
gen und der übertragene Betrieb vom Übernehmer (in verkleinerter Form) fort-
geführt wird. Umfang und Wert der nicht übertragenen Fläche sind nicht zwin-
gend ausschlaggebend (BFH v. 9.5.1996 – IV R 77/95, BStBl. II 1996, 476).
E Sonderbetriebsvermögen mit wesentlichen Betriebsgrundlagen: s. Anm. 1361 ff. und
1366 f..
E Sachleistungsverpflichtungen: s. Anm. 1374.
Verhältnisse beim Übertragenden: Maßgebend sind die Verhältnisse beim
Übertragenden. Es ist unerheblich, ob der Betrieb vom Übernehmenden auch
ohne die nicht mitübertragenen wesentlichen Betriebsgrundlagen als lebender
Organismus fortgeführt werden könnte (BFH v. 16.2.1996 – I R 183/94,
BStBl. II 1996, 342 zu § 20 UmwStG). Ausschlaggebend ist, welche WG beim
Übertragenden zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen gehörten (aA Blumers,
DB 1995, 496; zur späteren Nutzungsänderung Kai, DB 2005, 794).
Zurückbehaltung unwesentlicher Betriebsgrundlagen: Die Übertragung ei-
ner Sachgesamtheit iSd. Abs. 3 Satz 1 erfordert nicht, dass sämtliche WG der
Sachgesamtheit übertragen werden müssen (s. § 16 Anm. 128). Es ist ausrei-
chend, wenn alle wesentlichen Betriebsgrundlagen auf den Rechtsnachfolger
übergehen. Zu den Rechtsfolgen s. Anm. 1381.

Einstweilen frei.

4. Übertragung eines Betriebs

a) Begriffsbestimmung
Der Begriff des Betriebs iSd. Abs. 3 umfasst den gewerblichen, freiberuflichen
oder land- und forstwirtschaftlichen Betrieb. Für die Auslegung des Betriebs-
begriffs kann nach Auffassung der Rspr. und der hM im Rahmen des Abs. 3
nichts anderes gelten als für den entsprechenden Begriff in §§ 16, 18, 14 (s. Vor
§§ 4–7 Anm. 85; vgl. BFH v. 2.9.1992 – XI R 26/91, BFH/NV 1993, 161 betr.
gewerblicher Betrieb). Ein Unterschied besteht hinsichtlich der Definition der
wesentlichen Betriebsgrundlage zur Ermittlung des Umfangs des zu übertragen-
den Betriebs. Während in § 16 eine funktional-quantitative Betrachtungsweise
heranzuziehen ist, ist im Bereich des Abs. 3 ausschließlich die funktionale Be-
trachtungsweise maßgebend (s. Anm. 1345; zum Begriff und den Merkmalen
des Betriebs s. § 16 Anm. 115 ff.).
Überlassung des Nießbrauchs an einem Betrieb: Die Bestellung des Nieß-
brauchs an einem Betrieb führt grundsätzlich dazu, dass zwei selbständige Be-
triebe entstehen, und zwar ein wirtschaftender in der Hand des Nießbrauchs-
berechtigten und ein ruhender in der Hand des Eigentümers – solange die
Betriebsaufgabe nicht erklärt wurde (BFH v. 15.10.1987 – IV R 66/86, BStBl. II
1988, 260; v. 26.2.1987 – IV R 325/84, BStBl. II 1987, 772; s. auch § 2

§ 6 Anm. 1346–1350 Abs. 3: Unentgeltl. Übertragung eines Betriebs,
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Anm. 234; glA KSM/Reiss, § 16 Rn. B 138; Korn, DStR 1999, 1461 [1469]).
Der dingliche Nießbrauch an einem Betrieb stellt somit selbst eine Sachgesamt-
heit dar, für deren Übertragung Abs. 3 anwendbar ist (im Ergebnis auch BFH
v. 4.11.1980 – VIII R 55/77, BStBl. II 1981, 396; Frotscher, § 6 Rn. 463, 467;
krit. Korn/Strahl, § 6 Rn. 481), s. auch Anm. 1351.

b) Übertragung des Betriebs
Die Betriebsübertragung iSd. Abs. 3 erfordert, dass das wirtschaftliche Eigen-
tum an allen wesentlichen Betriebsgrundlagen in einem einheitlichen Vorgang
mit der Möglichkeit der Betriebsfortführung durch den Erwerber (Aufrecht-
erhaltung des geschäftlichen Organismus) auf einen Erwerber übertragen wird
und der Übertragende die mit dem übertragenen BV ausgeübte Tätigkeit aufgibt
(BFH v. 2.9.1992 – XI R 26/91, BFH/NV 1993, 161 mwN; v. 12.4.1989 – I R
105/85, BStBl. II 1989, 653; v. 14.7.1993 – X R 74–75/90, BStBl. II 1994, 15 je-
weils mwN).
Übertragung aller wesentlichen Betriebsgrundlagen: s. Anm. 1345 f.
Einheitlicher Vorgang: s. Anm. 1341.
Übertragung auf einen Erwerber: Die Grundsätze, welche für die Betriebs-
veräußerung iSd. § 16 gelten, sind entspr. anwendbar (s. § 16 Anm. 127).
Rechtsform des Erwerbers: s. Anm. 1334, 1375.
Möglichkeit der Betriebsfortführung durch den Erwerber: Die Grundsätze,
welche für die Betriebsveräußerung iSd. § 16 gelten, sind entspr. anwendbar (s.
§ 16 Anm. 126).
Aufgabe der bisherigen unternehmerischen Betätigung: Der Begriff des
Betriebs ist nicht allein gegenstandsbezogen, sondern zugleich tätigkeitsbezogen
zu verstehen (s. Vor §§ 4–7 Anm. 87; § 16 Anm. 135). Dies erfordert, dass der
Übertragende – zusätzlich zur Übertragung aller wesentlichen Betriebsgrund-
lagen – die bisher ausgeübte Tätigkeit aufgibt (Aufgabe Handlungstatbestand).
Zu weiteren Einzelheiten s. § 16 Anm. 135 ff. und 416 f. betr. entgeltliche Über-
tragung.
E Einstellung bei freiberuflicher Tätigkeit: s. § 18 Anm. 321 betr. entgeltliche Über-
tragung.
E Übertragung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe: Die Aufgabe der bisherigen Tä-
tigkeit ist bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben nach Auffassung der
Rspr. nicht Voraussetzung der Übertragung einer Sachgesamtheit, da der Begriff
der Sachgesamtheit hier mangels Rückgriffs auf § 15 Abs. 2 Satz 1 nicht tätig-
keits-, sondern ausschließlich objektbezogen zu sehen ist. Die Einstellung oder
Beendigung der bisherigen Tätigkeit wird nicht vorausgesetzt. Maßgebend ist
allein, dass das Eigentum an allen wesentlichen Betriebsgrundlagen übergeht
(s. § 14 Anm. 31).
E Nießbrauch: Führt der Übertragende seine bisherige Tätigkeit aufgrund eines
Vorbehaltsnießbrauchs weiter, wurde von der Rspr. für den Bereich der Land-
und Forstwirtschaft die Anwendung des Abs. 3 bejaht (BFH v. 26.2.1987 – IV
R 325/84, BStBl. II 1987, 772; v. 15.10.1987 – IV R 66/86, BStBl. II 1988, 260;
in beiden Urteilen wurde auf das Merkmal der Tätigkeitsbeendigung nicht einge-
gangen; aA Kirchhof/Reiss VIII. § 16 Rn. 54; § 16 Anm. 136 jeweils betr. § 16);
s. auch Anm. 1350, 1381.
E Zeitliche Voraussetzungen: Wenn die Übertragung in mehreren zeitlich aufeinan-
derfolgenden Einzelakten erfolgt, sich also über einen längeren Zeitraum er-
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streckt, muss die Aufgabe der Tätigkeit bei Abschluss der Übertragung, dh. beim
Abschluss des letzten Einzelakts vorliegen (BFH v. 12.4.1989 – I R 105/85,
BStBl. II 1989, 653).
Sachgesamtheit wird beim Erwerber Privatvermögen: Die Übertragung
führt beim Übertragenden auch dann nicht zur Gewinnverwirklichung, wenn
der übertragene Betrieb oder Teilbetrieb in der Hand des Erwerbers PV wird.
Denn der Erwerber tritt in die stl. Rechtsstellung des Überlassenden ein, er er-
wirbt einen Betrieb. Der Übergang in das PV erfolgt durch Entschluss oder we-
gen der Verhältnisse des Erwerbers, nicht seines Rechtsvorgängers; daher sind
dem Erwerber die stl. Wirkungen seines Verhaltens oder seiner Verhältnisse zu-
zurechnen. Die Gewinnverwirklichung erfolgt daher erst beim Empfänger.

GlA BFH v. 3.8.1966 – IV 380/62, BStBl. III 1967, 47; v. 21.5.1970 – IV 344/64,
BStBl. II 1970, 747 betr. Veräußerung eines ererbten Betriebs durch den Erben; v.
29.5.1969 – IV R 238/66, BStBl. II 1969, 614 betr. Erbteilung mit Übergang eines WG
in das PV eines Miterben; v. 26.4.1979 – IV R 108/75, BStBl. II 1979, 732; glA Plü-
ckebaum, INF 1967, 321; Plückebaum, INF 1972, 409, gegen BFH v. 14.4.1967 – VI
9/65, BStBl. III 1967, 391; Plückebaum/Mangold, INF 1969, 17.

Übertragung und Strukturwandel: Abs. 3 ist auch dann anzuwenden, wenn
mit der unentgeltlichen Übertragung der Sachgesamtheit ein Strukturwandel ver-
bunden ist (BFH v. 26.4.1979 – IV R 108/75, BStBl. II 1979, 732 betr. Struktur-
wandel vom Gewerbebetrieb zum landwirtschaftlichen Betrieb).
Unentgeltliche Einräumung des Nießbrauchs an einem Betrieb: Die un-
entgeltliche Einräumung eines Nießbrauchsrechts an einem Betrieb, aufgrund
dessen der Nießbraucher das Unternehmen fortführt, fällt unter Abs. 3. Der
Nutzungsberechtigte tritt, was die Nutzung des BV zur Einkunftserzielung be-
trifft, wie ein Rechtsnachfolger an die Stelle des die Nutzungsberechtigung über-
lassenden Eigentümers (BFH v. 4.11.1980 – VIII R 55/77, BStBl. II 1981, 396;
krit. Korn/Strahl, § 6 Rn. 481).

Einstweilen frei.

5. Übertragung eines Teilbetriebs

a) Begriffsbestimmung
Der Begriff Teilbetrieb ist gesetzlich nicht definiert. Nach hM ist als Teil-
betrieb „ein mit einer gewissen Selbständigkeit ausgestatteter, organisch ge-
schlossener Teil des Gesamtbetriebs zu verstehen, der – für sich betrachtet – al-
le Merkmale eines Betriebs im Sinne des EStG aufweist und für sich allein
lebensfähig ist“. Es muss sich um eine Untereinheit iS eines selbständigen
Zweigbetriebs im Rahmen des Gesamtunternehmens handeln, die als eigenes
Unternehmen bestehen kann (BFH v. 12.4.1989 – I R 105/85, BStBl. II 1989,
653 mwN; s. auch § 16 Anm. 140 und § 18 Anm. 340 ff.).
Normspezifische Auslegung: Nach hM ist der Teilbetriebsbegriff in allen
Normen des Ertragsteuerrechts (Abs. 3, §§ 14, 16, 18 EStG, §§ 15, 20, 24
UmwStG) einheitlich auszulegen; darüber hinaus auch für §§ 13a, 19a ErbStG.
Zugrunde zu legen ist die Rspr. zu § 16 (Schmidt/Wacker XXVIII. § 16
Rn. 141; LBP/Hörger, § 16 Rn. 52; Korn/Strahl, § 16 Rn. 471 jedoch jeweils
unter Hinweis auf normspezifische Besonderheiten; aA Sächs. FG v. 9.9.2008,
EFG 2009, 65, nrkr., Rev. Az. BFH I R 96/08 zu § 15 UmwStG). So ist hin-
sichtlich des Abs. 3 eine rein funktionale Definition der wesentlichen Betriebs-
grundlagen gegenüber einer quantitativ-funktionalen Auslegung im Bereich des
§ 16 maßgebend (s. auch Anm. 1345).

§ 6 Anm. 1351–1355 Abs. 3: Unentgeltl. Übertragung eines Betriebs,
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Teilbetrieb bei verschiedenen Einkunftsarten: Die Definition des gewerb-
lichen Teilbetriebs wird grundsätzlich auch im Bereich einer freiberuflichen Tä-
tigkeit und im Bereich der Land- und Forstwirtschaft herangezogen (BFH v.
22.12.1993 – I R 62/93, BStBl. II 1994, 352 betr. freiberufliche Teilpraxisver-
äußerung). Für eine freiberufliche Teilpraxis sind jedoch die Besonderheiten, die
sich aus der Personenbezogenheit der freiberuflichen Tätigkeit und dem damit
zusammenhängenden begrenzten Wirkungskreis ergeben, zu beachten (s. § 18
Anm. 340 ff.; BFH v. 5.11.1981 – IV R 180/77, BStBl. II 1982, 158; v. 14.5.1970
– IV 136/65, BStBl. II 1970, 566). Die Anforderungen an einen land- und forst-
wirtschaftlichen Teilbetrieb sind weniger streng.
Ähnlichkeit mit anderen Begriffen: s. § 16 Anm. 140.
Abgrenzung des Teilbetriebs: s. § 16 Anm. 140.
Eine 100 %-Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft stellt zwar einen (fikti-
ven) Teilbetrieb iSd. § 16 Abs. 1 Satz 2 dar. Es handelt sich jedoch mangels ent-
sprechender gesetzlicher Regelung nicht um einen Teilbetrieb iSd. Abs. 3.

BFH v. 20.7.2005 – X R 22/02, BStBl. II 2006, 457; H 6.14 EStH; glA Schmidt/Glan-
egger XXVIII. § 6 Rn. 477; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 161; Korn/Stahl,
§ 16 Rn. 70; Korn/Strahl, § 6 Rn. 471.1; Patt in Dötsch/Patt/Pung/Möhlen-
brock, § 24 UmwStG Rn. 43; wohl auch Blumers/Beinert/Witt, BB 1999, 1786;
Hoffmann, DB 2008, 2286 mit Hinweis auf BFH v. 17.7.2008 – I R 77/06, DB 2008,
2281; aA bisher Hörger/Mentel/Schulz, DStR 1999, 565; Haritz/Slabon, GmbHR
1998, 1159; KSM/Reiss, § 16 Rn. B 287; Kirchhof/Fischer VIII. § 6 Rn. 181, und
Kirchhof/Reiss VIII. § 16 Rn. 69, 99: Abs. 3 anwendbar, wenn die Beteiligung beim
Erwerber BV wird); s. auch § 16 Anm. 71 und 160.

b) Merkmale eines Teilbetriebs
Merkmale des Gewerbebetriebs: Da auch ein Teilbetrieb begrifflich ein Be-
trieb ist, muss er alle Merkmale eines Betriebs aufweisen. Zu den Merkmalen ei-
nes Teilbetriebs s. § 16 Anm. 142 ff.
Maßgebender Zeitpunkt für das Vorliegen der Merkmale: Ob die Voraus-
setzungen für das Vorliegen eines Teilbetriebs erfüllt sind, ist im Zeitpunkt der
Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums zu prüfen. Ob die Teilbetriebs-
voraussetzungen vor oder nach diesem Zeitpunkt ebenfalls gegeben sind, ist
nicht maßgeblich (Hermstädt, BB 1979, 96).
Verhältnisse beim Übertragenden: Maßgebend ist, ob der übertragene Be-
triebsteil die Voraussetzungen eines Teilbetriebs beim Übertragenden erfüllt
(BFH v. 19.2.1976 – IV R 179/72, BStBl. II 1976, 415). Ob der Betriebsteil
auch beim Übernehmer einen Teilbetrieb darstellt, ist unerheblich.
Teilbetrieb einer Personengesellschaft: s. § 16 Anm. 156.
Sonderbetriebsvermögen als Teilbetrieb: Zur Qualifizierung von SonderBV
als Teilbetrieb s. Anm. 1362, § 16 Anm. 156 und Vor §§ 4–7 Anm. 91.

c) Übertragung des Teilbetriebs
Die Übertragung eines Teilbetriebs nach Abs. 3 erfordert, dass das wirtschaftli-
che Eigentum an allen wesentlichen Betriebsgrundlagen des Teilbetriebs (BFH
v. 12.4.1989 – I R 105/85, BStBl. II 1989, 653; s. Anm. 1345 f.) in einem einheit-
lichen Vorgang unter Aufrechterhaltung des geschäftlichen Organismus auf ei-
nen Erwerber übertragen wird und der Übertragende seine bisherige betriebliche
Tätigkeit insoweit einstellt (BFH v. 2.9.1992 – XI R 26/91, BFH/NV 1993, 161
mwN; v. 12.4.1989 – I R 105/85, BStBl. II 1989, 653).
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Zurückbehaltung einer wesentlichen Betriebsgrundlage: Die Zurückbehal-
tung sowie die Überführung einer wesentlichen Betriebsgrundlage in den Haupt-
betrieb steht der Annahme einer Teilbetriebsübertragung iSd. Abs. 3 entgegen
(s. auch § 16 Anm. 154 betr. entgeltliche Übertragung). Da die Verhältnisse im
Zeitpunkt der Übertragung maßgebend sind, besteht allerdings grundsätzlich die
Möglichkeit, durch Nutzungsänderung noch vor der Übertragung eine Umwid-
mung der Eigenschaft des WG als wesentliche Betriebsgrundlage des übertrage-
nen Teilbetriebs und eine Zuordnung zum nicht übertragenen Restbetrieb zu er-
reichen; zu unwesentlichen Betriebsgrundlagen s. Anm. 1346.
Wesentliche Betriebsgrundlage dient mehreren Teilbetrieben: Die Grund-
sätze, welche für die Teilbetriebsveräußerung gelten, sind entspr. anzuwenden;
s. § 16 Anm. 154.
Zurückbehaltung von unwesentlichen Betriebsgrundlagen: Eine Zurück-
behaltung von nicht zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen gehörenden WG
ist unschädlich, s. auch Anm. 1346.
Einheitlicher Vorgang: s. im Einzelnen Anm. 1341.
Übertragung auf einen Erwerber: vgl. BFH v. 12.4.1989 – I R 107/85,
BStBl. II 1989, 653; s. dazu Anm. 1351.
Aufrechterhaltung des geschäftlichen Organismus: s. Anm. 1351.
Beendigung der betrieblichen Tätigkeit: Die Grundsätze, welche für die
Teilbetriebsveräußerung gelten, sind entspr. anzuwenden; s. § 16 Anm. 158 und
§ 18 Anm. 342

Einstweilen frei.

6. Übertragung eines ganzen Mitunternehmeranteils

a) Begriffsbestimmung
Abs. 3 ist anzuwenden auf die unentgeltliche Übertragung eines Mitunterneh-
meranteils. Obwohl die Gesetzesformulierung geringfügig von dem Wortlaut
des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 Halbs. 1 und des § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ab-
weicht, kommt es grundsätzlich zu einer einheitlichen Auslegung (Schmidt/
Wacker XXVIII. § 16 Rn. 15, 404, 435; LBP/Hörger, § 16 Rn. 207; Bodden,
FR 1997, 757; Schulze zur Wiesche, FR 1999, 988; Patt/Rasche, DStR 1996,
645; die Rspr. verweist insoweit auf die zu § 16 Abs. 1 ergangenen Urteile: BFH
v. 24.8.2000 – IV R 51/98, BStBl. II 2005, 173; v. 31.8.1995 – VIII B 21/93,
BStBl. II 1995, 890; Schl.-Holst. FG v. 5.11.2008, BB 2009, 267, nrkr., Rev. Az.
BFH IV R 52/08; krit. Gebel, DStR 1998, 269 unter Hinweis auf normspezi-
fische Besonderheiten; genauso Binz/Mayer, DB 2001, 2316;Düll/Fuhrmann/
Eberhard, DStR 2001, 1773; Spiegelberger/Wälzholz, DStR 2002, 1093). Ei-
ne Abweichung besteht allerdings hinsichtlich der Definition der wesentlichen
Betriebsgrundlagen. Im Rahmen des Abs. 3 sind nur funktional wesentliche WG
den wesentlichen Betriebsgrundlagen zuzurechnen (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I
2005, 458 Tz. 3), s. auch Anm. 1345.
Begriff des Mitunternehmeranteils: Mitunternehmeranteil ist die Beteiligung
an einer gewerblichen, freiberuflichen oder land- und forstwirtschaftlichen Mit-
unternehmerschaft. Mitunternehmer ist, wer auf Grund eines Gesellschaftsver-
hältnisses (GbR, Partnerschaftsgesellschaft, OHG, KG, Stille Beteiligung) oder
wirtschaftlich damit vergleichbaren Gemeinschaftsverhältnisses (zB Unterbetei-
ligung, Gütergemeinschaft, Bruchteilsgemeinschaft) zusammen mit anderen Per-
sonen Mitunternehmerinitiative entfalten kann und Mitunternehmerrisiko trägt

§ 6 Anm. 1357–1360 Abs. 3: Unentgeltl. Übertragung eines Betriebs,
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(BFH v. 25.6.1984 – GrS 4/82, BStBl. II 1984, 751; Schmidt/Wacker XXVIII.
§ 15 Rn. 262 ff. mwN; zur Innengesellschaft, wie der atypisch stillen Gesell-
schaft, FG Nürnb. v. 13.9.2000, EFG 2001, 566, rkr.); s. auch § 16 Anm. 228
betr. entgeltliche Übertragung.
E Begriff des Mitunternehmeranteils iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1: Unter Abs. 3 Satz 1
Halbs. 1 fällt nur die Übertragung des gesamten Mitunternehmeranteils.
E Begriff des Mitunternehmeranteils iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2: Die Übertragung ei-
nes Teils eines Mitunternehmeranteils ist in Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 geregelt;
s. hierzu Anm. 1365.
Mitunternehmeranteil an einem im Aufbau befindlichen Betrieb: Der An-
teil an einem im Aufbau befindlichen Betrieb erfüllt die Voraussetzungen für ei-
nen Mitunternehmeranteil und kann damit nach Abs. 3 übertragen werden
(BFH v. 18.2.1993 – IV R 40/92, BStBl. II 1994, 224 betr. § 16).
Nießbrauch am Gesellschaftsanteil: Auch der Nießbraucher an einem Gesell-
schaftsanteil kann – neben dem Gesellschafter – Mitunternehmer sein (BFH v.
1.3.1994 – VIII R 35/92, BStBl. II 1995, 241; Nds. FG v. 22.12.2004, EFG 2005,
639, rkr.; FG Münster v. 19.6.2008, EFG 2008, 1734, nrkr., Rev. Az. BFH II R
44/08; v. 19.6.2008, EFG 2008, 1733, nrkr., Rev. Az. BFH II R 42/08; Felix,
KÖSDI 1995, 10124; Schulze zur Wiesche, DB 2008, 2728; zur Ausgestaltung
des Nießbrauchs Schmidt/Wacker XXVIII. § 15 Rn. 306 ff.; Märkle, FR 1997,
135; Söffing/Jordan, BB 2004, 353; Schulze zur Wiesche, BB 2004, 355). Des-
halb muss auch das Nießbrauchsrecht – genauso wie der Gesellschaftsanteil – im
Rahmen des Abs. 3 als Mitunternehmeranteil übertragen werden können.
Keine Mitunternehmeranteile: Nicht um Mitunternehmeranteile handelt es
sich bei Anteilen an einer PersGes., die weder gewerblich, freiberuflich oder
land- und forstwirtschaftlich tätig oder infiziert noch gewerblich geprägt ist. Dies
gilt auch dann, wenn die Anteile im BV gehalten werden – „Zebra-Gesellschaft“
– (BFH v. 11.4.2005 – GrS 2/02, BStBl. II 2005, 679; v. 17.8.2005 – X R 58/01,
BFH/NV 2006, 230; v. 11.7.1996 – IV R 103/94, BStBl. II 1997, 39 mwN betr.
§ 16; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 405; Reiss, StuW 1986, 232; Groh,
DB 1984, 2373; Schulze zur Wiesche, WPg. 1985, 65; FG Nürnb. v. 16.12.
1987, EFG 1988, 178, rkr.; aA Fichtelmann, INF 1998, 76; im Erg. krit. Nie-
hus, DStZ 2004, 143; s. auch § 16 Anm. 228 betr. entgeltliche Übertragung). Die
unentgeltliche isolierte Übertragung eines derartigen im BV gehaltenen Anteils
fällt nicht unter Abs. 3, wenn nicht die Voraussetzungen eines Teilbetriebs er-
füllt sind. Die Voraussetzungen des Abs. 3 sind dann erfüllt, wenn der Anteil zu-
sammen mit der Übertragung der betrieblichen Sachgesamtheit übertragen wird.
Doppelstöckige Personengesellschaft: Bei einer doppelstöckigen PersGes.
gelten (bei ununterbrochener Mitunternehmerkette) die Gesellschafter der
Obergesellschaft – neben der Obergesellschaft selbst – zugleich als Mitunter-
nehmer der Untergesellschaft (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2; Schmidt/
Wacker XXVIII. § 15 Rn. 610 ff.; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 401;
BFH v. 6.9.2000 – IV R 69/99, BStBl. II 2001, 731: sachl. Anwendungsbereich
auf Sonderbetriebsbereich beschränkt, betr. § 10a GewStG; aA Behrens/Quat-
mann, DStR 2002, 481). Da der Gesellschafter der Obergesellschaft sowohl
über einen Mitunternehmeranteil an der Obergesellschaft als auch über einen
Mitunternehmeranteil an der Untergesellschaft (als Sondermitunternehmer) ver-
fügt, handelt es sich uE bei der Übertragung des Mitunternehmeranteils an der
Obergesellschaft um zwei Übertragungen, für die jeweils gesondert die Anwen-
dung des Abs. 3 zu prüfen ist.
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GlA § 16 Anm. 530, 121 „Mitunternehmeranteile“; LBP/Hörger, § 16 Rn. 138; Ley,
KÖSDI 1997, 11079; wohl ebenso Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 401, 407, 408,
582; aA § 16 Anm. 206; Förster, FR 2002, 649; Schmidt/Hageböke, DB 2003, 790;
Korn/Stahl, § 16 Rn. 119.1; OFD Frankfurt v. 16.11.2007, DB 2008, 265; OFD
Frankfurt v. 9.1.2008 – S 2241 A - 9 - St 213, nv.; OFD Frankfurt v. 15.7.2008 S 2241
A – 99 - St 213, nv.; OFD Koblenz v. 28.2.2007, DStR 2007, 992: einheitlicher Vor-
gang; ergänzt OFD Koblenz v. 15.3.2007 S 2243 A – St 31 3, nv., alle Fundstellen betr.
Veräußerung;Widmann inWidmann/Mayer, § 20 UmwStG (SEStEG) Rn. R 59.

Zum Umfang des Mitunternehmeranteils und zur Übertragung von wesent-
lichem SonderBV bei doppelstöckiger PersGes. s. Anm. 1360a und 1362.
Verhältnisse beim Übertragenden: Die Merkmale des Mitunternehmeranteils
müssen bereits beim Übertragenden erfüllt sein (BFH v. 18.10.1999 – GrS 2/98,
BStBl. II 2000, 123; aA Paus, FR 2000, 605 betr. Veräußerung; aA Winkel-
johann/Stegemann, BB 2005, 1416: rückwirkende Anwendung von Abs. 3
möglich, wenn innerhalb eines zeitlichen und sachlichen Zusammenhangs bei
zurückbehaltenen WG die Voraussetzungen einer funktionalen Wesentlichkeit
entfallen, s. auch Anm. 1340). Entsteht der Mitunternehmeranteil erst durch die
Übertragung, ist Abs. 3 nicht anwendbar, sofern keine Aufnahme in ein Einzel-
unternehmen gegeben ist.

b) Umfang des Mitunternehmeranteils
Der Mitunternehmeranteil wird seinem Umfang nach durch die Beteiligung am
Gesamthandsvermögen und dem SonderBV bestimmt.

BFH v. 24.11.2005 – VIII B 255/04, BFH/NV 2006, 717; v. 6.12.2000 – VIII R
21/00, BStBl. II 2003, 194; v. 24.8.2000 – IV R 51/98, BStBl. II 2005, 173; v. 12.4.
2000 – XI R 35/99, BStBl. II 2001, 26; v. 16.5.1995 – VIII R 18/93, BStBl. II 1995,
714 unter 2.a; v. 31.8.1995 – VIII B 21/93, BStBl. II 1995, 890; Schl.-Holst. FG v.
5.11.2008, BB 2009, 267, nrkr., Rev. Az. BFH IV R 52/08; BFH v. 19.3.1991 – VIII R
76/87, BStBl. II 1991, 635 mwN betr. § 16; v. 2.10.1997 – IV R 84/96, BStBl. II 1998,
104 betr. § 16; v. 12.12.1996 – IV R 77/93, BStBl. II 1998, 180 mwN betr. § 16; v.
16.2.1996 – I R 183/94, BStBl. II 1996, 342 betr. § 20 UmwStG; BMF v. 9.11.2005, IV
B 2 – S 2241 – 39/05, nv.; v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 3; OFD Münster v. 10.9.
2002, DB 2002, 2080; glA Wendt, FR 2005, 468 mwN.; Rogall/Stangl, DStR 2005,
1073 nmN; Märkle, FR 1997, 135; Märkle, DStZ 1997, 233; Märkle, DStR 2000,
797; Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 477; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16
Rn. 407, 435; LBP/Hörger, § 16 Rn. 198 mwN, 207; Korn/Stahl, § 16 Rn. 120; Patt/
Rasche, DStR 1996, 645 mwN; Kempermann, GmbHR 2002, 200; Düll/Fuhrmann/
Eberhard, DStR 2001, 1773; Bodden, FR 1997, 757 mit ausführlicher Darstellung des
Meinungsstreits; Fichtelmann, INF 1998, 76 ebenfalls mit Darstellung des Meinungs-
streits; Althans, BB 1993, 1060; Schulze zur Wiesche, DStZ 1985, 55; Schulze zur
Wiesche, DStZ 2005, 664; Wendt, Stbg. 1999, 1; aA wohl Schön, BB 1988, 1866; krit.
Weber, DB 1991, 2560; aA Tismer/Ossenkopp, FR 1992, 39; krit. Gebel, DStR 1996,
1880; zum Umfang des Mitunternehmeranteils s. auch § 16 Anm. 229.

SonderBV sind einem Mitunternehmer gehörende oder nach § 39 AO zuzurech-
nende WG, die entweder unmittelbar oder mittelbar dem Betrieb der Mitunter-
nehmerschaft oder der Mitunternehmerstellung dienen (Schmidt/Wacker
XXVIII. § 15 Rn. 506 ff. mwN).
Umfang bei doppelstöckiger Personengesellschaft: Der Mitunternehmer-
anteil des Gesellschafters an der Obergesellschaft umfasst seinen Anteil am Ge-
samthandsvermögen der Obergesellschaft und sein SonderBV bei der Oberge-
sellschaft. Der Anteil des (Sonder-)Mitunternehmers an der Untergesellschaft
umfasst seinen mittelbaren Anteil an der Untergesellschaft und sein SonderBV
bei der Untergesellschaft, zB ein von ihm direkt an die Untergesellschaft vermie-
tetes Grundstück (glA Ley, KÖSDI 1997, 11079; LBP/Hörger, § 16 Rn. 198;
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ebenso wohl Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 407; Schmitt/Hörtnagl/
Stratz V. § 20 UmwStG Rn. 147; aA Felix, BB 1994, 690: der Mitunternehmer-
anteil an der Untergesellschaft besteht ausschließlich aus dem SonderBV; glA
Völker, INF 1995, 487; aA Schmidt/Hageböke, DB 2003, 790: Gesellschafter
der OberGes. ist nicht Mitunternehmer bei der UnterGes.).

c) Übertragung des Mitunternehmeranteils
Gegenstand der Übertragung: Strechtl. stellt der Mitunternehmeranteil kein
eigenständiges WG dar (BFH v. 6.7.1995 – IV R 30/93, BStBl. II 1995, 831
mwN; v. 18.2.1993 – IV R 40/92, BStBl. II 1994, 224; v. 12.12.1996 – IV R
73/93, BStBl. II 1998, 180; krit. Gschwendtner, DStR 1993, 817). Deshalb
wird nicht der Mitunternehmeranteil als solcher, sondern werden die ideellen
Anteile des Übertragenden an den einzelnen WG des Gesamthandsvermögens
einschließlich des ggf. mitübertragenen SonderBV übertragen (BFH v. 25.4.1985
– IV R 83/83, BStBl. II 1986, 350; v. 25.2.1991 – GrS 7/89, BStBl. II 1991, 691;
v. 12.12.1996 – IV R 77/93, BStBl. II 1998, 180 mwN; aA KSM/Reiss, § 16
Rn. C 27).
Übertragung aller funktional wesentlichen Betriebsgrundlagen: Die un-
entgeltliche Übertragung eines Mitunternehmeranteils nach Abs. 3 Satz 1 setzt
vorbehaltlich der Sonderregelung in Satz 2 (s. Anm. 1369) voraus, dass alle we-
sentlichen Betriebsgrundlagen (zum Begriff s. Anm. 1345 f.), dh. auch etwa vor-
handene WG des SonderBV, die für die Mitunternehmerschaft funktional we-
sentlich sind, also zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen gehören, ebenfalls
auf den Erwerber mitübertragen werden (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458
Rn. 3; v. 6.3.1996, FR 1996, 295; Rspr.-Nachweise und weitere Fundstellen s.u.).
Aufgabe der bisherigen unternehmerischen Betätigung: Bei der Übertra-
gung eines Mitunternehmeranteils ist es unerheblich, ob der übertragende Mit-
unternehmer weiterhin in derselben Branche als Einzelunternehmer oder als
Mitunternehmer einer anderen PersGes. tätig bleibt oder wieder tätig wird (BFH
v. 24.1.1973 – I R 156/71, BStBl. II 1973, 219; v. 14.9.1994 – I R 12/94,
BStBl. II 1995, 407 betr. Veräußerung eines Teils des Mitunternehmeranteils an
einer freiberuflich tätigen PersGes.; s. auch § 16 Anm. 235 und § 18 Anm. 351).
Abgrenzung der Übertragung von Mitunternehmeranteilen von der Über-
tragung des Betriebs durch eine Mitunternehmerschaft: Die Übertragung
von Mitunternehmeranteilen ist grundsätzlich von der Übertragung des ganzen
Betriebs oder eines Teilbetriebs durch eine Mitunternehmerschaft abzugrenzen.
Aufgrund der Eigenständigkeit der PersGes. (vgl. dazu grundlegend BFH v.
25.6.1984 – GrS 4/82, BStBl. II 1984, 751) ist die Betriebsübertragung durch
die PersGes. im Rahmen des Abs. 3 nicht als Übertragung von Mitunternehmer-
anteilen anzusehen. Dennoch ist hinsichtlich der stl. Folgen nach dem Sinn und
Zweck der Vorschrift auf den einzelnen Mitunternehmer abzustellen. Sofern je-
weils die Voraussetzungen einer Sachgesamtheit erfüllt sind, ist Abs. 3 anwend-
bar. Soweit ein Mitunternehmer SonderBV, das zu den wesentlichen Betriebs-
grundlagen gehört, bei der Übertragung des (Teil-)Betriebs der PersGes. nicht
mitüberträgt, ist bezogen auf die anteilig diesem Gesellschafter gehörenden WG
des übertragenen (Teil-)Betriebs Abs. 3 nicht anwendbar (s. hierzu auch
Anm. 1379).
Übertragung eines Mitunternehmeranteils unter Nießbrauchsvorbehalt:
Im Fall der Übertragung eines Mitunternehmeranteils unter Nießbrauchsvor-
behalt wird bei entspr. Ausgestaltung des Nießbrauchs der Anteilsübernehmer
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neben dem Übertragenden Mitunternehmer. Abs. 3 ist anwendbar; s.
Anm. 1341.

d) Sonderbetriebsvermögen als funktional wesentliche Betriebsgrundlage
Für WG des SonderBV gelten die allgemeinen Grundsätze zur Abgrenzung we-
sentlicher Betriebsgrundlagen einer Sachgesamtheit (BFH v. 24.8.2000 – IV R
51/98, BStBl. II 2005, 173; Schl.-Holst. FG v. 5.11.2008, BB 2009, 267, nrkr.,
Rev. Az. BFH IV R 52/08; BFH v. 19.3.1991 – VIII R 76/87, BStBl. II 1991,
635 betr. § 16; s. Anm. 1345). Dies gilt unabhängig davon, ob die WG im Allein-
eigentum, im Miteigentum oder in einem Gesamthandseigentum des Übertra-
genden stehen), sofern nicht eine mitunternehmerische Betriebsaufspaltung vor-
liegt, die der Qualifizierung als SonderBV vorgeht (Schmitt/Hörtnagl/Stratz
V. § 20 UmwStG Rn. 148). Wesentliche Betriebsgrundlagen iSd. Abs. 3 stellen
danach nur funktional wesentliche WG dar (BFH v. 24.8.2000 – IV R 51/98,
BStBl. II 2005, 173; BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 4; OFD Münster
v. 10.9.2002, DB 2002, 2080; glA Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 15, 435,
414; LBP/Hörger, § 16 Rn. 198, 198a, 207; s. auch Anm. 1345). Maßgebend ist
die funktionale Bedeutung des WG für die PersGes. oder die Mitunternehmer-
stellung (glA Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554; OFD Münster v. 6.11.2008,
GmbHR 2009, 108; wohl auch Schulze zur Wiesche, DStZ 2005, 664; Patt in
Dötsch/Patt/Pung/Möhlenbrock, § 20 UmwStG Rn. 136 f.; wohl auch Kai,
DB 2005, 794; aA Ley, KÖSDI 2005, 14024; offen Rogall/Stangl, DStR 2005,
1073; Rogall, DB 2005, 410).
Sonderbetriebsvermögen I: WG, die unmittelbar dem Betrieb der Mitunter-
nehmerschaft dienen – SonderBV I (s. dazu § 15 Anm. 722–731) – sind dann
funktional wesentlich, wenn sie ein wesentliches wirtschaftliches Gewicht für
die Mitunternehmerschaft haben.
Sonderbetriebsvermögen II: WG, die der Begründung oder Stärkung der Be-
teiligung des Gesellschafters an der Gesellschaft dienen – SonderBV II (BFH v.
14.4.1988 – IV R 271/84, BStBl. II 1988, 667; s. § 15 Anm. 735–747) –, stellen
idR keine wesentliche Betriebsgrundlage dar, da sie regelmäßig funktional nicht
bedeutend sind (BFH v. 16.2.1996 – I R 183/94, BStBl. II 1996, 342 zu § 20
UmwStG ohne nähere Erläuterung; glAMärkle, DStR 2000, 797; anders Märk-
le, DStR 2001, 685). Handelt es sich um notwendiges SonderBV II, kann in
Einzelfällen eine wesentliche Betriebsgrundlage vorliegen.

So wohl BFH v. 2.10.1997 – IV R 84/96, BStBl. II 1998, 104: Beteiligung als Son-
derBV II kann wesentliche Betriebsgrundlage sein, wenn sie beispielweise der Schaf-
fung von Geschäftsverbindungen dient; glA BMF v. 16.8.2000, BStBl. I 2000, 1253;
glA Patt in Dötsch/Patt/Pung/Möhlenbrock, § 20 UmwStG Rn. 136; Wendt,
Stbg. 1999, 1: für GmbH-Anteil des Kommanditisten einer GmbH & Co. KG bzw.
Grundstück, das ein Gesellschafter an einen Dritten vermietet, der es der PersGes. zur
Nutzung überlässt; zur Qualifizierung des Grundstücks als notwendiges SonderBV II
s. BFH v. 9.9.1993 – IV R 14/91, BStBl. II 1994, 250; FG Nürnb. v. 13.9.2000, EFG
2001, 566, rkr.: GmbH-Anteile des atypisch stillen Gesellschafters einer GmbH &
atypisch Still sind nicht funktional wesentlich; Korn/Strahl, § 6 Rn. 472 sehen Gesell-
schafterdarlehen grundsätzlich nicht als funktional wesentliche Betriebsgrundlage an;
so auch Stegemann, INF 2005, 344; s. auch § 16 Anm. 121 u. 232.

Für den Fall der Betriebsaufspaltung vertritt der BFH uE zutreffend die Rechts-
ansicht, dass Anteile an der BetriebsKapGes. funktional wesentliche Betriebs-
grundlagen des SonderBV des Besitzgesellschafters sind (BFH v. 4.7.2007 – X
R 49/06, BStBl. II 2007, 772; einschränkend FG München v. 29.12.2005, EFG
2006, 490, rkr. durch BFH v. 23.5.2006 – X B 18/06, BFH/NV 2006, 1651).

§ 6 Anm. 1361–1361a Abs. 3: Unentgeltl. Übertragung eines Betriebs,

1361a



HHR Lfg. 239 Januar 2010 Gratz

Ob Anteile eines Kommanditisten an der Komplementär-GmbH, die zum not-
wendigen SonderBV II gehören, als wesentliche Betriebsgrundlage iSd. Abs. 3
anzusehen sind, ist umstritten. UE können die Anteile eines Kommanditisten an
der Komplementär-GmbH als SonderBV II eine funktional wesentliche Be-
triebsgrundlage darstellen, wenn durch die Anteile die Einflussnahme des Ge-
sellschafters auf den Betrieb der PersGes. gegenüber seiner Stellung als Nur-
Kommanditist gestärkt wird.

Nach neuerer Auffassung der OFD Münster v. 6.11.2008 (GmbHR 2009, 108, mit aus-
führlicher Erläuterung verschiedener Einzelfälle) kann die Beteiligung des Kommandi-
tisten an der Komplementär-GmbH je nach den Umständen des Einzelfalls zu den
funktional wesentlichen Betriebsgrundlagen gehören; im Erg. bereits OFD Münster v.
10.9.2002, DB 2002, 2080; so auch § 16 Anm. 121 und 232; so auch Nds. FG v. 10.7.
2008, EFG 2009, 802, nrkr., Rev. Az. BFH I R 72/08; ähnlich BFH v. 17.7.2008 – IV
B 26/08, BFH/NV 2008, 2003; Märkle, DStR 2001, 685: funktionale Bedeutung we-
gen Haftungsbeschränkung und Geschäftsführung; Wendt, Stbg. 1999, 1; Geck, DStR
2000, 2031; Geck, ZEV 2005, 196; Düll/Fuhrmann/Eberhard, DStR 2001, 1773;
Binz/Mayer, DB 2001, 2316; Wendt, FR 2002, 127; wohl auch Schmidt/Wacker
XXVIII. § 16 Rn. 414;Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554; wohl auch Kröller/Fischer/
Dürr, BB 2001, 1707; Korn, KÖSDI 2005, 14633, wenn Einflussnahme auf die Ge-
schäftsführung; ebenso Korn/Strahl, § 6 Rn. 472; § 16 Anm. 232 für die Anteile des
nicht „geschäftsführenden“ Kommanditisten; so auch Patt in Dötsch/Patt/Pung/
Möhlenbrock„ § 20 UmwStG Rn. 137; ungeklärt Brandenberg, DStZ 2002, 511; dif-
ferenziert Brandenberg, DB 2003, 2563; offen Kai, DB 2005, 794; aA Ley, KÖSDI
2005, 14024; Wendt, FR 2005, 468: GmbH-Anteile für Funktionsfähigkeit der KG
nicht von Bedeutung; Reiche, DStR 2006, 1205; Rogall/Stangl, DStR 2005, 1073
raten wegen der bestehenden Unsicherheit zu einer Mitübertragung der Anteile an der
Komplementär GmbH; ebenso Klein, NWB, F. 3, 13771 (2005); Schulze zur Wie-
sche (GmbHR 2008, 238) geht davon aus, dass die Beurteilung individuell für jeden
einzelnen Gesellschafter zu erfolgen hat; differenziert Schulze zur Wiesche, DStZ
2005, 664; so auch Brandenberg, NWB F. 3, 15317 (2008); in BMF v. 3.3.2005,
BStBl. I 2005, 458 äußert sich die FinVerw. hierzu nicht.

Sonderbetriebsvermögen als Teilbetrieb: Ist das SonderBV als Teilbetrieb zu
qualifizieren (s. auch unten), gilt es nicht als wesentliche Grundlage des Mit-
unternehmeranteils. Eine Zurückbehaltung des SonderBV ist in diesem Fall für
die Anwendung des Abs. 3 unschädlich.

e) Zurückbehaltung von Sonderbetriebsvermögen mit funktional
wesentlichen Betriebsgrundlagen

Wird der gesamte Gesellschaftsanteil unentgeltlich übertragen und das Son-
derBV mit funktional wesentlichen Betriebsgrundlagen zurückbehalten, ist
Abs. 3 nicht anwendbar. Enthält das SonderBV wesentliche Betriebsgrundlagen
(zB das im Eigentum des Mitunternehmers stehende Fabrikationsgrundstück),
muss es zusammen mit dem (gesamten) Gesellschaftsanteil übertragen werden,
da ansonsten kein Mitunternehmeranteil iSd. Abs. 3 übertragen wird.

BFH v. 6.12.2000 – VIII R 21/00, BStBl. II 2003, 194; v. 24.8.2000 – IV R 51/98,
BStBl. II 2005, 173; v. 31.8.1995 – VIII B 21/93, BStBl. II 1995, 890 mwN; Schl.-
Holst. FG v. 5.11.2008, BB 2009, 267, nrkr., Rev. Az. BFH IV R 52/08; BMF v. 6.3.
1996, FR 1996, 295; BFH v. 19.3.1991 – VIII R 76/87, BStBl. II 1991, 635 zur Be-
triebsveräußerung; Schmitt/Hörtnagl/Stratz V. § 20 UmwStG Rn. 150 betr.
UmwStG; s. auch Anm. 1360a.

Die Sonderregelung des Abs. 3 Satz 2 ist bei der Übertragung des gesamten Mit-
unternehmeranteils unter Zurückbehaltung von wesentlichem SonderBV idR
nicht einschlägig, da der Übertragende nach der Übertragung nicht mehr Mit-
unternehmer ist und somit die zurückbehaltenen WG nicht mehr zur Mitunter-
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nehmerschaft gehören (glA BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 5; v. 9.11.
2005 – VI B 2 - S 2241 - 39/05, nv.; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 15;
Brandenberg, DStZ 2002, 511; Brandenberg, NWB F. 3, 12039; Wendt, FR
2002, 127; Förster, FR 2002, 649). Ausnahmen hiervon und weitere Ausfüh-
rungen zu Abs. 3 Satz 2 s. Anm. 1369.
Überführung ins Privatvermögen bzw. Veräußerung: Wird funktional we-
sentliches SonderBV nicht mitübertragen, ist Abs. 3 weder im Fall einer gleich-
zeitigen Entnahme des zurückbehaltenen wesentlichen SonderBV ins PV noch
bei einer gleichzeitigen Veräußerung (außerhalb des normalen Geschäftsver-
kehrs) bzw. unentgeltlichen Übertragung an einen Dritten anwendbar. Der Vor-
gang führt jeweils zu einer Aufgabe des Mitunternehmeranteils iSd. § 16 Abs. 3.

BFH v. 24.8.2000 – IV R 51/98, BStBl. II 2005, 173; v. 31.8.1995 – VIII B 21/93,
BStBl. II 1995, 890 mwN; v. 10.3.1998 – VIII R 76/96, BStBl. II 1999, 269; Schl.-Holst.
FG v. 5.11.2008, BB 2009, 267, nrkr., Rev. Az. BFH IV R 52/08; H 16 Abs. 4 EStH;
Märkle, DStZ 1997, 233; Märkle, DStR 2000, 797; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16
Rn. 435; Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 477; Korn/Strahl, § 6 Rn. 473; Schul-
ze zur Wiesche, DStZ 1985, 55; Brandenberg, DStZ 2002, 511; Paus, INF 2001, 109;
wohl auch Wendt, FR 2005, 468; Wälzholz, MittBayNot. 2006, 113; Kai, DB 2005,
794; Winkeljohann/Stegemann, BB 2005, 1416; Rogall/Stangl, DStR 2005, 1073;
aA Kirchhof/Reiss VIII, § 16 Rn. 252f., 256: mit Verweis auf qualifizierte Nachfolge-
klausel; Schön, BB 1988, 1866; Gebel, DStR 1996, 1880; s. auch BMF v. 3.3.2005,
BStBl. I 2005, 485 Rn. 5, die FinVerw. äußert sich allerdings nicht zu einer gleichzeitigen
Veräußerung, sondern nur zur Entnahme; hinsichtlich der Rechtsfolgen s. Anm. 1381.

Erfolgsneutrale Überführung in ein anderes Betriebsvermögen: Auch bei
einer gleichzeitigen (erfolgsneutralen) Überführung des funktional wesentlichen
SonderBV in ein anderes BV ist Abs. 3 nicht erfüllt, da keine Sachgesamtheit
übertragen wird (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 6; Schl.-Holst. FG v.
5.11.2008, BB 2009, 267, nrkr., Rev. Az. BFH IV R 52/08 mwN zu versch. Auf-
fassungen im Schrifttum). Die erfolgsneutrale Übertragung führt zu einer antei-
ligen Entnahme der einzelnen (auf den Übernehmenden übergegangenen) WG
der Mitunternehmerschaft.

BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 7; Rogall/Stangl, DStR 2005, 1073; Win-
keljohann/Stegemann, BB 2005, 1416; Märkle, DStZ 1997, 233; Märkle, DStR
2000, 797; im Erg. ebenso Kai, DB 2005, 794; Korn, KÖSDI 2005, 14633/35: Auf-
gabegewinn ohne Tarifermäßigung; krit. Korn/Strahl, § 6 Rn. 473; aA Wendt, FR
2005, 468: Abs. 5 und Abs. 3 könnten gleichzeitig anwendbar sein mit ausführlicher
Begründung; s. Anm. 1381.

Erfolgsneutrale Überführung in ein anderes Sonderbetriebsvermögen bei
derselben Mitunternehmerschaft: s. Anm. 1369b.
Zurückbehaltung eines Teils des Sonderbetriebsvermögens: Bei Übertra-
gung des gesamten Mitunternehmeranteils sind nur dann die Voraussetzungen
eines Sachgesamtheit erfüllt, wenn auch das gesamte SonderBV mitübertragen
wird. Wird nur ein Teil des SonderBV mitübertragen, kann im Umfang der
Quote, in der das SonderBV mitübertragen wird, die Übertragung des Teils
eines Mitunternehmeranteils als Sachgesamtheit gegeben sein (s. hierzu
Anm. 1365 f.). Insoweit kann Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 erfüllt sein (glA Branden-
berg, DStZ 2002, 511; wohl noch anders Brandenberg, NWB F. 3, 12039;
IDW, WPg. 2002, 1087; Korn/Strahl, § 6 Rn. 473.2). Für den Teil des Mit-
unternehmeranteils, der ohne SonderBV übertragen wird, ist weder Abs. 3
Satz 1 noch die Sonderregelung des Satz 2 anwendbar, da das zurückbehaltene
SonderBV nicht weiterhin zum BV derselben Mitunternehmerschaft gehört (s.
Anm. 1369 ff.). Dies führt zur Aufgabe dieses Teils des Mitunternehmeranteils,
verbunden mit der Entnahme des zurückbehaltenen Teils des SonderBV.

§ 6 Anm. 1362 Abs. 3: Unentgeltl. Übertragung eines Betriebs,
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GlA IDW, WPg. 2002, 1087; die FinVerw. äußert sich hierzu in BMF v. 3.3.2005,
BStBl. I 2005, 485 nicht. Da sie allerdings auch bei der unterquotalen Mitübertragung
von SonderBV im Fall der Übertragung eines Teilanteils davon ausgeht, dass eine Auf-
teilung des Vorgangs nicht möglich ist (Rn. 10), besteht auch bei der Übertragung des
gesamten Mitunternehmeranteils das Risiko, dass die FinVerw. eine entsprechend res-
triktive Haltung einnimmt; so wohl auch Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554; Kai, DB
2005, 794 wegen Unteilbarkeit eines Mitunternehmeranteils, für den Fall der Überfüh-
rung des SonderBV auf einen anderen Mitunternehmer derselben Mitunternehmer-
schaft sieht Kai allerdings die Voraussetzungen des Satzes 2 als erfüllt an; ablehnend
auch Brandenberg, NWB F. 3, 15317 (2008); Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448
zum Fall der Übertragung des gesamten Mitunternehmeranteils unter Vorbehalt des
Nießbrauchs, und Anm. 1369b.

Abweichende Übertragung des Sonderbetriebsvermögens bei Übertra-
gung des gesamten Mitunternehmeranteils auf mehrere Erwerber: s.
Anm. 1369b.
Nutzungsüberlassung der wesentlichen Betriebsgrundlage: s. Anm. 1346.
Zurückbehaltung bei doppelstöckiger Personengesellschaft: Wird bei der
Übertragung des Mitunternehmeranteils an der Obergesellschaft wesentliches
SonderBV des Mitunternehmeranteils der Obergesellschaft zurückbehalten, fällt
uE nur die Übertragung des Mitunternehmeranteils an der Obergesellschaft
nicht unter Abs. 3, während für die gleichzeitige mittelbare Übertragung des
Mitunternehmeranteils an der Untergesellschaft Abs. 3 anwendbar sein kann.
Im umgekehrten Fall, bei dem der Mitunternehmer (Gesellschafter der Oberge-
sellschaft) WG, die wesentliches SonderBV bei der Untergesellschaft darstellen,
zurückbehält, ist uE Abs. 3 auf die Übertragung des Mitunternehmeranteils an
der Obergesellschaft, nicht jedoch für die mittelbare Übertragung des Mitunter-
nehmeranteils an der Untergesellschaft anzuwenden (glA LBP/Hörger, § 16
Rn. 138; Ley, KÖSDI 1997, 11079 jeweils betr. Veräußerung; aA Behrens/
Quatmann, DStR 2002, 481 zu § 20 UmwStG; zur doppelstöckigen PersGes.
s. auch Anm. 1360 f.). Überträgt die Obergesellschaft ihre Mitunternehmerantei-
le an der Untergesellschaft unentgeltlich und behält dabei ein Mitunternehmer
der Obergesellschaft WG, die wesentliches SonderBV bei der Untergesellschaft
darstellen, zurück, ist Abs. 3 insoweit nicht erfüllt (aA nun wohl Schmitt/
Hörtnagl/Stratz V. § 20 UmwStG Rn. 147; noch anders Schmitt/Hörtnagl/
Stratz IV. § 20 UmwStG Rn. 120; Behrens/Quatmann, DStR 2002, 481 zu
§ 20 UmwStG).
Zurückbehaltung von Sonderbetriebsvermögen ohne funktional wesentli-
che Betriebsgrundlagen: Eine Zurückbehaltung von WG des SonderBV, die
nicht zu den funktional wesentlichen Betriebsgrundlagen rechnen, verhindert
die Anwendung des Abs. 3 nicht (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 8;
Märkle, DStZ 1997, 233, Kai, DB 2005, 794; Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554;
s. auch Anm. 1346).
Ausschließliche Übertragung des Sonderbetriebsvermögens/Sonder-
betriebsvermögen als Teilbetrieb: Eine ausschließliche Übertragung des Son-
derBV ohne gleichzeitige Mitübertragung des Gesellschaftsanteils erfüllt den
Tatbestand des Abs. 3 nicht, da keine Sachgesamtheit übertragen wird (BMF v.
3.3.2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 20; Boeddinghaus, NWB F. 3, 13621 [2005]).
Etwas anderes gilt nur dann, wenn das SonderBV einen Teilbetrieb darstellt.
Einzelne WG des SonderBV stellen idR keinen Teilbetrieb dar. Dies gilt auch
dann, wenn das SonderBV eines Gesellschafters nur aus einem einzelnen WG
besteht. Ein Teilbetrieb liegt nur dann vor, wenn hinsichtlich des SonderBV iso-
liert die allgemeine Begriffsbestimmung des Teilbetriebs erfüllt ist (BFH v. 12.4.
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1967 – VI R 187/66, BStBl. III 1967, 419; v. 5.4.1979 – IV R 48/77, BStBl. II
1979, 554; H 16 Abs. 3 EStH; FG Köln v. 23.7.1997, EFG 1998, 296, rkr.;
LBP/Hörger, § 16 Rn. 208; Arnold, BB 1987, 594; s. hierzu Anm. 1356).
Nießbrauchsvorbehalt am übertragenen Sonderbetriebsvermögen:Wird bei
einer unentgeltlichen Übertragung des Mitunternehmeranteils sowie des wesent-
lichen SonderBV am SonderBV der Nießbrauch vorbehalten, kommt Abs. 3 zur
Anwendung, wenn sich der Vorbehalt des Nießbrauchs nicht als Zurückbehal-
tung einer wesentlichen Betriebsgrundlage darstellt. Der Vorbehaltsnießbraucher
ist idR nicht (mehr) wirtschaftlicher Eigentümer des übertragenen SonderBV.

BFH v. 5.7.1984 – IV R 57/82, BStBl. II 1986, 322; v. 12.4.1989 – I R 105/85,
BStBl. II 1989, 653; v. 18.3.1986 – VIII R 316/84, BStBl. II 1986, 713; Schmidt/Wa-
cker XXVIII. § 16 Rn. 435; MS, KÖSDI 1999, 12138; Märkle, FR 1997, 135; Bran-
denberg, DStZ 2002, 511; Binz/Mayer, DB 2001, 2316; Stegemann, INF 2005, 344;
Strahl, FR 2004, 929; Brandenberg, NWB F. 3, 15317 (2008) mw Hinweisen; s. auch
Anm. 1346.

Auch das Zurückbehalten des Nutzungsrechts stellt kein Zurückbehalten einer
wesentlichen Betriebsgrundlage dar (Bodden, ZEV 1997, 405 mwN; s. auch
Anm. 1341).

f) Gesamtplanrechtsprechung
Ein einheitlicher Vorgang, bei dem nicht alle wesentlichen Betriebsgrundlagen
übertragen werden und damit Abs. 3 nicht anwendbar ist, ist gegeben, wenn eine
Überführung von wesentlichen Betriebsgrundlagen des SonderBV in ein anderes
BV zum Buchwert, eine Entnahme oder eine Veräußerung nicht zeitgleich, son-
dern zeitversetzt, aber in zeitlichem und wirtschaftlichem Zusammenhang mit
der Übertragung des Mitunternehmeranteils erfolgt und den Übertragungen ein
einheitlicher Plan zugrunde liegt. Die Auffassungen in Schrifttum und Verwal-
tung sind hierzu uneinheitlich (ausdrücklich offen gelassen in Schl.-Holst. FG v.
5.11.2008, BB 2009, 267, nrkr., Rev. Az. BFH IV R 52/08).
Die sog. Gesamtplanrechtsprechung beruht auf der Rspr. des BFH zur Tarifer-
mäßigung im Rahmen des § 16, insbes. dem Urteil des BFH v. 6.9.2000 – IV R
18/99 (BStBl. II 2001, 229), wonach eine zeitraumbezogene Betrachtung anzu-
stellen ist, wenn ein „Veräußerungsplan“ mehrere Teilakte umfasst (so auch
BFH v. 6.12.2000 – VIII R 21/00, BStBl. II 2003, 194; v. 20.1.2005 – IV R
14/03, BStBl. II 2005, 395; v. 19.3.1991 – VIII R 76/87, BStBl. II 1991, 635; v.
31.8.1995 – VIII B 21/93, BStBl. II 1995, 890 mwN; FG Düss. v. 16.10.1984,
EFG 1985, 245, rkr., alle Urteile betr. § 16). Im Ergebnis werden mehrere Teil-
schritte, die auf einer einheitlichen Planung beruhen und in einem engen zeitli-
chen und sachlichen Zusammenhang stehen, zu einem einheitlichen wirtschaftli-
chen Vorgang zusammengefasst (ausführlich hierzu Brandenberg, NWB F. 3,
15317 [2008]; Damas/Ungemach, DStZ 2007, 552; Spindler, DStR 2005, 1;
Stamm, StuB 2006, 125 jeweils mwN und zu den Voraussetzungen eines Ge-
samtplans).
Auffassung der FinVerw. und eines Teil des Schrifttums – Gesamtplan-
rechtsprechung auch im Rahmen des Abs. 3 anwendbar: Die FinVerw.
und ein Teil des Schrifttums vertreten die Aufffassung, dass die sog. Gesamt-
planrspr. auch im Rahmen des Abs. 3 anwendbar ist (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I
2005, 485 Rn. 7; glA Geck, DStR 2000, 2031; Schmitt/Franz, BB 2001, 1278;
Brandenberg, DStZ 2002, 511; Kai, DB 2005, 794; Schmidt/Glanegger
XXVIII. § 6 Rn. 478; Stamm, StuB 2006, 125 mit ausführlicher Begründung;
Brandenberg, NWB F. 3, 15317 [2008]: Auffassung der FinVerw. im Ergebnis
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zutreffend mit ausführlicher Begründung). Die FinVerw. erwähnt in ihrem Er-
lass allerdings nur die Buchwertüberführung und die Entnahme. Im Rahmen
des Abs. 3 Satz 2 soll jedoch auch die nachfolgende Veräußerung der zurück-
behaltenen WG im Rahmen eines Gesamtplans schädlich sein (BMF v. 3.3.2005,
BStBl. I 2005, 485 Rn. 15; s. Anm. 1369b).
Ablehnende Meinung im Schrifttum – keine Anwendung der Gesamt-
planrechtsprechung im Rahmen des Abs. 3: Im Schrifttum wird die Anwen-
dung der Gesamtplanrspr. kritisiert. Dies wird im Wesentlichen damit begrün-
det, dass die Gesamtplanrspr. zur Anwendung der Tarifermäßigung bei
Veräußerungs- oder Aufgabevorgängen iSd. § 16 ergangen und aufgrund der un-
terschiedlichen Gesetzeszwecke der Regelung des § 16 und des Abs. 3 nicht auf
Abs. 3 übertragbar sei. Des Weiteren sei nicht nachvollziehbar, warum zwei
Vorgänge mit grundsätzlich entsprechender Rechtsfolge (Buchwertfortführung)
in zeitlichem Zusammenhang zu einem Wegfall dieser Rechtsfolge für einen der
Vorgänge führe. Zudem bestehe bei Nutzungsüberlassung des zurückbehalte-
nen ausgegliederten WG die Sachgesamtheit unverändert fort. Eine Aufdeckung
der stillen Reserven widerspreche außerdem dem Übermaßverbot.

Düll/Fuhrmann/Eberhard, DStR 2001, 1773; Wendt, FR 2002, 127 [137]; Wendt,
FR 2005, 468; Korn, KÖSDI 2005, 14633 mit Gestaltungshinweisen und sieht zudem
Veräußerung als unschädlich an; Kai, DB 2005, 794; Geck, ZEV 2005, 196; Korn/
Strahl, NWB F. 3, 13417; Korn/Strahl, § 6 Rn. 473.1, 475.6; LBP/Hörger, § 16
Rn. 207; Stegemann, INF 2005, 344; Winkeljohann/Stegemann, BB 2005, 1416, die
zudem davon ausgehen, dass eine vorhergehende Veräußerung der Anwendung des
Abs. 3 nicht entgegensteht und sich die FinVerw. dadurch, dass diese in BMF v. 3.3.
2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 15 nicht erwähnt ist, gebunden hat; Strahl, FR 2004, 929
mit ausführlichen Erläuterungen und Gestaltungserwägungen; Schulze zur Wiesche,
DStZ 2005, 664; Ley, KÖSDI 2004, 14031; Kempermann, GmbHR 2002, 200, bezwei-
felt, ob BFH v. 6.9.2000 – IV R 18/99 (BStBl. II 2001, 229) in Anbetracht der Neu-
regelung in Abs. 3 Satz 2 im Rahmen der unentgeltlichen Teilanteilsübertragung (s.
Anm. 1365 ff.) auch für die Zeit vor deren Inkrafttreten angewendet werden wird; krit.
hierzu Wacker, DStZ 2002, 449 (461); krit. allg. zur Gesamtplanrspr. Crezelius, FR
2003, 537; Fischer, FR 2003, 1013; Förster/Schmittmann, StuW 2003, 114; Förster,
Festschr. Korn, 2005, 3; Kanzler, Festschr. Korn, 2005, 287; Söffing, BB 2004, 2777;
Spindler, DStR 2005, 1; Damas/Ungemach, DStZ 2007, 552; Jebens, BB 2009, 2172.

Stellungnahme: UE ist die Anwendung der Gesamtplanüberlegungen gerecht-
fertigt. Der Verzicht auf die Aufdeckung der stillen Reserven durch Anwendung
des Abs. 3 setzt die Übertragung einer betrieblichen Sachgesamtheit voraus.
Wird Abs. 3 auch im Fall einer anderweitigen Übertragung von WG angewandt,
könnte auch die Zerschlagung einer betrieblichen Einheit begünstigt sein. Die
Grundsätze der Gesamtplanrspr. werden zudem von der Rspr. auch im Rahmen
des Abs. 3 angewandt. So werden in verschiedenen Urteilen mehrere Teilschritte
zu einem einheitlichen Vorgang zusammengefasst und die Anwendung des
Abs. 3 bejaht (BFH v. 12.4.1989 – I R 105/85, BStBl. II 1989, 653; so auch FG
München v. 12.11.2003, EFG 2004, 496, rkr. durch BFH v. 20.5.2005 – VIII R
103/03, BFH/NV 2005, 1830; FG Münster v. 22.5.2007, EFG 2008, 200, rkr.;
s. auch Anm. 1341). Des Weiteren wird auch bei Einbringungen nach §§ 20 und
24 UmwStG eine Buchwertfortführung bei einer anderweitigen Übertragung
von WG im zeitlichen und wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Einbrin-
gung abgelehnt (FG Köln v. 21.6.2006 – 14 K 506/03, rkr. durch BFH v. 13.4.
2007 – IV B 81/06, BFH/NV 2007, 1939 mit ausdrücklichem Hinweis, dass
diesbezüglich trotz unterschiedlicher Gesetzeszwecke keine unterschiedliche Be-
handlung von Vorgängen iSd. § 16 und iSd. § 20 UmwStG vorgenommen wer-
den darf; BMF v. 25.3.1998, BStBl. I 1998, 268 Rn. 20.09, 24.04). Rechtsunsi-
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cherheit besteht allerdings bei der Frage, ab welcher zeitlichen Grenze ein Ge-
samtplan nicht mehr angenommen werden kann.
Allerdings ist die Gesamtplan-Rspr. des BFH nur im Fall der unentgeltlichen
Übertragung unter Lebenden anwendbar. Im Erbfall kann regelmäßig bei einer
vorangegangenen erfolgsneutralen Übertragung in ein anderes BV nicht von ei-
nem „Gesamtplan“ ausgegangen werden (glA Brandenberg, NWB F. 3, 15317
(2008); wohl auch Düll/Fuhrmann/Eberhard, DStR 2001, 1773; Schmitt,
Stbg. 2003, 1 [17]).

g) Konkurrenz zu Abs. 5 bei der Übertragung eines Mitunternehmer-
anteils mit Sonderbetriebsvermögen?

Wird ein Mitunternehmeranteil zusammen mit dazugehörigem SonderBV un-
entgeltlich auf einen Rechtsnachfolger übertragen, der die Mitunternehmerstel-
lung fortführt, stellen die WG des SonderBV einen unselbständigen Bestandteil
der übergehenden Sachgesamtheit dar. Denn das SonderBV ist Teil der Sach-
gesamtheit Mitunternehmeranteil (s. Anm. 1360a; Bestätigung: BFH v. 24.8.
2000 – IV R 51/98, BStBl. II 2005, 173; v. 2.10.1997 – IV R 84/96, BStBl. II
1998, 104). Die Rechtsfolge des Abs. 3 bezieht sich (als spezielle Vorschrift) auf
alle WG der übertragenen Sachgesamtheit. Findet außerhalb des Übergangs ei-
ner Sachgesamtheit eine selbständige Übertragung einzelner WG zwischen den
SonderBV verschiedener Mitunternehmer statt, ist der Tatbestand des Abs. 3
nicht erfüllt und Abs. 5 kann anwendbar sein. Letzteres gilt auch für den Fall,
dass gleichzeitig mit der Übertragung des Mitunternehmeranteils funktional
nicht wesentliches SonderBV auf einen anderen Mitunternehmer übertragen
wird. Da für die unentgeltliche Übertragung von WG zwischen den SonderBV
einzelner Mitunternehmer der Buchwertansatz zwingend ist, besteht insoweit
materiell kein Konkurrenzverhältnis zwischen Abs. 3 und Abs. 5. Bei Anwen-
dung des Abs. 5 ist allerdings die Sperrfrist des Abs. 5 Satz 4 zu beachten. So-
weit Abs. 3 anwendbar ist, weil das SonderBV zusammen mit dem Mitunterneh-
meranteil als Sachgesamtheit übertragen wird, scheidet eine Anwendung von
Abs. 5 allerdings aus, so dass keine Sperrfrist greift. Zur überquotalen Mitüber-
tragung von SonderBV bei der Übertragung des Teils eines Mitunternehmer-
anteils s. Anm. 1366a.

7. Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils

a) Behandlung des Teils eines Mitunternehmeranteils
Frühere Rechtsauffassung: Nach früherer von der hM im Bereich des Abs. 3
sowie bei entgeltlichen Übertragungen im Rahmen des § 16 oder §§ 20, 24
UmwStG anerkannter Besteuerungspraxis war die Übertragung des Teils eines
Mitunternehmeranteils wie die Übertragung eines ganzen Mitunternehmeranteils
zu behandeln. Diese Beurteilung war durch verschiedene Urteile des BFH zur
entgeltlichen Übertragung von Teilanteilen zweifelhaft geworden (BFH v. 18.10.
1999 – GrS 2/98, BStBl. II 2000, 123; v. 24.8.2000 – IV R 51/98, BStBl. II
2005, 173; v. 12.4.2000 – XI R 35/99, BStBl. II 2001, 26; v. 6.12.2000 – VIII R
21/00, BStBl. II 2003, 194 betr. § 16; zur Rechtsentwicklung s. § 16 Anm. 276).
Darüber hinaus wurde durch Einfügung des § 16 Abs. 1 Satz 2 im Rahmen des
UntStFG der Teil eines Mitunternehmeranteils von der Begünstigung des § 16
ausgenommen und ein Veräußerungsgewinn insoweit als laufender Gewinn an-
gesehen. In der neueren Rspr. geht der BFH nunmehr ausdrücklich davon aus,
dass auch für Zeiträume vor Änderung durch das UntStFG auf die unentgeltli-
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che Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils Abs. 3 anzuwenden ist
(BFH v. 12.10.2005 – X R 35/04, BFH/NV 2006, 521 unter 3.d mit Hinweis
auf die klarstellende Bedeutung der Neuregelung des Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2).
Regelung durch das UntStFG: Durch das UntStFG ist eine gesetzliche Klar-
stellung in Satz 1 Halbs. 2 erfolgt. Abs. 3 ist danach ausdrücklich auch auf die
unentgeltliche Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils auf eine na-
türliche Person anzuwenden; s. auch Anm. 1332.
Natürliche Person als Übernehmender: Da Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 nur die
unentgeltliche Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils auf eine na-
türliche Person erwähnt, fallen – anders als bei der Übertragung eines Betriebs,
Teilbetriebs oder des gesamten Mitunternehmeranteils nach Abs. 3 Satz 1
Halbs. 1 – Übertragungen auf nicht natürliche Personen nicht unter Abs. 3
Satz 1 und führen somit zur Aufgabe des anteiligen Mitunternehmeranteils (krit.
Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 430 zB für Übertragung auf gemeinnützige
Stiftung; s. auch Anm. 1375).
E Übertragung auf eine Personengesellschaft: Nach dem Wortlaut fällt die Übertragung
auf eine PersGes. nicht unter Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2. Ungeklärt ist, ob Abs. 3
Satz 1 Halbs. 2 dennoch bei der Übertragung von Teilanteilen auf eine PersGes.
anzuwenden ist, an der nur natürliche Personen beteiligt sind (bejahend IDW,
WPg. 2002, 1087; Korn, KÖSDI 2005, 14633; wohl auch Hoffmann, GmbHR
2002, 236; Korn/Strahl, § 6 Rn. 470.4; LBP/Hoffmann, § 6 Rn. 1055;
Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 430; offen Mitsch, INF 2002, 77). Ange-
sichts des eindeutigen einschränkenden Gesetzeswortlauts erscheint uns diese
Auslegung als zu weitgehend. Allerdings ist nicht verständlich, was der Gesetz-
geber mit der Einschränkung auf natürliche Personen bezwecken wollte (so
auch Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 430). Auch die FinVerw. vertritt die
Auffassung, dass eine Teilanteilsübertragung nur auf eine natürliche Person zu-
lässig ist (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 1).
E Die gleichzeitige Übertragung von mehreren Mitunternehmerteilanteilen auf mehrere natür-
liche Personen dürfte jeweils unter Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 fallen.
Anwendungszeitpunkt: Die Regelung ist grundsätzlich ab dem VZ 2001 anzu-
wenden (s. Anm. 1331, insbes. auch zur Anwendung auf vorangehende Zeiträume).

b) Behandlung des Sonderbetriebsvermögens
Da die Teilanteilsübertragung wie die Übertragung des gesamten Mitunterneh-
meranteils als Übertragung einer Sachgesamtheit iSd. Abs. 3 zu behandeln ist,
muss bei der Übertragung von Bruchteilen eines Anteils nach Abs. 3 Satz 1
Halbs. 2 auch das wesentliche SonderBV quotal mitübertragen werden.
Rechtslage bis VZ 2000: Für VZ vor 2001 war die Frage der quotalen Mit-
übertragung des SonderBV bei der Übertragung von Teilanteilen nicht aus-
drücklich gesetzlich geregelt. Trotz abweichender hM, wonach bei einer Teilan-
teilsübertragung das SonderBV, auch wenn es wesentliche Betriebsgrundlagen
enthält, ohne Bedeutung sei, hat der BFH in mehreren Urteilen (betr. § 16) ent-
schieden, dass eine (entgeltliche) Übertragung des Teilanteils eines Mitunterneh-
mers nur dann die Voraussetzungen der Übertragung einer Sachgesamtheit er-
füllt, wenn die zum SonderBV des Übertragenden gehörenden wesentlichen
Betriebsgrundlagen anteilig – korrespondierend – mitübertragen werden (Kon-
gruenzgebot; BFH v. 24.8.2000 – IV R 51/98, BStBl. II 2005, 173; v. 12.4.2000
– XI R 35/99, BStBl. II 2001, 26 mwN betr. § 16; v. 6.12.2000 – VIII R 21/00,
BStBl. II. 2003, 194 betr. § 16; zu diesen Urteilen ausführlich Märkle, DStR
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2001, 685; Kröller/Fischer/Dürr, BB 2001, 1707; Düll/Fuhrmann/Eber-
hard, DStR 2001, 1773; aA Wendt, FR 2002, 127). Eine konsequente Anwen-
dung der Urteile des BFH erfordert auch für Zeiträume vor 2001 eine quoten-
entsprechende Mitübertragung des SonderBV bei der unentgeltlichen
Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils.

GlA Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 435; Märkle, DStR 2001, 685; Geck, DStR
2000, 2031; Geck, ZEV 2002, 41; Schmitt/Franz, BB 2001, 1278; Brandenberg,
DStZ 2002, 511; krit. Kröller/Fischer/Dürr, BB 2001, 1707; krit. Düll/Fuhrmann/
Eberhard, DStR 2001, 1773; LBP/Hoffmann, § 6 Rn. 1016; Schmitt/Franz, BB
2001, 1278; aA Spiegelberger/Wälzholz, DStR 2001, 1093; Binz/Mayer, DB 2001,
2316; offen Korn/Strahl, § 6 Rn. 476.

Die hM geht uE zutreffend davon aus, dass es sich hierbei nicht um eine Ände-
rung der höchstrichterlichen Rspr. handelt (s. § 16 Anm. 280; BFH v. 24.11.
2005 – VIII B 255/04, BFH/NV 2006, 717).
Rechtslage ab VZ 2001 – Übertragung einer bruchteilsidentischen Quote
des Sonderbetriebsvermögens (quotale Übertragung): Mit dem UntStFG
wurde eine gesetzliche Regelung zur Behandlung des SonderBV geschaffen. Bei
der Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils für VZ ab 2001 ist
Abs. 3 Satz 1 nur insoweit erfüllt, als das funktional wesentliche SonderBV in
der gleichen Quote wie der Mitunternehmeranteil übertragen wird (BMF v. 3.3.
2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 9; aA Wendt, FR 2002, 127: auch Teilanteil ohne
SonderBV als „Teil eines Mitunternehmeranteils“; aA LBP/Hörger, § 16
Rn. 207b: disquotale Übertragung ist wegen Satz 2 generell unschädlich). Zur
disquotalen Übertragung von SonderBV s. Anm. 1366a.
Ausschließliche Übertragung von Sonderbetriebsvermögen: Das Son-
derBV kann isoliert nicht als Bruchteil eines Mitunternehmeranteils angesehen
werden, wenn sich nicht gleichzeitig die Beteiligungsverhältnisse ändern. Die
ausschließliche Übertragung von SonderBV fällt deshalb nicht unter Abs. 3.

BFH v. 11.12.1990 – VIII R 14/87, BStBl. II 1991, 510; BMF v. 3.3.2005, BStBl. I
2005, 485 Rn. 20; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 408; Wacker, JbFfStR
2005/2006, 554; Wendt, FR 2002, 127; Wendt, FR 2005, 468; Kai, DB 2005, 794;
Boeddinghaus, NWB F. 3, 13621 (2005); Brandenberg, DStZ 2002, 511; Märkle,
DStR 2000, 797; Märkle, DStZ 1997, 233 [235]; Schulze zur Wiesche, DStZ 1985,
55; zur Behandlung von SonderBV als Teilbetrieb s. Anm. 1362.

Gesamtplanrechtsprechung: s. hierzu Anm. 1363. Die Grundsätze zur Ge-
samtplanrspr. sind entsprechend auch bei der Übertragung eines Teilanteils an-
zuwenden. Ansonsten könnte eine anderweitige Übertragung von WG durch
den Überträger in sachlichem und zeitlichen Zusammenhang mit der Teilanteils-
übertragung zwar vor der Übertragung, aber nicht danach unschädlich vor-
genommen werden (zur Behaltefrist von zurückbehaltenen WG s. Anm. 1369b).
Die FinVerw. äußert sich in BMF v. 3.3.2005 (BStBl. I 2005, 458) zur Anwen-
dung der Gesamtplanrspr. bei zeitlich vorangehenden Maßnahmen nicht (nach
Winkeljohann/Stegemann, BB 2005, 1416 ist sie damit nicht anwendbar; krit.
Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.6).

c) Disquotale Übertragung des Sonderbetriebsvermögens
Wird das SonderBV bei Übertragung eines Teilanteils nicht bruchteilsidentisch
(quotal), sondern mit einer abweichenden Quote (disquotal) mitübertragen, sind
die Voraussetzungen der Übertragung einer Sachgesamtheit iSd. Abs. 3 Satz 1
vorbehaltlich der Sonderregelung in Satz 2 (s. dazu unten) – nur – insoweit er-
füllt, als sich die Quote des übertragenen Teilanteils und des übertragenen Son-
derBV entsprechen (Förster, FR 2002, 649; Förster, BB 2003, 657; Märkle,
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DStR 2001, 685; Kröller/Fischer/Dürr, BB 2001, 1707; Düll/Fuhrmann/
Eberhard, DStR 2001, 1773; Geck, DStR 2000, 2031; Geck, ZEV 2002, 41;
IDW, WPg. 2002, 1087; Nickel/Klein, FR 2003, 954: disquotale Übertragung
wegen Satz 2 generell unerheblich).
Übertragung einer höheren Quote bzw. des gesamten Sonderbetriebsver-
mögens (überquotale Übertragung des Sonderbetriebsvermögens): Die
überquotale Übertragung des SonderBV ist in Abs. 3 nicht ausdrücklich gesetz-
lich geregelt. Insoweit als sich die Quoten entsprechen, ist Abs. 3 Satz 1 erfüllt.
Insoweit als ein höherer als der bruchteilsidentische Anteil des SonderBV über-
geht („Überhang“), ist ein Fall des Abs. 5 gegeben (glA wohl LBP/Hörger,
§ 16 Rn. 207; Knebel/Nekola, DB 2000, 169; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16
Rn. 435). Damit ist bei Übertragungen nach dem 31.12.2000 wegen Abs. 5
Satz 3 Nr. 3 auch für den überquotalen Teil der Buchwertansatz zwingend, auch
wenn der Übernehmer durch die Übertragung erst Mitunternehmer wird. Für
den Überhang des SonderBV ist die Sperrfrist des Abs. 5 Satz 4 zu beachten. In-
soweit als hinsichtlich des überquotal übertragenen SonderBV Verbindlichkeiten
übernommen werden, müssen allerdings die stillen Reserven aufgedeckt werden.

GlA BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 16 ff.; Blümich/Ehmcke, § 16 Rn. 1244;
Kröller/Fischer/Dürr, BB 2001, 1707; Wendt, FR 2002, 127; Förster, FR 2002,
649; Förster, BB 2003, 657; Brandenberg, DStZ 2002, 511; Paus, INF 2001, 109; Kai,
DB 2005, 794; Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554; krit. Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.7;
aA noch Geck, DStR 2000, 2031, der Abs. 5 Satz 3 nur dann für anwendbar hielt,
wenn der Beschenkte bereits vor der Übertragung Mitunternehmer war; Geck, ZEV
2002, 41; krit. nun Geck ZEV 2005, 196; aA Schulze zur Wiesche, FR 2001, 1096:
Privatentnahme; genauso Märkle, DStR 2001, 685; aA Kirchhof/Reiss VIII. § 16,
Rn. 256, 249: insgesamt Abs. 3 Satz 1 ohne Sperrfrist; IDW, WPg. 2002, 1087: entspr.
Anwendung von Abs. 3; Wendt, FR 2005, 468: auch überquotales SonderBV geht
nach Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 zum Buchwert über; so auch Kanzler, Festschr. Korn,
2005, 287; Ley, KÖSDI 2004, 14024; Stegemann, INF 2005, 344; Rogall/Stangl,
DStR 2005, 1073 mwN.; Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554, wonach auch denkbar ist,
dass die Trennungstheorie nicht zur Anwendung kommt; ähnlich Geck, ZEV 2005,
196; krit. Schulze zur Wiesche, DB 2004, 1388.

Hierbei sind der Übertragung des SonderBV, welches quotal mit dem Mitunter-
nehmeranteil übertragen wird, die (originär zugehörigen) Verbindlichkeiten im
entsprechenden Verhältnis zuzuordnen. Insoweit kommt Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2
zur Anwendung. Nur die übersteigenden Verbindlichkeiten können zu AK für
das überquotal übertragene SonderBV führen (s. hierzu auch Rogall/Stangl,
DStR 2005, 1073; Schiffers, GmbH-StB 2005, 175 mit Bsp.; Wacker, JbFfStR
2005/2006, 554; Korn, KÖSDI 2005, 14633; Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.7; aA
LBP/Hörger, § 16 Rn. 207b). Die Auffassung der FinVerw. in BMF v. 3.3.
2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 17 ist unklar. Sie kann nur im og. Sinn ausgelegt
werden. Im Schrifttum wird allerdings auch die Auffassung vertreten, dass die
FinVerw. die übernommenen Verbindlichkeiten in vollem Umfang dem über-
quotal übertragenen SonderBV zuordnen könnte (Wendt, FR 2005, 468; ebenso
Neufang, BB 2005, 1595; Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448, die zudem
davon ausgehen, dass die Einheitstheorie anwendbar ist und eine Entgeltlichkeit
erst annehmen, wenn die Verbindlichkeiten den Buchwert übersteigen).
Auf gemeinsamen Antrag von Übertragendem und Übernehmendem lässt die
FinVerw. für Übertragungen vor dem 1.1.2001 zu, dass auf den gesamten Über-
tragungsvorgang Abs. 3 angewendet wird. Eine Anwendung von Abs. 5 Satz 3
idF des StEntlG 1999/2000/2002 mit der Folge einer Aufdeckung von stillen
Reserven hinsichtlich des überquotal übertragenen BV scheidet in diesem Fall
aus (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 24 Satz 3).
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Übertragung einer niedrigeren Quote des Sonderbetriebsvermögens (un-
terquotale Übertragung des Sonderbetriebsvermögens): Insoweit als der
übertragene Teil des Mitunternehmeranteils höher ist als der Anteil des übertra-
genen SonderBV, wird keine Sachgesamtheit iSd. Abs. 3 Satz 1 übertragen, so
dass insoweit grundsätzlich eine anteilige zur Gewinnrealisierung führende Ent-
nahme von EinzelWG gegeben wäre (OFD Münster v. 10.9.2002, DB 2002,
2080). Insoweit als sich die Quoten entsprechen, kommt Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2
zur Anwendung. Die (teilweise) Zurückbehaltung des SonderBV kann allerdings
unter Abs. 3 Satz 2 fallen (s. Anm. 1369 ff.). Die FinVerw. vertritt dagegen die
Auffassung, dass auch im Fall einer nur teilweisen Zurückbehaltung des Son-
derBV der gesamte Übertragungsvorgang unter Abs. 3 Satz 2 fällt.

Ebenso Kai, DB 2005, 794; Winkeljohann/Stegemann, BB 2005, 1416; Schmidt/
Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 483; Stamm, StuB 2006, 125; KSM/Werndl, § 6 Rn. J 19
bei wesentlicher Abweichung; aA, Spaltung in zwei Übertragungsvorgänge: Stege-
mann, INF 2005, 344; Rogall/Stangl, DStR 2005, 1073; Brinkmann, StBp. 2005,
2000; wohl auch Brandenberg, DStZ 2002, 511; LBP/Hörger, § 16 Rn. 207; offen
Korn, KÖSDI 2005, 14633; insgesamt aAWendt, FR 2005, 476.

Sonderbetriebsvermögen besteht aus mehreren Wirtschaftsgütern: Die
quotenentsprechende Mitübertragung von SonderBV wird vom BFH mit einer
„vertikalen Spaltung“ des Mitunternehmeranteils begründet (BFH v. 12.4.2000
– XI R 35/99, BStBl. II 2001, 26). Damit ist bei der Bestimmung der Quote des
mitzuübertragenden SonderBV bei mehreren funktional wesentlichen WG im
SonderBV diese Quote für jedes einzelne WG maßgebend. Es ist eine WG-be-
zogene und nicht eine wertmäßige Betrachtung anzustellen (BMF v. 3.3.2005,
BStBl. I 2005, 485 Rn. 9; Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554; aA KSM/Werndl,
§ 6 Rn. J 27; krit. Wendt, FR 2005, 468; Rogall/Stangl, DStR 2005, 1073;
Schiffers, GmbH-StB 2005, 175). Bei einem aus mehreren WG bestehenden
SonderBV kann es somit hinsichtlich eines Teils der übertragenen WG zu einer
überquotalen Übertragung und hinsichtlich eines weiteren Teils zu einer unter-
quotalen oder einer quotalen Übertragung kommen. Die og. Grundsätze sind je-
weils entsprechend anzuwenden (Boeddinghaus, NWB F. 3, 13621 [2005]).
Funktional nicht wesentliches Sonderbetriebsvermögen: Eine unterquotale
oder unterbleibende sowie eine überquotale Übertragung von WG des Son-
derBV, die nicht funktional wesentlich sind, verhindert nicht die Anwendung
des Abs. 3 (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 19). Dasselbe gilt für eine
im Zusammenhang mit der Übertragung eines Teilmitunternehmeranteils erfol-
gende Entnahme, Veräußerung oder Buchwertüberführung dieser WG (Wa-
cker, JbFfStR 2005/2006, 554). Im Fall einer überquotalen Übertragung richtet
sich die Buchwertfortführung insgesamt nach Abs. 3 (Stegemann, INF 2005,
344; Korn, KÖSDI 2005, 14633; Klein, NWB, F. 3, 13771 (2005); Korn/
Strahl, § 6 Rn. 475.7; unklar BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 19; für
Anwendung von Abs. 5 Satz 3 Kai, DB 2005, 794).

d) Weitere Anwendungsbereiche
Übertragung/Einräumung einer atypisch stillen Beteiligung bzw. einer
Unterbeteiligung an einem Mitunternehmeranteil: Auch die Einräumung ei-
ner atypisch stillen Beteiligung bzw. einer Unterbeteiligung an einem Mitunter-
nehmeranteil fällt unter Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 (FG Nürnb. v. 13.9.2000, EFG
2001, 566, rkr.; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 430; Pickhardt-Poremba/
Engelsing, DStZ 2000, 281 [284]; Wendt, FR 2002, 127 [138]; Carlé/Fuhr-
mann, FR 2006, 749). Es handelt sich jeweils um die Übertragung des Teils eines
Mitunternehmeranteils, bei der der Übernehmer auch Mitunternehmer wird
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(BFH v. 2.10.1997 – IV R 75/96, BStBl. II 1998, 137; v. 19.4.2007 – IV R 70/04,
BStBl. II 2007, 868, jeweils betr. Mitunternehmerstellung bei Unterbeteiligung).
Unentgeltliche Änderung der Beteiligungsverhältnisse: Treten in eine be-
stehende Mitunternehmerschaft im Rahmen einer Kapitalerhöhung weitere Mit-
unternehmer ohne Ausgleichszahlung – also unentgeltlich – ein, und verringern
sich hierbei die Beteiligungsquoten der bisherigen Mitunternehmer durch Ab-
wachsung, übertragen sie hierbei Teile ihrer Mitunternehmeranteile. Die Über-
tragung kann unter Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 fallen (Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.4;
Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 567); s. auch § 16 Anm. 249.
Unentgeltliche Aufnahme in bestehende Personengesellschaft: Wird ein
Gesellschafter schenkweise in eine bestehende PersGes. aufgenommen, ist Ge-
genstand der Übertragung der Bruchteil eines Mitunternehmeranteils (Koller,
DStR 1997, 233; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 563, jeweils betr. entgeltli-
che Aufnahme). Dies wurde bereits vor Änderung des Abs. 3 durch das
UntStFG nach hM (s. Anm. 1365) als ein Fall des Abs. 3 (nun Abs. 3 Satz 1) an-
gesehen (aA Gebel, DStR 1998, 269; Märkle, DStR 2000, 797 mit Verweis auf
BFH v. 6.7.1999 – VIII R 17/95, BFH/NV 2000, 34: auch bei unentgeltlichem
Eintritt in eine bestehende PersGes. ist § 24 UmwStG anwendbar; letzteres ab-
lehnend BFH v. 20.9.2007 – IV R 70/05, BStBl. II 2008 II, 265). Durch Ein-
fügung des Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 wurde dies gesetzlich abgesichert.

8. Aufnahme in bisheriges Einzelunternehmen
Unentgeltliche Aufnahme in bisheriges Einzelunternehmen – Rechtslage
bis VZ 2000: Der Fall der unentgeltlichen Aufnahme eines neuen Gesellschaf-
ters in ein Einzelunternehmen mit der Folge, dass eine PersGes. entsteht, war
für die bis VZ 2000 geltende Rechtslage bis zum Urteil des BFH v. 12.10.2005 –
X R 35/04 (BFH/NV 2006, 521 mwN zu den verschiedenen Rechtsauffassun-
gen) höchstrichterlich nicht entschieden.

Zum früheren Meinungsstreit Groh, DB 2001, 2162; Bode, DStR 2002, 114; Linkla-
ters Oppenhoff & Rädler, DB 2002, Beilage 1, 27; für einen steuerneutralen Vorgang
Widmann in Widmann/Mayer, § 24 UmwStG Rn. 115, 168 mwN; Hoffmann,
GmbHR 2002, 236; Abs. 3 (Satz 1) sinngemäß für den gesamten Vorgang: OFD Düss.
v. 9.9.1999, DB 1999, 1980; OFD Kiel v. 28.1.2000, DStZ 2000, 573; Weber-Grellet,
StuB 1999, 1289; Offerhaus, in Festschr. Widmann. 2000, 441; Kirchhof/Reiss VIII.
§ 16 Rn. 38; § 24 UmwStG als lex specialis (Wertansatzwahlrecht): Märkle, DStR
2000, 797; Schulze zur Wiesche, DStZ 1999, 806; Widmann in Widmann/Mayer,
§ 24 UmwStG Rn. 168, 115 mwN;Mitsch, INF 2002, 77; Rund, DStR 2000, 265.

Aufgrund eines Urteils des Großen Senats (BFH v. 18.10.1999 – GrS 2/98,
BStBl. II 2000, 123) zur entgeltlichen Aufnahme eines Sozius in ein bestehendes
Einzelunternehmen war die Anwendung des Abs. 3 fraglich geworden. BFH v.
12.10.2005 – X R 35/04 (BFH/NV 2006, 521) hat sich betreffend den VZ 1995
für eine Spaltung in einen Vorgang nach § 24 UmwStG, soweit die Einbringung
für eigene Rechnung, und einen Vorgang nach Abs. 3, soweit sie für Rechnung
des Angehörigen erfolgt, ausgesprochen (krit. Schmidt/Wacker XXVIII. § 16
Rn. 204).
Unentgeltliche Aufnahme in bisheriges Einzelunternehmen – Rechtslage
ab VZ 2001: Durch das UntStFG wurde die bestehende Rechtsunsicherheit be-
seitigt, indem eine gesetzliche Klarstellung in Halbs. 2 erfolgt ist. Abs. 3 Satz 1
ist ab VZ 2001 – bzw. auf gemeinsamen Antrag von Übertragendem und Über-
nehmendem auch für Zeiträume davor – ausdrücklich auch auf die unentgelt-
liche Aufnahme einer natürlichen Person in ein bestehendes Einzelunternehmen
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anzuwenden (krit. zur Gesetzesänderung Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.1; Bode,
DStR 2002, 114).
Natürliche Person als Übernehmender: Da Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 nur die
unentgeltliche Aufnahme einer natürlichen Person erwähnt, fallen im Umkehr-
schluss grundsätzlich andere Erwerber, insbes. KapGes., nicht unter Abs. 3 (glA
BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 1; s. Anm. 1365).
E Mehrere Eintretende werden zwar vom Gesetz nicht ausdrücklich erwähnt. UE
ist Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 aber auch erfüllt, wenn mehrere natürliche Personen
in ein bestehendes Einzelunternehmen aufgenommen werden (glA Korn, KÖS-
DI 2005, 14633; Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.2).
E Personengesellschaft als Übernehmender: s. Anm. 1365 analog.
Bestehendes Einzelunternehmen: Aufnehmender kann nach Abs. 3 Satz 1
Halbs. 2 nur ein bestehendes Einzelunternehmen sein. Der Anwendungsbereich
ist auf die Aufnahme in den Betrieb oder Teilbetrieb einer Einzelperson be-
schränkt (im Erg. ebenso Bode, DStR 2002, 114, der als Betriebsinhaber jede
Einzelperson ansieht, die Gewinneinkünfte nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 erzielt).
Kein Bewertungswahlrecht iSd. § 24 UmwStG: Nach Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2
gilt Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1 auch bei der Aufnahme einer natürlichen Person in
ein Einzelunternehmen. Für eine zusätzliche Anwendung des Bewertungswahl-
rechts nach § 24 UmwStG bleibt damit kein Raum.

GlA Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 204 mwN; Wacker, JbFfStR 2005/2006,
554; Wendt, FR 2005, 468; Neufang, BB 2005, 1595; Horath/Kauter, StuB 2005,
823; KSM/Werndl, § 6 Rn. J 8, J 33; Patt in Dötsch/Patt/Pung/Möhlenbrock,
§ 24 UmwStG Rn. 72; im Erg. auchMitsch, INF 2002, 77; Zimmermann, BBEV 2008,
282: Abs. 3, wenn Einlage des Beitretenden geringer als Buchwert des eingeräumten
Kapitalkontos; differenziert Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448 (452): Abs. 3, so-
weit Wert des eingebrachten BV über dem Wert der gewährten Gesellschaftsrechte
und damit Einbringung zugunsten des Mitgesellschafters; BFH v. 20.9.2007 – IV R
70/05, BStBl. II 2008, 265: kein Bewertungswahlrecht nach § 24 UmwStG bei Beitritt
ohne Einlage; Röhrig/Doege, DStR 2006, 489: uU § 24 UmwStG, wenn Leistung
durch Übernehmer; krit. Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.1; Bode, DStR 2002, 114, die im
ersten Schritt eine Einbringung nach § 24 UmwStG annehmen und danach eine unent-
geltliche Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils; aA LBP/Hoffmann, § 6
Rn. 1056, 1080: § 24 UmwStG als lex specialis; anders auch BFH v. 12.10.2005 – X R
35/04, BFH/NV 2006, 521; Korn, KÖSDI 2005, 14633 macht die Anwendbarkeit des
§ 24 UmwStG von der Gestaltung des Sachverhalts abhängig; s. auch Anm. 1380.

Zurückbehaltung von funktional wesentlichem Betriebsvermögen: s.
Anm. 1369–1369d.
Anwendungszeitpunkt: s. Anm. 1331.
Unentgeltliche Vereinbarung der Gütergemeinschaft: Wie bei der unent-
geltlichen Aufnahme eines neuen Gesellschafters in ein Einzelunternehmen ent-
steht regelmäßig eine Mitunternehmerschaft, wenn Eheleute unentgeltlich eine
Gütergemeinschaft vereinbaren und einer der Eheleute einen Gewerbebetrieb
unterhält, der zum Gesamtgut gehört (Schmidt/Wacker XXVIII. § 15 Rn. 376;
Geissler, FR 2001, 1029). Ertragstl. liegt die unentgeltliche Aufnahme des ande-
ren Ehegatten in das Einzelunternehmen zur Bildung einer Mitunternehmer-
schaft vor (Linklaters Oppenhoff & Rädler, DB 2002, Beilage 1, 27).

9. Mitunternehmerische Betriebsaufspaltung
Entsteht im Rahmen der unentgeltlichen Übertragung nach Abs. 3 eine mit-
unternehmerische Betriebsaufspaltung, erfolgt die Beurteilung in zwei Schritten:
Zunächst sind für die unentgeltliche Übertragung des Mitunternehmerteilanteils
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(einschließlich des SonderBV) die Rechtsfolgen des Abs. 3 nach den og. Grund-
sätzen zu berücksichtigen. Erst in einem zweiten Schritt wird die Überführung
der WG von Übertragendem und Übernehmendem in das Gesamthandsver-
mögen der BesitzPersGes. oder in deren SonderBV (s. hierzu BFH v. 18.8.2005
– IV R 59/04, BStBl. II 2005, 830) beurteilt (Entstehung der Betriebsaufspal-
tung). Zu den Behaltefristen bei einer unterquotalen Übertragung nach Abs. 3
Satz 2 s. Anm. 1369c. Die im Fall des Abs. 3 Satz 2 nach Auffassung der Fin-
Verw. generell als schädliche Verfügung anzusehende Übertragung von WG des
übernommmenen SonderBV nach Abs. 5 Satz 3 wird bei Entstehen einer mit-
unternehmerischen Betriebsaufspaltung als unschädlich angesehen (BMF v.
7.12.2006, BStBl. I 2006, 766; zur Kritik hierzu s. Rogall/Stangl, DStR 2005,
1073). Die Behaltefristen sind bei Übertragendem und Übernehmendem für das
nun dem BV des Besitzunternehmen zuzurechnende WG sowie die Anteile an
der Besitz-GbR zu beachten (Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554; o.V., JbFfStR
2007/2008, 623).
Bei einer Überführung in das SonderBV sind idR die Voraussetzungen des
Abs. 5 Satz 2 erfüllt, wonach zwingend eine Buchwertfortführung erfolgt. Eine
Überführung in das Gesamthandsvermögen ist regelmäßig ebenfalls zum Buch-
wert (Abs. 5 Satz 3), allerdings unter Berücksichtigung der Sperrfristen des
Abs. 5 Satz 4 möglich (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 22; v. 7.12.2006,
BStBl. I 2006, 766). Hierbei ist zu beachten, dass für den Fall, dass das Son-
derBV im Bruchteilseigentum der Gesellschafter der BesitzPersGes. verbleibt,
keine Überführung in das Gesamthandsvermögen, sondern nach Abs. 5 Satz 2
in das SonderBV der BesitzPersGes. erfolgt (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005,
458; Zusatz der OFD Frankfurt v. 12.5.2006, FR 2006, 612, unter Hinweis auf
BFH v. 18.8.2005 – IV R 59/04, BStBl. II 2005, 830). Nur in den Fällen, in de-
nen der Übertragende und der Übernehmende eine Gesamthandsgemeinschaft
(§§ 718 ff. BGB) bilden, gelangt das WG nach Abs. 5 Satz 3 in das Gesamt-
handsvermögen (BMF v. 7.12.2006, BStBl. I 2006, 766; s. ausführlich Doege,
INF 2007, 345, auch zur Problematik der Übernahme von Verbindlichkeiten).

II. Zurückbehaltung von Wirtschaftsgütern nach Satz 2

1. Verhältnis von Satz 2 zu Satz 1
Satz 2 ist nachrangig zu Satz 1 (glA Bode, DStR 2002, 114: Satz 2 als Ausnah-
metatbestand zu Satz 1). Denn Satz 2 ist nur anwendbar, wenn sämtliche Vo-
raussetzungen des Satzes 1 mit Ausnahme der Übertragung sämtlicher wesentli-
cher Betriebsgrundlagen gegeben sind (glA Mitsch, INF 2002, 77). Satz 2
erweitert den Anwendungsbereich des Satzes 1 für die Fälle, in denen Satz 1 als
solcher nur deshalb nicht anwendbar ist, weil nicht alle wesentlichen Betriebs-
grundlagen oder nur in einer geringeren Quote als der übertragene Teilanteil
übertragen werden. Wenn alle weiteren Voraussetzungen des Satzes 1 gegeben
sind, regelt Satz 2 unter bestimmten Voraussetzungen (s. Anm. 1369a ff.) die
Anwendung von Satz 1, obwohl wesentliche Betriebsgrundlagen zurückbehalten
werden. Soweit die Voraussetzungen des Satzes 1 dagegen vollständig erfüllt
sind, kommt Satz 2 nicht zur Anwendung.

2. Wirtschaftsgüter im Sinne von Satz 2
Funktional wesentliche Wirtschaftsgüter: Da Satz 2 den Anwendungs-
bereich des Satzes 1 erweitert, kann es sich in Satz 2 nur um solche WG han-
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deln, deren Zurückbehaltung für die Anwendung des Satzes 1 schädlich wäre.
Damit ist Satz 2 nur bei der Zurückbehaltung von funktional wesentlichen WG
(s. Anm. 1345, 1361 ff.), die zu der Sachgesamtheit gehören, anzuwenden. Eine
Zurückbehaltung von funktional unwesentlichen WG ist für die Anwendung
des Satzes 1 nicht schädlich und fällt damit nicht unter Satz 2 (glA BMF v. 3.3.
2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 19; Korn/Strahl, § 6 Rn. 474; LBP/Hörger, § 16
Rn. 207b; Mitsch, INF 2002, 77; Wendt, FR 2002, 127; Brandenberg, DStZ
2002, 511; krit. Linklaters Oppenhoff & Rädler, DB 2002, Beilage 1, 27).
Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermögens: Da die WG, die nach Satz 2
zurückbehalten werden können, weiterhin zum BV derselben Mitunternehmer-
schaft gehören müssen, kann es sich nur um WG handeln, die zum SonderBV
einer bestehenden Mitunternehmerschaft gehören bzw. die im Fall der unent-
geltlichen Aufnahme einer natürlichen Person in ein Einzelunternehmen Son-
derBV der mit der Aufnahme entstehenden Mitunternehmerschaft werden (glA
BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 21; Linklaters Oppenhoff & Rädler,
DB 2002, Beilage 1, 27).
Umfang des nicht übertragenen Sonderbetriebsvermögens: Bei den zu-
rückbehaltenen WG kann es sich um das gesamte SonderBV oder nur um Teile
des SonderBV handeln.
E Gesamtes Sonderbetriebsvermögen wird zurückbehalten: Wird das SonderBV vollstän-
dig zurückbehalten, ist die Anwendung von Satz 2 bereits dem Wortlaut nach
unstreitig.
E Unterquotale Mitübertragung von Sonderbetriebsvermögen: Da Satz 2 zur Anwendung
kommt, soweit die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind, greift Satz 2
nur, soweit das SonderBV nicht quotenentsprechend, sondern unterquotal (oder
überhaupt nicht, s.o.) mitübertragen wird (glA Boeddinghaus, NWB F 3, 13627
[2005]; Geck, ZEV 2002, 41; Förster, FR 2002, 649; Wendt, FR 2002, 127;
IDW, WPg. 2002, 1087; LBP/Hörger, § 16 Rn. 207b). In dem Umfang, in dem
sich die übertragenen Quoten von Gesellschaftsanteil und SonderBV entspre-
chen, ist Satz 1 erfüllt. Satz 2 greift deshalb nur insoweit, als der übertragene
Teilanteil höher ist als der Anteil am übertragenen SonderBV (offen Branden-
berg, DStZ 2002, 511; Brandenberg, NWB F. 3, 12037; Stegemann, INF 2005,
344; Rogall/Stangl, DStR 2005, 1073; aA BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458
Rn. 10: insgesamt Abs. 3 Satz 2; Kai, DB 2005, 794; Schmidt/Glanegger
XXVIII. § 6 Rn. 483; offen Korn, KÖSDI 2005, 14633).
E Überquotale Mitübertragung von Sonderbetriebsvermögen: Dieser Fall wird bereits von
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 erfasst (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005,
458 Rn. 16). Eine Anwendung des Abs. 3 Satz 2 scheidet aus.

3. Zurückbehalten im nämlichen Betriebsvermögen
Sachlicher Anwendungsbereich: Satz 2 setzt voraus, dass alle wesentlichen
Betriebsgrundlagen weiterhin im BV derselben Mitunternehmerschaft verblei-
ben.
E Übertragungen nach Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2: Damit ist Satz 2 bei wörtlicher Aus-
legung nur bei der Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils anwend-
bar. Im Fall der unentgeltlichen Aufnahme einer natürlichen Person in ein Ein-
zelunternehmen ist bisher zwar keine Mitunternehmerschaft vorhanden. UE
greift Satz 2 aber auch, wenn die WG im BV der neu entstandenen Mitunter-
nehmerschaft zurückbehalten werden und der bisherige Betriebsinhaber erst
Mitunternehmer wird (glA IDW, WPg. 2002, 1087; Brandenberg, DStZ 2002,
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511; Bode, DStR 2002, 114; Hoffmann, GmbHR 2002, 236; im Erg. auch
Wendt, FR 2005, 468; krit. Mitsch, INF 2002, 77). Besitzt im Fall der Abwach-
sung (s. Anm. 1367: Unentgeltliche Änderung der Beteiligungsverhältnisse) ein
Mitunternehmer SonderBV mit wesentlichen Betriebsgrundlagen, werden diese
bei einer Abwachsung idR nicht mitübertragen. In diesem Fall ist Satz 2 ein-
schlägig (Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.4).
E Übertragungen nach Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1: Wird der gesamte Mitunternehmer-
anteil übertragen, ist die Sonderregelung des Abs. 3 Satz 2 idR nicht einschlägig,
da der Übertragende nach der Übertragung nicht mehr Mitunternehmer ist und
somit die zurückbehaltenen WG nicht mehr zum BV derselben Mitunterneh-
merschaft gehören (glA Wendt, FR 2002, 127; Geck, ZEV 2002, 41: Zwerg-
anteil ausreichend; s. auch Anm. 1362). Dasselbe gilt bei der unentgeltlichen
Übertragung eines ganzen Betriebs. Auch bei der Übertragung eines Teilbetriebs
ist die Zurückbehaltung eines WG im nämlichen BV nicht möglich (glA
Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 15; Blümich/Ehmcke, § 6 Rn. 1245; Wa-
cker, JbFfStR 2005/2006, 554; Brandenberg, DStZ 2002, 511; Brandenberg,
NWB F. 3, 12039; IDW, WPg. 2002, 1087; Mitsch, INF 2002, 77). Etwas ande-
res kann in den Fällen gelten, in denen einerseits der gesamte Gesellschaftsanteil
übertragen wird, das SonderBV zwar nicht vom Übertragenden zurückbehalten,
aber auf einen anderen Mitunternehmer derselben Mitunternehmerschaft oder
nicht kongruent übertragen wird oder im Fall eines Nießbrauchsvorbehalts (s.
dazu unten).
E Übertragung des gesamten Mitunternehmeranteils und erfolgsneutrale Überführung des ge-
samten Sonderbetriebsvermögens in ein anderes Sonderbetriebsvermögen bei derselben Mitunter-
nehmerschaft: Der Mitunternehmeranteil wird in diesem Fall ohne das zugehörige
SonderBV übertragen. Somit wird grundsätzlich keine Sachgesamtheit iSd.
Abs. 3 Satz 1 übertragen. Der Vorgang wird aber von Abs. 3 Satz 2 erfasst (Kai,
DB 2005, 794; Rogall/Stangl, DStR 2005, 1073; Stegemann, INF 2005, 344;
Klein, NWB F. 3, 13771 [2005]; wohl auch Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.4, 475.6).
Abs. 3 Satz 2 fordert seinem Wortlaut nach, dass das nicht mitübertragene WG
weiterhin zum BV derselben Mitunternehmerschaft und nicht notwendigerweise
des übertragenden Mitunternehmers gehört. Diese Voraussetzung ist erfüllt
(Sperrfrist des Abs. 3 Satz 2). Die isolierte unentgeltliche Übertragung des Son-
derBV auf einen anderen Mitunternehmer bei derselben Mitunternehmerschaft
ist nach Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 zum Buchwert möglich – Sperrfrist des Abs. 5
Satz 4 – (glA Förster, FR 2002, 649 [656]; Schmitt, Stbg. 2003, 1 [15 f.]; Kem-
permann, FR 2003, 321 [328]).
E Übertragung des gesamten Mitunternehmeranteils auf mehrere Erwerber und abweichende
Übertragung des Sonderbetriebsvermögens: Wird der gesamte Mitunternehmeranteil auf
mehrere Erwerber (zB mehrere Nachkommen) und hierbei das wesentliche Son-
derBV mit einer abweichenden Quote (zB das Betriebsgrundstück auf nur einen
Nachkommen) übertragen, sind die einzelnen Übertragungsvorgänge gedanklich
aufzuspalten in eine Übertragung des Teilanteils eines Mitunternehmeranteils
mit einem Überhang an SonderBV einerseits und die Übertragung eines wei-
teren Teilanteils ohne bzw. mit unterquotaler Mitübertragung von SonderBV
andererseits (glA Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554). Soweit sich die Quote des
übertragenen Teilanteils und des übertragenen SonderBV entsprechen, ist je-
weils Satz 1 erfüllt. Soweit das SonderBV überquotal übertragen wird, können
die Voraussetzungen des Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 erfüllt sein (Sperrfrist des Abs. 5
Satz 4). Soweit das SonderBV nicht oder unterquotal übertragen wird, sind die
Voraussetzungen des Abs. 3 Satz 2 erfüllt. Denn das SonderBV verbleibt weiter-
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hin im BV derselben Mitunternehmerschaft. Die Sperrfrist des Abs. 3 Satz 2 ist
insoweit zu beachten (glA im Erg. Förster, FR 2002, 649 [656]; Schmitt, Stbg.
2003, 1 [15 f.]; Kempermann, FR 2003, 321 [328]; Kirchhof/Reiss VIII. § 16
Rn. 256: insgesamt Abs. 3 Satz 1).
E Übertragung des gesamten Mitunternehmeranteils unter Nießbrauchsvorbehalt und Zu-
rückbehaltung des Sonderbetriebsvermögens: Behält sich der Übertragende ein Nieß-
brauchsrecht an der übertragenen Sachgesamtheit vor, ist er bei entsprechender
Ausgestaltung des Nießbrauchsrechts neben dem Übernehmenden als Mitunter-
nehmer anzusehen (s. Anm.1360). Zurückbehaltenes SonderBV kann in diesem
Fall weiterhin dem SonderBV der Mitunternehmerschaft zuzuordnen sein (glA
Emmrich/Kloster, GmbHR 2008, 448; Söffing/Jordan, BB 2004, 353).
E Erfolgsneutrale Überführung von wesentlichen Betriebsgrundlagen in ein anderes Betriebs-
vermögen oder das Sonderbetriebsvermögen bei einer anderen Mitunternehmerschaft: s. hierzu
Anm. 1362. Die Voraussetzungen des Abs. 3 Satz 2 sind nicht erfüllt, da das
WG nicht mehr zum BV derselben Mitunternehmerschaft gehört (glA Funk,
BB 2002, 1231; LBP/Hörger, § 16 Rn. 207b; s. auch unten).
E Gewinnrealisierende Veräußerung oder Entnahme von wesentlichen Betriebsgrundlagen:
s. hierzu Anm. 1362. Die Voraussetzungen des Abs. 3 Satz 2 sind nicht erfüllt,
da das WG nicht mehr zum BV derselben Mitunternehmerschaft gehört (glA
Funk, BB 2002, 1231; LBP/Hörger, § 16 Rn. 207b; s. auch unten).
Behaltefrist für die zurückbehaltenen wesentlichen Wirtschaftsgüter? In
Abs. 3 Satz 2 wird für die zurückbehaltenen WG gefordert, dass sie „weiterhin
zum Betriebsvermögen derselben Mitunternehmerschaft gehören“. Eine Behal-
tefrist für die zurückbehaltenen WG ist in Satz 2 nicht ausdrücklich geregelt. Es
kann nicht an die Behaltefrist, die für den übertragenen Mitunternehmeranteil
gilt, angeknüpft werden. Da es im Rahmen der Übertragung einer Sachgesamt-
heit iSd. Abs. 3 Satz 1 schädlich ist, wenn in zeitlichem und wirtschaftlichem
Zusammenhang vor der Übertragung WG anderweitig übertragen werden (s.
Anm. 1363), muss dasselbe für anderweitige Übertragungen nach der Übertra-
gung des Mitunternehmeranteils gelten. Es ist für die zurückbehaltenen WG al-
so auf die Gesamtplanrspr. des BFH (s. hierzu Anm. 1363) zurückzugreifen.

GlA Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554; Förster, FR 2002, 649: „Beschränkungen aus
der Gesamtplanrechtsprechung des BFH – enger zeitlicher Zusammenhang als Indiz“;
genauso Förster/Brinkmann, BB 2003, 657: „Zeitraum idR bis zu 18 Monate, auf kei-
nen Fall mehr als 3 Jahre“; Brinkmann, StBp. 2005, 200: angemessen 1 Jahr, maximal
2 Jahre; LBP/Hörger, § 16 Rn. 207b: zeitlicher Zusammenhang, aber krit. zu Gesamt-
plan; aA Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.6, den Gesamtplangedanken ablehnend; IDW,
WPg. 2002, 1087: keine Behaltefrist, aber § 42 AO; Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6
Rn. 486: 5-Jahreszeitraum; Funk, BB 2002, 1231: Sinn und Zweck 5 Jahre wie für über-
tragenen Mitunternehmeranteil; glA LBP/Hoffmann, § 6 Rn. 1018a; ebenso Stamm,
StuB 2006, 125: 5 Jahre; Bode, DStR 2002, 114: Nachfolgende Übertragung des zu-
rückbehaltenen WG nach Abs. 5 Satz 3 ist unschädlich; ebenso Kai, DB 2005, 794;
Winkeljohann/Stegemann, BB 2005, 1416; Kirchhof/Reiss VIII. § 16 Rn. 256:
5-jährige Sperrfrist gilt nicht, dh. spätere Buchwertübertragung oder Entnahme ins PV
ist unschädlich; offen Hoffmann, GmbHR 2002, 236; Linklaters Oppenhoff & Räd-
ler, DB 2002, Beilage 1, 27: Veräußerung/Aufgabe innerhalb der Fünfjahresfrist durch
den bisherigen Betriebsinhaber/Mitunternehmer ist unschädlich; offen Korn, KÖSDI
2005, 14633; krit. Stegemann, INF 2005, 344 insbes. in Fällen der Ersatzinvestition;
krit. auch Wälzholz, MittBayNot. 2006, 113; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16
Rn. 435: keine Behaltefrist, wenn kein sachlicher Bezug zur Übertragung.

Schädlich sind danach sowohl gewinnrealisierende Vorgänge bezüglich der zu-
rückbehaltenen WG, wie ein Verkauf oder eine Entnahme des WG (glA BMF v.
3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 15; aA Wendt, FR 2005, 468) oder bei Ver-
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äußerung oder Aufgabe des Mitunternehmeranteils des Übertragenden als auch
gewinnneutrale Vorgänge, wie eine Überführung der zurückbehaltenen WG in
ein anderes BV oder SonderBV bei einer anderen PersGes., wenn diese Vorgän-
ge in zeitlichem und wirtschaftlichem Zusammenhang vor oder nach der unent-
geltlichen Übertragung stattfinden (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 15
erwähnt die gewinnneutralen Vorgänge nicht – abweichend zu den Aussagen
zur Gesamtplanrspr. vor einer Übertragung in Rn. 7 [s. Anm. 1363]; krit. hierzu
Kai, DB 2005, 794). In diesen Fällen ist weder Abs. 3 Satz 1 noch Satz 2 erfüllt.
Der Übergang eines WG in das SonderBV oder das Gesamthandsvermögen im
Rahmen der Entstehung einer mitunternehmerischen Betriebsaufspaltung auf-
grund der Übertragung kann allerdings nicht schädlich sein (im Erg. wohl eben-
so BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 22).
Behaltefrist für den zurückbehaltenen Mitunternehmeranteil des Übertra-
genden? Nach dem Wortlaut besteht keine Behaltefrist für den zurückbehalte-
nen (oder im Fall der Aufnahme in ein Einzelunternehmen neu entstandenen)
Mitunternehmeranteil des Übertragenden. Eine Behaltefrist besteht nur inso-
weit, als die zurückbehaltenen WG weiterhin zum BV derselben Mitunterneh-
merschaft gehören müssen (s.o.).

4. Keine schädliche Verfügung durch Übernehmer
Übernommener Mitunternehmeranteil: Unter die Behaltefrist des Abs. 3
Satz 2 fällt der Mitunternehmeranteil, der im Rahmen der Übertragung des Teil-
anteils eines Mitunternehmeranteils vom Rechtsnachfolger übernommen wurde.
Dasselbe gilt für den Mitunternehmeranteil, der bei der unentgeltlichen Aufnah-
me einer natürlichen Person in ein Einzelunternehmen erstmals entsteht (glA
Brandenberg, DStZ 2002, 511; Brandenberg, NWB F. 3, 12039; krit. zur Be-
haltefrist Wendt, FR 2002, 127; Wendt, FR 2005, 468; Crezelius, FR 2002,
805).
Zurückbehaltener Mitunternehmeranteil: s. Anm. 1369b.
Fünfjahresfrist:
E Beginn: Die Fünfjahresfrist beginnt mit Übertragung des wirtschaftlichen Ei-
gentums (glA BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 11; Förster, FR 2002,
649; Linklaters Oppenhoff & Rädler, DB 2002, Beilage 1, 27; Korn/Strahl,
§ 6 Rn. 475. 10; Brinkmann, StBp. 2005, 2000; Hoffmann, GmbHR 2002, 236:
ab Übertragungsstichtag).
E Ende: Das Ende der Fünfjahresfrist ist nach § 108 Abs. 1 AO iVm. §§ 187,
188 BGB zu ermitteln (krit. zur Frist von fünf Jahren Funk, BB 2002, 1231: 3
Jahre ausreichend; krit. zu unterschiedlichen Fristen Hoffmann, GmbHR 2002,
236; Wendt, FR 2002, 127; Wendt, FR 2005, 468 und Stegemann, INF 2005,
344 wegen deren Unbestimmtheit).
E Ob eine schädliche Verfügung innerhalb der Fünfjahresfrist erfolgt, ist nach dem stl.
Übertragungvorgang zu beurteilen, also bei einer Veräußerung nach dem Über-
gang des wirtschaftlichen Eigentums (glA Korn/Strahl, § 6 Rn. 475. 10). Ein
Zeitpunkt der Betriebsaufgabe lässt sich idR nicht eindeutig bestimmen. Ein Be-
triebsaufgabegewinn entsteht vielmehr sukzessive. UE dürfte der Beginn der Be-
triebsaufgabe maßgebend sein.
Handlung durch Übernehmer: Obwohl schädliche Verfügungen iSd. Abs. 3
Satz 2 Handlungen des unentgeltlichen Rechtsnachfolgers sind, wirken sie sich
in erster Linie auf die Besteuerung des Übertragenden aus (s. Anm. 1388). Für
den Übernehmenden sind die Folgen schädlicher Verfügungen idR von Vorteil,
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da er höhere Buchwerte als Ausgangspostion hat. Im Übertragungsvertrag soll-
ten deshalb Klauseln oder Zustimmungsvorbehalte aufgenommen werden, um
den Übertragenden zu schützen (ebenso Stegemann, INF 2005, 344; Stümper/
Walter, GmbHR 2008, 31; Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448; Wendt,
FR 2002, 127; Ernst & Young, Die Fortentwicklung der Unternehmenssteuerre-
form, 2002, 105 Rn. 16; Geck, ZEV 2002, 41; Geck, ZEV 2005, 196; Branden-
berg, DStZ 2002, 511; Mitsch, INF 2002, 77; Horath/Kauter, StuB 2005,
823; LBP/Hörger, § 16 Rn. 207b).
Anwendungszeitpunkt: Da es sich bei der gesetzlichen Regelung durch das
UntStFG um eine Klarstellung handeln sollte (BTDrucks. 14/6882, 14/7084),
war die Zurückbehaltung von wesentlichem SonderBV rückwirkend – also auch
bereits in VZ vor 2001 – unschädlich. Hinsichtlich der Sperrfrist handelt es sich
allerdings nicht um eine klarstellende, sondern um eine rechtsbegründende Re-
gelung. Insoweit ist eine Anwendung erst ab dem VZ 2001 möglich (s. auch
Anm. 1331).

5. Schädliche und unschädliche Verfügungen
Veräußerung: Der Begriff der Veräußerung ergibt sich aus den allgemeinen zu
§ 16 entwickelten Grundsätzen (§ 16 Anm. 60 ff.). Unentgeltliche Übertragun-
gen iSd. Abs. 3 durch den Übernehmer sind somit unschädlich (glA IDW, WPg.
2002, 1087; Wendt, FR 2002, 127; Brandenberg, DStZ 2002, 511; Linklaters
Oppenhoff & Rädler, DB 2002, Beilage 1, 27; s. auch unten).
E Veräußerung des übernommenen Mitunternehmeranteils:
p Veräußerung des gesamten übernommenen Mitunternehmeranteils: Veräußert der

Übernehmer innerhalb der Behaltefrist den gesamten Mitunternehmer-
anteil, handelt es sich um eine schädliche Verfügung iSd. Abs. 3 Satz 2
Halbs. 2 (glA Förster, FR 2002, 649; Brandenberg, DStZ 2002, 511;
Brandenberg, NWB F. 3, 12039).

p Veräußerung eines Teils des übernommenen Mitunternehmeranteils: Bereits eine an-
teilige Veräußerung des erhaltenen Teilanteils kann eine schädliche Maß-
nahme iSd. Abs. 3 Satz 2 Halbs. 2 sein (aA Wendt, FR 2005, 468: schäd-
lich ist nur Veräußerung des gesamten Anteils; ebenso Geck, ZEV 2005,
196; Geck, ZEV 2002, 41; Brinkmann, StBp. 2005, 2000; Schmidt/Wa-
cker XXVIII. § 16 Rn. 435; Schiffers, GmbH-StB 2005, 175; Kemper-
mann, FR 2003, 321; Förster, FR 2002, 649; Förster, BB 2003, 657;
Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.11: wenn eine nicht unwesentliche Beteiligung
verbleibt). Die Rechtsfolgen (s. hierzu Anm. 1388) treten allerdings nur im
Umfang der veräußerten Quote des (unter Satz 2 fallenden) Teilanteils ein.

GlA IDW, WPg. 2002, 1087; Stegemann, INF 2005, 344; Emmrich/Kloster, GmbHR
2005, 448; LBP/Hörger, § 16 Rn. 207b; Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.11 als Hilfslösung;
aA, Rechtsfolge für gesamten ursprünglichen Übertragungsvorgang: BMF v. 3.3.2005,
BStBl. I 2005, 458 Rn. 11; Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 484 f.; Brandenberg,
DStZ 2002, 511; Brandenberg, NWB F. 3, 12039; wohl auch Mitsch, INF 2002, 77;
krit Kai, DB 2005, 794; s. auch Anm. 1388.

E Veräußerung oder Übertragung des übernommenen funktional wesentlichen Sonderbetriebs-
vermögens: Da uE ein Fall des Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 gegeben ist (Anm. 1369a),
soweit WG des SonderBV mitübertragen werden, kommt Satz 2 insoweit nicht
zur Anwendung. Die Veräußerung von WG des übernommenen funktional we-
sentlichen SonderBV kann damit keine schädliche Maßnahme iSd. Abs. 3 Satz 2
Halbs. 2 sein (glA LBP/Hörger, § 16 Rn. 207b). Einschränkungen der Ver-
äußerungsmöglichkeit dieser WG können sich allerdings ergeben, wenn ein
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„Gesamtplan“ vorliegt (s. Anm. 1363, 1369b). Nach Auffassung der FinVerw.
lösen dagegen auch eine Veräußerung des übernommenen funktional wesentli-
chen SonderBV oder eines Teils davon an einen Dritten sowie die Übertragung
von WG des übernommenen SonderBV gegen Gewährung von Gesellschafts-
rechten nach Abs. 5 auf einen Dritten die Rechtsfolgen einer schädlichen Ver-
fügung in vollem Umfang aus.

BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 11, 13, letzteres ohne Unterscheidung zwi-
schen Buchwert- und Teilwertansatz; Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 485: Aus-
nahme WG wird entbehrlich; krit. Kai, DB 2005, 794; aA Wendt, FR 2005, 468; Ro-
gall/Stangl, DStR 2005, 1073; Geck, ZEV 2005, 196; Korn, KÖSDI 2005, 14633;
Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.11; Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448; Schiffers,
GmbH-StB 2005, 175; Wälzholz, MittBayNot. 2006, 113; Kirchhof/Reiss VIII. § 16
Rn. 256.

Im Fall der Entstehung einer mitunternehmerischen Betriebsaufspaltung soll die
Überführung nach Abs. 5 nach Auffassung der FinVerw. allerdings unschädlich
sein (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 22; s. auch Anm. 1368a; Doege,
INF 2007, 345: problematisch bei Übernahme von Verbindlichkeiten).
E Rechtsnachfolger hält bereits vor der unentgeltlichen Übertragung einen Mitunternehmer-
anteil: Veräußerungen innerhalb der 5-jährigen Behaltefrist sind solange un-
schädlich iSd. Abs. 3 Satz 2 Halbs. 2, als der veräußerte Teilanteil den Mitunter-
nehmeranteil, der dem Rechtsnachfolger anteilig bereits vor der unentgeltlichen
Übertragung zuzurechnen war, nicht übersteigt. Ein Mitunternehmer kann zwar
nur einen einheitlichen Mitunternehmeranteil haben. Nach Sinn und Zweck des
Abs. 3 kann eine Veräußerung bis zur Höhe des ursprünglich gehaltenen Anteils
dennoch nicht schädlich sein, da insoweit nicht der „übernommene“ Mitunter-
nehmeranteil veräußert wird. Nur soweit der veräußerte Anteil größer als der ur-
sprünglich gehaltene Anteil ist, handelt es sich um einen schädlichen Vorgang
(glA BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 12, das hier eine getrennte Be-
handlung eines Mitunternehmeranteils anerkennt; IDW, WPg. 2002, 1087;
Brandenberg, DStZ 2002, 511).
E Rechtsnachfolger erhielt Teilanteil nach Abs. 3 Satz 1 und Teilanteil nach Abs. 3 Satz 2:
Eine Veräußerung des Mitunternehmeranteils ist unschädlich, solange höchstens
der Teil des Mitunternehmeranteils veräußert wird, der nach Abs. 3 Satz 1 über-
tragen wurde. Wird dieser Anteil überschritten, handelt es sich nur insoweit um
eine schädliche Veräußerung iSd. Abs. 3 Satz 2 Halbs. 2. Jede andere Auslegung
würde zu Lasten des Stpfl. gehen, wofür keine Grundlage besteht (glA Stege-
mann, INF 2005, 344).
Aufgabe:
E Begriff der Aufgabe: Der Begriff der Aufgabe des Mitunternehmeranteils ergibt
sich aus den allgemeinen zu § 16 entwickelten Grundsätzen (s. § 16
Anm. 405 ff.).
E Aufgabe des übernommenen Mitunternehmeranteils: Die obigen Ausführungen
(Anm. 1369d) zur Veräußerung des übernommenen Mitunternehmeranteils gel-
ten entsprechend.
Unentgeltliche Übertragung: Die unentgeltliche Übertragung des übernomme-
nen Mitunternehmeranteils ist weder eine Veräußerung noch eine Aufgabe des
Mitunternehmeranteils. Eine unentgeltliche Übertragung innerhalb der 5-jährigen
Behaltefrist stellt deshalb keine schädliche Verfügung iSd. Abs. 3 Satz 2 dar.

GlA BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 14; Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6
Rn. 484; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 435; Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.9; IDW,
WPg. 2002, 1087; Förster, FR 2002, 649; Linklaters Oppenhoff & Rädler, DB 2002,
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Beilage 1, 27; Wendt, FR 2002, 127; Wendt, FR 2005, 468; Kempermann, FR 2003,
321; Brinkmann, StBp. 2005, 2000.

Da der neue Rechtsnachfolger in die Rechtsstellung des ursprünglichen Rechts-
nachfolgers – des neuen Überträgers – tritt, geht die 5-jährige Behaltefrist auf
den neuen Rechtsnachfolger über (glA (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458
Rn. 14; Förster, FR 2002, 649; Geck, ZEV 2002, 41; Brandenberg, DStZ 2002,
511; evtl. anders Wendt, FR 2002, 127, der eine Veräußerung oder Aufgabe
durch den neuen Rechtsnachfolger als unschädlich ansieht; ebenso LBP/Hör-
ger, § 16 Rn. 207b; offen Stegemann, INF 2005, 344; krit. Rogall/Stangl,
DStR 2005, 1073). Ob für die neue unentgeltliche Übertragung ebenfalls eine
neue Behaltefrist zu laufen beginnt, hängt von den Umständen der neuen unent-
geltlichen Übertragung ab (siehe hierzu ausführlich Emmrich/Kloster,
GmbHR 2005, 448; Kai, DB 2005, 794).
Einbringung in eine Personengesellschaft: Die Einbringung des Mitunter-
nehmeranteils in eine PersGes. gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten
stellt zwar grundsätzlich einen Tausch und damit einen entgeltlichen Vorgang
dar (aA Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 485: Buchwerteinbringung un-
entgeltlicher Vorgang). Erfolgt die Einbringung allerdings nach § 24 UmwStG
zum Buchwert, treten die stl. Rechtsfolgen der Veräußerung nicht ein. Die Be-
haltefrist des Abs. 3 Satz 2 ist nicht verletzt (glA Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.13;
IDW, WPg. 2002, 1087; Förster, FR 2002, 649; Linklaters Oppenhoff & Räd-
ler, DB 2002, Beilage 1, 27; offen Brandenberg, DStZ 2002, 511; Emmrich/
Kloster, GmbHR 2005, 448; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 435: Billig-
keitsregelung, so auch Wendt, FR 2005, 468). Die Behaltefrist geht auf die
übernehmende PersGes. über. Zudem besteht auch für den erhaltenen Mit-
unternehmeranteil eine 5-jährige Behaltefrist, welche mit der ursprünglichen
Übertragung des Mitunternehmerteilanteils nach Abs. 3 Satz 2 beginnt (BMF v.
3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 13). Schädlich wäre eine Veräußerung oder
Aufgabe des erhaltenen Mitunternehmeranteils (OFD Rheinland v. 18.12.2007,
DB 2008, 265). Eine schädliche Verfügung ist gegeben, wenn bei der Einbrin-
gung der Zwischen- oder Teilwert angesetzt wird. Diese Grundsätze gelten un-
abhängig davon, wer Gesellschafter der übernehmenden PersGes. ist. Die Be-
haltefrist des Abs. 3 Satz 2 ist bei einem Buchwertansatz auch nicht verletzt,
soweit KapGes. Gesellschafter der übernehmenden PersGes. sind (aA Kemper-
mann, FR 2003, 321). Denn Abs. 3 enthält keine dem Abs. 5 Satz 6 entspre-
chende Regelung. Sowohl die Übertragung des Teils eines Mitunternehmer-
anteils als auch die Aufnahme in ein bestehendes Einzelunternehmen fallen nur
unter Abs. 3 Satz 1, wenn Übernehmender eine natürliche Person ist. Deshalb
ist Abs. 3 Satz 1 nicht erfüllt, wenn die einer unentgeltlichen Teilanteilsübertra-
gung (oder der Aufnahme in ein Einzelunternehmen) nachfolgende Einbrin-
gung in eine PersGes. Teil eines Gesamtplans ist. Abs. 3 Satz 2 kommt dann
nicht zur Anwendung.
Einbringung in eine Kapitalgesellschaft: Bei Einbringung des Mitunterneh-
meranteils in eine KapGes. gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten handelt
es sich um einen Tausch und damit einen entgeltlichen Vorgang (aA Schmidt/
Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 485: Buchwerteinbringung unentgeltlicher Vor-
gang). Wird nach § 20 UmwStG der Buchwertansatz gewählt, wird die Einbrin-
gung stl. nicht mehr wie eine Veräußerung behandelt, so dass keine schädliche
Verfügung gegeben ist. Etwas anderes gilt nur bei einem Zwischen- oder Teil-
wertansatz (glA Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.13; IDW, WPg. 2002, 1087; Förster,
FR 2002, 649; Linklaters Oppenhoff & Rädler, DB 2002, Beilage 1, 27; offen
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Brandenberg, DStZ 2002, 51; Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448; offen
Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 435: Billigkeitsregelung). Die Behaltefrist
für den eingebrachten Mitunternehmeranteil geht auf die aufnehmende KapGes.
über. Zudem besteht auch für die erhaltenen Anteile an der KapGes. eine eigene
5-jährige Behaltefrist, welche mit der ursprünglichen Übertragung des Mitunter-
nehmerteilanteils nach Abs. 3 Satz 2 beginnt (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005,
458 Rn. 13). Schädlich wäre eine Veräußerung der erhaltenen Anteile sowie ein
Ersatzrealisationstatbestand, zB bei Wegzug des Anteilseigners ins Ausland
durch die Anwendung des § 6 AStG (OFD Rheinland v. 18.12.2007, DB 2008,
265). Allerdings würden weder die unentgeltliche Übertragung eines Mitunter-
nehmerteilanteils auf eine KapGes. noch die Aufnahme einer KapGes. in ein
Einzelunternehmen die Voraussetzungen des Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 erfüllen. Ist
die einer unentgeltlichen Teilanteilsübertragung (oder der Aufnahme in ein Ein-
zelunternehmen) nachfolgende Einbringung in eine KapGes. Teil eines Gesamt-
plans, ist Abs. 3 Satz 1 nicht erfüllt und damit auch Abs. 3 Satz 2 nicht einschlä-
gig.
Formwechsel/Umwandlung der Mitunternehmerschaft in eine Kapitalge-
sellschaft: Da der Formwechsel und die Umwandlung ertragstl. einer Einbrin-
gung in eine KapGes. gleichgestellt sind, kann auf die Ausführungen zur Ein-
bringung in eine KapGes. verwiesen werden (im Erg. ebenso BMF v. 3.3.2005,
BStBl. I 2005, 458 Rn. 13; Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.13; Kai, DStR 2005, 1073;
Wacker, JbfStR 2005/2006, 554; Korn, KÖSDI 2005, 14633; Wälzholz, Mitt-
BayNot. 2006, 113; im Erg. ebenso Geck, ZEV 2005, 196; Klein, NWB F. 3,
13771 [2005]).
Verdeckte Einlage in eine Kapitalgesellschaft: Da einer verdeckten Einlage
in eine KapGes. eine Entnahme vorausgeht, kommt es zur Aufgabe des Mitunter-
nehmeranteils. Die Regelungen zur verdeckten Einlage gehen Abs. 3 insoweit vor
(BFH v. 18.12.1990 – VIII R 17/85, BStBl. II 1991, 512; FG Nürnb. v. 13.9.2000,
EFG 2001, 566, rkr.; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 201; s. auch Anm. 1336
und 1375). Durch eine verdeckte Einlage in eine KapGes. wird damit die Behalte-
frist des Abs. 3 Satz 2 verletzt (glA Förster, FR 2002, 649; Kai, DB 2005, 794;
Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 485; Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.13).
Realteilung: Eine Realteilung ohne Ausgleichszahlungen ist nicht als Tausch
und damit nicht als Veräußerung anzusehen. Es handelt sich deshalb nicht um
eine schädliche Verfügung iSd. Abs. 3 Satz 2 (glA Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.13;
LBP/Hörger, § 16 Rn. 207b; Linklaters Oppenhoff & Rädler, DB 2002, Bei-
lage 1, 27; offen Mitsch, INF 2002, 77; Rogall/Stangl, DStR 2005, 1073).
Dasselbe gilt bei einer Realteilung mit Ausgleichszahlung, soweit diese erfolgs-
neutral ist (ebenso wohl Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448).
Mitunternehmerische Betriebsaufspaltung: Entsteht infolge einer (unter-
quotalen) Übertragung nach Abs. 3 Satz 2 eine mitunternehmerische Betriebs-
aufspaltung, führt die nachfolgende Überführung von WG auf die BesitzPers-
Ges. nicht zu einem schädlichen Vorgang, wobei allerdings die Behaltefristen
bei der BesitzPersGes. zu beachten sind (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458
Rn. 22 iVm. Rn. 11 und 13; v. 7.12.2006, BStBl. I 2006, 766; s. auch Anm. 1368a
und oben).
Disquotale Kapitalerhöhung, Anwachsung: Es handelt sich nicht um Vor-
gänge, bei denen der Übernehmer den erhaltenen Mitunternehmeranteil vermin-
dert, und damit nicht um eine Verletzung der Behaltefrist des Abs. 3 Satz 2 (glA
Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448).
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III. Unentgeltlichkeit der Übertragung

1. Abgrenzung zwischen entgeltlicher und unentgeltlicher Übertragung
Die Übertragung eines WG ist unentgeltlich, wenn sie ohne Gegenleistung er-
folgt. Eine Leistung, die der Erwerber anlässlich der Übertragung erbringt, bil-
det eine Gegenleistung und die Übertragung ist daher entgeltlich, wenn die bei-
derseitigen Leistungen wie unter Fremden nach kaufmännischen Gesichtspunk-
ten gegeneinander abgewogen sind und die Beteiligten auch die Vorstellung und
den Willen haben, für die eigene Leistung eine etwa gleichwertige Leistung zu
erhalten (BFH v. 31.5.1972 – I R 49/69, BStBl. II 1972, 696; v. 26.6.2002 – IV
R 3/01, BStBl. II 2003, 112). Trotz objektiver Ungleichwertigkeit von Leistung
und Gegenleistung kann ein Veräußerungs-/Erwerbsgeschäft vorliegen, wenn
die Beteiligten subjektiv von der Gleichwertigkeit ausgegangen sind (BFH v.
29.1.1992 – X R 193/87, BStBl. II 1992, 465; FG Nürnb. v. 4.4.2006, EFG
2007, 410, nrkr., Rev. Az. BFH VIII R 43/06; FG Hamb. v. 22.2.2006 – II
366/04, nv., rkr.); s. auch § 16 Anm. 62 ff. und 70 ff.

2. Vermutungen der Rechtsprechung für entgeltlichen bzw.
unentgeltlichen Erwerb

Bei einander fremden Personen besteht „im allgemeinen keine Veranlassung
zu einer unentgeltlichen Zuwendung. Bei Verträgen zwischen fremden Personen
spricht daher eine tatsächliche Vermutung für das Vorliegen eines entgeltlichen
Geschäfts, wenn die Werte der den Parteien nach dem Vertrag zukommenden
Vorteile (Leistungen) nicht in einem Missverhältnis zueinander stehen“ (BFH v.
31.5.1972 – I R 49/69, BStBl. II 1972, 696; s. auch § 16 Anm. 63).
Bei einander nahestehenden Personen spricht eine widerlegbare Vermutung
für eine Unentgeltlichkeit der Übertragung. Einzelheiten s. § 16 Anm. 63.

3. Erbfall
Der Übergang einer Sachgesamtheit durch Erbfall vom Erblasser auf den Erben
(§ 1922 BGB) ist grundsätzlich eine unentgeltliche Übertragung im Rahmen des
Abs. 3. Der Übergang auf die Erben stellt dabei einen Fall der Gesamtrechts-
nachfolge dar (BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 1). Die Erbauseinan-
dersetzung hingegen ist ein Vorgang, der ausschließlich das Verhältnis der Er-
ben zueinander betrifft. Mit Beschl. des Großen Senats des BFH v. 5.7.1990 –
GrS 2/89 (BStBl. II 1990, 837) hat sich die höchstrichterliche Rspr. der zivil-
rechtlichen Beurteilung angeschlossen und entschieden, dass die Erbauseinan-
dersetzung dem Erbfall als selbständiger Rechtsvorgang nachfolgt und mit die-
sem keine rechtliche Einheit bildet. Während der Erwerb durch Erbfall selbst
unentgeltlich ist, kann daher die sich daran anschließende Erbauseinanderset-
zung zu einer entgeltlichen Übertragung von WG und Sachgesamtheiten führen.
Zum Erbfall und zur Erbauseinandersetzung bei Sachgesamtheiten s. im Einzel-
nen Anm. 1390 ff. und § 16 Anm. 80

4. Schenkungen

a) Begriff der Schenkung
Eine Zuwendung, durch die jemand aus seinem Vermögen einen anderen berei-
chert, ist Schenkung, wenn beide Teile darüber einig sind, dass die Zuwendung
unentgeltlich erfolgt (§ 516 Abs. 1 BGB). Die Schenkung setzt objektiv die Be-
reicherung des Empfängers durch Zuwendung aus dem Vermögen eines ande-
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ren und subjektiv die Einigung über die Unentgeltlichkeit der Zuwendung vo-
raus.
Schenkungen iSv. § 534 BGB: Ein allgemeines zwingendes Verpflichtungs-
gefühl genügt nicht, um das Bewusstsein der Unentgeltlichkeit auszuschließen.
Somit sind Schenkungen iSv. § 534 BGB, durch die nur einer sittlichen Pflicht
oder einer auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprochen wird, kraft
positivrechtlicher Entscheidung „echte“ Schenkungen (Koch in Münchener
Komm. zum BGB, 5. Aufl. 2007, § 534 Rn. 1).
Unbenannte Zuwendungen: Nach stRspr. des BGH stellen unbenannte (ehe-
bedingte) Zuwendungen zivilrechtl. grundsätzlich keine unentgeltlichen Zuwen-
dungen dar. Unbenannte Zuwendungen sind allerdings im Erbrecht grundsätz-
lich wie Schenkungen zu behandeln (BGH v. 27.11.1991 – IV ZR 164/90,
FamRZ 1992, 300 = NJW 1992, 564).
Nach Auffassung des BFH ist auch bei unbenannten Zuwendungen nach den
allgemeinen Kriterien zu prüfen, ob eine Unentgeltlichkeit vorliegt (BFH v. 2.3.
1994 – II R 59/92, BStBl. II 1994, 366). Die Unentgeltlichkeit kann dabei nicht
nur deshalb verneint werden, weil die Zuwendung dem „Ausgleich für geleistete
Mitarbeit“ des bedachten Ehegatten oder dessen „angemessener Beteiligung an
den Früchten des ehelichen Zusammenwirkens“ dienen soll. Diese Rspr., der
die FinVerw. gefolgt ist (BMF v. 26.4.1994, BStBl. I 1994, 297; R 15 ErbStR),
hat auch Bedeutung für die ertragstl. Behandlung von unbenannten Zuwendun-
gen: Sie stellen zwar keine Schenkungen iSd. bürgerlichen Rechts dar, sind idR
gleichwohl unentgeltliche Vermögensübertragungen, auf die – bei Erfüllung der
übrigen hierfür erforderlichen Kriterien – die Regelungen des Abs. 3 zur unent-
geltlichen Übertragung von Sachgesamtheiten Anwendung finden (Schmidt/
Wacker XXVIII. § 16 Rn. 36).

b) Teilentgeltliche Vorgänge
Überblick: Häufig erfolgen Vermögensübertragungen nicht als reine Schenkun-
gen, sondern als teilentgeltliche Vorgänge, welche aus zivilrechtl. Sicht gemisch-
te Schenkungen oder Schenkungen unter Auflage sein können.
E Bei einer gemischten Schenkung besteht ein objektives Missverhältnis zwischen
Zuwendung (Übertragung von Vermögen) und Gegenleistung, welches die Be-
teiligten kennen und in Kauf nehmen, da sie sich darüber einig sind, dass der
Mehrwert unentgeltlich zugewendet werden soll.
E Eine Schenkung unter Auflage ist eine Schenkung iSd. §§ 516 ff. BGB mit der zu-
sätzlichen Nebenabrede, dass der Beschenkte zu einer Leistung (Einräumung ei-
nes Nießbrauchs- oder Wohnrechts, Gewährung von Versorgungsleistungen,
Abstandszahlungen, Gleichstellungsgeldern, Übernahme von Verbindlichkeiten)
verpflichtet sein soll, wenn er in den Genuss des Schenkungsgegenstands
kommt. Bei einer Auflagenschenkung erwirbt der Zuwendungsempfänger den
Gegenstand der Übertragung zivilrechtl. voll unentgeltlich, aber um den Wert
der von ihm zu erbringenden Leistungen gemindert. Die von ihm übernomme-
ne Verpflichtung hat keinen Entgeltcharakter.
Steuerliche Behandlung: Nach der Rspr. des Großen Senats (BFH v. 5.7.1990
– GrS 4-6/89, BStBl. II 1990, 847) zur vorweggenommenen Erbfolge (s.u.) wer-
den die Auflagenschenkung und die gemischte Schenkung ertragstl. einheitlich
behandelt. Es kann sich um teilentgeltliche Vorgänge handeln. Eine Unterschei-
dung zwischen Übertragungen im Rahmen der sog. vorweggenommenen Erb-
folge und sonstigen Übertragungen in Form von Auflagenschenkungen bzw. ge-

E 720/23

Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils Anm. 1373–1374 § 6

1374



E 720/24 Gratz

mischten Schenkungen kann grundsätzlich unterbleiben, da die im Beschl. des
Großen Senats des BFH v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89 (BStBl. II 1990, 847) getrof-
fenen Aussagen und Wertungen auf alle diese Fälle Anwendung finden (glA
BFH v. 25.7.1991 – XI R 4/89, BFH/NV 1992, 31; Korn, KÖSDI 2005, 14633;
s. auch § 16 Anm. 75).
E Einheitstheorie: Die (teilentgeltliche) Übertragung einer Sachgesamtheit wird
nach der hM einheitlich entweder als voll entgeltlicher oder als voll unentgeltli-
cher Vorgang behandelt (Einheitstheorie). Dies ist abhängig davon, ob das
(Teil-)Entgelt den Buchwert/Kapitalkonto (Aktiva abzgl. negative WG) der
übertragenen Sachgesamtheit übersteigt (entgeltlich) oder nicht (unentgeltlich).
Eine Aufspaltung eines teilentgeltlichen Vorgangs in einen entgeltlichen und ei-
nen unentgeltlichen Teil scheidet aus (BFH v. 27.9.2006 – X B 71/06, BFH/NV
2007, 37; v. 7.11.2000 – VIII R 27/98, BFH/NV 2001, 262 mwN); s. hierzu
§ 16 Anm. 76.
Das Rechtsinstitut der vorweggenonmmenen Erbfolge ist weder zivilrechtl.
noch ertragstrechtl. gesetzlich kodifiziert. Unter der vorweggenommenen Erb-
folge werden nach hM Vermögensübertragungen unter Lebenden mit Rücksicht
auf die künftige Erbfolge verstanden. Der Übernehmer soll nach dem Willen
der Beteiligten wenigstens teilweise eine unentgeltliche Zuwendung erhalten.
Der Vermögensübergang tritt hierbei nicht kraft Gesetzes, sondern aufgrund
einzelvertraglicher Regelungen ein (vgl. BMF v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80);
s. hierzu ausführlich § 16 Anm. 90 ff.
Nach Auffassung des Großen Senats (BFH v. 5.7.1990 – GrS 4-6/89, BStBl. II
1990, 847) liegt immer dann eine Leistung des Übernehmers mit Entgeltcharak-
ter vor, wenn er eigene Aufwendungen tätigt, um das Vermögen übertragen zu
bekommen. Allerdings stellen Vermögensübertragungen unter Auflage, bei de-
nen die Auflage in der Einräumung von Versorgungsleistungen oder Nutzungs-
rechten besteht, unentgeltliche Vorgänge dar. In allen anderen Fällen der Ver-
einbarungen von Leistungen des Übernehmers im Rahmen von Vermögens-
übertragungen ist es nach dem BFH-Beschl. nicht von Bedeutung, ob sich die
Vermögensübertragung in zivilrechtl. Sicht als gemischte Schenkung oder als
Auflagenschenkung darstellt (s. auch § 16 Anm. 75).
Üblicherweise vereinbarte Leistungsverpflichtungen:
E Wiederkehrende Leistungen: Bei Vermögensübertragungen werden häufig wieder-
kehrende Leistungen des Beschenkten vereinbart. Diese Leistungen können den
Charakter von privaten Versorgungsleistungen, betrieblichen Versorgungsrenten
und Veräußerungsrenten haben. Daneben werden dem Übertragenden auch ab-
gekürzte oder verlängerte Leibrenten bzw. dauernde Lasten eingeräumt; s. aus-
führlich § 16 Anm. 64 und 93 sowie § 22 Anm. vor 128 ff. u. 232.
E Nutzungsrechte/Nießbrauch: s. Anm. 1341 u. § 16 Anm. 64 und 93. Behält sich
der Übergeber ein dingliches oder ein obligatorisches Nutzungsrecht an dem
Übertragungsgegenstand vor, fehlt es an einem Entgelt. Dasselbe gilt, wenn der
Übergeber den Übernehmer im Übergabevertrag verpflichtet, einem Dritten ein
Nutzungsrecht am übertragenen Vermögen zu bestellen. Des weiteren stellt die
Verpflichtung, den Übergeber am Gewinn der übertragenen Sachgesamtheit zu
beteiligen, kein Entgelt dar (Schulze zur Wiesche, WPg. 1993, 596). Verpflich-
tet sich jedoch der Beschenkte zur Nießbrauchsbestellung an Gegenständen sei-
nes bisherigen Vermögens, liegt eine Leistung mit Entgeltcharakter vor, da der
Erwerber insoweit eigene Aufwendungen hat.
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E Übernahme betrieblicher Schulden: Zu einer Sachgesamtheit iSv. Abs. 3 gehören
regelmäßig auch Schuldposten (zB Verbindlichkeiten, Rückstellungen). Bei der
Übertragung von Sachgesamtheiten werden die positiven und negativen WG
insgesamt als eine Einheit betrachtet. Die zum (Teil-)Betrieb oder Mitunterneh-
meranteil gehörenden Schulden sind demnach nur ein unselbständiger Bestand-
teil der Sachgesamtheit und ihre Übernahme stellt kein Entgelt dar (BFH v. 5.7.
1990 – GrS 4-6/89, BStBl. II 1990, 847; BMF v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80
Rn. 29; Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554; Korn, KÖSDI 2005, 14633; s. auch
Anm. 1382 und § 16 Anm. 64). Dies gilt auch, wenn Verbindlichkeiten, die ne-
gatives SonderBV eines Mitunternehmers darstellen, vom Erwerber übernom-
men werden. Auch in diesem Fall hat die Schuldübernahme keinen Entgeltcha-
rakter (Korn/Strahl, § 6 Rn. 105; Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 68);
s. hierzu auch § 16 Anm. 64 und 308.
E Übernahme eines negativen Kapitalkontos: Ein unentgeltlicher Vorgang kann auch
dann vorliegen, wenn bei der Übertragung einer Sachgesamtheit das stl. Kapital-
konto negativ ist, wenn entsprechende stille Reserven oder Gewinnchancen vor-
handen sind (BFH v. 24.8.1972 – VIII R 36/66, BStBl. II 1973, 111; v. 23.4.
1971 – IV 201/65, BStBl. II 1971, 686; v. 10.3.1998 – VIII R 76/96, BStBl. II
1999, 269 mwN; BMF v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80 Rn. 30; Schmidt/Wacker
XXVIII. § 16 Rn. 434). Wird jedoch neben der Übernahme des negativen Kapi-
talkontos zwischen dem Schenker und dem Übernehmer eine vom Erwerber
der Sachgesamtheit zu erbringende Leistung mit Entgeltcharakter vereinbart, ist
nach Auffassung der FinVerw. (BMF v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80 Rn. 31)
und entsprechend BFH v. 16.12.1992 – XI R 34/92 (BStBl. II 1993, 436) die
Übernahme des negativen Kapitalkontos ebenfalls in vollem Umfang Entgelt
für die Übertragung der Sachgesamtheit (zur Kritik an der Auffassung des BMF
im einzelnen auch Lademann/Söffing, § 16 Rn. 218c); s. hierzu auch § 16
Anm. 64 und 312.
E Übernahme privater Schulden: Die Übernahme von Schulden durch den Erwerber
ist Entgelt, wenn diese Schuld nicht der übertragenen Sachgesamtheit zugeord-
net werden kann, also von „außen“ kommt. Die Übernahme von privaten Ver-
bindlichkeiten im Zusammenhang mit der Übertragung einer Sachgesamtheit
stellt daher grundsätzlich Entgelt dar. Die befreiende Schuldübernahme ist auch
dann ein entgeltlicher Vorgang, wenn WG der übertragenen Sachgesamtheit der
Absicherung der privaten Schuld dienen (BFH v. 8.11.1990 – IV R 73/87,
BStBl. II 1991, 450; BMF v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80 Rn. 31). Verpflichtet
sich der Übernehmer, den Übertragenden von Verbindlichkeiten freizustellen,
steht dies einer befreienden Schuldübernahme gleich und hat daher ebenfalls
Entgeltcharakter (BFH v. 10.11.1988 – IV R 70/86, BFH/NV 1990, 31; v. 8.11.
1990 – IV R 73/87, BStBl. II 1991, 450; s. auch § 16 Anm. 64 „Übernahme pri-
vater Schulden“, „Verzicht auf Zugewinnausgleichsanspruch“).
E Abstandszahlungen: Verpflichtet sich der Übernehmer zu Abstandszahlungen
an den Übergeber, haben diese Zahlungen Entgeltcharakter (BMF v. 13.1.1993,
BStBl. I 1993, 80 Rn. 7); s. auch § 16 Anm. 64 „Abstandszahlungen und Gleich-
stellungsgelder“.
E Ausgleichsleistungen: s. hierzu § 16 Anm. 64 „Abstandszahlungen und Gleich-
stellungsgelder“ und „Sachleistungsverpflichtungen“.
E Sachleistungsverpflichtungen: Sind zur Erfüllung einer Sachleistungsverpflichtung
WG der übertragenen Sachgesamtheit an einen Dritten zu überlassen, ist hierin
eine Entnahme des Übertragenden zu sehen, da das auf den Erwerber überge-
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hende Vermögen von vornherein durch die Verpflichtung zur Übertragung des
WG gemindert ist (glA Mundt, DStR 1991, 702; aA Schmidt/Wacker XXVIII.
§ 16 Rn. 70; KSM/Reiss, § 16 Rn. B 142; Schoor, StBp. 1992, 33; anders aller-
dings im Erbfall s. Anm. 1395). Handelt es sich bei dem zu übertragenden WG
um eine wesentliche Betriebsgrundlage und ist die Entnahme noch dem Überge-
ber zuzurechnen, geht keine Sachgesamtheit iSd. Abs. 3 auf den Erwerber des
BV über. Es kommt vielmehr zu einer Betriebsaufgabe des Übergebers und zu
einer anschließenden Betriebseröffnung durch den Übernehmer (aA LBP/Hör-
ger, § 16 Rn. 23b, der nur in einer Übertragung der wesentlichen Betriebsgrund-
lage durch den Übergeber selbst vor der Vermögensübertragung, nicht aber in
einer durch den Übernehmer erfüllten Sachleistungsverpflichtung einen schäd-
lichen Vorgang sieht). Liegt dieser Sonderfall der dem Übergeber zuzurechnen-
den Übertragung einer wesentlichen Betriebsgrundlage nicht vor, erfolgt die
Übertragung der Sachgesamtheit im Rahmen des Abs. 3 (s. auch § 16 Anm. 64).
E Wahlrecht zwischen Geld- und Sachleistung: s. § 16 Anm. 64.
E Ablösung von Abstands- oder Ausgleichszahlungen: Die Ablösung der Verpflichtung
zur Zahlung von Abstands- oder Ausgleichszahlungen durch eine Sachleistung
an Erfüllungs Statt aus dem übernommenen Vermögen oder durch wiederkeh-
rende Leistungen ändert nach hM nichts am ursprünglichen entgeltlichen Cha-
rakter der Verpflichtung (LBP/Hörger, § 16 Rn. 24a; Schmidt/Wacker
XXVIII. § 16 Rn. 65; Korn/Strahl, § 6 Rn. 125; Schoor, StBp. 1992, 33; BMF
v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80 Rn. 7; aA Ehmcke, Stbg. 1992, 78, und in Blü-
mich/Ehmke, § 6 Rn. 182); s. auch § 16 Anm. 64.
E Ablösung von Versorgungsleistungen: Werden Versorgungsleistungen durch Ein-
malzahlungen abgelöst, liegt keine nachträglich zu AK führende Abstands- oder
Ausgleichszahlung vor (vgl. Lademann/Söffing, § 16 Rn. 207; aA Blümich/
Ehmcke, § 6 Rn. 185; Korn/Strahl, § 6 Rn. 124; BFH v. 31.3.2004 – X R
66/98; BStBl. II 2004, 830; v. 20.6.2007 – X R 2/06, BStBl. II 2008, 99).
E Erb- und Pflichtteilsverzicht: s. hierzu § 16 Anm. 64.
E Sonstige Verpflichtungen: s. hierzu § 16 Anm. 64.
E Symbolischer Kaufpreis/Übertragung ohne Entgelt/Entgelt geringer als Kapitalkonto:
Auch wenn ein nur symbolischer Kaufpreis von 1 E bezahlt wird, liegt kein un-
entgeltlicher Vorgang vor, wenn es sich hierbei um den wirklichen Wert des Un-
ternehmens handelt (BFH v. 21.4.1994 – IV R 70/92, BStBl. II 1994, 745).
Dementsprechend hat BFH v. 26.6.2002 – V R 3/01 (BStBl. II 2003, 112) ent-
schieden, dass auch bei einer Übertragung ohne Entgelt keine unentgeltliche
Übertragung iSd. Abs. 3 gegeben ist, wenn keine Schenkung iSd. § 516 BGB be-
absichtigt ist, auch wenn der Gesellschaftsanteil noch werthaltig ist (s. auch § 16
Anm. 226). Dasselbe gilt bei einem Entgelt, das geringer ist als das Kapitalkon-
to, wenn es von den Beteiligten der Höhe nach als zutreffend angesehen wird
(BFH v. 12.12.1996 – IV R 77/93, BStBl. II 1998, 180).

5. Unentgeltliche Übertragung auf eine Gesellschaft

a) Übertragung auf eine Kapitalgesellschaft
Verdeckte Einlage: Die unentgeltliche Übertragung einer Sachgesamtheit auf
eine KapGes. setzt voraus, dass die Übertragung weder gegen die Entrichtung
eines Entgelts noch gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten erfolgt. Nur in
diesem Fall einer sogenannten verdeckten Einlage liegt eine Übertragung ohne
Gegenleistung der KapGes. vor. Durch die Zuführung von Vermögen im Wege
der verdeckten Einlage tritt zwar eine Wertsteigerung der Beteiligung an der
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KapGes. ein, die dem Übertragenden zugute kommt. Diese ist aber nur Folge
der verdeckten Einlage (Reflexwirkung), jedoch keine Gegenleistung der die
WG empfangenden Gesellschaft (BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II
1988, 348 unter C.I.3.c, 2.; v. 20.7.2005 – X R 22/02, BStBl. II 2006, 457; v.
11.2.2009 – X R 56/06, BFH/NV 2009, 1411; aA § 16 Anm. 62, 102; Kirchhof/
Reiss VIII. § 16 Rn. 22).
Eine Buchwertfortführung nach Abs. 3 ist in diesen Fällen nicht möglich, da
Abs. 3 durch den kstl. Grundsatz der Sphärenabgrenzung (Trennung zwischen
der Gesellschafter- und Gesellschaftsebene, § 8 Abs. 1, 3 KStG) verdrängt wird
(BFH v. 18.12.1990 –VIII R 17/85, BStBl. II 1991, 512; FG Nürnb. v. 13.9.
2000, EFG 2001, 566, rkr.; BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 2; aA FG
Münster 26.10.2005, EFG 2006, 807 mangels gesetzlicher Regelung, rkr.
durchBFH v. 8.11.2006 – IV R 8/06 [Erledigung der Hauptsache]). Hierbei
kommt es nicht darauf an, ob die Anteile an der aufnehmenden KapGes. BV
oder PV sind (BFH v. 20.7.2005 – X R 22/02, BStBl. II 2006, 457; Schmidt/
Wacker XXVIII. § 16 Rn. 15, 201 zur Rechtslage ab 1999; aA Tiedtke/Wälz-
holz, DB 1999, 2026; Korn/Stahl, § 16 Rn. 29). Die einheitliche Übertragung
der Sachgesamtheit wird in eine Entnahme im Rahmen einer Betriebsaufgabe
iSd. § 16 Abs. 3 und eine anschließende verdeckte Einlage eine logische Sekunde
später aufgeteilt.

Zweifelnd LBP/Hoffmann, § 6 Rn. 1005, Anwendung von Abs. 3 bei der verdeckten
Einlage eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils; FG Münster v. 20.5.
1998, EFG 1998, 1319, Rev. erl. BFH v. 24.8.2000 – IV R 51/98, BStBl. II 2005, 173
ohne Klärung dieser Rechtsfrage; ausdrücklich offen gelassen in BFH v. 20.7.2005 – X
R 22/02, BStBl. II 2006, 457, da in Fällen des Abs. 3 die Verlagerung von stillen Reser-
ven auf ein anderes Steuersubjekt grundsätzlich zugelassen wird, so dass Abs. 3 trotz
Vorliegens einer verdeckten Einlage in diesen Fällen zur Anwendung kommen könnte;
so auch FG Münster v. 26.10.2005, EFG 2006, 807, rkr. durch BFH v. 8.11.2006 – IV
R 8/06 (Erledigung der Hauptsache); BFH v. 11.2.2009 – X R 56/06, BFH/NV 2009,
1411 (Vorrang der verdeckten Einlage).

Der verdeckten Einlage geht damit die Entnahme aller WG der Sachgesamtheit
voran, so dass die verdeckte Einlage erst anschließend aus dem PV erfolgt. Nach
§ 16 Abs. 3 Satz 1 und 5 sind die WG bei der Betriebsaufgabe mit dem gemei-
nen Wert anzusetzen. Da bei einer Teilanteilsübertragung eine Betriebsaufgabe
nicht mehr angenommen werden kann, muss die Entnahme der WG mit dem
Teilwert erfolgen (Kai, DB 2005, 794; im Erg. ebenso Klein, NWB F. 3, 13771
[2005]). Auch eine im Grunde ergebnisorientierte analoge Anwendung der
§§ 20 ff. UmwStG ist in solchen Fällen unzulässig.
Erbfall/Schenkung: Im Unterschied zur verdeckten Einlage einer Sachgesamt-
heit wird der Übergang einer Sachgesamtheit auf eine KapGes. im Erbfall nach
der BFH-Rspr. von den Regelungen des Abs. 3 erfasst (BFH v. 24.3.1993 – I R
131/90, BStBl. II 1993, 799; vgl. Anm. 1395). Auch eine schenkweise Übertra-
gung einer Sachgesamtheit auf eine KapGes., an der weder der Übertragende
noch eine ihm nahestehende Person beteiligt sind, soll unter den Anwendungs-
bereich des Abs. 3 fallen (Kirchhof/Fischer IV. § 6 Rn. 181a; krit. Kirchhof/
Reiss VIII. § 16 Rn. 24 f.; s. auch § 16 Anm. 102; s. BMF v. 3.3.2005, BStBl. I
2005, 458 Rn. 2; Wendt, FR 2005, 478; Korn/Strahl, § 6 Rn. 470; krit. hierzu
Klein, NWB F. 3, 13771 [2005]).
E Übertragung iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1: In Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1 wird – im Ge-
gensatz zu Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 – nicht eine natürliche Person als Übernehmer
vorausgesetzt. Damit können im Umkehrschluss auch KapGes. Übernehmer
iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1, also von Betrieben, Teilbetrieben oder ganzen Mit-
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unternehmeranteilen sein (glA Wendt, FR 2002, 127; krit. Brandenberg, DStZ
2002, 511).
E Übertragung iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2: Eine unentgeltliche Übertragung des
Teils eines Mitunternehmeranteils auf eine KapGes. ist aufgrund der Einschrän-
kung des Anwendungsbereichs des Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 auf natürliche Per-
sonen nicht möglich. Dasselbe gilt für die Aufnahme einer KapGes. in ein Ein-
zelunternehmen (krit. Wendt, FR 2005, 478).
Exkurs – Übertragung auf eine andere Körperschaft: Empfänger der Über-
tragung einer Sachgesamtheit iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1 kann grundsätzlich
auch eine sonstige Körperschaft sein (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458
Rn. 2; Frotscher, § 6 Rn. 465). Bei einer Übertragung auf eine Körperschaft ha-
ben idR die Regelungen zur verdeckten Einlage Vorrang vor einer Anwendung
des Abs. 3 (s.o.). Im Ergebnis ist der Anwendungsbereich des Abs. 3 damit auf
Körperschaften ohne Gesellschaftsrechte (im Wesentlichen Stiftungen und Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts) beschränkt (Klein, NWB F. 3, 13771
[2005]). Bei diesen Körperschaften kommt eine verdeckte Einlage nicht in Be-
tracht, da diese eine gesellschaftsrechtl. Verbundenheit zwischen Übertragen-
dem und Übernehmendem voraussetzen würde. Bei Übertragung eines Betriebs,
Teilbetriebs oder eines kompletten Mitunternehmeranteils ist deshalb Abs. 3
Satz 1 Halbs. 1 anwendbar, wenn die Besteuerung der stillen Reserven beim
Empfänger gewährleistet ist (einschränkend BFH v. 19.1.1998 – IV R 38/97,
BStBl II, 509 zum Übergang eines landwirtschaftl. Betriebs auf eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts). Bei Übertragung des Teils eines Mitunterneh-
meranteils auf eine andere Körperschaft oder bei Aufnahme einer anderen Kör-
perschaft in ein Einzelunternehmen sind die Voraussetzungen des Abs. 3 Satz 1
Halbs. 2 allerdings nicht erfüllt, da hier nach dem Gesetzeswortlaut nur natürli-
che Personen als Übertragungsempfänger in Frage kommen (IDW FN 2004,
Beilage 5 Rn. 10; Kai, DB 2005, 794). Ein sachlicher Grund für diese Einschrän-
kung ist nicht ersichtlich. UE ist insoweit der Wortlaut zu eng (glA Schmidt/
Wacker, § 16 XXVIII. Rn. 430; Wendt, FR 2005, 468; KSM/Werndl, § 16
Rn. J 58).

b) Übertragung auf eine Personengesellschaft
Wie bei der Übertragung auf eine KapGes. setzt die Annahme einer unentgeltli-
chen Übertragung auf eine PersGes. voraus, dass der Tatbestand der verdeckten
Einlage, also eine Einlage ohne Gewährung von Gesellschaftsrechten und ohne
Gewährung sonstiger Gegenleistungen (zB in Form eines Gesellschafterdarle-
hens), vorliegt (Klein, NWB F. 3, 13771 [2005]; Korn/Strahl, § 6 Rn. 470).
Nach den Urteilen des BFH v. 24.1.2008 – IV R 37/06 (BFH/NV 2008, 854)
und BFH v. 24.1.2008 – IV R 66/05 (BFH/NV 2008, 1301 zur Einbringung ei-
nes einzelnen WG aus dem PV) und BFH v. 17.7.2008 – I R 77/06 (BB 2008,
2452) dürfte eine verdeckte Einlage und damit ein unentgeltlicher Vorgang nur
vorliegen, wenn die Übertragung nicht im Rahmen einer Sacheinbringung –
auch nicht als zusätzliches Aufgeld – erfolgt. Der BFH geht, uE zutreffend, von
einer einheitlichen Beurteilung eines Einbringungsvorgangs aus.

So nun auch BMF v. 20.5.2009, BStBl. I 2009, 671 gegen BMF v. 26.11.2004, BStBl. I
2004, 1190, wonach bisher eine Aufteilung vorzunehmen war in einen gewinnrealisie-
renden Vorgang, soweit ein individualisierbares Kapitalkonto und einen unentgeltli-
chen Vorgang, soweit das gesamthänderische Rücklagekonto bebucht wird; für bis
zum 30.6.2009 erfolgende Einbringungsvorgänge gewährt die FinVerw. eine Über-
gangsregelung; s. ausführlich Siegmund/Ungemach, NWB 2009, 2308; Schneider/
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Oepen, FR 2009, 660; differenziert noch Kirchhof/Reiss VIII. § 16 Rn. 40: § 24
UmwStG und Abs. 3 in Kombination unabhängig von der Verbuchung; Korn/Stahl,
§ 16 Rn. 30: nur, wenn Einbringender nicht beteiligt ist).

Bei einer ausschließlichen Zuweisung des Einbringungswerts auf einem gesamt-
händerischen Rücklagekonto ist uE ein unentgeltlicher Vorgang gegeben (so
auch Siegmund/Ungemach, NWB 2009, 2308; Schneider/Oepen, FR 2009,
660; Prinz, StuB 2008, 388; DJPW/Patt, § 24 UmwStG Rn. 29 ff., 96 ff.; Patt
in Dötsch/Patt/Pung/Möhlenbrock, § 24 UmwStG Rn. 40 ff., 106 ff.;
Strahl, KÖSDI 2009, 16531, ggf. anders bei Einmann-Gesellschaft; differen-
ziert Koch, BB 2008, 2450; offen BMF v. 20.5.2009; BStBl. I 2009, 671; offen
Hoffmann, DB 2008, 2286; aA § 16 Anm. 106; Röhrig/Doege, DStR 2006,
489; wohl aA Wendt, FR 2008, 916; die FinVerw. äußert sich in BMF v. 3.3.
2005, BStBl. I 2005, 458 nur zur verdeckten Einlage in eine KapGes.).
Übertragung iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1: In Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1 wird – im
Gegensatz zu Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 – nicht eine natürliche Person als Überneh-
mer vorausgesetzt. Damit können im Umkehrschluss auch PersGes. Überneh-
mer iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1 sein; und zwar unabhängig davon, wer Gesell-
schafter der übernehmenden PersGes. ist (krit. Klein, NWB F. 3, 13771 [2005]).
Auf eine PersGes. können somit Betriebe, Teilbetriebe und ganze Mitunterneh-
meranteile im Rahmen von Abs. 3 übertragen werden (Korn/Strahl, § 6
Rn. 470.1).
Übertragung iSd. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2: In Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 wird der
Anwendungsbereich des Abs. 3 Satz 1 ausdrücklich auf natürliche Personen als
Übernehmer beschränkt. Angesichts des eindeutigen einschränkenden Gesetzes-
wortlauts erscheint uE eine Auslegung, wonach auch eine Übertragung auf eine
PersGes., an der nur natürliche Personen beteiligt sind, die Voraussetzungen des
Abs. 3 Satz 1 erfüllt, als zu weitgehend (s. auch Anm. 1365, 1368; aA DJPW/
Patt, § 24 UmwStG Rn. 29).

c) Anwachsung
Anwachsung auf natürliche Person:
E Ausscheidende/r Gesellschafter sind/ist am Vermögen der PersGes. kapitalmäßig beteiligt:
Wird bei Ausscheiden aller Gesellschafter aus einer PersGes. bis auf einen die
PersGes. voll beendet und führt der letzte Gesellschafter das Unternehmen der
PersGes. als Einzelunternehmen fort, wächst der Gesellschaftsanteil dem ver-
bleibenden Gesellschafter an iVm. einer zivilrechtl. Gesamtrechtsnachfolge in
das Gesamthandsvermögen der PersGes. Dieser Vorgang fällt unter Abs. 3,
wenn der/die Ausscheidende/n keine Abfindung erhalten, kein funktional we-
sentliches SonderBV der/s ausscheidenden Gesellschafter/s vorhanden ist und
Rechtsgrund des Ausscheidens eine Schenkung ist (BFH v. 10.3.1998 – VIII R
76/96, BStBl. II 1999, 269; FG Nürnb. v. 13.9.2000, EFG 2001, 566, rkr.; zur
Rechtsentwicklung Orth, DStR 1999, 1011 [1053]: analoge Anwendung des
Abs. 3; zur Anwachsung gegen Abfindung s. auch § 16 Anm. 227). Es handelt
sich um eine unentgeltliche Übertragung von (ganzen) Mitunternehmeranteilen
(OFD Berlin v. 19.7.2002, DB 2002, 1966; Fin. Sen. Bremen v. 25.10.2002,
GmbHR 2002, 1264; s. hierzu auch Neu/Watermeyer, DStR 2002, 2101 [2108];
Brandenberg, DStZ 2002, 511; differenziert Korn/Strahl, § 6 Rn. 474.3, so-
weit der Anwachsungsempfänger bereits beteiligt war). Etwas anderes gilt aller-
dings dann, wenn der ausscheidende Gesellschafter eine KapGes. ist. Ein Ver-
zicht auf eine Abfindung kann als vGA zu qualifizieren sein. Diese Grundsätze
gelten sowohl beim Ausscheiden eines Gesellschafters aus einer bestehenden
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PersGes. als auch beim Ausscheiden des letzten Gesellschafters aus einer zwei-
gliedrigen PersGes. (ausführlich zur Anwachung Emmrich/Kloster, GmbHR
2005, 448 mwN; Kowallik/Merklein/Scheipers, DStR 2008, 173).
E Ausscheidende/r Gesellschafter sind/ist am Vermögen der PersGes. nicht kapitalmäßig
beteiligt: Aufgrund der Steuerrechtsfähigkeit der PersGes. ist eine Vermögens-
übertragung gegeben. Wird keine Abfindung bezahlt und ist Rechtsgrund eine
Schenkung, handelt es sich um einen Fall des Abs. 3 (ähnlich Lauermann/Prot-
zen, DStR 2001, 647: entsprechende Anwendung des Abs. 3 oder erfolgsneutra-
le Behandlung analog § 24 UmwStG; aA OFD Berlin v. 19.7.2002, DB 2002,
1966, die einen Übertragungsvorgang und damit die Anwendung des Abs. 3 ab-
lehnt, aber eine Buchwertfortführung mangels Anschaffungsvorgang annimmt;
so auch Boeddinghaus, NWB F. 3, 13621 [2005]; Rogall/Stangl, DStR 2005,
1073).
Anwachsung auf Kapitalgesellschaft: Scheiden aus einer PersGes. alle Gesell-
schafter bis auf eine KapGes. ohne Abfindung aus und wächst hierbei das Ver-
mögen der PersGes. auf die KapGes., an der die ausscheidenen Gesellschafter
(Kommanditisten) beteiligt sind, an (sog. Einfache Anwachsung), handelt es sich
um eine verdeckte Einlage in die KapGes. Die verdeckte Einlage führt zur Auf-
gabe der Mitunternehmeranteile (s.o.). Abs. 3 ist nicht anwendbar (Fin. Sen.
Bremen v. 25.10.2002, GmbHR 2002, 1264; OFD Berlin v. 11.11.2002,
GmbHR 2002, 1264; FG Rhld.-Pf. v. 3.7.2002 – 3 K 3168/98, nv., rkr.; Wendt,
FR 2005, 468; Korn/Strahl, § 6 Rn. 474.3; aA Hoffmann, GmbHR 2002, 236;
aA wohl auch Rödder/Schumacher, DStR 2001, 1634; Rödder/Schumacher,
DStR 2002, 105; ebenso Mitsch, INF 2002, 77; Ernst & Young, Die Fortent-
wicklung der Unternehmenssteuerreform, 2002, 106 Rn. 17; offen LBP/Hoff-
mann, § 6 Rn. 1007; ebenso Rogall/Stangl, DStR 2005, 1073; ausführlich
Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448 mwN; Kowallik/Merklein/Scheipers,
DStR 2008, 173).

6. Unentgeltliche Übertragung durch eine Gesellschaft

a) Übertragung durch eine Kapitalgesellschaft
Bei einer KapGes. kann Abs. 3 gem. § 8 Abs. 1 KStG nur insoweit Anwendung
finden, als das KStG keine vorrangigen Regelungen enthält. Wird die Sach-
gesamtheit auf einen Gesellschafter oder eine ihm nahestehende Person übertra-
gen, wird die Anwendung des Abs. 3 von den Vorschriften des § 8 Abs. 3 KStG
für vGA verdrängt, die zu einer vollen Aufdeckung der stillen Reserven führen,
da die Vermögensminderung bei der übertragenden KapGes. ihre Ursache im
Interessenbereich der Gesellschafter hat und somit gesellschaftsrechtl. veranlasst
ist (BFH v. 29.10.1991 – VIII R 2/86, BStBl. II 1992, 832; BMF v. 3.3.2005,
BStBl. I 2005, 458 Rn. 2).
Unentgeltliche Übertragungen einer Sachgesamtheit durch eine KapGes., die
von vorneherein nicht den Sachverhalt der vGA durch eine Übertragung auf
den Gesellschafter bzw. auf eine ihm nahestehende Person erfüllen, sind allen-
falls bei Übergang der Sachgesamtheit auf eine gemeinnützige Körperschaft
denkbar. Allerdings ist es denkbar, dass der Gesellschaft durch eine Übertra-
gung, zB auf eine stbefreite Stiftung, zu der keine gesellschaftsrechtl. Beziehun-
gen bestehen, dennoch Vermögen ohne Gegenleistung entzogen wird, was nicht
in deren Interesse, sondern ausschließlich im Interesse des Gesellschafters (Stif-
ters), der die Übertragung veranlasst hat, begründet ist. Damit kann auch in die-
sem Fall der Tatbestand der vGA als erfüllt angesehen werden. Diese Auffas-
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sung wird uE auch durch die Rspr. zum Spendenabzug bei einer KapGes.,
durch die der Begriff der nahestehenden Person ausgeweitet wurde, bestätigt.
Danach liegt bei einer Spende durch eine KapGes. zB dann eine vGA vor, wenn
von der KapGes. Spenden an einen Verein gegeben werden, in dem ihr Mehr-
heitsgesellschafter Mitglied ist, dieser ein persönliches Interesse an der Zuwen-
dung an den Verein hat und die Spende der Höhe nach außerhalb des Spenden-
verhaltens der KapGes. liegt (FG Schl.-Holst v. 16.6.1999, EFG 2000, 193, rkr.;
BFH v. 19.12.2007 – I R 83/06, BFH/NV 2008, 988). Zur Begründung eines
iSd. § 8 Abs. 3 KStG „Nahestehens“ reicht nach dieser Rspr. jede Beziehung
zwischen einem Gesellschafter und dem Dritten aus, die den Schluss zulässt, sie
habe die Vorteilszuwendung an den Dritten beeinflusst. Diese Beziehungen
können familienrechtl., gesellschaftsrechtl. oder rein tatsächlicher Art sein (FG
Hamb. v. 12.12.2007, EFG 2008, 634, rkr.; FG Ba.-Württ. v. 30.7.1998,
GmbHR 1998, 1238, rkr.). Die Übertragung einer Sachgesamtheit auf eine ge-
meinnützige Körperschaft hat im Regelfall eine solche wirtschaftliche Bedeu-
tung für die KapGes., dass sie als Grundlagengeschäft nur auf Veranlassung,
ausschließlich im Interesse und mit Zustimmung des/der Gesellschafter erfolgt.
Der Tatbestand der vGA dürfte damit im Allgemeinen erfüllt sein. Die Anwen-
dung des Abs. 3 scheidet damit uE auch bei Übertragung der Sachgesamtheit
auf eine gemeinnützige Körperschaft regelmäßig aus (glA Götz, NWB F 2, 9757
[2008]; ausführlich Schauhoff, Handbuch der Gemeinnützigkeit, 2. Aufl. 2005,
§ 10 Rn. 12, § 6 Rn. 23 f.).

b) Übertragung durch eine Personengesellschaft
Im Fall einer Mitunternehmerschaft ist die PersGes. als solche nicht Träger des
Unternehmens, sondern die Gesellschafter „Unternehmer (Mitunternehmer)
des Betriebs“ der PersGes. (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2). Angesichts der nur partiel-
len Steuerrechtsfähigkeit der PersGes. ist zB auch umstritten, ob eine PersGes.
selbst oder nicht vielmehr die Mitunternehmer bei einer Einbringung einer
Sachgesamtheit nach § 20 UmwStG Einbringende sind, wobei zum UmwStG
aF der Umwandlungssteuererlass 1998 (BMF v. 25.3.1998, BStBl. I 1998, 268
Rn. 20.05) unter Berufung auf die BFH-Rspr. (BFH v. 16.2.1996 – I R 183/94,
BStBl. II 1996, 342) stets die Gesellschafter und nicht die PersGes. als Einbrin-
gende ansieht (FG Köln v. 21.6.2006 – 14 K 506/03, nv., rkr.; zum Diskussions-
stand vgl. Widmann, in Widmann/Mayer, § 20 UmwStG [SEStEG], Rn. 45 ff.;
Patt in Dötsch/Patt/Pung/Möhlenbrock, § 20 UmwStG Rn. 39, 169).
Bei der Übertragung einer Sachgesamtheit durch eine PersGes. ist uE die Gesell-
schaft selbst als Übertragende anzusehen, da diese rechtl. Inhaber der Sach-
gesamtheit und somit Betriebsinhaber iSd. Abs. 3 ist. Soweit analog zur Hand-
habung der FinVerw. bei der Einbringung nach § 20 UmwStG auf die
Mitunternehmer abgestellt wird, ergibt sich für die stl. Behandlung der unent-
geltlichen Übertragung der Sachgesamtheit jedoch im Regelfall (natürliche Per-
son als Mitunternehmer) keine andere stl. Behandlung, da unabhängig davon,
wer als Betriebsinhaber bzw. Mitunternehmer der Sachgesamtheit angesehen
wird, bei Einhaltung der sonstigen Voraussetzungen des Abs. 3 die Rechtsfolgen
des Abs. 3 (Buchwertfortführung) eintreten (s. auch Anm. 1361 ff., krit. hierzu
Rogall, DB 2005, 410 für den Fall der Einbringung eines Teilbetriebs).
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IV. Rechtsfolge: Buchwertverknüpfung

1. Behandlung beim Übertragenden

a) Keine Gewinnverwirklichung
Für die WG, die als Bestandteil der übertragenen Sachgesamtheit auf den
Rechtsnachfolger übergehen, der den (Teil-)Betrieb oder (anteiligen) Mitunter-
nehmeranteil fortführt bzw. der in das Einzelunternehmen eintritt, sind die Wer-
te anzusetzen (Abs. 3 Satz 1), die sich nach den Vorschriften über die Gewinn-
ermittlung ergeben. Dies sind in Fällen der Gewinnermittlung nach den Regeln
des BV-Vergleichs die unter Beachtung der handelsrechtl. Grundsätze ord-
nungsgemäßer Buchführung und Bilanzierung (§ 5 Abs. 1) sowie der strechtl.
Gewinnermittlungs- und Bewertungsvorschriften (§ 4 Abs. 1 und 5, § 5
Abs. 2–6) zutreffend ermittelten Buchwerte (vgl. auch §§ 3 Satz 3, 20 Abs. 2
Satz 3 und 24 Abs. 2 Satz 2 UmwStG). Diese Buchwerte sind der Ermittlung
des Gewinns des bisherigen Betriebsinhabers bzw. übertragenden Mitunterneh-
mers zugrunde zu legen. Beim Übertragenden bewirkt der unentgeltliche Über-
gang des Betriebs damit keine Gewinnverwirklichung; vielmehr ermittelt er
seinen Gewinn bis zum Übergang nach den allgemeinen Gewinnermittlungs-
bestimmungen. Es entsteht kein „Übertragungsgewinn“. Es erfolgt beim Über-
tragenden auch keine Gewinnrealisierung, wenn die Sachgesamtheit beim Er-
werber zu PV wird, da diese Entscheidung erst vom Erwerber getroffen wird.
Falls sich erst später (zB im Rahmen eines Rechtsbehelfsverfahrens oder einer
Betriebsprüfung) herausstellt, dass die angesetzten Buchwerte falsch ermittelt
wurden, sind für die Anwendung des Abs. 3 die zutreffenden Buchwerte maß-
geblich, so dass eine entsprechende Anpassung zu erfolgen hat.
Abs. 3 findet auch Anwendung auf unentgeltliche Übertragungen durch einen
Stpfl., der seinen Gewinn nach § 4 Abs. 3 ermittelt (OFD Düss. v. 9.9.1999, DB
1999, 1980). Der Übertragende ermittelt bis zum Zeitpunkt der Betriebsübertra-
gung seinen Gewinn nach den Vorschriften des § 4 Abs. 3 und muss auch nicht
anlässlich der Betriebsübertragung zur Gewinnermittlung durch BV-Vergleich
übergehen.
Kein Wahlrecht zur Aufdeckung der stillen Reserven: Ein Wahlrecht zur
Aufdeckung von stillen Reserven besteht nicht. Ein solches ist weder durch den
Wortlaut des Abs. 3 gedeckt, noch lässt es sich aus dem Sinn und Zweck der
Vorschrift oder aus einer analogen Anwendung der §§ 20 Abs. 2 Satz 1 und 2,
24 Abs. 2 Satz 1 und 2 UmwStG herleiten.
E Keine analoge Anwendung des UmwStG: Eine sinngemäße Übertragung der Be-
wertungswahlrechte aus dem UmwStG scheitert schon an einer entsprechenden
Gesetzeslücke. Der Gesetzgeber hat in seiner Begründung zu den Abs. 3–6 zum
Ausdruck gebracht, dass über den Regelungsbereich des UmwStG hinaus keine
weiteren, dh. gesetzlich nicht festgelegten Förderungen gewollt sind (BTDrucks.
14/23, 172).
Kein Wahlrecht zur Aufdeckung der stillen Reserven auch bei der unent-
geltlichen Aufnahme in ein Einzelunternehmen: Im Schrifttum wurde zT
die Auffassung vertreten, dass sich die unentgeltliche Aufnahme einer natürli-
chen Person in ein Einzelunternehmen in zwei Schritten vollzieht, nämlich zum
einen der Einbringung des Einzelunternehmens in die neue PersGes. und in der
anschließenden Übertragung des Teils eines Mitunternehmeranteils von dem
bisherigen Einzelunternehmer und jetzt zu 100 % beteiligten Mitunternehmer
auf die aufgenommene natürliche Person. Da der erste Schritt die Voraussetzun-
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gen des § 24 UmwStG erfülle, bestehe ein Wahlrecht zur Aufdeckung der stillen
Reserven (Bode, DStR 2002, 114). Da die unentgeltliche Aufnahme einer natür-
lichen Person in ein Einzelunternehmen als solche nun ausdrücklich in Abs. 3
erfasst ist, bleibt für eine zusätzliche Anwendung des Bewertungswahlrechts
nach § 24 UmwStG kein Raum (s. ausführlich Anm. 1368 mwN).

b) Zurückbehaltene Wirtschaftsgüter im Falle von Satz 1
Die stl. Konsequenzen aus dem Zurückhalten von WG durch den Übertragen-
den hängen davon ab, ob die zurückbehaltenen WG eine wesentliche Betriebs-
grundlage der übertragenen Sachgesamtheit bilden, oder ob es sich um eine un-
wesentliche Betriebsgrundlage handelt (s. Anm. 1345 f.).
Werden wesentliche Betriebsgrundlagen zurückgehalten, geht keine Sach-
gesamtheit iSv. Abs. 3 Satz 1 auf den Erwerber über. Dadurch kommt es vor-
behaltlich von Satz 2 (s. hierzu Anm. 1381a, 1369b) zu folgenden stl. Auswir-
kungen:
E Übertragung eines (Teil-)Betriebs unter Zurückhaltung wesentlicher Betriebsgrundlagen:
Werden die zurückbehaltenen WG gleichzeitig (oder zeitversetzt, aber im Rah-
men eines Gesamtplans) mit der Übertragung des restlichen BV auf den Be-
schenkten in das PV überführt, liegt eine Betriebsaufgabe iSv. § 16 Abs. 3 vor
(BFH v. 27.7.1961 – IV 295/60 U, BStBl. III 1961, 514; v. 6.2.1962 – I 197/61
S, BStBl. III 1962, 190 mwN; v. 9.7.1981 – IV R 101/77, BStBl. II 1982, 20; v.
1.2.1990 – IV R 8/89, BStBl. II 1990, 428). Es kommt damit zu einer Versteue-
rung sämtlicher stiller Reserven. Die ins PV überführten WG und die auf den
Erwerber übertragenen WG sind nicht nach den Entnahmevorschriften des
Abs. 1 Nr. 4, die einen Ansatz zum Teilwert vorschreiben, zu bewerten. Der
Aufgabegewinn ist vielmehr gem. § 16 Abs. 3 durch Gegenüberstellung der letz-
ten Buchwerte einerseits und der gemeinen Werte der übertragenen und der zu-
rückbehaltenen WG andererseits zu ermitteln. Entsprechendes gilt, wenn die zu-
rückbehaltenen WG (teilweise) nicht ins PV übertragen, sondern veräußert
werden: Hier besteht der Aufgabegewinn im Unterschied zwischen dem Kapi-
talkonto im Zeitpunkt der Betriebsaufgabe einerseits und dem Verkaufserlös der
veräußerten WG und dem gemeinen Wert der übertragenen WG andererseits.
Der sich hierbei ergebende Gewinn ist nach Maßgabe des § 34 tarifermäßigt zu
besteuern.
Überführt der Übertragende die zurückbehaltenen WG zu Buchwerten nach
Abs. 5 in ein anderes BV oder ordnet er diese bei einer Teilbetriebsübertragung
dem bei ihm verbleibenden Teilbetrieb zu, so werden die stillen Reserven bezüg-
lich dieser WG nicht aufgedeckt. Es liegt dann keine (Teil-)Betriebsaufgabe iSd.
§ 16 Abs. 3 vor, da nicht die stillen Reserven sämtlicher wesentlicher Betriebs-
grundlagen aufgedeckt werden. Die auf den Erwerber übertragenen WG sind
dann als Entnahmen mit dem Teilwert zu bewerten (BFH v. 14.4.1967 – VI
9/65, BStBl. III 1967, 391; v. 13.9.1967 – I 203/63, BStBl. II 1968, 9). Wird nur
ein Teil der wesentlichen Betriebsgrundlagen verschenkt und der andere Teil
der wesentlichen Betriebsgrundlagen entgeltlich oder unentgeltlich zur Nutzung
überlassen, handelt es sich um eine Betriebsaufgabe nach § 16 Abs. 3, nicht um
eine Betriebsübertragung nach Abs. 3 (BFH v. 30.4.1985 – VIII R 203/80,
BFH/NV 1986, 21).
E Übertragung eines ganzen Mitunternehmeranteils: Wird ein Mitunternehmeranteil
unentgeltlich übertragen und SonderBV, das eine wesentliche Betriebsgrundlage
darstellt, vom Übertragenden in sein PV überführt oder veräußert, ist Abs. 3
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Satz 1 nicht anwendbar. Es liegt dann vielmehr eine Aufgabe des Mitunterneh-
meranteils nach § 16 Abs. 3 vor. Die zurückbehaltenen WG des SonderBV ei-
nerseits und die auf den unentgeltlich übertragenen Mitunternehmeranteil ent-
fallenden (anteiligen) WG des Gesamthandsvermögens anderseits sind bei der
Bestimmung des Aufgabegewinns mit ihren jeweiligen gemeinen Werten anzu-
setzen (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 5; s. auch Anm. 1362).
Bei einer Überführung des SonderBV nach Abs. 5 zu Buchwerten in ein anderes
BV des bisherigen Eigentümers des Mitunternehmeranteils liegt hingegen kein
Fall einer Betriebsaufgabe vor (s. Anm. 1362; zweifelnd Wendt, FR 2005, 468;
Strahl, FR 2004, 929). Die auf den übertragenen Mitunternehmeranteil entfal-
lenden (anteiligen) WG des Gesamthandsvermögens werden deshalb zum Teil-
wert entnommen. Die Tarifermäßigung des § 34 und ein Freibetrag nach § 16
Abs. 4 werden nicht gewährt (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 6; krit.
Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448). Für den Fall, dass wegen Verletzung
der Sperrfrist des Abs. 5 Satz 4 rückwirkend der Teilwert des überführten WG
anzusetzen ist, kann rückwirkend ein Aufgabegewinn angenommen werden, da
dann sämtliche stillen Reserven aufgedeckt sind (Winkeljohann/Stegemann,
BB 2005, 1416; Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554).
E Übertragung eines Teils eines Mitunternehmeranteils: Nach der hM (BFH v. 24.8.
2000 – IV R 51/98, BStBl. II 2005, 173; v. 12.4.2000 – XI R 35/99, BStBl. II
2001, 26; v. 6.12.2000 – VIII R 21/00, BStBl. II 2003, 194; BMF v. 3.3.2005,
BStBl. I 2005, 458 Rn. 9) setzt die Anwendung von Abs. 3 Satz 1 auf die Übertra-
gung eines Teils eines Mitunternehmeranteils voraus, dass eine diesem Teil kor-
respondierende Quote an den WG des SonderBV, die eine wesentliche Betriebs-
grundlage darstellen, mit auf den Erwerber übergeht (s. hierzu Anm. 1366 f.).
Unterbleibt eine solche quotengleiche Mitübertragung des SonderBV, führt dies
– vorbehaltlich der Sonderregelung des Satzes 2 (s. hierzu Anm. 1369b, 1381a) –
insoweit zu einer – nicht tarifbegünstigten (§§ 16, 34) – Entnahme der auf den
Erwerber übertragenen anteiligen WG und zur Versteuerung der stillen Reser-
ven durch den Übertragenden. Übersteigt andererseits der gleichzeitig mitüber-
tragene Anteil am SonderBV die übertragene Quote des Mitunternehmeranteils,
so unterliegt neben dem Bruchteil des Mitunternehmeranteils selbst nur der
diesem Bruchteil korrespondierende Anteil am SonderBV den Regelungen des
Abs. 3 Satz 1. Die Bewertung des übersteigenden Anteils am SonderBV richtet
sich hingegen nach Abs. 5 Satz 3 Nr. 3: Nach dieser Vorschrift ist bei der unent-
geltlichen Übertragung von WG zwischen den jeweiligen SonderBV verschiede-
ner Mitunternehmer derselben Mitunternehmerschaft grundsätzlich der Wert
anzusetzen, der sich nach den Vorschriften über die Gewinnermittlung ergibt,
sofern die Besteuerung der stillen Reserven sichergestellt ist. Dies bedeutet, dass
es grundsätzlich auch für diesen übersteigenden Teil des übertragenen Son-
derBV zu keiner Gewinnrealisierung kommt. Allerdings ist zu beachten, dass für
Übertragungen nach dem 31.12.1998 und vor dem 1.1.2001 nach der damals
geltenden Fassung von Abs. 5 Satz 3 die Übertragung des übersteigenden An-
teils am SonderBV zum Teilwert erfolgen musste. Somit würde sich für den
Übertragenden insoweit eine Versteuerung der stillen Reserven im SonderBV
ergeben. Auf gemeinsamen Antrag von Übertragendem und Übernehmendem
lässt die FinVerw. für Übertragungen vor dem 1.1.2001 jedoch zu, dass auf den
gesamten Übertragungsvorgang Abs. 3 angewendet wird, so dass eine Auf-
deckung von stillen Reserven hinsichtlich des überquotal übertragenen BV ver-
mieden werden kann (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 485 Rn. 24 Satz 3; s. auch
Anm. 1365, 1331). Wird das SonderBV vom Übertragenden in sein PV über-
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führt oder veräußert, ist weder Abs. 3 Satz 1 noch Satz 2 anwendbar. Es liegt
dann eine Aufgabe des Teils eines Mitunternehmeranteiles nach § 16 Abs. 3 vor.
Die zurückbehaltenen WG des SonderBV einerseits und die auf den unentgelt-
lich übertragenen Teil des Mitunternehmeranteils entfallenden (anteiligen) WG
des Gesamthandsvermögens anderseits sind bei der Bestimmung des Aufgabe-
gewinns mit ihren jeweiligen gemeinen Werten anzusetzen. Nach der Neufas-
sung des § 16 Abs. 1 Satz 2 durch das UntStFG gilt der Gewinn bei Übertragun-
gen nach dem 31.12.2001 als laufender Gewinn. Die Tarifermäßigung des § 34
und ein Freibetrag nach § 16 Abs. 4 werden nicht gewährt.
Anwendung der Trennungstheorie: Sofern keine Sachgesamtheit übertragen
wird, weil nicht alle wesentlichen Betriebsgrundlagen mitübertragen werden,
kann eine Übertragung einzelner WG oder eine Betriebsaufgabe iSd. § 16 Abs. 3
gegeben sein. Im Fall der Übertragung einzelner WG ist nicht die Einheits-, son-
dern die Trennungstheorie anzuwenden (glA Förster/Brinkmann, BB 2003,
657; zu den Folgen s. Anm. 1388).
Zurückbehaltung unwesentlicher Betriebsgrundlagen: Die Übertragung ei-
ner Sachgesamtheit iSd. Abs. 3 Satz 1 erfordert nicht, dass sämtliche WG eines
(Teil-)Betriebs- oder Mitunternehmeranteils in den Übertragungsvorgang mit
einbezogen werden. Es ist vielmehr ausreichend, wenn alle wesentlichen Be-
triebsgrundlagen auf den Rechtsnachfolger übergehen. Daher können im Rah-
men einer (Teil-)Betriebsübertragung einzelne WG zurückbehalten werden,
wenn diese nicht zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen zählen. Entsprechen-
des gilt auch für SonderBV eines Mitunternehmers. Die zurückbehaltenen WG
sind zwar (vor Übertragung) Bestandteil der Sachgesamtheit. Die Bewertung
nach Abs. 3 Satz 1 bezieht sich aber nur auf diejenigen WG, die der auf den
Rechtsnachfolger übertragenen Sachgesamtheit angehörten. Die Bewertung der
zurückbehaltenen WG richtet sich nach den allgemeinen Gewinnermittlungs-
und Bewertungsgrundsätzen. § 16 ist nicht anwendbar, da die unentgeltliche
Übertragung eines (Teil-)Betriebs oder Mitunternehmeranteils weder eine Be-
triebsveräußerung noch eine Betriebsaufgabe ist (BFH v. 26.4.1979 – IV R
108/75, BStBl. II 1979, 732 unter I.2.a; v. 19.2.1981 – IV R 116/77, BStBl. II
1981, 566 zur Betriebsübertragung; v. 10.3.1998 – VIII R 76/96, BStBl. II 1999,
269 zum Mitunternehmeranteil; v. 12.7.2002 – IV B 129/01, BFH/NV 2002,
1570). Auch hier ist hinsichtlich der stl. Behandlung dahingehend zu differenzie-
ren, ob eine Überführung des betreffenden zurückbehaltenen WG ins PV (dann
Aufdeckung der stillen Reserven in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen
dem stl. Buchwert und dem Teilwert des WG im Zeitpunkt der Überführung),
eine Veräußerung des WG (dann Aufdeckung der stillen Reserven in Höhe des
Unterschiedsbetrags zwischen dem stl. Buchwert und dem Veräußerungserlös)
oder eine Übertragung in ein anderes BV des Übertragenden nach Abs. 5 vor-
liegt (dann grundsätzlich Buchwertfortführung). Soweit ein Gewinn entsteht,
handelt es sich um einen laufenden Gewinn (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005,
458 Rn. 8 und 19 für den Fall der Übertragung eines Teilanteils).
Übertragung eines Teilbetriebs: Wird ein Teilbetrieb mit seinen sämtlichen
wesentlichen Betriebgrundlagen auf den Erwerber übertragen, so gilt für den
übertragenen Teilbetrieb Abs. 3 Satz 1 (s. Anm. 1355 ff.). Werden auf den Er-
werber neben dem Teilbetrieb zusätzliche nicht zum Teilbetrieb gehörende WG
übertragen, kommen für diese WG die Entnahmevorschriften zur Anwendung.
Das beim Übertragenden verbleibende BV umfasst einen oder mehrere weitere
Teilbetriebe sowie uU WG, die keinem der Teilbetriebe zuzuordnen sind. Dieses
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verbleibende BV ist beim Übertragenden unverändert mit den bisherigen Buch-
werten anzusetzen.
Erfolgt die Übertragung des Teilbetriebs unter Zurückbehaltung unwesentlicher
Betriebsgrundlagen im Restbetrieb, so hat dies auf die Anwendung des Abs. 3
Satz 1 keine Auswirkung, da sämtliche wesentlichen Betriebsgrundlagen eines
Teilbetriebs – und damit einer Sachgesamtheit – unentgeltlich überführt werden.
Für das zurückbehaltene unwesentliche WG gilt der Grundsatz der Buchwert-
fortführung. Stille Reserven werden somit nicht aufgedeckt.
Bestellung eines Vorbehaltsnießbrauchs: Wird im Rahmen der Übertragung
einer Sachgesamtheit der Vorbehaltsnießbrauch für den Übertragenden bestellt,
liegt – soweit keine wesentlichen Betriebsgrundlagen zurückbehalten werden –
ein Fall des Abs. 3 Satz 1 vor. Bei der Übertragung eines Einzelunternehmens
unter Nießbrauchsvorbehalt geht zunächst das gesamte BV des Einzelunterneh-
mers auf den Erwerber über. Aufgrund der Nießbrauchsbestellung bestehen
künftig zwei Gewerbebetriebe: der vom Erwerber übernommene, bei ihm „ru-
hende“ Gewerbebetrieb und der neue „aktive“ Gewerbebetrieb des bisherigen
Eigentümers und jetzigen Nießbrauchers (s. auch Anm. 1350, 1351). Mit der
Nießbrauchsbestellung geht das Umlaufvermögen des übertragenen Unterneh-
mens, insbes. das Vorratsvermögen, zivil- und strechtl. wieder auf den Nieß-
braucher über. Es handelt sich hierbei um keine vom Übertragenden zurück-
behaltenen WG, sondern um WG, die mit auf den Erwerber übergegangen und
von ihm zurückübertragen wurden (vgl. im einzelnen Korn, DStR 1999, 1469).

c) Zurückbehaltene Wirtschaftsgüter im Falle von Satz 2
Werden unwesentliche Betriebsgrundlagen zurückbehalten, ist Abs. 3
Satz 1 anwendbar, da Abs. 3 Satz 2 nur die Zurückbehaltung wesentlicher Be-
triebsgrundlagen erfasst. Die Zurückbehaltung nicht wesentlicher WG fällt nicht
unter Satz 2 (s. auch Anm. 1369a).
Werden funktional wesentliche Betriebsgrundlagen zurückbehalten, ist
Abs. 3 Satz 2 anwendbar (s. auch Anm. 1370 ff.). Das bedeutet, dass eine Buch-
wertfortführung sowohl für die übertragene „Sachgesamtheit“ als auch für die
zurückbehaltenen WG möglich und auch zwingend ist, wenn die zurückbehalte-
nen WG weiterhin zum BV derselben Mitunternehmerschaft gehören. Die in
Anm. 1381 dargestellten Grundsätze finden dann keine Anwendung. Allerdings
ist Voraussetzung, dass die in Abs. 3 Satz 2 geregelte Sperrfrist eingehalten wird.
Zur Sperrfrist s. Anm. 1369c und zu den Rechtsfolgen bei Verletzung der Sperr-
frist s. Anm. 1388 f.

d) Leistung eines Entgelts durch den Übernehmer
Entgelt geringer als Kapitalkonto: Für die teilentgeltliche Übertragung von
Sachgesamtheiten kommt – abweichend zur Übertragung von einzelnen WG
des BV und WG des PV, für die die Trennungstheorie gilt – die Einheitstheorie
zur Anwendung (vgl. BFH v. 10.7.1986 – IV R 12/81, BStBl. II 1986, 811 zur
teilentgeltlichen Übertragung eines Mitunternehmeranteils; v. 16.12.1992 – XI R
34/92, BStBl. II 1993, 436 zur teilentgeltlichen Übertragung eines Betriebs). So-
weit das im Rahmen eines teilentgeltlichen Erwerbs vom Empfänger erbrachte
Entgelt geringer ist als das Kapitalkonto, ist der Vorgang insgesamt als unent-
geltliche Übertragung iSv. Abs. 3 zu behandeln (s. hierzu allgemein auch Förs-
ter/Brinkmann, BB 2003, 657; s. Anm. 1374 und ausführlich § 16 Anm. 76).
Ein Veräußerungsverlust kann daher beim Übergeber nicht entstehen (etwas an-
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deres gilt nur dann, wenn es sich um eine voll entgeltliche Übertragung handelt,
vgl. BFH v. 12.12.1996 – IV R 77/93, BStBl. II 1998, 180).
Entgelt übersteigt das Kapitalkonto: Führen die vom Vermögensüberneh-
mer zu erbringenden Leistungen bei Erwerb einer Sachgesamtheit zu einem
Veräußerungspreis, der über dem stl. Kapitalkonto des Übergebers liegt, ist die
Übertragung als voll entgeltlicher Erwerb zu qualifizieren. Bei Vorliegen der
weiteren Voraussetzungen kann ein Veräußerungsgewinn iSv. § 16 Abs. 2 gege-
ben sein. Abs. 3 kommt nicht zur Anwendung (s. auch § 16 Anm. 76).
Auf Ebene des Übertragenden führt die Einheitstheorie somit dazu, dass die
Gewährung eines Entgelts durch den Übernehmer entweder als voll unentgelt-
lich oder als voll entgeltlich zu behandeln ist. Einen teilentgeltlichen Vorgang im
engeren Sinne wie bei der Übertragung von PV kann es hingegen bei der Über-
tragung von Sachgesamtheiten zumindest vom Ergebnis her nicht geben.
Gleichzeitige Übertragung von Betriebs- und Privatvermögen:Werden ne-
ben der Sachgesamtheit auf den Erwerber noch Gegenstände des PV übertra-
gen, ist das vom Erwerber erbrachte Teilentgelt entweder im Verhältnis der Ver-
kehrswerte des übertragenen BV und PV oder nach der neueren Auffassung
vorrangig entsprechend der von den Vertragsparteien vorgenommenen vertrag-
lichen Zuordnung des (Teil-) Entgelts aufzuteilen (BMF v. 26.2.2007, BStBl. I
2007, 269). Der sich bei dieser Aufteilung für das BV ergebende Anteil am Teil-
entgelt ist dem Kapitalkonto nach den oben dargestellten Grundsätzen gegen-
überzustellen und führt, wenn das Kapitalkonto nicht überschritten wird, zu ei-
nem voll unentgeltlichen Vorgang mit den o.g. Folgen für den Übertragenden.

Einstweilen frei.

2. Behandlung beim Erwerber

a) Erwerb einer Sachgesamtheit oder einzelner Wirtschaftsgüter
Abs. 3 setzt voraus, dass eine beim Übertragenden bestehende Sachgesamtheit
mit ihren wesentlichen Betriebsgrundlagen auf den Erwerber übertragen wird.
Bilden also die übertragenen WG zwar beim Erwerber, nicht aber beim Übertra-
genden die wesentlichen Grundlagen eines Betriebs oder Teilbetriebs, so erwirbt
der Empfänger einzelne WG. In diesem Fall kann die Übertragung nicht zu
Buchwerten erfolgen.
Gehen stl. einzelne WG und nicht eine Sachgesamtheit auf den Erwerber über,
sind die auf ihn übertragenen WG in seinem BV bei Eröffnung eines Betriebs
durch den Übernehmer nach den Grundsätzen des Abs. 1 Nr. 6 zu bewerten.
Danach sind im Fall einer Schenkung von WG diese bei der Betriebseröffnung
– soweit es sich nicht um eine Beteiligung iSd. § 17 handelt – mit dem Teilwert
anzusetzen, da bei einer unentgeltlichen Einzelrechtsnachfolge keine Anschaf-
fung iSd. Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 Buchst. a vorliegt (vgl. Korn/Strahl, § 6 Rn. 417;
BFH v. 14.7.1993 – X R 74–75/90, BStBl. II 1994, 15). Bei unentgeltlicher
Übertragung der WG in ein bereits bestehendes BV des Erwerbers gelten diese
nach den Grundsätzen des Abs. 4 als zum gemeinen Wert angeschafft, sofern
beim Übernehmenden eine Zuführung in das BV aus betrieblichen Gründen zu
bejahen ist (s. Anm. 1434; Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6 Rn. 490). Dies ist
bei Schenkungen regelmäßig nicht der Fall. Aus Sicht des Übernehmenden wird
idR ein aus privaten Gründen erworbenes und damit zum Teilwert einzulegen-
des WG vorliegen.
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b) Unentgeltlicher Erwerb
Ansatz der übernommenen Wirtschaftsgüter: Der Rechtsnachfolger ist im
Fall eines voll unentgeltlichen Erwerbs einer Sachgesamtheit an die zutreffenden
Buchwerte des Übertragenden gebunden. Nach Abs. 3 Satz 3 besteht eine Wer-
teverknüpfung. Der Rechtsnachfolger hat die Buchwerte aller übertragenen WG
fortzuführen. Es spielt keine Rolle, ob sich die WG im Gesamthands- oder Son-
derBV befinden, ein negatives Kapital besteht oder durch Ausscheiden des vor-
letzten Mitunternehmers aus einer Gesellschaft ein Einzelunternehmen des
Rechtsnachfolgers entsteht (BFH v. 10.3.1998 – VIII R 76/96, BStBl. II 1999,
269). Der Übernehmer ist gem. dem Grundgedanken der Rechtsnachfolge auch
an die mit dem übergegangenen BV verbundenen Korrektive gebunden. Hat
der Rechtsvorgänger durch Wechsel der Gewinnermittlungsart einen Über-
gangsgewinn erzielt, den er aus Billigkeitsgründen verteilt hat (R 4.6 Abs. 1
Satz 4 EStR), übernimmt der Rechtsnachfolger nach Abs. 3 bis zum Ende des
Verteilungszeitraums auch die Folgerungen aus der Gewinnverlagerung. Er er-
zielt insoweit einen laufenden Gewinn (BFH v. 7.12.1971 – VIII R 22/67,
BStBl. II 1972, 338; FG München 22.1.2003 – 2 V 3708/02, nv., rkr.). Werden
die Buchwerte beim Übertragenden nachträglich geändert (wegen eines Rechts-
behelfsverfahrens oder im Rahmen einer Betriebsprüfung), müssen die zutref-
fenden Werte auch beim Rechtsnachfolger angepasst werden.
Der Grundsatz der Buchwertfortführung (Abs. 3 Satz 3) verdrängt § 5 Abs. 2,
wonach für immaterielle WG des Anlagevermögens ein Aktivposten nur ange-
setzt werden kann, wenn sie entgeltlich erworben wurden. Sind in dem übertra-
genen BV immaterielle WG des Anlagevermögens (zutreffend) bilanziert, muss
der Übernehmer den Wertansatz fortführen (R 5.5 Abs. 3 EStR). Es liegt dem-
nach kein nach § 5 Abs. 2 zum Aktivierungsverbot führender unentgeltlicher
Erwerb einzelner immaterieller WG vor. Vielmehr tritt der Übernehmer unter
dem Gesichtspunkt der Rechtsnachfolge und der Werteverknüpfung nach
Abs. 3 Satz 3 in die Fortführung der Buchwerte der vom Vorgänger entgeltlich
erworbenen immateriellen WG ein.
Der Eintritt des Erwerbers in die Rechtsstellung des Überlassenden gilt auch im
Fall der bisherigen Betriebsverpachtung durch den Übertragenden: Geht ein
verpachteter Betrieb unter Fortbestand des Pachtvertrags unentgeltlich auf ei-
nen Dritten über, so führt dieser gem. Abs. 3 die Buchwerte des verpachteten
Betriebs fort und tritt auch hinsichtlich des Wahlrechts, die Betriebsaufgabe zu
erklären, in die Rechtsstellung des bisherigen Verpächters ein.
Bemessung der Abschreibungen: Der Rechtsnachfolger führt die Abschrei-
bungen des Rechtsvorgängers fort, als sei keine Übertragung erfolgt, sofern er
den Gewinn durch BV-Vergleich ermittelt. Bei Überschussrechnung gem. § 4
Abs. 3 sind die Abschreibungen dagegen gem. Abs. 7 unter Zugrundelegung der
letzten Buchwerte des Rechtsvorgängers als AK des Erwerbers und der im Zeit-
punkt der Übertragung bestehenden Restnutzungsdauer neu zu bemessen.
Besitzzeitanrechnung nach § 6b: Bei Übertragung eines (Teil-)Betriebs wer-
den für die Anwendung des § 6b die Vorbesitzzeiten des Rechtsvorgängers an-
gerechnet (BFH v. 22.9.1994 – IV R 61/93, BStBl. II 1995, 367). Im Rahmen ei-
ner Mitunternehmerschaft gilt für Veräußerungen vor dem 1.1.1999 und nach
dem 31.12.2001 eine gesellschafter- bzw. personenbezogene Betrachtung. Wird
ein Mitunternehmeranteil unentgeltlich iSd. Abs. 3 erworben, ist dem Gesell-
schafter die Vorbesitzzeit des Übertragenden/Rechtsvorgängers anzurechnen
(BFH v. 7.11.2000 – VIII R 27/98, BFH/NV 2001, 262 mwN). Bei unentgeltli-
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chen Übertragungen seit dem 1.1.2002 werden damit in allen Fällen der unent-
geltlichen Übertragung einer Sachgesamtheit bei Ermittlung der Besitzzeit iSd.
§ 6b Vorbesitzzeiten des Rechtsvorgängers angerechnet.

Für Veräußerungen zwischen dem 1.1.1999 und 31.12.2001 war nach § 6b Abs. 10 idF
des StEntlG 1999/2000/2002 ausschließlich auf die Besitzzeit durch die Mitunterneh-
merschaft selbst abzustellen, so dass sich durch die Übertragung des Mitunternehmer-
anteils insoweit keine Auswirkungen für die Anwendung von § 6b ergeben. Hinsicht-
lich des übertragenen SonderBV gilt jedoch wie beim BV eines (Teil-)Betriebs der
Grundsatz der Besitzzeitanrechnung des Rechtsvorgängers.

c) Leistung eines Entgelts durch den Übernehmer
Entgelt geringer als Kapitalkonto: Übernimmt der Erwerber eine Leistung
mit Entgeltcharakter, deren Wert aber unter dem Buchwert des Kapitalkontos
des Übertragenden liegt, ist dieser Vorgang wie eine voll unentgeltliche Übertra-
gung einer Sachgesamtheit zu behandeln (Einheitstheorie). Der Erwerber hat
damit keine eigenen AK auf die WG der Sachgesamtheit getätigt und führt in
vollem Umfang die AK des Übertragenden fort (etwas anderes gilt nur dann,
wenn es sich um eine voll entgeltliche Übertragung handelt, vgl. BFH v. 12.12.
1996 – IV R 77/93, BStBl. II 1998, 180; s. Anm. 1374). Im Übrigen gelten die
Ausführungen unter Anm. 1386.
Entgelt übersteigt das Kapitalkonto: Bei einem teilentgeltlichen Betriebs-
übergang löst sich die FinVerw. für die Behandlung beim Erwerber von dem für
den Übertragenden geltenden Grundsatz der Einheitstheorie (vollentgeltliche
Veräußerung) und geht zur Trennungstheorie über, indem sie den Vorgang bei
ihm in einen unentgeltlichen und einen entgeltlichen Erwerb aufteilt. Als Folge
dieser Auffassung müssen für den unentgeltlich und den entgeltlich erworbenen
Teil der einzelnen WG die AK bestimmt werden. Die hM und auch der BFH
lehnen allerdings zurecht eine unterschiedliche Behandlung einer Übertragung
gegen ein Teilentgelt auf Ebene des Übertragenden und Übernehmenden aus-
drücklich ab (BFH v. 22.9.1994 – IV R 61/93, BStBl. II 1995, 367; v. 7.11.2000
– VIII 27/98, BFH/NV 2001, 262; zB Märkle, DStR 1993, 1008; Schmidt/
Wacker XXVIII. § 16 Rn. 59 f.; Lademann/Söffing, § 16 Rn. 228b, Kirchhof/
Reiss VIII. § 16 Rn. 137).
E Abschreibungen: Legt man die Auffassung der FinVerw. zugrunde, führt der Er-
werber, soweit er das WG unentgeltlich erworben hat, die Abschreibungen des
Übertragenden fort. Soweit ein entgeltlicher Erwerb vorliegt, hat er hingegen
diesen Teil der AK nach den für das betreffende WG im Zeitpunkt der Übertra-
gung der Sachgesamtheit geltenden Abschreibungsregeln abzuschreiben.
Geht man uE zutreffenderweise davon aus, dass auch auf Ebene des Erwerbers
die Vermögensübergabe als vollentgeltlicher Vorgang zu behandeln ist, sind die
WG in vollem Umfang entgeltlich erworben.
E Verbleibensfristen und Vorbesitzzeiten: Nach Auffassung der FinVerw. sind für
den unentgeltlichen Teil des Erwerbs die Besitzzeiten des Übertragenden und
des Erwerbers zusammenzurechnen. Da es sich hinsichtlich des entgeltlichen
Teils des Erwerbs um eine Anschaffung handelt, löst dieser uU den Beginn ei-
ner neuen Frist aus (BMF v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80 Rn. 41). Auch hier gilt
die Kritik an der von der FinVerw. nicht konsequent angewandten Einheits-
theorie (vgl. auch zB Schmidt/Glanegger XXVIII. § 6b Rn. 68; Schmidt/Wa-
cker XXVIII. § 16 Rn. 59 f.; Kirchhof/Reiss VIII. § 16 Rn. 137). Zu Besonder-
heiten bei Mitunternehmerschaften s. Anm. 1386.
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Schuldzinsenabzug: Übernimmt der Erwerber eine Privatschuld des Übertra-
genden oder finanziert er eine Ausgleichs- oder Abstandszahlung durch die Auf-
nahme von Fremdmitteln, so handelt es sich hierbei, unabhängig davon, ob eine
als voll entgeltlich oder voll unentgeltlich zu behandelnde Übertragung vorliegt,
um betrieblich veranlasste Schulden (Meyer/Ball, INF 1998, 557; Pfalzgraf/
Meyer, BB 1996, 1090; offen Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 40). Der da-
mit in Zusammenhang stehende Finanzierungsaufwand kann daher als BA bei
der Ermittlung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb berücksichtigt werden.
Nebenkosten des Übernehmers, die mit der Übertragung der Sachgesamtheit
in Zusammenhang stehen (Notarkosten, Gerichtsgebühren), erhöhen im Fall ei-
nes als vollentgeltlich zu behandelnden Erwerbs die AK des Übernehmers. Liegt
ein voll unentgeltlicher Erwerb vor, sind diese vom Erwerber getragenen Ne-
benkosten weder über Abschreibungen noch als sofort abziehbare BA ertragstl.
berücksichtigungsfähig (BMF v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80 Rn. 13). Eine et-
waige vom Erwerber getragene Schenkungsteuerbelastung gehört nach § 12
Nr. 3 nicht zu den stl. zu berücksichtigenden Anschaffungsnebenkosten (BMF
v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80 Rn. 13).
Gleichzeitige Übertragung von Betriebs- und Privatvermögen: s. Anm. 1382.

3. Behandlung bei späterem Wegfall der Voraussetzungen des Satz 2

a) Rückwirkende Gewinnverwirklichung beim Übertragenden
Verstoß gegen die Behaltefrist durch den Übernehmenden: Abs. 3 Satz 2
findet Anwendung, soweit bei der Übertragung einer „Sachgesamtheit“ wesent-
liche Betriebsgrundlagen nicht mitübertragen werden. Die Voraussetzungen des
Abs. 3 Satz 2 können nach der Übertragung insbes. dadurch entfallen, dass die
Sperrfrist des Abs. 3 Satz 2 nicht eingehalten wird (zu den Behaltefristen des
Abs. 3 Satz 2 und möglichen Verstößen Anm. 1369b f.). Die Rechtsfolge, die bei
einem späteren Wegfall der Voraussetzungen des Satzes 2 eintritt, ist nicht aus-
drücklich im Gesetz geregelt (krit. hierzu Wendt, FR 2002, 127; Wendt, FR
2005, 468). Im Umkehrschluss muss Rechtsfolge aber sein, dass Satz 1 für die
Übertragung nicht anwendbar ist. Das bedeutet, dass die Übertragung – soweit
Abs. 3 Satz 2 ursprünglich anwendbar war (s. Anm. 1365 ff., 1369a) – nicht wie
die Übertragung einer Sachgesamtheit behandelt wird und damit – da insoweit
tatsächlich auch keine Sachgesamtheit übertragen wurde – eine Buchwertfort-
führung nach Abs. 3 für die übertragenen WG nicht möglich ist. Vielmehr ist in-
soweit regelmäßig eine Entnahme der übertragenen WG gegeben. Somit sind
rückwirkend die Teilwerte anzusetzen (im Einzelfall kann auch Abs. 4 anwend-
bar sein, was zu einer Bewertung mit dem gemeinen Wert führen würde, s.
Anm. 1430 „Abgrenzung zur Übertragung von Sachgesamtheiten“). Da bei der
Übertragung nicht alle wesentlichen Betriebsgrundlagen übertragen wurden und
somit nicht alle stillen Reserven der Sachgesamtheit aufgedeckt wurden, handelt
es sich nicht um eine Betriebsaufgabe. Vielmehr liegt insoweit die Entnahme
einzelner WG zum Teilwert vor, die als laufender Gewinn der Besteuerung un-
terliegt (glA Wacker, JbFfStR 2005/2006, 554; LBP/Hörger, § 16 Rn. 207b;
Kirchhof/Fischer VIII. § 6 Rn. 182a; Förster, FR 2002, 649; Brandenberg,
DStZ 2002, 511; Kai, DB 2005, 794; BMF v. 3.3.2005, BStBl. I, 458 Rn. 11: lau-
fender Gewinn iSd. § 16 Abs. 1 Satz 2 aber iVm. § 16 Abs. 3; aA Korn/Strahl,
§ 6 Rn. 475.12: Aufgabeähnlicher Vorgang unter Ansatz der gemeinen Werte
und Anwendung der Einheitstheorie; Brinkmann, StBp. 2005, 200: Aufgabe-
gewinn und Ansatz der gemeinen Werte; Wendt, FR 2005, 468: Gewinnrealisie-
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rung eigener Art; krit. zur Rechtsfolge in Fällen der Insolvenz Korn/Strahl,
§ 6 Rn. 475.13; Geck, ZEV 2005, 196). Eine bereits erfolgte Veranlagung des
Übertragenden ist rückwirkend nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu ändern
(differenziert Emmrich/Kloster, GmbHR 2005, 448). Für das/die nicht über-
tragenen WG bleibt es, solange sie weiterhin zum BV gehören, beim Buchwert-
ansatz.
E Wird die Behaltefrist für die gesamte nach Abs. 3 Satz 2 übertragene „Sachgesamtheit“
nicht eingehalten, tritt die og. Rechtsfolge für die gesamten nach Abs. 3 Satz 2
übertragenen WG ein.
E Wird die Behaltefrist nur für einen Teil der nach Abs. 3 Satz 2 übertragenen „Sachgesamt-
heit“ nicht eingehalten, tritt die og. Rechtsfolge uE auch nur insoweit, also nur für
diesen Teil der übertragenen WG ein (s. hierzu auch Anm. 1369d; aA BMF v.
3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 11).
E Wird das übertragende Sonderbetriebsvermögen oder ein Teil davon veräußert, kommt es
nicht zu der og. Rechtsfolge, da, soweit WG des SonderBV mitübertragen wur-
den, Satz 2 insoweit nicht anwendbar war (s. hierzu auch Anm. 1369d; aA BMF
v. 3.3.2005, BStBl I 2005, 458 Rn. 11; zu den Rechtsfolgen s. auch Wacker,
JbFfStR 2005/2006, 554)
E Anwendung der Trennungstheorie: Da nicht eine Sachgesamtheit übertragen wird,
sondern einzelne WG, ist nicht die Einheits-, sondern die Trennungstheorie an-
zuwenden. Soweit der Übernehmende also Schulden übernimmt, liegt nicht
mehr ein unentgeltlicher Vorgang, der zu einer Entnahme führt, sondern ein
entgeltlicher Vorgang vor. Damit kann der Übertragende insoweit und soweit
die Voraussetzungen des § 6b erfüllt sind, einen Gewinn steuerneutral auf ande-
re WG übertragen oder in eine Rücklage einstellen (glA Förster, FR 2002, 649;
Förster, BB 2003, 657; Kempermann, FR 2003, 321; Stegemann, INF 2005,
344; Brinkmann, StBp. 2005, 2000; wohl ebenso Schmidt/Wacker XXVIII.
§ 16 Rn. 435; aA Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.12).
E Schutz des Übertragenden: Obwohl schädliche Verfügungen iSd. Abs. 3 Satz 2
Handlungen des unentgeltlichen Rechtsnachfolgers sind, wirken sie sich in ers-
ter Linie negativ auf die Besteuerung des Übertragenden aus. Für den Überneh-
menden sind die Folgen schädlicher Verfügungen idR von Vorteil, da er höhere
Buchwerte als Ausgangspostion hat (s. Anm. 1389). Im Übertragungsvertrag
sollten deshalb Klauseln oder Zustimmungsvorbehalte aufgenommen werden,
um den Übertragenden zu schützen (s. Anm. 1369c). Im Fall der Leistung eines
Schadensersatzes (zB Übernahme der anfallenden ESt. des Übertragenden) liegt
uE ein Entgelt für die Übertragung vor (glA Geck, ZEV 2005, 196; LBP/Hör-
ger, § 16 Rn. 207b; aA Korn/Strahl, § 6 Rn. 475.12, da keine Gegenleistung).
Verstoß gegen die „Behaltefrist“ durch den Übertragenden: Für den Über-
tragenden ist zwar keine Behaltefrist – und zwar weder für die zurückbehaltenen
WG noch für den zurückbehaltenen Mitunternehmeranteil – zu beachten
(s. Anm. 1369b). Verliert das zurückbehaltene WG aber seine Eigenschaft als
BV derselben Mitunternehmerschaft in zeitlichem und wirtschaftlichem Zusam-
menhang vor oder nach der unentgeltlichen Übertragung, kommen je nach Ver-
wendung des WG die Rechtsfolgen entsprechend der Zurückbehaltung von
WG im Fall von Satz 1 zur Anwendung (s. Anm. 1381).

b) Folgewirkung bei der Gewinnermittlung des Übernehmenden
Verstoß gegen die Behaltefrist durch den Übernehmenden: Da beim Über-
tragenden eine Entnahme (oder bei Übernahme von Verbindlichkeiten eine [an-
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teilige] Veräußerung) der übertragenen WG angenommen wird, erfolgt entspre-
chend beim Übernehmenden eine Einlage (Anschaffung) dieser WG. Diese Ein-
lage ist wie die vorhergehende Entnahme mit den Teilwerten zu bewerten. Das
führt zu einer Buchwertaufstockung beim Übernehmenden, die für diesen bei
Veräußerung bzw. aufgrund des höheren Abschreibungspotentials grundsätzlich
vorteilhaft ist. Die höheren Buchwerte sind rückwirkend ab dem Zeitpunkt der
Übertragung maßgebend. Bereits erfolgte Veranlagungen des Übernehmenden
sind rückwirkend nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu ändern.

C. Erbfall und Erbauseinandersetzung bei Sachgesamtheiten

I. Überblick über Erbfall und Erbauseinandersetzung

1. Erbfall
Mit dem Tod einer Person (Erbfall) geht deren Vermögen (Erbschaft) als Gan-
zes im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge auf eine oder mehrere andere Per-
sonen (Erben) über (§ 1922 Abs. 1 BGB). Hinterlässt der Erblasser mehrere
Erben, wird das überlassene Vermögen bei ihnen zu gemeinschaftlichem Ver-
mögen (§ 2032 Abs. 1 BGB). Sie bilden danach eine Gesamthandsgemeinschaft.
Abs. 3 regelt die unentgeltliche Übertragung eines Betriebs, Teilbetriebs oder
(anteiligen) Mitunternehmeranteils und somit auch den Betriebsübergang durch
Gesamtrechtsnachfolge; s. auch BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253.

2. Erbauseinandersetzung
Erbfall und Erbauseinandersetzung sind zivilrechtl. getrennte Vorgänge. Wird
ein Erblasser von mehreren Erben beerbt, entsteht eine Erbengemeinschaft.
Die Erbengemeinschaft findet ihr Ende, wenn sich die Miterben hinsichtlich ih-
res gemeinsamen Vermögens auseinandersetzen.
Auch für das StRecht gehen Rspr. und FinVerw. sowohl für den Bereich des BV
als auch des PV davon aus, dass Erbfall und Erbauseinandersetzung für die Ein-
kommensbesteuerung keine rechtl. Einheit bilden (BFH v. 5.7.1990 – GrS 2/89,
BStBl. II 1990, 837; BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 2; OFD Karls-
ruhe v. 13.11.2006 – S 2242/4 - St 7/06, nv.; Tiedtke/Hils, ZEV 2004, 441).

Einstweilen frei.

II. Erbfall bei Sachgesamtheiten

1. Tod des Einzelunternehmers

a) Übergang auf einen Alleinerben
Gesamtrechtsnachfolge: Der Übergang eines Betriebs auf den testamentari-
schen, erbvertraglichen oder gesetzlichen Alleinerben vollzieht sich im Rahmen
der Gesamtrechtsnachfolge und stellt weder eine Betriebsveräußerung (§ 16
Abs. 1) noch eine Betriebsaufgabe (§ 16 Abs. 3) dar. Es liegt vielmehr eine un-
entgeltliche Betriebsübertragung nach Abs. 3 vor. Dies gilt auch, wenn eine
Sachgesamtheit durch Erbfall auf eine Körperschaft als Alleinerbin übergeht
(BFH v. 25.5.1962 – I 155/59 U, BStBl. III 1962, 351; v. 30.11.1989 – I R
19/87, BStBl. II 1990, 246; v. 24.3.1993 – I R 131/90, BStBl. II 1993, 799; krit.
Thiel/Eversberg, DStR 1993, 1881; Winter, GmbHR 1994, 110; Groh in Ge-
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dächtnisschr. Knobbe-Keuk, 1997, 433; aber BFH v. 19.2.1998 – IV R 38/97,
BStBl. II 1998, 509 zum Übergang eines landwirtschaftl. Betriebs auf eine stbe-
freite Körperschaft; s. auch Anm. 1375).
Buchwertfortführung: Die unentgeltliche Übertragung der Sachgesamtheit hat
zur Folge, dass für den Erben keine Anschaffung gegeben ist und der Rechts-
nachfolger nach Abs. 3 zwingend die Buchwerte fortzuführen hat.
Schenkung eines Erbteils: Wird ein Erbteil, zu dem eine Sachgesamtheit ge-
hört, verschenkt, ist Abs. 3 anwendbar. Der Beschenkte hat die Buchwerte des
Schenkers fortzuführen (BMF. v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 38, 45).
Ausschlagung: Bei Ausschlagung der Erbschaft, zu der eine Sachgesamtheit
gehört, fällt die Sachgesamtheit rückwirkend an den nächstberufenen Erben
(§ 1953 BGB). Damit ist der nächstberufene Erbe bereits ab dem Erbfall als Un-
ternehmer anzusehen, auf den die Sachgesamtheit übergegangen ist. Die Unter-
nehmerstellung des ausschlagenden Erben entfällt rückwirkend (Groh, DB
1992, 1312). Erfolgt die Ausschlagung gegen Abfindung, ist dagegen nicht von
einer unentgeltlichen Übertragung der Sachgesamtheit auf den Erben auszuge-
hen. Der ausschlagende Erbe erzielt einen Veräußerungsgewinn, obwohl er
nicht Inhaber der Sachgesamtheit geworden ist (BMF. v. 14.3.2006, BStBl. I
2006, 253 Rn. 37 nwN, früher: BMF v. 11.1.1993, BStBl. I 1993, 62 Rn. 40).
Der endgültige Erbe erlangt die Sachgesamtheit formal vom Erblasser, tatsäch-
lich aber aufgrund einer Vereinbarung mit dem Ausschlagenden. Die Bestellung
eines Nießbrauchs als Abfindung für die Ausschlagung ist hingegen keine Ge-
genleistung des endgültigen Erben (zu Unentgeltlichkeit von Vermögensübertra-
gungen unter Vorbehalt eines Nutzungsrechts BFH v. 10.4.1991 – XI R 7, 8/84,
BStBl. II 1991, 791; v. 4.6.1996 – IX R 59/94, BStBl. II 1998, 431; v. 17.11.2004
– I R 96/02, BStBl. II 2008, 296; v. 14.6.2005 – VIII R 14/04, BStBl. II 2006,
15; BMF v. 24.7.1998, BStBl. I 1998, 914 Rn. 39 f.).
Vermächtnis:Wird ein Dritter durch ein Vermächtnis bedacht, hat dieser einen
schuldrechtl. Anspruch gegenüber dem Erben. Die Erfüllung von Vermächtnis-
sen durch den beschwerten Erben führt nicht zur Entgeltlichkeit des Erbfalls.
Der Übergang der Sachgesamtheit erfolgt nach Abs. 3 zum Buchwert. Dies gilt
auch dann, wenn ein einzelnes WG der Sachgesamtheit als Sachvermächtnis
übertragen werden muss. Die Erfüllung des Sachvermächtnisses führt zu einer
Entnahme des Erben (BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 60; Schoor,
INF 2006, 708).
E Unternehmensvermächtnis: Betrifft das Sachvermächtnis eine zum Nachlass ge-
hörende Sachgesamtheit, erzielt der Erbe keinen Veräußerungs- oder Aufgabe-
gewinn. Der Betrieb geht im ersten Schritt unentgeltlich auf den Erben und im
zweiten Schritt unentgeltlich vom Erben auf den Vermächtnisnehmer über. Der
Vermächtnisnehmer hat – wie zuvor der Erbe – die Buchwerte nach Abs. 3 fort-
zuführen (BFH v. 7.12.1990 – X R 72/89, BStBl. II 1991, 350; v. 12.3.1992 –
IV R 29/91, BStBl. II 1993, 36; v. 16.5.1995 – VIII R 18/93, BStBl. II 1995,
714; BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 61; § 16 Anm. 80).
E Nießbrauch am ganzen Betrieb: Wird dem Vermächtnisnehmer ein Nießbrauch
an einem Betrieb eingeräumt, führt weder der Erbfall noch die Nießbrauchs-
bestellung beim Eigentümer zur Betriebsaufgabe. Die Betriebsaufgabe kann je-
doch vom Eigentümer ab dem Zeitpunkt der Nutzungsüberlassung jederzeit
dem FA gegenüber erklärt werden (BFH v. 25.1.1996 – IV R 19/94, BFH/NV
1996, 600). Die Bestellung des Nießbrauchs führt zur Entstehung zweier Betrie-
be, eines ruhenden Eigentümerbetriebs und eines wirtschaftenden Betriebs in
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der Hand des Nießbrauchers (BFH v. 26.2.1987 – IV R 325/84, BStBl. II 1987,
772; v. 15.10.1987 – IV R 66/86, BStBl. II 1988, 260; s. § 16 Anm. 80).
Erbfallschulden: Nach stRspr. des BFH führt weder die Entstehung noch die
Erfüllung von Erbfallschulden als Primärschuld (Vermächtnis, Pflichtteil, Erb-
ersatzanspruch nach § 1934a BGB aF, höferechtl. Abfindung und Zugewinnaus-
gleich) zu AK beim Verpflichteten und zu Veräußerungserlösen beim Berechtig-
ten. Dies gilt unabhängig davon, ob die Erbfallschulden als Betriebs- oder
Privatschulden zu werten sind oder ob hierbei wiederkehrende Leistungen zu er-
bringen sind. Die Erben haben folglich auch bei Belastung mit Erbfallschulden
die Buchwerte fortzuführen.

Vgl. BFH v. 17.4.1985 – I R 101/81, BStBl. II 1985, 510; v. 2.4.1987 – IV R 92/85,
BStBl. II 1987, 621; v. 26.3.1987 – IV R 20/84, BStBl. II 1987, 561; v. 5.7.1990 – GrS
2/89, BStBl. II 1990, 837; v. 17.10.1991 – IV R 97/89, BStBl. II 1992, 392; v. 14.4.
1992 – VIII R 6/87, BStBl. II 1993, 275; v. 2.3.1993 – VIII R 47/90, BStBl. II 1994,
619; v. 24.3.1993 – I R 131/90, BStBl. II 1993, 799; v. 27.11.1996 – X R 85/94,
BStBl. II 1997, 284; BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 35, 63, früher: BMF v.
11.1.1993, BStBl. I 1993, 62 Rn. 37, 67, 70; OFD Karlsruhe v. 13.11.2006 – S 2242/4
– St 7/06, nv.; aA Paus, DStZ 1993, 624; Paus, BB 1994, 1759; unklar BFH v. 26.1.
1994 – X R 54/92, BStBl. II 1994, 633 für Untervermächtnis.

E Übertragung von Sachgesamtheiten an Erfüllungs Statt zur Begleichung von auf Geld ge-
richteten Erbfallschulden: Werden auf Geld gerichtete Erbfallschulden durch die
Übertragung einer (im Nachlass befindlichen) Sachgesamtheit beglichen, ist
grundsätzlich kein Fall des Abs. 3 gegeben. Es handelt sich vielmehr um einen
entgeltlichen Vorgang auf Ebene des Erben (glA Schmidt/Wacker XXVIII.
§ 16 Rn. 599; BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 35; OFD Karlsruhe v.
13.11.2006 – S 2242/4 – St 7/06, nv.; BFH v. 16.12.2004 – III R 38/00,
BStBl. II 2005, 554; Hübner, ZEV 2005, 319; aA § 16 Anm. 80; Wälzholz,
Stbg. 2005, 447; Tiedtke/Langheim, FR 2007, 368; Tiedtke, DB 2007, 1471;
Kirchhof/Reiss VIII. § 16 Rn. 106).
Finanzierung von Erbfallschulden: s. § 16 Anm. 80.
Erblasserschulden: s. § 16 Anm. 80.

b) Übergang auf mehrere Miterben
Erbengemeinschaft: Sind mehrere Erben vorhanden, entsteht eine Erben-
gemeinschaft zur gesamten Hand. Die Miterben verwalten den Nachlass ge-
meinsam und können nur gemeinschaftlich darüber verfügen. Gehört ein Be-
trieb zum Nachlass, geht er mit dem Erbfall auf die Erbengemeinschaft über.
Der Übergang des Betriebs auf die Erbengemeinschaft vollzieht sich nach
Abs. 3 zwingend zu Buchwerten (BFH v. 5.7.1990 – GrS 2/89, BStBl. II 1990,
837; v. 28.8.2001 – VIII B 54/01, BFH/NV 2002, 24; s. auch § 16 Anm. 81).
Freiberufliches Betriebsvermögen: s. § 18 Anm. 332.
Vorausvermächtnis: Vermächtnisnehmer kann ein Erbe zusätzlich zu seinem
Erbteil sein (Vorausvermächtnis iSv. § 2150 BGB). Wird ein Miterbe mit einem
Vermächtnis bedacht, hat er einen schuldrechtl. Anspruch gegen die Erben-
gemeinschaft. Die durch ein Vorausvermächtnis zugewandten Vermögens-
gegenstände erwirbt der Begünstigte nicht unmittelbar vom Erblasser, sondern
von der Erbengemeinschaft (BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 64, frü-
her: BMF v. 11.1.1993, BStBl. I 1993, 62 Rn. 72). Betrifft das Vorausvermächt-
nis eine Sachgesamtheit, entsteht kein Veräußerungsgewinn. Der Vermächtnis-
nehmer führt nach Abs. 3 die Buchwerte der Erbengemeinschaft fort (BFH v.
7.12.1990 – X R 72/89, BStBl. II 1991, 350; BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006,
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253 Rn. 65, früher: BMF v. 11.1.1993, BStBl. I 1993, 62 Rn. 73). Wird lediglich
ein einzelner Vermögensgegenstand in Erfüllung eines Vorausvermächtnisses
auf einen Miterben übertragen, liegt eine Entnahme durch die Erbengemein-
schaft vor. Zur Abgrenzung von der Teilungsanordnung s. BMF v. 14.3.2006,
BStBl. I 2006, 253 Rn. 67 f.

Einstweilen frei.

2. Tod eines Mitunternehmers

a) Zivilrechtliche Grundlagen
Gesetzlicher Grundfall: Die gesetzliche Regelung sieht beim Tod eines Gesell-
schafters einer OHG oder eines Komplementärs einer KG eine Fortsetzung der
PersGes. als Regelfall vor.
Beim Tod eines Kommanditisten wird die Gesellschaft mit den Erben fort-
gesetzt (§ 177 HGB).
Da die Rechtsfähigkeit einer Erbengemeinschaft abgelehnt wird (BGH v. 11.9.
2002 – XII ZR 187/00, DB 2002, 2527 mwN zum Meinungsstand; Anm. Ma-
rotzke, ZEV 2002, 506; BGH v. 17.10.2006 – VIII ZB 94/05, NJW 2006,
3715) und sie nach hM nicht Mitglied einer werbenden PersGes. (wohl aber ei-
ner Liquidationsgesellschaft, vgl. BFH v. 18.10.1988 – VIII R 172/85, BFH/
NV 1989, 487 mwN; v. 29.10.1991 –VIII R 51/84, BStBl. II 1992, 512; v. 1.3.
1994 – VIII R 35/92, BStBl. II 1995, 241; v. 4.5.2000 – IV R 10/99, BStBl. II
2002, 850; FG München v. 16.5.2002 – 9 V 410/02, nv., rkr., zum Tod des
Komplementärs; BFH v. 6.11.2008 – IV R 51/07, BFH/NV 2009, 460) sein
kann, werden die einzelnen Miterben im Rahmen der Sonderrechtsnachfolge
(Singularsukzession) und nicht durch Gesamtrechtsnachfolge unmittelbar Ge-
sellschafter der PersGes. Der Kommanditanteil geht somit auf die Erben im
Rahmen der Sonderrechtsnachfolge außerhalb der Erbengemeinschaft über. Für
die Kommanditisten entspricht die gesetzliche Regelung damit der einfachen
Nachfolgeklausel. Die gesetzlichen Bestimmungen sind dispositiv. Abweichende
gesellschaftsvertragliche Regelungen sind denkbar (s. auch Ivo, ZEV 2006, 302;
Schoor, INF 2006, 708).
Fortsetzungsklausel: Bei der Fortsetzungsklausel wird die Gesellschaft zwi-
schen den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. Der Erblasser scheidet mit
dem Tod aus der Gesellschaft aus. Sein Gesellschaftsanteil wächst den verblei-
benden Gesellschaftern zu (§ 105 Abs. 3 HGB iVm. § 738 Abs. 1 Satz 2 BGB).
Die Erben des verstorbenen Gesellschafters erlangen lediglich einen Abfin-
dungsanspruch gegen die verbleibenden Gesellschafter. Der Gesellschaftsanteil
geht zivilrechtl. nicht auf die Erben über.
Eintrittsklausel: Ist im Gesellschaftsvertrag eine Eintrittsklausel vorgesehen,
werden die Erben nicht automatisch Gesellschafter. Der Gesellschaftsanteil des
Erblassers wächst vielmehr den verbleibenden Gesellschaftern zu. Die Erben
erlangen jedoch das Recht, in die Gesellschaft einzutreten.
Einfache Nachfolgeklausel: Im Fall der einfachen Nachfolgeklausel wird die
PersGes. mit den Erben fortgesetzt. Ist ein Alleinerbe vorhanden, fällt der Ge-
sellschaftsanteil in den Nachlass und der Erbe wird Gesellschafter der Gesell-
schaft. Sind mehrere Erben eingesetzt, führt die einfache Nachfolgeklausel zu
einer Kollision zwischen dem Erbrecht und dem Gesellschaftsrecht. Der Gesell-
schaftsanteil einer PersGes. ist Teil des dem Erblasser zustehenden Vermögens
und gehört deshalb zum Nachlass. Er geht jedoch im Wege der Sonderrechts-
nachfolge auf die Erben unmittelbar entsprechend der Erbquote geteilt über.
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Qualifizierte Nachfolgeklausel: Bei der qualifizierten Nachfolgeklausel folgen
nicht alle Miterben, sondern nur einer oder einzelne von mehreren Miterben in
die Gesellschafterstellung des Erblassers nach. Die qualifizierten Miterben wer-
den unmittelbar und in vollem Umfang Gesellschafter der PersGes. im Rahmen
der Sonderrechtsnachfolge (BGH v. 10.2.1977 – II ZR 120/75, BGHZ 68, 225).
Die nicht qualifizierten Miterben werden nicht Gesellschafter und erlangen auch
keinen gesellschaftsrechtl. Abfindungsanspruch gegen die Gesellschaft, sondern
allenfalls einen erbrechtl. bedingten Wertausgleichsanspruch gegen die qualifi-
zierten Miterben.
Teilnachfolgeklausel: Bei der Teilnachfolgeklausel folgen nicht alle Miterben,
sondern nur einer oder einzelne von mehreren Miterben mit dem ihrer Erbquo-
te entsprechenden Bruchteil in die Gesellschafterstellung des Erblassers nach.
Der Anteil der nicht eintretenden Miterben wächst bei den Gesellschaftern der
PersGes. an. Die übrigen Miterben erlangen einen Abfindungsanspruch gegen
die Gesellschaft.
Auflösung der Gesellschaft: Wird die Gesellschaft nach der gesetzlichen
(§ 727 Abs. 1 BGB) oder vertraglichen Regelung mit dem Tod eines Gesell-
schafters aufgelöst, treten dessen Alleinerbe oder die Erbengemeinschaft in die
Abwicklungsgesellschaft ein (BFH v. 29.10.1991 – VIII R 51/84, BStBl. II 1992,
512; v. 1.3.1994 – VIII R 35/92, BStBl. II 1995, 241; FG München v. 16.5.2002
– 9 V 410/02, nv., rkr.).
Sonderbetriebsvermögen: Für WG des SonderBV gelten die allgemeinen Re-
gelungen über den Erbfall. Diese WG fallen in den Nachlass und gehen im Fall
mehrerer Erben gesamthänderisch gebunden auf die Erbengemeinschaft über.

b) Steuerrechtliche Behandlung
Fortsetzungsklausel: Der Erblasser realisiert durch Aufgabe seines Mitunter-
nehmeranteils unter Anwachsung bei den verbleibenden Gesellschaftern einen
Veräußerungsgewinn in Höhe des Unterschieds zwischen dem Abfindungs-
anspruch und dem Buchwert seines Kapitalkontos im Todeszeitpunkt (BFH v.
26.3.1981 – IV R 130/77, BStBl. II 1981, 614; v. 15.4.1993 – IV R 66/92,
BStBl. II 1994, 227; v. 13.11.1997 – IV R 18/97, BStBl. II 1998, 290 für den Fall
der Fortsetzung einer vormaligen Zwei-Personen-PersGes. als Einzelunterneh-
men; BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 69; früher: BMF v. 11.1.1993,
BStBl. I 1993, 62 Rn. 78; Seeger, DB 1992, 1010; krit. KSM/Reiss, § 16
Rn. B 123). Ist wesentliches SonderBV des Erblassers vorhanden, wird dieses
mit dem Erbfall zwangsweise (zum gemeinen Wert) in das PV des verstorbenen
Gesellschafters überführt, soweit die Erben nicht gleichzeitig Gesellschafter der
fortgeführten Gesellschaft sind (BFH v. 5.2.2002 – VIII R 53/99, BStBl. II 2003,
237; v. 24.4.1975 – IV R 115/73, BStBl. II 1975, 580; weiter zum Vorhandensein
von wesentlichen Betriebsgrundlagen im SonderBV s. Feldhaus, INF 1993, 414;
Schoor, INF 1992, 265). Abs. 3 ist mangels Unentgeltlichkeit nicht anwendbar.
Eintrittsklausel: Bei Zahlung einer Abfindung im Fall des Nichteintritts hat
der Erblasser wie bei der Fortsetzungsklausel einen Veräußerungsgewinn erzielt.
Lediglich für den Fall, dass das Eintrittsrecht innerhalb von 6 Monaten nach
dem Erbfall ausgeübt wird, gelten die Regelungen zur einfachen Nachfolgeklau-
sel, wenn alle Erben von ihrem Eintrittsrecht Gebrauch machen, bzw. die Rege-
lungen zur qualifizierten Nachfolgeklausel, wenn nur einer oder einzelne Erben
aufgrund des Eintrittsrechts in die Gesellschaft eintreten (BMF v. 14.3.2006,
BStBl. I 2006, 253 Rn. 70; früher: BMF v. 11.1.1993, BStBl. I 1993, 62 Rn. 79).
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Einfache Nachfolgeklausel: Estl. übernehmen die Miterben als Mitunterneh-
mer in Höhe ihrer Erbquote das Kapitalkonto des Erblassers. Ist SonderBV
vorhanden ist, geht dieses quotenkongruent auf die Erbengemeinschaft über.
Der Erbe erhält einen ganzen Mitunternehmeranteil bzw. bei mehreren Erben
erhalten die einzelnen Miterben Teile eines Mitunternehmeranteils. Die Buch-
werte sind gem. Abs. 3 Satz 1 (bei nur einem Erben) oder gem. Abs. 3 Satz 1
Halbs. 2 (bei mehreren Erben) fortzuführen.
E Einbeziehung des Gesellschaftsanteils in die Erbauseinandersetzung: Werden die Mit-
unternehmeranteile in die Erbauseinandersetzung einbezogen und abweichend
aufgeteilt, bestimmen sich die Rechtsfolgen nach den für die Erbauseinanderset-
zung und die Realteilung geltenden Grundsätzen (BMF v. 14.3.2006, BStBl. I
2006, 253 Rn. 71; s. auch § 16 Anm. 82 ff. und 440 ff.).
Qualifizierte Nachfolgeklausel: Nur die qualifizierten Miterben erlangen den
Gesellschaftsanteil im Rahmen der Sonderrechtsnachfolge und werden als Mit-
unternehmer angesehen. Von den qualifizierten Miterben an die nicht qualifi-
zierten Miterben geleistete Abfindungen sind privat veranlasste Wertausgleichs-
verpflichtungen, durch die weder Veräußerungsgewinne noch AK entstehen
(BFH v. 29.10.1991 – VIII R 51/84, BStBl. II 1992, 512; v. 27.7.1993 – VIII R
72/90, BStBl. II 1994, 625; BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 72; früher:
BMF v. 11.1.1993, BStBl. I 1993, 62 Rn. 83; zustimmend Ruban, DStR 1991,
65; aA FG Saarl. v. 17.3.2004, EFG 2004, 1038, rkr.; Groh, DB 1990, 2135; zur
Behandlung von Schuldzinsen s. BFH v. 27.7.1993 – VIII R 72/90, BStBl. II
1994, 625; BMF v. 11.8.1994, BStBl. I 1994, 603; Schmidt/Wacker XXVIII.
§ 16 Rn. 672 mwN).
Im Gegensatz zum Gesellschaftsanteil geht das SonderBV zivilrechtl. auf die Er-
bengemeinschaft als Ganzes über. Eine konsequente Anwendung der Regelun-
gen des Abs. 3 hätte zur Folge, dass der auf den qualifizierten Erben übergegan-
gene Mitunternehmeranteil in dem Umfang, in dem SonderBV, das zu den
wesentlichen Betriebsgrundlagen gehört, nicht anteilig mitübertragen wird, nicht
unter Abs. 3 Satz 1 fallen würde, sondern dass die stillen Reserven insoweit auf-
gedeckt werden müssten. Abs. 3 Satz 2 ist nicht anwendbar, da das SonderBV
im Regelfall anteilig ins PV entnommen wird (s. auch Geck, ZEV 2002, 41;
Geck, DStR 2000, 2031; Schmitt/Franz, BB 2001, 1278; Märkle, DStR 2001,
685; Nickel/Klein, FR 2003, 95 f.; Crezelius, JbFfStR 2002/2003, 624; Boed-
dinghaus, NWB F. 3, 13621 [2005] geht davon aus, dass insgesamt eine
Zwangsbetriebsaufgabe angenommen werden müsste). Die FinVerw. lässt aus
Billigkeitsgründen in den Fällen der qualifizierten Nachfolgeklausel eine Buch-
wertfortführung zu (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 Rn. 23; BMF v. 7.12.
2006, BStBl. I 2006, 766; im Erg. Storg, DStR 2002, 1384, der eine synchrone
Übertragung von Mitunternehmeranteil und SonderBV im Rahmen des Abs. 3
generell für nicht erforderlich ansieht). Bereits die frühere Rspr. sah wegen der
gravierenden Folgen, die eine Gesamtaufdeckung der stillen Reserven des Un-
ternehmens im Erbfall haben würde, von der Annahme einer Aufgabe des Mit-
unternehmeranteils ab (BFH v. 15.3.2000 – VIII R 51/98, BStBl. II 2000, 316;
Schmidt/Wacker XXVIII. § 16 Rn. 674; krit. Kirchhof/Reiss VIII. § 16
Rn. 252 f.). Mit dem Erbfall kommt es zu einer anteiligen Entnahme, soweit das
SonderBV auf nicht qualifizierte Miterben entfällt (§ 39 Abs. 2 Nr. 2 AO). Von
einer anteiligen Entnahme des SonderBV ist auch auszugehen, wenn bei einer
zeitnahen Auseinandersetzung das SonderBV auf den qualifizierten Miterben
übergeht (BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 73; früher: BMF v. 11.1.
1993, BStBl. I 1993, 62 Rn. 84; so auch BFH v. 29.10.1991 – VIII R 51/84,
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BStBl. II 1992, 512; v. 28.1.1998 – VIII B 9/97, BFH/NV 1998, 959; v. 15.3.
2000 – VIII R 51/98, BStBl. II 2000, 316). Der Entnahmegewinn wird dem
Erblasser als laufender Gewinn zugerechnet, da der nicht qualifizierte Miterbe
nicht Mitunternehmer geworden ist (BMF v. 14.3.2006, BStBl. I 2006, 253
Rn. 74; früher: BMF v. 11.1.1993, BStBl. I 1993, 62 Rn. 85; Mitschke, FR 1993,
149; krit. Feldhaus, INF 1993, 414). Wird dem qualifizierten Miterben das Son-
derBV als Vorausvermächtnis zugewendet, kommt es dennoch zu einem Durch-
gangserwerb der Erbengemeinschaft und damit zu einer Entnahme des Erblas-
sers im Umfang der nicht qualifizierten Erben (Brandenberg, NWB F. 3, 15317
[2008]).
Teilnachfolgeklausel: Soweit ein Miterbe aufgrund der Teilnachfolgeklausel
Gesellschafter wird, entsprechen die stl. Folgen denen der einfachen Nachfolge-
klausel. Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 ist anwendbar. Soweit die Gesellschaft mit den
verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt wird, gelten die Ausführungen zur
Fortsetzungsklausel entsprechend.
Auflösung der Gesellschaft: Der Übergang des Mitunternehmeranteils des
Erblassers auf die Mitglieder der Erbengemeinschaft erfolgt nach Abs. 3 Satz 1
oder Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2. Veräußert die Abwicklungsgesellschaft ihren Be-
trieb, entsteht ein Veräußerungsgewinn, der den Gesellschaftern und damit auch
der Erbengemeinschaft anteilig zuzurechnen ist. Entsprechendes gilt bei der
Aufgabe des Betriebs. Einigen sich die Abwicklungsgesellschafter auf eine Fort-
führung des Betriebs unter Einbeziehung aller Erben, ist hierin eine Teilerbaus-
einandersetzung zu sehen, da die Miterben damit unmittelbare Gesellschafter
werden (BFH v. 1.3.1994 – VIII R 35/92, BStBl. II 1995, 241; BMF v. 14.3.
2006, BStBl. I 2006, 253 Rn. 69).
Ausschlagung, Vermächtnis, Erbfallschulden: Die Ausführungen unter
Anm. 1395 f. gelten entsprechend.

Einstweilen frei.

III. Erbauseinandersetzung bei Sachgesamtheiten

Der Erbfall und die diesem nachfolgende Erbauseinandersetzung sind als zwei
voneinander unabhängige selbständige Rechtsvorgänge zu behandeln (s.
Anm. 1391).
Erbauseinandersetzung: Zur Erbauseinandersetzung s. ausführlich § 16
Anm. 82 ff.
Realteilung: Zur Realteilung s. ausführlich § 16 Anm. 440 ff.
Sachwertabfindung: Zur Sachwertabfindung s. ausführlich § 16 Anm. 82 und
Anm. 441.

Einstweilen frei.

§ 6 Anm. 1401–1419 Abs. 3: Unentgeltl. Übertragung e. Betriebs usw.
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Erläuterungen zu Abs. 4

A. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 4

Schrifttum: Märkle, Teilentgeltlichkeit bei der Übertragung von Betrieben, Mitunterneh-
meranteilen und betrieblichen Einzelwirtschaftsgütern, StbJb. 1987/1988, 309; Hoffmann,
Übertragungen von Wirtschaftsgütern im Rahmen des neuen § 6 Abs. 6 EStG – Gewollte
und ungewollte (?) Besteuerungseffekte, GmbHR 1999, 452; Kümpel, StEntlG
1999/2000/2002: Vorverlegung der Gewinnrealisierung bei (Alt-)Materialsammlungen
steuerbegünstigter Körperschaften, FR 1999, 888; Brandenberg, Wiedereinführung des
Mitunternehmererlasses?, FR 2000, 1182; Düll/Fuhrmann/Eberhard, Unternehmens-
steuerreform 2001: Die Neuregelung des § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG – sog. Wiedereinführung
des Mitunternehmererlasses, DStR 2000, 1713; Kloster/Kloster, Steuersenkungsgesetz:
Umstrukturierung von Mitunternehmerschaften, GmbHR 2000, 1129; Märkle, Neue Be-
ratungssignale der Rechtsprechung zur Mitunternehmerschaft, DStR 2000, 797; van Lis-
haut, Steuersenkungsgesetz: Mitunternehmerische Einzelübertragungen i.S. des § 6 Abs. 5
Satz 3 ff. EStG nF, DB 2000, 1784; Kloster/Kloster, Neues zur Umstrukturierung von
Mitunternehmerschaften, GmbHR 2001, 420; Neumann, Gesetzliche „Wiedereinführung“
des Mitunternehmererlasses, EStB 2001, 60; Wendt, Übertragung von Wirtschaftsgütern
zwischen Mitunternehmerschaft und Mitunternehmer – § 6 Abs. 5 EStG idF des
UntStFG als zweiter Versuch zur „Wiedereinführung des Mitunternehmer-Erlasses“, FR
2002, 53; Herzig/Jensen-Nissen/Koch, Bilanzierung von Emissionsberechtigungen gem.
Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG) nach Handels- und Steuerbilanzrecht, FR
2006, 109; Wacker, Urteilsanmerkung zu BFH v. 21.1.2008 – IV R 37/06, HFR 2008,
692; Wendt, Urteilsanmerkung zu BFH v. 21.1.2008 – IV R 37/06, FR 2008, 915; Dorn-
heim, Die Aufgabe der „reinen“ Trennungstheorie, DStZ 2013, 397; U. Förster, Unent-
geltliche Übertragung von Mitunternehmeranteilen und Ausgliederung von Sonder-
betriebsvermögen, DB 2013, 2047.

I. Überblick

Abs. 4 regelt die Bewertung von einzelnen WG, die unentgeltlich in das BV ei-
nes anderen Stpfl. übertragen werden. Die Vorschrift erfasst nur Übertragungen,
die beim erwerbenden Stpfl. keine Einlagen darstellen, bei ihm folglich betrieb-
lich, nicht aber privat veranlasst sind. Rechtsfolge des Abs. 4 ist die Bewertung
des unentgeltlich erworbenen WG im aufnehmenden BV mit fiktiven AK in
Höhe des gemeinen Werts. Wegen des Fehlens eigener Aufwendungen ergibt
sich für den Erwerber in gleicher Höhe eine BE. In der Folge entstehen ihm
BA, zB wegen AfA nach § 7. Beim Übertragenden ist der Vorgang nach
allgemeinen Grundsätzen zu behandeln. In Abhängigkeit von der bisherigen
Nutzung und Vermögenszugehörigkeit des WG sowie der Veranlassung der
unentgeltlichen Übertragung entstehen ihm BA bzw. WK in Höhe des
(Rest-)Buchwerts oder aber stl. unbeachtliche Aufwendungen. Während die
Vorgängervorschrift (§ 7 Abs. 2 EStDV aF) auch aus Sicht des Übertragenden
explizit eine betriebliche Veranlassung forderte, umschließt Abs. 4 ebenso die
Fälle privater Veranlassung. Zudem wird anders als bei § 7 Abs. 2 EStDV aF
keine bisherige Zugehörigkeit zum BV des Übertragenden gefordert.

Abs. 4: Unentgeltliche Übertragung in BV Anm. 1420 § 6
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II. Rechtsentwicklung des Abs. 4

1. Vorläuferregelung
§ 6 der I. EStDV v. 6.2.1935 (RGBl. I 1935; 153, RStBl. 1935, 209) bestimmte,
dass bei der unentgeltlichen Übertragung einzelner WG für den Empfänger als
AHK der Betrag gilt, den er für das einzelne WG hätte aufwenden müssen. Mit
der EStDV 1965 v. 15.4.1966 (BGBl. I 1966, 245; BStBl. I 1966, 279) wurde die-
se Regelung in § 7 Abs. 2 EStDV übernommen und um die Tatbestandsmerk-
male Übertragung aus betrieblichem Anlass, aus einem BV, in das BV eines an-
deren Stpfl. ergänzt. Durch das StEntlG 1999/2000/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I
1999, 402; BStBl. I 1999, 304) wurde § 7 EStDV aufgehoben und der bisherige
Regelungsgehalt des § 7 Abs. 2 EStDV in Abs. 4 übernommen. Die Formulie-
rung „aus betrieblichem Anlass … aus einem Betriebsvermögen“ wurde durch
den Ausdruck „außer in den Fällen der Einlage“ ersetzt; als Wertmaßstab für
das aufnehmende BV wurde der gemeine Wert festgeschrieben.

2. Grund der gesetzlichen Regelung
Nach der Gesetzesbegründung (BTDrucks. 14/443, 24) soll Abs. 4 den mate-
riellen Regelungsinhalt des bisherigen § 7 Abs. 2 EStDV übernehmen. Ursäch-
lich für diese Übernahme in das EStG war die vom Gesetzgeber angestrebte ge-
setzliche Bereinigung aller Übertragungsfälle von Sachgesamtheiten oder
Einzel-WG (BTDrucks. 14/23, 172). Zudem war die Rechtsgültigkeit der bishe-
rigen Regelung angesichts der begrenzten Reichweite der Ermächtigung des
§ 51 (Lang, Die Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer, 1988, 417 f.; Hess.
FG v. 26.10.1987 – 7 K 63/87, EFG 1988, 111, rkr.; im Ergebnis, aber aus ande-
ren Gründen bestätigt durch BFH v. 8.4.1992 – XI R 34/88, BStBl. II 1992,
893) sowie bezüglich des verwendeten Wertmaßstabs umstritten (vgl. Lang, Die
Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer, 1981/88, 418).

3. Zeitlicher Geltungsbereich
Abs. 4 ist erstmals auf den Erwerb von WG anzuwenden, der aufgrund eines
nach dem 31.12.1998 rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags
oder gleichstehenden Rechtsakts erfolgt (§ 52 Abs. 16 Satz 13 idF des StEntlG
1999/2000/2002).

III. Bedeutung der Vorschrift

Zielsetzung des Abs. 4 ist die erfolgswirksame Erfassung von aus betrieblicher
Veranlassung unentgeltlich erworbenen Einzel-WG im BV des Erwerbenden.
Die gesetzgeberische Intention liegt hier, anders als zB bei der unentgeltlichen
Übertragung von Sachgesamtheiten in Abs. 3 (s. Anm. 1333), nicht etwa in der
Vermeidung eines stl. Zugriffs auf ggf. gebildete stille Reserven beim Übertra-
genden; vielmehr fingiert Abs. 4 für aus betrieblicher Veranlassung unentgeltlich
erlangte WG AK in Höhe des gemeinen Werts, was mangels tatsächlicher eige-
ner Aufwendungen des Erwerbenden BE in gleicher Höhe nach sich zieht. Sys-
tematisch bildet Abs. 4 damit eine Ausnahme von der über § 5 Abs. 1 Satz 1 im
Grundsatz auch strechtl. gültigen Definition der AK in § 255 Abs. 1 HGB (zur
Maßgeblichkeit des handelsrechtl. Begriffs für die in § 6 genannten AK s.
Anm. 271).

§ 6 Anm. 1421–1424 Abs. 4: Unentgeltliche Übertragung in das
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Die praktische Relevanz der Vorschrift beschränkt sich auf wenige Anwen-
dungsfälle, so zB Werbegeschenke, Warenmuster, Incentive-Reisen, Schmiergel-
der, Gewinne aus Händlerwettbewerben und -verlosungen sowie Wertstoff-
sammlungen (Hoffmann in LPB, § 6 Rn. 1102), aber auch die unentgeltliche
Zuwendung von WG an Geschäftspartner in Katastrophenfällen (zB BMF v.
21.6.2013, BStBl. I 2013, 769). Entscheidungen zu Abs. 4 bzw. § 7 Abs. 2
EStDV aF sind daher selten:

Zu Abs. 4: BFH v. 16.5.2013 – III R 54/12, BFH/NV 2013, 1916, betr. der Auswir-
kungen innerhalb der Gewinnermittlung gem. § 4 Abs. 3; Nds. FG v. 13.2.2007 – 15 K
349/04, EFG 2007, 1462, betr. Losgewinn als Betriebseinnahme, im Ergebnis bestätigt
durch BFH v. 2.9.2008 – X R 25/07, BFH/NV 2009, 63.
Zu § 7 Abs. 2 EStDV aF: BFH v. 13.12.1973 – I R 136/72, BStBl. II 1974, 210, betr.
Anwendung trotz Nichtabziehbarkeit beim Übertragenden gem. § 4 Abs. 5; v. 23.6.
1977 – IV R 43/73, BStBl. II 1977, 719, betr. Nichtanwendbarkeit bei privater Ver-
anlassung; v. 12.10.1977 – I R 248/74, BStBl. II 1978, 191, betr. Anwendungsbereich
und Rechtsfolgen; v. 8.4.1992 – XI R 34/88, BStBl. II 1992, 893, betr. Nichtanwend-
barkeit bei Nichtexistenz des WG vor der Übertragung; v. 6.11.1997 – III R 190/94,
BStBl. II 1998, 123, betr. Nichtanwendbarkeit bei durch Währungsumstellung vermin-
derten AK.

IV. Geltungsbereich des Abs. 4

Abs. 4 gilt nur für die unentgeltliche Übertragung einzelner WG in das BV eines
anderen Stpfl. Der Vorgang darf dabei nicht als Einlage in das BV des Erwer-
benden zu qualifizieren sein. Während auf Seiten des Erwerbenden eine betrieb-
liche Veranlassung vorliegen muss, kann auf Seiten des Übertragenden der Vor-
gang betrieblich oder privat veranlasst sein (str., s. Anm. 1434).

V. Verhältnis des Abs. 4 zu anderen Vorschriften

Verhältnis zu Abs. 1 Nr. 5: Siehe Anm. 1434.
Verhältnis zu Abs. 3: Abs. 4 und Abs. 3 betreffen unterschiedliche Übertra-
gungsgegenstände: Abs. 4 erfasst die unentgeltliche Übertragung einzelner WG;
Abs. 3 ist dagegen anzuwenden, wenn eine Sachgesamtheit (Betrieb, Teilbetrieb
oder Mitunternehmeranteil bzw. der Teil eines Mitunternehmeranteils) unent-
geltlich übertragen wird. Abs. 3 betrifft sowohl privat als auch betrieblich ver-
anlasste unentgeltliche Übertragungen (Anm. 1336), vorausgesetzt, es werden
Sachgesamtheiten iSd. Abs. 3 übertragen (Anm. 1430). Vornehmlicher Anwen-
dungsbereich des Abs. 3 ist dabei die sowohl auf Seiten des Übertragenden als
auch auf Seiten des Erwerbers vorliegende private Veranlassung der unentgeltli-
chen Übertragung im Wege der (vorweggenommenen) Erbfolge. Im Unter-
schied hierzu betrifft Abs. 4 die Übertragung einzelner „loser“ WG und erfor-
dert zudem, da es sich nicht um eine Einlage handeln darf, zumindest auf Seiten
des Erwerbers das Vorliegen einer betrieblichen Veranlassung. Gleichwohl ist
uE der (seltene) Fall vorstellbar, dass zunächst eine Übertragung zum Buchwert
gem. Abs. 3 Satz 2 vorliegt, rückwirkend stattdessen jedoch Abs. 4 anzuwenden
ist. Dazu kann es kommen, wenn der Rechtsnachfolger den übernommenen
Mitunternehmeranteil innerhalb von fünf Jahren veräußert oder aufgibt, worauf-
hin die Tatbestandsvoraussetzungen für die vormalige Buchwertübertragung
nach Abs. 3 Satz 2 nicht mehr gegeben sind, und für die ursprüngliche Übertra-
gung betriebliche Gründe ausschlaggebend waren. Nach Auffassung der Fin-
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Verw. soll in Fällen der Sperrfristverletzung des Abs. 3 Satz 2 die ursprüngliche
Übertragung indes veranlassungsunabhängig mit dem Teilwert zu bewerten sein
(BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 – Rz. 11). Die hierdurch bewirkte Auf-
deckung der stillen Reserven beim Übertragenden und die Bewertung zum Teil-
wert beim Übertragungsempfänger ist uE jedoch nur bei privater Veranlassung
zutreffend (Fiktion: Entnahme durch den Übertragenden zum Teilwert, Einlage
durch den Empfänger zum Teilwert), während bei betrieblicher Veranlassung
sich die zutreffenden Rechtsfolgen vielmehr aus Abs. 4 ergeben.
Verhältnis zu Abs. 5: Bei der unentgeltlichen Übertragung von WG aus dem
BV bzw. SonderBV eines Mitunternehmers in das Gesellschaftsvermögen der
betreffenden Mitunternehmerschaft und umgekehrt bzw. zwischen den Son-
derBV zweier Mitunternehmer derselben Mitunternehmerschaft ist es fraglich,
ob Abs. 4 oder Abs. 5 Satz 3 Nr. 1–3 anzuwenden ist; s. Anm. 1431.
Verhältnis zu Abs. 6: Abs. 6 Satz 1 betrifft den Tausch und damit einen grds.
entgeltlichen Vorgang. Da Anwendungsvoraussetzung für Abs. 4 die Unentgelt-
lichkeit der Übertragung ist, besteht zu Abs. 6 Satz 1 folglich keine Anwen-
dungskonkurrenz. Ebenso kommt die Anwendung des Abs. 4 im Fall der offe-
nen oder verdeckten Einlage in eine KapGes. nicht in Betracht, da diese
Sachverhalte unmittelbarer Regelungsgehalt des Abs. 6 Satz 1 (offene Sacheinla-
ge) bzw. Abs. 6 Satz 2 (verdeckte Einlage) sind und es sich in den Fällen des
Abs. 4 gerade nicht um eine Einlage handeln darf (s. Anm. 1434).
Verhältnis zu § 4 Abs. 5: Die Regelungen des § 4 Abs. 5 (Nichtabziehbarkeit
bestimmter BA) und des Abs. 4 schließen sich gegenseitig nicht aus, da § 4
Abs. 5 die Seite des Übertragenden betrifft, während Abs. 4 die Rechtsfolgen
für den Erwerber festschreibt; s. Anm. 1436 f.
Verhältnis zu § 5 Abs. 1, 6: Gewerbetreibende, die ihren Gewinn durch BV-
Vergleich ermitteln (§§ 4 Abs. 1 Satz 1, 5 Abs. 1 Satz 1), haben die Maßgeblich-
keit der handelsrechtl. GoB zu beachten, es sei denn, im Rahmen der Ausübung
eines stl. Wahlrechts wird oder wurde ein anderer Ansatz gewählt (ausführlich s.
§ 5 Anm. 200). Darüber hinaus sind nach § 5 Abs. 6 im Sinne einer Durchbre-
chung der Maßgeblichkeit zwingend die Vorschriften über die Bewertung (§ 6)
in der StBil. zu befolgen (sog. stl. Bewertungsvorbehalt, s. Anm. 48). Bezüglich
der handelsrechtl. Bewertung bestehen bei gegebener Aktivierungsfähigkeit des
betreffenden Vermögensgegenstands unterschiedliche Auffassungen: Einerseits
wird vertreten, dass grds. ein Ansatz von 0 E geboten sei, jedoch könne ein dem
Anschaffenden bekannter Zweck der Zuwendung es rechtfertigen, den Ver-
mögensgegenstand gewinnrealisierend mit dem Wert anzusetzen, den der Kauf-
mann bei entgeltlichem Erwerb ohnehin aufgewandt hätte (Schubert/Gadek in
Beck-BilKomm. IX. § 255 HGB Rn. 100 f.; ADS VI. § 255 HGB Rn. 83 mwN).
Nach aA folge indes aus dem Vollständigkeitsgebot des § 246 Abs. 1 HGB, dass
auch alle unentgeltlich erworbenen Vermögensgegenstände, unabhängig vom
Zweck der Zuwendung, aktivierungspflichtig seien, wobei die Bewertung mit
dem Marktpreis im Erwerbszeitpunkt vorzunehmen sei (Ballwieser in MüKo
HGB, 3. Aufl. 2013, § 255 HGB Rn. 45; Kahle in Baetge/Kirsch/Thiele,
§ 255 HGB Rn. 75). Während sich bei letzterer Auffassung handelsrechtl. und
strechtl. Bewertung entsprechen, kann es bei ersterer Auffassung, je nach Aus-
übung des handelsrechtl. Wahlrechts, zu einer weiteren Abkopplung der StBil.
von der HBil. kommen.
Verhältnis zu § 5 Abs. 2: Siehe Anm. 1436.

§ 6 Anm. 1426 Abs. 4: Unentgeltliche Übertragung in das
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Verhältnis zu § 16 Abs. 3: Bei einer Realteilung sind vorrangig die Vorschriften
des § 16 Abs. 3 anzuwenden. Dies gilt auch, wenn die Realteilung auf die Zuwei-
sung einzelner WG gerichtet ist, denn Abs. 4 regelt nur diejenigen Fälle, in de-
nen der Erwerb des WG im aufnehmenden BV betrieblich veranlasst ist. Dem-
gegenüber beruht die Realteilung auf gesellschaftsrechtl. Veranlassung.
Verhältnis zu § 37b: Gemäß § 37b kann bei betrieblich veranlassten Sach-
zuwendungen und Geschenken iSd. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 die ESt des Zuwen-
dungsempfängers durch den Zuwendenden unter Anwendung eines Pauschsteu-
ersatzes von 30 % übernommen werden; Bemessungsgrundlage sind dabei die
AHK zzgl. USt. Die Regelung erfasst dabei auch unentgeltlich übertragene WG
iSv. Abs. 4, ändert aber an deren steuerbilanzieller Bewertung gem. Abs. 4 nichts
(Strahl in Korn, § 6 Rn. 19.13, 484.6; BMF v. 29.4.2008, BStBl. I 2008, 566 –
Rz. 27 f.). Zu den Rechtsfolgen im Einzelnen s. Anm. 1436.
Verhältnis zu §§ 20 ff. UmwStG: Die Einbringungstatbestände der §§ 20 ff.
UmwStG betreffen lediglich die Einbringung von Sachgesamtheiten (Betriebe,
Teilbetriebe, Mitunternehmeranteile). Zudem erfolgen derartige Einbringungen
grds. gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten, also nicht unentgeltlich, so
dass eine Anwendungskonkurrenz zu Abs. 4 nicht besteht.
Verhältnis zum GewStG: Gewerbeertrag ist gem. § 7 Satz 1 GewStG der nach
den Vorschriften des EStG oder KStG zu ermittelnde Gewinn aus dem Gewer-
bebetrieb, vermehrt um die sich nach § 8 GewStG ergebenden Hinzurechnun-
gen und vermindert um die sich nach § 9 GewStG ergebenden Kürzungen. Mit
der Verweisung auf das EStG ist der Ausgangswert bei der Berechnung des Ge-
werbeertrags nach den estl. Vorschriften der §§ 4–7k zu ermitteln (BFH v. 18.2.
1965 – IV 159/63 U, BStBl. III 1965, 259; v. 25.4.1985 – IV R 83/83, BStBl. II
1986, 350). Die Rechtsfolgen des Abs. 4 für den Erwerber bzw. die Auswirkun-
gen für den Übertragenden gelten mithin auch für die GewSt.

VI. Verfahrensfragen

Zuständig für die Beurteilung der Frage, ob Abs. 4 anwendbar ist, sind unabhän-
gig voneinander die BetriebsFÄ des Übertragenden und des Erwerbers. Wider-
sprechende Beurteilungen sind demzufolge möglich und nur durch Verständi-
gung der betroffenen FÄ untereinander zu vermeiden. Ein Rechtsanspruch des
Übertragenden bzw. des Erwerbers auf eine korrespondierende strechtl. Be-
handlung besteht indes nicht. § 174 Abs. 1 AO ist nicht anwendbar, da hier
nicht ein Sachverhalt in uU unzulässiger Weise mehrfach bei einem oder mehre-
ren Stpfl., sondern nach dem Gesetz sowohl beim Erwerber als auch beim
Übertragenden richtiger Weise erfasst, uU jedoch unterschiedlich qualifiziert
worden ist (Loose in Tipke/Kruse, § 174 AO Rn. 12).

Einstweilen frei.

B. Tatbestandsvoraussetzungen des Abs. 4

I. Einzelnes Wirtschaftsgut als Gegenstand der Übertragung

Gegenstand der Bewertung nach Abs. 4 sind einzelne WG, die unentgeltlich
in das BV eines anderen Stpfl. übertragen werden, soweit keine Einlage vorliegt.

Betriebsvermögen eines anderen Stpfl. Anm. 1426–1430 § 6
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Grundsätzlich kommen alle Arten einzelner WG in Betracht, soweit sie nicht
unselbständiger Bestandteil eines anderen WG sind.
Begriff des Wirtschaftsguts: Wirtschaftsgüter sind Sachen und Rechte iSd.
BGB sowie Zustände, konkrete Möglichkeiten und Vorteile für den Betrieb, die
einen wirtschaftlichen Wert besitzen und selbständig bewertbar sind (BFH v.
8.4.1992 – XI R 34/88, BStBl. II 1992, 893, unter II.2.a mwN; v. 7.8.2000 –
GrS 2/99, BStBl. II 2000, 632, mwN; vgl. auch Vor §§ 4–7 Anm. 116 sowie § 5
Anm. 560 ff.). Nicht umfasst vom WG-Begriff des Abs. 4 sind negative WG
(Verbindlichkeiten oder Rückstellungen). Zwar verwendet das EStG den Begriff
des WG im Grundsatz sowohl für positive als auch für negative WG (s. § 5
Anm. 500); eine Einbeziehung der negativen WG erscheint aber nicht sachge-
recht, da die unentgeltliche Übertragung von Schulden kaum denkbar ist. Der
Anwendungsbereich des Abs. 4 ist daher teleologisch auf den Bereich der positi-
ven WG zu reduzieren.
Nicht aktivierungsfähige Vorteile: Abs. 4 ist nicht anzuwenden auf unentgelt-
liche Zuwendungen, die nicht in der Übertragung eines aktivierungsfähigen Vor-
teils bestehen. Gleichwohl können auch unentgeltlich erhaltene Sachleistungen
und Nutzungsvorteile zu BE führen. Dies setzt aber voraus, dass sich nicht un-
mittelbar korrespondierende BA ergeben, weil der erhaltene Vorteil betrieblich
veranlasst ist. Folglich ist, weil der betrieblich veranlasste Zugang eben nicht un-
mittelbar dessen Nutzung zu betrieblichen Zwecken indiziert, die Trennung zwi-
schen Vorteilserzielung und -verwendung geboten. Eine gewinnerhöhende Aus-
wirkung des betrieblich erhaltenen Vorteils ergibt sich daher nur, wenn die
hierdurch ersparten Aufwendungen ihrerseits nicht durch den Betrieb veranlasst
sind, zB bei einer kostenlos gewährten Reise, die in nicht unerheblichem Um-
fang auch der Befriedigung allgemein-touristischer Interessen dient (BFH v.
22.7.1988 – III R 175/85, BStBl. II 1988, 995; v. 20.4.1989 – IV R 106/87,
BStBl. II 1989, 641; v. 26.9.1995 – VIII R 35/93, BStBl. II 1996, 273).
Existenz des Wirtschaftsguts vor der Übertragung: Die Übertragung eines
WG setzt seine Existenz bereits vor dem Übertragungsvorgang voraus. Nicht
von Abs. 4 erfasst werden daher Vorgänge, die erst im Betrieb des Erwerbers
zur Entstehung eines materiellen oder immateriellen WG führen (Werndl in
KSM, § 6 Rn. K 10).

Beispiel 1: Das bei der Entwicklung von Kundenfilmen durch das Entwicklungsunter-
nehmen im Elektrolyseverfahren zurückgewonnene Silber stellt keinen Anwendungs-
fall von Abs. 4 dar, da es zunächst im Filmmaterial enthalten ist und es sich somit
(noch) nicht um ein selbständiges WG handelt. Das zurückgewonnene Silber ist daher
nicht mit fiktiven AK nach Abs. 4 in Höhe des gemeinen Werts, sondern vielmehr le-
diglich mit den bei der Rückgewinnung entstehenden HK zu bewerten. Eine Gewinn-
realisierung ergibt sich infolge dessen erst bei Veräußerung des gewonnenen Silbers
(BFH v. 8.4.1992 – XI R 34/88, BStBl. II 1992, 893, bzgl. § 7 Abs. 2 EStDV aF).

Abgrenzung zur Übertragung von Sachgesamtheiten: Abs. 4 betrifft nur die
unentgeltliche Übertragung einzelner WG, nicht aber von Betrieben, Teilbetrie-
ben oder Mitunternehmeranteilen. Ein einzelnes WG ist idR kein Teilbetrieb
(§ 16 Anm. 142). Die Verwendung des Begriffs „einzelnes“ WG bedeutet nicht,
dass die Übertragung mehrerer WG grds. keinen Anwendungsfall von Abs. 4
darstellt, sondern dient vielmehr der Abgrenzung zur Übertragung eines Be-
triebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils (Hoffmann, GmbHR 1999, 452
[454]; Strahl in Korn, § 6 Rn. 19.2), denn wird ein (Teil-)Betrieb, Mitunterneh-
meranteil oder ein Teil eines Mitunternehmeranteils unentgeltlich übertragen, so
ist Abs. 3 einschlägig (zum Begriff der Sachgesamtheit iSd Abs. 3 s. Anm. 1340).

§ 6 Anm. 1430 Abs. 4: Unentgeltliche Übertragung in das
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Für die Qualifizierung als Sachgesamtheit ist dabei auf die Verhältnisse im Zeit-
punkt der Übertragung beim Zuwendenden abzustellen, so dass Abs. 4 zB auch
dann anwendbar ist, wenn der Gesamtheit der übertragenen WG zwar beim Er-
werber, nicht aber beim Übertragenden die Betriebs- bzw. Teilbetriebseigen-
schaft beizumessen und die Übertragung auf Seiten des Erwerbers betrieblich
veranlasst ist (BFH v. 19.2.1976 – IV R 179/72, BStBl. II 1976, 415, bzgl. § 7
Abs. 2 EStDV aF; s. Anm. 1385).

Beispiel 2: X überträgt mehrere WG seines Betriebs unentgeltlich auf Y, um diesen
zur Aufnahme einer langjährigen Geschäftsbeziehung zu veranlassen. Auch wenn für
Y die übertragenen WG eine ausreichende Grundlage für einen Geschäftsbetrieb bil-
den, ist Abs. 4 anwendbar, da nach Maßgabe der Verhältnisse bei X keine der Sach-
gesamtheiten iSd. Abs. 3 übertragen wurde und der Erwerb auf Seiten des Y betrieblich
veranlasst war.

II. Übertragung auf einen anderen Steuerpflichtigen

Übertragung bedeutet, einem anderen Rechtsträger die wirtschaftliche Ver-
fügungsmacht, dh. wenigstens das wirtschaftliche Eigentum bezüglich des Über-
tragungsgegenstands zu verschaffen.
Maßgeblichkeit des wirtschaftlichen Eigentums bei der Zurechnung von
WG: Siehe § 5 Anm. 515.
Keine Übertragung wirtschaftlichen Eigentums ist gegeben, wenn der
Übertragende die Rückübertragung jederzeit ohne Angabe von Gründen einsei-
tig veranlassen kann (BFH v. 16.5.1989 – VIII R 196/84, BStBl. II 1989, 877).
Konkretisierte Rückfallklauseln verhindern den Übergang des wirtschaftlichen
Eigentums indes nicht (BFH v. 17.6.1998 – IX R 55/97, BFH/NV 1999, 9), so
zB die Übertragung eines Warenmusters bei vereinbarter Rückübertragungs-
pflicht des Erwerbers im Fall der Betriebsaufgabe; s. auch Anm. 1341.
Auf einen anderen „Steuerpflichtigen“: Die Übertragung muss in das BV ei-
nes anderen Stpfl. erfolgen. Als andere Stpfl. kommen grundsätzlich in Betracht:
E Natürliche Person und Körperschaft: Empfänger iSd. Abs. 4 kann eine natürliche
Person (StSubjekt gem. § 1) bzw. eine Körperschaft (StSubjekt gem. § 1 Abs. 1
KStG) sein. Da sich das kstl. Einkommen gem. § 8 Abs. 1 KStG auch nach den
Vorschriften des EStG ermittelt, kommt Abs. 4 unmittelbar zur Anwendung.
Die Übertragung darf allerdings nicht als Einlage zu qualifizieren sein (s.
Anm. 1434).
E Mitunternehmerschaft: Erfolgt die Übertragung auf eine Mitunternehmerschaft,
so ist fraglich, ob die Mitunternehmerschaft insoweit als „Steuerpflichtiger“ an-
zusehen ist. Die Mitunternehmerschaft ist weder estpfl., da StSubjekt für die
ESt ausschließlich natürliche Personen sind (§ 1), noch kstpfl. (BFH v. 25.6.1984
– GrS 4/82, BStBl. II 1984, 751). Die Ergebnisse der gemeinschaftlichen Tätig-
keit werden den Mitunternehmern als natürliche Personen oder Körperschaften
anteilig als originäre eigene Einkünfte zugerechnet (BFH v. 3.5.1993 – GrS
3/92, BStBl. II 1993, 616, unter C.III.6.a aa). Nach stRspr. (zB BFH v. 25.2.
1991 – GrS 7/89, BStBl. II 1991, 691, unter C.III.2; v. 3.7.1995 – GrS 1/93,
BStBl. II 1995, 617, unter C.IV.2.b; v. 23.4.1996 – VIII R 13/95, BStBl. II 1998,
325) ist die PersGes. zwar als partielles StSubjekt bezüglich der Einkünfteerzie-
lung und Einkünfteermittlung anzusehen, gleichwohl ist die Gesellschaft kein
„Steuerpflichtiger“ iSd. EStG (s. ausführl. § 15 Anm. 90).

Betriebsvermögen eines anderen Stpfl. Anm. 1430–1431 § 6
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Etwas anderes gilt nur bei ausdrücklicher gesetzlicher Fiktion, zB gem. § 7g
Abs. 7. Dies kann jedoch der grundsätzlichen Anwendbarkeit des Abs. 4 bei
Übertragungen auf eine Mitunternehmerschaft nicht entgegenstehen (ebenso
Werndl in KSM, § 6 Rn. K 11), da anderenfalls die Bewertung eines unentgelt-
lich erworbenen WG von der Rechtsform des Erwerbers abhängen würde. Für
diese Auffassung spricht zudem, dass die Anwendbarkeit des § 6b bei Mitunter-
nehmerschaften außer Frage steht, soweit die Anspruchsvoraussetzungen bezüg-
lich der einzelnen Mitunternehmer erfüllt sind (vgl. § 6b Anm. 25); einer Fiktion,
die Mitunternehmerschaft sei Stpfl. iSd. Vorschrift, bedarf es hierfür nicht. Zu-
dem sind im Unterschied zu § 6b bei Abs. 4 personell differierende Anspruchs-
berechtigungen nicht vorstellbar, so dass diese Regelung stets für die Gesamtheit
der Mitunternehmer unmittelbar anwendbar ist. Mithin ist eine gesetzliche Fikti-
on, die Mitunternehmerschaft sei Stpfl. iSd. Abs. 4, nicht erforderlich.
Auf einen „anderen“ Steuerpflichtigen: Fraglich ist allerdings, ob Abs. 4 bei
Übertragungen auf Mitunternehmerschaften auch dann anwendbar ist, wenn die
Übertragung zwischen Mitunternehmerschaft und Mitunternehmer bzw. zwi-
schen zwei Mitunternehmern derselben Mitunternehmerschaft erfolgt und das
betreffende WG dem BV bzw. Sonder-BV entstammt, oder ob die Bewertung
der übertragenen WG in diesen Fällen vielmehr nach Abs. 5 Satz 3 vorzuneh-
men ist. Während es in der erstgenannten Fallkonstellation an der Übertragung
auf einen „anderen“ Stpfl. mangeln könnte, da der Übertragende bzw. Erwerber
selbst Mitunternehmer der erwerbenden bzw. übertragenden Mitunternehmer-
schaft ist, könnte in der zweiten Übertragungsvariante die fortbestehende Zuge-
hörigkeit zum BV der PersGes. gegen eine mit der Anwendung des Abs. 4 ver-
bundene Aufdeckung der stillen Reserven sprechen.
E Unentgeltliche Übertragungen zwischen Mitunternehmer und Mitunternehmerschaft und
umgekehrt scheinen dem Wortlaut des Gesetzes zufolge alleinig in den Anwen-
dungsbereich des Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 bzw. Nr. 2 zu fallen, da die unentgeltliche
Übertragung zwischen Mitunternehmer und Mitunternehmerschaft dort explizit
genannt wird. Die wohl hM vertritt daher die Auffassung, Abs. 5 Satz 3 Nr. 1
und 2 sei gegenüber Abs. 4 vorrangig:

Vgl. zB Kulosa in Schmidt XXXIII. § 6 Rn. 671, 710; Fischer in Kirchhof XIII. § 6
Rn. 204; Werndl in KSM, § 6 Rn. K 6, L 13; Strahl in Korn, § 6 Rn. 19.5; Kloster/
Kloster, GmbHR 2000, 1129 (1131); Kloster/Kloster, GmbHR 2001, 420 (421 f.);
Neumann, EStB 2001, 60 (63); Wendt, FR 2002, 53 (64); aA Ehmke in Blümich, § 6
Rn. 1261; van Lishaut, DB 2000, 1784 (1785).

In steuersystematischer Hinsicht vermag eine vorrangige Anwendung von
Abs. 5 allerdings nicht zu überzeugen; uE muss sich die Anwendung von Abs. 4
oder Abs. 5 letztlich aus der Zuordnung des jeweiligen Sachverhalts zum
Rechtsgrund der Übertragung ergeben. Es ist folglich zu unterscheiden, ob die
unentgeltliche Übertragung durch das Gesellschaftsverhältnis (causa societatis)
– in diesem Fall ist Abs. 5 anzuwenden – oder vielmehr betrieblich veranlasst ist,
was die Anwendung des Abs. 4 zur Folge hat. Auch bei entgeltlichen Übertra-
gungsgeschäften zwischen Mitunternehmer und Mitunternehmerschaft zu
fremdüblichen Bedingungen ist aufgrund der partiellen Steuerrechtsfähigkeit der
PersGes. Abs. 5 Satz 3 grds. nicht anzuwenden. Wenn aber die PersGes. bzgl.
der entgeltlichen Übertragung zu fremdüblichen Konditionen strechtl. gegen-
über ihren Gesellschaftern als verselbständigt gilt, so kann für den Fall der un-
entgeltlichen Übertragung nichts anderes gelten, soweit diese betrieblich ver-
anlasst ist und daher zwischen fremden Dritten ebenfalls unentgeltlich erfolgt
wäre. Für eine differenzierte stl. Behandlung von entgeltlicher und unentgeltli-
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cher Übertragung ist keinerlei Rechtfertigung ersichtlich. Steuersystematisch zu-
treffend ist es daher, Abs. 4 nur dann anzuwenden, wenn die Mitunternehmer-
schaft dem Mitunternehmer vorrangig wie ein „anderer“ Stpfl. gegenübersteht
und es an einer für die Anwendung des Abs. 5 erforderlichen gesellschaftsrechtl.
Veranlassung der Übertragung fehlt.

Beispiel 1: Die XY-OHG möchte anhand eines Warenmusters die Aufnahme des be-
treffenden Produkts in ihr Sortiment prüfen. X, zugleich Mitunternehmer der XY-
OHG, überträgt daraufhin ein Warenmuster aus seinem Einzel-BV unentgeltlich auf
die XY-OHG. Da sich X und die OHG in dieser Sache wie fremde Dritte gegenüber-
stehen, ist es steuersystematisch zutreffend, Abs. 4 anzuwenden.
Beispiel 2: X überträgt aus seinem Einzel-BV eine Maschine auf die XY-OHG, deren
Mitunternehmer er ist. In Anbetracht der Liquiditätsprobleme der OHG erfolgt die
Übertragung unentgeltlich. Die Unentgeltlichkeit ist ausschließlich durch das Gesell-
schaftsverhältnis veranlasst, so dass Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 die einschlägige Rechtsnorm
darstellt.

Im seltenen Fall einer unentgeltlichen Übertragung, die teils aus betrieblichen,
teils aus gesellschaftsrechtl. Gründen erfolgt, ist uE eine entsprechende Auftei-
lung vorzunehmen: Bezüglich des betrieblichen veranlassten Teils der Übertra-
gung wäre Abs. 4, bezüglich des causa societatis erfolgenden Teils der Übertra-
gung Abs. 5 anwendbar.
E Unentgeltliche Übertragungen zwischen den Sonderbetriebsvermögen zweier Mitunternehmer
derselben Mitunternehmerschaft werden nach dem Wortlaut des Gesetzes von der Re-
gelung des Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 erfasst, stellen jedoch zugleich eine Teilmenge der
von Abs. 4 betroffenen Sachverhalte dar. Bei derartigen Übertragungen ist uE
bei Vorliegen einer gesellschaftsrechtl. Veranlassung Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 anzu-
wenden, während im (seltenen) Fall einer betrieblichen Veranlassung ein An-
wendungsfall von Abs. 4 gegeben ist.

GlA Reiss in Kirchhof XIII. § 6 Rn. 378, van Lishaut, DB 2000, 1784; aA Kulosa in
SchmidtXXXIII. § 6 Rn. 671; Brandenberg, FR 2000, 1182 (1187);Düll/Fuhrmann/
Eberhard, DStR 2000, 1713, Fn. 4;Wendt, FR 2002, 53 (63 f.).

III. Unentgeltlichkeit der Übertragung

Begriff der Unentgeltlichkeit: Siehe Anm. 1370–1379.
Unentgeltliche Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter: Abs. 4 erfasst nur
den Fall des unentgeltlichen Erwerbs einzelner WG. Der Übertragung des WG
darf daher keine konkrete, vom Erwerber erbrachte oder noch zu erbringende
Entschädigung oder Gegenleistung gegenüberstehen. Verspricht sich der Über-
tragende zB lediglich Vorteile, die sich in günstigeren Geschäftsbeziehungen er-
schöpfen, liegt keine konkrete Gegenleistung des Erwerbers vor. Dies ist regel-
mäßig der Fall bei Werbe- oder Gefälligkeitsgeschenken, Warenmustern uÄ. Ein
entgeltlicher Erwerb ist dagegen zB anzunehmen, wenn dem Übertragenden im
Gegenzug ein Vorteil in Form einer bestimmten Rechtsposition gewährt wird,
etwa bei Einräumung eines Belieferungsrechts, oder wenn im Gegenzug ein be-
reits zuvor bestehendes immaterielles WG übertragen wird. In diesen Fällen lie-
gen (entgeltliche) Tauschgeschäfte vor, bei denen sich die Bewertung nach
Abs. 6 richtet. Ein entgeltlicher Erwerb liegt auch vor, wenn im Rahmen von
Lieferbeziehungen Waren teilweise ohne Berechnung geliefert werden. Derartige
Preisnachlässe in Form von Zugaben, Naturalrabatten oder -boni mindern die
AK aller bezogener Waren und führen infolgedessen nicht zu einer BV-Meh-
rung.
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Teilentgeltlichkeit liegt vor, wenn der Veräußerer dem Erwerber durch die Ver-
einbarung des unter dem wirklichen Wert liegenden Preises etwas hat unentgelt-
lich zuwenden wollen. Nicht ausreichend ist indes das bloße Vorliegen eines ob-
jektiven Missverhältnisses zwischen Kaufpreis und wirklichem Wert des
übertragenen WG; in diesem Fall ist zumindest dann von einem voll entgeltli-
chen Rechtsgeschäft auszugehen, wenn die Vertragsparteien subjektiv von einer
Ausgeglichenheit von Leistung und Gegenleistung ausgehen (vgl. Knobbe-Keuk,
Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 180 f.; zum Begriff der ge-
mischten Schenkung s. auch Anm. 1374). Liegt danach ein teilentgeltliches
Rechtsgeschäft vor, so ist bezüglich der strechtl. Beurteilung sodann fraglich, ob
der Vorgang in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen Vorgang aufzutei-
len (Trennungstheorie) oder von einem einheitlichen Vorgang auszugehen ist
(Einheitstheorie). Bei Geltung der Einheitstheorie ist von einer vollständig ent-
geltlichen Übertragung auszugehen, wenn das Entgelt den Buchwert des WG
übersteigt, während eine vollständig unentgeltliche Übertragung anzunehmen
ist, wenn das Entgelt den Buchwert des WG unterschreitet (s. Anm. 1382). Be-
züglich der Übertragung einzelner WG ist uE jedoch auch im Kontext des
Abs. 4 nach der Trennungstheorie zu verfahren (so auch Ehmcke in Blümich,
§ 6 Rn. 1265; Kulosa in Schmidt XXXIII. § 6 Rn. 673; aAWerndl in KSM, § 6
Rn. K 8), da die Einheitstheorie bei einem Entgelt oberhalb des Buchwerts zu
einer Bewertung des erlangten WG lediglich mit den tatsächlich geleisteten AK,
nicht aber mit dem vollen gemeinen Wert führt. In diesem Fall bestünde für die
Anwendung des Abs. 4 mangels Unentgeltlichkeit kein Raum. Bei Annahme
einer iSd. Einheitstheorie vollständig unentgeltlichen Übertragung (dh., das Ent-
gelt ist niedriger als der Buchwert) würde sich die Bewertung hingegen allein
nach Abs. 4 richten. Zwar unterscheidet sich für den Veräußerer das materielle
Ergebnis bei Einheits- und Trennungstheorie nicht, für den Erwerber jedoch
bewirkt lediglich die Trennungstheorie unabhängig von der Höhe des Entgelts
eine zutreffende Bewertung des WG (aA Märkle, StbJb. 1987/1988, 309 [330]).
Dabei führen die reine Trennungstheorie und die vom IV. Senat des BFH (v.
21.6.2012 – IV R 1/08, BFH/NV 2012, 1536; v. 19.9.2012 – IV R 11/12, BFH/
NV 2012, 1880, jeweils zu Abs. 5) vertretene Trennungstheorie mit einseitiger
Zuordnung des Buchwerts (zur begrifflichen Abgrenzung s. Anm. 1453) im
Kontext des Abs. 4 uE zu identischen Ergebnissen. Dies gilt auf Seiten des Ver-
äußerers jedenfalls, wenn man bei Anwendung der Trennungstheorie mit einsei-
tiger Zuordnung des Buchwerts den Buchwert nur bis zur Höhe des jeweiligen
Teilentgelts dem entgeltlichen Teil der Übertragung zuordnet (in diesem Sinne
Dornheim, DStZ 2013, 397 [403]; U. Förster, DB 2013, 2047 [2051]). Für den
Erwerber führt Abs. 4 bei Anwendung jedweder Form der Trennungstheorie
stets auch zum Ansatz der Differenz zwischen Entgelt und gemeinem Wert,
und damit im Ergebnis zu Anschaffungskosten in Höhe des gemeinen Werts.

Beispiel 1: Veräußerung eines WG zu einem Preis (120 E) zwischen Buchwert (100 E)
und gemeinem Wert (200 E). Der Veräußerer erhofft sich aufgrund des gegenüber
dem gemeinen Wert geringen Kaufpreises eine Verbesserung der Geschäftsbeziehun-
gen zum Erwerber.
Nach der Einheitstheorie ist ein vollentgeltlicher Vorgang gegeben, da der Veräuße-
rungspreis den Buchwert übersteigt. Der Erwerber aktiviert das WG zu 120 E. Der
Übertragende realisiert einen Veräußerungsgewinn iHv. 20 E. Nach der reinen Tren-
nungstheorie werden dagegen lediglich 6/10 des WG entgeltlich und die restlichen 4/10
unentgeltlich übertragen. Der Erwerber aktiviert das WG zu den tatsächlichen AK
(120 E) zzgl. der fiktiven AK gem. Abs. 4 (80 E) = 200 E. Der Veräußerer erzielt bzgl.
des entgeltlichen Teils einen Veräußerungsgewinn von 60 E (= 120 E abzgl. 6/10 des
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Buchwerts) sowie bzgl. des unentgeltlichen Teils einen Verlust von 40 E (= 4/10 des
Buchwerts, BA nach § 4 Abs. 4 wegen der betrieblichen Veranlassung des geringen
Preises), per Saldo also einen Gewinn von 20 E. Bei Anwendung der Trennungstheorie
mit einseitiger Zuordnung des Buchwerts ergeben sich für den Erwerber wie zuvor
AK von 200 E. Auf Seiten des Veräußerers ergibt sich ebenso ein Veräußerungsgewinn
von 20 E, nun als Differenz aus dem Veräußerungspreis (120 E) und dem gesamten
Buchwert (100 E). Einheits- und Trennungstheorie führen für den Erwerber mithin zu
unterschiedlichen Ergebnissen.
Beispiel 2: Veräußerung eines WG zu einem Preis (80 E) unter gemeinem Wert
(200 E) und unter Buchwert (100 E). Nach der Einheitstheorie ist ein vollständig un-
entgeltlicher Erwerb gegeben, da der Veräußerungspreis den Buchwert unterschreitet.
Der Erwerber aktiviert gem. Abs. 4 mit den fiktiven AK (= gemeiner Wert) iHv. 200 E.
Der Veräußerer erleidet einen Verlust von 20 E.
Der reinen Trennungstheorie zufolge bewertet der Erwerber das erhaltene WG mit den
tatsächlichen AK von 80 E zzgl. der fiktiven AK von 120 E (6/10 des gemeinen Werts)
= 200 E. Der Veräußerer erzielt bzgl. des entgeltlichen Teils einen Veräußerungs-
gewinn von 40 E (= 80 E abzgl. 4/10 des Buchwerts) sowie bzgl. des unentgeltlichen
Teils einen Verlust von 60 E (= 6/10 des Buchwerts), per Saldo also einen Verlust von
20 E. Ebenso ergeben sich bei Anwendung der Trennungstheorie mit einseitiger Zu-
ordnung des Buchwerts für den Erwerber AK von 200 E. Für den Veräußerer ergibt
sich, wie zuvor, ein Verlust von 20 E: Das Ergebnis des entgeltlichen Teils beträgt 0 E
(Veräußerungspreis 80 E abzgl. Buchwert bis zur Höhe des Teilentgelts 80 E), während
für den unentgeltlichen Teil ein Verlust von 20 E die Folge ist, da in Höhe des noch
nicht verbrauchten Buchwerts wegen der betrieblichen Veranlassung des geringen Prei-
ses eine BA gegeben ist.
Einheits- und Trennungstheorie, egal welcher Ausprägung, gelangen zu demselben Er-
gebnis.

Übernahme von Verbindlichkeiten des Übertragenden durch den Erwerber
stellt beim Erwerb einzelner WG grds. eine Gegenleistung dar. Die übernomme-
nen Verbindlichkeiten sind daher Teil der AK (s. auch Anm. 287 „Schuldüber-
nahme“ mwN). Folglich handelt es sich (ggf. teilweise) um einen entgeltlichen
Vorgang; insoweit ist Abs. 4 nicht anwendbar.
Gewährung von Gesellschaftsrechten führt nach hM zum Vorliegen eines
tauschähnlichen Rechtsgeschäfts und damit (ggf. anteilig) zur Entgeltlichkeit
(BFH v. 19.10.1998 – VIII R 69/95, BStBl. II 2000, 230; BMF v. 29.3.2000,
BStBl. I 2000, 462). Abs. 4 ist insoweit nicht anwendbar.

IV. Übertragung in ein Betriebsvermögen

Abs. 4 setzt eine Übertragung in ein BV und damit die Existenz eines BV auf der
Seite des Erwerbers bereits im Zeitpunkt der Übertragung voraus. Der Anwen-
dung der Vorschrift steht es aber uE nicht entgegen, wenn die Übertragung des
WG mit der Betriebseröffnung zeitlich zusammenfällt. Gleichgültig ist, ob es
sich bei dem Betrieb, in dessen BV das WG gelangt, um einen land- und forst-
wirtschaftlichen, gewerblichen oder der selbständigen Arbeit dienenden Betrieb
handelt.
Für die Anwendung des Abs. 4 spielt es keine Rolle, ob das übertragene WG
beim Erwerber dem AV oder dem UV angehört. Die fortgesetzte Zugehörigkeit
zum BV des Erwerbers wird nicht vorausgesetzt (Mayer-Wegelin in B/B, § 6
Rn. 109), gleichwohl führt eine private Verwendung durch den Erwerber zur
Entnahme aus dessen BV.
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V. Kein Fall der Einlage

Änderung gegenüber Vorgängerregelung: Anders als § 7 Abs. 2 EStDV aF,
wonach sowohl auf Seiten des Übertragenden als auch auf Seiten des Übertra-
gungsempfängers eine betriebliche Veranlassung bestehen musste, stellt Abs. 4
nicht mehr auf die betriebliche Veranlassung beim Übertragenden ab, sondern
fordert stattdessen, dass der Vorgang nicht als Einlage in das BV des Erwerbers
zu qualifizieren ist. Die Übertragung in das BV muss also direkt und nicht erst
durch einen Einlageakt des Stpfl. erfolgen, dem das aufnehmende BV zuzurech-
nen ist; sie darf demnach nicht den „(Um-)Weg“ über das PV des Erwerbers
nehmen. Zumindest auf der Seite des Erwerbers entspricht das zuvor in § 7
Abs. 2 EStDV aF enthaltene Erfordernis des Vorliegens betrieblicher Gründe
der in Abs. 4 geforderten Voraussetzung, dass keine Einlage vorliegt, denn ein
unentgeltlich zugewendetes WG wird nur dann unmittelbar in das BV übertra-
gen, wenn der Erwerb aus Sicht des Empfängers betrieblich veranlasst ist (Meu-
rer in Lademann, § 6 Rn. 1018).
Betriebliche Veranlassung der Übertragung setzt einen sachlichen, wirtschaft-
lichen Zusammenhang mit dem Betrieb voraus (zB BFH v. 13.12.1973 – I R
136/72, BStBl. II 1974, 210; v. 14.3.2006 – VIII R 60/03, BStBl. II 2006, 650).
Es genügt auch ein mittelbarer Zusammenhang. Auch eine Schenkung kann in
ursächlichem Zusammenhang mit dem Betrieb stehen und estl. eine BE zur Fol-
ge haben (so bereits RFH v. 9.10.1935, RStBl. 1936, 139). Maßgebend ist nicht,
ob bürgerlich-rechtl. eine Schenkung vorliegt oder ob mit der Zuwendung ein
bestimmtes Tun oder Unterlassen des Begünstigten in Zusammenhang gebracht
werden kann; entscheidend ist lediglich die betriebliche Veranlassung (BFH v.
21.11.1963 – IV 345/61 S, BStBl. III 1964, 183).
Einlage in das Betriebsvermögen des Übertragenden unschädlich: Ist die
Übertragung als Einlage zu qualifizieren, so ist dies für die Anwendung des
Abs. 4 nur schädlich, wenn es sich um eine Einlage in das BV des Erwerbers
handelt. Dagegen steht eine der eigentlichen Übertragung vorangehende oder
mit ihr zeitlich zusammenfallende Einlage des WG in das BV des Übertragenden
der Anwendung des Abs. 4 nicht entgegen, etwa, wenn ein bis zum Zeitpunkt
der Übertragung zum PV gehörendes WG vom Geber aus betrieblichen Grün-
den unentgeltlich in das BV eines Geschäftspartners übertragen wird.

Beispiel 1: Ein Unternehmer überträgt einem Geschäftspartner aus betrieblichem An-
lass unentgeltlich ein zu seinem PV gehörendes Gemälde.

Das WG wird in diesem Fall zunächst vom Geber in sein BV eingelegt und ge-
langt aus diesem anschließend direkt in das BV des Erwerbers. Da keine Einlage
in das BV des Erwerbers vorliegt, ist Abs. 4 anzuwenden.
Übertragung in das Betriebsvermögen einer anderen natürlichen Person:
Eine für die Anwendung des Abs. 4 schädliche Einlage in das BV des Erwerbers
kann nur durch diesen selbst erfolgen, da eine Einlage durch den Übertragenden
selbst direkt in das BV einer anderen natürlichen Person nicht möglich ist. Eine
schädliche Einlage durch den Erwerber liegt vor, wenn das WG infolge der un-
entgeltlichen Übertragung zunächst in dessen PV gelangt. Dies ist der Fall, wenn
der Erwerb des WG nicht durch den Betrieb des Erwerbers, sondern, wie bei
Schenkungen regelmäßig gegeben, privat veranlasst ist. Das übertragene WG
zählt dann zunächst zum PV des Erwerbers und wird anschließend von ihm
selbst in sein BV eingelegt. Die Bewertung des eingelegten WG richtet sich in
diesem Fall nicht nach Abs. 4, sondern nach Abs. 1 Nr. 5 (ebenso Herrmann in
Frotscher, § 6 Rn. 498).

§ 6 Anm. 1434 Abs. 4: Unentgeltliche Übertragung in das
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Beispiel 2: Ein Installateur bekommt von seinem Vater zum Geburtstag einen Pkw.
für seinen Betrieb geschenkt. Die Übertragung ist aus Sicht des Erwerbers nicht be-
trieblich, sondern privat veranlasst. Der Pkw. gelangt zunächst in das PV des Installa-
teurs und wird anschließend in sein BV eingelegt. Abs. 4 kommt wegen des Vorliegens
einer (schädlichen) Einlage nicht zur Anwendung.

Übertragung in das Betriebsvermögen einer Mitunternehmerschaft: Für
die Frage, ob in diesen Fällen eine für die Anwendung des Abs. 4 schädliche
Einlage vorliegt, ist danach zu unterscheiden, ob der Übertragende selbst Mit-
unternehmer der PersGes. ist, in deren BV das WG gelangt.
E Übertragender ist kein Mitunternehmer: Eine Einlage in das BV der Mitunterneh-
merschaft ist nur durch die Mitunternehmer selbst, nicht aber durch einen frem-
den Dritten möglich. Ist der unentgeltliche Erwerb zunächst auf der Ebene der
Mitunternehmer privat veranlasst und gelangt das WG dennoch in das BV der
Mitunternehmerschaft, so ist eine Einlage durch die Mitunternehmer gegeben.
E Übertragender ist selbst Mitunternehmer: Die Frage, ob in diesem Fall eine Einlage
vorliegt, ist, je nach Herkunft des WG, unterschiedlich zu beantworten.
p Wirtschaftsgut des Privatvermögens: Im Regelfall dürfte die unentgeltliche Übertra-

gung (uE nach wie vor möglich; angesichts der Urteile des BFH v. 24.1.2008
– IV R 37/06, BFH/NV 2008, 854; v. 17.7.2008 – I R 77/06, BStBl. II 2009,
464, allerdings fraglich; s. insbes. Wendt, FR 2008, 915 [916]; Wacker, HFR
2008, 692) durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst sein, so dass eine für
die Anwendung des Abs. 4 schädliche Einlage gegeben ist, deren Bewertung
sich nach Abs. 1 Nr. 5 richtet. Sollte hingegen der Ausnahmefall einer be-
trieblichen Veranlassung auf Seiten der erwerbenden Mitunternehmerschaft
gegeben sein, so müsste uE Abs. 4 zur Anwendung kommen. Die FinVerw.
differenziert indes unzutreffenderweise nicht nach dem jeweiligen Rechts-
grund der Übertragung, sondern orientiert sich primär an der buchhalteri-
schen Behandlung (BMF v. 29.3.2000, BStBl. I 2000, 462, II.1.b; v. 11.7.2011,
BStBl. I 2011, 713 – Tz. 2b).
Beispiel 3: Der Mitunternehmer einer Schrottverwertungs-OHG überträgt unentgelt-
lich Altmetall aus seinem PV auf die OHG. Die OHG verwertet die WG im Rahmen
ihres normalen Geschäftsbetriebs. In diesem Fall ist Abs. 4 uE anzuwenden.

p Wirtschaftsgut des Betriebsvermögens: In diesen Fällen liegt keine Einlage iSd. Ge-
setzes vor, da eine solche die vorherige Zugehörigkeit zum PV voraussetzt.
Zum Konkurrenzverhältnis zu Abs. 5 Satz 3 s. Anm. 1431.

Übertragung auf eine Kapitalgesellschaft: Die Anwendbarkeit des Abs. 4 er-
gibt sich bei Übertragungen vom Gesellschafter auf die Gesellschaft aus der Zu-
ordnung zum wahren Rechtsgrund des Vorgangs. Erhält die KapGes. durch ih-
ren Gesellschafter unentgeltlich ein WG zugewendet, und sind hierfür auf
Seiten der Gesellschaft betriebliche Gründe ausschlaggebend, so ist Abs. 4 ein-
schlägig, da die KapGes. aufgrund eigener Steuerrechtssubjektivität als anderer
Stpfl. iSd. Abs. 4 anzusehen ist. Abs. 4 kommt hingegen nicht zur Anwendung,
wenn die Übertragung causa societatis erfolgt, mithin als offene oder verdeckte
Einlage zu qualifizieren ist (glA Meurer in Lademann, § 6 Rn. 1019 f.). So han-
delt es sich im Fall der offenen, dh. gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten
erfolgenden Sacheinlage um einen entgeltlichen, weil tauschähnlichen Vorgang
und folglich um einen Anwendungsfall von Abs. 6 Satz 1. Eine Anwendung von
Abs. 4 scheidet aufgrund der Entgeltlichkeit des Vorgangs aus. Im Fall der ver-
deckten Sacheinlage ist zwar aufgrund der fehlenden Gegenleistung der Kap-
Ges. die für die Anwendung des Abs. 4 erforderliche Unentgeltlichkeit gegeben,
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der Tatbestand der Einlage steht jedoch einer Anwendung des Abs. 4 entgegen.
Einschlägige Vorschrift ist Abs. 1 Nr. 5.

VI. Vermögenszugehörigkeit und Veranlassungsart beim Übertragenden

Zugehörigkeit zum Betriebsvermögen des Übertragenden ist für die An-
wendung des Abs. 4 nicht notwendig. Im Schrifttum wird dagegen die Auffas-
sung vertreten, der Anwendungsbereich von Abs. 4 beschränke sich auf solche
Fälle, in denen das WG bereits zuvor zum BV des übertragenden Stpfl. gehörte
(Strahl in Korn, § 6 Rn. 484.1; wohl auch Fischer in Kirchhof XIII. § 6
Rn. 204). Mit gleicher Argumentation wollen die FinVerw. und Teile des Schrift-
tums Abs. 4 nicht auf die unentgeltliche Ausgabe von Emissionsrechten nach
dem TEHG v. 8.7.2004 (BGBl. I 2004, 1578) anwenden, da es an einer Übertra-
gung aus einem anderen BV fehle (BMF v. 6.12.2005, BStBl. I 2005, 1047, Tz.
11; Herzig/Jensen-Nissen/Koch, FR 2006, 109 [117]; Strahl in Korn, § 6
Rn. 485). Dieser Auffassung ist jedoch nicht zu folgen (glA Werndl in KSM,
§ 6 Rn. K 12; Ehmcke in Blümich, § 6 Rn. 1264; Kulosa in Schmidt XXXIII.
§ 6 Rn. 671). Anders als § 7 Abs. 2 EStDV aF, der die Qualifikation als BV des
Übertragenden ausdrücklich als Tatbestandsvoraussetzung enthielt, stellt Abs. 4
lediglich darauf ab, dass keine Einlage in das BV des Erwerbers vorliegt. Dies
setzt nun aber keine Zugehörigkeit zum BV des Übertragenden voraus, denn
die Zugehörigkeit zum PV des Übertragenden führt nicht zwingend dazu, dass
das WG auch beim Erwerber zunächst PV darstellt und erst in einem zweiten
Schritt eingelegt wird (Kümpel, FR 1999, 888). Etwas anderes lässt sich auch
nicht aus der Gesetzesbegründung ableiten. Zwar wird hier ausgeführt, dass die
Einführung des Abs. 4 keine materiell-rechtl. Änderung bewirken sollte
(BTDrucks. 14/443, 24). Hieraus könnte man schließen, dass die Tatbestands-
voraussetzungen von Abs. 4 denen des § 7 Abs. 2 EStDV aF entsprechen soll-
ten. Dieser vermutlichen Intention des Gesetzgebers entspricht der Gesetzestext
jedoch erkennbar nicht, da Abs. 4 weder zur Zugehörigkeit des WG zum BV des
Übertragenden noch zur Veranlassung des Zuwendenden etwas aussagt. Die
Änderung in der Formulierung kann auch nicht als lediglich redaktionelle Klar-
stellung oder Bereinigung verstanden werden, da die bisher geforderte Qualifika-
tion als BV beim Zuwendenden eine die direkte Anwendung des § 7 Abs. 2
EStDV aF zweifellos stark einschränkende Tatbestandsvoraussetzung darstellte,
deren Wegfall nicht ohne Weiteres ignoriert werden kann. Diese Auffassung
wird auch dadurch gestützt, dass das Gesetz an anderer Stelle, wenn es den An-
wendungsbereich einer Vorschrift auf WG des BV zu beschränken beabsichtigt,
dieses klar zum Ausdruck bringt (in diesem Sinne auch Märkle, DStR 2000,
797 [805]).
Betriebliche Veranlassung beim Übertragenden nicht erforderlich: Abs. 4
umfasst auch solche Fälle, in denen die Übertragung beim Zuwendenden nicht
betrieblich, sondern privat veranlasst ist (glA Kulosa in Schmidt XXXIII. § 6
Rn. 6712).
E Privat veranlasste Übertragungen, die unter Abs. 4 fallen, liegen vor, wenn der Be-
zug des WG in den BV-Bereich des erwerbenden Stpfl. dort aus unmittelbarer
betrieblicher Veranlassung heraus erfolgt. Dabei steht es der Anwendbarkeit des
Abs. 4 nicht entgegen, wenn der Erwerber das betrieblich erlangte WG anschlie-
ßend möglicherweise privat nutzt.

§ 6 Anm. 1434–1434a Abs. 4: Unentgeltliche Übertragung in das
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Beispiel 1: Privatmann A schenkt dem von ihm beauftragten Handwerker X, den er
als Briefmarkensammler kennt, zur schnelleren Erledigung eines Auftrags eine wertvol-
le Marke (Weber-Grellet, Bilanzsteuerrecht, 12. Aufl. 2014, 255). Für X ist ein An-
wendungsfall von Abs. 4 gegeben. Nutzt er die Marke nachfolgend für seine private
Sammlung, so stellt dies eine Entnahme aus seinem BV dar.

Denkbar sind auch Fälle privater Veranlassung, bei denen der Zuwendungswille
einzig darauf gerichtet ist, den betrieblichen Zwecken des anderen Stpfl. zu die-
nen, oder die zugewendeten WG so beschaffen sind, dass eine private Verwen-
dung beim Betriebsinhaber ausgeschlossen ist. Dies ist etwa der Fall bei unent-
geltlichen Zuwendungen an stbegünstigte Körperschaften und bei sonstigen
Altmaterialsammlungen (Kümpel, FR 1999, 888).

Beispiel 2: Einer stbegünstigten Körperschaft werden von Privatpersonen WG im
Rahmen von Altkleidersammlungen unentgeltlich überlassen.
Beispiel 3: Gewerblichen Schrotthändlern, Altmaterialhändlern oder Kleiderverwer-
tungsunternehmen werden Sperrmüll, gebrauchte Schuhe uÄ. von privaten Haushalten
unentgeltlich überlassen.

Auch hier erfolgt der Erwerb des WG unmittelbar im wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb der stbefreiten Körperschaft oder (zB) im Einzelbetrieb. Ein be-
trieblich veranlasster Erwerb von WG im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb
einer stbefreiten Körperschaft ist selbst dann gegeben, wenn die Zuwendung
durch die privaten Haushalte im Hinblick auf die geplante Verwendung des Er-
löses für gemeinnützige Zwecke mitveranlasst ist. Eine zunächst erfolgte Über-
tragung in die gemeinnützige Sphäre und anschließende Einlage in den wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb durch die Körperschaft selbst ist nicht
anzunehmen (BFH v. 26.2.1992 – I R 149/90, BStBl. II 1992, 693).
E Zusammenhang mit Überschusseinkunftsarten: Eine die Anwendbarkeit des Abs. 4
nicht beeinträchtigende private Veranlassung der unentgeltlichen Übertragung
auf der Seite des Zuwendenden liegt auch vor, wenn sich der Zuwendende hier-
durch Vorteile bezüglich von ihm erzielter Überschusseinkünfte verspricht.

Beispiel 4: Der Stpfl. schenkt aus seinem PV (alternativ: aus seinem Betrieb) einen
Pkw. einem Installateur, damit dieser bereitwilliger für Reparaturen an zum PV des
Stpfl. gehörenden Mietshäusern zur Verfügung steht.

Abs. 4 ist anzuwenden, da auch in diesen Fällen der Zugang des WG aus Sicht
des Erwerbers unmittelbar betrieblich veranlasst ist. Auf der Seite des Zuwen-
denden geht der Übertragung eine Entnahme voraus, wenn sich das WG zuvor
im BV befand.

C. Rechtsfolgen

I. Vorbemerkung

Rechtsfolgen für den Erwerber sind zu unterscheiden von den Auswirkungen
für den Übertragenden. Letztere werden durch Abs. 4 nicht geregelt (Mayer-
Wegelin in B/B, § 6 Rn. 111, zu § 7 Abs. 2 EStDV aF), sondern ergeben sich
vielmehr aus allgemeinen Grundsätzen.
Korrespondenz zwischen dem Vorliegen von BE auf Seiten des Erwerbers mit
BA oder WK auf Seiten des Übertragenden besteht nicht. So kann die Übertra-
gung auf Seiten des Zuwendenden beispielsweise nicht mit einer Einkunftsart in
Zusammenhang stehen oder zu nicht abziehbaren BA gem. § 4 Abs. 5 bzw.
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nicht abziehbaren WK gem. § 9 Abs. 5 iVm. § 4 Abs. 5 führen; in beiden Fällen
wirkt sich die Übertragung auf Seiten des Übertragenden stl. nicht aus.

II. Rechtsfolgen für den Erwerber

Fiktive Anschaffungskosten: Siehe zunächst auch Anm. 303. Nach Abs. 4 gilt
der gemeine Wert des unentgeltlich übertragenen WG als AK des Erwerbers.
Die Vorschrift ordnet nicht etwa konkret die Aktivierung mit dem gemeinen
Wert an, sondern fingiert lediglich die Höhe der AK. Die eigentliche Bewertung
für Zwecke der Bilanzierung erfolgt nach Abs. 1 oder 2. Ist das WG danach mit
den (fiktiven) AK zu bilanzieren, ergeben sich mangels tatsächlicher eigener
Aufwendungen des Erwerbers zwangsläufig BE in Höhe des gemeinen Werts
(BFH v. 12.10.1977 – I R 248/74, BStBl. II 1978, 191; Nds. FG v. 13.2.2007 –
15 K 349/04, EFG 2007, 1462, rkr., im Ergebnis bestätigt durch BFH v. 2.9.
2008 – X R 25/07, BFH/NV 2009, 63; Kulosa in Schmidt XXXIII. § 6
Rn. 675). Das ggf. hierdurch ausgelöste Entstehen eines stpfl. Gewinns wird im
Schrifttum vereinzelt mit der Begründung kritisiert, es werde ein Gewinn besteu-
ert, der nicht im Betrieb erwirtschaftet sei (vgl. Knobbe-Keuk, Bilanz- und Un-
ternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 180). Der Begriff der BE setzt aber nicht
ein auf die Erzielung gerade dieser Einnahme gerichtetes Tätigwerden des Stpfl.
voraus, vielmehr genügt das Vorliegen einer betrieblichen Veranlassung, so dass
BE auch dann vorliegen können, wenn der Stpfl. als Betriebsinhaber unentgeltli-
che Zuwendungen erhält (BFH v. 6.9.1990 – IV R 125/89, BStBl. II 1990, 1028,
mwN).
Auswirkungen der Pauschalbesteuerung nach § 37b: Ungeachtet der Über-
nahme der Pauschalsteuer nach § 37b durch den Übertragenden hat der Emp-
fänger das erhaltene WG anzusetzen und nach Abs. 4 zu bewerten. Allerdings
sind die Einkünfte um die insoweit erfassten BE durch eine außerbilanzielle
Korrektur zu kürzen (Strahl in Korn, § 6 Rn. 484.6).
Abs. 4 ist Bewertungs-, nicht jedoch Ansatzvorschrift: Nach dem Wortlaut
des Abs. 1 regelt § 6 „die Bewertung der einzelnen Wirtschaftsgüter, die nach
§ 4 Absatz 1 oder nach § 5 als Betriebsvermögen anzusetzen sind“. Daher kön-
nen nur diejenigen WG einer Bewertung nach Abs. 4 zugeführt werden, die
dem Grunde nach zu erfassen sind (in diesem Sinne auchWolffgang in KSM, 5
Rn. C 32 mwN zu § 7 Abs. 2 EStDV aF).
E Unentgeltlich erlangte Sachleistungen und Nutzungsvorteile werden von Abs. 4 nicht
erfasst, soweit es sich nicht um selbständige WG handelt. Gleichwohl führen
auch sie zu BE, s. Anm. 1430.
E Immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens dürfen bei unentgeltlichem
Erwerb steuerbilanziell grds. nicht aktiviert werden (§ 5 Abs. 2). Im Fall der un-
entgeltlichen Übertragung solcher WG ist im Schrifttum umstritten, ob § 5
Abs. 2 der Anwendung des Abs. 4 beim Erwerber entgegensteht.

Bejahend Wolffgang in KSM, § 5 Rn. C 32 zu § 7 Abs. 2 EStDV; Strahl in Korn, § 6
Rn. 19.10; § 5 Anm. 1740; abl. Meurer in Lademann, § 6 Rn. 1022; Mayer-Wegelin in
B/B; § 6 Rn. 109; Weber-Grellet in Schmidt XXXIII. § 5 Rn. 197. Auch die Fin-
Verw. befürwortete vormals die vorrangige Anwendung von Abs. 4 (R 31a Abs. 3
Satz 5 EStR 2003), äußert nunmehr jedoch diesbezüglich nichts mehr.

E Stellungnahme: § 5 Abs. 2 stellt uE die gegenüber Abs. 4 vorrangige Vorschrift
dar. Bereits dem Wortlaut nach führt § 5 Abs. 2 in Bezug auf den Ansatz des be-
treffenden WG ausdrücklich die Entgeltlichkeit als zwingende Voraussetzung
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an, während Abs. 4 genauso eindeutig lediglich die Bewertung von unentgeltlich
übertragenen, gleichwohl aktivierungspflichtigen WG regelt, so dass keine
Schnittmenge der jeweiligen Anwendungsbereiche besteht. Etwas anderes ergibt
sich auch nicht daraus, dass Abs. 4 als bloße Bewertungsnorm das Vorliegen
von AK fingiert, denn hieraus kann nicht analog auf das Vorliegen eines fiktiv-
entgeltlichen Erwerbsvorgangs geschlossen werden (aA Meurer in Lademann,
§ 6 Rn. 1022). Unzutreffend ist uE auch die Ansicht, Abs. 4 bliebe durch § 5
Abs. 2 unberührt, weil es sich um einen einlageähnlichen Vorgang handele (so
aber Weber-Grellet in Schmidt XXXIII. § 5 Rn. 197; Hoffmann in LPB, § 6
Rn. 1104). Zwar ist im Fall einer Einlage § 5 Abs. 2 nach hM nicht anzuwenden
(§ 5 Anm. 1672 mwN); jedoch wäre bei Vorliegen einer Einlage für die Bewer-
tung bereits aufgrund des eindeutigen Wortlauts des Abs. 4 („kein Fall der Ein-
lage“) nicht Abs. 4, sondern Abs. 1 Nr. 5 einschlägig. Darüber hinaus ist der
Vorrang der Einlage gegenüber § 5 Abs. 2 anders motiviert: Mit der Einlagere-
gelung des § 4 Abs. 1 Satz 1 soll erreicht werden, dass vom Stpfl. stfrei gebilde-
tes oder bei ihm bereits besteuertes Vermögen nach seiner Einbringung in den
Betrieb nicht durch eine Erhöhung der Gewinneinkünfte der Besteuerung unter-
worfen wird; der Zugang wird daher mit dem Teilwert angesetzt und im Ver-
mögensvergleich als Einlage vom Endvermögen abgezogen. Dieser Zweck kann
es gebieten, quasi als letztes Mittel zur Sicherstellung einer zutreffenden Besteue-
rung aus dem PV in das BV überführte immaterielle WG anzusetzen, obwohl
nach § 5 Abs. 2 ein Ansatz nur bei entgeltlichem Erwerb zulässig ist (BFH v.
26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348, unter C.I.1.b.aa; § 5 Anm. 1672).
Dagegen steht die stl. Erfassung der unentgeltlichen Übertragung als solche
beim Erwerber außer Frage. Eine vorrangige Anwendung des Abs. 4 gegenüber
§ 5 Abs. 2 hätte lediglich eine sofortige stl. Belastung des Erwerbers bereits im
Zeitpunkt der Übertragung zur Folge, während bei vorrangiger Geltung des § 5
Abs. 2 diese erst später, zB bei Veräußerung oder Entnahme, erfolgen würde.
Lediglich diese zeitliche Vorverlagerung reicht uE zur Rechtfertigung des Vor-
rangs von Abs. 4 gegenüber § 5 Abs. 2 nicht aus. Die im Zugang des immateriel-
len WG liegende BE darf daher uE wegen des Aktivierungsverbots des § 5
Abs. 2 – Ungewissheit des Werts der BE – nicht erfasst werden. Auch eine uU
beim Rechtsvorgänger (vielleicht vor langer Zeit) erfolgte Wertbestimmung
durch einen entgeltlichen Erwerb ändert nichts daran, dass der Erwerb jetzt un-
entgeltlich erfolgt, eine Bewertung durch eine Schätzung erfolgen müsste und
diese Schätzung unsicher ist.
E Private Verwendung des Wirtschaftsguts: Eine der unentgeltlichen Übertragung
(ggf. unmittelbar) nachfolgende private Verwendung des WG steht der Anwen-
dung des Abs. 4 nicht entgegen, soweit die Übertragung aus Sicht des Erwerben-
den betrieblich veranlasst war. In Höhe des gemeinen Werts des WG ist zu-
nächst eine BE zu erfassen; die anschließende private Verwendung führt zur
Entnahme, deren Bewertung sich nach Abs. 1 Nr. 4 richtet (Mayer-Wegelin in
B/B, § 6 Rn. 109; BFH v. 22.7.1988 – III R 175/85, BStBl. II 1988, 995). Zu
demselben materiellen Ergebnis gelangt man bei Annahme einer unmittelbaren
Entnahme zum Teilwert ohne vorherige Berücksichtigung als BE (Strahl in
Korn, § 6 Rn. 484.2).
Bewertung mit gemeinem Wert: Als Bewertungsmaßstab wird in Abs. 4 der
gemeine Wert festgeschrieben. Damit gelten grds. die allgemeinen Bewertungs-
vorschriften der §§ 2–16 BewG. Der gemeine Wert wird durch den Preis be-
stimmt, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit des
WG bei einer Veräußerung zu erzielen wäre.
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E Umsatzsteuer, Vorsteuerabzug: Der gemeine Wert umfasst grds. auch die USt.
Soweit diese jedoch als Vorsteuer abgezogen werden kann, gehört sie nach § 9b
nicht zu den AK. Umsatzsteuerlich ist zu beachten, dass die von Abs. 4 erfassten
Übertragungen als unentgeltliche Wertabgabe iSv. § 3 Abs. 1b Satz 1 Nr. 3
UStG einer entgeltlichen Lieferung gleichgestellt sind und daher regelmäßig USt
auf den Einkaufspreis bzw. die Selbstkosten zum Zeitpunkt der Übertragung
(§ 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG) auslösen, soweit es sich nicht um Geschenke
mit geringem Wert oder Warenmuster handelt. Zur Vermeidung einer system-
widrigen ustl. Kumulation ist es daher notwendig, beim Erwerber den Abzug
der entstandenen USt als Vorsteuer zuzulassen. Nach Ansicht der FinVerw.
kann jedoch für Lieferungen iSv. § 3 Abs. 1b UStG eine den Erwerber zum Vor-
steuerabzug berechtigende Rechnung nicht ausgestellt werden (Abschn. 3.2
Abs. 2 UStAE). Diese Auffassung wird im Schrifttum wegen des hiermit ver-
bundenen Verstoßes gegen das ustl. gebotene Neutralitätsprinzip zu Recht kriti-
siert (Stadie in Rau/Dürrwächter, § 15 UStG Rn. 644 ff.).
E Abgrenzung zum Teilwert: Siehe Anm. 575.
Eigene Aufwendungen des Erwerbers auf das Wirtschaftsgut, die durch die
Anschaffung veranlasst sind (zB Montage einer geschenkten Maschine), sind uE
auch im Anwendungsbereich des Abs. 4 nicht sofort abziehbare BA, sondern
als AK zu behandeln (ebenso Werndl in KSM, § 6 Rn. K 21; Strahl in Korn,
§ 6 Rn. 485; aAMeurer in Lademann, § 6 Rn. 283e).
Nichtabziehbarkeit der Zuwendung beim Übertragenden gem. § 4 Abs. 5
Satz 1 Nr. 1 steht ihrer Behandlung als BE beim Empfänger nicht entgegen
(BFH v. 13.12.1973 – I R 136/72, BStBl. II 1974, 210, zu § 7 Abs. 2 EStDV aF;
Mayer-Wegelin in B/B, § 6 Rn. 109).
AfA-Bemessungsgrundlage: Die fiktiven AK in Höhe des gemeinen Werts
des unentgeltlich übertragenen WG, zuzüglich eventueller eigener Aufwendun-
gen des Stpfl., bilden sowohl die Bemessungsgrundlage für die AfA oder AfS als
auch die Bewertungsobergrenze nach Abs. 1 Nr. 1. Die Regelungen des Abs. 2
(Möglichkeit der Sofortabschreibung von gWG) sowie Abs. 2a (Sammelposten)
sind anwendbar (ebenso Kulosa in Schmidt XXXIII. § 6 Rn. 675).
Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3: Abs. 4 gilt unabhängig von der Gewinner-
mittlungsart. Die unentgeltliche Übertragung ist daher auch bei Gewinnermitt-
lung nach § 4 Abs. 3 in Höhe des gemeinen Werts des übertragenen WG als BE
zu erfassen. Soweit das übertragene WG zum AV des Erwerbenden gehört, ist
es in das Anlagenverzeichnis nach § 4 Abs. 3 Satz 5 aufzunehmen. Im Fall der
Abnutzbarkeit des WG bilden die fiktiven AK gem. Abs. 7 die Bemessungs-
grundlage der AfA oder AfS. Gehört das übertragene WG dagegen zum UV des
Erwerbers, stehen den BE bereits im Jahr der Übertragung BA in Höhe der fik-
tiven Erwerbsaufwendungen gegenüber, so dass der Vorgang im Ergebnis, so-
weit der BA-Abzug nicht nach § 4 Abs. 3 Satz 4 bis zur Veräußerung oder Ent-
nahme des WG aufgeschoben wird, ohne Auswirkung bleibt (vgl. BFH v. 16.5.
2013 – III R 54/12, BFH/NV 2013, 1916, II.2.b). In diesem Fall ergibt sich erst
bei einer späteren Veräußerung oder Entnahme in Höhe des Veräußerungsprei-
ses bzw. Entnahmewerts ein Gewinn.
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III. Auswirkungen beim Übertragenden

1. Übertragung von Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens
Art der Veranlassung: Werden WG des BV unentgeltlich in das BV eines an-
deren Stpfl. übertragen, so hängt die ertragstl. Auswirkung beim Übertragenden
maßgeblich davon ab, ob die Übertragung bei ihm betrieblich oder privat ver-
anlasst ist.
Betriebliche Veranlassung: Im Fall der unentgeltlichen Übertragung aus be-
trieblicher Veranlassung richtet sich die Behandlung beim abgebenden BV nach
den allgemeinen Grundsätzen, dh. insbes. nach § 4 Abs. 4 und 5, während § 6
Abs. 4 hierüber keine Regelung trifft. In Höhe des (Rest-)Buchwerts des aus be-
trieblichen Gründen hingegebenen WG ist grds. eine BA anzunehmen.
E Einschränkung der Abziehbarkeit kann sich aus § 4 Abs. 5 ergeben und steht der
Anwendung des Abs. 4 beim Erwerber nicht entgegen (s. Anm. 1436).
E Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3: Der Übertragende hat eine BA in Höhe der
AHK des übertragenen WG, soweit sie sich noch nicht als BA ausgewirkt haben
(Meurer in Lademann, § 6 Rn. 1023).
Private Veranlassung: Wird ein WG des BV aus privater Veranlassung unent-
geltlich auf einen anderen Stpfl. übertragen, wird es zunächst in das PV des
Übertragenden entnommen und anschließend aus diesem PV unentgeltlich
übertragen (BMF v. 13.1.1993, BStBl. I 1993, 80 – Tz. 33 zur vorweggenom-
menen Erbfolge). Die Bewertung der Entnahme richtet sich nach Abs. 1 Nr. 4
(Bewertung mit dem Teilwert) und führt ggf. zur Aufdeckung stiller Reserven.
Die ertragstl. Auswirkungen der anschließenden Übertragung in das BV eines
anderen Stpfl. sind nach allgemeinen Grundsätzen zu beurteilen. Sie entsprechen
den Auswirkungen der privat veranlassten unentgeltlichen Übertragung eines
WG des PV.

2. Übertragung von Wirtschaftsgütern des Privatvermögens
Betriebliche Veranlassung: Wird ein WG des PV von einem Betriebsinhaber
aus betrieblichen Gründen unentgeltlich auf einen anderen Stpfl. übertragen,
geht der Schenkung eine Einlage in das eigene BV voraus, deren Bewertung sich
nach Abs. 1 Nr. 5 richtet. Die anschließende betrieblich veranlasste unentgeltli-
che Übertragung führt zu einer BA in Höhe des Einlagewerts.
Private Veranlassung: Wird ein WG des PV aus privater Veranlassung unent-
geltlich auf einen anderen Stpfl. übertragen, richten sich die ertragstl. Folgen
nach allgemeinen Grundsätzen. Je nachdem, ob die Veranlassung der unentgelt-
lichen Übertragung im Bereich der Überschusseinkünfte oder außerhalb der
Einkunftserzielungssphäre angesiedelt ist, liegen entweder WK oder lediglich
Privataufwendungen vor, die stl. unbeachtlich sind, soweit sie nicht als SA oder
außergewöhnliche Belastungen abziehbar sind.

Einstweilen frei.
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Erläuterungen zu Abs. 5
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Abs. 5 EStG idF des UntStFG als zweiter Versuch zur „Wiedereinführung des Mitunter-
nehmer-Erlasses“, FR 2002, 53; Wendt, Der gesetzlich „wiederhergestellte“ Mitunterneh-
mererlass, EStB 2002, 137; Berg/Trompeter, Ausgliederung im Treuhandmodell, FR
2003, 903; Böhme/Forster, Anwendbarkeit der Trennungstheorie im Rahmen von Über-
tragungen i.S. des § 6 Abs. 5 EStG i.d.F. des Unternehmenssteuerfortentwicklungsgeset-
zes, BB 2003, 1979; Bogenschütz/Hierl, Steueroptimierter Unternehmensverkauf: Ver-
äußerung von Einzelunternehmen und Personengesellschaften (Teil I), DStR 2003, 1097;
Briese, Zur Systematik der Missbrauchsklauseln nach § 6 Abs. 5 Sätze 5 und 6 EStG, StuB
2003, 248; Dötsch/Pung, § 8b Abs. 1 bis 6 KStG: Das Einführungsschreiben des Bun-
desfinanzministeriums, DB 2003, 1016; Düll, Übertragung von Vermögen bei Personen-
gesellschaften – Alternativen, Rechtsfolgen, Normkonkurrenzen, StbJb. 2002/03, 117;
Groh, Teilwerteinbringung von betrieblichen Einzelwirtschaftsgütern in Personengesell-
schaften, DB 2003, 1403; Lieber/Stifter, Die atypisch stille Gesellschaft als Alternative
zur Ausgliederung, FR 2003, 831; Mayer, Notwendiges Zusammentreffen von § 24
UmwStG und § 6 Abs. 5 EStG, DStR 2003, 1553; Ostermayer/Riedel, Übertragung von
Einzelwirtschaftsgütern einschließlich Schulden zwischen Schwestergesellschaften – An-
wendung der Realteilungsgrundsätze als „Königsweg“?, BB 2003, 1305; Paus, Die neuen
Ergänzungsbilanzen bei Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter zwischen Personengesell-
schaft und Gesellschafter, FR 2003, 59; Pyszka, Atypisch stille Beteiligungen an einzelnen
Unternehmenssegmenten, DStR 2003, 857; Rödder/Schumacher, Das Steuervergüns-
tigungsabbaugesetz, DStR 2003, 805; Röhner, Teilentgeltliche Übertragungen von Wirt-
schaftsgütern, StB 2003, 202; Röhner, Formen der Gegenleistung bei der Übertragung
von Wirtschaftsgütern bei Personengesellschaften, SteuStud. 2003, 478; Schild/Eisele,
Die Steuerbefreiungen nach § 8b KStG – Das neue BMF-Schreiben vom 28.4.2003, DStZ
2003, 443; Schulze zur Wiesche, Die GmbH & atypisch Still – ein großer Verlierer der
neuen Steuergesetzgebung, BB 2003, 713; Selbmann, Die Übertragung stiller Reserven bei
Personengesellschaften nach § 6b EStG, Berlin 2003; Söffing, Zur Rechtfertigung des
Sonderbetriebsvermögen II, DStR 2003, 1105; Stegemann, Treuhandmodell: Ertragsteu-
erliche Irrelevanz der zivilrechtlich existierenden Personengesellschaft als steuerliches Ge-
staltungsinstrument, Inf. 2003, 629; Strahl, „Gestaltungssperre“ Gesamtplanrechtspre-
chung, KÖSDI 2003, 13918; Winkeljohann/Stegemann, Anwendbarkeit des § 6 Abs. 5
Satz 3 EStG bei Neugründung von Mitunternehmerschaften und bei Gesellschafterbei-
tritt, DB 2003, 2033; Bauschatz/Strahl, Steuerliche Behandlung von Vermögensübertra-

E 722/25

A. Allgemeine Erläuterungen Vor Anm. 1440 § 6



E 722/26 Niehus/Wilke

gungen innerhalb von Körperschaften des öffentlichen Rechts, DStR 2004, 489; von Cam-
penhausen, Steuersubjekt- und -objektgebundene stille Reserven bei Ergänzungsbilanzen
nach § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG und § 24 UmwStG, DB 2004, 1282; Crezelius, Gewährung
von Gesellschaftsrechten bei § 6 Abs. 5 EStG, §§ 20, 24 UmwStG, DB 2004, 397; Forst,
(Steuer-)neutrale Übertragung von Einzelwirtschaftsgütern, EStB 2004, 217; Kraft/Trü-
benbach, Umstrukturierungen außerhalb des Umwandlungssteuerrechts durch Übertra-
gungsmöglichkeiten für einzelne Wirtschaftsgüter, StB 2004, 336; Ley, Ausgewählte Fra-
gen und Probleme in Fällen der Übertragung von Sonderbetriebsvermögen sowie von
Mitunternehmer( teil)anteilen, KÖSDI 2004, 14024; Ley, Ausgewählte Fragen und Proble-
me im Zusammenhang mit Gesellschafterkonten und Ergänzungsbilanzen, StbJb.
2003/04, 135; Meilicke, Anm. zu EuGH v. 11.3.2004, GmbHR 2004, 511; Niehus, Die
steuerrechtliche Ungleichbehandlung von betrieblich beteiligten Zebragesellschaftern und
Mitunternehmern, DStZ 2004, 143; Pyszka/Brauer, Ausländische Personengesellschaften
im Unternehmenssteuerrecht, Herne/Berlin 2004; Schulze zur Wiesche, Die Übernahme
von Verbindlichkeiten bei der Übertragung von Einzelwirtschaftsgütern zwischen dem
Betriebs- und dem Gesamthandsvermögen, DB 2004, 1388; Strahl, Die Bedeutung der
Gesamtplanrechtsprechung bei der Umstrukturierung von Personengesellschaften unter
erfolgsneutraler Ausgliederung einzelner Wirtschaftsgüter, FR 2004, 929; Thömmes, Aktu-
elle Fragen zur Gewinnrealisierung bei grenzüberschreitender Tätigkeit, StbJb. 2003/04,
201; Tiedtke/Hils, Das Sonderbetriebsvermögen nach dem Steuerentlastungsgesetz
1999/2000/2002, DStZ 2004, 482; Völker/Ardizzoni, Rechtsprechungsbrechende
Nichtanwendungsgesetze im Steuerrecht - neue bedenkliche Gesetzgebungspraxis, NJW
2004, 2413; Wassermeyer, Steuerliche Konsequenzen aus dem EuGH-Urteil „Hughes des
Lasteyrie du Saillant“, GmbHR 2004, 613; Briese, Verdeckte Gewinnausschüttung und
ihr Verhältnis zu den steuerlichen Bewertungsvorbehalten in Einbringungsfällen, GmbHR
2005, 207; Förster, Übertragung von Wirtschaftsgütern und Gesamtplanrechtsprechung,
StbJb. 2004/05, 227; Hey, Das Individualsteuerprinzip in Einkommen-, Körperschaft-
und Gewerbesteuer – Auflösungstendenzen personal gebundener Steuerpflichten, in Tip-
ke/Söhn (Hrsg.), Gedächtnisschrift für Christoph Trzaskalik, Köln 2005, 219; Kanzler,
Die unentgeltliche Übertragung von Mitunternehmeranteilen und -teilanteilen – Gesetzes-
puzzle oder Rechtsanwendung?, in Stahl/Strahl/Carlé (Hrsg.), Gestaltung und Abwehr
im Steuerrecht, Festschrift für Klaus Korn, Bonn 2005, 287; Kessler/Huck, Grenzüber-
schreitender Transfer von Betriebsvermögen – Die Verlagerung von Einzelwirtschafts-
gütern, Betriebsstätten und Betrieben ins Ausland, StuW 2005, 193; Korn, Das BMF-
Schreiben zu § 6 Abs. 3 EStG: Analyse und Gestaltungshinweise, KÖSDI 2005, 14633;
Mayer, Zusammentreffen von verdeckter Gewinnausschüttung oder verdeckter Einlage
mit steuerlichen Bewertungsvorbehalten im Einkommen- und Umwandlungssteuerrecht,
GmbHR 2005, 1033; Neu/Stamm, Aktuelles Beratungs-Know-how Personengesell-
schaftsbesteuerung, DStR 2005, 141; Niehus, Zur Anwendung von Realteilungsgrundsät-
zen und § 6b EStG auf die Übertragung von Wirtschaftsgütern bei Schwesterpersonenge-
sellschaften, FR 2005, 278; Niehus/Wilke, Maß und Ausmaß von Gewinnrealisierungen
bei Übertragungen gegen Teil- oder Mischentgelt im Anwendungsbereich des § 6 Abs. 5
Satz 3 EStG, FR 2005, 1012; Piltz in Mössner u.a., Steuerrecht international tätiger Un-
ternehmen, 3. Aufl., Köln 2005; Reiß, Einbringung von Wirtschaftsgütern des Privatver-
mögens in das Betriebsvermögen einer Mitunternehmerschaft, DB 2005, 358; Ritzrow,
Übertragung eines Wirtschaftsguts aus dem Gesamthandsvermögen in das Sonder-
betriebsvermögen eines Mitunternehmers derselben Mitunternehmerschaft, StBp. 2005,
20; Schaumburg, Der Wegzug von Unternehmen, in Festschr. Wassermeyer, München
2005, 411; Spindler, Der „Gesamtplan“ in der Rechtsprechung des BFH, DStR 2005, 1;
Hruschka, Die Ent- und Verstrickung stiller Reserven nach dem SEStEG, StuB 2006,
584; Röhrig/Doege, Das Kapital der Personengesellschaften im Handels- und Ertragsteu-
errecht – Begriff, Bedeutung, Gestaltungen, DStR 2006, 489; Strahl, Übertragung von
Wirtschaftsgütern bei Personengesellschaften nach den Erlassen der Finanzverwaltung,
StbJb. 2005/06, 97; Wehrheim/Nickel, Überführungs- und Übertragungsmöglichkeiten
nach § 6 Abs. 5 EStG – eine steuersystematische Einordnung, BB 2006, 1361; Benecke,
Entstrickung und Verstrickung bei Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens, NWB 2007,
Fach 3, 14733; Förster, SEStEG: Rechtsänderungen im EStG, DB 2007, 72; Branden-
berg, Steuerschonende Übertragung bei Personengesellschaften – Übertragung von Sach-
gesamtheiten und einzelnen Wirtschaftsgütern, NWB 2008, 4287; Hoffmann, Anmerkun-
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gen zum BFH-Urteil vom 24.01.2008 – IV R 37/06, GmbHR 2008, 551; Hüttemann, Das
Buchwertprivileg bei Sachspenden nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 5 EStG, DB 2008, 1590;
Liebchen, Beteiligungen an ausländischen Personengesellschaften, Berlin 2008; Mitschke,
Aufgabe der finalen Entnahmelehre – Nachlese zum BFH-Urt. v. 17.7.2008, I R 77/06,
FR 2008, 1144; Niehus, Zur Realisierung stiller Reserven über gewerblich geprägte Per-
sonengesellschaften – zugleich ein Plädoyer zur Abschaffung von 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG,
StuW 2008, 359; Söffing, Wahlrecht bei der Überführung und Übertragung einzelner
Wirtschaftsgüter nach § 6 Abs. 5 EStG, BB 2008, 1771; Wacker, Anmerkungen zum
BFH-Urteil vom 24.01.2008, IV R 37/06, HFR 2008, 692; Dietel, Die Sachwertabfindung
von Mitunternehmern – Ungeklärte Rechtslage bei der Abfindung mit betrieblichen Sach-
gesamtheiten, DStR 2009, 1352; Ditz, Aufgabe der finalen Entnahmetheorie – Analyse
des BFH-Urteils vom 17.7.2008 und seiner Konsequenzen, IStR 2009, 115; Kessens, Die
Besteuerung der grenzüberschreitenden Überführung von Wirtschaftsgütern, Frankfurt
am Main 2009; Körner, Auf- und Umbau von Holdingstrukturen, IStR 2009, 1; Körner,
Ent- und Verstrickung, IStR 2009, 741; Ley, Behandlung des Transfers von Wirtschafts-
gütern zwischen Betrieben im Rahmen des § 4 Abs. 4a EStG, KÖSDI 2009, 16333;
Mitschke, Nochmals: Aufgabe der „finalen Entnahmetheorie“ – Nachlese zum BFH-Ur-
teil, I R 77/06, FR 2009, 326; Prinz, Gesetzgeberische Wirrungen um Grundsätze der Be-
triebsstättenbesteuerung, DB 2009, 807; Schneider/Oepen, Finale Entnahme, Sicherstel-
lung stiller Reserven und Entstrickung, FR 2009, 22; Wallenhorst/Halaczinsky, Die
Besteuerung gemeinnütziger Vereine, Stiftungen und der juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts, 6. Aufl., München 2009; Winkeljohann/Fuhrmann, Handbuch Um-
wandlungssteuerrecht, Düsseldorf 2007; Atilgan, Die Systematik der Steuerentstrickung
im deutschen Ertragsteuerrecht, Hamburg 2010; Beyschlag, Transfer von Einzelwirt-
schaftsgütern bei gewerblichen Personenunternehmen, Hamburg 2010; Brandenberg, Be-
steuerung der Personengesellschaften – unpraktikabel und realitätsfremd?, FR 2010, 731;
Brandenberg, in Ley/Brandenberg, Umstrukturierungen von Personengesellschaften,
Ubg 2010, 767; Brandenberg, Ausgliederungsmodell, Schwestergesellschaften und Ge-
samtplan, NWB 2010, 2699; Buchna/Seeger/Brox, Gemeinnützigkeit im Steuerrecht,
10. Aufl., Achim 2010; Bünning, Steuer- und handelsbilanzielle Gestaltungsmöglichkeiten
bei der Übertragung von Vermögensgegenständen auf Personengesellschaften, BB 2010,
2357; Demuth, Unternehmensumstrukturierung mit handelsbilanzieller Wertaufstockung
und steuerlicher Buchwertfortführung, KÖSDI 2010, 16997; Ditz/Schneider, Änderun-
gen des Betriebsstättenerlasses durch BMF-Schreiben vom 25.08.2009, DStR 2010, 81;
Falterbaum/Bolk/Reiß/Kirchner, Buchführung und Bilanz, 21. Aufl., Achim 2010;
Hahne, Steuerneutrale Übertragung von Wirtschaftsgütern zwischen Personengesellschaf-
ten – der „Zoff“ im BFH, StuB 2010, 611; Hennrichs, Besteuerung von Personengesell-
schaften – Transparenz- oder Trennungsprinzip?, FR 2010, 721; Hey, Besteuerung von
Unternehmen und Individualsteuerprinzip, in Schön/Osterloh-Konrad (Hrsg.), Kern-
fragen des Unternehmenssteuerrechts, Berlin 2010, 1; Hubertus/Lüdemann, Gewer-
besteueroptimierung durch Anwendung des sog. Treuhandmodells, BB 2010, 2474; Kah-
le, Abgrenzung von Gesellschafterkonten bei Personengesellschaften, DStZ 2010, 720;
Kanzler, Anmerkungen zum BFH-Beschluss vom 15.04.2010, IV B 105/09, FR 2010,
761; Kempermann, Anmerkungen zum BFH-Urteil vom 06.05.2010, IV R 52/08, FR
2010, 946; Koch, Doch Buchwertverknüpfung bei Übertragung eines Wirtschaftsguts auf
eine Schwesterpersonengesellschaft?, BB 2010, 1466; Körner, Neue Erkenntnisse zu Ent-
und Verstrickung, Kurze Replik zu Mitschke, IStR 2010, 95, IStR 2010, 208; Körner,
Neutralitätserfordernis für sukzessive Umstrukturierungen, DB 2010, 1315; Leisner-
Egensperger, Aufdeckung stiller Reserven bei Übertragungen zwischen Schwester-Per-
sonengesellschaften? Eine neue unternehmenssteuerliche Divergenz in der BFH-Recht-
sprechung, DStZ 2010, 900; Ley in Ley/Brandenberg, Umstrukturierungen von
Personengesellschaften, Ubg 2010, 767; Neumayer/Obser, Übertragung von Sonder-BV
in das Gesamthandsvermögen der GmbH & Co. KG, EStB 2010, 34; Niehus, Einbrin-
gung in PersGes: Systematische Überlegungen zum Anwendungsbereich von § 24
UmwStG unter Berücksichtigung von § 1 Abs. 3 UmwG, FR 2010, 1; Niehus/Wilke, Die
Besteuerung der Personengesellschaften, 5. Aufl., Stuttgart 2010; Tipke/Lang, Steuer-
recht, 20. Aufl., Köln 2010; Wassermeyer, Entstrickungsbesteuerung nach § 4 Abs. 1
Satz 3 EStG, in Baumhoff/Dücker/Köhler (Hrsg.), Besteuerung, Rechnungslegung und
Prüfung der Unternehmen, Festschrift für Norbert Krawitz, Wiesbaden 2010, 483; Was-
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sermeyer/Richter/Schnittker, Personengesellschaften im Internationalen Steuerrecht,
Köln 2010, 81; Wendt, Gesellschafterkonten bei Personengesellschaften und ihre Be-
deutung in der Krise, Stbg. 2010, 145; Wendt, Anmerkungen zum BFH-Urteil vom
25.11.2009, I R 72/08, FR 2010, 386; Bareis, Änderungen der Verfügungsrechte bei
Mitunternehmerschaften ohne oder mit Gewinnrealisierung?, FR 2011, 153; Crezelius,
Nachsteuertatbestände und Umwandlungssteuerrecht, FR 2011, 401; Dietel, Neues zur
Sachwertabfindung von Mitunternehmern, DStR 2011, 1493; Jacobs, Internationale Un-
ternehmensbesteuerung, 7. Aufl., München 2011; Kraft/Sönnichsen, Steuerliche Aspekte
der Begründung und Beendigung des Treuhandmodells, DB 2011, 1936; Lendewig/Jasch-
ke, Die Erneuerung der allgemeinen Entstrickungsvorschriften durch das JStG 2010, StuB
2011, 90; Ley, Wirtschaftsgutstransfer zwischen Schwesterpersonengesellschaften, DStR
2011, 1208; Mitschke, Konkretisierung der gesetzlichen Entstrickungsregelungen und
Kodifizierung der finalen Betriebsaufgabetheorie durch das Jahressteuergesetz 2010, Ubg
2011, 328; Musil, Die Ergänzung des Entstrickungstatbestands durch § 4 Abs. 1 Satz 4
EStG – Herrscht nun endlich Klarheit?, FR 2011, 545; Neufang/Otto, Übertragung von
Wirtschaftsgütern – Buchwert oder Entstrickung der stillen Reserven?, StB 2011, 308;
Niehus/Wilke, SteuK 2011, Zur Anwendung der Gesamtplanrechtsprechung in Ausglie-
derungsfällen, SteuK 2011, 225 (Teil 1), SteuK 2011, 251 (Teil 2); Ortmann-Babel/Bolik/
Wernicke, Zweifelsfragen zur Überführung und Übertragung von einzelnen Wirtschafts-
gütern nach § 6 Abs. 5 EStG – Anmerkung zum BMF-Entwurf vom 24.05.2011, SteuK
2011, 335; Ratschow, Prinzipien der Einkünfteermittlung – Steuersubjektprinzip, DStJG
34 (2011), 35; Richter/Heyd, Die Konkretisierung der Entstrickungsregelungen und Ko-
difizierung der finalen Betriebsaufgabe durch das Jahressteuergesetz 2010, Ubg 2011, 172;
Siegel, Zuordnungsänderungen in Personengesellschaften, FR 2011, 45; Sieker, Aus-
gewählte Beispiele gesetzlich geregelter Fiktionen, DStR 2011, Beihefter zu Heft 32, 85;
Strahl, Umstrukturierung und Gesamtplan, KÖSDI 2011, 17363; Ungemach, Europa-
rechtliche und abkommensrechtliche Beurteilung der Entstrickungsregelungen des deut-
schen Umwandlungssteuerrechts, Ubg 2011, 251; Wälzholz, Ausgewählte gesellschafts-
rechtliche Aspekte von Gesellschaftskonten bei Personengesellschaften, DStR 2011, 1815
(Teil 1), DStR 2011, 1861 (Teil 2).

I. Grundinformationen

Satz 1 regelt die Überführung eines einzelnen WG zwischen verschiedenen BV
desselben Stpfl. Danach führt das „Verbringen“ eines WG innerhalb der einem
Stpfl. zuzurechnenden BV nicht zu einer Gewinnrealisierung. Die Fortführung
der Buchwerte ist zwingend vorgeschrieben; ein Wahlrecht auf einen anderen
Bewertungsansatz besteht nicht. Dabei ist es unerheblich, ob es sich um eine
Überführung zwischen BV derselben Einkunftsart oder unterschiedlicher Ein-
kunftsarten handelt.
Satz 2 erweitert die iSd. Satzes 1 erfassten BV um das Sonder-BV des Stpfl. Da-
nach sind ebenso Überführungen zwischen einem BV des Stpfl. und seinem
Sonder-BV bei einer Mitunternehmerschaft sowie zwischen dessen Sonder-BV
bei verschiedenen Mitunternehmerschaften steuerneutral vorzunehmen.
Satz 3 ordnet die Buchwertfortführung auch für den Fall der Übertragung von
betrieblichen EinzelWG zwischen dem Mitunternehmer und der „eigenen“ Mit-
unternehmerschaft sowie zwischen verschiedenen Mitunternehmern derselben
Mitunternehmerschaft an, soweit diese unentgeltlich oder gegen Gewährung
bzw. Minderung von Gesellschaftsrechten erfolgt. Hierbei wechselt der (wirt-
schaftliche) Eigentümer des WG. Im Einzelnen betrifft die Regelung folgende
Fälle (vgl. Wendt, FR 2002, 53 [57]):
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Vermögensmäßige
Zugehörigkeit

Gegen Gewährung/Minderung
von Gesellschaftsrechten

Unentgeltlich

Einzel-BV
« Gesamthandsvermögen

Nr. 1 Nr. 1

Sonder-BV
« Gesamthandsvermögen
derselben Mitunternehmerschaft

Nr. 2 Nr. 2

Sonder-BV bei der einen
Mitunternehmerschaft
« Gesamthandsvermögen bei
einer anderen Mitunternehmer-
schaft

Nr. 2 Nr. 2

Sonder-BV Mitunternehmer 1
« Sonder-BV Mitunternehmer 2
bei derselben Mitunternehmer-
schaft

– Nr. 3

Nr. 1 und 2 betreffen unentgeltliche Übertragungen und Übertragungen gegen
Gewährung bzw. Minderung von Gesellschaftsrechten, Nr. 3 betrifft ausschließ-
lich unentgeltliche Vorgänge. Damit ist zugleich geklärt (argumentum e contra-
rio), dass entgeltliche Vorgänge nicht von der Buchwertverknüpfung des Sat-
zes 3 erfasst werden (BMF v. 7.6.2001, BStBl. I 2001, 367; H 6.15 EStH 2010).
Durch die Regelung in Abs. 6 Satz 4, nach welcher Abs. 5 unberührt bleibt, ist
klargestellt, dass bei einer Übertragung gegen Gewährung oder Minderung von
Gesellschaftsrechten, obwohl dies als tauschähnlicher Vorgang angesehen wer-
den kann, die Regelungen des Abs. 5 Satz 3 gegenüber Abs. 6 vorrangig sind.
Die steuerneutrale Übertragung von WG des Sonder-BV des Mitunternehmers
bei der einen Mitunternehmerschaft in das Gesamthandsvermögen einer ande-
ren Mitunternehmerschaft, an der er beteiligt ist, ermöglicht die Ausgliederung
des Sonder-BV in eine – ggf. zu diesem Zweck gegründete – Schwester-Pers-
Ges. Nicht geregelt in Satz 3 ist die Übertragung von EinzelWG zwischen den
Gesamthandsvermögen von Schwester-PersGes. (vgl. hierzu Anm. 1447d).
Satz 4 soll Verschiebungen von stillen Reserven auf andere StRSubjekte verhin-
dern, allerdings nur in den Fällen, in denen innerhalb einer sog. Sperrfrist deren
Realisierung durch den Übertragungsempfänger erfolgt. Wird das betreffende
WG innerhalb der Sperrfrist nach der Übertragung veräußert oder entnommen,
so ist rückwirkend der Teilwert anzusetzen, wenn nicht durch Aufstellung von
Ergänzungsbilanzen die bis zur Übertragung entstandenen stillen Reserven dem
Einbringenden zugeordnet wurden. Die jeweiligen Veranlagungen und ggf. alle
Folgeveranlagungen sind nach § 175 AO Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu ändern. Die
Sperrfrist endet drei Jahre nach Abgabe der StErklärung des Übertragenden für
den VZ, in dem die Übertragung erfolgt ist.
Satz 5 soll ausweislich der Gesetzesbegründung (vgl. BTDrucks. 14/6882, 33
sowie Begr. des VermAussch. zur BTDrucks. 14/3760) verhindern, dass stille
Reserven unversteuert auf ggf. extra zu diesem Zweck gegründete Körperschaf-
ten „verlagert“ und beim anschließenden Verkauf dieser sog. „Objektgesell-
schaften“ aufgrund des Teileinkünfteverfahrens auf unbestimmte Zeit zu 40 %
(§ 3 Nr. 40) bzw. infolge von § 8b Abs. 2 iVm. Abs. 3 KStG nahezu vollständig
der Besteuerung entzogen werden könnten (vgl. hierzu im Einzelnen van Lis-
haut, DB 2000, 1786 f.). Gemäß Satz 5 ist daher der Teilwert anzusetzen, soweit
bei Übertragungen iSd. Satzes 3 der Anteil eines KStSubjekts an dem WG un-
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mittelbar oder mittelbar begründet wird oder dieser sich erhöht. Es kommt inso-
weit zu einer Gewinnrealisierung in Höhe der stillen Reserven im abgebenden
BV.
Satz 6 ordnet, wohl zur Vermeidung von Gestaltungen zur Umgehung des Sat-
zes 5, den Teilwertansatz rückwirkend auf den Zeitpunkt der Übertragung an,
wenn der Anteil eines KStSubjekts an dem betreffenden WG innerhalb von sie-
ben Jahren nach der Übertragung unmittelbar oder mittelbar begründet wird
oder dieser sich erhöht.

II. Rechtsentwicklung

1. Rechtsentwicklung von Abs. 5 Satz 1 und 2

a) Rechtslage bis 1998
Die strechtliche Behandlung der Überführung eines einzelnen WG zwischen
verschiedenen BV desselben Stpfl. war bis zur Einfügung von Satz 1 und 2
durch das StEntlG 1999/2000/2002 (BGBl. I 1999, 402; BStBl. I 1999, 304) ge-
setzlich nicht normiert. Nach der sog. finalen Entnahmelehre des BFH waren ei-
ne Entnahme und damit zugleich eine Realisierung etwaiger stiller Reserven zu
verneinen, wenn eine spätere stl. Erfassung der stillen Reserven weiterhin ge-
währleistet ist.

Zu Überführungen zwischen EinzelBV vgl. BFH v. 21.6.2001 – III R 27/98, BStBl. II
2002, 537 unter II.A.2.b; v. 9.12.1986 – VIII R 26/80, BStBl. II 1987, 342; v. 7.10.1974
– GrS 1/73, BStBl. II 1975, 168 mwN.
Zu Überführungen unter Einschluss des Sonder-BV vgl. BFH v. 16.2.1996 – I R
183/94, BStBl. II 1996, 342 unter II.2.b. bb; v. 19.2.1991 – VIII R 65/89, BStBl. II
1991, 789; v. 14.6.1988 – VIII R 387/83, BStBl. II 1989, 187; v. 14.4.1988 – IV R
271/84, BStBl. II 1988, 667; v. 17.8.1972 – IV R 26/69, BStBl. II 1972, 903.

Die FinVerw. hatte sich dieser Rspr. angeschlossen (R 14 Abs. 2 Satz 2 EStR
1996/1998 sowie BMF v. 20.12.1977, BStBl. I 1978, 8 – Tz. 67, 79), jedoch da-
rüber hinaus dem Stpfl. das Wahlrecht zugebilligt, die Überführung wie eine ge-
winnrealisierende Entnahme zu behandeln (R 14 Abs. 2 Satz 3 EStR
1996/1998).

b) Rechtslage ab 1999
Gesetzliche Regelung von Übertragungsvorgängen: Satz 1 und 2 sind Be-
standteil der vom Gesetzgeber durch Einfügung der Abs. 3–6 in das EStG ange-
strebten systematisch sachgerechten Behandlung von Übertragungsvorgängen
bei EinzelWG und Sachgesamtheiten (BTDrucks. 14/23, 172). Bezüglich der
Überführung einzelner WG zwischen verschiedenen BV desselben Stpfl. be-
wirkt dies im Grundsatz keine Änderung der materiellen Rechtslage, allerdings
gilt das vormalige Wahlrecht, derartige Überführungen gewinnrealisierend zu be-
handeln, für Überführungen nach dem 31.12.1998 nicht mehr (R 14 Abs. 2
Satz 3 EStÄR 1998, BStBl. I 1998, 1518).
Einschluss des Sonderbetriebsvermögens: Zunächst hatte der Gesetzgeber
beabsichtigt, Überführungen in das Sonder-BV des Stpfl. bei einer Mitunterneh-
merschaft als einen gewinnrealisierenden Vorgang zu behandeln (im ursprüng-
lichen Gesetzentwurf noch in Abs. 4 Satz 3 geregelt, BTDrucks. 14/23, 6, 173).
In der endgültigen Gesetzesfassung wurde jedoch das Sonder-BV des Stpfl. in
der Kreis der von der Regelung erfassten BV aufgenommen, da auch bei Über-
führungen, die das Sonder-BV des Stpfl. tangieren, kein Rechtsträgerwechsel er-

§ 6 Anm. 1440–1440b Abs. 5: Buchwertfortführung

1440a

1440b



HHR Lfg. 250 Januar 2012 Niehus/Wilke

folge und eine interpersonelle Verlagerung der stillen Reserven folglich aus-
geschlossen sei; mithin bestehe im Zeitpunkt der Überführung keine Notwen-
digkeit für eine Besteuerung (BTDrucks. 14/443, 24; vgl. Wendt, Stbg. 1999, 1
[8]; Nickel, FR 1998, 1073).
Überführung von Wirtschaftsgütern in ein ausländisches Betriebsver-
mögen: Die Überführung der WG zum Buchwert ist ausgeschlossen, wenn die
spätere stl. Erfassung der stillen Reserven nicht mehr gewährleistet ist. Ausweis-
lich der Gesetzesbegründung (BTDrucks. 14/23, 173) sollte damit ursprünglich
insbes. die steuerneutrale Überführung von WG in eine ausländ. Betriebsstätte
verhindert werden, da in diesen Fällen, nach Auffassung des Gesetzgebers in
Anlehnung an die seinerzeit vom BFH vertretene finale Entnahmelehre, eine
Besteuerung der stillen Reserven nicht sichergestellt sei. Dabei war von Beginn
an allerdings zweierlei fraglich: Zum einen war unklar, ob der vom Gesetzgeber
mit dem Transfer in eine ausländ. Betriebsstätte gemeinte Hauptanwendungsfall
überhaupt vom Wortlaut der Regelung erfasst wurde. So teilte die hM im
Schrifttum nicht die Auffassung, dass das Verbringen eines WG in eine ausländ.
Betriebsstätte eine Überführung in ein anderes BV darstelle, sondern beurteilte
dies vielmehr als einen innerbetrieblichen Vorgang, woraufhin Satz 1 und 2
nicht einschlägig seien (vgl. Baranowski, IWB F. 3 Gr. 2, 813 [829]; Pfaar, IStR
2000, 42 [46]; Ditz, IStR 2009, 115 [119]). Mit dem SEStEG hat diese Frage al-
lerdings an Bedeutung verloren, da der Gesetzgeber den vormals als Haupt-
anwendungsfall von Abs. 5 Satz 1 deklarierten Sachverhalt nunmehr als Haupt-
anwendungsfall der allgemeinen Entstrickungsregelung des § 4 Abs. 1 Satz 3
begreift (BTDrucks. 16/2710, 28), was nunmehr auch an § 4 Abs. 1 Satz 4 idF
des JStG 2010 erkennbar ist. Zum anderen war, selbst wenn man den Transfer
in eine ausländ. Betriebsstätte als Überführung iSv. Satz 1 und 2 wertete, nach
der im Schrifttum mehrheitlich vertretenen Auffassung die Besteuerung der im
Inland entstandenen stillen Reserven gleichwohl sichergestellt, da hierzu ledig-
lich die rechtliche Möglichkeit zur Besteuerung im Inland, nicht aber ein konkre-
ter, speziell auf den Überführungsvorgang gerichteter innerstaatlicher Realisati-
onstatbestand vorliegen müsse. In rechtlicher Hinsicht sei – selbst bei Bestehen
eines Freitstellungs-DBA – die inländ. Versteuerung auf abkommensrechtlicher
Basis möglich, da die den Art. 7 und 23 OECD-MA entsprechenden Regelun-
gen das Besteuerungsrecht für die im Zeitpunkt der Überführung vorhandenen
stillen Reserven grds. dem Staat des Stammhauses zuwiesen (Ditz, IStR 2009,
115 [119]; Wassermeyer, GmbHR 2004, 613 [616]; Pfaar, IStR 2000, 42 [45 f.];
Kroppen/Schreiber, IWB F. 3 Gr. 3, 1227 [1232]; im Ergebnis wohl auch Bu-
ciek, DStZ 2000, 636 [637]; aA Cattelaens, DB 1999, 1083). Mit der Aufgabe
der finalen Entnahmelehre ist der BFH (v. 17.7.2008 – I R 77/06, BStBl. II
2009, 464) dieser Auffassung, zumindest für die Rechtslage vor Inkrafttreten
von Abs. 5, gefolgt. Die FinVerw. hat mit einem Nichtanwendungserlass (BMF
v. 20.5.2009, BStBl. I 2009, 671), der Gesetzgeber mit Nichtanwendungs-
regelungen im JStG 2010 reagiert. So hat er in § 4 Abs. 1 Satz 4 ein Regelbeispiel
verortet, wonach – nach Auffassung des Gesetzgebers – ein Ausschluss oder ei-
ne Beschränkung des Besteuerungsrechts hinsichtlich des Gewinns aus der Ver-
äußerung eines WG insbes. dann vorliege, wenn ein bisher einer inländ. Be-
triebsstätte zuzuordnendes WG fortan einer ausländ. Betriebsstätte zuzuordnen
sei. Abs. 5 Satz 1 ist dabei durch einen Verweis ergänzt worden, wonach § 4
Abs. 1 Satz 4 entsprechend anzuwenden sei. Zum Verhältnis von Abs. 5 zu § 4
Abs. 1 Satz 3 s. Anm. 1445d.
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2. Rechtsentwicklung von Abs. 5 Satz 3–6

a) Rechtslage vor 1999 – Steuerneutrale Übertragung von Einzelwirt-
schaftsgütern nach dem Mitunternehmer-Erlass

Für die bilanzielle Abwicklung der Übertragung von EinzelWG zwischen Mit-
unternehmer und Mitunternehmerschaft sowie zwischen den Mitunternehmern
derselben Mitunternehmerschaft gab es vor 1999 keine gesetzliche Regelung.
Die Verwaltung hatte auf der Grundlage höchstrichterlicher Rspr. hierzu groß-
zügige Regelungen im sog. Mitunternehmer-Erlass (BMF v. 20.12.1977, BStBl. I
1978, 8; v. 12.10.1994, FR 1994, 797; v. 6.3.1996, DB 1996, 755) geschaffen, wo-
nach die Übertragungen in den vorgenannten Fällen grds. steuerneutral erfolgen
konnten (vgl. hierzu ausführl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 511 ff.).

b) Rechtslage 1999 und 2000 – „Abschaffung“ des Mitunternehmer-Er-
lasses durch das StEntlG 1999/2000/2002

Mit dem StEntlG 1999/2000/2002 verkehrte der Gesetzgeber die vorherige Be-
steuerungspraxis ins Gegenteil, indem er bezüglich der vorgenannten Übertra-
gungen eine zwangsweise Aufdeckung der stillen Reserven anordnete. So waren
nach Satz 3 idF des StEntlG 1999/2000/2002 bei unentgeltlichen Übertra-
gungsvorgängen zwischen Mitunternehmer und Mitunternehmerschaft sowie
zwischen den verschiedenen Mitunternehmern derselben Mitunternehmerschaft
die Teilwerte der WG anzusetzen und die stillen Reserven folglich zwingend im
abgebenden BV zu realisieren. Mit Urt. v. 20.5.2010 (IV R 42/08, BFH/NV
2010, 1726) hat der BFH dieses Abrücken von den vormaligen Besteuerungs-
grundsätzen als verfassungsgemäß beurteilt: Da Art. 3 Abs. 1 GG keinen An-
spruch auf eine zukünftig gleichbleibende Rechtslage vermittle, sei es dem Ge-
setzgeber gestattet gewesen, zur Verwirklichung des Steuersubjektprinzips den
zivilrechtl. Wechsel des Rechtsträgers mit einer Entnahmegewinnbesteuerung
zu verbinden. Auch sei es nach Auffassung des BFH nicht zu beanstanden, dass
der Gesetzgeber sodann für Übertragungen nach dem 31.12.2000 wieder zu den
vormaligen Grundsätzen der Buchwertübertragung zurückgekehrt sei (s.
Anm. 1441b), dies jedoch nicht zum Anlass genommen hat, auch für 1999 und
2000 rückwirkend eine entsprechende Gesetzeskorrektur herbeizuführen (krit.
Kanzler, FR 2010, 987).

c) Rechtslage ab 2001
Versuch der „Wiederherstellung“ des Mitunternehmer-Erlasses durch
das StSenkG: Die im StEntlG 1999/2000/2002 getroffenen Regelungen hatten
nur in VZ 1999 und 2000 Bestand, wurde doch im Gesetzgebungsverfahren
zum StSenkG auf Vorschlag des Vermittlungsausschusses durch Satz 3–5 idF
des StSenkG ersetzt. Dabei wurden die bisher nicht im Mitunternehmer-Erlass
enthaltenen Regelungen in Satz 4 (Teilwertansatz bei mittelbarer oder unmittel-
barer Beteiligung eines KStSubjekts) und 5 (nachträglicher Teilwertansatz bei
späterer Beteiligung eines KStSubjekts) angefügt, um missbräuchliche Gestal-
tungen unter Ausnutzung der Erleichterungen nach Satz 3 zu vermeiden. Infol-
ge zahlreicher Auslegungsprobleme zu Satz 3 bis 5 sowie zur weitergehenden
Vermeidung missbräuchlicher Gestaltungen erfolgte bereits mit dem UntStFG
eine Präzisierung bzw. Erweiterung der mit dem StSenkG eingeführten Regelun-
gen, so dass im Grundsatz Satz 3 bis 5 idF des StSenkG nie zur Anwendung ka-
men (s. aber Anm. 1442b).
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Gesetz zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts (UntStFG):
Auch unter Berücksichtigung des von der BReg. vorgelegten Berichts zur Fort-
entwicklung des Unternehmenssteuerrechts (Bericht der BReg. unter B.I.1, FR
2001, Beil. zu Heft 11, 2) sollte nach dem RegE zum UntStFG (BTDrucks.
14/6882, 6) der Anwendungsbereich von Satz 3 durch eine völlige Neufassung
dieses Satzes klargestellt und zudem die vormalige Anwendungskonkurrenz bei
Übertragungen gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten zu Abs. 6 Satz 1
durch eine ausdrückliche Regelung in Abs. 6 zugunsten von Abs. 5 geregelt wer-
den. In einem neuen Satz 4 war eine Sieben-Jahres-Frist vorgesehen, innerhalb
derer eine Veräußerung oder Entnahme des betreffenden WG zum rückwirken-
den Teilwertansatz führen sollte. Diese Rechtsfolge sollte bei Zuordnung der
stillen Reserven auf den übertragenden Gesellschafter durch eine Ergänzungs-
bilanz entfallen. Die bisherigen Sätze 4 und 5 sollten Satz 5 und 6 werden und
eine ausdrückliche Anwendung auch auf die Begr. des Anteils eines KStSubjekts
vorsehen. Außerdem wurde der neue Satz 6 mit einer Frist von sieben Jahren
versehen. Nachdem zunächst der FinAussch. Satz 3 umformuliert und Satz 4
idF des RegE ersatzlos gestrichen hatte, um Umstrukturierungen zu erleichtern
(BTDrucks. 14/7344, 7), schlug nach Ablehnung des Gesetzentwurfs im BRat
der Vermittlungsausschuss die jetzt Gesetz gewordene Fassung des Abs. 5 vor.
Dabei wurde Satz 3 ohne inhaltliche Änderungen erneut umformuliert. Die Fris-
tenregelung nach Satz 4 des RegE wurde wieder aufgegriffen und in veränderter
Form und mit einer Drei-Jahres-Frist nach Abgabe der StErklärung in Abs. 5
Satz 4 eingefügt. Die beiden folgenden Sätze blieben unverändert.
JStG 2010: Durch das JStG 2010 sind Satz 3–6 zwar nicht unmittelbar geändert
worden, gleichwohl gilt der in Satz 1 angefügte Verweis, wonach § 4 Abs. 1
Satz 4 entsprechend anzuwenden ist, durch die entsprechende Anwendung des
Satzes 1 auch in den Anwendungsfällen des Satzes 3. Wegen dieser zweifachen
entsprechenden Anwendung bestehen indes ernstliche Zweifel an der inhalt-
lichen Bestimmtheit des Verweises (s. § 6 Anm. J 10-5).

3. Zeitlicher Anwendungsbereich

a) Satz 1 und 2 idF des StEntlG 1999/2000/2002
Gemäß § 52 Abs. 16 Satz 11 idF des StEntlG 1999/2000/2002 ist Abs. 5 erst-
mals auf den Erwerb von WG anzuwenden, der aufgrund eines nach dem 31.12.
1998 rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags oder gleichste-
henden Rechtsakts erfolgt. Abgestellt wird mithin nicht auf die Übertragung des
zivilrechtl. oder wirtschaftlichen Eigentums, sondern vielmehr auf das auf die
Übertragung gerichtete Verpflichtungsgeschäft zwischen zwei Rechtsträgern.
Bei der in Satz 1 und 2 geregelten Überführung fehlt es jedoch grds. sowohl an
einem Verpflichtungsgeschäft als auch an der Übertragung selbst, da ein Rechts-
trägerwechsel grds. nicht erfolgt (zu Ausnahmen s. Anm. 1447). Vielmehr bringt
der Stpfl. seinen Willen zur Überführung des betreffenden WG entweder kon-
kludent durch eine geänderte betriebliche Nutzung zum Ausdruck oder aber
durch subjektive Widmung vermittels buchhalterischer Zuordnung. Folglich ist
§ 52 Abs. 1 idF des StEntlG 1999/2000/2002 als allgemeine Vorschrift zur zeit-
lichen Anwendung der Änderungen des StEntlG 1999/2000/2002 maßgeblich,
wonach die Regelung erstmals für im VZ 1999 erfolgende Überführungen an-
wendbar ist.
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b) Satz 1 und 2 idF des JStG 2010
Gemäß § 52 Abs. 16a Satz 1 idF des JStG 2010 gilt Abs. 5 Satz 1 Halbs. 2 idF
des JStG 2010, welcher eine entsprechende Anwendung von § 4 Abs. 1 Satz 4
anordnet, in allen Fällen, in denen § 4 Abs. 1 Satz 3 anzuwenden ist. Dabei ist
zu beachten, dass der Gesetzgeber letztere Regelung gem. § 52b Abs. 8 Satz 2
idF des JStG 2010 für die Fallkonstellationen, in denen nach der finalen Entnah-
melehre ein Verlust des inländ. Besteuerungsrechts angenommen wurde, auch
für vor dem 1.1.2006 endende Wj. für anwendbar erklärt, um nach erfolgter
Aufgabe der finalen Entnahmelehre durch den BFH (v. 17.7.2008 – I R 77/06,
BStBl. II 2009, 464; Nichtanwendungserlass BMF v. 20.5.2009, BStBl. I 2009,
671) deren Rechtsgrundsätze rückwirkend gesetzlich festzuschreiben. Mit der
zeitlichen Anwendungsregel für Abs. 5 Satz 1 Halbs. 2 beabsichtigt der Gesetz-
geber, dieser rückwirkenden Festschreibung der finalen Entnahmelehre auch im
Kontext des Abs. 5 Geltung zu verschaffen. Die Rspr. hat eine derartige echte
Rückwirkung in vergleichbaren Fällen als verfassungsrechtl. unbedenklich ange-
sehen, da der Steuergesetzgeber hier durch ein rückwirkendes Gesetz lediglich
eine in der Vergangenheit herrschende Rechtspraxis kodifiziere, um so einer
zwischenzeitlich erfolgten Rechtsprechungsänderung entgegenzuwirken (vgl.
BFH v. 22.2.2006 – I B 145/05, BStBl. II 2006, 546, zur Abschaffung der Mehr-
mütterorganschaft; FG Düss. v. 2.8.2007 – 14 V 1366/07 A(G), EFG 2008, 62,
rkr., zur rückwirkenden Anwendung von § 15 Abs. 3 Nr. 1 idF des JStG 2007;
Mitschke, Ubg 2011, 328 [333 f.]; aA überzeugend Kirchhof/Raupach, DB
2001 Beil. Nr. 3, 14 ff.; Völker/Ardizzoni, NJW 2004, 2413 [2415] mwN).

c) Satz 3 idF des StEntlG 1999/2000/2002
Satz 3 idF des StEntlG 1999/2000/2002 ist gem. § 52 Abs. 16 Satz 11 aF erst-
mals auf den Erwerb von WG anzuwenden, der aufgrund eines nach dem 31.12.
1998 rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags oder gleichste-
henden Rechtsakts erfolgt.
Vertragsschluss vor dem 1.1.1999: Eine im VZ 1999 tatsächlich vollzogene
(dingliche) Übertragung eines WG ist nicht gewinnrealisierend gem. Satz 3, son-
dern vielmehr noch nach den bisherigen Rechtsgrundsätzen (Mitunternehmer-
Erlass) zu beurteilen, wenn der rechtsgeschäftliche Zuwendungsvertrag bis zum
31.12.1998 abgeschlossen worden ist (hinsichtlich des Eintritts der stl. Rechts-
folgen der Übertragung von WG und damit auch der Bestimmung des maß-
gebenden VZ ist nur die Übertragung des wirtschaftlichen/zivilrechtl. Eigen-
tums von Bedeutung). Dies gilt jedoch nur, wenn der obligatorische Vertrag bis
zu diesem Stichtag wirksam geworden ist.
Schwebend unwirksame Verträge bzw. beabsichtigte Verträge: Bei schwe-
bend unwirksamen Verträgen stellt sich die Frage, ob ein mit Ablauf des 31.12.
1998 schwebend unwirksamer obligatorischer Vertrag auf Übertragung von Ein-
zelWG strechtlich als wirksam abgeschlossen gilt, wenn die v. Gesetz geforderte
Genehmigung erst in 1999 erfolgt. Zivilrechtl. bedeutet die nachträgliche Zu-
stimmung die Wirksamkeit des Rechtsgeschäfts ex tunc; die Genehmigung wirkt
also auf den Zeitpunkt des Abschlusses zurück (§ 184 Abs. 1 BGB). Diese
„Rückwirkung“ gilt auch für das StRecht, unter der Voraussetzung, dass nach
Abschluss des schwebend unwirksamen Vertrags die erforderliche Genehmi-
gung unverzüglich eingeholt wird (BFH v. 1.2.1973 – IV R 49/68, BStBl. II
1973, 307; v. 23.4.1992 – IV R 46/91, BStBl. II 1992, 1024). Die bloße Absicht,
den Übertragungsvertrag abschließen zu wollen, reicht hierfür selbst dann nicht
aus, wenn die Übertragung infolge von Gründen, die der Stpfl. nicht zu vertre-
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ten hat (zB verzögerte Eintragung der Komplementär-GmbH der aufnehmen-
den PersGes. ins Handelsregister) nicht rechtzeitig erfolgt (FG Düss. v. 26.10.
2007 – 18 K 621/04 G, F, EFG 2008, 1110, nrkr., Az. BFH IV R 1/08).
Unechte Rückwirkung: Da das StEntlG 1999/2000/2002 erst am 4.3.1999 be-
schlossen und am 24.3.1999 verkündet worden ist, ergibt sich für Übertragungen
zwischen dem 1.1.1999 und dem 4.3. bzw. 24.3.1999 eine unechte Rückwirkung,
die nach Auffassung des FG Düss. (v. 26.10.2007 – 18 K 621/04 G, F, EFG
2008, 1110, nrkr., Az. BFH IV R 1/08) verfassungsrechtl. nicht zu beanstanden
ist.

d) Satz 3–6 idF des UntStFG
Der zeitliche Anwendungsbereich von Satz 3–5 wird übereinstimmend in § 52
Abs. 16a Satz 1 geregelt, während für Satz 6 in § 52 Abs. 16a Satz 2 eine abwei-
chende Bestimmung getroffen worden ist.
Satz 3–5 sollen gem. § 52 Abs. 16a Satz 1 auf Übertragungsvorgänge nach dem
31.12.2000 angewendet werden. Eine Übertragung ist erfolgt, wenn das wirt-
schaftliche Eigentum am WG übergeht. Es kommt nicht – wie bei der erstmali-
gen Anwendung des Satz 3 idF des StEntlG 1999/2000/2002 – auf das zugrun-
de liegende obligatorische Rechtsgeschäft an. Da das UntStFG erst am 24.12.
2001 verkündet worden ist (BGBl. I 2001, 3835), ergibt sich für vor diesem Zeit-
punkt erfolgte Übertragungen eine unechte Rückwirkung. Bezüglich Satz 3 und
5 ist deren rückwirkende Anwendung unproblematisch, da beide Regelungen
keine grundlegenden Abweichungen von der bereits durch Satz 3 bzw. Satz 4
idF des StSenkG geschaffenen und ebenfalls für Übertragungen seit dem 31.12.
2000 geltenden Rechtslage enthalten, sondern allenfalls klarstellenden Charakter
aufweisen. Bezüglich der Sperrfristregelung (Satz 4 idF des UntStFG) ist aller-
dings zu bedenken, dass das StSenkG keine derartige Regelung vorgesehen hat-
te, so dass eine Anwendung der Regelung zumindest auf Übertragungen, die vor
der Einbringung des Gesetzentwurfs in den BTag (25.9.2001) erfolgt sind, ver-
fassungsrechtl. fragwürdig erscheint. Zum maßgebenden Zeitpunkt des Wegfalls
des Vertrauensschutzes vgl. in anderem Zusammenhang BVerfG v. 7.7.2010 – 2
BvL 1/03, 2 BvL 57/06, 2 BvL 58/06, BVerfGE 127, 31.
Satz 6 soll nach der besonderen Anwendungsregel in § 52 Abs. 16a Satz 2 auf
Anteilsbegründungen und -erhöhungen nach dem 31.12.2000 anzuwenden sein.
E Systematische und historische Auslegung: Daraus könnte geschlossen werden, dass
es zu einem rückwirkenden Ansatz des Teilwerts auch bei vor dem 1.1.2001 er-
folgten Übertragungen kommt, wenn innerhalb von sieben Jahren nach der je-
weiligen Übertragung eine Anteilsübertragung oder -erhöhung iSv. Satz 6 vor-
genommen wird und diese nach dem 31.12.2000 erfolgt. Für eine solche
Auslegung spricht, dass der Gesetzgeber mit der Anwendungsregelung erkenn-
bar von der vorherigen Rechtslage abgewichen ist: So enthielt § 52 Abs. 16a idF
des StSenkG keine besondere Regelung zum Inkrafttreten des damaligen Satz 5,
so dass jene Regelung dahin ausgelegt werden konnte, sie betreffe nur Übertra-
gungen nach dem 31.12.2000. Hinzu kommt, dass die BReg. dem Vorschlag des
Bundesrats, § 52 Abs. 16a Satz 2 zu streichen, mit ausweichender Begr. nicht ge-
folgt ist (BTDrucks. 14/7084, 2, 7).
E Verfassungskonforme Auslegung: Ein durch die Anknüpfung an die Anteils-
begründung bzw. -erhöhung bewirkter Einbezug von Übertragungen vor dem
1.1.2001 in den Anwendungsbereich von Satz 6 ist uE allerdings verfassungs-
widrig, da die Rechtsfolge des rückwirkenden Teilwertansatzes in einem VZ ein-
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treten würde, der im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gesetzesänderung bereits
abgeschlossen war (vgl.Mitsch, Inf. 2002, 77 [82]). Für eine solche unter diesem
Aspekt gegebene echte Rückwirkung besteht indes keinerlei Rechtfertigung:
Sinn und Zweck von Satz 6 ist es, eine Umgehung des gegen eine „missbräuchli-
che“ Ausnutzung des Halb- bzw. Teileinkünfteverfahrens gerichteten Satz 5 zu
verhindern, welcher allerdings erst für Übertragungen nach dem 31.12.2000
(Wechsel zum Halbeinkünfteverfahren) gilt. Vor diesem Hintergrund ist es
schlechterdings ausgeschlossen, dass Buchwertübertragungen, die ja bis zum In-
krafttreten des Abs. 5 idF des StEntlG 1999/2000/2002 im VZ 1999 möglich
waren, seinerzeit mit dem Ziel einer Ausnutzung des Halbeinkünfteverfahrens
vorgenommen worden sein können, da bis zu diesem Zeitpunkt ein Wechsel
zum Halbeinkünfteverfahren nicht vorherzusehen war. § 52 Abs. 16a Satz 2 ist
deshalb verfassungskonform dahin auszulegen, dass Satz 6 nur auf Übertragun-
gen nach dem 31.12.2000 anzuwenden ist. Formal kann dabei daran angeknüpft
werden, dass Satz 6 nur Übertragungen iSd. Satz 3 erwähnt, der Buchwertüber-
tragungen aber erst ab 2001 ermöglicht (glA Linklaters Oppenhoff & Rädler,
DB 2002 Beil. Nr. 1, 30, 32; Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.8).

III. Bedeutung der Vorschrift

1. Bedeutung von Satz 1 und 2
Tatbestandlich enger, rechtfolgenseitig weiter Betriebsbegriff: Satz 1 und
2 bewirken die Fortführung des Buchwerts bei fortgesetzter Verstrickung der
stillen Reserven in einem anderen BV bzw. Sonder-BV desselben Stpfl. Zwar
besteht über die steuersystematische Richtigkeit einer Buchwertverknüpfung in
diesen Fällen Einigkeit, weil die stillen Reserven bei demselben StSubjekt steuer-
verhaftet bleiben. Umstritten ist allerdings, ob die Regelungen auf die Verwen-
dung eines engen oder vielmehr eines weiten Betriebsbegriffs schließen lassen
(zur Abgrenzung der unterschiedlichen Betriebsbegriffe s. Vor §§ 4–7
Anm. 89 ff.), was insbes. bezüglich des Konkurrenzverhältnisses zu § 4 Abs. 1
Satz 3 (s. Anm. 1445d), aber auch in Zusammenhang mit § 20 UmwStG (s.
Anm. 1445d) bedeutsam sein kann.
E Der Gesetzgeber bringt mit Satz 1 und 2 zum Ausdruck, dass er auf der Tat-
bestandsebene zwar einen engen Betriebsbegriff vertritt, da er vom Vorliegen ei-
ner Entnahme aus dem abgebenden BV gefolgt von einer Einlage in das aufneh-
mende BV ausgeht, auf der Rechtsfolgenseite jedoch einen weiten
Betriebsbegriff zugrunde legt, indem er durch die besonderen Bewertungsvor-
schriften in Satz 1 und 2 die sich anderenfalls infolge der Regelungen des Abs. 1
Nr. 4 bzw. Nr. 5 ergebende Aufdeckung der stillen Reserven unterdrückt (vgl.
Hey in Tipke/Lang, Steuerrecht, 20. Aufl. 2010, § 17 Rn. 233; § 4 Anm. 167).
Für diese Einordnung des gesetzgeberischen Tuns spricht, dass es sich bei
Abs. 5 um eine Bewertungsvorschrift handelt, welche ohne die Annahme, die
Überführung stelle einen (Ersatz-)Realisationstatbestand dar, erkennbar ohne
Anwendungsbereich wäre (vgl. Wehrheim/Nickel, BB 2006, 1361 [1364]). Da-
rüber hinaus ist zu beachten, dass der Gesetzgeber auch in § 34a Abs. 5 Über-
führungen iSv. Abs. 5 Satz 1 und 2 tatbestandsmäßig als Entnahmen wertet, die
eine Nachversteuerung auslösen können (s. § 34a Anm. 37, 70), rechtsfolgensei-
tig allerdings iS eines weiten Betriebsbegriffs die Möglichkeit eröffnet, die Nach-
versteuerung gem. § 34a Abs. 5 Satz 2 durch eine Übertragung des nachver-
steuerungspflichtigen Betrags zu unterdrücken.
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E Der BFH hat indes in ständiger Rspr., allerdings bezüglich der Rechtslage vor
Abs. 5 Satz 1 und 2, tatbestandlich das Vorliegen einer Entnahme verneint,
wenn ein WG eines Stpfl. von einem Betrieb in einen anderen, ihm gehörenden
Betrieb übergeht und dabei eine spätere stl. Erfassung der im Buchwertansatz
für dieses WG enthaltenen stillen Reserven gewährleistet ist (BFH v. 21.6.2001
– III R 27/98, BStBl. II 2002, 537; v. 14.6.1988 – VIII R 387/83, BStBl. II 1989,
187; v. 9.12.1986 – VIII R 26/80, BStBl. II 1987, 342; v. 7.10.1974 – GrS 1/73,
BStBl. II 1975, 168 mwN). Dabei verneint der BFH nunmehr auch bei einer
Überführung eines EinzelWG aus einem inländ. Stammhaus in eine ausländ. Be-
triebsstätte eine sofortige Gewinnrealisation, wenn die ausländ. Betriebsstätten-
gewinne aufgrund eines DBA von der Besteuerung im Inland freigestellt sind,
weil der inländ. Besteuerungszugriff auf die bis zum Zeitpunkt der Überführung
entstandenen stillen Reserven nicht verloren gehe (BFH v. 17.7.2008 – I R
77/06, BStBl. II 2009, 464; Nichtanwendungserlass BMF v. 20.5.2009, BStBl. I
2009, 671). Darüber hinaus hat das Nds. FG das Vorliegen einer Entnahme auch
im Fall der Überführung eines WG aus einem Betrieb mit einer Gewinnermitt-
lung nach § 4 Abs. 1 in einen Betrieb mit einer Gewinnermittlung nach § 13a
verneint, weil die zukünftige stl. Erfassung der stillen Reserven durch die pau-
schale Erfassung im Grundbetrag des § 13a Abs. 4 gegeben sei (Nds. FG v. 6.3.
2007 – 13 K 64/03, juris; s. auch Anm. 1448). Zur Rechtslage nach Inkrafttreten
des Abs. 5 Satz 1 und 2 ist insoweit noch keine Rspr. ergangen.
E Die FinVerw. hat zur Rechtslage vor 1999 die Auffassung vertreten, dass keine
Entnahme vorliege, wenn ein WG von einem Betrieb in einen anderen Betrieb
oder Betriebsteil derselben oder einer anderen Einkunftsart überführt wird und
eine spätere estliche Erfassung der im Buchwert des WG enthaltenen stillen Re-
serven gewährleistet ist (R 14 Abs. 2 Satz 2 EStÄR 1998, BStBl. I 1998, 1518).
Bezüglich Abs. 5 Satz 1 und 2 geht die FinVerw. indes vom Vorliegen einer Ent-
nahme gefolgt von einer Einlage aus (BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz.
1); anders allerdings (noch) in H 7.1 (1) GewStH.
E Im Schrifttum wird einerseits der enge Betriebsbegriff vertreten, wonach Über-
führungen von einem BV in ein anderes BV desselben Stpfl. zwar Entnahmen
darstellten, jedoch wegen der fortbestehenden stl. Verhaftung der stillen Reser-
ven eine Bewertung mit dem Buchwert gerechtfertigt sei (so zur Rechtslage vor
Abs. 5 Satz 1 und 2 unter teleologischer Reduktion der Vorschriften zur Ent-
nahmebewertung: Raupach, DStJG Bd. 2 [1979], 87 [104]; Knobbe-Keuk, Bi-
lanz- und Unternehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993, 273 ff.; Lang, Die Bemes-
sungsgrundlage der Einkommensteuer, 1981/88, 440 [443 ff.]; zu Abs. 5 Satz 1
und 2: Beyschlag, Transfer von Einzelwirtschaftsgütern bei gewerblichen Per-
sonenunternehmen, 2010, 225 ff.; Wehrheim/Nickel, BB 2006, 1361 [1363 f.];
wohl auch Kloster/Kloster, GmbHR 2002, 717 [719 Fn. 25]). Andererseits
wird, dem weiten Betriebsbegriff folgend, die Auffassung vertreten, dass bereits
dem Grunde nach die Überführung kein Realisationstatbestand sei, woraufhin
sich eine BW-Fortführung von selbst ergebe und es folglich keiner besonderen
Bewertungsvorschrift bedürfe (vgl. Reiß, StbJb. 2001/02, 281 [304 f.]; Strahl in
Korn, § 6 Rn. 488; Büchele, DB 1999, 2336).
E Stellungnahme: Wegen der verschiedenen Gewinneinkunftsarten ist es uE grds.
zutreffend, innerhalb der Gewinnermittlungsvorschriften von einem engen, ggf.
von einem mittleren Betriebsbegriff auszugehen (s. auch Vor §§ 4–7 Anm. 90).
Allerdings ist zu beachten, dass auch bei idS nach den einzelnen Betrieben des
Stpfl. separierten Gewinnermittlungen die derart ermittelten Ergebnisse in der
Summe der Einkünfte zusammengefasst werden und grds. einem einheitlichen
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Tarif unterliegen. Aus dieser, die Veränderung des gesamten BV des Stpfl. ange-
benden Zusammenfassung der einzelnen Gewinne folgt unmittelbar, dass Über-
führungen zwischen den einzelnen BV des Stpfl. erfolgsneutral zu erfolgen ha-
ben, wenn eine weitere Verhaftung der stillen Reserven im aufnehmenden BV
gewährleistet ist. Diese Erfolgsneutralität kann erreicht werden, indem zwar tat-
bestandlich das Vorliegen einer Entnahme und Einlage bejaht, diese jedoch mit
dem Buchwert bewertet wird, wie dies gegenwärtig durch Abs. 5 Satz 1 angeord-
net wird, oder aber bereits auf der Tatbestandsebene eine teleologische Redukti-
on des Entnahmebegriffs dahingehend erfolgt, dass bei fortgesetzter stl. Verhaf-
tung der stillen Reserven keine Entnahme gegeben ist. Das StR wird indes uE
unnötig verkompliziert, wenn tatbestandlich zwar eine Entnahme angenommen
wird und diese sodann, weil die stillen Reserven weiterhin in (irgend-)einem BV
desselben Stpfl. verhaftet sind, abw. von der grds. Rechtsfolge einer Bewertung
mit dem Teilwert mit dem Buchwert bewertet wird. Demgegenüber erscheint es
in diesen Fällen gesetzessystematisch vorteilhaft, de lege ferenda bereits auf der
Tatbestandsebene das Vorliegen einer Entnahme zu verneinen, was durch eine
entsprechende Regelung in § 4 Abs. 1 erfolgen könnte (vgl. einerseits Reiß,
StbJb. 2001/02, 281 [304 Fn. 38] „Verankerung des weiten Betriebsbegriffs“; an-
dererseits Vor §§ 4–7 Anm. 89; Beyschlag, Transfer von Einzelwirtschafts-
gütern bei gewerblichen Personenunternehmen, 2010, 234, die zwar grds. dem
engen bzw. mittleren Betriebsbegriff folgen, jedoch eine teleologische Reduktion
des Entnahmetatbestands für möglich erachten). Dies bietet nicht nur den Vor-
teil, dass sowohl die Regelungen des Abs. 5 Satz 1 und 2 als auch des § 34a
Abs. 5 entfallen könnten, sondern zudem würde das derzeitige Konkurrenzver-
hältnis zwischen Abs. 5 Satz 1 und 2 und der Entstrickungsvorschrift des § 4
Abs. 1 Satz 3 aufgelöst (s. Anm. 1445d).
Buchwertansatz zwingend (s. Anm. 1450): Mit Einf. von Satz 1 und 2 gilt das
von der FinVerw. gewährte Wahlrecht zur Aufdeckung der stillen Reserven nur
noch für Überführungen vor dem 1.1.1999 (R 14 Abs. 2 Satz 3 EStÄR 1998,
BStBl. I 1998, 1518). Dieser Wegfall des Wahlrechts ist aus stsystematischen
Gründen zu begrüßen (vgl. Reiß, StbJb. 2001/02, 281 [305 Fn. 38]), wenngleich
dies dazu führt, dass der Stpfl. bei Überführungen von einem nichtgewerblichen
in ein gewerbliches BV eine gewstliche Verhaftung der stillen Reserven nicht
mehr durch eine freiwillige Aufdeckung verhindern kann (Kulosa in Schmidt
XXX. § 6 Rn. 682; offen gelassen in FG Düss. v. 4.11.2010 – 16 K 4489/08
E,G, EFG 2011, 542, nrkr., NZB Az. BFH IV B 147/10).
Gesetzgeberisches Ziel verfehlt: Das vom Gesetzgeber im Umkehrschluss in-
tendierte Verbot des Ansatzes zum Buchwert bei Überführung in ein ausländ.
BV bzw. eine ausländ. Betriebsstätte des Stpfl. und damit die gesetzliche Ver-
ankerung eines an der finalen Entnahmelehre orientierten Entstrickungstat-
bestands in Satz 1 läuft im Ergebnis ins Leere, da in diesen Fällen das Besteue-
rungsrecht des deutschen Fiskus hinsichtlich der zum Überführungszeitpunkt
vorhandenen stillen Reserven gerade nicht verlorengeht. Auch der mit dem JStG
2010 in Satz 1 angefügte Verweis auf eine entsprechende Anwendung von § 4
Abs. 1 Satz 4 im Kontext des Abs. 5 Satz 1 ändert uE daran nichts (s.
Anm. 1449 ff.).
Ausweitung auf Sonderbetriebsvermögen: Der Einschluss des Sonder-BV
(zum Begriff s. § 15 Anm. 700) ist insoweit von Bedeutung, als das Sonder-BV
Bestandteil des BV der Mitunternehmerschaft als partiellem StRechtssubjekt ist
(vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 486). Ohne Satz 2 könnte daher in diesen Fällen
das Vorliegen einer Überführung in ein anderes BV desselben Stpfl. iSv. Satz 1
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fraglich erscheinen. Weiterhin ist in diesem Zusammenhang bemerkenswert,
dass in Satz 2 der Begriff des Sonder-BV zwar erstmals im EStG verwendet, in-
haltlich jedoch nicht näher bestimmt wird. Eine Rechtfertigung der Zuordnung
bestimmter WG zum Sonder-BV kann daher aus Satz 2 nicht abgeleitet werden
(s. auch § 15 Anm. 714).

2. Bedeutung von Satz 3–6
Grundsätzliche Buchwertübertragungen bei Mitunternehmerschaften:
Mit Satz 3 idF des StEntlG 1999/2000/2002 hatte der Gesetzgeber eine eindeu-
tige Trennung zwischen dem eigenen BV des Mitunternehmers und dem ge-
samthänderisch gebundenen BV der Mitunternehmerschaft herbeigeführt und
damit die strechtliche Verselbständigung der PersGes. betont (s. zur begrenzten
StRechtssubjektivität der PersGes. § 15 Anm. 450). Die Übertragung von WG
zwischen Mitunternehmer und Mitunternehmerschaft war demzufolge, wie bei
Übertragungen zwischen fremden Dritten, stets mit einer Aufdeckung der stillen
Reserven verbunden. Mit dem StSenkG sowie nachfolgend dem UntStFG ist
der Gesetzgeber zu Recht vom Missgriff des StEntlG 1999/2000/2002 abge-
rückt und im Grundsatz zur Buchwertübertragung von EinzelWG zwischen
PersGes. und Gesellschafter zurückgekehrt. Diese Kurskorrektur schien wirt-
schaftspolitisch geboten, da der Zwang zur Aufdeckung stiller Reserven bei
Übertragungen von EinzelWG zwischen Mitunternehmer und Mitunternehmer-
schaft betriebswirtschaftlich gebotene Umstrukturierungen im Bereich der Per-
sonenunternehmen erschwert hatte. Aus stsystematischer Perspektive lassen sich
hierfür zwei Rechtfertigungen anführen:
E Transparente Besteuerung von Mitunternehmerschaften: Wenn es der Grundsatz einer
transparenten Besteuerung der Mitunternehmerschaft ist, die PersGes. nicht als
einen eigenständigen Rechtsträger iSd. StRechts anzusehen (vgl. Reiß, StuW
2000, 405 f.), setzt sich folglich das BV des jeweiligen Stpfl. sowohl aus seinem
eigenen BV, seinem Sonder-BV als auch aus seinem jeweiligen quotalen Anteil
am Gesellschaftsvermögen der Mitunternehmerschaften, an welchen er beteiligt
ist, zusammen (vgl. zur Rechtslage vor Abs. 5: BFH v. 15.7.1976 – I R 17/74,
BStBl. II 1976, 748; v. 25.7.2000 – VIII R 46/99, BFH/NV 2000, 1549; zu
Abs. 5: v. 15.4.2010 – IV B 105/09, BFH/NV 2010, 1345; Groh, DB 2002,
1904 [1906]). Aus stsystematischer Perspektive dürften mithin bei einer Übertra-
gung zwischen Mitunternehmer und Mitunternehmerschaft stille Reserven zu-
mindest insoweit nicht zur Aufdeckung gelangen, als sie zuvor dem jeweiligen
Mitunternehmer bereits zuzurechnen waren. Zwar ist der Gesetzgeber mit
Satz 3 der vorstehenden Auffassung insoweit nicht gefolgt, als er im Kontext
des Abs. 5 die Mitunternehmerschaft offenkundig als ein v. Mitunternehmer zu
unterscheidendes StSubjekt ansieht; gleichwohl hat er diese rechtsfolgenseitig
sogar übertroffen, da Satz 3 nicht nur eine der Beteiligungsquote des betreffen-
den Mitunternehmers entsprechende Buchwertübertragung, sondern vielmehr
eine vollständige Beibehaltung der stillen Reserven anordnet. Um dies zu ermög-
lichen, war es erforderlich, in Satz 3 zwischen dem gesamthänderisch gebunde-
nen BV einerseits und dem BV bzw. Sonder-BV des Mitunternehmers anderer-
seits zu unterscheiden, jedoch kann aus dieser gesetzestechnisch erforderlichen
Abgrenzung des Gesamthandsvermögens gegenüber der Vermögenssphäre des
Gesellschafters keine Präferenz des Gesetzgebers für eine durchgreifende
strechtliche Verselbständigung der Mitunternehmerschaft hergeleitet werden.
Darüber hinaus können sowohl die in Satz 2 vollzogene Herauslösung des Son-
der-BV aus dem BV der Mitunternehmerschaft und dessen Annäherung an das
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EinzelBV des Mitunternehmers (s. Anm. 1447a) als auch die mit dem UntStFG
vollzogene Rückkehr zu einer gesellschafterbezogenen Sichtweise des § 6b (s.
§ 6b Anm. 25) als Anzeichen des gesetzgeberischen Willens einer in letzter Kon-
sequenz transparenten Besteuerung von Mitunternehmerschaften verstanden
werden; gleichwohl fehlt es (nach wie vor) an der Vorgabe einer in sich geschlos-
senen Besteuerungskonzeption durch den Gesetzgeber. Nach Auffassung von
Hennrichs (FR 2010, 721 [730]) sei Abs. 5 indes nicht Ausdruck des Trans-
parenzprinzips, sondern vielmehr umwstrechtlich legitimiert. Gegen eine solche
Einordnung sprechen uE allerdings insbes. Satz 5 und 6, welche einer – umw-
strechtlich demgegenüber zulässigen – Verlagerung stiller Reserven auf KStSub-
jekte entgegenstehen.
E Fehlen eines Realisationstatbestands: Die von Satz 3 erfassten Sachverhalte bein-
halten keinen Realisationstatbestand. Dies gilt sowohl für unentgeltliche Über-
tragungen als auch für Übertragungen gegen Gewährung von Gesellschaftsrech-
ten, da letztere – entgegen der Auffassung von FinVerw. und Rspr. (vgl. BMF v.
8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 8; BFH v. 15.7.1976 – I R 17/74, BStBl. II
1976, 748; ebenso Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 698) – keine tauschähn-
lichen Vorgänge darstellen (vgl. Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 381a; Roser, FR
2002, 309 ff.; Bareis, FR 2011, 153 [156]; Hoffmann, GmbHR 2008, 551 ff.; dies
erwägend Wendt, Stbg 2010, 145 [151]; zu § 24 UmwStG; Niehus, FR 2010, 1
[4]). Die Annahme eines Ersatzrealisationstatbestands und damit die Auf-
deckung der stillen Reserven ist allerdings insoweit erforderlich, als der spätere
Steuerzugriff bei dem Stpfl., in dessen Sphäre die stillen Reserven entstanden
sind, nicht mehr möglich ist (vgl. Hey in Schön/Osterloh-Konrad, Kernfragen
des Unternehmenssteuerrechts, 2010, 1 [11]). Daraus folgt, dass die von Abs. 5
Satz 3 angeordnete vollständige Buchwertübertragung insoweit gerechtfertigt ist,
als die bis zum Zeitpunkt der Übertragung entstandenen stillen Reserven dem
Übertragenden zugeordnet bleiben und eine stl. Erfassung bei ihm im tatsäch-
lichen Realisationszeitpunkt gewährleistet ist.
Verstoß gegen das Subjektsteuerprinzip: Nach dem Subjektsteuerprinzip hat
jeder Stpfl. sein eigenes Einkommen, mithin auch die ihm zuzurechnenden stil-
len Reserven zu versteuern.

Reiß, BB 2000, 1965 [1968]; Hey in Schön/Osterloh-Konrad, Kernfragen des Unter-
nehmenssteuerrechts, 2010, 1 (11); Rödder, StbJb. 1994/95, 295 (316); Biergans (FS
Schmidt, 1993, 75 [87]) unterscheidet zwischen dem (generellen) Subjektprinzip und
dem „Prinzip der Personenidentität stiller Reserven“ im Besonderen; krit. zum Subjekt-
steuerprinzip Ratschow in DStJG 34 (2011), 35 (56 f.). Zur Anwendung des Subjekt-
steuerprinzips bei Abs. 5 insbes. van Lishaut, DB 2001, 1519 (1524); Reiß, StuW 2000,
399 (406 ff.); Brandenberg, FR 2000, 1182 (1188); Mitsch/Grüter, Inf. 2000, 620
(621); einschränkend Wendt, FR 2002, 53 (54): lückenlose Einhaltung eines bestimm-
ten Prinzips kann wegen Satz 4 nicht mehr vorausgesetzt werden; Kloster/Kloster,
GmbHR 2002, 717 (720, Fn. 33, 36): Durchbrechung des Prinzips bei zwingenden
Gründen zulässig.

Folglich dürf(t)en Übertragungen zwischen Gesellschaft und Gesellschafter
nicht zu einer interpersonellen Verlagerung stiller Reserven führen (vgl. Siegel,
FR 2011, 45 [47]). Um nun einerseits bei derlei Übertragungen eine vollständige
Buchwertübertragung zu ermöglichen, andererseits jedoch dem Subjektsteuer-
prinzip zu entsprechen, müsste die weitere Zuordnung der stillen Reserven zu
dem bzw. den Übertragenden gewährleistet sein. Zwar eröffnet die Ergänzungs-
bilanz grds. eine solche Möglichkeit und die Sperrfristregelung in Satz 4 bietet
durchaus einen Anreiz zu deren Aufstellung, gleichwohl ist nicht zu verkennen,
dass Ergänzungsbilanzen in ihrer bisher bekannten Form lediglich bei Übertra-
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gungen vom Mitunternehmer auf die Mitunternehmerschaft, nicht aber bei den
weiteren von Satz 3 erfassten Übertragungen eingesetzt werden (können). Er-
folgt keine Aufstellung von Ergänzungsbilanzen, so wirkt zwar die Sperrfrist-
regelung bei zeitnaher Realisierung der stillen Reserven deren interpersoneller
Verlagerung entgegen, jedoch nimmt der Gesetzgeber nach Verstreichen der
Frist das Überspringen der stillen Reserven und den hierdurch bewirkten Ver-
stoß gegen das Subjektsteuerprinzip billigend in Kauf (glA Reiß in Kirchhof X.
§ 15 Rn. 381b; Crezelius, FR 2002, 805 [810 f.]). Steuersystematisch zutreffend
wäre es indes, wenn der Gesetzgeber entweder in allen von Satz 3 erfassten
Übertragungsfällen zwingend eine personell zutreffende Zuordnung der stillen
Reserven anordnete (zu geeigneten Instrumentarien s. Anm. 1460b, 1461b),
oder aber eine Übertragung zu Buchwerten nur entsprechend der Beteiligungs-
quote des betreffenden Mitunternehmers zuließe, da es insoweit ohnehin nicht
zu einer Verlagerung stiller Reserven kommt. Gleichwohl ist bei der Auslegung
der betreffenden Vorschriften de lege lata zu beachten, dass der Gesetzgeber
das Überspringen stiller Reserven bewusst zugelassen hat.
Relevanz des Überspringens stiller Reserven: Satz 5 und 6 sollen grds. ver-
hindern, dass durch den Übertragungsvorgang nach Satz 3 (Satz 5) oder durch
einen nach der Übertragung eintretenden Sachverhalt (Satz 6) stille Reserven auf
ein KStSubjekt überspringen, und ordnen insoweit den Teilwertansatz an. Satz 5
und 6 gelten daher nicht, wenn die stillen Reserven im Zuge der Übertragung
oder beim nach der Übertragung eintretenden, die Beteiligung an dem WG be-
gründenden oder erhöhenden Sachverhalt ohnehin aufzudecken sind.
Missbrauchsabwehrregelungen: Die in Satz 4–6 getroffenen Regelungen sol-
len ausweislich der Gesetzesbegründung der Missbrauchsabwehr dienen.
E Satz 4 ordnet zur Vermeidung einer interpersonellen Verlagerung stiller Re-
serven an, dass rückwirkend die Übertragung zum Teilwert erfolgt, wenn das
übertragene WG innerhalb der Sperrfrist veräußert oder entnommen wird, so-
fern nicht die bis zur Übertragung entstandenen stillen Reserven durch eine Er-
gänzungsbilanz dem übertragenden Gesellschafter zugeordnet worden sind.
Grundlegend dafür ist die Überlegung des Gesetzgebers (vgl. BTDrucks.
14/6882, 32 f.), wonach die Buchwertübertragung auf einen anderen Rechtsträ-
ger nur dann zulässig sei, wenn sie nur zum Zweck der Umstrukturierung und
nicht auch zum Zweck der Vorbereitung einer nachfolgenden Veräußerung oder
Entnahme diene. Da in einem solchen Fall das unternehmerische Engagement
insoweit ende, werde, so der Gesetzgeber, nach Satz 4 unwiderleglich vermutet,
dass bei Veräußerung oder Entnahme der zuvor zum Buchwert übertragenen
Einzel-WG innerhalb der Sperrfrist die ursprüngliche Übertragung nicht der
Umstrukturierung gedient habe. Veräußerungen oder Entnahmen durch den
Rechtsnachfolger innerhalb der Sperrfrist bewirken mithin für den Rechtsvor-
gänger rückwirkend eine stl. Belastung, obwohl er selbst den strechtl. Tatbestand
der Erzielung von Einkünften (hier: durch Veräußerung oder Entnahme des
WG) nicht bzw. nur anteilig verwirklicht hat.
E Satz 5 und 6 sollen verhindern, „dass die grundsätzliche steuerpflichtige Ver-
äußerung von Anteilen an Objektgesellschaften unterlaufen wird“ (Begründung
zur Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses zum StSenkG [BT-
Drucks. 14/3760], nv.). Eine weitere Erl. enthält die Gesetzesbegründung nicht.
Sinn und Zweck der Regelungen ist es wohl, zu verhindern, dass stille Reserven
enthaltende WG nach Satz 3 zum Buchwert in eine Mitunternehmerschaft ein-
gebracht werden, an welcher auch KStSubjekte beteiligt sind oder werden, und
sodann durch eine anschließende Veräußerung der Anteile an den beteiligten
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KStSubjekten die stillen Reserven des übertragenen WG mittelbar dem Teil-/
Halbeinkünfteverfahren unterliegen (Düll/Fuhrmann/Eberhard, DStR 2000,
1713 [1716 f.]; Reiß, BB 2000, 1965 [1969]; Anm. 1474a mit Beispiel).
E Unterschiedliche Fristdauern und Bezugszeitpunkte: Satz 4, Satz 6 sowie Abs. 3
Satz 2 verwenden unterschiedlich lange nominale Sperrfristen und stellen für die
Fristberechnung auf unterschiedliche Bezugszeitpunkte ab. Während in Satz 6
die Frist sieben Jahre und in Abs. 3 Satz 2 demgegenüber nur fünf Jahre beträgt,
wobei der Fristlauf in beiden Regelungen durch die Übertragung selbst ausgelöst
wird, beläuft sich die Frist in Satz 4 nominal nur auf drei Jahre, wobei für die
Fristberechnung allerdings auf den Zeitpunkt der Abgabe der StErklärung des
Übertragenden für den betreffenden VZ abgestellt wird, so dass sich die Sperr-
frist real um die Zeitspanne zwischen dem Zeitpunkt der Übertragung und der
Abgabe der StErklärung verlängert.

IV. Vereinbarkeit mit Europarecht

Im Kontext des Abs. 5 ist zu fragen, ob ein Mitgliedsstaat anlässlich des grenz-
überschreitenden Transfers eines WG in ein anderes BV desselben Stpfl. bzw.
in das BV einer ausländischen PersGes. eine Aufdeckung der stillen Reserven
anordnen darf, während er im reinen Inlandsfall einen Buchwerttransfer vor-
sieht. Mit Urt. v. 11.3.2004 (C-9/02 – Hughes des Lasteyrie du Saillant, GmbHR
2004, 504) hat der EuGH entschieden, dass es aufgrund des in Art. 49 AEUV
(vormals Art. 43 EGV) verankerten Grundsatzes der Niederlassungsfreiheit ei-
nem Mitgliedstaat verwehrt ist, zur Vorbeugung gegen die Steuerflucht eine Re-
gelung zur Wegzugsbesteuerung einzuführen, welche im Zeitpunkt des Wegzugs
eine Besteuerung der bis dahin entstandenen stillen Reserven bewirkt. Während
der Gesetzgeber beim Transfer von WG die Auffassung vertritt, dass eine Auf-
deckung der stillen Reserven im grenzüberschreitenden Fall deswegen gerecht-
fertigt sei, weil es zu einem Verlust des inländ. Besteuerungsrechts käme, ist
Letzteres nach hM nicht der Fall (s. Anm. 1449, 1463). Doch selbst wenn man
einen Verlust des Besteuerungsrechts annähme, so genügte dies als Rechtfer-
tigung für eine daraus abgeleitete Sofortbesteuerung uE nicht, so dass eine sol-
che folglich als europarechtswidrige Beschränkung der Niederlassungsfreiheit zu
beurteilen wäre (ebenso Richter/Heyd, Ubg 2011, 172 [175] zu § 4 Abs. 1
Satz 3; Ungemach, Ubg 2011, 251 [257 f.] zu den umwandlungssteuerrechtlichen
Entstrickungsregelungen; Sieker, DStR 2011, Beihefter zu Heft 32, 85 [88 f.] zu
§ 16 Abs. 3a). Nach Auffassung von Mitschke (Ubg 2011, 328 [334 ff.]) sowie
Musil (FR 2011, 545 [548]) sei eine Aufdeckung der stillen Reserven im grenz-
überschreitenden Fall indes durch das vom EuGH konzipierte Kriterium einer
Wahrung der Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse gerechtfertigt, wobei zu
beachten ist, dass sich beide Verfahren primär auf § 4 Abs. 1 Satz 3 beziehen
und für dessen Europarechtskonformität insbes. auf die abmildernd wirkende
Regelung des § 4g verweisen. Im Kontext des § 6 Abs. 5 findet § 4g indes keine
Anwendung (s. Anm. 1449) und scheidet daher als Rechtfertigung aus. Hinzu
kommt, dass der Gesetzgeber anstelle einer Sofortbesteuerung minderschwere
verfahrensrechtl. Mittel zur Sicherung seines Besteuerungsanspruchs bemühen
könnte (Sieker, DStR 2011, Beihefter zu Heft 32, 85 [88 f.] zu § 16 Abs. 3a; Kör-
ner, IStR 2010, 208 ff.).

§ 6 Anm. 1443a–1443b Abs. 5: Buchwertfortführung
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V. Geltungsbereich

1. Persönlicher Geltungsbereich

a) Geltungsbereich von Satz 1 und 2
Natürliche Person: Grundvorstellung des Gesetzgebers ist eine natürliche Per-
son, die mehrere Betriebe unterhält und/oder der im Rahmen ihrer Beteiligung
an einer oder mehreren Mitunternehmerschaften Sonder-BV zuzurechnen ist.
Dies gilt sowohl bei unbeschränkter als auch bei beschränkter StPfl. des Über-
tragenden.
Mitunternehmerschaften: Satz 1 und 2 gelten grds. auch für Mitunternehmer-
schaften, da diese neben ihrem stl. Gesamthandsvermögen ggf. auch über Son-
der-BV bei einer anderen Mitunternehmerschaft verfügen können (doppelstö-
ckige PersGes.); s. § 15 Anm. 635. Im Einzelfall ist es auch denkbar, dass
Mitunternehmerschaften mehrere eigene BV zuzurechnen sind (s. Anm. 1447d).
Körperschaften iSd. KStG: Die Vorschrift findet über § 8 Abs. 1 KStG auch
für kstpfl. Rechtssubjekte unmittelbare Anwendung.

b) Geltungsbereich von Satz 3 und 4
Satz 3 und 4 gelten für Übertragungen, in die in der einen oder anderen Weise
eine Mitunternehmerschaft involviert ist, sei es, dass sie selbst Übertragender
bzw. Übertragungsempfänger ist (Satz 3 Nr. 1 und Nr. 2), sei es, dass die an der
betreffenden Mitunternehmerschaft beteiligten Mitunternehmer zwischen ihren
Sonder-BV bei dieser Mitunternehmerschaft EinzelWG übertragen (Satz 3
Nr. 3). In diesem Kontext erfassen die Vorschriften Übertragungen durch bzw.
auf (unbeschränkt oder beschränkt) stpfl. natürliche Personen, die neben ihrer
Beteiligung an einer Mitunternehmerschaft einen Betrieb unterhalten oder denen
im Rahmen ihrer Beteiligung an einer (ggf. anderen) Mitunternehmerschaft Son-
der-BV zuzurechnen ist. Bei doppel- bzw. mehrstöckigen PersGes. kann der
Mitunternehmer, aus bzw. in dessen BV oder Sonder-BV das EinzelWG über-
tragen wird, auch selbst eine Mitunternehmerschaft sein. Über § 8 Abs. 1 KStG
gelten Satz 3 und 4 insoweit auch für KStSubjekte, als sie als Mitunternehmer ei-
ner PersGes. beteiligt sind.

c) Geltungsbereich von Satz 5 und 6
Die Rechtsfolge der Sätze 5 und 6 tritt ein, soweit an dem betreffenden WG der
Anteil einer „Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse“ be-
gründet wird oder dieser sich erhöht. Unter Körperschaften, Personenvereini-
gungen und Vermögensmassen sind, da diese Begriffe im EStG selbst nicht defi-
niert sind, die in § 1 Abs. 1 Nr. 1–6 KStG aufgezählten unbeschr. stpfl.
KStSubjekte und die in § 2 Nr. 1 KStG genannten beschr. stpfl. KStSubjekte zu
verstehen, die mit einer Mitunternehmerbeteiligung inländ. Einkünfte beziehen.
Mit dieser Formulierung sind folglich alle StSubjekte umfasst, die unter das
KStG fallen.

2. Sachlicher Geltungsbereich

a) Geltungsbereich von Satz 1 und 2
Direkte Überführung: Die Bewertung nach Satz 1 und 2 gilt nur für WG, die
direkt aus einem in ein anderes BV oder Sonder-BV desselben Stpfl. überführt
werden. Die Bewertung von WG des PV, die in ein BV eingelegt werden, richtet
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sich dagegen nach Abs. 1 Nr. 5. Dies gilt selbst dann, wenn diese WG zuvor aus
einem BV des Stpfl. in sein PV entnommen worden sind. Beleg dafür ist auch,
dass Abs. 1 Nr. 5 Satz 3 für den Fall, dass die Wiedereinlage innerhalb von drei
Jahren nach der Entnahme erfolgt, eine spezielle Bewertungsvorschrift enthält
(s. Anm. 1232).
Kein Rechtsträgerwechsel: Überführungsvorgänge iSv. Satz 1 und 2 beinhal-
ten (bis auf wenige Ausnahmen, vgl. Anm. 1447) keine Änderung des zivilrechtl.
oder wirtschaftlichen Eigentums, sondern vollziehen sich vielmehr innerhalb
des Vermögens desselben Stpfl.
Kein innerbetrieblicher Vorgang: Nicht einschlägig ist Abs. 5, wenn ein WG
lediglich innerhalb eines Betriebs zwischen verschiedenen Betriebsteilen oder
Betriebsstätten wechselt.
Zukünftige Besteuerung der stillen Reserven: Zwingende Voraussetzung ei-
ner Überführung zum Buchwert ist, dass die zukünftige Besteuerung etwaig vor-
handener stiller Reserven im aufnehmenden BV in rechtl. Hinsicht sichergestellt
ist (s. Anm. 1448–1449f).
Anlass der Überführung kann neben einer konkreten, nach außen erkennbaren
Zuordnungshandlung (zB hinsichtlich der Zuordnung von WG des gewillkürten
[Sonder-]BV) auch eine Änderung des strechtl. Kontexts sein, in dem sich das
WG befindet, wie sie etwa bei Rechtsformänderungen, Änderungen der Gesell-
schafterstruktur oder bei Veränderungen in der Qualifikation von Einkünften
auftritt (zu einzelnen Beispielen vgl. Anm. 1447).

b) Geltungsbereich von Satz 3
Direkte Übertragung: Die Bewertung nach Satz 3 gilt nur für WG, die direkt
zwischen dem Gesamthandsvermögen einer Mitunternehmerschaft und einem
BV oder Sonder-BV eines Mitunternehmers bzw. zwischen den Sonder-BV ver-
schiedener Mitunternehmer bei derselben Mitunternehmerschaft übertragen
werden.
Rechtsträgerwechsel: Übertragungsfälle iSd. Satzes 3 beinhalten grds. eine Än-
derung des zivilrechtl. oder wirtschaftlichen Eigentums am übertragenen WG.
Keine Veräußerung bzw. Tausch gegen andere Wirtschaftsgüter: Die Vor-
schrift regelt die Bewertung im Fall der unentgeltlichen Übertragung oder der
Übertragung gegen Gewährung oder Minderung von Gesellschaftsrechten; nicht
erfasst werden indes Übertragungen durch entgeltliche Veräußerung bzw. im
Tausch gegen andere WG (BMF v. 7.6.2001, BStBl. I 2001, 367 Nr. 3; Wacker
in Schmidt XXX. § 15 Rn. 696). Fremdübliche entgeltliche Übertragungen – sei
es durch entgeltliche Veräußerung, sei es im Wege des Tauschs gegen andere
WG – zwischen Mitunternehmerschaft und Mitunternehmer bzw. zwischen
Mitunternehmern einer Mitunternehmerschaft werden vielmehr in vollem Um-
fang als Übertragungsvorgänge wie zwischen fremden Dritten beurteilt (s. § 15
Anm. 90). Zur Übernahme von Verbindlichkeiten als (ggf. anteiliges) sonstiges
Entgelt s. Anm. 1452b.
Neugründung bzw. Gesellschafterbeitritt: Satz 3 ist nicht nur bei Übertra-
gungen zwischen bereits bestehenden Mitunternehmerschaften und den bereits
an ihr beteiligten Mitunternehmern, sondern ebenso auf Neugründungen von
Mitunternehmerschaften sowie im Fall des Beitritts eines neuen Gesellschafters
zu einer bereits bestehenden Gesellschaft anwendbar (Winkeljohann/Stege-
mann, DB 2003, 2033; Wendt, FR 2002, 53 [64]; aA Schulze zur Wiesche,
DStZ 2002, 740 [743]).

§ 6 Anm. 1445–1445a Abs. 5: Buchwertfortführung
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c) Geltungsbereich von Satz 4
Satz 4 bezweckt, eine interpersonelle Verlagerung stiller Reserven durch Buch-
wertübertragung dann nicht zuzulassen, wenn die stillen Reserven innerhalb der
Sperrfrist durch Veräußerung oder Entnahme des nach Satz 3 übertragenen
WG realisiert werden. Die Regelung gelangt folglich nur dann zur Anwendung,
wenn die Übertragung nach Satz 3 überhaupt zur Verschiebung stiller Reserven
geführt hat, was nicht der Fall ist, wenn durch Ergänzungsbilanzen (oder ver-
gleichbare Techniken) die stillen Reserven dem Übertragenden zugeordnet, und
nachfolgend innerhalb der Sperrfrist realisiert werden. Ob dabei lediglich die
Veräußerung oder Entnahme des EinzelWG als schädliche Realisationstat-
bestände anzusehen oder auch die Veräußerung oder Aufgabe von Sachgesamt-
heiten darunter zu fassen sind, ist umstritten (s. Anm. 1469a).

d) Geltungsbereich von Satz 5 und 6
Begründung oder Erhöhung des Anteils eines Körperschaftsteuersub-
jekts: Satz 5 und 6 gelten, wenn durch eine oder nach einer Übertragung nach
Satz 3 ein KStSubjekt an dem übertragenen WG mittelbar oder unmittelbar be-
teiligt wird oder sich ein bereits bestehender Anteil erhöht. Umstritten ist, ob
die Regelungen auch dann zur Anwendung gelangen, wenn die Übertragung
durch ein KStSubjekt erfolgt und im Gegenzug der Anteil eines anderen
KStSubjekts an diesem WG begründet wird (s. Anm. 1474i).
Vorliegen einer Übertragung iSv. Satz 3: Satz 5 und 6 setzen den Tatbestand
in Satz 3 voraus, dh. das Vorliegen eines der dort genannten Übertragungsvor-
gänge. Satz 5 und 6 haben daher zB keine Auswirkungen auf die Einlage von
WG in eine Mitunternehmerschaft aus dem PV, auch wenn dadurch stille Reser-
ven auf ein an der Mitunternehmerschaft beteiligtes KStSubjekt zB wegen einer
Bewertung nach Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a überspringen.

VI. Verhältnis zu anderen Vorschriften

1. Verhältnis zu anderen einkommensteuerlichen Vorschriften
Verhältnis zu § 4 Abs. 1 Satz 2 iVm. Abs. 1 Nr. 4 und 5: Rechtssystematisch
sind Satz 1 und 2 als Bewertungsvorschrift, nicht aber als tatbestandliche Ein-
schränkung der Entnahme anzusehen. Sowohl die Überführungen nach Satz 1
und 2 als auch die unentgeltlichen Übertragungen nach Satz 3 beinhalten mithin
Entnahme und Einlage, deren Bewertung nicht nach der grundsätzlichen Rege-
lung des Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 bzw. Nr. 5, sondern nunmehr gem. Abs. 5 Satz 1
und 2 als lex specialis zu erfolgen hat (s. Anm. 1443).
Verhältnis zu § 4 Abs. 1 Satz 3: Aus dem Umstand, dass – in der Logik des
Gesetzgebers – Abs. 5 Satz 1 bzw. Satz 2 Bewertungsvorschriften tatsächlicher
Entnahmen darstellen, demgegenüber § 4 Abs. 1 Satz 3 jedoch das Vorliegen
von Entnahmen fingiert, folgt unmittelbar, dass Überführungen aus einem BV
bzw. Sonder-BV in ein anderes BV bzw. Sonder-BV desselben Stpfl. tatbestand-
lich von § 4 Abs. 1 Satz 3 nicht erfasst werden (Kessens, Die Besteuerung der
grenzüberschreitenden Überführung von Wirtschaftsgütern, 2009, 73; Wasser-
meyer, FS Krawitz 2010, 483 [491]; Liebchen, Beteiligungen an ausländischen
Personengesellschaften, 2008, 321 f.; Rasche in Rödder/Herlinghaus/van Lis-
haut, UmwStG, Anh. 4 Rn. 56; Hruschka, StuB 2006, 584 [586 f.]; aA Förster,
DB 2007, 72 [73]; Atilgan, Die Systematik der Steuerentstrickung im deutschen
Ertragsteuerrecht, 2010, 35). Ebenso wird Abs. 5 Satz 3 gegenüber § 4 Abs. 1
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Satz 3 als vorrangig angehen (Wassermeyer, FS Krawitz 2010, 483 [491]; Prinz,
DB 2009, 807 [811]; Ditz, IStR 2009, 115 [119]; Körner, IStR 2009, 741 [745];
Müller inWidmann/Mayer, Anh. 16, Rn. 123).
Verhältnis zu Abs. 1 Nr. 4 Satz 4: Gemäß Abs. 1 Nr. 4 Satz 5 kann die Ent-
nahme von WG zum Buchwert erfolgen, wenn diese unmittelbar nach der Ent-
nahme einer nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG von der KSt. befreiten Körperschaft,
Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder einer juristischen Person des
öffentlichen Rechts zur Verwendung iSd. § 10b Abs. 1 Satz 1 unentgeltlich über-
lassen werden. Allerdings werden Überführungen eines WG aus dem wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb einer nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG stbefreiten Körper-
schaft in ihren eigenen stbefreiten Bereich nach wohl hM nicht vom
Buchwertprivileg des Abs. 1 Nr. 4 Satz 4 erfasst, da es an einer Entreicherung
des Zuwendenden fehlt (Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 541; Hüttemann,
DB 2008, 1590 f. mwN; aA Wallenhorst/Halaczinsky, Die Besteuerung ge-
meinnütziger Vereine, Stiftungen und der juristischen Personen des öffentlichen
Rechts, 6. Aufl. 2009, 539 Rn. 25). In diesem Fall ist auch nach Abs. 5 Satz 1 ei-
ne Buchwertübertragung nicht möglich, da das betreffende WG fortan nicht
mehr steuerverhaftet ist (s. Anm. 1448).
Verhältnis zu Abs. 2a: Die Überführung bzw. Übertragung eines in einem
Sammelposten gem. § 6 Abs. 2a geführten WG bewirkt nach Auffassung der
FinVerw. im abgebenden BV keine Verminderung des Sammelpostens und stellt
folglich im aufnehmenden BV keinen Zugang dar (R 6.13 Abs. 6 EStR 2008;
BMF v. 30.9.2010, BStBl. I 2010, 755 – Tz. 22; differenzierend Strahl in Korn,
§ 6 Rn. 468.28); s. aber Anm. 1459a.
Verhältnis zu Abs. 3: Die Regelungen des Abs. 3 betreffen die unentgeltliche
Übertragung von Sachgesamtheiten (Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmer[-
teil]anteil) auf einen anderen Stpfl., während Abs. 5 Satz 3 die Übertragung von
EinzelWG bei Mitunternehmerschaften regelt. Zur Anwendungskonkurrenz
zwischen Abs. 3 und Abs. 5 Satz 3 bei der Übertragung eines Mitunternehmer-
anteils mit Sonder-BV s. Anm. 1364, 1366a.
Verhältnis zu Abs. 4: Die Regelung des Abs. 4 betrifft die Übertragung von
EinzelWG auf einen anderen Stpfl.; Abs. 5 Satz 1 und 2 sind im Fall eines
Rechtsträgerwechsels nicht anwendbar. Zum konkurrierenden Anwendungs-
bereich von Abs. 4 und Abs. 5 Satz 3 s. Anm. 1431.
Verhältnis zu Abs. 6: Gemäß Abs. 6 Satz 4 bleibt Abs. 5 unberührt. Die bei
Tausch und verdeckter Einlage geltenden Grundsätze des Abs. 6 gelten damit
im Verhältnis zwischen Mitunternehmer und Mitunternehmerschaft nur inso-
weit, als Abs. 5 keine speziellere Regelung enthält.
E Tausch gegen WG, die nicht in Gesellschaftsrechten bestehen, führt, da Abs. 5
insoweit eben gerade keine speziellere Regelung enthält, auch im Verhältnis zwi-
schen Mitunternehmer und Mitunternehmerschaft zur Anwendung von Abs. 6
Satz 1, dh. Gewinnrealisierung im abgebenden Vermögen und Ansatz des ge-
meinen Werts. Erfolgt die Übertragung jedoch gegen Änderung von Gesell-
schaftsrechten, ist Abs. 5 vorrangig; da in Abs. 5 Satz 3 die Übertragung gegen
Gesellschaftsrechte ausdrückl. genannt wird, wäre Abs. 5 Satz 3 wohl ohnehin
als lex specialis anzusehen, so dass Abs. 6 Satz 4 insoweit lediglich klarstellenden
Charakter hat.
E Verdeckte Einlage: Erhöht sich durch eine Übertragung nach Satz 3 oder inner-
halb der folgenden sieben Jahre nach einer solchen der Anteil einer an der Mit-
unternehmerschaft beteiligten KapGes. an dem übertragenen WG oder wird
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dieser begründet, liegt regelmäßig eine verdeckte Einlage iSv. § 8 Abs. 3 Satz 3
KStG vor. Für den verdeckt Einlegenden ordnet Abs. 6 Satz 2 die Erhöhung
der AK der Beteiligung um den Teilwert des eingelegten WG an. Diese Rechts-
folge bleibt trotz Abs. 6 Satz 4 bestehen (vgl. OFD Karlsruhe v. 20.6.2006,
StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.1.), enthält doch Abs. 5 hierzu keiner-
lei Regelung, denn Abs. 5 Satz 3-6 betrifft lediglich die Bewertung des übertrage-
nen WG bei der Mitunternehmerschaft, nicht dagegen diejenige des Anteils an
der KapGes., in die verdeckt eingelegt wurde. Abs. 5 Satz 3 ist insoweit zunächst
lex specialis zu Abs. 1 Nr. 5, wonach im Fall der (verdeckten) Einlage eigentlich
der Teilwert anzusetzen ist. Nach Satz 5 und 6 wird nun eben diese Bewertung
zum Teilwert (ggf. rückwirkend) wieder angeordnet und damit der Gleichklang
zu Abs. 6 Satz 2 im Fall der verdeckten Einlage wieder hergestellt, wonach sich
die AK um den Teilwert des eingelegten WG erhöhen (s. Anm. 1474j).
Verhältnis zu § 4 Abs. 4a: Im Verhältnis zu § 4 Abs. 4a ist fraglich, ob Über-
führungen bzw. Übertragungen nach Abs. 5 als Entnahmen und Einlagen iSv.
§ 4 Abs. 4a anzusehen sind. Nach Auffassung der FinVerw. ist dies infolge einer
betriebs- bzw. mitunternehmeranteilsbezogenen Betrachtung zu bejahen (BMF
v. 17.11.2005, BStBl. I 2005, 1019 – Tz. 10; v. 7.5.2008, BStBl. I 2008, 588 – Tz.
32d). Ebenso vertritt die Rspr., dass der Transfer eines WG – im entschiedenen
Fall aus dem Sonder-BV in das Gesamthandsvermögen einer anderen Mitunter-
nehmerschaft – eine Überentnahme im abgebenden BV auslösen kann (FG Ba.-
Württ. v. 19.5.2008 – 12 K 85/07, EFG 2009, 233, nrkr., Az. BFH IV R 33/08;
zust. Wacker in Schmidt XXX. § 15 Rn. 430). Hiergegen wird mit Verweis auf
den weiten Betriebsbegriff sowie die Abkehr von der finalen Entnahmelehre
vertreten, lediglich den Wirtschaftsgutstransfer in das PV als Entnahme iSv. § 4
Abs. 4a zu begreifen (Ley, KÖSDI 2009, 16333; uE zutreffend, s. auch
Anm. 1443). Ob danach eine Entnahme auch bei einer unentgeltlichen interper-
sonellen Verlagerung des WG auf andere Mitunternehmer nach Abs. 5 Satz 3 zu
verneinen wäre, erscheint uE in Ermangelung einer § 34a Abs. 5 (s. § 34a
Anm. 71) vergleichbaren Regelung in § 4 Abs. 4a allerdings fraglich.
Verhältnis zu § 6b: Mit der durch das UntStFG bewirkten Rückkehr zu einer
gesellschafterbezogenen Betrachtungsweise des § 6b hat der Gesetzgeber neben
Abs. 5 Satz 3 eine weitere Möglichkeit zu einer steuerneutralen Übertragung für
die von § 6b erfassten WG zwischen Mitunternehmer und Mitunternehmer-
schaft eröffnet. Sind die Voraussetzungen des § 6b gegeben, so kann der Mit-
unternehmer bei einer fremdüblichen entgeltlichen Veräußerung eines WG sei-
nes (Sonder-)BV an „seine“ Mitunternehmerschaft den Veräußerungsgewinn
durch Bildung einer § 6b-Rücklage neutralisieren und, der gesellschafterbezoge-
nen Betrachtung folgend, die stillen Reserven sodann auf dasselbe, nunmehr im
Eigentum der Mitunternehmerschaft stehende WG übertragen, soweit ihm die-
ses ideell anteilig zuzurechnen ist. Während in diesem Fall eine vollständige
Übertragung der stillen Reserven immer dann erfolgen kann, wenn die auf den
veräußernden Mitunternehmer entfallenden anteiligen AK des WG betrags-
mäßig zumindest dem im abgebenden BV erzielten Veräußerungsgewinn ent-
sprechen, ist bei umgekehrter Übertragungsrichtung (Mitunternehmerschaft ver-
äußert in das [Sonder-]BV eines ihrer Mitunternehmer) im Unterschied zu einer
nach Satz 3 erfolgenden Übertragung stets nur eine quotale Übertragung der stil-
len Reserven möglich (Strahl, FR 2001, 1154 [1156 f.]; Hoffmann, GmbHR
2002, 125 [133]). Dass in den vorgenannten Sachverhalten das veräußerte WG
und das angeschaffte WG, auf welches die stillen Reserven übertragen werden
sollen, identisch sind, steht einer Anwendung des § 6b nicht entgegen (OFD
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Koblenz v. 23.12.2003, DStR 2004, 314). In Betracht zu ziehen ist eine Anwen-
dung des § 6b insbes. dann, wenn Satz 3 entweder als nicht anwendbar angese-
hen wird, beispielsweise bei gleichzeitiger Übernahme von Verbindlichkeiten (s.
Anm. 1452b), bei der Übertragung zwischen Schwester-PersGes. (umstritten, s.
Anm. 1447d, 1456) oder wenn wegen Satz 5 und 6 lediglich eine partielle Beibe-
haltung der stillen Reserven möglich ist (Strahl, FR 2001, 1154 [1156 ff.]; Korn/
Strahl, Stbg. 2002, 300; Bogenschütz/Hierl, DStR 2003, 1097 [1102]; OFD
Münster v. 2.4.2004, DStR 2004, 1041; krit. Brandenberg, DStZ 2002, 551
[555]).
Verhältnis zu § 15a: Übertragungen iSv. Satz 3 Nr. 1 bzw. Nr. 2 aus dem Ge-
sellschaftsvermögen in das (Sonder-)BV eines Mitunternehmers stellen Entnah-
men iSd. § 15a Abs. 3 Satz 1 dar (vgl. Ruban, FS Klein, 1994, 781 [796]; Wacker
in Schmidt XXX. § 15a Rn. 154).
Verhältnis zu § 16 Abs. 3 Satz 2: Da es sich bei einer Realteilung grds. um
Übertragungen zwischen verschiedenen (partiellen) StSubjekten handelt, besteht
zwischen Abs. 5 Satz 1 und 2 und § 16 Abs. 3 Satz 2 regelmäßig keine Anwen-
dungskonkurrenz. Zur Abgrenzung einer unter Satz 3 zu fassenden Sachwert-
abfindung bei Ausscheiden eines Mitunternehmers unter Fortbestand der Ge-
sellschaft von der Realteilung s. § 16 Anm. 441.
Verhältnis zu § 34a: Gemäß § 34a Abs. 5 Satz 1 gelten Überführungen bzw.
Übertragungen nach Abs. 5 Satz 1–3 als Entnahmen und Einlagen iSv. §34a (s.
§ 34a Anm. 70).

2. Verhältnis zu Vorschriften des KStG und GewStG
Verhältnis zu § 8 Abs. 1 KStG: Was als Einkommen einer Körperschaft gilt
und wie das Einkommen zu ermitteln ist, bestimmt sich gem. § 8 Abs. 1 KStG
nach den Vorschriften des EStG und des KStG. Die Bewertungsvorschrift des
Abs. 5 ist daher grds. auf die Einkommensermittlung der Körperschaften an-
wendbar; vgl. Anm. 1447c.
Verhältnis zu § 8 Abs. 3 KStG: Die Regelungen zur vGA werden gegenüber
Abs. 5 Satz 3 als vorrangig angesehen (BFH v. 15.9.2004 – IV R 7/02, BStBl. II
2005, 867; BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401, Rn. 9; Reiß in Kirchhof X.
§ 15 Rn. 390; Groh, DB 2003, 1403 [1408]; zum Rangverhältnis beider Normen
eingehend Briese, GmbHR 2005, 207 [211]; Mayer, GmbHR 2005, 1033 [1034].
Überträgt eine KapGes. als Mitunternehmerin beispielsweise unentgeltlich ein
WG auf eine Mitunternehmerschaft, an welcher auch die Kapitalgesellschafter
als Mitunternehmer beteiligt sind, so stellt dies insoweit eine vGA dar, die eine
Gewinnrealisierung bewirkt; s. auch Anm. 1461b.
Verhältnis zu § 13 Abs. 4 KStG: Gemäß § 13 Abs. 4 Satz 1 KStG sind bei ei-
ner nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG beginnenden StBefreiung in der Schlussbilanz
die WG, die der Förderung stbegünstigter Zwecke iSd. § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG
dienen, mit den Buchwerten anzusetzen. Diese Regelung ist gegenüber Abs. 5
Satz 1 als speziellere Norm vorrangig.
Verhältnis zu § 7 GewStG: Gewerbeertrag ist gem. § 7 Abs. 1 GewStG der
nach den Vorschriften des EStG oder KStG zu ermittelnde Gewinn aus Gewer-
bebetrieb unter Berücksichtigung der gewstl. Hinzurechnungs- und Kürzungs-
vorschriften. Mit der Verweisung auf das EStG ist der Ausgangswert bei der Be-
rechnung des Gewerbeertrags nach den estl. Vorschriften in §§ 4–7k zu
ermitteln (BFH v. 18.2.1965 – IV 159/63 U, BStBl. III 1965, 259; v. 25.4.1985 –
IV R 83/83, BStBl. II 1986, 350). Die Rechtsfolgen des Abs. 5 gelten mithin
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grds. auch für die Ermittlung des Gewerbeertrags, wenn abgebendes und/oder
aufnehmendes BV Gewerbebetriebe iSd. § 2 Abs. 1 GewStG sind; s. Anm. 1450.

3. Verhältnis zum Umwandlungsteuerrecht
Verhältnis zu § 5 Abs. 3 UmwStG:Wird die Beteiligung an einer Körperschaft
im BV eines Einzelunternehmens oder im Sonder-BV einer Mitunternehmer-
schaft gehalten und die Körperschaft auf eine PersGes. verschmolzen, gelten
für die Überführung der Beteiligung in das BV der übernehmenden PersGes.
die Bewertungsvorschriften des § 5 Abs. 3 UmwStG. Es handelt sich um eine
Spezialvorschrift für Zwecke der Berechnung des Übernahmegewinns bei der
Übernehmerin iSd. § 4 Abs. 4 UmwStG.
Verhältnis zu § 20 UmwStG: Abs. 5 gilt auch, wenn ein Betrieb mit Rückwir-
kung in eine KapGes. gem. § 20 UmwStG eingebracht und im Rückbezugszeit-
raum Überführungen oder Übertragungen aus dem eingebrachten BV in ein an-
deres BV des Einbringenden vorgenommen werden. Grundsätzlich sind gem.
§ 20 Abs. 5 Satz 1 UmwStG das Einkommen und das Vermögen des Einbrin-
genden und der übernehmenden KapGes. auf Antrag so zu ermitteln, als ob das
eingebrachte BV mit Ablauf des stl. Übertragungsstichtags (§ 20 Abs. 6
UmwStG) auf die KapGes. übergegangen wäre. Dies würde bedeuten, dass der
KapGes. die Überführung bzw. Übertragung eines WG in das andere BV des
Einbringenden nach dem stl. Übertragungsstichtag zuzurechnen wäre (Folge
wäre eine vGA). Dieser Grundsatz erfährt jedoch gem. § 20 Abs. 5 Satz 2
UmwStG eine Ausnahme, soweit Entnahmen und Einlagen nach dem stl. Über-
tragungsstichtag erfolgen. Diese nehmen an der Rückwirkungsfiktion nicht teil
und sind noch dem Einbringenden zuzurechnen. Entscheidend ist hierfür, dass
der Gesetzgeber im Anwendungsbereich von Abs. 5 Satz 1 und 2 de lege lata
vom Vorliegen einer Entnahme iSd. § 4 Abs. 1 Satz 2 und damit auch einer sol-
chen iSd. § 20 Abs. 5 Satz 2 UmwStG, gefolgt von einer anschließenden Einlage,
ausgeht und für deren Bewertung den BW anordnet (aA Strahl in Korn, § 6
Rn. 488). Würde man (mit guten Gründen, s. Anm. 1443) de lege ferenda den
Tatbestand der Einlage bzw. Entnahme in den hier in Rede stehenden Überfüh-
rungsfällen verneinen, müsste im UmwStG zur Vermeidung von vGA eine ge-
sonderte Regelung aufgenommen werden, mit der vergleichbar zu § 34a Abs. 5
das Vorliegen von Entnahmen und Einlagen in diesen Fällen fingiert würde.
Verhältnis zu § 24 UmwStG: Während § 24 UmwStG die Einbringung von
Sachgesamtheiten (Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil) regelt, be-
trifft Satz 3 die Übertragung von einzelnen WG. Werden im Zuge der Einbrin-
gung einer Sachgesamtheit wesentliche Betriebsgrundlagen nicht in das Gesell-
schaftsvermögen, sondern lediglich in das Sonder-BV des Einbringenden bei
der aufnehmenden PersGes. überführt, so soll dies nach hM gleichwohl einen
Anwendungsfall von § 24 UmwStG darstellen, woraufhin sich das Bewertungs-
wahlrecht nach § 24 Abs. 2 Satz 1 UmwStG in diesem Fall auch auf die in das
Sonder-BV überführten WG erstreckt (BFH v. 26.1.1994 – III R 39/91,
BStBl. II 1994, 458; BMF v. 25.3.1998, BStBl. I 1998, 268; Schmitt/Hörtnagl/
Stratz, § 24 UmwStG Rn. 33 f. mwN; aA Patt in DJPW, § 24 UmwStG Rn. 16,
19; Niehus, FR 2010, 1 ff.). Eine Einbringung iSd. § 24 UmwStG liegt unstreitig
nicht vor, wenn der Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil ausschließ-
lich in das Sonder-BV der PersGes. eingebracht wird (FG Düss. v. 30.4.2003 –
16 K 2934/01 E, EFG 2003, 1180, rkr.; Schmitt/Hörtnagl/Stratz, § 24
UmwStG Rn. 110). In diesen Fällen ist vielmehr eine (steuerneutrale) Überfüh-
rung gem. Satz 2 gegeben.
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VII. Anwendung des Abs. 5 auf Auslandsbeziehungen

Gemäß Abs. 5 ist ein Transfer zum BW nur zulässig, sofern die Besteuerung der
stillen Reserven sichergestellt ist. Dies kann insbes. bei grenzüberschreitenden
Sachverhalten fraglich sein, wobei zwischen Überführungen nach Satz 1 und 2
(s. Anm. 1449) und Übertragungen nach Satz 3 (s. Anm. 1462b–1463b) zu un-
terscheiden ist.

B. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen von Abs. 5
Satz 1 und 2

I. Einzelnes Wirtschaftsgut des (Sonder-)Betriebsvermögens

Gegenstand der Bewertung sind WG, die von einem in ein anderes BV dessel-
ben Stpfl. übertragen werden. Grundsätzlich kommen alle Arten von WG in Be-
tracht, soweit sie nicht unselbständiger Bestandteil eines anderen WG sind.
Begriff des „einzelnen“ Wirtschaftsguts: s. Vor §§ 4–7 Anm. 116.
Sachgesamtheiten: Dem Wortlaut nach betreffen Satz 1 und 2 des Abs. 5 nur
die Überführung einzelner WG, nicht aber die von Sachgesamtheiten (Betrieben,
Teilbetrieben oder Mitunternehmeranteilen). Auch ist Abs. 3 nicht einschlägig,
da dort die Übertragung der Sachgesamtheit auf einen anderen als den bisheri-
gen Inhaber verlangt wird (s. Anm. 1341), so dass die Überführung von Sach-
gesamtheiten aus einem in ein anderes BV desselben Stpfl. explizit nicht geregelt
ist. Hieraus kann allerdings nicht gefolgert werden, dass Satz 1 und 2 in diesen
Fällen nicht anwendbar seien und zumindest im Fall der Überführung von Teil-
betrieben oder ganzen Betrieben in ein anderes BV desselben Stpfl. die stillen
Reserven wegen des Vorliegens einer Entnahme bzw. Betriebsaufgabe aufzude-
cken wären (die Überführung eines Mitunternehmeranteils würde mangels Wirt-
schaftsguteigenschaft ohnehin keine stl. Bewertung auslösen). Die Rechtsfolgen
einer derartigen Differenzierung nach EinzelWG einerseits und Sachgesamthei-
ten andererseits sind weder sachlogisch begründbar noch als vom Gesetzgeber
intendiert anzunehmen, so dass uE Satz 1 und 2 auch bei Überführungen von
Sachgesamtheiten anzuwenden sind (so auch BMF v. 8.12.2011, DStR 2011,
2401 – Tz. 6; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 681; Dietel, DStR 2009, 1352
[1353]).

II. Überführung zwischen verschiedenen (Sonder-)Betriebsvermögen
desselben Steuerpflichtigen

1. Begriff der Überführung
Überführung in Satz 1 und 2 ist strechtlich zu verstehen. Hier sind alle Vorgän-
ge, Handlungen oder Rechtsfolgen gemeint, die zum Wechsel der Zuordnung ei-
nes WG zu einem bestimmten (Sonder-)BV führen. Bei notwendigem BV oder
Sonder-BV wird die Überführung in einen anderen Betrieb des Stpfl. regelmäßig
durch Nutzungsänderung, dh. durch Änderung der tatsächlichen betrieblichen
Zweckwidmung bewirkt. Soll ein WG des gewillkürten BV überführt werden,
kommt der Umwidmung durch Buchung entscheidende Bedeutung zu (Heini-
cke in Schmidt XXX. § 4 Rn. 360 unter „Buchung“). Aber auch bloße Rechts-
vorgänge, die aufgrund strechtlicher Wertungen eine andere vermögensmäßige
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Zuordnung eines WG zur Folge haben, sind als „Überführung“ iSv. Satz 1 und 2
zu werten, etwa wenn bei Wegfall einer Bilanzierungskonkurrenz die verdrängte
stl. Zuordnung des WG wieder auflebt, durch die Umwandlung einer Körper-
schaft in eine PersGes. sich erstmals eine Bilanzierungskonkurrenz ergibt oder
sich die strechtliche Beurteilung aus anderen Gründen ändert (zB bei einer ver-
deckten Einlage; vgl. auch BFH v. 21.6.2001 – III R 27/98, BStBl. II 2002, 537).

Beispiel 1 (Wegfall des Sonderbetriebsvermögens durch Veräußerung des Mit-
unternehmeranteils und Rückfall in den Eigenbetrieb): Die XY KG ist ua. an der
ABC OHG als Mitunternehmerin beteiligt. Sie überlässt der Tochtergesellschaft ein
WG ihres Gesellschaftsvermögens zur betrieblichen Nutzung. Zum 31.12.01 veräußert
die XY KG ihre Beteiligung an der Untergesellschaft.
Ertragsteuerliche Beurteilung: Die Veräußerung der Gesellschaftsbeteiligung an der
ABC OHG bedeutet ertragstl. die Überführung des überlassenen WG gem. Abs. 5
Satz 2 aus dem Sonder-BV der Untergesellschaft in den Eigenbetrieb der XY KG. Bis
zur Veräußerung war die XY KG Mitunternehmerin der Untergesellschaft. Die Nut-
zungsüberlassung des WG führte zu notwendigem Sonder-BV I der Obergesellschaft
bei der Untergesellschaft (Patt/Rasche, FR 1996, 805). Mit Beendigung der Mitunter-
nehmerstellung fällt die (vorrangige) Sonder-BV-Eigenschaft weg, so dass das WG im
Gesellschaftsvermögen der XY KG deren Eigenbetrieb zuzuordnen ist. Der „Rückfall“
des WG ist gem. Abs. 5 Satz 2 zwingend mit dem Buchwert aus der Sonderbilanz zu
bewerten.
Beispiel 2 (Überführung eines Wirtschaftsguts aus dem Sonderbetriebsver-
mögen in den Eigenbetrieb des Mitunternehmers infolge der Umwandlung der
PersGes. in eine Kapitalgesellschaft): Die XY OHG soll formwechselnd in eine
GmbH umgewandelt werden. Die PersGes. betreibt ihr Unternehmen auf einem Be-
triebsgelände, das im Eigentum ihres Gesellschafters X steht, der mit 80 % beteiligt ist.
Die Umstrukturierung soll möglichst keine StBelastung hervorrufen.
Ertragsteuerliche Beurteilung: Die Umwandlung der OHG in eine KapGes. bedeu-
tet strechtlich die Überführung iSv. Satz 2 des Grundstücks aus dem Sonder-BV des X
bei der PersGes. in das BV eines Besitzeinzelunternehmens, das mit Umwandlung ent-
steht. Die Überführung ist zwingend mit dem Buchwert aus der Sonderbilanz zu be-
werten. Das Grundstück gehört bis zum Formwechsel zum notwendigen Sonder-BV I
des X bei der XY OHG. Mit Umwandlung in eine KapGes. geht die Mitunternehmer-
stellung des X unter; dieser erlangt als Gegenleistung Gesellschaftsanteile an einer
GmbH. Das Gesellschaftsvermögen der PersGes. ist mit dem Gesellschaftsvermögen
der KapGes. identisch, da der Formwechsel nur die Änderung des Rechtskleids bedeu-
tet. Das Grundstück bleibt also Alleineigentum des X; jedoch verliert es seine Sonder-
BV-Eigenschaft. Dies bedeutet aber nicht die Überführung in das PV, weil das Grund-
stück notwendiges BV eines gewerblichen Verpachtungsbetriebs wird. Die GmbH als
Rechtsnachfolgerin der XY OHG setzt den Pachtvertrag fort. Infolge der personellen
und sachlichen Verflechtung zu der KapGes. ist die Nutzungsüberlassung im Rahmen
einer Betriebsaufspaltung Gewerbebetrieb iSd. § 15 Abs. 2.
Beispiel 3 (Überführung eines Wirtschaftsguts aus dem Eigenbetrieb in das
Sonderbetriebsvermögen infolge der unentgeltlichen Aufnahme einer natürli-
chen Person in ein Einzelunternehmen): A, der ein Einzelunternehmen betreibt,
nimmt seine Tochter B unter Gründung der A & B OHG unentgeltlich als Gesellschaf-
terin auf. A betrieb das Einzelunternehmen auf einem ihm gehörenden Grundstück,
das er nicht in das Gesellschaftsvermögen einbringt, sondern der A & B OHG zur
Nutzung überlässt.
Ertragsteuerliche Beurteilung: Die Bewertung des in das Gesellschaftsvermögen
übertragenen Vermögens erfolgt gem. Abs. 3 Satz 2 iVm. Satz 1 zum Buchwert, wobei
die Besonderheiten des Abs. 3 Satz 2 zu beachten sind. Das der A & B OHG überlas-
sene Grundstück wird mit der Gründung der OHG aus dem Betrieb des (untergehen-
den) Einzelunternehmens gem. Abs. 5 Satz 2 zwingend zum Buchwert in das Sonder-
BV des A bei der A & B OHG überführt. An der Bewertung des Grundstücks ändert
sich auch nichts, wenn B ihren Gesellschaftsanteil innerhalb von fünf Jahren veräußert
oder aufgibt und infolgedessen A die anteiligen stillen Reserven in dem auf B anlässlich
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der Aufnahme als Gesellschafterin übergegangenen Vermögen rückwirkend aufdecken
muss (vgl. zu den Rechtsfolgen bei späterem Wegfall der Voraussetzungen des Abs. 3
Satz 2 ausführl. Anm. 1388 f. sowie BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 – Tz. 21,
11 ff.).
Beispiel 4 (Überführung eines Grundstücks aus dem landwirtschaftlichen Anla-
gevermögen in das Umlaufvermögen eines gewerblichen Grundstückshandels):
Landwirt X stellt eine Bauvoranfrage, die darauf gerichtet ist, ein zu seinem landwirt-
schaftlichen Betrieb gehörendes Grundstück als Bauland für eine Reihe von Einfamili-
enhäusern marktgängig zu machen. Ziel ist es, das Grundstück nach erfolgter Geneh-
migung zu parzellieren und die einzelnen Parzellen anschließend zu veräußern.
Begründet X durch diese Aktivitäten einen gewerblichen Grundstückshandel, gehört
das Grundstück zu dessen UV; die diesbezügliche Überführung aus dem landwirt-
schaftlichen in das gewerbliche BV erfolgt gem. Abs. 5 Satz 1 zwingend zum BW (FG
Düss. v. 4.11.2010 – 16 K 4489/08 E,G, EFG 2011, 542, nrkr., Az. BFH IV B
147/10).

Regelmäßig kein Eigentumswechsel: Das zivilrechtl. oder wirtschaftliche Ei-
gentum an dem WG ändert sich bei Überführungen iSv. Satz 1 und 2 regelmäßig
nicht, da die Überführung zwischen verschiedenen BV derselben natürlichen
oder juristischen Person stattfindet. Im Unterschied hierzu bezeichnet der Ge-
setzgeber in Satz 3 den Transfer eines WG, der mit einem Rechtsträgerwechsel
verbunden ist, als Übertragung (Wendt, FR 2002, 53 [57]; Strahl in Korn, § 6
Rn. 490).
Ausnahme bei Bruchteilsbetrachtung: Bei einer vermögensverwaltenden
PersGes. erfolgt gem. § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO im Wege einer Bruchteilsbetrach-
tung eine anteilige Zurechnung der WG des Gesellschaftsvermögens auf die Ge-
sellschafter (vgl. Söffing, Stbg. 1996, 289 [292 f.]; Daragan, DStR 2000, 573
[575]), während bei einer mitunternehmerischen PersGes. diese Regelung durch
§ 15 Abs. 1 Nr. 2 verdrängt wird (BFH v. 25.2.1991 – GrS 7/89, BStBl. II 1991,
691, C.III.2; v. 10.7.1980 – IV R 136/77, BStBl. II 1981, 84; vgl. hierzu auch
Kruse in Tipke/Kruse, AO, § 39 AO Rn. 90 ff.). Räumt ein Gesellschafter einer
vermögensverwaltenden PersGes. der Gesellschaft das zivilrechtl. und/oder
wirtschaftliche Eigentum an einem WG seines (Sonder-)BV ein, so kann es sich
trotz des damit verbundenen Rechtsträgerwechsels strechtlich um eine Überfüh-
rung iSv. Satz 1 bzw. Satz 2 handeln, nämlich dann, wenn der ideelle Anteil des
Gesellschafters an dem betreffenden WG weiterhin seinem BV bzw. Sonder-BV
zuzuordnen ist:
E Zebragesellschaft: Überträgt der Gesellschafter einer vermögensverwaltenden
PersGes., der seine Beteiligung in einem BV hält, ein WG aus einem anderen sei-
ner BV auf die Zebragesellschaft bzw. umgekehrt, so bedeutet dies zwar einen
Übergang des zivilrechtlichen Eigentums, gleichwohl liegt, da die gem. § 39
Abs. 2 Nr. 2 AO anteilig den Gesellschaftern zuzurechnenden WG für die be-
trieblich beteiligten Gesellschafter strechtlich BV darstellen, insoweit eine unter
Satz 1 und 2 fallende Überführung vor, als das WG anteilig weiterhin BV des
Übertragenden ist bzw., bei der Übertragung in umgekehrter Richtung, anteilig
aus einem BV des Empfängers entstammte (Hörger/Mentel/Schulz, DStR
1999, 565 [573]; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 682; Strahl in Korn, § 6
Rn. 489.6; für eine Anwendung von Satz 3 mit der Folge einer vollständigen
Buchwertübertragung Niehus, DStZ 2004, 143 [148 ff.]; aA wohl Nds. FG v.
28.9.2009 – 3 K 869/04, EFG 2010, 729, nrkr., Az. BFH IV R 44/09 für den
Fall einer Veräußerung).
E Übertragung auf vermögensverwaltende PersGes. und nachfolgende Nutzungsüberlassung
an Schwesterpersonengesellschaft: Überlässt eine vermögensverwaltende PersGes. ein
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WG unmittelbar nach der Übertragung durch einen ihrer Mitunternehmer einer
Gewinneinkünfte erzielenden Schwester-PersGes. zur Nutzung und sind die
Voraussetzungen einer (mitunternehmerischen) Betriebsaufspaltung nicht er-
füllt, so folgt aus § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO die anteilige Zurechnung des überlasse-
nen WG zum Sonder-BV der an beiden Gesellschaften beteiligten Gesellschaf-
ter bei der Gewinneinkünfte erzielenden PersGes.

Beispiel 5 (Übertragung auf vermögensverwaltende PersGes. und Nutzungs-
überlassung an Schwesterpersonengesellschaft): Der Einzelgewerbe treibende A
überträgt unentgeltlich sein betriebliches Grundstück auf eine Grundstücks-GbR, an
der A, seine Ehefrau B und sein Sohn S zu je einem Drittel beteiligt sind. Die Grund-
stücks-GbR überlässt das Grundstück an die gewerbliche XY KG, an der A und S als
Mitunternehmer beteiligt sind.
Ertragsteuerliche Beurteilung: Sind die Voraussetzungen einer (mitunternehmeri-
schen) Betriebsaufspaltung nicht erfüllt, weil es beispielsweise an der personellen Ver-
flechtung fehlt, so ist das von der GbR überlassene Grundstück anteilig dem Sonder-
BV von A und S bei der XY KG zuzurechnen (BFH v. 22.11.1994 – VIII R 63/93,
BStBl. II 1996, 93). Mithin liegt hinsichtlich des gem. § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO weiterhin
dem A zuzurechnenden Grundstücksteils eine Überführung aus dessen BV in sein Son-
der-BV bei der XY KG vor, welche gem. Satz 2 zu Buchwerten erfolgt. Bezüglich des
Grundstückteils, der auf B übergeht, liegt eine Entnahme aus dem abgebenden BV des
A vor. Sodann schenkt A das anteilige Grundstück der B, die im Zuge der Vermietung
an die XY KG Einkünfte aus VuV erzielt. Der Grundstücksteil, der auf S übergeht,
wird bei diesem Sonder-BV bei der XY KG. Hier stellt sich die Frage, ob, analog zur
Behandlung des auf B übergehenden Grundstücksteils, zunächst eine Entnahme des A
mit anschließender Einlage durch S vorliegt oder ob die Übertragung insoweit nach
Satz 3 Nr. 3 zum Buchwert erfolgt. Letzteres wird man zumindest für den Fall anneh-
men können, in dem der Mietvertrag mit der XY KG über das Grundstück zunächst
zwischen A und der XY KG abgeschlossen wird und die Übertragung des Grundstücks
auf die GbR erst im Anschluss daran erfolgt.

Überführung aufgrund Wegfalls der Bruchteilsbetrachtung: Satz 1 und 2
können auch dann zur Anwendung kommen, wenn ein WG des Gesamthands-
vermögens einer vermögensverwaltenden PersGes., das bei einem Gesellschaf-
ter aufgrund der Bruchteilsbetrachtung anteilig zum (Sonder-)BV gehört, auf-
grund des Eintritts der PersGes. in die Gewerblichkeit nunmehr stl. BV der
entstehenden Mitunternehmerschaft wird (glA Strunk/Kamphaus, BB 2002,
2153 [2157 f.]).

Beispiel 6 (Vermögensverwaltende PersGes. wird gewerblich): An der lediglich
vermögensverwaltenden X GbR sind A, B und C mit je einem Drittel beteiligt. Die X
GbR verwaltet umfangreichen, zum Gesamthandsvermögen gehörenden Grundbesitz.
Ein Grundstück überlässt sie der gewerblich tätigen Y OHG zur Nutzung, an der B
und C zu jeweils 50 % beteiligt sind. Aufgrund von Grundstücksverkäufen begründet
die X GbR ab 1.1.10 einen gewerblichen Grundstückshandel.
Ertragsteuerliche Beurteilung: Die X GbR ist, soweit eine personelle Verflechtung
mit der Y OHG nicht besteht, bis zum 31.12.01 eine vermögensverwaltende PersGes.
und hat daher kein BV. Gleichwohl ist das an die Y OHG überlassene Grundstück bis
zum 31.12.09 insoweit Sonder-BV von B und C bei der Y OHG, als es ihnen anteilig
zuzurechnen ist. Ab 1.1.10 handelt es sich bei der X GbR um eine zumindest teilweise
gewerblich tätige PersGes., die gem. § 15 Abs. 3 Nr. 1 in vollem Umfang als Gewerbe-
betrieb gilt. Das zum Gesamthandsvermögen der X GbR gehörende, an die Y OHG
vermietete Grundstück zählt daher nunmehr aufgrund der vom BFH im Bereich der
Schwester-PersGes. praktizierten Subsidiaritätstheorie vollumfänglich zum stl. Gesamt-
handsvermögen der X GbR (vgl. BFH v. 30.10.1980 – IV R 5/77, BStBl. II 1981, 307).
Es gilt daher als nach Satz 1 und 2 aus dem jeweiligen Sonder-BV von B und C in das
BV der PersGes. überführt. Eine Anwendung von Satz 3-6 (Übertragung aus dem Son-
der-BV in das Gesamthandsvermögen) scheidet aus, da kein Rechtsträgerwechsel und
damit keine Übertragung des WG iSv. Satz 3 stattgefunden hat. Im Übrigen wäre es
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auch sachlich nicht zu rechtfertigen, in diesem Fall die Sperrfrist-Regelung des Satzes 4
und die Missbrauchsklauseln in Satz 5 und 6 anzuwenden.

2. Zwischen verschiedenen Betriebsvermögen bzw. Sonderbetriebsver-
mögen

Anderes Betriebsvermögen: Eine Überführung iSv. Satz 1 liegt vor, wenn ein
WG von einem BV in ein anderes BV desselben Stpfl. überwechselt. Dies erfor-
dert das Vorliegen mehrerer Betriebe eines Stpfl.; zur Mehrheit von Gewerbe-
betrieben eines Stpfl. vgl. § 15 Anm. 185 mwN. Das Verbringen eines WG zwi-
schen verschiedenen Betriebsstätten eines einheitlichen Betriebs fällt nicht unter
Satz 1. Zum Verbringen in ein ausländ. BV s. ausführl. Anm. 1449.
Einschluss des Sonderbetriebsvermögens: Eine Überführung iSv. Satz 2 ist
gegeben, wenn ein WG zwischen einem Sonder-BV des Stpfl. bei einer Mit-
unternehmerschaft und einem eigenen BV oder einem Sonder-BV des Stpfl. bei
einer anderen Mitunternehmerschaft überführt wird. Zum Begriff des Sonder-
BV s. § 15 Anm. 700 ff.
E Gleichstellung von Sonderbetriebsvermögen und Betriebsvermögen: Satz 2 stellt bezüglich
der Überführung von WG das Sonder-BV des Mitunternehmers bei einer Mit-
unternehmerschaft dem eigenen BV des Stpfl. gleich. Diese Gleichstellung ist
keineswegs selbstverständlich, da das Sonder-BV grds. als dem BV der Mitunter-
nehmerschaft zugehörig angesehen wird (vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 486), so
beispielsweise im Fall der Veräußerung iSv. § 16 Abs. 1 Nr. 2 (vgl. Wacker in
Schmidt XXX. § 16 Rn. 407), bei der unentgeltlichen Übertragung (gem. Abs. 3
Satz 2 ist die Zurückbehaltung von WG unschädlich, wenn diese als Sonder-BV
weiterhin „zum BV derselben Mitunternehmerschaft“ gehören) sowie bei Ein-
bringungen gem. §§ 20 Abs. 1 Satz 1 und 24 Abs. 1 UmwStG. Obwohl die WG
des Sonder-BV dem betreffenden Mitunternehmer unmittelbar zugeordnet sind,
folgt daraus nicht die Annahme eines eigenständigen Betriebs dieses Stpfl. (s.
ausführl. Vor §§ 4–7 Anm. 91). Vielmehr hat der Gesetzgeber die bestehende
Konkurrenz zwischen dem Subjektsteuerprinzip einerseits und der StRechtssub-
jektivität der PersGes. bezüglich der Gewinnermittlung andererseits in diesem
Fall zugunsten des Subjektsteuerprinzips gelöst (Hoffmann, GmbHR 2002, 125
[128]).
E Stellungnahme: Zwar ist in stsystematischer Hinsicht der Einschluss der WG
des Sonder-BV als unmittelbare und logische Konsequenz des Subjektsteuer-
prinzips zu begrüßen, gleichwohl sind die mit der Herauslösung des Sonder-BV
aus dem mitunternehmerischen BV verbundenen Wertungswidersprüche bezüg-
lich der Abgrenzung des Mitunternehmeranteils in den Fällen der Veräußerung,
der Einbringung sowie unentgeltlichen Übertragung fragwürdig (zu den mate-
riellen Konsequenzen dieser unterschiedlichen Abgrenzungen vgl. Wacker in
Schmidt XXX. § 16 Rn. 414). Anzumerken ist zudem, dass weitergehende oder
gar grundsätzliche Überlegungen zur Besteuerung der PersGes. uE aus Satz 2
nicht abgeleitet werden können. So indiziert die explizite und damit möglicher-
weise als Ausnahme zu wertende Regelung der Vorrangigkeit des Subjektsteuer-
prinzips im Fall des Satz 2 keine gesetzgeberische Bestätigung einer grundsätzli-
chen strechtlichen Verselbständigung der PersGes. (so aber Vor §§ 4–7
Anm. 91); vielmehr ist im Kontext von Satz 3–6 sowie § 6b wohl von einer ge-
sellschafterbezogenen Sichtweise der PersGes. auszugehen (s. Anm. 1443a).
Verschiedene Einkunftsarten: Unerheblich ist, ob es sich um eine Überfüh-
rung zwischen BV bzw. Sonder-BV derselben Einkunftsart oder unterschiedli-
cher Einkunftsarten handelt (Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 682). Dies gilt
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auch bei Überführung in einen Betrieb der LuF. Die Möglichkeit, im luf. Betrieb
zeitlich danach zur Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen zu wechseln,
ändert hieran nichts (BFH v. 14.6.1988 – VIII R 387/83, BStBl. II 1989, 187).
Zur Überführung eines WG auf einen luf. Betrieb, dessen Gewinn bereits nach
Durchschnittssätzen ermittelt wird, s. Anm. 1448.

3. (Sonder-)Betriebsvermögen desselben Steuerpflichtigen

a) Natürliche Personen
Satz 1 und 2 setzen voraus, dass einem Stpfl. mehrere BV (s. § 15 Anm. 185)
bzw. Sonder-BV zuzurechnen sind. Grundvorstellung des Gesetzgebers ist da-
bei eine natürliche Person, die mehrere Betriebe unterhält und/oder der im Rah-
men ihrer Beteiligung an einer oder mehreren Mitunternehmerschaften Sonder-
BV zuzurechnen ist.
Personengesellschaft ist anderer Steuerpflichtiger: Überträgt eine natürliche
Person als Mitunternehmer ein WG aus ihrem (Sonder-)BV in das Gesellschafts-
vermögen der Mitunternehmerschaft oder erfolgt diese Übertragung in umge-
kehrter Richtung, so stellt dies keinen Anwendungsfall von Satz 1 bzw. 2 dar.
Im Kontext des Abs. 5 stellen die den Mitunternehmern ideell anteilig zuzurech-
nenden WG des Gesamthandsvermögens im Grundsatz kein eigenes BV des
Mitunternehmers dar, so dass die PersGes. insoweit als anderer Stpfl. iSv. Satz 1
und 2 anzusehen ist. Dies zeigt sich insbes. darin, dass der Gesetzgeber in
Satz 3–6 eine spezialgesetzliche Regelung für eben diese Übertragungsvorgänge
geschaffen hat. Zwar hat der BFH zur Rechtslage vor 1999 die Auffassung ver-
treten, dass ein Gesellschafter, in dessen eigenes BV oder Sonder-BV ein WG
des Gesellschaftsvermögens übertragen wird, insoweit, als er an dem WG im
Rahmen seines Anteils am Gesellschaftsvermögen bereits vor der Übertragung
beteiligt war, den Entnahmetatbestand nicht verwirkliche, sondern vielmehr die
auf ihn entfallenden stillen Reserven im anderen BV oder Sonder-BV fortführe
(vgl. BFH v. 25.7.2000 – VIII R 46/99, BFH/NV 2000, 1549 mwN; v. 29.7.
1997 – VIII R 57/94, BStBl. II 1998, 652). Der Gesetzgeber ist der Auffassung
aber bei der Abfassung des Abs. 5 erkennbar nicht gefolgt. Siehe aber zur Über-
tragung zwischen SchwesterPersGes. Anm. 1447d.
Transfer bei Betriebsaufspaltung: Überträgt ein Stpfl. ein zum BV seines
Einzelunternehmens gehörendes WG im Wege der verdeckten Einlage auf eine
KapGes., so liegt keine Überführung iSv. Satz 1 und 2 vor, da das BV der Kap-
Ges. kein BV desselben Stpfl. darstellt. Die strechtliche Behandlung der ver-
deckten Einlage richtet sich nach Abs. 1 Nr. 5 (danach ist der Teilwert anzuset-
zen) sowie nach Abs. 6 Satz 2 (danach erhöhen sich die AK der
Gesellschaftsanteile um eben diesen Teilwert); die stillen Reserven sind also auf-
zudecken. Etwas anderes gilt auch dann nicht, wenn der Stpfl. zum Zeitpunkt
der Übertragung mehrheitlicher oder alleiniger Inhaber der Gesellschaftsanteile
der KapGes. war, etwa bei Vorliegen der Voraussetzungen einer klassischen Be-
triebsaufspaltung.

b) Körperschaften iSd. KStG
Anwendbarkeit von Satz 1 und 2: Die Gewinnermittlungsvorschriften des
EStG gelten gem. § 8 Abs. 1 KStG grds. auch für die kstl. Einkommensermitt-
lung. Abs. 5 Satz 1 und 2 ist daher auch für kstpfl. Rechtssubjekte anwendbar.
Körperschaften iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 1–3 KStG erzielen gem. § 8 Abs. 2 KStG
ausschließlich Einkünfte aus Gewerbetrieb; infolgedessen haben derartige
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Rechtssubjekte stets nur einen einheitlichen Betrieb zum Gegenstand (Glaneg-
ger/Güroff VII. § 2 Rn. 32, 341). Eine Überführung von WG aus einem in ein
anderes BV einer solchen Körperschaft ist daher nicht denkbar (vgl. Hoffmann
in LBP, § 6 Rn. 1150; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 682). Gleichwohl kann
eine solche Körperschaft, die als Mitunternehmerin an einer PersGes. beteiligt
ist, über Sonder-BV verfügen, wenn sie ein ihr gehörendes WG der Mitunter-
nehmerschaft widmet (BFH v. 13.7.1993 – VIII R 50/92, BStBl. II 1994, 282).
Überführungen iSv. Satz 2 sind daher bei derartigen Körperschaften möglich
(glA Strahl in Korn, § 6 Rn. 489.4; aA offenbar Hoffmann in LBP, § 6
Rn. 1159).
Anderen Körperschaften iSv. § 1 KStG können grds. wie natürlichen Per-
sonen mehrere BV zuzurechnen sein.
Steuerbegünstigte Körperschaften: Unterhalten stbegünstigte Körperschaften
mehrere wirtschaftliche Geschäftsbetriebe nebeneinander, so gelten diese gem.
§ 64 Abs. 2 AO zwar als einheitlicher Geschäftsbetrieb, gleichwohl ist für die
Zwecke der Einkommensermittlung der Körperschaft im Grundsatz für jeden
Geschäftsbetrieb eine gesonderte Gewinnermittlung vorzunehmen (vgl. Buch-
na/Seeger/Brox, Gemeinnützigkeit im Steuerrecht, 10. Aufl. 2010, 323, 529 f.
mit Hinweis auf die Vereinfachungsregelung der FinVerw. AEAO Nr. 11 zu
§ 64 AO), so dass insoweit Überführungen zwischen verschiedenen BV dessel-
ben Stpfl. vorliegen können; s. aber Anm. 1448.
Juristische Personen des öffentlichen Rechts: Betriebe gewerblicher Art von
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG un-
beschr. kstpfl. Bei der Gewinnermittlung wird dabei fingiert, der BgA sei ein
selbständiges StRechtssubjekt in der Rechtsform einer KapGes. und die Träger-
körperschaft sei deren Alleingesellschafterin (vgl. BFH v. 24.4.2002 – I R 20/01,
BStBl. II 2003, 412; vgl. auch R 33 Abs. 1 KStR 2004). Daraus folgt jedoch
nicht, dass die Betriebe gewerblicher Art als selbständige Subjekte der KSt. anzu-
sehen sind; kst. StSubjekt ist vielmehr die KdöR selbst (vgl. BFH v. 13.3.1974 –
I R 7/71, BStBl. II 1974, 391). Aus der Teil-Verselbständigung des einzelnen
Betriebs in § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG folgt aber, dass jeder BgA einer juristischen
Person des öffentlichen Rechts für Zwecke der KSt. grds. für sich zu betrachten
ist. Die KdöR ist daher StSubjekt wegen jedes einzelnen Betriebs. Das Einkom-
men der einzelnen Betriebe ist gesondert zu ermitteln und die KSt. ist gesondert
festzusetzen (BFH v. 13.3.1974 – I R 7/71, BStBl. II 1974, 391). Überführungen
aus dem einen in einen anderen BgA derselben juristischen Person öffentlichen
Rechts fallen daher nicht unter Satz 1 (Heger in Gosch, § 4 Rn. 147; Strahl in
Korn, § 6 Rn. 489.5; differenzierend Bauschatz/Strahl, DStR 2004, 489 [492]).
Infolgedessen ist die Überführung als vGA iSv. § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG zu quali-
fizieren (Hüttemann, Die Besteuerung der öffentlichen Hand, 2002, 134; BMF
v. 11.9.2002, BStBl. I 2002, 935 – Tz. 27; OFD Koblenz v. 19.5.2004, FR 2004,
856).

c) Mitunternehmerschaften
Mitunternehmerschaft als Steuerpflichtiger: s. Anm. 1447b.
Im Grundsatz einheitliches Betriebsvermögen: Die Tätigkeit einer gewerb-
lichen Mitunternehmerschaft ist regelmäßig als ein einheitlicher Gewerbebetrieb
zu beurteilen (Glanegger/Güroff VII. § 2 Rn. 18). Auch wenn die Tätigkeit
der Gesellschaft sich auf unterschiedliche gewerbliche Bereiche erstreckt, liegt
folglich nur ein BV vor, so dass Überführungen iSv. Satz 1 idR nicht vorliegen
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können (Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 682; zum Vorliegen mehrerer Pers-
Ges. BFH v. 12.6.2002 – XI R 21/99, BFH/NV 2002, 1554). Dies gilt im
Grundsatz auch für nur teilweise gewerblich tätige Mitunternehmerschaften,
wenn deren Tätigkeit entweder wegen untrennbarer Verflechtung als einheitliche
Tätigkeit (BFH v. 24.4.1997 – IV R 60/95, BStBl. II 1997, 567) oder gem. § 15
Abs. 3 Nr. 1 in vollem Umfang als einheitlicher Gewerbetrieb (s. § 15
Anm. 1455) zu beurteilen ist.
Ausnahmen: Verschiedene BV einer Mitunternehmerschaft können indes vor-
liegen, wenn § 15 Abs. 3 Nr. 1 nicht zur Anwendung gelangt. Dies ist zum einen
der Fall, wenn die teilweise gewerbliche Tätigkeit nur in einem äußerst gering-
fügigen Umfang ausgeübt wird (s. § 15 Anm. 1426), woraufhin die Mitunterneh-
merschaft beispielsweise sowohl über ein gewerbliches als auch über ein der Er-
zielung freiberuflicher Einkünfte dienendes BV verfügen; Überführungen von
WG zwischen diesen BV sind gem. Satz 1 zu bewerten. Zum anderen ist § 15
Abs. 3 Nr. 1 auf Mitunternehmerschaften, die keine PersGes. iSd. Zivilrechts
sind (zB Erbengemeinschaften), nicht anwendbar (BFH v. 23.10.1986 – IV R
214/84, BStBl. II 1987, 120). Folglich können auch diese Gemeinschaften über
mehrere BV und/oder Sonder-BV verfügen (glA Strahl in Korn, § 6
Rn. 489.4).
Sonderbetriebsvermögen: Ist eine PersGes. selbst Mitunternehmerin bei einer
anderen Mitunternehmerschaft (sog. doppelstöckige PersGes.), kann ihr im Rah-
men dieser Mitunternehmerschaft selbst Sonder-BV zuzurechnen sein. Die
Überführung von WG aus dem stl. Gesamthandsvermögen der Mitunterneh-
merschaft in dieses Sonder-BV oder umgekehrt ist ein Anwendungsfall von
Satz 2 (vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 489.4).

d) Übertragung zwischen Schwesterpersonengesellschaften
Anwendung von Satz 1 und 2 strittig: Wird ein WG zwischen den Gesell-
schaftsvermögen von SchwesterPersGes., also PersGes., an denen ganz oder zu-
mindest teilweise dieselben Personen beteiligt sind, übertragen, so ist strittig, ob
dies als Überführung zwischen verschiedenen BV desselben Stpfl. zu werten ist.
Gesetzgeber und Finanzverwaltung: Nach beider Auffassung soll eine Buch-
wertübertragung einzelner WG zwischen Schwester PersGes. weder nach Abs. 5
(vgl. BTDrucks. 14/7343, 4; BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz.18; OFD
Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11 unter 4.) noch nach Real-
teilungsgrundsätzen (BMF v. 28.2.2006, BStBl. I 2006, 228, unter IV.1.) zulässig
sein. Durch diese restriktive Haltung wollen Gesetzgeber und FinVerw. offenbar
StGestaltungen entgegenwirken, die darauf abzielen, einzelne WG zunächst
stneutral in einer Schwester PersGes. zu separieren und sodann nicht die WG
selbst, sondern vielmehr den Betrieb der ZielPersGes. bzw. die betreffenden
Mitunternehmeranteile ohne gewerbesteuerliche Belastung und unter Inan-
spruchnahme der §§ 16, 34 zu veräußern (vgl. Niehus, StuW 2008, 359 [367 f.];
Brandenberg, DStZ 2002, 551 [555]). Gleichwohl gewährt die FinVerw. ange-
sichts der divergierenden Auffassungen im BFH (v. 25.11.2009 – I R 72/08,
BStBl. II 2010, 471, einerseits; BFH v. 15.4.2010 – IV B 105/09, BFH/NV
2010, 1345, andererseits) AdV (vgl. BMF v. 29.10.2010, BStBl. I 2010, 1206).
Schrifttum: Die Fachliteratur vertritt dagegen mehrheitlich die Auffassung, dass
eine Übertragung zwischen (beteiligungsidentischen) Schwester PersGes. als
Überführung zwischen verschiedenen BV desselben Stpfl. zu werten sei, da in-
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soweit die quotale Beteiligung der jeweiligen Mitunternehmer am Gesellschafts-
vermögen als deren eigenes BV anzusehen sei.

Vgl. Kanzler, FR 2010, 761 (762); Wendt, FR 2010, 386 (387); Leisner-Egensperger,
DStZ 2010, 900 (903 ff.); Niehus, FR 2005, 278 f.; Wendt, FR 2002, 53 (64); Groh,
DB 2002, 1904 (1906), Hoffmann, GmbHR 2002, 125 (131); Reiß, StbJb. 2001/02,
281 (311); Schmitt/Franz, BB 2001, 1278 (1280); Hörger/Pauli, GmbHR 2001, 1139
(1140); Hörger/Mentel/Schulz, DStR 1999, 565 (572); aus ökonomischer Sicht: Ba-
reis, FR 2011, 153 (162 ff.); Siegel, FR 2011, 45 (54 ff.); aA Brandenberg, FR 2010,
731 (734 f.); Brandenberg, DStZ 2002, 551 (555); Herrmann/Neufang, BB 2000,
2599 (2602); Schulze zur Wiesche, DStR 1999, 917 (918).

Vertreten wird auch die Auffassung, es handele sich um einen zweistufigen Vor-
gang, bei dem zunächst eine Ausbringung aus dem Gesamthandsvermögen der
Ursprungsgesellschaft in das jeweilige Vermögen der Mitunternehmer und an-
schließend eine Einbringung in das Gesamthandsvermögen der übernehmenden
Gesellschaft erfolge. Diese beiden Vorgänge würden dann, soweit die Ausbrin-
gung in BV der Mitunternehmer erfolgt, jeweils nach Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 oder
Nr. 2 zum Buchwert erfolgen (vgl. Ley, DStR 2011, 1208 [1209 ff.]).
Rechtsprechung: Mit Urt. v. 25.11.2009 (I R 72/08, BStBl. II 2010, 471) ka-
men der I. Senat des BFH einerseits und mit Beschl. v. 15.4.2010 (IV B 105/09,
BFH/NV 2010, 1345) der IV. Senat andererseits in dieser Frage zu diametral
entgegengesetzten Ergebnissen. Zum Meinungsstreit innerhalb des BFH s.
Gosch, DStR 2010, 1173; Wittwer, DStR 2010, 1072. Es ist davon auszugehen,
dass sich früher oder später der Große Senat des BFH dieser Frage annehmen
wird.
E Nach Auffassung des I. Senats sei Satz 1 nicht unmittelbar anwendbar, da die Mit-
unternehmerschaft als selbständiges Steuersubjekt mit einem eigenen – von den
BV der Mitunternehmer zu unterscheidenden – BV anzusehen sei. Auch eine
analoge Anwendung der Vorschrift scheide aus, da das Gesetz insoweit keine
planwidrige Lücke aufweise; vielmehr habe der Gesetzgeber ganz bewusst die
stneutrale Übertragung von WG zwischen SchwesterPersGes. nicht zugelassen.
Auch deswegen sei in dem Katalog der erfolgsneutralen Übertragungsmöglich-
keiten des Abs. 5 Satz 3 die Übertragung zwischen SchwesterPersGes. nicht ent-
halten.
E Nach Auffassung des IV. Senats sei indes infolge des Grundsatzes der trans-
parenten Besteuerung von Mitunternehmerschaften und des Subjektsteuerprin-
zips der Grundgedanke des Abs. 5 im Wege einer verfassungskonformen Aus-
legung auf Übertragungen zwischen den Gesamthandsvermögen von
SchwesterPersGes. zu erstrecken und daher Satz 1 anwendbar. Dabei hat der
IV. Senat in seinem Beschl. im AdV-Verfahren keinen Zweifel daran gelassen,
dass er in einem späteren Hauptsacheverfahren ebenso entscheiden wird.
Stellungnahme: Aus steuersystematischer Perspektive liegt das Ergebnis auf
der Hand. Da die stillen Reserven steuerverhaftet bleiben und es in Anbetracht
der Beteiligungsidentität zu keiner interpersonellen Verlagerung derselben
kommt, folgt aus dem Subjektsteuerprinzip das Gebot der Buchwertübertra-
gung. Ein Realisationstatbestand, der zur Aufdeckung der stillen Reserven füh-
ren könnte, ist in diesem Fall schlicht nicht gegeben (vgl. Reiß in Kirchhoff X.
§ 15 Rn. 388). Mit dem Transparenz- und dem Subjektsteuerprinzip sprechen
uE gute Gründe für die Auffassung des IV. Senats, während das Urt. des I. Se-
nats auf einem zu weitgehenden Verständnis der strechtlichen Verselbständi-
gung der Mitunternehmerschaft gegenüber ihren Mitunternehmern beruht (Nie-
hus/Wilke, Die Besteuerung der Personengesellschaften, 2010, 200). In
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Anbetracht der Tatsache, dass die Versteuerung der von der PersGes. erzielten
Einkünfte alleinig durch ihre Gesellschafter erfolgt, erscheint es gerechtfertigt,
in derartigen Fällen das BV der Gesellschaft zugleich auch als ideell anteiliges
BV der Gesellschafter zu behandeln. Diesem Gedanken folgend ist uE auch die
Übertragung von WG zwischen nicht beteiligungsidentischen PersGes. gem.
Satz 1 insoweit zu Buchwerten vorzunehmen, als eine Verschiebung stiller Re-
serven nicht eintritt (glA Reiß, StbJb. 2001/02, 281 [311]; aA wohl Wendt, FR
2002, 53 [64]). Dies stellt nun keineswegs einen Rückfall in die Bilanzbündel-
theorie dar, sondern ist vielmehr gängige StRechtspraxis, wenn man etwa an die
gesellschafterbezogene Anwendung von § 6b oder an die strechtliche Fiktion
denkt, nach welcher der Erwerber eines Mitunternehmeranteils vom Veräußerer
ideell anteilige WG erwirbt (Wacker in Schmidt XXX. § 16 Rn. 480). Letztlich
ist dies eine Frage nach der Reichweite von § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO; uE ist bei
den hier in Rede stehenden Fällen eine getrennte Zurechnung der gesamthände-
risch gebundenen WG auf die Gesellschafter für eine zutreffende Besteuerung
der Gesellschafter erforderlich. Dem I. Senat ist allerdings zuzugeben, dass er
dem historischen Willen des Gesetzgebers entsprochen hat; fraglich ist jedoch,
ob sich dieser Wille des Gesetzgebers auch im Gesetzeswortlaut widerspiegelt
und, selbst wenn dies der Fall sein sollte, ob damit die Grenzen der Verfassungs-
widrigkeit erreicht sind. Zu Überlegungen de lege ferenda Niehus/Wilke, SteuK
2010, 385 (386).
Auswirkungen für die Beratungspraxis: Etwaige Bescheide, die eine Übertra-
gung zwischen SchwesterPersGes. unter Aufdeckung der stillen Reserven bein-
halten, können mit Verweis auf den Beschl. des IV. Senats offengehalten werden
(vgl. Koch, BB 2010, 1466; Hahne, StuB 2010, 611 [615]). Um eine Buchwert-
übertragung zu erreichen, bietet es sich bis zur endgültigen Klärung dieser
Rechtsfrage weiterhin an, die steuersystematisch zwar fragwürdige, gleichwohl,
weil von der FinVerw. akzeptierte, rechtssichere Umgehungsgestaltung unter
Nutzung von § 6b zu praktizieren, soweit hierzu die Möglichkeit besteht (vgl.
OFD Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11 unter 4.3; BMF v.
8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 20; Strahl, FR 2001, 1154 [1156 ff.]; Ley,
DStR 2011, 1208 [1209 ff.]; aus steuersystematischer Perspektive krit. Niehus,
FR 2005, 278 [284]). Zu den sich bezüglich der Wertfortführung bei der aufneh-
menden PersGes. ergebenden Unterschieden gegenüber einer „reinen“ Buch-
wertüberführung nach Satz 1 Niehus/Wilke, SteuK 2010, 385 (386). Zu Ket-
tenübertragungen s. OFD Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11
unter 4.2 sowie Anm. 1464a.

III. Sicherstellung der Besteuerung der stillen Reserven

1. Allgemeines
Gemäß Satz 1 Teils. 4 ist eine Überführung zum BW nur zulässig, sofern die Be-
steuerung der stillen Reserven sichergestellt ist. Ist diese Tatbestandsvorausset-
zung des Abs. 5 nicht erfüllt, so ist in der Logik des Gesetzgebers von einer
zum Teilwert zu bewertenden Entnahme (§ 4 Abs. 1 Satz 2, § 6 Abs. 1 Nr. 4)
auszugehen (ebenso Strahl in Korn, § 6 Rn. 491). Dabei kann sowohl bei rei-
nen Inlandssachverhalten als auch bei grenzüberschreitenden Sachverhalten die
Gewähr einer Besteuerung der stillen Reserven fraglich sein.
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2. Bei Inlandssachverhalten
Gewinnermittlungsart unerheblich: Für die Anwendung von Satz 1 und 2 ist
es ohne Bedeutung, ob die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1, § 4 Abs. 1 iVm.
§ 5 oder § 4 Abs. 3 erfolgt. Dies gilt auch, wenn im abgebenden und aufnehmen-
den BV unterschiedliche Gewinnermittlungsmethoden zur Anwendung kom-
men.
E Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen: Satz 1 und 2 sind richtigerweise auch
anzuwenden, wenn ein WG aus einem BV in einen Betrieb der LuF überführt
wird, dessen Gewinnermittlung gem. § 13a nach Durchschnittssätzen erfolgt.
Hierfür sprechen zwei Gründe: So kann für die Bewertung eines einzelnen aus
einem anderen BV in diesen Betrieb überführten WG nichts anderes gelten, als
wenn für den ganzen Betrieb von der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 oder
dem BV-Vergleich zur Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen übergegan-
gen würde (Nds. FG v. 6.3.2007, BeckRS 200726023774). Für diesen Fall ist
aber in § 4 Abs. 1 Satz 6 ausdrückl. geregelt, dass keine Entnahme vorliegt (vgl.
hierzu Vor §§ 4 Anm. 65, 75) und infolgedessen eine Versteuerung im Zeitpunkt
der Änderung der Gewinnermittlungsmethode nicht zu erfolgen hat. Hinzu
kommt, dass angesichts der Gewinnermittlungssystematik stille Reserven, die
beim Verkauf von WG realisiert werden, mit dem Grundbetrag nach § 13a
Abs. 4 als abgegolten gelten (so Nds. FG v. 6.3.2007 – 13 K 64/03, juris) und
zudem ist nach § 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 der Gewinn aus der Veräußerung oder
Entnahme von Grund und Boden oder Gebäuden in den Durchschnittssatz-
gewinn einzubeziehen (Strahl in Korn, § 6 Rn. 491.1), so dass eine Besteuerung
der stillen Reserven (idealtypisch) sichergestellt ist (aA Falterbaum/Bolk/Reiß/
Kirchner, Buchführung und Bilanz, 21. Aufl. 2010, 1047).
E Tonnagebesteuerung: Erfolgt im aufnehmenden BV die Gewinnermittlung gem.
§ 5a, so sind gem. § 5a Abs. 4 Satz 4 die in den zugeführten WG enthaltenen stil-
len Reserven festzuhalten. Diese eingefrorenen stillen Reserven sind bei Eintre-
ten eines der in § 5a Abs. 4 Satz 3 genannten Tatbestände dem Gewinn hin-
zuzurechnen, so dass eine Besteuerung der stillen Reserven sichergestellt ist
(Strahl in Korn, § 6 Rn. 491.1). Bei entgegengesetzter Übertragungsrichtung
ordnet § 5a Abs. 6 im abgebenden BV den in der Systematik der Tonnagebe-
steuerung nicht steuerwirksamen Ansatz des Teilwerts an, da bei einem BW-An-
satz stille Reserven, die während der Zeit der Anwendung der Tonnagebesteue-
rung entstanden sind, später der Besteuerung unterliegen würden (Lindberg in
Frotscher, § 5a Rn. 78). Insofern ist § 5a Abs. 6 lex specialis zu § 6 Abs. 5. Soll-
te es sich dabei allerdings um ein WG handeln, für das zuvor ein Unterschieds-
betrag nach § 5a Abs. 4 Satz 1 festgestellt worden ist, weil bei Zuführung zum
der Tonnagebesteuerung unterliegenden BV bzw. bei Wechsel zur Tonnagebe-
steuerung stille Reserven bestanden, so ist es steuersystematisch nicht überzeu-
gend, diesen Unterschiedsbetrag dem Gewinn hinzuzurechnen, wenn das betref-
fende WG in ein anderes BV überführt wird. Insoweit ist uE eine teleologische
Reduktion von § 5a Abs. 4 Satz 3 und Abs. 6 dahingehend geboten, dass in die-
sem Fall einerseits eine Hinzurechnung des Unterschiedsbetrags unterbleibt, an-
dererseits jedoch der Teilwertansatz nach Abs. 6 um den Unterschiedsbetrag zu
vermindern ist.
Gewerbesteuerliche Erfassung unerheblich: Die in Satz 1 geforderte Beibe-
haltung der Verstrickung stiller Reserven bezieht sich nur auf die ESt.; ein Ver-
lust des Besteuerungsrechts bei der GewSt. ist unerheblich. (s. auch Anm. 1445d
„Verhältnis zu § 7 GewStG“; Anm. 1450).
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Steuerbegünstigte Körperschaften: Überführt eine stbegünstigte Körper-
schaft ein WG aus dem zu einem stpfl. wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gehö-
renden BV in das BV eines stbegünstigten Zweckbetriebs, kann mangels späte-
rer Besteuerung der stillen Reserven im Zweckbetrieb die Bewertung nicht zum
Buchwert erfolgen. Gleiches gilt, wenn eine stbegünstigte Körperschaft ein WG
aus dem stpfl. wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb in den Bereich der Vermögens-
verwaltung oder in den ideellen Bereich überführt. Hierbei ist allerdings zwi-
schen Körperschaften iSv. § 1 Abs. 1 Nr. 1–3 KStG und sonstigen Körperschaf-
ten zu unterscheiden: Bei ersteren gehört das WG auch nach der Überführung in
den stbegünstigten Bereich grds. zum BV, da alle Einkünfte, unabhängig von der
persönlichen StPflicht der Gesellschaft, als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu
behandeln sind. Die Überführung zum Buchwert scheitert hier daran, dass die
Besteuerung der stillen Reserven im stbegünstigten Bereich nicht sichergestellt
ist (zur Frage, ob hier eine Überführung in ein anderes BV desselben Stpfl. vor-
liegt, vgl. Anm. 1447c). Demgegenüber liegt im Fall der Überführung in den Be-
reich der Vermögensverwaltung oder in den ideellen Bereich eine nach Abs. 1
Nr. 4 zu bewertende Entnahme aus dem BV des wirtschaftlichen Geschäfts-
betriebs vor; Abs. 5 Satz 1 und 2 sind hier nicht einschlägig. Zum hierbei ggf.
anwendbaren Buchwertprivileg des Abs. 1 Nr. 4 Satz 4, 5 vgl. Anm. 1445d.

3. Bei grenzüberschreitenden Sachverhalten
Vorrangige Anwendung von Abs. 5: Bei Überführungen in ein ausländ. BV
desselben Stpfl. ist Abs. 5 Satz 1 bzw. Satz 2 vorrangig gegenüber § 4 Abs. 1
Satz 3 anwendbar (s. hierzu Anm. 1445d „Verhältnis zu § 4 Abs. 1 Satz 3“).
Auffassung des Gesetzgebers: Ging der Gesetzgeber ursprünglich noch da-
von aus, dass Abs. 5 Satz 1 zu einer Aufdeckung der stillen Reserven beim
Transfer in eine ausländ. Betriebsstätte führen sollte, wird man dies angesichts
der Entstrickungsregelung von § 4 Abs. 1 Satz 3 dahingehend konkretisieren
müssen, dass Abs. 5 Satz 1 für diese Fälle nicht (mehr), sondern nur noch bei
Überführungen in ein anderes BV desselben Stpfl. zur Anwendung gelangt (s.
auch Anm. 1447a).
E Unterschiede zu § 4 Abs. 1 Satz 3: Obwohl grds. gleichgerichtet, unterscheiden
sich beide Reglungen allerdings im Detail: Während nach § 4 Abs. 1 Satz 3 so-
wohl ein Ausschluss als auch eine Beschränkung des inländ. Besteuerungsrechts
die Entstrickung auslöst, ersteres soll nach Auffassung des Gesetzgebers bei
Überführungen in eine in einem DBA-Freistellungsstaat belegene BS, letzteres
bei Überführungen in eine BS, die einem DBA mit Anrechnungsmethode bzw.
keinem DBA unterfällt, gegeben sein (Rödder/Schumacher, DStR 2006, 1483
[1484]), ist dies nach Abs. 5 Satz 1 der Fall, wenn die Besteuerung der stillen Re-
serven nicht mehr sichergestellt ist.
E Änderungen durch Einfügung des Regelbeispiels in § 4 Abs. 1 Satz 4: Zu beachten ist,
dass der Gesetzgeber mit dem JStG 2010 insoweit einen Gleichklang der Ent-
strickungsregelungen anstrebt, als das mit § 4 Abs. 1 Satz 4 eingefügte Regelbei-
spiel, wonach ein Ausschluss oder eine Beschränkung des Besteuerungsrechts
hinsichtlich des Gewinns aus der Veräußerung eines WG insbes. vorliegt, wenn
ein bisher einer inländ. Betriebsstätte zuzuordnendes WG einer ausländischen
Betriebsstätte zuzuordnen ist, gem. Abs. 5 Satz 1 idF des JStG 2010 im Kontext
des Abs. 5 entsprechend anzuwenden ist. Hierzu führt die Gesetzesbegründung
aus, dass § 6 Abs. 5 Satz 1 auf dem gleichen Grundgedanken wie § 4 Abs. 1
Satz 3 basiere. Eine Sicherstellung der stillen Reserven liege deshalb ua. dann
nicht vor, wenn ein WG einer ausländischen Betriebsstätte zugeordnet würde
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(BRDrucks. 318/1/10, 9). Bemerkenswert ist, dass die Gesetzesbegründung
nicht danach differenziert, ob das aufnehmende BV in einem Staat belegen ist,
mit dem ein DBA mit Freistellungs- oder aber mit Anrechnungsmethode bzw.
kein DBA abgeschlossen ist. Es ist daher anzunehmen, dass Gesetzgeber und
FinVerw. geneigt sind, die Frage, ob im Kontext des Abs. 5 die Besteuerung der
stillen Reserven sichergestellt ist, nach denselben Grundsätzen wie bei § 4 Abs. 1
Satz 3 zu beantworten, woraufhin auch eine Überführung in ein BV in einem
Staat, mit dem die Anrechnungsmethode vereinbart bzw. kein DBA vereinbart
wurde, einen Entstrickungstatbestand darstellen würde (so bereits Benecke,
NWB 2007, F. 3, 14733 [14748]; aA Hruschka, StuB 2006, 584 [586]).
Auffassung der Finanzverwaltung: Gemäß BMF v. 8.12.2011 (DStR 2011,
2401 – Tz. 7) soll das Kriterium der Sicherstellung der Besteuerung der stillen
Reserven nur dann erfüllt sein, wenn neben den im Inland entstandenen stillen
Reserven auch die erst nach dem Zeitpunkt der Überführung entstehenden
Wertsteigerungen im Inland der Besteuerung unterliegen würden (ebenso
Mitschke; FR 2009, 326 [329]; aA Schneider/Oepen, FR 2010, 22 [25]), was
bei den hier in Rede stehenden Überführungsfällen regelmäßig nicht der Fall ist.
Bezüglich der Überführung eines WG aus dem inländischen BV in das Sonder-
BV desselben Stpfl. bei einer ausländ. PersGes. vertritt die Verwaltung ohnehin
die Auffassung, diese habe zum Fremdvergleichspreis zu erfolgen (BMF v.
24.12.99, BStBl. I 1999, 1076 – Tz. 2.6.4.; krit. Fischer, FS Vogel, 2000, 963
[980]).
Rechtsprechung: Zwar sind zur Frage, ob bei Überführungen iSv. Satz 1 bzw.
2 die Besteuerung der stillen Reserven sichergestellt sei, (noch) keine Urteile er-
gangen, gleichwohl lassen sich die vom BFH für den Fall der Übertragung ein-
zelner WG in das Gesamthandsvermögen einer ausländischen PersGes. für die
Rechtlage vor Abs. 5 ergangenen Grundsätze auf derlei Sachverhalte übertragen,
hat doch der BFH dabei die Sacheinlage durch eine PersGes. in eine andere
PersGes. als eine Überführung aus einem Betrieb der Mitunternehmer in einen
anderen Betrieb dieser Stpfl. beurteilt. Dabei, so der BFH, handele es sich weder
um eine die sofortige Besteuerung gebietende Außentransaktion noch sei, selbst
wenn fortan ein DBA mit Freistellungsmethode zur Anwendung gelange, das in-
länd. Besteuerungsrecht für die bis zum Zeitpunkt des Transfers entstandenen
stillen Reserven gefährdet (BFH v. 17.7.2008 – I R 77/06, BStBl. II 2009, 464
unter B.III.3.b)bb)). Zudem hat der BFH in diesem Urt. die Verwaltungsauffas-
sung verneint, wonach eine Sicherstellung des Besteuerungszugriffs nur bei einer
Besteuerungsmöglichkeit auch der zukünftig entstehenden Wertsteigerungen ge-
geben sei (ebenso BFH v. 28.10.2009 – I R 99/08, BFH/NV 2010, 346). Es ist
daher davon auszugehen, dass der BFH zumindest für die Rechtslage vor In-
krafttreten des Abs. 5 die Besteuerung auch bei grenzüberschreitenden Überfüh-
rungen aus einem BV in ein anderes BV desselben Stpfl. als gewährleistet beur-
teilen würde.
Stellungnahme: Es kommt uE bei Überführungen aus einem inländischen BV
in ein ausländisches BV bzw. Sonder-BV desselben Stpfl. nicht zu einem Verlust
des inländ. Besteuerungsrechts. Dies gilt bei einem Transfer in ein BV, das in ei-
nem Staat belegen ist, mit dem kein bzw. ein DBA mit Anrechnungsmethode
vereinbart ist, ohnehin, ebenso jedoch bei Geltung eines DBA mit Freistellungs-
methode. Dies folgt zum einen aus der für Überführungen aus einem inländ.
Stammhaus in eine ausländ. Betriebsstätte geltenden Argumentation, wonach
auch bei Geltung eines DBA mit Freistellung abkommensrechtlich dem Ur-
sprungsstaat weiterhin das Besteuerungsrecht für die dahin entstandenen stillen
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Reserven zustehe. Dagegen wird zwar vorgebracht, dass abkommensrechtlich le-
diglich der Gewinn eines Betriebs auf seine einzelnen Betriebsstätten, nicht aber
eine Gewinnabgrenzung zwischen einzelnen Betrieben des Stpfl. möglich sei
(Wassermeyer in Wassermeyer/Richter/Schnittker, 2010, 82), gleichwohl
lässt sich daraus uE ein Verlust des inländ. Besteuerungsanspruchs nicht ablei-
ten. Letzteres wäre nur dann vorstellbar, wenn der aufnehmende Staat – ent-
gegen den für die Gewinnaufteilung zwischen Betriebsstätten geltenden Grund-
sätzen – in diesem Fall sich einen ihm nicht zustehenden Besteuerungsanspruch
anmaßen würde, was in einem sodann zu erwartenden Verständigungsverfahren
wohl kaum Bestand haben dürfte (aA Debatin in Debatin/Wassermeyer, DBA,
Art. 7 OECD-MA Rn. 266, wonach bereits bei einem drohenden Verständi-
gungsverfahren die inländ. Besteuerung der stillen Reserven nicht mehr sicher-
gestellt sei).
An diesem Ergebnis ändert uE auch das mit dem JStG 2010 mit § 4 Abs. 1
Satz 4 eingefügte und gem. Abs. 5 Satz 1 idF des JStG 2010 im Kontext des
Abs. 5 entsprechend anzuwendende Regelbeispiel nichts, wonach ein Aus-
schluss oder eine Beschränkung des Besteuerungsrechts hinsichtlich des Ge-
winns aus der Veräußerung eines WG insbes. vorliege, wenn ein bisher einer in-
länd. Betriebsstätte zuzuordnendes WG einer ausländ. Betriebsstätte
zuzuordnen ist, da ein Regelbeispiel keine Wirkung über den Grundtatbestand
hinaus entfalten kann (zu Recht Lendewig/Jaschke, StuB 2011, 90 [94]; ebenso
§ 4 Anm. J 10-6; krit. auch Ortmann-Babel/Bolik/Wernicke, SteuK 2011, 335
unter 4.). Sollten mithin die Tatbestandsvoraussetzungen des Grundtatbestands
nicht erfüllt sein, so könnte allenfalls noch eine gesetzgeberische Fiktion, wo-
nach die Zuordnung zu einer ausländ. Betriebsstätte bzw. einem ausländ. BV
desselben Stpfl. als Ausschluss oder Beschränkung des inländ. Besteuerungs-
rechts gelte, derartige Sachverhalte in den Anwendungsbereich der Grundnorm
hinein verlagern (so auch Lendewig/Jaschke, StuB 2011, 90 [94]). Indes begreift
der Gesetzgeber das Regelbeispiel gerade nicht als Fiktion, sondern vielmehr als
Klarstellung der bisherigen Rechtslage, ohne dabei zu berücksichtigen, dass die
bisherige Rechtslage durch den BFH mit der Aufgabe der finalen Entnahmeleh-
re bereits eine Klarstellung, allerdings in einem der Auffassung des Gesetzgebers
entgegengesetzten Sinne erfahren hat. Doch selbst wenn man der (verfehlten)
Auffassung des Gesetzgebers folgen und zunächst das Vorliegen eines Entstri-
ckungstatbestands bejahen würde, so mündete dies unmittelbar in einen Verstoß
gegen die Niederlassungsfreiheit gem. Art. 49 ff. AEUV (s. Anm. 1445d „Ver-
hältnis zu Art. 49 AEUV“), dies umso mehr, als die kompensatorische Bildung
eines Ausgleichspostens iSv. § 4g nicht möglich ist, da diese Regelung explizit
auf das Vorliegen einer fiktiven Entnahme gem. § 4 Abs. 1 Satz 3 abstellt (Ben-
ecke, NWB 2007, F. 3, 14733 [14748]; BTDrucks. 16/3369, 5). Daher haben uE
Überführungen im Anwendungsbereich des Abs. 5 Satz 1 bzw. 2 aus einem in-
länd. BV in ein anderes ausländ. BV bzw. Sonder-BV desselben Stpfl. zum BW
zu erfolgen (ebenso Prinz, DB 2009, 807 [810]; Liebchen, Beteiligungen an aus-
ländischen Personengesellschaften, 2008, 323). Für die entgegengesetzte Über-
führungsrichtung ist bei Vorliegen eines Freistellungs-DBA indes der gemeine
Wert anzusetzen, da es anderenfalls bezüglich der bis zum Zeitpunkt der Über-
führung entstandenen stillen Reserven zu einer Okkupation des dem jeweiligen
Ursprungsstaat zustehenden Besteuerungsrechts käme (so zu Satz 3 zu Recht
Körner, IStR 2009, 741 [746]). In der Denklogik des Gesetzgebers wäre in die-
sem Fall wohl eine gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 mit dem Teilwert zu bewertende
Einlage anzunehmen, da eine fiktive Einlage nach § 4 Abs. 1 Satz 8 Halbs. 2 ge-
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rade nicht vorliegt; eine Bewertung mit dem gemeinen Wert nach § 6 Abs. 1
Nr. 5a scheidet daher aus.
Ungeachtet der vorstehenden Überlegungen sei zudem angemerkt, dass die ge-
setzessystematisch nicht überzeugende Unterteilung in (vermeintliche) Entstri-
ckungstatbestände nach § 4 Abs. 1 Satz 3 (Überführungen in eine ausländ. Be-
triebsstätte) einerseits und nach Abs. 5 Satz 1 bzw. 2 (Überführungen in ein
anderes ausländ. BV desselben Stpfl.) entfiele, wenn der Gesetzgeber insoweit
dem weiten Betriebsbegriff folgen würde; sodann wäre für beide Sachverhalte
nur noch § 4 Abs. 1 Satz 3 in Erwägung zu ziehen (stattdessen für eine Ergän-
zung von Abs. 5 Liebchen, Beteiligungen an ausländischen Personengesellschaf-
ten, 2008, 324 ff.).

IV. Rechtsfolge: Buchwertverknüpfung

Gemäß Satz 1 ist das WG bei der Überführung mit dem „Wert anzusetzen, der
sich nach den Vorschriften über die Gewinnermittlung ergibt“. Dies ist der zu-
treffende Buchwert im Zeitpunkt der Überführung, der sich unter Beachtung
der handels- und strechtlichen Gewinnermittlungsgrundsätze ergibt.
Verknüpfung zwischen abgebendem und aufnehmendem Betriebsver-
mögen: Ein Bewertungsansatz „bei der Überführung“ bedeutet, dass der Buch-
wert sowohl im abgebenden als auch im aufnehmenden BV gilt. Es ist eine Wer-
teverknüpfung gegeben. Stellt sich also nachträglich heraus, dass der richtig
ermittelte Buchwert des übertragenen WG von dem bisher angesetzten Wert ab-
weicht, muss dieser auch im aufnehmenden BV fortgeführt werden.
Verknüpfung bei immateriellen Wirtschaftsgütern: Satz 1 und 2 gelten nur
für WG, die sowohl im abgebenden als auch aufnehmenden BV einen Buchwert
haben, dh. dem Grunde und der Höhe nach in der Bilanz anzusetzen sind. Wird
ein selbstgeschaffenes immaterielles WG des Anlagevermögens übertragen, ist
ein Aktivposten hierfür gem. § 5 Abs. 2 nicht zu erfassen. Dies gilt gleicherma-
ßen für das aufnehmende BV. Eine Aktivierung im aufnehmenden BV lässt sich
auch dann nicht begründen, wenn man die Überführung als Entnahme und an-
schließende Wiedereinlage begreift. Zwar verdrängt die Einlage (§§ 4 Abs. 1
Satz 8, 6 Abs. 1 Nr. 5) im Grundsatz das Aktivierungsverbot des § 5 Abs. 2 (We-
ber-Grellet in Schmidt XXX. § 5 Rn. 164), allerdings gehen die Bewertungs-
vorschriften in Satz 1 und 2 als speziellere Normen den grundsätzlichen Bewer-
tungsvorschriften über die Einlage (Abs. 1 Nr. 5) vor, so dass das überführte
WG mit einem Buchwert von Null anzusetzen wäre, folglich nicht zu aktivieren
ist. War hingegen ein immaterielles WG im abgebenden BV zulässigerweise akti-
viert, ist der BW fortzuführen.
Geltung auch für Gewerbesteuer: Die Buchwertverknüpfung gilt gem. § 7
GewStG auch für die GewSt. (s. Anm. 1445d). Wird ein WG aus einem Gewer-
bebetrieb des Stpfl. in einen Betrieb, der nicht der GewSt. unterliegt, überführt
(zB in ein BV eines luf. Betriebs oder das Sonder-BV bei einer freiberuflichen
Sozietät) und ist estl. die stl. Erfassung der stillen Reserven gewährleistet, so
kam es bereits nach der finalen Entnahmelehre des BFH auch für gewstl. Zwe-
cke nicht zu einer Aufdeckung der stillen Reserven (BFH v. 14.6.1988 – VIII R
387/83, BStBl. II 1989, 187; H 7.1 (1) GewStH). Da ein allg. Grundsatz im
GewStRecht zur Sicherstellung der stl. Erfassung der stillen Reserven nicht be-
steht, bewirkt die Buchwertüberführung in derlei Fällen eine stfreie GewStEnt-
strickung. Im Umkehrschluss kann der Stpfl. die Überführung bzw. Übertragung
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aus einem nichtgewerblichen in ein gewerbliches BV nicht zur Vermeidung einer
gewstl. Verstrickung gewinnrealisierend vornehmen (Kulosa in Schmidt XXX.
§ 6 Rn. 682; offen gelassen in FG Düss. v. 4.11.2010 – 16 K 4489/08 EG, EFG
2011, 542).
Kein Wahlrecht: Die Buchwertfortführung ist zwingend; ein Wahlrecht, die
stillen Reserven aufzudecken, besteht nicht. Unbenommen bleibt in jedem Fall
die Möglichkeit, das WG zu einem fremdüblichen Preis an eine (ggf. neugegrün-
dete) gewerblich geprägte GmbH & Co. KG zu veräußern und auf diese Weise
die gezielte Aufdeckung der stillen Reserven herbeizuführen (Hoffmann,
GmbHR 2002, 125 [128]).
Folgebewertung: Die Grundlagen der Bewertung eines nach Satz 1 bzw. 2
überführten WG erfahren durch den Vorgang der Überführung keinerlei Ver-
änderung. Daher sind die Wertfortführungsparameter (AfA-Bemessungsgrund-
lage, AfA-Verfahren, Besitzzeit usw.) zu übernehmen (Hoffmann, GmbHR
2002, 125 [128]; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 684).

C. Erläuterungen zu Abs. 5 Satz 3

I. Gemeinsame Tatbestandsvoraussetzungen von Satz 3 Nr. 1–3

1. Grundsatz
Abs. 5 Satz 3 regelt, unter welchen Voraussetzungen die Übertragung eines WG
zwischen verschiedenen Rechtsträgern im Zusammenhang mit einer Mitunter-
nehmerschaft zum BW und damit ohne Gewinnrealisierung erfolgt.

2. Übertragung eines Wirtschaftsguts
Begriff des Wirtschaftsguts: s. Vor §§ 4–7 Anm. 116; § 5 Anm. 350 ff.
Mehrere Wirtschaftsgüter, Sachgesamtheiten: Zwar erfasst Abs. 5 Satz 3
dem Wortlaut nach lediglich die Übertragung eines einzelnen WG, gleichwohl
ist unstreitig, dass dies die gleichzeitige Übertragung mehrerer WG einschließt
(Böhme/Forster, BB 2003, 1979 [1983]). Dies gilt auch für eine Sachgesamtheit
(Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil), soweit für dessen Übertragung
nicht die diesbezüglichen Spezialnormen (Abs. 3 bei unentgeltlicher Übertra-
gung, § 16 Abs. 3 Satz 2 bei Realteilung, s. § 16 Anm. 441, oder § 24 UmwStG
bei Einbringung) zur Anwendung kommen, so zB im Fall der Sachwertabfin-
dung mit Teilbetrieb (vgl. Dietel, DStR 2011, 1493; BMF v. 8.12.2011, DStR
2011, 2401 – Tz. 6 iVm. Tz. 12).
100 %iger Anteil an einer Kapitalgesellschaft: Nach Auffassung des BFH
stellt eine im BV gehaltene 100 %ige Beteiligung an einer KapGes. entgegen der
Auffassung der FinVerw. (BMF v. 25.3.1998, BStBl. I 1998, 268) keinen Teil-
betrieb iSd. § 24 UmwStG 1995 dar (BFH v. 17.7.2008 – I R 77/06, BStBl. II
2009, 464), so dass eine Einbringung einer derartigen Beteiligung in das Gesamt-
handsvermögen einer Mitunternehmerschaft in den Anwendungsbereich des
Abs. 5 fiele. Die FinVerw. hält dagegen für Einbringungen nach dem Inkrafttre-
ten des SEStEG an ihrer Auffassung fest (BMF v. 20.5.2009, BStBl. I 2009, 671)
und hat eine gesetzliche Klarstellung angekündigt (sic!).
Verbindlichkeiten als (negative) Wirtschaftsgüter: Sowohl Rspr. (BFH v.
11.9.1991 – XI R 32–33/89, BFH/NV 1992, 168; v. 10.12.1991 – VIII R 69/86,
BStBl. II 1992, 385; v. 29.10.1997 – II R 75/94, BFH/NV 1998, 285; v. 25.1.
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2000 – VIII R 55/97, BStBl. II 2000, 458; v. 11.12.2001 – VIII R 58/98,
BStBl. II 2002, 420), FinVerw. (etwa BMF v. 15.6.2000, BStBl. I 2000, 1118) als
auch das Schrifttum (Heinicke in Schmidt XXX. § 4 Rn. 102; Groh, DB 2002,
1904 [1907]; Böhme/Forster, BB 2003, 1979 [1983]; Schulze zur Wiesche,
DB 2004; 1388 [1390]; differenzierend s. Vor §§ 4–7 Anm. 118) verwenden den
Begriff des WG ebenso für Verbindlichkeiten und bezeichnen diese als negative
WG. Da Satz 3 dem Wortlaut nach nicht zwischen positiven und negativen WG
unterscheidet, stellt die isolierte Übertragung einer Verbindlichkeit zwischen
dem (Sonder-)BV des Mitunternehmers und dem Gesamthandsvermögen der
Mitunternehmerschaft einen Anwendungsfall von Satz 3 Nr. 1 bzw. Nr. 2 dar
(ebenso Schulze zur Wiesche, DB 2004, 1388 [1390]; aA wohl Forst, EStB
2004, 217 [218]).

Beispiel (Übernahme einer Fremdwährungsverbindlichkeit aus dem Gesamt-
handsvermögen in das Sonderbetriebsvermögen eines Mitunternehmers): X ist
Gesellschafter der X-OHG. Die Gesellschaft hat eine auf US-Dollar lautende Verbind-
lichkeit am Zugangstag zutreffend mit 100000 E bewertet. Zum 1.10.01 beläuft sich
der Teilwert der Verbindlichkeit in Folge eines gesunkenen Dollarkurses nur noch auf
80000 E; der mögliche Kursgewinn iHv. 20000 E ist nach Abs. 1 Nr. 3 stlich unbe-
rücksichtigt zu lassen (s. Anm. 28), so dass insoweit stille Reserven bestehen. X über-
nimmt die Verbindlichkeit gegen eine Erhöhung seines Kapitalkontos um 80000 E.
Da die übernommene Verbindlichkeit in unmittelbarem Zusammenhang mit der Erhö-
hung seines Gesellschaftsanteils steht, hat X diese in seinem notwendigen Sonder-BV
II bei der X-OHG auszuweisen. Gemäß Abs. 5 Satz 3 Nr. 2 iVm. Satz 1 erfolgt die
Übertragung zum Buchwert. X bewertet die Verbindlichkeit folglich mit 100000 E; in
der Gesamthandsbilanz bucht die Gesellschaft die Verbindlichkeit iHv. 100000 E ge-
gen eine Erhöhung des Kapitalkontos des X (80000 E) sowie der gesamthänderisch ge-
bundenen Rücklage bzw. der Kapitalkonten aller Gesellschafter (20000 E) erfolgsneu-
tral aus.

Gegebenenfalls bewirkt jedoch die im Zusammenhang mit der Übertragung ei-
nes positiven WG stehende Übernahme einer Verbindlichkeit die (anteilige)
Entgeltlichkeit des Vorgangs; s. Anm. 1452b.
Übertragung eines WG ist der Lebensvorgang, der den Übergang des wirt-
schaftlichen Eigentums zwischen den beteiligten Rechtsträgern, mithin einen
Rechtsträgerwechsel bewirkt. Zivilrechtlich kann der Vorgang ein Kauf, ein
Tausch oder eine Schenkung sein. Mit dem Begriff der Übertragung sind sowohl
entgeltliche als auch unentgeltliche Geschäfte gemeint. Der Begriff der Übertra-
gung steht dabei im Gegensatz zum Begriff der Überführung nach Satz 1 und 2,
der den Wechsel der strechtlichen Zuordnung zwischen verschiedenen BV grds.
ohne Wechsel des wirtschaftlichen Eigentums betrifft (s. Anm. 1447).

3. Wirtschaftsgut des Betriebs- oder Sonderbetriebsvermögens eines Mit-
unternehmers

Mitunternehmer kann eine natürliche Person (§ 1), ein kstpfl. Subjekt gem. § 1
KStG (zB KapGes.) oder eine andere Mitunternehmerschaft (BFH v. 25.2.1991
– GrS 7/89, BStBl. II 1991, 691) sein, die im Regelungsbereich des § 15 Abs. 1
Nr. 2 als Mitunternehmer zu qualifizieren ist (s. § 15 Anm. 300 ff.). Zur Begr.
der Mitunternehmerstellung s. Anm. 1445a.
Mittelbare Mitunternehmerstellung iSv. § 15 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 reicht aus (s.
Anm. 1456a).
Zum BV eines Mitunternehmers gehören alle WG, die sich im BV eines Be-
triebs des Mitunternehmers befinden, den dieser außerhalb der Mitunternehmer-
schaft unterhält. Das übertragene WG muss vor der Übertragung diesem BV an-
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gehören bzw. im Zuge der Übertragung in dieses BV gelangen. BV idS kann (1)
das Einzelunternehmen einer natürlichen Person, (2) der Betrieb einer Körper-
schaft, oder (3), im Fall einer doppelstöckigen PersGes. iSv. § 15 Abs. 1 Nr. 2
Satz 2, das mitunternehmerische BV der beteiligten Mitunternehmerschaft
(Obergesellschaft) sein. Dabei spielt es keine Rolle, welcher Gewinneinkunftsart
das BV angehört (Gewerbebetrieb, land- und forstwirtschaftlicher Betrieb oder
Betrieb, welcher der selbständigen Arbeit dient). Ebenso ist die Gewinnermitt-
lungsart unerheblich (s. Abs. 7 sowie Anm. 5 für das erwerbende BV). Zudem
differenziert Satz 3 weder danach, ob das WG zum notwendigen oder gewillkür-
ten BV, noch danach, ob es zum Anlage- oder Umlaufvermögen gehört.
Wirtschaftsgut des Sonderbetriebsvermögens: Zum Begriff s. § 15
Anm. 700 ff. Satz 3 Nr. 2, 3 gilt unabhängig davon, ob das übertragene WG
zum notwendigen oder gewillkürten Sonder-BV gehört. Unerheblich ist auch,
ob es sich um Sonder-BV I oder II handelt.
Schwesterpersonengesellschaften: Anteile des Mitunternehmers am mit-
unternehmerischen Vermögen einer anderen Mitunternehmerschaft (Schwester-
PersGes.) sind nicht als BV des Mitunternehmers iSv. Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 zu
qualifizieren; s. aber zur Anwendung von Satz 1 Anm. 1447d, 1456. Zur Über-
tragung aus dem Sonder-BV in das Gesamthandsvermögen einer SchwesterPers-
Ges. s. Anm. 1464b.

4. Wirtschaftsgut des Gesamthandsvermögens einer Mitunternehmer-
schaft

Der Begriff der „Mitunternehmerschaft“ ist weder in Abs. 5 Satz 3 noch an
anderer Stelle im EStG definiert. Zu den einzelnen Erscheinungsformen der
Mitunternehmerschaft s. § 15 Anm. 370 ff. Mitunternehmerschaft ist danach die
estl. Einheit, der ein BV zuzurechnen ist, an dem die Mitunternehmer gemein-
schaftliche Initiative entwickeln und gemeinschaftliches Risiko tragen. Zur Begr.
der Mitunternehmerschaft s. Anm. 1445a.
E Art der Gewinneinkünfte unerheblich: Für die Anwendung von Abs. 5 ist es uner-
heblich, ob die Mitunternehmerschaft einen Gewerbebetrieb unterhält (§ 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1, Abs. 2), einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb
führt (§ 13 Abs. 1, 7 iVm. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1) oder einen Betrieb
zum Gegenstand hat, welcher der selbständigen Arbeit dient (§ 18 Abs. 1, 4
Satz 2 iVm. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1).
E Gewerbliche Prägung reicht aus: Eine Mitunternehmerschaft ist ebenfalls die ver-
mögensverwaltend tätige PersGes. in der Rechtsform einer gewerblich geprägten
Gesellschaft gem. § 15 Abs. 3 Nr. 2, die in vollem Umfang einen Gewerbe-
betrieb unterhält.
Gesamthandsvermögen einer Mitunternehmerschaft: Dass Abs. 5 Satz 3
die Begriffe Gesamthandsvermögen und Mitunternehmerschaft miteinander
verknüpft, führt zu unstimmigen Ergebnissen, da der Begriff des Gesamthands-
vermögens einerseits nicht mit dem stl. Betriebsvermögensbegriff überein-
stimmt und zudem nicht bei jeder Mitunternehmerschaft Gesamthandsver-
mögen besteht.
E „Gesamthandsvermögen “ ist ein zivilrechtlicher Begriff, der das Vermögen einer
Gesamthandsgemeinschaft bezeichnet. Das gesamthänderisch gebundene Ver-
mögen ist durch die gemeinschaftliche Berechtigung der Gesellschafter an den
jeweiligen WG gekennzeichnet (Kruse in Tipke/Kruse, AO/FGO, § 39 AO
Rn. 81). Eine Übertragung aus bzw. in das Gesamthandsvermögen iSv. Abs. 5
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Satz 3 liegt jedoch nur vor, wenn das WG bei der Mitunternehmerschaft auch zu
deren BV zählt.

Beispiel: Mitunternehmer A überträgt eine Immobilie aus seinem BV in das Gesamt-
handsvermögen; unmittelbar danach wird ihm diese dauerhaft unentgeltlich zur pri-
vaten Nutzung überlassen. Zwar stellt das WG Gesamthandsvermögen, im Ergebnis
jedoch kein BV der Gesellschaft dar (BFH v. 6.6.1973 – I R 194/71, BStBl. II 1973,
705).

E Mitunternehmerschaften ohne Gesamthandsvermögen: Dem Wortlaut nach sind von
Abs. 5 Satz 3 nur diejenigen Mitunternehmerschaften betroffen, die über Ge-
samthandsvermögen verfügen. Nach hM wird Satz 3 jedoch zu Recht auf Ge-
sellschaften ohne Gesamthandsvermögen entsprechend angewendet, etwa die
atypisch stille Gesellschaft oder eine mitunternehmerisch tätige Bruchteils-
gemeinschaft (s. § 15 Anm. 411). Diese Mitunternehmerschaften haben zwar
kein Gesamthandsvermögen, verfügen jedoch über ein stl. den Mitunterneh-
mern gemeinschaftlich zuzurechnendes Vermögen, so dass eine entsprechende
Anwendung von Satz 3 gerechtfertigt ist (glA Reiß in Kirchhof X. § 15
Rn. 381; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 691; Schulze zur Wiesche, DStZ
2002, 740 [743]; Wendt, FR 2002, 53 [58]; Reiß, BB 2000, 1965 [1966]; ebenso
BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 240 – Tz. 9; OFD Erfurt v. 23.10.2003, FR 2003,
1299, unter 3.2.1; aA Fischer in Kirchhof X. § 6 Rn. 217; Brandenberg, DStZ
2002, 551 [555 f.]; differenzierend Hoffmann, GmbHR 2002, 125 [133]).

5. Unentgeltliche Übertragung

a) Begriff
Unentgeltlichkeit bedeutet, dass vom Übertragungsempfänger keine Gegen-
leistung erbracht wird. Eine Gegenleistung kann in Sachen oder Rechten, nach
hM insbes. auch in Gesellschaftsrechten bestehen. Folgt man dieser Auffassung
(s. aber Anm. 1443a), ist die Übertragung zwischen dem (Sonder-)BV des Mit-
unternehmers und dem Gesamthandsvermögen gegen Gewährung oder Min-
derung von Gesellschaftsrechten deshalb nicht unentgeltlich, sondern vielmehr
als tauschähnlicher Vorgang zu beurteilen, welcher jedoch aufgrund der aus-
drücklichen Erwähnung in Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 und 2 ebenfalls zu Buchwerten
erfolgt. Zur Notwendigkeit der Abgrenzung s. Anm. 1453a.
Nach herrschender Meinung (Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 695; Strahl,
StbJb. 2000/01, 155 [172 f.]; Brandenberg, DStZ 2002, 551 [558]; BMF v. 11.7.
2011, BStBl. I 2011, 713 zur Übertragung aus dem Privatvermögen) ist von Un-
entgeltlichkeit auszugehen, wenn die Gutschrift ausschließlich auf einem ge-
samthänderisch gebundenen Rücklagenkonto (krit. Reiß in Kirchhof X. § 15
Rn. 382) oder auf Kapitalkonten einzelner Gesellschafter erfolgt, welche keine
Gesellschaftsrechte ausweisen und auch nicht als Darlehenskonto zu qualifizie-
ren sind (s. ausführl. Anm. 1453b). Zwar erhöhe sich auch bei der Buchung auf
einem gesamthänderisch gebundenen Rücklagenkonto der betragsmäßige Anteil
am Liquidationserlös, was auf eine Gewährung von Gesellschaftsrechten schlie-
ßen lassen könnte, jedoch erscheine es wegen der gesamthänderischen Bindung
des Rücklagenbetrags (Carlé/Bauschatz, FR 2002, 1153 [1157]) vertretbar, in-
soweit die Gewährung individualisierter Gesellschaftsrechte zu verneinen (krit.
Reiß, DB 2005, 358 [359 ff.] van Lishaut, DB 2000, 1784 [1785]).
Stellungnahme: Im Fall einer Buchung auf dem gesamthänderischen Rück-
lagekonto liegt eine unentgeltliche Übertragung uE nur insoweit vor, als sich
hierdurch die Vermögensposition des Einbringenden verschlechtert. Die voll-
ständige Qualifikation als unentgeltlich geht insoweit fehl, als sich der Mitunter-
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nehmer bei einer Übertragung ins Gesamthandsvermögen nicht entreichert,
sondern einen (zumindest anteiligen) Gegenwert in Form einer Wertsteigerung
des Gesellschaftsvermögens erlangt, insoweit also Gesellschaftsrechte erhält.
Gesplittete Buchung: s. Anm. 1453b.
Abgrenzung zur Gewährung von Gesellschaftsrechten: s. Anm. 1453b.

b) Übernahme einer Verbindlichkeit als Entgelt
Steht die Übernahme der Verbindlichkeit im Zusammenhang mit der Übertra-
gung eines positiven WG, so ist fraglich, ob insoweit ein entgeltlicher Vorgang
gegeben ist.
Nettobetrachtung: Bei der sog. Nettobetrachtung werden übernommene Ver-
bindlichkeiten nur als unselbständiger Bestandteil des Übertragungsgeschäfts an-
gesehen, woraufhin lediglich das sonstige Entgelt, nicht aber die zu überneh-
mende Verbindlichkeit als Gegenleistung zu werten ist. Diese für die
Übertragung von Sachgesamtheiten (Betriebe, Teilbetriebe und Mitunterneh-
meranteile) sowie bei der Teilung von Gesamthandsvermögen (zB im Wege der
Realteilung) anerkannte Sichtweise (vgl. BFH v. 11.12.2001 – VIII R 58/98,
BStBl. II 2002, 420) wird im Schrifttum mitunter auch für Übertragungen iSd.
Abs. 5 Satz 3 für zutreffend erachtet: Sowohl die wörtliche Auslegung als auch
der Sinn und Zweck der Regelung, Umstrukturierungen bei PersGes. steuerneu-
tral zu ermöglichen, rechtfertige es, die im Zusammenhang mit der Übertragung
eines positiven WG stehende Übernahme einer Verbindlichkeit nicht als Entgelt
zu beurteilen, mit der Folge, dass sowohl das positive WG als auch die Verbind-
lichkeit als negatives WG jeweils zum Buchwert zu übertragen wäre (vgl. Mär-
kle, StbJb. 1995/96, 75 [100 ff.]; Groh, DB 2002, 1904 [1907]; Schulze zur
Wiesche, DStZ 2002, 740 [745]; Schulze zur Wiesche, DB 2004, 1388; Böhme/
Forster, BB 2003, 1979 [1983 f.]). Für die Nettomethode spreche zudem, dass
anstelle der Übernahme der Verbindlichkeit der entsprechende Betrag im Wege
der Einlage bzw. Entnahme transferiert und sodann zur Tilgung der Verbind-
lichkeit verwendet werden könne (vgl. Groh, DB 2002, 1904 [1907]) sowie der
Umstand, dass Verbindlichkeit und positives WG ggf. zusammenhängen (so Ro-
ser, FR 2002, 309 [316 f.]).
Bruttobetrachtung: Demgegenüber ist nach der Bruttobetrachtung die im Zu-
sammenhang mit der Übertragung eines einzelnen positiven WG stehende
Übernahme einer Verbindlichkeit stets als (ggf. anteiliges) sonstiges Entgelt an-
zusehen.

BFH v. 11.12.1997 – IV R 28/97, BFH/NV 1998, 836, unter II.2.a); v. 11.12.2001 –
VIII R 58/98, BStBl. II 2002, 420; BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 15; v.
12.10.1994, BB 1994, 2318; v. 28.4.1998, BStBl. I 1998, 583 – Tz. 5a; v. 7.6.2001,
BStBl. I 2001, 367 – Tz. 5; Brandenberg, DStZ 2002, 551 (557 f.); Wendt, FR 2002,
53 (62); Kempermann, FR 2002, 521; im Ergebnis auch Kulosa in Schmidt XXX. § 6
Rn. 696.

Folglich ist die Verbindlichkeit nicht als Bestandteil des übertragenen Ver-
mögens, sondern vielmehr als selbständiger Bestandteil der Gegenleistung zu be-
urteilen. Die Übernahme der Verbindlichkeit führt bei dieser Sichtweise zu Auf-
wendungen des Erwerbers, die er tätigt, um die Verfügungsmöglichkeit über das
gleichzeitig übertragene positive WG zu erlangen, und führt folglich bei ihm zu
AK. In gleicher Höhe erwächst dem Veräußerer ein als Gegenleistung zu wer-
tender Vermögensvorteil, indem er von einer Verbindlichkeit befreit wird (vgl.
BFH v. 11.12.2001 – VIII R 58/98, BStBl. II 2002, 420). Entspricht die über-

E 722/69

C. Erläuterungen zu Abs. 5 Satz 3 Anm. 1452a–1452b § 6

1452b



E 722/70 Niehus/Wilke

nommene Verbindlichkeit dem Teilwert des übertragenen WG, bewirkt die
Bruttobetrachtung eine vollständige Realisierung der stillen Reserven.
Stellungnahme: Der Bruttobetrachtung ist uE grds. zu folgen. Zwar erfasst
Abs. 5 Satz 3 grds. sowohl die Übertragung positiver als auch negativer WG;
dies kann allerdings nur dann gelten, wenn die jeweiligen Übertragungen isoliert
erfolgen. Schließlich übernimmt der Empfänger des positiven WG die Verbind-
lichkeit regelmäßig deswegen, weil der Übertragende ihm das betreffende WG
insoweit eben gerade nicht gegen Gewährung oder Minderung von Gesell-
schaftsrechten bzw. unentgeltlich, sondern vielmehr gegen Erlangung eines ent-
sprechenden Vermögensvorteils (Befreiung von der Verbindlichkeit) übertragen
will. Dementsprechend ist auf Seiten des Empfängers keine Bereicherung er-
folgt, sondern dieser hat insoweit das unter fremden Dritten übliche Entgelt zur
Erlangung des positiven WG aufgewendet. Eine in Zusammenhang stehende
Übertragung von positivem WG und Verbindlichkeit jeweils zum Buchwert ist
mithin nicht zulässig (ebenso Kühn, GStB 2001, 361). Etwaige den tatsächlichen
Sachverhalt verschleiernde Umweggestaltungen durch Vornahme von Einlagen
bzw. Entnahmen sind gem. § 42 AO nicht anzuerkennen (vgl. Ostermayer/Rie-
del, BB 2003, 1305 [1306 f.]; Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 376), da anderen-
falls entgeltliche Übertragungen zwischen Gesellschaft und Gesellschafter, wel-
che als solche nicht unter Abs. 5 Satz 3 fallen, beliebig in dessen
Anwendungsbereich verlagert werden könnten. Allerdings erscheint in dem Son-
derfall, dass die ursprüngliche Sachgesamtheit, mithin der Betrieb, Teilbetrieb
oder Mitunternehmeranteil, beim Übertragenden nicht mehr fortbesteht, die
Anwendung der Nettobetrachtung gerechtfertigt, so für den Fall der Übertra-
gung einzelner WG und Verbindlichkeiten Niehus (FR 2010, 1 [6]), für den Fall
der Übertragung der Sachgesamtheit selbst, wenn dies einen Anwendungsfall
von Abs. 5 Satz 3 darstellt, zB Sachwertabfindung unter Zuweisung eines Teil-
betriebs Dietel (DStR 2011, 1493 [1495]).

c) Teilentgeltliche Übertragungen
Entgeltliche Übertragungen sind nicht nur solche gegen ein angemessenes Ent-
gelt, sondern auch solche gegen ein überhöhtes oder zu geringes Entgelt. Im
letztgenannten Fall spricht man von Teilentgeltlichkeit. Dabei ist es umstritten,
ob bzw. in welchem Ausmaß stille Reserven aufgedeckt werden. Mit der Tren-
nungstheorie, der Trennungstheorie mit einseitiger Zuordnung des Buchwerts
und der Einheitstheorie haben sich dabei drei Lösungsansätze herausgebildet
(Niehus/Wilke, FR 2005, 1012; zur grundsätzlichen Abgrenzung von Tren-
nungs- und Einheitstheorie s. nur Märkle, JbFfSt. 1982/83, 309 [315 f.]):
Trennungstheorie: Nach der sog. Trennungstheorie ist ein teilentgeltliches
Rechtsgeschäft in einen voll entgeltlichen und voll unentgeltlichen Bestandteil
zu zerlegen. Dabei bemisst sich der Umfang der Entgeltlichkeit nach dem Ver-
hältnis des Kaufpreises zum Verkehrswert des übertragenen WG. Der Buchwert
wird sodann, dem Verhältnis entgeltlich/unentgeltlich entsprechend, dem ent-
geltlichen bzw. dem unentgeltlichen Teil der Übertragung zugeordnet. Durch
diese Zuordnung des Buchwerts zu dem jeweiligen Teil des Rechtsgeschäfts er-
gibt sich stets eine anteilige Realisierung der stillen Reserven. Kennzeichen der
„reinen“ Trennungstheorie ist es mithin, dass die Trennung in die Bereiche ent-
geltlich/unentgeltlich nicht nur für das zugrundeliegende Rechtsgeschäft erfolgt,
sondern sich auch auf die anteilige Zuordnung des Buchwerts zum entgeltlichen
und unentgeltlichen Teil des Rechtsgeschäfts erstreckt.
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Dafür BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 15; FG Münster v. 28.3.2001 – 8 K
5523/97 F, EFG 2001, 877, rkr.; Kloster/Kloster, GmbHR 2000, 1129 (1132); Klos-
ter/Kloster, GmbHR 2002, 717 (726); van Lishaut, DB 2000, 1784 (1786); van Lis-
haut, DB 2001, 1519 (1520); Brandenberg, FR 2000, 1182 (1185); Brandenberg,
DStZ 2002, 551 (558); Brandenberg in Ley/Brandenberg, Ubg. 2010, 767 (776).
Beispiel 1: A, Gesellschafter der AB-OHG, überträgt aus seinem BV ein Grundstück
(Buchwert 100 T E, Verkehrswert 500 T E) gegen ein Entgelt von 100 T E auf die AB-
OHG. Nach der Trennungstheorie ist der Vorgang zu 1/5 (= Entgelt/Verkehrswert)
entgeltlich und zu 4/5 unentgeltlich erfolgt. Dem Entgelt von 100 T E ist der auf den
entgeltlichen Teil entfallende Anteil des Buchwerts (1/5 von 100 T E = 20 T E) gegen-
überzustellen, was eine Gewinnrealisierung von 80 T E (= 1/5 der stillen Reserven) be-
wirkt.

Trennungstheorie mit einseitiger Zuordnung des Buchwerts: Im Unter-
schied zur „reinen“ Trennungstheorie erfolgt bei der Trennungstheorie mit ein-
seitiger Zuordnung des Buchwerts zwar zunächst die Aufspaltung in eine voll
entgeltliche und eine voll unentgeltliche Übertragung, der Buchwert soll jedoch
insgesamt dem entgeltlichen Teil der Übertragung zugeordnet werden, so dass
eine Gewinnrealisierung nur eintritt, wenn, und auch nur in dem Ausmaß, in
dem der Kaufpreis den gesamten Buchwert übersteigt.

So BFH v. 6.9.2000 – IV R 18/99, BStBl. II 2001, 229, zu 3.b): „Die … Übertragung
ist in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil zu zerlegen. Aus dem entgeltli-
chen Teil ergab sich kein Gewinn, weil der Kaufpreis dem Buchwert entsprach“; eben-
so Wendt, FR 2002, 53 (62); Wendt, EStB 2002, 137 (138 f.); Ley, KÖSDI 2009,
16678 (16686); offen gelassen in BFH v. 11.12.2001 – VIII R 58/98, BStBl. II 2002,
420.
Beispiel 2: Wendet man auf Beispiel 1 die Trennungstheorie mit einseitiger Zuord-
nung des Buchwerts an, so ergibt sich Folgendes: Zwar ist, wie zuvor, die Übertragung
zu 1/5 als entgeltlich und zu 4/5 als unentgeltlich zu beurteilen, allerdings wird bezüg-
lich der Gewinnermittlung der gesamte Buchwert dem entgeltlichen Teil der Übertra-
gung zugeordnet, woraufhin im vorliegenden Fall keine Aufdeckung der stillen Reser-
ven erfolgt, da das geleistete Entgelt dem Buchwert entspricht.

Einheitstheorie: Die sog. Einheitstheorie verneint die nach der Trennungs-
theorie gedachte gegenständliche Aufteilung der Übertragung und stellt dem
Kaufpreis den Buchwert des gesamten WG gegenüber. Zu einer Aufdeckung
stiller Reserven kommt es folglich nur insoweit, als der Kaufpreis den (vollen)
Buchwert übersteigt; in diesem Fall ist eine voll entgeltliche Übertragung anzu-
nehmen. Unterschreitet der Kaufpreis den Buchwert, liegt hingegen eine voll un-
entgeltliche Übertragung vor.

Dafür Düll/Fuhrmann/Eberhard, DStR 2000, 1713 (1715); Korn, KÖSDI 2002,
13272 (13276 f.); Geck, ZEV 2002, 41 (43); Groh, DB 2003, 1403 (1403 f.); Fischer in
Kirchhof X. § 6 Rn. 225; Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 376a.
Beispiel 3:Wendet man auf Beispiel 1 die Einheitstheorie an, so ergibt sich Folgendes:
Da der Kaufpreis den Buchwert nicht übersteigt, ist die Übertragung einheitlich als un-
entgeltliches Rechtsgeschäft zu beurteilen. Da das geleistete Entgelt dem Buchwert ent-
spricht, werden keine stillen Reserven aufgedeckt.

Stellungnahme: Zu folgen ist uE der „reinen“ Trennungstheorie. Die Tren-
nungstheorie mit einseitiger Zuordnung des Buchwerts verstrickt sich in den
Widerspruch, zunächst eine Aufteilung des Rechtsgeschäfts in einen entgeltli-
chen und einen unentgeltlichen Teil vorzunehmen, sodann jedoch den Buchwert
des WG vollständig dem entgeltlichen Teil zuzuordnen (vgl. Brandenberg,
DStZ 2002, 551 [558]; Röhner, StB 2003, 202 [204]). Eine Rechtfertigung für
diese inkonsistente Anwendung des Trennungsgedankens ist nicht erkennbar.
Zwar vermeidet die Einheitstheorie diesen Vorwurf, da sie ohnehin von einem
einheitlichen Rechtsgeschäft ausgeht und insoweit folgerichtig den gesamten
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Buchwert dem geleisteten Entgelt gegenüberstellt, gleichwohl vermag sie aus
zweierlei Gründen im Bereich der Übertragung von EinzelWG bei Mitunterneh-
merschaften nicht zu überzeugen: So folgt aus der Überlegung, es liege ein voll
entgeltliches Rechtsgeschäft immer dann vor, wenn das Entgelt den Buchwert
übersteigt, dass bei Vereinbarung eines über dem Buchwert jedoch unter dem
Teilwert des WG befindlichen Entgelts stille Reserven beliebig zwischen den
Mitunternehmern verlagert werden könnten. In diesen Fällen wäre der Einheits-
theorie zufolge stets von einem entgeltlichen Rechtsgeschäft auszugehen, wel-
ches als solches nicht von Abs. 5 erfasst würde (zur vergleichbaren Problematik
bei Abs. 4 vgl. Anm. 1432); folglich würde auch eine zeitnahe Realisierung der
stillen Reserven durch die Übertragungsempfänger nicht zum rückwirkenden
Teilwertansatz nach Abs. 5 Satz 4 führen können.

Beispiel 4: A und B sind Gesellschafter der AB-OHG. A veräußert aus seinem Son-
der-BV ein Grundstück (Buchwert 100 T E, Verkehrswert 500 T E) gegen ein Entgelt
von 101 T E an B, der das Grundstück wie zuvor A der AB-OHG zur Nutzung über-
lässt. B veräußert das Grundstück zwei Jahre später für 500 T E an einen Dritten.
Nach der Einheitstheorie erfolgt die Übertragung vollentgeltlich, da der Kaufpreis den
Buchwert übersteigt. A erzielt danach durch die Veräußerung an B einen Veräuße-
rungsgewinn von 1 T E, B aktiviert das Grundstück in seiner Sonderbilanz mit AK
iHv. 101 T E. Im Zuge der anschließenden Veräußerung versteuert B die stillen Reser-
ven iHv. 399 T E.
Bei Geltung der Trennungstheorie dagegen wird das Grundstück nur zu 101/500 ent-
geltlich übertragen; zu 399/500 liegt eine unentgeltliche Übertragung nach Abs. 5
Satz 3 Nr. 3 vor, die zunächst zur Buchwertfortführung zwingt. Aufgrund der Ver-
äußerung durch B innerhalb der sog. Sperrfrist des Abs. 5 Satz 4 ist das Grundstück je-
doch nun rückwirkend auch insoweit, als es unentgeltlich übertragen wurde, mit dem
Teilwert anzusetzen. Die auf den unentgeltlich übertragenen Teil entfallenden stillen
Reserven (= 399/500 der stillen Reserven) sind dabei nicht etwa von B, sondern nach-
träglich von A im Jahr der Übertragung zu versteuern (vgl. Anm. 1473).

Der gesetzliche Missbrauchsverdacht, dass im Falle einer Veräußerung oder
Entnahme innerhalb der Sperrfrist die vorherige Buchwertübertragung eine
missbräuchliche interpersonelle Verlagerung stiller Reserven darstelle, würde, ob
nun gerechtfertigt oder nicht, im Fall der Einheitstheorie ins Leere laufen. Eine
Nichtanwendbarkeit des Abs. 5 in den vorbezeichneten Fällen vermag daher
aufgrund des hierdurch bewirkten Verstoßes gegen das Subjektsteuerprinzip (s.
Anm. 1443a) nicht zu überzeugen. Zudem entspricht die aus der Einheitstheorie
folgende Annahme, die Übertragung erfolge unentgeltlich, wenn das Entgelt
den Buchwert nicht übersteigt, nicht dem Lebenssachverhalt: Offenkundig ist
die Übertragung eben gerade nicht in vollem Umfang unentgeltlich erfolgt, hat
doch der Übertragungsempfänger zumindest teilweise eine Gegenleistung er-
bracht. Die „reine“ Trennungstheorie vermeidet die vorgenannten Nachteile: So
erstreckt sie den Trennungsgedanken folgerichtig auch auf die Zuordnung des
Buchwerts und wirkt einer interpersonellen Verlagerung stiller Reserven inso-
weit entgegen, als es durch die Übertragung unmittelbar zur Aufdeckung antei-
liger stiller Reserven kommt und zudem eine Anwendbarkeit von Abs. 5 Satz 4
bis 6 bezüglich des unentgeltlichen Teils der Übertragung gewährleistet ist. Zu-
dem verschafft nur die Trennungstheorie der Tatsache, dass in dem zu würdi-
genden Rechtsvorgang sowohl eine entgeltliche Veräußerung als auch eine
schenkweise Übertragung liegt, auch strechtlich zutreffend Geltung (ebenso
Röhner, StB 2003, 202 [206]) und vermag damit eine am Leistungsfähigkeits-
prinzip ausgerichtete Besteuerung zu bewirken (zutreffend FG Münster v. 28.3.
2001 – 8 K 5523/97 F, EFG 2001, 877, rkr.). Dem kann nicht entgegengehalten
werden, die Trennungstheorie führe zur Besteuerung tatsächlich nicht erzielter
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fingierter Gewinne, da eine Gewinnrealisierung nur vorliege, wenn das Entgelt
den (gesamten) Buchwert übersteigt (so aber Korn, KÖSDI 2002, 13272
[13276 f.]); vielmehr basiert die Einheitstheorie auf der Fiktion eines einheitlich-
en Rechtsgeschäfts, welches, zumindest bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise,
realiter nicht gegeben ist.

6. Gewährung oder Minderung von Gesellschaftsrechten

a) Notwendigkeit der Abgrenzung
Die Übertragung von Einzel-WG gegen Gewährung oder Minderung von Ge-
sellschaftsrechten in das bzw. aus dem Gesamthandsvermögen einer Mitunter-
nehmerschaft stellt nach Auffassung des BFH (v. 15.7.1976 – I R 17/74,
BStBl. II 1976, 748) einen tauschähnlichen und damit im Grundsatz entgeltli-
chen Vorgang dar (s. zur Kritik hieran aber Anm. 1443a). Die Bewertung erfolgt
jedoch nicht nach den allg. für den Tausch geltenden Regeln unter Aufdeckung
der stillen Reserven, sondern, wie im Fall der unentgeltlichen Übertragung, zum
Buchwert nach Satz 3 Nr. 1 oder 2, der gem. Abs. 6 Satz 4 insoweit lex specialis
gegenüber Abs. 6 darstellt. Wegen der unterschiedlichen Rechtsfolgen ist die
Übertragung gegen Gewährung oder Minderung von Gesellschaftsrechten daher
insbes. von anderen (regulären) Formen entgeltlicher Übertragungen abzugren-
zen. Eine Abgrenzung gegenüber unentgeltlichen Übertragungen erscheint auf
den ersten Blick ohne Bedeutung, weil in beiden Fällen eine Buchwertübertra-
gung stattfindet (Groh, DB 2003, 1403 [1404]). Zu beachten ist jedoch, dass in
den Fällen des rückwirkenden Ansatzes zum Teilwert nach Abs. 5 Satz 4 der
sich hierbei ergebende Gewinn des Übertragenden, bei Vorliegen der übrigen
Voraussetzungen, nur insoweit nach § 6b begünstigt sein kann, als die Übertra-
gung entgeltlich erfolgte, nicht dagegen bei unentgeltlicher Übertragung (vgl.
OFD Frankfurt v. 14.4.2008, BB 2008, 1784; Jachmann, DStZ 2002, 203 [209];
Loschelder in Schmidt XXX. § 6b Rn. 32; s. auch Anm. 1473) und nach dem
BMF-Schreiben zur Realteilung (BMF v. 28.2.2006, DStR 2006, 426) bewirkt ei-
ne im Anschluss an eine steuerneutrale Realteilung erfolgende Übertragung gem.
Abs. 5 Satz 3 nur dann eine Sperrfristverletzung iSv. § 16 Abs. 3 Satz 3, wenn sie
gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten erfolgt (vgl. Röhrig/Doege, DStR
2006, 489 [497]).

b) Begriff der Gesellschaftsrechte
Zivilrecht: Unter den Gesellschaftsrechten im zivilrechtlichen Sinne ist allg. der
Gesellschaftsanteil im Ganzen zu verstehen, der „als der Inbegriff der mitglied-
schaftlichen Rechte die gesamte Beteiligung des Gesellschafters“ umfasst (K.
Schmidt, Gesellschaftsrecht, 4. Aufl. 2002, § 47 III). Im Einzelnen handelt es
sich vor allem um Vermögensrechte (Gewinnbezugs- und -entnahmerechte, Be-
teiligung am Liquidationserlös) sowie sonstige Teilhaberechte (Stimm-, Kon-
troll- und Informationsrechte).
Gesellschaftsrechte iSv. Satz 3 Nr. 1 und 2: Der Begriff der Gesellschafts-
rechte ist gesetzlich nicht geregelt. Eine inhaltliche Abgrenzung gestaltet sich als
schwierig, weil eine Legaldefinition dieses Begriffs auch an anderer Stelle nicht
existiert. Die Auffassung in der Literatur zu diesem Problemkreis ist uneinheit-
lich. Übereinstimmung herrscht wohl insoweit, als nicht die Änderung jedweder
Gesellschaftsrechte iSd. Zivilrechts zu einer Anwendung von Satz 3 Nr. 1, 2
führt, sondern diese zumindest über Einsichts-, Kontroll- oder Widerspruchs-
rechte hinausgehen müssen.
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Stimm- und/oder Gewinnbezugsrechte: Von einer Änderung von Gesell-
schaftsrechten ist jedenfalls dann auszugehen, wenn sich infolge der Übertra-
gung des WG die Stimm- und/oder Gewinnbezugsrechte des Gesellschafters in
der Mitunternehmerschaft verändern (Wendt, FR 2002, 53 [59]; zweifelnd FN-
IDW Beil. 5/2004, Rn. 78).
Kapitalkonten I und II: In der kautelarjuristischen Praxis wird der sog. Kapi-
talanteil des Gesellschafters über die im HGB vorgesehene Bedeutung (Maßstab
zur Verteilung von Vorausdividenden, für Entnahmen und zur Berechnung des
Auseinandersetzungsguthabens) hinaus häufig auch zum Maßstab für Stimm-
rechte und Gewinnbeteiligung und spiegelt sich im sog. Kapitalkonto I des Ge-
sellschafters (festes Kapitalkonto) wider, während Ergebnisanteile, Entnahmen
und Einlagen auf variablen Kapitalkonten (sog. Kapitalkonten II) gebucht wer-
den. Hier bewirkt eine Erfassung auf dem Kapitalkonto I des Mitunternehmers
grds. eine Veränderung der Gesellschaftsrechte. Strittig ist dagegen die Behand-
lung in den Fällen, in denen ein variables Kapitalkonto angesprochen wird.
E Nach Auffassung der FinVerw. reicht es für eine Gewährung oder Minderung
von Gesellschaftsrechten aus, dass eine Erfassung auf einem Kapitalkonto des
Gesellschafters erfolgt, das für seine Beteiligung am Gesellschaftsvermögen
maßgebend ist (so bereits BMF v. 20.12.1977, BStBl. I 1978, 11 – Tz. 24 [MU-
Erlass]; vgl. auch BMF v. 29.3.2000, BStBl. I 2000, 462, dort allerdings für den
Fall der Einbringung aus dem PV; für den hier interessierenden Fall der Einbrin-
gung aus dem BV kann aber nichts anderes gelten). Dies sei insbes. dann der
Fall, wenn auf diesem Konto auch Verluste gebucht werden. Danach ließe sich,
soweit die Gutschrift auf individuellen Kapitalkonten des Einbringenden erfolgt,
eine Gewährung von Gesellschaftsrechten nur bei der Erfassung auf einem Dar-
lehenskonto (dann läge aber ohnehin ein entgeltliches Rechtsgeschäft vor), nicht
aber bei Buchung auf dem Kapitalkonto II vermeiden (BMF v. 11.07.2011,
BStBl. I 2011, 713; ähnlich Crezelius, DB 2004, 397 [400 f.]; zur Abgrenzung
des Kapitalkontos II s. auch BFH v. 27.6.1996 – IV R 80/95, BStBl. II 1997,
36). Nach Auffassung der FinVerw. ergeben sich die folgenden Zuordnungs-
regeln (in Anlehnung an Neu/Stamm, DStR 2005, 141 [148]; vgl. zur Klassifika-
tion unterschiedlicher Kapitalkonten und zur Abgrenzung von Eigenkapital
bzw. Fremdkapital auch Wälzholz, DStR 2011, 1815 [1816 f.] sowie Kahle,
DStZ 2010, 720):

Angesprochenes Kapitalkonto Art der
Gegenleistung

Steuerliche
Behandlung alsBezeichnung Gilt stl. als

Kapitalkonto I Eigenkapital Gesellschaftsrechte Tauschähnlicher Vorgang

Kapitalkonto II mit
Verlustverbuchung

Eigenkapital Gesellschaftsrechte Tauschähnlicher Vorgang

Kapitalkonto II ohne
Verlustverbuchung

Fremdkapital Forderungsrecht Entgeltlicher Vorgang

E Auffassung im Schrifttum: Im Schrifttum wird überwiegend die Auffassung ver-
treten, dass eine Erfassung auf dem Kapitalkonto II des Gesellschafters zur Ge-
währung oder Minderung von Gesellschaftsrechten nicht ausreiche, da dieses re-
gelmäßig weder einen prozentualen Anteil am Gesamthandsvermögen noch
zusätzliche Stimmrechte verschaffe.

von Lishaut, DB 2000, 1785 (1786); Düll/Fuhrmann/Eberhard, DStR 2001, 1713
(1716); Kemper/Konold, DStR 2000, 2119 (2121); Herrmann/Neufang, BB 2000,
2599 (2602); Mitsch/Grüter, Inf. 2000, 651 (652); aA Roser, FR 2002, 309 (312).

§ 6 Anm. 1453b Abs. 5: Buchwertfortführung



HHR Lfg. 250 Januar 2012 Niehus/Wilke

E Stellungnahme: Mit der FinVerw. ist davon auszugehen, dass ein variables Kapi-
talkonto, auf welchem keine Verlustbuchungen erfolgen, keine Gesellschafts-
rechte vermittelt, sondern vielmehr als Forderungskonto anzusehen ist. Steht
das variable Kapitalkonto hingegen für Verlustbuchungen zur Verfügung, so
reicht es uE mangels einer hinreichend konkreten Benennung der relevanten
Gesellschaftsrechte in Satz 3 Nr. 1, 2 bereits aus, wenn sich aufgrund der Über-
tragung des WG der betragsmäßige Anteil des Gesellschafters am Liquidations-
erlös verändert. Dies ist regelmäßig in Höhe des auf dem betreffenden Kapital-
konto tatsächlich gebuchten Betrags der Fall. Die Übertragung erfolgt
infolgedessen (lediglich) unentgeltlich, soweit die Veränderung des Kapitalkon-
tos II hinter dem Teilwert des übertragenen WG zurückbleibt. Etwas anderes
kann allerdings gelten, wenn das Kapitalkonto II nach der gesellschaftsvertragli-
chen Abrede im Fall des Ausscheidens oder der Liquidation nicht unmittelbar
zu einem Auszahlungsanspruch des Gesellschafters führt (vgl. Wälzholz, DStR
2011, 1861 [1864 f.]).

Beispiel 1 (Übertragung eines Wirtschaftguts aus dem BV eines Mitunterneh-
mers gegen Gutschrift auf dem Kapitalkonto II in Höhe des Teilwerts und Auf-
stellung einer negativen Ergänzungsbilanz): X betreibt neben seiner Stellung als
zu 2/3 beteiligter Mitunternehmer der X-OHG ein gewerbliches Einzelunternehmen.
X überträgt ein WG seines Einzelunternehmens (Buchwert 10000 E, Teilwert
25000 E) auf die X-OHG gegen Gutschrift iHv. 25000 E auf dem Kapitalkonto II
und Aufstellung einer negativen Ergänzungsbilanz mit einem Minderwert für das WG
iHv. 15000 E.
Die Übertragung des WG erfolgt zu 100 % gegen Gewährung von Gesellschaftsrech-
ten, denn der Anspruch des X auf Teilhabe am Liquidationserlös der X-OHG ist auf-
grund der Übertragung des WG um 25000 E gestiegen: X hat im Falle der Liquidation
einen Anspruch auf Auskehrung seines Kapitalanteils, zu dem auch das Kapitalkonto
II gehört. Die negative Ergänzungsbilanz vermindert seinen Liquidationsanspruch
nicht, sondern bewirkt lediglich, dass X die im Zeitpunkt der Übertragung bestehenden
stillen Reserven des WG allein versteuern muss.
Beispiel 2 (Übertragung eines Wirtschaftsguts aus dem BV eines Mitunterneh-
mers gegen Gutschrift auf dem Kapitalkonto II in Höhe des Buchwerts): Wie
im vorhergehenden Beispiel, jedoch begnügt sich X mit einer Gutschrift auf dem Kapi-
talkonto II iHv. 10000 E. Eine Ergänzungsbilanz wird nicht aufgestellt.
Der Anspruch am Liquidationserlös der X-OHG steigt für X aufgrund der Übertra-
gung des WG nicht um 25000 E, sondern unmittelbar lediglich um 10000 E. Die
Übertragung des WG erfolgt daher lediglich zu 40 % (= 10000/25000) gegen Gewäh-
rung von Gesellschaftsrechten.
Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass X zusätzlich zum Anspruch auf Auskeh-
rung des Kapitalkontos II (10000 E) an den im Zuge der Liquidation aufgedeckten stil-
len Reserven im Verhältnis der Gewinnverteilung (hier: 2/3 von 15000 E = 10000 E)
beteiligt ist. Der ursprüngliche Verzicht auf die Gutschrift der stillen Reserven führt zu
einer insoweit unentgeltlichen Übertragung des WG, an der X, ähnlich wie bei einer
Gutschrift auf einem gesamthänderisch gebundenen Rücklagenkonto, nur im Umfang
seiner Beteiligungsquote partizipiert.

c) Gesamthänderisch gebundene Rücklage
Als besonders streitanfällig hat sich die Erfassung auf einem gesamthänderisch
gebundenen, keinem Gesellschafter unmittelbar zuzurechnenden Rücklagenkon-
to erwiesen (zur Frage, ob ein solches gesamthänderisch gebundenes Konto
auch gesellschafterspezifisch zugeordnet werden kann, vgl. Wälzholz, DStR
2011, 1861).
Bisherige Auffassung der Finanzverwaltung: Nach der zu Einbringungen
aus dem PV vertretenen, hier gleichwohl ebenfalls einschlägigen Auffassung
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qualifizierte die FinVerw., da sich aufgrund der durch die Übertragung des WG
eintretenden Erhöhung des Gesellschaftsvermögens weder die Stimm- noch die
Gewinnbezugsrechte des Einbringenden erhöhen und auch der Auseinanderset-
zungsanspruch nicht um den (gesamten) Wert des eingebrachten WG ansteigt,
diesen Vorgang zunächst als insgesamt unentgeltlich (vgl. BMF v. 26.11.2004,
BStBl. I 2004, 1190). Erfolgte die Buchung teilweise auf einem Kapitalkonto I
oder II und teilweise auf einem Rücklagenkonto, war das Rechtsgeschäft auf-
zuteilen: Insoweit, als Kapitalkonten angesprochen wurden, lag eine Gewährung
von Gesellschaftsrechten vor; im Übrigen erfolgte die Übertragung unentgelt-
lich.
Bundesfinanzhof zu gesplitteter Buchung: Übertragungen können jedoch
auch dann in vollem Umfang als gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten zu
qualifizieren sein, wenn die Buchung nicht nur auf einem Kapitalkonto des Ein-
bringenden, sondern zT auch auf einem gesamthänderischen Rücklagenkonto
erfolgt (vgl. BFH v. 24.1.2008, BStBl. II 2011, 617). Insbesondere bei Bestehen
stiller Reserven im bisherigen BV und/oder bereits gebildeten gesamthänderi-
schen Rücklagen wird der Einbringende zur Erbringung einer wertmäßig höhe-
ren Einlage verpflichtet werden, als es der Gutschrift auf den ihm persönlich zu-
zurechnenden Kapitalkonten entspricht. Dieser Teil des Werts des übertragenen
WG wird hierbei regelmäßig in einer gesamthänderischen Rücklage gebucht
werden, ist aber nach der mit der Gesellschaft getroffenen Vereinbarung Be-
standteil der vom einbringenden Gesellschafter im Austausch gegen die Ver-
schaffung (bzw. Erhöhung) der Gesellschaftsrechte geschuldeten Übertragung.
Ob der Differenzbetrag bei der empfangenden Gesellschaft auf einem gesamt-
händerisch gebundenen Rücklagenkonto oder auf einem Kapitalkonto des Ein-
bringenden gebucht wird, ist deshalb für den insgesamt entgeltlichen Charakter
der Einbringung nicht entscheidend (vgl. BFH v. 17.7.2008 – I R 77/06,
BStBl. II 2009, 464). Die FinVerw. hat sich dieser Rechtsauffassung angeschlos-
sen und behandelt Fälle, in denen sowohl auf einem Kapitalkonto als auch ei-
nem Rücklagenkonto gebucht wird, nunmehr grds. als vollentgeltlich (vgl. BMF
v. 11.7.2011 BStBl. I 2011, 713; v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 16).
Buchhalterische Behandlung kein hinreichendes Merkmal: Die Frage, ob
und in welchem Umfang im Gegenzug für die Übertragung Gesellschaftsrechte
gewährt werden, kann uE nicht lediglich aufgrund der buchhalterischen Darst.
entschieden werden. Sieht man einmal von den grundsätzlichen Erwägungen,
die bereits von Anfang an gegen die Annahme eines tauschähnlichen Vorgangs
sprechen (s. Anm. 1443a) ab, so kann die Antwort nur durch einen Vergleich
der Vermögensposition des Gesellschafters vor und nach der Übertragung ge-
funden werden: Nur wenn sich seine Vermögensposition infolge der Übertra-
gung verändert hat, kann eine (ggf. teilweise) unentgeltliche Übertragung vorlie-
gen. Dies hängt aber mitnichten von der buchhalterischen Abbildung, sondern
vielmehr davon ab, ob der Einbringende (trotz oder uU sogar wegen der ggf. ge-
splitteten Buchung) Gesellschaftsrechte erhält, die dem gesamten Wert des hin-
gegebenen WG entsprechen. Denkbar wäre zB, dass die teilweise Buchung auf
einem Rücklagenkonto nicht wegen des Bestehens stiller Reserven oder eines
zuvor bereits gebildeten Rücklagenkontos erfolgt, sondern vielmehr insoweit ein
Bereicherungswille gegenüber den übrigen Gesellschaftern besteht.
Ausschließliche Buchung auf gesamthänderischer Rücklage führt nach
Auffassung der FinVerw. zur Unentgeltlichkeit (vgl. BMF v. 11.7.2011, BStBl. I
2011, 713, unter II.b); ebenso Wacker, HFR 2008, 692). Je nach Fallkonstellati-
on kann uE auch eine ausschließliche Gewährung von Gesellschaftsrechten vor-
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liegen (aA Brandenberg in Ley/Brandenberg, Ubg 2010, 767 [769]; Ley, KÖS-
DI 2009, 16678 [16683 f.];Wendt, FR 2008, 916, der bei Buchung auf einem ge-
samthänderischen Rücklagenkonto grds. eine vollständig entgeltliche Übertra-
gung annimmt).
Einbringung in Ein-Mann-GmbH & Co. KG: Überträgt der vermögens-
mäßig zu 100 % beteiligte Kommanditist und Alleingesellschafter der Komple-
mentär-GmbH ein WG auf die GmbH & Co. KG, ist fraglich, ob dies gegen
Gewährung von Gesellschaftsrechten erfolgen kann, ist doch der Einbringende
vor und nach der Einbringung in gleichem Umfang an der Gesellschaft beteiligt.
Gleichwohl soll nach Auffassung der FinVerw. auch in diesem Fall – je nach
buchhalterischer Behandlung – ein tauschähnlicher oder ein unentgeltlicher Vor-
gang vorliegen können (BMF v. 11.7.2011, BStBl. I 2011, 713, unter II.2.c)). In-
des ist unklar, anhand welcher Kriterien die Qualifikation dieses Vorgangs als
tauschähnlich oder aber als unentgeltlich erfolgen soll; die bloße buchhalterische
Behandlung (Buchung auf einem Kapitalkonto des Einbringenden oder auf ei-
nem gesamthänderisch gebundenen Rücklagenkonto) jedenfalls ist infolge der
dargelegten BFH-Rspr. hierfür bedeutungslos (so bereits Reiß, DB 2005, 358
[361]). Wie aber im Fall der Ein-Mann-GmbH & Co. KG zwischen unentgeltli-
cher Zuwendung und entgeltlichem Rechtsgeschäft unterschieden werden soll,
erscheint in Anbetracht des fehlenden Interessengegensatzes zwischen dem Ein-
bringenden und der PersGes. willkürlich.

d) Gesellschaftsrechte bei Anteilsbegründung
Ist der Übertragende zunächst kein Gesellschafter und soll seine Gesellschafter-
stellung ausschließlich infolge der Übertragung des WG begründet werden, müs-
sen die gewährten Gesellschaftsrechte ausreichen, um eine Mitunternehmerstel-
lung zu begründen (Röhner, SteuStud. 2003, 478 [480]; s. im Einzelnen auch
Schlösser in Haritz/Menner, UmwStG, 3. Aufl. 2010, § 24 Rn. 64 ff. zu der
insoweit identischen Problematik bei Einbringungen nach § 24 UmwStG), ins-
bes. Mitunternehmerinitiative ermöglichen und Mitunternehmerrisiko vermitteln
(s. § 15 Anm. 305 ff.).

e) Sachwertabfindung in Betriebsvermögen
Die Frage nach der systematischen Einordnung der Sachwertabfindung in das
BV, bei welcher ein Mitunternehmer aus der Gesellschaft ausscheidet und an-
statt einer Barabfindung Sachwerte aus dem Gesamthandsvermögen der (an-
sonsten fortbestehenden) Mitunternehmerschaft erhält, die bei ihm fortan zu ei-
nem Betriebs- oder Sonder-BV gehören, wird in der Literatur unterschiedlich
beantwortet.
Regelmäßig keine Realteilung: Mit der hM ist zunächst davon auszugehen,
dass Realteilungsgrundsätze auf die Sachwertabfindung in das BV nicht anzu-
wenden sind, da es an einem Betriebsaufgabevorgang mangelt (s. § 16 Anm. 209;
ebenso BMF v. 28.2.2006, BStBl. I 2006, 228; FinMin Berlin v. 28.12.2009, FR
2010, 443; zum Ausscheiden gegen Erhalt eines Teilbetriebs s. aber § 16
Anm. 441).

Wacker in Schmidt XXX. § 16 Rn. 536; Reiß in Kirchhof X. § 16 Rn. 232; Dietel,
DStR 2011, 1493 (1494), Brandenberg, Stbg. 2004, 65 (73); aA Strahl, KÖSDI 2002,
13164 (13171).

Anwendbarkeit von Satz 3 Nr. 1, 2: Aus der Nichtanwendbarkeit der Realtei-
lungsgrundsätze wird überwiegend ohne Weiteres auf die unmittelbare Anwen-
dung von Satz 3 Nr. 1, 2 geschlossen mit der Begründung, es handele sich um

E 722/77

C. Erläuterungen zu Abs. 5 Satz 3 Anm. 1453c–1454a § 6

1454

1454a



E 722/78 Niehus/Wilke

eine gegenüber den Realteilungsgrundsätzen vorrangige Spezialregelung (so etwa
Carlé/Bauschatz, KÖSDI 2002, 13133 [13144], ähnlich Brandenberg, Stbg.
2004, 65 [73]). Wenngleich im Ergebnis richtig (s.u.), vermag die Begr. jedoch
nicht überzeugen. So wird wohl zu Recht ausgeführt, die Realteilungsgrundsätze
seien auf die Sachwertabfindung ohnehin nicht anwendbar; dann kann aber
mangels Anwendungskonkurrenz Satz 3 Nr. 1, 2 nicht lex specialis gegenüber
§ 16 Abs. 3 Satz 2 ff. sein. Zudem sind beim Ausscheiden gegen Sachwertabfin-
dung zweifellos die tatbestandlichen Voraussetzungen einer Anteilsveräußerung
iSv. § 16 Abs. 1 Nr. 2 erfüllt (so wohl auch Wacker in Schmidt XXX. § 16
Rn. 536). Im Zusammenspiel mit der Gewinnermittlungsvorschrift in § 16
Abs. 2 ergibt sich daher im Grundsatz eine volle Gewinnrealisierung. Zugleich
liegt aber auch eine Übertragung gegen Minderung von Gesellschaftsrechten iSv.
Satz 3 Nr. 1, 2 vor. Hier, und nur hier, ergibt sich uE der Charakter von Satz 3
Nr. 1, 2 als Spezialnorm, allerdings weder gegenüber § 16 Abs. 3 Satz 2 noch ge-
genüber § 16 Abs. 1 Nr. 2, sondern gegenüber § 16 Abs. 2, denn Abs. 5 Satz 3
Nr. 1, 2 schafft keinen eigenständigen Besteuerungstatbestand, sondern ist ledig-
lich als Spezialregelung in Bezug auf die Bewertung anzusehen. Dies ist insoweit
von Bedeutung, als für die im Fall der Anwendbarkeit der Sperrfristregelung
durch den rückwirkenden Teilwertansatz bewirkte Gewinnrealisation die Be-
günstigungen der §§ 16 Abs. 4, 34 zur Anwendung kommen können.
Ausscheiden gegen Erhalt eines Teilbetriebs ist trotz Übergangs einer Sach-
gesamtheit ein Fall des Abs. 5 Satz 3 Nr.1, 2 (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR 2011,
2401 – Tz. 6, 12; s. Anm. 1451a). Die Übernahme von Verbindlichkeiten sollte
uE in diesem Fall, anders als bei der Übertragung lediglich einzelner WG (s.
Anm. 1452b), nicht zur (ggf. Teil-)Entgeltlichkeit führen (zu Recht Dietel,
DStR 2011, 1493 [1494], der alternativ für eine reziproke Anwendung von § 24
UmwStG plädiert).

f) Übertragung ohne Änderung quotaler Beteiligungsrechte
Eine Gewährung oder Minderung von Gesellschaftsrechten iSv. Abs. 5 Satz 3
Nr. 1, 2 kann auch vorliegen, wenn die Übertragung auf einem Gesellschafts-
rechte widerspiegelnden Kapitalkonto erfolgt, ohne dass sich eine Veränderung
quotaler Gesellschaftsrechte ergibt. Dies ist zB denkbar bei Übertragungen zwi-
schen dem Gesamthandsvermögen einer Ein-Mann-GmbH & Co. KG und
dem (Sonder-)BV ihres (vor und nach der Übertragung zu 100 % beteiligten)
Gesellschafters oder in Fällen, in denen alle Mitunternehmer WG entsprechend
ihrer bisherigen Beteiligungsquote unter Gutschrift auf dem Kapitalkonto I ein-
bringen. Da sich auch in diesen Fällen zumindest der absolute Wert des Aus-
einandersetzungsanspruchs des einzelnen Mitunternehmers verändert, liegt eine
Gewährung bzw. Minderung von Gesellschaftsrechten vor (Roser, FR 2002,
309 [312]; im Ergebnis ebenso Kraft/Trübenbach, StB 2004, 336 [338]).

g) Disquotale Übertragungen
Dem Wortlaut des Gesetzes zufolge erfordert Abs. 5 Satz 3 Nr. 1, 2 nicht, dass
die Gesellschaftsrechte (ausschließlich) dem Einbringenden gewährt werden;
vielmehr ist die Regelung auch bei Gutschrift auf den Kapitalkonten anderer
Mitunternehmer anwendbar, soweit es sich dabei um eine Zuwendung des Ein-
bringenden handelt (Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 381c).

Beispiel: A überträgt ein zu seinem Einzelunternehmen gehörendes WG in das Ge-
samthandsvermögen der AB-OHG, an der er und sein Sohn B als Mitunternehmer be-
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teiligt sind. Vereinbarungsgemäß wird der Teilwert des WG dem Kapitalanteil des Soh-
nes gutgeschrieben.

h) Übertragung gegen Mischentgelt
Wird die Übertragung zT gegen Gewährung oder Minderung von Gesellschafts-
rechten und gegen sonstiges Entgelt vorgenommen, liegt, wenn die Summe der
Entgeltbestandteile dem Verkehrswert des übertragenen WG entspricht, ein
vollentgeltlicher Vorgang vor; daher stellt sich die zuvor im Fall teilentgeltlicher
Übertragungen zu beantwortende Frage nach der Anwendung der Einheits-
oder Trennungstheorie nicht (zutreffend BFH v. 11.12.2001 – VIII R 58/98,
BStBl. II 2002, 420; aA Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 376a). Gleichwohl ist
trotz der vollumfänglichen Entgeltlichkeit eine Aufteilung des Rechtsgeschäfts
vorzunehmen, da gem. Satz 3 der Teil des Buchwerts, der dem Verhältnis des
Werts der gewährten bzw. geminderten Gesellschaftsrechte zum Teilwert des
WG entspricht, fortzuführen ist, während der übrige Teil des Buchwerts gegen
das sonstige Entgelt übertragen wird. Es kommt daher nur insoweit zur Auf-
lösung stiller Reserven, als das sonstige Entgelt den anteiligen Buchwert des
WG übersteigt (BFH v. 11.12.2001 – VIII R 58/98, BStBl. II 2002, 420; v.
11.12.1997 – IV R 28/97, BFH/NV 1998, 836; Dötsch, HFR 2002, 513 f.). Die-
se Trennung der Entgeltbestandteile entspricht gleichwohl nicht dem oben dar-
gelegten Verständnis der sog. Trennungstheorie (s. Anm. 1453), bewirkt sie
doch keine Aufteilung des einheitlichen Rechtsgeschäfts in einen entgeltlichen
und einen unentgeltlichen Teil, sondern lediglich innerhalb des vollentgeltlichen
Rechtsgeschäfts die Zuordnung der Besteuerungsparameter zu den jeweiligen
Entgeltbestandteilen. Ebenso wie im Fall teilentgeltlicher Übertragungen ist es
nicht überzeugend, den Buchwert vollständig dem sonstigen Entgelt zuzuord-
nen (BFH v. 11.12.2001 – VIII R 58/98, BStBl. II 2002, 420; aA Wendt, EStB
2002, 136 [139]).

Beispiel: A, Gesellschafter der AB-OHG, überträgt aus seinem BV ein Grundstück
(Buchwert 100 T E, Verkehrswert 500 T E) gegen ein sonstiges Entgelt von 100 T E
und Gewährung von Gesellschaftsrechten iHv. 400 T E auf die AB-OHG.
Es liegt eine vollentgeltliche Übertragung vor, die zu 1/5 gegen sonstiges Entgelt und
zu 4/5 gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten erfolgt ist. Dem Entgelt von
100 T E ist der auf den entgeltlichen Teil entfallende Anteil des Buchwerts (1/5 von
100 T E = 20 T E) gegenüberzustellen, was eine Gewinnrealisierung von 80 T E (=
1/5 der stillen Reserven) bewirkt. Zu 4/5 erfolgt die Übertragung zu Buchwerten gem.
Abs. 5 Satz 3 Nr. 1. Folgte man der aA, so würden im vorliegenden Fall keine stillen
Reserven aufgedeckt, da dem sonstigen Entgelt von 100 T E der vollständige Buchwert
(100 T E) gegenüberzustellen wäre.

i) Teilentgeltliche Übertragung
Bleibt der Wert der gewährten bzw. geminderten Gesellschaftsrechte hinter dem
Teilwert des übertragenen WG zurück und wird auch kein sonstiges Entgelt ge-
währt, ist der Vorgang gem. der sog. Trennungstheorie in einen (soweit Gesell-
schaftsrechte gewährt werden) voll entgeltlichen und einen (ansonsten) voll un-
entgeltlichen Teil aufzuspalten. Zur Bedeutung der Abgrenzung s. Anm. 1453,
1473.

j) Wirtschaftsgüter ohne Buchwert
WG ohne Buchwert, zB bisher nicht aktivierte immaterielle WG oder bereits auf
Null E abgeschriebene WG des Anlagevermögens, werden gegen Gesellschafts-
rechte übertragen, wenn der Teilwert auf einem Kapitalkonto des Gesellschaf-
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ters erfasst und mittels Ergänzungsbilanz auf den Buchwert von Null E redu-
ziert wird. Erfolgt bereits in der Gesamthandsbilanz ein Ansatz mit Null E, liegt
hingegen eine unentgeltliche Übertragung vor.

k) Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3
Erfolgt die Gewinnermittlung für das Gesamthandsvermögen der PersGes. nach
§ 4 Abs. 3, liegt eine Gewährung oder Minderung von Gesellschaftsrechten vor,
wenn sich aufgrund der Übertragung Gewinnbezugsrechte und/oder der Aus-
einandersetzungsanspruch des Gesellschafters verändern. Eine explizite Erfas-
sung der Übertragung auf einem Kapitalkonto des Übertragenden im Rahmen
eines BV-Vergleichs ist daher nicht zwingende Tatbestandsvoraussetzung des
Abs. 5 Satz 3.

II. Spezielle Tatbestandsvoraussetzungen von Satz 3 Nr. 1

Mitunternehmerstellung: Von Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 sind nur Übertragungen in
oder aus solchen Mitunternehmerschaften betroffen, an denen der Einzelunter-
nehmer, aus bzw. in dessen Einzelunternehmen die Übertragung erfolgt, selbst
als Mitunternehmer beteiligt ist. Die insoweit unklare Formulierung (aus BV des
Mitunternehmers in das Gesamthandsvermögen einer Mitunternehmerschaft)
sollte, analog zur Formulierung in Satz 3 Nr. 2, ergänzt werden um die Worte
„an der er beteiligt ist“. Ausreichend ist es bereits, wenn die Mitunternehmer-
schaft bzw. die Mitunternehmerstellung des Übertragenden erst im Zuge der
Übertragung begründet wird.
Gesamthandsvermögen der Obergesellschaft bei doppelstöckiger Pers-
Ges. umfasst auch deren Sonder-BV bei der Untergesellschaft. Überträgt ein
Mitunternehmer ein WG aus seinem BV in das Vermögen einer PersGes. (Ober-
gesellschaft) und zählt es anschließend zu deren Sonder-BV bei einer anderen
Mitunternehmerschaft (Untergesellschaft), liegt eine Übertragung iSv. Satz 3
Nr. 1 vor, denn aus Sicht des übertragenden Mitunternehmers ist auch das Son-
der-BV der Obergesellschaft bei der Untergesellschaft gesamthänderisch gebun-
den und stellt insoweit Gesamthandsvermögen dar.
Schwesterpersonengesellschaften: Zu Übertragungen zwischen den Gesamt-
handsvermögen von SchwesterPersGes. s. Anm. 1447d.

III. Spezielle Tatbestandsvoraussetzungen von Satz 3 Nr. 2

Gesamthandsvermögen derselben Mitunternehmerschaft: Satz 3 Nr. 2, 1.
Fall erfasst die Einbringung in bzw. Ausbringung aus dem Gesamthandsver-
mögen derjenigen Mitunternehmerschaft, bei der das WG zuvor bzw. anschlie-
ßend zum Sonder-BV gehört.
Gesamthandsvermögen einer anderen Mitunternehmerschaft: Die Über-
tragung zwischen dem Sonder-BV und dem Gesamthandsvermögen einer ande-
ren Mitunternehmerschaft setzt eine Beteiligung des Mitunternehmers an der
anderen Gesellschaft voraus. Für den Fall der Begr. der Mitunternehmerschaft
bzw. der Mitunternehmerstellung s. Anm. 1445a. Das Vorliegen einer Betei-
ligung ist nicht nur erforderlich, wenn das WG gegen Gewährung oder Min-
derung von Gesellschaftsrechten übertragen wird (dies setzt sachlogisch ohne-
hin das Bestehen bzw. Entstehen einer unmittelbaren Gesellschafterstellung
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voraus), sondern auch, wenn die Übertragung unentgeltlich erfolgt. Nach Abs. 5
Satz 3 Nr. 2 können WG in den folgenden Fällen in das BV von Schwester-
PersGes. zum Buchwert übertragen werden:
– Übertragung vom Sonder-BV bei der einen Mitunternehmerschaft in das Ge-

samthandsvermögen der Schwester-PersGes., soweit dies unentgeltlich oder
gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten erfolgt,

– Übertragung aus dem Gesamthandsvermögen der einen Mitunternehmer-
schaft in das Sonder-BV eines ihrer Mitunternehmer bei der Schwester-Pers-
Ges., soweit dies unentgeltlich oder gegen Minderung von Gesellschaftsrech-
ten erfolgt.

Dies entspricht der bereits in Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 zum Ausdruck kommenden
Wertung, dass stille Reserven von einem Mitunternehmer auf die anderen Mit-
unternehmer derselben Mitunternehmerschaft übertragen werden dürfen, denn
befände sich das WG im EinzelBV des Mitunternehmers, könnte er es auf jede
der SchwesterPersGes. zum Buchwert übertragen. Gleiches gilt im umgekehrten
Fall.
Mittelbare Mitunternehmerstellung: Die Anwendung von Abs. 5 Satz 3
Nr. 2 auf eine Einbringung aus dem Sonder-BV bei einer Mitunternehmerschaft,
an welcher der Gesellschafter nur mittelbar beteiligt ist, hängt davon ab, ob der
Einbringende an der aufnehmenden Mitunternehmerschaft unmittelbar beteiligt
ist.
E Einbringung in andere Mitunternehmerschaft: Übertragungen zwischen dem Son-
der-BV eines lediglich mittelbaren Mitunternehmers iSv. § 15 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2
und dem Gesamthandsvermögen einer anderen Mitunternehmerschaft, an wel-
cher er unmittelbar beteiligt ist, unterliegen Satz 3 Nr. 2.
E Einbringung in dieselbe Mitunternehmerschaft: Bringt ein nur mittelbar beteiligter
Gesellschafter ein WG aus dem Sonder-BV in das Gesamthandsvermögen eben
dieser Mitunternehmerschaft ein, ist Abs. 5 Satz 3 Nr. 2 nur anwendbar, wenn
aufgrund der Einbringung selbst eine unmittelbare Mitunternehmerstellung des
Einbringenden begründet wird. Reichen die gewährten Gesellschaftsrechte hier-
für nicht aus oder erfolgt die Übertragung unentgeltlich, ist Satz 3 Nr. 2 nicht
anwendbar. Zwar ist der mittelbar beteiligte Gesellschafter nach § 15 Abs. 1
Nr. 2 Satz 2 dem unmittelbar Beteiligten gleichzustellen; dies gilt nach hM aber
nur für den Bereich der Begr. von Sonder-BV (BFH v. 31.8.1999 – VIII B
74/99, BStBl. II 1999, 794; s. auch § 15 Anm. 629 ff. mwN). Daraus folgt zu-
dem, dass eine nur mittelbare Mitunternehmerstellung bei der aufnehmenden
PersGes. auch den Tatbestand „einer anderen Mitunternehmerschaft, an der er
beteiligt ist“ nicht erfüllt; Satz 3 Nr. 2 ist daher nicht anwendbar, es sei denn,
durch die Übertragung wird eine unmittelbare Mitunternehmerstellung begrün-
det (aA Kloster/Kloster, GmbHR 2002, 717 [728], Brandenberg, DStZ 2002,
551 [556]).

IV. Spezielle Tatbestandsvoraussetzungen von Satz 3 Nr. 3

1. Mitunternehmer derselben Mitunternehmerschaft
Grundsatz: Satz 3 Nr. 3 setzt voraus, dass sowohl der abgebende als auch der
aufnehmende Gesellschafter Mitunternehmer derselben Mitunternehmerschaft
sind. Dabei reicht die Stellung eines mittelbaren Mitunternehmers iSd. § 15
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Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 sowohl für den übertragenden als auch für den empfangen-
den Mitunternehmer aus.
Entstehung oder Beendigung der Mitunternehmerstellung: Der Anwen-
dung von Satz 3 Nr. 3 steht es nicht entgegen, wenn im Zusammenhang mit der
Übertragung die Mitunternehmerstellung des aufnehmenden Mitunternehmers
begründet (BFH v. 6.12.2000 – VIII R 21/00, BStBl. II 2003, 194) und/oder
die Mitunternehmerstellung des abgebenden Mitunternehmers beendet wird. In
letzterem Fall führt die Buchwertübertragung allerdings dazu, dass ein beim
Ausscheidenden ggf. entstehender Aufgabe- oder Veräußerungsgewinn nicht
nach §§ 16, 34 begünstigt ist (BFH v. 19.3.1991 – VIII R 76/87, BStBl. II 1991,
635).
Anwachsung auf Einzelunternehmen: Nach Auffassung der FinVerw. liegt
kein Fall von Satz 3 Nr. 3 vor, wenn zeitgleich mit der Übertragung des bisheri-
gen Sonder-BV auf einen anderen Mitunternehmer alle bis auf diesen einen, das
Sonder-BV übernehmenden Mitunternehmer aus der Gesellschaft ausscheiden
und demzufolge sämtliche Anteile am Gesamthandsvermögen zu einem Einzel-
unternehmen anwachsen. In diesem Fall sei eine Übertragung zwischen zwei
Sonder-BV mangels Vorliegens einer Mitunternehmerschaft begrifflich nicht
mehr möglich, so dass die stillen Reserven im übertragenen (bisherigen) Sonder-
BV aufzudecken seien (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 21). Hier-
zu ist zunächst festzuhalten, dass im Fall des unentgeltlichen Ausscheidens und
der gleichzeitigen unentgeltlichen Übertragung von WG des Sonder-BV jeden-
falls dann bereits nach Abs. 3 die BW fortzuführen sind, wenn der Ausscheiden-
de keine funktional wesentlichen WG des Sonder-BV zurückbehält (s.
Anm. 1377). Aber auch wenn Abs. 3 nicht anzuwenden ist, etwa weil der Ge-
samthandsanteil entgeltlich übertragen wird oder weil WG in schädlichem Um-
fang zurückbehalten werden, dürfte uE die gleichzeitige unentgeltliche Übertra-
gung von Sonder-BV auf den einzigen Verbleibenden nicht zur Aufdeckung der
stillen Reserven führen. Aus dem der Vorschrift zugrundeliegenden Rechts-
gedanken, dass eine Aufdeckung der stillen Reserven nicht zu erfolgen habe,
wenn das Vermögen in derselben betrieblichen Einheit verbleibt und weil auch
der allein verbleibende Mitunternehmer sein Sonder-BV nach Abs. 5 Satz 1, 2
zwingend zum BW in sein anwachsungsbedingt entstandenes Einzelunterneh-
men überführt, folgt uE auch für das unentgeltlich übertragene Sonder-BV
zwingend die BW-Fortführung. Dies erscheint auch deshalb sachgerecht, da
selbst die FinVerw. die Fortführung der BW ohne Weiteres zulässt, wenn die
Übertragung des WG des Sonder-BV zeitlich vor dem Ausscheiden erfolgt (vgl.
BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 21). Dann aber kann im Fall der zeit-
gleichen Übertragung nichts anderes gelten.

2. Übertragung zwischen Sonderbetriebsvermögen bei derselben Mit-
unternehmerschaft

Zugehörigkeit zum Sonderbetriebsvermögen des Übertragenden: Satz 3
Nr. 3 setzt voraus, dass das übertragene WG dem Sonder-BV eines Mitunter-
nehmers entstammt. Hierfür kommen grds. alle WG des notwendigen oder ge-
willkürten Sonder-BV I bzw. II in Betracht.
Zugehörigkeit zum Sonderbetriebsvermögen des Übernehmenden: Satz 3
Nr. 3 setzt voraus, dass das WG nach der Übertragung dem Sonder-BV eines
anderen Mitunternehmers derselben Mitunternehmerschaft zuzurechnen ist. In
den Fällen des Sonder-BV I ergibt sich dies regelmäßig aus der betrieblichen
Nutzung des WG; bleibt diese nach der Übertragung unverändert, steht der Zu-
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rechnung zum Sonder-BV des Übernehmenden nichts im Wege. Bei WG des
Sonder-BV II sind dagegen Fälle denkbar, in denen das WG nach seiner Über-
tragung nicht zum Sonder-BV des übernehmenden Mitunternehmers gezählt
werden kann. So dürfte eine zum notwendigen Sonder-BV II eines Mitunterneh-
mers gehörende Darlehensschuld (s. zur Übertragung von negativen WG
Anm. 1451a) nach Übertragung auf einen anderen Mitunternehmer uE regel-
mäßig keine Betriebsschuld mehr sein (glA Neufang/Otto, StB 2011, 308
[313]).

3. Übertragung von Sonderbetriebsvermögen im Zusammenhang mit ei-
ner unentgeltlichen (Teil-)Anteilsübertragung nach Abs. 3

Übertragung des gesamten Anteils: Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 ist nur insoweit an-
wendbar, als im Zuge der Anteilsübertragung WG des Sonder-BV auf einen an-
deren Mitunternehmer als den Empfänger des Anteils am Gesamthandsver-
mögen übertragen werden. Dabei ist es unerheblich, ob es sich bei den
betreffenden WG des Sonder-BV um funktional wesentliche oder unwesentliche
Betriebsgrundlagen der Mitunternehmerschaft handelt (s. Anm. 1369b).
Übertragung eines Teilanteils: Werden bei der Übertragung eines Teils eines
Mitunternehmeranteils WG des Sonder-BV mit übertragen, ist Abs. 5 Satz 3 nur
insoweit anzuwenden, als funktional wesentliche WG des Sonder-BV überquotal
übertragen werden. Im Einzelnen gilt Folgendes:
E Quotale Übertragung: Wird im Zuge der Übertragung eines Teils eines Anteils
am Gesamthandsvermögen funktional wesentliches Sonder-BV in demselben
Verhältnis wie der Anteil am Gesamthandsvermögen übertragen, liegt kein Fall
von Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 vor. Vielmehr ist die Übertragung des Sonder-BV als
unselbständiger Teil der Teilanteilsübertragung zu verstehen, deren Behandlung
sich einheitlich nach Abs. 3 richtet (s. Anm. 1366).
E Überquotale Übertragung: Wird Sonder-BV in größerem Umfang übertragen, als
es dem übertragenen Teil des Anteils am Gesamthandsvermögen entspricht, ist
der Vorgang in eine Übertragung nach Abs. 3 Satz 1 für den quotal entsprechen-
den Teil des Sonder-BV und eine Übertragung nach Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 für den
überquotalen Teil des Sonder-BV aufzuteilen (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005,
458 – Tz. 16; glA Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 664 mwN; s. auch
Anm. 1366a). Dies gilt nach Auffassung der FinVerw. jedoch nur bezüglich der
funktional wesentlichen WG des Sonder-BV, während die Übertragung funktio-
nal unwesentlicher WG des Sonder-BV auch hinsichtlich des überquotalen Teils
in den Anwendungsbereich von Abs. 3 fällt (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005,
458 – Tz. 19; Korn, KÖSDI 2005, 14633 [14641]).
E Unterquotale Übertragung: Wird funktional wesentliches Sonder-BV nicht oder
in geringerem Umfang übertragen, als es dem übertragenen Teil des Anteils am
Gesamthandsvermögen entspricht, ist eine Buchwertübertragung nur zulässig,
wenn der Übernehmer den übernommenen Mitunternehmerteilanteil über einen
Zeitraum von mindestens fünf Jahren nicht veräußert oder aufgibt (Abs. 3
Satz 2). Soweit dies der Fall ist, erfolgt die Bewertung sowohl des übertragenen
Teilanteils am Gesamthandsvermögen als auch des übertragenen Teil des Son-
der-BV nach Abs. 3 Satz 1. Im Fall einer schädlichen Veräußerung oder Entnah-
me sind rückwirkend auf den ursprünglichen Übertragungsstichtag bezüglich
des übertragenen BV die Teilwerte anzusetzen (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005,
458 – Tz. 16). Dies gilt uE aber nur für den übertragenen Anteil am Gesamt-

E 722/80/3

C. Erläuterungen zu Abs. 5 Satz 3 Anm. 1457–1457a § 6

1457a



E 722/80/4 Niehus/Wilke

handsvermögen, da für das übertragene Sonder-BV nunmehr rückwirkend
Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 anwendbar ist.

V. Rechtsfolge: Entsprechende Anwendung des Abs. 5 Satz 1

1. Grundlagen
Rechtsfolge des Abs. 5 Satz 3 ist die entsprechende Anwendung von Satz 1. Aus
dieser Formulierung ergibt sich, dass nicht nur bei der Überführung der Wert
anzusetzen sein soll, der sich nach den Vorschriften über die Gewinnermittlung
ergibt, sondern zugleich auch die einschränkende Tatbestandsvoraussetzung in
Satz 1 Anwendung findet, wonach dieser Wert nur dann anzusetzen ist, wenn
die Besteuerung der stillen Reserven weiterhin gesichert ist.

2. Ansatz des Buchwerts

a) Begriff des Buchwerts
Buchwert ist der Wert, der sich nach den Vorschriften über die Gewinnermitt-
lung ergibt. Entscheidend ist dabei der jeweilige Wert im Übertragungszeitpunkt;
dies bedeutet, dass beispielsweise bei abnutzbaren WG die AfA bis zu diesem
Zeitpunkt im abgebenden BV vorzunehmen ist. Ist das betreffende WG bereits
vollständig abgeschrieben, so ist die Übertragung mit dem Buchwert in Höhe
von Null bzw. mit dem Erinnerungswert vorzunehmen. War das WG im abge-
benden BV (zB wegen § 5 Abs. 2) nicht aktiviert, so erfolgt im aufnehmenden
BV ebenfalls kein Bilanzausweis (s. auch Anm. 1450). Im Fall der Übertragung
aus dem Gesellschaftsvermögen setzt sich der Buchwert aus dem Ansatz in der
Gesellschaftsbilanz sowie den Mehr- bzw. Minderwerten aus etwaigen Ergän-
zungsbilanzen der Mitunternehmer zusammen (Rödder, StbJb. 1994/95, 315,
Fn. 60). Die vormalige personelle Zuordnung der stillen Reserven in den Ergän-
zungsbilanzen wird mithin aufgehoben, und es werden, soweit keine (neuen) Zu-
ordnungsmaßnahmen erfolgen, die stillen Reserven auf den Übertragungsemp-
fänger verlagert.

b) Zwingender Buchwertansatz
Der Buchwertansatz ist zwingend. Das im MU-Erlass (BMF v. 20.12.1977,
BStBl. I 1978, 8 – Tz. 26, 57 ff.) vorgesehene Wahlrecht zur Aufdeckung stiller
Reserven besteht selbst dann nicht, wenn durch die Übertragung von einem
nichtgewerblichen BV in einen Gewerbebetrieb und umgekehrt eine gewstl.
Verstrickung bzw. Entstrickung eintritt (s. auch Anm. 1450). Da allerdings
durch Sachverhaltsgestaltung die vollständige bzw. teilweise Aufdeckung der stil-
len Reserven erreicht werden kann, indem die Übertragung entgeltlich bzw. teil-
entgeltlich erfolgt und der Kaufpreis anschließend in das Gesellschaftsvermögen
eingelegt bzw. aus diesem entnommen wird (Ley, KÖSDI 2004, 14024 [14030];
Söffing, BB 2008, 1771), sollte der Gesetzgeber an dieser Stelle ein Wahlrecht
gewähren (Reiß, BB 2000, 1965 f.).

c) Reichweite des Buchwertansatzes
Buchwert, soweit WG nach Nr. 1–3 übertragen: Der Buchwert ist nur anzu-
setzen, „soweit“ das WG nach Satz 3 Nr. 1–3 übertragen worden ist. Bei Vorlie-
gen einer teilentgeltlichen Übertragung (s. Anm. 1453) bzw. einer Übertragung
gegen Mischentgelt (s. Anm. 1455a) ist deshalb nicht insgesamt der Buchwert,
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sondern ein höherer Wert anzusetzen. Es gehen dann nur anteilig stille Reserven
über; die übrigen stillen Reserven werden durch den Übertragenden aufgedeckt.
Geltung für Übertragenden und Übertragungsempfänger: Der Ansatz des
Buchwerts für die Übertragung betrifft sowohl den Übertragenden als auch den
Übertragungsempfänger (Freikamp, BB 2001, 2618 [2620] mwN). Der Übertra-
gende realisiert keinen Gewinn und bucht das WG mit dem Bilanzwert im Zeit-
punkt der Übertragung aus. Der Übertragungsempfänger führt den Bilanzansatz
fort und hat insoweit keine weiteren eigenen AK. Bei der späteren Veräußerung
oder Entnahme realisiert er die gesamten stillen Reserven. Nicht nur diese, son-
dern auch die latente Steuerlast ist auf ihn übergegangen.
Geltung auch für die Gewerbesteuer: s. Anm. 1445d „Verhältnis zu § 7
GewStG“ sowie Anm. 1450.
Unterschiedliche Gewinnermittlungsmethoden beim Übertragenden und
beim Übertragungsempfänger, zB nach § 4 Abs. 3 einerseits und § 4 Abs. 1, § 5
andererseits, stehen einer Buchwertübertragung nicht entgegen. Dabei ist aller-
dings zu beachten, dass sich aufgrund der ggf. unterschiedlichen Behandlung
der AHK der nach den Vorschriften über die Gewinnermittlung ergebende
Wert auf Ebene des abgebenden BV von demjenigen auf Ebene des aufnehmen-
den BV unterscheiden kann. In diesen Fällen sind entsprechend R 4.6 EStR
2008 Gewinnhinzurechnungen bzw. -kürzungen vorzunehmen (vgl. Strahl in
Korn, § 6 Rn. 494.7).

Beispiel 1: X ist Gesellschafter der X-OHG. Er überträgt aus seinem Einzelunterneh-
men, dessen Gewinn er nach § 4 Abs. 3 ermittelt, VV (AK 1000 E; Verkehrswert
1200 E) gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten auf die bilanzierende X-OHG.
Innerhalb seiner Gewinnermittlung hat X die AK des Vorratsvermögens als Betriebs-
ausgabe berücksichtigt.
Auf Ebene der OHG sind die Vorräte mit dem sich bei einer Gewinnermittlung durch
BV-Vergleich ergebenden Buchwert von 1000 E auszuweisen. In der Gesellschafts-
bilanz sind die Vorräte mit 1200 E zu aktivieren und das Kapitalkonto des X ist um
diesen Betrag zu erhöhen, während in einer negativen Ergänzungsbilanz für X ein Min-
derwert und ein entsprechendes Minderkapital von 200 E ausgewiesen werden. Unklar
ist, ob die durch den Wechsel der Gewinnermittlungsmethode bewirkte Gewinn-
zurechnung sich unmittelbar im Einzelunternehmen des X oder erst auf Ebene der Ge-
sellschaft auswirkt. Unabhängig davon, welcher Auffassung man folgt, ist die Gewinn-
zurechnung iHv. 1000 E wegen des Steuersubjektprinzips bei X zu erfassen. Eine
Neutralisierung dieses Gewinns durch Erhöhung des Minderwerts in seiner negativen
Ergänzungsbilanz auf 1200 E ist nicht zulässig, da im Fall der Anteilsveräußerung die-
ser Betrag in den Veräußerungsgewinn einfließen würde, die Zu- und Abrechnungen
gem. BFH v. 23.11.1961 (IV 98/60 S, BStBl. III 1962, 199) jedoch beim laufenden Ge-
winn zu berücksichtigen sind.
Beispiel 2: Wie Beispiel 1, jedoch erfolgt die Übertragung des Vorratsvermögens aus
dem Gesellschaftsvermögen der X-OHG in das Einzelunternehmen des X gegen Min-
derung seiner Gesellschaftsrechte. In der Gewinnermittlung gem. § 4 Abs. 3 des X ist
der Buchwert des übertragenen WG als Betriebsausgabe im Jahr der Übertragung zu
erfassen (zutreffend Strahl in Korn, § 6 Rn. 494.7).

d) Übertragungskosten
Übertragungskosten können insbes. bei Grundstücksübereignungen entstehen
(zB Notar- und Gerichtskosten, GrESt.). Ihre Behandlung ist zum einen davon
abhängig, ob sie durch den Übertragenden oder den Übertragungsempfänger ge-
tragen werden; zudem unterscheidet sich die Behandlung danach, welche Art
von Übertragungstatbestand vorliegt (Freikamp, BB 2001, 2618 [2621 ff.]).
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Kosten trägt der Übertragende: Bei Übertragung in ein Gesamthandsver-
mögen gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten liegen uE (Sonder-)BA im
abgebenden BV bzw. Sonder-BV vor. Im Fall der unentgeltlichen Übertragung
sind die Kosten als Sonder-BA des Übertragenden bei der aufnehmenden Mit-
unternehmerschaft zu qualifizieren, allerdings nur insoweit, als das WG dem
Übertragenden weiterhin ideell zugerechnet wird. Insoweit, als das WG durch
die Übertragung ideell auf andere Mitgesellschafter übertragen wird, liegen Auf-
wendungen iSv. § 12 Nr. 1 vor (vgl. Freikamp, BB 2001, 2618 [2621]). Bei Über-
tragung aus einem Gesamthandsvermögen in das (Sonder-)BV eines Gesell-
schafters liegen, soweit die Übertragung gegen Minderung von
Gesellschaftsrechten erfolgt, BA bei der übertragenden Mitunternehmerschaft
vor. Bei privat veranlasster, unentgeltlicher Übertragung sind die Aufwendungen
als Entnahmen aller Gesellschafter zu werten; beim Übertragungsempfänger lie-
gen insoweit anteilig (Sonder-)BA im aufnehmenden (Sonder-)BV vor. Im Fall
einer betrieblichen Veranlassung der Unentgeltlichkeit sind die Übertragungs-
kosten als sofort abziehbare BA der übertragenden Mitunternehmerschaft zu
qualifizieren. Erfolgt die Übertragung zwischen zwei Sonder-BV bei derselben
Mitunternehmerschaft, sind in der Übernahme der Kosten durch den Übertra-
genden Sonder-BA zu erblicken, wenn die Übertragung betrieblich veranlasst ist;
anderenfalls liegen Aufwendungen iSv. § 12 Nr. 1 vor.
Kosten trägt der Übertragungsempfänger: Erfolgt die Übertragung gegen
Gewährung oder Minderung von Gesellschaftsrechten, liegt aufgrund der Quali-
fikation als tauschähnliches und damit im Grundsatz entgeltliches Rechts-
geschäft (hM) auf Seiten des Übertragungsempfängers ein Anschaffungsvorgang
vor (so für die Jahre 1999 und 2000 auch Freikamp, BB 2001, 2618 [2621 ff.];
zweifelnd Strahl in Korn, § 6 Rn. 509). Die Übertragungskosten sind uE daher
in diesem Fall zusätzlich zum Buchwert als ANK zu aktivieren. Bei unentgeltli-
chen Übertragungen sind dagegen die vom Übertragungsempfänger aufgewen-
deten Kosten mangels Anschaffungsgeschäfts sofort als (Sonder-)BA abziehbar
(aA Neumayer/Obser, EStB 2010, 34 [36]). Dies gilt jedenfalls dann, wenn die
Kostentragung betrieblich veranlasst ist, wovon bei WG des BV auszugehen ist,
wenn sich die Übernahme der Kosten durch den Übertragungsempfänger zwin-
gend aus dem zugrundeliegenden Rechtsgeschäft ergibt (vgl. Freikamp, BB 2001,
2618 [2622]; insoweit glA Strahl in Korn, § 6 Rn. 509). Bei ausschließlich pri-
vater Veranlassung dagegen, wie sie etwa bei unentgeltlicher Übertragung zwi-
schen verschiedenen Sonder-BV bei derselben Mitunternehmerschaft im Rah-
men einer vorweggenommenen Erbfolge vorliegt (aA Strahl in Korn, § 6
Rn. 509), sind die Übertragungskosten nach Auffassung der FinVerw. als Auf-
wendungen iSv. § 12 Nr. 1 zu werten (BMF v. 13.1.1993, BStBl. II 1993, 80 –
Tz. 13; zust. Freikamp, BB 2001, 2618 [2622 f.]).

3. Übertragung aus (Sonder-)Betriebsvermögen in Gesellschaftsver-
mögen gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten

a) Bilanzielle Darstellung
Aufstellung von Ergänzungsbilanzen: Überträgt ein MU ein WG aus seinem
BV bzw. Sonder-BV in das Gesellschaftsvermögen gegen Gewährung von Ge-
sellschaftsrechten, so kann der Buchwertansatz (auch) unter Verwendung von
Ergänzungsbilanzen dargestellt werden. Zum Begriff der Ergänzungsbilanz s.
§ 15 Anm. 500.
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Teilwertansatz in Gesellschaftsbilanz und negative Ergänzungsbilanz:
Der Buchwertansatz ergibt sich, indem in der Gesellschaftsbilanz der Teilwert
des eingebrachten WG angesetzt und etwaige stille Reserven in einer negativen
Ergänzungsbilanz für den Einbringenden ausgewiesen werden (Grützner, StuB
2002, 323 [328]; Groh, DB 2003, 1403 [1405]). Für den Einbringenden bewirkt
diese Darst. einen zutreffenden bilanziellen Ausweis der ihm gewährten Gesell-
schaftsrechte. Zudem ist die Einhaltung des Subjektsteuerprinzips gewährleistet,
da die stillen Reserven weiterhin dem Einbringenden zugerechnet werden.

Beispiel 1: X und Y sind mit je 50 % am Gewinn, Verlust und Vermögen der XY-
OHG beteiligt. Y hat bereits seine vereinbarte Einlage iHv. 10000 E in bar geleistet. X
überträgt hierzu aus seinem nebenher bestehenden Einzelunternehmen ein WG (Buch-
wert 1000 E, Verkehrswert 10000 E) gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten auf
die XY-OHG.
In der Gesellschaftsbilanz wird das WG mit 10000 E ausgewiesen und das Kapitalkon-
to I des X um diesen Betrag erhöht. In einer negativen Ergänzungsbilanz für X wird
ein Minderkapital von 9000 E und ein Minderwert WG von 9000 E ausgewiesen.

Buchwertansatz in Gesellschaftsbilanz und Kapitalkontenanpassung: Al-
ternativ könnte, wie in den Fällen des § 24 UmwStG auch, der Buchwertansatz
durch den Ausweis des Buchwerts in der Gesellschaftsbilanz bei gleichzeitiger
betragsmäßiger Anpassung der Kapitalkonten der Gesellschafter an das beab-
sichtigte Beteiligungsverhältnis dargestellt werden (vgl. Ley, StbJb. 2003/04, 135
[160]; Niehus, StuW 2002, 116 [117 Fn. 9]). Bei dieser Darst. werden die dem
Gesellschafter gewährten Gesellschaftsrechte quotal zutreffend ausgewiesen.
Zur Einhaltung des Subjektsteuerprinzips kann der Ausweis des Buchwerts in
der Gesellschaftsbilanz durch die Aufstellung einer negativen Ergänzungsbilanz
für den Einbringenden und positiver Ergänzungsbilanzen für die übrigen Ge-
sellschafter ergänzt werden (Paus, FR 2003, 59 [62]; Ley, StbJb. 2003/04, 135
[157 f.]; gegen eine Kapitalkontenanpassung ohne Aufstellung von Ergänzungs-
bilanzen Ley, KÖSDI 2001, 12982 [12994]).

Beispiel 2: Sachverhalt wie Beispiel 1.
In der Gesellschaftsbilanz wird das WG mit 1000 E aktiviert und die Kapitalkonten
von X und Y werden an das beabsichtigte Beteiligungsverhältnis angepasst, mithin mit
jeweils 5500 E ausgewiesen. Optional wird in einer positiven Ergänzungsbilanz für Y
ein Mehrwert für das betreffende WG und ein entsprechendes Mehrkapital von 4500 E
sowie spiegelbildlich hierzu in einer negativen Ergänzungsbilanz für X ein Minderkapi-
tal und ein entsprechender Minderwert von 4500 E ausgewiesen.

Bringen alle Gesellschafter gleichzeitig WG zu Buchwerten ein, so ist zum Aus-
weis des zutreffenden Beteiligungsverhältnisses eine Anpassung der Kapitalkon-
ten dann nicht erforderlich, wenn sowohl das Verhältnis der Buchwerte als auch
der Teilwerte der eingebrachten WG dem Beteiligungsverhältnis entspricht.

Beispiel 3: Sachverhalt wie Beispiel 1, jedoch hat Y keine Bareinlage geleistet, sondern
bringt, wie X, ein WG mit einem Verkehrswert von 10000 E und einem Buchwert von
1000 E aus seinem BV ein.
Sowohl die WG als auch die Kapitalkonten von X und Y werden in der Gesellschafts-
bilanz mit jeweils 1000 E ausgewiesen. Soll die Sperrfristregelung des Satzes 4 vermie-
den werden, müsste der wechselseitig auf den anderen Gesellschafter übergesprungene
Teil der stillen Reserven in einer Ergänzungsbilanz ausgewiesen werden. In der Ergän-
zungsbilanz des X wäre mithin ein Minderwert bezüglich des von ihm und ein Mehr-
wert bezüglich des von Y eingebrachten WG jeweils iHv. 4500 E auszuweisen und in
der Ergänzungsbilanz des Y entsprechend ein Minderwert für das von ihm und ein
Mehrwert für das von X eingebrachte WG abzubilden.

Buchwertansatz in der Gesellschaftsbilanz ohne Kapitalkontenanpassung
und Ergänzungsbilanzen: Zur zutreffenden bilanziellen Darst. eines voll-
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umfänglich gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten erfolgenden Rechts-
geschäfts genügt es nicht, in der Gesellschaftsbilanz den Buchwert des übertra-
genen WG auszuweisen, auf eine Anpassung der Kapitalkonten und eine Auf-
stellung von Ergänzungsbilanzen jedoch zu verzichten: Zwar kann unabhängig
vom Ausweis der Kapitalkonten eine entsprechende Veränderung der Ver-
mögens- und Gewinnbeteiligung vereinbart werden, gleichwohl ist sowohl we-
gen der strechtlichen Bedeutung des Kapitalkontos (zB bei § 15a sowie bei der
Ermittlung des Gewinns bei Veräußerung des Mitunternehmeranteils) als auch
aus praktischen Erwägungen (zB Verzinsung der Kapitalkonten, Vereinbarun-
gen im Gesellschaftsvertrag) bilanziell ein quotal zutreffender Ausweis der Kapi-
talkonten vorzuziehen. Sollten dem Einbringenden tatsächlich lediglich im Aus-
maß des Buchwerts des eingebrachten WG Gesellschaftsrechte gewährt werden,
so ist die Übertragung, gleichwohl mit grds. identischen Rechtsfolgen, zT gegen
Gewährung von Gesellschaftsrechten und zT unentgeltlich bewirkt worden
(ebenso Korn in Carlé/Korn/Stahl/Strahl/Fuhrmann, Steueränderungen
2002, 49 Rn. 33). Dabei bestimmt sich der Umfang der Übertragung gegen Ge-
währung von Gesellschaftsrechten nach dem Verhältnis der Erhöhung des Ka-
pitalkontos zum Teilwert des übertragenen WG. Zu den materiellen Auswirkun-
gen, insbes. der ggf. bestehenden Möglichkeit der rückwirkenden Anwendung
von § 6b im Fall der Anwendung von Satz 4 s. Anm. 1473.

Beispiel 4: Sachverhalt wie Beispiel 1.
In der Gesellschaftsbilanz wird das WG mit 1000 E aktiviert und das Kapitalkonto I
des X um 1000 E erhöht. Da die dem X gewährten Gesellschaftsrechte weder absolut
noch quotal dem Teilwert des eingebrachten WG entsprechen, sondern lediglich im
Ausmaß des Buchwerts Gesellschaftsrechte gewährt worden sind, ist die Übertragung
nur anteilig (hier: zu 1/10) gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten und anteilig
(hier: zu 9/10) unentgeltlich erfolgt.

Übertragung von Wirtschaftsgütern des Sammelpostens: Obwohl im abge-
benden BV keine Verminderung des Sammelpostens eintritt (s. Anm. 1445d) ist
ein bilanzieller Ausweis im aufnehmenden BV erforderlich, wenn Aufwand und
stille Reserven zutreffend den Gesellschaftern zugeordnet werden sollen. Im
Zusammenspiel von Gesellschaftsbilanz und Ergänzungsbilanzen ergibt sich da-
bei insgesamt ein Buchwert von Null (zB Ansatz zum Teilwert in der Gesell-
schaftsbilanz und Ausweis eines Minderwerts in Höhe des Teilwerts in der Er-
gänzungsbilanz des Übertragenden).

b) Änderung der Beteiligungsquote
Die Einbringung eines WG gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten führt
nicht nur zu einer Veränderung hinsichtlich der vermögensmäßigen Zurechnung
dieses WG, sondern ebenso entfallen die bisherigen zum Gesamthandsver-
mögen gehörenden WG nunmehr mit geänderten Anteilen auf die jeweiligen
Mitunternehmer. Der Einbringende verliert insoweit seine Alleinberechtigung
am eingebrachten WG anteilig an die Mitgesellschafter und erlangt im Gegenzug
eine entsprechend höhere Quote an den WG der Gesamthand, während sich für
die Mitgesellschafter quotal ihre gesamthänderische Mitberechtigung an den vor-
handenen WG der Gesamthand verringert, sie zugleich jedoch entsprechend ih-
rer neuen Beteiligungsquote die gesamthänderische Mitberechtigung an dem auf
die Gesamthand übertragenen WG erlangen (Ley, KÖSDI 2001, 12982 [12993]).
Zur Ermittlung des sich nach der Einbringung des WG ergebenden Betei-
ligungsverhältnisses sind zunächst die Kapitalkonten der Gesellschafter nach
den gem. der ursprünglichen Beteiligungsquote ideell anteilig auf sie entfallenden
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Teilwerten der bisherigen WG des Gesellschaftsvermögens zu bemessen. So-
dann ist für den Einbringenden zusätzlich das eingebrachte WG zum Verkehrs-
wert zu berücksichtigen und das dergestalt ermittelte Kapitalkonto eines jeden
Gesellschafters ist ins Verhältnis zur Summe aller Gesellschaftsrechte verbrie-
fenden Kapitalkonten zu setzen. Werden in der Gesellschaftsbilanz die bisheri-
gen WG des Gesamthandsvermögens und/oder das eingebrachte WG zu Buch-
werten angesetzt, so ist für den bilanziell zutreffenden Ausweis des neuen
Beteiligungsverhältnisses eine Kapitalkontenanpassung erforderlich.

Beispiel: A und B sind zu gleichen Teilen Gesellschafter der AB-OHG. A überträgt
aus seinem EinzelBV ein WG II (Buchwert 100 T E, Verkehrswert 400 T E) gegen Ge-
währung von Gesellschaftsrechten auf die AB-OHG. Die jeweiligen Verkehrswerte
entsprechen den Teilwerten. Vor der Einbringung gestaltet sich die Bilanz der AB-
OHG wie folgt:

Aktiva AB-OHG vor Einbringung in T E Passiva

BW TW BW TW

WG I 200 400 Kapital A 100 200

Kapital B 100 200

200 400 200 400

Nach der Einbringung ergibt sich zwischen A und B ein Beteiligungsverhältnis von 3:1.
Anteil des A = TW anteiliges WG I 200 T E + TW WG II 400 T E = 600 T E
Anteil des B = TW anteiliges WG I 200 T E = 200 T E
Wird das eingebrachte WG II in der Gesellschaftsbilanz zum Buchwert angesetzt und
werden die Kapitalkonten an das neue Beteiligungsverhältnis angepasst, so gestaltet
sich die Gesellschaftsbilanz wie folgt:

Aktiva AB-OHG nach Einbringung in T E Passiva

BW TW BW TW

WG I 200 400 Kapital A 225 600

WG II 100 400 Kapital B 75 200

300 800 300 800

c) Überspringen stiller Reserven auch der Wirtschaftsgüter des Gesell-
schaftsvermögens

Nach der Einbringung von Einzel-WG gegen Gewährung von Gesellschafts-
rechten sind sowohl die in diesem WG als auch die in den bisherigen WG des
Gesellschaftsvermögens vorhandenen stillen Reserven nach dem geänderten Be-
teiligungsschlüssel zuzurechnen, was zu einer entsprechenden interpersonellen
Verlagerung der jeweiligen latenten Ertragsteuerlasten führt (Regniet, Ergän-
zungsbilanzen bei der Personengesellschaft, 1990, 170 f. bezüglich § 24
UmwStG; Ley, KÖSDI 2001, 12982 [12996]; Ley/Strahl, DStR 2001, 1997
[2006 ff.]). Während die in den bisherigen WG enthaltenen stillen Reserven an-
teilig auf denjenigen Mitunternehmer übergegangen sind, dessen Beteiligungs-
quote sich infolge der Einbringung erhöht hat, hat dieser stille Reserven des ein-
gebrachten WG quotal auf die übrigen Mitunternehmer verlagert.
Aufstellung von Ergänzungsbilanzen ermöglicht es, nicht nur die Verlage-
rung der stillen Reserven des eingebrachten WG, sondern auch derjenigen in
den WG des bisherigen Gesellschaftsvermögens zu vermeiden (s. hierzu auch
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die Beispiele bei Neu/Stamm, DStR 2005, 141; Ley/Strahl, DStR 2001, 1997
[2006 ff.]; Niehus/Wilke, Die Besteuerung der Personengesellschaften, 2010,
183 ff.).

Fortsetzung des Beispiels aus Anm. 1459b: Durch die Veränderung des Betei-
ligungsverhältnisses sind stille Reserven wie folgt verlagert worden:

Stille
Reserven

Anteil Gesellschafter A Anteil Gesellschafter B

vorher nachher vorher nachher

WG I 1/2 = 100 3/4 = 150 1/2 = 100 1/4 = 50

WG II 300 3/4 = 225 0 1/4 = 75

Insgesamt 400 375 100 125

Es zeigt sich, dass B in diesem Fall per Saldo 25 T E mehr stille Reserven versteuern
muss als vor der Einbringung; zwar hat er an dem bisherigen WG I des Gesellschafts-
vermögens durch Verminderung seiner Beteiligungsquote auf 1/4 entsprechend stille
Reserven iHv. 50 T E „verloren“, im Gegenzug jedoch durch Erlangung seiner Betei-
ligung an dem eingebrachten WG II 75 T E stille Reserven hinzugewonnen. A hat kor-
respondierend an WG I stille Reserven iHv. 50 T E „hinzugewonnen“ und an WG II
iHv. 75 T E abgegeben. Durch Aufstellung von Ergänzungsbilanzen ist eine auf den
einzelnen Stpfl. und auf das einzelne WG bezogene Zuordnung der stillen Reserven
möglich:

Aktiva Ergänzungsbilanz A in T E Passiva

Mehrwert WG I 50 Minderwert WG II 75

Minderkapital 25

75 75

Aktiva Ergänzungsbilanz B in T E Passiva

Mehrwert WG II 75 Minderwert WG I 50

Mehrkapital 25

75 75

Stille
Reserven

Anteil Gesellschafter A Anteil Gesellschafter B

vorher nachher vorher nachher

WG I
in GH-Bilanz
in Erg-Bilanz

1/2 = 100 3/4 = 150
- 50

1/2 = 100 1/4 = 50
+ 50

WG II
im Einzel-BV
in GH-Bilanz
in Erg-Bilanz

300
—

—
3/4 = 225

75

—
—
—

—
1/4 = 75

- 75

insgesamt 400 400 100 100

Vorstellbar wäre es auch, das eingebrachte WG II in der Gesellschaftsbilanz mit dem
Teilwert anzusetzen, die Kapitalkonten an die neuen Beteiligungsquoten anzupassen
und sodann die stillen Reserven des WG II durch Aufstellung einer negativen Ergän-
zungsbilanz dem A zuzuordnen (Minderwert WG II 300 T E) sowie die bezüglich des
WG I verlagerten stillen Reserven (50 T E) in der Ergänzungsbilanz des A als Mehr-
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wert WG I und korrespondierend einer negativen Ergänzungsbilanz für B als Minder-
wert WG I auszuweisen.

Aktiva AB-OHG nach Einbringung in T E Passiva

BW TW BW TW

WG I 200 400 Kapital A 450 600

WG II 400 400 Kapital B 150 200

600 800 600 800

Aktiva Ergänzungsbilanz A in T E Passiva

Mehrwert WG I 50 Minderwert WG II 300

Minderkapital 250

300 300

Aktiva Ergänzungsbilanz B in T E Passiva

Minderkapital 50 Minderwert WG I 50

50 50

Stille
Reserven

Anteil Gesellschafter A Anteil Gesellschafter B

vorher nachher vorher nachher

WG I
in GH-Bilanz
in Erg-Bilanz

1/2 = 100 3/4 = 150
- 50

1/2 = 100 1/4 = 50
+ 50

WG II
im Einzel-BV
in GH-Bilanz
in Erg-Bilanz

300
—

—
—
300

—
—
—

—
—
—

insgesamt 400 400 100 100

Gesetzliche und steuersystematische Grundlage umstritten: Ob und auf
welche Norm die vorstehend beschriebene sowohl steuersubjekt- als auch wirt-
schaftsgutbezogene Zuordnung der in den WG des bisherigen Gesellschaftsver-
mögens enthaltenen stillen Reserven gestützt werden kann, ist umstritten:
E § 24 UmwStG: Nach Auffassung der Rspr., der FinVerw. und der hM stellt die
Änderung der Beteiligungsverhältnisse durch die zusätzliche Einlageleistung des
Einbringenden einen Anwendungsfall von § 24 UmwStG dar, da auch in diesem
Fall die Fiktion greife, dass die Gesellschafter ihre Mitunternehmeranteile an der
„alten“ PersGes. in eine „neue“, die geänderten Beteiligungsverhältnisse abbil-
dende PersGes. einbrächten (BFH v. 25.4.2006 – VIII R 52/06, BStBl. II 2006,
847; BMF v. 25.3.1998, BStBl. I 1998, 268 – Tz. 24.01 Buchst. c Tz. 24.02; s.
§ 16 Anm. 249 mwN; Wacker in Schmidt XXX. § 16 Rn. 567; Groh, DB 2003,
1403; aA Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 256, § 16 Rn. 29; Niehus, FR 2010, 1
[8 f.]). Folgt man der Sichtweise der hM und wählt die aufnehmende „neue“
PersGes. nun gem. § 24 Abs. 2 UmwStG den Buchwertansatz, so wäre die Zu-
ordnung der stillen Reserven bezüglich der WG des bisherigen Gesellschaftsver-
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mögens durch die vorstehende Ergänzungsbilanzierung aufgrund von § 24
UmwStG geboten (so Mayer, DStR 2003, 1553; dies erwägend Ley/Strahl,
DStR 2001, 1997 [2008]).
E Satz 4: Erblickt man hingegen (zumindest) im Fall der Kapitalerhöhung durch
den Einbringenden für die Altgesellschafter keinen Anwendungsfall des § 24
UmwStG, so ist fraglich, ob Satz 4, welcher ja die Aufstellung von Ergänzungs-
bilanzen bezüglich des eingebrachten WG zulässt, zugleich die gesetzliche
Grundlage für eine Zuordnung der stillen Reserven aus den bisherigen WG des
Gesellschaftsvermögens zu bilden vermag. Während Ley/Strahl (DStR 2001,
1997 [2007 f.]; ebenso Ley/Brandenberg, Ubg 2010, 767 [773]; Paus, FR 2003,
59 [63]) die auf Grundlage von Satz 4 mögliche Ergänzungsbilanz nur auf das
eingebrachte EinzelWG beziehen, stellt nach aA Satz 4 auch die gesetzliche
Grundlage für eine steuersubjektbezogene Zuordnung der bis zur Übertragung
entstandenen stillen Reserven der WG des Gesellschaftsvermögens dar (von
Campenhausen, DB 2004, 1282 [1285]; Kloster/Kloster, GmbHR 2002, 717
[727]).
E Stellungnahme: Zwar vermag uE die Auffassung, dass bei Vorliegen einer einsei-
tigen Kapitalerhöhung durch Einbringung eines EinzelWG nach Abs. 5 Satz 3
Nr. 1 bzw. Nr. 2 stets auch ein Anwendungsfall von § 24 UmwStG bezüglich
der Mitunternehmeranteile an der „alten“ PersGes. gegeben sei, nicht zu über-
zeugen, gleichwohl erweist sich der nach der hM erst über die gekünstelt herbei-
geführte Anwendbarkeit von § 24 UmwStG mögliche Buchwertansatz im Er-
gebnis als zutreffend (vgl. Reiß in Kirchhof X. § 16 Rn. 29). Dabei steht das
Subjektsteuerprinzip, wonach jeder Stpfl. sein eigenes Einkommen, mithin auch
seine eigenen stillen Reserven zu versteuern hat, einer interpersonellen Verlage-
rung stiller Reserven grds. entgegen, und zwar zunächst einmal unabhängig da-
von, ob die stillen Reserven nun in dem eingebrachten WG oder den WG des
Gesellschaftsvermögens enthalten sind. Zwar hat der Gesetzgeber bezüglich des
eingebrachten EinzelWG ein Überspringen stiller Reserven unter der Restriktion
der Sperrfristregelung und damit einen Verstoß gegen das Subjektsteuerprinzip
toleriert, gleichwohl kann aus diesem steuersystematischen Fehlgriff eine gene-
relle Zulässigkeit der interpersonellen Verlagerung stiller Reserven bei Mitunter-
nehmerschaften nicht hergeleitet werden (vgl. auch Siegel, FR 2011, 45 [47]).
Vielmehr stellt dies eine systemwidrige Ausnahme zum Subjektsteuerprinzip dar,
so dass sich ein Analogieschluss bezüglich der in den WG des Gesellschaftsver-
mögens enthaltenen stillen Reserven verbietet. Es ist daher festzuhalten, dass
die in letzteren WG enthaltenen stillen Reserven dem Subjektsteuerprinzip fol-
gend personell zutreffend zugeordnet werden müssen. Hierzu bedarf es weder
einer künstlich herbeigeredeten Anwendbarkeit von § 24 UmwStG noch muss
hierfür Satz 4 bemüht werden. Letzterer ist lediglich als Wiederbelebung des zu-
vor in den Anwendungsfällen von Satz 3 außer Kraft gesetzten Subjektsteuer-
prinzips in bestimmten Fallkonstellationen zu begreifen; für die stillen Reserven
in den WG des Gesellschaftsvermögens gilt das Subjektsteuerprinzip indes lü-
ckenlos, so dass es keiner Wiederbelebungsregelung bedarf.
Kein saldierter Ausweis der stillen Reserven: Unabhängig davon, ob man die
zwingende steuersubjektbezogene Zuordnung der stillen Reserven der WG des
Gesellschaftsvermögens aus § 24 UmwStG oder dem Subjektsteuerprinzip ablei-
tet, stellt sich darüber hinaus die Frage, ob diese Zuordnung, wenn zugleich
auch die stillen Reserven des eingebrachten EinzelWG in der Ergänzungsbilanz
zugewiesen werden sollen, wirtschaftsgutbezogen (s. hierzu die Darst. im vor-

§ 6 Anm. 1460 Abs. 5: Buchwertfortführung



HHR Lfg. 250 Januar 2012 Niehus/Wilke

herigen Beispiel) zu erfolgen hat oder bereits ein Ausweis der per Saldo überge-
sprungenen stillen Reserven ausreicht.

Beispiel: Saldierter Ausweis der stillen Reserven: Bei Aufstellung der Gesell-
schaftsbilanz nach Einbringung zu Buchwerten (s. vorheriges Beispiel) werden aus der
Gesellschaftsbilanz heraus A per Saldo 25 T E stille Reserven weniger zugerechnet als
vor der Einbringung (WG I +50 T E; WG II –75 T E); für B verhält es sich umgekehrt.
Für den Ausweis in den Ergänzungsbilanzen werden die gegenläufigen Verlagerungen
stiller Reserven saldiert und es wird jeweils nur die Bilanzposition mit den meisten
übergegangenen stillen Reserven um diese Saldogröße korrigiert:

Aktiva Ergänzungsbilanz A in T E Passiva

Minderkapital 25 Minderwert WG II 25

25 25

Aktiva Ergänzungsbilanz B in T E Passiva

Mehrwert WG II 25 Mehrkapital 25

25 25

Stille
Reserven

Anteil Gesellschafter A Anteil Gesellschafter B

vorher nachher vorher nachher

WG I
in GH-Bilanz 1/2 = 100 3/4 = 150 1/2 = 100 1/4 = 50

WG II
im Einzel-BV
in GH-Bilanz
in Erg-Bilanz

300
—

—
3/4 = 225

25

—
—
—

—
1/4 = 75

- 25

insgesamt 400 400 100 100

Es zeigt sich, dass auch bei dieser Darst. sowohl den Gesellschaftern (A = 400 T E; B
= 100 T E) als auch dem jeweiligen WG (WG I = 200 T E, WG II 300 T E) der richti-
ge Betrag an stillen Reserven zugerechnet wird. Allerdings ist zu beachten, dass inner-
halb der auf jeden Gesellschafter entfallenden stillen Reserven nunmehr eine veränder-
te wirtschaftsgutbezogene Zuordnung erfolgt: Während vor der Einbringung auf A
stille Reserven iHv. 100 T E aus WG I und 300 T E aus WG II entfielen, sind es nach
der Einbringung 150 T E aus WG I und nur noch 250 T E aus WG II. Für B hat ent-
sprechend eine Verlagerung stiller Reserven im Umfang von 50 T E von WG I zu WG
II stattgefunden. Zu beachten ist, dass diese wirtschaftsgutbezogene Verlagerung stiller
Reserven auf der Gesellschafterebene für den jeweiligen Gesellschafter eine Verände-
rung des Realisationszeitpunktes der stillen Reserven bewirkt.

Auf den ersten Blick scheint für den saldierten Ausweis der stillen Reserven die
Überlegung zu sprechen, dass eine sowohl steuersubjekt- als auch wirtschafts-
gutbezogene Zuordnung nicht praktikabel sei, da sie die Ermittlung aller stillen
Reserven einschließlich des Firmenwerts voraussetze (so von Campenhausen,
DB 2004, 1282 [1284]). Bei näherem Hinsehen vermag dies indes weder aus
Gründen der Praktikabilität noch aus steuersystematischen Überlegungen heraus
zu überzeugen: So ist für die zutreffende Ermittlung des durch die Einbringung
des EinzelWG veränderten Beteiligungsverhältnisses ohnehin eine Bewertung
sowohl des eingebrachten EinzelWG als auch des bisherigen BV zu Teilwerten,
was auch die Ermittlung des Firmenwerts einschließt, erforderlich. Durch den
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naturgemäß zwischen den Gesellschaftern bestehenden Interessengegensatz ist
dabei eine hinreichende Objektivierung der Wertermittlung gewährleistet. Auch
setzt eine Saldierung sachlogisch die vorherige Ermittlung der Einzelwerte vo-
raus. Aus steuersystematischer Perspektive verbietet sich ein saldierter Ausweis
der stillen Reserven, weil es dadurch regelmäßig zu einer gesellschafterbezoge-
nen Veränderung des Realisationszeitpunkts der stillen Reserven und damit zu
entsprechenden Gestaltungsmöglichkeiten kommen würde (deutlich Siegel, FR
2011, 45 [47]; dies tolerierend von Campenhausen, DB 2004, 1282 [1284]; wohl
auch Rödder, StbJb. 1999/2000, 93 [102 Fn. 15]).

4. Übertragung aus Gesellschaftsvermögen in (Sonder-)Betriebsver-
mögen gegen Minderung von Gesellschaftsrechten

a) Veränderte Zurechnung der Wirtschaftsgüter
Die Ausbringung eines WG gegen Minderung von Gesellschaftsrechten bewirkt,
dass das übertragene WG nunmehr alleinig dem Übertragungsempfänger zuzu-
rechnen ist, während die verbleibenden WG des Gesellschaftsvermögens nach
der infolge der Minderung der Gesellschaftsrechte des Übertragungsempfängers
entsprechend veränderten Quote auf die (verbleibenden) Mitunternehmer ent-
fallen. Zur Ermittlung dieser veränderten Beteiligungsquote sind die Kapitalkon-
ten der Gesellschafter zu Teilwerten anzusetzen, das Kapitalkonto des Übertra-
gungsempfängers um den Teilwert des übertragenen WG zu vermindern und
dann das (verbleibende) Kapitalkonto eines jeden Gesellschafters ins Verhältnis
zur Summe der verbleibenden Kapitalkonten zu setzen. Bilanziell ist sodann das
betreffende WG zum Buchwert auszubuchen, die Summe der Gesellschaftsrech-
te verbriefenden Kapitalkonten um den Buchwert dieses WG zu vermindern
und der verbleibende Betrag nach der zuvor ermittelten Beteiligungsquote auf
die Gesellschafter aufzuteilen – sog. Kapitalkontenanpassung (Neu/Stamm,
DStR 2005, 141 [142]; Bergsteiner, Umstrukturierung von Personenunterneh-
men mit Einzelwirtschaftsgütern, 2002, 96 f.; Rödder, DB 1992, 953 [954]).

Beispiel: A, B und C sind zu gleichen Teilen an der ABC-OHG beteiligt. A erhält das
WG III, welches er fortan in seinem Einzelunternehmen nutzt, und vermindert seine
Gesellschaftsrechte entsprechend. Vor der Ausbringung gestaltet sich die Bilanz der
OHG wie folgt:

Aktiva ABC-OHG vor Ausbringung in T E Passiva

BW TW BW TW

WG I 50 200 Kapital A 300 400

WG II 800 800 Kapital B 300 400

WG III 50 200 Kapital C 300 400

900 1200 900 1200

Infolge der Ausbringung halbieren sich die Gesellschaftsrechte des A zu Teilwerten
von 400 T E um 200 T E auf 200 T E.

Kapitalkonto A vor Ausbringung zu TW 400 T E

Abzgl. TW WG III - 200 T E

Kapitalkonto A nach Ausbringung zu TW 200 T E

Summe der verbleibenden Kapitalkonten zu TW 1000 T E

Beteiligungsquote des A = 200 / 1000 20 %
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A ist fortan zu 20 %, B und C sind jeweils zu 40 % an der OHG beteiligt. Bei Anwen-
dung der Kapitalkontenanpassungsmethode ergeben sich in der Gesellschaftsbilanz
nach Anpassung an das neue Beteiligungsverhältnis Kapitalkonten für A von 170 T E
(= 20 % der nach Ausbuchung des WG III verbleibenden Buchwerte von 850 T E) so-
wie für B und C von jeweils 340 T E. In der Bilanz des A ist das WG III zum Buchwert
(50 T E) und ein entsprechendes Kapitalkonto A auszuweisen. Die Bilanz der OHG
gestaltet sich wie folgt:

Aktiva ABC-OHG nach Ausbringung in T E Passiva

BW TW BW TW

WG I 50 200 Kapital A 170 200

WG II 800 800 Kapital B 340 400

Kapital C 340 400

850 1000 850 1000

b) Möglichkeiten der Vermeidung des Überspringens stiller Reserven
Für eine Zuordnungsmöglichkeit der stillen Reserven auch im Ausbringungsfall,
zT mit unterschiedlichen Techniken, sprechen sich aus:

Rödder, StbJb. 1994/95, 295 (318): Kapitalkontenausgleichspostenmethode; Rödder/
Schumacher, DStR 2001, 1634 (1637): Ergänzungsbilanzen oder spezielle Gewinnver-
teilungsabreden; Rödder/Schumacher, DStR 2002, 105 (107): vertiefende Technikdis-
kussion erforderlich; Schaflitzl in Linklaters, Oppenhoff & Rädler, DB 2002, Beil.
Nr. 1, 31 Fn. 290, 291: am Beispiel der Übertragung zwischen den jeweiligen Sonder-
BV verschiedener Mitunternehmer; Welke/Hucht, StuB 2002, 422 (425 f.); Hoff-
mann, GmbHR 2002, 125 (132); Engl, DStR 2002, 119 (122): Buchwertanpassungs-
methode; Neumann in Herzig, 2002, 265, (278); Paus, FR 2003, 59 (61); Ritzrow,
StBp. 2005, 20 (25); weitergehend Siegel, FR 2011, 45 (53): Konzept der Individual-
bilanz.

Zulässigkeit der Aufstellung von Ergänzungsbilanzen: Nach der Ausbrin-
gung entfallen die in dem übertragenen WG enthaltenen stillen Reserven alleinig
auf den Übertragungsempfänger, während die stillen Reserven der im Gesell-
schaftsvermögen verbliebenen WG nunmehr nach der veränderten Beteiligungs-
quote den Gesellschaftern zuzurechnen sind. Ob ein Überspringen stiller Reser-
ven wie im Fall der Einbringung durch Ergänzungsbilanzen vermieden werden
kann, ist fraglich. Mit Blick auf die Sperrfristregelung in Satz 4 wird dies insbes.
bezüglich der im ausgebrachten WG enthaltenen stillen Reserven diskutiert. Für
die im Gesellschaftsvermögen zurückbleibenden WG gelten uE die in
Anm. 1460 angestellten Überlegungen entsprechend, so dass eingedenk des Sub-
jektsteuerprinzips auch diesbezüglich eine Zuordnung der stillen Reserven zu
fordern ist. Die Sperrfristregelung ist auf die im Gesellschaftsvermögen verblie-
benen WG ohnehin nicht anwendbar (vgl. Anm. 1468).

Beispiel 1: Bezüglich des Beispiels in Anm. 1460a bedeutet dies, dass bezüglich des
WG III stille Reserven iHv. insgesamt 100 T E von B und C auf A überspringen, wäh-
rend sich aufgrund der Verringerung der Beteiligungsquote des A entgegengesetzt stille
Reserven bezüglich des WG I im Umfang von 20 T E zu jeweils 10 T E auf B und C
verlagern.

E Auffassung des Schrifttums: Gegen eine Zuordnung der in dem ausgebrachten
WG enthaltenen stillen Reserven wird vorgebracht, dass eine Ergänzungsbilanz
zur Einzelbilanz bzw. zur Sonderbilanz nicht mit dem bisherigen Verständnis
der Ergänzungsbilanz als einer Ergänzung zur Bilanz der Mitunternehmerschaft
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in Einklang zu bringen sei. Zudem sei das Tatbestandsmerkmal in Satz 4 „dem
übertragenden Gesellschafter zugeordnet“ nicht erfüllt, da es im Fall der Aus-
bringung keinen übertragenden Gesellschafter, sondern stattdessen eine übertra-
gende Mitunternehmerschaft gebe.

Brandenberg, FR 2000, 1182 (1188 f.); Schön, FS Widmann, 2000, 531 (535 f.); van
Lishaut, DB 2001, 1519 (1525); Kloster/Kloster, GmbHR 2002, 717 (728); Wendt,
FR 2002, 53 (61); Hüttemann, DStJG 25 (2002), 121 (135); Bergsteiner, Umstruktu-
rierung von Personenunternehmen mit Einzelwirtschaftsgütern, 2002, 96; Reiß in
Kirchhof X. § 15 Rn. 387; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 707; Ehmcke in Blümich,
§ 6 Rn. 1356; Ley/Brandenberg, Ubg 2010, 767 (773); Müller in Widmann/Mayer,
Anh. 16, Rn. 136.

Hingegen wird für die Zulässigkeit einer personell zutreffenden Zuordnung stil-
ler Reserven bei Ausbringungen vorgebracht, dass es nicht darauf ankommen
könne, wer Übertragender sei (Werndl in KSM, § 6 Rn. L 43; aA Reiß in
Kirchhof X. § 15 Rn. 387: Aus- und Einbringung als unterschiedliche Sachver-
halte). Letztlich stehe der Sinn der Regelung, eine interpersonelle Verlagerung
stiller Reserven zu vermeiden, einer restriktiven, wortgetreuen Auslegung ent-
gegen, so dass im Wege einer teleologischen Extension auch bei Ausbringungen
die Zuordnung stiller Reserven als zulässig anzusehen sei (Werndl in KSM, § 6
Rn. L 43; Paus, FR 2003, 59 [61]). Zudem wird die Vermutung geäußert, die
Stpfl. würden, da sie eine Verschiebung latenter Ertragsteuerlasten im Regelfall
gar nicht beabsichtigten, von einer Ausbringung absehen, sollte ihnen keine
Möglichkeit für eine Zuordnung stiller Reserven eröffnet werden; mithin wür-
den Konzentrationsvorgänge, da „reserventreu“ durchführbar, gegenüber De-
konzentrationsvorgängen begünstigt, was volkswirtschaftlich fragwürdig sei
(Rödder, StbJb. 1994/95, 295 [317]).
Zulässigkeit der Ausgleichspostenmethode: Während es bei den durch Er-
gänzungsbilanzen herkömmlicher Prägung erfolgenden Zuordnungen darum
geht, stille Reserven aus WG eines BV den an diesem BV beteiligten Steuersub-
jekten zutreffend zuzurechnen, muss nunmehr eine Zuordnungstechnik zur An-
wendung gelangen, welche es vermag, stille Reserven aus WG verschiedener BV
anteilig einzelnen Steuersubjekten zuzuordnen, wobei diese ggf. an dem jeweili-
gen BV nicht (mehr) beteiligt sind. Hierfür erscheint insbes. die vorwiegend im
Zusammenhang mit der Realteilung diskutierte Ausgleichspostenmethode (s.
§ 16 Anm. 451) geeignet. Bei der Ausgleichspostenmethode wird zwar (wie bei
der Kapitalkontenanpassungsmethode) das ausgebrachte WG zum Buchwert
ausgebucht, jedoch das Kapitalkonto des Übertragungsempfängers nicht ledig-
lich um diesen Betrag, sondern vielmehr in einem solchen Ausmaß vermindert,
dass die Relation der Buchwerte der Kapitalkonten anschließend der sich infolge
der Ausbringung veränderten Beteiligungsquote entspricht. In der Bilanz des
Einzelunternehmers ist das betreffende WG zum Buchwert auszuweisen, wäh-
rend die Erhöhung seines dortigen Kapitalkontos der Verminderung seines
Kapitalkontos in der Gesellschaftsbilanz entspricht. Da bei Existenz stiller Re-
serven im ausgebrachten WG und/oder in den übrigen WG des Gesellschafts-
vermögens der Buchwert des ausgebrachten WG nicht der Verminderung des
Kapitalkontos des Übertragungsempfängers entspricht, ist diese Differenz in
der Gesellschaftsbilanz und spiegelbildlich in der Bilanz des Empfängers durch
Ansatz eines Ausgleichspostens auszugleichen.

Beispiel 2: Bezüglich des Beispiels aus Anm. 1460a ließe sich diese wechselseitige Ver-
lagerung stiller Reserven durch Anwendung der Ausgleichspostenmethode wie folgt
vermeiden: Anstelle der vorstehenden Kapitalkontenanpassung (Verringerung des Ka-
pitalkontos A auf 170 T E, Erhöhung der Kapitalkonten B und C auf jeweils 340 T E)
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sind die Kapitalkonten zu Buchwerten zu belassen, wobei das Kapitalkonto des A ent-
sprechend der Verringerung seiner Beteiligungsquote um 150 T E zu vermindern und
die sich gegenüber der Verminderung der Aktivseite um den Buchwert des WG
(50 T E) ergebende Differenz (100 T E) durch einen Ausgleichsposten auszufüllen ist.
Dabei ist für die Gesellschafter, die bezüglich dieses WG stille Reserven verlieren (hier:
B und C), ein passiver Ausgleichsposten zu ihrem jeweiligen Kapitalkonto zu bilden.
Weist man nun den Ausgleichsposten in der Gesellschaftsbilanz aus, so ist dieser antei-
lig A (20 %), B und C (je 40 %) zuzurechnen; mithin muss durch Ergänzungsbilanzen
eine entsprechende Korrektur erfolgen (positive Ergänzungsbilanz für A, negative Er-
gänzungsbilanz jeweils für B bzw. C). Der Gesellschafter, der zusätzlich stille Reserven
übernommen hat (hier: A), weist im Gegenzug in der Bilanz seines Einzelunterneh-
mens einen aktivischen Ausgleichsposten zu seinem dortigen Kapitalkonto aus. Im Fall
der Realisierung stiller Reserven, sei es durch Veräußerung oder Entnahme, sei es im
Wege der AfA, sind aktive und passive Ausgleichsposten in den einzelnen Bilanzen
korrespondierend so fortzuentwickeln, dass die aufgedeckten stillen Reserven den Mit-
unternehmern der Ursprungsgesellschaft nach dem vormaligen Gewinnverteilungs-
schlüssel zugerechnet werden.
Sollen darüber hinaus auch die stillen Reserven der bei der Gesellschaft verbliebenen
WG zugeordnet werden, so ist für B und C jeweils ein entsprechender Mehrwert für
WG I von 10 T E und für A in einer negativen Ergänzungsbilanz ein Minderwert von
20 T E auszuweisen.
Es ergeben sich die folgenden Bilanzen:

Aktiva Bilanz Einzelunternehmen A in T E Passiva

WG III 50 Kapital A 150

Ausgleichsposten 100

150 150

Aktiva ABC-OHG nach Ausbringung in T E Passiva

WG I 50 Kapital A 150

WG II 800 Kapital B 300

Kapital C 300

Ausgleichsposten 100

850 850

Aktiva Ergänzungsbilanz B bzw. C in T E Passiva

Mehrwert WG I 10 Minderwert Ausgleichsposten 10

10 10

Aktiva Ergänzungsbilanz A in T E Passiva

Mehrwert Ausgleichsposten 20 Minderwert WG I 20

20 20

Bei Aufdeckung der stillen Reserven ergibt sich folgende personelle und wirtschaftsgut-
bezogene Zuordnung:
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Stille Reserven in WG I A B C

Gesellschaftsbilanz 150 30 60 60

Ergänzungsbilanz A 20 20 — —

Ergänzungsbilanz B -10 — -10 —

Ergänzungsbilanz C -10 — — -10

Summe 150 50 50 50

Stille Reserven in WG III A B C

Bilanz Einzelunternehmen 150 150 — —

Ausgleichsposten Einzelunternehmen A -100 -100 — —

Ausgleichsposten Gesellschaftsbilanz 100 20 40 40

Ausgleichsposten Ergänzungsbilanzen B bzw. C 20 — 10 10

Ausgleichsposten Ergänzungsbilanz A -20 -20

Summe 150 50 50 50

Im Ergebnis werden mithin A, B und C jeweils insgesamt stille Reserven iHv. 100 T E
zugerechnet. Diese Verteilung entspricht derjenigen, welche sich bei Verbleib des WG
in der Gesellschaft eingestellt hätte.

E Auffassung der Rechtsprechung: In seinem zur Realteilung ergangenen Urt. hat der
BFH (BFH v. 10.12.1991 – VIII R 69/86, BStBl. II 1992, 385) die Ausgleichs-
postenmethode abgelehnt. Zwar vermeide diese, so der BFH, den buchmäßigen
Übergang von stillen Reserven von einem Gesellschafter auf einen anderen, wi-
derspreche jedoch in gravierender Weise den Grundsätzen ordnungsmäßiger
Gewinnermittlung, verstoße gegen das Prinzip der Tatbestandsmäßigkeit der Be-
steuerung und sei zudem äußerst unpraktikabel, da insbes. eine einheitliche und
gesonderte Feststellung von Gewinnen, die nach der Auseinandersetzung der
Gesellschaft mit ehemaligem Gesellschaftsvermögen erzielt werden, nicht zuläs-
sig sei.
E Stellungnahme: Festzuhalten ist, dass die Ausgleichspostenmethode eine sowohl
steuersubjekt- als auch wirtschaftsgutsbezogene richtige Zuordnung der stillen
Reserven gewährleistet. Zwar sind die seitens der Rspr. angeführten Nachteile
nicht von der Hand zu weisen, gleichwohl zu relativieren: So ist dem Vorwurf,
es werde gegen die Tatbestandmäßigkeit der Besteuerung verstoßen, da die Fort-
entwicklung des jeweils eigenen Ausgleichspostens v. Verhalten eines anderen
Stpfl. abhinge, entgegenzuhalten, dass mit der Legung der stillen Reserven die
Stpfl. zumindest den ersten Teil der Tatbestandsverwirklichung gemeinsam voll-
zogen haben (Jakob/Hörmann/Wittmann, DStR 1992, 1149 [1155]). Hinzu
kommt, dass der Gesetzgeber mit der Regelung in Satz 4, welche bei Auf-
deckung der in dem übertragenen WG enthaltenen stillen Reserven durch den
Übertragungsempfänger ggf. die Annahme einer Gewinnrealisierung beim Über-
tragenden nach sich zieht, im Kontext der Übertragung von WG bei PersGes.
den Grundsatz der Tatbestandsmäßigkeit der Besteuerung selbst eingeschränkt
hat (krit. hierzu Crezelius, FR 2002, 805 [809]). Aufgrund der gegenseitigen
Mitteilungspflicht über das Schicksal der betreffenden stillen Reserven weist die
Ausgleichspostenmethode auf den ersten Blick zweifelsohne Praktikabilitätsdefi-
zite auf; bei näherem Hinsehen reduzieren sich diese jedoch: So steht die Fort-
entwicklung der Ausgleichsposten bereits im Zeitpunkt der Ausbringung fest,
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wenn das übertragene WG planmäßig abzuschreiben ist, da in diesem Fall die
Aufdeckung der stillen Reserven und folglich auch die Fortschreibung des Aus-
gleichspostens planmäßig erfolgt. Lediglich im Fall der Veräußerung bzw. Ent-
nahme oder aber außerplanmäßigen Wertkorrekturen bestünde mithin ein Mit-
teilungsgebot an die anderen Gesellschafter bzw. die Gesellschaft. Unabhängig
davon ließe sich eine weitergehende Komplexitätsreduktion durch die Vorgabe
einer typisierten Abschreibungsdauer für die Ausgleichsposten erreichen (Ja-
kob/Hörmann/Wittmann, DStR 1992, 1149 [1155]; Niehus/Wilke, Die Be-
steuerung der Personengesellschaften, 2010, 219 f.). Bei Ausbringung in das Son-
der-BV bei derselben Mitunternehmerschaft bestünden die vorgenannten
Schwierigkeiten ohnehin nicht, weil dieses Sonder-BV in dasselbe Feststellungs-
verfahren einzubeziehen ist (ähnlich Ley, StbJb. 2003/04, 135 [155]).
Praktikabilitätsüberlegungen vermögen uE den durch die Kapitalkontenanpas-
sungsmethode bewirkten Verstoß gegen das Subjektsteuerprinzip nicht zu recht-
fertigen. Es vermag nicht zu überzeugen, dass der Gesetzgeber den Stpfl. im Fall
der Ausbringung nur die Wahlmöglichkeit eröffnet, entweder die stillen Reser-
ven beizubehalten, dabei jedoch deren interpersonelle Verlagerung in Kauf zu
nehmen, oder aber, um Letzteres zu vermeiden, die stillen Reserven durch ent-
geltliche Übertragung des WG sofort aufzudecken. Wie gezeigt gewährleistet die
Ausgleichspostenmethode trotz Nichtaufdeckung der stillen Reserven im Über-
tragungszeitpunkt deren personell zutreffende Zuordnung; der Gesetzgeber soll-
te daher insoweit zumindest ein Wahlrecht zur Anwendung der Ausgleichspos-
tenmethode gewähren.

c) Auswirkungen auf die Anwendung von § 15a
Die Übertragung von WG nach Abs. 5 Satz 3 Nr. 1, 2 aus dem Gesellschaftsver-
mögen in das (Sonder-)BV eines Gesellschafters ist bei diesem, soweit sich da-
durch sein Kapitalkonto iSv. § 15a Abs. 1 Satz 1 vermindert, grds. als Entnahme
iSv. § 15a Abs. 3 Satz 1 zu qualifizieren (s. Anm. 1445d) und kann daher bei
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen zu einer entsprechenden Gewinn-
zurechnung führen. Im Einzelfall ist es auch denkbar, dass sich infolge der
durch die Übertragung ausgelösten Kapitalkontenanpassung auch das Kapital-
konto eines anderen als desjenigen Gesellschafters mindert, in dessen (Son-
der-)BV das WG übertragen wird. Hierin wird aber zu Recht kein Fall von § 15a
Abs. 3 Satz 1 gesehen (vgl. Neu/Stamm, DStR 2005, 141 [143]).

5. Unentgeltliche Übertragung aus (Sonder-)Betriebsvermögen in Gesell-
schaftsvermögen

Zum Begriff der Unentgeltlichkeit s. Anm. 1452a. Hinsichtlich der Rechtsfolgen
kann grds. auf die vorstehenden Ausführungen zur Übertragung gegen Gewäh-
rung oder Minderung von Gesellschaftsrechten verwiesen werden. Unterschiede
bestehen lediglich insoweit, als unentgeltliche Übertragungen grds. nicht zu ge-
änderten Beteiligungsverhältnissen führen; infolgedessen können auch keine
Vermögensverschiebungen hinsichtlich des bisherigen Gesamthandsvermögens
und auch keine disproportionalen Ertragsteuerlasten einzelner Mitunternehmer
hinsichtlich der in den übrigen WG des Gesamthandsvermögens vorhandenen
stillen Reserven auftreten. Das Überspringen der im übertragenen WG ruhen-
den stillen Reserven kann mit Hilfe von Ergänzungsbilanzen vermieden werden
(Paus, FR 2003, 59 [62]).
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6. Unentgeltliche Übertragung zwischen den Sonderbetriebsvermögen
verschiedener Mitunternehmer derselben Mitunternehmerschaft

Grundsätzliche Rechtsfolge: Der Buchwert ist nach Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 auch
anzusetzen, soweit ein WG unentgeltlich zwischen den jeweiligen Sonder-BV
verschiedener Mitunternehmer derselben Mitunternehmerschaft übertragen
wird. Dadurch gehen die stillen Reserven im Grundsatz – unter Verstoß gegen
das Subjektsteuerprinzip – auf den Übertragungsempfänger über.
Möglichkeiten der Vermeidung des Überspringens stiller Reserven: Ob
die bewirkte interpersonelle Verlagerung der stillen Reserven durch Aufstellung
von Ergänzungsbilanzen verhindert werden kann, ist umstritten (für eine Zuord-
nungsmöglichkeit durch Ergänzungsbilanzen Strahl in Korn, § 6 Rn. 502.13; in
diese Richtung auch Wendt, FR 2002, 53 [63] unter der Voraussetzung, dass
das WG bei beiden Mitunternehmern Sonder-BV darstellt; gegen eine Zuord-
nungsmöglichkeit Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 707). Auch in diesen Fällen
kann uE – wie im Fall der Ausbringung (s. Anm. 1460b) – den Stpfl. die Mög-
lichkeit einer personell zutreffenden Zuordnung der stillen Reserven nicht vor-
enthalten werden, sei es durch die Aufstellung von Ergänzungsbilanzen, sei es
durch den Ansatz entsprechender Ausgleichsposten in den jeweiligen Sonder-
bilanzen. Zudem ist dies verfahrenstechnisch unproblematisch, weil sich die
Auflösung der jeweiligen Ausgleichsposten hier, anders als in den Fällen der
Übertragung aus dem Gesamthandsvermögen in ein Einzel-BV, für alle Beteilig-
ten innerhalb desselben Feststellungsverfahrens vollzieht. Die Zuordnungsent-
scheidung bezüglich der stillen Reserven ist endgültig, dh., eine erfolgsunwirk-
same Auflösung der Ergänzungsbilanzen bzw. der Ausgleichsposten nach
Ablauf der Sperrfrist ist uE nicht möglich (aA Schaflitzl in Linklaters, Oppen-
hoff & Rädler, DB 2002, Beil 1, 31, Fn. 290 f.).

Beispiel: A und sein Sohn B sind zu gleichen Teilen an der AB-OHG beteiligt. A
überträgt ein von der AB-OHG betrieblich genutztes WG seines Sonder-BV unentgelt-
lich auf B, der es weiterhin der AB-OHG zur Nutzung überlässt. Vor der Übertragung
gestaltet sich die Sonderbilanz des A wie folgt:

Aktiva Sonderbilanz A vor Übertragung in T E Passiva

BW TW BW TW

WG 50 200 Sonderkapital A 50 200

50 200 50 200

Die Verlagerung der stillen Reserven des WG von A auf B lässt sich durch Anwendung
der Ausgleichspostenmethode vermeiden. Für denjenigen Gesellschafter, der stille Re-
serven verliert (hier: A) ist ein passiver Ausgleichsposten zu seinem Kapitalkonto in
der Sonderbilanz zu bilden. Der Gesellschafter, der zusätzlich stille Reserven übernom-
men hat (hier: B), weist im Gegenzug in der Sonderbilanz einen aktivischen Ausgleichs-
posten zu seinem Kapitalkonto aus.

Aktiva Sonderbilanz A nach Übertragung in T E Passiva

BW TW BW TW

Sonderkapital A 150 0 Ausgleichsposten 150 0

150 0 150 0
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Aktiva Sonderbilanz B vor Übertragung in T E Passiva

BW TW BW TW

WG 50 200 Sonderkapital B 200 200

Ausgleichsposten 150 0

200 200 200 200

Im Fall der Realisierung stiller Reserven, sei es durch Veräußerung oder Entnahme, sei
es im Wege der AfA, sind aktive und passive Ausgleichsposten in den einzelnen Son-
derbilanzen korrespondierend fortzuentwickeln, was zur Folge hat, dass die im Über-
tragungszeitpunkt vorhandenen stillen Reserven von A versteuert werden.

Beteiligung von Kapitalgesellschaften: Überträgt eine KapGes. ein WG un-
entgeltlich aus ihrem Sonder-BV in das Sonder-BV eines ihrer Gesellschafter
oder einer diesem nahestehenden Person bei derselben Mitunternehmerschaft,
so ist auf Ebene der übertragenden KapGes. eine verhinderte Vermögensmeh-
rung und folglich eine vGA gegeben (Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 700).
Die sich aus § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG ergebende Aufdeckung der stillen Reserven
ist dabei vorrangig gegenüber der Buchwertübertragung nach Satz 3 Nr. 3 (s.
auch Anm. 1445d). Ausgehend von der Überlegung, dass zunächst wegen Satz 3
Nr. 3 das übertragene WG erfolgsneutral aus der Sonderbilanz der übertragen-
den KapGes. ausgebucht worden ist, ist sodann innerhalb der Gewinnfeststel-
lung der PersGes. außerbilanziell der Betrag der stillen Reserven zum Sonder-
bilanzergebnis der KapGes. hinzuzurechnen und innerhalb der Sonderbilanz
des Übertragungsempfängers ist der Wertansatz des betreffenden WG entspre-
chend zu erhöhen. In Abhängigkeit von der Vermögenszugehörigkeit der Betei-
ligung an der übertragenden KapGes. hat der Übertragungsempfänger zudem
eine vGA in Höhe des gemeinen Werts des übertragenen WG als (Sonder-)be-
triebseinnahme bzw. als Einnahmen aus Kapitalvermögen zu berücksichtigen.
Für den umgekehrten Fall, Übertragung aus dem Sonder-BV einer natürlichen
Person in das Sonder-BV eines KStSubjekts bei derselben Mitunternehmer-
schaft, s. Anm. 1474h, 1474j; für den Fall der Übertragung zwischen den Son-
der-BV zweier KStSubjekte bei derselben Mitunternehmerschaft s. Anm. 1474i.

7. Wertfortführung
Grundsatz: In der künftigen Gewinnermittlung des Übertragungsempfängers
ist der Wertansatz des betreffenden WG fortzuentwickeln. Dabei sind, in Er-
mangelung einer eigenständigen gesetzlichen Regelung in Abs. 5 und vor dem
Hintergrund der insoweit vergleichbaren Problematik, die für die Buchwertfort-
führung bei Einbringungen nach § 24 UmwStG getroffenen Vorschriften analog
anzuwenden (Strahl in Korn, § 6 Rn. 494). Dies bedeutet, dass der Übertra-
gungsempfänger gem. § 23 Abs. 1 iVm. § 12 Abs. 3 Halbs. 1 UmwStG analog in
die Rechtsstellung des Übertragenden eintritt, hier insbes. bezüglich der Folge-
bewertung der WG (zB bezüglich einer etwaigen Wertaufholung bei vorheriger
Teilwertabschreibung im übertragenden BV) sowie der AfA (Übernahme der
vom Rechtsvorgänger angewendeten AfA-Methode sowie der Restnutzungs-
dauer, vgl. Hoffmann, GmbHR 2002, 125 [130]). Darüber hinaus ist bei analo-
ger Anwendung von § 23 Abs. 1 iVm. § 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG die Besitzzeit
des Rechtsvorgängers dem Übertragungsempfänger anzurechnen, so dass im
Fall einer sich anschließenden Veräußerung des betreffenden WG die Tat-
bestandsvoraussetzung des § 6b Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 (mind. sechsjährige Zugehö-
rigkeit zum Anlagevermögen) ggf. erfüllt ist (Jachmann, DStZ 2002, 203 [209];
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Selbmann, Die Übertragung stiller Reserven bei Personengesellschaften nach
§ 6b EStG, 2003, 209; Hoffmann, GmbHR 2002, 125 [130]; OFD Kiel v. 22.8.
2001, FR 2001, 1246).
Wertfortführung der Ergänzungsbilanzen: Sind zur Darst. des Buchwert-
ansatzes Ergänzungsbilanzen aufgestellt worden (s. Anm. 1459a), so sind diese
grds. fortzuführen. Dies gilt ebenso für im Fall der Ausbringung bzw. anlässlich
der Übertragung zwischen Sonder-BV der Mitunternehmer etwaig gebildete
Ausgleichsposten (aA Schaflitzl in Linklaters, Oppenhoff & Rädler, DB
2002, Beil. Nr. 1, 31, Fn. 291). Dabei sind positive und negative Ergänzungs-
bilanzen bzw. aktivische und passivische Ausgleichsposten korrespondierend
weiterzuentwickeln (BFH v. 28.9.1995 – IV R 57/94, BStBl. II 1996, 68; BMF
v. 25.3.1998, BStBl. I 1998, 268 – Tz. 24.14). Nach Auffassung des Nds. FG v.
20.10.2009 (8 K 323/05, EFG 2010, 558, nrkr., Az. BFH IV R 1/11) sind dabei
die jeweiligen Wertfortführungsparameter (Art der Abschreibung, Restnutzungs-
dauer) aus der Gesellschaftsbilanz in die Ergänzungsbilanz zu übernehmen (uE
unzutreffend; zum Streitstand sowie aA s. § 15 Anm. 513 iVm. § 15 Anm. 510).

VI. Sicherstellung der Besteuerung stiller Reserven bei Auslandsbezie-
hungen

1. Grundsatz
Dass die Bewertung zum Buchwert nach Abs. 5 Satz 1 nur dann erfolgt, wenn
die Besteuerung der stillen Reserven sichergestellt ist, meint weder, dass die bei
der späteren Aufdeckung der stillen Reserven bewirkte Steuerlast derjenigen im
Fall einer sofortigen Aufdeckung entsprechen muss, noch dass die Besteuerung
der stillen Reserven bei demselben Steuersubjekt zu erfolgen hat; ausreichend ist
vielmehr, dass auch nach der Übertragung der grundsätzliche Besteuerungs-
zugriff durch den deutschen Fiskus fortbesteht.

2. Übertragung in ausländische Personengesellschaft
Auch bei Übertragungen aus dem inländischen BV bzw. Sonder-BV eines Mit-
unternehmers in das (ausländische) Gesellschaftsvermögen einer ausländischen
Gesellschaft, die aufgrund eines Typenvergleichs mit einer PersGes. des deut-
schen Rechts vergleichbar ist (s. auch § 15 Anm. 414 mwN; zur Durchführung
des Typenvergleichs etwa Jacobs, Internationale Unternehmensbesteuerung,
7. Aufl. 2011, 490 ff.), ist str., ob die Besteuerung der stillen Reserven weiterhin
gewährleistet ist.
Auffassung des Gesetzgebers: Es ist davon auszugehen, dass der Gesetzgeber
unabhängig davon, ob sich das aufnehmende BV in einem Staat befindet, mit
dem ein DBA mit Freistellungs- oder aber mit Anrechnungsmethode bzw. kein
DBA abgeschlossen ist, bei Übertragungen iSv. Satz 3 die Besteuerung der stil-
len Reserven als nicht sichergestellt beurteilt und folglich die Aufdeckung der
stillen Reserven für geboten hält (s. Anm. 1449).
Auffassung der Finanzverwaltung: Es gelten weiterhin die Regelungen der
Rn. 2.6.4. der Betriebsstätten-Verwaltungsgrundsätze (BMF v. 24.12.1999,
BStBl. I 1999, 1076), wonach bei einem Transfer in eine ausländische PersGes.
der Fremdvergleichspreis anzusetzen ist. Dies gilt unabhängig davon, ob sich
die Betriebsstätte der ausländischen PersGes. in einem Nicht-DBA-Staat bzw.
einem DBA-Staat mit Anrechnungsmethode oder in einem DBA-Staat mit Frei-
stellungsmethode befindet (Pyszka/Brauer, Ausländische Personengesellschaf-
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ten im Unternehmenssteuerrecht, 2004, Rn. 139, 143). Selbst bei Übertragung
des WG in das einer inländischen Betriebsstätte der ausländischen PersGes. zu-
geordnete BV ist trotz Verbleibs innerhalb der deutschen Besteuerungshoheit
dem Wortlaut des Betriebsstättenerlasses zufolge eine Bewertung zum Fremd-
vergleichspreis vorzunehmen (krit. Lüdicke, StbJb. 1997/98, 449 [490]). Bemer-
kenswert dabei ist, dass diese Auffassung der FinVerw. aus einer Zeit stammt, in
der Abs. 5 Satz 3 idF des StEntlG 1999/2000/2002 für Übertragungen zwi-
schen Mitunternehmer und Mitunternehmerschaft sowie zwischen den Sonder-
BV verschiedener Mitunternehmer derselben Mitunternehmerschaft ohnehin
den Teilwertansatz vorsah (Fischer, FS Vogel, 2000, 963 [980]), und folglich le-
diglich eine Verschärfung dahingehend bewirkte, dass der Ansatz des regelmäßig
über dem Teilwert liegenden Fremdvergleichspreises vorgeschrieben wurde.
Dass Abs. 5 Satz 3 inzwischen mit der Buchwertverknüpfung ins Gegenteil ver-
kehrt wurde und zudem der BFH (v. 17.7.2008 – I R 77/06, BStBl. II 2009, 464;
Nichtanwendungserlass BMF v. 20.5.2009, BStBl. I 2009, 671) in grenzüber-
schreitenden Übertragungsfällen die Besteuerung der stillen Reserven als gesi-
chert beurteilt hat, hat die FinVerw. indes nicht zu einer entsprechenden Ände-
rung ihre Auffassung bewogen (zu Recht krit. Ditz/Schneider, DStR 2010, 81
[85]). Vielmehr vertritt die Verwaltung mit dem BMF-Schreiben v. 8.12.2011
(DStR 2011, 2401 – Tz. 7) nunmehr sogar die Auffassung, dass eine Sicherstel-
lung der Besteuerung der stillen Reserven nur vorliege, wenn auch die nach der
Übertragung eintretenden Wertsteigerungen dem inländ. Besteuerungszugriff
unterliegen würden.
Auffassung des Bundesfinanzhofs: Mit Urt. v. 17.7.2008 (I R 77/06, BStBl. II
2009, 464) hat der BFH bezüglich der Rechtslage vor Abs. 5 die Auffassung ver-
treten, dass es sich bei der Übertragung einzelner WG in das Gesamthandsver-
mögen einer ausländischen PersGes. weder um eine die sofortige Besteuerung
gebietende Außentransaktion handele noch eine Gefährdung des inländ. Be-
steuerungsrechts für die bis zum Zeitpunkt des Transfers entstandenen stillen
Reserven bestehe, selbst wenn fortan ein DBA mit Freistellungsmethode zur
Anwendung gelange.
Auffassung im Schrifttum: Nach wohl hM ist auch bei Übertragungen aus
dem inländischen (Sonder-)BV eines Mitunternehmers in das Gesellschaftsver-
mögen einer ausländischen PersGes. ein Anwendungsfall von Abs. 5 Satz 3
Nr. 1, 2 gegeben, da in Anwendung der Grundsätze des BFH-Urteils v. 17.7.
2008 (I R 77/06, BStBl. II 2009, 464) die Besteuerung der stillen Reserven si-
chergestellt und zudem eine gegenüber dem reinen Inlandsfall differenzierte Be-
handlung nicht zu rechtfertigen sei (Ditz/Schneider, DStR 2010, 81 [85]; Ditz,
IStR 2009, 115 [119]; Prinz, DB 2009, 807 [810]; Körner, IStR 2009, 741 [746];
Schneider/Oepen, FR 2009, 22 [27 f.]; Kessler/Huck, StuW 2005, 193 [210]).
Nach aA soll hingegen im Fall der Übertragung auf eine PersGes. wegen des da-
mit einhergehenden Rechtsträgerwechsels ein zur Aufdeckung der stillen Reser-
ven führender Außenumsatz vorliegen, bei welchem, da abkommensrechtlich
keine Zuordnungsmöglichkeit der stillen Reserven zum abgebenden Betrieb
mehr bestehe, die Besteuerung der stillen Reserven nicht sichergestellt sei (Was-
sermeyer in Wassermeyer/Richter/Schnittker, 2010, 81 f.; Mitschke, FR
2009, 326 [327];Mitschke, FR 2008, 1144 [1145]).
Stellungnahme: Besteht kein DBA bzw. ein Anrechnungs-DBA, so bleibt das
deutsche Besteuerungsrecht bezüglich der stillen Reserven erhalten, wenn diese,
beispielsweise durch Aufstellung einer negativen Ergänzungsbilanz, dem über-
tragenden Steuerinländer zugeordnet werden. Wird eine derartige Zuordnung
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unterlassen, so besteht das Besteuerungsrecht des deutschen Fiskus insoweit
fort, als die stillen Reserven anteilig auf den übertragenden sowie weitere mit-
unternehmerisch beteiligte Steuerinländer entfallen (so bereits Lüdicke, StbJb.
1997/98, 449 [491]). Befindet sich die PersGes. in einem Staat, mit dem ein Frei-
stellungs-DBA besteht, so gilt uE die bezüglich der grenzüberschreitenden
Überführungen iSv. Satz 1 bzw. 2 geltende Argumentation für eine Buchwert-
übertragung insoweit entsprechend (s. Anm. 1449), als entweder die im Zeit-
punkt der Übertragung vorhandenen stillen Reserven dem Übertragenden Steu-
erinländer durch Ergänzungsbilanzen zugeordnet werden, oder, sollte dies nicht
erfolgen, weitere Steuerinländer an der PersGes. beteiligt sind. In allen Fällen gilt
jedoch, dass, insoweit als infolge eines Buchwertansatzes stille Reserven auf im
Inland nicht Stpfl. übergehen würden, die Besteuerung der stillen Reserven nicht
mehr gewährleistet und folglich in diesem Ausmaß eine Aufdeckung der stillen
Reserven geboten wäre (in diese Richtung auch Pfaar, IStR 2000, 42 [45], ins-
bes. Fn. 30). Eine grundsätzliche Gewinnrealisierung kann indes auch nicht mit
dem vermeintlichen Vorliegen eines Außenumsatzes begründet werden, da we-
der die unentgeltliche Übertragung noch eine solche gegen Gewährung von
Gesellschaftsrechten nach nationalem StRecht einen Realisationstatbestand dar-
stellen (s. Anm. 1443a). Doch selbst wenn man das Vorliegen eines Realisations-
tatbestands annähme, so stellte die grundsätzliche Versagung des Buchwert-
ansatzes im grenzüberschreitenden Sachverhalt gemeinschaftsrechtlich einen
Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit sowohl des einbringenden Gesellschaf-
ters als auch der ausländ. PersGes. dar (Thömmes, StbJb. 2003/04, 201 [234];
Schaumburg, FS Wassermeyer, 2005, 411 [434 f.]; Pyszka/Brauer, Ausländische
Personengesellschaften im Unternehmenssteuerrecht, 2004, Rn. 152; Körner,
IStR 2010, 208 [209]; s. Anm. 1445d), so dass insoweit der Buchwertansatz zu
gewähren wäre. Ob gemeinschaftsrechtlich ein Buchwertansatz auch insoweit
geboten ist, als die stillen Reserven auf einen im Inland nicht Stpfl. übergehen,
erscheint uE allerdings fraglich, da insoweit ggf. jedweder Anknüpfungspunkt
an das inländ. StRecht fehlen würde. Ursächlich für diese offene Frage ist die
stsystematisch verfehlte Entsch. des Gesetzgebers, bei Übertragungen nach
Abs. 5 Satz 3 eine interpersonelle Verlagerung der stillen Reserven zu tolerieren.

3. Übertragung in ausländische Betriebsstätte einer inländischen Per-
sonengesellschaft

Erfolgt die Übertragung aus dem inländischen (Sonder-)BV eines Mitunterneh-
mers in das einer ausländischen Betriebsstätte zugeordnete BV einer inländi-
schen PersGes., so ist uE von einem zweistufigen Vorgang auszugehen: Zu-
nächst überträgt der Mitunternehmer aus seinem BV bzw. Sonder-BV in das
inländische Gesamthandsvermögen der PersGes. gem. Abs. 5 Satz 3 Nr. 1, 2,
sodann überführt diese das WG gem. § 4 Abs. 1 Satz 3 – uE zu Buchwerten –
in ihre ausländische Betriebsstätte (s. auch Kloster/Kloster, GmbHR 2002,
717 [724 f.], insbes. Fn. 97).

4. Übertragung auf ausländischen Mitunternehmer einer inländischen
Personengesellschaft

Übertragungen iSv. Satz 3 Nr. 1 bzw. 2: Bei Übertragungen aus dem inländi-
schen BV einer PersGes. in das Auslands-BV eines an der Gesellschaft beteilig-
ten Steuerausländers sind die stillen Reserven aufzudecken, da die Besteuerung
der stillen Reserven nicht mehr gewährleistet ist (Piltz in Mössner ua., StR in-
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ternational tätiger Unternehmen, 2005, Rn. F 77; aA wohl Ditz in Wassermey-
er/Richter/Schnittker, 2010, 594).
Übertragungen iSv. Satz 3 Nr. 3: Bei der Übertragung eines WG aus dem
Sonder-BV eines Steuerinländers in das Sonder-BV eines Steuerausländers bei
derselben inländ. PersGes. ist fraglich, ob das inländ. Besteuerungsrecht fort-
besteht. Zwar stellt das betreffende WG nach nationalem StRecht fortan Son-
der-BV des empfangenden Mitunternehmers dar, ggf. ist abkommensrechtlich
jedoch nicht Art. 7 OECD-MA anwendbar, sondern vielmehr erweisen sich die
spezielleren Verteilungsartikel als einschlägig. Dies aber kann dazu führen, dass
ein etwaiger Veräußerungsgewinn gem. Art. 13 Abs. 5 OECD-MA ausschließ-
lich im Ansässigkeitsstaat des Gesellschafters besteuert werden kann, das inländ.
Besteuerungsrecht folglich verloren ginge (Piltz in Mössner, StR international
tätiger Unternehmen, 2005, Rn. F 80 mit Beispiel). Entgegen der Auffassung
der FinVerw. (BMF v. 16.4.2010, BStBl. I 2010, 354 – Tz. 5.1) vermag auch
§ 50d Abs. 10 weder den Verlust des Besteuerungsrechts bezüglich der Sonder-
vergütungen aus der Überlassung des WG (BFH v. 8.9.2010 – I R 74/09, DStR
2010, 2450) noch bezüglich der stillen Reserven verhindern.

VII. Gestaltungsüberlegungen

1. Kettenübertragungen
Grundsatz: Ist eine Übertragung nach Abs. 5 Satz 3 nicht unmittelbar möglich,
stellt sich die Frage, ob der Buchwertansatz ggf. dadurch erreicht werden kann,
dass mehrere Übertragungen nach Abs. 5 Satz 3 nacheinander durchgeführt
werden. Dasselbe gilt für entsprechende Koppelungen mit Überführungen nach
Abs. 5 Satz 1 und 2. In der in Abs. 5 Satz 1–3 erfolgten abschließenden Aufzäh-
lung von möglichen BW-Übertragungen bzw. BW-Überführungen manifestiert
sich uE die Absicht des Gesetzgebers, in anders gelagerten Fällen keine BW-
Verknüpfung zuzulassen. Insofern muss die Zulässigkeit von Kettenübertragun-
gen grds. bezweifelt werden, es sei denn, für die mehrfache Übertragung oder
Überführung besteht ein jeweils eigenständiger wirtschaftlicher Grund.
Übertragung auf Schwesterpersonengesellschaften: Hält man Übertragun-
gen auf Schwester-PersGes. (anders als hier vertreten, s. Anm. 1447d) nach
Abs. 5 Satz 1 für nicht zulässig, so sollte uE zumindest bei beteiligungsidenti-
schen Gesellschaften die BW-Übertragung hilfsweise und in Ausnahme vom
obigen Grundsatz durch ein mehrstufiges Vorgehen akzeptiert werden (glA
Wendt, FR 2002, 53 [65 f.]; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 702; Förster,
StbJb. 2004/05, 227 [248 f.]; dagegen Brandenberg, DStZ 2002, 551 [555]). Bei
Vorliegen eines sachlichen und zeitlichen Zusammenhangs zwischen den einzel-
nen Transferschritten erwägt die FinVerw. allerdings die Anwendung der Ge-
samtplanrechtsprechung bzw. von § 42 AO (BMF v. 8.12.2011, DStR 2011,
2401 – Tz. 19; Strahl, FR 2004, 929 [932]; aA Förster, StbJb. 2004/05, 227
[248 f.]; s. Anm. 1464a).

2. Ausgliederungsfälle

a) Mehrstufige Prozesse
Steuerneutrale Umstrukturierung: Übertragungen nach Abs. 5 Satz 3 können
in vielfältiger Weise als Teilschritte innerhalb eines mehrstufigen Prozesses zur
steuerneutralen Restrukturierung von Unternehmen genutzt werden. Dabei kön-
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nen sie insbes. der Vorbereitung und Absicherung nachfolgender steuerneutraler
Umstrukturierungsmaßnahmen dienen, etwa um dasjenige Vermögen, das an-
schließend an Dritte übertragen werden soll, vom übrigen Vermögen zu tren-
nen. Seit Inkrafttreten des UntStFG kann eine Einbringung auch in ein Gesamt-
handsvermögen einer anderen als derjenigen Mitunternehmerschaft erfolgen,
bei der das WG vormals dem Sonder-BV zuzurechnen war. Hierdurch ergeben
sich in Bezug auf eine später beabsichtigte Veräußerung oder unentgeltliche
Übertragung von betrieblichen Einheiten Gestaltungsmöglichkeiten, indem WG
des Sonder-BV vor der Anteilsübertragung zum Buchwert auf eine gewerbliche
PersGes. ausgegliedert werden. Gleiches bietet sich an, wenn WG eines Einzel-
unternehmens bei einer geplanten Betriebsveräußerung oder unentgeltlichen
Übertragung zurückbehalten werden sollen.
Gesamtplanrechtsprechung: Grenzen setzt dieser Gestaltung jedoch die sog.
GesamtplanRspr. des BFH, nach der ggf. eine Mehrzahl von Rechtsgeschäften,
die auf einheitlicher Planung basieren und in einem engen zeitlichen und sachli-
chen Zusammenhang stehen, für die stl. Beurteilung zu einem einheitlichen wirt-
schaftlichen Vorgang zusammenfasst und der Subsumtion zugrunde gelegt wer-
den (vgl. BFH v. 6.9.2000 – IV R 18/99, BStBl. II 2001, 229; v. 6.12.2000 –
VIII R 21/00, BStBl. II 2003, 194; Strahl, FR 2004, 929; Förster, StbJb.
2004/05, 227 [238]; Spindler, DStR 2005, 1; Niehus/Wilke, SteuK 2011, 225
[251]).

b) Ausgliederung vor Anteilsveräußerung
Ausgliederung von Sonderbetriebsvermögen: Sollen im Fall einer Anteils-
veräußerung WG des Sonder-BV nicht mit verkauft werden, bietet es sich an,
diese zuvor in eine gewerbliche PersGes. zum Buchwert auszugliedern. Proble-
matisch ist dann, ob die Veräußerung des Gesamthandsanteils noch nach §§ 16,
34 begünstigt ist (vgl. Niehus/Wilke, SteuK 2011, 225 [227 ff.]). Soweit die
Übertragung des WG und die Anteilsveräußerung in engem sachlichen und zeit-
lichen Zusammenhang stehen, werden der Veräußerung des Mitunternehmer-
anteils die Begünstigungen der §§ 16 Abs. 4, 34 Abs. 1, 3 mit der Begr. versagt,
es seien nicht alle dem Mitunternehmeranteil zugehörigen stillen Reserven zur
Aufdeckung gelangt (GesamtplanRspr., vgl. FG Köln v. 18.3.2009 – 4 K
2555/06, EFG 2011, 319, nrkr., Az BFH IV R 44/10; BFH v. 6.9.2000 – IV R
18/99, BStBl. II 2001, 229; v. 6.12.2000 – VIII R 21/00, BFH/NV 2001, 548;
Strahl, FR 2004, 929; s. auch § 16 Anm. 234). Diesem Problem kann in erster
Linie durch einen ausreichenden zeitlichen Abstand zwischen Übertragung aus
dem Sonder-BV und Anteilsveräußerung begegnet werden (vgl. Förster, StbJb.
2004/05, 227 [236 ff.]; Bogenschütz/Hierl, DStR 2003, 1097 [1099]). Aller-
dings ist nach Auffassung der FinVerw. erst bei einem zeitlichen Abstand von
mindestens drei Jahren zwischen Übertragung und Anteilsverkauf kein schädli-
cher Gesamtplan mehr anzunehmen; bei bis zu zwei Jahren sei regelmäßig von
einem Gesamtplan auszugehen, und bei einem Abstand zwischen zwei und drei
Jahren sei ein solcher widerlegbar zu vermuten (vgl. OFD Karlsruhe v. 20.6.
2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11). Dabei kann insbes. der Auffassung, inner-
halb von zwei Jahren sei die Existenz eines Gesamtplans unwiderlegbar anzu-
nehmen, nicht gefolgt werden, da die zeitliche Nähe lediglich Beweisanzeichen
für einen Gesamtplan ist; dessen Annahme muss daher grds. widerlegbar sein.
Gewerbesteuer: Die Ausgliederung eines WG führt nicht zwangsläufig dazu,
dass der Gewinn aus der anschließenden Veräußerung der (Rest-)Sachgesamt-
heit auch außerhalb der Anwendung von § 7 Satz 2 GewStG gewstpfl. ist. Dies
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hängt vielmehr davon ab, ob es zur endgültigen Einstellung der gewerblichen
Betätigung des Veräußerers kommt (Niehus/Wilke, SteuK 2011, 225 [228 f.]).

c) Ausgliederung und Inanspruchnahme von §§ 20, 24 UmwStG
Bei Einbringungen nach §§ 20, 24 UmwStG können sich Probleme bezüglich
des Vorliegens der Tatbestandsvoraussetzung „Übertragung einer Sachgesamt-
heit“ ergeben, wenn vor der Einbringung eine wesentliche Betriebsgrundlage
aus dem einzubringenden Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil „aus-
gelagert“ wird (vgl. Niehus/Wilke, SteuK 2011, 251 [251 f.]).
Divergierende Rechtsprechung: Nach Auffassung des IV. Senats ist die steu-
erneutrale Einbringung eines Mitunternehmeranteils in eine KapGes. nach § 20
UmwStG nicht möglich, wenn ein zum Sonder-BV I gehörendes Grundstück
zurückbehalten oder gleichzeitig in ein anderes BV überführt werde (BFH v.
13.4.2007 – IV B 81/06, BFH/NV 2007, 1939). Demgegenüber erachtet der I.
Senat eine vorhergehende Buchwertausgliederung für die Anwendung des § 20
UmwStG als unschädlich, sofern diese auf Dauer erfolge und deshalb andere
wirtschaftliche Folgen auslöse als die Einbeziehung des betreffenden WG in
den Einbringungsvorgang (BFH v. 25.11.2009, I R 72/08, BStBl. II 2010, 471).
Auffassung der Finanzverwaltung: Die FinVerw. ist der Ansicht, dass die
vorherige Ausgliederung wesentlicher Betriebsgrundlagen nach Maßgabe der
Gesamtplanrechtsprechung zur Einbringung einer lediglich unvollständigen
(Rest-)Sachgesamtheit führen kann, auf welche dann weder § 20 UmwStG noch
§ 24 UmwStG angewendet werden könne (BMF v. 11.11.2011, BStBl. I 2011,
1314, Tz. 20.07, 20.10, 24.03).
Schrifttum: Die Entsch. des I. Senats entspricht der in Teilen der Literatur ver-
tretenen Auffassung, nach welcher der Einbringende den Einbringungsgegen-
stand bis zum Zeitpunkt der Einbringung neu entstehen lassen, verändern oder
umstrukturieren, und damit auch ein bislang zu den wesentlichen Betriebsgrund-
lagen gehörendes WG zum BW ausgliedern könne, denn eingebracht würde le-
diglich die Sachgesamtheit, wie sie sich im Einbringungszeitpunkt darstelle (vgl.
Behrens/Schmitt, FR 2002, 549 [551 ff.]; Herlinghaus in Rödder/Herling-
haus/van Lishaut, Umwandlungssteuergesetz, 2008, § 20 Rn. 42). Demgegen-
über wird inbes. von Wendt (FR 2010, 386) die Auffassung vertreten, dass bei
einer Auslagerung einzelner WG § 20 UmwStG für die Einbringung der verblei-
benden Sachgesamtheit nicht mehr anwendbar sei.
Stellungnahme: Der Auffassung des I. Senats des BFH ist uE zu folgen, wo-
nach eine vorherige Ausgliederung einzelner WG den Anwendungsbereich von
§ 20 UmwStG nicht grds. versperre. Entscheidendes Tatbestandsmerkmal von
§ 20 UmwStG und ebenso § 24 UmwStG ist es eben gerade nicht, dass eine –
ggf. jahrelang zuvor unveränderte und in sich erstarrte – Sachgesamtheit einge-
bracht wird, sondern vielmehr, dass ein funktionierender betrieblicher Organis-
mus übertragen wird (vgl. Herlinghaus in Rödder/Herlinghaus/van Lishaut,
Umwandlungssteuergesetz, 2008, § 20 Rn. 37). Im Vorfeld bzw. auch im Zeit-
punkt der Übertragung muss es dem Stpfl. folglich unbenommen sein, seinen
wirtschaftlichen Notwendigkeiten und Planungen entsprechend die betreffende
Sachgesamtheit durch eine Buchwertauslagerung einzelner WG zu verändern.
Erst wenn dadurch nur noch eine Ansammlung „loser“ WG, aber eben keine
Sachgesamtheit mehr zur Übertragung verbleibt, ist die Anwendung der §§ 20,
24 UmwStG zu versagen.
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d) Ausgliederung vor unentgeltlicher Anteilsübertragung
Die unentgeltliche Übertragung eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunterneh-
meranteils setzt die Übertragung aller funktional wesentlichen Betriebsgrund-
lagen der Sachgesamtheit auf den Übernehmer voraus. Werden aufgrund ein-
heitlicher Planung und in engem zeitlichen Zusammenhang funktional
wesentliche Betriebsgrundlagen nicht auf den Übernehmer, sondern zu Buch-
werten nach Abs. 5 Satz 3 übertragen, ist nach Auffassung der FinVerw. eine
Buchwertübertragung nach Abs. 3 hinsichtlich des restlichen Vermögens nicht
möglich (vgl. BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 – Tz. 7, glA Förster, StbJb.
2004/05, 227 [243 ff.]; s. hierzu auch Anm. 1345 mwN; aA Strahl, KÖSDI
2003, 13918 [13925 f.]).
Keine abschließende Rechtsprechung: Der BFH hat zu § 7 Abs. 1 EStDV,
der Vorgängerregelung von Abs. 3, den Zurückbehalt funktional wesentlicher
WG als schädlich beurteilt, es gleichwohl offen gelassen, ob bei Geltung des
Abs. 3 ebenso zu entscheiden wäre (vgl. BFH v. 6.5.2010 – IV R 52/08, BFH/
NV 2010, 1544).
Im Schrifttum sind die Auffassungen geteilt: Während für einen Teil der Auto-
ren bei Buchwertausgliederung einzelner WG für die Übertragung der verblei-
benden Sachgesamtheit die Anwendung von Abs. 3 ausschließt (Wacker in
Schmidt, XXX. § 16 Rn. 435; Brandenberg, NWB 2010, 2699 [2702]; Fischer
in Kirchhof X. § 6 Rn. 197; s. Anm. 1363; Kempermann, FR 2010, 946), befür-
wortet die Gegenmeinung dessen Anwendung. Nach Wendt sei nicht nach-
zuvollziehen, warum ein Vorgang, für den die Buchwertfortführung vor-
geschrieben sei, nur deswegen nicht mehr zu Buchwerten erfolgen dürfe, weil
mit der Ausgliederung ein Vorgang vorgeschaltet sei, der nach Abs. 5 Satz 3
Nr. 1 oder 2 ebenfalls zwingend zu Buchwerten erfolge, soweit die übertragene
Sachgesamtheit weiter lebensfähig sei und zur Erzielung betrieblicher Einkünfte
diene (so Wendt, FR 2005, 468 [471 f.]; ebenso Korn, KÖSDI, 2005, 14633
[14637] mit Verweis auf die gleichgerichtete Rechtsfolge beider Vorschriften;
glA mit Hinweis auf das Übermaßverbot Strahl, FR 2004, 929 [935] sowie das
Leistungsfähigkeitsprinzip Kanzler, FS Korn, 2005, 287 [298 f.]).
Stellungnahme: Es überzeugen uE die Auffassungen, die für eine Anwendung
von Abs. 3 auch bei einer Ausgliederung einzelner funktional wesentlicher WG
plädieren. Vergegenwärtigt man sich, dass der Gesetzgeber Abs. 3 als Vervoll-
ständigung der umwstrechtlich Regelungen für den Fall der unentgeltlichen
Übertragung konzipiert hat (vgl. BTDrucks. 14/23, 173), so genügt es uE für
die Anwendung von Abs. 3, dass ein funktionierender betrieblicher Organismus
übertragen wird, woraufhin es im Vorfeld der Übertragung dem Stpfl. unbe-
nommen ist, einzelne WG durch Buchwerttransfer, Entnahme oder Veräuße-
rung auszugliedern. Der Anwendungsbereich von Abs. 3 ist uE erst dann nicht
mehr eröffnet, wenn infolge der Auslagerung funktional wesentlicher WG nur
noch eine Ansammlung „loser“ WG, aber eben keine Sachgesamtheit zur Über-
tragung mehr verbleibt (vgl. Niehus/Wilke, SteuK 2011, 251 [252 ff.]).

e) Ausgliederung vor Spaltung
Werden im Vorgriff auf die beabsichtigte Spaltung einer KapGes. Vermögens-
teile in eine PersGes. ausgegliedert, um hierdurch den Teilbetriebserfordernissen
des § 15 UmwStG Rechnung zu tragen, ist zu beachten, dass eine innerhalb von
drei Jahren nach der Übertragung stattfindende Spaltung insoweit nicht steuer-
neutral vorgenommen werden kann. Zwar erfolgt die Einbringung des Ver-
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mögens in die PersGes. nach Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 zum Buchwert; bei der nach-
folgenden Spaltung wird jedoch dem durch die Übertragung entstandenen Mit-
unternehmeranteil die Eigenschaft eines (fiktiven) Teilbetriebs iSv. § 15 Abs. 1
Satz 3 UmwStG aufgrund von § 15 Abs. 3 Satz 1 UmwStG nicht zugestanden
mit der Folge, dass insoweit der Buchwertansatz nach § 11 UmwStG nicht zuläs-
sig ist.

f) Ausgliederung zur Hebung stiller Reserven
Die weitgehenden handelsrechtlichen Bewertungswahlrechte ermöglichen es,
durch geeignete Übertragungen iSv. Abs. 5 Satz 3 handelsbilanziell stille Reser-
ven aufzudecken, ohne dass hierdurch ertragstl. Folgen eintreten. So können zB
stille Reserven enthaltende WG handelsrechtl. zum Verkehrswert auf Tochter-
PersGes. übertragen werden. Auf diese Weise erhöht sich der Bilanzposten Be-
teiligungen in der HBil. um den Verkehrswert des übertragenen Vermögens-
gegenstands, während strechtlich lediglich eine Buchwertübertragung nach
Abs. 5 Satz 3 stattfindet (vgl. Hoffmann, GmbHR 2002, 125 [134]; Ley, KÖSDI
2001, 12983 [12994]; Forst, EStB 2004, 217 [219]; Demuth, KÖSDI 2010,
16997 [17002 f.]; Bünning, BB 2010, 2357 [2358]).

g) Treuhandmodell
Umstrukturierungen, die auf die Ausgliederung von Vermögensteilen aus Kap-
Ges. auf TochterPersGes. gerichtet sind, lassen sich im Fall der zur Entgeltlich-
keit führenden Übernahme von Verbindlichkeiten nicht nach Abs. 5 Satz 3 steu-
erneutral gestalten (s. Anm. 1452b). Auch die umwstrechtlich Möglichkeiten zur
steuerneutralen Umstrukturierung stehen wegen fehlender Teilbetriebseigen-
schaft des zu übertragenden und/oder beim übertragenden Rechtsträger verblei-
benden Vermögens häufig nicht zur Verfügung. Im Rahmen des sog. Treuhand-
modells gelingt es dennoch, BV steuerneutral auf TochterPersGes. zu verlagern,
indem eine Struktur geschaffen wird, innerhalb derer die TochterPersGes. zwar
rechtlich selbständig, in ertragstl. Hinsicht dagegen als Betriebsstätte der ausglie-
dernden KapGes. zu werten ist. Dies ermöglicht es, die Übertragung der Ver-
mögensteile zivilrechtl. zwischen verschiedenen Rechtsträgern stattfinden zu las-
sen und damit ggf. auch eine Hebung der stillen Reserven des übertragenen
Vermögens in der HBil. der übertragenden KapGes. zu bewirken, aus strecht-
licher Perspektive dagegen lediglich eine nicht zur Aufdeckung stiller Reserven
führende Verlagerung von Vermögen in eine andere Betriebsstätte desselben
(strechtlichen) Rechtsträgers vorzunehmen (vgl. zum Treuhandmodell grund-
legend Kraft/Sönnichsen, DB 2011, 1936; Stegemann, Inf. 2003, 629; Kromer,
DStR 2000, 2157; Berg/Trompeter, FR 2003, 903; Forst, EStB 2004, 217).
Grundstruktur: Zunächst wird von der KapGes. (Muttergesellschaft) eine
GmbH & Co. KG gegründet, deren Komplementärin die KapGes. selbst ist.
Kommanditistin wird eine im Eigentum der Muttergesellschaft stehende Toch-
terKapGes., welche den Kommanditanteil lediglich treuhänderisch für die Mut-
tergesellschaft hält. Da nicht nur der Komplementäranteil, sondern gem. § 39
Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 AO infolge der Treuhänderschaft (zu den Voraussetzungen
der Anerkennung der Treuhänderschaft vgl. im Einzelnen Stegemann, Inf.
2003, 629 [629 f.]) auch der Kommanditanteil alleinig der Muttergesellschaft zu-
zurechnen ist, hat die GmbH & Co. KG aus strechtlicher Sicht nur einen „Mit-
unternehmer“, was zur strechtlichen Nichtanerkennung als Mitunternehmer-
schaft führt. Die GmbH & Co. KG ist infolgedessen strechtlich ein „Nullum“
(Rödder, DStR 2005, 955 [956]), die Einkünfte werden unmittelbar und aus-
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schließlich der Muttergesellschaft zugerechnet (BFH v. 1.10.1992 – IV R
130/90, BStBl. II 1993, 574).
Übertragung von Wirtschaftsgütern: Werden der GmbH & Co. KG durch
die Muttergesellschaft WG übertragen, gelten diese kstrechtlich lediglich als in
eine andere Betriebsstätte verbracht. Aus strechtlicher Sicht existiert kein Ge-
samthandsvermögen der GmbH & Co. KG; die Übertragung von der Mutterge-
sellschaft auf die GmbH & Co. KG stellt daher mangels (strechtlichen) Rechts-
trägerwechsels keinen Fall des Abs. 5 Satz 3 dar (Kraft/Sönnichsen, DB 2011,
1936, [1937]; Forst, EStB 2004, 217 [220]; Kromer, DStR 2000, 2157 [2162]).
Auch ein Fall der Überführung nach Abs. 5 Satz 1 liegt nicht vor, da das Ver-
mögen der Muttergesellschaft und der GmbH & Co. KG strechtlich zu ein und
demselben BV gehört (vgl. Rödder, DStR 2005, 955 [956]; Stegemann, Inf.
2003, 629 [632]; aA Berg/Trompeter, FR 2003, 903 [905]).
Gewerbesteuer: Der Auffassung der FinVerw., die GmbH & Co. KG im Treu-
handmodell sei gewstrechtlich trotz fehlender Mitunternehmerschaft ein eigener
Gewerbebetrieb und damit als eigener Steuergegenstand iSd. § 2 Abs. 1 GewStG
zu behandeln, hat der BFH (v. 3.2.2010 – IV R 26/07, BStBl. II 2010, 751) eine
Absage erteilt. Die GmbH & Co. KG gilt damit gewstl. als Betriebsstätte der
Komplementär-GmbH.
Beendigung des Treuhandverhältnisses: Die dabei eintretenden Rechtsfol-
gen hängen davon ab, ob der Kommanditanteil nach den Bestimmungen des
Treuhandvertrags an den Treugeber zurückfällt.
E Kommanditanteil fällt an Komplementär-GmbH zurück: In diesem Fall ergeben sich
keine strechtlichen Folgen; zwar erfolgt zivilrechtl. die Anwachsung des Ver-
mögens der Treuhand-KG bei der Komplementär-GmbH; da die Treuhand-KG
jedoch strechtlich ohnehin nicht als Mitunternehmerschaft anerkannt war, erge-
ben sich aus der Anwachsung keine Änderungen. Das Vermögen ist weiterhin
unmittelbar der Komplementär-GmbH zuzurechnen (vgl. Kraft/Sönnichsen,
DB 2011, 1936 [1940]).
E Kommanditanteil fällt nicht an Komplementär-GmbH zurück: Da der Kommandit-
anteil nun auch stl. der Kommanditisten-GmbH zugerechnet wird, ist die (bishe-
rige) Treuhand-KG nunmehr als Mitunternehmerschaft anzuerkennen. Aus
strechtlicher Sicht wird das zuvor der Komplementär-GmbH zugerechnete Ver-
mögen idR nach § 24 UmwStG in die KG eingebracht. Soweit hierdurch die
Kommanditisten-GmbH am Vermögen der KG beteiligt wird, liegt eine ver-
deckte Einlage durch die Komplementär-GmbH in die Kommanditisten-GmbH
vor; insoweit sind die stillen Reserven aufzulösen und der Kommanditisten-
GmbH in einer Ergänzungsbilanz bei der KG gutzuschreiben. Soweit das in die
KG eingebrachte Vermögen nicht als Betrieb oder Teilbetrieb qualifiziert, liegt
kein Fall von § 24 UmwStG, sondern ein Fall des Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 vor (vgl.
Kraft/Sönnichsen, DB 2011, 1936 [1940]; aA Hubertus/Lüdemann, DB 2010,
2474 [2477], die mangels Rechtsträgerwechsels Abs. 5 Satz 1 für anwendbar hal-
ten).

h) Leasing-Einbringungsmodell
Grundstruktur: Beim sog. Einbringungsmodell überträgt eine GmbH ihren Im-
mobilienbesitz nach Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 gegen Gewährung von Gesellschafts-
rechten auf eine KG, bei der sie zu 100 % als Kommanditistin beteiligt ist. Die
KG verleast die Immobilien an die GmbH, wobei die KG zivilrechtl. und wirt-
schaftlicher Eigentümer der Immobilien bleibt. Die aus den abgeschlossenen
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Leasingverträgen resultierenden Ansprüche auf Leistung der Leasingraten ver-
äußert die KG im Wege der Forfaitierung an ein Kreditinstitut. Der hieraus ver-
einnahmte Erlös in Höhe des Verkehrswerts der Grundstücke wird durch die
GmbH kurze Zeit später aus der KG entnommen (vgl. zum Einbringungs-
modell grundlegend Leukel, DB 2002, 1852).
Keine Veräußerung: Das Einbringungsmodell führt auch unter Berücksichti-
gung des „Gesamtplangedankens“ nicht zur Annahme der Veräußerung des Im-
mobilienbesitzes unter Aufdeckung der stillen Reserven; vielmehr sind die Buch-
werte nach Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 fortzuführen (vgl. OFD Hannover v. 26.4.2007,
DStR 2007, 1165).

3. Gestaltung bei qualifizierter Nachfolgeklausel
Vermeidung erbfallbedingter Zwangsentnahme bei qualifizierter Nach-
folgeklausel: Ist im Gesellschaftsvertrag einer PersGes. für den Tod eines Ge-
sellschafters bestimmt, dass ihm nur bestimmte Erben als Gesellschafter nach-
folgen (sog. qualifizierte Nachfolgeklausel), wird im Zeitpunkt des Ablebens
vorhandenes Sonder-BV insoweit, als es innerhalb der Erbengemeinschaft den
nicht-qualifizierten Erben zuzurechnen ist, noch durch den Erblasser entnom-
men. Zwar steht dies einer Anwendung von Abs. 3 bezüglich des auf den qualifi-
zierten Erben übertragenen Teils des BV bzw. Sonder-BV nicht entgegen (BMF
v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 – Tz. 23); gleichwohl sind die stillen Reserven im
nicht anteilig auf die qualifizierten Erben übergehenden Sonder-BV zu versteu-
ern. Dem kann dadurch entgegengewirkt werden, dass entweder die funktional
wesentlichen WG des Sonder-BV im Wege des Vorausvermächtnisses dem qua-
lifizierten Miterben zugewendet werden (vgl. Förster, StbJb. 2004/05, 227
[250 f.]) oder diejenigen WG des Sonder-BV, die auf die Erbengemeinschaft
übergehen sollen, noch zu Lebzeiten des Erblassers nach Abs. 5 Satz 3 auf eine
„Auffanggesellschaft“ übertragen werden. In letzterem Fall greift die Gesamt-
plan-Rspr. auch dann nicht ein, wenn der Erblasser kurze Zeit nach der Übertra-
gung verstirbt (vgl. Bogenschütz/Hierl, DStR 2003, 1097 [1100]).

D. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen von Abs. 5
Satz 4

I. Überblick

Satz 4 schränkt die Buchwertfortführung nach Satz 3 insoweit ein, als das betref-
fende WG innerhalb einer Sperrfrist nach der Übertragung veräußert oder ent-
nommen wird. In diesem Fall ist rückwirkend der Teilwert anzusetzen, wenn
nicht durch Aufstellung von Ergänzungsbilanzen die bis zur Übertragung gebil-
deten stillen Reserven dem Einbringenden zugeordnet wurden. Die jeweiligen
Veranlagungen und ggf. alle Folgeveranlagungen sind nach § 175 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 AO zu ändern. Die Regelung soll verhindern, dass stille Reserven durch
Buchwertübertragungen von Einzel-WG lediglich zur Vorbereitung einer nach-
folgenden Veräußerung oder Entnahme erfolgen. Voraussetzung von Satz 4 ist
danach in erster Linie, dass eine Übertragung nach Satz 3 stattgefunden hat, oh-
ne dass die stillen Reserven durch eine Ergänzungsbilanz dem Übertragenden
zugeordnet wurden. Anderenfalls hat die Frist keine Bedeutung. Fehlt es an ei-
ner entsprechenden Zuordnung, ist weitere Voraussetzung die Vornahme einer
Veräußerung oder Entnahme innerhalb der sog. Sperrfrist. Sind alle diese Vo-
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raussetzungen erfüllt, tritt die mit Rückwirkung versehene Rechtsfolge in Satz 4
ein.

II. Tatbestandsvoraussetzungen

1. Vorhergehende Übertragung nach Satz 3
Satz 4 setzt eine vorhergehende Übertragung nach Satz 3 voraus. Von der Sperr-
fristregelung betroffen sind grds. alle nach Satz 3 möglichen Übertragungen. Le-
diglich aus der Formulierung, der rückwirkende Teilwertansatz habe dann nicht
zu erfolgen, wenn die bis zur Übertragung entstandenen stillen Reserven durch
Aufstellung einer Ergänzungsbilanz dem übertragenden Gesellschafter zugeord-
net wurden, lässt sich nicht darauf schließen, dass Satz 4 nur für Übertragungen
von einem Mitunternehmer in ein Gesamthandsvermögen oder in das Sonder-
BV eines anderen Mitunternehmers anwendbar ist. Vielmehr gilt Satz 4 grds.
auch für Übertragungen aus dem Gesamthandsvermögen. Die Anwendung von
Satz 4 hängt nicht davon ab, ob die vorherige Übertragung unentgeltlich oder
gegen Gewährung bzw. Minderung von Gesellschaftsrechten erfolgte (aA Korn,
KÖSDI 2002, 13272 [13279]). Im Falle teil- oder mischentgeltlicher Übertragun-
gen (s. Anm. 1453, 1455a) bezieht sich Satz 4 auf denjenigen Teil der Übertra-
gung, bei dem sich die Bewertung des übertragenden WG unter Anwendung der
Trennungstheorie nach Satz 3 richtete.

2. Veräußerung oder Entnahme des übertragenen Wirtschaftsguts

a) Grundsatz
Tatbestandlich setzt Satz 4 voraus, dass das nach Satz 3 übertragene WG inner-
halb der Sperrfrist (s. Anm. 1470) veräußert oder entnommen wird.
Veräußerung, Entnahme: Nach allg. Grundsätzen ist Veräußerung die entgelt-
liche Übertragung des wirtschaftlichen Eigentums auf einen anderen Rechtsträ-
ger, Entnahme iSv. § 4 Abs. 1 Satz 2 ist die Überführung des WG aus dem BV
in das Privatvermögen.
„Fiktive“ Entnahme oder Veräußerung iSv. § 4 Abs. 1 Satz 3 oder § 12
Abs. 1 KStG führt nach Auffassung der FinVerw. zum rückwirkenden Teilwert-
ansatz (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 23).
Der Anlass für die Entnahme oder Veräußerung ist ohne Bedeutung. Die
Sanktion in Satz 4 kann nicht durch den Nachweis vermieden werden, dass im
Zeitpunkt der Übertragung noch sicher mit einem langfristigen Verbleib des
WG im aufnehmenden BV gerechnet werden konnte. Das Bestehen der Ent-
nahme- oder Veräußerungsabsicht wird vielmehr unwiderlegbar vermutet
(BTDrucks. 14/6882, 33; zu Recht aA Kloster/Kloster, GmbHR 2002, 717
[720], telelogische Reduktion in evidenten Fällen; Spiegelberger/Wälzholz,
DStR 2001, 1093 [1095]; Hey, GS Trzaskalik, 2005, 219 [229], Möglichkeit des
Gegenbeweises). Andererseits kann auch ohne ursprüngliche Veräußerungs-
absicht die stl. Rückwirkung ggf. bewusst herbeigeführt werden, wenn dies stl.
vorteilhaft sein sollte (vgl. Kloster/Kloster, GmbHR 2002, 717 [721]; Reiß in
Kirchhof X. § 15 Rn. 385c), zB zur rückwirkenden Ermöglichung der Nutzung
von Verlusten, die ansonsten nach § 8c KStG untergehen würden (vgl. Körner,
IStR 2009, 1 [9]).
Keine Personenidentität erforderlich: Ohne Bedeutung ist es nach dem Ge-
setzeswortlaut, wer das WG veräußert oder entnimmt. Veräußert eine Gesell-
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schaft oder wird das WG aus dem Gesamthandsvermögen entnommen, ist es
zur Anwendung von Satz 4 nicht erforderlich, dass der Übertragende zum Zeit-
punkt der Veräußerung oder Entnahme noch an der Gesellschaft beteiligt ist.
Teilweise Veräußerung oder Entnahme: Zwar wird „das“ WG nicht ver-
äußert oder entnommen, wenn lediglich ein Teil davon veräußert oder entnom-
men wird, gleichwohl ist uE in diesem Fall das WG anteilig rückwirkend mit
dem Teilwert zu bewerten (glA Schaflitzl in Linklaters, Oppenhoff & Rädler,
DB 2002, Beil. Nr. 1, 30; Strahl in Korn, § 6 Rn. 502.7;Ortmann-Babel/Bolik/
Wernicke, SteuK 2011, 335 unter 5; aA BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 –
Tz. 13, bezüglich der Sperrfristregelung in Abs. 3 Satz 2).

b) Veräußerung ohne Gewinnrealisation
Nach R 6.6 EStR 2008 begünstigte Veräußerung: Es liegt uE keine schädli-
che Handlung iSv. Satz 4 vor, wenn die im Zuge der Veräußerung des WG auf-
gedeckten stillen Reserven nach den Grundsätzen der R 6.6 EStR 2008 auf ein
ErsatzWG übertragen werden können, zB bei Veräußerung zur Vermeidung ei-
nes behördlichen Eingriffs. Die FinVerw. hält dagegen wohl lediglich ein Aus-
scheiden infolge höherer Gewalt für unschädlich (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR
2011, 2401 – Tz. 23).
Nach § 6b begünstigte Veräußerung: Satz 4 ist uE auch dann nicht anzuwen-
den, wenn die Veräußerung des WG nach § 6b begünstigt ist und infolgedessen
die stillen Reserven nicht zur Aufdeckung gelangen, denn in diesem Fall wurde
die Übertragung nach Satz 3 unter BW-Fortführung offensichtlich nicht mit
dem Ziel vorgenommen, die stillen Reserven kurze Zeit nach Übertragung des
WG der Besteuerung zuzuführen. In diesem Fall springt die Sperrfrist allerdings
uE auf dasjenige WG über, auf das die stillen Reserven übertragen wurden; folg-
lich wird kein rückwirkender Teilwertansatz ausgelöst, wenn das Reinvestiti-
onsWG bis zum Ablauf dieser Sperrfrist weder veräußert noch entnommen
wird. Gleiches müsste uE auch im Fall der Rücklagenbildung gelten, wenn die
Rücklage bis zum Ablauf der Sperrfrist bestehen bleibt.

c) Veräußerung, Aufgabe oder Übertragung von Sachgesamtheiten
Veräußerung oder Aufgabe: Die Veräußerung einer Sachgesamtheit, zu der
das WG gehört, ist uE keine Veräußerung des WG iSv. Satz 4. Die Veräußerung
eines Betriebs, Teilbetriebs, Mitunternehmeranteils oder eines Mitunternehmer-
teilanteils ist demnach keine den rückwirkenden Teilwertansatz auslösende
Handlung (glA Wendt, EStB 2002, 137 [141]; Ley/Strahl, DStR 2001, 1997
[2005]; zweifelnd Korn, KÖSDI 2002, 13272 [13279]; aA Kraft/Trübenbach,
StB 2004, 336 [341]; wohl auch Schaflitzl in Linklaters, Oppenhoff & Räd-
ler, DB 2002, Beil. Nr. 1, 30). Unschädlich ist de lege lata ebenfalls die Aufgabe
der Sachgesamtheit. Dies gilt insbes. im Hinblick darauf, dass die Sachgesamt-
heiten Mitunternehmeranteil und Mitunternehmerteilanteil nicht das ganze WG,
sondern nur einen Teil davon beinhalten. Allerdings lässt sich aus dem Sinn und
Zweck von R 6.15 EStR 2008 (s. Anm. 1467b) ableiten, dass die FinVerw. die
Veräußerung bzw. Aufgabe einer Sachgesamtheit als steuerschädlich begreift
(Niehus, StuW 2008, 359 [363]), und ebenso spricht die Auffassung der Fin-
Verw., Einbringungen nach den §§ 20, 24 UmwStG seien schädlich (s.u.), für
diese Vermutung.
Realteilung: Wird das BV, in welches das WG zuvor nach Satz 3 übertragen
wurde, innerhalb der Sperrfrist nach § 16 Abs. 3 Satz 2 real geteilt, so stellt dies
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keine Veräußerung oder Entnahme iSv. Satz 4 dar; die Sperrfrist geht auf das
aufnehmende BV über. Sollte jedoch bei einer auf EinzelWG gerichteten Real-
teilung infolge der Sperrfristregelung des § 16 Abs. 3 Satz 3 für eben dieses WG
rückwirkend auf den Realteilungszeitpunkt der gemeine Wert anzusetzen sein,
ist darin uE. zugleich eine den rückwirkenden Teilwertansatz auslösende Ent-
nahme iSv. Satz 4 zu erblicken.
Einbringungen nach dem UmwStG: Bei nachfolgenden, das eingebrachte
WG umfassenden Einbringungen iSd. §§ 20, 24 UmwStG liegt uE keine schädli-
che Handlung iSv. Satz 4 vor, und zwar selbst dann nicht, wenn im Zuge der
Übertragung stille Reserven aufgedeckt werden. Allerdings ist davon auszuge-
hen, dass die Sperrfrist im übernehmenden BV weiterläuft (Strahl in Korn, § 6
Rn. 502.02). Im Schrifttum wird, ggf. im Wege der teleologischen Reduktion,
die Auffassung vertreten, dass lediglich eine Buchwerteinbringung unschädlich
sei (vgl. Crezelius, FR 2011, 401 [408]). Die FinVerw. hält indes jedwede Ein-
bringung nach §§ 20, 24 UmwStG unabhängig vom gewählten Wertansatz für
schädlich (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 33; krit. Ortmann-Ba-
bel/Bolik/Wernicke, SteuK 2011, 335 unter 5).

d) Überführung oder Weiterübertragung
Keine Veräußerung oder Entnahme iSv. Satz 4 ist die Überführung oder Über-
tragung des WG unter Fortführung des Buchwerts ohne Verlust der Betriebs-
vermögenseigenschaft. Die Überführung des WG nach Abs. 5 Satz 1 und 2 und
die unentgeltliche Weiterübertragung des WG nach Satz 3 sind demgemäß keine
den rückwirkenden Teilwertansatz auslösenden Handlungen (vgl. BMF v. 8.12.
2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 23; de lege lata offensichtlich zweifelnd Körner,
DB 2010, 1315 [1316]). Ebenfalls unschädlich ist eine Übertragung nach Satz 3
gegen Änderung von Gesellschaftsrechten, sofern es sich nicht um eine unzuläs-
sige Kettenübertragung handelt (s. Anm. 1464). Zwar ist eine solche Übertra-
gung nach hM im Grundsatz entgeltlich; weil sie aber nach dem Willen des Ge-
setzgebers nicht zur Aufdeckung stiller Reserven führen soll, kann sie von ihm
auch nicht als schädliche Handlung iSv. Satz 4 verstanden worden sein (glA
Korn in Carlé/Korn/Stahl/Strahl, Steueränderungen 2002, 2002, 44;
Wendt, EStB 2002, 137 [141]).
Besteuerung der stillen Reserven nicht sichergestellt: Die einer Übertra-
gung nach Satz 3 nachfolgende Überführung oder Weiterübertragung löst aller-
dings dann die Rechtsfolgen von Satz 4 aus, wenn sie nicht zum Buchwert vor-
genommen werden kann, weil im aufnehmenden BV die Besteuerung der stillen
Reserven nicht sichergestellt ist (s. Anm. 1448 ff. sowie 1462b). Bei grenzüber-
schreitenden Sachverhalten steht dies allerdings im Widerspruch zu der von der
FinVerw. vertretenen Auffassung, dass eine fiktive Entnahme den rückwirken-
den Teilwertansatz nicht bewirke (s. Anm. 1468b).
Veräußerung oder Entnahme nach Weiterübertragung: Löst eine erneute
Übertragung nach Abs. 5 Satz 3 ihrerseits eine neue Sperrfrist aus und erfolgt in-
nerhalb dieser eine Veräußerung oder Entnahme, sind hinsichtlich dieser zwei-
ten Übertragung rückwirkend die stillen Reserven aufzudecken. Ist im Veräuße-
rungs- bzw. Entnahmezeitpunkt auch die erste Sperrfrist noch nicht abgelaufen,
ist auch diesbezüglich rückwirkend der Teilwert anzusetzen. Alle Übertragenden
in der Kette haben dann die in ihrer jeweiligen Besitzzeit entstandenen stillen
Reserven zu versteuern. Die FinVerw. ist dagegen der Auffassung, dass eine
schädliche Entnahme oder Veräußerung lediglich zur Aufdeckung der stillen Re-
serven im Zeitpunkt der letzten Übertragung vor der schädlichen Handlung
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führt (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 23). Dies ist uE unzutref-
fend, denn das Ziel der Regelung, die Verschiebung stiller Reserven zur Vor-
bereitung einer Entnahme oder Veräußerung zu verhindern, würde nicht er-
reicht, wenn man durch eine Weiterübertragung die Verschiebung der stillen
Reserven durch die erste Übertragung absichern könnte.
Unentgeltliche Übertragung nach Abs. 3: Keine Veräußerung oder Entnah-
me liegt vor, wenn das nach Satz 3 übertragene WG im Rahmen einer unentgelt-
lichen Übertragung einer Sachgesamtheit nach Abs. 3 weiter übertragen wird
(Wendt, EStB 2002, 137 [141]). Etwas anderes kann aber gelten, wenn eine sol-
che Übertragung aufgrund der Sperrfrist nach Abs. 3 Satz 2 rückwirkend zur
Aufdeckung stiller Reserven führt, denn hierin kann ggf. der Tatbestand einer
schädlichen Veräußerung oder Entnahme liegen (im Ergebnis ebenso Scha-
flitzl in Linklaters, Oppenhoff & Rädler, DB 2002, Beil. Nr. 1, 30).

III. Rechtsfolge von Satz 4

1. Rückwirkender Teilwertansatz
Rechtsfolge von Satz 4 ist der rückwirkende Ansatz des Teilwerts im Zeitpunkt
der Übertragung, was bewirkt, dass der Übertragende die bis zur Übertragung
aufgelaufenen stillen Reserven versteuern muss. In Anbetracht der mit Satz 4
verfolgten Zielsetzung, einer zielgerichteten interpersonellen Verlagerung stiller
Reserven entgegenzuwirken, erscheint die im Schrifttum vertretene Auffassung
berechtigt, wonach ein rückwirkender Teilwertansatz insoweit nicht erforderlich
ist, als der Übertragende weiterhin an den stillen Reserven beteiligt ist (Rödder/
Schumacher, DStR 2001, 1634 [1637]; Schaflitzl in Linklaters, Oppenhoff &
Rädler, DB Beil. Nr. 1/2002, 31; aA Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 385c; BMF
v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 25).
Teilwertbegriff: s. Anm. 572 ff.
Berücksichtigung von Anschaffungsnebenkosten: s. Freikamp, BB 2001,
2618 (2621).

2. Auswirkung beim Übertragenden
Bilanzberichtigung erforderlich: Der Ansatz des Teilwerts anstelle des Buch-
werts hat zur Folge, dass die StBil. des Übertragenden für das Wj. der Übertra-
gung nachträglich unrichtig wird, weil das Kapitalkonto bei Einbeziehung des
realisierten Gewinns höher wäre. Soweit sich ansonsten keine Konsequenzen
für den Übertragenden aus der Gewinnrealisierung ergeben, werden Gewinn-
feststellungsbescheid und/oder EStBescheid für den VZ der Übertragung nach
§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO geändert. Zwar erfordert es eine Bilanzberichti-
gung grds., dass der Bilanzierende die Fehlerhaftigkeit der Bilanz subjektiv bis
zum Tage der Bilanzaufstellung erkennen konnte; dies auch hier zu fordern,
würde jedoch Satz 4 weitgehend leer laufen lassen, da dem Übertragenden im
Zeitpunkt der Bilanzaufstellung für das Übertragungsjahr regelmäßig die spätere
Veräußerung oder Entnahme des WG durch den Übernehmenden nicht be-
kannt sein kann. Es ist daher davon auszugehen, dass der Änderung nach § 175
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO keine materiell-rechtliche Unzulässigkeit der Bilanz-
berichtigung entgegensteht.
Gegebenenfalls Bilanzänderung wegen § 6b möglich: Soweit die Übertra-
gung gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten erfolgte, lag nach hM ein
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tauschähnliches Rechtsgeschäft vor, das aber nach Satz 3 erfolgsunwirksam war.
Ist aufgrund des Teilwertansatzes nunmehr rückwirkend Gewinn zu erfassen, ist
dieser bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen durch § 6b begünstigt (vgl.
OFD Frankfurt v. 14.4.2008, BB 2008, 1784; Jachmann, DStZ 2002, 203 [209];
Loschelder in Schmidt XXX. § 6b Rn. 32). In der Bilanz des Übertragungsjah-
res kann dies im Wege einer Bilanzänderung iSv. § 4 Abs. 2 Satz 2 Berücksichti-
gung finden.
Zinsen: Auswirkungen auf den Zinslauf ergeben sich nicht, da aufgrund der
Qualifikation der Veräußerung als rückwirkendes Ereignis iSv. § 175 AO gem.
§ 233a Abs. 2a AO keine rückwirkende Vollverzinsung erfolgt (vgl. Korn, KÖS-
DI 2002, 13272 [13279]).
Auswirkungen auf die kautelarjuristische Praxis: Zur Vermeidung von aus
Sicht des Übertragenden ungewollten Besteuerungsfolgen wird im Schrifttum
diskutiert, ggf. Verfügungsbeschränkungen hinsichtlich des übertragenen WG
zu vereinbaren (Geck, ZEV 2002, 41 [46]). Diese bleiben jedoch ohne dingliche
Wirkung und führen demzufolge im Falle der Nichteinhaltung lediglich zu Scha-
densersatzansprüchen, nicht jedoch zur Vermeidung der Besteuerungsfolgen
selbst (Crezelius, FR 2002, 805 [808]). Die aus dieser Rechtslage folgende „Ge-
fährdungshaftung“ des Übertragenden für die stillen Reserven kann nur dadurch
abgemildert werden, dass im Zusammenhang mit der Übertragung jeweils
schuldrechtl. Vereinbarungen über den Ausgleich von späteren Steuerbelastun-
gen getroffen werden.
Tatbestandsmäßigkeit der Besteuerung fraglich: Es erscheint die Frage be-
rechtigt, ob eine solche, sich aus dem Verhalten eines oder mehrerer Dritter her-
leitende Besteuerung den verfassungsrechtl. Anforderungen an die Erfüllung ei-
nes in der Person des Stpfl. verwirklichten stl. Tatbestands standhält. Dieser
Verstoß gegen die Tatbestandsmäßigkeit der Besteuerung kann dabei nicht mit
dem Argument gerechtfertigt werden, es gelte der in Satz 3 eingeräumten Mög-
lichkeit eines (gezielten) Verstoßes gegen das Subjektsteuerprinzip entgegen-
zuwirken (überzeugend Crezelius, FR 2002, 805 [808 ff.]).

3. Auswirkung beim Übertragungsempfänger
Auch beim Übertragungsempfänger ist die Bilanz für das Wj. der Übertragung
und für alle Folgejahre falsch und muss berichtigt werden. Estl. Konsequenzen
können sich sowohl im Wj. der Übertragung als auch in Folgejahren ergeben, et-
wa im Hinblick auf höhere AfA. Die betreffenden Bescheide sind nach § 175
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu ändern. Erfolgte die Übertragung in ein Gesamt-
handsvermögen, bewirken die aufgrund des rückwirkenden Teilwertansatzes ge-
stiegenen AfA-Beträge uE eine Verminderung der Gewinnanteile aller an diesem
Gesamthandsvermögen beteiligten Mitunternehmer nach Maßgabe des Gewinn-
verteilungsschlüssels, nicht dagegen nur des Gewinnanteils desjenigen Mitunter-
nehmers, aus dessen BV oder Sonder-BV das WG übertragen wurde (aA Korn,
KÖSDI 2002, 13272 [13279]).

IV. Ausnahme von Satz 4: Zuordnung stiller Reserven zum Einbringen-
den über Ergänzungsbilanzen

1. Allgemeines
Nach dem Gesetzeswortlaut ist Satz 4 dann nicht einschlägig, wenn die bis zur
Übertragung entstandenen stillen Reserven dem Übertragenden durch Aufstel-
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lung einer Ergänzungsbilanz zugeordnet wurden. Fraglich ist, ob dies zugleich
bedeutet, dass Satz 4 eine sich infolge der Übertragung nach Satz 3 ergebende
interpersonelle Verlagerung stiller Reserven voraussetzt. Darüber hinaus ist zu
klären, ob neben dem Aufstellen von Ergänzungsbilanzen ggf. auch andere Ver-
fahrensweisen zur Sicherstellung der personellen Zuordnung der stillen Reser-
ven zulässig sind.

2. Interpersonelle Verlagerung stiller Reserven als Voraussetzung
Gesetzgeberisches Ziel: Nach dem Willen des Gesetzgebers soll Satz 4 verhin-
dern, dass WG zur Vorbereitung einer anschließenden Veräußerung zum Buch-
wert und unter Verlagerung von stillen Reserven auf andere Steuerrechtssubjek-
te übertragen werden (BTDrucks. 14/6882, 32 f.). In diesen Fällen sollen
rückwirkend der Teilwert angesetzt und die stillen Reserven mithin zur Gänze
vom Übertragenden aufgedeckt werden.
Verschiebung stiller Reserven notwendig: Satz 4 ist uE nicht anwendbar,
wenn es im Zuge der Übertragung ohnehin nicht zu einer interpersonellen Ver-
lagerung der stillen Reserven des übertragenen WG kam (und infolgedessen
auch keine Ergänzungsbilanz aufgestellt wurde), etwa im Fall der Übertragung
von WG auf eine GmbH & Co. KG, an welcher der Übertragende zuvor bereits
zu 100 % beteiligt war (vgl. Schaflitzl in Linklaters, Oppenhoff & Rädler,
DB 2002, Beil. Nr. 1, 31; glA wohl auch Kloster/Kloster, GmbHR 2002, 721
[729]). Indes wird im Schrifttum die Ansicht geäußert, Satz 4 solle auch die Mög-
lichkeit verhindern, WG durch Einbringung in eine (ggf. eigens hierfür gegrün-
dete) Mitunternehmerschaft aus einem Einzel- oder Sonder-BV herauszulösen,
um bei einer anschließenden Veräußerung die Begünstigungen der §§ 16 Abs. 4,
34 nutzen zu können (vgl. Schulze zur Wiesche, DStZ 2002, 740 [746]). Wohl
um die Anwendbarkeit der §§ 16, 34 in den vorgenannten Fällen zu verhindern,
will die FinVerw. Satz 4 sogar dann zur Anwendung bringen, wenn die bis zur
Übertragung entstandenen stillen Reserven durch Erstellung einer Ergänzungs-
bilanz dem übertragenden Gesellschafter zugeordnet wurden, durch die Über-
tragung jedoch keine Änderung des Anteils des übertragenden Gesellschafters
an dem übertragenen WG bewirkt wurden (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR 2011,
2401 – Tz. 26; R 6.15 EStR 2008). Die vorstehende Auffassung vermag gleich-
wohl nicht zu überzeugen, liegt doch der Sinn und Zweck von Satz 4 ausschließ-
lich in der Verhinderung des Überspringens stiller Reserven auf andere Rechts-
subjekte zur Vorbereitung nachfolgender Veräußerungen oder Entnahmen.
Ohne eine solche vorherige Verlagerung stiller Reserven entbehrt die Anwen-
dung von Satz 4 indes jedweder Rechtfertigung; R 6.15 EStR 2008 ist daher so-
wohl gesetzeswidrig (Niehus, StuW 2008, 359 [363 f.]; krit. auch Röhrig/Doege,
DStR 2006, 161 [165 f.]) als auch überflüssig, da in dem vorbezeichneten Fall der
Anwendbarkeit von §§ 16 Abs. 4, 34 zwanglos mit den Grundsätzen der Ge-
samtplanRspr. begegnet werden kann (BFH v. 14.12.2006 – IV R 35/05,
BStBl. II 2007, 692, unter II.5; Niehus, StuW 2008, 355 [366 ff.]; Niehus/Wilke,
SteuK 2011, 225 [229]; vgl. Anm. 1464a).

3. Bis zur Übertragung entstandene stille Reserven
Stille Reserven: Unter stillen Reserven ist die Differenz zwischen dem Teilwert
und dem Buchwert des übertragenen WG zu verstehen.
Teilwert: zum Begriff s. Anm. 572 ff.
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Stille Reserven im Übertragungszeitpunkt: Von Satz 4 werden ausschließlich
diejenigen stillen Reserven erfasst, welche im Zeitpunkt der Übertragung vor-
handen waren. Die Höhe der bei späterer Veräußerung bzw. Entnahme zur Auf-
deckung gelangenden stillen Reserven ist dagegen unbeachtlich. Wird später str.,
ob und ggf. in welcher Höhe stille Reserven im Zeitpunkt der Übertragung be-
standen, trägt die Feststellungslast der übertragende Mitunternehmer, denn nach
der Formulierung von Satz 4 ist die Zuordnung eine tatbestandsvernichtende
Voraussetzung, deren Vorliegen derjenige zu beweisen hat, der sich darauf be-
ruft: hier der übertragende Mitunternehmer als derjenige, der ansonsten einen
Gewinn zu versteuern hätte. Es empfiehlt sich deshalb, entsprechende Beweis-
vorsorge zu treffen.
Wirtschaftsgut ohne Buchwert: Nach Auffassung der FinVerw. ist auch bei
der Übertragung von nicht bilanzierungsfähigen immateriellen WG des Anlage-
vermögens oder von im Sammelposten erfassten WG die Besteuerung der stillen
Reserven zu gewährleisten (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 24
mit Beispiel).
Stille Reserven im bisherigen Gesamthandsvermögen: Zur Vermeidung der
Anwendung der Sperrfrist-Regelung ist es nicht erforderlich, dass durch die Auf-
stellung der Ergänzungsbilanzen auch jedwede interpersonelle Verlagerung der
in den übrigen WG des Gesamthandsvermögens liegenden stillen Reserven ver-
mieden wird (s. aber Anm. 1460), da sich die Anwendung von Satz 4 ausschließ-
lich danach richtet, ob hinsichtlich der im übertragenden WG liegenden stillen
Reserven eine Zuordnung zum Übertragenden erfolgt ist (vgl. Ley, StbJb.
2003/04, 135 [156]).

4. Zuordnung durch Ergänzungsbilanz zum übertragenden Gesellschaf-
ter

Vollständige Zuordnung: Voraussetzung von Satz 4 ist, dass keine Zuordnung
der bis zur Einbringung entstandenen stillen Reserven zum Einbringenden
durch Aufstellung einer Ergänzungsbilanz stattgefunden hat. Daher sind uE, will
man die Anwendung von Satz 4 verhindern, wegen des Subjektsteuerprinzips
auch bei disquotalen Übertragungen (s. Anm. 1455) die stillen Reserven dem
Einbringenden durch Ergänzungsbilanzen zuzuordnen (ebenso Groh, DB 2003,
1403 [1406]). Eine teilweise Zuordnung der stillen Reserven reicht nicht aus (mit
Blick auf Bewertungsunsicherheiten insoweit zweifelnd Mitsch, Inf. 2002, 77
[81]).
Sanktion setzt Zulässigkeit der Zuordnung stiller Reserven voraus: Ergän-
zungsbilanzen werden nach bisherigem Verständnis aufgestellt zur Darst. von
mitunternehmerbezogenen Mehr- oder Minderwerten von Bilanzposten der stl.
Gesamthandsbilanz einer Mitunternehmerschaft. Danach ließe sich die Zuord-
nung von stillen Reserven zum Übertragenden mittels Ergänzungsbilanzen nur
in denjenigen Fällen von Satz 3 erreichen, die eine Übertragung in das Gesamt-
handsvermögen einer Mitunternehmerschaft zum Gegenstand haben. Fraglich
ist, ob in den Fällen der Ausbringung (Satz 3 Nr. 1, 2 in den „umgekehrten“ Fäl-
len, vgl. Anm. 1460b) und der Übertragung in das Sonder-BV anderer Mitunter-
nehmer derselben Mitunternehmerschaft (Satz 3 Nr. 3) ebenso eine Zuordnung
durch Ergänzungsbilanzen vorstellbar ist (s. ausführl. Anm. 1461b). Sollte man,
anders als hier vertreten, in diesen Fällen die Möglichkeit der personell zutref-
fenden Zuordnung der stillen Reserven verneinen, so gilt uE Folgendes: Da die
Sperrfrist-Regelung eingeführt wurde, um zu verhindern, dass der Stpfl. zur Vor-
bereitung und stl. Optimierung der anschließenden Aufdeckung von stillen Re-
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serven zielgerichtet eine an sich bestehende Möglichkeit zur personell richtigen
Zuordnung der stillen Reserven nicht anwendet, und versagt man ihm nun von
vornherein eine solche Möglichkeit, so kann dem Stpfl. auch nicht ein zielgerich-
tetes, auf das Ausnutzen stl. Vorteile gerichtetes Handeln unterstellt werden.
Dies berücksichtigend lässt die Gesetzesformulierung letztlich nur zwei Aus-
legungen zu: Entweder ist es auch im Fall der Ausbringung zulässig, durch Er-
gänzungsbilanzen oder äquivalente buchtechnische Verfahren die interpersonel-
le Verschiebung stiller Reserven zu verhindern; dann steht der Anwendbarkeit
der Sperrfristregelung nichts entgegen. Lässt man dagegen eine personell zutref-
fende Zuordnung der stillen Reserven im Fall der Ausbringung nicht zu, so ist
die Sperrfrist-Regelung auf derartige Fälle nicht anwendbar, da sie teleologisch
auf solche Tatbestände reduziert werden muss, bei denen dem Stpfl. die zutref-
fende personelle Zuordnung der stillen Reserven tatsächlich möglich war, er dies
aber nicht tat (Niehus/Wilke, Die Besteuerung der Personengesellschaften,
2010, 190).
Ergänzungsrechnung bei Einnahme-Überschussrechnung: Kann bei
Übertragungen vom Mitunternehmer auf die Mitunternehmerschaft eine Ergän-
zungsbilanz deshalb nicht aufgestellt werden, weil die Mitunternehmerschaft ih-
re Gewinne durch Einnahme-Überschussrechnung ermittelt, ist es zulässig, an
Stelle der Ergänzungsbilanz eine Ergänzungsrechnung ähnlichen Inhalts vor-
zunehmen (Reiß in KSM, § 15 Rn. E 240; Ley, StbJb. 2003/04, 135 [156];
Wendt, FR 2002, 53 [61]).

V. Sperrfrist endet drei Jahre nach Abgabe der Steuererklärung

1. Allgemeines
Satz 4 letzter Halbs. bestimmt die Frist, innerhalb derer eine Veräußerung oder
Entnahme des WG den rückwirkenden Teilwertansatz auslöst.
Der Begriff der „Sperrfrist“ ist missverständlich, denn Satz 4 „versperrt“ nicht
die Möglichkeit einer Veräußerung oder Entnahme. Diese können vielmehr un-
eingeschränkt vorgenommen werden. Folge einer Fristverletzung ist lediglich
der rückwirkende Teilwertansatz (vgl. Anm. 1472).
Beginn des Zeitraums, innerhalb dessen eine Veräußerung oder Entnahme
des nach Satz 3 übertragenen WG einen rückwirkenden Teilwertansatz auslöst,
fällt mit der Übertragung zusammen, dh. mit dem Zeitpunkt des Übergangs des
wirtschaftlichen Eigentums an dem übertragenen WG (Kraft/Trübenbach,
StB 2004, 336 [340]). Der Zeitpunkt der Abgabe der StErklärung für den VZ
der Übertragung ist lediglich für die Berechnung des Fristendes von Bedeutung
(s. auch Anm. 1443a).
Fristende: Die Sperrfrist endet drei Jahre nach der Abgabe der StErklärung des
Übertragenden für den VZ, in dem die Übertragung nach Satz 3 erfolgt ist.
Fristberechnung: Der Ablauf der Frist ist nach den Regelungen der §§ 187 ff.
BGB zu berechnen. Die Frist endet genau drei Jahre nach dem vorstehend be-
schriebenen Zeitpunkt der Abgabe der StErklärung. Da diesen Zeitpunkt nur
das FA kennen kann, muss ggf. eine Eingangsbestätigung vom FA verlangt wer-
den, um den Fristablauf sicher berechnen zu können. Auf diese Bestätigung be-
steht uE ein Rechtsanspruch.
Verfolgung durch Finanzverwaltung: Innerhalb der FinVerw. werden die
entsprechenden Daten zur Überwachung der Fristen gesondert vorgehalten und
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überwacht (vgl. OFD Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11 un-
ter 5.4; OFD Chemnitz v. 20.10.2003, Haufe Steuer-Office, Haufe-Index
1003460).

2. Maßgebender Veranlagungszeitraum
VZ, in dem die Übertragung erfolgt, ist der VZ, in dem das wirtschaftliche Ei-
gentum übertragen worden ist. VZ ist nach § 25 Abs. 1 das Kj. Weicht das Wj.
des übertragenden Betriebs vom Kj. ab, ist der VZ maßgeblich, in dem eine evtl.
Gewinnrealisierung aus der Übertragung zu besteuern wäre. Bei Gewerbebetrie-
ben ist das der VZ, in dem das Wj. endet, innerhalb dessen die Übertragung
stattgefunden hat (§ 4a Abs. 2 Nr. 2). Wird das WG aus einem land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieb übertragen, der – wie üblich – ein abweichendes Wj.
hat, ist ein Gewinn aus der Übertragung in zwei VZ zu erfassen, da der Gewinn
des Wj. nach § 4a Abs. 2 Nr. 1 zeitanteilig aufgeteilt wird. Abzustellen ist in die-
sem Fall auf den ersten der beiden betroffenen VZ, denn in der StErklärung für
diesen VZ ist der Gewinn des Wj., in dem die Übertragung stattgefunden hat,
erstmals zu erklären (vgl. Wendt, FR 2002, 53 [60]).

3. Maßgebende Steuererklärung
„Steuererklärung“ des Übertragenden iSd. Satzes 4 ist die ESt- oder Gewinn-
feststellungserklärung, nicht etwa die GewSt.- oder irgendeine andere StErklä-
rung (Mitsch, Inf. 2002, 77 [81]). Bezogen auf die einzelnen Übertragungsfälle
von Satz 3 kommt es danach auf die Abgabe folgender StErklärungen an:
– von Einzelbetrieb auf Mitunternehmerschaft: EStErklärung des Einzelunter-

nehmers;
– von Mitunternehmerschaft auf Einzelbetrieb: Gewinnfeststellungserklärung

der Mitunternehmerschaft;
– von Sonder-BV auf Mitunternehmerschaft und umgekehrt: Gewinnfeststel-

lungserklärung der Mitunternehmerschaft;
– von Sonder-BV auf Schwester-PersGes.: Gewinnfeststellungserklärung der

Mitunternehmerschaft, zu der das Sonder-BV gehört;
– von Schwester-PersGes. auf Sonder-BV: Gewinnfeststellungserklärung der

Schwester-PersGes.;
– zwischen Sonder-BV verschiedener Mitunternehmer: Gewinnfeststellungs-

erklärung der Mitunternehmerschaft.
Soweit in den vorstehenden Fällen Übertragungen aus dem Sonder-BV erfolgen,
ist trotz des entgegenstehenden Gesetzeswortlauts auf die Gewinnfeststellung
der betreffenden Mitunternehmerschaft abzustellen, weil der Vorgang bei der
Gewinnfeststellung der Mitunternehmerschaft berücksichtigt ist (glA Schaflitzl
in Linklaters Oppenhoff & Rädler, DB Beil. Nr. 1/2002, 30; Strahl in Korn,
§ 6 Rn. 502).
Übertragender ist uE das Gewinnermittlungssubjekt, innerhalb dessen Gewin-
nermittlung die Übertragung des WG zu berücksichtigen ist. Dies ist entweder
der Einzelunternehmer oder eine Mitunternehmerschaft, deren StErklärungs-
pflichten von dazu nach der AO bestimmten Personen wahrzunehmen sind.
Daraus ergibt sich, dass die Personen, die die StErklärung abzugeben haben,
und diejenigen, für die bei Verletzung der Sperrfrist nachteilige Rechtswirkungen
eintreten, nicht immer identisch sind. So hat der von seinem Sonder-BV ins Ge-
samthandsvermögen übertragende Mitunternehmer ggf. keine Kenntnis davon,
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wann die Gewinnfeststellungserklärung für die Mitunternehmerschaft abge-
geben worden ist. Er kann dann nicht berechnen, wie lange er noch mit einer
rückwirkenden Aufdeckung der stillen Reserven rechnen muss. Im Fall der Ge-
samtrechtsnachfolge tritt der Rechtsnachfolger an die Stelle des Übertragenden.
„Abgabe“ der Steuererklärung: Für die Frage, wann eine StErklärung abge-
geben ist, kann auf die Auslegung des § 170 Abs. 2 Nr. 1 AO zurückgegriffen
werden. Der dort verwendete Begriff des Einreichens ist deckungsgleich mit der
Abgabe iSv. Satz 4. Maßgeblich ist danach der Zeitpunkt, an dem die StErklä-
rung der zuständigen Behörde zugeht. Die Erklärung muss formell und materiell
ordnungsmäßig iSd. § 150 AO sein, insbes. also auf amtlich vorgeschriebenem
Vordruck und unterzeichnet abgegeben werden (BFH v. 14.1.1998 – X R 84/95,
BStBl. II 1999, 203). Vollständig ist die Erklärung nur, wenn ihr die in § 60
EStDV genannten Unterlagen beigefügt sind, also vor allem Bilanz und GuV.
Fehlende Steuererklärung: Ungeklärt ist, wann die Sperrfrist endet, wenn kei-
ne StErklärung abgegeben wurde. In der Literatur wird teilweise angenommen,
die Frist laufe nicht an (so Müller in Widmann/Mayer, Anh. 16, Rn. 143) oder
ende drei Jahre nach Bekantgabe des Steuer- bzw. Feststellungsbescheids für
das Übertragungsjahr (so wohl Strahl in Korn, § 6 Rn. 502). Zumindest vermag
auch die Festsetzungs- bzw. Feststellungsfrist keinen Ablauf der Sperrfrist zu
bewirken, da nach § 175 Abs. 1 Satz 2 AO die Frist erst mit Ablauf des Kj. be-
ginnt, in dem Veräußerung oder Entnahme erfolgt ist. Nach Auffassung der Fin-
Verw. endet die Frist in diesen Fällen mit Ablauf des sechsten Jahres, das auf
den Veranlagungs- bzw. Feststellungszeitraum der Übertragung folgt (vgl. BMF
v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 22).

E. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen von Abs. 5
Satz 5

I. Überblick

Einschränkung des Buchwertansatzes: Satz 5 schränkt den Buchwertansatz
nach Satz 3 dahingehend ein, dass insoweit, als durch die Übertragung der Anteil
eines KStSubjekts an dem betreffenden WG mittelbar oder unmittelbar begrün-
det wird oder dieser sich erhöht, der Teilwert anzusetzen ist. Sinn und Zweck
der Vorschrift ist es zum einen zu verhindern, dass infolge der Buchwertübertra-
gung von WG stille Reserven auf an der Mitunternehmerschaft beteiligte
KStSubjekte übergehen, die bei Realisation von diesen lediglich mit dem (gegen-
über dem EStTarif) günstigeren KStSatz zu versteuern wären (vgl. BTDrucks.
14/6882, 33; OFD Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11; Düll,
StbJb. 2002/03, 117 [140]). Zum anderen wird Satz 5 mit der Überlegung be-
gründet, die im WG gespeicherten stillen Reserven könnten nicht durch die Ver-
äußerung des WG selbst, sondern vielmehr im Wege der Veräußerung der infol-
ge der Übertragung im Wert gestiegenen Anteile am mitunternehmerisch
beteiligten KStSubjekt innerhalb des Teileinkünfteverfahrens und damit (zumin-
dest nach Auffassung des Gesetzgebers) begünstigt realisiert werden (vgl.
BRDrucks. 638/01, 51; BTDrucks. 14/6882, 33).

Beispiel (vgl. Hoffmann, GmbHR 2002, 125 [132]): Einzelunternehmer X will ein in
seinem BV befindliches WG, das stille Reserven enthält, verkaufen. Anstatt das WG
unmittelbar zu verkaufen und den Veräußerungsgewinn als laufenden Gewinn zu ver-
steuern, überträgt er das WG unentgeltlich gem. Satz 3 Nr. 1 zum Buchwert auf eine
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neugegründete X-GmbH & Co. KG, an der er selbst mit 1 % und die von ihm allein
beherrschte X-GmbH mit 99 % beteiligt ist. Eine Zuordnung der stillen Reserven zum
Übertragenden durch Aufstellung von Ergänzungsbilanzen erfolgt nicht.
Nunmehr bieten sich zwei Möglichkeiten einer steuergünstigen Realisierung: Verkauft
die KG das WG nach Verstreichen der Sperrfrist von Satz 4, so würde der Veräuße-
rungsgewinn zu 99 % auf die GmbH entfallen und von dieser lediglich mit dem
KStSatz versteuert werden. Oder aber X verkauft sowohl seine KG-Beteiligung als
auch die Anteile an der X-GmbH an den Erwerber, der eigentlich nur an dem WG in-
teressiert ist, und versteuert den aus der Veräußerung der GmbH-Anteile resultieren-
den Gewinn im Teileinkünfteverfahren.

Stellungnahme: Die Befürchtungen des Gesetzgebers vermögen die Regelun-
gen von Satz 5 (und ebenso von Satz 6) indes nicht zu rechtfertigen: So ist zu
bedenken, dass eine Verlagerung ins Teil-/Halbeinkünfteverfahren grds. keine,
auch keine anteilige Entziehung stiller Reserven aus der Steuerverstrickung be-
wirkt; vielmehr vollzieht sich deren Besteuerung nunmehr auf zwei Ebenen, der
Ebene der KapGes. einerseits und der Ebene des Anteilseigners andererseits.
Aus der Wirkungsweise des Teil-/Halbeinkünfteverfahrens selbst ergibt sich
mithin keinerlei Notwendigkeit, den Übergang von stillen Reserven auf ein
KStSubjekt zu verhindern (glA Düll/Fuhrmann/Eberhard, DStR 2000, 1713
[1717]). Zudem dürfte sich eine solche Verlagerung nicht zwingend als vorteil-
haft erweisen, weil der Anteilserwerber die latenten Steuerlasten des KStSubjekts
bei der Bemessung des Anteilskaufpreises berücksichtigen wird (vgl. Briese,
StuB 2003, 248 [251 f.]). Und nicht zuletzt erweisen sich Satz 5 (und 6) im
Grundsatz als überflüssig, weil der unentgeltliche Transfer stiller Reserven auf
ein KStSubjekt durch den Gesellschafter wegen des Vorliegens einer verdeckten
Einlage ohnehin nicht ohne deren Aufdeckung möglich ist; zum Verhältnis zur
verdeckten Einlage s. Anm. 1474j. Zwar wäre der durch Satz 5 (und 6) bewirkte
Zwang zur anteiligen Gewinnrealisierung wegen des Subjektsteuerprinzips grds.
gerechtfertigt, gleichwohl hat der Gesetzgeber diese Rechtfertigung (insoweit zu
Recht) nicht bemüht, da er zuvor in Satz 3 die Möglichkeit zur Verletzung des
Subjektsteuerprinzips selbst eröffnet hat. Das Subjektsteuerprinzip nunmehr
mit anderen fragwürdigen Argumentationsmustern nur für den Fall der Betei-
ligung eines KStSubjekts zu revitalisieren, überzeugt daher nicht.

II. Tatbestandsvoraussetzungen

1. Übertragung nach Satz 3
Die Anwendung von Satz 5 setzt das Vorliegen einer Übertragung nach Satz 3
voraus. Die Regelung erfasst damit im Grundsatz alle in Satz 3 Nr. 1–3 genann-
ten Übertragungsvorgänge, soweit sich aus den übrigen Tatbestandsvorausset-
zungen von Satz 5 diesbezüglich keine Einschränkungen ergeben.

2. Mitunternehmerische Beteiligung des Körperschaftsteuersubjekts
Satz 5 kann nur dann zur Anwendung gelangen, wenn das KStSubjekt Mitunter-
nehmerin der PersGes. ist, da der Anwendungsbereich von Satz 3 auf Übertra-
gungen zwischen Mitunternehmerschaften und Mitunternehmern beschr. ist
(vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.05; auch OFD Düss. v. 25.10.2004, DStR
2005, 153).
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3. Erhöhung oder Begründung des Anteils eines Körperschaftsteuersub-
jekts am übertragenen Wirtschaftsgut

a) Erhöhung und Begründung gleichgestellt
Nach dem Gesetzeswortlaut ist der Teilwert anzusetzen, soweit der Anteil einer
Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, kurz eines KStSub-
jekts (s. Anm. 1444b), an dem nach Satz 3 übertragenen WG unmittelbar oder
mittelbar begründet wird oder dieser sich erhöht.

b) Unmittelbare und mittelbare Anteilsbegründung bzw. -erhöhung
gleichgestellt

Satz 5 ist sowohl bei einer unmittelbaren als auch bei einer nur mittelbaren An-
teilsbegründung bzw. -erhöhung des KStSubjekts am übertragenen WG an-
wendbar. Von einer mittelbaren Begr. bzw. Erhöhung ist bei Vorliegen doppel-
oder mehrstöckiger PersGes. auszugehen (vgl. OFD Frankfurt v. 3.5.2004,
DStR 2004, 1086; Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.4 mit Beispiel; Kulosa in
Schmidt XXX. § 6 Rn. 722), die dadurch gekennzeichnet sind, dass die ideell an-
teilige Beteiligung des an der OberGes. beteiligten KStSubjekts an den WG der
UnterGes. durch die OberGes. vermittelt wird. Allerdings begreift die FinVerw.
mitunter bereits die ideell anteilige Beteiligung des KStSubjekts an den gesamt-
händerisch gebundenen WG der Mitunternehmerschaft, an der sie unmittelbar
beteiligt ist, als eine mittelbare (so OFD Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6
Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.2). Bei diesem (uE unzutreffenden) Verständnis könn-
te es zu einer unmittelbaren Begr. bzw. Erhöhung des Anteils an einem WG le-
diglich noch im Fall der Übertragung in das (Sonder-)BV des KStSubjekts kom-
men.

c) Anteil am übertragenen Wirtschaftsgut ausschlaggebend
Satz 5 gelangt nur dann zur Anwendung, wenn der Anteil des KStSubjekts an
dem nach Satz 3 übertragenen WG begründet wird oder sich erhöht. Nicht er-
fasst von Satz 5 wird die Fallgestaltung, in der sich durch eine Übertragung nach
Satz 3 der Anteil des an der Mitunternehmerschaft beteiligten KStSubjekts an
dem übertragenen WG vermindert und zugleich derjenige an den übrigen (nicht
übertragenen) WG erhöht. Zwar wird es dabei regelmäßig zu einer wirtschafts-
gutbezogenen Verlagerung stiller Reserven zwischen den Mitunternehmern
kommen und sich (per Saldo) ggf. der Anteil des KStSubjekts an den stillen Re-
serven insgesamt erhöhen, so dass nach der gesetzgeberischen Zielsetzung inso-
weit eine Anwendung von Satz 5 geboten wäre; gleichwohl fehlt es bezüglich
derjenigen WG, deren stille Reserven auf das KStSubjekt übergegangen sind, an
einer Übertragung nach Satz 3, so dass Satz 5 nicht anwendbar ist. Eine derartige
Verlagerung ließe sich lediglich durch Vornahme einer personell zutreffenden
Zuordnung der stillen Reserven auch im Ausbringungsfall vermeiden (s.
Anm. 1460b).

Beispiel: An der X-GmbH & Co. KG sind die X-GmbH als Komplementärin sowie X
und Y als Kommanditisten zu jeweils 1/3 beteiligt. Im BV der KG befinden sich drei
WG. Y scheidet gegen Sachwertabfindung aus der KG aus und erhält gegen Minderung
seiner Gesellschaftsrechte das WG III übertragen, das er fortan in seinem nebenher be-
stehenden EinzelBV nutzt. Die Bilanz der KG gestaltet sich vor dem Ausscheiden von
Y wie folgt:
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Aktiva X-GmbH & Co. KG Passiva

BW TW BW TW

WG I 100 1000 Kapital X-GmbH 400 1000

WG II 100 1000 Kapital X 400 1000

WG III 1000 1000 Kapital Y 400 1000

1200 3000 1200 3000

Die Übertragung des WG III in das EinzelBV des Y erfolgt gem. Satz 3 Nr. 1 zum
Buchwert. Hierzu ist in der Gesellschaftsbilanz der KG das Kapitalkonto von Y an
den Buchwert des auf ihn übertragenen WG III anzupassen (Erhöhung um 600) und
das Kapitalkonto der X-GmbH sowie des X ist um jeweils 300 zu vermindern; sodann
ist das WG III zu Lasten des Kapitalkontos des Y auszubuchen (zur bilanziellen Darst.
s. auch Anm. 1460a). Es ergibt sich folgende KG-Bilanz:

Aktiva X-GmbH & Co. KG Passiva

BW TW BW TW

WG I 100 1000 Kapital X-GmbH 100 1000

WG II 100 1000 Kapital X 100 1000

200 2000 200 2000

Durch das Ausscheiden des Y ist es zu einem Überspringen „seiner“ in den nicht über-
tragenen WG enthaltenen stillen Reserven auf die X-GmbH und auf X gekommen.
Während auf die X-GmbH zuvor stille Reserven iHv. 600 entfielen, sind dies nunmehr
900. Ein Anwendungsfall von Satz 5 liegt aber nicht vor, da die betreffenden WG nicht
nach Satz 3 übertragen worden sind. Eine verdeckte Einlage liegt nicht vor, weil die
X-GmbH nicht bereichert worden ist.

d) Bestimmung des Anteils des Körperschaftsteuersubjekts am übertra-
genen Wirtschaftsgut

Umstritten ist, ob der Anteil des KStSubjekts am übertragenen WG im Wege ei-
ner ihrer Beteiligungsquote am aufnehmenden BV entsprechenden anteiligen
Zurechnung zu bestimmen ist oder ob es dabei vielmehr auf den auf das
KStSubjekt übergehenden Anteil an den stillen Reserven ankommt.
Quotaler Anteil am Wirtschaftsgut: Nach Auffassung der FinVerw. (OFD
Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.1) ist der An-
teil des KStSubjekts am übertragenen WG durch eine (ggf. ideell anteilige) Zu-
rechnung des WG auf das betreffende KStSubjekt zu ermitteln. Bei dieser Sicht-
weise ist es für die Anwendung von Satz 5 weder entscheidend, ob das
KStSubjekt durch die Übertragung bereichert wurde, noch ist es von Bedeutung,
ob stille Reserven auf das KStSubjekt verlagert worden sind. Vielmehr genügt es
für die Anwendung von Satz 5, dass der sich im Wege einer quotalen Zurech-
nung dieses WG ergebende Anteil des KStSubjekts begründet oder erhöht wor-
den ist.
Auf das Körperschaftsteuersubjekt übergehender Anteil an den stillen Re-
serven des Wirtschaftsguts: Da Satz 5 eine Verlagerung stiller Reserven in das
Teileinkünfteverfahren verhindern soll, wird die Auffassung vertreten, dass der
Anteil des KStSubjekts am übertragenen WG vielmehr als dessen Anteil an den
in diesem WG enthaltenen stillen Reserven zu verstehen sei (Groh, DB 2003,
1403 [1407]; Niehus, FR 2010, 1 [7]; Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 392b). Nach
dieser Auffassung ist mithin ein Anwendungsfall von Satz 5 dann nicht gegeben,
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wenn die stillen Reserven dem (den) übertragenden Mitunternehmer(n) durch
die Aufstellung von Ergänzungsbilanzen zugeordnet worden sind und es durch
die Übertragung des WG folglich nicht zu einem Überspringen stiller Reserven
auf das mitunternehmerisch beteiligte KStSubjekt kommt (vgl. Groh, DB 2003,
1403 [1407]; Kloster/Kloster, GmbHR 2002, 717 [730]; Reiß in Kirchhof X.
§ 15 Rn. 392b). Letztlich erscheine bei einer Zuweisung der stillen Reserven
zum Einbringenden kein Fall denkbar, in dem ein Missbrauch, wie ihn Satz 5 im
Auge hat, möglich sei (so Kloster/Kloster, GmbHR 2002, 717 [730]). Hier-
gegen wird indes eingewandt, dass Satz 5 im Unterschied zu Satz 4 nicht die
Aufstellung von Ergänzungsbilanzen erwähne, sondern vielmehr allein auf den
Anteil des KStSubjekts am übertragenen WG abstelle; folglich könne durch eine
Zuordnung stiller Reserven durch Ergänzungsbilanzen die Anwendung von
Satz 5 nicht verhindert werden (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz.
28; OFD Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.1;
Wendt, FR 2002, 53 [65]; Schaflitzl in Linklaters, Oppenhoff & Rädler, DB
2002, Beil. Nr. 1, 32; Briese, GmbHR 2005, 207 [213]; Kulosa in Schmidt
XXX. § 6 Rn. 724; Müller in Widmann/Mayer, Anh. 16, Rn. 156; fragend van
Lishaut, DB 2001, 1519 [1524 f.]).
Gesetzgeberische Zielsetzungen ausschlaggebend: Der Begriff des Anteils
am übertragenen WG ist uE entlang der mit Satz 5 verbundenen gesetzgeberi-
schen Zielsetzungen, nicht aber des vordergründigen Gesetzeswortlauts auszule-
gen.
E Kein Transfer stiller Reserven in den Körperschaftsteuerbereich: In Anbetracht der Ziel-
setzung von Satz 5, einen Transfer stiller Reserven in den Bereich des KStRechts
zu verhindern, ist es folglich zutreffend, Satz 5 nicht anzuwenden, wenn ein sol-
cher Transfer wegen der Zuordnung der stillen Reserven zum übertragenden
Mitunternehmer durch Ergänzungsbilanzen gar nicht erfolgt. Der Anteil des
KStSubjekts am übertragenen WG ist insoweit als Anteil des KStSubjekts an
den stillen Reserven zu verstehen.
E Verhinderung von Objektgesellschaften: Wie ausgeführt soll Satz 5 jedoch auch ei-
ner Schaffung von Objektgesellschaften entgegenwirken, so dass die Regelung
immer dann anzuwenden ist, wenn es infolge von Übertragungen nach Satz 3 zu
einer Bereicherung des mitunternehmerisch beteiligten KStSubjekts und damit
zu einer Wertsteigerung der Anteile an selbigem kommt. Dabei wird im Regelfall
zugleich eine Verlagerung stiller Reserven auf das betreffende KStSubjekt be-
wirkt werden, so dass sich insoweit auch bezüglich dieser zweiten Zielsetzung
von Satz 5 die Auslegung als zutreffend erweist, dass der Anteil des KStSubjekts
am WG mit dem Anteil an den stillen Reserven gleichzusetzen sei. Allerdings ist
zumindest eine Fallkonstellation (s. Anm. 1474h) vorstellbar, in der infolge der
Übertragung nach Satz 3 zwar eine Bereicherung des KStSubjekts eintritt, eine
Verlagerung stiller Reserven auf das KStSubjekt jedoch nicht stattfindet. Auch
in diesem Fall ist eine Anwendung von Satz 5 geboten.
E Ergebnis: Satz 5 ist uE immer dann anzuwenden, wenn infolge der Übertra-
gung des WG stille Reserven auf das KStSubjekt übergegangen sind und/oder
eine Bereicherung des KStSubjekts eingetreten ist. Demgegenüber zieht die Auf-
fassung der FinVerw., nach der sich der auf das KStSubjekt entfallende WG-An-
teil durch eine nach Maßgabe der Beteiligungsquote vorzunehmende ideelle Zu-
rechnung dieses WG bestimmen soll, den Anwendungsbereich von Satz 5 zu
weit, während die Überlegung, Satz 5 gelange nur dann zur Anwendung, wenn
durch die Übertragung nach Satz 3 stille Reserven auf das KStSubjekt übergin-
gen, eine zu enge Interpretation darstellt.
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e) Fälle der Anteilserhöhung oder -begründung
Bei einer Mitunternehmerschaft, an der ein KStSubjekt beteiligt ist, sind folgen-
de Anwendungsfälle von Satz 5 bei Übertragungen nach Satz 3 vorstellbar:
Übertragungen nach Satz 3 Nr. 1 bzw. Nr. 2 durch einen anderen Mit-
unternehmer auf die Mitunternehmerschaft: Hierbei handelt es sich um
Übertragungen aus dem EinzelBV bzw. Sonder-BV eines anderen Mitunterneh-
mers in das Gesellschaftsvermögen der Mitunternehmerschaft.
E Gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten (offene Sacheinlage):Wird in diesem Fall das
die Gesellschaftsrechte des Übertragenden darstellende Kapitalkonto um den
Teilwert des übertragenen WG erhöht und werden zur Gewährleistung des nach
Satz 3 gebotenen Buchwertansatzes die stillen Reserven dem Übertragenden in
einer negativen Ergänzungsbilanz zugewiesen, so stellt dies nach vorstehender
Auffassung der FinVerw. einen Anwendungsfall von Satz 5 dar. Dies ist uE un-
zutreffend, da weder stille Reserven auf das KStSubjekt verlagert worden sind
noch eine Bereicherung des KStSubjekts vorliegt (ebenso Reiß in Kirchhof X.
§ 15 Rn. 392b). Allerdings ist Satz 5 uE anwendbar, wenn die Gutschrift nicht
nur auf dem Kapitalkonto des Übertragenden, sondern (anteilig) auf den Kapi-
talkonten der anderen Mitunternehmer erfolgt (disquotale Übertragung, s.
Anm. 1455) und die stillen Reserven durch Aufstellung einer negativen Ergän-
zungsbilanz allein dem Übertragenden zugewiesen werden (str., s. Anm. 1468a).
Zwar springen in diesem Fall keine stillen Reserven auf das KStSubjekt über,
gleichwohl ist dieses durch die Übertragung bereichert worden, so dass ein An-
wendungsfall von Satz 5 vorliegt.
E Unentgeltlich (verdeckte Sacheinlage): Erfolgt die Übertragung unentgeltlich und
wird dabei das auf die Mitunternehmerschaft übertragene WG in der Gesell-
schaftsbilanz mit dem Buchwert angesetzt und werden anteilig diejenigen Kapi-
talkonten der Gesellschafter, die keine Gesellschaftsrechte ausweisen, oder wird
insgesamt das gesamthänderisch gebundene Rücklagenkonto erhöht (zur Darst.
s. Anm. 1452a), so sind beide Anwendungsvoraussetzungen von Satz 5 erfüllt:
Mangels Aufstellung von Ergänzungsbilanzen sind stille Reserven auf das an der
PersGes. beteiligte KStSubjekt übergesprungen und wegen der Unentgeltlichkeit
der Übertragung ist eine Bereicherung des KStSubjekts gegeben (vgl. auch Berg-
steiner, Umstrukturierung von Personenunternehmen mit Einzelwirtschafts-
gütern, 2002, 132). Auch die FinVerw. nimmt hier zutreffend einen Anwen-
dungsfall von Satz 5 an (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 28;
OFD Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.1). Wer-
den in der Gesellschaftsbilanz die Kapitalkonten der Gesellschafter, die keine
Gesellschaftsrechte ausweisen, jeweils anteilig bzw. wird das Rücklagenkonto
um den Teilwert des übertragenen WG erhöht und werden zudem die stillen Re-
serven durch eine negative Ergänzungsbilanz dem Übertragenden zugewiesen,
so ist dies der sich bei einer disquotalen Übertragung gegen Gewährung von Ge-
sellschaftsrechten einstellenden Situation vergleichbar: Zwar fehlt es an einer
Verlagerung stiller Reserven auf das KStSubjekt, gleichwohl ist Satz 5 wegen der
bewirkten Bereicherung des beteiligten KStSubjekts anwendbar.
E Teilentgeltlich: Erfolgt die Übertragung zT gegen Gewährung von Gesell-
schaftsrechten und zT unentgeltlich, so ist der Vorgang gem. der Trennungs-
theorie in einen voll entgeltlichen (soweit Gesellschaftsrechte gewährt werden)
und in einen voll unentgeltlichen Teil aufzuspalten (s. Anm. 1453). Bezüglich
des voll entgeltlichen Teils gelten die Ausführungen zur offenen Sacheinlage, für
den voll unentgeltlichen Teil diejenigen zur verdeckten Sacheinlage entspre-
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chend. Folgt man der Auffassung der FinVerw., so ist diese Aufteilung allerdings
obsolet, da sowohl Übertragungen gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten
als auch unentgeltliche Übertragungen von Satz 5 erfasst werden.

Beispiel: An der X-GmbH & Co. KG sind die X-GmbH und X zu je 1/2 beteiligt. Im
bisherigen BV der KG befindet sich ein WG (Buchwert = Teilwert 200). X überträgt
gem. Satz 3 Nr. 1 ein WG (Buchwert 100, Teilwert 200) seines EinzelBV gegen Ge-
währung von Gesellschaftsrechten iHv. 100. In der Gesellschaftsbilanz setzt die KG
das übertragene WG mit einem Wert von 150 an und erhöht das Kapitalkonto des X
um 100 sowie die gesamthänderisch gebundene Rücklage um 50. Für X wird zudem ei-
ne negative Ergänzungsbilanz mit einem Minderkapital von 50 und einem Minderwert
für das WG von 50 aufgestellt.
Die Übertragung erfolgt zur Hälfte gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten und
zur Hälfte unentgeltlich (zur Frage der Aufteilung in einen entgeltlichen und einen un-
entgeltlichen Teil bei gesplitteter Buchung s. ausführl. Anm. 1453b). Satz 5 ist nach der
hier vertretenen Auffassung bezüglich des gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten
übertragenen Teils nicht anwendbar (kein Übergang stiller Reserven, keine Bereiche-
rung der X-GmbH), während bezüglich des unentgeltlich übertragenen Teils Satz 5 zur
Anwendung gelangt. Diesbezüglich ist allerdings zu beachten, dass infolge der Erhö-
hung der Gesellschaftsrechte des X die X-GmbH fortan nur noch zu 1/3 beteiligt ist
und folglich auch nur insoweit der Teilwert anzusetzen ist (s. Anm. 1474l). Das gleiche
Ergebnis ergäbe sich, wenn in der Gesellschaftsbilanz das WG mit seinem Buchwert
von 100 angesetzt und das Kapitalkonto des X um diesen Betrag erhöht worden wäre,
da auch in diesem Fall die Übertragung zur Hälfte unentgeltlich erfolgt wäre (s.
Anm. 1459a).

Übertragungen nach Satz 3 Nr. 1 bzw. Nr. 2 von der Mitunternehmer-
schaft auf das Körperschaftsteuersubjekt: Hierbei handelt es sich um Über-
tragungen aus dem Gesellschaftsvermögen der Mitunternehmerschaft in das BV
des KStSubjekts bzw. in dessen Sonder-BV bei dieser oder einer anderen Mit-
unternehmerschaft.
E Gegen Minderung von Gesellschaftsrechten (offene Sachentnahme): Zwar erfolgt die
Übertragung selbst zum Buchwert, gleichwohl wird man bei der Beantwortung
der Frage, in welchem Umfang der Übertragungsempfänger Gesellschaftsrechte
für den Erhalt des WG hingeben muss, auf den Teilwert des WG abstellen (zur
Vorgehensweise s. Anm. 1460a). Dies aber bedeutet, dass es insoweit an einer
Bereicherung des KStSubjekts fehlt; zwar gewinnt das KStSubjekt von den übri-
gen Mitunternehmern einen Anteil am übertragenen WG hinzu, jedoch wird die-
ser Hinzugewinn durch entsprechende Einbußen an den übrigen WG der Mit-
unternehmerschaft kompensiert. Gleichwohl kommt es bezüglich der in dem
übertragenen WG gespeicherten stillen Reserven zu einer Verlagerung von den
übrigen Mitunternehmern auf das empfangende KStSubjekt (vgl. Reiß in
Kirchhof X. § 15 Rn. 392b; Bergsteiner, Umstrukturierung von Personen-
unternehmen mit Einzelwirtschaftsgütern, 2002, 132), allerdings nur dann, wenn
man im Ausbringungsfall (entgegen der in Anm. 1460b vertretenen Auffassung)
eine personelle Zuordnung stiller Reserven für nicht zulässig erachtet. Doch
selbst wenn man eine solche Zuordnung unterlässt, ist zu beachten, dass zwar
stille Reserven im übertragenen WG auf das KStSubjekt übergehen und insoweit
in den KStBereich überwechseln, zugleich jedoch wegen der Verminderung der
Gesellschaftsrechte des KStSubjekts stille Reserven von diesem auf die anderen
Mitunternehmer übergehen und folglich, soweit es sich bei diesen um natürliche
Personen handelt, auch eine Entlassung stiller Reserven aus dem kstl. Bereich
stattfindet. Angesichts dieses wechselseitigen Transfers stiller Reserven zwischen
kstl. und estl. Sphäre sollte uE Satz 5 nur insoweit anwendbar sein, als per Saldo
stille Reserven in den kstl. Bereich überwechseln. Besser noch wäre es allerdings,
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eine personelle Zuordnung sowohl der stillen Reserven im übertragenen WG als
auch in den nicht übertragenen WG zuzulassen.
E Unentgeltlich (verdeckte Sachentnahme): Wird das WG nach Satz 3 unentgeltlich
auf das KStSubjekt übertragen, so ist Satz 5 anwendbar. Zum einen ist das
KStSubjekt durch die unentgeltliche Zuwendung des WG insoweit bereichert,
als ihm das WG zuvor nicht bereits ideell anteilig zuzurechnen war. Zum ande-
ren findet eine Verlagerung der im übertragenen WG enthaltenen stillen Reser-
ven auf das KStSubjekt statt, wobei diesbezüglich die vorstehend für die Über-
tragung gegen Minderung von Gesellschaftsrechten erörterten Überlegungen
hinsichtlich einer personellen Zuordnung der stillen Reserven im übertragenen
WG entsprechend gelten.
E Teilentgeltlich: Erfolgt die Übertragung zT gegen Minderung von Gesellschafts-
rechten und zT unentgeltlich, so ist der Vorgang gem. der Trennungstheorie in
einen voll entgeltlichen (soweit Gesellschaftsrechte gemindert werden) und in ei-
nen voll unentgeltlichen Teil aufzuspalten (s. Anm. 1453). Bezüglich des voll
entgeltlichen Teils gelten die Ausführungen zur offenen Sachentnahme, für den
voll unentgeltlichen Teil diejenigen zur verdeckten Sachentnahme entsprechend.
Übertragungen nach Satz 3 Nr. 3 zwischen den Sonderbetriebsvermögen
bei derselben Mitunternehmerschaft: Bei unentgeltlichen Übertragungen aus
dem Sonder-BV eines Mitunternehmers in das Sonder-BV des beteiligten
KStSubjekts bei derselben Mitunternehmerschaft ist Satz 5 anwendbar (ebenso
Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 392d; Bergsteiner, Umstrukturierung von Per-
sonenunternehmen mit Einzelwirtschaftsgütern, 2002, 132). Infolge der Unent-
geltlichkeit ist das KStSubjekt bereichert und die stillen Reserven werden in den
Bereich des KStRechts verlagert. Letzteres allerdings nur dann, wenn keine Zu-
ordnung der stillen Reserven zum Übertragenden erfolgt (s. Anm. 1461b). Er-
folgt die Übertragung aus dem Sonder-BV des KStSubjekts in das Sonder-BV ei-
nes anderen Mitunternehmers, so ist Satz 5 nicht anzuwenden, da sich der Anteil
des KStSubjekts an dem WG vermindert (vgl. Reiß in Kirchhof X. § 15
Rn. 392d). Zur Anwendbarkeit von Satz 5, wenn Übertragungsempfänger eben-
falls ein KStSubjekt ist, s. Anm. 1474i.

f) Keine Erhöhung oder Begründung des Anteils
Keine vermögensmäßige Beteiligung des Körperschaftsteuersubjekts:
Satz 5 gelangt nicht zur Anwendung, wenn das mitunternehmerisch beteiligte
KStSubjekt nicht am Vermögen der Mitunternehmerschaft beteiligt ist, zB die
Komplementär-GmbH einer GmbH & Co. KG weder an deren Gewinn und
Verlust noch an den stillen Reserven beteiligt ist (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR
2011, 2401 – Tz. 29; Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 722; Groh, DB 2003,
1403 [1407]; Brandenberg, FR 2000, 1182 [1188]).
Übertragender ist Körperschaftsteuersubjekt: Erfolgt die Übertragung eines
WG auf die Mitunternehmerschaft durch ein mitunternehmerisch beteiligtes
KStSubjekt, so liegt eine Übertragung nach Satz 3 vor (ggf. vGA, s.
Anm. 1445d), die grds. zur Anwendung von Satz 5 führen kann.
E Unveränderte vermögensmäßige Beteiligung des Körperschaftsteuersubjekts: Ist das
KStSubjekt zu 100 % am Vermögen der Mitunternehmerschaft beteiligt, so ist
bei Übertragungen durch das KStSubjekt auf die Mitunternehmerschaft (und
umgekehrt) die Voraussetzung von Satz 5 nicht erfüllt, weil durch die Übertra-
gung der Anteil des KStSubjekts am betreffenden WG weder erhöht noch be-
gründet wird; vielmehr ist das WG vor und nach der Übertragung vermögens-
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mäßig allein dem übertragenden KStSubjekt zuzurechnen (vgl. BMF v. 8.12.
2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 29; OFD Frankfurt v. 3.5.2004, DStR 2004, 1086).
E Verminderung des vermögensmäßigen Anteils des Körperschaftsteuersubjekts: Kommt es
infolge der Übertragung zu einer Verminderung des Anteils des übertragenden
KStSubjekts am WG, so ist zu unterscheiden: Soweit am aufnehmenden BV kei-
ne KStSubjekte beteiligt sind, ist Satz 5 nicht anwendbar (vgl. BMF v. 8.12.2011,
DStR 2011, 2401 – Tz. 30; Bergsteiner, Umstrukturierung von Personenunter-
nehmen mit Einzelwirtschaftsgütern, 2002, 134); soweit allerdings (ggf. zum sel-
ben Konzernkreis gehörende) KStSubjekte mittelbar oder unmittelbar beteiligt
sind, kann nach Auffassung der FinVerw. die Übertragung des WG nur insoweit
zum Buchwert erfolgen, als das WG dem übertragenden KStSubjekt nach der
Übertragung noch ideell anteilig zuzurechnen ist (vgl. BMF v. 8.12.2011, DStR
2011, 2401 – Tz. 31; OFD Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6 Abs. 5
Nr. 11; glA Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 722; Groh, DB 2003, 1403
[1407]). Dem könne nicht entgegengehalten werden, dass das betreffende WG
vor und nach der Übertragung zu 100 % nur KStSubjekten zuzurechnen sei (vgl.
OFD Hannover v. 24.7.2003, DStR 2003, 1754). Satz 5 ist demnach auch bei
unentgeltlichen Übertragungen aus dem Sonder-BV eines KStSubjekts in das
Sonder-BV eines anderen an derselben Mitunternehmerschaft beteiligten
KStSubjekts anzuwenden. Satz 5 ist uE in den vorgenannten Fällen, in denen es
lediglich zu einer Verschiebung des Anteils am übertragenen WG zwischen ein-
zelnen KStSubjekten kommt, nicht anwendbar, da keine Verlagerung stiller Re-
serven auf ein KStSubjekt bewirkt wird, sondern die stillen Reserven vielmehr
im kstl. Bereich verbleiben (glA Kloster/Kloster, GmbHR 2002, 717 [722];
IDW Stellungnahme v. 25.9.2002, Wpg. 2002, 1087 [1093, II. 7.]; Bergsteiner,
Umstrukturierung von Personenunternehmen mit Einzelwirtschaftsgütern,
2002, 133; Rödder/Schumacher, DStR 2001, 1634 [1637]).
Übertragender ist Mitunternehmerschaft: Erfolgt die Übertragung iSv.
Satz 3 durch eine Mitunternehmerschaft auf eine andere Mitunternehmerschaft
und sind an einer bzw. an beiden Gesellschaften (auch) KapGes. beteiligt, so ist
danach zu unterscheiden, ob es sich um doppel- bzw. mehrstöckige PersGes.
oder aber um SchwesterPersGes. handelt:
E Doppel- oder mehrstöckige Personengesellschaft: Überträgt eine Mitunternehmer-
schaft (OberGes.) ein WG aus ihrem Gesellschaftsvermögen in das Gesell-
schaftsvermögen einer anderen Mitunternehmerschaft (UnterGes.), an der sie
beteiligt ist, so ist eine Übertragung nach Satz 3 gegeben (s. § 15 Anm. 682). Ist
an der OberGes. ein KStSubjekt vermögensmäßig beteiligt und die OberGes. zu
100 % vermögensmäßig an der UnterGes. beteiligt, so ist kein Anwendungsfall
von Satz 5 gegeben, da sich der vermögensmäßige ideelle Anteil des an der
OberGes. beteiligten KStSubjekts am übertragenen WG nicht verändert hat (vgl.
OFD Düss. v. 25.10.2004, DStR 2005, 153, mit Beispiel). Satz 5 gelangt aller-
dings insoweit zur Anwendung, als neben der OberGes. ein KStSubjekt an der
UnterGes. vermögensmäßig beteiligt ist (uE ist allerdings eine teleologische Re-
duktion insoweit geboten, als es hierdurch lediglich zu einer vermögensmäßigen
Verschiebung zwischen einzelnen KStSubjekten kommt, s.o.).
E Schwesterpersonengesellschaft: Ob Satz 3 auch für Übertragungen zwischen
SchwesterPersGes. gilt, ist umstritten (s. Anm. 1447d). Erachtet man Satz 3 in
diesem Fall für nicht anwendbar, so kommt es ohnehin zu einer Aufdeckung (al-
ler) stiller Reserven, so dass sich die Frage nach der Anwendbarkeit von Satz 5
nicht stellt. Satz 5 gelangt jedoch auch dann nicht zur Anwendung, wenn man
eine steuerneutrale Übertragung zwischen SchwesterPersGes. insoweit für zuläs-
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sig erachtet, als die jeweiligen Gesellschafter vor und nach der Übertragung am
WG beteiligt sind, und dies aus Abs. 5 Satz 1 bzw. Satz 2 oder aber aus allg.
Grundsätzen (vgl. Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 388) herleitet, da es bei dieser
Sichtweise an einer für die Anwendung von Satz 5 erforderlichen Übertragung
nach Satz 3 fehlt. Sollte bei derlei Übertragungen ein auf Seiten der empfangen-
den Mitunternehmerschaft beteiligtes KStSubjekt vermögensmäßig etwas an
dem übertragenden WG hinzugewinnen, so erfolgt insoweit eine Aufdeckung
wegen Vorliegens einer verdeckten Einlage, nicht aber nach Satz 5. Dieser ist
auch dann nicht anwendbar, wenn man Übertragungen zwischen beteiligungs-
identischen SchwesterPersGes. unter Satz 3 subsumiert, da in diesem Fall der
vermögensmäßige WG-Anteil des an beiden PersGes. beteiligten KStSubjekts
durch die Übertragung keine Veränderung erfährt (vgl. Groh, DB 2002, 1904
[1907 f.]). Folglich ist lediglich bei beteiligungsverschiedenen SchwesterPersGes.
und Zunahme des vermögensmäßigen Anteils des KStSubjekts an dem übertra-
genen WG die Anwendung von Satz 5 in Betracht zu ziehen.

4. Anwendungskonkurrenz zur verdeckten Einlage
Voraussetzungen der verdeckten Einlage erfüllt: Ist der nach Satz 3 unent-
geltlich übertragende Mitunternehmer oder eine ihm nahestehende Person zu-
gleich Gesellschafter der an der Mitunternehmerschaft vermögensmäßig betei-
ligten KapGes., deren Anteil am übertragenen WG begründet wird oder sich
erhöht, so sind neben den Tatbestandsvoraussetzungen von Satz 5 zugleich die-
jenigen einer verdeckten Einlage iSv. Abs. 6 Satz 2 erfüllt (bereits Reiß, StuW
2000, 399 [408] zu Abs. 5 idF des StSenkG; Groh, DB 2003, 1403 [1408]; OFD
Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.1.; zur ver-
deckten Einlage s. Anm. 1488b). Überträgt die Mitunternehmerschaft unentgelt-
lich ein WG nach Satz 3 auf die Mitunternehmer-KapGes., so liegt zumindest
insoweit eine verdeckte Einlage vor, als einer der Kapitalgesellschafter auch ver-
mögensmäßig an der übertragenden Mitunternehmerschaft beteiligt ist. Für den
verdeckt Einlegenden ordnet Abs. 6 Satz 2 die Erhöhung der AK der Betei-
ligung um den Teilwert des eingelegten WG an. Diese Rechtsfolge bleibt unge-
achtet des Abs. 6 Satz 4 bestehen, enthält doch Abs. 5 hierzu keinerlei Regelung,
denn Abs. 5 betrifft lediglich die Bewertung des übertragenen WG bei der Mit-
unternehmerschaft. Abs. 5 Satz 3 ist dabei lex specialis zu den allgemeinen Be-
wertungsregeln des Abs. 1 Nr. 5, wonach im Fall der (verdeckten) Einlage regel-
mäßig der Teilwert anzusetzen ist. Nach Satz 3 wird nun diese Bewertung
zunächst zugunsten des BW-Ansatzes suspendiert; sodann wird jedoch bei Be-
teiligung von KapGes. eben diese Bewertung zum Teilwert wieder angeordnet
und damit der Gleichklang zu Abs. 6 Satz 2 wieder hergestellt, wonach sich die
AK der Beteiligung um den Teilwert des eingelegten WG erhöhen. Der durch
Satz 5 verordnete Teilwertansatz ist daher als Revitalisierung der Grundsätze
zur stl. Behandlung der verdeckten Einlage zu verstehen (vgl. Reiß in Kirchhof
X. § 15 Rn. 390; Strahl in Korn, § 6 Rn. 503).
Voraussetzungen der verdeckten Einlage nicht erfüllt: Ist der nach Satz 3
übertragende Mitunternehmer oder eine ihm nahestehende Person nicht zu-
gleich auch Gesellschafter der KapGes., deren Anteil am übertragenen WG be-
gründet wird oder sich erhöht, so liegt keine verdeckte Einlage in die begünstigte
KapGes. vor. Gleiches gilt bei unentgeltlichen Übertragungen nach Satz 3 von
der Mitunternehmerschaft auf die mitunternehmerisch beteiligte KapGes., so-
weit das übertragene WG ideell anteilig Mitunternehmern zuzurechnen war, die
nicht zugleich an der empfangenden KapGes. beteiligt sind. Ob in diesen Fällen
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gleichwohl Satz 5 anzuwenden ist, so dass sich insoweit ein eigenständiger An-
wendungsbereich der Regelung ergibt (so Groh, DB 2003, 1403 [1408], Kulosa
in Schmidt XXX. § 6 Rn. 722), hängt uE von der Veranlassung der unentgeltli-
chen Übertragung ab:
E Übertragung aus betrieblichen Gründen: Erfolgt die Übertragung aus eigenbetriebli-
chen Gründen unentgeltlich, zB Übertragung eines Warenmusters durch einen
Mitunternehmer auf die Mitunternehmerschaft, so ist Abs. 4 anzuwenden (zum
Konkurrenzverhältnis zu Abs. 4 s. Anm. 1431; zu den grundsätzlichen Rechts-
folgen von Abs. 4 s. Anm. 1435 ff.), nicht zuletzt deswegen, weil hier eine An-
wendung von Satz 5 zu einer zweifachen Besteuerung der stillen Reserven füh-
ren würde; zum einen infolge des (anteiligen) Teilwertansatzes anlässlich der
Übertragung, zum anderen in den Anteilen an der begünstigten KapGes., da sich
deren AK wegen des Nichtvorliegens einer verdeckten Einlage nicht erhöhen
würden, gleichwohl ihr tatsächlicher Wert infolge der Bereicherung der KapGes.
ansteigen würde.
E Aus gesellschaftsrechtlichen Gründen: Sollte hingegen (in seltenen Fällen) die unent-
geltliche Übertragung des WG auf die Mitunternehmerschaft durch das Gesell-
schaftsrechtsverhältnis zwischen dem Übertragenden und der PersGes. ver-
anlasst sein, zB weil dieser der PersGes. in der Krise etwas zuwenden will,
während die beteiligte KapGes., an der weder der Übertragende noch eine ihm
nahestehende Person beteiligt ist, keine entsprechenden Beiträge leisten kann,
so ist weder eine verdeckte Einlage gegeben noch ist Abs. 4 anwendbar. In die-
sem Fall würde es mithin zur vorstehend beschriebenen zweifachen Besteuerung
der stillen Reserven kommen. Dem kann nicht die Überlegung entgegengehalten
werden, der Übertragende habe vor der Übertragung das WG anteilig zum Teil-
wert aus dem HerkunftsBV entnommen, es sodann den Gesellschaftern der
KapGes zugewendet, diese hätten es anschließend verdeckt in die KapGes. ein-
gelegt, woraufhin sich die AK ihrer Anteile erhöhten, und schließlich habe die
KapGes. das anteilige WG unentgeltlich nach Satz 3 auf die Mitunternehmer-
schaft übertragen, da bei diesem Verständnis jede unentgeltliche bzw. disquotale
Übertragung gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten (s. Anm. 1455) ent-
gegen der Grundaussage von Satz 3 eine anteilige Aufdeckung stiller Reserven
bewirken müsste. Um in diesem Fall eine zweifache Besteuerung der stillen Re-
serven zu vermeiden, wird man, obwohl gerade keine verdeckte Einlage vorliegt,
im Wege einer telelogischen Extension von Abs. 6 Satz 2 dennoch eine Erhö-
hung der AK der Anteile an der begünstigten KapGes. annehmen müssen.

5. Mitunternehmerschaften ohne Gesamthandsvermögen
Da nach hM auch bei Mitunternehmerschaften ohne Gesamthandsvermögen,
wie etwa der atypisch stillen Gesellschaft, Satz 3 Anwendung findet (s.
Anm. 1452), ist in diesen Fällen der Anwendungsbereich von Satz 5 ebenso er-
öffnet. Als mögliche Fallkonstellationen werden dabei sowohl die Übertragung
von WG durch atypisch still Beteiligte in das mitunternehmerische BV einer
GmbH & atypisch Still (in diesen Fällen ist die vermögensmäßige Beteiligung
der GmbH regelmäßig unvermeidbar, vgl. Schulze zur Wiesche, BB 2003, 713
[714]) als auch die Aufnahme einer GmbH als atypisch stiller Gesellschafter ge-
nannt. In letzterem Fall wird ggf. ein Anteil der atypisch still beteiligten KapGes.
an den WG des Inhabers des Handelsgewerbes begründet; die WG des Gewer-
betreibenden gelten dabei aufgrund der Begr. der Mitunternehmerschaft als in
deren BV nach Satz 3 übertragen (vgl. Pyszka, DStR 2003, 857 [861). Dies gilt
uE jedoch nur, wenn infolge der jeweiligen Übertragung tatsächlich ein Anteil
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der KapGes. an den übertragenen WG begründet wird oder sich erhöht, was
nach der hier vertretenen Auffassung (s. Anm. 1474h) zumindest bei einer Über-
tragung gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten unter Aufstellung von Er-
gänzungsbilanzen regelmäßig nicht gegeben ist (einschränkend auch Lieber/
Stifter, FR 2003, 831 [833 f.]).

III. Rechtsfolgen

1. Ansatz des Teilwerts
Soweit durch die Übertragung des WG der Anteil eines KStSubjekts am WG un-
mittelbar oder mittelbar begründet wird oder sich dieser erhöht, ist der Teilwert
anzusetzen, während es für den übrigen Teil der Übertragung beim Buchwert-
ansatz bleibt (vgl. Wendt, FR 2002, 53 [65]; Kulosa in Schmidt XXX. § 6
Rn. 724; BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 28). Die anteilige Auf-
deckung der stillen Reserven bestimmt sich nach der Beteiligungsquote des
KStSubjekts am Gesamthandsvermögen; erfolgt die Übertragung gegen Gewäh-
rung von Gesellschaftsrechten, so ist die sich nach der „Kapitalerhöhung“ erge-
bende Quote ausschlaggebend (OFD Karlsruhe v. 20.6.2006, StEK EStG § 6
Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.1). Dabei ist auf den Teilwert im Zeitpunkt der Über-
tragung des WG nach Satz 3 abzustellen; ein nachträgliches Absinken des Teil-
werts bewirkt folglich keine rückwirkende Korrektur des nach Satz 5 angesetz-
ten Werts (Werndl in KSM, § 6 Rn. L 48).

2. Auswirkungen beim Übertragenden
Gewinnrealisation durch Entnahme bzw. Tausch: Steuersystematisch liegt
im Fall der unentgeltlichen Übertragung sowie disquotaler Übertragungen gegen
Gesellschaftsrechte insoweit, als das WG nach der Übertragung anderen Steuer-
subjekten zuzurechnen ist, eine Entnahme aus dem abgebenden BV bzw. Son-
der-BV vor, die, gäbe es die Regelung von Satz 3 nicht, gem. Abs. 1 Nr. 4 Satz 1
ohnehin zum Teilwert zu bewerten wäre (weitergehend Groh, DB 2003, 1403
[1404]). Satz 5 lässt nunmehr diesen stsystematisch gebotenen, durch Satz 3 im
Vorfeld jedoch suspendierten Teilwertansatz wiederaufleben. Liegt der Teilwert
über dem Buchwert des übertragenen WG, so ist im abgebenden BV bzw. Son-
der-BV der Differenzbetrag als Entnahmegewinn zu versteuern (vgl. Groh, DB
2003, 1403 [1404]). Entstammt das WG einem gewerblichen (Sonder-)BV, so
unterliegt der Entnahmegewinn auch der GewSt. (vgl. OFD Karlsruhe v. 20.6.
2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.1). Sollte der Teilwert den Buch-
wert unterschreiten, weil zB eine Teilwertabschreibung gem. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2
bzw. Nr. 2 Satz 2 wegen einer nicht dauernden Wertminderung ausgeschlossen
war, so ergibt sich im abgebenden (Sonder-)BV ein entsprechender Entnahme-
verlust.
Erhöhung der AK der Anteile an der begünstigten Kapitalgesellschaft: Ist
mit der Übertragung nach Satz 3 zugleich der Tatbestand der verdeckten Einlage
erfüllt (s. Anm. 1474j), so erhöhen sich gem. Abs. 6 Satz 2 für den betreffenden
Anteilseigner die AK seiner Beteiligung an der begünstigten KapGes. um den
anteiligen Teilwert des übertragenen WG (hM, vgl. Strahl in Korn, § 6
Rn. 503.7; Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 390; Kulosa in Schmidt XXX. § 6
Rn. 724; van Lishaut, DB 2001, 1519 [1523 Fn. 49]; OFD Karlsruhe v. 20.6.
2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.1). Bei der KapGes. ist das Ein-
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lagekonto nach § 27 KStG um den Betrag der verdeckten Einlage zu erhöhen
(vgl. Korn, KÖSDI 2002, 13272 [13281]).
Anwendbarkeit von § 6b: Im Fall der unentgeltlichen Übertragung kann ein
sich nach Abs. 5 Satz 5 ergebender Gewinn nicht durch die Anwendung von
§ 6b neutralisiert werden, da es an der für § 6b erforderlichen Veräußerung fehlt
(vgl. Jachmann, DStZ 2002, 203 [209]; s. § 6b Anm. 31). Sollte mit der FinVerw.
auch bei einer quotal entsprechenden Übertragung gegen Gewährung bzw. Min-
derung von Gesellschaftsrechten nach Satz 5 (anteilig) der Teilwert anzusetzen
sein, so ist, weil es sich dabei nach hM um ein tauschähnliches Rechtsgeschäft
handelt, eine Veräußerung iSv. § 6b gegeben. Bei Vorliegen der übrigen Tat-
bestandsvoraussetzungen wäre der sich aus dem Teilwertansatz ergebende Ge-
winn mithin nach § 6b begünstigt (vgl. Jachmann, DStZ 2002, 203 [209]).
Anwendbarkeit des Teileinkünfteverfahrens: Handelt es sich bei dem über-
tragenen WG um einen KapGes.-Anteil, genauer einen Anteil iSv. § 8b Abs. 2
Satz 1 KStG, und ist nach Satz 5 (anteilig) der Teilwert anzusetzen, weil infolge
der Übertragung der Anteil eines KStSubjekts am übertragenen Anteil begründet
worden ist oder sich erhöht hat, so ist auf den Übertragungsgewinn § 3 Nr. 40
Satz 1 Buchst. a bzw. § 8b Abs. 2 KStG anzuwenden.
E § 8b Abs. 2 KStG: Erfolgt die Übertragung iSv. Satz 3 durch ein KStSubjekt,
so greift bezüglich der nach Satz 5 aufzudeckenden stillen Reserven die StFrei-
stellung des § 8b Abs. 2 iVm. Abs. 3 KStG (so wohl auch OFD Chemnitz v.
20.9.2005, Haufe-Index 1415062), wenngleich ein derartiger Realisationstat-
bestand in § 8b Abs. 2 Satz 1 bzw. Satz 3 KStG nicht genannt ist. Dabei ist uE
zunächst Abs. 5 als allgemeine Bewertungsvorschrift anzuwenden und sodann
sind die sich aus § 8b KStG ergebenden stl. Konsequenzen abzubilden (vgl. Ku-
losa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 710; aA Frotscher/Maas, § 8b KStG Rn. 101a;
Schroer/Starke/Unterberg, FR 2002, 875 [877]: Subsidiarität von Abs. 5 ge-
genüber § 8b Abs. 2 KStG). Die Anwendung der StFreistellung nach § 8b Abs. 2
Satz 1 KStG wird man, sollte der Übertragungsvorgang nach Satz 3 zugleich die
Tatbestandsvoraussetzungen einer verdeckten Einlage erfüllen, aus § 8b Abs. 2
Satz 6 KStG herleiten können (ebenso Kulosa in Schmidt XXX. § 6 Rn. 710)
sowie im Fall einer Übertragung gegen Gewährung bzw. Minderung von Gesell-
schaftsrechten, vorausgesetzt, man begreift dies mit der FinVerw. überhaupt als
einen Anwendungsfall von Satz 5, damit begründen können, dass es sich dabei
um einen tauschähnlichen Vorgang handelt, der von § 8b Abs. 2 KStG unstreitig
erfasst wird (vgl. Dötsch/Pung, DB 2003, 1016 [1021]). Sollte weder eine ver-
deckte Einlage noch eine Übertragung gegen Gewährung bzw. Minderung von
Gesellschaftsrechten vorliegen, so ist uE gleichwohl § 8b Abs. 2 KStG anwend-
bar, da es sich auch bei den nach Satz 5 realisierten stillen Reserven um einen
Ertrag aus der Substanz der übertragenen Anteile handelt (für eine grundsätzli-
che Anwendung von § 8b Abs. 2 KStG auch auf die Ersatzrealisationstatbestän-
de Schild/Eisele, DStZ 2003, 443 [444]).
E § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. a: Erfolgt die Übertragung iSv. Satz 3 durch eine na-
türliche Person, so ist der sich nach Satz 5 ergebende Übertragungsgewinn gem.
§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. a iVm. § 3c Abs. 2 zu 40 % stfrei zu stellen, da diese
Regelungen beide hier in Frage kommenden Übertragungssachverhalte erfassen
(verdeckte Einlage und damit Entnahme aus dem abgebenden BV bzw. Sonder-
BV bzw. tauschähnlicher Vorgang); s. auch § 3 Nr. 40 Anm. 105, 108, 110.
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3. Auswirkungen beim Übertragungsempfänger
Wertansatz im aufnehmenden BV bzw. Sonderbetriebsvermögen: Beim
Übertragungsempfänger ist das WG mit dem anteiligen Teilwert auszuweisen.
Im Fall der unentgeltlichen Übertragung bzw. disquotalen Übertragung gegen
Gesellschaftsrechte ist im aufnehmenden BV bzw. Sonder-BV eine Einlage an-
zunehmen, die, gäbe es die Regelung von Satz 3 nicht, gem. Abs. 1 Nr. 5 zum
Teilwert anzusetzen wäre. Satz 5 reaktiviert nun diese Rechtsfolge insoweit, als
der Anteil eines KStSubjekts am WG begründet wird oder sich erhöht. Da so-
wohl im abgebenden (Sonder-)BV als auch im aufnehmenden (Sonder-)BV der
Teilwert anzusetzen ist, kann dies zudem als Ausdruck des Rechtsgedankens
von Abs. 1 Nr. 5 Satz 3 verstanden werden. Sollte Satz 5 mit der FinVerw. eben-
so im Fall der Übertragung gegen Gewährung bzw. Minderung von Gesell-
schaftsrechten zur Anwendung gelangen, so bewirkt die nach Satz 5 erzwungene
Aufdeckung stiller Reserven im Grundsatz eine vergleichbare Rechtsfolge wie
Abs. 6 Satz 1 (dort allerdings Ansatz des gemeinen Werts).
Bilanzielle Darstellung: Die bilanzielle Darst. erschöpft sich nicht im antei-
ligen Teilwertansatz an sich, sondern muss darüber hinaus die Zuordnung dieses
anteiligen Teilwerts zum begünstigten KStSubjekt gewährleisten. Bei Übertra-
gungen aus dem Gesellschaftsvermögen in das BV bzw. Sonder-BV des mit-
unternehmerisch beteiligten KStSubjekts sowie bei Übertragungen aus dem Son-
der-BV eines anderen Mitunternehmers in das Sonder-BV des KStSubjekts ist
dies gewährleistet, da das jeweilige ZielBV im alleinigen Eigentum des KStSub-
jekts steht. In der betreffenden Bilanz des KStSubjekts ist folglich der Anteil des
WG, der infolge der Übertragung des WG ihm erstmalig zuzurechnen ist, mit
dem Teilwert anzusetzen, während der Anteil des WG, der ihm ggf. bereits vor
der Übertragung ideell anteilig zuzurechnen war, mit dem Buchwert auszuweisen
ist. Anders hingegen, wenn ein anderer Mitunternehmer ein WG in das Gesell-
schaftsvermögen überträgt: In diesem Fall genügt ein partieller Teilwertansatz in
der Gesellschaftsbilanz nicht, da das mitunternehmerisch beteiligte KStSubjekt
dann noch immer an den verbleibenden stillen Reserven beteiligt wäre (vgl.
Groh, DB 2003, 1403 [1407]). Vielmehr muss entweder in der Gesellschafts-
bilanz das übertragene WG zum Buchwert angesetzt werden und die vom Über-
tragenden nach Satz 5 aufgedeckten stillen Reserven sind in einer positiven Er-
gänzungsbilanz des KStSubjekts auszuweisen (vgl. Groh, DB 2003, 1403
[1407]; Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.7), oder es ist in der Gesellschaftsbilanz der
Teilwert anzusetzen und zur Gewährleistung des partiellen Buchwertansatzes
sind die bei der Übertragung nicht zur Aufdeckung gelangten stillen Reserven in
einer negativen Ergänzungsbilanz für den Übertragenden auszuweisen. Zur bi-
lanziellen Darst. bei Übertragungen in das Gesellschaftsvermögen s. auch
Anm. 1459a, 1461a.
Wertfortführung: In der künftigen Gewinnermittlung des Übertragungsemp-
fängers ist der Wertansatz des betreffenden WG fortzuentwickeln. Die bei
Übertragungen nach Satz 3 geltenden Grundsätze, wonach es für den Übertra-
gungsempfänger zum Eintritt in die Rechtsstellung sowie zur Anrechnung der
Vorbesitzzeit des Rechtsvorgängers kommt (s. Anm. 1462), gelten dabei aller-
dings nicht bezüglich des zum Teilwert angesetzten Teils des WG. Vielmehr er-
folgt insoweit kein Eintritt in die Rechtsstellung und die Vorbesitzzeit gilt – auch
im Fall der unentgeltlichen Übertragung – als unterbrochen (vgl. Jachmann,
DStZ 2002, 203 [209]). Unstreitig ist, dass, unabhängig von der bilanziellen Dar-
stellungsweise, bei abnutzbaren WG auch die nach Satz 5 aufgedeckten stillen
Reserven fortan Bestandteil der AfA-Bemessungsgrundlage sind. Dabei sind uE
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die für den zum Buchwert übertragenen Teil des WG vom Rechtsvorgänger
übernommenen Wertfortführungsparameter nicht (automatisch) für den zum
Teilwert übertragenen Teil des WG gültig; für diesen Teil des WG ist vielmehr
über die AfA-Methode neu zu entscheiden und die Restnutzungsdauer ist neu
zu schätzen.
Anschaffung iSv. § 6b: Handelt es sich bei dem betreffenden WG um ein von
§ 6b erfasstes ReinvestitionsWG, so ist bezüglich der Frage, ob die Übertragung
auf Seiten des Übertragungsempfängers zu einer Anschaffung iSd. § 6b führt, zu
unterscheiden: Für die zum Buchwert erfolgenden Übertragungsfälle von Satz 3
ist dies grds. zu verneinen (vgl. Jachmann in Kirchhof X. § 6b Rn. 12). Eine
Anschaffung iSd. § 6b liegt auch im Fall des Teilwertansatzes nach Satz 5 nicht
vor, wenn die Übertragung unentgeltlich erfolgte, anders jedoch bei Übertragun-
gen gegen Gewährung bzw. Minderung von Gesellschaftsrechten (vgl. Jach-
mann, DStZ 2002, 203 [209]). Die Annahme eines Anschaffungsgeschäfts gilt
uE jedoch nur anteilig, dh. insoweit, als der Teilwert anzusetzen ist, während es
für den steuerneutral übertragenen Teil des WG (weiterhin) an einer Anschaf-
fung fehlt.

F. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen von Abs. 5
Satz 6

I. Überblick

Anstatt des Buchwerts ist bei der Übertragung eines EinzelWG in den Fällen
von Satz 3 rückwirkend der Teilwert anzusetzen, wenn und soweit der Anteil ei-
nes KStSubjekts an dem übertragenen WG innerhalb von sieben Jahren nach
der Übertragung begründet wird oder dieser sich erhöht. Die Vorschrift ist als
Ergänzung zur Missbrauchsvorschrift in Satz 5 zu verstehen, deren Rechtsfolge
sich ansonsten durch Gestaltungen vermeiden ließe, in denen sich ein KStSub-
jekt erst nach der Buchwertübertragung an dem Übertragungsempfänger betei-
ligt. Dies verhindert Satz 6, indem auch noch die spätere Beteiligung eines
KStSubjekts an den stillen Reserven dazu führt, dass rückwirkend der Teilwert
anzusetzen ist. Diesem Charakter einer ergänzenden Missbrauchsabwehrrege-
lung folgend ist Satz 6 dann nicht anzuwenden, wenn es infolge der nachträgli-
chen Anteilsbegründung oder -erhöhung nicht zu einem Überspringen der im
Zeitpunkt der Übertragung nach Satz 3 vorhandenen stillen Reserven auf ein
KStSubjekt kommen kann, etwa weil diese stillen Reserven ohnehin aus anderen
Gründen im Moment der Anteilsbegründung oder -erhöhung aufzudecken sind,
oder wenn die stillen Reserven bereits zwischenzeitlich aufgedeckt wurden.
Gleichwohl lässt sich aus dem Charakter von Satz 6 als Missbrauchsabwehrvor-
schrift nicht ableiten, dass seine Anwendung das Vorliegen eines konkreten
Missbrauchs voraussetzt, da allein die objektive Erfüllung des Tatbestands zur
Anwendung der Vorschrift führt. Ob ein tatsächlicher Missbrauchswille vorliegt,
ist also im Fall des nachträglichen Übergangs stiller Reserven auf ein KStSubjekt
de lege lata unerheblich, selbst wenn dessen Fehlen wegen Änderungen der wirt-
schaftlichen oder rechtl. Rahmenbedingungen nach der Übertragung nach Satz 3
klar erkennbar ist. Nicht betroffen von Satz 6 sind jedoch Fälle, in denen es
nachträglich zu einer Anteilsminderung kommt (vgl. Strahl in Korn, § 6
Rn. 503.11; vgl. auch Anm. 1474f).
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II. Tatbestandsvoraussetzungen

1. Vorherige Übertragung nach Abs. 5 Satz 3
Übertragung zum Buchwert: Satz 6 kommt nur zur Anwendung, wenn zuvor
eine Übertragung nach Satz 3 stattgefunden hat. Insoweit kommen grds. alle
Übertragungsformen und -richtungen iSv. Satz 3 in Frage. Aufgrund des Miss-
brauchsabwehrcharakters der Vorschrift (s. Anm. 1474o) und der nachrangigen
Stellung innerhalb von Abs. 5 ist Satz 6 allerdings nur insoweit anzuwenden, als
die vorherige Übertragung nach Satz 3 zum Buchwert erfolgte. Satz 6 scheidet
damit insoweit aus, als die ursprüngliche Übertragung bereits aufgrund von
Satz 5 zum Teilwert erfolgte oder wenn aufgrund einer Veräußerung oder Ent-
nahme innerhalb der Sperrfrist nach Satz 4 rückwirkend der Teilwert anzusetzen
war.
Aufstellung von Ergänzungsbilanzen: Anders als Satz 5 (s. Anm. 1474g)
kann Satz 6 ggf. auch Fälle erfassen, in denen im Zuge der vorherigen Übertra-
gung nach Satz 3 die stillen Reserven durch Aufstellung von Ergänzungsbilan-
zen dem Übertragenden zugeordnet wurden, denn es ist denkbar, dass eben die-
ser Übertragende diese stillen Reserven später auf ein KStSubjekt weiter
überträgt.

Beispiel (Einbringung eines Mitunternehmeranteils in eine KapGes. nach Buchwert-
Übertragung): A und B sind mit jeweils 50 % beteiligte Mitunternehmer der AB-OHG.
A überträgt in 2011 ein WG seines nebenher bestehenden Einzelunternehmens in de-
ren Gesamthandsvermögen. Das WG wird zum Teilwert aktiviert; die stillen Reserven
werden in einer negativen Ergänzungsbilanz für A passiviert. In 2013 bringt A seinen
Mitunternehmeranteil nach § 20 UmwStG zum Buchwert in die A-GmbH ein.
Durch den rückwirkenden Teilwertansatz nach Satz 6 wird in diesem Fall das Über-
springen der stillen Reserven auf die A-GmbH verhindert. Die Zuordnung der stillen
Reserven zu A durch Aufstellung einer negativen Ergänzungsbilanz ändert hieran
nichts. Zum Verhältnis von Satz 6 zu den umwandlungsstrechtl. Missbrauchsregeln s.
Anm. 1474u.

Sachwertabfindung: Auch eine Sachwertabfindung in das BV des ausscheiden-
den Gesellschafters ist als Übertragung nach Satz 3 zu qualifizieren; bei späterer
Erhöhung oder Begr. des Anteils eines KStSubjekts an den stillen Reserven des
erhaltenen WG kann daher ebenfalls ein Fall von Satz 6 vorliegen.

2. Begründung oder Erhöhung des Anteils eines Körperschaftsteuersub-
jekts am übertragenen Wirtschaftsgut

a) Existenz des übertragenen Wirtschaftsguts
Bei Begr. oder Erhöhung des Anteils des KStSubjekts muss das unter den Vo-
raussetzungen von Satz 3 übertragene WG in seiner ursprünglichen Form noch
vorhanden sein. Damit sind solche WG nicht von Satz 6 betroffen, die vor Begr.
oder Erhöhung des Anteils eines KStSubjekts am betreffenden BV bereits aus
diesem ausgeschieden (vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.10) oder zwischenzeit-
lich unselbständiger Bestandteil eines anderen WG geworden sind.

b) Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse
Körperschaftsteuersubjekt: s. Anm. 1444b.
Mitunternehmerstellung des Körperschaftsteuersubjekts nicht zwingend:
Nach Auffassung der FinVerw. ist es auch bei Anwendung der Regelung in
Abs. 5 Satz 6 zur Vermeidung von Missbräuchen ausreichend, zu prüfen, ob im
Kreis der Mitunternehmer ein KStSubjekt entweder unmittelbar oder mittelbar
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– über eine (weitere) Mitunternehmerschaft – an dem übertragenen WG inner-
halb der Siebenjahresfrist beteiligt wird (OFD Frankfurt v. 3.9.2004, BB 2004,
2407); danach wäre die Mitunternehmerstellung des KStSubjekts für die Anwen-
dung von Satz 6 unverzichtbar. Anders als im Anwendungsbereich von Satz 5 (s.
Anm. 1474c) gilt dies uE dagegen für Abs. 5 Satz 6 nicht, denn ggf. existiert die
PersGes., in deren BV das WG nach Satz 3 übertragen wurde, nach der Begr.
oder Erhöhung des Anteils eines KStSubjekts gar nicht mehr, so etwa im Fall
der Umwandlung der PersGes. in eine KapGes. nach § 20 UmwStG.

c) Unmittelbare oder mittelbare Begründung oder Erhöhung des Anteils
Beliebiger anderer Grund: Satz 6 erfasst Fälle, in denen sich der Anteil eines
KStSubjekts nicht bereits im Zuge der Übertragung des WG nach Satz 3 be-
gründet oder erhöht, sondern in denen dies erst aufgrund eines dieser Übertra-
gung nachgelagerten Vorgangs beliebiger Art erfolgt. Auf welchem zivilrechtl.
Weg sich die nachträgliche Begr. oder Erhöhung des Anteils vollzieht, ist uner-
heblich. Denkbar sind sowohl Fälle der Einzel- als auch solche der Gesamt-
oder Sonderrechtsnachfolge sowie der Anwachsung (vgl. zu Letzterer BMF v.
8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 34).
Erhöhung oder Begr. des Anteils: s. Anm. 1474c.
Unmittelbare Begr. oder Erhöhung des Anteils eines KStSubjekts an dem
nach Satz 3 übertragenen WG kann nach dem Wortlaut der Vorschrift grds. so-
wohl eine auf gesellschaftsrechtl. Basis erfolgende (erstmalige oder zusätzliche)
Mitberechtigung an einem das übertragene WG umfassenden Gesamthandsver-
mögen als auch jede andere Übertragung des (Teil-)Eigentums an dem nach
Satz 3 übertragenen WG auf ein KStSubjekt bedeuten. Eine unmittelbare Erhö-
hung oder Begr. des Anteils am übertragenen WG liegt danach vor, wenn
– sich die Beteiligungsquote eines KStSubjekts an einem Gesamthandsver-

mögen, in das zuvor ein WG nach Satz 3 übertragen wurde, erhöht bzw. eine
solche erstmals begründet wird;

– eine Sachgesamtheit, in die zuvor ein WG nach Satz 3 übertragen wurde, im
Ganzen auf ein KStSubjekt übergeht (s. Anm. 1474u); dabei liegt ein Fall der
Erhöhung vor, wenn das KStSubjekt zuvor bereits am BV beteiligt war. Ein
Fall der Begr. ist gegeben, wenn das KStSubjekt bisher nicht beteiligt war
und/oder noch nicht existierte;

– ein zuvor nach Satz 3 übertragenes WG im Ganzen oder teilweise in das BV
oder Sonder-BV eines KStSubjekts übergeht.

Mittelbare Begr. oder Erhöhung des Anteils am übertragenen WG liegt vor,
wenn das nach Satz 3 übertragene WG in das BV einer PersGes. (UnterGes.)
übertragen wurde, an der eine PersGes. (OberGes.) beteiligt ist, und anschlie-
ßend der Anteil eines KStSubjekt an dieser OberGes. begründet wird oder sich
erhöht, oder wenn in diesen Fällen die OberGes. in eine KapGes. umgewandelt
wird (vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.12). Denkbar ist auch die mittelbare An-
teilsbegründung oder -erhöhung über mehrere Mitunternehmerschaften. Zur
Auslegung des Begriffs der mittelbaren Beteiligung durch die FinVerw. s.
Anm. 1474e.
Keine mittelbare Begr. bei Zwischenschaltung einer Kapitalgesellschaft:
Zutreffend ist uE die Auffassung der FinVerw. (vgl. OFD Karlsruhe v. 20.6.
2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.2; OFD Frankfurt v. 3.5.2004,
DStR 2004, 1086), dass kein Fall des Abs. 5 Satz 6 vorliegt, wenn eine KapGes.
ein WG zunächst gem. Satz 3 zum Buchwert auf eine PersGes. überträgt, an der
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sie zu 100 % vermögensmäßig beteiligt ist, und anschließend innerhalb von sie-
ben Jahren die Anteile an dieser KapGes. an eine andere KapGes. veräußert
werden (vgl.Müller inWidmann/Mayer, Anh. 16, Rn. 169; Kulosa in Schmidt
XXX. § 6 Rn. 722).

Beispiel (vgl. OFD Frankfurt v. 3.5.2004, DStR 2004, 1086): An der AB-KG sind die
A-GmbH als Komplementärin (0 % Beteiligung an Ergebnis und Vermögen der KG)
und die B-GmbH als Kommanditistin (100 % Beteiligung an Ergebnis und Vermögen
der KG) beteiligt. Die B-GmbH überträgt zunächst ein in ihrem zivilrechtl. Eigentum
stehendes WG unentgeltlich aus ihrem BV in das Gesamthandsvermögen der AB-KG.
Innerhalb der folgenden sieben Jahre veräußert der Gesellschafter der B-GmbH seine
Anteile zum Verkehrswert an die C-GmbH.
Die zunächst erfolgte Übertragung des WG von der B-GmbH auf die AB-KG ist nach
Satz 3 Nr. 1 zum Buchwert vorzunehmen. Ein Fall von Satz 5 liegt nicht vor, da die
B-GmbH bereits vor der Übertragung zu 100 % an dem WG beteiligt war und die
A-GmbH an der AB-KG vermögensmäßig nicht beteiligt ist (s. Anm. 1474i).
Nach der Anteilsveräußerung ist die C-GmbH an der B-GmbH und diese wiederum an
der AB-KG beteiligt. Durch die Anteilsveräußerung wird für die C-GmbH ein Anteil
an dem zuvor zum Buchwert übertragenen WG nicht mittelbar begründet. Zwar ist die
B-GmbH weiterhin an den WG der AB-KG beteiligt; sie kann jedoch als KapGes. we-
gen der durch ihre rechtl. Selbständigkeit bewirkten Abschirmwirkung keinen Anteil
an diesen WG an die C-GmbH vermitteln. Da die C-GmbH durch die Übernahme der
Anteile an der B-GmbH auch nicht selbst Mitunternehmerin der AB-KG wird, ist hier
Satz 6 nicht anzuwenden.

d) Keine Anwendung von Satz 6 ohne Übergang stiller Reserven
Teleologische Reduktion: Obwohl es dem allg. gehaltenen Wortlaut der Rege-
lung nicht ausdrückl. entnommen werden kann, ist die Regelung von Satz 6 auf-
grund ihres Charakters als Satz 5 ergänzende Missbrauchsvermeidungsvorschrift
uE nicht anwendbar, wenn im Zuge der nachträglichen Begr. oder Erhöhung
des Anteils des KStSubjekts keine stillen Reserven auf dieses KStSubjekt über-
springen. Wie im Bereich von Satz 5 ist daher auch im Bereich von Satz 6 unter
dem Anteil eines KStSubjekts im Grundsatz der Anteil an den nicht zur Auf-
deckung gelangten stillen Reserven zu verstehen. Satz 6 betrifft daher solche
Fälle nicht, in denen bereits aus anderen Gründen der Teilwert anzusetzen ist,
die stillen Reserven also ohnehin aufzudecken und zu versteuern sind. Wenn im
Zuge der nachträglichen Erhöhung oder Begr. des Anteils eines KStSubjekts an
dem übertragenen WG zwar keine stillen Reserven aufgedeckt werden, diese
aber auch nicht auf das KStSubjekt übergehen, ist Satz 6 ebenfalls nicht ein-
schlägig, denn missbräuchliche Gestaltungen durch Erlangung der Anwendung
des Teileinkünfteverfahrens oder Verlagerung von Steuersubstrat aus dem estl.
in den kstl. Bereich sind in diesen Fällen nicht möglich.
Vorrangige Realisationstatbestände: Damit scheiden aus dem Anwendungs-
bereich von Satz 6 – neben den Fällen von Satz 4 und 5 – insbes. die folgenden
Sachverhalte von vornherein aus, da sie ertragstl. ohnehin einen Realisationstat-
bestand darstellen: Das zuvor nach Satz 3 zum Buchwert übertragene WG
– wird gegen fremdübliches Entgelt an ein KStSubjekt veräußert;
– wird in das BV eines KStSubjekts verdeckt eingelegt;
– geht im Zuge einer Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunter-

nehmeranteils nach § 20 UmwStG unter Aufdeckung stiller Reserven (ggf.
anteilig) unmittelbar oder mittelbar auf ein KStSubjekt über (aA offenbar
Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.8).
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Zwar würden sich bei Anwendung von Satz 6 andere Rechtsfolgen ergeben, da
in diesem Fall eine rückwirkende Besteuerung der zum ursprünglichen Übertra-
gungszeitpunkt bestehenden stillen Reserven beim Übertragenden resultieren
würde, während in den o.g. Fällen die Besteuerung erst zum späteren Realisati-
onszeitpunkt und zudem in demjenigen BV eintritt, in das ursprünglich nach
Satz 3 übertragen worden war. Dies ausnutzende Gestaltungsmöglichkeiten zu
verhindern ist aber nicht Aufgabe von Satz 6, denn diese werden ggf. bereits
durch Satz 4 eingeschränkt. Soweit sich hieraus kein rückwirkender Teilwert-
ansatz ergibt, bleibt folglich die Erfolgsneutralität der ursprünglichen Übertra-
gung nach Satz 3 erhalten und die Realisierung erfolgt im Rahmen der allgemei-
nen Vorschriften.
Zwischenzeitige Realisation: Satz 6 ist uE auch dann nicht anzuwenden,
wenn die in dem WG zum Zeitpunkt der Übertragung nach Satz 3 enthaltenen
stillen Reserven bereits vor der Erhöhung oder Begr. des Anteils eines KStSub-
jekts realisiert wurden, etwa weil derjenige, der das WG zum BW in das Gesamt-
handsvermögen übertragen und die stillen Reserven in einer Ergänzungsbilanz
zugeordnet bekommen hatte, seinen Mitunternehmeranteil vor Begr. des Anteils
des KStSubjekts unter Auflösung seiner Ergänzungsbilanz verkauft hat. Dies gilt
auch dann, wenn nach der Übertragung nach Satz 3 neue stille Reserven entstan-
den sein sollten.
Nachrang gegenüber Satz 5: Satz 6 findet auch dann keine Anwendung, wenn
nach einer Übertragung iSv. Satz 3 eine erneute Übertragung nach Satz 3 statt-
findet, die neben den Tatbestandsvoraussetzungen von Satz 6 auch diejenigen
von Satz 5 erfüllt (glA Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.10).

Beispiel 1 (mehrfache Übertragungen nach Satz 5): A ist Alleingesellschafter der
A-GmbH. A und die A-GmbH sind zu je 50 % Mitunternehmer der A-KG. A über-
trägt in 01 der A-KG unentgeltlich ein unbebautes Grundstück seines Einzelunterneh-
mens (Buchwert 800000 E, Teilwert in 01 1000000 E). Das Grundstück wird in der
A-KG mit dem Teilwert bewertet. In 05 wird das WG (Teilwert unverändert
1000000 E) unentgeltlich in das Sonder-BV der A-GmbH bei der A-KG übertragen.
Die Übertragung in 01 erfolgt grds. nach Satz 3 Nr. 1 zum Buchwert; jedoch ist nach
Satz 5 insoweit der Teilwert anzusetzen, als die A-GmbH an der A-KG beteiligt ist, da
durch die Übertragung der Anteil der A-GmbH an dem Grundstück begründet wird.
A versteuert daher in 01 einen Einbringungsgewinn iHv. 100000 E (= 50 % der stillen
Reserven). Bilanziell schlägt sich dies, da es sich insoweit um eine verdeckte Einlage
handelt, in der Erhöhung des Buchwerts der A-GmbH-Beteiligung in der Sonderbilanz
des A bei der A-KG nieder. Für die nicht aufzudeckenden stillen Reserven stellt A eine
negative Ergänzungsbilanz mit einem Minderkapital von 100000 E auf.
Die unentgeltliche Übertragung in 05 erfüllt die Tatbestandsvoraussetzungen von
Satz 5, da es sich um eine Übertragung nach Satz 3 Nr. 2 handelt, aufgrund derer sich
der Anteil eines KStSubjekts, nämlich der A-GmbH, an dem Grundstück erhöht. Zu-
gleich liegen aber auch die Voraussetzungen von Satz 6 vor, da sich der Anteil der
A-GmbH an dem Grundstück innerhalb von sieben Jahren nach der ersten Übertra-
gung erhöht. Satz 5 ist hier vorrangig anzuwenden mit der Folge, dass das Grundstück
in der Sonderbilanz der A-GmbH mit 1000000 E zu bewerten ist. Die Ergänzungs-
bilanz des A ist erfolgswirksam aufzulösen. Aufgrund der erneut vorliegenden verdeck-
ten Einlage in das BV der A-GmbH erhöht sich der Beteiligungsbuchwert in der Son-
derbilanz des A um weitere 100000 E.

Weder Aufdeckung noch Überspringen stiller Reserven trotz Anteils-
begründung oder -erhöhung: Springen trotz nachträglicher Erhöhung oder
Begr. des Anteils eines KStSubjekts am übertragenen WG keine zum Zeitpunkt
der Übertragung nach Satz 3 bereits vorhandenen stillen Reserven auf das
KStSubjekt über, obwohl die stillen Reserven nicht zur Aufdeckung gelangen,
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ist Satz 6 uE nicht anwendbar, denn in diesen Fällen ist ein Missbrauchsverdacht
unbegründbar.

Beispiel 2 (Einbringung eines Mitunternehmeranteils in eine KapGes. nach Buchwert-
übertragung): A und B sind mit jeweils 50 % beteiligte Mitunternehmer der AB-OHG.
A überträgt in 2010 ein WG seines nebenher bestehenden Einzelunternehmens in de-
ren Gesamthandsvermögen. Das WG wird zum Teilwert von 1000 aktiviert; die stillen
Reserven von 500 werden in einer negativen Ergänzungsbilanz für A passiviert. In
2012 bringt B seinen Mitunternehmeranteil nach § 20 UmwStG zum Buchwert in die
A-GmbH ein. Der Teilwert des WG beträgt zu diesem Zeitpunkt 1200.
Satz 6 kommt nicht zur Anwendung, weil die in 2010 vorhandenen stillen Reserven
nicht auf die KapGes. überspringen. Dass im Zuge der Einbringung die zwischenzeit-
lich entstandenen stillen Reserven von 200 zu 50 % auf die A-GmbH überspringen,
führt weder zur Anwendung von Satz 6 noch von Satz 5. Insoweit greifen lediglich die
umwandlungssteuerrechtl. Missbrauchsvorschriften (s. Anm. 1474u).

e) Anteilsbegründung oder -erhöhung bei Übertragung von Sachgesamt-
heiten

Satz 6 nur bei Buchwertfortführung: Vollzieht sich die Begr. oder Erhöhung
des Anteils eines KStSubjekts dadurch, dass ein Betrieb, Teilbetrieb oder Mit-
unternehmeranteil auf ein KStSubjekt übertragen wird, in dessen BV zuvor ein
WG nach Satz 3 zum Buchwert übertragen wurde, so ist Satz 6 nur dann anzu-
wenden, wenn der Übergang der Sachgesamtheit zum Buchwert erfolgt, wenn
also ohne die Anwendung von Satz 6 stille Reserven auf das KStSubjekt über-
springen würden. Hierbei ist zwischen unentgeltlichen Übertragungen und sol-
chen gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten zu unterscheiden.
Unentgeltliche Übertragungen erfolgen nur dann unter Fortführung der
Buchwerte und führen damit zur Anwendung von Satz 6, wenn sie sich im An-
wendungsbereich des Abs. 3 vollziehen.
E Schenkung, Erbfall: Fälle unentgeltlicher Übertragungen nach Abs. 3, bei denen
es nach Satz 6 zum (ggf. anteiligen) Teilwertansatz kommt, weil ansonsten we-
gen der grds. resultierenden Buchwertfortführung stille Reserven auf ein
KStSubjekt überspringen, stellen die Ausnahme dar. Sie können zB im Erbfall
vorliegen oder bei einer Schenkung an ein KStSubjekt, an dem weder der Über-
tragende noch eine ihm nahestehende Person beteiligt ist (s. Anm. 1375).
E Keine Anwendung von Satz 6 bei verdeckter Einlage: Satz 6 ist nicht anzuwenden,
wenn die Unentgeltlichkeit, wie es regelmäßig der Fall sein wird, gesellschafts-
rechtl. veranlasst ist, denn insoweit liegt kein Fall von Abs. 3, sondern eine ver-
deckte Einlage vor, mit der Folge, dass die in der übertragenen Sachgesamtheit
(und damit auch die in dem zuvor übertragenen WG) liegenden stillen Reserven
ohnehin aufzudecken sind (BMF v. 3.3.2005, BStBl. I 2005, 458 – Tz. 2; BFH v.
24.8.2000 – IV R 51/98, BStBl. II 2005, 173; glA Kulosa in Schmidt XXX. § 6
Rn. 745; aA FG Münster v. 26.10.2005 – 1 K 2184/02 F, EFG 2006, 807, rkr.;
s. auch Anm. 1474t). Für Satz 6 bleibt infolgedessen kein Raum.
Einbringungen nach §§ 20, 21 UmwStG können dann zur Anwendung von
Satz 6 führen, wenn sie zum Buch- oder Zwischenwert erfolgen.
E Gesamt- oder Sonderrechtsnachfolge nach dem Umwandlungsgesetz: Satz 6 ist anzuwen-
den, wenn das BV einer PersGes. im Wege der Verschmelzung, Aufspaltung
oder Abspaltung bzw. das BV eines Einzelkaufmanns im Wege der Ausglie-
derung (ggf. teilweise) nach §§ 20, 21 UmwStG zu einem unter dem gemeinen
Wert liegenden Wert auf eine KapGes. übertragen wird und diese Übertragung
ein WG umfasst, das zuvor nach Satz 3 zum BW übertragen worden war. Das-
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selbe gilt, wenn bei einer doppelstöckigen PersGes., in deren UnterGes. ein WG
nach Satz 3 zum BW übertragen wurde, die OberGes. nach §§ 20, 21 UmwStG
zu einem unter dem gemeinen Wert liegenden Wert in eine KapGes. umgewan-
delt wird, denn hierdurch wird der Anteil dieser KapGes. an dem nach Satz 3 in
die UnterGes. übertragenen WG mittelbar begründet.
E Formwechsel: Obwohl nach dem Gesetzeswortlaut nicht zweifelsfrei erkennbar,
erfüllt doch uE auch eine formwechselnde Umwandlung von einer PersGes. in
eine KapGes. nach §§ 190 ff. UmwG den Tatbestand von Satz 6, denn die Begr.
des Anteils eines KStSubjekts setzt uE nicht zwingend einen zivilrechtl. Rechts-
trägerwechsel voraus (ebenso auch Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.12; Müller in
Widmann/Mayer, Anh. 16, Rn. 171; BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 - Tz.
34; aA Hörger/Pauli, GmbHR 2001, 1139 [1140]).
E Einzelrechtsnachfolge: Satz 6 kommt auch bei Buchwerteinbringungen im Wege
der Einzelrechtsnachfolge zur Anwendung, etwa bei der Übertragung eines Mit-
unternehmeranteils auf eine GmbH im Wege der Sachgründung oder Kapital-
erhöhung gegen Sacheinlage, wenn dadurch stille Reserven eines zuvor nach
Satz 3 übertragenen WG auf die GmbH überspringen.
E Erweiterte Anwachsung: Nach Auffassung der FinVerw. können Einbringungen
im Wege der sog. erweiterten Anwachsung (Einbringung von Mitunternehmer-
anteilen gegen Gewährung neuer Anteile an der KapGes. und Anwachsung des
Vermögens nach § 738 BGB) nach § 20 UmwStG steuerneutral erfolgen, ob-
wohl sich die Anwachsung im Katalog der für die Anwendung des 6. Teils des
UmwStG zulässigen zivilrechtl. Umstrukturierungsmöglichkeiten in § 1 Abs. 3
Nr. 1–5 UmwStG nicht wiederfindet, so dass im Fall einer vorherigen Übertra-
gung eines WG nach Satz 3 insoweit der Teilwertansatz nach Satz 6 folgt (vgl.
BMF v. 8.12.2011, DStR 2011, 2401 – Tz. 34; zweifelnd Winkeljohann/Fuhr-
mann, Hdb. Umwandlungssteuerrecht, 2007, 829).
E Verhältnis zu den Missbrauchsklauseln des Umwandlungssteuergesetzes: Ausweislich
der Gesetzesbegründung ist es eine Zielsetzung von Satz 6, die Verlagerung stil-
ler Reserven in die stl. Sphäre eines KStSubjekts und damit die Möglichkeit der
Erlangung einer günstigeren Besteuerung durch Beteiligungsveräußerung anstatt
unmittelbarer Veräußerung des WG selbst zu verhindern. Diese Zielsetzung ver-
folgen allerdings für den Fall der Einbringung nach § 20 UmwStG auch bereits
die umwandlungssteuerrechtl. Missbrauchsklauseln. Es ist daher strittig, ob im
Fall einer Einbringung innerhalb von sieben Jahren nach der Übertragung nach
Satz 3 gem. Satz 6 rückwirkend der Teilwert anzusetzen ist oder vielmehr die
umwandlungssteuerrechtl. Missbrauchsklauseln an die Stelle von Satz 6 treten.
p Einbringung vor dem 13.12.2006: In diesen Fällen verhindern § 3 Nr. 40 Satz 3

aF bzw. § 8b Abs. 4 KStG aF eine Nutzung des Halb- bzw. Teileinkünftever-
fahrens innerhalb von sieben Jahren nach einer Einbringung nach § 20
UmwStG. Nach der überwiegenden Auffassung im Schrifttum erscheint es
daher nicht erforderlich, eine im Anschluss an die Übertragung nach Satz 3
erfolgende Einbringung nach § 20 UmwStG auch ohne eine zeitnah nachfol-
gende Veräußerung der erhaltenen Anteile unter den generellen Missbrauchs-
verdacht von Satz 6 zu stellen (vgl. Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 392e;
Düll, StbJb. 2002/03, 117 [141 f.]; IDW v. 25.9.2002, WPg. 2002, 1987
[1094]; im Erg. auch Brandenberg, DStZ 2002, 551 [559]). Die Anwendung
von Satz 6 schießt nach dieser Auffassung insoweit über den sich in den um-
wandlungssteuerlichen Missbrauchsklauseln manifestierenden Gedanken des
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Gesetzgebers hinaus (zu Recht Rödder/Schumacher, DStR 2001, 1634
[1637]).

p Einbringungen nach dem 12.12.2006: Dies gilt uE grds. auch nach den Änderun-
gen durch das SEStEG (aA Reiß in Kirchhof X. § 15 Rn. 392e). Das Kon-
zept der rückwirkenden Besteuerung eines Einbringungsgewinns nach § 22
Abs. 1 UmwStG nF steht dabei der Vorgehensweise von Satz 6 zudem syste-
matisch näher, da es im Fall der Veräußerung der KapGes.-Anteile innerhalb
von sieben Jahren im Ergebnis eine rückwirkende Neubewertung des in die
KapGes. eingebrachten Vermögens unter (ggf. anteiliger) Versteuerung beim
Einbringenden ohne Anwendung des Halb- bzw. Teileinkünfteverfahrens an-
ordnet. Allerdings soll Satz 6 nach Auffassung der FinVerw. nicht nur die
Nutzung des Teileinkünfteverfahrens ausschließen, sondern auch verhindern,
dass die im nach Satz 3 übertragenen WG liegenden stillen Reserven bei einer
nachfolgenden Veräußerung dieses WG anstatt mit dem EStSatz des Übertra-
genden (ggf. anteilig) mit dem regelmäßig niedrigeren KStSatz des nunmehr
am WG beteiligten KStSubjekts belastet werden (OFD Karlsruhe v. 20.6.
2006, StEK EStG § 6 Abs. 5 Nr. 11, Abschn. 7.1). Soweit man diese Zielset-
zung für gerechtfertigt hält (s. in Bezug auf die insoweit identische Fragestel-
lung im Bereich von Satz 5 Anm. 1474g), ist Satz 6 auch in den Fällen der
Einbringung zum Buch- oder Zwischenwert nach §§ 20–23 UmwStG anzu-
wenden.

Realteilung:Wird eine Mitunternehmerschaft, in deren BV zuvor ein WG nach
Satz 3 (aufgrund von Satz 5 ggf. teilweise) zum BW eingebracht wurde, nach
§ 16 Abs. 3 Satz 2 real geteilt und gelangt dabei das zuvor nach Satz 3 übertrage-
ne WG in das BV eines an der Realteilung teilnehmenden KStSubjekts, liegt in-
soweit, als das WG vor der Realteilung den anderen Realteilern anteilig zuzu-
rechnen war, ein Fall von Satz 6 vor, wenn die stillen Reserven nicht bereits
ohne die Anwendung von Satz 6 aufzudecken sind.
E Zuweisung von Teilbetrieben oder Mitunternehmeranteilen: Satz 6 ist anzuwenden,
wenn einem KStSubjekt im Zuge der Realteilung ein Teilbetrieb oder Mitunter-
nehmeranteil zugewiesen wird, der das zuvor nach Satz 3 übertragene WG um-
fasst, da in diesem Fall die in diesem WG enthaltenen stillen Reserven mangels
Anwendbarkeit von § 16 Abs. 3 Satz 4 ohne Aufdeckung auf das KStSubjekt
übergehen.
E Zuweisung von Einzelwirtschaftsgütern: Dagegen wird im Fall einer auf die Zuwei-
sung von EinzelWG gerichteten Realteilung die Aufdeckung der stillen Reserven
in dem auf das KStSubjekt übergehenden Vermögen bereits nach § 16 Abs. 3
Satz 4 erzwungen (s. § 16 Anm. 466), allerdings nicht rückwirkend auf den Zeit-
punkt der Einbringung nach Satz 3, sondern bezogen auf den Zeitpunkt der Re-
alteilung. Aufgrund des Charakters von Satz 6 als Missbrauchsbekämpfungsvor-
schrift tritt uE die rückwirkende Aufdeckung nach Satz 6 in diesem Fall
gegenüber der für die Realteilung unmittelbar einschlägigen Regelung des § 16
Abs. 3 Satz 4 zurück.
E Realteilung und anschließende Veräußerung iSv. § 16 Abs. 5: Handelt es sich bei dem
zuvor nach Satz 3 übertragenen WG um eine Beteiligung an einer KapGes., die
von einem KStSubjekt innerhalb von sieben Jahren nach der auf die Zuweisung
von Sachgesamtheiten gerichteten Realteilung veräußert oder nach § 22 Abs. 1
Satz 6 Nr. 1–5 UmwStG weiter übertragen wird, treffen ggf. mit Satz 6 und § 16
Abs. 5 zwei Missbrauchsvorschriften zusammen, die beide eine Verlagerung stil-
ler Reserven aus dem Anwendungsbereich von § 3 Nr. 40 in den Bereich des
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§ 8b KStG verhindern sollen. Nach Satz 6 ist zunächst die nach Satz 3 in das BV
der anschließend real geteilten Mitunternehmerschaft übertragene Beteiligung
rückwirkend zum Teilwert zu bewerten, soweit sich der Anteil des KStSubjekts
an ihr erhöht. Aufgrund der der Realteilung nachfolgenden Veräußerung ist so-
dann rückwirkend auf den Zeitpunkt der Realteilung die Beteiligung mit dem ge-
meinen Wert anzusetzen.

Beispiel: An der AB-KG sind A und die B-GmbH zu je 50 % an Ergebnis und Ver-
mögen beteiligt. A bringt in 01 in die AB-KG eine Beteiligung an der C-GmbH gegen
Gewährung von Gesellschaftsrechten nach Satz 3 zum Buchwert von 100 (Teilwert =
200) unter Aufstellung einer negativen Ergänzungsbilanz ein. In 03 wird die AB-KG
unter Zuweisung von Teilbetrieben real geteilt. Hierbei gelangt die Beteiligung an der
C-GmbH zum Buchwert in das BV der B-GmbH. Der gemeine Wert beträgt zu diesem
Zeitpunkt 270. § 16 Abs. 3 Satz 4 ist wegen der Zuweisung von Teilbetrieben nicht an-
wendbar. In 05 veräußert die B-GmbH den Anteil an der C-GmbH für 400.
Da im Zuge der Realteilung in 03 sämtliche in den Anteilen an der C-GmbH liegenden
stillenden Reserven auf die B-GmbH überspringen, ist nach Satz 6 rückwirkend in 01
bereits der (damalige) Teilwert von 200 anzusetzen. A realisiert in seinem HerkunftsBV
rückwirkend einen laufenden Gewinn von 100. Wegen der Veräußerung in 05 sind
gem. § 16 Abs. 5 rückwirkend auf den Zeitpunkt der Realteilung 5/7 der zu diesem
Zeitpunkt vorhandenen stillen Reserven aufzudecken. Die B-GmbH setzt die im Zuge
der Realteilung erhaltenen Anteile daher rückwirkend mit 250 (200 + 5/7 von 70) an
und versteuert infolgedessen nur noch den auf 150 verminderten Veräußerungsgewinn
nach Maßgabe des § 8b KStG.

3. Frist von sieben Jahren
Grundsatz: Satz 6 kommt nur zur Anwendung, wenn der Vorgang, der zur
Begr. oder Erhöhung des Anteils eines KStSubjekts an den stillen Reserven
führt, innerhalb von sieben Jahren nach der Übertragung nach Satz 3 eintritt.
Fristauslösendes Ereignis: Im Unterschied zur Sperrfrist in Satz 4 wird in
Satz 6 nicht auf die Abgabe der StErklärung als fristauslösendes Ereignis abge-
stellt (s. Anm. 1470 ff.), sondern auf den Zeitpunkt der vorausgehenden Über-
tragung des WG nach Satz 3, dh. auf den Zeitpunkt des Übergangs des wirt-
schaftlichen Eigentums. Ein Grund für diese Differenzierung ist nicht
ersichtlich.
Fristberechnung: Die Frist beginnt mit dem Übergang des wirtschaftlichen Ei-
gentums auf den Übertragungsempfänger und endet taggenau sieben Jahre spä-
ter (Fristberechnung nach §§ 187 ff. BGB). Der Ablauf des Wj. ist insoweit ohne
Bedeutung.

III. Rechtsfolgen

1. Rückwirkender Ansatz des Teilwerts im abgebenden Betriebsver-
mögen

Grundsatz: Satz 6 bewirkt, dass derjenige, aus dessen BV das WG nach Satz 3
übertragen wurde, insoweit rückwirkend im Jahr der Übertragung die stillen Re-
serven zu versteuern hat, als diese nachträglich durch Anteilsbegründung oder
-erhöhung auf ein KStSubjekt übergehen. In Höhe der aufzudeckenden stillen
Reserven entsteht laufender, ggf. auch gewstpfl. Gewinn im abgebenden BV. In
gleichem Umfang erhöht sich nachträglich im übernehmenden BV der Wert-
ansatz für das übertragene WG. Der geänderte Wertansatz wirkt sich ggf. über
veränderte AfA-Bemessungsgrundlagen auch auf alle Folgejahre aus.
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Gegebenenfalls nur partieller Teilwertansatz: Der Teilwert ist nur insoweit
anzusetzen, als der Anteil eines KStSubjekts an den stillen Reserven des WG be-
gründet wird oder sich erhöht (glA Hoffmann, GmbHR 2002, 125 [133]). Daher
ist in dem Umfang, in dem der übertragende Mitunternehmer an den stillen Re-
serven des WG in der Mitunternehmerschaft weiterhin beteiligt bleibt, zwingend
der Buchwertansatz nach Satz 3 beizubehalten.
Zeitpunkt des Teilwertansatzes und damit der Gewinnrealisierung ist nicht
der Eintritt des Ereignisses nach Satz 6 (Begründung oder Erhöhung des Anteils
am WG), sondern der stl. Stichtag der Übertragung nach Satz 3. Die dort zuge-
lassene Buchwertverknüpfung wird nachträglich partiell rückgängig gemacht.
Damit gelangen nur diejenigen stillen Reserven zur Aufdeckung, die im Zeit-
punkt der Übertragung nach Satz 3 vorhanden waren. Ob und in welchem Um-
fang im Zeitpunkt der Begr. oder Erhöhung des Anteils des KStSubjekts stille
Reserven im betreffenden WG vorhanden sind, ist unerheblich. In der Praxis
sind erhebliche Schwierigkeiten wegen der erst nach bis zu sieben Jahren not-
wendig werdenden nachträglichen Ermittlung des Teilwerts vorprogrammiert
(vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.13).
Verfahrensrecht: Wenn die Voraussetzungen von Satz 6 vorliegen, sind die
Steuer- oder Feststellungsbescheide für das Jahr der Übertragung und ggf. dieje-
nigen der Folgejahre gem. § 175 Abs. 1 Nr. 2 AO zu ändern.

2. Aufstockung der Buchwerte
Überblick: Der Teilwertansatz bewirkt neben der rückwirkenden Besteuerung
der stillen Reserven die rückwirkende Aufstockung des Wertansatzes des nach
Satz 3 übertragenen WG im aufnehmenden BV. Dies bedeutet nicht zwangsläu-
fig, dass die sich infolge dieser Aufdeckung der stillen Reserven ergebenden Fol-
gewirkungen bei derselben Person eintreten, bei der die Versteuerung erfolgt.
Vielmehr kann die aus der Versteuerung der stillen Reserven resultierende Auf-
stockung der Buchwerte ggf. auch, in Extremfällen sogar ausschließlich, anderen
Mitunternehmern zugute kommen. Ob dies der Fall ist, hängt davon ab, inwie-
weit bei der Buchwertübertragung nach Satz 3 die stillen Reserven zunächst
durch Aufstellung von Ergänzungsbilanzen dem Einbringenden zugeordnet
wurden und wessen Anteil an den stillen Reserven im Zuge der späteren Begr.
oder Erhöhung des Anteils eines KStSubjekts auf dieses überspringen.
Übertragung nach Satz 3 erfolgte unter Aufstellung von Ergänzungsbilan-
zen: In diesem Fall bewirkt der rückwirkende Teilwertansatz, dass die für den
Einbringenden aufgestellte negative Ergänzungsbilanz insoweit, als nachträglich
stille Reserven auf ein KStSubjekt überspringen, korrigiert wird. Der passivierte
Minderwert wird dabei auf den Anteil der stillen Reserven reduziert, der trotz
des später eintretenden Ereignisses nicht auf das KStSubjekt überspringt.

Beispiel 1 (Umwandlung nach Buchwertübertragung): A und B sind zu 50 % an Er-
folg und Vermögen der AB-OHG beteiligt. Bei deren Gründung in 01 hat A seine ge-
sellschaftsvertraglich vereinbarte Einlage von 100000 E durch Übertragung eines aus
seinem Einzelunternehmen stammenden WG erbracht. B leistete eine Bareinlage von
100000 E. Das von A eingebrachte WG wurde in der Gesellschaftsbilanz mit
100000 E aktiviert, A und B wurden jeweils 100000 E auf ihrem Kapitalkonto I gut-
geschrieben. Da das eingebrachte WG im Zeitpunkt der Einbringung lediglich einen
Buchwert von 80000 E hatte, wurde für A wegen des nach Satz 3 Nr. 1 zwingenden
Buchwertansatzes eine negative Ergänzungsbilanz mit einem Minderwert für das einge-
brachte WG von 20000 E aufgestellt. Satz 5 findet keine Anwendung, da zu diesem
Zeitpunkt noch keine stillen Reserven auf ein KStSubjekt überspringen. Zum 1.1.05
wird die AB-OHG nach § 20 UmwStG zum Buchwert in die AB-GmbH umgewandelt.
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Aufgrund der Umwandlung springen sämtlich stille Reserven auf die A-GmbH über,
daher ist für das eingebrachte WG rückwirkend der Teilwert anzusetzen und die Ergän-
zungsbilanz des A aufzulösen. Im Einzelunternehmen entsteht ein Gewinn iHv.
20000 E. Die Gewinnauswirkungen, die sich aus der zwischenzeitlichen Fortführung
der Ergänzungsbilanz in den Jahren 01 bis 04 ergeben hatten, sind ebenfalls rückgängig
zu machen. Auswirkungen auf der Ebene des B ergeben sich nur insoweit, als sich
durch die rückwirkende Korrektur der sich aus der Fortschreibung der Ergänzungs-
bilanz ergebenden Minderabschreibungen die Gewerbesteuerbelastung der OHG min-
dert.
Beispiel 2 (Teilanteilseinbringungen nach Buchwertübertragung): Wie im vorher-
gehenden Beispiel, jedoch wird die OHG nicht umgewandelt, sondern A bringt die
Hälfte seines Mitunternehmeranteils in 05 zum Buchwert in die A-GmbH ein.
Aufgrund der Einbringung in die A-GmbH springen 50 % der stillen Reserven auf die
A-GmbH über; das übertragene WG ist infolgedessen rückwirkend zur Hälfte zum
Teilwert anzusetzen. Der Minderwert in der negativen Ergänzungsbilanz des A wird
von Beginn an auf 10000 E herabgesetzt. Im Einzelunternehmen sind rückwirkend
10000 E zu versteuern.

Übertragung nach Satz 3 erfolgte ohne Aufstellung von Ergänzungsbilan-
zen: In diesen Fällen sind bereits im Zuge der Übertragung nach Satz 3 stille Re-
serven auf andere Mitunternehmer übergesprungen. Bei einer nachfolgenden
Begr. oder Erhöhung des Anteils eines KStSubjekts an den stillen Reserven ist
es zur Erreichung des Gesetzeszwecks erforderlich, die rückwirkende Aufsto-
ckung der Buchwerte bei demjenigen vorzunehmen, dessen stille Reserven auf
das KStSubjekt übergehen. Dieser muss nicht mit demjenigen übereinstimmen,
aus dessen BV die Übertragung nach Satz 3 erfolgte.

Beispiel 3 (Einbringung nach § 20 UmwStG nach Buchwertübertragung durch ande-
ren Mitunternehmer): Wie im vorhergehenden Beispiel, jedoch wird das WG bereits in
der Gesellschaftsbilanz mit dem Buchwert von 80000 E ausgewiesen. Die Aufstellung
einer Ergänzungsbilanz entfällt. Die Kapitalkonten beliefen sich bei Gründung auf je-
weils 90000 E. In 05 bringt nunmehr nicht A, sondern B seinen Mitunternehmeranteil
zum Buchwert in die B-GmbH ein. Die Sperrfrist nach Satz 4 sei abgelaufen.
Im Zuge der Einbringung gehen in 05 stille Reserven auf die KapGes. über, die A inso-
weit rückwirkend in 01 zu versteuern hat. Zu beachten ist, dass hier eine positive Er-
gänzungsbilanz für B, nicht etwa für A aufzustellen ist, in der die auf ihn entfallenden
stillen Reserven ausgewiesen werden. Die fortgeführte Ergänzungsbilanz des B geht
im Zuge der Einbringung des Mitunternehmeranteils in 05 auf die B-GmbH über (vgl.
Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.8).

3. Besonderheiten im Fall zwischenzeitlicher Anteilsübertragungen
Aufgrund des bis zu sieben Jahre umfassenden Zeitraums zwischen Übertragung
nach Satz 3 und Begr. oder Erhöhung des Anteils eines KStSubjekts am übertra-
genen WG ist kaum auszuschließen, dass sich die personelle Zusammensetzung
der Mitunternehmerschaft, in bzw. aus deren BV ein WG nach Satz 3 zum
Buchwert übertragen wurde, in der Zeit zwischen der Buchwertübertragung und
der Anteilsbegründung oder -erhöhung des KStSubjekts verändert.
Zwischenzeitliche entgeltliche Übertragungen: Soweit dies auf Anteilsver-
käufen beruht, durch welche die stillen Reserven in dem nach Satz 3 übertrage-
nen WG aufgedeckt werden, ist ein rückwirkender Teilwertansatz nicht mehr ge-
boten. Etwas anderes gilt aber, wenn die stillen Reserven im Zuge der
Veränderung des Gesellschafterkreises nicht oder nur teilweise aufgedeckt wur-
den, etwa weil sie im Zuge der Übertragung nach Satz 3 oder aufgrund anderer
Umstrukturierungen bereits vor der Veräußerung des betreffenden Anteils auf
andere Mitunternehmer übergesprungen sind und folglich durch die Veräuße-
rung jenes Anteils nicht zur Aufdeckung gelangen (so wohl auch Strahl in
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Korn, § 6 Rn. 503.13). In diesen Fällen sind die auf das KStSubjekt übergehen-
den stillen Reserven rückwirkend vom ursprünglich Übertragenden zu versteu-
ern; zur Erreichung der gesetzgeberischen Zielsetzung ist sodann sicherzustel-
len, dass die aufgrund des (ggf. anteiligen) rückwirkenden Teilwertansatzes
notwendig werdende Aufstockung der Buchwerte letztlich bei demjenigen ein-
tritt, aus dessen (ggf. ideell anteiligen) BV die stillen Reserven anschließend auf
das KStSubjekt überspringen.

Beispiel 1 (Anteilsveräußerung zwischen Buchwertübertragung und Umwandlung): A
überträgt in 01 ein WG seines Einzelunternehmens unentgeltlich in das Gesamthands-
vermögen der AB-OHG, an der er neben B zu 50 % beteiligt ist. Eine Ergänzungs-
bilanz wird nicht aufgestellt. In 05 veräußert A seinen Mitunternehmeranteil zum Teil-
wert an C. Die Sperrfrist nach Satz 4 sei abgelaufen. In 07 wird die OHG zum
Buchwert in eine KapGes. umgewandelt.
Die infolge der Buchwertübertragung in 01 zunächst unaufgedeckt gebliebenen stillen
Reserven entfielen in der OHG zunächst auf A und B jeweils zur Hälfte. Im Zuge der
Anteilsveräußerung in 05 realisiert A den bei ihm verbliebenen Anteil der stillen Reser-
ven. Durch die Umwandlung der OHG springen die zuvor nach Satz 3 auf B überge-
gangenen stillen Reserven nunmehr auf die KapGes. über. Insoweit hat ein rückwir-
kender Ansatz zum Teilwert zu erfolgen. Die Besteuerung hat uE de lege lata bei A zu
erfolgen, obwohl für ihn ein Missbrauchsverdacht kaum gerechtfertigt erscheint. Dies
wirkt umso schwerer, als nunmehr nicht für A, sondern für B eine positive Ergän-
zungsbilanz aufzustellen ist, da die stillen Reserven bei demjenigen aufzustocken sind,
von dem sie später auf die KapGes. übergehen.

Zwischenzeitliche unentgeltliche Übertragungen: Die durch die Aufsto-
ckung entstehenden Folgewirkungen können uU auch bei verschiedenen Per-
sonen auftreten. Dies ist insbes. der Fall, wenn zwischenzeitlich unentgeltliche
Anteilsübertragungen nach Satz 3 vorgenommen werden.

Beispiel 2 (unentgeltliche Anteilsübertragung zwischen Buchwertübertragung und
Umwandlung): Das vorhergehende Beispiel sei insoweit abgewandelt, als A seinen Mit-
unternehmeranteil in 05 nicht veräußert, sondern unentgeltlich nach Abs. 3 unter Fort-
führung der Buchwerte an seinen Sohn C überträgt.
In diesem Fall springen bei der Umwandlung in 07 die gesamten stillen Reserven auf
die KapGes. über. A hat daher rückwirkend in 01 die stillen Reserven des nach Satz 3
übertragenen WG zu versteuern. A und B erhalten infolgedessen in 01 je eine Ergän-
zungsbilanz, in der jeweils die Hälfte der stillen Reserven aktiviert wird. Die (fort-
geführte) Ergänzungsbilanz des A geht in 05 mit auf C über.

4. Sonstige Rechtsfolgen
Teileinkünfteverfahren: Handelt es sich bei dem zum BW übertragenen WG
um Anteile an einer KapGes., kommt ggf. § 3 Nr. 40 oder § 8b KStG zur An-
wendung (vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.14 mwN). Soweit es sich um ein-
bringungsgeborene Anteile handelt, ist ggf. die siebenjährige Sperrfrist nach § 3
Nr. 40 Satz 3 aF bzw. § 8b Abs. 4 KStG aF zu beachten. Für Anteile, die nach
dem 12.12.2006 durch eine Einbringung nach §§ 20, 21 UmwStG unter dem ge-
meinen Wert entstanden sind, ist ggf. ein Einbringungsgewinn I zu berücksichti-
gen.
Erhöhung der AK der Kapitalgesellschaftsanteile: In den Fällen der Ein-
bringung nach §§ 20 ff. UmwStG erhöhen sich infolge des rückwirkenden Teil-
wertansatzes nach Satz 6 der Buchwert des eingebrachten BV und damit nach
§ 20 Abs. 3 UmwStG zugleich die AK der im Zuge der Einbringung erhaltenen
Anteile (vgl. Strahl in Korn, § 6 Rn. 503.8; Reiß in Kirchhof X. § 15
Rn. 392e).
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Erläuterungen zu Abs. 6:
Anschaffungskosten bei Tausch und

verdeckter Einlage

A. Allgemeine Erläuterungen zu Abs. 6

Schrifttum:
Vor StEntlG 1999/2000/2002:
Tausch allgemein: Gail/Düll/Hess-Emmerich/Fuhrmann. Aktuelle Entwicklungen des
Unternehmenssteuerrechts – Steuerliche Überlegungen zum Jahresende 1998, DB 1998,
Beil. Nr. 19/98; Daragan, Einbringung von Wirtschaftsgütern – (k)ein kauf- oder tausch-
ähnliches Geschäft?, DStR 2000, 573; Focken, Spielräume der Kapitalkonsolidierung nach
der Erwerbsmethode bei Beteiligungserwerb durch Anteilstausch, DB 2000, 2437; Strohner/
Weismüller, Steuerliche Behandlung des Tauschs oder Verkaufs von Belegschaftsaktien –
Tausch von Mannesmann- in Vodafone-Aktien, NWB F. 3, 11377 (2001).
Tauschgutachten: Wassermeyer, Tausch und Einlage von Anteilen an Kapitalgesell-
schaften über die Grenze, DB 1990, 855; Blumers/Schmidt, Die neuen Tauschgrundsät-
ze und ihre subsidiäre Geltung, DB 1998, 392; Honert/Neumayer, Neue und alte Proble-
me nach dem „Tausch-Erlaß“, GmbHR 1998, 1101; Kupka, Zum „6:1 -Clou“ – Ist ein
steuerneutraler Tausch auch in Zukunft noch möglich? – Welche Auswirkungen ergeben
sich für die Aktionäre, die die zum Tausch hingegebenen Aktien im Betriebsvermögen ge-
halten haben?, DB 1998, 229; Rödder, Das neue BMF-Schreiben zum Tauschgutachten –
Grundsatz- und Detailanmerkungen, DStR 1998, 474; Rohler, Ist die Abschaffung des
Tauschgutachtens wirklich gelungen?, NWB F. 3, 10855 (1999); Herzig, Das Ende des
Tauschgutachtens?, in Festschr. Widmann, Bonn 2000, 393; Riemenschneider, Der
Tausch in der Handels- und Steuerbilanz unter besonderer Berücksichtigung des soge-
nannten Tauschgutachtens des Bundesfinanzhofs vom 16.12.1958, Diss. Bonn 2000;
Scholten/Griemla/Theunissen, Das Tauschgutachten lebt – Keine Einschränkung der
Rechtsgrundsätze des BFH-Tauschgutachtens vom 16.12.1958 durch § 6 Abs. 6 Satz 1
EStG, Ubg. 2009, 628.

Verwaltungsanweisungen: BMF v. 15.2.1995, BStBl. I 1995, 149; v. 9.2.1998, BStBl. I
1998, 163; beide Schreiben aufgehoben mit Wirkung für ab 1.1.2004 verwirklichte Steuer-
tatbestände, BMF v. 29.3.2007, BStBl. I, 2007, 369; BMF v. 29.3.2000, BStBl. I 2000, 462.

Nach StEntlG 1999/2000/2002: Kroschel/Löbl/Wellisch, Der Referentenentwurf
zur Steuerreform der rot-grünen Bundesregierung: Abkehr von dem Ziel der Verein-
fachung des Steuerrechts, DB 1998, 2387; Weber-Grellet, Die verdeckte Einlage, DB
1998, 1532; Weber-Grellet, Das hässliche Bilanzsteuerrecht, DB 1998, 2435; Büchele,
Die verdeckte Einlage im Brennpunkt von Bilanz- und Gesellschaftsrecht, DB 1999,
2336; Dötsch, Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002: Änderungen des UmwStG und
des GewStG und körperschaftsteuerlich relevante Änderungen des EStG, DB 1999, 932;
Tiedtke/Wälzholz, Zur Übertragung eines Teilanteils an einem Mitunternehmeranteil
und zur verdeckten Einlage nach altem und neuem Recht, DB 1999, 2026; Schmid/
Mühlhäuser, Wirtschaftliches Eigentum und Gewinnrealisierung bei der Wertpapieranlei-
he, DB 2001, 2609; Dautel, Steuerneutraler Erwerb von Anteilen an Kapitalgesellschaften
durch Tausch, BB 2002, 1844; Häger/Forst, Tausch von Anteilen an Kapitalgesellschaf-
ten – Vielfältige Möglichkeiten führen zur Steuerneutralität, EStB 2002, 291; Honert,
Steuerneutraler Tausch von Anteilen an Kapitalgesellschaften – Wann er möglich und wo-
rauf zu achten ist!, EStB 2002, 160; Füger/Rieger, Verdeckte Einlage in eine Kapitalge-
sellschaft zu Buchwerten, DStR 2003, 628; Groh, Teilwerteinbringung von betrieblichen
Einzelwirtschaftsgütern in Personengesellschaften, DB 2003, 1403.

Verwaltungsanweisungen: OFD Frankfurt v. 21.5.2001, FR 2001, 802; OFD Berlin v.
19.7.2002, DStR 2002, 1811; FinSen. Bremen v. 25.10.2002, FR 2003, 48; OFD Düss. v.
11.5.2004, FR 2004, 670.
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I. Überblick

Abs. 6 schreibt bestimmte Rechtsfolgen einerseits für den Tausch von WG und
andererseits für die verdeckte Einlage von WG in KapGes. vor. Bei beiden Vor-
gängen handelt es sich nach den Vorstellungen des Gesetzgebers um Realisati-
onsakte, darüber hinaus haben sie jedoch nichts gemeinsam. Schließlich sind die
in Abs. 6 bestimmten Rechtsfolgen keine Neuregelungen, sondern beschreiben
lediglich das, was schon bisher galt.
Tausch: Für den Tausch bestimmt Abs. 6 Satz 1 die AK des erworbenen WG,
die in Höhe des gemeinen Werts des hingegebenen WG anzusetzen sind. Dies
war schon bisher stRspr. des BFH (vgl. zB BFH v. 25.1.1984 – I R 183/81,
BStBl. II 1984, 422; v. 8.7.1992 – XI R 51/89, BStBl. II 1992, 946 betr. Tausch
von Mitunternehmeranteilen; s. auch BMF v. 9.2.1998, BStBl. I 1998, 163 Tz. 1
– aufgehoben ab 2004 durch BMF v. 29.3.2007, BStBl. I 2007, 369). Wesentli-
ches Ziel der Schaffung von Abs. 6 Satz 1 war es daher auch, das sogenannte
Tauschgutachten des BFH v. 16.12.1958 – I D 1/57 S (BStBl. III 1959, 30) für
nicht mehr anwendbar zu erklären. Diese Haltung des Gesetzgebers dürfte auf
ein falsches Verständnis des Tauschgutachtens zurückzuführen sein, die uE
durch eine zu weitgehende Anwendungspraxis begünstigt worden ist. Das
Tauschgutachten geht im Ergebnis grds. von den jetzt in Abs. 6 Satz 1 beschrie-
benen Rechtsfolgen aus, verneint jedoch das Vorliegen eines Anschaffungs-
geschäfts unter sehr engen Bedingungen (s. dazu Anm. 1483). Im Übrigen um-
fasst der Begriff des Tauschs auch tauschähnliche Geschäfte, wie sie vor allem
bei Umwandlungsvorgängen zu beobachten sind (zum Vorrang der besonderen
Bewertungsvorschriften des UmwStG vgl. Anm. 1482). Der Bewertungsmaß-
stab für die AK des erworbenen WG ist gem. § 9 BewG zu ermitteln. Soweit
das Tauschgeschäft oder tauschähnliche Geschäft einem der in Abs. 5 beschrie-
benen Sachverhalte entspricht, gehen die dort beschriebenen Rechtsfolgen de-
nen des Abs. 6 vor (Abs. 6 Satz 4).
Verdeckte Einlage: Abs. 6 Sätze 2 und 3 bestimmen die Auswirkung der
verdeckten Einlage eines WG in eine KapGes. auf den Buchwert der Be-
teiligung. Der Begriff der verdeckten Einlage ist dabei auch in Abs. 6 Sätzen 2
und 3 nicht definiert, insofern ist auf die einschlägige Rspr. des BFH zurück-
zugreifen (vgl. Anm. 1488b). Liegt eine solche verdeckte Einlage vor, erhöhen
sich nach dem Wortlaut des Gesetzes die AK der Beteiligung (im Einzelnen vgl.
Anm. 1488a ff.).
Abs. 6 Satz 3 stellt nach der hier vertretenen Auffassung eine Korrespondenz
zwischen der Bewertung des eingelegten WG bei der empfangenden KapGes.
und der Erhöhung des Buchwerts der Beteiligung an dieser KapGes. her, indem
er für den Betrag der Erhöhung des Buchwerts der Beteiligung den Einlagewert
des WG bestimmt. Allerdings ist der Gesetzeswortlaut bezüglich des Verweises
aus Abs. 6 Satz 3 in Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a in seinem Wortlaut unscharf,
weshalb es zu unterschiedlichen Interpretationen diesbezüglich kommen kann
(im Einzelnen vgl. Anm. 1489a).
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II. Rechtsentwicklung und zeitlicher Geltungsbereich

1. Rechtsentwicklung
Rechtslage bis 1999:
E Anschaffungskostenprinzip: Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG 1957 waren die
als BV anzusetzenden einzelnen WG mit ihren AHK, ggf. vermindert um AfA,
erhöhte Absetzungen, Sonderabschreibungen, Abzüge nach § 6b und ähnliche
Abzüge, zu bewerten. Der Begriff der AK selbst war im EStG bislang nie gere-
gelt, er wurde vielmehr dem Handelsrecht entnommen (seit 1.1.1987: § 255
HGB; s. dazu Anm. 281). Diese Definition galt auch, wenn der Anschaffungs-
vorgang nicht durch die Hingabe von Geld als Gegenleistung, sondern durch
die Hingabe von anderen WG vollzogen wurde. Als Aufwand zum Erwerb des
WG wurde dabei der gemeine Wert des hingegebenen WG angenommen (vgl.
zB BFH v. 25.1.1984 – I R 183/81, BStBl. II 1984, 422; ebenso Schmidt/We-
ber-Grellet XXIX. § 5 Rn. 633). Lag der Buchwert des hingegebenen WG un-
ter dessen gemeinem Wert, kam es beim Tausch also nach bisheriger gefestigter
Rechtslage zur Gewinnrealisation.
E Ausnahmetatbestand Anteilstausch: Nach dem Tauschgutachten des BFH v.
16.12.1958 – I D 1/57 S (BStBl. III 1959, 30) war für den Tausch von Anteilen
an KapGes. unter bestimmten Bedingungen nicht von einer Gewinnrealisierung
auszugehen (s. dazu ausführl. Anm. 1483).
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402; BStBl. I 1999, 304):
Die erstmals eingefügte Vorschrift des Abs. 6 normiert in Satz 1 zunächst den
bereits bisher herrschenden AK-Begriff für die Fälle des Tauschs in unveränder-
ter Art und Weise (s. dazu Anm. 1487a). Die Sätze 2 und 3 der Vorschrift regeln
die Bewertung einer im BV gehaltenen Beteiligung an einer KapGes. für den
Fall, dass WG auf diese im Wege der verdeckten Einlage übertragen werden (im
Einzelnen dazu Anm. 1488a ff.).
UntStFG v. 20.12.2001 (BGBl. I 2001, 3858; BStBl. I 2002, 35): Satz 4 wurde
angefügt und bestimmt das Verhältnis von Abs. 6 zu Abs. 5 (vgl. Anm. 1479).

2. Zeitlicher Geltungsbereich
Abs. 6 Satz 1 ist gem. § 52 Abs. 16 Satz 11 idF des StEntlG 1999/2000/2002
erstmals auf den Erwerb von WG anzuwenden, bei denen der Erwerb auf
Grund eines nach dem 31.12.1998 abgeschlossenen obligatorischen Vertrags
oder gleichstehenden Rechtsakts erfolgt. Es kommt also auf den Abschluss des
Verpflichtungsgeschäfts, nicht auf die tatsächliche Übereignung an.
Abs. 6 Sätze 2 und 3 gelten gem. § 52 Abs. 16 Satz 15 erstmals für Einlagen,
die nach dem 31.12.1998 vorgenommen werden. Vorgenommen werden kann
nur iS eines tatsächlichen Vollzugs der Einlagen verstanden werden, so dass in
den von den Sätzen 2 und 3 erfassten Fällen der verdeckten Einlage auf den
Übergang des wirtschaftlichen Eigentums abzustellen ist. Denn ab diesem Zeit-
punkt hat der Erwerber die (wirtschaftliche) Verfügungsmacht über das betref-
fende WG und er trägt das damit verbundene wirtschaftliche Risiko.
Abs. 6 Satz 4 wurde durch das UntStFG v. 20.12.2001 (BGBl. I 2001, 3858;
BStBl. I 2002, 35) angefügt und gilt mangels besonderer Vorschrift gem. § 52
Abs. 1 erstmals für den VZ 2001.
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3. Grund und Bedeutung der gesetzlichen Neuregelung
Grund der gesetzlichen Neuregelung:
E Steuerneutrale Umstrukturierungen: Der Gesetzgeber war der Auffassung, dass er
für betriebliche Umstrukturierungsmaßnahmen mit dem UmwG und dem
UmwStG den Unternehmen ein hinreichendes Instrumentarium für die Schaf-
fung und Anpassung von Unternehmensstrukturen zur Verfügung gestellt hat.
Insbes. mit Blick auf das Tauschgutachten des BFH wird in der Gesetzes-
begründung ausgeführt, dass gesetzlich nicht zugelassene Begünstigungen nicht
gewollt sind. Konsequenterweise sollte daher durch die gesetzliche Normierung
des AK-Begriffs eine für alle Tauschvorgänge einheitliche, gesetzliche Bewer-
tungsvorschrift geschaffen werden. Dies wurde insbes. mit Hinweis auf das ver-
fassungsrechtl. Prinzip der Gleichmäßigkeit der Besteuerung begründet
(BTDrucks. 14/23, 172 f.). Nach dem Willen des Gesetzgebers sollte durch die
Schaffung des Abs. 6 Satz 1 vor allem die Möglichkeit, Anteile an KapGes. ohne
Aufdeckung der stillen Reserven tauschen zu können, abgeschafft werden. Zu
dem Ergebnis s. Anm. 1483. Ein wesentlicher Faktor und damit Auslöser der
gesetzlichen Regelung war der sog. 6:1-Clou der Hypo-Vereinsbank, der nach
den im Schrifttum kolportierten Meinungen steuerneutral aufgrund des Tausch-
gutachtens abgewickelt wurde, dies aber nach wohl überwiegender Auffassung
zu Unrecht (vgl. Kupka, DB 1998, 229).
E Verdeckte Einlage: Dabei sah der Gesetzgeber die Notwendigkeit, auch die stl.
Folgen der verdeckten Einlage eines WG in eine KapGes. ausdrücklich gesetz-
lich zu regeln. Allerdings sollten – zur Vermeidung einer Übermaßbesteuerung
– WG, die der Stpfl. innerhalb der letzten 3 Jahre vor der Einlage erworben hat,
lediglich mit ihren tatsächlichen AK bzw. dem niedrigeren Teilwert zu bewerten
sein (BTDrucks. 14/23, 173).
E Vorrang des Abs. 5 gegenüber Abs. 6: Abs. 6 Satz 4 der Vorschrift, der durch das
UntStFG eingefügt worden ist, sollte schließlich klarstellen, dass die Bewer-
tungsvorschrift des Abs. 6 in den Fällen des Abs. 5 nicht gelten soll. Liegt ein
Fall des Abs. 5 vor, bleibt es also für die Übertragung von EinzelWG gegen Ge-
währung von Gesellschaftsrechten bei der dort geregelten Buchwertverknüp-
fung. Die Ergänzung um diesen Satz wurde für erforderlich gehalten, weil an-
sonsten das Verhältnis von Abs. 6 zu Abs. 5für unklar gehalten wurde. Zum
Umfang des Vorrangs s. nachfolgend Anm. 1479 „Subsidiarität“.
Bedeutung der Vorschrift: Abs. 6 hat uE insgesamt lediglich klarstellende Be-
deutung (vgl. auch Anm. 1475), da er Rechtsfolgen bestimmt, die auch schon
nach bisher ganz herrschender Auffassung aufgrund der in Abs. 1 enthaltenen
Bewertungsvorschriften bzw. nach den GoB galten:
E Abs. 6 Satz 1 bestimmt, wie die AK eines WG zu ermitteln sind, wenn als Ge-
genleistung für dieses WG kein Geldbetrag, sondern eine Sachleistung gewährt
wird, wenn also im Wege des Tauschs erworben wird. Abs. 6 Satz 1 hat Bedeu-
tung für beide Tauschpartner gleichermaßen, wenn sich bei beiden das Tausch-
geschäft als betriebliches darstellt. Bislang war die hier vorgeschriebene Rechts-
folge allerdings, soweit ersichtlich, nicht str., sondern durch langjährige Rspr.
des BFH geklärt (BFH v. 25.1.1984 – I 183/81, BStBl. II 1984, 422; Schmidt/
Weber-Grellet XXIX. § 5 Rn. 633). Die Rechtsfolge ist Ausdruck des Realisati-
onsprinzips (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB, dazu Weber-Grellet, FR 2003, 469 un-
ter Verweis auf BFH v. 12.5.1993 – XI R 1/93, BStBl. II 1993, 786; s. auch
BFH v. 11.12.2001 – VIII R 58/98, BStBl. II 2002, 420).
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Der AK-Begriff, wie er jetzt in Abs. 6 Satz 1 normiert ist, wurde schon bisher
aus Abs. 1 Nr. 1 abgeleitet. Insofern hat Abs. 6 Satz 1 lediglich klarstellende Be-
deutung.
E Abs. 6 Sätze 2 und 3 beschäftigen sich nicht mit den stl. Konsequenzen eines
Tauschs, sondern mit der Auswirkung der verdeckten Einlage eines WG in eine
KapGes. auf die Bewertung der Beteiligung in der StBil. des Einlegenden. Diese
Sätze haben mithin nur Bedeutung im Rahmen der Bilanzierung des einlegenden
Gesellschafters der KapGes.
E Abs. 6 Satz 4 schließlich grenzt die Anwendungsbereiche von Abs. 5 und
Abs. 6 voneinander ab, indem er den in Abs. 5 festgelegten Rechtsfolgen Vor-
rang gegenüber denjenigen von Abs. 6 erteilt.

III. Geltungsbereich des Abs. 6

1. Sachlicher Geltungsbereich
§ 6 insgesamt ist die zentrale Bewertungsvorschrift im EStG für die sog. Gewin-
nermittlungseinkünfte (Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selb-
ständige Arbeit). Diese Vorschrift ist aber teilweise auch – zB bei den AK – bei
den privaten Überschusseinkunftsarten anwendbar (s. Anm. 5). Innerhalb des
Abs. 6 ist hinsichtlich des sachlichen Geltungsbereichs zwischen den einzelnen
Sätzen zu differenzieren:
Tauschvorgänge hinsichtlich einzelner WG werden durch Abs. 6 Satz 1 er-
fasst. Bezüglich der Auswirkungen auf tauschähnliche Geschäfte s. Anm. 1484b.
Abs. 6 Satz 1 regelt dabei die Bemessung der AK für das erworbene WG. Eine
Differenzierung hinsichtlich des Grunds des Tauschs ist grds. nicht vorgesehen,
Voraussetzung ist lediglich, dass ein WG im Wege des Tauschs übertragen wird.
Verdeckte Einlagen von einzelnen WG in KapGes. werden bezüglich ihrer
Auswirkungen auf den Buchwert der Beteiligung beim einlegenden Gesellschaf-
ter von Abs. 6 Sätzen 2 und 3 erfasst. Abs. 6 Satz 2 regelt dabei den Grundfall
der verdeckten Einlage, während Abs. 6 Satz 3 eine Buchwertverknüpfung zwi-
schen dem bei der empfangenden KapGes. zu berücksichtigenden Ansatz des
eingelegten WG und der mit diesem Wert korrespondierenden Erhöhung des
Beteiligungsansatzes bei der einlegenden Person herstellt. Abs. 6 Satz 3 betrifft
die verdeckte Einlage von WG, die innerhalb der letzten drei Jahre vor der Ein-
lage vom Einlegenden angeschafft oder hergestellt worden sind.
Subsidiarität: Abs. 6 Satz 4 schließlich grenzt den Geltungsbereich des Abs. 6
gegenüber dem von Abs. 5 ab, indem er den Regelungen des Abs. 5 Vorrang
einräumt. Diese Subsidiarität von Abs. 6 gegenüber Abs. 5 kann sich allerdings
lediglich auf Abs. 6 Satz 1 beziehen, da Abs. 6 Sätze 2 und 3, wie oben dar-
gestellt, die verdeckte Einlage einzelner WG in KapGes. betreffen. Dieser Vor-
gang wiederum ist nicht Gegenstand des Regelungsbereichs von Abs. 5. Auch
aus dem Regelungsbereich des Abs. 5können nur die in dessen Satz 3 aufgeführ-
ten Vorgänge, also die Übertragung einzelner WG in oder aus dem Gesamt-
handsvermögen einer Mitunternehmerschaft gegen Gewährung bzw. Minderung
von Gesellschaftsrechten erfasst sein, denn nur dann kann man von einem
Tausch iSv. Abs. 6 Satz 1 sprechen.

2. Persönlicher Geltungsbereich
Abs. 6 gilt für alle Stpfl. mit Gewinneinkünften (§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1), unab-
hängig von der Art der Gewinnermittlung (Abs. 7). Über den Verweis in § 8
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Abs. 1 Satz 1 KStG gilt Abs. 6 auch für alle unbeschränkt und beschränkt
KStpfl. (§§ 1–4 KStG). UU kann Abs. 6 auch auf die Überschusseinkunftsarten
(zB § 23) ausstrahlen (s. Anm. 5).

IV. Verhältnis zu anderen Vorschriften

1. Vorschriften des EStG
Verhältnis zu den anderen Absätzen des § 6: Im Rahmen der allgemeinen
Bewertungsvorschriften des Abs. 1 spielen die AK bzw. die fortgeführten AK
eine zentrale Rolle. Der AK-Begriff selbst ist im EStG nicht definiert (s.
Anm. 281). Lediglich für den Spezialfall des Tauschs bestimmt Abs. 6 Satz 1 die
Höhe der AK des erworbenen WG. Insofern ergänzt Abs. 6 Satz 1 die Bewer-
tungsregeln von Abs. 1. Gleiches gilt für die Regelung in Abs. 6 Sätzen 2 und 3.
Auch für die Fälle des Abs. 2 (sog. geringwertige WG) gilt die in Abs. 6 Satz 1
enthaltene Definition der AK. Abs. 6 Sätze 2 und 3können auf Abs. 2 keine
Auswirkung haben, da eine Beteiligung kein abnutzbares bewegliches WG dar-
stellt.
Die Fälle, die in Abs. 3 geregelt sind, setzen Unentgeltlichkeit voraus (für Abs. 3
vgl. auch OFD Düss. v. 9.9.1999, DStR 1999, 1946). Hier liegen daher definiti-
onsgemäß keine (neuen) AK vor (zu Abs. 3 s. Anm. 1386), weshalb es auch kei-
ner speziellen Definition der AK bei einem Tausch bedarf. Für die unentgeltlich
Übertragung einzelner WG nach Abs. 4 gilt eine Sonderregelung (gemeiner
Wert beim Erwerber; s. Anm. 1435 ff.). Soweit in den Fällen des Abs. 5 eine Ge-
genleistung in Form von Gesellschaftsrechten gewährt wird, liegt begrifflich al-
lerdings ein Tausch vor. Hier schreibt jedoch Abs. 6 Satz 4 vor, dass die Rege-
lungen des Abs. 5 Vorrang haben. In den Fällen des Abs. 5 ist also zwingende
Buchwertverknüpfung anzunehmen.
Verhältnis zu § 16: Auch eine Betriebsveräußerung oder Betriebsaufgabe kann
gedanklich im Wege des Tauschs erfolgen (Beispiel: Der Einzelunternehmer
verkauft sein Unternehmen gegen eine Kunstsammlung). Zunächst ist festzuhal-
ten, dass es bei § 16, wie auch bei § 17, § 20 Abs. 2 und § 23, um die Ermittlung
eines Veräußerungsgewinns geht, während Abs. 6 sich mit den AK auseinander-
setzt. Während Abs. 6 sich also den stl. Rechtsfolgen für einen Erwerber wid-
met, bestimmen die §§ 16, 17, 20 Abs. 2 und 23 die stl. Rechtsfolgen für einen
Verkäufer. Insofern besteht kein unmittelbarer Zusammenhang zwischen § 16
und Abs. 6. Allerdings besteht dieser mittelbar dergestalt, dass die AK des Er-
werbers des Betriebs, die sich im Fall eines Tauschs nach Abs. 6 bestimmen, re-
gelmäßig dem Veräußerungspreis des Verkäufers entsprechen. Also wirkt Abs. 6
in dem eingangs erwähnten Beispiel indirekt auch auf die Ermittlung eines Ver-
äußerungsgewinns.
Grds. gehen zwar die in § 16 enthaltenen Bewertungsvorschriften als lex specia-
lis den allgemeinen Bewertungsvorschriften des § 6 vor, allerdings enthält § 16
keine besondere Bewertungsregel für einen solchen Fall. Dann wäre Abs. 6 als
allgemeine Bewertungsregel auch im Zusammenhang mit § 16 zu beachten. Dies
gilt allerdings nicht für die in § 16 Abs. 3 geregelten Fälle der Realteilung, da in-
soweit besondere Bewertungsvorschriften bestehen (Schmidt/Kulosa XXIX.
§ 6 Rn. 1).
Verhältnis zu § 17: § 17 regelt die stl. Konsequenzen aus der Veräußerung von
Anteilen an KapGes., die im PV gehalten werden und bestimmte Voraussetzun-
gen erfüllen (Mindestbeteiligung von 1 % am Kapital der Gesellschaft, zu den
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Einzelheiten s. Erl. zu § 17). Die Einkünfte aus § 17 gehören zu den Einkünften
aus Gewerbebetrieb und damit zu den Gewinneinkünften. Daher ist Abs. 6 im
Rahmen des § 17 grds. zu beachten. Sofern eine verdeckte Einlage in eine Kap-
Ges. vorliegt, ist § 17 Abs. 2 Satz 2 als lex specialis vorrangig.
Verhältnis zu § 20: Soweit Wertpapiere und andere Finanzprodukte im PV ge-
halten werden, richtet sich die Besteuerung seit 1.1.2009 nach § 20, sofern die
Finanzanlagen nach dem 31.12.2008 erworben wurden (§ 52a Abs. 10) und nicht
§ 17 greift. Hier gilt nicht Abs. 6. Bei Tausch solcher Finanzanlagen ist grds. der
Wert der empfangenen Gegenleistung maßgebend (die Rspr. des BFH zu § 23
ist uE insoweit übertragbar, vgl. BFH v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990,
830 [835]; bestätigt in BFH v. 17.6.2009 – IX B 204/08, BFH/NV 2009, 1262).
Zu beachten ist hier insbes. auch § 20 Abs. 4a.
Verhältnis zu § 23: Die in § 23 beschriebenen privaten Veräußerungsgeschäfte
gehören zu den sonstigen Einkünften des § 22, also zu den Überschusseinkünf-
ten. Für diese ist § 6 grds. nicht anwendbar. Bei einem privaten Veräußerungs-
geschäft im Wege des Tauschs ist grds. der gemeine Wert der empfangenen Ge-
genleistung maßgebend (vgl. BFH v. 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830
[835]; bestätigt in BFH v. 17.6.2009 – IX B 204/08, BFH/NV 2009, 1262; vgl.
auch Schmidt/Weber-Grellet XXIX. § 23 Rn. 71).

2. Vorschriften des UmwStG
Das UmwStG enthält bezüglich der dort genannten Vorgänge gegenüber den
allgemeinen Bewertungsregeln des EStG besondere Vorschriften, die dement-
sprechend den allgemeinen Regeln vorgehen (glA Schmidt/Kulosa XXIX. § 6
Rn. 733).

3. Tauschgutachten
Das Gutachten des BFH v. 16.12.1958 – I D 1/57 S (BStBl. III 1959, 30) hat
sich mit der Frage der Gewinnverwirklichung beim Tausch von Anteilsrechten
(Aktientausch) an KapGes. beschäftigt (sogenanntes Tauschgutachten). Nach
den Gesetzesmaterialien war es Ziel des Gesetzgebers, das als Begünstigung an-
gesehene Ergebnis dieses Tauschgutachtens durch die Einführung des Abs. 6 zu
beseitigen (BTDrucks. 14/23, 172 [173]; im Einzelnen s. Anm. 1478). Fraglich
ist allerdings, ob dies gelungen ist, auch wenn der BFH in drei Entscheidungen,
allerdings ohne nähere Begründung, davon auszugehen scheint (BFH v. 23.6.
2006 – X B 18/06, BFH/NV 2006, 1651; v. 24.4.2007 – I R 16/06, BStBl. II
2007, 707; v. 6.4.2009 – IX B 204/08, BFH/NV 2009, 1262).
In dem ersten Leitsatz kommt das Tauschgutachten des BFH v. 16.12.1958 – I
D 1/57 S (aaO) zu dem Ergebnis, dass der Tausch von Anteilsrechten an Kap-
Ges. grds. zur Verwirklichung der im Buchwert der hingegebenen Anteile ent-
haltenen stillen Reserven führt. Dieses Ergebnis entspricht grds. der in Abs. 6
Satz 1 enthaltenen Vorschrift. Eine Realisierung stiller Reserven kann nur dann
angenommen werden, wenn die Anteile im Rahmen des Tauschvorgangs mit ih-
ren (höheren) Verkehrswerten bewertet werden. Im weiteren führt der BFH aus,
dass ausnahmsweise dann keine Realisierung der stillen Reserven anzunehmen
ist, wenn wegen der Wert-, Art- und Funktionsgleichheit der getauschten Antei-
le deren Nämlichkeit bejaht werden kann. Nämlichkeit bedeutet nach den Aus-
führungen im Tauschgutachten, dass bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise die
hingegebenen Anteile und die empfangenen Anteile identisch sind. Besteht aber
wirtschaftliche Identität, also Nämlichkeit iSd. Tauschgutachtens, dann kann be-
grifflich kein Austauschgeschäft bezüglich der betroffenen Anteile stattgefunden
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haben. Die hingegebenen Anteile und die erworbenen Anteile sind unter wirt-
schaftlicher Betrachtungsweise identisch. Damit fehlt es hier also am Anschaf-
fungsvorgang, was letztendlich den BFH im Tauschgutachten dazu veranlasst
hat, in diesem Ausnahmefall keine Gewinnrealisierung anzunehmen.
Wenn aber kein Anschaffungsgeschäft vorliegt, gibt es auch keine Notwendig-
keit für die Definition von AK, wie sie in Abs. 6 Satz 1 enthalten ist. Die AK
für die ursprünglichen Anteile sind fortzuführen (BFH v. 24.4.2007 – I R 16/06,
BStBl. II 2007, 707). Denn Abs. 6 Satz 1 setzt für seine Anwendung eben ein
solches Austauschgeschäft voraus. Damit ist aber die vom Gesetzgeber beab-
sichtigte „Abschaffung des Tauschgutachtens“ misslungen, denn Abs. 6 regelt
nichts anderes, als schon bisher nach stRspr. gegolten hat und entsprechend
auch im Tauschgutachten festgehalten worden ist (glA Herzig, Festschr. Wid-
mann, 2000, 393; Rohler, NWB F. 3, 10855; Scholten/Griemla/Theunissen,
Ubg. 2009, 628; neutral wohl Dautel, BB 2002, 1844).

V. Verfahrensfragen

Über die Frage der Anwendbarkeit und Reichweite des Abs. 6 wird im Rahmen
der Gewinnermittlung des Stpfl. bzw. der Mitunternehmerschaft entschieden,
zuständig hierfür sind die BetriebsFÄ. Sind auf beiden Seiten des Tauschs Ge-
winnermittler beteiligt, kann es theoretisch dazu kommen, dass die BetriebsFÄ
zu unterschiedlichen Ergebnissen hinsichtlich der Bewertung des jeweils hinge-
gebenen WG kommen. Solche einander widersprechenden Bewertungen kön-
nen nur durch Verständigung der zuständigen BetriebsFÄ beseitigt werden.

B. Tatbestand und Rechtsfolgen des Abs. 6

I. Tausch einzelner Wirtschaftsgüter (Abs. 6 Satz 1)

1. Begriff des Tauschs

a) Der Tausch als Leistungsaustausch
Tausch: Der Begriff des Tauschs ist im Gesetz nicht definiert. Es bietet sich al-
so an, den Begriff Tausch anhand der Normen des bürgerlichen Rechts zu un-
tersuchen.
Der Regelfall des Erwerbs von WG ist der Kauf (§ 433 BGB). Der Käufer ver-
pflichtet sich, den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und der Verkäufer ver-
pflichtet sich, dem Käufer die Sache frei von Sach- und Rechtsmängeln zu über-
geben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. Entsprechendes gilt für
den Rechtskauf (§ 453 BGB). Dieser klassische Kauf eines WG besteht also in
einem Tausch von Geld gegen das WG, das eine wird hingegeben, um das ande-
re zu erlangen (do ut des). Diese Vorschriften finden auf den Tausch entspre-
chende Anwendung (§ 480 BGB), auch hier ist also der Begriff Tausch nicht
weiter definiert.
Allgemeinsprachlich wird der Tausch beschrieben als die Hingabe eines wirt-
schaftlichen Guts gegen Überlassung eines anderen, als Geben auf Wechselsei-
tigkeit (dtv-Lexikon Stichwort „Tausch“). Auch hierin kommt der Gedanke des
Leistungsaustauschs, des „do ut des“, zum Ausdruck. Das eine wird bewusst
hingegeben, um das andere zu erlangen (Wassermeyer, DB 1990, 855 spricht
von einem synallagmatischen Verhältnis von Aufwendung und Anschaffung).
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Der Tausch kann auch bezeichnet werden als doppelter, gegenseitiger Kauf. Al-
lerdings findet hier kein Geldfluss statt. Formell werden die jeweiligen Kauf-
preisforderungen auch nicht gegeneinander aufgerechnet, die Vertragsparteien
sind sich vielmehr von vornherein einig, dass statt der Pflicht, den Kaufpreis zu
zahlen, der jeweilige Käufer gleichzeitig die Verkäuferpflichten des § 433 Abs. 1
BGB hat.
Gegenstand des Tauschs kann alles sein, was dem wirtschaftlichen Verkehr
zugänglich ist. Dies sind Sachen – unabhängig davon, ob diese beweglich oder
unbeweglich sind –, Rechte oder andere Immaterialgüter. Dabei ist es unerheb-
lich, was für ein WG gegen ein anderes eingetauscht wird. Grds. können auch
Nutzungen Gegenstand eines Tauschgeschäfts – zumindest im wirtschaftlichen
Sinne – sein (zB gegenseitige Überlassung jeweils gemieteter Räume, Zins-
SWAPS). Derartige Tauschgeschäfte führen jedoch im Regelfall nicht zu AK für
ein WG und werden daher vom Regelungsbereich des Abs. 6 Satz 1 nicht erfasst
(vgl. jedoch unten Anm. 1486b).

b) Tauschähnliche Geschäfte
Neben den eigentlichen Tauschgeschäften gibt es Transaktionen, die wirtschaft-
lich einem Tausch entsprechen, denen aber kein Leistungsaustauschgedanke zu-
grunde liegt, sondern ein anderer Rechtsgrund. Zu nennen sind hier in erster Li-
nie gesellschaftsrechtl. Vorgänge.
Offene Sacheinlagen: Werden im Rahmen der Gründung oder einer Kapital-
erhöhung einer PersGes. oder KapGes. WG zur Erfüllung der im Gesellschafts-
vertrag vereinbarten Kapitalaufbringungspflicht auf die Gesellschaft übertragen,
erhält der Einbringende Gesellschaftsrechte. Die Einbringung erfolgt allerdings
nicht aufgrund eines Leistungsaustauschs, sondern auf gesellschaftsrechtl. Basis.
Die übernehmende Gesellschaft gibt kein WG aus ihrem Vermögen hin, son-
dern die als Gegenleistung gewährten Gesellschaftsrechte entstehen erst im Zu-
ge des Einbringungsvorgangs. Damit liegt in diesem Fall kein Tausch im eigent-
lichen Sinn vor, obwohl der Vorgang wirtschaftlich betrachtet einem Tausch
gleichkommt. Man spricht daher von einem tauschähnlichen Vorgang (zur Ein-
bringung in eine KapGes. BFH v. 5.6.2002 – I R 6/01, BFH/NV 2003, 88;
Schmidt/Weber-Grellet XXIX. § 5 Rn. 636 mwN; Groh, DB 1997, 1683; zur
Einbringung in eine PersGes. BFH v. 11.12.2001 – VIII R 58/98, BStBl. II
2002, 420 und v. 19.10.1998 – VIII R 69/95, BStBl. II 2000, 230 sowie BMF v.
29.3.2000, BStBl. I 2000, 462). Nach einer von Groh (DB 2003, 1403) vertrete-
nen Auffassung soll die Einlage eines WG in eine PersGes. kein tauschähnliches
Geschäft sein, weil Abs. 5 zwingend die Buchwertverknüpfung vorschreibt. Die-
ser Auffassung kann nicht zugestimmt werden. § 6 ist insgesamt eine (stl.) Be-
wertungsvorschrift, von deren Rechtsfolge nicht auf den rechtl. Grund der für
die Bewertung maßgeblichen Transaktion geschlossen werden kann. Wäre die
Auffassung von Groh richtig, wäre Abs. 5 nicht erforderlich, denn dann läge in
der Einlage gerade kein Realisationstatbestand.
Verschmelzungen: Auch bei Verschmelzungen kommt es zu Vorgängen, die
wirtschaftlich einem Tausch angenähert sind. Dabei können dies sogar mehr-
fache tauschähnliche Vorgänge sein. Bei dem Fall der Verschmelzung der Toch-
tergesellschaft auf die Muttergesellschaft gehen die Gesellschaftsanteile an der
Tochtergesellschaft unter, die Muttergesellschaft erhält dafür das Vermögen der
Tochtergesellschaft. Soweit an der Tochtergesellschaft Minderheitsgesellschafter
beteiligt sind, können diese grds. (auch) Gesellschaftsanteile an der überneh-
menden Muttergesellschaft erhalten. In diesem Fall geben die Minderheitsgesell-
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schafter also Anteile an der übertragenden Tochtergesellschaft auf und erhalten
dafür die Anteile an der übernehmenden Gesellschaft. Bei der Verschmelzung
von Schwestergesellschaften erhält die übernehmende Gesellschaft das Ver-
mögen der übertragenden Gesellschaft und gewährt dafür idR neue Anteile –
der Sachverhalt ist damit den Einlagevorgängen vergleichbar. Auch bei der Ver-
schmelzung einer Mutter- auf ihre Tochtergesellschaft findet ein tauschähnlicher
Vorgang statt: Der Gesellschafter der übertragenden Muttergesellschaft erhält
die Gesellschaftsanteile an der übernehmenden Tochtergesellschaft, die bisher
von ihm gehaltenen Anteile an der übertragenden Gesellschaft gehen unter.
Spaltungen: Auch bei Spaltungen werden idR Vermögen oder Vermögensteile
gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten übertragen. Dies gilt sowohl bei der
Aufspaltung als auch bei der Abspaltung sowie anlässlich einer Ausgliederung.
Auch bei Spaltungsvorgängen kann man also von tauschähnlichen Geschäften
reden.
Anwendung von Abs. 6: All diesen Umwandlungsvorgängen gemein ist, dass
sie nicht auf obligatorischen Austauschverträgen beruhen, sondern auf gesell-
schaftsrechtl. Vereinbarungen. Gleichwohl wird auch hier ein WG hingegeben
im Austausch für ein anderes WG, idR Gesellschaftsanteile. Fraglich ist daher,
ob diese tauschähnlichen Geschäfte von dem Begriff des Tauschs iSv. Abs. 6
Satz 1 erfasst werden. Ziel der gesetzlichen Regelung war es, für alle Tausch-
geschäfte sicherzustellen, dass diese als Realisationstatbestand anzusehen sind
(BTDrucks. 14/23, 172 f.). Dann wäre es aber nicht verständlich, den Begriff
des Tauschs iSv. Abs. 6 Satz 1 eng zu fassen und ausschließlich die Kaufgeschäf-
te gem. § 480 BGB unter diese Norm zu subsumieren. Vielmehr sollte der Be-
griff hier als stl. Begriff angesehen werden und entsprechend weit verstanden
werden.
Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass die vorstehend beschrie-
benen Umwandlungsvorgänge, soweit sie nach dem UmwG oder vergleichbaren
ausländ. Regelungen durchgeführt werden, auch den Vorschriften des UmwStG
unterliegen können. Insoweit gelten für die Bewertung anlässlich dieser Um-
strukturierungen dann diese Vorschriften, die als lex specialis der allgemeinen
Bewertungsvorschrift von Abs. 6 vorgehen (s. auch Anm. 1482).

2. Einzelnes Wirtschaftsgut
Nach seinem Wortlaut gilt Abs. 6 Satz 1 grds. nur für den Tausch einzelner
WG. Nachdem die Vorschrift die Bewertung der AK regelt, bezieht sich das
Tatbestandsmerkmal „ein einzelnes Wirtschaftsgut“ uE allerdings auf das bzw.
jedes einzelne von dem Stpfl. erworbene WG. Maßgebend ist hier der stl. Be-
griff des WG; s. dazu Vor §§ 4–7 Anm. 107.
Mehrere Wirtschaftsgüter: Aufgrund seines Wortlauts kann fraglich sein, ob
Abs. 6 Satz 1 auch anwendbar ist, wenn in einem Tauschvorgang mehrere WG
oder Sachgesamtheiten erworben werden.

Beispiel: Der Unternehmer tauscht sein bisheriges betrieblich genutztes Grundstück
gegen eine andere Liegenschaft ein. Die erworbene Liegenschaft besteht aus Grund
und Boden und Gebäude; in dem Gebäude befindet sich eine vom Unternehmer selbst
genutzte Wohnung, eine fremdvermietete Arztpraxis sowie eine für das eigene Unter-
nehmen genutzte Büroeinheit.
Die erworbene Liegenschaft besteht aus insgesamt sechs WG: der eigenbetrieblich ge-
nutzte Teil des Gebäudes, der fremdbetrieblich genutzte Teil des Gebäudes, der zu ei-
genen Wohnzwecken genutzte Teil des Gebäudes (insoweit jeweils R 4.2 Abs. 4 EStR),
der dem eigenbetrieblich genutzten Teil des Gebäudes zuzurechnende anteilige Grund
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und Boden, der dem fremdbetrieblich genutzten Teil des Gebäudes zuzurechnende an-
teilige Grund und Boden und der dem zu eigenen Wohnzwecken genutzten Teil des
Gebäudes zuzurechnende anteilige Grund und Boden (R 4.2 Abs. 7 EStR).
Für jedes einzelne dieser WG gilt Abs. 6 Satz 1, auch wenn alle sechs WG in einem
Akt erworben worden sind.

Abs. 6 Satz 1 regelt zwar nach seinem Wortlaut nur den Tausch einzelner WG,
kann aber insgesamt nur im Zusammenhang mit dem allgemeinen AK-Begriff
gesehen werden (s. dazu Anm. 281 ff.). Der Vorgang ist daher nicht anders zu
würdigen als die Anschaffung dieser Liegenschaft gegen Zahlung eines Kauf-
preises in bar. Die AK sind aus dem gemeinen Wert des hingegebenen Grund-
stücks abzuleiten und auf die einzelnen WG aufzuteilen (zum Aufteilungsmaß-
stab bei Grundstücken vgl. BFH v. 9.7.2002 – IX R 65/00, BFH/NV 2002,
1646). Auch die nicht eigenbetrieblich genutzten WG werden zunächst notwen-
diges BV (BFH v. 9.8.1989 – X R 20/86, BStBl. II 1990, 128), die (Zwangs-)
Entnahme der zu eigenen Wohnzwecken genutzten WG erfolgt erst in einem
zweiten Schritt.
Sachgesamtheiten: Auch beim Erwerb anderer Sachgesamtheiten, zB eines
Betriebs oder Teilbetriebs im Wege eines Tauschs, gilt für den Erwerber Abs. 6
Satz 1für jedes einzelne WG des erworbenen (Teil-) Betriebs. Der gemeine Wert
des hingegebenen WG ist auf die einzelnen WG des (Teil-) Betriebs aufzuteilen
(zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises im Rahmen eines sog. Asset Deals s.
Anm. 304 ff., 1240).
Umwandlungen: Für die in Anm. 1484b dargestellten Umwandlungsvorgänge
gilt, nachdem es sich dabei um tauschähnliche Geschäfte handelt, nach der hier
vertretenen Auffassung für die Bilanzierung bei dem übernehmenden Rechtsträ-
ger grds. Entsprechendes. Sofern für diese Geschäfte nicht die besonderen Be-
wertungsregeln des UmwStG Anwendung finden können, gelten die allgemei-
nen Regeln über AK (s. Anm. 281 ff.), zu denen auch Abs. 6 Satz 1 gehört. Vor
allem Spaltungen können gesellschaftsrechtl. allerdings auch mit einzelnen WG
durchgeführt werden, diese würden dann ausschließlich von dem Regelungs-
bereich des Abs. 6 Satz 1 erfasst. Denn die Bewertungsregeln für Spaltungen im
UmwStG verlangen die Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben.

3. Übertragung
Die Übertragung des Wirtschaftsguts ist weiteres Tatbestandsmerkmal von
Abs. 6 Satz 1. Dieser Begriff weicht von der zivilrechtl. Terminologie ab. Zivil-
rechtl. wird bei einem Kaufgeschäft, auch in seiner besonderen Ausprägung des
Tauschs (§ 480 BGB), zunächst ein schuldrechtl. Verpflichtungsgeschäft abge-
schlossen. Hieraus ergeben sich für die beiden Vertragsparteien die vertraglichen
Pflichten. Diese sind, dem jeweils gegenüberstehenden Käufer die Sache zu
übergeben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen (§ 433 Abs. 1 Satz 1
BGB). Der jeweilige Käufer hat gleichzeitig die Verkäuferpflichten (im Einzel-
nen s. Anm. 1484a). Insgesamt werden durch das schuldrechtl. Geschäft also
Pflichten begründet, aber noch keine Übertragung vorgenommen.
Dies geschieht vielmehr erst im Rahmen der Verschaffung des Eigentums und
der Übergabe, die allerdings auch durch ein Besitzkonstitut (vgl. § 870 BGB) er-
setzt werden kann. Vor allem bei unbeweglichen Sachen, bei Sachgesamtheiten
oder auch bei Rechten oder anderen immateriellen Gütern, bei denen eine Über-
gabe regelmäßig scheitern wird, einigt man sich bei der Eigentumsverschaffung
auf einen Stichtag, ab wann das Gut dem Käufer zustehen soll. Ab diesem Zeit-
punkt gehen dann idR Nutzen und Lasten über, womit aus stl. Sicht das wirt-
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schaftliche Eigentum (§ 39 Abs. 2 Nr. 1 AO) auf den Erwerber übergeht. Mit
diesem Zeitpunkt findet dann die hier zu bestimmende Übertragung statt.

4. Sonderfälle

a) Tausch mit Zuzahlung
Spitzenausgleich: Von einem Tausch mit Zuzahlung spricht man, wenn sich
die Werte der zu tauschenden WG nicht genau entsprechen und eine Partei da-
her neben der Hingabe des WG eine zusätzliche (Bar-) Zahlung leistet. Bei im
Verhältnis zum Gesamtwert des Geschäfts nur geringer Zuzahlung spricht man
oft auch von Spitzenausgleich. Im Rahmen des Abs. 6 Satz 1 kommt es aller-
dings auf eine bestimmte (Mindest-)Wertrelation nicht an, es gibt auch keine
(Frei-)Grenzen, deren Überschreitung bestimmte Steuerfolgen auslösen würde.
Abs. 6 Satz 1 gilt auch für diese Fälle. Für den Käufer, der eine Zuzahlung er-
hält, ergibt sich die Folge, dass diese von dem gemeinen Wert des hingegebenen
WG abzuziehen ist, um die AK des erworbenen WG zu ermitteln. Für den Er-
werber, der eine Zuzahlung leistet, gehört diese gemeinsam mit dem gemeinen
Wert des hingegebenen WG zu den AK des erworbenen WG.

b) Tausch gegen Nutzungsrechte
Abs. 6 Satz 1 verlangt als Grundvoraussetzung, dass WG getauscht werden. Der
Tausch beispielsweise einer Sache gegen die zeitlich befristete Möglichkeit, diese
oder eine andere Sache zu nutzen, ist daher nur dann nach Abs. 6 Satz 1 zu be-
urteilen, wenn auch die Nutzungsmöglichkeit ein WG ist.
Nutzungsrecht ist ein WG, das sich nach den allgemeinen Kriterien bestimmt.
Danach ist ein Nutzungsrecht dann als WG anzusehen, wenn es aufgrund ding-
licher Absicherung oder schuldrechtl. Vereinbarung eine gesicherte Rechtsposi-
tion gewährt (BFH v. 9.8.1989 – X R 20/86, BStBl. II 1990, 128 und v. 19.6.
1997 – IV R 16/95, BStBl. II 1997, 808) und selbständig bewertbar ist (s. § 5
Anm. 350; str. bzgl. der Übertragbarkeit, s. § 5 Anm. 354). Handelt es sich bei
dem als immaterielles WG in Frage kommenden Nutzungsrecht um ein schwe-
bendes Geschäft (zB Mietvertrag), verhindert diese Eigenschaft seine Aktivier-
barkeit (BFH v. 19.6.1997 – IV R 16/95, BStBl. II 1997, 808).
Stellt das in Frage kommende Nutzungsrecht ein WG dar, kann es auch Gegen-
stand eines Tauschgeschäfts sein. Dann ist auch Abs. 6 Satz 1 auf diese Fälle an-
zuwenden. Zur Bewertung s. Anm. 1487b.

c) Erzwungener Tausch
Der Anwendungsbereich des Abs. 6 Satz 1 sind Tauschgeschäfte und tausch-
ähnliche Umsätze. Fraglich ist, ob hierunter auch erzwungene Tauschgeschäfte
fallen. Als Beispiele dafür können genannt werden:
– das Umlegungsverfahren nach §§ 45 ff. BauGB,
– das Umlegungsverfahren nach dem FlurbG,
– die Abfindungen in Anteilen anlässlich von Umwandlungsvorgängen,
– die Abfindung mit Aktien der Hauptgesellschaft bei Eingliederungen (§ 320b

Abs. 1 Satz 2 AktG).
Die Umlegungsverfahren haben idR das Ziel, die beteiligten Grundstücks-
besitzer nach der Umlegung nicht anders zu stellen, als diese vor der Umlegung
gestellt waren. Insofern sind idR die erhaltenen Flurstücke mit den abzugeben-
den Flurstücken wirtschaftlich identisch und auch wertgleich. Es besteht also
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Nämlichkeit zwischen den erhaltenen und den abgegebenen Grundstücken,
weshalb es nicht zu einem Leistungsaustausch und Anschaffungsgeschäft
kommt. Aus diesem Grund ist uE Abs. 6 Satz 1 auf die Umlegungsfälle nicht
anwendbar (glA Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 734). Es kommt hier also
nicht zu einer Realisierung stiller Reserven.
Umwandlungen werden idR mit qualifizierter Mehrheit, mindestens 75 % der
Stimmrechte, beschlossen (vgl. § 13 UmwG für die Verschmelzung, §§ 125, 13
UmwG für die Spaltung, § 193 UmwG für den Formwechsel). Sofern an dem
übertragenden Rechtsträger Minderheitsgesellschafter beteiligt sind, ist diesen
neben einer angemessenen Barabfindung regelmäßig eine Abfindung in Anteilen
des übernehmenden Rechtsträgers anzubieten (vgl. § 2 UmwG für die Ver-
schmelzung, § 123 UmwG für die Spaltung). Der Minderheitsaktionär hat es
hier also idR nicht in der Hand, ob er seine Anteile verliert, kann aber die Art
der Entschädigung wählen. Es handelt sich zwar nicht um einen Tausch im ei-
gentlichen Sinn, wohl aber um ein tauschähnliches Geschäft (vgl. Anm. 1484b).
Sofern der Minderheitsgesellschafter seine Anteile im BV hält, stellt sich also für
ihn die Frage der Anwendbarkeit von Abs. 6 Satz 1. Diese ist uE zu bejahen.
Bei den Umwandlungsvorgängen werden, soweit Abfindungen in Anteilsrechten
des übernehmenden Rechtsträgers geleistet werden, Anteile übertragen, und
zwar im Wege eines tauschähnlichen Umsatzes. Die Freiwilligkeit des Übertra-
gungsvorgangs ist kein Tatbestandsmerkmal der Vorschrift. Der Unterschied zu
den Umlegungsverfahren ist, dass die als Abfindung zu gewährenden Anteile
idR nicht den Nämlichkeitskriterien genügen und es daher hier zu einem An-
schaffungsgeschäft kommt. Allerdings werden für die Umwandlungen zumeist
die Vorschriften des UmwStG gelten (vgl. §§ 4, 13, 14 iVm. 4 und 15 iVm. 13
UmwStG), die als lex specialis dem EStG und damit auch Abs. 6 Satz 1 vor-
gehen.
Anlässlich Eingliederungen aufgrund eines Mehrheitsbeschlusses (§ 320
AktG) sind den außenstehenden Aktionären der einzugliedernden AG grds. als
Abfindung Aktien der Hauptgesellschaft zu gewähren (§ 320b AktG). Voraus-
setzung für die Zulässigkeit einer Eingliederung ist, dass die Hauptgesellschaft
ebenfalls in der Rechtsform einer AG besteht und dass dieser mindestens 95 %
der Aktien an der einzugliedernden AG zustehen. Ergebnis eines erfolgreichen
Eingliederungsbeschlusses ist, dass die Aktien der eingegliederten Gesellschaft
auf die Hauptgesellschaft übergehen (§ 320a AktG). Bei der Hauptgesellschaft
kommt es also zu einem Anschaffungsgeschäft. Als Gegenleistung für die Ak-
tien der Minderheitsaktionäre werden eigene Aktien aufgewendet, unabhängig
davon, ob diese aus dem Bestand an eigenen Aktien stammen (vgl. § 71 Abs. 1
Nr. 3 AktG) oder aus einer Kapitalerhöhung. Die AK für die Aktien der einge-
gliederten Gesellschaft ergeben sich grds. aus dem gemeinen Wert der Aktien
der Hauptgesellschaft. Wird allerdings anlässlich der Eingliederung bei der
Hauptgesellschaft das Grundkapital (Ausgabe neuer Aktien) erhöht, hat die
Hauptgesellschaft gem. § 20 Abs. 2 UmwStG ein Bewertungswahlrecht, die er-
worbenen Aktien an der eingegliederten AG mit ihrem bisherigen Buchwert, ei-
nem Zwischenwert oder deren Teilwert anzusetzen. Diese Vorschrift geht als
lex specialis dem Abs. 6 Satz 1 vor. Bei der Hauptgesellschaft wird es jedenfalls
dann zum Ansatz des Teilwerts kommen, wenn es sich bei den Aktien der einge-
gliederten AG um börsennotierte Aktien handelte, denn in diesen Fällen wird es
aus praktischen Gründen nur schwer möglich sein, die bisherigen Buchwerte
(bei Privatvermögen AK) überhaupt zu ermitteln.
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Auch für den Minderheitsaktionär der einzugliedernden AG kann es zu einem
Tausch iSv. Abs. 6 Satz 1 kommen, nämlich wenn dieser seine Aktien in einem
BV hält. Die AK für die erhaltenen Aktien an der Hauptgesellschaft bestimmen
sich damit grds. nach dem gemeinen Wert der hingegebenen Aktien an der ein-
gegliederten AG. Sofern die Hauptgesellschaft zum Zweck der Eingliederung
eine Kapitalerhöhung durchgeführt hat, gilt auch für den Minderheitsaktionär al-
lerdings § 21 UmwStG, der somit an die Wahlrechtsausübung bei der Haupt-
gesellschaft gebunden ist (§ 21 Abs. 2 UmwStG). Fraglich könnte sein, ob für
den Minderheitsaktionär in den Fällen, in denen keine Kapitalerhöhung durch-
geführt wurde, also eigene Aktien der Hauptgesellschaft zur Abfindung verwen-
det wurden, das Tauschgutachten des BFH v. 16.12.1958 – I D 1/57 S,
BStBl. III 1959, 30 anwendbar sein könnte (allg. zum Verhältnis zwischen
Abs. 6 Satz 1 und dem Tauschgutachten vgl. Anm. 1483). Für den Minderheits-
aktionär kann zwischen den Aktien der Hauptgesellschaft und denjenigen an der
eingegliederten AG Nämlichkeit bestehen. Angemessenheit des Austauschver-
hältnisses unterstellt, besteht Wertgleichheit zwischen den hingegebenen und
den erhaltenen Aktien. Artgleichheit dürfte im Regelfall ebenfalls bestehen, in
beiden Fällen handelt es sich um eine Minderheitsbeteiligung. Lediglich wenn
der Unternehmenswert der Hauptgesellschaft wesentlich geringer war als der
Wert der eingegliederten AG – dies kann vor allem bei sogenannten Public to
Private Transaktionen im Rahmen von Leveraged Buy Outs vorkommen – wird
sich die Beteiligungsquote der Minderheitsaktionäre deutlich erhöhen, und dann
besteht eher keine Artgleichheit. Auch an der Funktion der Aktien für den Min-
derheitsaktionär dürfte sich grds. nichts ändern. Wenn man darüber hinaus be-
rücksichtigt, dass sich der Minderheitsaktionär der Eingliederung aufgrund der
erforderlichen Mehrheitsverhältnisse idR nicht entziehen kann, ist uE die An-
wendbarkeit des Tauschgutachtens in diesen Fällen möglich und sinnvoll, ggf.
als Billigkeitsmaßnahme (§ 163 AO).

d) Sonderproblem: Grenzüberschreitende Reorganisationen?
Umwandlungsvorgänge sind als tauschähnliche Umsätze anzusehen (vgl.
Anm. 1484b). Das gilt unbeschadet der Frage, ob der Vorgang grenzüberschrei-
tend ist oder sich ausschließlich im Inland abspielt. Als grenzüberschreitende
Umwandlungen können angesehen werden rein inländ. Transaktionen, an denen
im Ausland ansässige Gesellschafter beteiligt sind, der umgekehrte Fall rein aus-
länd. Transaktionen unter Beteiligung deutscher Gesellschafter und echte grenz-
überschreitende Umwandlungen (im Einzelnen hierzu vgl. Jacobs, Internationa-
le Unternehmensbesteuerung, 6. Aufl. 2007, 6. Kapitel).
Regel: Grds. ist Abs. 6 Satz 1 in allen diesen Fällen einschlägig, soweit ein Er-
werber für sein BV erwirbt.
Ausnahmen bestehen lediglich dort, wo die besonderen Bewertungsregeln des
UmwStG greifen. Bei Fällen mit Auslandsbezug ist das idR immer dann der Fall,
wenn die Umwandlung auf dem deutschen UmwG vergleichbaren ausländ. Re-
gelungen beruht (zu Einzelheiten vgl. § 1 UmwStG)
Tauschgutachten: Des Weiteren kann in Einzelfällen das Tauschgutachten
(BFH v. 16.12.1958 – I D 1/57 S, BStBl. III 1959, 30) zur Anwendung kom-
men, nämlich dann, wenn deutsche Gesellschafter ausländischer KapGes. be-
troffen sind (zB bei Verschmelzung von zwei ausländischen KapGes.; vgl. auch
Anm. 1483).
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Gemeiner Wert: In allen anderen Fällen der grenzüberschreitenden Umstruktu-
rierungen sind daher die Bewertungsregeln von Abs. 6 Satz 1 anzuwenden, so-
fern die dem Stpfl. gewährten WG bei diesem BV werden.

e) „Passivtausch“
Zu den sog. „negativen WG“ zählen die Verbindlichkeiten oder Rückstellungen
(handelsrechtl.: Schulden; ebenso Blümich/Buciek, § 5 Rn. 303 und 741). Da
im stl. Schrifttum teilweise auch von Schulden gesprochen wird (Schmidt/We-
ber-Grellet XXIX. § 5 Rn. 110; s. dazu auch Vor §§ 4–7 Anm. 118), könnte
fraglich sein, ob der Austausch von solchen „negativen WG“ auch der ggf. ent-
sprechenden Anwendung des Abs. 6 unterliegt; uE ist diese Frage noch nicht
abschließend geklärt.
Im Ergebnis ist der „Tausch“ von Schulden in der Rechnungslegung entspre-
chend den allgemeinen Vorschriften abzubilden. Er wird damit nicht anders be-
handelt werden müssen als der Tausch von WG und damit genauso wie die Be-
gleichung der bisherigen Schuld durch Barmittel und der Neuaufnahme einer
Schuld. Die neue Schuld ist mit ihrem Rückzahlungsbetrag anzusetzen (§ 253
Abs. 1 Satz 2 HGB). Nachdem bei einem „Tausch“ von Schulden kein Geld
fließt, determiniert der Rückzahlungsbetrag der neuen Schuld den Wert, mit
dem die bisherige Schuld ausgebucht wird. Sofern dieser Wert vom bisherigen
Buchwert der alten Schuld abweicht, entsteht ein Gewinn oder Verlust.

Einstweilen frei.

5. Rechtsfolgen

a) Anschaffungskosten des erhaltenen Wirtschaftsguts
Gemeiner Wert: Sind die Tatbestandsmerkmale von Abs. 6 Satz 1 erfüllt,
schreibt dieser als unmittelbare Rechtsfolge lediglich die AK des erworbenen
WG fest. Diese sind in Höhe des gemeinen Werts (zur Wertermittlung vgl.
Anm. 1487b) des hingegebenen WG anzusetzen.
Gewinnrealisierung: Das BV des Stpfl. erhöht sich also um den gemeinen
Wert des hingegebenen WG. Nachdem letzteres im Zuge des Tauschs aus dem
BV ausscheidet, vermindert sich gleichzeitig also das BV um den Buchwert des
hingegebenen WG. Der Unterschiedsbetrag iSv. § 4 Abs. 1 verändert sich somit
um die Differenz zwischen gemeinem Wert und Buchwert des hingegebenen
WG. Hieraus kann man schließen, dass mittelbare Rechtsfolge von Abs. 6 Satz 1
eine zwingende Gewinnrealisierung beim Tausch ist.
Abweichung vom Handelsrecht: Damit bewirkt Abs. 6 Satz 1 eine (weitere)
Durchbrechung des Grundsatzes der Maßgeblichkeit der handelsrechtl. GoB
(materielle Maßgeblichkeit) für die strechtl. Gewinnermittlung (s. § 5 Anm. 61).
Denn nach den handelsrechtl. GoB können die AK bei einem Tausch grds.
nach drei Methoden bestimmt werden (im Einzelnen dazu ADS VI. § 255 HGB
Rn. 89 ff, Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 130 ff.):
– Bei der Methode der Buchwertfortführung kann der eingetauschte Ver-

mögensgegenstand mit dem Buchwert des hingegebenen Gegenstands ange-
setzt werden.

– Soll handelsrechtl. ein Gewinn realisiert werden, kann als AK der (höhere)
Zeitwert des hingegebenen Gegenstands angesetzt werden, allerdings wird als
Wertobergrenze hier ein vorsichtig geschätzter Zeitwert des eingetauschten
Vermögensgegenstands angesehen.
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– Die dritte Methode ist die sog. ergebnisneutrale Behandlung des Tauschs, bei
der sich die AK des erworbenen Vermögensgegenstands aus dem Buchwert
des hingegebenen Vermögensgegenstands zuzüglich der Ertragsteuerbelas-
tung ergeben.

Nach hM ist handelsrechtl. der Ansatz eines Zwischenwerts unzulässig (Grund-
satz der Methodenbestimmtheit).
Laufender Gewinn: Nach den Tatbestandsmerkmalen handelt es sich bei dem
realisierten Gewinn um einen solchen aus der Veräußerung eines einzelnen WG.
Dieser Gewinn ist somit grds. als laufender Gewinn zu erfassen. Ein Wahlrecht
besteht insoweit nicht. Ist allerdings das hingegebene WG eine Beteiligung an ei-
ner KapGes., die deren gesamtes Nennkapital umfasst, handelt es sich stl. um ei-
ne Teilbetriebsveräußerung (§ 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2). Insoweit käme
dann für natürliche Personen und Mitunternehmerschaften, soweit an ihnen na-
türliche Personen beteiligt sind, grds. die Anwendung des Freibetrags des § 16
Abs. 4 sowie die ermäßigte Besteuerung nach § 34 in Frage (im Einzelnen vgl.
die Erl. zu diesen Vorschriften). Insgesamt kommt das sog. Teileinkünfteverfah-
ren immer dann zur Anwendung, wenn das hingegebene WG eine Beteiligung
an einer KapGes. ist (§ 3 Nr. 40) und der Hingebende bzw. der Mitunternehmer
einer hingebenden PersGes. eine natürliche Person ist; eine Einschränkung ist
der Vorschrift jedenfalls nicht zu entnehmen. Ist Hingebender eine KapGes., ist
auf den Unterschiedsbetrag zwischen Buchwert und gemeinem Wert der Betei-
ligung § 8b KStG insgesamt anzuwenden (Dötsch/Pung, DB 2003, 1016,
[1021]: Anm. zu BMF v. 28.4.2003; DB 2003, 1027).

b) Ermittlung des gemeinen Werts des hingegebenen Wirtschaftsguts
Begriff: Der Begriff des gemeinen Werts ist im EStG nicht definiert, wohl aber
in § 9 BewG. Mangels anderer Begriffsbestimmung ist die Vorschrift auch im
EStRecht zu beachten (§ 1 BewG).
§ 9 Abs. 2 BewG bestimmt den gemeinen Wert als den Einzelveräußerungspreis
des WG im gewöhnlichen Geschäftsverkehr. Bei der Wertfindung sind die Be-
schaffenheit des WG und alle übrigen, objektiv den Preis beeinflussenden Um-
stände zu berücksichtigen. Persönliche oder „ungewöhnliche“ Faktoren sind au-
ßer acht zu lassen.
Ermittlung: Am einfachsten kann als Verkehrswert eines WG der Einzelver-
kaufspreis auf einem Markt herangezogen werden. Sofern ein solcher Marktpreis
nicht vorhanden ist, wird der Verkehrswert am besten von Marktpreisen ver-
gleichbarer WG abgeleitet. Ist auch dies nicht möglich, bleibt nur eine freie
Schätzung des Verkehrswerts. Bei den außer acht zu lassenden persönlichen
Verhältnissen kann es sich neben den offensichtlichen privaten Beziehungen
zwischen den Tauschpartnern, zB aufgrund von Verwandtschaft oder Freund-
schaft, auch um Zwangslagen eines der Tauschpartner handeln. Wegen Einzel-
heiten sei hier auf die Komm, zu § 9 BewG verwiesen (s. zB Meincke, ErbStG,
15. Aufl. 2009, § 12 Rn. 17 ff.).
Ist die Ermittlung bzw. Schätzung des gemeinen Werts des hingegebenen WG
außerordentlich schwierig oder gar unmöglich, kann ausnahmsweise eine Herlei-
tung des gemeinen Werts des hingegebenen WG aus dem gemeinen Wert des
empfangenen WG erfolgen (BFH v. 18.7.1972 – VIII R 16/68, BStBl. II 1972,
884). Dieses Urteil ist zwar zur Rechtslage vor Einfügung des Abs. 6. ergangen.
Da aber Abs. 6 Satz 1 nach der hier vertretenen Auffassung im Wesentlichen
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klarstellende Bedeutung hat, sind die Grundsätze dieser Entscheidung auch im
Rahmen des Abs. 6 Satz 1 anwendbar.
Wertunterschiede: Unerheblich für die Bewertung der AK des erworbenen
WG mit dem gemeinen Wert des hingegebenen WG sind objektiv feststellbare
Wertunterschiede zwischen den gemeinen Werten der beiden WG. Dies kann
zB dann der Fall sein, wenn es sich um Aktien handelt (für die dann natürlich
das Tauschgutachten nicht zur Anwendung kommen darf). Selbst wenn das hin-
gegebene WG einen deutlich höheren gemeinen Wert hat als das erworbene
WG, ist als dessen AK der gemeine Wert des hingegebenen WG anzusetzen.
Denn grds. ist davon auszugehen, dass ein Kaufmann „nichts zu verschenken“
hat. Dies setzt selbstverständlich voraus, dass keine außerbetrieblichen Gesichts-
punkte bei dem Tausch eine Rolle gespielt haben. In der ersten Bilanz nach Er-
werb des WG ist dann zu prüfen, ob ggf. eine Teilwertabschreibung hierauf vor-
zunehmen ist. Diese Prüfung ist nach den allgemeinen Kriterien vorzunehmen
(vgl. Anm. 561 ff.). Dabei ist die sog. Teilwertvermutung zu berücksichtigen,
nach welcher der Teilwert im Zeitpunkt des Erwerbs und an den folgenden Bi-
lanzstichtagen grds. den AK eines WG entspricht (stRspr., zuletzt BFH v. 7.2.
2002 – IV R 87/99, BStBl. II 2002, 294).
Einzelfälle:
E Bei Grundstücken und Gebäuden ist der Verkehrswert aus zeitnahen Verkäufen in
der näheren Umgebung abzuleiten, in Ermangelung dieser anhand des Ertrags-
oder Sachwerts zu schätzen. Die Grundbesitzwerte nach §§ 145 ff. BewG sind
allerdings kein Maßstab für den gemeinen Wert (glA Schmidt/Wacker XXIX.
§ 16 Rn. 294 mit Verweis auf die einschlägige Rspr.). Für Grund und Boden
können auch die Richtwerttafeln der Gemeinden herangezogen werden, aller-
dings ist dabei auf die Aktualität der zugrunde liegenden Daten zu achten.
E Maschinen, maschinelle Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung sind mit ihren
Einzelveräußerungspreisen zu bewerten, die ggf. von einem Sachverständigen
gutachterlich zu schätzen sind.
E Bei Anteilen an Kapitalgesellschaften gilt § 11 BewG; der gemeine Wert ist grds.
aus Verkäufen abzuleiten. Sofern es hier keine zeitnahen Verkäufe gab, ist der
gemeine Wert gem. § 11 Abs. 2 Satz 2 BewG zu schätzen. Das sog. Stuttgarter
Verfahren zur Wertermittlung ist uE nicht (mehr) heranzuziehen, da die Vor-
schrift nur noch auf die Ertragsaussichten bzw. eine im gewöhnlichen Ge-
schäftsverkehr übliche Bewertungsmethode verweist.
E Für fertige Erzeugnisse ist der Verkehrswert der Einzelveräußerungspreis. Dieser
kann idR aus Verkäufen an Dritte im Rahmen des laufenden Geschäftsbetriebs
abgeleitet werden. Der gemeine Wert von Forderungen entspricht idR dem Nenn-
betrag, es sei denn, an der Einbringlichkeit der Forderung bestehen Zweifel.

Einstweilen frei.

II. Verdeckte Einlage einzelner Wirtschaftsgüter

1. Grundfall (Abs. 6 Satz 2)

a) Übertragung
Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter: Abs. 6 Satz 2 beginnt mit den Wor-
ten „Erfolgt die Übertragung …“. Damit wird grammatikalisch der Bezug zu
Abs. 6 Satz 1 hergestellt. Die Übertragung kann nur die in Abs. 6 Satz 1 geregel-
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te Übertragung einzelner WG sein. Der Begriff Übertragung selbst ist hier nicht
anders zu verstehen als in Abs. 6 Satz 1 (vgl. Anm. 1486). Maßgebend ist somit
die Verschaffung der Verfügungsmacht an dem WG zugunsten der empfangen-
den KapGes.
Finaler Charakter der Übertragung: Es muss sich bei der Übertragung um
den endgültigen Transfer mindestens des wirtschaftlichen Eigentums an dem
WG handeln. Das WG verlässt den Vermögensbereich des Einlegenden. Eine
Überlassung, auch wenn sie unbefristet ist, reicht für die Anwendung des Abs. 6
Satz 2 regelmäßig nicht aus.
Einzelnes Wirtschaftsgut: Aufgrund des Bezugs zu der Formulierung in
Abs. 6 Satz 1 stellt sich für die Anwendung von Abs. 6 Satz 2 wie schon für
Satz 1 die Frage danach, wie eng der Terminus „einzelnes WG“ zu verstehen ist.
UE gilt hier das schon zu Abs. 6 Satz 1 Gesagte (vgl. Anm. 1485), nämlich dass
auch Sachgesamtheiten in den Regelungsgehalt von Abs. 6 Satz 2 einzubeziehen
sind (aA Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 745). Abs. 6 Satz 2 ist auf jedes einzel-
ne in der Sachgesamtheit enthaltene WG gesondert anzuwenden, die AK der
Beteiligung erhöhen sich dann um die Summe der maßgebenden Einlagewerte
(vgl. Anm. 1488e und 1489b). Handelt es sich bei der Sachgesamtheit allerdings
um einen Betrieb, Teilbetrieb oder Anteil eines Mitunternehmers an einem Be-
trieb, ist fraglich, ob der Regelung des Abs. 6 Satz 2 diejenige des Abs. 3 vorgeht
(dieser Ansicht Tiedtke/Wälzholz, DB 1999, 2026), oder ob insgesamt ein Fall
des § 16 gegeben ist (dieser Ansicht Lademann/Orthmann-Babel, § 6
Rn. 1052). Abs. 3 ist allerdings auf gesellschaftsrechtl. Vorgänge grds. nicht an-
zuwenden. Ein wesentliches Tatbestandsmerkmal der verdeckten Einlage ist ih-
re gesellschaftsrechtl. Veranlassung (vgl. Anm. 1488b). Daher ist Abs. 3 auf die
verdeckte Einlage eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils nicht
anwendbar (aA offenbar Büchele, DB 1999, 2336 [2340]). Die verdeckte Ein-
lage stellt auch keinen Veräußerungsvorgang dar (für § 17 vom BFH wiederholt
entschieden, zuletzt BFH v. 18.12.2001 – VIII R 10/01, BStBl. II 2002, 463).
Allerdings kann es sich aus der Sicht des Einlegenden um eine Betriebsaufgabe
handeln, die der Regelung des § 16 Abs. 3 unterliegt (glA Schmidt/Wacker
XXIX. § 16 Rn. 201, aA § 16 Anm. 102). Die Vorschrift bestimmt allerdings le-
diglich die stl. Konsequenzen bezüglich des eingelegten Betriebs, Teilbetriebs
oder Mitunternehmeranteils, nicht jedoch die Folgen der verdeckten Einlage für
die AK der Beteiligung an der empfangenden KapGes. Diese ergeben sich daher
uE aus Abs. 6 Satz 2.
Anwendung nur bei Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens: Abs. 6
Satz 2 ist eine Sonderregelung über die AK an einer Beteiligung, die demnach
zwingend ein WG des BV sein muss (s. Anm. 1479 zum Anwendungsbereich
von Abs. 6), auch wenn der Gewinn auf der Grundlage einer Einnahmen-Über-
schuss-Rechnung ermittelt wird (Abs. 7). Die überwiegende Zahl der Kommen-
tatoren schließt daraus, dass auch das eingelegte WG aus diesem BV stammen
muss (vgl. Schmidt/Kulosa XXIX. § 6 Rn. 743; Blümich/Ehmcke, § 6
Rn. 1390; Frotscher/Herrmann, § 6 Rn. 530). Dies lässt sich uE jedoch nicht
aus dem Gesetz entnehmen. Es ist durchaus auch denkbar, dass ein im PV ge-
haltenes WG im Wege der verdeckten Einlage in eine KapGes. übertragen wird,
deren Anteile sich im BV des einlegenden Gesellschafters oder des dem Ein-
legenden nahe stehenden Gesellschafters befinden. Es könnte lediglich daran
gedacht werden, den Einlagevorgang, der zivilrechtl. selbstverständlich direkt
vonstatten gehen kann, in zwei Einlagetatbestände aufzuteilen: eine erste Ein-
lage aus dem PV in das BV des Gesellschafters und, in der gleichen logischen
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Sekunde, eine zweite Einlage aus dem BV des Gesellschafters der KapGes. in
die KapGes. selbst (glA Lademann/Ortmann-Babel, § 6 Rn. 1052; Korn/
Strahl, § 6 Rn. 533). Abs. 6 Satz 2 und ggf. Satz 3 regelt dabei lediglich einen
Aspekt des zweiten Einbringungsvorgangs, nämlich die Erhöhung der AK der
Beteiligung im BV des Einlegenden. Die Bewertung des WG anlässlich der Ein-
lage aus dem PV in das BV und anlässlich der Einlage in die KapGes. für deren
Gewinnermittlung richtet sich nach Abs. 1 Nr. 5.

b) Verdeckte Einlage
Keine gesetzliche Begriffsdefinition: Der Begriff der verdeckten Einlage ist
gesetzlich nicht bestimmt, wird allerdings an verschiedenen Stellen in Steuerge-
setzen verwandt, so ua. in §§ 17 Abs. 1 Satz 2, 23 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 EStG,
§ 8b Abs. 2 Satz 6 KStG, § 13a Abs. 5 Nr. 4 ErbStG. Eine Definition findet sich
allerdings in keinem der Gesetze. Lediglich allgemein sind Einlagen in § 4 Abs. 1
Satz 5 bestimmt als „alle WG (Bareinzahlungen und sonstige WG), die der Stpfl.
dem Betrieb im Laufe eines Wj. zugeführt hat“. Diese Bestimmung gilt zunächst
nur für den Bereich der ESt., also Einzelunternehmen und Mitunternehmer-
schaften. Über § 8 Abs. 1 KStG gilt diese Definition allerdings grds. auch im Be-
reich der KSt. § 4 Abs. 1 Satz 5 EStG geht zwar grds. davon aus, dass das WG
bei demselben StSubjekt verbleibt und lediglich seine stl. Qualifikation – von an-
deren Vermögen in BV – ändert. Über den Verweis in § 8 Abs. 1 KStG wird je-
doch dieses Tatbestandsmerkmal unbeachtlich (BFH v. 11.2.1998 – I R 89/97,
BStBl. II 1998, 691).
Nach der Rspr., die sich in einer Vielzahl von Entscheidungen mit dem Begriff
der verdeckten Einlage zu beschäftigen hatte, ist diese gegeben, wenn ein Ge-
sellschafter oder eine ihm nahe stehende Person der KapGes. einen bilanzie-
rungsfähigen Vermögensvorteil zuwendet, diese Zuwendung keine offene Ein-
lage darstellt und sie ihre Veranlassung im Gesellschaftsverhältnis hat (BFH v.
15.10.1997 – I R 80/96, BFH/NV 1998, 624 mit weiteren Rspr.-Nachweisen).
Dieser Rspr. entspricht auch die Auffassung der FinVerw. (vgl. R 40 KStR).
Einlegende Person: Eine verdeckte Einlage kann nur dann angenommen wer-
den, wenn diese von einem Gesellschafter oder einer ihm nahe stehenden Per-
son vorgenommen wird. Gesellschafter ist, wer über die Anteile am gezeichne-
ten Kapital der empfangenden KapGes. verfügen kann, insbes. die mit diesen
Anteilen verbundenen Gesellschaftsrechte ausüben kann. Hat die empfangende
KapGes. kein gezeichnetes Kapital, ist eine vergleichbare Berechtigung am Ver-
mögen der Gesellschaft oder das Innehaben von Stimmrechten als maßgeben-
des Kriterium für die Gesellschafterstellung heranzuziehen.
Nahe stehende Personen können sowohl natürliche als auch juristische Per-
sonen sein. Auch eine Personenhandelsgesellschaft kann als Person in diesem
Sinne anzusehen sein (BFH v. 1.10.1986 – I R 54/83, BStBl. II 1987, 459). Die
Entscheidung ist zwar zur vGA ergangen. UE kann der Begriff der nahe stehen-
den Person für die vGA und die verdeckte Einlage nur einheitlich verstanden
werden. Zur Definition in § 1 Abs. 2 AStG, die uE auf den Regelungsgehalt des
§ 1 Abs. 1 AStG zugeschnitten und daher grds. normspezifisch für diesen An-
wendungsbereich auszulegen ist, s. Wassermeyer in Flick/Wassermeyer/Baum-
hoff, Außensteuerrecht, § 1 AStG Rn. 826.
Liegen die übrigen Tatbestandsmerkmale für eine verdeckte Einlage durch eine
nahe stehende Person vor, ist der Vorgang stl. zu unterteilen in eine Vermögens-
zuwendung von der nahe stehenden Person an den Gesellschafter und von die-
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sem an die KapGes. (BFH v. 12.12.2000 – VIII R 62/93, BStBl. II 2001, 234).
Die unmittelbare Übertragung des Vermögensvorteils von der nahe stehenden
Person auf die KapGes. stellt danach lediglich eine Abkürzung des Weges dar.
Empfangende Kapitalgesellschaft: Abs. 6 Satz 2 spricht ganz allgemein von
den AK der Beteiligung an der KapGes. Eine Differenzierung nach beschränk-
ter oder unbeschränkter StPflicht, Ort des Sitzes oder Ort der Geschäftsleitung
ist also nicht vorzunehmen. Inländ. KapGes. sind die AG, die KGaA sowie die
GmbH (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG). Bei ausländ. Gesellschaften ist zur Beantwor-
tung der Frage, ob es sich um eine KapGes. oder PersGes. handelt, ein Typen-
vergleich mit den deutschen Rechtsformen (Personenhandelsgesellschaften ver-
sus inländ. KapGes.) durchzuführen (BFH v. 16.12.1998 – I R 138/97, BStBl. II
1999, 437). Ergibt dieser Typenvergleich, dass mehr Kriterien für das Vorliegen
einer Personenhandelsgesellschaft sprechen, ist Abs. 6 Satz 2 nicht anwendbar.
Bilanzierungsfähiger Vermögensvorteil: Gegenstand der verdeckten Einlage
kann jedes bilanzierbare WG sein, das in der Bilanz der KapGes. zu einer Ver-
mögensmehrung führt, sei es durch die Entstehung oder Vermehrung eines Ak-
tivpostens, sei es durch den Wegfall oder die Minderung eines Passivpostens
(BFH v. 26.10.1987 – GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348). Nach diesem grundlegen-
den Beschluss des Großen Senats des BFH stellt die Möglichkeit, ein WG un-
entgeltlich nutzen zu können, keinen solchen bilanzierungsfähigen Vermögens-
vorteil dar. Die sog. Nutzungsüberlassung kann daher nicht Gegenstand einer
Einlage und damit auch nicht einer verdeckten Einlage sein. Die Gewährung ei-
nes zinslosen Gesellschafterdarlehens und die anschließende zinsbringende An-
lage der Mittel durch die Gesellschaft führen weder zu einer verdeckten Einlage
noch sind sie allein deshalb als Gestaltungsmissbrauch anzusehen, weil diese
Verlagerung von Erträgen auf die KapGes. dem Verbrauch eines ansonsten
vom Verfall bedrohten Verlustabzugs dient (BFH v. 17.10.2001 – I R 97/00,
BFH/NV 2002, 240). Geht allerdings die Überlassung eines WG so weit, dass
nicht nur die laufende Nutzung, sondern auch die Chancen und Risiken des
WG selbst übertragen werden, wird die empfangende KapGes. wirtschaft-
licher Eigentümer des WG (§ 39 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 AO) mit der Folge, dass ei-
ne verdeckte Einlage gegeben ist. Auch selbst geschaffene immaterielle WG
können Gegenstand einer verdeckten Einlage sein, sofern sie ganz allgemein die
Kriterien für das Vorliegen eines WG erfüllen (grundlegend dazu Vor §§ 4–7
Anm. 101 ff.). Auch der Wegfall einer Verbindlichkeit ist ein bilanzierungsfähi-
ger Vermögensvorteil. Hierzu hat der Große Senat des BFH in BFH v. 9.6.1997
– GrS 1/94 (BStBl. II 1998, 307) grundlegend Stellung genommen (dazu auch
§ 8 KStG Anm. 22). Der Wegfall einer Verbindlichkeit ist auch dann ein bilan-
zierungsfähiger Vermögensvorteil, wenn die Verbindlichkeit im Zeitpunkt des
Verzichts kapitalersetzenden Charakter hatte (BFH v. 28.11.2001 – I R 30/01,
BFH/NV 2002, 677).
Abgrenzung offene und verdeckte Einlage: Bezüglich Einlagen besteht ein
Unterschied zwischen Personenunternehmen und KapGes. darin, dass es im Be-
reich der ESt. im Regelfall um eine Änderung der Vermögenssphäre desselben
Stpfl. geht (Überführung aus dem PV in das BV), während eine Einlage im Be-
reich der KapGes. regelmäßig auch eine Verlagerung von einem StSubjekt auf
ein anderes beinhaltet. Eine Unterscheidung zwischen offener und verdeckter
Einlage ist uE immer dann sinnvoll, wenn mehrere StSubjekte beteiligt sind, also
zum einen bei KapGes. – hier erfolgt die Einlage aus dem Vermögen des Ge-
sellschafters in das der KapGes. – und zum anderen bei mehrgliedrigen Pers-
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Ges., bei denen es durch eine verdeckte Einlage zu einer Vermögensverschie-
bung zwischen einzelnen Gesellschaftern kommen kann.
Eine Einlage ist offen, wenn sie gegenüber allen Beteiligten, also der Gesell-
schaft und ggf. auch den anderen Gesellschaftern als Einlage ausgewiesen wird.
Neben der Aufbringung des gezeichneten Kapitals (Grund- oder Stammkapital)
dürften die häufigsten Fälle das Agio (Ausgabeaufgeld) und die Leistung von
weiteren Zuzahlungen sein, die dann als Kapitalrücklage auszuweisen sind (vgl.
§ 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB). Eine offene Einlage verstärkt daher immer direkt das
Eigenkapital und entspricht den gesellschaftsrechtl. Vorschriften (s. auch § 8
KStG Anm. 21).
Verdeckt ist eine Einlage dann, wenn sie nicht offen erfolgt, wenn sie also nicht
als Einlage ausgewiesen wird (uE zu eng in dieser Hinsicht Weber-Grellet, DB
1999, 1532 [1535 li.Sp.], der eine offene Einlage nur dann annimmt, wenn diese
gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten erfolgt). Eine verdeckte Einlage
verstärkt zwar auch das Eigenkapital, allerdings nur indirekt; sie erfolgt nicht
entsprechend den gesellschaftsrechtl. Vorschriften. Regelmäßig führt eine ver-
deckte Einlage entweder zu Ertrag oder zur Bildung von stillen Reserven.
Veranlassung im Gesellschaftsverhältnis: Ob und inwieweit eine verdeckte
Einlage, also eine nicht den gesellschaftsrechtl. Vorschriften entsprechende Zu-
wendung eines bilanzierungsfähigen Vermögensvorteils durch das Gesellschafts-
verhältnis veranlasst ist, muss durch einen Fremdvergleich festgestellt werden;
insoweit gelten die gleichen Grundsätze wie bei der Prüfung einer vGA (BFH v.
15.10.1997 – I R 80/96, BFH/NV 1998, 624). Bei dem Fremdvergleich ist auf
die Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns abzustellen: Eine
Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis ist zu bejahen, wenn und soweit
ein Nichtgesellschafter bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
manns der Gesellschaft den Vermögensvorteil nicht eingeräumt hätte (BFH v.
15.10.1997 – I R 80/96 aaO, aber auch schon in BFH v. 9.3.1983 – I R 182/78,
BStBl. II 1983, 744; s. auch FG Münster v. 9.7.2002, EFG 2003, 30, rkr.). Diese
Begriffsbestimmung ist uE übrigens enger als diejenige in R 40 Abs. 3 Satz 2
KStR. BFH v. 15.10.1997 – I R 80/96 aaO begrenzt das Vorliegen einer vGA
sowohl dem Grunde nach („wenn“), als auch der Höhe nach („soweit“) auf das
Fehlschlagen des Fremdvergleichs, während in den KStR die Begrenzung der
Höhe nach fehlt.

c) Einzelfälle
Anwachsung: Scheidet ein Gesellschafter aus einer PersGes. aus, ohne seinen
Gesellschaftsanteil auf eine andere Person (Mitgesellschafter oder neu eintreten-
der Gesellschafter) zu übertragen, wächst der Anteil des ausscheidenden Gesell-
schafters am Gesellschaftsvermögen dem oder den verbleibenden Gesellschaf-
tern zu (§ 738 Abs. 1 Satz 1 BGB, bei Personenhandelsgesellschaften iVm.
§§ 105 Abs. 3, 161 Abs. 2 HGB). Scheidet der Gesellschafter gegen Zahlung ei-
ner Abfindung aus, so stellt sich dieser Vorgang ungeachtet der zivilrechtl. An-
wachsung für die verbleibenden Gesellschafter als Anschaffungsgeschäft dar
(BFH v. 12.12.1996 – IV R 77/93, BStBl. II 1998, 180). Auch ohne Zahlung ei-
ner Abfindung kann das Ausscheiden eines Gesellschafters aus einer PersGes.
als Veräußerung eines Mitunternehmeranteils zu werten sein, zB, wenn der aus-
scheidende Gesellschafter ein negatives Kapitalkonto hatte (BFH v. 10.3.1998 –
VIII R 76/96, BStBl. II 1999, 269). Ist das Ausscheiden des Gesellschafters da-
gegen tatsächlich unentgeltlich, liegt regelmäßig ein Fall des Abs. 3 vor (BFH v.
10.3.1998 – VIII R 76/96 aaO; OFD Berlin v. 19.7.2002, DStR 2002, 1811).
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Gehört jedoch zum Kreis der verbleibenden Gesellschafter eine (oder mehrere)
KapGes. oder handelt es sich um eine zweigliedrige PersGes., bei der einziger
verbleibender Gesellschafter eine KapGes. ist, ist vorrangig zu prüfen, ob eine
verdeckte Einlage in die KapGes. gegeben ist (Binz/Sorg, Die GmbH & Co.
KG, 10. Aufl. 2005, § 28 Rn. 28 ff.). Denn das Institut der verdeckten Einlage
als gesellschaftlich veranlasster Vorgang geht idR der Regelung des § 6 Abs. 3
vor (vgl. Anm. 1375, 1488a; dort auch zum Übergang einer Sachgesamtheit im
Wege der Erbschaft). Durch die Anwachsung wird der KapGes. regelmäßig ein
bilanzierungsfähiger Vermögensvorteil zugewendet. Denn die WG und Ver-
bindlichkeiten der PersGes. sind in deren Gesamthandsbilanz bereits bilanziert.
Aber auch die immateriellen, nicht bilanzierten WG (§ 5 Abs. 2) sind bilanzie-
rungsfähige (BFH v. 24.3.1987 – I R 202/83, BStBl. II 1987, 705) und damit
einlagefähige Vermögensvorteile. Im Fall der Anwachsung ist daher zu prüfen,
ob die Zuwendung des in der Anwachsung des anteiligen Gesellschaftsver-
mögens liegenden Vermögensvorteils an die KapGes. durch das Gesellschafts-
verhältnis veranlasst ist. Dies dürfte regelmäßig dann der Fall sein, wenn der
ausscheidende Gesellschafter oder eine ihm nahe stehende Person an der Kap-
Ges. beteiligt ist. Abs. 6 Satz 2 ist dann anzuwenden, wenn die Anteile an der
KapGes., die Gesellschafter der PersGes. bleibt bzw. deren Unternehmen fort-
setzt, zu einem BV des ausscheidenden Gesellschafters oder einer ihm nahe ste-
henden Person gehören.

FinSen. Bremen v. 25.10.2002 (FR 2003, 48) kommt für den Fall des Ausscheidens
sämtlicher Kommanditisten aus einer GmbH & Co. KG – im Ergebnis zutreffend –
zu dem gleichen Ergebnis. Gleichwohl sei zu diesem Erlass folgendes angemerkt:
– Der FinSen. Bremen geht von einem Anwachsen der Gesellschaftsanteile der Kom-

manditisten bei der GmbH aus. Tatsächlich ist es aber so, dass das Vermögen der
KG bei der ehemaligen Komplementär GmbH anwächst (§ 738 Abs. 1 Satz 1
BGB).

– Auch die Ausführungen zum Wert der verdeckten Einlage, die sich nach der Wert-
steigerung der Beteiligung an der GmbH bemessen soll, sind nicht zutreffend. Das
in dem Erlass zitierte Urteil des BFH v. 24.3.1987 – I R 202/83 (BStBl. II 1987,
705) bestimmt als Wertmaßstab den gemeinen Wert des der GmbH zukommenden
Vermögensvorteils. Liegt ein Fall des Abs. 6 Satz 2 vor, ist der Teilwert des überge-
henden Vermögens für die Erhöhung der AK der Beteiligung an der KapGes. maß-
gebend (dazu vgl. Anm. 1488d).

Betriebsaufspaltung: Bei der Begründung einer (klassischen) Betriebsaufspal-
tung werden regelmäßig vom Besitzunternehmen (idR PersGes.) wesentliche
Teile des Umlaufvermögens auf das Betriebsunternehmen (idR KapGes.) über-
tragen. Die zurückbehaltenen Teile des Umlaufvermögens werden abgewickelt
(zB Forderungseinzug, Begleichung der Verbindlichkeiten). Das Anlagever-
mögen einschließlich eines Firmenwerts wird dem Betriebsunternehmen zur
Nutzung überlassen. Sowohl die Übertragung (von Teilen) des Umlaufver-
mögens als auch die Nutzungsüberlassung des Anlagevermögens können auf
Grund entgeltlicher Austauschgeschäfte wie auch auf Grund unentgeltlicher Ak-
te erfolgen. Im Fall der unentgeltlichen Übertragung oder Überlassung an eine
Betriebs-KapGes. ist zu prüfen, ob eine verdeckte Einlage vorliegt, hierfür gel-
ten die allgemeinen Kriterien (vgl. Anm. 1488b). Bei einer unentgeltlichen Nut-
zungsüberlassung liegt keine verdeckte Einlage vor (BFH v. 26.10.1987 – GrS
2/86, BStBl. II 1988, 348). Für die unentgeltliche Übertragung von WG auf die
Betriebs-KapGes. greift seit 1.1.1999 Abs. 6 Satz 2. Dessen Rechtsfolge galt
grds. zwar auch schon vor dem 1.1.1999 (Schmidt/Wacker XXIX. § 15
Rn. 877). Die FinVerw. hat allerdings im Billigkeitswege die Möglichkeit aner-
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kannt, dass die übertragenen WG von der Betriebsgesellschaft zu Buchwerten
fortgeführt werden (vgl. BMF v. 16.6.1978, BStBl. I 1978, 235 Tz. 49; v. 22.1.
1985, BStBl. I 1985, 97; OFD Münster v. 16.8.1990, BB 1990, 1754; die BMF-
Schreiben sind allerdings inzwischen aufgehoben, vgl. BMF v. 7.6.2005, BStBl. I
2005, 717 und v. 29.3.2007, BStBl. I 2007, 369). Diese Billigkeitsregelung galt
grds. uneingeschränkt für die Begründung einer Betriebsaufspaltung, für Über-
tragungen während des Zustands der Betriebsaufspaltung war die Anwendbar-
keit umstritten. Sie galt jedoch keinesfalls für die verdeckte Einlage von Anteilen
an KapGes. (BFH v. 20.7.2005 – X R 22/02, BStBl. II 2006, 457). Die Abschaf-
fung dieser Billigkeitsregelung durch die Einführung von Abs. 6 Satz 2 war ge-
wollt (vgl. BTDrucks. 14/23, 173).
Konsequenterweise gelten daher auch bei einer Betriebsaufspaltung die all-
gemeinen Regeln bezüglich Darlehensgewährung, Bürgschaftsübernahme und
Verzicht auf Gesellschafterdarlehen (dazu s. nachfolgend). Hierbei handelt es
sich regelmäßig um einen Fall des Abs. 6 Satz 2, da die Anteile an der Betriebs-
KapGes. zumindest zum SonderBV bei der Besitz-PersGes. gehören, wenn
nicht sogar zu deren Gesamthandsvermögen. Die Gewährung eines Darlehens
der Gesellschafter an die Betriebs-KapGes. ist daher regelmäßig nicht als ver-
deckte Einlage in das Kapital zu werten, selbst wenn das Darlehen Eigenkapital
ersetzenden Charakter hat (BFH v. 16.5.2001 – I B 143/00, BStBl. II 2002, 436;
zur Abgrenzung zwischen Darlehensgewährung und verdeckter Einlage BFH v.
6.11.2003 – IV R 10/01, BStBl. II 2004, 416). Die Aufwendungen aus der Inan-
spruchnahme der Gesellschafter aus einer Bürgschaft für Verbindlichkeiten der
Betriebs-KapGes. sind regelmäßig betrieblich veranlasst und stellen daher eben-
falls keine verdeckte Einlage dar (BFH v. 18.12.2001 – VIII R 27/00, BStBl. II
2002, 733).
E Stellungnahme: Der Grund für die Aufgabe der bisherigen Verwaltungspraxis
vermag nicht zu überzeugen. Die Neuregelung beseitigt Flexibilität für Unter-
nehmen bei der Organisation ihrer rechtl. Rahmenbedingungen, ohne dass diese
zu nennenswerten Steuermehreinnahmen führen wird. In Zukunft wird man da-
rauf zu achten haben, dass bei Begründung einer Betriebsaufspaltung § 20
UmwStG zur Anwendung kommen kann, was im Wesentlichen zu erhöhten
Kosten für die Unternehmen führen wird (notarielle Beurkundung der Sach-
kapitalerhöhung, Sachgründungs- bzw. Sachkapitalerhöhungsbericht, Bewertung
der Sacheinlage mit entsprechenden Kosten). Die Fälle der Übertragung von
EinzelWG während des Zustands der Betriebsaufspaltung dürften dagegen eher
vernachlässigbar sein, so dass es im Ergebnis nicht zu Steuermehreinnahmen
kommen wird. Die Neuregelung ist daher abzulehnen. Die FinVerw. ist auf-
gefordert, über Billigkeitsmaßnahmen im Einzelfall (§ 163 AO) den Unterneh-
men auch weiterhin die erforderliche Flexibilität zur Verfügung zu stellen.
Forderungsverzicht: Seit dem Beschluss des Großen Senats des BFH zu den
stl. Folgen eines Verzichts der Gesellschafter auf ihre Forderung gegenüber ih-
rer KapGes. (BFH v. 9.6.1997 – GrS 1/94, BStBl. II 1998, 307) ist dieser Sach-
verhaltskomplex nicht mehr umstritten. Soweit die Forderung im Zeitpunkt des
Verzichts nicht werthaltig ist, liegt auch keine verdeckte Einlage vor. Lediglich
bezüglich des werthaltigen Teils der Forderung ist zu prüfen, ob die übrigen
Kriterien einer verdeckten Einlage, insbes. also die Veranlassung im Gesell-
schaftsverhältnis (vgl. Anm. 1488b), gegeben sind. Ist dies zu bejahen, liegt inso-
weit eine verdeckte Einlage vor. Dies gilt auch dann, wenn das Darlehen vor
dem Verzicht eigenkapitalersetzenden Charakter hatte (BFH v. 16.5.2001 – I B
143/00, BStBl. II 2002, 436; v. 4.7.2001 – VIII R 79/00, BFH/NV 2001, 1553,
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jeweils mwN). Kein Forderungsverzicht, sondern zunächst die Gewährung eines
Freistellungsanspruchs liegt vor, wenn ein Gesellschafter Verbindlichkeiten der
Gesellschaft übernimmt und auf den Regressanspruch gegenüber der Gesell-
schaft verzichtet (BFH v. 20.12.2001 – I B 74/01, BFH/NV 2002, 678). Der
BFH differenziert hier dahingehend, dass der GmbH zunächst ein Freistellungs-
anspruch gegenüber ihren Gesellschaftern eingeräumt wird, der bei wirksamer
Übernahme der Verbindlichkeit, spätestens bei Zahlung erfolgsneutral mit dem
Freistellungsanspruch zu verrechnen ist. Die verdeckte Einlage liegt hier in der
Gewährung des Freistellungsanspruchs, also einer Forderung der GmbH gegen
ihre Gesellschafter. Diesbezüglich greifen dann die Grundsätze in dem Be-
schluss des Großen Senats des BFH v. 9.6.1997 – GrS 1/94 (aaO) nicht. Zu be-
achten ist allerdings die Abgrenzung zwischen privativer Schuldübernahme und
Erfüllungsübernahme. Zu letzterer hat der BFH die Grundsätze in dem Be-
schluss des Großen Senats für anwendbar erklärt (BFH v. 31.5.2005 – X R
36/02, BStBl. II 2005, 707).

d) Rechtsfolge: Erhöhung der Anschaffungskosten der Beteiligung
Rechtsfolge: Liegt eine verdeckte Einlage eines einzelnen WG iSv. Abs. 6
Satz 2 vor, ist die ausschließliche Rechtsfolge dieser Vorschrift die Erhöhung
der AK der Beteiligung an der empfangenden KapGes. um den Teilwert des
verdeckt eingelegten WG. Der Begriff AK im Wortlaut von Abs. 6 Satz 2 ist
hier iSv. Buchwert zu interpretieren. Denn die ursprünglichen AK der Betei-
ligung können in der Zeit bis zur verdeckten Einlage einerseits durch Teilwert-
abschreibungen gemindert sein und andererseits durch früher getätigte offene
oder verdeckte Einlagen erhöht worden sein. Eine Bezeichnung des Erhöhungs-
betrags, zB als nachträgliche AK, erfolgt im Gesetz nicht (zum Begriff nachträg-
liche AK vgl. Anm. 803). Dies wäre uE auch verfehlt, da ein Anschaffungsvor-
gang bei einer verdeckten Einlage bezüglich der bisher existierenden Anteile
nicht vorliegt und auch neue Anteile gerade nicht ausgegeben werden. Es wird
also gar nichts angeschafft (sonst wäre auch ein Tausch gegeben, der nach
Abs. 6 Satz 1 zu beurteilen wäre, s. Anm. 1484b). Vermieden wird dadurch auch
die vor allem handelsrechtl. geführte Diskussion um die Frage, ob die Werterhö-
hung einer Beteiligung durch eine verdeckte Einlage überhaupt bilanziell abbild-
bar ist (hierzu Ellrott/Brendt in Beck-BilKomm. VII. § 255 HGB Rn. 162),
indem zumindest für das StRecht eine eindeutige Bewertungsvorschrift für die
Beteiligung an der empfangenden KapGes. vorliegt. Soweit handelsrechtl. eine
andere Beurteilung geboten ist, liegt hierin eine Durchbrechung des Maßgeblich-
keitsgrundsatzes (§ 5 Abs. 1, 6).
Abgrenzung zu § 17: Für den Bereich des § 17 verwendet der BFH einen
„normspezifischen Anschaffungskostenbegriff“ (BFH v. 13.7.1999 – VIII R
31/98, BStBl. II 1999, 724), der insbes. darauf hinzielt, Verluste aus der Gewäh-
rung von Darlehen an die KapGes., deren Anteile der Stpfl. in seinem PV hält,
wenigstens im Liquidations- bzw. Insolvenzfall stl. geltend machen zu können.
Die entsprechende Rspr. ist aber auf diesen engen Sachverhalt begrenzt (BFH v.
16.5.2001 – I B 143/00, BStBl. II 2002, 436). Die Besonderheiten des § 17 zei-
gen sich auch an den strechtl. Folgen der verdeckten Einlage von Anteilen an ei-
ner KapGes. in eine KapGes. Für die Rechtslage bis zu der gesetzlichen Rege-
lung in § 17 Abs. 1 Satz 2 durch das StÄndG 1992 war diese nicht als
Veräußerungsgeschäft zu beurteilen (BFH v. 18.12.2001 – VIII R 10/01,
BStBl. II 2002, 463 und v. 18.12.2001 – VIII R 5/00, BFH/NV 2002, 640),
gleichwohl erhöhten sich die AK der Beteiligung an der empfangenden KapGes.
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um den gemeinen Wert der eingelegten Beteiligung im Einlagezeitpunkt. Auch
an dieser abweichenden Rechtsfolgenbestimmung zeigen sich die Unterschiede
zwischen Abs. 6 Sätzen 2 und 3 einerseits und § 17 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2
andererseits.
Tatsächliche Folge: Eine weitere Folge des Vorliegens einer verdeckten Ein-
lage iSv. Abs. 6 Satz 2, wenn auch keine Rechtsfolge, ist das Ausscheiden des
übertragenen WG aus dem BV des Einlegenden. Dieses Ausscheiden erfolgt
zum Buchwert. Die Rspr., wonach der verdeckten Einlage zwingend eine Ent-
nahme aus dem BV vorausgeht (BFH v. 18.12.1990 – VIII R 17/85, BStBl. II
1991, 512) kann im Bereich des Abs. 6 Satz 2 nicht gefolgt werden. In den vom
BFH entschiedenen Fällen handelte es sich regelmäßig um Anteile an einer Kap-
Ges., die im PV gehalten wurden. Abs. 6 Satz 2 setzt allerdings voraus, dass die
Anteile an der KapGes. im BV gehalten werden, sonst ist die Vorschrift nicht
anwendbar (vgl. Anm. 1488a).
Unterschiedsbetrag: Auch wenn das Ausscheiden des übertragenen WG zu
dessen Buchwert erfolgt, führt Abs. 6 Satz 2 zwingend zu einer Erfolgswirksam-
keit der verdeckten Einlage. Dies ergibt sich aus der Mechanik des BV-Ver-
gleichs (§ 4 Abs. 1 Satz 1). Der Unterschiedsbetrag verändert sich um die Diffe-
renz zwischen dem Teilwert des übertragenen WG und dessen Buchwert bzw.
dem Buchwert der hierauf verwendeten Mittel. Diese Auswirkung auf den Un-
terschiedsbetrag kann sowohl Gewinn als auch Verlust sein. Das Entstehen ei-
nes Verlusts dürfte allerdings eher untypisch sein, denn der Teilwert des übertra-
genen WG würde dann unter dessen Buchwert liegen. In solch einem Fall
dürfte zumindest bei WG, die am Schluss des vorangegangenen Wj. zum BV ge-
hörten, eine Teilwertabschreibung zu diesem Stichtag geboten sein (Ausnahme:
unerwarteter Wertverfall während des Wj., in dem die verdeckte Einlage durch-
geführt wird).
Anwendbarkeit von § 6b? Fraglich könnte sein, ob aus dem durch eine ver-
deckte Einlage iSv. Abs. 6 Satz 2 entstehenden positiven Unterschiedsbetrag bei
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen eine Übertragung der hierdurch auf-
gedeckten stillen Reserven gem. § 6b Abs. 1 bzw. die Bildung einer den stl. Ge-
winn mindernden Rücklage gem. § 6b Abs. 3 zulässig ist. Voraussetzung hierfür
wäre, dass die verdeckte Einlage iSv. Abs. 6 Satz 2 als Veräußerung iSv. § 6b
Abs. 1 Satz 1 anzusehen ist. Die Veräußerung ist immer ein entgeltlicher Vor-
gang (§ 6b Anm. 123), während die Unentgeltlichkeit wesentliches Tatbestands-
merkmal der verdeckten Einlage ist (vgl. Anm. 1488b). Der Begriff der Veräuße-
rung iSv. § 6b beschreibt die Verschaffung zivilrechtl. oder wirtschaftlichen
Eigentums an einem WG gegen Entgelt. Dies ist stRspr. (BFH v. 29.10.1996 –
IV B 144/95, BFH/NV 1997, 558; v. 7.7.1992 – VIII R 24/91, BFH/NV 1993,
461; v. 13.11.1991 – I R 58/90, BStBl. II 1992, 517; v. 21.10.1976 – IV R
210/72, BStBl. II 1977, 145) und hM (Lademann/Welbers, § 6b Rn. 49; KSM/
Heger, § 6b Rn. B 61; Blümich/Schlenker, § 6b Rn. 32). Bei der verdeckten
Einlage gibt es gerade kein Entgelt, der Zwang zur Gewinnrealisierung kann die-
ses uE auch nicht ersetzen (aA Lademann/Welbers, § 6b Rn. 50a). UE ist daher
§ 6b auf den Gewinn, der anlässlich der verdeckten Einlage eines WG in eine
KapGes. entsteht, nicht anwendbar.

e) Ermittlung des Teilwerts
Begriff des Teilwerts: Teilwert ist der Betrag, den ein Erwerber des ganzen Be-
triebs im Rahmen des Gesamtkaufpreises für das einzelne WG ansetzen würde;
dabei ist davon auszugehen, dass der Erwerber den Betrieb fortführt (Abs. 1
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Nr. 1 Satz 3). Diese allgemeine Definition gilt auch im Rahmen des Abs. 6
Satz 2. Zum Begriff des Teilwerts s. Anm. 554 ff.; zur Teilwertabschreibung vgl.
auch BMF v. 25.2.2000, BStBl. I 2000, 372.
Bewertung: Grds. ist der Teilwert des einzelnen WG aus dem gesamten Kauf-
preis für das Unternehmen abzuleiten. In den seltensten Fällen wird jedoch der
Gesamtkaufpreis des Unternehmens feststehen. Insofern ist im Regelfall der
Teilwert durch Bewertung zu ermitteln. Auch hierzu kann auf die umfangrei-
chen Ausführungen bei Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 (vgl. Anm. 572 ff.) sowie die dort zi-
tierte umfangreiche Rspr. des BFH verwiesen werden. Besonderheiten ergeben
sich für die Rechtsfolge des Abs. 6 Satz 2 nicht.
Teilwertabschreibung: Nach Zubuchung des Teilwerts des eingelegten WG
zu dem bisherigen Buchwert der Beteiligung an der KapGes. ist zu prüfen, ob
der Teilwert der Beteiligung mindestens ihren neuen Buchwert erreicht. Dies
kann aufgrund anderer Umstände, zB Verluste der KapGes., nicht der Fall sein.
In dem Fall wäre eine Teilwertabschreibung dann vorzunehmen, wenn die
Wertminderung voraussichtlich von Dauer ist (Abs. 1 Nr. 2 Satz 2). Die soge-
nannte Teilwertvermutung des BFH gilt im Fall der Erhöhung des Buchwerts
um den Teilwert eines verdeckt eingelegten WG nicht (BFH v. 9.3.1977 – I R
203/74, BStBl. II 1977, 515). Dies ist jedoch keine Neuregelung, sondern ent-
spricht der bisherigen Rspr. (BFH v. 29.7.1997 – VIII R 57/94, BStBl. II 1998,
652).

Einstweilen frei.

2. Zeitnahe verdeckte Einlage nach der Anschaffung (Abs. 6 Satz 3)

a) Fälle des Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a
Abs. 6 ist insgesamt eine Vorschrift zur Bewertung von WG in bestimmten Fäl-
len. Abs. 6 Satz 2 regelt die Bewertung von Beteiligungen an KapGes. in Fällen
der verdeckten Einlage. Grds. ist der stl. Bilanzansatz der Beteiligung um den
Teilwert des im Wege der verdeckten Einlage auf die KapGes. übertragenen
WG zu erhöhen. Abs. 6 Satz 3 ist eine Ausnahmeregel zu dem Grundsatz, von
Abs. 6 Satz 2, wobei der Inhalt dieser Ausnahmeregel unklar erscheint.
Verweis auf Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a: Tatbestandsmerkmal des Abs. 6
Satz 3 sind die Fälle des Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a. Abs. 1 Nr. 5 bestimmt die
Bewertung von Einlagen. Aus dem Gesamtzusammenhang und der Stellung im
EStG in Kapitel II 3. Gewinn ergibt sich, dass hier Einlagen iSv. § 4 Abs. 1 ge-
meint sind, grds. also Änderungen der stl. Qualifikationen von WG bei demsel-
ben Stpfl. Allerdings gilt diese Vorschrift auch für Einlagen in KapGes. Der Be-
standteil des Tatbestands „desselben Steuerpflichtigen“ hat in diesen Fällen
keine Bedeutung (§ 8 Abs. 1 KStG, BFH v. 11.2.1998 – I R 89/97, BStBl. II
1998, 691).
Nach Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2 sind Einlagen in drei Fällen höchstens mit
den AHK anzusetzen. Der hier relevante Fall ist in Buchst. a geregelt. Danach
greift die Begrenzung des Einlagewerts auf die (ursprünglichen) AHK, wenn das
zugeführte WG innerhalb der letzen drei Jahre vor dem Zeitpunkt der Zufüh-
rung angeschafft oder hergestellt worden ist. Fraglich und im Schrifttum bislang
unterschiedlich dargestellt ist die Tragweite des Verweises aus Abs. 6 Satz 3 auf
diese Vorschrift. Denkbar sind folgende Lösungen:
p Die in Abs. 6 Satz 3 gemeinten Fälle des Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a erfas-

sen alle im Wege der verdeckten Einlage übertragenen WG, die innerhalb der

§ 6 Anm. 1488e–1489a Abs. 6: Anschaffungskosten bei
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ABC der Bilanzierung und Bewertung

1 %-Methode: s. „Listenpreismethode“, „Nutzungsentnahme“.
Abbaurechte: § 5 Anm. 1760, 2000 „Nutzungsrechte“, § 6 Anm. 686, 1182 f.
Abbruch: § 6 Anm. 307, 635, 670 ff., 1025.
Abbruchabsicht: § 6 Anm. 671, 686, 693 „Anmietung eines Gebäudes mit Ab-
bruchabsicht“, „Einlage eines Gebäudes mit Abbruchabsicht“, 1025, 1216,
1236.
Abbruchkosten: § 6 Anm. 679; s. auch „Rückstellungen für Abbruchkosten,
-verpflichtungen“; vgl. auch BFH v. 25.1.2006 – I R 58/04, BStBl. II 2006, 707;
v. 7.9.2004 – IX R 1/03, FR 2005, 743 (Abbruchkosten als AK des Grund und
Bodens).
Abbruchmaterial: § 6 Anm. 680.
Abbruchverpflichtung: s. „Entfernungsverpflichtung“.
Abfallbeseitigungskosten, -verpflichtung, Abfallentsorgungskosten, -ver-
pflichtung: § 6 Anm. 982, 1000 „Abfälle“, „Lohnkosten“; s. auch „Rückstellun-
gen für Abfallentsorgung“.
Abfindung: § 5 Anm. 1927; s. auch „Ausgleichszahlung“, „Sachabfindung“;
– zur Ablösung eines unentgeltlich eingeräumten Nießbrauchs § 6 Anm. 297;
– gem. § 305 Abs. 1 AktG § 5 Anm. 1433, 1448, 1451;
– für die Befreiung von einer dinglichen Last § 6 Anm. 401;
– an Konkurrenten § 5 Anm. 1700;
– eines lästigen Gesellschafters § 6 Anm. 725;
– bei Miet- und Pachtverhältnissen § 5 Anm. 2000 „Abstandszahlungen“,

„Mieteintritt-Ausgleichszahlung“ (RAP), § 6 Anm. 693 „Abfindungen (Ab-
standszahlungen)“, „Mieterabfindung“;

– an Miterben, im Rahmen einer Erbauseinandersetzung oder wegen eines Ver-
mächtnisses § 6 Anm. 285, 287, 297, 1346, 1395, 1400 f., 1405, 1407 ff.;

– für Mühlenstillegungsverpflichtung § 5 Anm. 2000 (RAP);
– für Verzicht auf Erhebung nachbarrechtl. Einwendungen § 6 Anm. 715 „Ab-

wehrkosten“;
Abfüllkosten: § 6 Anm. 1000.
Ablösung: s. auch „Abfindung“, „Ausgleichszahlung“;
– einer Abstands-, Ausgleichszahlung § 6 Anm. 1374;
– für Emissionsduldung § 5 Anm. 2000 „Ablösungen für Emissionsduldung

etc.“ (RAP);
– im Profisport § 5 Anm. 2000 (RAP);
– von Versorgungsleistungen § 6 Anm. 1374;
– für Zustimmung zur Erteilung einer Baugenehmigung § 5 Anm. 2000 „Ablö-

sungen für Emissionsduldung etc.“ (RAP).
Abnutzbare Wirtschaftsgüter: s. „Wirtschaftsgut, abnutzbar“, und „Anlage-
vermögen, abnutzbar“.
Abonnementsverträge: s. „Provision für den Abschluss von Abonnementsver-
trägen“.
Abonnentenstamm: § 5 Anm. 1760.
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Abraumbeseitigung: § 6 Anm. 1000; s. auch „Rückstellungen für Abraum-
beseitigung“.
Abraumrückstand: § 6 Anm. 226.
Abraumvorrat: § 6 Anm. 226, 468, 975, 1000 „Abraum“.
Abschlussgebühren bei Bausparverträgen: s. „Bausparvertrag“.
Abschreibungen: s. auch „Absetzungen für Abnutzung“, „Sonderabschreibun-
gen“;
– außerplanmäßige § 6 Anm. 53;
– kalkulatorische § 6 Anm. 463 f.;
– planmäßige § 6 Anm. 52;
– steuerrechtliche § 6 Anm. 54;
– als Teil der Herstellungskosten § 6 Anm. 463 f.
Abschreibungsverbote, handelsrechtliche: § 6 Anm. 242.
Absetzungen für Abnutzung: s. auch „Abschreibungen“; vgl. auch FG Hamb.
v. 18.6.2007 – 2 K 107/07, juris (AfA nur bei Anlagevermögen), rkr.;
– Abgrenzung zu Teilwertabschreibung § 6 Anm. 556;
– als Teil der Herstellungskosten § 6 Anm. 463 f.
Absetzungen für außergewöhnliche Abnutzung: § 6 Anm. 515, 556, 658,
660, 676.
Absetzungen für Substanzverringerung: § 5 Anm. 2112, § 6 Anm. 544.
Absicherungskosten bei Gebäudeherstellung: § 6 Anm. 715.
Abstandszahlung: § 5 Anm. 1760, 2000 „Abstandszahlungen“, „Mietvertragli-
che Abstandszahlungen“ (RAP), § 6 Anm. 285, 287, 388, 391, 401, 1374; s. auch
„Abfindung“, „Entschädigungen“.
Abwasserbaubeitrag: vgl. BFH v. 11.12.2003 – IV R 40/02, BStBl. II 2004,
282.
Abwehrkosten: § 5 Anm. 614, 710, § 6 Anm. 289, 715; s. auch „Anwaltskos-
ten“, „Prozesskosten“.
Abzinsung: § 6 Anm. 1141 ff., 1186 ff.; vgl. auch BFH v. 24.1.2008 – IV R
37/06, BFH/NV 2008, 854 (Gesellschafterdarlehen); v. 24.1.2008 – IV R
66/05, BFH/NV 2008, 1301 (Gesellschafterdarlehen); v. 24.10.2006 – I R 2/06,
BStBl. II 2007, 469 (Abzinsung bei Teilwertabschreibung notleidender Forde-
rung); FG Berlin-Brandenburg v. 6.1.2009, EFG 2009, 564 (Abzinsung zunächst
unverzinslicher Darlehen auch bei späterer Vereinbarung einer Verzinsung),
rkr.; v. 17.11.2008, EFG 2009, 322 (Gesellschafterdarlehen), rkr.; v. 8.9.2008,
EFG 2008, 1947 (Gesellschafterdarlehen), rkr.; Nds. FG v. 12.11.2008 – 6 K
355/08, BB 2009, 296 (Rückstellungen für Beitragsrückerstattungen), nrkr., Az.
Rev. BFH I R 9/09; FG Ba.-Württ. v. 10.12.2007 – 6 K 446/06, DStRE 2009,
71 (Gesellschafterdarlehen), nrkr., Rev. Az. BFH I R 4/08; FG München v.
20.6.2006 – 5 V 1675/06, juris (Abzinsung innerhalb ärztlicher Praxisgemein-
schaft).
Abzinsungsbetrag: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Ackerprämienberechtigung: s. „Prämienrecht“.
Ackerquote: § 5 Anm. 1690; vgl. auch Nds. FG v. 29.10.2007 – 9 V 328/07,
juris; Schl.-Holst. FG v. 7.5.2008, EFG 2008, 1273, nrkr., Rev. Az. BFH IV R
28/08.
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Ähnliche Rechte und Werte: s. „Konzessionen“, „Schutzrechte“.
Äquivalenzziffernrechnung: § 6 Anm. 467.
Ärztemuster: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen), 1014, 1025 „Ärzte-
muster“, „Veräußerungsverbot“.
AfA: s. „Absetzungen für Abnutzung“.
AfS: s. „Absetzungen für Substanzverringerung“.
Agio: s. „Disagio (Damnum)/Agio“.
Aktivierung: § 5 Anm. 300 ff., 340 ff.
Aktivierungsfähigkeit: § 5 Anm. 300, 320;
– abstrakte § 5 Anm. 300;
– konkrete § 5 Anm. 300.
Aktivierungsgebot: § 5 Anm. 324;
– für Umsatzsteuer auf erhaltene Anzahlungen § 5 Anm. 1996;
– für Zölle und Verbrauchsteuern § 5 Anm. 1975.
Aktivierungspflicht: § 5 Anm. 300, 302, 320;
– Disagio § 5 Anm. 1954;
– Rechnungsabgrenzungsposten § 5 Anm. 1920.
Aktivierungsverbot: § 5 Anm. 325.
Aktivierungswahlrecht: § 5 Anm. 302, 321 ff.;
– handelsrechtlich § 5 Anm. 302;
– Rechnungsabgrenzungsposten § 5 Anm. 1921.
Alarmanlage: § 6 Anm. 715 „Alarmanlage“ und „Einbruchmeldeanlagen“.
Altautos: s. „Rückstellungen für Entsorgung von Altfahrzeugen“.
Altbatterien: s. „Rückstellungen für Rückkauf-/Rücknahmeverpflichtungen“.
Altenteilerwohnung: § 6 Anm. 715; vgl. auch BFH v. 21.2.2008 – IX B
233/07, BFH/NV 2008, 952.
Altersteilzeit: s. „Rückstellungen für Altersteilzeit“.
Altersversorgung: s. „Betriebliche Altersversorgung“, „Betriebliche Versor-
gungsrente“.
Altfahrzeuge: s. „Rückstellungen für Entsorgung von Altfahrzeugen“.
Altlasten: § 6 Anm. 533, 715 „Altlasten-Entsorgung“, 1025; s. auch „Entkon-
taminierungskosten“, „Rückstellungen für Altlastenbeseitigung“.
Anbau: s. „Gebäude“.
Anbauschrankteile: s. „Möbel“.
Ankaufsrecht: § 6 Anm. 913; s. auch „Optionsrecht“.
Anlagevermögen: § 5 Anm. 371, § 6 Anm. 253 ff.; vgl. auch FG Hamb. v. 18.6.
2007 – 2 K 107/07, juris (AfA nur bei Anlagevermögen), rkr.;
– Abgrenzung zum Umlaufvermögen § 6 Anm. 253;
– Begriff § 6 Anm. 253;
– abnutzbares, Bewertung § 6 Anm. 240, 242, 266, 719 ff.;
– abnutzbares, Teilwertvermutung § 6 Anm. 595;
– immaterielles, § 5 Anm. 1721 ff., § 6 Anm. 719 ff.;
– nicht abnutzbares, Bewertung § 6 Anm. 240, 242, 719 ff., 764 ff.;
– nicht abnutzbares, Teilwertvermutung § 6 Anm. 594.
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Anlaufkosten: § 5 Anm. 2000 (RAP); s. auch „Gründungskosten“.
Anlaufverluste: § 6 Anm. 18a, 811; vgl. auch FG München v. 28.11.1997 – 13
V 3073/97, juris; FG Sachs.-Anh. v. 21.2.2008 – 3 K 775/99, juris, rkr.
Anliegerbeiträge: s. „Erschließungsbeiträge, -kosten“.
Anpassungsverpflichtung: s. „Rückstellungen für Anpassungsverpflichtun-
gen“.
Ansammlungsrückstellung: s. „Rückstellungen“.
Anschaffung: § 6 Anm. 272 ff.;
– Abgrenzung zu Herstellung § 6 Anm. 277;
– Begriff § 6 Anm. 273;
– Teilwertvermutung § 6 Anm. 587 ff.;
– Zeitraum § 6 Anm. 274, 282c, 974 „Beginn der Anschaffung“, „Ende der An-

schaffung“;
– Zeitpunkt § 6 Anm. 274, 974 „Wirtschaftliche Verfügungsmacht“ und „Zeit-

punkt der Anschaffung“.
Anschaffungskosten: s. auch „Anschaffungs-/Herstellungskosten“; vgl. auch
BFH v. 20.6.2007 – IV R 71/04, BFH/NV 2008, 347 (Abgrenzung der AK ei-
nes EinzelWG von Aufwendungen auf den Geschäftswert);
– von ausländischen Beteiligungen § 6 Anm. 14 ff.;
– Begriff § 6 Anm. 281 ff.;
– Bestandteile § 6 Anm. 284 ff.;
– als Bewertungsmaßstab § 6 Anm. 283, 725;
– fiktive § 6 Anm. 239, 303, 974, 1436; vgl. auch Schl.-Holst. FG v. 10.7.2008,

EFG 2008, 1610, rkr.; Sächs. FG v. 5.11.2007 – 5 K 1571/05, juris, rkr.;
– von Fremdwährungsforderungen § 6 Anm. 22;
– von KapGes.-Anteilen § 6 Anm. 1094;
– nachträgliche § 6 Anm. 297; vgl. auch BFH v. 3.8.2005 – I R 36/04, BStBl. II

2006, 369;
– negative § 6 Anm. 974;
– bei Tausch § 6 Anm. 974;
– überhöhte § 6 Anm. 588; vgl. auch BFH v. 7.2.2002 – IV R 45/01, BFH/NV

2002, 1021;
– unangemessene § 6 Anm. 974 „Unangemessenheit“;
– unbekannte § 6 Anm. 302;
– unbestimmte § 6 Anm. 301;
– von Verbindlichkeiten in ausländischer Währung § 6 Anm. 27;
– von Vorräten § 6 Anm. 19, 972 ff.;
– von Wertpapieren § 6 Anm. 1094;
– von Zahlungsmitteln in ausländischer Währung § 6 Anm. 24.
Anschaffungs-/Herstellungskosten: § 6 Anm. 279 ff.; s. auch „Anschaf-
fungskosten“, „Herstellungskosten“;
– als Bewertungsmaßstab § 6 Anm. 239, 269 ff., 719, 724, 725;
– ausländischen Sachanlagevermögens § 6 Anm. 12;
– bei Auslandsbeziehungen § 6 Anm. 10;
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– in Fremdwährung § 6 Anm. 10;
– nachträgliche Änderung bei ausländischen Beteiligungen § 6 Anm. 17.
Anschaffungskostenänderungen: § 6 Anm. 288 ff.
Anschaffungskostenerhöhung: § 6 Anm. 290.
Anschaffungskostenminderung: § 6 Anm. 289, 544, 972; s. auch „Bonus“,
„Rabatt“, „Skonto“; vgl. auch FG Hamb. v. 20.8.2007, EFG 2008, 107 (Ver-
sicherungsleistung einer Baumehrpreisversicherung), rkr.
Anschaffungskostenprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Anschaffungsnahe Aufwendungen: § 6 Anm. 505 ff.; vgl. auch FG Ba.-Württ.
v. 14.4.2008, EFG 2008, 1541, nrkr., Rev. Az. BFH IX R 20/08.
Anschaffungsnebenkosten: § 6 Anm. 292 ff., 972, 974;
– pauschale Ermittlung § 6 Anm. 223.
Anschaffungspreis: s. „Anschaffungskosten“.
Anschaffungspreisänderungen: s. „Anschaffungskostenänderungen“.
Anschaffungspreiserhöhung: s. „Anschaffungskostenerhöhung“.
Anschaffungspreisminderung: s. „Anschaffungskostenminderung“.
Anschaffungspreisprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Anschaffungszeitpunkt: s. „Anschaffung“.
Anschaffungszeitraum: s. „Anschaffung“.
Anschlusskosten: s. „Gasanschluss“, „Stromanschluss“, „Wärmeanschluss“,
„Wasseranschluss“, „Leitungsverlegung“.
Ansiedlungsbeitrag: § 6 Anm. 641.
Ansparabschreibung: s. „Rücklagen“.
Anwachsung: § 6 Anm. 1334, 1377, 1488c.
Anwaltskosten: § 5 Anm. 327, § 6 Anm. 715 „Anwalts- und Prozesskosten“; s.
auch „Abwehrkosten“, „Prozesskosten“.
Anzahlungen: § 5 Anm. 291 f., § 6 Anm. 299, 468, 650, 1000, 1144, 1187, 1281;
– Abgrenzung zu RAP § 5 Anm. 1917, 2000 „Anzahlungen“;
– Abgrenzung zu WG § 5 Anm. 363;
– Begriff § 5 Anm. 362;
– erhaltene Anzahlungen § 5 Anm. 292, 450, 485, 1773, 1790;
– geleistete Anzahlungen § 5 Anm. 291, 300, 320, 333, 362 f., § 6 Anm. 19, 929,

965, 972, 974;
– Umsatzsteuer auf erhaltene Anzahlungen § 5 Anm. 1992 ff.
Anzeigenvertrag: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Apotheke: § 6 Anm. 1025; vgl. auch FG Brandenb. v. 11.10.2000, EFG 2001,
129, rkr.; FG Köln v. 21.6.2006, EFG 2006, 1504, rkr.
Arbeiten:
– halbfertige auf fremdem Grund und Boden § 6 Anm. 1011;
– unfertige § 5 Anm. 624.
Arbeitgeberjubiläum: s. „Rückstellungen für Jubiläumszuwendungen“.
Arbeitnehmererfindungen: § 5 Anm. 1734; s. auch „Diensterfindungen“.
Arbeitnehmerjubiläum: s. „Rückstellungen für Jubiläumszuwendungen“.
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Arbeitskraft, Arbeitsleistung: § 6 Anm. 1000 „Arbeitsleistung“, 1200; s. auch
„Dienstleistung“.
Arbeitsverhältnis: § 5 Anm. 1760.
Arbeitsvorbereitung: s. „Vorbereitungskosten“.
Architektenhonorar: § 6 Anm. 648, 715 „Architekt“ und „Bauunternehmer“;
vgl. auch FG Hamb. v. 15.12.2003 – V 91/00, juris, rkr.
Archiv: § 6 Anm. 1300 „Archiv“.
Arzneimittel: § 5 Anm. 695; s. auch „Ärztemuster“.
Arzneimittelkonzession, Arzneimittelzulassung: § 5 Anm. 381, 1700; vgl.
auch Hess. FG v. 15.12.2004 – 4 K 2565/01, juris.
Arztpraxis: § 6 Anm. 1300 „Instrumentarium“, 1355.
Asbest-Entsorgung, Asbest-Sanierung: s. „Altlasten“.
Assekuradeur-Provision: s. „Provisionen, Provisionsaufwendungen“.
Atomanlagen: s. „Rückstellungen für Stilllegung von Kernkraftwerken“.
Aufbewahrungspflicht: s. „Rückstellungen für Aufbewahrungspflichten“.
Aufforstung: § 5 Anm. 605, § 6 Anm. 741 ff.; vgl. auch BFH v. 5.6.2008 – IV R
57/05, BStBl. II 2008, 960; s. auch „Nachaufforstung“, „Wiederaufforstung“,
„Zweitaufforstung“.
Auffüllung, Auffüllungsverpflichtung, Auffüllungskosten: s. „Rückstellun-
gen für Rekultivierungsverpflichtung“.
Aufgeld: s. „Disagio (Damnum)/Agio“.
Auflösend bedingte Verbindlichkeiten: s. „Verbindlichkeiten, auflösend be-
dingte“.
Aufräumungsarbeiten: § 6 Anm. 1000.
Aufrechnung: § 5 Anm. 218, § 6 Anm. 925.
Aufschiebend bedingte Verbindlichkeiten: s. „Verbindlichkeiten, aufschie-
bend bedingte“.
Auftragsbestand: § 5 Anm. 1700, § 6 Anm. 723, 724; vgl. auch FG Düss. v.
20.3.2003, EFG 2003, 1290, rkr.
Aufwandsrückstellungen: s. „Rückstellungen“.
Aufwendungsdarlehen: vgl. BFH v. 20.10.2004 – I R 11/03, BStBl. II 2005,
581.
Aufwuchs: § 6 Anm. 307 „Aufwuchs und Grundstück“, 311, 736, 739, 746; s.
auch „Holz“; vgl. auch BFH v. 20.9.2007 – IV R 20/05, BFH/NV 2008, 532.
Aufzug: s. „Fahrstuhl“.
Ausbeuteverträge: § 5 Anm. 297, 1917, 2000 (RAP).
Ausbietungsgarantiegebühren: s. „Garantiegebühren, -geschäfte“.
Ausbildungskosten: § 6 Anm. 1000 „Ausbildung von Arbeitnehmern“.
Ausgleichsanspruch des Handelsvertreters: s. „Handelsvertreter“.
Ausgleichsleistung, Ausgleichszahlung: § 6 Anm. 1374; s. auch „Abfindun-
gen“, „Ablösung“; vgl. auch FG Münster v. 6.2.2003, EFG 2003, 983 (Aus-
gleichszahung auf Grund eines städtebaulichen Vorhabendurchführungsvertrags
und Erschließungsvertrags), rkr.
Ausländische Beteiligungen: s. „Beteiligungen, ausländische“.
Ausländische Einkünfte: s. „Einkünfte, ausländische“.
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Auslandsbeziehungen: § 5 Anm. 11 ff., § 6 Anm. 8 ff.
Auslandsforderung: s. „Fremdwährungsforderungen und -verbindlichkeiten“.
Auslandsrisiken: s. „Risiken“.
Auslandsschulden: s. „Fremdwährungsforderungen und -verbindlichkeiten“.
Ausleihungen: s. „Forderungen“.
Auslösungen: s. „Beförderungskosten“, „Reisekosten“.
Außenanlagen: § 5 Anm. 396, § 6 Anm. 715, 1300.
Außenwand: § 6 Anm. 715.
Außenverbindlichkeit: § 5 Anm. 1770.
Außerplanmäßige Abschreibungen: s. „Abschreibungen, außerplanmäßige“.
Ausstellungsgegenstände: § 5 Anm. 381, § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufver-
mögen), 1300 (gWG); s. auch „Musterhäuser“, „Musterküchen“, „Vorführanla-
gen, -maschinen, -wagen“.
Austauschmotor: § 6 Anm. 494; vgl. auch FG München v. 19.9.2005 – 6 K
4305/03, juris.
Autoradio, Autoreifen, Autotelefon: s. „Kraftfahrzeuge“.
Autorenhonorar: § 6 Anm. 1000 „Verlag“.
Avalprovision: s. „Bürgschaft“.
Badezimmer: § 6 Anm. 715.
Bäume: § 6 Anm. 644, 715 „Hangabtragung“; s. auch „Aufwuchs“, „Holz“,
„Wald“.
Bahnanlagen: s. „Gleise, Gleisanlagen“.
Balkon: § 6 Anm. 482, 653.
Bankgebühren: § 5 Anm. 328; s. auch „Geldbeschaffungskosten“.
Bankguthaben: § 6 Anm. 1119, 1345.
Bargeld: § 6 Anm. 1119, 1345.
Baubeschleunigungskosten: s. „Schnellbaukosten“.
Baubetreuungskosten, Baubetreuungsunternehmen, Baubetreuungsver-
trag: § 6 Anm. 715 „Baubetreuung“.
Baucontainer: § 6 Anm. 715 „Container“.
Bauelemente: s. „Möbel“.
Baugenehmigung: § 6 Anm. 715.
Baugrube: § 6 Anm. 636, 644, 715 „Absicherungskosten“; vgl. auch BFH v.
4.6.2003 – X R 30/99, BFH/NV 2003, 1322.
Bauherr: § 6 Anm. 277, 633.
Bauherrengemeinschaft: § 6 Anm. 633, 715 „Baubetreuung“.
Bauherrenhaftpflichtversicherung: § 6 Anm. 715.
Bauherrenmodell: § 6 Anm. 287.
Baukostenindex: § 6 Anm. 598, 600, 1025.
Baukostenzuschuss: § 5 Anm. 1687, 1741, 2000 „Versorgungsunternehmen“
(RAP), § 6 Anm. 661; vgl. auch BFH v. 14.3.2006 – I R 109/04, BFH/NV 2006,
1812.
Baukredit: § 6 Anm. 940.
Baulast: § 5 Anm. 2000 (RAP).
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Baumängel: § 5 Anm. 585, § 6 Anm. 276, 280, 502, 515, 635, 715, 900 „Män-
gel“, 1025; vgl. auch BFH v. 26.1.1999 – IX R 23/94, BFH/NV 1999, 785.
Baumehrpreisversicherung: vgl. FG Hamb. v. 20.8.2007, EFG 2008, 107, rkr.
Baumschule: § 6 Anm. 154 (Zulässigkeit der Festwertbildung), 265 (Anlage-/
Umlaufvermögen); vgl. auch BFH v. 5.6.2008 – IV R 67/05, BStBl. II 2008,
960.
Baumschulerlass: § 6 Anm. 736; vgl. auch BFH v. 23.4.1998 – IV R 25/97,
BFH/NV 1998, 1470.
Bausparkassen: § 5 Anm. 2000 (RAP); s. auch „Bausparvertrag“, „Bausparvor-
ratsvertrag“.
Bausparvertrag: § 5 Anm. 1760, 2000 (RAP); s. auch „Bausparkassen“, „Bau-
sparvorratsvertrag“;
– Abschlussgebühren § 5 Anm. 1760, 2000 „Abschlussgebühr bei Bausparkas-

sen“, „Bausparvertrag“ (RAP);
– Zuteilungsgebühren § 5 Anm. 2000 „Bausparvertrag“ (RAP).
Bausparvorratsvertrag: § 5 Anm. 1760, § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufver-
mögen); s. auch „Bausparkassen“, „Bausparvertrag“.
Bauten auf fremdem Grund und Boden/fremden Grundstücken: s. „Ge-
bäude auf fremdem Grund und Boden“.
Bauüberwachungskosten: § 6 Anm. 715.
Bauvertrag: vgl. FG Meckl.-Vorp. v. 26.5.2005 – 2 K 549/02, juris (Bilanzie-
rung von bestrittenen Werklohnforderungen aus Bauverträgen).
Bauwesenversicherung: § 6 Anm. 715 „Versicherung“.
Bauzeitversicherung: § 6 Anm. 715 „Versicherung“.
Bauzeitzinsen: § 6 Anm. 299; vgl. auch FG Nürnb. v. 27.3.2002, EFG 2002,
1033, rkr.
Bearbeitungskosten: § 6 Anm. 911; s. auch „Schadensermittlungs- und Scha-
densbearbeitungskosten“.
Beförderungskosten: § 6 Anm. 293 ff., 1000; s. auch „Reisekosten“, „Trans-
portkosten“.
Beiträge an Erdölbevorratungsverband: § 5 Anm. 2000 „Mitgliedsbeiträge“
(RAP).
Beizen: § 6 Anm. 977.
Beizulegender Wert: § 5 Anm. 123, § 6 Anm. 53, 242, 562, 577, 618 ff.
Beleuchtungsanlagen: § 6 Anm. 1300 „Grubenlampen“, „Lampen“, „Straßen-
leuchten“ (gWG).
Belieferungsrechte, -möglichkeiten: § 5 Anm. 1700, § 6 Anm. 722 f., 1432; s.
auch „Kontingente“, „Milchkontingent, Milchlieferrecht“, „Zuckerrübenliefer-
recht“; vgl. auch FG Münster v. 1.2.2008, EFG 2008, 1449 (Abgrenzung Kun-
denstamm von Exklusivlieferungsrecht).
Belüftungsanlagen: s. „Lüftungsanlagen“.
Beratung: s. „Kundenberatungskosten“, „Steuerberatungskosten“; vgl. auch
FG Ba.-Württ. v. 14.2.2001, EFG 2001, 808, aufgeh. durch BFH v. 18.12.2001 –
VIII R 10/01, BStBl. II 2002, 463.
Bereitstellungszinsen: s. „Darlehen“.
Bergbauanlagen: § 6 Anm. 154 (Zulässigkeit der Festwertbildung).
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Bergschäden: § 6 Anm. 600, 780; vgl. auch BFH v. 6.8.1998 – IV R 91/96,
BFH/NV 1999, 40.
Berufsausbildung: s. „Ausbildungskosten“, „Zuschüsse, öffentliche“.
Berufsgenossenschaftsbeiträge: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 463a; s.
auch „Rückstellungen für Berufsgenossenschaftsbeiträge“.
Beschädigung: s. „Wertminderung“.
Beschleunigungskosten: § 5 Anm. 605, § 6 Anm. 283, 715; s. auch „Schnell-
baukosten“.
Beschränkte persönliche Dienstbarkeit: s. „Dienstbarkeit“.
Besichtigungskosten: § 6 Anm. 293, 974.
Besserungsabrede, -klausel, -schein, -verabredung: § 5 Anm. 485 „Bes-
serungsvereinbarung (Besserungsabrede, Besserungsschein), 1787, 1790 „Forde-
rungsverzicht“.
Bestandskunden, Bestandspflegevergütung: s. „Rückstellungen für Kun-
denpflege“.
Bestandteile, wesentliche: § 5 Anm. 313, 315, 391.
Bestechungsgeld: § 6 Anm. 293; s. auch „Rückstellungen für Bestechungs-
geld“.
Besteck: § 6 Anm. 154 „Gastronomie“ (Zulässigkeit der Festwertbildung), 1300
„Bestecke“, „Hotel“ (gWG).
Bestuhlung: § 6 Anm. 1291, 1300 „Gaststätte“, „Lichtspieltheater“ (gWG).
Beteiligungen: s. auch „Kapitalgesellschaft“, „Personengesellschaft“, „Ver-
sicherungsunternehmen“;
– ausländische § 6 Anm. 14 ff.
Betrieb:
– im Aufbau § 6 Anm. 1350;
– auslaufender § 6 Anm. 1350;
– Nießbrauchsüberlassung § 6 Anm. 1350;
– ruhender § 6 Anm. 1350;
– Übertragung § 6 Anm. 1330 ff., 1351, 1370 ff.;
– verfallener § 6 Anm. 1350;
– zerstörter § 6 Anm. 1350.
Betriebliche Altersversorgung: § 6 Anm. 461, 463i, 1000 „Soziale Aufwen-
dungen“, 1173; s. auch „Betriebliche Versorgungsrente“, „Rückstellungen für
Pensionsverpflichtungen“; vgl. auch FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05,
juris.
Betriebliche Organisationseinheit: s. „Organisationseinheit, betriebliche“.
Betriebliche Versorgungsrente: § 6 Anm. 1155, 1374; s. auch „Betriebliche
Altersversorgung“; vgl. auch BFH v. 20.6.2007 – X R 2/06, BStBl. II 2008, 99.
Betriebsaufgabe: § 5 Anm. 576, 1736, 1934, 1957, § 6 Anm. 1330, 1336,
1350 f., 1388, 1395, 1481, 1488a; s. auch „Betriebseinstellung“, „Betriebsstill-
legung“;
– Entschädigung § 5 Anm. 2000 „Betriebsaufgabe-Entschädigung“ (RAP).
Betriebsaufspaltung: § 5 Anm. 306, 590, § 6 Anm. 811, 943, 1340, 1447b,
1488c.
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Betriebsausgaben: § 5 Anm. 94, 2112, § 6 Anm. 280, 636, 1202h, 1280.
Betriebsbereitschaftskosten: § 6 Anm. 974; vgl. auch FG München v. 10.5.
2006, EFG 2006, 1238, rkr.
Betriebseinstellung: § 6 Anm. 265 „Betriebseinstellung“, „Konkurseröffnung“
(Anlage-/Umlaufvermögen), 1025; s. auch „Betriebsaufgabe“, „Betriebsstille-
gung“.
Betriebseröffnung: § 6 Anm. 244, 303, 1235 ff.
Betriebserwerb: § 6 Anm. 244, 307, 1234, 1240.
Betriebsgrundlage, wesentliche: § 6 Anm. 1341, 1345 f., 1357, 1361, 1381 f.
Betriebsleitungskosten: § 6 Anm. 463e, 715 „Bauunternehmer“, 1000, 1173.
Betriebsprüfung: § 5 Anm. 801; s. auch „Rückstellungen für Mehrsteuern“.
Betriebsrat: § 6 Anm. 1000.
Betriebsstilllegung: s. auch „Betriebsaufgabe“, „Betriebseinstellung“;
– drohende: § 6 Anm. 1025 „Beschränkung“.
Betriebsstoffe: § 6 Anm. 463, 965, 977; s. auch „Roh-, Hilfs- und Betriebsstof-
fe“.
Betriebsteil: § 6 Anm. 1355.
Betriebs- und Geschäftsausstattung: § 6 Anm. 154 „Geschäftsausstattung“
(Zulässigkeit der Festwertbildung); s. auch „Büroeinrichtung“, „Ladeneinrich-
tung“.
Betriebsunterbrechung: § 6 Anm. 1350.
Betriebsunterbrechungsversicherung: § 5 Anm. 605 „Beschleunigungskos-
ten“, 1530, 1611, 1620.
Betriebsveräußerung: § 5 Anm. 576, 1934, 1957, § 6 Anm. 1336, 1351, 1481.
Betriebsverlegung: § 5 Anm. 587.
Betriebsvermögensvergleich: § 5 Anm. 16, 36 ff.
Betriebsverpachtung: § 5 Anm. 590, § 6 Anm. 1350.
Betriebsvorrichtung: § 5 Anm. 315, 396, § 6 Anm. 1345.
Betten, -umrandungen: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Beurkundungsgebühren: § 5 Anm. 1965, 2000 (RAP), § 6 Anm. 800, s. auch
„Notarkosten“.
Bewachungskosten: § 6 Anm. 463d f., 715 „Versicherung“, 981, 1000 „Bewa-
chung“.
Bewegliche Wirtschaftsgüter: s. Wirtschaftsgut, beweglich.
Bewertung:
– Begriff § 6 Anm. 69;
– Durchführung § 6 Anm. 70 ff.;
– kompensatorische § 5 Anm. 217, § 6 Anm. 90, 923;
– und Schätzung § 6 Anm. 74.
Bewertungseinheit: § 5 Anm. 217 f., § 6 Anm. 90, 565, 923, 1111.
Bewertungsfreiheit: § 5 Anm. 322, § 6 Anm. 236, 463 f., 544, 1249 ff.; s. auch
„Wirtschaftsgut, geringwertig“.
Bewertungsstetigkeit: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
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Bewertungsvereinfachungsverfahren: § 5 Anm. 126, § 6 Anm. 56; s. auch
„Durchschnittsbewertung“, „Festwertverfahren“, „Gruppenbewertung“, „Ver-
brauchs-/Veräußerungsfolgeverfahren“.
Bewertungsvorbehalt: § 5 Anm. 15, 94, 2121, § 6 Anm. 48.
Bewertungswahlrecht: § 5 Anm. 105, 322, § 6 Anm. 461, 1124, 1251.
Bewertungszusammenhang: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung“.
Bewirtungskosten: § 6 Anm. 715 „Bewirtung“, „Richtfest“.
Bezugsrecht: s. „Kapitalgesellschaft“.
Bibliothek: s. „Bücher“.
Biersteuer: § 5 Anm. 1983, 1985, 2000 (RAP), § 6 Anm. 463g.
Bilanzänderung: § 5 Anm. 94, 601, 802, 2112.
Bilanzidentität, Bilanzenzusammenhang: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung“.
Bilanzierung, korrespondierende: § 5 Anm. 305 ff., 1920, 1952, § 6 Anm. 803,
907, 943, 1489b.
Bilanzierungsgebot: s. „Aktivierungsgebot“, „Passivierungsgebot“.
Bilanzierungshilfe: § 5 Anm. 105, 114, 320, 323, 328, 364 ff., 1946, 1949;
– Abgrenzung zu RAP § 5 Anm. 1917;
– Abgrenzung zu WG § 5 Anm. 366;
– Begriff § 5 Anm. 364.
Bilanzierungsverbot: s. „Aktivierungsverbot“, „Passivierungsverbot“.
Bilanzierungswahlrecht: s. „Aktivierungswahlrecht“, „Passivierungswahl-
recht“.
Bilanzklarheit: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Bilanzkontinuität: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Bilanzwahrheit: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Bildschirm: s. „Computerteile“.
Bindemittel: § 6 Anm. 463.
Blockheizkraftwerk: vgl. Nds. FG v. 10.7.2008, DStRE 2008, 1437, rkr.
Bodenluftsanierung: s. „Altlasten“.
Bodensanierung: s. „Altlasten“.
Bodenschätze: § 5 Anm. 399, 1720, § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen),
307, 780; vgl. auch BFH v. 24.1.2008 – IV R 45/05, BStBl. II 2009, 44; v. 20.6.
2007 – IV R 71/04, BFH/NV 2008, 347; v. 4.12.2006 – GrS 1/05, BStBl. II
2007, 508; v. 13.7.2006 – IV R 51/05, BFH/NV 2006, 2064; FG Berlin-Bran-
denb. v. 1.7.2008, EFG 2008, 1544, rkr.
Bodenverbesserung: § 6 Anm. 782; vgl. auch Nds. FG v. 11.11.1993, EFG
1994, 512, rkr.
Börsenwert: § 6 Anm. 578.
Bonus: § 6 Anm. 289, 974, 1011, 1432; s. auch „Rabatt“, „Skonto“.
Boxen: s. „Ladungsträger“.
Branchenkennzahlen: § 6 Anm. 1025.
Branntweinsteuer: § 5 Anm. 1983, 1985, 2000 (RAP), § 6 Anm. 463g, 974,
1000.
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Breitbandanlagen: § 6 Anm. 715; vgl. auch Nds. FG v. 8.7.1997 – VI 201/93,
juris; FG Ba.-Württ. v. 14.4.2008, EFG 2008, 1541, nrkr., Rev. Az. BFH IX R
20/08.
Brenner: s. „Computerteile“.
Brennrecht: § 5 Anm. 381, 1700, § 6 Anm. 723.
Brennstoffe: § 6 Anm. 985, 1000 „Energie“.
Brennstoffelemente: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen).
Briefmarken: § 6 Anm. 1119.
Bruchteilseigentum: § 5 Anm. 397.
Brücken: § 6 Anm. 780.
Buchführung: s. auch „Rückstellungen für Aufbewahrungspflichten“;
– freiwillige § 5 Anm. 9, 35;
– ordnungsmäßige § 5 Anm. 40 ff.
Buchführungspflicht: § 5 Anm. 8 f., 15, 16, 27 ff.
Bücher: § 5 Anm. 377, 1715, § 6 Anm. 266, 1300 (gWG); vgl. auch BFH v.
30.10.2008 – III R 82/06, BStBl. II 2009, 421.
Bürgschaft: § 5 Anm. 2000 (RAP); vgl. auch BFH v. 4.3.2008 – IX R 78/06,
BStBl. II 2008, 575.
Bürocontainer: § 5 Anm. 386.
Büroeinrichtung: § 6 Anm. 1272, 1300 „Einrichtungsgegenstände“, „Erstaus-
stattung“, „Schreibtischkombinationen“ (gWG), 1345.
Büromaschinen: § 6 Anm. 1345.
Büro- und Verwaltungsgebäude: § 6 Anm. 635, 1345.
Cap: s. „Zinsbegrenzungsvereinbarung“.
Carport: § 6 Anm. 715.
CD: § 5 Anm. 377.
CD-/DVD-Brenner: s. „Computerteile“.
CD-/DVD-Laufwerk: s. „Computerteile“.
Certified Emission Reduction (CER): s. „Emissionsberechtigungen“.
Chemikalien, Chemische Produkte: § 6 Anm. 463, 1124 „Chemische Indus-
trie“.
Collar: s. „Zinsbegrenzungsvereinbarung“.
Computerprogramme: § 5 Anm. 377, 1716, 1724, § 6 Anm. 722; s. auch „Da-
tenträger“.
Computerteile: § 6 Anm. 1273, 1300.
Computerzubehör: § 5 Anm. 1716, § 6 Anm. 1300 „Disketten“ (gWG).
Container: § 6 Anm. 265 „Leergut“ (Anlage-/Umlaufvermögen); s. auch „Bau-
container“, „Bürocontainer“.
Containerpflanzen: § 6 Anm. 736; s. auch „Pflanzen, Pflanzenanlagen“.
Dach: § 6 Anm. 475, 481, 502, 634.
Dachausbau: § 6 Anm. 634, 650 ff., 715; s. auch „Dachgeschoss“.
Dacheindeckung: § 5 Anm. 2000 „Pachtvorauszahlungen“ (RAP), § 6
Anm. 653, 655a.
Dachgeschoss: § 6 Anm. 475, 482; s. auch „Dachausbau“.
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Damnum: s. „Disagio (Damnum)/Agio“.
Darlehen:
– Abzinsungsbetrag § 5 Anm. 2000 „Abzinsungsbetrag“, „Darlehensabzin-

sungsbetrag“ (RAP);
– Bearbeitungsgebühren § 5 Anm. 1947, 2000 „Darlehens-Bearbeitungs- und

Verwaltungsgebühren/-Provisionen“ (RAP);
– Bereitstellungszinsen § 5 Anm. 2000 (RAP); § 6 Anm. 985;
– Disagio-Darlehen § 5 Anm. 1960;
– Fälligkeitsdarlehen § 5 Anm. 1955, 1957, 1962, § 6 Anm. 1155;
– haftungslose § 5 Anm. 1762; vgl. auch BFH v. 20.9.2007 – IV R 68/05,

BStBl. II 2008, 483;
– Laufzeitänderung § 5 Anm. 2000 „Laufzeitänderungen“ (RAP);
– Risikoprämie § 5 Anm. 1947;
– Tilgungsdarlehen § 5 Anm. 1955 f., § 6 Anm. 1155;
– Tilgungsstreckungsdarlehen § 5 Anm. 1960, 2000 (RAP);
– Vermittlungsprovision § 5 Anm. 2000 „Darlehens-Bearbeitungs- und Verwal-

tungsgebühren/-Provisionen“, „Provisionsaufwendungen“ (RAP), § 6
Anm. 715 „Provision“;

– Verwaltungsgebühren § 5 Anm. 2000 „Darlehens-Bearbeitungs- und Verwal-
tungsgebühren/-Provisionen“ (RAP);

– Vorfälligkeitsentschädigung § 5 Anm. 2000 (RAP).
Datensammlung: § 5 Anm. 1716.
Datensatz: vgl. BFH v. 30.10.2008 – III R 82/06, BStBl. II 2009, 421 (Geo-
punkte).
Datensicherung: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Datenträger: § 5 Anm. 377, § 6 Anm. 722; s. auch „Computerprogramme“.
Dauerkarten: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Dauerkulturen: § 6 Anm. 1300 (gWG); s. auch „Baumschule“, „Pflanzen,
Pflanzenanlagen“.
Dauernde Last: § 6 Anm. 1155 „Verbindlichkeiten aus dauernden Lasten“,
1374.
Dauernde Wertminderung: s. „Wertminderung, dauernde bzw. voraussicht-
lich dauernde“.
Dauerschuldverhältnis: § 5 Anm. 288, 290, 473, 1836, 1913, 1917, 2000 „An-
zahlungen“, „Pachtvorauszahlungen“ (RAP).
Dauerwohnrecht: § 5 Anm. 1760.
Derivate: s. „Finanzprodukte“.
Deutsches Rechnungslegungs Standards Committee: § 5 Anm. 22.
Devisenbestände, -guthaben: § 6 Anm. 10, 19, 1119 ff.
Diamantsäge: § 6 Anm. 1300 „Sägeblätter“.
Dienstbarkeit: § 5 Anm. 2000 (RAP).
– Grunddienstbarkeit § 5 Anm. 2000 „Nutzungsrechte“ (RAP), § 6 Anm. 630.
Diensterfindung: § 5 Anm. 1734.
Dienstfahrzeug: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen).
Dienstjubiläum: s. „Rückstellungen für Jubiläumszuwendengen“.
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Dienstleistungen: § 5 Anm. 1760, 2000 „Arbeitnehmer“, „Dienstleistungen“,
„Entwicklungskosten“ (RAP), § 6 Anm. 17, 1000; s. auch „Arbeitskraft“, „Un-
terrichtsvertrag“.
Dienstverhältnis: § 5 Anm. 1836.
Diktiergerät: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Dingliche Lasten: § 5 Anm. 2000 „Nutzungsrechte“ (RAP), § 6 Anm. 384 ff.;
s. auch „Abfindung für die Befreiung von einer dinglichen Last“, „Nießbrauch“;
vgl. auch BFH v. 17.11.2004 – I R 96/02, BStBl. II 2008, 296.
Dingliche Rechte: § 5 Anm. 1808; s. auch „Erbbaurecht, Erbbauzinsen“,
„Nutzungsrecht, dingliches“, „Wohnrecht“.
Direktversicherung: § 5 Anm. 2000 „Lebensversicherungsprämien“ (RAP).
Disagio (Damnum)/Agio: § 5 Anm. 1945 ff., 2000 (RAP); § 6 Anm. 715
„Auszahlungsverlust“; vgl. auch FG München v. 9.12.2008 – 13 K 2292/03, ju-
ris, insoweit nicht abgedruckt in EFG 2009, 909 (aktiver RAP für ein von der
KfW-Bank als Refinanzierungsbank einbehaltenes Damnum), rkr.
Disagio-Darlehen: s. „Darlehen“.
Disketten: s. „Computerzubehör“.
Diskont: s. „Wechseldiskont“.
Dividende: § 5 Anm. 334, 364; s. auch „Gewinnansprüche“, „Sachdividende“;
vgl. auch BFH v. 7.2.2007 – I R 15/06, BStBl. II 2008, 340; FG Hamb. v. 4.5.
2006, EFG 2006, 1360 (zur phasengleichen Aktivierung von Dividendenansprü-
chen), rkr.
Divisionskalkulation: § 6 Anm. 467.
DM-Bilanzgesetz, DM-Eröffnungsbilanz: § 5 Anm. 19, § 6 Anm. 64 ff.
Dollar-Value-Methode: § 6 Anm. 1124; s. auch „Index-Lifo-Verfahren“, „In-
dex-Verfahren“.
Domain-Adresse: s. „Internet-Domain“.
Doppelstöckige Personengesellschaft: s. „Personengesellschaft, doppelstö-
ckige“.
Drittaufwand: § 6 Anm. 1000 „Unentgeltliche Dienstleistungen Dritter“.
Drohende Verluste aus schwebenden Geschäften: s. „Rückstellungen für
drohende Verluste aus schwebenden Geschäften“.
DRSC: s. „Deutsches Rechnungslegungs Standards Committee“.
Druckbeihilfen: s. „Rückstellungen für Druckbeihilfen“.
Drucker: s. „Computerzubehör“.
Druckerei, Druck- und Prägeformen, Druckvorlagen, Druckwalzen: s.
„Werkzeuge“.
Duldungspflicht: § 5 Anm. 2000 „Duldungspflicht, immerwährende“ (RAP),
§ 6 Anm. 387, 390 ff.
Durchschnittsbewertung: § 6 Anm. 19, 135 ff., 1108.
DVD-Brenner: s. „Computerteile“.
DVD-Laufwerk: s. „Computerteile“.
EDV-Anlage: s. „Computerprogramme“, „Computerteile“, „Computerzube-
hör“.
Ehevermittler: § 5 Anm. 2000 „Ehemaklerhonorare“.
Eigene Anteile: § 5 Anm. 372 aE, § 6 Anm. 265 „Anteile“, 1110.
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Eigenjagdrecht: s. „Jagdrecht“.
Eigenkapital: § 5 Anm. 450, 570;
– Aufwendungen für Beschaffung § 5 Anm. 328.
Eigenkapitalersatz: § 5 Anm. 485, 1785, § 6 Anm. 811, 1155 „Unverzinsliche
eigenkapitalersetzende Gesellschafterdarlehen“.
Eigenkapitalzinsen: § 6 Anm. 299, 465, 974 „Kalkulatorische Kosten“, 1009.
Eigentumswohnung: § 6 Anm. 265 „Eigentumswohnungen“, „Grundstücke“
(Anlage-/Umlaufvermögen), 277, 313; vgl. auch Sächs. FG v. 19.6.2008 – 8 K
848/07, juris (Teilwertabschreibung), nrkr., Rev. Az. BFH IV R 38/08.
Einbauküche: s. „Küche“.
Einbaumöbel: s. „Möbel“.
Einfriedung: s. „Umzäunung“.
Einheitlichkeit der Bewertung: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung“.
Einheitswert: § 6 Anm. 576.
Einkaufsbüro: § 6 Anm. 1000 „Einkauf“.
Einkünfte, ausländische: § 5 Anm. 12.
Einlagen: § 5 Anm. 94, 301, 1672, 1952, 2112, § 6 Anm. 244, 287, 303, 802,
1208 ff., 1449; s. auch „Sacheinlagen“, „verdeckte Einlage“.
Einnahmeabhängige Verbindlichkeit: s. „Verbindlichkeiten, einnahme-
abhängige“.
Einrichtungsgegenstände: s. „Möbel“.
Einstandsgebühr: § 5 Anm. 2000 „Golf-Einstandsgebühr“ (RAP).
Eintragungskosten: § 5 Anm. 327, 1965; s. auch „Grundbuchgebühren, -kos-
ten“, „Notarkosten“.
Eintrittskarten im Umlauf: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Einzelbewertungsgrundsatz: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung“.
Einzelhandel: § 6 Anm. 1025 „Lebensmitteleinzelhandel“, „Textilwareneinzel-
handel“; s. auch „Musikalienhandel“.
Einzelkosten: § 6 Anm. 463c, 975, 1173, s. auch „Fertigungseinzelkosten“,
„Materialeinzelkosten“.
Einzelwertberichtigung: § 6 Anm. 930.
Einzweckteile: s. „Spezialreserveteile“.
Eiserne Verpachtung: s. „Verpachtung, eiserne“.
Elektroinstallationen: § 5 Anm. 315, § 6 Anm. 283, 647.
Elektrolyten: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen).
Elektromotor: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Emission Reduction Unit (ERU): s. „Emissionsberechtigungen“.
Emissionsberechtigungen: § 5 Anm. 1724, 1760, § 6 Anm. 1155; s. auch „Ab-
lösung für Emissionsduldung“, „Rückstellungen für Emissionsberechtigungen“.
Emissionsdisagio: s. „Disagio (Damnum)/Agio“.
Energiekosten: § 6 Anm. 459, 463, 463e, 982, 1000 „Energie“.
Entfernungsverpflichtung: s. „Rückstellungen für Entfernungsverpflichtun-
gen“.
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Entgelt: § 5 Anm. 1740 ff.
Entkontaminierungskosten: vgl. Nds. FG v. 12.4.2007, EFG 2007, 1756, rkr.
Entlüftungsanlagen: s. „Lüftungsanlagen“.
Entnahmen: § 5 Anm. 94, 301, 1952, 2112, § 6 Anm. 244, 303, 1190 ff., 1330,
1449, 1468b, 1469b; s. auch „Leistungsentnahme“, „Nutzungsentnahme“.
Entschädigungen: § 5 Anm. 584, 595, 1817, 2000 „Entschädigungen“, „Haus-
verwaltervertrag“, „Nutzungsverzicht“, „Pächterzahlungen zur Entschädigung
des Verpächters für Feldbestellungskosten“, „Unterlassungslast“, „Verpflich-
tungsverzicht“, „Vertragsaufhebung“, „Wettbewerbsverbot“, „Wirtschafts-
erschwernis-Entschädigungen“ (RAP); s. auch „Abfindung“, „Ablösung“, „Aus-
gleichsleistung, Ausgleichszahlung“.
Entsorgungskosten, -verpflichtung: § 5 Anm. 475, 842, 2000 „Entsorgung“
(RAP), s. auch „Abfallbeseitigungskosten, -verpflichtung, Abfallentsorgungskos-
ten, -verpflichtung“, „Altlasten“, „Rückstellungen für Entsorgung von Altfahr-
zeugen“, „Rückstellungen für Entsorgungsverpflichtungen“.
Entwicklungskosten: s. „Forschung und Entwicklung“.
Entwurfskosten: § 6 Anm. 463b, 715 „Architekt“; s. auch „Konstruktionskos-
ten“, „Planungskosten“.
Erbauseinandersetzung: § 6 Anm. 287 „Erbauseinandersetzung, vorweg-
genommene Erbfolge“, 1391, 1405 ff.
Erbbaurecht, Erbbauzinsen: § 5 Anm. 605, 1719, 2000 „Erbbauzinsen“
(RAP), § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen), 287, 292, 630, 642, 676.
Erbfall: § 6 Anm. 273, 532, 693, 1334, 1372, 1375, 1390, 1395 ff.
Erbfolge, vorweggenommene: § 6 Anm. 287 „Erbauseinandersetzung, vor-
weggenommene Erbfolge“, 1334, 1374.
Erfindung: § 6 Anm. 724, 1025; s. auch „Arbeitnehmererfindungen“, „Dienst-
erfindung“.
Erfolgsbeteiligung, -prämie: s. „Rückstellungen für Erfolgsprämie“; vgl. auch
FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05, juris.
Erfüllungsrückstand: § 5 Anm. 485; s. auch „Rückstellungen für Erfüllungs-
rückstand“.
Ergänzungsbilanz: § 6 Anm. 825, 1025, 1441b, 1459a, 1460, 1460b, 1462,
1467a ff.
Erhaltungsaufwand: § 5 Anm. 315, § 6 Anm. 470 ff.; s. auch „Rückstellungen
für unterlassenen Erhaltungsaufwand“.
Ernte, stehende: § 6 Anm. 265 „ Feldinventar und stehende Ernte“ (Anlage-/
Umlaufvermögen), 730, 736, 780, 966; vgl. auch BFH v. 7.12.2005 – I R 123/04,
BFH/NV 2006, 1097.
Ersatzteile: § 6 Anm. 152, 265 „ Reparaturmaterialien und Ersatzteile“ (Anla-
ge-/Umlaufvermögen), 1010, 1025 „Kfz.-Gewerbe“, 1300 (gWG); vgl. auch FG
München v. 19.9.2005 – 6 K 4305/03, juris.
Ersatzwirtschaftsgut: § 5 Anm. 574, 597 f.; vgl. auch BFH v. 22.1.2004 – IV R
65/02, BStBl. II 2004, 421.
Erschließungsbeiträge, -kosten: § 5 Anm. 297, 2000 „Erbbauzinsen“ (RAP),
§ 6 Anm. 640 ff.; s. auch „Folgebeiträge, -lasten“, „Rückstellungen für Erschlie-
ßungsbeiträge“, „Zweiterschließung“; vgl. auch BFH v. 11.12.2003 – IV R
40/02, BStBl. II 2004, 282 (Abwasserbaubeiträge).
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Erstaufforstung: s. „Aufforstung“.
Erstmuster: s. „Prototyp“; vgl. auch Sächs. FG v. 19.3.2007 – 4 K 1395/05, ju-
ris (Spitzendecken, Gardinen), rkr.
Erstzulassung: § 6 Anm. 1203h.
Ertragswertentschädigung: § 5 Anm. 2000 „Entschädigungen“ (RAP); vgl.
auch BFH v. 7.3.2007 – I R 18/06, BStBl. II 2007, 697 (Vorfälligkeitsentschädi-
gung als passiver RAP).
Erwerb, entgeltlich: § 5 Anm. 1730 ff.
Erzeugnisse: § 5 Anm. 293, 375, § 6 Anm. 20, 965, 970, 975 f., 1009, 1025 „Er-
zeugnisbestände“;
– fertige § 5 Anm. 293, § 6 Anm. 965, 970, 1487b;
– unfertige § 5 Anm. 293, § 6 Anm. 129 „Vorratsvermögen“, 463, 965, 970.
Etuis: § 6 Anm. 463.
EU-Geldbußen: s. „Rückstellungen für Geldbußen, Geldstrafen“.
Europarecht: § 5 Anm. 20.
Euroumrechnungsrücklage: s. „Rücklagen“.
Euro-Umstellung: s. „Rückstellungen für Euro-Umstellung“.
„Ewige Rente“: § 5 Anm. 1934, 2000 „Duldungspflicht, immerwährende“
(RAP).
Explorationskosten: § 5 Anm. 1760.
Fabrikgebäude, -halle: § 6 Anm. 635, 650, 687.
Fabrikgrundstück: § 6 Anm. 608, 1345, 1361; vgl. auch FG Nürnb. v. 25.11.
2004 – IV 332/2003, juris, nrkr., Rev. Az. BFH X R 45/06.
Fachzeitschriften: s. „Zeitschriften“.
Fälligkeitsdarlehen: s. „Darlehen“.
Fässer: s. „Leergut“.
Fahrgastschiff: s. „Hotel“.
Fahrgestell: § 6 Anm. 1025.
Fahrstuhl: § 6 Anm. 484, 654, 715; vgl. auch BFH v. 14.2.2007 – XI R 18/06,
BFH/NV 2007, 1239.
Fahrtenbuch: § 6 Anm. 1203u ff.
Fahrtenbuchmethode: § 6 Anm. 1202mf., 1203p ff.; s. auch „Listenpreis-
methode“, „Nutzungsentnahme“.
Fahrtkosten: § 6 Anm. 715; vgl. auch BFH v. 27.3.2007 – VIII R 62/05, BFH/
NV 2007, 1407 (Anschaffungsnebenkosten bei Anschaffung eines GmbH-Ge-
schäftsanteils).
Familienbetriebsförderung: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Farben, Farbstoffe: § 6 Anm. 463, 977.
Fassade: § 6 Anm. 476, 657.
Fehlmaßnahme: § 6 Anm. 599 f., 726, 811, 1025 „Baukostenindex“, „Galerist“,
„Grundierungskosten“, „Übergröße“, „Unverkäuflichkeit“, „Verlag“, „Verlust-
produkte“, „Zwangslage“; vgl. auch BFH v. 29.8.2001 – XI R 26/99, BFH/NV
2002, 625; FG Ba.-Württ. v. 25.4.2008, EFG 2008, 1539 (Teilwertabschreibung
auf Beteiligung), rkr.; FG Hamb. v. 9.10.2007, EFG 2008, 466 (Teilwert-
abschreibung auf Beteiligung), rkr.
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Feldbestellungskosten: § 5 Anm. 2000 „Entschädigungen“, „Pächterzahlun-
gen zur Entschädigung des Verpächters für Feldbestellungskosten“.
Feldinventar: § 6 Anm. 265 „ Feldinventar und stehende Ernte“ (Anlage-/Um-
laufvermögen), 736, 780, 966; vgl. auch BFH v. 7.12.2005 – I R 123/04, BFH/
NV 2006, 1097 (Aktivierungswahlrecht); FG Sachs.-Anh. v. 23.6.2005 – 3 K
57/03, juris (Bewertung); v. 10.4.2003 – 3 K 467/01, juris (Durchschnittsbewer-
tung); FG München v. 28.4.2005 – 15 K 1207/04, juris (Aktivierungswahlrecht);
FG Brandenb. v. 22.10.2003, EFG 2005, 1005 (Aktivierungswahlrecht als Billig-
keitsmaßnahme), rkr.
Fenster: § 6 Anm. 715; s. auch „Schaufensteranlagen“; vgl. auch FG Ba.-Württ.
v. 14.4.2008, EFG 2008, 1541 (Erhaltungsaufwand), nrkr., Rev. Az. BFH IX R
20/08.
Ferngasleitung: § 5 Anm. 2000 „Dienstbarkeit“, „Leitungsverlegung“ (RAP).
Fernsehgerät: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Fernsehrechte: § 5 Anm. 381.
Fernsehüberwachung: s. „Überwachungsanlage“.
Fernverkehrsgenehmigung: s. „Güterfernverkehrsgenehmigung“.
Fernwärme: s. „Wärmeanschluss“.
Fertige Erzeugnisse, fertige Leistungen: s. „Erzeugnisse, fertige“, „Leistun-
gen, fertige“.
Fertigungseinzelkosten: § 6 Anm. 978.
Fertigungsgemeinkosten: § 6 Anm. 463e, 982, 984; vgl. auch Nds. FG v.
18.2.2003, EFG 2003, 835 (Vorarbeiten zur Erstellung einer Leistungsbeschrei-
bung für ein von Dritten herzustellendes Werkzeug keine Fertigungsgemeinkos-
ten des Werkzeugs), rkr.
Fertigungskosten: § 6 Anm. 463a; s. auch „Fertigungseinzelkosten“, „Fer-
tigungsgemeinkosten“, „Fertigungslöhne“, „Sonderkosten der Fertigung“; vgl.
auch FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05, juris.
Fertigungslöhne: § 6 Anm. 463a, 978; vgl. auch FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 –
6 K 69/05, juris.
Festwertanpassung: § 6 Anm. 153.
Festwertbildung: § 6 Anm. 152.
Festwertkontrolle: § 6 Anm. 153.
Festwertverfahren: § 6 Anm. 19, 145 ff.
Feuerlöschanlagen, -geräte: § 6 Anm. 715 „Feuerlöschanlagen“.
Fifo-Verfahren: § 6 Anm. 210, 1122h.
Fiktive Anschaffungskosten: s. „Anschaffungskosten, fiktive“.
Filmdarlehen, Filmförderungsdarlehen, Filmkredit: § 5 Anm. 1762, 1790.
Filme, Filmrechte: § 5 Anm. 377, 1724, 1760, § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlauf-
vermögen), 965; s. auch „Synchronisationskosten“, „Werbefilme“; vgl. auch
BFH v. 6.11.2008 – IV B 126/07, BStBl. II 2009, 156; v. 6.11.2008 – IV B
127/07, juris (Anlage-/Umlaufvermögen).
Finanzdienstleistungsinstitute: § 6 Anm. 1090.
Finanzierungskosten: s. „Geldbeschaffungskosten“.
Finanzplandarlehen, Finanzplankredit: § 5 Anm. 485; vgl. auch BFH v. 7.4.
2005 – IV R 24/03, BStBl. II 2005, 598.

§ 6 Anm. 1700 ABC der Bilanzierung und Bewertung



HHR Lfg. 238 September 2009 Tiedchen

Finanzprodukte: § 5 Anm. 218, § 6 Anm. 1111; vgl. auch Wagner, StuB 2004,
1085; Wiechens/Helke, DB 2008, 1333.
Firma (Firmenbezeichnung, Firmenname): § 5 Anm. 1700.
Firmenjubiläum: s. „Rückstellungen für Jubiläumszuwendungen“.
Firmenwert: s. „Geschäfts- oder Firmenwert“.
Firmenwertähnliche Wirtschaftsgüter: § 5 Anm. 381, 1700, § 6 Anm. 723,
725.
Fixkosten: § 6 Anm. 975.
Flachdach: s. „Dach“.
Flachpaletten: s. „Paletten“.
Flaschen, Flaschenkästen: s. „Leergut“.
Floor: s. „Zinsbegrenzungsvereinbarung“.
Flugzeuge: § 5 Anm. 830; vgl. auch Nds. FG v. 22.5.2006 – 10 V 239/05, juris;
FG Berlin v. 17.12.2004 – 8 B 8279/02, EFG 2005, 544, rkr.
Fördermittel: § 5 Anm. 2000 „Fördermittel nach dem Berliner Landesmoderni-
sierungsprogramm“, „Krankenhaus-Fördermittel“, „Studentenwohnraumför-
derung“, „Zuschüsse, öffentliche“ (RAP); s. auch „Subventionen“, „Zuschüsse,
öffentliche“; vgl. auch FG Ba.-Württ. v. 25.4.2002, EFG 2002, 1057, best. durch
BFH v. 18.3.2003 – I B 97/02, BFH/NV 2003, 1190.
Folgebeiträge, -lasten: § 6 Anm. 640, 642.
Forderungen: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen), 905 ff., 1345; s. auch
„Besserungsabrede, -klausel, -schein, -vereinbarung“, „Fremdwährungsforde-
rungen und -verbindlichkeiten“, „Sachwertforderungen“;
– Ausfall § 6 Anm. 911; vgl. auch FG Berlin-Brandenb. v. 11.6.2008 – 12 K

3038/05 B, juris, rkr;
– von Gesellschaftern einer KapGes. gegen die Gesellschaft § 6 Anm. 936,

1155 „Verbindlichkeiten von Körperschaften gegenüber Anteilseignern“;
– von Gesellschaftern einer PersGes. gegen die Gesellschaft § 6 Anm. 937;
– von Kreditinstituten § 6 Anm. 938 ff., s. auch „Baukredit“, „Mindestreserve“,

„Realkreditinstitut“, „Teilzahlungsbanken“;
– von Versicherungsunternehmen § 6 Anm. 941;
– Verkauf § 5 Anm. 2000 „Forderungsverkauf“, „Forfaitierung von Leasing-

raten“ (RAP);
– Verzicht § 5 Anm. 1787, 1790, § 6 Anm. 1488c.
Forfaitierung: s. „Forderung, Verkauf“.
Formen, Formplatten: s. „Werkzeuge“.
Forschung und Entwicklung: § 5 Anm. 222, 331, 1760 „Forschungsauf-
wand“, 1790 „Forschungs- und Entwicklungszuschüsse“, 2000 „Entwicklungs-
kosten“ (RAP), § 6 Anm. 463b, 986; s. auch „Rückstellungen für rückzahlbare
Forschungszuschüsse“; vgl. auch FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05, ju-
ris; Ernsting/Fellinger, Ubg. 2008, 771.
Forstwirtschaft: s. „Aufforstung“, „Holz“, „Wald“.
Fortführungsprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Forwards: s. „Finanzprodukte“.
Franchisevertragsgebühren: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Fremdkapitalzinsen: § 6 Anm. 299, 465.
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Fremdwährungsforderungen und -verbindlichkeiten: § 6 Anm. 22 ff., 923,
1155.
Fundament: § 6 Anm. 634, 657.
Fundamentierungskosten: § 6 Anm. 295.
Funktionale Auslegung: § 6 Anm. 572.
Funktionale Betrachtungsweise: § 6 Anm. 1345.
Fußball: § 5 Anm. 1741 „Transferentschädigungen im Profifußball“, 1760
„Spielerlaubnis im Profifußball“; 2000 „Ablösungen im Profisport“, „Dauerkar-
ten“, „Jahresleistungsprämien“, „Senderechte“ (RAP).
Fußbodenbelag: § 6 Anm. 715, 1300 (gWG); vgl. auch FG Ba.-Württ. v. 14.4.
2008, EFG 2008, 1541, nrkr., Rev. Az. BFH IX R 20/08.
Futures: s. „Finanzprodukte“.
Gängigkeitsabschläge: § 6 Anm. 1025; s. auch „Lagerdauer“.
Garage: § 5 Anm. 401; s. auch „Carport“, „Stellplatz“.
Garagenablösung: § 6 Anm. 643.
Garagenzufahrt: s. „Zufahrt“.
Garantiegebühren, -geschäfte: § 5 Anm. 2000 „Garantie-Gebühren“, „Ga-
rantiegeschäft“ (RAP); vgl. auch BFH v. 24.7.1990 – IX B 138/89, BFH/NV
1991, 159.
Garantierückstellungen: s. „Rückstellungen für Garantieverpflichtungen/Ge-
währleistungsverpflichtungen“.
Garderobenwand: § 6 Anm. 715.
Gardinenleisten: § 6 Anm. 715.
Gartenanlage: § 6 Anm. 644.
Gasanschluss: § 6 Anm. 641, 715 „Strom-, Gas-, Wasser-, Wärmeanschluss“,
1300 „Hausanschlüsse“ (gWG).
Gaskosten: s. „Energiekosten“.
Gasthof, Gaststätte: s. „Hotel“.
Gaszähler: s. „Mess- und Prüfgeräte“.
Gebäude: § 5 Anm. 313, 385 f., 391, 395 f., 398, 401, 605 „Boden und Gebäu-
de“, § 6 Anm. 313, 316, 630 ff., 715, 780, 1345, 1487b; s. auch „Abbruch“, „Bü-
ro- und Verwaltungsgebäude“, „Wohngebäude“;
– Anbau: § 6 Anm. 275, 715; vgl. auch BFH v. 17.9.2008 – IX R 1/08, BFH/

NV 2009, 370;
– auf fremdem Grund und Boden § 5 Anm. 313, 605 „Boden und Gebäude“,

1719, § 6 Anm. 722, 1011, 1025 „Baugewerbe“; s. auch „Gebäude, unfertige
auf fremdem Grund und Boden“;

– teilfertige auf fremdem Grund und Boden § 6 Anm. 1011;
– unfertige § 6 Anm. 634, 715;
– unfertige auf fremdem Grund und Boden § 6 Anm. 587, 695, 1011, 1025

„Baugewerbe“, „Bewertung unfertiger Bauten und Leistungen“.
Gebäudeteile: § 5 Anm. 385, 396, 400, 605 „Gebäude“, § 6 Anm. 630, 637 ff.,
652, 654 f., 657 ff.
Gebrauchskunst: s. „Kunstgegenstände, -werke“.
Gebrauchsmuster: § 5 Anm. 1808.
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Geflügel: § 6 Anm. 265 „Hennen“ (Anlage-/Umlaufvermögen), 730, 1300 „Le-
gehennen“ (gWG).
Gehalt
– eines GmbH-Geschäftsführers § 6 Anm. 715 „Geschäftsführergehalt“;
– Fortzahlung im Krankheitsfall § 5 Anm. 514 „Erfüllungsrückstand“.
Geldbeschaffungskosten: § 5 Anm. 1965 ff., § 6 Anm. 299, 465, 715 „Provisi-
on“, „Schätzungsgebühren“, 974 „Finanzierungskosten“, 985; s. auch „Beurkun-
dungsgebühren“, „Grundbuchgebühren, -kosten“; vgl. auch FG Hamb. v. 23.5.
2008, EFG 2008, 1864, nrkr., Rev. Az. BFH IV R 36/08.
Geldbuße, Geldstrafe: s. „Rückstellungen für Geldbußen, Geldstrafen“.
Gemälde: s. „Kunstgegenstände, -werke“.
Gemeiner Wert: § 6 Anm. 575, 1003, 1197, 1487b.
Gemeinkosten: § 6 Anm. 282e, 292, 459, 463c, 972, 974, 975, 979, 1174; s.
auch „Fertigungsgemeinkosten“, „Materialgemeinkosten“, „Sondergemeinkos-
ten der Fertigung“, „Vertriebsgemeinkosten“, „Verwaltungsgemeinkosten“.
Generalüberholung: § 6 Anm. 496.
Genossenschaftsanteil: § 6 Anm. 265 „Beteiligung“ (Anlage-/Umlaufver-
mögen), 791.
Gentechnik: § 5 Anm. 695.
Geopunkte: s. „Datensatz“.
Gerbstoffe: § 6 Anm. 463.
Gerichtsgebühren: § 5 Anm. 328, 1965.
Geringwertige Wirtschaftsgüter: s. „Wirtschaftsgut, geringwertig“.
Gerüst- und Schalungsteile: § 6 Anm. 154 „Baugewerbe“ (Zulässigkeit der
Festwertbildung), 265 (Anlage-/Umlaufvermögen), 1300 „Gerüst“, „Schalungs-
stützen“ (gWG).
Gesamtgläubigerschaft: § 5 Anm. 314.
Gesamthandseigentum, Gesamthandsvermögen: § 5 Anm. 397, 1452,
1456 f.; vgl. auch Schl.-Holst. FG v. 5.11.2008 – 2 K 175/05, juris (zeitgleiche
Übertragung von SonderBV in ein anderes BV und eines Anteils am Gesamt-
handsvermögen im Wege der vorweggenommenen Erbfolge), nrkr., Rev. Az.
BFH IV R 52/08; FG Düss. v. 26.10.2007, EFG 2008, 1110, nrkr., Rev. Az.
BFH IV R 1/08 (Übertragung eines WG aus dem SonderBV in das Gesamt-
handsvermögen einer anderen Mitunternehmerschaft unter der Geltung des § 6
Abs. 5 idF des StEntlG 1999/2000/2002).
Gesamtpreis, Aufteilung: § 5 Anm. 1743, § 6 Anm. 304 ff.; vgl. auch FG Düss.
v. 20.12.2007 – 11 K 4306/05 E, juris (Grund und Boden/Gebäude bei Erwerb
einer Eigentumswohnung).
Gesamtschuldnerschaft: § 5 Anm. 314.
Geschäftsbeziehung: § 5 Anm. 1700, 2000 „Geschäftsverbindung“ (RAP), § 6
Anm. 307 „Kundenstamm“; s. auch „Kundenstamm“, „Mandantenstamm“.
– mit dem Ausland § 5 Anm. 274.
Geschäftsgrundstück: vgl. FG Ba.-Württ. v. 18.7.2006 – 3 V 18/05, juris (Teil-
wert); FG Nürnb. v. 25.11.2004 – IV 332/2003, juris, nrkr., Rev. Az. BFH X R
45/06.
Geschäftsjubiläum: s. „Rückstellungen für Jubiläumszuwendungen“.
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Geschäfts- oder Firmenwert: § 5 Anm. 367, 381, 1700, § 6 Anm. 265 „Ge-
schäftswert, Praxiswert“ (Anlage-/Umlaufvermögen), 307, 725 ff.; s. auch „fir-
menwertähnliche Wirtschaftsgüter“, „Praxiswert“; vgl. auch BFH v. 26.6.2007 –
IV R 71/04, BFH/NV 2008, 347 (Abgrenzung der AK für EinzelWG von den
Aufwendungen auf den Geschäfts- oder Firmenwert); FG Köln v. 21.6.2006,
EFG 2006, 1504 (Teilwertabschreibung bei Apotheke), rkr.; FG Brandenb. v.
11.10.2000 – 4 K 327/00, EFG 2001, 129 (Teilwertabschreibung bei Apotheke),
rkr.
Geschäftsrisiko: § 6 Anm. 929.
Geschäftsverbindung: s. „Geschäftsbeziehung“.
Geschirr: § 6 Anm. 154 „Gastronomie“ (Zulässigkeit der Festwertbildung),
1300 „Hotel“, „Schiffsausrüstung“ (gWG).
Geschmacksmuster: § 5 Anm. 1683, 1808, § 6 Anm. 965.
Gesellschafterfremdfinanzierung: § 6 Anm. 1155 „Gesellschafterfinanzierung
iSd. § 8a KStG nF“.
Gesellschaftsanteile: § 6 Anm. 307 „Beteiligungserwerb mit Gewinn-
anspruch“, 790 ff., 825, 1334, 1360 (Nießbrauch am Gesellschaftsanteil), 1361,
1474z, 1488c; s. auch „eigene Anteile“, „Kapitalgesellschaft“, „Personengesell-
schaft“, „Versicherungsunternehmen“.
Gewährleistungsrückstellungen: s. „Rückstellungen für Garantieverpflichtun-
gen/Gewährleistungsverpflichtungen“.
Gewerbesteuer: § 5 Anm. 374, § 6 Anm. 463g, 1000, 1450, 1466.
Gewerbetreibende: § 5 Anm. 26, 1660.
Gewinn, laufender: § 5 Anm. 7.
Gewinnabhängige Verbindlichkeit: s. „Verbindlichkeiten, gewinnabhängige“.
Gewinnansprüche: § 6 Anm. 307 „Beteiligungserwerb mit Gewinnanspruch“,
830; s. auch „Dividende“, „Sachdividende“.
Gewinnbeteiligung: § 5 Anm. 246, § 6 Anm. 1000; s. auch „Erfolgsbeteiligung,
-prämie“, „Tantieme“.
Gewinnbezugsrecht: § 6 Anm. 801, 1094, 1453b.
Gewinnermittlungsarten: § 5 Anm. 17, 46, 577, 1904, 1961.
Gewinnungskosten: § 6 Anm. 975.
Gitterboxen: s. „Ladungsträger“.
Gleise, Gleisanlagen: § 6 Anm. 154 „Gleisanlagen“ (Zulässigkeit der Fest-
bewertung).
Gleitzeitüberhang: § 5 Anm. 2000 „Arbeitnehmer“ (RAP).
Going Concern-Prinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Goldfischteich: s. „Zierfischteich“.
Golf-Einstandsgebühr: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Gratifikation: § 5 Anm. 2000 (RAP); s. auch „Weihnachtsgeld, -gratifikation“.
Grubenbau: s. „Bergbauanlagen“.
Grubenlampen: s. „Beleuchtungsanlagen“.
Grünanlagen: § 6 Anm. 644.
Gründungskosten: § 5 Anm. 327; s. auch „Anlaufkosten“, „Anwaltskosten“,
„Eintragungskosten“, „Gerichtsgebühren“, „Gründungsprüfungskosten“, „No-
tarkosten“, „Reisekosten“.
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Gründungsprüfungskosten: § 5 Anm. 327.
Grundbuchgebühren, -kosten: § 5 Anm. 1965, 2000 „Hypothekenkosten“
(RAP), § 6 Anm. 519; s. auch „Eintragungskosten“, „Notarkosten“.
Grunddienstbarkeit: s. „Dienstbarkeit“.
Grunderwerbsteuer: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 292; s. auch „Rückstel-
lungen für Steuern“.
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung: § 5 Anm. 200 ff.;
– Anschaffungskostenprinzip (Anschaffungspreisprinzip) § 6 Anm. 51;
– Bewertungsstetigkeit § 6 Anm. 92 ff.;
– Bewertungszusammenhang § 6 Anm. 92, 242;
– Bilanzidentität (Bilanzenzusammenhang) § 5 Anm. 214;
– Bilanzklarheit § 5 Anm. 213;
– Bilanzkontinuität s. Bilanzidentität;
– Bilanzwahrheit § 5 Anm. 212;
– Einheitlichkeit der Bewertung § 6 Anm. 94;
– Einzelbewertungsgrundsatz § 5 Anm. 217, 722, § 6 Anm. 89 ff., 101, 105,

226, 1340; s. auch „Bewertungseinheit“;
– Fortführungsprinzip § 5 Anm. 215 f.;
– Going Concern-Prinzip s. Fortführungsprinzip;
– Höchstwertprinzip § 6 Anm. 1132, 1139;
– Imparitätsprinzip § 5 Anm. 221;
– Materiality-Grundsatz s. Wesentlichkeitsgrundsatz;
– Niederstwertprinzip § 5 Anm. 123, 221, 254, 256, § 6 Anm. 767, 987, 1123g;
– Periodisierungsprinzip § 5 Anm. 222; s. auch „Matching Principle“;
– Realisationsprinzip § 5 Anm. 220, 311, 1776;
– Saldierungsverbot § 5 Anm. 218, 304, 722, 1920;
– Stetigkeitsprinzip s. Bewertungsstetigkeit;
– Stichtagsprinzip § 5 Anm. 210, § 6 Anm. 80 ff., 87 f.;
– True and fair view-Grundsatz § 5 Anm. 223;
– Verrechnungsverbot s. Saldierungsverbot;
– Vollständigkeitsprinzip § 5 Anm. 211;
– Vorsichtsprinzip § 5 Anm. 219;
– Wertaufhellungsprinzip § 6 Anm. 82 ff.;
– Wesentlichkeitsgrundsatz § 5 Anm. 224.
Grundsteuer: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 1000; s. auch „Rückstellungen
für Steuern“.
Grundstücke: § 5 Anm. 381, 385, 398 f., 605, § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlauf-
vermögen), 307 „Abbruch eines Gebäudes“, „Aufwuchs und Grundstück“,
„Bodenschatz und Grundstück“, 313, 641, 688, 780, 974, 1345, 1478b; s. auch
„Fabrikgrundstück“, „Geschäftsgrundstück“, „Jagdgrundstück“, „Waldgrund-
stück“; vgl. auch BFH v. 26.6.2007– IV R 71/04, BFH/NV 2008, 347 (Abgren-
zung AK eines Grundstücks/Aufwendungen auf den Firmenwert); v. 6.3.2007 –
IV B 118/05, BFH/NV 2007, 1128 (Anlage-/Umlaufvermögen); v. 3.8.2005 – I
R 36/04, BStBl. II 2006, 369 (nachträgliche AK); v. 11.12.2003 – IV R 40/02,
BStBl. II 2004, 282 (Abwasserbaubeitrag als nachträgliche AK eines Grund-
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stücks); v. 7.2.2002 – IV R 45/01, BFH/NV 2002, 1021 (Teilwertabschreibung
bei Überpreis); FG Berlin-Brandenb. v. 26.6.2007 – 6 K 5364/03, juris, nrkr.,
Rev. Az. BFH IV R 48/07; v. 26.6.2007, EFG 2007, 1714 (Anlage-/Umlaufver-
mögen), nrkr., Rev. Az. BFH IV R 49/07; FG Düss. v. 20.12.2007 – 11 K
4306/05 E, juris (Aufteilung des Kaufpreises auf Grund und Boden und Gebäu-
de); v. 14.9.2006 – 8 K 4194/03 F, juris (Aufteilung des Kaufpreises auf Grund
und Boden und Gebäude), rkr.; FG Hamb. v. 18.6.2007 – 2 K 107/07, juris
(Anlage-/Umlaufvermögen), rkr.; v. 29.10.2008 – 1 K 263/06, juris (Anlage-/
Umlaufvermögen); FG München v. 19.11.2003 – 7 K 1733/00, juris (Anlage-/
Umlaufvermögen);
– bebaute § 6 Anm. 265 „ Grundstücke“, 313;
– landwirtschaftliche § 6 Anm. 1236, 1345;
– unbebaute § 6 Anm. 265 „ Grundstücke“, 1345;
– Vorzugspreis § 6 Anm. 1025 „Vorzugspreis“.
Grundstücksgleiche Rechte: s. „Erbbaurecht, Erbbauzinsen“, „Bauten auf
fremdem Grund und Boden/fremden Grundstücken“, „Mieterein- und -um-
bauten“.
Grundstücksvermessungskosten: § 6 Anm. 782.
Grund und Boden: s. „Grundstücke“.
Grundwasserabsenkung: § 6 Anm. 715.
Gruppenbewertung: § 6 Anm. 19, 115 ff., 565, 731 ff., 1307; vgl. auch BFH v.
15.2.2001 – IV R 43/99, BFH/NV 2001, 1021 (Übergang von Gruppenbewer-
tung zu Einzelbewertung bei neu hinzugekommenen Tieren eines Landwirts).
Güterfernverkehrsgenehmigung: § 5 Anm. 381, 1683, 1700, § 6 Anm. 724.
Gummistiefel: s. „Schutzbekleidung, -brillen, -helme“.
Gutachtenkosten: vgl. BFH v. 27.3.2007 – VIII R 62/05, BFH/NV 2007,
1407 (Anschaffungsnebenkosten bei Anschaffung eines GmbH-Geschäfts-
anteils).
Guthaben bei Kreditinstituten: s. „Bankguthaben“.
Haftpflicht: § 5 Anm. 614, 704; s. auch „Bauherrenhaftpflichtversicherung“.
Haftungslose Darlehen: s. „Darlehen, haftungslose“.
Halbeinkünfteverfahren: § 6 Anm. 813.
Halbfertige Arbeiten auf fremdem Grund und Boden: s. „Arbeiten, halbfer-
tige auf fremdem Grund und Boden“.
Halbfertige Gebäude auf fremdem Grund und Boden: s. „Gebäude, teilfer-
tige auf fremdem Grund und Boden“.
Handelspolitische Risiken: s. „Risiken, handelspolitische“.
Handelsvertreter: § 5 Anm. 1700, 2000 „Handelsvertreter“, „Provisionsauf-
wendungen“ (RAP), § 6 Anm. 912, 1203;
– Ausgleichsanspruch § 5 Anm. 2000 „Provisionsaufwendungen“ (RAP); s.

auch „Rückstellungen für den Ausgleichsanspruch des Handelsvertreters“;
– Vertreterrecht vgl. BFH v. 22.8.2008 – X R 2/04, BStBl. II 2008, 109.
Handschuhe: s. „Schutzbekleidung, -brillen, -helme“.
Hangabtragungskosten: § 6 Anm. 636, 644, 715.
Hangstützmauer: vgl. BFH v. 30.8.1994 – IX R 23/92, BStBl. II 1995, 306
(unselbständiger Gebäudebestandteil).
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Hauptversammlung: s. „Rückstellungen für die Durchführung einer Haupt-
versammlung“.
Hausanschlüsse, -anschlusskosten: § 6 Anm. 641, 646, 661, 715 „Strom-,
Gas-, Wasser-, Wärmeanschluss“, 1300 (gWG); s. auch „Gasanschluss“, „Lei-
tungsverlegung“, „Stromanschluss“, „Wärmeanschluss“, „Wasseranschluss“.
Heizkosten: § 6 Anm. 715.
Heizung: § 6 Anm. 482, 518, 659 ff.; vgl. auch BFH v. 14.2.2007 – XI R 18/06,
BFH/NV 2007, 1239.
Hennen: s. „Geflügel“.
Herd: s. „Küche“.
Herstellung: § 6 Anm. 272;
– Abgrenzung zu Anschaffung § 6 Anm. 277;
– Begriff § 6 Anm. 275;
– Zeitpunkt § 6 Anm. 276;
– Zeitraum § 6 Anm. 276, 975;
Herstellungskosten: s. auch „Anschaffungs-/Herstellungskosten“, „Teilher-
stellungskosten“;
– Abgrenzung von Erhaltungsaufwand § 6 Anm. 470 ff., 481 ff.;
– Begriff § 6 Anm. 455 ff., 975;
– Bestandteile § 6 Anm. 460 ff.;
– Ermittlung § 6 Anm. 467 ff.;
– fiktive § 6 Anm. 469; vgl. auch Schl.-Holst. FG v. 10.7.2008, EFG 2008,

1610, rkr.;
– nachträgliche § 6 Anm. 466; vgl. auch Nds. FG v. 12.4.2007, EFG 2007,

1756, rkr.;
– retrograde Ermittlung § 6 Anm. 976.
Hifo-Verfahren: § 6 Anm. 210, 1122h.
Hilfsstoffe: § 6 Anm. 653, 965, 977; s. auch „Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe“.
Hingabe an Erfüllungs Statt: § 6 Anm. 287.
Hörgeräteakustiker: s. „Nachbetreuungsleistungen“.
Hofbefestigung: § 6 Anm. 715 „Außenanlagen“.
Hofübergabevertrag: § 6 Anm. 1346.
Holz: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen), 730, 739 ff., 780; s. auch
„Aufforstung“, „Aufwuchs“, „Bäume“, „Kalamitätsholz“, „Wald“; vgl. auch
BFH v. 5.6.2008 – IV R 67/05, BStBl. II 2008, 960.
Honorar: s. „Architektenhonorar“, „Autorenhonorar“, „Ehevermittler“, „Pau-
schalhonorar“, „Rückstellungen für Honorarrückforderungen“.
Honoraransprüche: § 5 Anm. 235; vgl. auch BFH v. 29.11.2007 – IV R 62/05,
BStBl. II 2008, 557 (Realisierung).
Honorarvorauszahlungen: § 5 Anm. 292, 2000 „Honorarvorauszahlungen“,
„Unterrichtshonorare“ (RAP).
Hotel: § 6 Anm. 154 „Gastronomie“ (Zulässigkeit der Festwertbildung); 715
„Sauna“, „Schwimmbecken“, 1300 „Erstausstattung“, „Fernsehgeräte“, „Gast-
stätte“, „Hotel“, „Kunstgegenstände“ (gWG); s. auch „Besteck“, „Bestuhlung“,
„Betten, -umrandungen“, „Fernsehgerät“, „Schiffsausrüstung“, „Wäsche“.
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Hypothekenkosten: s. „Grundbuchgebühren, -kosten“.
IAS/IFRS: § 5 Anm. 21 ff., 211, 260, 1914a, 1993a; s. auch „Rückstellungen für
IAS/IFRS-Umstellung“.
Immaterielle Wirtschaftsgüter: s. „Wirtschaftsgut, immateriell“.
Immobilienfonds: § 6 Anm. 287; vgl. auch FG Berlin-Brandenb. v. 20.11.2007,
EFG 2008, 534 (Provisionszahlungen eines geschlossenen Immobilienfonds als
Anschaffungskosten der Immobilie), rkr.
Imparitätsprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Index-Lifo-Verfahren, Index-Verfahren: § 6 Anm. 1124; s. auch „Dollar-Va-
lue-Methode“.
Individualleergut: s. „Leergut“, „Rückstellungen für Pfandgeld“.
Ingangsetzungskosten: s. „Anlaufkosten“, „Gründungskosten“.
Inkassoprovisionen: s. „Provisionen, Provisionsaufwendungen“.
Innenverpflichtung: § 5 Anm. 480, 520, 1770.
Instandhaltung: s. „Rückstellungen für unterlassenen Erhaltungsaufwand“.
Instandsetzungs- und Modernisierungskosten, -maßnahmen: § 6
Anm. 484, 496, 513, 518 f., 535, 653, 1000.
Internationale Rechnungslegungsgrundsätze: s. „Deutsches Rechnungs-
legungs Standards Committee“, „IAS/IFRS“, „US-GAAP“.
Internet-Domain: § 5 Anm. 1683, 1741; s. auch „Website“.
Inventar: § 5 Anm. 605, § 6 Anm. 1255, 1306.
Inventurvereinfachung: s. „Festwertverfahren“, „Gruppenbewertung“.
Investitionszulagen, -zuschüsse: § 5 Anm. 374, 378, 382, 387, 390, 2000
(RAP), § 6 Anm. 154, 591 f., 1025 „Zulagen und Zuschüsse“, 1256, 1307; vgl.
auch BFH v. 11.9.2007 – III B 70/06, BFH/NV 2007, 2353; v. 31.7.2008 – III
B 73/07, BFH/NV 2008, 1883.
Istkostenrechnung: § 6 Anm. 467.
Jagdgrundstück: § 5 Anm. 1690.
Jagdrecht: § 5 Anm. 1690.
Jahresabschluss: s. „Rückstellungen für die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses“, „Rückstellungen für die Prüfung des Jahresabschlusses“, „Rückstellungen
für die Veröffentlichung des Jahresabschlusses“.
Jahresleistungsprämien: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 280, 292.
Jalousie: § 6 Anm. 715.
Jubiläum, Jubiläumsgeschenke, Jubiläumsrückstellungen, Jubiläums-
zusage, Jubiläumszuwendungen: s. „Rückstellungen für Jubiläumszuwen-
dungen“.
Kabel: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Kabelanschluss: s. „Breitbandanlagen“.
Käse: § 6 Anm. 965.
Kaffeesteuer: § 5 Anm. 1983, 1985.
Kalamitätsholz: § 6 Anm. 746.
Kalkulatorische Kosten: § 6 Anm. 459, 974, 1000 „Selbstversicherung“, 1009,
1012, 1025; s. auch „Abschreibungen, kalkulatorische“; vgl. auch FG Ba.-Württ.
v. 17.12.2007 – 6 K 69/05, juris.
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Kanaldielen: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Kanalisationskosten: § 6 Anm. 641, 646; s. auch „Sickergrube“; vgl. auch BFH
v. 11.12.2003 – IV R 40/02, BStBl. II 2004, 282.
Kapitalerhöhung: § 6 Anm. 17, 811, 1109.
Kapitalersetzende Darlehen: s. „Eigenkapitalersatz“.
Kapitalgesellschaft: § 6 Anm. 265 „Anteile“ (Anlage-/Umlaufvermögen),
1090 ff., 1350, 1447c; s. auch „eigene Anteile“, „Gesellschaftsanteile“, „Kapital-
erhöhung“, „Kapitalherabsetzung“, „Liquidation“;
– Bezugsrecht § 6 Anm. 307, 800, 1109;
– Einbringung § 6 Anm. 1369c.
Kapitalherabsetzung: § 6 Anm. 17, 1109.
Kassenarztzulassung: s. „Vertragsarztzulassung“.
Kassenbestände: s. „Bargeld“.
Kassettenrecorder: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Kataloge: s. „Werbemittel“.
Kaufpreis: s. „Anschaffungskosten“.
Kaufpreisverbindlichkeit mit Zinsanteil: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Kernkraftwerk, Stilllegung: s. „Rückstellungen für Stilllegung von Kernkraft-
werken“.
Kiesvorkommen: s. „Bodenschätze“.
Kinderspielplätze: § 6 Anm. 715.
Kino: s. „Bestuhlung“.
Kisten: s. „Leergut“.
Klebstoff: § 6 Anm. 463.
Klimaanlage: § 6 Anm. 715.
Klingelanlage: § 6 Anm. 715.
Klischees: § 6 Anm. 1000.
Know how: § 5 Anm. 1700, § 6 Anm. 724; s. auch „Erstmuster“, „Prototyp“.
Körperschaftsteuerrückstellung: s. „Rückstellungen für Steuern“.
Konjunkturrisiko: § 6 Anm. 929.
Konkurseröffnung: § 6 Anm. 265.
Konservierungsstoffe: § 6 Anm. 463, 977.
Konstruktionskosten: § 6 Anm. 463b; s. auch „Entwurfskosten“, „Planungs-
kosten“; vgl. auch FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05, juris.
Kontingente: § 5 Anm. 381, 1683, § 6 Anm. 722, 724; s. auch „Belieferungs-
rechte, -möglichkeiten“, „Brennrecht“, „Konzessionen“.
Konventionalstrafe: s. „Vertragsstrafe“.
Konversion: § 5 Anm. 1957 (RAP).
Konzeptionskosten: § 5 Anm. 327, 1683, § 6 Anm. 287.
Konzessionen: § 5 Anm. 294, 1683; s. auch „Arzneimittelkonzession, Arznei-
mittelzulassung“, „Güterfernverkehrsgenehmigung“, „Kontingente“, „Linien-
konzession/Linienbuskonzession“, „Schankkonzession“, „Schutzrechte“.
Kopfkissen: s. „Betten, -umrandungen“.
Korrespondierende Bilanzierung: s. „Bilanzierung, korrespondierende“.
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Kostenrechnungsverfahren: § 6 Anm. 467.
Kostenverteilungsmethode: § 6 Anm. 988; s. auch „Marktwertmethode“,
„Restwertmethode“.
Kraftanlage: § 6 Anm. 1000.
Kraftfahrzeuge: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen), 1124 „Automobi-
le“, 1300 „Zubehör“ (gWG); s. auch „Austauschmotor“, „Dienstfahrzeug“,
„Nutzungsentnahme“, „Omnibus“, „Rückstellungen für Entsorgung von Alt-
fahrzeugen“; vgl. auch BFH v. 8.4.2008 – VIII R 64/06, BFH/NV 2008, 1660
(Wiederverkaufswert eines betrieblichen Fahrzeugs nicht von der Normal-AfA
auszunehmen).
Kraftfahrzeughändler: BFH v. 11.10.2007 – IV R 52/04, BFH/NV 2008, 437
(Passivierung der Verpflichtung zum Rückkauf von Fahrzeugen).
Kraftfahrzeugsteuer: § 5 Anm. 2000 „Kfz.-Versicherung/-Steuer“ (RAP), § 6
Anm. 1000; vgl. auch FG Köln v. 2.6.2008, EFG 2008, 1670, nrkr., Rev. Az.
BFH XI R 32/08.
Kraftfahrzeugvermietung: § 5 Anm. 2000 „Kfz.-Vermietung“ (RAP).
Kraftfahrzeugversicherung: § 5 Anm. 2000 „Kfz.-Versicherung/-Steuer“
(RAP); vgl. auch FG Köln v. 2.6.2008, EFG 2008, 1670, nrkr., Rev. Az. BFH
XI R 32/08.
Krankenhaus-Fördermittel: s. „Fördermittel“.
Kredit: s. „Darlehen“.
Kreditbeschaffungskosten: s. „Geldbeschaffungskosten“.
Kreditinstitute: § 5 Anm. 213, 1946, § 6 Anm. 938 ff., 1090, 1119.
Kreditvermittlungsprovision: s. „Darlehen, Vermittlungsprovision“; „Geld-
beschaffungskosten“.
Küche: § 6 Anm. 715 „Einbauküche“, „Herd“, „Küchenspüle“, „Ofen“,
„Waschmaschine“; s. auch „Musterküchen“.
Kühlkanäle: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Künstlerhonorar: s. „Honoraransprüche“, „Honorarvorauszahlungen“.
Kulanzleistungen: s. „Rückstellungen für Kulanzleistungen“.
Kundenberatungskosten: § 6 Anm. 1000.
Kundengebundene Formen: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Kundenkartei: § 5 Anm. 377, § 6 Anm. 723.
Kundenstamm: § 5 Anm. 381, 1700, 1760, § 6 Anm. 307, 1345, 1356; s. auch
„Mandantenstamm“; vgl. auch FG Münster v. 1.2.2008, EFG 2008, 1449 (Ab-
grenzung Kundenstamm von Exklusivlieferungsrecht).
Kunstgegenstände, -werke: § 5 Anm. 381, § 6 Anm. 129 (Zulässigkeit der
Gruppenbewertung), 266, 1025 „Galerist“, Gemälde“, „Kunstgegenstände“,
1300 „Kunstgegenstände“ (gWG); vgl. auch FG Berlin-Brandenb. v. 6.12.2007,
EFG 2008, 530, rkr.
Kuppelerzeugnisse, Kuppelproduktion: § 6 Anm. 467, 988.
Lacke: § 6 Anm. 463, 977.
Ladeneinrichtung: § 6 Anm. 1300 „Erstausstattung“, „Frisierstühle“, „Laden-
einrichtung“ (gWG).
Ladenein- und -umbauten: § 5 Anm. 385, 402, § 6 Anm. 654, 657.
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Ladungsträger: § 6 Anm. 1300 „Transportkästen“ (gWG); vgl. auch BFH v.
31.7.2008 – III B 73/07, BFH/NV 2008, 1883 (gWG); s. auch „Leergut“,
„Transportkästen“.
Länderrisiken: s. „Risiken“.
Lagerbehälter: § 5 Anm. 830 „Tankanlagen, Lagerbehälter“.
Lagerdauer: § 6 Anm. 1012, 1016, 1021, 1025 „Gängigkeitsabschläge“, „Lager-
dauer“, „Verlag“; s. auch „Gängigkeitsabschläge“.
Lagerkosten: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 972, 974, 1000, 1012.
Lagerkostenabgabe: s. „Rückstellungen für Lagerkostenabgabe eines Zucker-
herstellers“.
Lampen: s. „Beleuchtungsanlagen“.
Langfristige Fertigung: § 5 Anm. 257 ff., 292, § 6 Anm. 1000 „Vertriebskos-
ten“.
Laufender Gewinn: s. „Gewinn, laufender“.
Layer: § 6 Anm. 1123h; s. auch „Mehrbestände“.
Leasing: § 5 Anm. 239, 2000 (RAP);
– laufzeitabhängige Sonderzahlungen § 5 Anm. 2000 „Leasing“ (RAP);
– laufzeitunabhängige Sonderzahlungen § 5 Anm. 2000 „Leasing“ (RAP);
– Lease-in/Lease-out-Transaktion § 5 Anm. 2000 (RAP);
– Leasinggegenstand § 6 Anm. 265 „Leasing“ (Anlage-/Umlaufvermögen);
– Leasingraten § 5 Anm. 2000 (RAP);
– Mehrerlösbeteiligung § 5 Anm. 2000 „Leasing-Mehrerlösbeteiligung“ (RAP);
– „Sale-and-lease-back“-Geschäfte § 5 Anm. 240.
Lebensmitteleinzelhandel: s. „Einzelhandel“.
Lebensversicherung: § 5 Anm. 2000 „Lebensversicherungsprämien“ (RAP);
vgl. auch Schl.-Holst. FG v. 25.6.2008, EFG 2008, 1442 (Aktivierung von An-
sprüchen aus Kapitallebensversicherung), nrkr., Rev. Az. BFH I R 67/08.
Leergut: § 6 Anm. 154 „Flaschen, Flaschenkästen“ (Zulässigkeit der Festwert-
bildung), 265 „Flaschenkästen“, „Leergut“, „Leihemballagen“ (Anlage-/Um-
laufvermögen), 1300 „Flaschen“, „Kisten“, „Leergut“ (gWG); s. auch „Ladungs-
träger“, „Pfandgeld“, „Rückstellungen für Pfandgeld“; vgl. auch Köhler, StBp.
2008, 282.
Leerkosten, Leerlaufkosten: § 6 Anm. 463c, 984, 1000 „Stillstandskosten“,
1025.
Legehennen: s. „Geflügel“.
Leibrenten: § 6 Anm. 301, 1155, 1374.
Leihemballagen: s. „Leergut“, „Pfandgeld“, „Rückstellungen für Pfandgeld“.
Leistungen
– fertige § 5 Anm. 293;
– unfertige § 5 Anm. 293, § 6 Anm. 965, 1025 „Bewertung unfertiger Bauten

und Leistungen“.
Leistungsentnahme: § 6 Anm. 1200.
Leistungsschutzrecht: § 5 Anm. 1683, 1808; vgl. auch BFH v. 6.11.2008 – IV
B 126/07, BStBl. II 2009, 156 (Leistungsschutzrechte eines Filmherstellers).
Leitsätze für die Preisermittlung: § 6 Anm. 467.
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Leitungsverlegung: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Lieferbereitschaft: § 6 Anm. 293, 974.
Lifo-Verfahren: § 6 Anm. 210, 1107, 1121 ff.
Linienkonzession/Linienbuskonzession: § 5 Anm. 381, 1683, 1700.
Liquidation: § 5 Anm. 1750, § 6 Anm. 287, 1219.
Listenpreis: § 6 Anm. 1203e.
Listenpreismethode: § 6 Anm. 1202n ff.; s. auch „Fahrtenbuchmethode“,
„Nutzungsentnahme“.
Lithographien: s. „Werkzeuge“.
Lizenzen, Lizenzrechte: § 5 Anm. 1683.
Lizenzgebühren: § 5 Anm. 1817, 2000 (RAP), § 6 Anm. 1000.
Lohn, Lohnkosten, Lohnnebenkosten: § 6 Anm. 463a, 1000 „Lohnkosten“,
„Lohnnebenkosten“; s. auch „Gewinnbeteiligung“, „Urlaubsgeld“, „Weih-
nachtsgeld, -gratifikation“;
– Lohnfortzahlung im Krankheitsfall: § 5 Anm. 514 „Erfüllungsrückstand“, § 6

Anm. 463a.
Lüftungsanlagen: § 5 Anm. 402, § 6 Anm. 654, 715 „Belüftungs- und Entlüf-
tungsanlagen“; vgl. auch FG Saarl. v. 7.2.2006, EFG 2006, 875, rkr.
Luftdruckmesser: s. „Mess- und Prüfgeräte“.
Maklergebühren, -kosten, -provisionen: § 5 Anm. 2000 „Maklerprovisionen“
(RAP), § 6 Anm. 287, 292, 293, 800, 1094.
Mandantenstamm: § 5 Anm. 1700; s. auch „Kundenstamm“.
Marken: § 5 Anm. 381, 1683, 1700, § 6 Anm. 722; s. auch „Rückstellungen für
Schutzrechtsverletzungen“, „Warenzeichen, Warenzeichenrecht“.
Markise: § 6 Anm. 715.
Marktwertmethode: § 6 Anm. 467, 988; s. auch „Kostenverteilungsmethode“,
„Restwertmethode“.
Maßgeblichkeit: § 5 Anm. 3, 61 ff., 303, § 6 Anm. 46, 79, 465, 967; s. auch
„Bewertungsvorbehalt“;
– Einschränkungen § 5 Anm. 3, 77, 2112;
– der handelsrechtl. Bewertungsvorschriften § 5 Anm. 86, § 6 Anm. 47, 79;
– der handelsrechtl. GoB § 5 Anm. 11, 15, 101 ff., § 6 Anm. 46;
– der handelsrechtl. Wahlrechte § 5 Anm. 15, 105, § 6 Anm. 461;
– formelle § 5 Anm. 3, 19, 62 f., 76, § 6 Anm. 46, 48, 79, 967, 1150;
– des kodifizierten Handelsbilanzrechts § 5 Anm. 15;
– materielle § 5 Anm. 3, 61, § 6 Anm. 46, 967;
– Rechtsentwicklung § 5 Anm. 71 ff.;
– umgekehrte § 5 Anm. 15, 63, 79, 95, § 6 Anm. 46;
– verlängerte § 5 Anm. 7, § 6 Anm. 43.
Matching Principle: § 5 Anm. 222a, 1914a.
Materialeinzelkosten: § 6 Anm. 463 f., 977.
Materialgemeinkosten: § 6 Anm. 463d, 981.
Materiality-Grundsatz: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
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Materialkosten: § 6 Anm. 463 ff.; s. auch „Materialeinzelkosten“, „Material-
gemeinkosten“.
Materialprüfungskosten: § 6 Anm. 1000 „Prüfung von Fertigungsmaterial“.
Materielle Wirtschaftsgüter: s. „Wirtschaftsgut, materiell“.
Materialschwund: § 6 Anm. 463, 977.
Maus: s. „Computerzubehör“.
Mehrbestände: § 6 Anm. 1123h, 1124; s. auch „Layer“.
Messestandplatz: § 5 Anm. 2000 „Mietvorauszahlungen“ (RAP).
Mess- und Prüfgeräte: § 6 Anm. 1300 „Messgeräte“, „Wassermesser“ (gWG).
Mezzanine Kapital: § 6 Anm. 1155; vgl. auch Klingberg in Festschr. H. P.
Westermann, 2008, 1087.
Mietausfall: § 6 Anm. 715; vgl. auch FG Ba.-Württ. v. 18.7.2006 – 3 V 18/05,
juris.
Miete, Mieter: § 5 Anm. 514 „Erfüllungsrückstand“, § 6 Anm. 265 „Miete“
(Anlage-/Umlaufvermögen), 715 „Mieter“, 1000 „Miete“; s. auch „Betriebsver-
pachtung“, „Vermietungsrecht“.
– Abfindungen im Rahmen von Mietverhältnissen s. „Abfindung“;
– Abstandszahlung § 5 Anm. 2000 (RAP).
Mieterein- und -umbauten: § 5 Anm. 315, 386, 1719, 2000 (RAP), § 6
Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen), 635, 639, 656; vgl. auch BFH v. 14.2.
2007 – XI R 18/06, BFH/NV 2007, 1239.
Mieterzuschüsse: § 5 Anm. 605 „Mietrecht“, 2000 (RAP).
Mietgarantiegebühren: s. „Garantiegebühren, -geschäfte“.
Mietrecht: § 5 Anm. 605.
Mietvertrag: § 5 Anm. 238.
Mietvorauszahlungen: § 5 Anm. 605 „Mietrecht“, 2000 (RAP).
Mietzins, progressiver: § 5 Anm. 514 „Erfüllungsrückstand“.
Milchaufgabevergütung: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Milchkontingent, Milchlieferrecht: vgl. Schl.-Holst. FG v. 7.5.2008 – 5 K
322/04, juris, nrkr., Rev. Az. BFH IX R 34/08; v. 7.5.2008, EFG 2008, 1711,
nrkr., Rev. Az. BFH IX R 33/08; FG Köln v. 25.4.2007, EFG 2008, 30, rkr.
Milchreferenzmenge: § 5 Anm. 1690, 2000 „Milchreferenzmengen-Veräuße-
rung“ (RAP).
Millenniums-Rückstellung: s. „Rückstellungen, Millennium“.
Mindestreserve: § 6 Anm. 940.
Mineralölsteuer: § 5 Anm. 1983, 1985, § 6 Anm. 463g.
Miteigentümer, Miteigentum: § 5 Anm. 605, § 6 Anm. 530; s. auch „Bruch-
teilseigentum“, „Teileigentum“, „Wohnungseigentum“.
Mitunternehmer: § 5 Anm. 590, 605, § 6 Anm. 1155, 1360, 1451b;
– Tod § 6 Anm. 1400 ff.
Mitunternehmeranteil: § 6 Anm. 307, 825, 1263, 1360;
– Übertragung § 6 Anm. 1330 ff., 1360 ff., 1370 ff., 1381.
Mitunternehmererlass: § 6 Anm. 1441 ff.
Mitunternehmerschaft: § 5 Anm. 28, 88, § 6 Anm. 1213a, 1431, 1444, 1447d,
1452, 1474k;
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– ausländische § 5 Anm. 12.
Modelle: s. „Werkzeuge“.
Modernisierungskosten, -maßnahmen: s. „Instandsetzungs- und Moderni-
sierungskosten, -maßnahmen“.
Modernisierungsmodell: s. „Bauherrenmodell“.
Möbel: § 6 Anm. 637 ff., 1300 „Anbauschrankteile“, „Bauelemente“, „Einrich-
tungsgegenstände“, „Regale“, „Regalteile“, „Vitrine“ (gWG); vgl. auch BFH v.
11.9.2007 – III B 70/06, BFH/NV 2007, 2353 (Einbauschränke und -regale).
Molkerei-Beihilfe: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Monitor: s. „Computerzubehör“.
Montagekosten: § 6 Anm. 295, 1000.
Mühlenstilllegungsverpflichtung: s. „Stilllegungsverpflichtung nach dem
MühlstruktG“.
Müllbehälter: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Musikalienhandel: § 6 Anm. 1025; s. auch „Einzelhandel“.
Musterbücher: § 6 Anm. 1300 „Ausstellungsgegenstände“ (gWG).
Musterhäuser: § 6 Anm. 265 „Ausstellungsgegenstände“ (Anlage-/Umlaufver-
mögen), 1025 „Baugewerbe“; vgl. auch BFH v. 23.9.2008 – I R 47/07, BFH/
NV 2009, 443 (Anlage-/Umlaufvermögen).
Musterkollektion: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen).
Musterküchen: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen); vgl. auch BFH v.
20.11.2003 – III B 37/03, BFH/NV 2004, 370 (Einzelteile von Musterküchen
als gWG).
Nachaufforstung: § 6 Anm. 742 ff.; s. auch „Aufforstung“, „Wiederauffors-
tung“.
Nachbetreuungsleistungen: § 5 Anm. 2000 „Hörgeräteakustiker“, „Optiker-
Nachbetreuungsleistungen“ (RAP).
Nachträgliche Anschaffungskosten: s. „Anschaffungskosten, nachträgliche“.
Nachträgliche Herstellungskosten: s. „Herstellungskosten, nachträgliche“.
Nägel: § 6 Anm. 463, 977.
Neubewertungsrücklage: s. „Rücklagen“.
Nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter: s. „Wirtschaftsgut, nicht abnutzbar“.
Nichtvermarktungsprämie: s. „Milchaufgabevergütung“.
Niederstwertprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Nießbrauch: § 5 Anm. 316, 1687, § 6 Anm. 287, 392, 535, 1342, 1346, 1350 f.,
1360 f., 1374, 1381, 1395; s. auch „Abfindung zur Ablösung eines unentgeltlich
eingeräumten Nießbrauchs“, „Gesellschaftsanteile“;
– Vermächtnisnießbrauch § 5 Anm. 316;
– Vorbehaltsnießbrauch § 5 Anm. 316, 392, § 6 Anm. 1381;
– Zuwendungsnießbrauch § 5 Anm. 316.
Nießbrauchsvorbehalt: § 6 Anm. 1341, 1346, 1361.
Nominalwertprinzip, -rechnung: § 6 Anm. 71.
Normalkostenrechnung: § 6 Anm. 467.
Notarkosten: § 5 Anm. 327 f., 1965, 2000 „Erbbaurecht“, „Hypothekenkosten“
(RAP); s. auch „Beurkundungskosten, -gebühren“, „Eintragungskosten“.
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Notfallkoffer: s. „Arztpraxis“.
Novation: § 6 Anm. 29.
Nullkupon-Anleihen: s. „Zero-Bonds“.
Nutzungsentnahme: § 6 Anm. 1201; s. auch „Fahrtenbuchmethode“, „Listen-
preismethode“.
Nutzungsmöglichkeit: § 5 Anm. 1687.
Nutzungsrechte: § 5 Anm. 294, 1687, 2000 (RAP), § 6 Anm. 722, 1215a ff.,
1345, 1374, 1486b;
– ausschließliche § 5 Anm. 1808;
– befristete § 6 Anm. 391;
– dingliche § 5 Anm. 1687; vgl. auch BFH v. 17.11.2004 – I R 96/02, BStBl. II

2008, 296.
Nutzungsüberlassung: § 6 Anm. 17, 1346;
– grenzüberschreitende § 5 Anm. 264c.
Nutzungsverzicht: s. „Entschädigungen“.
Obstbäume: s,. „Pflanzen, Pflanzenanlagen“.
Ölsaatenausgleichszulage: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Öltank: s. „Tankanlagen“.
Ofen: s. „Küche“.
Omnibus: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen).
Optiker: s. „Nachbetreuungsleistungen“.
Option: § 6 Anm. 974; s. auch „Finanzprodukte“.
Optionsanleihen: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 307.
Optionsprämie: § 5 Anm. 1686, § 6 Anm. 1155.
Optionsrecht: § 5 Anm. 1686.
Optionsvertrag: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Ordnungsgeld: s. „Rückstellungen für Ordnungsgelder“.
Organisationseinheit, betriebliche: § 6 Anm. 1340, 1355; vgl. auch BFH v.
17.7.2008 – I R 77/06, BStBl. II 2009, 464.
Organschaft: § 5 Anm. 805.
Pachtverhältnisse: § 5 Anm. 238; s. auch „Betriebsverpachtung“, „Verpach-
tung, eiserne“;
– Pachtvorauszahlungen § 5 Anm. 2000 (RAP);
– Pachtzinsen, die nachschüssig zu zahlen sind § 5 Anm. 2000 (RAP);
– Pächterzahlungen zur Entschädigung des Verpächters für Feldbestellungs-

kosten § 5 Anm. 2000 (RAP).
Paletten: § 6 Anm. 1271, 1273, 1300 „Flachpaletten“ (gWG); s. auch „Ladungs-
träger“.
Partenreederei: § 5 Anm. 605.
Passivierung: § 5 Anm. 300 f.;
– von erhaltenen Anzahlungen § 5 Anm. 1773;
– von Rechnungsabgrenzungsposten § 5 Anm. 1773.
Passivierungsaufschub für einnahmen- oder gewinnabhängige Verbind-
lichkeiten und Rückstellungen: § 5 Anm. 1761 ff.
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Passivierungsfähigkeit: § 5 Anm. 300, 450;
– abstrakte § 5 Anm. 300;
– konkrete § 5 Anm. 300.
Passivierungsgebot: § 5 Anm. 465;
Passivierungspflicht: § 5 Anm. 300, 450, 481, 500;
– für Garantierückstellungen § 5 Anm. 623;
– für Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten § 5 Anm. 500;
– für Verbindlichkeiten § 5 Anm. 481;
Passivierungsverbot: § 5 Anm. 302, 470 ff.;
– für einnahmen- oder gewinnabhängige Verbindlichkeiten und Rückstellungen

§ 5 Anm. 1773, 1780;
– für Rückstellungen für AHK § 5 Anm. 474;
– für Rückstellungen für Dienstjubiläumszuwendungen § 5 Anm. 472;
– für Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften § 5

Anm. 473;
– für Rückstellungen wegen Verletzung fremder Patent-, Urheber- oder ähn-

licher Schutzrechte § 5 Anm. 471;
– für Verbindlichkeiten aus schwebenden Geschäften § 5 Anm. 473;
– für Verbindlichkeiten, die mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit

nicht erfüllt werden müssen, § 5 Anm. 482;
– für Rückstellungen für die Verpflichtung zur schadlosen Verwertung radio-

aktiver Reststoffe sowie ausgebauter oder abgebauter radioaktiver Anlagentei-
le § 5 Anm. 475;

– für transitorische Rechnungsabgrenzungsposten iwS § 5 Anm. 476.
Passivierungswahlrecht: § 5 Anm. 302, 451 ff.;
– für Ansparabschreibung § 5 Anm. 455;
– für Euroumrechnungsrücklage § 5 Anm. 454;
– für Reinvestitionsrücklage § 5 Anm. 453;
– für Rücklage für Ersatzbeschaffung § 5 Anm. 459;
– für Rücklage für Übernahmefolgegewinn § 5 Anm. 460;
– für Verbindlichkeits- und Rückstellungsneubewertungsrücklage § 5 Anm. 457;
– für Wertaufholungs- oder Neubewertungsrücklage § 5 Anm. 456;
– für Zuschussrücklage § 5 Anm. 458.
Patente, Patentrechte: § 5 Anm. 1683, 1760, § 6 Anm. 1000; s. auch „Rück-
stellungen für Schutzrechtsverletzungen“.
Patronatserklärung: § 5 Anm. 274, 1773, § 6 Anm. 791.
Pauschalabschläge: § 6 Anm. 1025.
Pauschalbewertung: § 5 Anm. 1844, § 6 Anm. 220 ff.
Pauschalhonorar: § 5 Anm. 2000 „Honorarvorauszahlungen“ (RAP).
Pauschalwertberichtigung: § 6 Anm. 223, 565, 931, 939.
Pauschalwertmethode: s. „Pauschalbewertung“.
Pensionsgeschäfte: § 5 Anm. 242.
Pensionsrückstellungen: s. „Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen“.

§ 6 Anm. 1700 ABC der Bilanzierung und Bewertung



HHR Lfg. 238 September 2009 Tiedchen

Pensionssicherungsverein: s. „Rückstellungen für Beitragsleistungen an einen
Pensionssicherungsverein“.
Pensionsverpflichtungen: s. „Betriebliche Altersversorgung“, „Rückstellungen
für Pensionsverpflichtungen“.
Periodisierungsprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Peripheriegeräte: s. „Computerzubehör“.
Personalaufwand: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Personalkonzession: § 5 Anm. 1683.
Personengesellschaft: § 5 Anm. 88, 1809, § 6 Anm. 14, 15, 16, 825, 1203i,
1368, 1369c, 1376, 1379, 1447b; s. auch „Mitunternehmerschaft“;
– ausländische § 5 Anm. 31, § 6 Anm. 30, 1463;
– ausländische Betriebsstätte § 6 Anm. 1463a;
– doppelstöckige § 6 Anm. 1360 f., 1444a, 1456;
– Einbringung § 6 Anm. 1369c;
– Formwechsel von KapGes. § 5 Anm. 269;
– korrespondierende Bilanzierung § 5 Anm. 307 ff.;
– Realteilung § 5 Anm. 1752;
– Umwandlung in KapGes. § 6 Anm. 1369c;
– Verschmelzung Körperschaft auf PersGes. § 5 Anm. 268a.
Pfandgeld: s. „Leergut“, „Rückstellungen für Pfandgeld“; vgl. auch FG Rhld.-
Pf. v. 17.5.2006, EFG 2007, 19 (Aktivierung von Pfandgelderstattungsansprü-
chen), nrkr., Rev. Az. BFH I R 36/07.
Pfandleihgebühren und -zinsen: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Pflanzen, Pflanzenanlagen: § 6 Anm. 265 „Baumschule“, „Pflanzenanlagen“
(Anlage-/Umlaufvermögen), 730, 736 f.; s. auch „Baumschule“, „Container-
pflanzen“, „Dauerkulturen“, „Gartenanlagen“, „Grünanlagen“, „Topfpflanzen“.
Pflasterung: § 6 Anm. 715 „Garagenzufahrt“, „Stellplatz“.
Planmäßige Abschreibungen: s. „Abschreibungen, planmäßige“.
Planschbecken: § 6 Anm. 715.
Planungskosten: § 6 Anm. 276, 463b, 647 ff., 715 „Modelle“, 1000 „Vertriebs-
kosten“; s. auch „Entwurfskosten“, „Konstruktionskosten“.
Poolabschreibung: § 6 Anm. 1301 ff.; s. auch „Sammelposten“.
Portokosten: § 6 Anm. 463h.
Postwertzeichen: s. „Briefmarken“.
Prämienrecht: § 5 Anm. 1690; vgl. auch Schl.-Holst. FG v. 7.5.2008, EFG
2008, 1273, nrkr., Rev. Az. BFH IV R 28/08.
Praxiswert: § 5 Anm. 381, 1700, § 6 Anm. 265 „ Geschäftswert, Praxiswert“
(Anlage-/Umlaufvermögen), 723; vgl. auch FG Rhld.-Pf. v. 9.4.2008, EFG
2008, 1107 (Vertragsarztzulassung), nrkr., Rev. Az. BFH VIII R 13/08.
Preisbildung: § 6 Anm. 1025.
Preisbindung: § 6 Anm. 1021, 1025 „Buchhandel“, „Preisbindungen“.
Preisdifferenzierungen: § 6 Anm. 1011, 1025.
Preisnachlässe: s. „Bonus“, „Rabatt“, „Skonto“.
Preissteigerung: § 5 Anm. 740, § 6 Anm. 1174, 1183.
Preissteigerungsrücklage: s. „Rücklagen“.
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Produkthaftung, Produzentenhaftung: s. „Rückstellungen für Produkthaf-
tung“.
Progressive Wertermittlung: s. „Wertermittlungsrichtung“.
Prospekte: s. „Werbemittel“.
Prototyp: § 5 Anm. 1709, 1716, § 6 Anm. 986; s. auch „Erstmuster“.
Provisionen, Provisionsaufwendungen: § 5 Anm. 2000 (RAP); s. auch „Dar-
lehen, Bearbeitungsgebühren“, „Darlehen, Vermittlungsprovision“, „Darlehen,
Verwaltungsgebühren“, „Geldbeschaffungskosten“, „Maklergebühren, -kosten,
-provisionen“, „Vermittlungsgebühren, -kosten, -provisionen“;
– für den Abschluss von Abonnementsverträgen § 5 Anm. 2000 „Provisions-

aufwendungen“ (RAP);
– eines Assekuradeurs § 5 Anm. 2000 „Assekuradeur-Provisionen“ (RAP);
– eines Fernsprechbuchverlags § 6 Anm. 1000 „Vertriebskosten“;
– Inkassoprovisionen § 5 Anm. 2000 (RAP).
Prozesskosten: § 6 Anm. 289, 715 „Abwehrkosten“, „Anwalts- und Prozess-
kosten“, 974, 1395; s. auch „Abwehrkosten“, „Anwaltskosten“, „Rückstellungen
für Prozesskosten“.
Prüfungskosten: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 1000 „Prüfung des Jahres-
abschlusses“, s. auch „Rückstellungen für die Prüfung des Jahresabschlusses“.
Public Private Partnership: § 5 Anm. 1760.
Qualitätskontrolle: § 6 Anm. 463e, 972, 974.
Qualitätsunterschiede: § 6 Anm. 120, 1123b, 1124.
Rabatt: § 6 Anm. 289, 1011; s. auch „Bonus“, „Skonto“.
Räumungskosten: § 6 Anm. 974.
Rangrücktritt: § 5 Anm. 220, 485, 1762, 1786, 1789.
Ratenkauf: § 6 Anm. 974.
Realisationsprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Realkreditinstitut: § 6 Anm. 940.
Realteilung: § 5 Anm. 1752, § 6 Anm. 1369c, 1407 ff., 1469a, 1747u.
Rechnungsabgrenzungsposten: § 5 Anm. 297, 1773, 1900 ff.; vgl. auch „Dis-
agio (Damnum)/Agio“;
– Abgrenzung zu Anzahlungen § 5 Anm. 1917;
– Abgrenzung zu Bilanzierungshilfen § 5 Anm. 1917;
– Abgrenzung zu Rückstellungen § 5 Anm. 1917;
– Abgrenzung zu sonstigen Vermögensgegenständen § 5 Anm. 1917;
– Abgrenzung zu sonstigen Verbindlichkeiten § 5 Anm. 1917;
– Abgrenzung zu WG § 5 Anm. 361, 1917;
– aktive § 5 Anm. 297, 320, 360 f., 1923 ff.;
– antizipative § 5 Anm. 1916;
– Auflösung § 5 Anm. 1930, 1934, 1940;
– Begriff § 5 Anm. 360, 1915;
– bestimmte Zeit § 5 Anm. 1926 f.;
– Bewertung/Berechnung § 5 Anm. 1932 ff., § 6 Anm. 226;
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– Nachholung § 5 Anm. 2000 „Nachholung unterlassener Rechnungsabgren-
zungsposten“;

– passive § 5 Anm. 297, 524, 1934a ff.; vgl. auch FG Köln v. 20.5.2009, EFG
2009, 1369, nrkr. (Entschädigungszahlung vor dem Bilanzstichtag ohne noch
zu erbringende Gegenleistung);

– Rechtsentwicklung § 5 Anm. 1901 f.;
– transitorische § 5 Anm. 331, 476, 1916.
Rechnungslegungsgrundsätze, internationale: s. „Deutsches Rechnungs-
legungs Standards Committee“, „IAS/IFRS“, „US-GAAP“.
Redaktionskosten: § 6 Anm. 1000.
Regale, Regalteile: s. „Möbel“.
Reinigungskosten: § 6 Anm. 715, 1000.
Reinvestitionsrücklage: s. „Rücklagen“.
Reisekosten: § 5 Anm. 327, 1965, § 6 Anm. 282c, 463e, 972, 974, 1000 „Reise-
kosten und Auslösungen“, s. auch „Beförderungskosten“.
Reklame: s. „Werbeaufwand“.
Rekultivierung: s. „Rückstellungen für Rekultivierungsverpflichtungen“.
Rentabilität: § 6 Anm. 606 ff., 635.
Reparaturkosten: § 6 Anm. 463e, 475, 494.
Reparaturmaterial: § 5 Anm. 830, § 6 Anm. 265 „Reparaturmaterialien und
Ersatzteile“ (Anlage-/Umlaufvermögen), 477, 1300 „Ersatzteile“ (gWG); s. auch
„Ersatzteile“.
Reproduktionen: s. „Werkzeuge“.
Reproduktionskosten: s. „Wiederherstellungskosten“.
Reproduktionskostenwert, Reproduktionswert: § 6 Anm. 53, 970, 1009,
1199; s. auch „Wiederbeschaffungswert“.
Restitutionsanspruch: § 6 Anm. 291.
Restrukturierungsverpflichtung: s. „Rückstellungen für Restrukturierungsver-
pflichtungen“.
Restschuldversicherungskosten: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Restwertmethode: § 6 Anm. 313, 467, 988; s. auch „Kostenverteilungsmetho-
de“, „Marktwertmethode“.
Retrograde Wertermittlung: s. „Wertermittlungsrichtung“.
Richtfest: § 6 Anm. 715.
Richtsätze: § 5 Anm. 46 f., 805; vgl. auch BFH v. 13.3.2007 – X B 37/06,
BFH/NV 2007, 1138.
Risiken: § 5 Anm. 253, § 6 Anm. 291 „Risiken, ungewisse“;
– abgesicherte/nicht abgesicherte § 5 Anm. 221a;
– Auslandsrisiken s. Länderrisiken;
– handelspolitische § 6 Anm. 11;
– Länderrisiken § 6 Anm. 11, 911, 940;
– Transferrisiken § 6 Anm. 11, 23, 911, 940;
– Währungsrisiken § 6 Anm. 11, 23, 90;
– Wechselkursrisiken § 6 Anm. 23;
– Zahlungsrisiken § 6 Anm. 11, 23.
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Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe: § 6 Anm. 19, 21, 65, 129 „Vorratsvermögen“
(Gruppenbewertung), 150 (Zulässigkeit der Festwertbildung), 965, 970, 972, 974
„Ende der Anschaffung“, 1010, 1019, 1123a.
Rolläden: § 6 Anm. 715.
Rollenbahnen: s. „Tragrollen“.
Rolltreppe: § 6 Anm. 715 „Fahrstuhl“.
Rückgriffsrecht: § 5 Anm. 639, 722, § 6 Anm. 925.
Rückkaufverpflichtung: s. „Rückstellungen für Rückkauf, Rücknahmever-
pflichtungen“.
Rücklagen
– „Ansparabschreibung“ (§ 7g) § 5 Anm. 455, § 6 Anm. 1265, 1307;
– für Ersatzbeschaffung § 5 Anm. 250, 459, 572 ff., § 6 Anm. 558, 1263;
– Euroumrechnungsrücklage (§ 6d Abs. 1 Satz 2) § 5 Anm. 454, § 6 Anm. 944;
– Nachholung § 5 Anm. 594;
– Neubewertungsrücklage s. Wertaufholungs- oder Neubewertungsrücklage;
– Preissteigerungsrücklage § 5 Anm. 669 ff.;
– Reinvestitionsrücklage (§ 6b Abs. 3) § 5 Anm. 374, 387, 453;
– für Übernahmefolgegewinn (§ 6 UmwStG) § 5 Anm. 460;
– Verbindlichkeits- und Rückstellungsneubewertungsrücklage (§ 52 Abs. 16

Satz 8) § 5 Anm. 457;
– Wertaufholungs- oder Neubewertungsrücklage (§ 52 Abs. 16 Satz 3) § 5

Anm. 456, § 6 Anm. 627, 1188 f.;
– Zuschussrücklage (R 6.5 Abs. 4 EStR) § 5 Anm. 458.
Rücknahmeverpflichtung: s. „Rückstellungen für Rückkauf, Rücknahmever-
pflichtungen“.
Rückstellungen: § 5 Anm. 490 ff., 1773;
– für Abbruchkosten, -verpflichtungen § 5 Anm. 511 „Erfüllungsrückstand“,

„Restrukturierungsverpflichtung“; s. auch Rückstellungen für Entfernungs-
verpflichtungen; vgl. auch BFH v. 23.9.2008 – IV B 15/07, BFH/NV 2009,
28; FG Münster v. 16.11.2006, EFG 2007, 504, rkr.;

– für Abfallentsorgung § 5 Anm. 514, 852;
– für Abfindungen ausgeschiedener ArbN vgl. Sächs. FG v. 2.7.2008 – 4 K

2020/03, juris;
– Abgrenzung von Rechnungsabgrenzungsposten § 5 Anm. 1917;
– für Abraumbeseitigung § 5 Anm. 465, 521;
– für Altersteilzeit § 5 Anm. 514, 1762; vgl. auch BFH v. 30.11.2005 – I R

110/04, BStBl. II 2007, 251; Schwinger/Wildner, FR 2005, 828; Wellisch,
BB 2006, 763; Euler/Binger, DStR 2007, 177;

– für Altlastenbeseitigung § 5 Anm. 840 ff.; s. auch Rückstellungen für Umwelt-
schutzverbindlichkeiten; vgl. auch BFH v. 17.3.2006 – IV B 177/04, BFH/
NV 2006, 1286;

– für ArbN-Erfolgsprämien § 5 Anm. 1762;
– für Anpassungsverpflichtungen § 5 Anm. 840; vgl. auch BFH v. 13.12.2007 –

IV R 85/05, BStBl. II 2008, 516 (Verpflichtung zur Ausrüstung von Tank-
stellenzapfsäulen mit einem Gasrückführungssystem);
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– Ansammlungsrückstellung § 5 Anm. 1880, § 6 Anm. 1173, 1182 ff.; vgl. auch
Nds. FG v. 18.4.2007, EFG 2007, 1856 (Abzinsung), nrkr., Rev. Az. BFH IV
R 32/07;

– für AHK § 5 Anm. 474, 1880 ff., 1885;
– für Aufbewahrungspflichten § 5 Anm. 511, § 6 Anm. 1187 (Abzinsung); vgl.

auch BFH v. 17.7.2008 – I R 85/07, BStBl. II 2008, 924 (Nachholung); v.
16.12.2008 – I R 54/08, BFH/NV 2009, 746; Thüring. FG v. 28.4.2005 – II
1375/03 (Höhe der Rückstellung); juris, rkr.; Ross/Drögemüller, WPg.
2003, 219;

– Auflösung § 5 Anm. 513, 523, 1813 ff.;
– für aufschiebend bedingte Verbindlichkeiten § 5 Anm. 514;
– für die Aufstellung des Jahresabschlusses § 5 Anm. 511, 650 ff., 660;
– Aufwandsrückstellungen § 5 Anm. 116, 450, 520 ff., § 6 Anm. 1183; vgl. auch

FG Nürnb. v. 26.1.2006, DStRE 2006, 1038 (Inkassounternehmen), best.
durch BFH v. 22.8.2006 – X B 30/06, BFH/NV 2006, 2253;

– für den Ausgleichsanspruch des Handelsvertreters § 5 Anm. 514, 1762;
– für Beitragsleistungen an einen Pensionssicherungsverein vgl. FG Münster v.

26.8.2008, EFG 2008, 1942, nrkr., Rev. Az. BFH I R 103/08;
– für Beitragsrückerstattungen von Versicherungsunternehmen vgl. BFH v. 7.3.

2007 – I R 61/05, BStBl. II 2007, 589; FG Hamb. v. 19.11.2008, EFG 2009,
542, nrkr., Rev. Az. BFH I R 52/09; Nds. FG v. 12.11.2008, EFG 2009, 507
(Abzinsung), nrkr., Rev. Az. BFH I R 9/09; Sächs. FG v. 7.5.2008, EFG
2008, 2000, nrkr., Rev. Az. BFH I R 64/08;

– für Berufsgenossenschaftsbeiträge § 5 Anm. 511;
– für Bestechungsgeld § 5 Anm. 501;
– für Betriebsprüfungsrisiko s. Rückstellungen für Mehrsteuern;
– Bewertung § 5 Anm. 1816 ff., 1842 ff., § 6 Anm. 226, 240, 242, 1158 ff.;
– für Buchführungskosten § 5 Anm. 511;
– für Dienstjubiläumszuwendungen s. Rückstellungen für Jubiläumszuwendun-

gen;
– für Dokumentationspflichten vgl. Marx/Berg, DB 2006, 169;
– für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften § 5 Anm. 77, 255, 296,

330, 473, 518, § 6 Anm. 90, 559; vgl. auch FG Düss. v. 9.9.2008, EFG 2009,
167 (Passivierung einer Rückstellung für drohende Verluste aus schwebenden
Geschäften im Zusammenhang mit einer Anschaffung), nrkr., Rev. Az. BFH
I R 102/08; FG München v. 18.8.2008, BB 2008, 2566, nrkr., NZB Az. BFH
I B 186/08;

– für Druckbeihilfen § 5 Anm. 1762, 1790;
– für die Durchführung einer Hauptversammlung § 5 Anm. 514 „Hauptver-

sammlung“;
– für Emissionsberechtigungen § 5 Anm. 514;
– für Entfernungsverpflichtungen § 5 Anm. 511, 514 „Entfernungsverpflich-

tung“, „Restrukturierungsverpflichtung“; s. auch Rückstellungen für Ab-
bruchkosten, -verpflichtungen, Rückstellungen für Rückbauverpflichtungen;
vgl. auch FG Düss. v. 23.11.2004, DStRE 2006, 449, rkr.; v. 25.2.2003, EFG
2003, 923, rkr.;

E 761

ABC der Bilanzierung und Bewertung Anm. 1700 § 6



E 762 Tiedchen

– für Entsorgungsverpflichtungen § 5 Anm. 514 „Restrukturierungsverpflich-
tungen“, § 6 Anm. 1187; s. auch Rückstellungen für Umweltschutzverpflich-
tungen; vgl. auch BFH v. 21.9.2005 – X R 29/03, BStBl. II 2006, 647 (Bau-
schuttrecycling); Nds. FG v. 22.5.2006 – 10 V 239/05, juris
(Flugzeugersatzteile); FG Rhld.-Pf. v. 13.1.2005, EFG 2005, 616 (Beseitigung
von Windkraftanlagen), rkr.;

– für Entsorgung von Altfahrzeugen § 6 Anm. 1184;
– für ERA-Anpassungsfonds vgl. Frey, BB 2005, 1044; Herzig/Bohn, BB

2006, 1551;
– für Erfolgsprämie § 5 Anm. 1762;
– für Erfüllungsrückstand § 5 Anm. 295, 514; vgl. auch BFH v. 29.1.2008 – I B

100/07, BFH/NV 2008, 943 (rückständiger Urlaub und Überstunden von
ArbN); FG München v. 16.12.2008, EFG 2009, 562 (Versicherungsvertreter),
rkr.; FG Münster v. 2.12.2008, EFG 2009, 454 (Bestandskundenbetreuung
durch Versicherungsmakler), nrkr., Rev. Az. BFH I R 11/09; v. 13.9.2007,
EFG 2007, 1931 (Betreuung bereits abgeschlossener Lebensversicherungen),
nrkr., Rev. Az. BFH X R 48/08; FG Ba.-Württ. v. 4.9.2007 – 4 K 21/06, juris
(Betreuungsleistungen eines Vermögensberaters), nrkr., Rev. Az. BFH X R
41/07;

– für Erschließungsbeiträge vgl. BFH v. 3.8.2005 – I R 36/04, BStBl. II 2006,
369;

– für EU-Geldbußen § 5 Anm. 501;
– für Euro-Umstellung § 5 Anm. 514;
– für Firmenjubiläumszuwendungen s. Rückstellungen für Jubiläumszuwen-

dungen;
– für IAS/IFRS-Umstellung § 5 Anm. 514;
– für Garantieverpflichtungen/Gewährleistungsverpflichtungen § 5

Anm. 607 ff., § 6 Anm. 1165, 1178; vgl. auch FG Hamb. v. 23.7.2008, BB
2008, 2680 (pauschale Gewährleistungsrückstellung), rkr.; Sächs. FG v. 16.7.
2008 – 1 K1769/05, juris (pauschale Gewährleistungsrückstellung); Nds. FG
v. 14.12.2007, EFG 2008, 1105 (Zahnarzt), rkr.;

– für Geldbußen, Geldstrafen § 5 Anm. 501, 842; vgl. auch Sächs. FG v. 16.7.
2008 – 1 K 1769/05, juris (Kartellgeldbuße);

– für Honorarrückforderungen Nds. FG v. 14.12.2007, EFG 2008, 1105
(Zahnarzthonorar), rkr.;

– für Inanspruchnahme aus Avalhaftung (FG München v. 2.3.2009, BB 2009,
1011, rkr.;

– für Jubiläumszuwendungen § 5 Anm. 77, 472, 514 „Erfüllungsrückstand“,
„Jubiläum“, 1830 ff.; vgl. auch BFH v. 18.1.2007 – IV R 42/04, BStBl. II
2008, 956;

– für aus künftigen Einnahmen oder Gewinnen zu erfüllende Verbindlichkeiten
§ 5 Anm. 514 „Verpflichtungen, die nur zu erfüllen sind, soweit künftig Ein-
nahmen oder Gewinne anfallen“, 1761 ff.;

– für Kulanzleistungen § 5 Anm. 494, 620, § 6 Anm. 1165;
– für Kundenpflege s. Rückstellungen für Nachbetreuungsleistungen, Rückstel-

lungen für Wartungsaufwand; vgl. auch FG Münster v. 2.12.2008, BB 2009,
435 (Bestandskundenbetreuung durch Versicherungsmakler), nrkr., Rev. Az.
BFH I R 11/09; v. 13.9.2007, EFG 2007, 1931 (Betreuung bereits abge-
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schlossener Lebensversicherungen), nrkr., Rev. Az. BFH X R 48/08; Nds.
FG v. 21.12.2007 – 9 V 309/06, juris (Schätzung der Höhe der Rückstellung
im AdV-Verfahren); FG Ba.-Württ. v. 4.9.2007 – 4 K 21/06, juris (Betreu-
ungsleistungen eines Vermögensberaters), nrkr., Rev. Az. BFH X R 41/07;

– für Lagerkostenabgabe eines Zuckerherstellers vgl. BFH v. 13.5.1998 – VIII
R 58/96, BFH/NV 1999, 27;

– für Leistungen nach dem MuSchG BFH v. 2.10.1997 – IV R 82/96, BStBl. II
1998, 205;

– für Markenrechtsverletzungen s. Rückstellungen für Schutzrechtsverletzun-
gen;

– für Mehrsteuern § 5 Anm. 514 „Betriebsprüfung“, 799 ff.; vgl. auch FG Mün-
chen v. 17.7.2008 – 13 V 1130/08, juris; FG Hamb. v. 9.7.2007, DStRE 2009,
20, nrkr., Rev. Az. BFH I R 43/08;

– Millennium § 5 Anm. 514;
– für Nachbetreuungsleistungen § 6 Anm. 1159; s. auch Rückstellungen für

Kundenpflege, Rückstellungen für Wartungsaufwand;
– Nachholung § 5 Anm. 737; vgl. auch BFH v. 16.12.2008 – I R 54/08, BFH/

NV 2009, 746 (Aufbewahrung von Buchführungsunterlagen); v. 17.7.2008 –
I R 85/07, BStBl. II 2008, 924 (Aufbewahrungspflicht); v. 13.2.2008 – I R
44/07, BStBl. II 2008, 673 (Pensionsrückstellung); v. 23.1.2008 – I R 40/07,
BStBl. II 2008, 669 (Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen); FG Münster
v. 13.9.2007, EFG 2007, 1931 (Betreuung bereits abgeschlossener Lebensver-
sicherungen), nrkr., Rev. Az. BFH X R 48/08;

– für öffentlich-rechtl. Verbindlichkeiten § 5 Anm. 505, 852; vgl. auch Christi-
ansen, DStR 2008, 735;

– für Ordnungsgelder § 5 Anm. 514 „Geldbußen, Geldstrafen, Ordnungsgel-
der, Verwarnungsgelder“;

– für Patentrechtsverletzungen s. Rückstellungen für Schutzrechtsverletzungen;
– Pauschalrückstellung § 5 Anm. 471, 625, 704, 866, 1844, § 6 Anm. 1165,

1166 ff.; vgl. auch BFH v. 19.12.2006 – I B 67/06, BFH/NV 2007, 695, FG
Hamb. v. 23.7.2008, BB 2008, 2680 (Gewährleistungsrückstellung), rkr.;
Sächs. FG v. 16.7.2008 – 1 K 1769/05, juris (Gewährleistungsrückstellung);

– für Pensionsverpflichtungen § 5 Anm. 110, 116, 461, 1762, § 6 Anm. 239; vgl.
auch BFH v. 13.2.2008 – I R 44/07, BStBl. II 2008, 673 (Nachholung);

– für Pfandgeld § 5 Anm. 514 „Pfandrückstellung“;
– für Produkthaftung § 5 Anm. 610, 694 ff.;
– für Prozesskosten § 5 Anm. 514, 710 ff.;
– für die Prüfung des Jahresabschlusses § 5 Anm. 511, 650 ff., 662;
– für Rekultivierungsverpflichtungen § 5 Anm. 511, 735 ff.; vgl. auch Nds. FG

v. 18.4.2007, EFG 2007, 1856 (Abzinsung), nrkr., Rev. Az. BFH IV R 32/07;
FG Düss. v. 23.11.2004, DStRE 2006, 449, rkr.; v. 25.2.2003, EFG 2003, 923,
rkr.;

– für Restrukturierungsverpflichtungen § 5 Anm. 514; vgl. auch FG Münster v.
26.8.2008 – 9 K 1660/05 K, juris (Sanierungsgeld), nrkr., Rev. Az. BFH I R
103/08;

– für Rückbauverpflichtungen s. Rückstellungen für Abbruchkosten, -verpflich-
tungen, Rückstellungen für Entfernungsverpflichtungen; vgl. auch Nds. FG
v. 18.4.2007, EFG 2007, 1856 (Abzinsung), nrkr., Rev. Az. BFH IV R 32/07;
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– für Rückkauf-/Rücknahmeverpflichtungen § 5 Anm. 234, 514; vgl. auch
BFH v. 11.10.2007 – IV R 52/04, BFH/NV 2008, 437 (Kraftfahrzeughänd-
ler); v. 10.1.2007 – I R 53/05, BFH/NV 2007, 1102 (Altbatterien); Marx/
Köhlmann, BB 2005, 2007;

– für rückständigen Urlaub § 5 Anm. 514 „Erfüllungsrückstand“; vgl. auch
BFH v. 29.1.2008 – I B 100/07, BFH/NV 2008, 943;

– für rückzahlbare Forschungszuschüsse § 5 Anm. 1762;
– für Rückzahlungsverpflichtung zweckgebundener öffentlicher Zuschüsse § 5

Anm. 1762;
– für Sachleistungsverpflichtungen § 6 Anm. 1172 ff., 1187; vgl. auch BFH v.

16.12.2008 – I R 54/08, BFH/NV 2009, 746 (Aufbewahrungspflicht);
– für Sanierungsgelder s. Rückstellungen für Restrukturierungsverpflichtungen;
– für Schadensersatzverpflichtungen § 5 Anm. 504, 514, 840, 851;
– für Schutzrechtsverletzungen § 5 Anm. 471, 1800 ff.; vgl. auch BFH v. 9.2.

2006 – IV R 33/05, BStBl. II 2006, 517 (Patentrechtsverletzung);
– für Sozialplanverpflichtungen s. Rückstellungen für Restrukturierungsver-

pflichtungen;
– für Sozialversicherungsbeiträge § 5 Anm. 511, 1838;
– für Steuererklärungskosten § 5 Anm. 511;
– für Steuern § 5 Anm. 752 ff.;
– für Steuernachforderungen s. Rückstellungen für Mehrsteuern;
– für Stilllegung von Kernkraftwerken § 6 Anm. 1185;
– für Tantiemen § 5 Anm. 1790;
– und Teilwertabschreibung § 6 Anm. 559; vgl. auch Rätke, StuB 2004, 413;
– für die Umstellung auf den Euro s. Rückstellungen für Euro-Umstellung;
– für die Umstellung auf IAS/IFRS s. Rückstellungen für IAS/IFRS-Umstel-

lung;
– für die Umstellung auf das Jahr 2000 s. Rückstellungen, Millenium;
– für Umweltschutzverbindlichkeiten § 5 Anm. 840 ff., § 6 Anm. 559; s. auch

Rückstellungen für Altlastenbeseitigung, Rückstellungen für Entsorgungsver-
pflichtungen;

– für Urheberrechtsverletzungen s. Rückstellungen für Schutzrechtsverletzun-
gen;

– für Urlaubsgeld § 5 Anm. 511;
– für ungewisse Verbindlichkeiten § 5 Anm. 116, 490 ff., 1766, 1804, 1841, § 6

Anm. 559, 1165;
– für unterlassenen Erhaltungsaufwand § 5 Anm. 810 ff.;
– für Verfüllungskosten s. Rückstellungen für Rekultivierungsverpflichtungen;
– für verjährte Verbindlichkeiten § 5 Anm. 504, 1813;
– für Verletzung fremder Patent-, Urheber- oder ähnlicher Schutzrechte s.

Rückstellungen für Schutzrechtsverletzungen;
– für die Veröffentlichung des Jahresabschlusses § 5 Anm. 511, 650 ff., 664;
– für die Verpflichtung zur Verwertung radioaktiver Reststoffe und Anlagentei-

le § 5 Anm. 475, 1880 ff., 1895;
– Verteilungsrückstellung § 6 Anm. 1173;
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– für Verwarnungsgelder § 5 Anm. 514 „Geldbußen, Geldstrafen, Ordnungs-
gelder, Verwarnungsgelder“;

– Vorteilskompensation § 6 Anm. 1175 ff.;
– für Wartungsaufwand s. Rückstellungen für Kundenpflege, Rückstellungen

für Nachbetreuungsleistungen; vgl. auch FG Berlin-Brandenb. v. 18.11.2008,
EFG 2009, 316 (Wartung eines gemieteten Flugzeugs), nrkr., NZB Az. BFH
I B 222/08; FG Ba.-Württ. v. 25.2.2008 – 6 K 303/06, juris („Full Service-
Vertrag“ bei Errichtung, Montage und Vertrieb von Fördertechnik); FG Ber-
lin v. 17.12.2004 – 8 B 8279/02, EFG 2005, 544 (Wartung eines geleasten
Flugzeugs), rkr.;

– für Weihnachtsgratifikationen § 5 Anm. 511;
– für Wiederaufforstungskosten vgl. Ortenburg/Ortenburg, DStZ 2005, 782;
– für Wiederauffüllungsverpflichtungen s. Rückstellungen für Rekultivierungs-

verpflichtungen;
– für Werkzeugkostenzuschüsse § 5 Anm. 1762;
– für Wohnungsbauzuschüsse § 5 Anm. 1762;
– für Zuwendungen an Unterstützungskassen vgl. FG Münster v. 26.8.2008,

EFG 2008, 1942, nrkr., Rev. Az. BFH I R 103/08.
Sachabfindung: s. „Sachwertabfindung“.
Sachanlagevermögen: s. „Anlagevermögen“.
Sachdividende: § 5 Anm. 1749; vgl. auch Bareis, WPg. 2008, 564; Körner,
IStR 2009, 1.
Sacheinlagen: § 5 Anm. 1746, 1748, § 6 Anm. 16a, 802, 1474h, 1484b; vgl.
auch BFH v. 24.1.2008 – IV R 66/05, BFH/NV 2008, 1301; v. 24.4.2007 – I R
35/05, BStBl. II 2008, 253 (Bewertung einer Sacheinlage in eine GmbH bei
Überpari-Emission).
Sachforderungen: s. „Sachwertforderungen“.
Sachgesamtheiten: § 5 Anm. 391, § 6 Anm. 1330 ff., 1385, 1390 ff., 1405 ff.,
1430, 1446, 1469a, 1474u, 1485; vgl. auch Schl.-Holst. FG v. 5.11.2008, EFG
2009, 233, nrkr., Rev. Az. BFH IV R 52/08.
Sachwertabfindung: § 6 Anm. 1407, 1411, 1454a, 1474p, 1474w.
Sachwertdarlehen: § 6 Anm. 1155 „Sachwertdarlehen/Sachwertschulden“; s.
auch „Wertpapierleihe“.
Sachwertforderungen: § 6 Anm. 942 f.
Sachwertschulden, -verbindlichkeiten: § 6 Anm. 1155 „Sachwertdarlehen/
Sachwertschulden“; vgl. auch Christiansen, DStR 2008, 735.
Säcke: § 6 Anm. 463.
Sägeblätter: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Säumniszuschläge: § 6 Anm. 974 „Grundstück“.
Saisonwaren: § 6 Anm. 1025; s. auch „Verlustprodukte“.
Saldierungsverbot: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
„Sale-and-lease-back“-Geschäfte: s. „Leasing“.
Sammelposten: § 6 Anm. 1314.
Sanierung: s. „Altlasten“.
Sanierungsbeitrag: s. „Sanierungszuschuss“.
Sanierungsgelder: s. „Rückstellungen für Restrukturierungsverpflichtungen“.
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Sanierungszuschuss: vgl. Hess. FG v. 25.6.2008 – 4 K 1204/07, juris (nach-
trägliche Anschaffungskosten einer Beteiligung).
Sanitäre Anlagen: § 6 Anm. 715.
Satteldach: s. „Dach“.
Sauna: § 6 Anm. 638, 715.
Schadensermittlungs- und Schadensbearbeitungskosten: § 5 Anm. 492,
2000 „Schadensbearbeitungskosten“ (RAP).
Schadensersatzanspruch: § 5 Anm. 220, 1817; vgl. auch FG München v. 4.7.
2008, BB 2008, 2456, rkr.
Schadensersatzleistung: § 6 Anm. 289.
Schadensersatzverpflichtung: s. „Rückstellungen für Schadensersatzverpflich-
tungen“.
Schätzung:
– und Bewertung § 6 Anm. 74;
– des Gewinns § 5 Anm. 17, 46 ff.;
– nach Richtsätzen § 5 Anm. 47.
Schaftmaschine: s. „Spinnerei“.
Schallplatte: § 5 Anm. 377.
Schallschutz: § 5 Anm. 398, § 6 Anm. 484, 639, 715 „Schallschutzvorrichtun-
gen“.
Schalungsstützen, Schalungsteile: s. „Gerüst- und Schalungsteile“.
Schankkonzession: § 5 Anm. 1683.
Schaufensteranlagen: § 5 Anm. 385, 402, § 6 Anm. 654, 657 f.
Schaufensterauslagen: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen).
Schaufensterscheiben: § 6 Anm. 484.
Schaumwein: § 6 Anm. 1124 „Wein“.
Schaumweinsteuer: § 5 Anm. 1983, 1985.
Schecks: § 6 Anm. 1119.
Scheinbestandteile: § 5 Anm. 313, 315, 384, 403; vgl. auch BFH v. 14.2.2007 –
XI R 18/06, BFH/NV 2007, 1239.
Scheingewinnbesteuerung: § 6 Anm. 71, 1122e.
Schenkung: § 6 Anm. 273, 533, 693, 1373 ff., 1474u;
– eines Betriebes, Teilbetriebes oder Mitunternehmeranteils § 6 Anm. 1334,

1373 f., 1375;
– gemischte § 5 Anm. 1743, § 6 Anm. 399, 533, 1227, 1374, 1432;
– unter Auflage § 5 Anm. 1743, § 6 Anm. 399, 1374.
Schenkungsteuer: § 6 Anm. 1387.
Schiff: vgl. FG Hamb. v. 15.10.2008 – 2 K 210/06, juris, nrkr., Rev. Az. BFH
IV R 50/08.
Schiffsausrüstung: § 6 Anm. 1300 „Ruhebänke“ (gWG); s. auch „Hotel“.
Schiffsfonds: vgl. FG Hamb. v. 15.10.2008 – 2 K 210/06, juris, nrkr., Rev. Az.
BFH IV R 50/08; v. 23.5.2008, EFG 2008, 1864, nrkr., Rev. Az. BFH IV R
36/08.
Schmiergeld: s. „Rückstellungen für Bestechungsgeld“.
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Schmiermittel, -stoffe: s. „Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe“.
Schmuck: § 6 Anm. 265 „Musterkollektion“ (Anlage-/Umlaufvermögen), 1025
„Schmuckwaren“.
Schnellbaukosten: § 6 Anm. 283, 635, 715 „Baubeschleunigungskosten“,
„Schnellbaukosten“.
Schrauben: § 6 Anm. 463, 463c, 965, 977.
Schreibtisch, Schreibtischkombination: s. „Büroeinrichtung“.
Schriftenminima: s. „Werkzeuge“.
Schriftmetalle: s. „Werkzeuge“.
Schuhhaus: vgl. FG Köln v. 9.11.2006, EFG 2008, 527 (Bewertung), nrkr.,
Rev. Az. BFH III R 79/07.
Schuldübernahme: § 6 Anm. 287, 974 „Schulden“, 1155, 1216, 1374.
Schuldverschreibungen: § 5 Anm. 1945, 1947, § 6 Anm. 307 „Optionsanlei-
he“.
Schuldzinsen: s. „Fremdkapitalzinsen“, „Zinsen“.
Schutzbekleidung, -brillen, -helme: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufver-
mögen).
Schutzrechte: § 5 Anm. 1683; s. auch „Konzessionen“, „Patente, Patentrech-
te“, „Rückstellungen für Schutzrechtsverletzungen“; „Urherberrecht“; vgl. auch
BFH v. 6.11.2008 – IV B 126/07, BStBl. II 2009, 156; v. 6.11.2008 – IV B
127/07, juris (Leistungsschutzrechte eines Filmherstellers).
Schwarzarbeit: § 6 Anm. 715.
Schwebende Geschäfte: § 5 Anm. 288 ff., 330, 473, 482, 1687; s. auch „Rück-
stellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften“.
Schwimmbecken: § 6 Anm. 654, 715.
Schwund: s. „Materialschwund“.
Seife: § 6 Anm. 463.
Sekundärrohstoffe: § 6 Anm. 1124.
Selbstversicherung: § 6 Anm. 1000.
Seminar-Vorauszahlungen: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Senderechte: § 5 Anm. 1807, 2000 (RAP).
Sicherungsübereignung: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen).
Sickergrube: § 6 Anm. 715; s. auch „Kanalisationskosten“.
Sielanschlussbeitrag, Sielbaubeitrag: § 6 Anm. 715; s. auch „Kanalisations-
kosten“; vgl. auch BFH v. 24.2.1994 – IV R 103/92, BFH/NV 1994, 779.
Skonto: § 6 Anm. 289, 593, 1011; s. auch „Bonus“, „Rabatt“.
Software: s. „Computerprogramme“.
Sonderabschreibungen: § 5 Anm. 43, 374, 378, 382, 387, 601, § 6 Anm. 154
„Erhöhte Absetzungen“, 463 f, 558, 1198; vgl. auch BFH v. 4.6.2008 – I R
84/07, BStBl. II 2009, 187 (Folgen einer handelsrechtl. Zuschreibung aus dem
Volumen früherer strechtl. Sonderabschreibungen).
Sonderangebote: § 6 Anm. 1019, 1023, 1025 „Sonderangebotspreise“; s. auch
„Verlustprodukte“.
Sonderbetriebsvermögen: § 5 Anm. 307, § 6 Anm. 693, 1336, 1345 f., 1356,
1360 ff.; 1366, 1369a f., 1401, 1431, 1440, 1443, 1446 ff., 1451b, 1456a, 1457 f.,
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1461b, 1474h, 1474n; vgl. auch Schl.-Holst. FG v. 5.11.2008, EFG 2009, 233
(zeitgleiche Übertragung von SonderBV in ein anderes BV und von einem An-
teil am Gesamthandsvermögen im Wege der vorweggenommenen Erbfolge),
nrkr., Rev. Az. BFH IV R 52/08; FG Köln v. 23.11.2005, EFG 2006, 1497 (An-
teile an Wohnungsbau-GmbH als notwendiges SonderBV), nrkr., Rev. Az. BFH
IV R 86/06.
Sondereinzelkosten des Vertriebs: § 6 Anm. 464.
Sondergemeinkosten der Fertigung: § 6 Anm. 982.
Sonderkosten der Fertigung: § 6 Anm. 463b, 986.
Sonnenmarkise: s. „Markise“.
Sortenbestände: s. „Devisenbestände, -guthaben“.
Soziale Aufwendungen, soziale Einrichtungen, soziale Leistungen: § 6
Anm. 463i, 1000 „Sozial-Aufwendungen“, 1174; s. auch „Weihnachtsgeld, -gra-
tifikation“.
Sozialkosten: § 6 Anm. 65.
Sozialplanverpflichtung: s. „Rückstellungen für Restrukturierungsverpflich-
tungen“.
Sozialversicherungsbeiträge: s. „Rückstellungen für Sozialversicherungsbei-
träge“.
Spaltung: § 6 Anm. 1465a.
Spezialreserveteile: § 6 Anm. 265 „Reparaturmaterialien und Ersatzteile“ (An-
lage-/Umlaufvermögen); vgl. auch FG München v. 19.9.2005 – 6 K 4305/03,
juris.
Spielberechtigung: § 5 Anm. 2000 „Golf-Einstandsgebühr“ (RAP).
Spielerlaubnis im Profifußball: s. „ Fußball“.
Spinnerei: § 6 Anm. 1300 „Spinnkannen“ (gWG); vgl. auch BFH v. 28.3.1996
– III R 34/93, BFH/NV 1996, 707 (Webmaschinen und Schaftmaschinen keine
selbständigen WG).
Sprechanlage: § 6 Anm. 654, 715.
Springbrunnen: § 6 Anm. 715 „Planschbecken“.
Sprinkleranlage: § 6 Anm. 715.
Stanzen, Stanzwerkzeuge: s. „Werkzeuge“.
Steckdosen: vgl. FG Ba.-Württ. v. 14.4.2008, EFG 2008, 1541 (Erhaltungsauf-
wand), nrkr., Rev. Az. BFH IX R 20/08.
Stehende Ernte: s. „Ernte, stehende“.
Steinkohlenbergbau: s. „Bergbauanlagen“.
Stellplatz: § 6 Anm. 643, 715 „Einstellplätze“, „Stellplatz“.
Stellplatzablösung: s. „Garagenablösung“.
Steppdecken: s. „Betten, -umrandungen“.
Stetigkeitsprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Steuerberatungskosten: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 715.
Steuererklärung: § 6 Anm. 1471; s. auch „Rückstellungen für Steuererklärungs-
kosten“.
Steuererstattungsanspruch: § 5 Anm. 753.
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Steuern: § 6 Anm. 1000, s. auch „Biersteuer“, „Branntweinsteuer“, „Grund-
erwerbsteuer“, „Grundsteuer“, „Kaffeesteuer“, „Kraftfahrzeugsteuer“, „Mine-
ralölsteuer“, „Rückstellungen für Steuern“, „Säumniszuschläge“, „Schaumwein-
steuer“, „Stromsteuer“, „Substanzsteuern“, „Tabaksteuer“, „Umsatzsteuer“,
„Verbrauchsteuern“.
Steuerrechtliche Abschreibungen: s. „Abschreibungen, steuerrechtliche“.
Stichtagsprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Stiftung: § 6 Anm. 1378.
Stille Gesellschaft: § 5 Anm. 2000 „Stille Beteiligung“ (RAP), § 6 Anm. 830,
1155 „Verbindlichkeiten gegenüber typisch stillen Gesellschaftern“, 1360.
Stilllegung: § 6 Anm. 259, 265 „Betriebseinstellung“;
– eines Kernkraftwerks § 6 Anm. 1185 ff.; s. auch „Rückstellungen für Still-

legung von Kernkraftwerken“.
Stilllegungsverpflichtung nach dem MühlstruktG: § 5 Anm. 2000 „Mühlen-
stillegungsverpflichtung“.
Stille Reserven:
– Aufdeckung § 5 Anm. 251, 264b, 264d, 268a, 459, 574 f., § 6 Anm. 1191,

1193, 1198, 1201a, 1263, 1340, 1366, 1380 f., 1387 f., 1401, 1411, 1431, 1437,
1441a f., 1443a, 1445b, 1446, 1447b, 1449a, 1449d, 1450, 1453 f., 1455a,
1458a f., 1465b, 1474t;

– Besteuerungsrecht § 5 Anm. 264e;
– Bildung/Entstehung § 5 Anm. 302, 574, § 6 Anm. 53, 73, 87, 115, 129, 145,

740, 907, 1187, 1240, 1266;
– Sicherung § 5 Anm. 265, 267, 461, 573, § 6 Anm. 1445, 1448 f., 1449d f.,

1457b, 1462b ff.;
– Übertragung § 5 Anm. 249, 374, 387, 453, 572 ff., 579 ff., 590, 592, 599, 601,

603, § 6 Anm. 236, 558, 1256, 1263, 1307, 1330, 1440, 1445b, 1445d;
– Verlagerung § 6 Anm. 1460 ff., 1467a ff., 1474a ff.
Stillstandskosten: s. „Leerkosten, Leerlaufkosten“.
Stillwein: § 6 Anm. 1124 „Wein“.
Straßenland: § 6 Anm. 715.
Straßenleuchten: s. „Beleuchtungsanlagen“.
Straßenzufahrt: s. „Zufahrt“.
Stromanschluss: § 6 Anm. 641, 715 „Strom-, Gas-, Wasser-, Wärmeanschluss“;
s. auch „Leitungsverlegung“.
Stromkosten: § 6 Anm. 965; s. auch „Energiekosten“.
Stromleitung: § 5 Anm. 2000 „Dienstbarkeit“, „Leitungsverlegung“ (RAP).
Stromleitungsrecht: vgl. FG Nürnb. v. 17.9.2001, DStRE 2002, 194 (Ablöse-
summe für Stromleitungsrecht als nachträgliche Anschaffungskosten des Grund
und Bodens), nrkr.
Stromsteuer: § 5 Anm. 1983; s. auch „Verbrauchsteuern“.
Stromversorgung: § 5 Anm. 1740 „Stromversorgung“, „Zuschuss“; vgl. auch
FG Ba.-Württ. v. 7.12.2000 – 14 K 187/96, juris (Erhöhung der Grenzleistung
der Stromversorgung als immaterielles WG).
Stromzähler: s. „Mess- und Prüfgeräte“.
Stühle: s. „Bestuhlung“.
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Stufendivisionskalkulation: s. „Divisionskalkulation“.
Stundung: § 5 Anm. 485, § 6 Anm. 299, 465, 715 „Zinslose Stundung“, 974,
1148.
Substanzsteuern: § 6 Anm. 463g.
Subventionen: § 5 Anm. 2000 (RAP), s. auch „Fördermittel“, „Zuschüsse, öf-
fentliche“.
Sukzessivlieferungsvertrag: § 5 Anm. 243.
Swaps: s. „Finanzprodukte“.
Synchronisationskosten: § 5 Anm. 1760.
Tabak: § 6 Anm. 1124.
Tabakquote: vgl. FG Rhld.-Pf. v. 11.4.2006, EFG 2007, 21, rkr.
Tabaksteuer: § 5 Anm. 1983, 1985, § 6 Anm. 463g.
Tankanlagen: § 5 Anm. 830 „Tankanlagen, Lagerbehälter“, § 6 Anm. 661 (Öl-
tank).
Tantieme: § 6 Anm. 463h, 1000 „Gewinnbeteiligung“; s. auch „Rückstellungen
für Tantiemen“.
Tapetenbücher: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen).
Tastatur: s. „Computerzubehör“.
Tausch: § 6 Anm. 801, 974, 1336, 1474m, 1475 ff.; vgl. auch BFH v. 24.4.2007
– I R 16/06, BStBl. II 2007, 707 (Anwendung des Wertaufholungsgebots auf
unter Buchwertfortführung getauschte Beteiligungen);
– Begriff § 6 Anm. 1484a;
– erzwungener § 6 Anm. 1486c;
– gegen Nutzungsrechte § 6 Anm. 1486b;
– von Verbindlichkeiten („Passivtausch“) § 6 Anm. 1486e;
– mit Zuzahlung § 6 Anm. 1486a.
Tauschähnlicher Vorgang, tauschähnliches Geschäft: § 6 Anm. 1484b; vgl.
auch BFH v. 17.7.2008 – I R 77/06, BStBl. II 2009, 464 (Sacheinlage in Pers-
Ges.); v. 24.1.2008 – IV R 37/06, BFH/NV 2008, 854; v. 24.1.2008 – IV R
66/05, BFH/NV 2008, 1301.
Tauschgutachten: § 6 Anm. 16a, 1483, 1486d.
Technische Veralterung: § 6 Anm. 1025.
Teilbetrieb: § 5 Anm. 605, § 6 Anm. 16a, 1240, 1263, 1350, 1355 ff.; vgl. auch
FG Saarl. v. 6.2.2009 – 1 V 1480/08, EFG 2009, 657 (Buchwertfortführung bei
Teilbetriebsveräußerung), rkr.
Teileigentum: § 5 Anm. 397; s. auch „Miteigentümer, Miteigentum“, „Woh-
nungseigentum“.
Teilfertige Bauten auf fremdem Grund und Boden: s. „Gebäude, teilfertige
auf fremdem Grund und Boden“.
Teilherstellungskosten: § 6 Anm. 468, 1278.
Teilwert:
– bei Auslandssachverhalten § 6 Anm. 11, 13a, 14, 18 f.;
– Begriff § 6 Anm. 572 ff.;
– von beweglichem abnutzbarem Anlagevermögen § 6 Anm. 719;
– als Bewertungsmaßstab § 5 Anm. 123, § 6 Anm. 239;
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– Einlagen § 6 Anm. 1215 ff.;
– Ermittlung § 6 Anm. 604 ff.;
– von Forderungen § 6 Anm. 907, 910;
– von Fremdwährungsforderungen § 6 Anm. 23;
– von Gebäuden § 6 Anm. 635, 693;
– von Grundstücken § 6 Anm. 785;
– von Holz § 6 Anm. 746;
– von immateriellen WG § 6 Anm. 724;
– von KapGes.-Anteilen § 6 Anm. 795, 810;
– negativer § 6 Anm. 1010;
– von Pflanzenbeständen und -vorräten § 6 Anm. 736;
– von Verbindlichkeiten § 6 Anm. 1138;
– von Verbindlichkeiten in ausländ. Währung § 6 Anm. 28;
– von Vieh § 6 Anm. 733;
– von Vorräten § 6 Anm. 21;
– von WG mit Auslandsbezug § 6 Anm. 11;
– von Zahlungsmitteln in ausländ. Währung § 6 Anm. 25.
Teilwertabschreibung: § 5 Anm. 256, 601, 815, 843, 1883, 1990, § 6 Anm. 544,
554 ff., 767 ff., 1256, 1307;
– ausschüttungsbedingt § 6 Anm. 18a;
– Begriff § 6 Anm. 554;
– von Beteiligungen an PersGes. § 6 Anm. 825;
– Durchführung § 6 Anm. 571;
– auf Firmenwert vgl. FG Brandenb. v. 11.10.2000, EFG 2001, 129, rkr.; FG

Köln v. 21.6.2006, EFG 2006, 1504, rkr.;
– und Festwertverfahren § 6 Anm. 154;
– von Gebäuden § 6 Anm. 635;
– Gegenstand § 6 Anm. 565;
– des Geschäfts- oder Firmenwertes § 6 Anm. 726;
– von Gesellschafterdarlehen vgl. Birkhan, JbFfStR 2008/2009, 734;
– von Grundstücken § 6 Anm. 785;
– von immateriellen WG § 6 Anm. 724;
– von KapGes.-Anteilen § 6 Anm. 811, 1095; vgl. auch FG Sachs.-Anh. v. 21.2.

2008 – 3 K 775/99, juris (GmbH-Beteiligung), rkr.;
– Nachholung § 6 Anm. 569;
– im Rechtsbehelfsverfahren § 6 Anm. 570;
– und Rückstellungsbildung § 6 Anm. 559;
– von Vorräten § 6 Anm. 1002 ff., 1025;
– von Wertpapieren § 6 Anm. 1095;
– Zeitpunkt § 6 Anm. 566 ff.
Teilwertentnahme: § 6 Anm. 1195.
Teilwertverfahren: § 5 Anm. 1844.
Teilwertvermutung: § 6 Anm. 13a, 18, 586 ff.;

E 771

ABC der Bilanzierung und Bewertung Anm. 1700 § 6



E 772 Tiedchen

– bei abnutzbarem Anlagevermögen § 6 Anm. 595;
– bei Anschaffung/Herstellung § 6 Anm. 586 ff.;
– bei ausländ. Beteiligungen § 6 Anm. 18;
– bei KapGes.-Anteilen § 6 Anm. 811;
– bei nicht abnutzbarem Anlagevermögen § 6 Anm. 594;
– bei Umlaufvermögen § 6 Anm. 596;
– bei Vorräten § 6 Anm. 1006 ff.;
– Widerlegung § 6 Anm. 598 ff., 1010 ff.
Teilwertzuschreibung: s. „Zuschreibung“.
Teilzahlungsbanken: § 6 Anm. 940.
Teilzahlungsgeschäfte: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Teilzahlungszuschlag: s. „Geldbeschaffungskosten“.
Teppichboden: s. „Fußbodenbelag“.
Textilindustrie: § 6 Anm. 1124.
Textilwareneinzelhandel: s. „Einzelhandel“.
Tiefkühlfisch: § 6 Anm. 1124.
Tiere: s. „Geflügel“, „Vieh“.
Tilgungsdarlehen: s. „Darlehen“.
Tilgungsstreckungsdarlehen: s. „Darlehen“.
Tonbandkassette: § 6 Anm. 1300 „Videokassetten“ (gWG).
Tonträger: § 5 Anm. 377, 1760, § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen); vgl.
auch BFH v. 30.10.2008 – III R 82/06, BStBl. II 2009, 421.
Topfpflanzen: § 6 Anm. 736; s. auch „Pflanzen, Pflanzenanlagen“.
Tragrollen: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Transferbeschränkungen: § 6 Anm. 18a.
Transferentschädigung im Profifußball: s. „Fußball“.
Transferrisiken: s. „Risiken“.
Transportkästen: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Transportkosten: § 6 Anm. 282e, 294 f., 972, 974 „Transportversicherung“,
1025; s. auch „Beförderungskosten“.
Transportversicherung: s. „Transportkosten“, „Versicherungsprämien“.
Transportwagen: § 6 Anm. 1300 (gWG).
Trennwände: § 6 Anm. 482, 639, 654, 657.
Treuhandmodell: § 6 Anm. 1466.
Trockenanlage: § 5 Anm. 605.
True and fair view-Grundsatz: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung“.
Trümmer: § 6 Anm. 715.
Tuben: § 6 Anm. 463.
Türen: § 6 Anm. 482, 502, 654, 715 „Vorsatztür“; vgl. auch FG Ba.-Württ. v.
14.4.2008, EFG 2008, 1541 (Erhaltungsaufwand), nrkr., Rev. Az. BFH IX R
20/08.
Überbestand: § 6 Anm. 1022, 1025 „Übermengenwein“.
Übermengenwein: § 6 Anm. 1025.
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Überpreis: s. „Anschaffungskosten, überhöhte“.
Überwachungsanlage: § 6 Anm. 715 „Fernsehüberwachungsanlage“.
Umbau: § 6 Anm. 484, 635, 653, 676, 693.
Umladekosten: § 6 Anm. 295.
Umlaufvermögen: § 5 Anm. 372, 1721 ff., § 6 Anm. 152, 240, 258 f., 265, 562,
564, 565, 586, 596, 730, 736, 746, 767, 1090, 1095, 1199, 1345; vgl. auch FG
Hamb. v. 29.10.2008 – 1 K 263/06, juris (Grundstück eines Bauträgers); FG
Berlin-Brandenb. v. 26.6.2007 – 6 K 5364/03, juris, nrkr., Rev. Az. BFH IV R
48/07; v. 26.6.2007, EFG 2007, 1714 (Immobilien eines Grundstückshändlers),
nrkr., Rev. Az. BFH IV R 49/07.
Umlegungsverfahren: vgl. FG Münster v. 17.10.2007, EFG 2008, 604, nrkr.,
Rev. Az. BFH IV R 7/08.
Umsatzsteuer: § 5 Anm. 118, 1954, 1983, § 6 Anm. 463g, 1000, 1195, 1202j,
1203k, 1216, 1219, 1436; s. auch „Vorsteuer“;
– auf erhaltene Anzahlungen § 5 Anm. 292, 1935, 1992 ff.
Umstellungskosten: s. „Rückstellungen für Euro-Umstellung“, „Rückstellun-
gen für IAS/IFRS-Umstellung“, „Rückstellungen, Millenium“.
Umstrukturierungskosten: s. „Rückstellungen für Restrukturierungsverpflich-
tungen“.
Umwandlung: § 5 Anm. 267, 803 „Umwandlung einer Kapitalgesellschaft“, § 6
Anm. 1484b, 1485, 1486c;
– formwechselnde § 6 Anm. 1474u;
– übertragende § 5 Anm. 1751.
Umweltschutzverpflichtungen: s. „Rückstellungen für Umweltschutzver-
pflichtungen“.
Umzäunung: § 5 Anm. 385, 401, § 6 Anm. 715 „Außenanlagen“, „Zaun“, 736.
Unbewegliche Wirtschaftsgüter: s. „Wirtschaftsgut, unbeweglich“.
Unfallstationen, Unfallschutz, Unfallverhütungseinrichtungen, Unfallver-
hütungskosten: § 6 Anm. 463e, 982, 1000 „Unfallverhütung, Unfallstation
usw.“, 1174.
Unfertige Arbeiten: s. „Arbeiten, unfertige“.
Unfertige Bauten auf fremdem Grund und Boden: s. „Gebäude, unfertige
auf fremdem Grund und Boden“.
Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen: s. „Erzeugnisse, unfertige“,
„Leistungen, unfertige“.
Unfertige Gebäude: s. „Gebäude, unfertige“.
Unterbeschäftigung: s. „Leerkosten, Leerlaufkosten“.
Unterlassener Erhaltungsaufwand: s. „Rückstellungen für unterlassenen Er-
haltungsaufwand“.
Unterlassungspflicht: § 6 Anm. 387 ff.
Unternehmergewinn: § 6 Anm. 1013, 1025.
Unterrichtsvertrag: § 5 Anm. 235, 2000 „Honorarvorauszahlungen“, „Unter-
richtshonorare“ (RAP).
Unterstützungskasse: § 5 Anm. 1914, § 6 Anm. 463 f.; s. auch „Rückstellun-
gen für Zuwendungen an Unterstützungskassen“.
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Urheberrecht: § 5 Anm. 1807, s. auch „Rückstellungen für Schutzrechtsverlet-
zungen“, „Schutzrechte“.
Urlaubsentgelt: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 1000 „Lohnnebenkosten“.
Urlaubsgeld: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 463a, 1000 „Lohnkosten“; s.
auch „Rückstellungen für Urlaubsgeld“.
Urproduktion: § 6 Anm. 975 f.
US-GAAP: § 5 Anm. 21 ff., 1914a, 1946, 1970.
Variable Kosten: § 6 Anm. 975.
Veräußerungsfolgeverfahren: s. „Verbrauchs-, Veräußerungsfolgeverfahren“.
Veräußerungskosten: § 6 Anm. 693, 1025 „Verkaufskosten“.
Veräußerungsrente: § 6 Anm. 1374; vgl. auch BFH v. 20.6.2007 – X R 2/06,
BStBl. II 2008, 99.
Veräußerungsverbot: § 6 Anm. 1025.
Verbindlichkeiten: § 5 Anm. 126, 220a, 450, 480 ff., 1770, § 6 Anm. 1130,
1451a; s. auch „Außenverbindlichkeit“, „Innenverbindlichkeit“, „Sachwertschul-
den, -verbindlichkeiten“, „Verpflichtungsverzicht“;
– Abgrenzung zu RAP § 5 Anm. 1917, § 6 Anm. 1126;
– Abgrenzung zu Rücklagen § 6 Anm. 1126;
– auflösend bedingte § 5 Anm. 485;
– aufschiebend bedingte § 5 Anm. 485, § 6 Anm. 301; s. auch „Rückstellungen

für aufschiebend bedingte Verbindlichkeiten“;
– in ausländ. Währung s. „Fremdwährungsforderungen und -verbindlichkei-

ten“;
– Bewertung § 6 Anm. 240, 1125 ff.;
– Einlage § 6 Anm. 1213 ff.;
– einnahmeabhängige § 5 Anm. 1764;
– gewinnabhängige § 5 Anm. 1762, 1764;
– aus künftigen Einnahmen oder Gewinnen zu erfüllende § 5 Anm. 485,

1761 ff., s. auch „Rückstellungen für aus künftigen Einnahmen oder Gewin-
nen zu erfüllende Verbindlichkeiten“;

– kurzfristige § 6 Anm. 1147;
– öffentlich-rechtl. § 6 Anm. 1155; s. auch „Rückstellungen für öffentlich-

rechtliche Verbindlichkeiten“;
– aus schwebenden Geschäften § 5 Anm. 290, 473, 482;
– Umweltschutzverbindlichkeiten, Umweltverbindlichkeiten s. „Rückstellungen

für Umweltschutzverbindlichkeiten“;
– unverzinsliche § 6 Anm. 1143 ff.;
– verjährte s. „Rückstellungen für verjährte Verbindlichkeiten“;
– verzinsliche § 6 Anm. 1148;
– wertgesicherte § 6 Anm. 1155.
Verbindlichkeitsrückstellung: s. „Rückstellungen für ungewisse Verbindlich-
keiten“.
Verbindlichkeits- und Rückstellungsneubewertungsrücklage: s. „Rück-
lagen“.
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Verbrauchsfolge-, Veräußerungsfolgefiktion: § 6 Anm. 1123e.
Verbrauchsfolge-, Veräußerungsfolgeverfahren: § 5 Anm. 217, § 6 Anm. 19,
210; s. auch „Fifo-Verfahren“, „Hifo-Verfahren“, „Lifo-Verfahren“.
Verbrauchsteuern: § 5 Anm. 118, 805, 1978 ff., § 6 Anm. 463g; s. auch „Bier-
steuer“, „Branntweinsteuer“, „Kaffeesteuer“, „Schaumweinsteuer“, „Tabaksteu-
er“.
Verdeckte Einlage: § 5 Anm. 273, 1748, § 6 Anm. 17, 803, 974, 1212, 1214c,
1229a, 1336, 1369c, 1375, 1474h, 1474j, 1474u, 1475 ff., 1488a ff.; vgl. auch FG
Saarl. v. 6.2.2009, EFG 2009, 657, rkr.
Verdeckte Gewinnausschüttung: § 5 Anm. 273, 1749, § 6 Anm. 404, 1336.
Verderb: s. „Wertminderung“.
Verfügungsverbot: § 6 Anm. 1025.
Verjährte Verbindlichkeiten: s. „Rückstellungen für verjährte Verbindlichkei-
ten“.
Verkaufskosten: s. „Veräußerungskosten“.
Verkaufsverbot: s. „Veräußerungsverbot“.
Verkaufswertverfahren: § 6 Anm. 1004, 1012, 1025.
Verlag: § 5 Anm. 1715, 1760 „Abonnentenstamm“, § 6 Anm. 1000, 1025; s.
auch „Autorenhonorar“, „Bücher“, „Rückstellungen für Druckbeihilfen“.
Verlagsrecht: § 5 Anm. 381, 1683, 1708, 1715, 1808.
Verlagswert: § 5 Anm. 381, 1700, § 6 Anm. 723.
Verlustprodukte: § 6 Anm. 1014, 1025 „Aktionsware“, „Verkaufserlöse“,
„Verlustprodukte“; s. auch „Saisonwaren“, „Sonderangebote“.
Vermächtnisnießbrauch: s. „Nießbrauch“.
Vermietung: s. „Miete, Mieter“.
Vermietungsrecht: § 6 Anm. 307.
Vermittlungsgebühren, -kosten, -provisionen: § 5 Anm. 333, 1741, 2000
(RAP), § 6 Anm. 974 „Vermittlungsprovision“; s. auch „Darlehen, Vermitt-
lungsprovision“; vgl. auch BFH v. 3.8.2005 – I R 94/03, BStBl. II 2006, 20; FG
Hamb. v. 15.10.2008 (Finanzierungsvermittlungskosten als AK), EFG 2009,
582, nrkr., Rev. Az. BFH IV R 50/08.
Vermögensgegenstand: § 5 Anm. 345, 1917; vgl. auch BFH v. 5.6.2008 – IV
R 67/05, BStBl. II 2008, 960;
– Abgrenzung zu Bilanzierungshilfen § 5 Anm. 364, 1665.
Veröffentlichung des Jahresabschlusses: s. „Rückstellungen für die Ver-
öffentlichung des Jahresabschlusses“.
Veröffentlichungskosten: § 5 Anm. 327.
Verpachtung: s. „Pachtverhältnisse“;
– eiserne § 6 Anm. 736, 1155 „Eiserne Verpachtung“.
Verpackung: § 5 Anm. 1716.
Verpackungskosten: § 6 Anm. 972, 982, 1000, s. auch „Abfüllkosten“.
Verpackungsmaterial: § 6 Anm. 977.
Verpflichtungen: s. „Verbindlichkeiten“.
Verpflichtungsverzicht: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Verrechnungsverbot: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
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Verschmelzung: § 5 Anm. 268 ff., § 6 Anm. 1484b; vgl. auch BFH v. 28.5.2008
– I R 98/06, BStBl. II 2008, 916.
Versicherungskosten: § 6 Anm. 463d, 463h, 715 „Versicherung“, 972, 975
„Transportversicherung“, 981, 1000 „Versicherungen“, 1012, 1174.
Versicherungsleistung: § 5 Anm. 830; vgl. auch FG Hamb. v. 20.8.2007, EFG
2008, 107 (Versicherungsleistung einer Baumehrpreisversicherung als AK-Min-
derung), rkr.
Versicherungsprämien: § 5 Anm. 1686, 2000 (RAP); Schl.-Holst. FG v. 25.6.
2008, EFG 2008, 1442, nrkr., Rev. Az. BFH I R 67/08.
Versicherungsunternehmen: § 5 Anm. 211, 213, 218, § 6 Anm. 265 „Anteile“
(Anlage-/Umlaufvermögen), 939, 941, 1090, 1155 „Verbindlichkeiten bei Ver-
sicherungsunternehmen“, 1189; s. auch „Rückstellungen für Beitragsrückerstat-
tungen von Versicherungsunternehmen“.
Versicherungsvertrag: § 5 Anm. 1686;
– Abschlussprovision § 5 Anm. 329;
– Aufwendungen für Abschluss § 5 Anm. 329, § 6 Anm. 975 „Versicherungs-

vertrag“.
Versorgungsrente: s. „Betriebliche Versorgungsrente“.
Versorgungsunternehmen: s. „Baukostenzuschuss“.
Versuchskosten: vgl. FG Ba.-Württ. v. 17.12.2007 – 6 K 69/05, juris.
Vertragsarztzulassung: § 5 Anm. 1683, 1700; vgl. auch FG Rhld.-Pf. v. 9.4.
2008, EFG 2008, 1107, nrkr., Rev. Az. BFH VIII R 13/08.
Vertragsaufhebung: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Vertragsstrafe: § 6 Anm. 974 „Konventionalstrafe“.
Vertreterrecht des Handelsvertreters: s. „Handelsvertreter, Vertreterrecht“.
Vertriebsgemeinkosten: § 6 Anm. 464, 1000 „Vertriebskosten“.
Vertriebskosten: § 6 Anm. 464, 1000, 1025; s. auch „Kundenberatungskosten“,
„Vertriebsgemeinkosten“, „Sondereinzelkosten des Vertriebs“.
Vertriebsrechte: s. „Belieferungsrechte, -möglichkeiten“, „Kontingente“.
Verwaltungsgebäude: s. „Büro- und Verwaltungsgebäude“.
Verwaltungsgemeinkosten: § 6 Anm. 464.
Verwaltungskosten: § 6 Anm. 463h, 715.
Verwarnungsgeld: s. „Rückstellungen für Verwarnungsgelder“.
Verwertungsrecht: § 6 Anm. 724.
Video-Film: s. „Filme, Filmrechte“.
Videokassette: § 6 Anm. 265 „Miete“ (Anlage-/Umlaufvermögen), 307 „Ver-
mietungsrecht“, 1300 (gWG).
Videoüberwachung: s. „Überwachungsanlage“.
Vieh: § 6 Anm. 730 ff.
Vitrine: s. „Möbel“.
Vollständigkeitsprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Vorbehaltsnießbrauch: s. „Nießbrauch“.
Vorbereitungskosten: § 6 Anm. 463e, 468, 984, 1000 „Arbeitsvorbereitung“,
„Vorbereitung der Fertigung“.
Vorfälligkeitsentschädigung: s. „Darlehen“.
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Vorführanlagen, -maschinen, -wagen: § 6 Anm. 265 „Vorführwagen“ (Anla-
ge-/Umlaufvermögen), 1203b; vgl. auch FG München v. 28.5.2008 – 10 K
819/07, juris (Privatnutzung eines als Vorführwagen ausgewiesenen Ferrari).
Vorkaufsrecht: § 6 Anm. 307 „Vorkaufsrecht und Vormietrecht“.
Vorlagen: s. „Werkzeuge“.
Vormietrecht: § 6 Anm. 307 „Vorkaufsrecht und Vormietrecht“.
Vorräte: s. „Vorratsvermögen“.
Vorratsanschaffung: § 6 Anm. 1260.
Vorratsvermögen: § 6 Anm. 19 ff., 120, 129, 239, 265 „Vorräte“ (Anlage-/Um-
laufvermögen), 965 ff., 1123a; s. auch „Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe“, „Er-
zeugnisse, unfertige“, „Leistungen, unfertige“, „Waren“.
Vorsatztür: s. „Türen“.
Vorsichtsprinzip: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Vorsteuer: § 6 Anm. 974, 1262, 1313, 1436.
Vorweggenommene Erbfolge: s. „Erbfolge, vorweggenommene“.
Währungsrisiken: s. „Risiken“.
Währungsverlust: § 6 Anm. 13, 90, 944.
Wärmeanschluss: § 6 Anm. 661, 715 „Strom-, Gas-, Wasser-, Wär-
meanschluss“; s. auch „Leitungsverlegung“.
Wärmerückgewinnungsanlage: § 6 Anm. 661.
Wärmeschutz: § 6 Anm. 484.
Wäsche: § 6 Anm. 154 „Gastronomie“ (Zulässigkeit der Festwertbildung), 1300
„Hotel“, „Schiffsausrüstung“ (gWG).
Wald: § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen), 730, 739 ff., 780; s. auch
„Aufforstung“, „Bäume“, „Holz“; vgl. auch BFH v. 20.9.2007 – IV R 20/05,
BFH/NV 2008, 532 (Waldwertminderung).
Waldgrundstück: § 5 Anm. 586, § 6 Anm. 741; s. auch „Aufforstung“, „Bäu-
me“, „Holz“, „Wald“.
Walzen und Werksgeräte: s. „Werkzeuge“.
Wandelschuldverschreibungen: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 1090.
Wandmosaik: § 6 Anm. 715.
Waren: § 6 Anm. 965, 973, 974 „Eingegangene Ware“, 1021, 1124 „verderb-
liche Waren“.
Warenrückvergütung: § 6 Anm. 974.
Warenzeichen, Warenzeichenrecht: § 5 Anm. 1700, 1808, § 6 Anm. 722; s.
auch „Marken“; vgl. auch Hess. FG v. 15.12.2004 – 4 K 2565/01, juris.
Wartungskosten, -vertrag: § 6 Anm. 463, 463e; s. auch „Rückstellungen für
Wartungsaufwand“; vgl. auch FG Berlin-Brandenb. v. 18.11.2008, EFG 2009,
316 (Wartungskosten für gewerblich vermietetes Flugzeug), nrkr., NZB Az.
BFH I B 222/08.
Waschmaschine: s. „Küche“.
Wasseranschluss: § 6 Anm. 641, 715 „Strom-, Gas-, Wasser-, Wär-
meanschluss“, 1300 „Hausanschlüsse“ (gWG); s. auch „Leitungsverlegung“.
Wasserenthärtungsanlage: § 6 Anm. 715.
Wasserleitung: § 6 Anm. 644; s. auch „Leitungsverlegung“.
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Wassermesser: s. „Mess- und Prüfgeräte“.
Wassernutzungsrecht: vgl. FG München v. 9.12.2008, EFG 2009, 909 (imma-
terielles WG), rkr.
Webmaschine: s. „Spinnerei“.
Website: § 5 Anm. 371, 1760 „Internet-Website“; s. auch „Internet-Domain“.
Wechsel: § 6 Anm. 1120.
Wechseldiskont: § 5 Anm. 241, 2000 (RAP).
Wechselkursrisiken: s. „Risiken“.
Weg: s. „Zufahrt“.
Wegebeitrag: § 5 Anm. 1273.
Wegerecht: § 5 Anm. 1760 „Zuschuss“; § 6 Anm. 89, 780.
Weihnachtsgeld, -gratifikation: § 5 Anm. 2000 „Weihnachtsgeld, -gratifikati-
on“ (RAP), § 6 Anm. 463a, 1000 „Weihnachtszuwendungen“; s. auch „Rückstel-
lungen für Weihnachtsgratifikationen“.
Wein: § 6 Anm. 965, 1124; s. auch „Schaumwein“, „Stillwein“, „Übermengen-
wein“.
Weinbau: § 5 Anm. 1690, § 6 Anm. 736.
Werbeagentur: § 6 Anm. 1000, 1025.
Werbeartikel: s. „Werbemittel“.
Werbeaufwand: § 5 Anm. 1760 „Werbung“, 2000 (RAP), § 6 Anm. 1021; vgl.
auch FG München v. 10.5.2006, EFG 2006, 1238 (Aufwendungen für Umla-
ckierung und Beschriftung von Fahrzeugen und Maschinen des Anlagever-
mögens zu Werbezwecken), rkr.
Werbefilme: § 6 Anm. 265 „Filme“ (Anlage-/Umlaufvermögen).
Werbemittel: § 5 Anm. 1760 „Werbung“, 2000 „Katalog“ (RAP), § 6 Anm. 265
„Werbeartikel“ (Anlage-/Umlaufvermögen), 1025, 1260, 1300 „Ruhebänke“
(gWG).
Werklohnforderung: s. „Bauvertrag“.
Werkzeuge: § 5 Anm. 1760 „Vorlagen und Formen“, § 6 Anm. 154 (Zulässig-
keit der Festwertbildung), 265 „Formen und Modelle“, „Lithographien“,
„Schriftmetalle“, „Werkzeuge“ (Anlage-/Umlaufvermögen), 715 „Modelle“,
965, 1300 „Druckformen“, „Druckwalzen“, „Formplatten“, „Lithographien“,
„Schriftenminima“, „Werkzeuge“ (gWG).
Werkzeugkostenbeiträge: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Wertaufholung: s. „Zuschreibung“.
Wertaufholungs- oder Neubewertungsrücklage: s. „Passivierungswahl-
recht“, „Rücklagen“.
Wertberichtigung: § 5 Anm. 609 (Abgrenzung von Garantierückstellung),
1917 (Abgrenzung von RAP), § 6 Anm. 929 ff.; s. auch „Einzelwertberichti-
gung“, „Pauschalwertberichtigung“.
Wertermittlung, progressive: s. „Wertermittlungsrichtung“.
Wertermittlung, retrograde: s. „Wertermittlungsrichtung“.
Wertermittlungsrichtung: § 6 Anm. 101, 110;
– progressive § 6 Anm. 110;
– retrograde § 6 Anm. 110.
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Wertmarken: § 6 Anm. 1119; s. auch „Briefmarken“.
Wertminderung: § 6 Anm. 726, 811, 925, 1016, 1025 „Wertminderungen durch
Beschädigungen, Verderb usw.“;
– dauernde bzw. voraussichtlich dauernde § 6 Anm. 53, 558, 562, 1008, 1009,

1095, 1139; vgl. auch BFH v. 26.9.2007 – I R 58/06, BStBl. II 2009, 294 (bör-
sennotierte Aktien); FG Münster v. 27.6.2008, EFG 2008, 1631 (Gebäude),
nrkr., Rev. Az. BFH I R 74/08; Sächs. FG v. 19.6.2008 – 8 K 848/07, juris
(Eigentumswohnung), nrkr., Rev. Az. BFH IV R 38/08;

– vorübergehende bzw. voraussichtlich vorübergehende § 6 Anm. 53, 562.
Wertpapiere: § 5 Anm. 1945, § 6 Anm. 265 (Anlage-/Umlaufvermögen),
1090 ff.
Wertpapierleihe: § 6 Anm. 1155.
Wertschwankungen: § 6 Anm. 87, 811.
Wertsicherungsklausel: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 291, 1155 „Wertgesi-
cherte Verbindlichkeiten“.
Wertverzehr des Anlagevermögens: § 6 Anm. 463 f., 983.
Wesentliche Bestandteile: s. „Bestandteile, wesentliche“.
Wesentliche Betriebsgrundlage: s. „Betriebsgrundlage, wesentliche“.
Wesentlichkeitsgrundsatz: s. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“.
Wettbewerbsverbot: § 5 Anm. 1700, 1760, 2000 (RAP).
Wiederaufforstung: s. „Aufforstung“, „Nachaufforstung“, „Rückstellungen für
Wiederaufforstungskosten“, „Zweitaufforstung“.
Wiederauffüllung, Wiederauffüllungsverpflichtung, Wiederauffüllungs-
kosten: s. „Rückstellungen für Rekultivierungsverpflichtungen“.
Wiederbepflanzungsrecht: § 5 Anm. 1690.
Wiederbeschaffungskosten: § 6 Anm. 65, 595, 615, 1008 f., 1019, 1199.
Wiederbeschaffungswert: § 6 Anm. 53; s. auch „Reproduktionskostenwert,
Reproduktionswert“.
Wiederherstellung: § 6 Anm. 499.
Wiederherstellungskosten: § 6 Anm. 65, 615, 1009, 1019, 1199.
Wiederkehrende Leistungen: § 6 Anm. 1374.
Wiederkehrschuldverhältnis: § 5 Anm. 243.
Wintergarten: § 6 Anm. 715.
Wirtschaftliche Zurechnung: s. „Zurechnung“.
Wirtschaftliches Eigentum: s. „Zurechnung“.
Wirtschaftserschwernis-Entschädigungen: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Wirtschaftsgut § 5 Anm. 340 ff., 350 ff., 390 ff., 1680, § 6 Anm. 226, 230, 1199,
1369a, 1430; s. auch „Anlagevermögen“, „Umlaufvermögen“, „Vorratsver-
mögen“; vgl. auch FG München v. 9.12.2008, EFG 2009, 909, rkr.;
– Abgrenzung von geleisteten Anzahlungen § 5 Anm. 363;
– Abgrenzung von RAP § 5 Anm. 294, 361, 1917;
– Abgrenzung von Bilanzierungshilfen § 5 Anm. 366;
– abnutzbar § 5 Anm. 379; vgl. auch BFH v. 16.10.2008 – IV R 1/06, BFH/

NV 2009, 723 (Zuckerrübenlieferungsrecht); Schl.-Holst. FG v. 7.5.2008 – 5
K 322/04, juris, nrkr., Rev. Az. BFH IX R 34/08; v. 7.5.2008, EFG 2008,
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1711 (Milchlieferrecht), nrkr., Rev. Az. BFH IX R 33/08; FG Berlin-Bran-
denb. v. 6.12.2007, EFG 2008, 530 (wertvolle Gemälde anerkannter Meister),
rkr.;

– mit Auslandsbezug/in ausländ. Betriebsstätte/Überführung in das Ausland
bzw. in eine ausländ. Betriebsstätte § 6 Anm. 10, 30 ff., 1201a, 1440b, 1449,
1463 ff.;

– beweglich § 5 Anm. 384;
– als Gegenstand der Bewertung § 6 Anm. 226, 719, 722;
– als Gegenstand der Bilanzierung § 5 Anm. 318;
– geringwertig § 5 Anm. 322, § 6 Anm. 734, 1249 ff.; vgl. auch BFH v. 31.7.

2008 – III B 73/07, BFH/NV 2008, 1883 (Ladungsträger); v. 20.11.2003 –
III B 37/03, BFH/NV 2004, 370 (Einzelteile von Musterküchen);

– immateriell § 5 Anm. 113, 294, 326, 376, 381, 1683 ff., 1705 ff., § 6
Anm. 722 ff., 900 ff., 1345; vgl. auch BFH v. 16.10.2008 – IV R 1/06, BFH/
NV 2009, 723 (Zuckerrübenlieferungsrecht); v. 30.10.2008 – III R 82/06,
BStBl. II 2009, 421 (Geopunkte); FG München v. 9.12.2008, EFG 2009, 909
(Wassernutzungsrecht), rkr.; Schl.-Holst. FG v. 7.5.2008 – 5 K 322/04 (Rev.
BFH IX R 34/08), juris, nrkr., Rev. Az. BFH IX R 34/08; v. 7.5.2008, EFG
2008, 1711 (Milchlieferrecht), nrkr., Rev. Az. BFH IX R 33/08; v. 7.5.2008,
EFG 2008, 1273 (Ackerquote, Ackerprämienberechtigung), nrkr., Rev. Az.
BFH IV R 28/08; Nds. FG v. 29.10.2007 – 9 V 328/07, juris (Ackerquote);
FG Köln v. 25.4.2007, EFG 2008, 30 (Milchkontingent), rkr.;

– materiell § 5 Anm. 115, 375, 381;
– negativ § 6 Anm. 1451a;
– nicht abnutzbar § 5 Anm. 380; vgl. auch BFH v. 5.6.2008 – IV R 67/05,

BStBl. II 2008, 960 (Baumbestand eines Forstbetriebs);
– selbständig § 5 Anm. 396, § 6 Anm. 226; vgl. auch BFH v. 17.9.2008 – IX R

1/08, BFH/NV 2009, 370 (Anbau an bestehendes Gebäude);
– Übertragung in ein anderes BV § 6 Anm. 1440 ff.;
– Übertragung, teilentgeltlich § 6 Anm. 1453;
– Übertragung, unentgeltlich § 6 Anm. 1420 ff., 1452a f.;
– unbeweglich § 5 Anm. 385;
– vertretbar § 6 Anm. 137;
– Zurechnung § 5 Anm. 310 ff., § 6 Anm. 1460a; vgl. auch FG Köln v. 25.4.

2007, EFG 2008, 30 (Milchkontingent), rkr.
Wohngebäude: § 6 Anm. 276, 638, 650.
Wohnrecht: § 6 Anm. 287.
Wohnungsabschluss: § 6 Anm. 715.
Wohnungsbaudarlehen mit Belegungsrecht: § 6 Anm. 912.
Wohnungsbaugesellschaft: vgl. FG Köln v. 23.11.2005, EFG 2006, 1497 (An-
teile an Wohnungsbau-GmbH als notwendiges SonderBV), nrkr., Rev. Az. BFH
IV R 86/06.
Wohnungsbauzuschüsse: § 5 Anm. 1790; s. auch „Rückstellungen für Woh-
nungsbauzuschüsse“.
Wohnungseigentum: § 5 Anm. 397; s. auch „Miteigentümer, Miteigentum“,
„Teileigentum“.
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Zahlungsmittel in ausländischer Währung: § 6 Anm. 24 f.
Zahlungsrisiken: s. „Risiken“.
Zahnarzt: s. „Arztpraxis“.
Zaun: s. „Umzäunung“.
Zebragesellschaft: § 6 Anm. 1447.
Zeitrente: § 6 Anm. 301, 1155 „Zeitrentenverpflichtung“.
Zeitschriften: § 6 Anm. 1300 „Bücher“, „Fachzeitschriften“ (gWG).
Zeitschriftenhandel: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Zero-Bonds: § 5 Anm. 1945, § 6 Anm. 1155.
Zierfischteich: § 6 Anm. 644, 715 „Goldfischteich“.
Zigaretten: s. „Tabak“.
Zink: s. „Verzinkerei“.
Zinsbegrenzungsprämien: § 5 Anm. 2000 (RAP).
Zinsbegrenzungsvereinbarung: § 5 Anm. 1686.
Zinsen: § 5 Anm. 2000 (RAP), § 6 Anm. 299, 465, 985, 1025, 1155 „Verbind-
lichkeiten mit verdecktem Zinsanteil“; s. auch „Abzinsung“, „Bauzeitzinsen“,
„Eigenkapitalzinsen“, „Fremdkapitalzinsen“.
Zinsfestschreibungszeitraum: § 5 Anm. 1955; vgl. auch FG München v. 9.12.
2008, EFG 2009, 909, rkr.
Zinsherabsetzung: s. „Konversion“.
Zinsstaffelmethode: § 5 Anm. 1955 f.
Zinsverbilligungszuschuss: § 5 Anm. 2000 (RAP); vgl. auch Nds. FG v. 29.3.
2006, EFG 2006, 1408, nrkr. Rev. Az. BFH IV R 26/06.
Zölle und Verbrauchsteuern: § 5 Anm. 118, 323, 1970 ff.
Zuckerrübenlieferrecht: § 5 Anm. 1690, § 6 Anm. 724; vgl. auch BFH v.
16.10.2008 – IV R 1/06, BFH/NV 2009, 723.
Zufahrt: § 6 Anm. 715 „Außenanlagen“, „Garagenzufahrt“, „Wege“.
Zugabe: § 6 Anm. 307.
Zurechnung: § 5 Anm. 310 ff.
Zusatzdarlehen: s. „Disagio-Darlehen“.
Zuschlagskalkulation: § 6 Anm. 467.
Zuschreibung: § 6 Anm. 55, 243, 256, 624 ff., 772, 971, 1256, 1307; vgl. auch
BFH v. 4.6.2008 – I R 84/07, BStBl. II 2009, 187 (Folgen handelsrechtl. Zu-
schreibung aus dem Volumen früherer steuerlicher Sonderabschreibungen); v.
24.4.2007 – I R 16/06, BStBl. II 2007, 707 (Anwendung des Wertaufholungs-
gebots auf unter Buchwertfortführung getauschte Beteiligungen); Schl.-Holst.
FG v. 5.6.2007, EFG 2007, 1449 (Wertaufholungsgebot verfassungsgemäß),
nrkr., Rev. Az. BFH IV R 37/07;
– auf Beteiligungen an PersGes. § 6 Anm. 825;
– auf KapGes.-Anteile § 6 Anm. 812, 1096;
– auf Wertpapiere § 6 Anm. 1096.
Zuschreibungsgrenze: § 6 Anm. 243.
Zuschreibungspflicht: § 6 Anm. 243, 625, 772.
Zuschreibungswahlrecht: § 6 Anm. 243, 624 f., 772.
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Zuschüsse: § 5 Anm. 595, 1760, 2000 (RAP), § 6 Anm. 1025 „Zulagen und Zu-
schüsse“, 1256, 1307; s. auch „Baukostenzuschuss“, „Fördermittel“, „Forschung
und Entwicklung“, „Investitionszulagen, -zuschüsse“, „Mieterzuschüsse“,
„Rückstellungen für Druckbeihilfen“, „Rückstellungen für rückzahlbare For-
schungszuschüsse“, „Rückstellungen für Werkzeugkostenzuschüsse“, „Rückstel-
lungen für Wohnungsbauzuschüsse“, „Sanierungszuschuss“, „Subventionen“,
„Wegebeitrag“; „Wohnungsbauzuschüsse“, „Zinsverbilligungszuschüsse“; vgl.
auch Nds. FG v. 29.3.2006, EFG 2006, 1408 (Zinsverbilligungszuschuss als Auf-
wandszuschuss), nrkr., Rev. Az. BFH IV R 26/06;
– öffentliche § 5 Anm. 1790, 2000 „Ausbildung“, „Krankenhaus-Fördermittel“

(RAP), § 6 Anm. 1181, 1256, 1307; s. auch „Rückstellungen für Rückzah-
lungsverpflichtung zweckgebundener öffentlicher Zuschüsse“;

– verlorene § 5 Anm. 1741; s. auch Hess. FG v. 25.6.2008 – 4 K 1204/07, juris.
Zuschussrücklage: s. „Rücklagen“.
Zuteilungsgebühr: s. „Geldbeschaffungskosten“.
Zuwachssparverträge: § 5 Anm. 514 „Erfüllungsrückstand“, 2000 (RAP).
Zuwendungsnießbrauch: s. „Nießbrauch“.
Zwangsversteigerung: § 6 Anm. 974, 1025.
Zweiterschließung: § 6 Anm. 641.
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